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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Verlängerung  von  Wechsel-  und  Scheckfristen. 

Eine  Verordnung  des  Justizministers  vom  17.  Juni  1915 
über  eine  Verlängerung  von  Fristen  zur  Vornahme 
Wechsel-  und  scheckrechtlicher  Handlungen  bestimmt: 

§  I.  Bei  Wechseln  und  Schecks,  die  ganz  oder  teil¬ 
weise  in  den  Monaten  Juli  und  August  1915  zahlbar 
sind,  gelten  die  Präsentation  zur  Zahlung  und  die  Pro¬ 
testerhebung  als  rechtzeitig,  wenn  sie  innerhalb  von 
sechs  Werktagen  nach  dem  Zahlungstage  vorgenommen 
werden;  ferner  wird  bei  solchen  Wechseln  und  Schecks 
die  Frist  für  die  Benachrichtigung  der  Vorniänner  auf 
sechs  Werktage  verlängert. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Juli  1915  in  Wirk¬ 
samkeit. 

Ausnahmsbestimmungen  auf  dem  Gebiete  des 
Markenschutzwesens.  Eine  Verordnung  des  Mini¬ 
steriums  für  öffentliche  Arbeiten  im  Einvernehmen  mit 
den  Ministerien  des  Handels  und  der  Justiz  vom  24.  Juni 
1915,  betreffend  eine  Ergänzung  der  Verordnung  vom 
24.  September  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  257,  womit  aus  Anlaß 
der  kriegerischen  Verwicklungen  Ausnahmsbestim¬ 
mungen  auf  dem  Gebiete  des  Markenschutzwesens  ge¬ 
troffen  werden,  verfügt: 

§  I.  §  I  der  Verordnung  des  Ministeriums  für  öffent¬ 
liche  Arbeiten  im  Einvernehmen  mit  den  Ministerien 
des  Handels  und  der  Justiz  vom  24.  September  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  257,  hat  zu  lauten: 

„Zur  Erneuerung  der  Marken,  die,  um  das  Marken¬ 
recht  gemäß  der  Bestimmung  des  §  16  des  Marken¬ 
schutzgesetzes  vom  6.  Januar  1890,  R.-G.-Bl.  Nr.  19, 
aufrechtzuerhalten,  in  der  Zeit  vom  26.  Juli  1914  ange¬ 
fangen  zu  erneuern  waren  oder  sind,  wird  eine  Frist 
bis  zum  Ablaufe  von  drei  Monaten  nach  dem  durch  eine 
Verordnung  festzusetzenden  Tage  gewährt.“ 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Gleichzeitig  tritt  die  Verordnung  vom  24.  Dezember 
1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  355,  außer  Kraft. 

Ausnahmen  vom  Zahlungsverbot  gegen  Rußland. 

Eine  Verordnung  des  Finanzministers  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  des  Innern  vom  23.  Juni  1915  über 
Ausnahmen  vom  Zahlungsverbote  gegen  Rußland  be¬ 
stimmt: 

Auf  Grund  des  §  4  der  Verordnung  des  Gesamtmini¬ 
steriums  vom  22.  Oktober  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  291,  und 
des  §  I  der  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom 
14.  Dezember  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  343,  w'erden  Zah¬ 
lungen  und  Überw'eisungen  in  die  in  österreichisch¬ 
ungarischer  Militärverwaltung  stehenden  Gebiete  Polens 
bis  auf  weiteres  zugelassen. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Sicherstellung  der  Versorgung  mit  Getreide  und 
Mehl.  Eine  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  Juni  1915, 
betreffend  die  Sicherstellung  der  Versorgung  mit  Ge¬ 
treide  und  Mehl,  bestimmt: 
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Beschlagnahme.  §  i.  Das  inländische  Getreide 
der  Ernte  des  Jahres  1915,  und  zwar  Weizen,  Spelz, 
Roggen  (Korn),  Halbfrucht,  Gerste,  Buchweizen,  Hafer 
und  Mais  aller  Art,  ist  mit  dem  Zeitpunkte  der  Tren¬ 
nung  vom  Ackerboden  zu  gunsten  des  Staates  beschlag¬ 
nahmt. 

Ebenso  sind  die  am  15.  August  1915  noch  vorhandenen 
\’orräte  an  altem  Getreide  der  erwähnten  Gattungen 
und  an  den  aus  altem  Getreide  gewonnenen  Mahl¬ 
produkten  aller  Art,  sofern  sich  diese  Vorräte  nicht  im 
Besitze  der  Militärverwaltung  oder  der  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  befinden,  mit  diesem  Tage  zu  gunsten 
des  Staates  beschlagnahmt. 

Die  Besitzer  der  beschlagnahmten  Gegenstände  sind 
verpflichtet,  für  deren  Erhaltung  Sorge  zu  tragen. 

§  2.  Die  Beschlagnahme  hat  die  Wirkung,  daß  die 
beschlagnahmten  Gegenstände  (§  i)  weder  verarbeitet, 
verbraucht,  verfüttert,  noch  freiwillig  oder  zwangsweise 
veräußert  werden  dürfen,  sofern  nicht  in  dieser  kaiser¬ 
lichen  \Trordnung  oder  durch  besondere  Vorschriften 
andere  Anordnungen  getroffen  werden. 

Rechtsgeschäfte,  die  gegen  dieses  Verbot  verstoßen, 
sind  nichtig. 

§  3.  Ungeachtet  der  Beschlagnahme  dürfen 

1.  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe 

a)  zur  Ernährung  der  Angehörigen  ihres  Haushaltes 
(Wirtschaft)  einschließlich  jener  Arbeiter  und  Ange¬ 
stellten,  denen  freie  Kost,  Mahlprodukte  oder  Brot¬ 
getreide  als  Lohn  gebühren,  die  beschlagnahmten  Gegen¬ 
stände  in  einer  nach  der  Verbrauchsregelung  festge¬ 
setzten  Menge  verbrauchen, 

b)  die  zur  Aussaat  notwendigen  Getreidemengen, 
deren  Höchstausmaß  durch  die  Behörde  bestimmt  wird, 
verwenden  und 

c)  den  Hafer  und  das  beim  Drusche  abfallende,  nicht 
mahlfähige  Getreide  (Hintergetreide)  in  einer  durch  be¬ 
sondere  \'^orschriften  (§  2)  zu  bestimmenden  Menge  ver¬ 
füttern  ; 

2.  Mühlen  das  ihnen  von  landwdrtschaftlichen  Selbst¬ 
versorgern  zur  Vermahlung  übergebene  Getreide  (Z.  i, 
lit.  a)  vermahlen. 

§  4.  Die  allgemeinen  Anordnungen  über  die  Verwendung 
der  beschlagnahmten  Gegenstände  trifft  der  Minister  des 
Innern.  Er  bedient  sich  hierbei  zur  geschäftlichen  Durch¬ 
führung  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt,  deren  Statut 
ihren  neuen  Aufgaben  anzupassen  ist. 

Die  Verwendung  von  Getreide  und  Mahlprodukten 
(Kleie  u.  dgl.)  zu  Futterzw'ecken  wird  der  Ackerbau¬ 
minister  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
regeln. 

§  5.  Zur  Übernahme  der  beschlagnahmten  Gegenstände 
ist  die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  bestimmt,  die  sich 
zur  Durchführung  ihrer  Aufgaben  der  in  den  König¬ 
reichen  und  Ländern  zu  errichtenden  Zweigstellen  be¬ 
dient. 

Die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  ist  verpflichtet,  das 
ihr  zum  Kaufe  angebotene  mahlfähige  Getreide  anzu¬ 
kaufen. 

Der  Besitzer  der  beschlagnahmten  Gegenstände  ist 
verpflichtet,  diese,  soweit  sie  ihm  nicht  nach  Maßgabe 
der  gegenwärtigen  kaiserlichen  Verordnung  oder  der  auf 
Grund  dieser  erlassenen  besonderen  Vorschriften  zu  ver¬ 
bleiben  haben,  an  die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  oder 
an  deren  Beauftragte  um  den  festgesetzten  Übernahms¬ 
preis  (§  6)  zu  verkaufen. 

Der  Preis  ist  bei  der  Abnahme  der  Ware  bar  zu  be¬ 
zahlen.  Erfolgt  die  Abnahme  nicht  sofort  bei  Abschluß 
des  Kaufes,  so  ist  beim  Kaufabschlüsse  eine  Anzahlung 
bis  zur  Höhe  von  50  Prozent  des  Kaufpreises  zu  leisten 
und  der  Rest  nach  Maßgabe  der  weiteren  Abnahmen  zu 
bezahlen. 
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§  6.  Die  Übernahmspreise  setzt  der  Minister  des  Innern 
im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister,  dem  Han- 
delsminister  und  dem  Finanzminister  fest. 

§  7.  Die  Wirkung  der  Beschlagnahme  endigt: 

1.  mit  einer  zulässigen  Verwendung  oder  Veräußerung 

(§§  2—5), 

2.  mit  der  zw'angsweisen  Abnahme  (§  24), 

3.  mit  dem  Verfalle  (§  13). 

V  o  r  r  a  t  s  a  u  f  n  a  h  m  e.  §  8.  Der  Minister  des 
Innern  kann  jederzeit  für  alle  oder  einzelne  im  Reichs¬ 
rate  vertretene  Königreiche  und  Länder  die  Aufnahme 
der  \Mrräte  an  Getreide  und  Mahlprodukten  anordnen. 

Wer  Getreide  oder  Mahlprodukte  in  Wrwahrung  hält, 
ist  bei  solchen  Aufnahmen  verpflichtet,  diese  Vorräte  an 
dem  hierfür  bestimmten  Tage  und  innerhalb  der  festge¬ 
setzten  Frist  der  Behörde,  in  deren  Bezirke  sich  die 
Vorräte  befinden,  anzumelden. 

Die  am  Stichtage  auf  dem  Transporte  befindlichen 
Vorräte  hat  der  Empfänger  binnen  drei  Tagen  nach  dem 
Empfange  anzumelden. 

Vorräte,  die  sich  im  Besitze  der  Militärverwaltung 
befinden,  sind  von  der  Anmeldepflicht  ausgenommen. 

§  9.  Die  Vorratsaufnahme  erfolgt  gemeindeweise 
mittels  amtlicher  Anmeldeblätter,  die  entweder  durch  den 
Anmeldepflichtigen  oder  nach  dessen  Angaben  durch 
einen  von  der  Behörde  bestellten  Vertrauensmann  auszu¬ 
füllen  sind.  Die  Behörde  bestimmt  unter  Berücksichti¬ 
gung  der  Ortsverhältnisse,  welches  Verfahren  in  den 
einzelnen  Gemeinden  oder  Gemeindeteilen  zur  Anwen¬ 
dung  zu  gelangen  hat. 

Die  ausgefüllten  Amneldeblätter  sind  an  die  Behörde 
vorzulegen  oder  an  das  mit  der  Empfangnahme  betraute 
Organ  abzugeben. 

§  10.  Die  Behörde  hat  sich  auf  geeignete  Weise  zu 
überzeugen,  daß  die  Amneldeblätter  ordnungsmäßig  aus¬ 
gefüllt  und  die  dort  gemachten  Angaben  richtig  sind. 
Ergeben  sich  Bedenken  gegen  die  Richtigkeit  oder  Voll¬ 
ständigkeit  der  in  den  Anmeldeblättern  enthaltenen  Daten 
und  können  diese  Bedenken  auf  eine  andere  Art  und 
Weise  mit  Verläßlichkeit  nicht  behoben  werden,  so  kann 
die  Behörde  jederzeit  in  den  betreffenden  Gemeinden 
eine  neue  Vorratsaufnahme  anordnen. 

Über  die  vorhandenen  Vorräte  verfaßt  die  Behörde 
für  jede  Gemeinde  eine  Gemeindeübersicht  und  aus  den 
Gemeindeübersichten  eine  Bezirksübersicht.  Die  Ver¬ 
fassung  der  Gemeindeübersicht  kann  auch  der  Gemeinde 
überlassen  werden. 

§  II.  Jedermann  ist  verpflichtet,  über  Aufforderung 
der  Behörde  das  Amt  eines  Vertrauensmannes  zu  über¬ 
nehmen  und  bei  der  Vorratsaufnahme,  Überprüfung  und 
Aufarbeitung  mitzuwirken.  Bei  Personen,  die  im  öffent¬ 
lichen  Dienste  stehen,  ist  zu  dieser  Mitwirkung  die  Zu¬ 
stimmung  ihrer  Dienstbehörde  erforderlich. 

Die  Vertrauensmänner  haben  ohne  Ansehen  der  Person 
und  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  zu  verfahren, 
die  zu  ihrer  Kenntnis  gelangten  privaten  Verhältnisse 
oder  Geschäftsgeheimnisse  der  Vorratsbesitzer  geheim 
zu  halten  und,  sofern  sie  nicht  öffentliche  Beamte  sind, 
die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  zu  geloben. 

Das  Amt  eines  Vertrauensmannes  ist  ein  Ehrenamt. 

Die  Enthebung  von  der  Bestellung  als  Vertrauens¬ 
mann  kann  nur  aus  wichtigen  Gründen  erfolgen. 

§  12.  Die  Behörde  ist  berechtigt,  in  den  Betriebs-, 
Vorrats-  und  sonstigen  Räumen  durch  ihre  Beauftragten 
jederzeit  Besichtigungen  vorzunehmen  und  Wirtschafts¬ 
und  Geschäftsaufzeichnungen  einzusehen. 

Den  Beauftragten  der  Behörde  ist  der  Eintritt  in  diese 
Räume  zu  gestatten,  und  sind  auf  Verlangen  alle  er¬ 
forderlichen  Auskünfte  zu  erteilen. 

Erzeuger,  Händler,  Lagerhäuser  und  Verkehrsunter¬ 
nehmungen  sind  insbesondere  verpflichtet,  zur  Prüfung 
der  erstatteten  Anmeldungen  der  Behörde  über  Auf- 
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forderung  die  erforderlichen  Auskünfte  und  Nach- 
ueisungen  über  die  Voräte  und  Lieferungen  zu  geben. 

§  13.  Anmeldepflichtige  Vorräte,  die  nicht  angenieldet 
werden,  sind  von  der  Behörde  zu  gunsten  des  Staates 
für  verfallen  zu  erklären.  Nur  in  besonders  rücksichts¬ 
würdigen  Fällen  kann  der  Minister  des  Innern  die  Nach¬ 
sicht  gewähren. 

Die  verfallenen  Vorräte  hat  der  Staat  zur  Versorgung 
der  Bevölkerung  zu  verwenden. 

§  14.  Zur  Ermöglichung  einer  fortlaufenden  Übersicht 
über  die  vorhandenen  Getreidevorräte  können  Unter¬ 
nehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  von  der  politischen 
Landesbehörde  zur  Erteilung  von  Auskünften  über  ihre 
Ernteflächen  und  zur  Führung  von  Vormerken  über  die 
Ernte-  und  Druschergebnisse  verhalten  werden. 

Verbrauchsregelung.  §  15.  Der  Minister  des 
Innern  bestimmt,  nach  welchen  Grundsätzen  die  verfüg¬ 
baren  Vorräte  dem  Verbrauche  zuzuführen  sind.  Er 
stellt  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister,  dem 
Handelsminister  und  dem  Finanzminister  auf  Grund 
kaufmännischer  Berechnung  der  zu  deckenden  Kosten 
auch  die  Verkaufspreise  der  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  fest. 

§  16.  Die  zur  Regelung  des  Verbrauches  im  Lande 
erforderlichen  Verfügungen  trifft  die  politische  Landes¬ 
behörde.  Bei  Versorgung  dieser  Geschäfte  kann  sich  die 
Landesbehörde  eines  von  ihr  zusammengesetzten  Bei¬ 
rates  bedienen. 

§  17.  Die  zur  Regelung  des  Verbrauches  in  den  ein¬ 
zelnen  Gemeinden  erforderlichen  näheren  Verfügungen 
können  der  Behörde  oder  für  das  Gemeindegebiet  der 
Gemeinde  überlassen  werden.  Diese  Geschäfte  besorgt 
die  Gemeinde  im  übertragenen  Wirkungskreise. 

§  18.  Bei  Besorgung  dieser  Geschäfte  kann  sich  die 
Behörde  eines  ständigen  Beirates  oder  Sachverständiger 
bedienen. 

Wird  die  Regelung  des  Verbrauches  der  Gemeinde 
übertragen,  so  kann  die  Gemeindevertretung  die  damit 
verbundenen  Geschäfte  durch  einen  besonderen  Appro- 
visionierungsausschuß  besorgen. 

Auf  die  Mitglieder  des  Beirates  oder  des  Approvisio- 
nierungsausschusses  sowie  auf  die  Sachverständigen 
finden  die  Bestimmungen  des  §  ii  Anwendung. 

Wenn  die  Gemeinde  ihren  Aufgaben  bei  der  Regelung 
des  Verbrauches  nicht  nachzukommen  vermag,  kann  ihr 
die  Besorgung  dieser  Geschäfte  von  der  Behörde  jeder¬ 
zeit  entzogen  werden. 

§  19.  Die  politische  Landesbehörde  und  mit  deren  Er¬ 
mächtigung  die  Behörde  oder  die  Gemeinde,  der  die 
Regelung  des  Verbrauches  übertragen  wurde,  hat  den 
Verschleißpreis  für  den  Detailverkehr  festzusetzen  und 
kann  ferner 

1.  die  Abgabe  von  Brot  und  Mahlprodukten  in  be¬ 
stimmten  Mengen  und  Abgabestellen,  zu  bestimmten 
Stunden,  gegen  Ausweis  oder  in  anderer  Weise  regeln, 

2.  die  Erzeugung  von  Einheitsbrot  anordnen  und 

3.  die  Erzeugung  und  den  Vertrieb  von  Brot  und  Ge¬ 
bäck  im  Rahmen  der  bestehenden  allgemeinen  Bestim¬ 
mungen  regeln. 

Drusch,  Lagerung  und  Vermahlung. 
§  20.  Der  Besitzer  von  Getreide  ist  verpflichtet,  den 
Drusch  (Rebelung  des  Mais)  vorzunehmen. 

Die  Behörde  kann  hierfür  eine  Frist  bestimmen  und 
nach  fruchtlosem  Ablaufe  dieser  Frist  auf  Kosten  und 
Gefahr  des  Besitzers  das  Getreide  ausdreschen  lassen 
und  zu  diesem  Zwecke  seine  Wirtschaftsräume  und  die 
Mittel  seines  Betriebes  in  Anspruch  nehmen. 

Das  Stroh  wird  mit  dem  Ausdreschen  von  der  Be¬ 
schlagnahme  frei. 

§  21.  Über  behördliche  Aufforderung  sind  Mühlen 
verpflichtet,  Getreide  aufzubewahren  und  auszumahlen. 


Die  Lagerungsgebühr  und  der  Mahllohn  können  von 
der  Behörde  bestimmt  werden. 

§  22.  Die  zum  Aufkäufe  der  beschlagnahmten  Gegen¬ 
stände  von  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  Beauf¬ 
tragten  dürfen  über  die  gekauften  Gegenstände  nur  nach 
Maßgabe  der  ihnen  von  der  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  erteilten  Aufträge  weiter  verfügen. 

Ebenso  sind  Mühlen,  die  von  der  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  oder  deren  Beauftragten  Getreide  über¬ 
nehmen,  verpflichtet,  über  dieses  Getreide  und  die  daraus 
gewonnenen  Mahlprodukte,  sofern  nicht  durch  besondere 
Anordnungen  etwas  anderes  bestimmt  wird,  nur  nach 
Maßgabe  der  Weisungen  der  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  zu  verfügen. 

Mühlen,  die  für  landwirtschaftliche  Selbstversorger 
(§  3)  Getreide  ausmahlen,  haben  vom  i.  Juli  1915  an 
ein  V'ormerkbuch  zu  führen,  aus  dem  der  Name  und 
Wohnort  des  Besitzers  des  Mahlgutes,  dessen  Art  und 
Menge,  die  daraus  gewonnenen  Mahlprodukte  und  der 
Tag  ihrer  Ausfolgung  ersichtlich  sein  muß. 

Auch  sonst  können  Mühlen  von  der  Behörde  verhalten 
werden,  zur  Kontrolle  über  die  Vermahlung  und  Abgabe 
von  Mahlprodukten  Vormerkbücher  zu  führen. 

Die  politische  Landesbehörde  kann  das  Muster  solcher 
Vormerkblätter  vorschreiben. 

§  23.  Die  Behörde  kann  Lagerräume  für  die  Auf¬ 
bewahrung  von  Getreide  und  Mahlprodukten  und 
Trockenanlagen  für  die  Behandlung  von  Getreide  gegen 
eine  von  ihr  festzusetzende  'Wrgütung  in  Anspruch 
nehmen. 

Besitzer  von  Mühlen,  Lagerräumen  oder  Trocken¬ 
anlagen  sind  verpflichtet,  den  Beauftragten  der  Behörde 
den  Eintritt  in  die  Betriebsräume  und  deren  Besichti¬ 
gung  jederzeit  zu  gestatten  und  die  erforderlichen  Aus¬ 
künfte  zu  erteilen. 

Z  w  a  n  g  s  m  a  ß  n  a  h  m  e  n.  §  24.  Weigert  sich  der 
Besitzer,  seine  beschlagnahmten  Vorräte  an  Getreide 
oder  Mahlprodukten  an  die  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  zu  verkaufen  (§  5)  oder  ist  die  Person  oder  der 
Aufenthalt  des  Verfügungsberechtigten  nicht  bekannt, 
so  hat  die  Behörde  über  die  Verpflichtung  zur  Abgabe 
der  Vorräte  zu  erkennen  und  erforderlichen  Falles  deren 
zwangsweise  Abnahme  zu  verfügen. 

Das  Erkenntnis  wirkt  gegen  jedermann,  dem  Rechte 
an  den  Vorräten  zustehen. 

§  25.  Kommt  es  zu  einer  zwangsweisen  Abnahme  der 
Vorräte,  so  sind  von  dem  Übernahmspreis  (§  6)  10  Pro¬ 
zent  in  Abschlag  zu  bringen. 

Ist  der  Besitzer  oder  dessen  Aufenthalt  nicht  bekannt 
oder  hat  der  Preis  zur  Befriedigung  von  Ansprüchen 
dritter  Personen  aus  dinglichen  Rechten  zu  dienen,  so 
ist  der  Preis  bei  Gericht  zu  erlegen. 

Allgemeine  Bestimmungen.  §  26.  Der  Be¬ 
sitzer  von  Vorräten  an  Getreide  und  Mahlprodukten  hat 
diese  auch  nach  dem  Verkaufe  so  lange  unentgeltlich 
aufzubewahren  und  für  ihre  Erhaltung  Sorge  zu  tragen, 
bis  die  Abnahme  erfolgt. 

§  27.  Sendungen  von  Getreide  und  Mahlprodukten 
dürfen  von  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffahrtsunter¬ 
nehmungen  nur  dann  zum  Transporte  angenommen 
werden,  wenn  den  Frachtdokumenten  für  jede  Sendung 
eine  Transportbescheinigung  beigegeben  ist. 

Zur  Ausstellung  der  Transportbescheinigung  ist  aus¬ 
schließlich  die  Behörde  genehmigt.  Das  Muster  dieser 
Bescheinigung  wird  vom  Minister  des  Innern  bestimmt. 

§  28.  Die  Gemeinden  sind  zur  Mitwirkung  bei  der 
Durchführung  dieser  kaiserlichen  Verordnung  ver¬ 
pflichtet. 

§  29.  Unter  „Behörde“  ohne  nähere  Bezeichnung  wird 
in  dieser  kaiserlichen  Verordnung  die  landesfürstliche 
politische  Bezirksbehörde,  in  Gemeinden  mit  eigenem 
Statute  die  Gemeindebehörde  verstanden,  sofern  nicht 
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die  politische  Landesbehörde  die  der  Behörde  zukommen- 
deii  Geschäfte  ganz  oder  teilweise  an  sich  zieht  oder  an 
eine  andere  Amtsstelle  überträgt. 

§  30.  Gegen  die  anf  Grund  der  vorstehenden  Bestim¬ 
mungen  getroffenen  Entscheidungen  und  Verfügungen 
ist  eine  Berufung  nicht  zulässig.  Die  Überprüfung  dieser 
Entscheidungen  und  \'erfügungen  von  Amts  wegen  bleibt 
der  Vorgesetzten  politischen  Behörde  und  dem  Minister 
des  Innern  Vorbehalten. 

§  31.  Wenn  Notfälle  eine  Ausnahmsverfügung  zur 
\'ersorgung  der  Bevölkerung  mit  Mahlprodukten  drin¬ 
gend  erheischen,  hat  die  politische  Bezirksbehörde  oder 
die  politische  Landesbehörde  solche  Verfügungen  unter 
gleichzeitiger  Mitteilung  an  die  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  zu  treffen. 

Im  Bedarfsfälle  kann  auch  der  Minister  des  Innern 
solche  Anordnungen  treffen. 

Strafbestimmungen.  §  32.  i.  Wer  vorsätz¬ 
lich  in  seinem  Besitze  oder  in  seiner  Verwahrung  be¬ 
findliche  Vorräte  an  Getreide  oder  an  Mahlprodukten 
der  Behörde  verheimlicht, 

2.  wer  beschlagnahmte  Vorräte  an  Getreide  oder  Mahl¬ 
produkten  beschädigt,  zerstört,  beiseite  schafft  oder  un¬ 
befugt  verarbeitet,  verfüttert  oder  veräußert, 

3.  wer  als  Saatgut  erworbenes  Getreide  dieser  Ver¬ 
wendung  entzieht, 

wird  vom  Gerichte  wegen  Übertretung  mit  Arrest  von 
einer  Woche  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Neben  der 
Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  verhängt 
werden. 

4.  Wer  sich  der  angeführten  Handlungen  an  Vorräten 
schuldig  macht,  deren  Wert  500  K  übersteigt,  wird 
wegen  Vergehens  mit  strengem  Arrest  von  einem  Monat 
bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Neben  der  Freiheitsstrafe 
kann  Geldstrafe  bis  zu  20.000  K  verhängt  werden. 

§  33.  I.  Wer  die  bei  der  Vorratsaufnahme  von  ihm 
geforderten  Angaben  nicht  innerhalb  der  gesetzten  Frist 
liefert,  die  an  ihn  gerichteten  Fragen  zu  beantworten 
sich  weigert  oder  unrichtig  beantwortet, 

2.  wer  den  Beauftragten  der  Behörde  den  Eintritt  in 
seine  Betriebs-,  Vorrats-  oder  sonstigen  Räume,  die  Ein¬ 
sicht  in  seine  Wirtschafts-  und  geschäftlichen  Aufzeich¬ 
nungen  oder  die  Erteilung  von  Auskünften  verweigert 
oder  unrichtige  Auskünfte  erteilt, 

wird  vom  Gerichte  wegen  Übertretung  mit  Arrest  von 
drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  oder  mit  Geldstrafe 
von  20  K  bis  zu  2000  K  bestraft.  Neben  der  Freiheits¬ 
strafe  kann  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  verhängt  werden. 

Das  Gericht  kann  in  diesen  Straffällen  Strafverfü¬ 
gungen  (§  460  St.-P.-O.)  erlassen,  sofern  es  höchstens 
Arrest  von  einer  Woche  oder  eine  Geldstrafe  von  100  K 
zu  verhängen  findet. 

§  34.  I.  Wer  ohne  begründete  Ursache  sich  weigert, 
das  Amt  eines  Vertrauensmannes,  Sachverständigen  oder 
Mitgliedes  eines  Beirates  oder  Approvisionierungs- 
ausschusses  (§§  ii  und  18)  zu  übernehmen  oder  ein 
solches  Amt  fortzuführen, 

2.  wer  die  in  Ausübung  eines  dieser  Ämter  zu  seiner 
Kenntnis  gelangten  privaten  Verhältnisse  oder  Ge¬ 
schäftsgeheimnisse  der  Vorratsbesitzer  unbefugt  offen¬ 
bart, 

wird  von  der  Behörde  (§  29)  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  35.  Alle  anderen  Übertretungen  der  kaiserlichen 
Wrordnung  oder  der  auf  Grund  dieser  erlassenen  Vor¬ 
schriften  werden  von  der  Behörde  (§  29)  mit  einer  Geld¬ 
strafe  bis  zu  2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Mo¬ 
naten,  bei  erschwerenden  L^mständen  aber  mit  einer 
Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs 
Monaten  bestraft. 

§  36.  Bei  einer  Verurteilung  nach  §§  32  und  35  kann 


auch  auf  den  Verlust  einer  Gewerbeberechtigung  erkannt 
werden. 

§  37.  Bezüglich  der  in  den  Wirkungskreis  der  politi¬ 
schen  Behörden  fallenden  Übertretungen  können  nach 
Maßgabe  der  Minister ialverordnung  vom  i.  März  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  49,  ohne  vorausgehendes  Verfahren  Straf¬ 
verfügungen  erlassen  w'erden. 

S  c  h  1  u  ß  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  §  38.  Die  Regierung 
w  ird  ermächtigt,  durch  Wrordnung  die  Bestimmungen 
dieser  kaiserlichen  Verordnung  abzuändern,  zu  ergänzen 
oder  auf  andere  Bedarfsgegenstände  auszudehnen. 

Die  Regierung  wird  ferner  ermächtigt,  diese  kaiser¬ 
liche  Verordnung  ganz  oder  teilweise  für  das  gesamte 
Gebiet  der  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
I.änder  oder  nur  für  einzelne  Verwaltungsgebiete  durch 
Verordnung  außer  Kraft  zu  setzen. 

§  39.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
der  Kundmachung  in  Kraft. 

Die  kaiserliche  Verordnung  vom  21.  Februar  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  41,  tritt  mit  dem  15.  August  1915  außer 
Wirksamkeit. 

Die  auf  Grund  dieser  kaiserlichen  Verordnung  er¬ 
lassenen  Ministerialverordnungen  vom  27.  Februar  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  47,  vom  i.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  49, 
vom  26.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  75,  und  vom  ii.  Mai 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  116,  bleiben  bis  auf  weiteres  in 
Geltung. 

Das  im  §  2  der  Ministerialverordnung  vom  31.  März 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  91,  enthaltene  Verbot  wird  auf 
Käufe  und  Verkäufe  von  inländischem  Getreide  der  in 
§  I  dieser  kaiserlichen  Verordnung  bezeichneten  Gat¬ 
tungen  für  die  Zeit  nach  dem  30.  Juni  1915  bis  zum 
Eintritt  der  Beschlagnahme  ausgedehnt. 

§  40.  Mit  dem  Vollzüge  ist  der  Minister  des  Innern 
im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  betraut. 

Das  neue  Statut  der  Kriegsgetreidegesellschaft. 
Der  Minister  des  Innern  hat  auf  Grund  des  §  4  der 
gleichzeitig  zur  Verlautbarung  gelangenden  kaiserlichen 
Verordnung  vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  das 
bisherige  Statut  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  außer 
Kraft  gesetzt  und  für  diese  Anstalt  das  nachstehende 
neue  Statut  erlassen: 

§  I.  Aufgaben.  Die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt 
hat  folgende  Aufgaben: 

Sie  hat  die  beschlagnahmten  Vorräte  an  Getreide  und 
Mahlprodukten  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  167,  an  sich  zu  bringen  und  für  deren  sachgemäße 
Lagerung  und  Behandlung  zu  sorgen. 

Sie  hat  die  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone 
zu  beziehenden  Mengen  an  Getreide  und  Mahlprodukten 
zu  übernehmen  und  die  zu  diesem  Zwecke  erforderlichen 
Vereinbarungen  mit  den  berufenen  Organen  der  könig¬ 
lich  ungarischen  Regierung  zu  treffen. 

Sie  hat  für  die  vorschriftsmäßige  Vermahlung  des 
übernommenen  Getreides  und  die  sachgemäße  Lagerung 
und  Behandlung  der  Mahlprodukte  zu  sorgen. 

Sie  hat  die  Verteilung  der  gesamten  ihr  sonach  zur 
Verfügung  stehenden  Vorräte  an  Getreide  und  Mahl¬ 
produkten  nach  Maßgabe  des  vom  Minister  des  Innern 
genehmigten  Versorgungsplanes  vorzunehmen. 

Sie  hat  endlich  noch  andere  einschlägige  Aufgaben 
zu  übernehmen,  die  ihr  von  der  Regierung  zugewiesen 
werden. 

§  2.  Organische  Stellung.  Die  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  ist  dem  Minister  des  Innern 
unterstellt,  der  die  näheren  Bestimmungen  über  das 
dienstliche  Zusammenarbeiten  der  Anstalt  mit  den  Or¬ 
ganen  des  Ministeriums  und  die  Behandlung  der  seiner 
Genehmigung  vorbehaltenen  Angelegenheiten  betrifift. 


1.  JULI  1915]  DAS  HANDELS  MUSEUM.  377 


Es  ernennt  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Mi¬ 
nistern  Regierungskommissäre  zur  Ausübung  der  Staats¬ 
aufsicht. 

Zur  Durchführung  der  mit  der  Aufbringung  und  Ver¬ 
teilung  der  Vorräte  in  den  einzelnen  Königreichen  und 
Ländern  verbundenen  Geschäfte  werden  außer  der  in 
Wien  bestehenden  Zentralstelle  Zweigstellen  errichtet. 

§  3.  Zentralstelle.  Die  Zentralstelle  ist  zur 
obersten  Leitung  und  Führung  der  Anstalt  berufen;  ihr 
sind  insbesondere  Vorbehalten; 

1.  die  Entscheidung  in  allen  Fragen  organisatorischer 
Natur,  soweit  sie  nicht  ausdrücklich  den  Zweigstellen 
übertragen  ist,  insbesondere  die  Feststellung  der  Grund¬ 
züge  für  die  innere  Einrichtung  des  kaufmännischen 
Dienstes  bei  den  Zweigstellen; 

2.  die  Übernahme  der  aus  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  zu  beziehenden  Vorräte  und  die  Verfügung  hier¬ 
über  im  Rahmen  des  allgemeinen  Versorgungsplanes; 

3.  die  Vorsorgen  für  die  möglichst  einheitliche  Durch¬ 
führung  der  mit  der  Aufbringung,  Lagerung,  Vermah¬ 
lung  und  Verteilung  der  Vorräte  verbundenen  Geschäfte, 
insbesondere  die  Aufstellung  einheitlicher  Bedingnisse 
für  die  Verträge  mit  den  Beauftragten  und  den  Mühlen; 

4.  die  Preispolitik  der  Anstalt  innerhalb  der  durch  die 
behördlich  festgesetzten  Preise  gezogenen  Grenzen; 

5.  die  Geldbeschaffung  und  die  Überweisung  des  er¬ 
forderlichen  Betriebsfonds  an  die  Zweigstellen; 

6.  die  gesamte  Kontrolle  in  geschäftlicher  und  finan¬ 
zieller  Beziehung;  alle  sich  auf  die  Ausübung  dieser 
Kontrolle  beziehenden  Anordnungen; 

7.  die  Führung  der  Statistik; 

8.  die  Vorsorgen  für  die  Deckung  des  Bedarfes  der 
Militärverwaltung  nach  Maßgabe  der  vom  Minister  des 
Innern  hierfür  erlassenen  Weisungen; 

9.  der  Ausgleich  zwischen  den  einzelnen  Königreichen 
und  Ländern  nach  dem  allgemeinen  Versorgungsplan. 

§  4.  Präsidium.  Die  Leitung  der  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  obliegt  dem  Präsidenten. 

Der  Präsident  sowie  die  zu  bestellenden  drei  Vize¬ 
präsidenten  werden  vom  Minister  des  Innern  ernannt 
und  abberufen. 

Der  Präsident  leitet  die  gesamte  Geschäftsgebarung 
und  vertritt  die  Anstalt  nach  außen.  Er  führt  in  der 
Verwaltungskommission  (§  5)  und  im  Beirate  (§  15) 
den  Vorsitz,  er  beruft  die  Sitzungen  ein  und  leitet  die 
Beratungen. 

Im  Falle  der  Verhinderung  des  Präsidenten  tritt  der 
von  ihm  bestimmte  Vizepräsident  in  die  Leitung  der 
Geschäfte. 

Die  Mitglieder  des  Präsidiums  haben  das  Gelöbnis  in 
die  Hände  des  Ministers  des  Innern  abzulegen. 

§  5.  Verwaltungskommission.  Bei  Durch¬ 
führung  der  Aufgaben  der  Zentralstelle  der  Anstalt  steht 
dem  Präsidenten  eine  Verwaltungskommission  beratend 
zur  Seite,  die  aus  den  Vizepräsidenten,  den  Regierungs¬ 
kommissären  und  auch  fachmännischen  Mitgliedern  be¬ 
steht,  die  vom  Präsidenten  der  Anstalt  ernannt  und  ent¬ 
hoben  werden.  Diese  letzteren  müssen  ihren  ständigen 
Wohnsitz  in  Wien  haben. 

Die  Stellen  sämtlicher  Mitglieder  der  Verwaltungs¬ 
kommission  sowie  jene  des  Präsidenten  sind  Ehren¬ 
ämter;  diese  Funktionäre  erhalten  jedoch  für  Reisen  im 
Dienste  der  Anstalt  den  Ersatz  der  Fahrtauslagen  sowie 
Diäten  in  derselben  Höhe  wie  die  Mitglieder  des  Land¬ 
wirtschaftsrates. 

Jene  Mitglieder  der  Verwaltungskommission,  die  nicht 
Staatsbeamte  sind,  haben  in  die  Hände  des  Präsidenten 
zu  geloben,  an  der  Erfüllung  der  Aufgaben  der  Anstalt 
stets  nach  bestem  Wissen  und  Gewissen  mitzuwirken  und 
das  dienstliche  Geheimnis  strenge  zu  wahren. 


§  6.  In  der  Verwaltungskommission  sind  jene  Gegen¬ 
stände  zu  beraten,  die  vom  Präsidenten  bestimmt  werden 
oder  deren  Beratung  von  einem  Regierungskommissär 
verlangt  wird. 

Es  ist  dem  Präsidenten  überlassen,  einzelnen  Mit¬ 
gliedern  der  Kommission  ständige  Referate  zu  über¬ 
tragen. 

§  7.  Direktion.  Zur  Ausführung  der  nach  den 
Weisungen  des  Präsidenten  nach  kaufmännischen  Grund¬ 
sätzen  zu  führenden  Geschäfte  der  Zentralstelle  der  An¬ 
stalt  wird  ein  Direktor  bestellt,  dem  das  erforderliche 
Personal  beigegeben  wird. 

Die  Erteilung  der  Prokura  erfolgt  durch  den  Präsi¬ 
denten  nach  Anhörung  der  Verwaltungskommission. 

§  8.  Zweigstellen.  Die  Zweigstellen  sind  han¬ 
delsgerichtlich  zu  protokollieren  und  haben  ihre  ge¬ 
schäftliche  Gebarung  nach  den  von  der  Zentralstelle  zu 
erlassenden  Vorschriften  einzurichten. 

Die  Gebarung  der  Zweigstellen  wird  vom  Landeschef 
durch  einen  von  ihm  zu  ernennenden  Regierungs¬ 
kommissär  beaufsichtigt.  Dieser  ist  berechtigt,  Ver¬ 
fügungen  der  Zweigstelle  zu  suspendieren,  bis  vom 
Landeschef  eine  Entscheidung  getroffen  wird;  der 
Landeschef  hat  der  Zweigstelle  hinsichtlich  der  Ver¬ 
sorgung  des  Landes  Aufträge  zu  erteilen,  die  von  der 
Zweigstelle  durchzuführen  sind.  Er  erteilt  diesen  Auf¬ 
trag  unmittelbar  oder  durch  den  Regierungskommissär. 
Die  Bestellung  der  Beauftragten  der  Zweigstelle  unter¬ 
liegt  der  Bestätigung  durch  den  Regierungskommissär. 

§  9.  Die  Zuständigkeit  der  Zweigstelle  umfaßt  ins¬ 
besondere: 

1.  die  Bestellung  der  Beauftragten  und  die  Organi¬ 
sation  des  Aufkaufes  im  Lande; 

2.  die  Vorsorge  für  die  Lagerung  und  Behandlung  des 
Getreides ; 

3.  die  Durchführung  der  mit  der  Vermahlung  ver¬ 
bundenen  Geschäfte; 

4.  die  Durchführung  der  Verteilung  auf  Grund  des 
behördlich  aufgestellten  Versorgungsplanes; 

5.  die  Bereitstellung  der  nach  dem  allgemeinen  Ver¬ 
sorgungsplane  zur  Deckung  des  Bedarfes  der  Militär¬ 
verwaltung  und  des  Bedarfes  anderer  Länder  bestimmten 
Mengen. 

§  IO.  Der  Vorstand  der  Zweigstelle  wird  vom  Präsi¬ 
denten  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  im  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  Chef  der  politischen  Landesbehörde  er¬ 
nannt  und  enthoben. 

Er  ist  Handlungsbevollmächtigter  der  Zentralstelle 
und  dieser  für  die  ordnungsgemäße  geschäftliche  Ge¬ 
barung  verantwortlich. 

§  II.  Firmagemäße  Zeichnung.  Die  Firma 
der  Anstalt  wird  für  die  Zentralstelle  in  der  Weise  ge¬ 
zeichnet,  daß  dem  geschriebenen,  gestempelten  oder  ge¬ 
druckten  Wortlaut  der  Firma  die  Unterschrift  zweier 
Mitglieder  des  Präsidiums  oder  eines  Mitgliedes  des 
Präsidiums  und  eines  Prokuristen  beigesetzt  wird.  Für 
die  Zweigstelle  zeichnet  der  Vorstand  als  Handlungs¬ 
bevollmächtigter. 

Die  Anstalt  führt  in  ihrem  Siegel  den  kaiserlichen 
Adler. 

§  12.  Finanzielle  Gebarung.  Die  Anstalt  er¬ 
hält  zur  Durchführung  ihrer  Aufgaben  fallweise  staat¬ 
liche  Vorschüsse,  die  nach  dem  für  den  Wechseleskont 
bei  der  österreichisch-ungarischen  Bank  geltenden  Satz 
zu  verzinsen  sind. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  die  Art  der  An¬ 
weisung  und  Abrechnung  der  Vorschüsse  trifft  der 
Finanzminister. 

§  13.  Ein  Wechselkredit  darf  von  der  Anstalt,  und 
zwar  nur  von  der  Zentralstelle,  dann  in  Anspruch  ge- 


378  DAS  HANDELSMUSEUM.  [i.  Juli  1915 


nommen  werden,  wenn  das  Erfordernis  an  Zinsen  und 
Provision  niedriger  ist  als  der  Wechselzinsfuß  der  Öster¬ 
reichisch-ungarischen  Bank. 

Über  Art  und  Höhe  der  Wechselverbindlichkeiten  ist 
dem  Finanzminister  fortlaufend  Bericht  zu  erstatten. 

§  14.  Rechnungslegung  und  Bericht¬ 
erstattung.  Die  Anstalt  hat  dem  Minister  des  Innern 
über  dessen  \'erlangen  über  ihre  Geschäftsgebarung 
jederzeit  Rechnung  zu  legen  und  über  den  Stand  ihrer 
Geschäftsführung  Bericht  zu  erstatten. 

§  15.  D  e  r  B  e  i  r  a  t.  Bei  der  Anstalt  besteht  ein  Bei¬ 
rat,  der  aus  sachkundigen,  mit  den  besonderen  Verhält¬ 
nissen  in  den  einzelnen  Königreichen  und  Ländern  ver¬ 
trauten  Persönlichkeiten  des  wirtschaftlichen  Lebens  zu¬ 
sammengesetzt  wird. 

Die  Mitglieder  des  Beirates  werden  vom  Minister  des 
Innern  ernannt. 

Der  Beirat  würd  nach  Bedarf  einberufen.  Er  hat  über 
die  vom  Minister  des  Innern  oder  vom  Präsidenten  zur 
Beratung  gestellten  Fragen  der  allgemeinen  Geschäfts¬ 
führung  der  Anstalt  sowie  des  Versorgungsdienstes  über¬ 
haupt.  Gutachten  abzugeben  und  kann  in  solchen  Fragen 
auch  selbständig  Vorschläge  erstatten. 

Die  Mitgliedschaft  des  Beirates  ist  ein  Ehrenamt. 

Auswärtige  Mitglieder  des  Beirates  erhalten  den  Er¬ 
satz  der  Fahrtauslagen  sowie  Diäten  in  derselben  Höhe 
wie  die  Mitglieder  des  Landwirtschaftsrates. 

§  16.  Auflösung  der  Anstalt.  Über  die  Auf¬ 
lösung  der  Anstalt  werden  vom  Minister  des  Innern  die 
erforderlichen  \'erfügungen  getroffen  werden. 

Beschränkung  der  Branntweinversteuerung. 
Eine  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des 
Innern,  des  Handels  und  des  Ackerbaues  vom  23.  Juni 
1915  wegen  Beschränkung  der  Branntweinversteuerung 
verfügt: 

§  I.  In  der  Zeit  vom  Tage  der  Kundmachung  dieser 
Verordnung  angefangen  bis  einschließlich  30.  Juni  1915 
darf  Branntwein  aus  der  Konsumabgabe  unterliegenden 
Brennereien  und  aus  Branntweinfreilagern  gegen  Ent¬ 
richtung  der  Branntweinkonsumabgabe  nur  nach  Maß¬ 
gabe  der  vor  dem  Kundmachungstage  überreichten  Weg¬ 
bringungsanmeldungen  (§  24.  I,  der  Branntw'einsteuer- 
Vollzugsvorschrift,  R.-G.-Bl.  Nr.  130  ex  1899)  weg¬ 
gebracht  w'erden. 

Im  Monat  Juli  1915  darf  aus  einer  der  Konsumabgabe 
unterliegenden  Brennerei  oder  aus  einem  Branntw'ein- 
freilager  Branntwein  gegen  Versteuerung  höchstens  bis 
zur  Hälfte  jener  Menge  weggebracht  werden,  welche  aus 
ebenderselben  Unternehmung  im  Monat  Juli  1914  ver¬ 
steuert  weggebracht  worden  ist.  Hinsichtlich  jener 
Unternehmungen,  welche  erst  nach  dem  31.  Juli  1914 
in  Betrieb  gesetzt  worden  sind,  bestimmt  das  Finanz¬ 
ministerium  die  im  Monat  Juli  1915  gegen  Versteuerung 
wegzubringende  Höchstmenge. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft  und  ist  für  die  im  Reichsrate  .ver¬ 
tretenen  Königreiche  und  Länder  mit  Ausnahme  Ga¬ 
liziens  und  der  Bukowina  wirksam. 

Verbot  der  Verwendung  von  Getreideähren  zu 
Putzzwecken  in  Steiermark.  Die  steiermärkische 
Statthalterei  hat  am  24.  Juni  1.  J.  folgende  Verordnung 
erlassen: 

,,Im  Sinne  der  Regelung  des  Getreideverkehres  und 
-Verbrauches  wird  auf  Grund  des  §  7  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  20.  April  1854,  R.-G.-Bl.  Nr.  96,  die 
Verarbeitung  und  Zurichtung  von  Getreideähren  und 


-rispen  für  Putzzwecke  (haltbare  Sträuße,  Hutschmuck 
und  ähnliches)  verboten.  Übertretungen  dieses  Verbotes 
werden  auf  Grund  des  §  1 1  der  erwähnten  kaiserlichen 
Verordnung  nach  dem  Ermessen  der  politischen  Be¬ 
hörden  erster  Instanz  mit  einer  Geldstrafe  von  2  bis 
200  K  oder  mit  sechsstündiger  bis  vierzehntägiger  An¬ 
haltung  geahndet.  Zugleich  wird  amtlich  eindringlich 
aufmerksam  gemacht,  daß  das  unbefugte  Gehen  und 
Lagern  auf  Äckern  und  das  unbefugte  Abschneiden  oder 
Ausreißen  von  Getreideähren  oder  -pflanzen  jeder  Art 
von  bebauten  Äckern  durch  Landesgesetz  als  Feldfrevel 
erklärt  und  mit  Geld-  oder  Arreststrafen  zu  ahnden  ist 
und  daß  mit  Rücksicht  auf  die  große  Bedeutung,  welche 
der  gesamte  heurige  Ernteertrag  für  die  Allgemeinheit 
hat,  Aufträge  zu  einem  strengen  Durchführen  des  Feld¬ 
schutzes  ergangen  sind.“ 

Ungarn. 

Obligatorische  Anmeldung  der  Druschergebnisse. 
Laut  einer  im  Amtsblatt  vom  23.  Juni  1.  J.  veröffent¬ 
lichten  Requirierungsverordnung  sind  alle  diejenigen, 
die  aus  der  Ernte  des  Jahres  1915  Weizen,  Roggen, 
Halbfrucht,  Gerste  oder  Hafer  mit  durch  Benzin,  Petro¬ 
leum,  Elektrizität  oder  eine  andere  motorische  Kraft  ge¬ 
triebenen  Dreschmaschinen,  Dampfdreschmaschinen  oder 
Göppeldreschmaschinen  für  sich  oder  andere  dreschen, 
verpflichtet,  über  die  von  ihnen  durchgeführten  Drusche 
gemeindeweise  und  nach  Getreidearten  genaue  Aufzeich¬ 
nungen  zu  führen  und  die  von  ihnen  gedroschenen 
Weizen-,  Roggen-,  Halbfrucht-,  Gerste-  und  Hafer¬ 
mengen  bei  der  Gemeindevorstehung  des  Ortes  des 
Drusches  (in  Städten  beim  Bürgermeister)  anzumelden. 
Die  Anmeldung  hat  in  erster  Reihe  der  Besitzer  der 
Dreschmaschine,  und  wenn  diese  vermietet  ist,  der 
Mieter  zu  erstatten.  Wenn  der  Besitzer  oder  der  Mieter 
die  Dreschmaschine  nicht  selbst  manipuliert,  ist  der 
Manipulant  der  Maschine  zur  Anzeige  verpflichtet.  Das 
Ergebnis  der  in  derselben  Gemeinde  bewerkstelligten 
Drusche  hat  der  zur  Anmeldung  Verpflichtete  wöchent¬ 
lich,  und  zwar  jeden  Sonntag,  wenn  aber  der  Drusch  in 
der  betreffenden  Gemeinde  im  Laufe  der  Woche  beendigt 
wurde,  an  dem  der  Beendigung  folgenden  Tage  bei  der 
Gemeindevorstehung  anzumelden.  Die  Anmeldungen  sind 
auf  den  bei  der  Gemeindevorstehung  erhältlichen,  auf 
eine  Woche  lautenden  Anmeldungsblanketten  zu  er¬ 
statten.  Das  Ergebnis  des  Drusches  ist  jedoch  auf  Grund 
der  oberwähnten  Aufzeichnungen  täglich  nach  Beendi¬ 
gung  des  Drusches  in  die  betreffenden  Rubriken  der  An- 
meldungsblankette  einzutragen.  Die  zur  Grundlage  der 
Anmeldung  dienenden  Aufzeichnungen  hat  der  zur  An¬ 
meldung  Verpflichtete  zu  Kontrollzwecken  an  Ort  und 
Stelle  aufzubewahren.  Die  Gemeindevorstehungen  haben 
die  Anmeldungsblankette  unter  disziplinarischer  Verant¬ 
wortung  als  streng  vertrauliche  Akten  zu  behandeln  und 
die  von  der  vorhergehenden  Woche  eingelieferten  An¬ 
meldungsblankette  in  geschlossenem  Kuvert  an  die 
Adresse  des  königlich  ungarischen  Statistischen  Zentral¬ 
amtes  zur  Post  zu  geben.  Die  Gemeindevorstehung  (in 
Städten  der  Bürgermeister)  hat  die  Beendigung  des 
Drusches  auf  dem  Gebiete  der  Gemeinde  (der  Stadt) 
dem  Statistischen  Zentralamt  auch  besonders  anzu¬ 
melden.  Die  Aufzeichnungen  und  Anmeldungsblankette 
können  an  Ort  und  Stelle  überprüft  und  kontrolliert 
werden.  Derjenige,  der  die  in  dieser  Verordnung  fest¬ 
gestellte  Anmeldungspflicht  nicht  erfüllt,  oder  sonstwie 
verletzt,  oder  die  behördliche  Kontrolle  vereitelt,  begeht 
eine  Übertretung  und  ist  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten 
und  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  600  K  zu  bestrafen.  In 
Kroatien-Slawonien  gehen  wegen  dieser  Übertretung  die 
nach  den  dortigen  Rechtsnormen  dazu  berufenen  Be¬ 
hörden  vor. 
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Maximalpreise  für  Weizen,  Roggen,  Halbfrucht, 
Gerste  und  Hafer.  Das  Amtsblatt  veröffentlichte  am 
24.  Juni  1.  J.  sub  Zahl  2077/1915  M.-E.  folgende  Regie¬ 
rungs  Verordnung  : 

§  I.  Die  für  Weizen,  Roggen,  Halbfrucht,  Gerste  und 
Hafer  zulässigen  Maximalpreise  werden  für  die  mit  dem 
IO.  Juli  1915  beginnende  Zeit  in  dem  eine  Ergänzung 
dieser  Liste  bildenden  Teil  festgestellt. 

Die  dort  festgestellten  Preise  beziehen  sich: 

bei  Weizen  auf  nicht  mehr  als  2  Prozent  fremde  Mi¬ 
schung  enthaltenden,  pro  hl  75  kg  schweren,  gesunden 
Weizen ; 

bei  Roggen  auf  pro  hl  70  kg  schweren,  gesunden 
Roggen ; 

bei  Gerste  und  Hafer  ohne  Rücksicht  auf  die  Ge¬ 
wichtsqualität  auf  gesunde  Gerste  und  Hafer. 

Insofern  das  Gewicht  des  Hektoliters  Weizen  bei 
nicht  mehr  als  zweiprozentiger  fremder  Mischung  größer 
ist  als  75  kg,  erhöht  sich  der  Maximalpreis  nach  jedem 
vollen  Kilogramm  der  Hektolitergewichtsdifferenz  bis 
inklusive  77  kg  um  20  Heller,  bis  zu  einer  weiteren  Ge¬ 
wichtsdifferenz  von  3  kg,  das  ist  bis  80  kg,  mit  50  Heller. 
Insofern  das  Gewicht  des  Hektoliters  Weizen  bei  einer 
2  Prozent  nicht  übersteigenden  fremden  Mischung  ge¬ 
ringer  ist  als  75  kg,  verringert  sich  der  Maximalpreis 
nach  jedem  vollen  Kilogramm  der  Hektolitergewichts¬ 
differenz  bis  inklusive  72  kg  um  20  Heller,  darüber 
hinaus  bei  jedem  weiteren  Kilogramm  bis  70  kg  um 
30  Heller. 

Enthält  der  Weizen  mehr  als  2  Prozent  fremde  Mi¬ 
schung,  sind  von  dem  festgestellten  Maximalpreis  nach 
jedem  begonnenen  2  Prozent-Plus  pro  100  kg  30  Heller 
abzuziehen. 

Insofern  das  Gewicht  des  Hektoliters  Roggen  größer 
oder  kleiner  als  70  kg  ist,  erhöht  oder  verringert  sich 
der  festgestellte  Maximalpreis  nach  jedem  vollen  Kilo¬ 
gramm  der  Hektolitergewichtsdifferenz,  aber  höchstens 
bis  zu  einer  Gewichtsdifferenz  bis  3  kg,  um  15  Heller. 

§  2.  Die  in  dieser  Verordnung  festgestellten  Maximal¬ 
preise,  die  auch  die  Kosten  des  Transportes  zur  Lade¬ 
station  enthalten,  sind  ohne  Sack  für  den  Fall  des 
Verkaufs  gegen  Barzahlung  und  an  dem  Orte  der  Über¬ 
nahme  zu  verstehen. 

Der  Verkäufer  kann  den  Preis  des  von  ihm  beige¬ 
stellten  Sackes  besonders  anrechnen.  Der  für  den  Sack 
zulässige  Maximalpreis  kann  vom  Handelsminister  im 
Verordnungswege  geregelt  werden. 

Wenn  ein  Käufer,  der  im  Sinne  des  §  8  der  sub  Zahl 
2077/1915  M.-E.  erlassenen  Verordnung  des  königlich 
ungarischen  Ministeriums  mit  der  Getreideanschaffung 
betraut  ist,  die  von  ihm  gekauften  Produkte  in  der  im 
Vertrage  festgestellten  Zeit  vom  Produzenten  nicht 
übernimmt,  kann  der  Verkäufer  nach  dem  Übernahms¬ 
preis  auch  Verzugszinsen  und  eine  Aufbewahrungs¬ 
gebühr  für  jene  Zeit  anrechnen,  während  welcher  er  die 
Produkte  über  die  im  Vertrage  festgestellte  Zeit  hinaus 
bis  zu  ihrer  tatsächlichen  Übernahme  auf  Lager  gehalten 
hat.  Die  Höhe  der  Aufbewahrungsgebühr  stellt  der 
Finanzminister  fest. 

§  3.  Im  Falle  der  Kreditierung  des  Kaufpreises  kann 
der  Zinsfuß  der  außer  dem  festgestellten  Maximalpreise 
zulässigen  Zinsen  den  Wechseleskont-Zinsfuß  der  öster¬ 
reichisch-ungarischen  Bank,  der  zur  Zeit  des  Abschlusses 
des  Geschäftes  in  Geltung  war,  um  höchstens  2  Prozent 
übersteigen. 

§  4.  Die  durch  diese  Verordnung  festegestellten  Ala- 
ximalpreise  treten  am  10.  Juli  1915  ins  Leben. 

Über  diesen  Tag  hinaus  ist  es  verboten,  Weizen,  Korn, 
Halbfrucht,  Gerste  und  Hafer  teurer  zu  verkaufen  oder 
zu  kaufen  als  der  Preis  ist,  den  diese  Verordnung  als 


Maximalpreis  für  jenen  Ort  feststellt,  von  welchem  der 
Wrkauf  erfolgt. 

Derjenige,  der  für  sich  oder  zum  Vorteil  einer  dritten 
Person  einen  höheren  Preis  als  den  in  dieser  Verord¬ 
nung  festgestellten  Maximalpreis  oder  über  den  Ma¬ 
ximalpreis  hinaus  welche  nach  dieser  Verordnung  nicht 
anrechenbare  Nebenleistung  immer  fordert,  annimmt, 
sich  versprechen  oder  geben  läßt,  sowie  derjenige,  der 
für  solche  Produkte  einen  höheren  Preis  als  den  in 
dieser  Verordnung  festgestellten  Maximalpreis  oder 
welche  über  den  Maximalpreis  nach  dieser  Verordnung 
nicht  anrechenbare  Nebenleistung  immer  für  den  Ver¬ 
käufer  oder  eine  dritte  Person  verspricht  oder  beistellt, 
begeht,  insofern  seine  Handlung  keiner  schwereren  Straf¬ 
bestimmung  unterliegt,  eine  Übertretung  und  ist  im 
Sinne  des  §  9,  G.-A.  L/1914  mit  Arrest  bis  zu  zwei 
Monaten  und  einer  Geldbuße  bis  zu  600  K  zu  bestrafen. 

Ebenso  ist  auch  derjenige  zu  bestrafen,  der,  sei  es 
absichtlich  oder  sei  es  durch  Unterlassung  der  pflicht¬ 
gemäßen  Sorgfalt  in  welcher  Weise  immer  dabei  mit¬ 
wirkt,  daß  sein  mit  dem  Verkaufe  betrauter  Angestellter 
oder  eine  andere  den  Verkauf  vermittelnde  Person  die 
festgestellte  Beschränkung  der  für  Weizen,  Roggen, 
Halbfrucht,  Gerste  und  Hafer  zulässigen  Maximalpreise 
ausspielt  oder  vereitelt,  oder  das  auf  die  Ausspielung 
oder  die  Vereitlung  dieser  Beschränkung  durch  wen 
immer  gerichtete  Vorgehen  auf  welche  Weise  immer 
fördert  oder  verheimlicht. 

Das  Verfahren  wegen  dieser  Übertretungen  gehört  in 
den  Wirkungskreis  der  Verwaltungsbehörde  als  Polizei¬ 
strafgericht,  auf  dem  Wirkungsgebiete  der  hauptstädti¬ 
schen  Staatspolizei  aber  in  den  Wirkungskreis  der  könig¬ 
lich  ungarischen  Staatspolizei. 

§  5.  Diese  Verordnung  bezieht  sich  nicht  auf  die  An¬ 
schaffung  von  Getreidearten  aus  dem  Zollauslande. 

Für  hervorragendes  Saatkorn  kann  der  Ackerbau¬ 
minister  auf  Grund  des  Vorschlages  der  landwirtschaft¬ 
lichen  Interessenvertretungsorganisationen  Ausnahmen 
gestatten. 

§  6.  Für  jene  Produktenvorräte,  die  im  Sinne  der  für 
Requisitionen  in  Geltung  stehenden  Verfügungen  vor 
dem  Inslebentreten  dieser  Verordnung  bereits  unter 
Sperre  genommen  wurden,  bleiben  die  bisher  gültigen 
Maximalpreise  richtunggebend. 

§  7.  Mit  dem  Inslebentreten  der  in  dieser  Verordnung 
festgestellten  Maximalpreise  verlieren  die  in  den  sub 
Zahl  319/1915  K.-M.  und  sub  Zahl  2644/1915  K.-M. 
erlassenen  Kundmachungen  des  Handelsministers  ver¬ 
öffentlichten  und  bisher  gültig  gewesenen  Maximalpreise 
für  Weizen,  Gerste,  Roggen  und  Hafer  ihre  Geltung, 
mit  Ausnahme  des  Falles,  wenn  es  sich  um  Berechnung 
des  Maximalpreises  von  Mehl  handelt.  Bei  der  Berech¬ 
nung  der  Alehlpreise  sind  bis  auf  weitere  Verfügung 
des  Ministeriums  auch  weiterhin  die  bisher  gültigen  Ma¬ 
ximalpreise  für  Weizen,  Roggen  und  Gerste  richtung¬ 
gebend. 

Mit  dem  Inslebentreten  dieser  Verordnung  verlieren 
all  jene  Verfügungen  der  sub  Zahl  8282/1914  M.-E., 
9727/1914  M.-E.,  273/1915  M.-E.,  422/1915  M.-E., 

553/1915  und  1114/1915  M.-E.  erlassenen  Verordnungen, 
die  sich  auf  die  für  Weizen,  Roggen,  Gerste  und  Hafer 
zulässigen  Maximalpreise  beziehen,  ihre  Gültigkeit.  Im 
übrigen  bleiben  die  Verordnungen  bis  auf  weitere  Ver¬ 
fügung  des  Ministeriums  auch  auf  dem  im  letzten  Alinea 
dieses  Paragraphen  erwähnten  Gebiete  in  Kraft. 

Auf  Kroatien-Slawonien  erstreckt  sich  die  Wirkung 
dieser  Verordnung  nicht,  demgemäß  bleiben  die  hinsicht¬ 
lich  der  zulässigen  Maximalpreise  für  Weizen,  Roggen, 
Gerste  und  Hafer  erlassenen  Verordnungen  des  königlich 
ungarischen  Ministeriums  dort  auch  weiterhin  in  Kraft. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  10.  Juli  1915  ins 
Leben. 


380 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


[1.  JULI  1915 


Liste  der  für  Weizen,  Roggen,  Halbfrucht,  Ger 

Weizen 

Maximalpreis 


Benennung  des  Gebietes 


vom  10. 
bis 

inklusive 
21.  Juli 


vom  22.  vom  1.  vom  11. 

bis  bis  bis 

inklusive  inklusive  inklusive 
81.  Juli  10.  August  21.  August 
Kronen 


a)  Rechtes  Donauufer: 

Die  Komitate :  Baranya,  Fej6r, 

Györ,  Komärom,  Moson,  So- 
mogy,  Sopron,  Tolna,  Vas,  Vesz- 
prem  undZala,  die  Städte:  Györ, 
Komärom,  Pecs,  Sopron  und 
Sz6kesfehervär . 40"50 

b)  Linkes  Donauufer: 

Die  Komitate ;  Bars,  Esztergom, 

Hont,  Nögräd,  Nyitra,  Pozsony, 

die  Stadt  Pozsony . 40’5° 

Die  Komitate :  Arva,  Liptö,Tur6cz, 
Trencsdn  und  Zölyom,  die  Städte : 
Selmecz-  und  Belabänya  .  .  .  41' — 

c)  Zwischen  Donau  und 

Theiß: 

Die  Komitate :  Bacs-Bodrog,  Cson- 
gräd,  Jäsz-Nagykun-Szolnok,  die 
Städte :  Baja,  Hödmezöväsärhely, 
Szabadka,  Szeged,  Ujvid^k  und 

Zombor . 

Die  Komitate :  Heves  und  Pest- 
Pilis- Solt- Kiskun,  die  Stadt 

Kecskem6t . 

Die  Haupt-  und  Residenzstadt 
Budapest . 

d)  Rechtes  Theißufer: 

Die  Komitate:  Abauj -Torna, 


ste  und  Hafer  zulässigen  Maxi 

„  Halb- 

°  e  g  e  n 

pro  Meterzentner  (100  Kilogramm) 
vom  10.  vom  22.  ^  ^ 

nach  dem  bis  bis  nach  dem  -q  j  .. 

21.  August  inklusive  inklusive  1.  August  ‘  ^ 

21.  Juli  31.  Juli  ° 

Kronen 

o 

s 

£ 


a 

a 

bjo 

O 

Ph 

'Ü 

a 


0)  □ 

Z  bjo 
D-  fl 


malpreise: 

Gerste  Hafer 


vom 

10.  Juli  10.  Juli 
an  an 

Kronen 


39'So 

38-50 

37-50 

30-50 

32-— 

3I-— 

30-— 

in  der  dii 

29-— 

28-— 

39  50 

38-50 

37-50 

36-50 

32-— 

31-— 

30— 

4) 

fl 

4> 

30- - 

28-— 

40-— 

39  — 

38-- 

37-— 

32-50 

31-50 

30-50 

tß 

B 

4) 

30-— 

28- — 

40-— 

39-— 

38-- 

IT— 

36-— 

31-50 

30-50 

2950 

fl 

fl 

.«'S 

27-50 

28- — 

40-50 

3950 

38-50 

37-50 

36-50 

31  — 

30-— 

29-— 

4> 

28- — 

28-— 

41-— 

40-— 

39-— 

38-- 

37-— 

32  — 

31  — 

30-— 

29-— 

28-- 

Bereg,  Borsod,  Gömör-Kishont, 

"vi  2 

Ung  und  ZempRn,  die  Städte  : 

36-50 

28-— 

Kassa  und  Miskolcz . 

40-50 

39-50 

38-50 

37-50 

31-50 

30-50 

29-50 

K'ä 

29-50 

Die  Komitate :  Saros  und  Szepes  . 

41-— 

40-— 

39-— 

38-- 

37-— 

32-50 

31-50 

30-50 

Vi  ö 

4)  5 

30-— 

28- — 

e)  Linkes  Theißufer: 
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Die  Komitate  B6k6s,  Hajdu  und 
Szabolcs,  die  Stadt  Debreczen  . 

40-— 

39-— 

38— 

37-— 

36-— 

3I-— 

30  — 

29-— 

S  2 
SS 

28-— 

28- — 

Die  Komitate :  Bihar,  Märamaros, 

in 

Szatmär,  Szilägy  und  Ugocsa, 

die  Städte :  Nagyvirad  und 

28-— 

Szatmärnömeti . 

40-50 

39-50 

38-- 

37-— 

36-— 

31-50 

30-50 

29-50 

29-— 

/)  Theiß-Maros-Ecke: 

Die  Komitate:  Arad,  Csanäd,  Te- 
mes  und  Torontäl,  die  Städte : 

Arad,  Temesvär,  Versecz  und 

Pancsova . 40" —  39' — 

Komitat:  Krassö-Szöreny  ....  40‘50  39'50 

g)  Jenseits  des  Königs¬ 
steiges: 

Die  Komitate:  Alsöfeher,  Besz- 
tercze  -  Naszöd,  Brassö,  Csik, 

Fogaras,  Häromszek,  Kiskü- 
küllö ,  Kolozs,  Maros-Torda , 

Nagykiiküllö,  Szeben,  Szolnok- 
Doboka,  Torda  -  Aranyos  und 
Udvarhely,  die  Städte :  Ko- 
lozsvar  und  Marosväsärhely  .  .  4!' —  40' — 

h)  Stadt  und  Bezirk  Fiume  4i‘50  40'50 


38-  ZT—  36  — 
38-50  37'50  36-50 


39'  -  38-—  37  — 
39-50  38-50  37’5o 
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32-—  31-—  30-- 
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33-— 

32-— 

31 
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27-50  28- — 
27-50  28- — 


28- —  28- — 
30-—  28-— 


Die  Sperre  des  Rüböls.  Das  Amtsblatt  vom  25.  Juni 
1915  veröffentlicht  eine  Regierungsverordnung  über  die 
Sperre  des  Rüböls,  die  Anmeldung  der  Rübölvorräte  und 
die  zum  Transport  von  Rüböl  per  Bahn,  Schiff  oder 
Kraftwagen  erforderlichen  Zertifikate.  Laut  dieser  Ver¬ 
ordnung  werden  alle  jene  Rübölvorräte,  die  sich  im 
Besitze,  in  der  Verwaltung  oder  Verwahrung  der 
sich  mit  der  Herstellung,  Inverkehrsetzung  oder  Be¬ 
förderung  von  Rüböl  befinden,  im  Interesse  der  zweck¬ 
entsprechenden  Sicherung  des  öffentlichen  Bedarfes 
unter  Sperre  genommen.  Dasselbe  gilt  für  jenes  Rüböl, 
das  während  der  Dauer  dieser  Verordnung  hergestellt 
werden  wird.  Die  unter  Sperre  genommenen  Rüböl¬ 
vorräte  dürfen  nicht  veräußert,  verbraucht  oder  ver¬ 
arbeitet  werden.  Für  ihre  Aufbewahrung  hat  jene  Person 


oder  Firma  zu  sorgen,  deren  Eigentum  sie  bilden,  oder 
in  deren  Besitz  sie  sich  befinden.  Die  Sperre  erstreckt 
sich  nicht  auf  jene  am  25.  Juni  1915  im  Besitze  der 
mit  der  Inverkehrsetzung  des  Rüböls  sich  beschäfti¬ 
genden  Personen  und  Firmen  befindlichen  Vorräte,  deren 
Menge  einen  Meterzentner  nicht  übersteigt.  Von  den 
unter  Sperre  genommenen  Vorräten  dürfen  die  zum 
eigenen  gewerblichen  Betrieb  erforderlichen  Mengen  frei 
benützt  werden.  Der  Handelsminister  kann  die  Sperre 
in  motivierten  Fällen  ganz  oder  teilweise  aufheben.  Die 
unter  Sperre  genommenen  Rübölvorräte  sind  nach  dem 
Stande  vom  25.  Juni  bis  inklusive  i.  Juli,  später  bis 
spätestens  inklusive  den  8.  jeden  Monats  nach  dem 
Stande  des  letzten  Tages  des  vorigen  Monats  bei  der 
Behörde  anzumelden.  Wer  in  seinem  Betriebe  Rüböl 
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erzeugt,  liat  gleichzeitig  die  Produktion  des  vorher¬ 
gehenden  Monats  und  die  voraussichtliche  Produktion 
des  laufenden  Monats  anzugeben.  Die  am  25.  v.  M.  unter 
Transport  stehenden  Vorräte  hat  nach  dem  Eintreffen  an 
ihrem  Bestimmungsort  der  Adressat  anzumelden.  Der  zur 
Anmeldung  der  \^orräte  Verpflichtete  hat  ein  genaues 
Lagerhuch  zu  führen,  aus  dem  jede  Änderung  festgestellt 
werden  kann.  Zu  dem  Transport  von  Rüböl  per  Bahn, 
Schiff  oder  Kraftwagen  sind  Zertifikate  erforderlich, 
die  ausschließlich  der  Handelsminister  ausstellt.  Auf  die 
Anschaffung  von  Rüböl  aus  dem  Auslande  beziehen  sich 
die  Verfügungen  dieser  Verordnung  nicht.  Die  am 
7.  V.  M.  angeordnete  Sperre  der  Repsernte  des  Jahres 
1915  hört  am  Tage  der  Kundmachung  des  Gesetzes  auf. 
Die  Verordnung,  betreffend  die  Feststellung  des  Ma¬ 
ximalpreises  für  Reps  (Repssaaten)  bleibt  jedoch  un¬ 
berührt.  Die  Verordnung  erstreckt  sich  auf  das  ganze 
Gebiet  der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone. 

Deutschland. 

Die  Gültigkeit  der  Aus-  und  Durchfuhrbewilli¬ 
gungen.  Eine  amtliche  Bekantmachung  vom  23.  Juni 
1915  verfügt:  ,, Sämtliche  vom  Reichskanzler  (Reichs¬ 
amt  des  Innern)  ausgestellten  Ausfuhr-  und  Durchfuhr¬ 
bewilligungen,  soweit  nicht  im  Einzelfall  in  der  Aus¬ 
fuhr-  oder  Durchfuhrbewilligung  eine  kürzere  Befristung 
angegeben  ist,  verlieren  mit  Ablauf  zweier  Monate  vom 
Tage  der  Ausstellung  an  ihre  Gültigkeit.  Unbefristet 
bleiben  nur  die  Ausfuhrbewilligungen  für  Steinkohle, 
Braunkohle,  Koks  oder  Preßkohle.  Anträge  auf  Erneue¬ 
rung  der  ungültigen  Ausfuhr-  und  Durchfuhrbewilli- 
guiigen  sind  unter  Einsendung  der  erteilten  Bewilligungs¬ 
scheine  an  den  Reichskanzler  (Reichsamt  des  Innern) 
zu  richten.“ 

Verbot  des  Vorverkaufs  von  Ölfrüchten  der 
Ernte  des  Jahres  1915.  Auf  Grund  des  §  2  der  Ver¬ 
ordnung  über  das  Verbot  des  Vorverkaufs  der  Ernte 
1915  und  des  Vorverkaufs  von  Zucker  vom  17.  Juni  1915 
(R.-G.-Bl.,  S.  341)  bestimmt  eine  amtliche  Bekannt¬ 
machung  vom  22.  Juni  1.  J.:  „Kaufverträge  über  Raps, 
Rübsen,  Hederich,  Dotter,  Leinsamen  und  Mohn  aus  der 
inländischen  Ernte  des  Jahres  1915  sind  nichtig.  Dies 
gilt  auch  für  Verträge,  die  vor  Verkündung  dieser  Ver¬ 
ordnung  geschlossen  sind.“ 

Verarbeitung  von  Kartoffeln  in  den  Brennereien. 

Der  Bundesrat  hat  am  17.  Juni  1915  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen: 

I.  Brennereien  jeder  Art  dürfen  bis  einschließlich 
15.  August  1915  Kartoffeln  verarbeiten,  ohne  daß  ihnen 
hieraus  für  die  künftige  steuerliche  Behandlung  ein 
Nachteil  entsteht.  Diese  Kartoffelverarbeitung  gilt  ins¬ 
besondere  für  Brennereien,  die  bisher  andere  Stoffe  ver¬ 
arbeitet  haben,  nicht  als  Betriebswechsel  im  Sinne  der 
Branntweinsteuergesetze. 

II.  Der  in  der  angegebenen  Zeit  aus  Kartoffeln  ge¬ 
wonnene  Branntwein  ist  ohne  Einhaltung  einer  be¬ 
stimmten  Erzeugungsgrenze  als  innerhalb  des  Durch¬ 
schnittsbrandes  hergestellt  zu  behandeln.  Der  von  der 
einzelnen  Brennerei  über  den  ihr  auf  Grund  der  Ver¬ 
ordnungen  vom  15.  Oktober  1914  und  4.  Februar  1915 
(R.-G.-Bl.  für  1914,  S.  434,  für  1915,  S.  57)  zuge¬ 
wiesenen  Durchschnittsbrand  hinaus  hergestellte  Brannt¬ 
wein  ist  aber  als  Überbrand  anzusehen,  wenn  zu  seiner 
Erzeugung  neben  Kartoffeln  noch  andere  Rohstoffe  ver¬ 
wendet  worden  siiM. 

F  rankreich. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Die  Verfallszeit 
von  Schuldverschreibungen  und  Wechseln,  die  vor  dem 
I.  August  1914  ausgestellt  sind,  wurde  durch  Dekret 
um  weitere  90  Tage  verlängert. 


Italien, 

Gerichtliche  Fristen.  Der  „Corriere  della  Sera“  vom 
28.  Mai  d.  J.  enthält  folgende,  vom  vorhergehenden  Tage 
datierte  Mitteilung  über  Gewährung  zivilrechtlicher  und 
prozessualer  Fristen  in  Italien: 

„Eine  heutige  Verordnung  der  Statthalterei  bestimmt, 
daß  hinsichtlich  aller  Wirkungen  des  Artikels  1226  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs^)  der  Krieg  als  höhere  Gewalt 
gilt,  und  zwar  nicht  nur,  wenn  er  die  Leistung  unmög¬ 
lich,  sondern  auch,  wenn  er  sie  übermäßig  drückend 
macht,  vorausgesetzt,  daß  die  Verpflichtung  vor  dem 
Tage  der  Anordnung  der  allgemeinen  Mobilmachung  ein¬ 
gegangen  worden  ist. 

Dieselbe  Verordnung  sieht  die  Bewilligung  der  Ver¬ 
längerung  von  prozessualen  Fristen  jeder  Art  vor;  sie 
bestimmt  außerdem,  daß  Kaufleute  und  Handelsgesell¬ 
schaften,  deren  Aktiven  die  Passiven  übersteigen,  und 
die  wegen  der  durch  den  Krieg  geschaffenen  Verhält¬ 
nisse  nicht  in  der  Lage  sind,  Zahlungen  zu  leisten,  vom 
Gericht  eine  vollständige  oder  teilweise  Stundung  bis 
spätestens  zum  60.  Tage  nach  der  Veröffentlichung  des 
Friedens  erhalten  können. 

Weitere  Bestiniungen  regeln  die  Voraussetzungen  für 
die  Gewährung  dieser  Erleichterung.“ 

Entziehung  des  Rechtschutzes  Angehöriger  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie.  Eine  Ver¬ 
fügung  der  italienischen  Regierung  vom  25.  Juni  1.  J. 
besagt: 

Die  seit  dem  24.  Mai  bis  zum  Kriegsende  vollzogenen 
Verkäufe,  Zessionen  und  sonstigen  Eigentumsüber¬ 
tragungen  von  unbeweglichen  Gütern  und  Rechten  der 
Untertanen  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
oder  der  in  Österreich-Ungarn  wohnenden  Personen  sind 
in  Italien  und  in  den  italienischen  Kolonien  rechts¬ 
ungültig.  Ebenso  sind  alle  Zessionen  von  Warenkrediten 
und  Handelsunternehmungen  sowie  überhaupt  jeder  Akt, 
der  einem  österreichisch-ungarischen  Besitzer  rechtlich 
eine  andere  Person  verschiedener  Nationalität  zu  sub¬ 
stituieren  trachtet,  für  dieselbe  Periode  rechtsunwirksam. 
Während  der  Kriegsperiode  wird  kein  Lhitertan  und 
keine  Körperschaft  oder  Handelsgesellschaft  der  öster¬ 
reichisch-ungarischen  Monarchie,  die  dort  ihren  Sitz 
hat,  Rechtshandlungen  oder  Prozesse  in  Italien  und  in 
den  Kolonien  vornehmen,  Hypotheken  umschreiben  oder 
einschreiben  lassen  können.  Bereits  eingeschlagene  In¬ 
stanzen  oder  begonnene  Verfahren  werden  aufgehoben 
und  können  erst  nach  Beendigung  des  Krieges  wieder 
aufgenommen  werden.  Diese  Bestimmungen  finden  keine 
Anwendung  auf  österreichische  oder  ungarische  Unter¬ 
tanen  italienischer  Nationalität,  die  jedoch  vom  Mini¬ 
sterium  des  Innern  eigens  autorisiert  sein  müssen. 

Belgien. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Durch  zwei  Ver¬ 
ordnungen  des  deutschen  Generalgouverneurs  von  Bel¬ 
gien  vom  28.  Mai  1915  ist  das  belgische  Moratorium 
bis  zum  30.  Juni  1915  verlängert  worden. 

Diese  Verordnungen  haben  folgenden  Wortlaut: 

1.  Die  durch  die  Verordnung  vom  21.  April  1915 
(Nr.  64  des  Gesetz-  und  Verordnungsblattes  für  die 
okkupierten  Gebiete  Belgiens)  bis  zum  31.  Mai  1915 
verlängerte  Frist  für  Protesterhebungen  und  sonstige 
zur  Wahrung  des  Regresses  bestimmte  Rechtshand¬ 
lungen  wird  hierdurch  bis  zum  30.  Juni  1915  verlängert. 

H.  Die  Verordnung  des  Königs  der  Belgier  vom 
3.  August  1914,  betreffend  die  Abhebung  von  Bank¬ 
guthaben,  bleibt  mit  der  Einschränkung,  die  sie  durch 

•)  Oer  Artikel  122ö  des  italienischen  Bürgerlichen  Gesetzbuches  lantet 
in  der  Übersetzung :  Der  Schuldner  ist  nicht  zum  Schadensersätze  verpflichtet, 
wenn  er  infolge  höherer  Gewalt  oder  Zufalls  verhindert  worden  ist,  das* 
jenige  zu  leisten  oder  zu  tun,  wozu  er  sich  verpflichtet  hatte,  oder  das¬ 
jenige  getan  hat,  ^^as  ihm  verboten  war. 
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Verordnung  des  I^önigs  der  Belgier  vom  6.  August  1914 
und  mit  der  Erweiterung,  die  sie  durch  Verordnung  vom 
23.  September  1914  (Nr.  4  des  Gesetz-  und  Verord¬ 
nungsblattes  für  die  okkupierten  Gebiete  Belgiens)  er¬ 
fahren  hat,  bis  zum  30.  Juni  1915  in  Kraft. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Ausfuhr  von  elektri¬ 
schen  Taschenlampen,  deren  Bestandteilen  und  von  Ma¬ 
terialien,  die  zu  ihrer  Herstellung  dienen,  ist  verboten 
worden. 

Die  Ausfuhr  von  jungen  Hühnern  ist  vom  21.  Juni 
1915  ab  gestattet  worden.  Für  die  Ausfuhr  von  Geflügel 
wurde  ein  Reichszentralbureau  errichtet. 

Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
10.  Juni  1915  ist  die  Ausfuhr  von  Paraffin  und  Paraffin¬ 
lichten  aus  Dänemark  verboten  worden. 

Verbot  des  Mischens  von  Kartoffelmehl  in  Hefe. 

Unter  Bezugnahme  auf  das  provisorische  Gesetz  Nr.  164 
vom  7.  August  1914,  betreffend  Regulierung  des  Preises 
für  Lebensmittel  und  Waren  hat  das  dänische  Mini¬ 
sterium  des  Innern  auf  Antrag  der  außerordentlichen 
Kommission  vom  8.  August  1914  am  8.  Juni  1.  J.  ein 
^'erbot  dagegen  erlassen,  Kartoffelmehl  (dänisches  und 
ausländisches)  in  Hefe  zu  mischen.  Diese  Bekannt¬ 
machung  tritt  sofort  in  Kraft.  Zuwiderhandlung  dieses 
Verbotes  wird  dem  Gesetze  Nr.  278  vom  16.  November 

1914  gemäß  bestraft. 

Schweden. 

Verlängerung  der  Zollfreiheit  für  Getreide  und 
Mehl.  Die  Geltung  der  Verordnung  über  die  zeitweilige 
Zollfreiheit  für  Roggen  und  Weizen  sowie  für  Mehl 
daraus  ist  bis  zum  Ablauf  des  Monats  Juli  1915  ver¬ 
längert  worden. 

Rußland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Ausfuhr  von  Grün¬ 
warensamen  über  die  Landgrenze  des  Europäischen  Ruß¬ 
land  sowie  über  alle  Häfen  des  Weißen  Meeres,  der  Ost¬ 
see,  des  Schwarzen  Meeres  und  des  Asowschen  Meeres 
ist  verboten  worden. 

Zugleich  ist  die  Einfuhr  von  Kinematographenfilmen 
deutscher  Erzeugung  verboten  worden. 

Rumänien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königliche  Verord¬ 
nung  vom  26.  Mai/8.  Juni  1915  wurde  die  Ausfuhr  von 
Pferdehaaren  und  Schweinsborsten  verboten. 

Bulgarien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Wiederausfuhr  von 
Holzöl,  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Manilahanf, 
die  Ausfuhr  und  Wiederausfuhr  von  Schwefel,  die 
\\  iederausfuhr  von  Automobilpneumatiks  wurde  ver¬ 
boten. 

Spanien. 

Aufhebung  des  Ausfuhrzolls  für  Frühkartoffeln. 

Gemäß  der  in  der  „Gaceta  de  Madrid“  vom  18.  Mai  1915 
veröffentlichten  königlichen  Verordnung  vom  17.  Mai 

1915  dürfen  sogenannte  Frühkartoffeln  der  gegen¬ 
wärtigen  Ernte  ohne  Entrichtung  des  durch  die  könig¬ 
liche  Wrordnung  vom  16.  Dezember  1914  eingeführten 
Ausfuhrzolls  von  Peseten  1-50  für  100  kg  ausgeführt 
werden. 


Bulgarien.  (Verbot  der  Einfuhr  von  Zubehör  und 
e  1  e  k  tr  is  ch  e  n  A  ppa  ra  t  e  n  fürSignale  und  von  solchen 
für  drahtlose  Telegraphie.)  Ein  Ukas  vom  II. (24.  Mai 
lautet  wie  folgt: 

Auf  Grund  der  Art.  II  und  13  der  Zollordnung  und  des 
Art.  109  der  Verfassung  wird  verfügt: 

I.  Die  Einfuhr  durch  Privatpersonen  von  elektrischen  Appa¬ 
raten  und  Zubehör  zu  Signalen  sowie  solcher  für  drahtlose 
Telegraphie  in  das  Königreich  ist  mit  Ausnahme  jener,  welche 
der  Staat  für  seine  Zwecke  einführt,  verboten.  Dieses  Verbot 
tritt  von  dem  Tage  an  in  Kraft,  an  dem  es  den  Zollämtern  und 
den  Nebenzollämtern  mitgeteilt  wird. 

II.  Dieser  Ukas  ist  der  Einsicht  und  Genehmigung  der  Sobranje 

zu  unterbreiten.  (»Zollkompaß.«) 

Auskunftsstelle  für  den  Handelsverkehr  mit  den 
okkupierten  Gebieten  Russisch-Polens.  Das  k.  u.  k. 

Militärgouvernement  Kielce  hat  in  Krakau,  Gertrudy¬ 
gasse  12,  eine  amtliche  Auskunftsstelle  für  den  Waren¬ 
verkehr  nach  den  von  den  österreichisch-ungarischen 
Truppen  besetzten  Gebieten  Russisch-Polens  errichtet. 

Diese  Auskunftsstelle  erteilt  schriftlich  und  mündlich 
Auskunft  über  alle  Fragen,  die  mit  der  Förderung  der 
Handelsbeziehungen  zwischen  Österreich  -  Ungarn  und 
den  okkupierten  Provinzen  im  Zusammenhang  stehen 
und  ist  auch  bei  der  Erlangung  von  Ausfuhr-,  be¬ 
ziehungsweise  Einfuhrbewilligungen  sowie  von  Reise¬ 
pässen  nach  Russisch-Polen  behilflich. 

Die  Sprechstunden  der  Auskunftsstellen  sind  (mit  Aus¬ 
nahme  von  Freitag,  Samstag  und  Sonntag)  täglich  von 
9  bis  II  Uhr  vormittags  und  von  3  bis  5  Uhr  nach¬ 
mittags. 

Interessenten  wollen  sich  entweder  an  das  kommer¬ 
zielle  Bureau  des  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums, 
Wien,  IX.,  Berggasse  16,  oder  direkt  an  die  genannte 
Auskunftsstelle  wenden. 

Schwedischer  Außenhandel.  Aus  Stockholm  wird 
uns  geschrieben :  Der  Export  Schwedens  im  I.  Quartal 
1915  wurde  einigermaßen  aufrecht  erhalten  und  was 
innerhalb  einiger  Branchen  für  Schweden  verloren  ge¬ 
gangen,  wurde  bei  anderen  dafür  wieder  gewonnen. 
Was  den  Import  von  Lebensmitteln  und  Industrie¬ 
erzeugnissen  betrifft,  so  kann  auch  gesagt  werden,  daß 
der  gewöhnliche  Import  sich  gehalten  hat,  wiewohl  spe¬ 
ziell  in  Getreide  wesentliche  Abweichungen  zu  ver¬ 
zeichnen  sind. 

Die  Einfuhr  betreffend,  so  sind  folgende  Waren 
besonders  beachtenswert.  Die  Weizeneinfuhr  zeigt  gegen¬ 
über  dem  Vorjahre  bloß  einen  Rückgang  von  zirka 
7500  t,  wobei  zu  bemerken  ist,  daß  das  Jahr  1914  ein 
Importdefizit  von  ca.  80.000  t  zeigte.  Der  Roggen¬ 
import  war  unbedeutend,  der  Maisimport  hat  dagegen 
im  Vergleich  mit  dem  Vorjahre  großen  Umfang  an¬ 
genommen,  infolge  der  schwachen  Futterernte.  Es 
wurden  81.030  t  eingeführt,  was  einem  Mehr  von 
20.000  t  für  das  ganze  Jahr  1913  gleichkommt.  Der 
Haferimport  zeigt  einige  Steigerung.  Kaffee  ist  ein  be¬ 
deutender  Artikel  für  den  schwedischen  Kaufmann  ge¬ 
worden,  der  Import  ist  stark  gestiegen.  Die  Steigerung 
beträgt  ca.  50  Prozent,  aber  ein  großer  Teil  davon 
dürfte  ostwärts  exportiert  worden  sein.  Der  Baum¬ 
wolleimport  ist  infolge  der  dominierenden  Stellung,  die 
Gothenburg  jetzt  als  Baumwollhafen  einnimmt,  ganz 
bedeutend  gewachsen;  es  sind  56.000  t  gegen  7340  t 
eingeführt  worden.  Der  übrigen  Textilindustrie  scheint 
es  ebenfalls  geglückt  zu  sein,  ihren  Bedarf  in  Rohware 
zu  decken.  Jute  und  Wolle  zeigen  etwas  Steigerung 
hinsichtlich  des  Importes,  Lein  dagegen,  welcher  von 
Rußland  transito  Schweden  nach  England  geht,  ist  in 
der  Einfuhr  zurückgegangen. 

Die  Einfuhr  von  Schwefel,  eine  für  Schwedens  Holz¬ 
masseindustrie  wichtige  Rohware,  ist  ganz  ansehnlich 
zurückgegangen.  Die  Einfuhr  von  Kupfer  ist  etwas 
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gestiegen,  der  Bedarf  hierin  für  die  Industrie  ist  auch 
bedeutend  größer  geworden,  Zink  weist  eine  bedeutende 
Steigerung  auf,  die  Eisen-  und  Stahleinfuhr  hat  sich  um 
eine  Kleinigkeit  vermindert,  dagegen  ist  in  Schienen 
eine  nicht  unwesentliche  Steigerung  zu  verzeichnen. 

Die  Ausfuhr  hat  infolge  des  Ausfuhrverbotes  für 
vegetabilische  Lebensmittel  hierin  ganz  aufgehört,  für 
animalische  Lebensmittel  zeigt  der  Export  gegenüber 
früher  eine  Steigerung.  Von  Schweinefleisch  wurde  das 
Doppelte  des  Vorjahres  und  von  Rindfleisch  dreimal 
so  viel  exportiert,  ohne  daß  es  sich  jedoch  um  nennens¬ 
werte  große  Ziffern  handelt.  Der  Butterexport  ist  zu¬ 
sehends  zurückgegangen,  für  Eier  ist  wie  gewöhnlich 
eine  Steigerung  zu  verzeichnen. 

Der  Holzwarenexport  zeigt  hinsichtlich  besonderer 
Sorten  eine  bedeutende  Steigerung,  bezüglich  der  an¬ 
deren  zu  dieser  Kategorie  gehörenden  Waren  sind  nur 
unbedeutendere  Schwankungen  zu  verzeichnen.  Der 
Export  von  Eisenerz  ist  um  ca.  23  Prozent  niedriger, 
derjenige  von  Steinen  fast  um  75  Prozent,  in  beiden 
Fällen  ist  der  März  doch  besser  als  das  Quartal  in 
seiner  Ganzheit.  Für  Fabrikate  zeigt  der  Export  besseres 
Resultat  als  man  zu  wagen  hoffte. 

Norwegischer  Papiermarkt.  Aus  Christiania  wird 
gemeldet:  Der  Preis  für  Zeitungspapier  steigt  augen¬ 
blicklich  stark.  Von  Frankreich  sind  große  Käufe  ge¬ 
macht  worden  und  für  Lieferung  in  diesem  Jahre  wird 
von  enormen  Preisen,  bis  über  200  K  pro  1000  kg, 
gesprochen.  Für  Lieferung  im  nächsten  Jahre  werden 
Preise  von  180  bis  190  K  pro  1000  kg  notiert.  Auch 
die  Preise  für  die  übrigen  Papiersorten  sind  nennens¬ 
wert  gestiegen,  jedoch  nicht  so  sehr  wie  die  Unkosten 
der  Fabrikanten.  Es  wird  von  verschiedenen  Seiten  be¬ 
hauptet,  daß  die  vor  Kriegsausbruch  geltenden  Preise 
einen  besseren  Nutzen  ließen  als  die  jetzt  geltenden 
hohen  Notierungen. 

In  Christiania  fand  kürzlich  eine  Zusammenkunft  der 
schwedischen  und  norwegischen  Papierfabrikanten  statt, 
um  über  die  Marktlage  und  Preise  zu  verhandeln.  Wie 
verlautet,  konnte  man  sich  nicht  auf  bestimmte  Preise 
einigen,  doch  waren  alle  darin  einig,  daß  die  Preise 
weiter  erhöht  werden  müssen;  eine  Anzahl  norwegischer 
Fabriken  ging  auch  unmittelbar  an  die  Ordnung  dieser 
Frage.  Alle  norwegischen  Papierfabriken  sind  stark  be 
schäftigt  und  verlangen  lange  Lieferzeiten.  Viele  Fabriken 
können  vor  Ablauf  von  sechs  Monaten  keine  weiteren 
Lieferungen  übernehmen. 

Einführung  nationalen  Geldes  in  der  Republik  Kuba. 

Die  kubanische  Regierung  hat  den  Beschluß  gefaßt, 
durch  die  Einführung  einer  neuen  Münze  die  Schwan¬ 
kungen  zu  beseitigen,  die  durch  die  verschiedenen  in 
Kuba  bisher  gangbaren  Geldsorten  hervorgerufen  werden. 
Nach  dem  neuen  Gesetz,  betreffend  die  Prägung  einer 
Nationalmünze,  gelangen  Goldmünzen  zu  20,  10,  5  und 
I  Peso  mit  einem  Feingehalt  von  ^^71000)  Silbermünzen 
zu  I,  ^5,  ’/g  und  ^/jQ  Peso  mit  einem  Feingehalt  von 
soo/iooo  und  Nickelmünzen  zu  und  7ioo 

(250  Teile  Nickel  auf  750  Teile  Kupfer)  zur  Aus 
prägung.  Die  Annahmepflicht  ist  bezüglich  der  Silber¬ 
münzen  bei  Zahlungen  von  Beträgen  über  10  Pesos 
auf  8  Prozent  des  zu  zahlenden  Betrages  beschränkt. 
Die  Geldmünzen  zu  5,  10  und  20  Pesos  werden  in 
derselben  Form  wie  die  entsprechenden  Goldmünzen  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ausgeprägt.  Ge¬ 
setzliche  Zahlkraft  kommt  nur  der  nationalen  Währung 
sowie  jener  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zu. 


Preiserhöhungen  in  der  Seidenindustrie,  in  der 

jüngsten  Zeit  hat  eine  Reihe  von  Verbänden  der  Seiden¬ 
industrie  in  Deutschland  Preiserhöhungen  eintreten  lassen. 
So  nahm  der  Verband  der  Seidenstofifabrikanten  Deutsch¬ 


lands  im  Hinblick  auf  die  Preissteigerungen  in  der  Aus¬ 
rüstungsindustrie,  eine  Erhöhung  der  Teuerungszuschläge 
vor.  Ein  gleiches  hat  der  Verband  der  Krawattenstoff¬ 
fabrikanten  Deutschlands  in  Übereinstimmung  mit  dem 
Verein  der  österreichischen  Krawattenstoffabrikanten  be¬ 
schlossen,  und  zwar  ebenfalls  mit  Rücksicht  auf  die 
Steigerung  der  Preise  der  Rohmaterialien,  wie  der  Fär¬ 
berei-  und  Appreturlöhne.  Der  Aufschlag  beträgt  hier 
für  neue  Aufträge  20  Prozent  und  für  Nachbestellungen 
IO  Prozent,  und  es  wird  bemerkt,  daß  von  Anfang  Au¬ 
gust  an  neue  Preiserhöhungen  in  Aussicht  stehen.  Eine 
Erhöhung  der  Preise  hat  auch  der  Verband  der  deut¬ 
schen  Nähseidenfabrikanten  mit  Wirkung  ab  i.  Juni 
1915,  beschlossen.  Der  Verband  der  deutschen  Seiden¬ 
bandfabrikanten  hat  ebenfalls  schon  vor  Monaten  die 
Preise  hinaufgesetzt.  Nunmehr  teilt  nach  der  »N.  Zür.  Ztg.* 
auch  der  Verband  der  schweizerischen  Seidenstoffabri¬ 
kanten  der  in-  und  ausländischen  Kundschaft  mit,  daß 
die  neuesten  Aufschläge  in  der  Seidenfärberei  eine  Preis¬ 
erhöhung  für  stranggefärbte  Stoffe  um  mindestens  6  Pro¬ 
zent  und  für  stückgefärbte  Stoffe  um  mindestens  4  Prozent 
bedinge,  und  daß  infolge  der  Garantieablehnungen  der 
Seidenfärbereien  in  bezug  auf  Einhaltung  der  Lieferzeit  und 
Qualität  der  Färbung,  neue  Aufträge  ebenfalls  nur  unter 
den  gleichen  Vorbehalten  übernommen  werden  können. 

Die  chemische  Industrie  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Die  »Frkf.  Ztg.«  meldet:  »Die  Erzeugung  an  Neben¬ 
produkten  der  Koksherstellung  hat  in  Amerika  bekannt¬ 
lich  geringe  Fortschritte  gemacht,  weshalb  bis  zum 
Beginn  des  Krieges  größere  Mengen  in  Deutschland 
hergestelltes  schwefelsaures  Ammoniak  nach  Amerika 
ausgeführt  wurden.  Das  Aufhören  der  deutschen  Ein¬ 
fuhr  hat  die  Entstehung  neuer  Fabriken  gefördert, 
welche  in  nächster  Zeit  in  Betrieb  kommen  werden. 
Man  erhofft  davon  einen  Rückgang  der  Preise,  welche 
auch  für  die  übrigen  Nebenprodukte  der  Koksherstellung 
seit  Beginn  des  Krieges  stark  gestiegen  sind.  Das  Angebot 
in  Benzol  ist  recht  klein.  Wo  sich  solches  zeigt,  findet 
es  schlanke  Aufnahme,  obwohl  die  Preise  seit  Monats¬ 
frist  auf  etwa  $  i' 2^  die  Gallone  (etwa  3 '8  l)  erhöht 
worden  sind.  Toluol  ist  bei  der  geringen  Herstellung 
knapp  und  wird  zu  jedem  Preise  hereingenommen.  In 
New  York  kostet  in  Amerika  hergestelltes  Toluol  etwa 
5  vom  Auslande  eingeführtes  7^/2 — 10  ß  die  Gallone. 
Karbolsäure,  U.  S.  P.  Kristalle,  stellt  sich  auf  ^  i’2  5 
bis  i'50  für  inländische,  beziehungsweise  ausländische 
Ware.  In  Benzoesäure  ex  Toluol  sind  die  Preise  bis 
auf  2  0  das  Pfund  erhöht  worden.  Erst  weitere  Zu¬ 
nahme  der  Herstellung  von  Teerprodukten  wird  rück¬ 
gängige  Marktpreise  begründen.  Während  England  in 
der  Versorgung  des  Weltmarktes  mit  Ätznatron  vor 
dem  Kriege  so  ziemlich  tonangebend  war,  muß  es  als 
Folge  des  Krieges  die  Abtretung  seiner  Stellung  an 
Amerika  über  sich  ergehen  lassen.  Eine  solche  Verlegung 
des  Schwerpunktes  wichtiger  Handelsinteressen  hat  in 
England  einige  Bestürzung  hervorgerufen.  Die  Erzeugung 
in  Amerika  beträgt  rund  200.000  t  jährlich,  wovon 
aber  nur  etwa  25.000 — 30.000  t  für  die  Ausfuhr  zur 
Verfügung  stehen.  Demgegenüber  haben  die  Bestellungen 
am  New  Yorker  Markt  in  der  letzten  Zeit  sich  auf 
35.000 — 40.000  t  monatlich  belaufen,  so  daß  der 
amerikanische  Markt  wohl  schon  in  kurzer  Zeit  ge¬ 
sperrt  werden  wird.  Zu  den  hauptsächlichsten  Abnehmern 
gehören  Frankreich ,  Indien,  Ostasien ,  Südamerika, 
skandinavische  Länder  u.  s.  w.  Für  Verbrauch  im  Lande 
selbst  kostet  Ätznatron  von  70  bis  76  Prozent  ^  1-85 
der  Zentner.» 


BodenseeSChifFahrt.  Eine  Verordnung  des  Handels¬ 
ministeriums  im  Einvernehmen  mit  den  Ministerien  des 
Innern  und  der  Eisenbahnen  vom  12.  Juni  1915,  be- 
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treffend  die  Schiffahrt  auf  dem  Bodensee,  bestimmt  zum 
Vollzüge  der  zwischen  den  Regierungen  der  Bodensee- 
Uferstaaten  getroffenen  Vereinbarungen: 

I.  An  Stelle  des  §  i8,  Abschnitt  I/D,  der  Verordnung 
des  Handelsministeriums  im  Einvernehmen  mit  den 
Ministerien  des  Innern  und  der  Eisenbahnen  vom 
27.  Dezember  1909,  R.-G.-Bl.  Nr.  213,  betreffend  die 
Schiffahrt  auf  dem  Bodensee,  treten  folgende  Bestim¬ 
mungen: 

§  18.  Die  in  Artikel  6  der  internationalen  Schiffahrts¬ 
und  Hafenordnung  für  den  Bodensee  vom  22.  Sep¬ 
tember  1867  über  die  Untersuchung  der  Schiffe  ge¬ 
gebenen  Bestimmungen  finden  auch  auf  Motorschiffe 
und  die  zur  gewerbsmäßigen  Beförderung  von  Personen 
dienenden  Motorboote  Anwendung. 

Die  Motorschiffe  und  die  zur  gewerbsmäßigen  Be¬ 
förderung  von  Personen  dienenden  Motorboote  sind 
alljährlich  zu  untersuchen. 

§  19.  Die  in  Artikel  lo  der  internationalen  Schiff- 
fahrts-  und  Hafenordnung  für  den  Bodensee  vom  22.  Sep¬ 
tember  1867  über  die  Berechtigung  zur  Bodenseeschiff¬ 
fahrt  erteilten  Vorschriften  greifen  auch  bei  Motor¬ 
schiffen  und  Motorbooten  Platz. 

Ausgenommen  von  der  Verpflichtung,  ein  Schiffer¬ 
patent  zu  erwerben,  sind  die  Führer  von  kleinen  Segel¬ 
booten,  die  nur  zu  Fahrten  zwischen  naheliegenden 
Uferplätzen  oder  zu  Vergnügungsfahrten  dienen. 

Weiterhin  können  für  die  Führer  von  Motorbooten 
oder  Segelbooten,  die  sich  lediglich  zu  sportlichen  Ver¬ 
anstaltungen  vorübergehend  am  Bodensee  aufhalten, 
Ausnahmen  zugelassen  werden. 

Das  Schifferpatent  (Anlage  IV)  zur  Führung  eines 
Dampfschiffes,  eines  Motorschiffes  oder  eines  Motor¬ 
bootes  soll  nur  erteilt  werden,  nachdem  der  Nachweis 
über  eine  längere  Beschäftigung  auf  solchen  Fahrzeugen 
und  über  die  Befähigung  zu  ihrer  Führung  erbracht  ist. 

II.  In  Anlage  IV  der  in  I  genannten  Ministerialver- 
ordnung  vom  27.  Dezember  1909,  R.-G.-Bl.  Nr.  213, 
werden  die  Worte  »zur  gewerbsmäßigen  Beförderung 
von  Personen  dienenden«  gestrichen. 

III.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Juli  1915  in  Kraft. 

Die  Eisenbahnen  Rußlands  in  1914.  Der  »Bote  des 

Ministeriums  der  Verkehrsanstalten«  bringt  einen  kurzen 
Bericht  über  das  Betriebsergebnis  der  russischen  Eisen¬ 
bahnen,  dem  die  »Ztg.  d.  Ver.  deutscher  Eisenb.-Verw.« 
nachfolgende  Zahlen  entnimmt. 

Die  Gesamteinnahmen  betragen  1.023,550.615  Rubel, 
d.  h.  gegen  1913  weniger  34,095.556  Rubel.  Die  Min¬ 
dereinnahme  entfällt  in  ihrem  ganzen  Umfange  dem 
Staatseisenbahnnetz  zur  Last,  das  nur  714,954.559  Rubel, 
d.  h.  gegen  1913  weniger  37,787.690  Rubel  verein¬ 
nahmte.  Hieraus  ergibt  sich  auch,  daß  die  Privatbahn¬ 
gesellschaften  sogar  eine  Mehreinnahme  von  4,253.474 
Rubel  haben,  da  ihre  Gesamteinnahme  293,805.805  Rubel 
ergeben  hat.  Die  Bahnen  von  örtlicher  Bedeutung  haben 


gleichfalls  eine  Mindereinnahme  von  592.715  Rubel  zu 
verzeichnen.  Ihre  Gesamteinnahme  ergab  6,979  959  Rubel. 
Endlich  wird  noch  die  Ussuribahn,  die  zurzeit  sich  in 
der  Verwaltung  der  Chinesischen  Ostbahn  befindet,  be¬ 
sonders  aufgeführt,  die  mit  ihrer  Einnahme  von  7,810.292 
Rubel  ein  Mehr  von  31.375  Rubel  erzielt  hat.  Befördert 
worden  sind:  239,696.860  Personen  (gegen  1913 
—  3,703.424)  und  13.575  Millionen  Pud  ( — 768  Mil¬ 
lionen  Pud).  Im  einzelnen  sind  befördert  worden : 
Wagen  mit  Steinkohlen:  1,428.885  ( — 276.181);  Salz: 
85.535  ( —  17-164);  Naphtha  und  Naphtharückstände: 
93-037  (H~  1088);  Petroleum  und  andere  Erzeugnisse  aus 
Naphtha:  93.037  ( — 28.710);  Getreide  zu  den  Hafen¬ 
plätzen  und  der  Landesgrenze:  332.008  ( — 210.402). 


^ttdferitnfei0e}t» 


Ein  neues  Telephonbuoh.  Soeben  ist  zum  erstenmal  ein  Tele¬ 
phonbuch  von  Österreich-Ungarn  erschienen,  welches  zugleich 
ein  Branchenadreßbuch  der  ganzen  Monarchie  darstellt,  dessen 
Mangel  bisher  von  der  Geschäftswelt  lebhaft  empfunden  wurde. 
In  dem  vom  Volkswirtschaftlichen  Verlag  Alexander  Dorn  in 
Wien,  IX. /j,  herausgegebenen  Werke  sind  nach  Art  des  be¬ 
kannten  Fachregisters  zum  Wiener  Telephonverzeichnis  alle  für 
Industrie,  Handel  und  Gewerbe  in  Betracht  kommenden  Tele¬ 
phonabonnenten  von  Österreich,  Ungarn,  Bosnien  und  der 
Hercegovina  auf  Grund  der  amtlichen  Telephonverzeichnisse 
nach  Branchen  und  innerhalb  derselben  nach  Orten  geordnet 
aufgenommen,  wodurch  einerseits  ein  verläßlicher,  dem  neuesten 
Stande  entsprechender  Adressennachweis  über  alle  Handels-, 
Industrie-  und  Gewerbebetriebe  beider  Reichshälften  in  einem 
Bande  geschaffen  ist  und  anderseits  für  den  interurbanen  Tele¬ 
phonverkehr  ein  bequemes  Handbuch  geboten  wird.  Im  Hin¬ 
blick  auf  die  großen  Vorteile  und  die  Wichtigkeit  eines  der¬ 
artig  praktischen  Nachschlagebehelfes  für  den  industriellen  und 
kommerziellen  Verkehr  dürfte  sich  das  vorliegende  Adreßbuch 
bald  in  der  ganzen  Monarchie  einbürgern  und  insbesondere  wird 
es  in  jedem  größeren  Geschäftshause,  in  Hotels,  Kaffeehäusern 
und  allen  stark  frequentierten  Lokalen  ein  unentbehrliches 
Requisit  für  den  Geschäftsbetrieb  bilden.  Der  Ladenpreis  des 
in  Leinwand  gebundenen,  vornehm  ausgestatteten  Werkes  ist  mit 
20  K  festgesetzt  worden. 

Studiennachrichten  der  Exportakademie.  Aus  den  Studien¬ 
nachrichten  der  Exportakademie  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  über  das  XVI.  Studienjahr  ergibt  sich,  daß  die  Aka¬ 
demie  im  abgelaufenen  Studienjahre  569  ordentliche  Hörer, 
56  außerordentliche  Hörer,  24  Kandidaten  des  Lehramtes  an 
höheren  Handelsschulen  (Handelsakademien),  165  Hörer  der 
Bankkurse,  132  Hörer  der  kommerziellen  Kurse  für  Juristen, 
343  Besucher  der  Abendkurse  und  389  Teilnehmer  an  denVer- 
sicherungsknrsen,  daher  zusammen  1678  Hörer  zählte.  Von  den 
ordentlichen  Hörern  waren  155  Ortsangehörige,  140  Söhne  von 
Kaufleuten  und  Industriellen  und  146  Söhne  von  Beamten  und 
Offizieren.  Ein  großer  Prozentsatz  der  Absolventen  und  Studie¬ 
renden  der  Exportakademie  wurde  unter  die  Fahnen  gerufen. 
Sämtliche  Räume  der  Exportakademie  mit  Ausnahme  einiger 
Hörsäle  und  des  Geographischen  Institutes  wurden  dem  Kriegs¬ 
fürsorgeamte  des  k.  u.  k.  Kriegsministeriums  für  die  Dauer  des 
Krieges  überlassen.  Ein  Teil  der  Professoren  betätigt  sich  in 
diesem  Amte. 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./j,  Berggasse  16,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 


Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13  836); 
für  Artikel  aller  Art  in  Brasilien  (14.022); 
für  diverse  Artikel  in  Aleppo  (8511); 
für  Lebensmittel  und  Toiletteartikel  in  Buenos  Aires 
(20.272); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (2 1.940) ; 
für  diverse  Artikel  in  Kreta  (21.070); 


alle  Artikel  für  Argentinien  (12.208); 
alle  Artikel  für  Kolumbien  (8714); 
für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Bilanzerrichtung  während  des  Krieges.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Gesamtininisterinins  vom  28.  Juni  1915 
über  die  Errichtung  von  Bilanzen  während  des  Krieges 
bestimmt : 

§  I.  (i)  Kaufleute,  Handelsgesellschaften,  Erwerhs- 
und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  sonstige  der 
öffentlichen  Rechnungslegung  unterworfene  Unter¬ 
nehmungen,  die  in  Galizien,  in  der  Bukowina,  in  Dal¬ 
matien,  im  Küstenlande  oder  indeiiKreisgerichtssprengeln 
Rovereto  und  Trient  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  haben,  sind 
bis  31.  Dezember  1915  von  der  Pflicht  zur  Aufstellung 
des  Rechnungsabschlusses  (Bilanz)  befreit. 

(2)  Kaufleuten  und  Unternehmungen  der  in  Abs.  i 
bezeichneten  Art,  die 

a)  in  den  in  Abs.  i  genannten  Gebieten  zwar  nicht 
ihren  Wohnsitz  (Sitz),  jedoch  eine  Hauptbetriebsstätte 
haben  oder 

b)  in  einem  anderen  dem  Kriegsschauplätze  benach¬ 
barten  Gebiete  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  eine  Plaupt- 
betriebsstätte  haben  oder 

c)  ihre  Geschäfte  zum  großen  Teile  in  oder  mit  dem 
Zollauslande  betreiben  oder  dort  erhebliche  Teile  ihres 
Vermögens  haben, 

kann  die  Verwaltungsbehörde  auf  begründeten  Antrag 
eine  Frist  bis  längstens  31.  Dezember  1915  zur  Auf¬ 
stellung  des  Rechnungsabschlusses  (Bilanz)  gewähren. 
Zur  Erteilung  dieser  Frist  ist  für  Versicherungsgesell¬ 
schaften  das  Ministerium  des  Innern,  für  Banken  und 
andere  Kreditinstitute  das  Finanzministerium,  für 
Unlternehmungen  des  Berg-  und  Hüttenbetriebes  das 
Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten,  für  Eisenbahn¬ 
unternehmungen  das  Eisenbahnministerium,  für  sonstige 
Unternehmungen  und  Kaufleute  das  Handelsministerium 
berufen. 

§  2.  (i)  Für  die  Beschlußfassung  über  den  Rechnungs¬ 
abschluß  durch  das  hierzu  berufene  Organ  steht  Aktien¬ 
gesellschaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung, 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  sonstigen 
der  öffentlichen  Rechnungslegung  unterworfenen  Unter¬ 
nehmungen  eine  Frist  bis  zum  31.  Dezember  1915 
offen. 

(2)  Das  Ministerium  des  Innern  kann  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  beteiligten  Ministerien  auf  begründeten 
Antrag  Unternehmungen  der  in  Abs.  i  bezeichneten  Art 
gestatten,  von  den  statutarischen  Bestimmungen  über 
die  Art  der  Berufung,  über  Ort  und  Zeit  des  Zusammen¬ 
trittes  und  die  Beschlußfähigkeit  ihrer  Organe,  über 
die  Form  ihrer  Bekanntmachungen  und  dergleichen  ab¬ 
zuweichen,  soweit  die  Einhaltung  dieser  Bestimmungen 
infolge  des  Krieges  unmöglich  geworden  ist. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Ergänzung  der  sechsten  Stundungsverordnung. 

Eine  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  28.  Juni 
1915  über  eine  Ergänzung  der  sechsten  Stundungsver¬ 
ordnung  (kaiserliche  Verordnung  vom  25.  Mai  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  138)  bestimmt: 
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Auf  Grund  des  §  27  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
25.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  138,  wird  diese  Verordnung 
in  folgender  Weise  abgeändert  und  ergänzt; 

Artikel  I.  In  §  21,  Abs.  i,  wird  nach  den  Worten  „vor 
dem  I.  August  1914  entstandenen  Forderungen“,  einge¬ 
schaltet:  „ferner  für  Forderungen  auf  Zahlung  von 

Zinsen  und  auf  Kapitalsrückzahlungen  aus  Teilschuld¬ 
verschreibungen,  die  vor  diesem  Tage  ausgegeben 
wurden“. 

Artikel  II.  §  24,  Abs.  i,  hat  zu  lauten: 

,,(i)  Personen,  die  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  ihre 
ständige  geschäftliche  Niederlassung  in  einem  Gebiete 
haben,  in  dem  das  Bezirksgericht  infolge  der  kriegeri¬ 
schen  Ereignisse  zeitweise  seine  Tätigkeit  eingestellt 
oder  seinen  Standort  verlegt  hat,  oder  in  einem  Gebiete, 
das  zufolge  behördlichen  Auftrages  von  einem  erheb¬ 
lichen  Teile  der  Bevölkerung  verlassen  werden  mußte, 
kann  das  angerufene  Gericht  für  Verpflichtungen  aller 
Art  Stundung  gewähren  (§§  18  und  19)  und  ebenso  aus¬ 
sprechen,  daß  Rechtsnachteile,  die  für  den  Fall  nicht 
rechtzeitiger  Erfüllung  vereinbart  worden  sind,  mit 
Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen 
nicht  eintreten  oder  aufgehoben  werden.  Die  Bestim¬ 
mungen  des  §  23  finden  auf  solche  Personen  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Art  der  Eorderung  Anwendung,  zu  deren 
Gunsten  Exekution  geführt  wird.“ 

Artikel  III.  Nach  §  24  ist  einzuschalten: 

,, Sonderbestimmungen  für  den  südlichen  Kriegsschau¬ 
platz. 

§  24a.  (i)  Hat  eine  der  im  folgenden  genannten 
Kreditstellen  ihren  Sitz  in  Dalmatien,  im  Küstenland 
oder  in  den  Kreisgerichtssprengeln  Rovereto  und  Trient, 
so  kann  innerhalb  eines  Kalendermonats  nur  begehrt 
werden : 

a)  von  Aktienbanken,  deren  Grundkapital  nicht  mehr 
als  eine  Million  Kronen  beträgt,  auf  Grund  vor  dem 
21.  Mai  1915  entstandener  Forderungen  aus  laufender 
Rechnung  und  aus  Einlagen  gegen  Kassenscheine 
Zahlung  bis  zur  Höhe  von  3  Prozent  der  am  21.  Mai 
1915  bestandenen  Forderung,  mindestens  aber  von  400  K 
und  höchstens  von  1000  K,  ferner  auf  Grund  von  For¬ 
derungen  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch,  die  vor 
dem  21.  Mai  1915  gemacht  wurden,  Zahlung  bis  zur 
Höhe  von  200  K  aus  jeder  Einlage; 

b )  von  Sparkassen  auf  Grund  von  Forderungen  aus 
Einlagen  gegen  Einlagebuch,  die  vor  dem  21.  Mai  1915 
gemacht  wurden,  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  200  K  aus 
jeder  Einlage; 

c)  von  Kreditgenossenschaften,  mit  Ausnahme  der 
Raiffeisenkassen,  auf  Grund  vor  dem  21.  Mai  1915  ent¬ 
standener  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  Zahlung 
bis  zur  Höhe  von  2  Prozent  jener  Forderung,  mindestens 
aber  von  200  K  und  höchstens  von  500  K,  ferner  auf 
Grund  von  Forderungen  aus  Einlagen  gegen  Einlage¬ 
buch,  die  vor  dem  21.  Mai  1915  gemacht  wurden, 
Zahlung  bis  zur  Höhe  von  100  K  aus  jeder  Einlage; 

d)  von  Raiffeisenkassen  auf  Grund  vor  dem  i.  Mai 
1915  entstandener  Forderungen  aus  laufender  Rech¬ 
nung  oder  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch,  die  vor  dem 
21.  Mai  1915  gemacht  wurden,  Zahlung  bis  zur  Höhe 
von  50  K  aus  jeder  Einlage. 

(2)  Die  Bestimmungen  des  §  4,  Abs.  4,  und  des  §  6 
finden  entsprechende  Anwendung. 

§  24b.  (i)  Gewerbetreibenden  und  Händlern,  die  in 
der  Stadt  Triest  samt  Gebiet  ihren  Wohnsitz  oder  ihre 
ständige  geschäftliche  Niederlassung  haben  und  deren 
Betrieb  den  in  Abs.  2  bezeichneten  Umfang  nicht  über¬ 
schreitet,  ist  für  privatrechtliche,  vor  dem  21.  Mai  1915 
entstandene  Geldforderungen  richterliche  Stundung  (§§ 

19  und  23)  auch  ohne  Nachweis  der  im  §  18,  Abs.  i, 
bezeichneten  Voraussetzungen  zu  gewähren;  diese  Be¬ 


stimmung  findet  keine  Anwendung  auf  die  im  §  2,  Z.  i, 
2,  4  bis  7  und  10,  bezeichneten  Forderungen,  ferner  auf 
Forderungen  für  verkaufte  Sachen  oder  gelieferte  Waren 
auf  Grund  von  Verträgen,  die  vor  dem  21.  Mai  1915 
abgeschlossen  worden  sind,  wenn  die  Übergabe  oder 
Lieferung  erst  nach  dem  20.  Mai  1915  bewirkt  worden  ist 
oder  bewirkt  wird,  es  sei  denn,  daß  sie  vor  dem  21.  Mai 
1915  vorzunehmen  war. 

(2)  Die  Bestimmung  des  Abs.  i  gilt  für  Händler, 
die  Waren  im  kleinen  verkaufen  und  nicht  mehr  als 
zwei  Hilfsarbeiter  beschäftigen,  und  für  andere  Gewerbe¬ 
treibende,  die  nicht  mehr  als  fünf  Hilfsarbeiter  beschäf¬ 
tigen. 

(3)  Der  Schuldner  hat  das  Vorhandensein  dieser 
Voraussetzungen  durch  ein  Zeugnis  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  nachzuweisen,  in  dem  die  Zahl  der 
Hilfsarbeiter  angegeben  sein  muß. 

§  24c.  Bei  Wechseln  oder  Schecks,  die  in  einem  der 
im  §  24  a  bezeichneten  Gebiete  zahlbar  sind,  wird  ver¬ 
mutet,  daß  eine  wechselrechtliche  Handlung,  die  nach 
dem  21.  Mai  1915  vorzunehnien  war  oder  vorzunehmen 
ist,  infolge  eines  unüberwindlichen  Hindernisses 
(höhere  Gewalt)  unterblieben  ist,  wenn  sie  nicht  tat¬ 
sächlich  rechtzeitig  vorgenommen  wurde. 

§  24 rf.  Banken,  Sparkassen,  andere  Kreditstellen  und 
Versicherungsanstalten,  die  in  einem  der  im  §  24  o  be¬ 
zeichneten  Gebiete  ihren  Sitz  oder  eine  Zweignieder¬ 
lassung  haben  und  infolge  des  Krieges  den  Kassendienst 
zum  überwiegenden  Teile  von  dort  in  das  Hinterland 
verlegt  haben,  sind  nicht  verpflichtet,  Verbindlichkeiten 
an  dem  Orte  ihrer  früheren  Kassengebarung  zu  er¬ 
füllen,  sondern  können  sie  an  dem  Orte  leisten,  in  den 
sie  ihren  Kassendienst  verlegt  haben.“ 

Artikel  IV.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
ihrer  Kundmachung  in  Kraft. 

Ausgleichsverfahren.  Eine  Verordnung  des  Justiz¬ 
ministers  vom  28.  Juni  1915  über  den  Einfluß  der 
kriegerischen  Ereignisse  auf  die  rechtzeitige  Durch¬ 
führung  des  Ausgleichsverfahrens  bestimmt; 

§  I.  Ist  ein  Ausgleichsverfahren  bei  einem  Gerichts¬ 
höfe  in  Galizien,  der  Bukowina,  in  Dalmatien  oder  im 
Küstenlande  oder  bei  den  Kreisgerichten  Bozen,  Trient 
oder  Rovereto  anhängig  oder  hat  der  Ausgleichs¬ 
schuldner  seinen  Wohnsitz  (Sitz)  oder  seine  ständige 
geschäftliche  Niederlassung  in  einem  Gebiete,  in  dem 
das  Bezirksgericht  infolge  der  kriegerischen  Ereignisse 
seine  Tätigkeit  zeitweise  eingestellt  oder  seinen  Standort 
verlegt  hat,  oder  in  einem  Gebiete,  das  zufolge  behörd¬ 
lichen  Auftrages  von  einem  erheblichen  Teile  der  Be¬ 
völkerung  verlassen  werden  mußte,  so  kann  das  Aus¬ 
gleichsgericht  die  Fortsetzung  des  Ausgleichsverfahrens 
beschließen,  wenn  infolge  der  kriegerischen  Ereignisse 
das  Verfahren  innerhalb  der  gesetzlichen  Erist  voraus¬ 
sichtlich  nicht  ordnungsgemäß  durchgeführt  werden  kann. 

In  solchen  Fällen  ist  das  Verfahren  einzustellen, 
wenn  der  Ausgleichsantrag  nicht  innerhalb  90  Tagen 
nach  der  Behebung  des  Hindernisses,  spätestens  inner¬ 
halb  90  Tagen  nach  dem  Friedensschluß,  angenommen 
worden  ist. 

§  2.  Die  Fortsetzung  des  Verfahrens  ist  unzulässig, 
wenn  der  Ausgleichsantrag  von  Gläubigern,  deren  For¬ 
derungen  zusammen  mehr  als  ein  Viertel  der  Gesamt¬ 
summe  aller  zur  Abstimmung  berechtigenden  For¬ 
derungen  betragen,  abgelehnt  worden  ist  und  die  Aus¬ 
gleichstagsatzung  gemäß  §  45  Ausgleichsordnung  nicht 
mehr  erstreckt  werden  kann. 

§  3.  Wird  die  Fortsetzung  des  Ausgleichsverfahrens 
beschlossen,  so  hat  das  Ausgleichsgericht  gleichzeitig 
erforderlichenfalls  die  zur  Sicherung  des  Vermögens 
dienlichen  Maßregeln  im  Sinne  des  §  3,  Abs.  4,  Aus¬ 
gleichsordnung  zu  treffen. 
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§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Regelung  des  Getreide-  und  Mehlverbrauchs. 
Eine  Verordnung  des  Ministers  des  Innern  vom  28.  Juni 
1915,  betreffend  die  Regelung  des  Verbrauches  von 
Getreide  und  Mahlprodukten,  verfügt: 

§  I.  Die  bei  den  Erntearbeiten  unmittelbar  beschäf¬ 
tigten  Personen  dürfen  bis  i.  September  1915  täglich 
500  g  Getreide  oder  400  g  Mahlprodukte  (3  kg  50  dkg 
Getreide  oder  2  kg  80  dkg  Mahlprodukte  wöchentlich) 
verbrauchen. 

Sonst  wird  für  die  Unternehmer  landwirtschaftlicher 
Betriebe  und  für  Angehörige  ihres  Haushaltes  (Wirt¬ 
schaft)  einschließlich  jener  Arbeiter  und  Angestellten, 
denen  freie  Kost  oder  Brotgetreide  und  Mahlprodukte 
als  Lohn  gebühren,  die  zulässige  Verbrauchsmenge  für 
den  Kopf  mit  400  g  Getreide  oder  320  g  Mahlprodukte 
täglich  (2  kg  80  dkg  Getreide  oder  2  kg  24  dkg  Mahl¬ 
produkte  wöchentlich)  bestimmt. 

Für  alle  körperlich  schwer  arbeitenden  Personen, 
auch  wenn  sie  nicht  landwirtschaftliche  Arbeiter  sind, 
wird  die  zulässige  Verbrauchsmenge  für  den  Kopf  mit 
300  g  Mahlprodukte  täglich  (2  kg  10  dkg  wöchentlich) 
bestimmt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit;  den  Tag,  von  welchem  an  die 
erhöhten  Verbrauchsmengen  verbraucht  werden  dürfen, 
bestimmt  die  politische  Landesbehörde  durch  Kund¬ 
machung  im  Landesgesetz-  und  Verordnungsblatte. 

Getreide-  und  Mehlverbrauch.  Eine  Verordnung 
des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtum  Österreich  unter 
der  Enns  vom  i.  Juli  1915,  Z.  W  1451/2,  betreffend  die 
Festsetzung  des  Tages,  von  welchem  an  die  mit  der 
Verordnung  des  Ministers  des  Innern  vom  28.  Juni 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  182,  erhöhten  Mengen  von  Getreide 
und  Mahlprodukten  verbraucht  werden  dürfen,  bestimmt: 

§  I.  Die  mit  der  Verordnung  des  Ministers  des  Innern 
vom  28.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  182,  festgesetzten 
erhöhten  Mengen  von  Getreide  und  Mahlprodukten 
dürfen  von  den  bei  den  Erntearbeiten  unmittelbar  be¬ 
schäftigten  Personen,  von  den  Unternehmern  landwirt¬ 
schaftlicher  Betriebe  und  den  Angehörigen  ihres  Haus¬ 
haltes  (Wirtschaft)  sowie  von  den  körperlich  schwer 
arbeitenden  Personen  vom  4.  Juli  1915  an  verbraucht 
werden. 

§  2.  Über  die  Berechtigung  zum  Verbrauche  der  er¬ 
höhten  Verbrauchsmenge  entscheidet  im  Zweifel  die 
politische  Behörde  erster  Instanz. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Branntweinerzeugung  und  Branntweinsteuer. 

Eine  kaiserliche  Verordnung  vom  30.  Juni  1915  wegen 
Maßnahmen,  betreffend  die  Branntweinerzeugung  und 
wegen  Erhöhung  des  Branntweinsteuerzuschlages  ver¬ 
fügt: 

§  I.  Mit  dem  Wirksamkeitsbeginne  dieser  kaiserlichen 
Verordnung  dürfen  nicht  mehr  errichtet  und  in  Be¬ 
trieb  gesetzt  werden: 

1.  neue,  der  Konsumabgabe  unterliegende,  nicht 
landwirtschaftliche  Brennereien  (§7  des  Gesetzes  vom 
20.  Juni  1888,  R.-G.-Bl.  Nr.  95,  in  der  Fassung  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  Juli  1899,  R.-G.-Bl. 
Nr.  120  [Branntweinsteuergesetz]), 

2.  neue  Spiritusraffinerien. 

\’on  dem  gleichen  Zeitpunkte  angefangen  dürfen  in 
bestehenden  Betrieben  der  im  ersten  Absätze  genannten 
Arten  Erweiterungen  oder  Änderungen,  wodurch  die 
Produktion  gesteigert  werden  kann,  ferner  in  landwirt¬ 
schaftlichen  Brennereien  Erweiterungen  oder  Ände¬ 
rungen,  wodurch  die  Erzeugung  einer  größeren  als  der 


für  solche  Brennereien  zulässigen  Höchstmenge  er¬ 
möglicht  wird,  nicht  mehr  vorgenommen  werden. 

Vorrichtungen,  mittels  welcher  aus  Maische  unmittel¬ 
bar  gereinigter  Spiritus  erzeugt  werden  kann,  ferner 
.Anlagen  zur  Raffinierung  von  Spiritus  in  landwirtschaft¬ 
lichen  Brennereien  fallen  in  Absicht  auf  die  Anwendung 
der  vorstehenden  Bestimmungen  unter  den  Begriff  einer 
Spiritusraffinerie. 

Die  Wiederherstellung  zerstörter  Be^ri«bsanlagen  ist 
unbeschadet  der  Anwendung  der  Bestimmungen  der 
Absätze  2  und  3  zulässig. 

Der  Finanzminister  kann  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsminister  und  dem  Ackerbauminister  fallweise 
Ausnahmen  von  den  in  den  Absätzen  i  und  2  dieses 
Paragraphen  ausgesprochenen  Verboten  bewilligen,  wenn 
es  die  Produktions-  oder  Marktverhältnisse  erheischen. 

§  2.  Die  Herstellung  von  gebrannten  geistigen  Ge¬ 
tränken  aus  Roh-  (nicht  entfuseltem)  Spiritus  auf  kaltem 
Wege  oder  auch  mittels  Destillation  ist  verboten. 

Übertretungen  dieses  Verbotes  werden  von  den  politi¬ 
schen  Landesbehörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen 
bis  zu  1000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten 
bestraft. 

§  3.  Der  Finanzminister  ist  ermächtigt,  im  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  Handelsminister  und  dem  Ackerbau¬ 
minister  für  den  Verkauf  von  Spiritus  ab  Brennerei, 
Raffinerie  und  Freilager,  und  zwar  sowohl  für  den  gegen 
Wrsteuerung  als  auch  für  den  unversteuert  zur  Weg¬ 
bringung  gelangenden  Spiritus  jeweils  Höchstpreise 
festzusetzen. 

§  4.  Mit  Wirksamkeit  vom  i.  September  1915  wird 
das  Ausmaß  der  Bonifikation  für  den  in  landwirtschaft¬ 
lichen  Brennereien  erzeugten  und  gegen  Einrechnung 
in  den  niedrigeren  Satz  der  Konsumabgabe  weg¬ 
gebrachten  Branntwein  (§  7,  Z.  i,  lit  a,  des  Brannt¬ 
weinsteuergesetzes)  um  2  K  für  das  Hektoliter  Alkohol 
herabgesetzt. 

§  5.  Das  Ausmaß  des  auf  Grund  des  Artikels  i,  lit.  A, 
Abs.  2,  des  Gesetzes  vom  23.  Januar  1914,  R.-G.-Bl. 
Nr.  II,  zur  Einhebung  gelangenden  Branntweinsteuer¬ 
zuschlages  wird  um  20  h,  das  ist  auf  70  h  vom  Liter 
Alkohol  erhöht. 

Soweit  am  Tage  der  Kundmachung  dieser  Verordnung 
vertragsmäßige  Verpflichtungen  über  die  Lieferung  von 
versteuertem  Branntwein  aus  einer  der  Konsumabgabe 
unterliegenden  Brennerei  oder  einem  Branntweinfrei¬ 
lager  bestehen,  ist  der  Abnehmer  gehalten,  dem  Lieferer 
20  h  Preiszuschlag  vom  Liter  Alkohol  zu  zahlen,  wenn 
dem  nicht  ausdrückliche  Vertragsbestimmungen  ent¬ 
gegenstehen. 

§  6.  Der  Ertrag  dieser  Zuschlagserhöhung  fällt  aus¬ 
schließlich  dem  Staatsschätze  zu  und  bleibt  bei  der  Be¬ 
rechnung  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  23.  Januar 
1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  14,  den  Landesfonds  der  im  Reichs¬ 
rate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  zukommenden 
Branntweinsteuerüber Weisung  unberücksichtigt. 

§  7.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt,  soweit  nicht 
ausdrücklich  etwas  anderes  bestimmt  ist,  mit  dem  Tage 
der  Kundmachung  in  Kraft  ;  mit  dem  Vollzüge  ist  Mein 
Finanzminister  im  Einvernehmen  mit  Meinem  Handels¬ 
minister  und  Meinem  Ackerbauminister  betraut. 

Abänderung  der  Branntweinsteuerzuschlags¬ 
verordnung.  Eine  Verordnung  des  Finanzministeriums 
vom  30.  Juni  1915,  betreffend  die  Abänderung  der 
Branntweinsteuerzuschlagsverordnung  vom  23.  Januar 
1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  12,  verfügt: 

In  Vollziehung  des  §  5  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  30.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  186,  werden  nach¬ 
stehende  Bestimmungen  der  Verordnung  des  Finanz¬ 
ministeriums  vom  23.  Januar  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  12 
(Branntweinsteuerzuschlagsverordnung),  mit  Wirksam- 
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keit  vom  Kundmachungstage  abgeändert  und  haben  zu 
lauten  wie  folgt: 

§  I,  Eingang:  „Dem  Branntweinsteuerzuschlage  im 
Betrage  von  70  h  vom  Hektolitergrad  Alkohol  (Liter 
Alkohol)  unterliegen“: 

§  2,  2.  Absatz:  „Es  ist  daher  in  allen  Fällen,  in  denen 
der  Branntweinsteuerzuschlag  zu  gleicher  Zeit  mit  der 
Branntweinabgabe  zu  entrichten  ist,  und  zwar  bei 
produktionsabgabepflichtigem  und  bei  dem  der  Konsum¬ 
abgabe  nach  dem  niedrigeren  Satze  unterliegenden 
Branntwein  der  Betrag  von  i  K  6o  h,  bei  dem  der  Kon¬ 
sumabgabe  nach  dem  höheren  Satze  unterworfenen  aber 
der  Betrag  von  i  K  80  b  vom  Liter  Alkohol  einzuheben 
und  ungetrennt  zu  verrechnen.  Die  Borgung  kann  in 
diesen  Fällen  nur  für  die  Stammsteuer  einschließlich 
des  Zuschlages  in  Anspruch  genommen  werden.“ 

§  7:  ,,Dcr  Branntweinsteuerzuschlag  wird  rück¬ 
vergütet,  sofcrne  es  sich  nicht  um  Branntwein  handelt, 
für  den  die  Befreiung  vom  Zuschläge  gemäß  §  3  dieser 
\'erordnung  in  Anspruch  genommen  wurde: 

1.  Bei  der  Versendung  im  Überweisungsverfahren  nach 
den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  oder  nach 
Bosnien  und  der  Hercegovina 

a)  mit  70  h  vom  Liter  Alkohol  in  Rum,  Likör,  Punsch¬ 
essenz,  ferner  in  gebrannten  geistigen  Flüssigkeiten, 
die  nach  der  üblichen  Herstellungsweise  aus  nach  der 
Konsumabgabe  versteuertem  Spiritus  bestehen  und 
mittels  Destillation  über  Ingredienzien  oder  mittels  Zu¬ 
sätzen  erzeugt  werden, 

b)  mit  35  h  vom  Liter  Alkohol  für  alle  übrigen  ge¬ 
brannten  geistigen  Flüssigkeiten. 

2.  Bei  der  Ausfuhr  über  die  Zollinie  mit  35  h  vom 
Liter  Alkohol,  wenn  die  Sendung  mindestens  50  l 
Branntwein  umfaßt. 

Für  jene  Sendungen,  rücksichtlich  deren  die  Ab¬ 
fertigung  durch  das  Versendungsamt  vor  dem  i.  Oktober 
1915  erfolgt,  wird  die  Vergütung  des  Branntweinsteuer¬ 
zuschlages  in  den  unter  Z.  i,  lit.  a,  genannten  Fällen 
nur  mit  50  h,  in  den  unter  Z.  i,  lit.  b,  und  Z.  2  be- 
zeichneten  Fällen  aber  nur  mit  25  h  vom  Liter  Alkohol 
gewährt,  es  sei  denn,  daß  die  Entrichtung  des  erhöhten 
Branntweinsteuerzuschlages  für  den  in  der  Sendung 
enthaltenen  Alkohol  nachgewiesen  wird.“ 

§  8,  Z.  2,  Abs.  5,  letzter  Absatz:  ,,In  den  Zahlungs¬ 
aufträgen  sind  die  einzelnen  Alkoholmengen,  für  die  die 
Rückvergütung  des  Zuschlages  geleistet  wird,  unter 
Anführung  der  betreffenden  Versendungsregisterposten 
anzugeben  und  die  sich  nach  §  7  ergebenden  Beträge 
getrennt  ersichtlich  zu  machen.“ 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
24.  Juni  1915  wurden  folgende  neue  Ausfuhrverbote  in 
Deutschland  erlassen: 

1.  Es  ist  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

Gebrannter  Magnesia  (Magnesia  usta),  aus  künst- 
licben  Magnesiasalzen  gewonnen,  der  Nr.  227 fc  des 
Statistischen  Warenverzeichnisses ; 

Chloraluminium  (Aluminiumchlorid)  der  Nr.  298a  des 
Statistischen  Warenverzeichnisses ; 

phosphorsaurem  Natron  (Natriumphosphat)  der 
Nr.  3175  des  Statistischen  Warenverzeichnisses; 

Benzoeverbindungen,  Benzoesäure,  Benzoesäure¬ 
anhydrid,  benzoesauren  Salzen,  insbesondere  benzoe¬ 
saurem  Natron; 

Farbstoffen  der  Nr.  319  bis  321  des  Zolltarifs  in  Auf¬ 
machungen  für  den  Kleinvcrkauf,  sogenannte  Farbe¬ 
päckchen  (Päckchenfarben)  (Nr.  3360  des  Statistischen 
Warenverzeichnisses)  ; 

Phosphorverbindungen ; 

boraxhaltigen  Mischungen  und  Zubereitungen 
(Schweißpulver  u.  s.  w.) ;  Amylazetat  (Essigsäure¬ 


amylester)  der  Nr.  347  des  Zolltarifs  und  des  Statisti¬ 
schen  Warenverzeichnisses ; 

Fuselölen  (Amylalkohol)  der  Nr.  348  des  Zolltarifs 
und  des  Statistischen  Warenverzeichnisses; 

Lederleim  (Hautleim),  fest  oder  flüssig,  der  Nr.  375  n 
des  Statistischen  W'arenverzeichnisses ; 

Lacken  der  Nr.  343  des  Zolltarifes,  auch  unter  Zu¬ 
satz  von  Solventnaphtha  hergestellter  Klebemasse  aus 
pechartigen  Rückständen  und  von  allen  Stoffen,  in  denen 
Benzol,  benzolhomologe  oder  Neben-  oder  Abfallerzeug¬ 
nisse  der  Benzolgewinnung  enthalten  sind; 

Weinstein,  Weinsäuresalzen  (Tartraten) ; 

Chlorkalk; 

Natriumthiosulfat  (unterschwefligsaurem  Natron),  Na¬ 
triumhyposulfit  (Natrium  thiosulfuricum)  der  Nr.  317J 
des  Statistischen  Warenverzeichnisses; 

Kaliverbindungen ; 

oxalsaurem  Cerium  und  allen  Ceriumverbindungen 
der  Nr.  317J  des  Statistischen  Warenverzeichnisses; 

Filtermasse  aus  Baumwolle; 

Baumwollgarnen  der  Nummern  440 — 442  des  Zoll¬ 
tarifes  mit  Ausnahme  der  gebleichten,  gefärbten,  be¬ 
druckten  im  Lohnveredlungsverkehr  und  des  Eisen¬ 
garns  :  ^ 

Blaudrell  aus  Baumwolle  (Manchester,  Genuacord); 

gewirkten  Stoffen  aller  Art,  zur  Herstellung  von 
Handschuhen,  Hemden,  Llosen,  Jacken  verwendbar; 

Pack-  und  andere  W'^attc  aus  Zolltarifnummer  512; 

Ledermanschetten  aus  Rindleder ; 

Stiefelschäften. 

11.  Das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Spulen  aus  Holz  der  Nr.  624  des  Zolltarifs  (Bekannt¬ 
machung  vom  15.  März  1915,  Reichsanzeiger  Nr.  62 
vom  gleichen  Tage)  wird  auf  die  Ausfuhr  und  Durch¬ 
fuhr  von  Garnspulen  aller  Art  (aus  Eisen,  Holz,  Rohr, 
Papier  oder  Pappe)  ausgedehnt. 

I\^.  L^nter  das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Baumwollgarn  fallen  nicht: 

Häkel-,  Näh-,  Stickgarne. 

V.  Nicht  unter  ein  Aus-  und  Durchfuhrverbot  fallen: 

1.  Bänder,  Posamenten,  Spitzen,  Stickereien  (Hand- 
und  Maschinen-),  Tülle,  auch  Spitzentülle: 

2.  Handschuhe  aus  baumwollenem  gewirkten  Rund¬ 
stuhl  oder  Kettenstoff. 

Änderungen  in  den  Verboten  der  Ausfuhr  und 
Durchfuhr  im  Deutschen  Reiche.  Laut  Bekannt¬ 
machung  des  deutschen  Reichskanzlers  vom  27.  Juni 
1915  wurde  unter  Aufliebung  der  bisherigen  Be¬ 
kanntmachungen  über  Aus-  und  Durchfuhrverbote  für 
Kraftfahrzeuge  (Motorwagen,  Motorfahrräder) 
und  Fahrräder  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr 
von:  Personenkraftwagen,  auch  Kraftomnibussen,  Last¬ 
kraftwagen,  auch  Zugwagen  (Trakteuren),  Kraftfahr¬ 
rädern  (zwei-,  drei-  und  vierrädrigen),  Motorpflügen, 
Motorbooten,  Motorlokomotiven  ohne  Rücksicht  auf  die 
Antriebsart;  Lhitergestellen  (Chassis),  mit  und  ohne 
Motor,  bearbeitet  und  unbearbeitet;  Wagenaufbauten 
(Karosserien,  Omnibuskästen,  Krankenwagenkästen, 
Pritschen,  Kippwagen) ;  Anhängewagen  sowie  Achsen 
und  Räder  zu  solchen,  bearbeitet  und  unbearbeitet;  Bau¬ 
teilen,  insbesondere  von  Motoren,  Getrieben,  Kurbel¬ 
wellen,  Achsen,  Kuppelungen,  Rahmen,  Rädern,  Kühlern, 
Kugellagern,  Benzingefäßen,  Vergasern,  Zündapparaten, 
Zündkerzen,  Ketten,  bearbeitet  und  unbearbeitet;  Zu¬ 
behörteilen  (Beleuchtungsvorrichtungen,  Akkumulatoren 
für  Beleuchtungszwecke,  Signalinstrumenten,  Luft¬ 
pumpen,  Federpuffern,  Steigungsmessern,  Geschwindig¬ 
keitsmessern  u.  s.  w.),  bearbeitet  und  unbearbeitet; 
Bestand-  und  Zubehörteilen  von  Rädern  und  Gummi¬ 
bereifungen  (Felgen,  Stahlbändern,  Luftreifenventilen, 
Flügelschrauben,  Gleitschutznieten,  Gleitschutzketten, 


Druckprüfern),  bearbeitet  und  unbearbeitet;  Fahr¬ 
rädern  aller  Art  sowie  den  Bestand-  und  Zubehörteilen 
zu  solchen  (Beleuchtungsv'orricbtungen,  Signalinstru- 
nienten,  Luftpumpen,  Kotschützern  u.  s.  w.),  bearbeitet 
und  unbearbeitet. 

Die  Sicherstellung  von  Kriegsbedarf.  Der 
Bundesrat  hat  am  24.  Juni  1915  folgende  Verordnung 
erlassen: 

§  I.  Während  der  Dauer  des  gegenwärtigen  Krieges 
kann  das  Eigentum  an  Gegenständen,  die  bei  der  Her¬ 
stellung  und  dem  Betriebe  von  Kriegsbedarfsartikel  zur 
Wrwendung  gelangen  können,  unbeschadet  der  Zu¬ 
ständigkeit  der  Militärbefehlshaber,  auch  durch  An¬ 
ordnung  der  Kriegsministerien  oder  des  Reichsmarine- 
anites  oder  der  von  ihnen  bezeichneten  Behörden  auf  eine 
in  der  Anordnung  zu  bezeichnende  Person  übertragen 
werden. 

Die  Anordnung  ist  an  den  Besitzer  der  Gegenstände 
zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anord¬ 
nung  dem  Besitzer  zugeht. 

§  2.  Der  Übernahmepreis  wird  unter  Berücksichtigung 
des  Friedenspreises  zuzüglich  eines  nach  den  Verhält¬ 
nissen  des  Einzelfalles  angemessenen  Gewinns  durch  ein 
Schiedsgericht  endgültig  festgesetzt.  Bei  den  nach  dem 
31.  Juli  1914  aus  dem  Ausland  eingeführten  Gegen¬ 
ständen  ist  an  Stelle  des  Friedenspreises  der  Einstands¬ 
preis  des  Einführenden  zu  berücksichtigen. 

Der  Übernahmepreis  ist  bar  zu  zahlen. 

Soweit  es  sich  um  das  Eigentum  feindlicher  Aus¬ 
länder  handelt,  kann  der  Reichskanzler  im  Wege  der 
Vergeltung  abweichende  Bestimmungen  treflfen. 

§  3.  Das  Schiedsgericht  entscheidet  in  einer  Besetzung 
von  einem  Vorsitzenden  und  vier  Beisitzern.  Der  Vor¬ 
sitzende  wird  vom  Reichskanzler  ernannt.  Die  Beisitzer 
werden  vom  Vorsitzenden  berufen,  und  zwar  drei  auf 
X^orschlag  des  Deutschen  Handelstags,  der  vierte  auf 
Vorschlag  derjenigen  amtlichen  Vertretung  des  Flandels, 
in  deren  Bezirke  sich  die  Gegenstände  ganz  oder  zum 
Teil  befinden. 

Der  Reichskanzler  erläßt  die  näheren  Bestimmungen. 

Die  Kosten  des  Schätzungsverfahrens  fallen  dem 
Reiche  zur  Last. 

§  4.  Die  Kriegsministerien  und  das  Reichsmarineamt 
oder  die  von  ihnen  zu  bezeichnenden  Behörden  sind,  un¬ 
beschadet  der  Zuständigkeit  der  Militärbefehlshaber, 
befugt,  Gegenstände,  die  auf  Grund  des  §  i  der  Inan¬ 
spruchnahme  unterliegen  können,  zu  beschlagnahmen. 
Die  Beschlagnahme  erfolgt  durch  öffentliche  Bekannt¬ 
machung  oder  durch  Mitteilung  an  denjenigen,  der 
die  Gegenstände  im  Besitze  hat,  sie  herstellt  oder  bei 
dem  sie  sich  unter  Zollaufsicht  befinden.  Sie  tritt  mit 
der  öffentlichen  Bekanntmachung  oder  mit  dem  Zugehen 
der  Mitteilung  oder,  soweit  sie  noch  nicht  vorhandene 
Gegenstände  betrifft,  mit  deren  Entstehung  in  Kraft. 
Die  Beschlagnahme  hat  die  Wirkung,  daß  die  Vornahme 
von  Veränderungen  an  den  von  ihr  berührten  Gegen¬ 
ständen  verboten  ist  und  rechtsgeschäftliche  Verfü¬ 
gungen  über  sie  nichtig  sind.  Den  rechtsgeschäftlichen 
Verfügungen  stehen  Verfügungen  gleich,  die  im  Wege 
der  Zwangsvollstreckung  oder  Arrestvollziehung  er¬ 
folgen.  Trotz  der  Beschlagnahme  sind  alle  X^eränderungen 
und  Wrfügungen  zulässig,  die  mit  Zustimmung  der  be¬ 
schlagnehmenden  Stelle  erfolgen. 

Der  von  der  Beschlagnahme  Betroffene  ist  verpflichtet, 
die  Gegenstände  bis  zum  Ablauf  einer  zu  bestimmenden 
Frist  oder  bis  zu  einer  ihm  gestatteten  Verarbeitung 
oder  Verfügung  zu  verwahren  und  pfleglich  zu  behandeln. 

Für  die  X’erwahrung  und  pflegliche  Behandlung  der 
von  der  Beschlagnahme  betroffenen  Gegenstände  und 
für  die  durch  die  Beschlagnahme  bewirkte  Verfügungs¬ 
beschränkung  kann  eine  angemessene  Entschädigung 


gewährt  werden,  soweit  dies  aus  besonderen  Gründen, 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  Dauer  der  X' erwahrung 
oder  der  Verfügungsbeschränkung,  der  Billigkeit  ent¬ 
spricht.  Die  Entschädigung  ist  ausgeschlossen,  insoweit 
während  der  Dauer  der  Beschlagnahme  die  Gegenstände 
übernommen  oder  anderweit  verwertet  werden.  Die  Ent¬ 
scheidung  erfolgt  endgültig  durch  die  höhere  Verwal¬ 
tungsbehörde. 

§  5.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Behörden  erlassen  die  Ausführungsbestini- 
niungen. 

§  6.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  wird,  sofern  nicht  nach  allge¬ 
meinen  Strafgesetzen  höhere  Strafen  verwirkt  sind, 
bestraft: 

1.  wer  unbefugt  einen  beschlagnahmten  Gegenstand 
beiseiteschafft,  beschädigt  oder  zerstört,  verwendet,  ver¬ 
kauft  oder  kauft  oder  ein  anderes  Veräußerungs-  oder 
Erwerbsgeschäft  über  ihn  abschließt; 

2.  wer  der  Verpflichtung,  die  beschlagnahmten  Gegen¬ 
stände  zu  verwahren  und  pfleglich  zu  behandeln,  zuwider¬ 
handelt  ; 

3.  wer  den  nach  §  5  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt. 

§  7.  Die  §§  2  und  3  finden  keine  Anwendung  auf 
Gegenstände,  für  die  Höchstpreise  festgesetzt  sind  oder 
festgesetzt  werden. 

§  8.  Soweit  von  den  Militär-  und  Marinebehörden, 
einschließlich  der  Befehlshaber,  vor  dem  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung  über  das  Eigentum  an  beschlag¬ 
nahmten  Gegenständen  des  Kriegsbedarfs  verfügt  worden 
ist,  finden  die  \''’orschriften  der  §§  2  und  3  Anwendung, 
wenn  nicht  der  Übernahmepreis  vertraglich  vereinbart 
oder  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die 
Kriegsleistungen  vom  13.  Juni  1873  (Reichsgesetzblatt 
Seite  129)  oder  durch  rechtskräftiges  LTteil  festgesetzt 
worden  ist. 

Auf  Beschlagnahmen  von  Gegenständen  des  Kriegs¬ 
bedarfs,  die  vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 
von  den  Militär-  und  Marinebehörden,  einschließlich  der 
Befehlshaber,  angeordnet  sind,  finden  die  Vorschriften 
des  §  4,  Abs.  3,  Anwendung;  eine  weitere  Entschädigung 
ist  ausgeschlossen. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Verkehr  mit  Brotgetreide  und  Mehl  aus  dem 
Erntejahr  1915.  Der  Bundesrat  hat  am  28.  Juni  1913 
folgende  Wrordnung  erlassen: 

1.  Beschlagnahme.  §  i.  Das  im  Reiche  ange¬ 
baute  Brotgetreide,  nämlich  Roggen,  XX'^eizen  Spelz 
(Dinkel,  Fesen),  sowie  Einer  und  Einkorn,  allein  oder 
mit  anderem  Getreide,  außer  Hafer,  gemengt,  wird  mit 
der  Trennung  vom  Boden  für  den  Kommunalverband 
beschlagnahmt,  in  dessen  Bezirk  es  gewachsen  ist. 

Die  Beschlagnahme  erstreckt  sich  auch  auf  den  Flalm 
und  das  aus  beschlagnahmtem  Brotgetreide  ermahlene 
Mehl  (einschließlich  Dunst).  Mit  dem  Ausdreschen 
wird  das  Stroh,  mit  dem  Ausmahlen  die  Kleie  von  der 
Beschlagnahme  frei ;  für  die  Kleie  gelten  die  §§  42 
bis  46. 

§  2.  An  den  beschlagnahmten  Wrräten  dürfen  Ver¬ 
änderungen  nur  mit  Zustimmung  des  Kommunalver¬ 
bandes,  für  den  sie  beschlagnahmt  sind,  vorgenommen 
werden,  soweit  sich  aus  den  §§  3  bis  6,  21,  22  nichts 
anderes  ergibt.  Das  gleiche  gilt  von  rechtsgeschäftlichen 
Verfügungen  über  sie  und  von  Verfügungen,  die  im 
XVege  der  Zwangsvollstreckung  oder  Arrestvollziehung 
erfolgen. 

§  3.  Der  Besitzer  beschlagnahmter  X’orräte  ist  be¬ 
rechtigt  und  verpflichtet,  die  zur  Erhaltung  der  Vorräte 
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erforderlichen  Handlungen  vorzunehinen ;  er  ist  berech¬ 
tigt  und  auf  \^erlangen  der  zuständigen  Behörde  ver¬ 
pflichtet,  auszudreschen. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
stimmten  Behörden  können  über  Zeit  und  Art  des  Aus¬ 
dreschens  Bestimmungen  erlassen. 

§  4.  Nimmt  der  Besitzer  eine  zur  Erhaltung  der  \"or- 
räte  erforderliche  Handlung  binnen  einer  ihm  von  der 
zuständigen  Behörde  gesetzten  brist  nicht  vor,  so  kann 
die  Behörde  die  erforderlichen  Arbeiten  auf  seine  Kosten 
durcb  einen  Dritten  vornehmen  lassen.  Der  Verpflichtete 
hat  die  X'ornahme  auf  seinem  Grund  und  Boden  sowie 
in  seinen  W'irtschaftsräumen  und  mit  den  Mitteln  seines 
Betriebes  zu  gestatten. 

Das  gleiche  gilt,  wenn  der  Besitzer  das  Brotgetreide 
nicht  binnen  einer  ihm  von  der  zuständigen  Behörde 
gesetzten  Frist  ausdrischt. 

§  5.  Erstreckt  sich  ein  landwirtschaftlicher  Betrieb 
über  die  Grenzen  eines  Kommunalverbandes  hinaus,  so 
darf  das  beschlagnahmte  Brotgetreide  innerhalb  dieses 
Betriebes  von  einem  Kommunalverband  in  den  andern 
gebracht  werden.  Mit  der  Ankunft  des  Brotgetreides  in 
dem  Bezirke  des  andern  Kommunalverbandes  tritt  dieser 
hinsichtlich  der  Rechte  aus  der  Beschlagnahme  an  die 
Stelle  des  bisherigen  Kommunalverbandes. 

Der  Besitzer  hat  die  Ortsänderung  binnen  drei  Tagen 
unter  Angabe  der  Getreidearten  und  ihrer  Mengen 
beiden  Kommunalv^bänden  anzuzeigen. 

§  6.  Trotz  der  Bescblagnahme  dürfen  Unternehmer 
landwirtschaftlicher  Betriebe  aus  ihren  \"orräten 

a)  zur  Ernährung  der  Selbstversorger  auf  den  Kopf 
und  Monat  9  kg  Brotgetreide  verwenden;  dabei  ent¬ 
sprechen  I  kg  Brotgetreide  800  g  Mehl.  Als  Selbstver¬ 
sorger  gelten,  vorbehaltlich  einer  anderen  Bestimmung 
nach  §  49  dj  der  Unternehmer  des  landwirtschaftlichen 
Betriebes,  die  Angehörigen  seiner  Wirtschaft  einschließ¬ 
lich  des  Gesindes  sowie  ferner  Naturalberechtigte,  ins¬ 
besondere  Altenteiler  und  Arbeiter,  soweit  sie  kraft  ihrer 
Berechtigung  oder  als  Lohn  Brotgetreide  oder  Mehl  zu 
beanspruchen  haben ; 

b)  das  zur  Herbst-  und  zur  Frübjahrsbestellung  er¬ 
forderliche  Saatgut  verwenden; 

c )  selbstgezogenes  Saatgetreide  für  Saatzwecke  ver¬ 
äußern.  Als  Saatgetreide  im  Sinne  dieser  Verordnung 
gilt  nur  Saatgetreide,  das  nacbweislich  aus  landwirt¬ 
schaftlichen  Betrieben  stammt,  die  sich  in  den  letzten 
zwei  Jahren  mit  dem  Verkaufe  von  Saatgetreide  befaßt 
haben.  Die  veräußerten  Mengen  sind  von  dem  Veräußerer 
dem  Kommunalverbande  binnen  drei  Tagen  anzuzeigen. 

Die  Reichsgetreidestelle  (§  10)  hat  unter  Be¬ 

rücksichtigung  der  Vorratsvermittlung  vom  Herbst  1915 
zu  bestimmen,  ob  die  Sätze  von  9  kg  Brotgetreide  und 
800  g  Mehl  beizubehalten  oder  welche  Sätze  an  ihre 
Stelle  zu  setzen  sind. 

Sie  kann  ferner  bestimmei),  welche  Mengen  Saatgut 
auf  das  Hektar  verwendet  werden  dürfen ;  in  diesem 
Falle  sind  die  Landeszentralbehörden  ermächtigt,  die 
Saatgutmengen  bei  dringendem  wirtscbaftlichen  Be¬ 
dürfnisse  für  einzelne  Betriebe  oder  ganze  Bezirke  bis 
zu  einer  von  der  Reichsgetreidestelle  zu  bestimmenden 
Grenze  zu  erhöben. 

§  7.  Die  Beschlagnahme  endet  mit  dem  freihändigen 
Eigentumserwerbe  durch  die  Reichsgetreidestelle  oder 
den  Kommunalverband,  für  den  die  Vorräte  beschlag¬ 
nahmt  sind,  mit  der  Enteignung,  einer  nach  §  6  zugelas¬ 
senen  oder  einer  \'on  dem  Kommunalverbande  ge¬ 
nehmigten  Wrwendung  oder  \'eräußerung,  durch  eine 
solche  \’eräußerung  jedoch  erst  dann,  wenn  infolge 
davon  als  Brotgetreide  aus  dem  Bezirke  des  Kommunal¬ 
verbandes  entfernt  wird. 


§§  I  bis  7  sich  ergeben,  entscheidet  die  höhere  Verwal¬ 
tungsbehörde  endgültig. 

§  9.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  wird  bestraft: 

1.  wer  unbefugt  beschlagnahmte  Vorräte  beiseite 
schafft,  insbesondere  aus  dem  Bezirk  des  Kommunal¬ 
verbandes,  für  den  sie  beschlagnahmt  sind,  entfernt,  sie 
beschädigt,  zerstört,  verarbeitet  oder  verbraucht ; 

2.  wer  unbefugt  beschlagnahmte  Vorräte  verkauft, 
kauft  oder  ein  anderes  Veräußerungs-  oder  Erwerbs¬ 
geschäft  über  sie  abschließt; 

3.  wer  die  zur  Erhaltung  der  Vorräte  erforderlichen 
Handlungen  pflichtwidrig  unterläßt; 

4.  wer  als  Saatgetreide  erworbenes  Brotgetreide  ohne 
Genehmigung  der  zuständigen  Behörde  zu  anderen 
Zwecken  verwendet; 

5.  wer  eine  ihm  nach  den  §§  5«  ^  obliegende  Anzeige 
nicht  in  der  gesetzten  Frist  erstattet  oder  wissentlich 
unvollständige  oder  unrichtige  Angaben  macht. 

H.  R  e  i  c  h  s  g  e  t  r  e  i  d  e  s  t  e  1 1  e.  §  10.  Es  wird  eine 
Reichsgetreidestelle  mit  einer  Verwaltungsabteilung  und 
einer  Geschäftsabteilung  gebildet.  Die  Aufsicht  führt 
der  Reichskanzler. 

§  II.  Die  Verwaltungsabteilung  ist  eine  Behörde  und 
besteht  aus  einem  Direktorium  und  einem  Kuratorium. 

Das  Direktorium  besteht  aus  einem  Vorsitzenden, 
einem  oder  mehreren  stellvertretenden  Vorsitzenden,  aus 
ständigen  und  nichtständigen  Mitgliedern.  Der  Reichs¬ 
kanzler  ernennt  den  Vorsitzenden,  die  stellvertretenden 
Vorsitzenden  und  die  Mitglieder,  und  zwar  unter  den 
ständigen  Mitgliedern  einen  Landwirt. 

Das  Kuratorium  besteht  aus  16  Bevollmächtigten  zum 
Bundesrat,  und  zwar  außer  dem  Vorsitzenden  des  Direk¬ 
toriums  als  Vorsitzenden  aus  vier  königlich  preußischen, 
zwei  königlich  bayerischen,  einem  königlich  sächsischen, 
einem  königlich  württembergischen,  einem  großherzog¬ 
lich  badischen,  einem  großherzoglich  hessischen,  einem 
großherzoglich  mecklenburg-schwerinschen,  einem  groß¬ 
herzoglich  sächsischen,  einem  herzoglich  anhaitischen, 
einem  hanseatischen  und  einem  elsaß-lothringischen  Be¬ 
vollmächtigten.  Außerdem  gehören  ihm  je  ein  Vertreter 
des  Deutschen  Landwirtschaftsrates,  des  Deutschen 
Jlandelstages  und  des  Deutschen  Städtetages,  ferner  je 
zwei  Vertreter  der  Landwirtschaft,  von  Handel  und  In¬ 
dustrie  und  der  Verbraucher  an;  der  Reichskanzler  er¬ 
nennt  diese  Vertreter  und  den  Stellvertreter  des  Vor¬ 
sitzenden. 

Der  Reichskanzler  erläßt  die  näheren  Bestimmungen. 

§  12.  Die  Geschäftsabteilung  ist  eine  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung. 

Die  Gesellschaft  erhält  einen  Aufsichtsrat;  er  besteht 
aus  dem  Vorsitzenden  des  Direktoriums  der  Verwal¬ 
tungsabteilung  als  Vorsitzenden  und  24  ordentlichen 
Mitgliedern,  von  denen  sieben  auf  Reich  und  Bundes¬ 
staaten,  sieben  auf  die  Landwirtschaft,  drei  auf  die  groß¬ 
gewerblichen  L^nternehmungen  und  sieben  auf  die  Städte 
entfallen.  Die  sieben  Vertreter  der  Städte  und  die  drei 
Vertreter  der  großgewerblichen  Unternehmungen  werden 
von  den  entsprechenden  Gruppen  der  Gesellschafter  be¬ 
zeichnet.  Die  übrigen  Mitglieder  ernennt  der  Reichs¬ 
kanzler. 

Der  Aufsichtsrat  bestellt  die  Geschäftsführer,  dar¬ 
unter  einen  Landwirt;  die  Bestellung  bedarf  der  Be¬ 
stätigung  des  Reichskanzlers 

§  13.  Die  Reichsgetreidestelle  hat  die  Aufgabe,  mit 
Hilfe  der  Kommunalverbände  für  die  Verteilung  und 
zweckmäßige  Verwendung  der  vorhandenen  Vorräte  zu¬ 
nächst  für  die  Zeit  bis  zum  15.  August  1916  zu  sorgen. 
Dabei  hat  die  Verwaltungsabteilung  die  Verwaltungs¬ 
angelegenheiten  einschließlich  der  statistischen  Auf¬ 
gaben  zu  erledigen,  die  Geschäftsabteilung  nach  den 
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(§  14)  die  ihr  obliegenden  geschäftlichen  Aufgaben 
durchzuführen. 

§  14.  Das  Direktorium  der  Verwaltungsabteilung  hat 
mit  Zustimmung  des  Kuratoriums  insbesondere  fest¬ 
zusetzen  : 

a)  welche  Mehlmenge  täglich  auf  den  Kopf  der  Zivil¬ 
bevölkerung  verbraucht  werden  darf ; 

b)  welche  Mengen  die  Selbstversorger  (§  6,  Abs.  i  a) 
verwenden  dürfen ; 

c)  welche  Rücklage  aufzusammeln  ist; 

d)  ob,  in  welchem  Umfang  und  in  welcher  Art  Be¬ 
trieben,  die  Brotgetreide  oder  Mehl  verarbeiten,  mit 
Ausnahme  von  Mühlen,  Bäckereien  und  Konditoreien 
(§  47)  Brotgetreide  oder  Mehl  zu  liefern  ist; 

e)  wieviel  Brotgetreide  oder  Mehl  jedem  Kommunal¬ 
verband  für  seine  Zivilbevölkerung  einschließlich  der 
Selbstversorger,  sowie  an  Saatgut  für  die  Herbst-  und 
Frühjahrsbestellung  zusteht  (Bedarfsanteil);  der  Be¬ 
darfsanteil  kann  auch  vorläufig  festgesetzt  werden ; 

f)  wieviel  Brotgetreide  aus  den  einzelnen  Komniunal- 
verbänden  abzuliefern  ist  und  innerhalb  welcher  Fristen; 
die  abzuliefernde  Menge  kann  auch  vorläufig  festgesetzt 
werden ; 

g)  in  welcher  Höchstmenge  und  unter  welchen  Voraus¬ 
setzungen  von  den  Kommunalverbänden  Hinterkorn  zur 
Verfütterung  freigegeben  werden  darf; 

h)  bis  zu  welchem  Mindestsätze  die  Brotgetreidearten 
auszumahlen  sind. 

Kommt  zwischen  Direktorium  und  Kuratorium  eine 
Übereinstimmung  nicht  zu  stände,  so  entscheidet  der 
Bundesrat. 

Das  Direktorium  kann  Bestimmungen  über  die  Auf¬ 
bewahrung  der  Vorräte  erlassen. 

§15.  DieGeschäftsabteilung  hat  alle  zur  Erfüllung  ihrer 
Aufgaben  erforderlichen  Rechtsgeschäfte  vorzunehmen; 
sie  hat  insbesondere 

a )  für  die  rechtzeitige  Abnahme,  Bezahlung  und  Unter¬ 
bringung  des  aus  den  Kommunalverbänden  abzu¬ 
liefernden  Brotgetreides  zu  sorgen ; 

b)  das  von  den  Heeresverwaltungen  und  der  Marine¬ 
verwaltung  beanspruchte  Brotgetreide  und  Mehl  durch 
Vermittlung  der  Zentralstellen  zur  Beschaffung  der 
Verpflegung  rechtzeitig  zu  liefern; 

c)  den  Kommunalverbänden  das  erforderliche  Mehl 
rechtzeitig  zu  liefern ; 

d)  für  die  ordnungsmäßige  Verwaltung  ihrer  Bestände 
zu  sorgen ; 

e)  den  Betrieben  (§  14,  Abs.  i  d)  die  festgesetzten 
Brotgetreide-  oder  Mehlmengen  zu  liefern. 

§  16.  Die  Kommunalverbände  haben  unbeschadet  des 
§  50,  Abs.  I,  und  des  §  59,  Abs.  2,  auf  Erfordern  der 
Reichsgetreidestelle  Auskunft  zu  geben  und  ihren  An¬ 
weisungen  Folge  zu  leisten. 

IH.  Bewirtschaftung  des  Brotgetrei¬ 
des.  §  17.  Die  Kommunalverbände  haben  auf  Grund 
der  Ernteflächenerhebung  nach  der  Bundesratsverord¬ 
nung  vom  IO.  Juni  1915  und  der  Ermittlungen 
der  Ernte  nach  den  Schätzungen  durch  Sachver¬ 
ständige  bis  zum  I.  August  1915  der  Reichsgetreide¬ 
stelle  anzugeben,  wie  groß  die  Ernteerträge  ihres  Be¬ 
zirkes  nach  den  einzelnen  Getreidearten  zu  schätzen  sind. 
Sie  haben  ferner  die  Zahl  der  Selbstversorger  (§  6, 
Abs.  I  a)  und  der  versorgungsberechtigten  Bevölkerung 
mitzuteilen,  sowie  anzugeben,  welche  Mengen  als  Saat¬ 
getreide  in  Betrieben  der  im  §  6,  Abs.  i  c.  bezeichneten 
Art  gezogen  sind  und  voraussichtlich  an  Empfänger 
außerhalb  des  Kommunalverbandes  geliefert  werden. 

§  18.  Jeder  Kommunal  verband  hat  unbeschadet  des 
ihm  nach  §  20,  Abs.  i,  Satz  2,  zustehenden  Rechtes  dafür 
zu  sorgen,  daß  die  beschlagnahmten  Vorräte  zweckent¬ 
sprechend  aufbewahrt  und  ordnungsmäßig  behandelt 
werden. 


Der  Gemeindevorstand  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  das 
Saatgut  (§  6,  Abs.  i  b,  Abs.  3)  aufbewahrt  und  zur  Be¬ 
stellung  wirklich  verwendet  wird. 

§  19.  Aus  dem  Bezirk  eines  Kommunalverbandes  darf 
Brotgetreide,  das  ihm  gehört  oder  für  ihn  beschlagnahmt 
ist,  vorbehaltlich  der  §§  5,  27,  Abs.  2,  nur  mit  Genehmi¬ 
gung  der  Reichsgetreidestelle  entfernt  werden.  Der  Ge¬ 
nehmigung  bedarf  es  nicht,  wenn  es  an  die  Reichs¬ 
getreidestelle  oder  zu  Saatzwecken  (Saatgetreide,  Saat¬ 
gut)  geliefert  werden  soll. 

Der  Kömmunalverband  darf  Brotgetreide  oder  Mehl 
an  die  nach  §  14,  Abs.  i  d,  bezeichneten  Betriebe  nur 
mit  Genehmigung  der  Reichsgetreidestelle  liefern.  Er 
darf  die  Verfütterung  von  Hinterkorn  nur  gemäß  den 
Festsetzungen  der  Reichsgetreidestelle  (§  14,  Abs.  i  g) 
zulassen. 

§  20.  Jeder  Kommunalverband  hat  dafür  zu  sorgen, 
daß  die  von  der  Reichsgetreidestelle  festgesetzten  Men¬ 
gen  innerhalb  der  bestimmten  Fristen  (§  14,  Abs.  i  f) 
ihr  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Er  kann  verlangen, 
daß  sie  größere  Mengen  und  früher  abnimmt;  das  Ver¬ 
langen  muß  ihr  spätestens  zwei  Wochen  vor  dem  bean¬ 
tragten  Abnahmetermine  zugehen. 

Auf  die  festgesetzten  Mengen  ist  anzurechnen,  was 
aus  dem  Bezirke  des  Kommunalverbandes  an  die  Reichs¬ 
getreidestelle  geliefert  worden  ist.  Saatgut,  das  in  den 
Bezirk  eines  anderen  Kommunalverbandes  geliefert 
worden  ist,  wird  angerechnet,  wenn  die  Reichsgetreide¬ 
stelle  der  Lieferung  zustimmt. 

§  21.  Der  Kommunalverband  kann  die  festgesetzten 
Brotgetreideniengen  (§  14,  Abs.  i  f)  auf  eigene  Rech¬ 
nung  erwerben  und  als  Verkäufer  an  die  Reichsgetreide¬ 
stelle  nach  deren  Geschäftsbedingungen  liefern. 

Macht  er  hiervon  keinen  Gebrauch,  so  bestellt  die 
Reichsgetreidestelle  für  seinen  Bezirk  auf  seinen  Vor¬ 
schlag  einen  oder  mehrere  Kommissionäre,  durch  die 
der  Ankauf  erfolgt.  Der  Kommunalverband  kann  ver¬ 
langen,  daß  er  selbst  oder  die  von  ihm  bezeichneten  Per¬ 
sonen  als  Kommissionäre  bestellt  werden. 

§  22.  Liefert  ein  Kommunalverband  die  festgesetzten 
Mengen  (§  14,  Abs.  i  f)  innerhalb  der  bestimmten  Frist 
nicht  oder  nicht  vollständig  ab,  so  kann  die  Reichs¬ 
getreidestelle  die  fehlende  Menge  in  seinem  Be¬ 
zirk  unmittelbar  erwerben.  Für  diesen  Fall  gilt  §  21, 
Abs.  2,  nicht. 

§  23.  Bei  Beschaffung  der  Brotgetreidemengen  (§  14, 
Abs.  I  e,  f)  ist  der  im  .Kommunalverband  ansässige 
Handel  möglichst  zu  berücksichtigen. 

§  24.  Ergibt  sich  in  einem  Kommunalverbande  nach 
Ablieferung  der  festgesetzten  Mengen  (§  14,  Abs.  i  f) 
ein  Überschuß  an  Brotgetreide  und  Mehl  über  seinen 
Bedarfsanteil,  so  hat  er  den  Überschuß  der  Reichs¬ 
getreidestelle  anzumelden  und  nach  ihrer  Aufforderung 
zur  Verfügung  zu  stellen.  Die  Vorschriften  der  §§  21,  22 
finden  Anwendung. 

§  25.  Jeder  Kommunalverband  hat  auf  Erfordern  der 
Reichsgetreidestelle  nach  einem  von  dieser  festgestellten 
Vordruck  anzuzeigen,  wieviel  Brotgetreide  und  Mehl  im 
letzten  Monat  in  sein  Eigentum  übergegangen  und  aus 
seinem  Bezirke  herausgegangen  ist,  sowie  welche  außer¬ 
gewöhnlichen  Veränderungen  an  den  Vorräten  seines 
Bezirkes  eingetreten  sind. 

§  26.  Jeder  Kommunalverband  hat  der  Landeszentral¬ 
behörde  bis  zum  15.  Juli  1915  zu  erklären,  ob  er  mit  dem 
für  ihn  beschlagnahmten  Brotgetreide  bis  zur  Höhe 
seines  Bedarfsanteils  (§  14,  Abs.  i  e)  selbst  wirtschaften 
will.  Die  Landeszentralbehörde  hat  ihm  die  Selbstwirt¬ 
schaft  zu  gestatten,  wenn  er  nachweist,  daß  er  zu  ihrer 
Durchführung,  insbesondere  zur  geeigneten  Finan¬ 
zierung  und  zur  Lagerung  der  Vorräte  in  der  Lage  ist, 
und  daß  er  den  Vorschriften  des  §  48  genügt.  Die  Landes¬ 
zentralbehörde  hat  der  Reichsgetreidestelle  bis  zum 
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1.  August  1915  die  Kommuualverbände  mitzuteilen, 
welche  sie  als  Selbstwirtschaftcr  anerkannt  bat. 

Die  Reichsgetreidestelle  hat  den  selbstwirtschaftenden 
Kommunalverbänden  auf  Verlangen  bei  der  Lagerung 
der  Vorräte  soweit  wie  möglich  behilflich  zu  sein;  sie 
kann  sie  bei  der  Finanzierung  in  geeigneten  Fällen 
unterstützen. 

Stellt  sich  nachträglich  heraus,  daß  ein  Kommunal¬ 
verband  den  Wrpflichtungen  der  Selbstwirtschaft  nicht 
genügt,  so  kann  ihm  die  Landeszcntralbehörde  das  Recht 
der  Selbstwirtschaft  entziehen.  Sie  hat  dies  der  Reichs¬ 
getreidestelle  mitzuteilen. 

§  27.  Jeder  selbstwirtschaftende  Kommunalverband 
hat  dafür  zu  sorgen,  daß  das  zur  Versorgung  seiner  Be¬ 
völkerung  erforderliche  Brotgetreide  und  Mehl  recht¬ 
zeitig  zur  Wrfügung  steht. 

Brotgetreide,  das  ihm  gehört  oder  für  ihn  beschlag¬ 
nahmt  ist,  darf  außer  in  den  Fällen  des  §  19,  Abs.  i, 
vorübergehend  auch  zum  Zwecke  des  Ausmahlens  oder 
der  Trocknung  aus  seinem  Bezirk  entfernt  werden;  bei 
beschlagnahmtem  Brotgetreide  bedarf  es  hierzu  der  Zu¬ 
stimmung  des  Konnnunalverbandes  (§  2). 

§  28.  Den  selbstwirtschaftenden  Kommunalverbänden 
ist  bei  der  Festsetzung  der  abzuliefernden  Brotgetreide¬ 
mengen  (§  14,  Abs.  T  /)  der  Bedarfsanteil  freizulassen. 

In  Fällen  dringenden  Bedürfnisses  kann  die  Reichs¬ 
getreidestelle  die  Lieferung  von  Brotgetreide  vorüber¬ 
gehend  auch  aus  dem  Bedarfsanteile  verlangen.  Sie  hat 
diese  Mengen  dem  Konnnunalverbande  sobald  wie  mög¬ 
lich  in  Brotgetreide  zurückzuliefern. 

§  29.  Die  Reichsgetreidestelle  hat  einem  selbstwirt¬ 
schaftenden  Kommunalverband  auf  Verlangen  in  Fällen 
dringenden  Bedürfnisses: 

a)  vorübergehend  Mehl  zu  liefern;  die  entsprechenden 
Mengen  sind  sobald  wie  möglich  zurückzuliefern; 

b)  gegen  Lieferung  von  Roggen  Weizen  oder  umge¬ 
kehrt  zu  liefern; 

c)  durch  Abnahme  feuchten  Brotgetreides  oder  Trock¬ 
nung  gegen  angemessenes  Entgelt  behilflich  zu  sein. 

§  30.  Kommunalverbände,  die  nicht  selbst  wirtschaften, 
haben  ihren  Bedarf  an  Mehl  rechtzeitig  bei  der  Reichs¬ 
getreidestelle  anzufordern. 

§  31.  Das  Eigentum  an  den  beschlagnahmten  Vor¬ 
räten  kann  auf  Antrag  durch  Anordnung  der  zuständigen 
Behörde  der  im  Antrag  bezeichneten  Person  übertragen 
werden.  Der  Antrag  wird  von  dem  Konnnunalverbande, 
für  den  beschlagnahmt  ist,  in  den  Fällen  des  §  21, 
Abs.  2,  und  §  22  von  der  Reichsgetreidestelle  gestellt. 

§  32.  Bei  Lhiternehmern  landwirtschaftlicher  Betriebe 
ist  vor  der  Enteignung  festzustellen,  welche  Vorräte  sie 
nach  dem  Maßstab  des  §  6  für  die  Zeit  bis  zum 
15.  August  1916  zur  Ernährung  und  als  Saatgut  nötig 
haben. 

Bei  Lhiternehmern  landwirtschaftlicher  Betriebe  ist 
ferner  das  in  ihrem  Betriebe  gewachsene  Saatgetreide 
festzustellen,  wenn  sie  sich  in  den  letzten  zwei  Jahren 
mit  dem  Verkaufe  von  Saatgetreide  befaßt  haben. 

Diese  Vorräte  sind  auszusondern  und  von  der  Ent¬ 
eignung  auszunehmen;  sie  werden  mit  der  Aussonderung 
von  der  Beschlagnahme  frei. 

§  33.  Durch  die  Anordnung,  durch  die  enteignet  wird, 
kann  an  den  einzelnen  Besitzer  oder  an  alle  Besitzer  des 
Bezirkes  oder  eines  Teiles  des  Bezirkes  gerichtet  werden; 
im  ersteren  Falle  geht  das  Eigentum  über,  sobald  die 
Anordnung  dem  Besitzer  zugeht,  im  letzteren  Falle  mit 
Ablauf  des  Tages  nach  Ausgabe  des  amtlichen  Blattes, 
in  dem  die  Anordnung  amtlich  veröffentlicht  wird. 

§  34.  Der  Erwerber  hat  für  die  überlassenen  Vorräte 
einen  angemessenen  Preis  zu  zahlen. 

Bei  Gegenständen,  für  die  Höchstpreise  festgesetzt 
sind,  wird  der  t’bernahmepreis  unter  Berücksichtigung 
des  zur  Zeit  der  Enteignung  geltenden  Höchstpreises 


sowie  der  Güte  und  Verwertbarkeit  der  \"orräte  nach 
Anhörung  von  Sachverständigen  von  der  höheren  Ver¬ 
waltungsbehörde  endgültig  festgesetzt.  Sic  bestimmt 
darüber,  wer  die  baren  Auslagen  des  W'rfahrens  zu 
tragen  hat. 

Bei  Gegenständen,  für  die  keine  Höchstpreise  fest¬ 
gesetzt  sind,  tritt  an  Stelle  des  Höchstpreises  ein  Preis, 
der  unter  Berücksichtigung  der  tatsächlich  gemachten 
Aufwendungen  und,  soweit  dies  nicht  möglich  ist,  durch 
Schätzung  zu  ermitteln  ist. 

§  35.  Der  Besitzer  hat  die  Vorräte,  die  er  freihändig 
übereignet  hat  oder  die  bei  ihm  enteignet  sind,  zu  ver¬ 
wahren  und  pfleglich  zu  behandeln,  bis  der  Erwerber 
sie  in  seinen  Gewahrsam  übernimmt.  Dem  Besitzer  ist 
hierfür  eine  angemessene  Wrgütung  zu  gewähren,  die 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  endgültig  fest¬ 
gesetzt  wird. 

§  36.  Uber  Streitigkeiten,  die  sich  bei  dem  Ent¬ 
eignungsverfahren  und  aus  der  Verwahrungspflicht  (§  35) 
ergeben,  entscheidet  endgültig  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde. 

Über  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Lieferung  (§  14, 
Ahs.  I  f,  §§  20  bis  22,  §  24)  zwischen  der  Reichs¬ 
getreidestelle  und  einem  Kommunalverband  ergeben, 
entscheidet  endgültig  ein  Schiedsgericht.  Das  Nähere 
hierüber  bestimmt  der  Reichskanzler. 

§  37-  Wer  das  ihm  als  Saatgut  belassene  Brotgetreide 
(§  32,  Abs.  i)  oder  das  ihm  belassene  Saatgetreide 
("§  32,  Abs.  2)  ohne  Genehmigung  der  zuständigen  Be¬ 
hörde  zu  anderen  Zwecken  verwendet,  oder  wer  der 
Verpflichtung  des  §  35,  Vorräte  zu  verwahren  und  pfleg¬ 
lich  zu  behandeln,  zuwiderhandelt,  wird  mit  Gefängnis 
bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M. 
bestraft. 

IV.  A  u  s  m  a  h  1  e  n  und  M  e  h  1  v  e  r  k  e  h  r.  §  38. 
Die  Mühlen  haben  das  Brotgetreide  zu  mahlen,  das  die 
Reichsgetreidestelle  oder  der  Kommunalverband,  in 
dessen  Bezirke  sie  liegen,  ihnen  zuweist.  Sie  haben  das 
ihnen  zugewiesene  Brotgetreide  und  das  daraus  er- 
mahlene  Mehl  zu  verwahren  und  pfleglich  zu  behandeln. 

Weigert  sich  eine  Mühle,  so  kann  die  zuständige  Be¬ 
hörde  die  erforderlichen  Arbeiten  auf  deren  Kosten  mit 
den  Mitteln  des  Mühlenbetriebs  durch  einen  Dritten  vor¬ 
nehmen  lassen. 

§  39.  Selbtwirtschaftende  Kommunalverbände  dürfen 
Brotgetreide  bis  zur  Höhe  ihres  Bedarfsanteils  abzüglich 
des  Saatguts  ausmahlen  lassen;  das  jeweils  zur 'VTrfügung 
des  Kommunalverbandes  stehende  Mehl  darf  jedoch  den 
Mehlbedarf  von  zwei  Monaten  nicht  übersteigen. 

Im  übrigen  dürfen  Kommunalverbände  nur  mit  Zu¬ 
stimmung  der  Reichsgetreidestelle  ausmahlen  lassen. 

§  40.  Die  Reichsgetreidestelle  kann  Mahllöhne  und 
Vergütungen  für  die  Verwahrung  und  Behandlung  fest¬ 
setzen.  Die  Festsetzung  von  Mahllöhnen  ist  auch  für 
die  Fälle  zulässig,  für  die  eine  Mahlpflicht  nicht  besteht. 

Soweit  die  Reichsgetreidestelle  keine  Mahllöhne  oder 
Vergütungen  festgesetzt  hat,  können  die  höheren  Ver¬ 
waltungsbehörden  dies  tun. 

§  41.  Ein  Kommunalverband  darf  Mehl  ohne  Genehmi¬ 
gung  der  Reichsgetreidestelle  nur  innerhalb  seines  Be¬ 
zirkes  abgeben.  Die  Rücklieferung  von  Mehl  an  die 
Reichsgetreidestelle  nach  §  29  a  wird  hiervon  nicht  be¬ 
rührt. 

§  42.  Wird  Brotgetreide  von  einem  Kommunalverband 
oder  einem  Selbstversorger  zum  Ausmahlen  zugewiesen, 
so  ist  die  Kleie  auf  Verlangen  an  den  Kommunalverband 
oder  den  Selbstversorger  zurückzugeben. 

Die  Reichsgetreidestelle  hat  die  beim  Ausmahlen  ihres 
Getreides  entfallende  Kleie  der  Bezugsvereinigung  der 
deutschen  Landwirte,  G.  m.  h.  H.,  zur  Wrfügung  zu 
stellen.  Derselben  Stelle  haben  die  Mühlen  die  Kleie 
zur  Verfügung  zu  stellen,  die  in  ihrem  Eigentume  steht. 
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Die  aus  dem  Brotgetreide  der  Heeresverwaltungen 
und  der  Marineverwaltung  entfallende  Kleie  ist  der 
Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte,  G.  m.  b.  H., 
zur  Verfügung  zu  stellen,  soweit  sie  nicht  von  diesen 
Verwaltungen  für  den  eigenen  Bedarf  beansprucht  wird. 

§  43.  Die  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte, 
G.  m.  b.  H.,  hat  die  Kleie  nach  den  Weisungen  der 
Reichsfuttermittelstelle  an  die  Kommunalverbände  und 
eine  von  der  Reichsfuttermittelstelle  bestimmte  Menge 
an  die  von  dieser  bestimmten  gewerblichen  Betriebe  ab¬ 
zugeben. 

§  44.  Für  die  Abgabe  der  Kleie  an  die  Kommunal¬ 
verbände  sind  folgende  Grundsätze  maßgebend: 

a)  jeder  Kommunalverband  erhält  soviel  Kleie,  als 
dem  in  seinem  Bezirke  beschlagnahmten  Brotgetreide 
bis  zur  Hohe  seines  Bedarfsanteils  entspricht; 

b)  von  der  verbleibenden  Kleie  wird  die  eine  Hälfte 
nach  dem  Verhältnis  des  Ergebnisses  der  Brotgetreide¬ 
ernte  1915,  die  andere  Hälfte  nach  dem  Verhältnis  des 
\’iehstandes  auf  die  Kommunalverbände  verteilt; 

c)  von  der  Kleie,  die  hiernach  auf  den  einzelnen 
Kommunalverband  entfällt,  wird  die  Kleie  abgezogen, 
die  beim  Ausmahlen  des  im  §  42,  Abs.  i,  bezeichneten 
Brotgetreides  entfällt. 

Die  näheren  Bestimmungen  erläßt  die  Reichsfutter¬ 
mittelstelle. 

§  45.  Die  Kommunalverbände  haben  die  ihnen  nach 
§§  42,  44  zufallende  Kleie  in  wirtschaftlich  zweck¬ 
mäßiger  Weise  abzugeben. 

§  46.  Wer  den  Vorschriften  des  §  38,  Abs.  i,  zuwider¬ 
handelt  oder  wer  höhere  als  die  festgesetzten  Mahllöhne 
oder  Vergütungen  (§  40)  fordert  oder  sich  gewähren 
läßt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft.  Ebenso  wird  bestraft, 
wer  der  Vorschrift  des  §  42,  Abs.  2,  Satz  2,  zuwider¬ 
handelt. 

V.  V  e  r  b  r  a  u  c  h  s  r  e  g  e  1  u  n  g.  §  47.  Die  Kom¬ 
munalverbände  haben  den  Verbrauch  der  Vorräte  in 
ihrem  Bezirke  zu  regeln,  insbesondere  die  Verteilung  von 
Mehl  an  Bäcker,  Konditoren  und  Kleinhändler  vorzu¬ 
nehmen.  Dabei  darf  insgesamt  nicht  mehr  Mehl  abge¬ 
geben  werden,  als  die  von  der  Reichsgetreidestelle  für 
den  Zeitraum  festgesetzte  Menge. 

Grieß,  Graupen,  Teigwaren  sowie  Kinder-  und  Kraft¬ 
mehle  fallen  nicht  unter  diese  Verbrauchsregelung;  die 
Reichsgetreidestelle  kann  bestimmen,  was  als  Grieß, 
Graupen,  Teigwaren,  Kinder-  und  Kraftmehl  an¬ 
zusehen  ist. 

§  48.  Die  Kommunalverbände  haben  zu  diesem  Zwecke 
insbesondere 

a)  Händlern,  Bäckern  und  Konditoren  die  Abgabe 
von  Mehl  und  Backwaren  außerhalb  des  Bezirkes  ihrer 
gewerblichen  Niederlassung  vorbehaltlich  der  Vorschrift 
des  §  14,  Abs.  i  d,  zu  verbieten;  soweit  es  besondere 
wirtschaftliche  Verhältnisse  erfordern,  darf  der  Kom¬ 
munalverband  Ausnahmen  von  dem  Verbote  zulassen ; 

b )  eine  Mehlverteilungsstelle  für  ihren  Bezirk  ein¬ 
zurichten  ; 

c)  durch  Ausgabe  von  Brotkarten  oder  Brotbüchern 
eine  Verbrauchsregelung  einzuführen,  die  den  Verbrauch 
des  einzelnen  wirksam  erfaßt ; 

d)  ausreichende  Maßnahmen  zur  Kontrolle  der  Selbst¬ 
versorger  (§6,  Abs.  I  a)  zu  treffen. 

§  49.  Die  Kommunalverbände  können  zu  diesem 
Zwecke  ferner  insbesondere 

a )  anordnen,  daß  nur  Backwaren  von  bestimmter  Zu¬ 
sammensetzung,  Größe  und  Gewicht  bereitet  werden 
dürfen,  und  Preise  hierfür  festsetzen ; 

b)  das  Mahlen  des  Brotgetreides  auch  in  solchen 
Mühlen  gestatten,  die  das  vom  Bundesrat  oder  von  der 
Reichsgetreidestelle  bestimmte  Ausmahlverhältnis  nicht 
erreichen,  aber  wenigstens  bis  zu  70  Prozent  ausmahlen 


können;  in  diesem  Falle  sind  sie  befugt,  das  Ausmahl¬ 
verhältnis  entsprechend  festzusetzen; 

c)  die  Abgabe  und  die  Entnahme  \on  Mehl  und  Back¬ 
waren  auf  bestimmte  Abgabestellen  und  Zeiten  sowie  in 
anderer  Weise  beschränken ; 

d )  nähere  Bestimmungen  mit  Genehmigung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  darüber  erlassen,  wer  als 
Selbstversorger  (§  6,  Abs.  i  a)  anzusehen  ist. 

§  50.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  höheren  Verwaltungsbehörden  können  dei\ 
Geschäftsbetrieb  der  Kommunalverbände  beaufsichtigen 
und  die  Art  der  Regelung  (§§  47  bis  49)  vorschreiben. 

Die  Reichsgetreidestelle  kann  für  die  Versorgung  be¬ 
stimmter  Berufe  oder  bestimmter  Gruppen  von  Personen 
besondere  Regelungen  vorschreiben  und  das  Nähere  be¬ 
stimmen. 

§  51.  Zur  Durchführung  dieser  Maßnahmen  (§§  47 
bis  50)  sollen  in  den  Kommunalverbänden  besondere 
Ausschüsse  gebildet  werden. 

§  52.  Die  Kommunalverbände  haben  den  Preis  für  das 
\on  ihnen  abgegebene  Mehl  so  festzusetzen,  daß  ihre 
Kosten  gedeckt  werden.  Etwaige  Überschüsse  sind  für 
die  Volksernährung  zu  verwenden. 

§  53.  Die  Kommunalverbände  können  in  ihrem  Be¬ 
zirke  Lagerräume  für  die  Lagerung  der  Vorräte  in  An¬ 
spruch  nehmen.  Die  Vergütung  setzt  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  endgültig  fest. 

§  54.  Die  Kommunalverbände  können  den  Gemeinden 
die  Regelung  des  Verbrauchs  für  den  Bezirk  der  Ge¬ 
meinde  ühertragen.  Soweit  den  Gemeinden  die  Rege¬ 
lung  des  \"erbrauchs  übertragen  wird,  gelten  die  §§  47 
bis  53  für  die  Gemeinden  entsprechend. 

Gemeinden,  die  nach  der  letzten  Volkszählung  mehr 
als  10.000  Einwohner  hatten,  können  die  Übertragung 
verlangen. 

§  55.  Die  Landeszentralbehörden  können  Bestim¬ 
mungen  über  das  Verfahren  beim  Erlasse  der  Anord¬ 
nungen  treffen.  Diese  Bestimmungen  können  von  den 
Landesgesetzen  abweichen. 

§  56.  flber  Streitigkeiten,  die  bei  der  Verbrauchs¬ 
regelung  (§§  47  bis  54)  entstehen,  entscheidet  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  endgültig. 

§  57-  Wer  den  Anordnungen  zuwiderhandelt,  die  ein 
Kommunalverband  oder  eine  Gemeinde,  der  die  Rege¬ 
lung  ihres  Verbrauchs  übertragen  ist,  zur  Durchführung 
dieser  Maßregeln  erlassen  hat,  wird  mit  Gefängnis  bis 
zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M. 
bestraft. 

VI.  A  u  s  f  ü  h  r  u  n  g  s  v  o  r  s  c  h  r  i  f  t  e  n.  §  58.  Er¬ 
weist  sich  der  Inhaber  oder  Betriebsleiter  eines  Geschäfts 
in  der  Befolgung  der  Pflichten  unzuverlässig,  die  ihm 
durch  diese  Verordnung  oder  die  dazu  erlassenen  Aus¬ 
führungsbestimmungen  auferlegt  sind,  so  kann  die  zu¬ 
ständige  Behörde  das  Geschäft  schließen. 

Sie  kann  einem  landwirtschaftlichen  LTnternehmer,  der 
sich  in  der  Verwendung  seiner  Bestände  (§§  6,  32)  un¬ 
zuverlässig  erweist,  das  Recht  der  Selbstversorgung 
entziehen  und  seine  Bestände  abweichend  von  der  Vor¬ 
schrift  des  §  32  dem  Kommunalverband  übereignen. 

Gegen  die  A^erfügung  ist  Beschwerde  zulässig.  Über 
die  Beschwerde  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig.  Die  Beschwerde  bewirkt  keinen  Auf¬ 
schub. 

§  59.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  erfor¬ 
derlichen  Ausführungsbestimmungen. 

Sie  können  besondere  ^^ermittlungsstellen  errichten, 
denen  die  Unterverteilung  und  die  Bedarfsregelung  in 
ihrem  Bezirk  obliegt. 

§  60.  Wer  den  von  den  Landeszentralbehörden  er¬ 
lassenen  Ausführungsbestimmungen  zuwiderhandelt, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  1500  M.  bestraft. 
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§  6i.  Die  Laiuleszcntralhehörden  bestinimiMi,  wer  als  I 
Koninuiiialver1)and,  als  Clenieindc,  als  Cjenieindevorstand,  i 
als  zuständige  Behörde  und  als  hiihere  \  erwaltungs- 
hchörde  im  Sinne  dieser  X’erordnnng  aiiznselien  ist. 

Sollen  Kommnnalverbäiule,  die  verschiedenen  Bundes¬ 
staaten  angebören,  als  ein  Knmmnnalvcrband  im  Sinne 
dieser  \'nrscbrift  bestimmt  werden,  so  ist  die  Zustim¬ 
mung  des  Reichskanzlers  erforderlich. 

\’  1 1 .  Übergangs-  und  S  c  b  1  n  1.1  v  o  r  s  c  b  r  i  f- 
t  e  n.  §  62.  Die  Verordnung  über  die  Regelung  des  Ver¬ 
kehrs  mit  Brotgetreide  und  'Mehl  vom  25.  Januar  1915, 
sowie  die  Änderung  diser  Verordnung  vom  6.  Februar 
1915  treten  mit  dem  15.  August  1915  auller  Kraft  mit  den 
Maßgaben  der  §§  63  bis  67.  Der  Reichskanzler  kann  be¬ 
stimmen,  daß  und  an  welchem  Tage  einzelne  ^'or- 
schriften  früher  außer  Kraft  treten. 

§  63.  Die  Bestimmungen,  die  von  Kommunalver¬ 
bänden  oder  Gemeinden  auf  Grund  der  Wrordnung  vom 
25.  Januar  1915  über  die  k’crbrauchsregelung  getroffen 
sind,  bleiben  in  Kraft.  Soweit  sie  mit  den  Vorschriften 
dieser  X'erordiumg  nicht  in  F.inklang  stehen,  sind  sie 
bis  zum  16.  August  1915  zu  ändern  oder  zu  ergänzen. 
Zuwiderhandlungen  gegen  die  bisherigen  Bestimmungen, 
soweit  diese  in  Kraft  bleiben,  werden  nach  §  57  dieser 
Wrordnung  bestraft. 

§  64.  Wer  mit  dem  Beginne  des  16.  August  1915 
Vorräte  früherer  Ernten  an  Roggen,  Weizen,  Spelz 
(Dinkel,  Fesen)  sowie  Einer  und  Einkorn,  allein  oder 
mit  anderem  Getreide,  außer  Hafer,  gemischt,  ferner 
an  Roggen-  und  Weizenmehl  (auch  Dunst),  allein  oder 
mit  anderem  Mehle  gemischt,  in  Gewahrsam  hat,  ist 
verpflichtet,  sie  dem  Kommunalverbande  des  Lagerungs¬ 
orts  bis  zum  20.  August  ip^S«  getrennt  nach  Arten  und 
Eigentümern,  anzuzeigen,  k'^orräte,  die  sich  zu  dieser 
Zeit  auf  dem  Transporte  befinden,  sind  von  dem  Emp¬ 
fänger  unverzüglich  nach  dem  Empfange  dem  Kom¬ 
munalverband  anzuzcigen. 

Der  Kommunalverband  hat  .der  Reichsgetreidestelle 
nach  einem  von  dieser  festgesetzten  Vordruck  bis  zum 
31.  August  Anzeige  zu  erstatten. 

§  65.  Die  Anzeigepflicht  (§  64)  erstreckt  sich  nicht  auf 

a)  Vorräte,  die  im-  Eigentume  des  Reiches,  eines 
Bundesstaats  oder  hilsaß-Lothringens,  insbesondere  im 
Eigentum  eines  Militärfiskus,  der  Marineverw'altung  oder 
der  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der  Heeresverpflegung 
in  Berlin  stehen ; 

h)  Vorräte,  die  im  Eigentume  der  Kriegsgetreide- 
gescllschaft  m.  b.  H.  oder  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  b.  H.  stehen; 

c)  ^"orräte  an  gedroschenem  Brotgetreide  und  an 
Mehl,  die  bei  einem  Besitzer  zusammen  25  kg  nicht 
übcr.steigen ; 

rf)  k'^orräte,  die  durch  einen  Kommunalverband  an 
Händler, .  Verarbeiter  oder  Verbraucher  seines  Bezirkes 
bereits  abgegeben  sind. 

§  66.  Mit  dem  Beginne  des  16.  August  1915  sind  die 
anzeigepflichtigen  k'orräte  (§§  64,  63)  für  den  Kom¬ 
munalverband  beschlagnahmt,  in  dessen  Bezirke  sie  sich 
befinden.  VMrräte,  die  sich  zu  dieser  Zeit  auf  dem 
Transporte  befinden,  sind  für  den  Kommunalverband 
beschlagnahmt,  in  dessen  Bezirke  sie  nach  beendetem 
Transport  abgeliefert  werden. 

Für  diese  k’orräte  gelten  die  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung. 

Die  Kommunalverbände  haben  von  dem  hiernach  für 
sie  beschlagnahmten  Brotgetreide  diejenigen  Mengen, 
die  nach  der  Verordnung  vom  25.  Januar  19:5  für  die 
Kriegsgetreidegesellschaft  m.  b.  H.  beschlagnahmt 
waren  und  dieser  Beschlagnahme  noch  am  15.  August 
1915  unterliegen,  der  Kriegsgetrcidegesellschaft  m.  b.  H. 
zur  Verfügung  zu  stellen. 


§  67.  Der  Reichskanzler  kann  weitere  Übergangsvor¬ 
schriften  erlassen. 

§  68.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  beziehen 
sich  nicht  auf  Brotgetreide  oder  Mehl,  das  nach  dem 
31.  lanuar  1915  aus  dem  Ausland  eingeführt  ist. 

Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Vorschrift  gilt  nicht  das 
besetzte  Gebiet.  Brotgetreide  und  Mehl,  das  aus  besetztem 
Gebiet  eingeführt  wird,  darf  nur  an  die  Heeresverwal¬ 
tungen,  die  Marineverwaltung,  die  Kriegsgetreidegesell¬ 
schaft  m.  b.  H.  und  die  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  b.  H.  geliefert  w'erden. 

§  69.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  .oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1300  M.  wird  bestraft; 

1.  wer  die  Anzeige  (§  64,  Abs.  1)  nicht  in  der  ge¬ 
setzten  Frist  erstattet,  oder  wer  wissentlich  unrichtige 
oder  unvollständige  Angaben  macht, 

2.  wer  der  Vorschrift  des  §  68,  Abs.  2,  zuwiderhandelt. 

§  70.  Die  Vorschriften  des  Abschnittes  I,  HI  und  VI 

sowie  die  §§  62  bis  67  und  §  69,  Nr.  i,  dieser  Verord¬ 
nung  treten  mit  dem  i.  Juli  1913  in  Kraft.  Der  Reichs¬ 
kanzler  bestimmt,  mit  welchem  Tage  die  übrigen  Vor¬ 
schriften  in  Kraft  treten.  Bis  dahin  werden  die  Auf¬ 
gaben  der  Reich.sgetreidestelle  von  der  Reichsverteilungs¬ 
stelle,  dem  Reichskommissär  und  der  Kriegsgetreide¬ 
gesellschaft  m.  b.  H.  w'ahrgenommen ;  der  Reichskanzler 
kann  das  Nähere  bestimmen. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Ausmahlen  von  Brotgetreide.  Der  Bundesrat  hat 
am  28.  luni  jpLä  folgende  k’erordnung  erlassen; 

§  I.  Zur  Herstellung  von  Roggenmehl  ist  der  Roggen 
mindestens  bis  zu  82,  zur  Flerstellung  von  Weizenmehl 
der  Wizen  mindestens  bis  zu  80  Prozent  auszumahlen. 
.Als  Weizen  im 'Sinne  dieser  Verordnung  gelten  auch 
Spelz  (Dinkel,  Fesen)  sowie  Einer  und  Einkorn. 

^  2.  Die  Reichsgetreidestelle  wird  unter  Berücksichti¬ 
gung  der  Vorratsermittlung  vom  Herbst  1915  bestimmen, 

^  ob  die  Sätze  des  §  i  beizubehalten  oder  welche  an  ihre 
I  Stelle  zu  setzen  sind. 

;  Sie  kann  für  bestimmte  Mühlen  oder  für  Mühlen  be- 
^  stimmter  Bezirke  die  Herstellung  bestimmter  Auszugs- 
ünehle  beim  Mahlen  zulassen  oder  vorschreiben.  Außerdem 
I  können  die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Behörden  die  Ausmahlung  in  der  Weise  zu¬ 
lassen,  daß  hierbei  ein  Auszugsmehl  bis  zu  10  Prozent 
hergestellt  wird. 

§  3.  Die  Landeszcntralbehörde  kann  für  eine  Mühle, 
die  zum  Ausmahlen  des  Getreides  bis  zu  den  Mindest¬ 
sätzen  dieser  kVrordnung  außer  stände  ist,  aus  beson¬ 
deren  Gründen  eine  geringere  Ausmahlung  zulassen. 

Nicht  berührt  wdrd  hiervon  die  Befugnis  der 
Kommunalverbände  nach  §  49  &  der  Verordnung 
über  den  k'erkehr  Brotgetreide  und  Mehl  aus 
dem  Erntejahr  1913  vom  28.  Juni  1915.  <:la-s 
Mahlen  des  Brotgetreides  auch  in  solchen  Mühlen  zu 
gestatten,  die  das  vom  Bundesrat  oder  von  der  Reichs¬ 
getreidestelle  bestimmte  Ausmahlvcrhältnis  nicht  er¬ 
reichen,  aber  wenigstens  bis  zu  70  Prozent  durchmahlen 
können;  in  diesem  Falle  sind  die  Kommunalverbände 
befugt,  das  Ausmahlverhältnis  entsprechend  festzusetzen. 

§  4.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  Polizei¬ 
behörde  beauftragten  Sachverständigen  sind  befugt,  in 
die  Räume,  in  denen  Mehl  hergestellt  wird,  jederzeit  in 
die  Räume,  in  denen  Mehl  aufbewahrt,  feilgehalten  oder 
verpackt  ward,  während  der  Geschäftszeit  einzutreten, 
daselbst  Besiebtigungen  vorzunehmen,  Geschäftsauf- 
■  Zeichnungen  einzusehen,  auch  nach  ihrer  Ausw'ahl 
j  Proben  zum  Zwecke  der  Untersuchung  gegen  Empfangs¬ 
bestätigung  zu  entnehmen.  Auf  Verlangen  ist  ein  Teil 
1  der  Probe  amtlich  verschlossen  oder  versiegelt  zurück- 
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zulassen  und  für  die  entnommene  Probe  eine  ange¬ 
messene  Entschädigung'  zu  leisten. 

§  5.  Die  Unternehmer  von  Betrieben,  in  denen  Mehl 
hergestellt  wird,  sowie  die  von  ihnen  bestellten  Betriebs¬ 
leiter  und  Atifsichtspcrsonen  sind  verpflichtet,  den  Be¬ 
amten  der  Polizei  und  den  Sachverständigen  auf  Er¬ 
fordern  Auskunft  über  das  \^erfahren  bei  Plcrstellung 
der  Erzeugnisse,  über  den'  Umfang  des  Betriebes  und 
über  die  zur  Verarbeitung  gelangenden  Stoffe,  ins¬ 
besondere  auch  über  deren  Menge  und  Herkunft,  zu  er¬ 
teilen. 

§  0.  Die  Sachverständigen  sind,  vorbehaltlich  der 
dienstlichen  Berichterstattung  und  der  Anzeige  von  Ge¬ 
setzwidrigkeiten,  verpflichtet,  über  die  Einrichtungen 
und  Geschäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht 
zu  ihrer  Kenntnis  kommen,  VerschAviegenheit  zu  beob¬ 
achten  und  sich  der  Mitteilung  und  Verwertung  der 
Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnisse  zu  enthalten.  Sie 
sind  hierauf  zu  vereidigen. 

§  7.  Betriebe,  in  denen  Mehl  hergestellt  wird,  haben 
in  ihren  Betriebsräumen  einen  Abdruck  dieser  Wrord- 
nung  auszuhängen. 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  können  Bestimmungen 
zur  Ausführung  dieser  Wrordnung  erlassen. 

§  9.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  den  Vorschriften  über  das  Ausmahlen  des  Ge¬ 
treides  (§§  I  bis  3)  zuwiderhandelt; 

2.  wer  den  Vorschriften  des  §  6  zuwider  Verschwiegen¬ 
heit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteilung  oder  Ver¬ 
wertung  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  sich 
nicht  enthält; 

3-  vver  den  nach  §  8  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt. 

In  dem  balle  der  Nr.  2  tritt  die  Verfolgung  nur  auf 
Antrag  des  Unternehmers  ein. 

§  IO.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft 
wird  bestraft: 

1.  wer  den  Vorschriften  des  §  4  zuwider  den  Eintritt 
in  die  Räume,  die  Besichtigung,  die  Einsicht  in  die 
Geschäftsaufzeichnungen  oder  die  Entnahme  einer  Probe 
verweigert ; 

2.  wer  die  in  Gemäßheit  des  §  5  A'on  ihm  erforderte 
Auskunft  nicht  erteilt  oder  bei  der  Auskunftserteilung 
wissentlich  unwahre  Angaben  macht. 

§  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  i.  Juli  1915  in 
Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Die  Verordnung  über  das  Ausmahlen  von  Brotgetreide 
vom  5.  Januar  1915  sowie  die  Änderungen  dieser  Ver¬ 
ordnung  vom  18.  Februar  1915  und  vom  29.  April  1915 
werden  aufgehoben.  Die  von  den  Landeszentralbehörden 
erlassenen  Ausführungsbestimmungen  bleiben  in  Kraft, 
soweit  sie  mit  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  in 
Einklang  stehen ;  Zuwiderhandlungen  gegen  sie  werden 
nach  §  9  bestraft. 

Verbot  des  Verfütterns  von  Brotgetreide,  Mehl 
und  Brot.  Der  Bundesrat  bat  am  28.  Juni  1915  folgende 
Verordnung  erlassen: 

§  I.  Es  darf  nicht  verfüttert  werden: 

1.  Brotgetreide,  nämlich  Roggen,  Weizen,  Spelz 
(Dinkel,  Fesen)  sowie  Einer  und  Einkorn,  allein  oder 
mit  anderem  Getreide  außer  Hafer  gemengt,  auch  ge¬ 
quetscht,  geschroten  oder  sonst  zerkleinert; 

2.  Mehl  aus  Brotgetreide  oder  aus  Hafer,  das  allein 
oder  mit  anderem  Mehl  gemischt  zur  Brotbercitung  ge¬ 
eignet  ist ; 

3.  Mischungen,  denen  solches  Mehl  beigemischt  ist; 

4.  Brotabfälle  und  Brot,  die  zur  menschlichen  Er¬ 
nährung  geeignet  sind. 


Die  im  Abs.  r  genannten  Erzeugnisse  dürfen  auch 
zum  Bereiten  von  Futtermitteln,  wozu  auch  das  Schroten 
gehört,  nicht  verwendet  werden. 

§  2.  Brotgetreide,  allein  oder  mit  anderem  Getreide 
außer  Hafer  gemengt,  das  von  dem  Kommunalverbande, 
dem  es  gehört  oder  für  den  es  beschlagnahmt  ist,  oder 
A'on  der  Reichsgetreidestelle  als  zur  menschlichen  Er¬ 
nährung  ungeeignet  freigegeben  ist,  darf  verfüttert  und 
zu  b'uttermittcln  verarbeitet  werden. 

§  3.  Die  Landeszentralbehördeii  können  die  Ver¬ 
wendung  von  mahl  fähigem  Brotgetreide,  insbesondere 
das  Schroten,  sowie  die  Verwendung  von  Mehl  (§  i, 
Abs.  I,  Nr.  2  und  3)  zu  anderen  Zwecken  als  zur 
menschlichen  Nahrung  nooh  weiter  beschränken  oder 
verbieten. 

§  4.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  Polizei¬ 
behörde  beauftragten  Sachverständigen  sind  befugt,  in 
die  Räume,  in  denen  Futtermittel  hergestellt  werden 
oder  in  denen  Vieh  gehalten  oder  gefüttert  wird,  jeder¬ 
zeit,  in  die  Räume,  in  denen  Futtermittel  aufbewahrt, 
feilgehalten  oder  verpackt  werden,  Avährend  der  Ge¬ 
schäftszeit  einzutreten,  daselbst  Besichtigungen  vorzu¬ 
nehmen,  Geschäftsaufzeichnungen  einzusehen,  auch  nach 
ihrer  Auswahl  Proben  zum  Zwecke  der  Untersuchung 
gegen  Empfangsbestätigung  zu  entnehmen.  Auf  Ver¬ 
langen  ist  ein  Teil  der  Probe  amtlich  verschlossen  oder 
versiegelt  zurückzulassen  und  für  die  entnommene  Probe 
eine  angemesse.ne  Entschädigung  zu  leisten. 

§  5.  Die  Unternehmer  von  Betrieben,  in  denen  Futter¬ 
mittel  bergcstellt  werden  oder  Vieh  gehalten  wird,  sowie 
die  von  ihnen  bestellten  Betriebsleiter  und  Aufsichts¬ 
personen  sind  verpflichtet,  den  Beamten  der  Polizei  und 
den  Sachverständigen  auf  Erfordern  Auskunft  über  das 
Verfahren  bei  Herstellung  der  Erzeugnisse,  über  den 
Umfang  des  Betriebs  und  über  die  zur  Verarbeitung 
oder  zur  Verfütterung  gelangenden  Stoffe,  insbesondere 
auch  über  deren  Menge  und  Herkunft,  zu  erteilen. 

§  6.  Die  Sachverständigen  sind,  vorbehaltlich  der 
dienstlichen  Berichterstattung  und  der  Anzeige  von 
Gesetzwidrigkeiten,  verpflichtet,  über  die  Einrichtungen 
und  Geschäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht 
zu  ihrer  Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu  be¬ 
obachten  und  sich  der  Mitteilung  und  Wrwertung  der 
Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnisse  zu  enthalten.  Sie 
sind  hierauf  zu  vereidigen. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  können  Bestimmungen 
zur  Ausführung  dieser  Verordnung  erlassen. 

§  8.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  9.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft: 

1.  AVer  dem  Verbote  des  §  i  oder  ilen  auf  Grund  des 
§  3  erlassenen  Bestimmungen  der  Landeszentralbehörde 
zuwiderhandelt ; 

2.  wer  wissentlich  Erzeugnisse,  die  dem  Verbote  des 
§  I  oder  den  auf  Grund  des  §  3  erlassenen  Bestimmungen 
der  Landcszentralbehörde  zuwider  hergestcllt  sind,  ver¬ 
kauft,  feilhält  oder  sonst  in  den  Verkehr  bringt; 

3.  wer  den  Vorschriften  des  §  6  zuwider  Verschwiegen¬ 
heit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteilung  oder  V'er- 
wertung  von  Betriebsgeheimnissen  sich  nicht  enthält; 

4.  AVer  den  nach  §  7  erlassenen  yVusführungsbestim- 
mungen  zuAviderhandelt. 

In  dem  Falle  der  Nr.  3  tritt  die  Verfolgung  nur  auf 
Antrag  des  Unternehmers  ein. 

§  10.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft 
A'.ird  bestraft: 

I.  AVer  den  Vorschriften  des  §  4  zinvider  den  Eintritt 
in  die  Räume,  die  Besichtigung,  die  Einsicht  in  die 
Geschäftsaufzeichnungen  oder  die  Entnahme  einer  Probe 
vei'Aveigert; 
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2.  wer  die  in  Gemäßheit  des  §  5  von  ihm  erforderte 
Auskunft  nicht  erteilt  oder  bei  der  Auskunftserteilung 
wissentlich  unwahre  Angaben  macht. 

§  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  i.  Juli  1915 
Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Die  Verordnung  über  das  Verfüttern  von  Roggen, 
Weizen,  Hafer,  Mehl  und  Brot  vom  21.  Januar  1915 
sowie  die  Änderung  dieser  Verordnung  vom  31.  März 
1915  werden  aufgehoben.  Die  von  den  Landeszentral¬ 
behörden  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  bleiben 
in  Kraft,  soweit  sie  mit  den  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung  in  Einklang  stehen ;  Zuwiderhandlungen  gegen 
sie  werden  nach  §  9  bestraft. 

Verkehr  mit  Gerste  aus  dem  Emtejahr  1915. 

Der  Bundesrat  hat  am  28.  Juni  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

I.  Beschlagnahme.  §  i.  Die  im  Reiche  an¬ 
gebaute  Gerste  wird  mit  der  Trennung  vom  Boden  für 
den  Kommunalverband  beschlagnahmt,  in  dessen  Bezirk 
sie  gew'achsen  ist.  Soweit  sie  bereits  vom  Boden  ge¬ 
trennt  ist,  wird  sie  für  den  Kommunalverband  beschlag¬ 
nahmt,  in  dessen  Bezirk  sie  sich  befindet. 

Die  Beschlagnahme  erstreckt  sich  auch  auf  den  Halm. 
Mit  dem  Ausdreschen  wird  das  Stroh  von  der  Beschlag¬ 
nahme  frei.' 

§  2.  An  den  beschlagnahmten  Vorräten  dürfen  Ver¬ 
änderungen  nur  mit  Zustimmung  des  Kommunalver¬ 
bandes,  für  den  sie  beschlagnahmt  sind,  vorgenommen 
werden,  soweit  sich  aus  den  §§  3  bis  7  nichts  anderes 
ergibt.  Das  gleiche  gilt  von  rechtsgeschäftlichen  Ver¬ 
fügungen  über  sie  und  Verfügungen,  die  im  Wege  der 
Zwangsvollstreckung  oder  Arrestvollziehung  erfolgen. 

§  3.  Der  Besitzer  beschlagnahmter  Vorräte  ist  be¬ 
rechtigt  und  verpflichtet,  die  zur  Erhaltung  der  Vorräte 
erforderlichen  Handlungen  vorzunehmen;  er  ist  be¬ 
rechtigt  und  auf  Verlangen  der  zuständigen  Behörde 
verpflichtet,  auszudreschen. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
stimmten  Behörden  können  über  Zeit  und  Art  des  Aus¬ 
dreschens  Bestimmungen  erlassen. 

§  4.  Nimmt  der  Besitzer  eine  zur  Erhaltung  der  Vor¬ 
räte  erforderliche  Handlung  binnen  einer  ihm  von  der 
zuständigen  Behörde  gesetzten  Frist  nicht  vor,  so  kann 
diese  die  erforderlichen  Arbeiten  auf  seine  Kosten  durch 
einen  Dritten  vornehmen  lassen.  Der  Verpflichtete  hat 
die  Vornahme  auf  seinem  Grund  und  Boden  sowie  in 
seinen  Wirtschaftsräumen  und  mit  den  Mitteln  seines 
Betriebs  zu  gestatten. 

Das  gleiche  gilt,  w'enn  der  Besitzer  die  Gerste  nicht 
binnen  einer  ihm  von  der  zuständigen  Behörde  gesetzten 
Frist  ausdrischt. 

§  5.  Erstreckt  sich  ein  landwirtschaftlicher  Betrieb 
über  die  Grenzen  eines  Kommunalverbandes  hinaus,  so 
darf  die  beschlagnahmte  Gerste  innerhalb  des  Betriebs 
von  einem  Kommunalverband  in  den  anderen  gebracht 
werden.  Mit  der  Ankunft  der  Gerste  in  dem  Bezirk  des 
anderen  Kommunalverbandes  tritt  dieser  hinsichtlich  der 
Rechte  aus  der  Beschlagnahme  an  die  Stelle  des  bis¬ 
herigen  Kommunal  Verbandes. 

Der  Besitzer  hat  die  Ortsänderung  binnen  drei  Tagen 
unter  Angabe  der  Menge  bei  den  Kommunalverbänden 
anzuzeigen. 

§  6.  Trotz  der  Beschlagnahme  dürfen  Unternehmer 
landwirtschaftlicher  Betriebe  aus  ihren  Gerstevorräten 
die  Hälfte,  im  Falle  des  §11,  Abs.  3,  auch  die  Vorräte, 
auf  deren  Lieferung  verzichtet  ist,  als  Saatgut  oder  zu 
sonstigen  Zwecken  in  dem  eigenen  landwirtschaftlichen 
Betrieb  verwenden. 

.Sie  dürfen  ferner,  wenn  ihnen  ein  Kontingent  (§  20, 
Abs.  i)  gegeben  ist,  ihre  Wrräte  im  eigenen  Betrieb 


verarbeiten,  insoweit  dabei  das  Kontingent  nicht  über¬ 
schritten  wird. 

§  7.  Trotz  der  Beschlagnahme  dürfen  Unternehmer 
landwirtschaftlicher  Betriebe  aus  ihren  Vorräten 

a)  selbstgezogene  Saatgerste  für  Saatzwecke  liefern, 
sofern  sie  sieb  nachweislich  in  den  letzten  zwei  Jahren 
mit  dem  Verkauf  von  Saatgerste  befaßt  haben, 

b)  Gerste  für  Betriebe  mit  Kontingent  (§  20,  Abs.  i) 
oder  an  die  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der  Heeres¬ 
verpflegung  unmittelbar  oder  durch  Vermittlung  des 
Handels  liefern. 

Diese  Geschäfte  sind  binnen  drei  Tagen  nach  Ab¬ 
schluß  dem  Kommunal  verband  anzuzeigen,  für  den  die 
Gerste  beschlagnahmt  ist. 

§  8.  Die  Beschlagnahme  endet  mit  dem  freihändigen 
Eigentumserwerb  durch  die  Zentralstelle  zur  Be¬ 
schaffung  der  Heeresverpflegung  oder  den  Kommunal¬ 
verband,  für  den  beschlagnahmt  ist,  mit  der  Enteignung, 
mit  einer  nach  den  §§  6,  7  zugelassenen  oder  mit  einer 
vom  Kommunal  verband  nach  §  2  genehmigten  Ver¬ 
wendung  oder  Veräußerung.  Durch  eine  solche  Ver¬ 
äußerung  endet  die  Beschlagnahme  jedoch  erst  dann, 
wenn  die  Gerste  infolge  der  Veräußerung  aus  dem 
Bezirk  des  Kommunalverbandes  entfernt  wird  oder  in 
das  Eigentum  eines  im  Bezirk  desselben  Kommunal¬ 
verbandes  gelegenen  Betriebs  mit  Kontingent  gelangt. 

§  9.  Über  Streitigkeiten,  die  sieb  aus  der  Anwendung 
der  §§  I  bis  8  ergeben,  entscheidet  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  endgültig. 

§  IO.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jabre  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  10.000  M.  wird  bestraft: 

1.  wer  unbefugt  beschlagnahmte  Vorräte  beiseite 
schafft,  insbesondere  aus  dem  Bezirk  des  Konimunal- 
verbandes  entfernt,  für  den  sie  beschlagnahmt  sind,  sie 
beschädigt,  zerstört,  verarbeitet  oder  verbraucht; 

2.  wer  unbefugt  beschlagnahmte  Vorräte  verkauft, 
kauft  oder  ein  anderes  Veräußerungs-  oder  Erwerbs¬ 
geschäft  über  sie  abschließt; 

3.  wer  die  zur  Erhaltung  der  Vorräte  erforderlichen 
Handlungen  pflichtwidrig  unterläßt; 

4.  wer  als  Saatgerste  erworbene  Gerste  ohne  Genehmi¬ 
gung  der  zuständigen  Behörde  zu  anderen  Zwecken  ver¬ 
wendet  ; 

5.  wer  die  ihm  nach  den  §§  5,  7  obliegende  Anzeige 
nicht  in  der  gesetzten  Frist  erstattet  oder  wissentlich 
unvollständige  oder  unrichtige  Angaben  macht. 

H.  Lieferung  der  Gerste.  §  ii.  Unternehmer 
landwirtschaftlicher  Betriebe  haben  die  Hälfte  ihrer 
Gerstenernte  an  den  Kommunalverband,  für  den  sie  be¬ 
schlagnahmt  ist,  käuflich  zu  liefern. 

Der  Kommunalverband  kann  den  Llnternehmern  land¬ 
wirtschaftlicher  Betriebe  seines  Bezirkes  vorschreiben, 
welche  Mengen  und  zu  welchen  Fristen  sie  zu  liefern 
sind. 

Der  Kommunalverband  kann  unbeschadet  seiner  Liefe¬ 
rungspflicht  nach  §  23,  Abs.  i,  bei  Unternehmern  be¬ 
stimmter  landwirtschaftlicher  Betriebe  auf  deren  Gerste¬ 
lieferung  ganz  oder  teilweise  verzichten. 

§  12.  Auf  die  zu  liefernden  Gerstemengen  sind  einem 
Unternehmer  die  Mengen  anzurechnen,  die  er  nach  §  6, 
Abs.  2,  in  seinem  Betriebe  verarbeiten  darf  oder  nach 
§  7  geliefert  hat. 

§  13.  Liefert  ein  landwirtschaftlicher  Unternehmer 
nicht  freiwillig  (§§  ii,  12),  so  kann  das  Eigentum  an 
der  Gerste  durch  Anordnung  der  zuständigen  Behörde 
den  im  Antrag  bezeichneten  Personen  übertragen 
♦verden.  Vor  der  Enteignung  ist  die  Gerste  auszusondern, 
die  dem  Besitzer  verbleiben  soll ;  sie  wird  mit  der  Aus¬ 
sonderung  von  der  Beschlagnahme  frei. 

Der  Antrag  wird  von  dem  Kommunalverband,  für 
den  die  Gerste  beschlagnahmt  ist,  in  den  Fällen  des 
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§  23,  Abs.  I,  Satz  2,  und  des  §  25  von  der  Reichsfutter¬ 
mittelstelle  zu  gunsten  der  Zentralstelle  zur  Beschaffung 
der  Heeresverpflegung  gestellt. 

§  14.  Die  Anordnung,  durch  die  enteignet  wird,  kann 
an  den  einzelnen  Besitzer  oder  an  alle  Besitzer  des 
Bezirks  oder  eines  Teiles  des  Bezirks  gerichtet  werden; 
im  ersteren  Falle  geht  das  Eigentum  über,  sobald  die 
Anordnung  dem  Besitzer  zugeht,  im  letzteren  Falle  mit 
Ablauf  des  Tages  nach  Ausgabe  des  amtlichen  Blattes, 
in  dem  die  Anordnung  amtlich  veröffentlicht  wird. 

§  15.  Der  Erwerber  hat  für  die  überlassenen  Vorräte 
einen  angemessenen  Preis  zu  zahlen.  Der  Übernahmepreis 
ist  unter  Berücksichtigung  der  Güte  und  Verwertbarkeit 
der  Vorräte  sowie,  falls  ein  Höchstpreis  besteht,  auch 
unter  Berücksichtigung  des  zur  Zeit  der  Enteignung 
geltenden  Höchstpreises  nach  Anhörung  von  Sachver¬ 
ständigen  von  der  höheren  Vejrwaltungsbehörde  end¬ 
gültig  festzusetzen.  Sie  bestimmt  darüber,  wer  die  baren 
Auslagen  des  Verfahrens  zu  tragen  hat. 

§  16.  Der  Besitzer  hat  die  Vorräte,  die  er  freihändig 
übereignet  hat  oder  die  bei  ihm  enteignet  sind,  zu  ver¬ 
wahren  und  pfleglich  zu  behandeln,  bis  der  Erwerber 
sie  in  seinen  Gewahrsam  übernimmt.  Dem  Besitzer  ist 
eine  angemessene  Vergütung  hierfür  zu  gewähren,  die 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  endgültig  fest¬ 
gesetzt  wird. 

§  17.  Über  Streitigkeiten,  die  sich  bei  dem  Enteignungs¬ 
verfahren  und  aus  der  Verwahrungspflicht  (§  16)  er¬ 
geben,  entscheidet  endgültig  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde. 

§  18.  Wer  die  Verpflichtung  des  §  16,  Vorräte  zu 
verwahren  und  pfleglich  zu  behandeln,  zuwiderhandelt, 
wird  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  bestraft. 

HI.  Verbrauchsregelung.  §  19.  Die  Kom¬ 
munalverbände  haben  auf  Grund  der  Ernteflächen¬ 
erhebung  nach  der  Bundesratsverordnung  vom  10.  Juni 
1915  und  den  Ermittlungen  der  Ernte  nach  den 
Schätzungen  durch  Sachverständige  bis  zum  i.  August 
1915  der  Reichsfuttermittelstelle  anzugeben,  wie  groß 
die'  Gerstenernte  ihres  Bezirks  zu  schätzen  ist. 

§  20.  Die  Reichsfuttermittelstelle  setzt  fest,  welche 
Betriebe  Gerste  verarbeiten  oder  verarbeiten  lassen 
dürfen  und  in  welcher  Menge  (Kontingent).  Das  Kon¬ 
tingent  wird  für  die  Zeit  vom  i.  Oktober  1915  bis  zum 
31.  Oktober  1916  festgesetzt.  Für  die  Bierbrauereien 
sind  hierbei  die  vom  Bundesrat  festgesetzten  Malz¬ 
kontingente  maßgebend ;  das  Umrechnungsverhältnis  von 
Malz  in  Gerste  bestimmt  die  Reichsfuttermittelstelle. 
Sie  kann  die  zur  Durchführung  und  Überwachung  er¬ 
forderlichen  Anordnungen  treffen. 

Die  Reichsfuttermittelstelle  setzt  ferner  fest: 

aj  wieviel  Gerste  jeder  Kommunal  verband  zu  liefern 
hat ;  dabei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  ihm  die  Hälfte 
seines  Ernteergebnisses  zu  belassen  ist;  sie  kann  Fristen 
für  die  Lieferung  festsetzen ; 

b)  in  welcher  Weise  die  ihr  zur  Verfügung  stehende 
Gerste  an  die  Heeresverwaltungen,  die  Marinever¬ 
waltung  und  die  Kommunalverbände  zu  verteilen  oder 
wie  sie  sonst  zu  verwenden  ist. 

§  21.  Die  Kommunalverbände  haben  auf  Erfordern 
der  Reichsfuttermittelstelle  Auskunft  zu  geben  und  ihren 
Anweisungen  hinsichtlich  der  Gerste  Eolge  zu  leisten. 

§  22.  Aus  dem  Bezirk  eines  Kommunalverbandes  darf 
Gerste  nur  entfernt  werden,  wenn  sie  an  die  Zentral¬ 
stelle  zur  Beschaffung  der  Heeresverpflegung  oder  zu 
Saatzwecken  (Saatgerste,  Saatgut)  oder  an  Betriebe  mit 
Kontingent  (§  20,  Abs.  i)  geliefert  werden  soll. 

Bei  Gerste,  die  dem  Kommunalverband  nicht  gehört, 
bedarf  die  Entfernung  der  Zustimmung  des  Kommunal¬ 
verbandes.  Der  Kommunalverband  darf  seine  Zu¬ 
stimmung  nur  aus  wichtigen  Gründen  versagen.  Auf 


Beschwerde  entscheidet  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
endgültig. 

§  23.  Jeder  Kommunalverband  hat  dafür  zu  sorgen, 
daß  die  von  der  Reichsfuttermittelstelle  nach  §  20, 
Abs.  2  a,  festgesetzten  Mengen  innerhalb  der  etwa  be¬ 
stimmten  Fristen  der  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der 
Heeresverpflegung  zur  Verfügung  gestellt  werden. 
Liefert  ein  Kommunalverband  die  festgesetzten  Mengen 
innerhalb  der  etwa  bestimmten  Frist  nicht  oder  nicht 
vollständig  ab,  so  kann  die  Zentralstelle  zur  Beschaffung 
der  Heeresverpflegung  die  fehlenden  Mengen  in  seinem 
Bezirk  erwerben. 

Der  Kommunalverband  kann  verlangen,  daß  die 
Zentralstelle  zur  Beschaffung  der  Heeresverpflegung 
größere  Mengen  und  früher  abnimmt;  das  Verlangen 
muß  ihr  spätestens  zwei  Wochen  vor  dem  beantragten 
Abnahnietermin  zugehen. 

§  24.  Auf  die  festgesetzten  Mengen  ist  anzurechnen, 
was  aus  dem  Bezirk  des  Kommunalverbandcs  zulässiger¬ 
weise  nach  §  22  entfernt  ist,  was  innerhalb  des  Bezirkes 
des  Konnnunalverbandes  an  Betriebe  mit  Kontingent 
(§  20,  Abs.  i)  geliefert  ist,  und  was  von  solchen  Be¬ 
trieben  nach  §  6,  Abs.  2,  verarbeitet  werden  darf. 

§  25.  Ergibt  sich  in  einem  Kommunalverband  nach¬ 
träglich,  daß  das  Ernteergebnis  größer  gewesen  ist  als 
die  Schätzung  (§  19),  so  hat  er  die  Hälfte  des  Über¬ 
schusses  der  Reichsfuttermittelstelle  anzumelden  und  nach 
ihrer  Aufforderung  der  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der 
Heeresverpflegung  zur  Verfügung  zu  stellen;  dabei 
finden  §  23,  Abs.  i,  Satz  2,  und  §  24  Anwendung. 

§  26.  Jeder  Kommunalverband  hat  der  Reichsfutter¬ 
mittelstelle  bis  zum  5.  jedes  Monats,  erstmals  bis  zuin 
5.  August  1915,  nach  einem  von  ihr  festgestellten  Vor¬ 
druck  anzuzeigen,  wieviel  Gerste  im  letzten  Monat  in 
sein  Eigentum  übergegangen  und  aus  seinem  Bezirk 
herausgegangen  ist  sowie  welche  außergewöhnliche  Ver¬ 
änderungen  an  den  Vorräten  seines  Bezirkes  eingetreten 
sind. 

§  27.  Jeder  Betrieb  mit  Kontingent  (§  20,  Abs.  i) 
darf  im  Rahmen  seines  Kontingents  Gerste  verarbeiten, 
verarbeiten  lassen  und  zur  Verarbeitung  erwerben.  Auf 
das  Kontingent  sind  anzurechnen  die  Vorräte  an  Gerste 
und  Malz,  die  ein  Betriebsunternehmer  am  i.  Oktober 
1915  besitzt  oder  die  er  nach  §  6,  Abs.  2,  aus  seinen 
Vorräten  verarbeiten  darf,  bei  einer  Bierbrauerei  jedoch 
nicht  die  Malzvorräte,  die  nach  dem  15.  Februar  1915 
aus  dem  Ausland  eingeführt  sind. 

Betriebe  mit  Kontingent  (§  20,  Abs.  i),  die  eine  eigene 
Mälzerei  haben,  dürfen  in  dieser  nicht  mehr  Gerste  ver- 
mälzen,  als  sie  im  Durchschnitt  der  beiden  letzten  Jahre 
in  ihr  vermälzt  haben. 

§  28.  Hat  ein  Betriebsunternehmer  unbefugt  Gerste 
erworben,  verabeitet  oder  verarbeiten  lassen  oder  hat  er 
mehr  Gerste  erworben,  verarbeitet  oder  verarbeiten 
lassen,  als  nach  seinem  Kontingent  (§  27,  Abs.  i)  zu¬ 
lässig  ist,  so  verfällt  sie  ohne  Entgelt  zu  gunsten  der 
Zentralstelle  für  Beschaffung  der  Heeresverpflegung. 

Ist  die  Gerste  verarbeitet,  so  tritt  an  ihre  Stelle  der  Wert. 

§  29.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  Polizei¬ 
behörde  beauftragten  Sachverständigen  sind  befugt,  in 
die  Räume,  in  denen  Gerste  oder  Malz  verarbeitet  wird, 
jederzeit,  in  die  Räume,  in  denen  Gerste  oder  Malz  auf¬ 
bewahrt,  feilgehalten  oder  verpackt  wird,  während  der 
Geschäftszeit  einzutreten,  daselbst  Besichtigungen  vor¬ 
zunehmen,  Geschäftsaufzeichnungen  einzusehen  und  die 
vorhandenen  Gerste-  oder  Malzmengen  festzustellen. 

§  30.  Die  Unternehmer  von  Betrieben  sowie  die  von 
ihnen  bestellten  Betriebsleiter  und  Aufsichtspersonen 
sind  verpflichtet,  den  Beamten  der  Polizei  und  den 
Sachverständigen  auf  Erfordern  über  die  vorhandenen 
und  bereits  verarbeiteten  Gerste-  oder  Malzmengen  sowie 
über  deren  Herkunft  Auskunft  zu  erteilen. 
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§  31.  Die  Sachverständigen  sind,  vorbehaltlich  der 
dienstlichen  Berichterstattung  und  der  Anzeige  von  Ge¬ 
setzwidrigkeiten,  verpflichtet,  über  die  Einrichtungen  und 
Geschäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht  zu  ihrer 
Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu  beobachten  und 
sich  der  Mitteilung  und  Verwertung  der  Geschäfts-  oder 
Betriebsgeheimnisse  zu  enthalten.  Sie  sind  hierauf  zu 
vereidigen. 

§  32.  Die  Gerste  verarbeitenden  Betriebe  (§27)  haben 
außer  im  Falle  des  §  6,  Abs.  2,  die  bei  der  Verarbeitung 
ausfallende  Ausputzgerste  der  Zentralstelle  zur  Be¬ 
schaffung  der  Heeresverpflegung  in  Berlin  zur  Verfügung 
zu  stellen. 

§  33.  Die  Kommunalverbände  haben  die  Gerste,  die 
ihnen  nach  §  20,  Abs.  2  h,  die  Zentralstelle  zur  Be¬ 
schaffung  der  Heeresverpflegung  überwiesen  hat,  inner¬ 
halb  ihres  Bezirkes  unter  Berücksichtigung  der  wirt¬ 
schaftlichen  Verhältnisse  abzugeben. 

Sie  können  ihren  Abnehmern  für  den  Weiterverkauf 
bestimmte  Bedingungen  und  Preise  vorschreiben. 

§  34.  Über  Streitigkeiten,  die  sich  bei  der  Durch¬ 
führung  der  Vorschriften  der  §§  28,  32,  33  ergeben, 
entscheidet  die  höhere  Verwaltungsbehörde  endgültig. 

Über  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Lieferung  (§§  23 
bis  25)  zwischen  der  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der 
Heer  es  Verpflegung  und  einem  Kommunal  verband  er¬ 
geben,  entscheidet  endgültig  ein  Schiedsgericht;  das 
Nähere  hierüber  bestimmt  der  Reichskanzler. 

§  35.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft: 

1.  wer  unbefugt  Gerste  verarbeitet; 

2.  wer  der  Vorschrift  des  §  27,  Abs.  2,  zuwider  Gerste 
in  eigener  Mälzerei  vermälzt; 

3.  wer  der  Vorschrift  des  §  32  zuwiderhandelt ; 

4.  wer  den  Verpflichtungen  zuwiderhandelt,  die  ihm 
nach  §  33,  Abs.  2,  auferlegt  sind. 

§  36.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft,  wer  der  Vor¬ 
schrift  des  §  31  zuwider  Verschwiegenheit  nicht  be 
obachtet  oder  der  Mitteilung  oder  Verwertung  von 
Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  sich  nicht  ent¬ 
hält;  die  Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  des  Unter¬ 
nehmers  ein. 

§  37.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft 
wird  bestraft: 

1.  wer  den  Vorschriften  des  §  29  zuwider  den  Eintritt 
in  die  Räume,  die  Besichtigung  oder  die  Einsicht  in  die 
Geschäftsaufzeichnungen  verweigert ; 

2.  wer  die  in  Gemäßheit  des  §  30  von  ihm  geforderte 
Auskunft  nicht  erteilt  oder  bei  der  Auskunftserteilung 
wissentlich  unwahre  Angaben  macht. 

IV.  Ausführungsvorschriften.  §  38.  Er¬ 
weist  sich  der  Inhaber  oder  Leiter  eines  Betriebs  mit 
Kontingent  (§  20,  Abs.  i)  in  der  Befolgung  der  Pflichten 
unzuverlässig,  die  ihm  durch  diese  Verordnung  oder  die 
dazu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  auferlegt 
sind,  so  kann  die  zuständige  Behörde  den  Betrieb 
schließen. 

Gegen  die  Verfügung  ist  Beschwerde  zulässig.  Über 
die  Beschwerde  entscheidet  die  höhere  V erwaltungs- 
behörde  endgültig.  Die  Beschwerde  bewirkt  keinen  Auf¬ 
schub. 

§  39.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  erforder¬ 
lichen  Ausführungsbestimmungen. 

Sie  bestimmen,  wer  als  Kommunalverband,  als  zu¬ 
ständige  Behörde  und  als  höhere  Verwaltungsbehörde  im 
Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 

§  40.  Wer  den  von  den  Landeszentralbehörden  er¬ 
lassenen  Ausführungsbestimmungen  zuwiderhandelt,  wird 
mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe 
bis  zu  1500  M.  bestraft. 


V.  Übergangs-  und  Schlußvorschriften. 
§  41.  Vorräte  an  Gerste,  die  bei  Inkrafttreten  dieser  Ver¬ 
ordnung  auf  Grund  der  V'erordnungen  vom  9.  März 
1915  und  vom  17.  Mai  1915  noch  für  das  Reich  beschlag¬ 
nahmt  sind  und  infolge  dieser  Beschlagnahme  in  den 
Betrieben  der  Besitzer  weder  verwendet  noch  verarbeitet 
werden  dürfen,  sind  mit  dem  Inkrafttreten  dieser  Ver¬ 
ordnung  für  den  Kommunalverband  beschlagnahmt,  in 
dessen  Bezirk  sie  sich  befinden.  Die  Kommunalverbände 
haben  diese  Vorräte  der  Zentralstelle  zur  Beschaffung 
der  Heeresverwaltung  zur  Verfügung  zu  stellen. 

§  42.  Der  Reichskanzler  kann  weitere  Übergangsvor¬ 
schriften  erlassen. 

§  43.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  beziehen 
sich  nicht  auf  Gerste,  die  nach  dem  12.  März  1915  aus 
dem  Ausland  eingeführt  ist. 

Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Vorschrift  gilt  nicht  das 
besetzte  Gebiet.  Gerste,  die  aus  besetztem  Gebiet  ein¬ 
geführt  wird,  darf  nur  an  die  Heeresverwaltungen, 
die  Marineverwaltung,  die  Zentralstelle  zur  Beschaffung 
der  Heeresverpflegung  und  die  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  m.  b.  H.  geliefert  werden. 

§  44.  Wer  der  Vorschrift  des  §  43,  Abs.  2,  zuwider¬ 
handelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft. 

§  45.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  i.  Juli  1915  in 
Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Die  Verordnung  über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit 
Gerste  vom  9.  März  1915  sowie  die  Änderung  dieser 
Verordnung  vom  17.  Mai  1915  werden  aufgehoben. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Hafer.  Der  Bundesrat 
bat  am  28.  Juni  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

1.  Beschlagnahme.  §  1.  Der  im  Reich  angebaute 
Hafer  wird  mit  der  Trennung  vom  Boden  für  den 
Kommunalverband  beschlagnahmt,  in  dessen  Bezirk  er 
gewachsen  ist.  Als  Hafer  im  Sinne  dieser  Verordnung 
gelten  auch  Mengkorn  und  Mischfrucht,  worin  sich 
Plafer  befindet. 

Die  Beschlagnahme  erstreckt  sich  auch  auf  den  Haljn ; 
mit  dem  Ausdreschen  wird  das  Stroh  von  der  Beschlag¬ 
nahme  frei. 

§  2.  An  den  beschlagnahmten  Vorräten  dürfen  Ver¬ 
änderungen  nicht  vorgenommen  werden,  soweit  nicht  in 
den  §§  3  bis  6  etwas  anderes  bestimmt  ist.  Das  gleiche 
gilt  von  rechtsgeschäftlichen  Verfügungen  über  sie  und 
von  Verfügungen,  die  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
oder  Arrestvollziehung  erfolgen. 

§  3.  Der  Besitzer  beschlagnahmter  Vorräte  ist  be¬ 
rechtigt  und  verpflichtet,  die  zu  ihrer  Erhaltung  erforder¬ 
lichen  Handlungen  vorzunehmen ;  er  ist  berechtigt  und 
auf  Verlangen  der  zuständigen  Behörde  verpflichtet, 
auszudreschen.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von 
ihnen  bestimmten  Behörden  können  über  Zeit  und  .Art 
des  Ausdreschens  Bestimmungen  erlassen. 

§  4.  Nimmt  der  Besitzer  eine  zur  Erhaltung  der  Vor¬ 
räte  erforderliche  Handlung  binnen  einer  ihm  von  der 
zuständigen  Behörde  gesetzten  Frist  nicht  vor,  so  kann 
die  Behörde  die  erforderlichen  Arbeiten  auf  seine 
Kosten  durch  einen  Dritten  vornehmen  lassen.  Der  Ver¬ 
pflichtete  hat  die  Vornahme  auf  seinem  Grund  und  Boden 
sowie  in  seinen  Wirtschaftsräumen  und  mit  den  Mitteln 
seines  Betriebs  zu  gestatten. 

Das  gleiche  gilt,  wenn  der  Besitzer  den  Hafer  nicht 
binnen  einer  ihm  von  der  zuständigen  Behörde  gesetzten 
Frist  ausdrischt. 

§  5.  Erstreckt  sich  ein  landwirtschaftlicher  Betrieb 
über  die  Grenzen  eines  Kommunalverbandes  hinaus,  so 
darf  der  beschlagnahmte  Hafer  innerhalb  des  Betriebs 
von  einem  Kommunalverband  in  den  anderen  gebracht 
werden.  Mit  der  Ankunft  des  Hafers  in  dem  Bezirk  des 
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anderen  Kommunalverbandes  tritt  dieser  hinsichtlich  der 
Rechte  aus  der  Beschlagnahme  an  die  Stelle  des  bis¬ 
herigen  Kommunalverbandes. 

Der  Besitzer  hat  die  ürtsänderung  binnen  drei  Tagen 
unter  Angabe  der  Getreidearten  und  ihrer  Mengen  beiden 
Kommunalverbänden  anzuzeigen. 

§  6.  Zulässig  sind  Veräußerungen  an  die  Heeresver¬ 
waltungen,  die  Marineverwaltung,  die  Zentralstelle  zur 
Beschaffung  der  Heeresverwaltung  und  an  den  Kom¬ 
munalverband,  für  den  der  Hafer  beschlagnahmt  ist, 
sowie  alle  Veränderungen  und  Verfügungen,  die  mit  Zu¬ 
stimmung  der  Zentralstelle  erfolgen. 

Trotz  der  Beschlagnahme  dürfen  aus  ihren  Vorräten: 

a)  Halter  von  Einhufern  Hafer  verfüttern,  und  zwar 
sowohl  an  ihre  Einhufer  als  an  ihr  übriges  Vieh, 

Halter  von  Zuchtbullen  an  diese  mit  Genehmigung 
der  zuständigen  Behörde  Hafer  verfüttern. 

Der  Bundesrat  bestimmt,  welche  Mengen  die  Tier¬ 
halter  durchschnittlich  für  den  Tag  verfüttern  dürfen. 
Bis  zum  Erlasse  dieser  Bestimmung  darf  nur  nach  Maß¬ 
gabe  des  §  4,  Abs.  3  a,  der  Verordnung  vom  13.  Februar 
(31.  März)  1915  Hafer  verfüttert  werden; 

b )  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  das  zur 
Frühjahrsbestellung  erforderliche  Saatgut  zur  Saat  ver¬ 
wenden,  und  zwar  1^/2  q  auf  das  ha.  Die  Landeszentral¬ 
behörden  sind  ermächtigt,  die  Saatgutmenge  im  Falle 
dringenden  wirtschaftlichen  Bedürfnisses  für  einzelne 
Betriebe  oder  ganze  Bezirke  bis  auf  2  g,  bei  ausge¬ 
sprochener  Gebirgslage  bis  auf  auf  2^/2  q  für  das  ha  zu 
erhöhen ; 

c)  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  mit  Ge¬ 
nehmigung  der  zuständigen  Behörde  unmittelbar  oder 
durch  Vermittlung  des  Handels  an  landwirtschaftliche 
Betriebe  selbstgezogenen  Saathafer  für  Saatzwecke 
liefern.  Die  bestimmungsmäßige  Verwendung  ist  zu 
überwachen ; 

d )  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  Misch¬ 
frucht  als  Grünfutter  verwenden  oder  aus  der  geernteten 
Mischfrucht  die  Hülsenfrüchte  aussondern; 

e)  Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  mit  Ge¬ 
nehmigung  der  zuständigen  Behörde  Nahrungsmittel  zum 
Verzehr  im  eigenen  Betriebe  hersteilen  oder  herstellen 
lassen. 

§  7.  Die  Beschlagnahme  endet  mit  dem  freihändigen 
Eigentumserwerb  durch  eine  der  im  §  6,  Abs.  i,  ge¬ 
nannten  Stellen,  mit  der  Enteignung  oder  einer  nach  §  6 
zugelassenen  Verwendung  oder  Veräußerung,  endlich  für 
die  nach  §  6,  Abs.  2  d  ausgesonderten  Hülsenfrüchte  mit 
der  Aussonderung. 

§  8.  Über  Streitigkeiten,  die  sich  aus  der  Anwendung 
der  §§  I  bis  7  ergeben,  entscheidet  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  endgültig. 

§  9.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  wird  bestraft: 

1.  wer  unbefugt  beschlagnahmte  Vorräte  beiseite 
schafft,  insbesondere  aus  dem  Bezirk  des  Kommunal¬ 
verbandes,  für  den  sie  beschlagnahmt  sind,  entfernt,  sie 
beschädigt,  zerstört,  verarbeitet  oder  verbraucht; 

2.  wer  unbefugt  beschlagnahmte  Vorräte  verkauft, 
kauft  oder  ein  anderes  Veräußerungs-  oder  Erwerbs¬ 
geschäft  über  sie  abschließt; 

3.  wer  die  zur  Erhaltung  der  Vorräte  erforderlichen 
geschäft  über  sie  abschließt; 

4.  wer  als  Saathafer  erworbenen  Hafer  ohne  Genehmi¬ 
gung  der  zuständigen  Behörde  zu  anderen  Zwecken  ver¬ 
wendet  ; 

5.  wer  eine  ihm  nach  §  5  obliegende  Anzeige  nicht  in 
der  gesetzten  Frist  erstattet  oder  wissentlich  unvoll¬ 
ständige  oder  unrichtige  Angaben  macht. 

H.  Enteignung.  §  10.  Erfolgt  die  Übereignung 
des  beschlagnahmten  Hafers  nicht  freiwillig  (§  6, 
Abs.  i),  so  kann  das  Eigentum  daran  durch  Anordnung 


der  zuständigen  Behörjde  auf  den  Kommunalverband 
übertragen  werden,  in  dessen  Bezirk  er  sich  befindet. 
Beantragt  dieser  die  Übereignung  an  eine  andere  Person, 
so  ist  das  Eigentum  auf  letztere  zu  übertragen ;  sie  ist 
in  der  Anordnung  zu  bezeichnen. 

Bei  der  Enteignung  sind  dem  Besitzer  zu  belassen : 

a)  für  jeden  Einhufer  und  für  jeden  Zuchtbullen  (§  6, 
Abs.  2  a)  eine  vom  Bundesrat  zu  bestimmende  Menge ; 
dabei  sind  die  Mengen  anzurechnen,  die  seit  der  Be¬ 
schlagnahme  verfüttert  worden  sind  (§  6,  Abs.  2  a) ; 

b)  das  zur  Frühjahrsbestellung  erforderliche  Saatgut 
nach  dem  Maßstab  von  §  6,  Abs.  2  b ; 

c)  der  in  seinem  Betriebe  gewachsene  Saathafer,  wenn 
sich  der  Besitzer  in  den  letzten  zwei  Jahren  mit  dem 
Verkauf  von  Saathafer  befaßt  hat.  Die  bestimmungs¬ 
mäßige  Verwendung  ist  zu  überwachen. 

Der  Gemeindevorstand  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen, 
daß  das  Saatgut  aufbe wahrt  und  zur  Frühjahrsbestellung 
wirklich  verwendet  wird. 

§  II.  Die  Anordnung,  durch  die  enteignet  wird,  kann 
an  den  einzelnen  Besitzer  oder  an  alle  Besitzer  des  Be¬ 
zirks  oder  eines  Teiles  des  Bezirks  gerichtet  werden; 
im  ersteren  Falle  geht  das  Eigentum  über,  sobald  die 
Anordnung  dem  Besitzer  zugeht,  im  letzteren  Falle  mit 
Ablauf  des  Tages  nach  Ausgabe  des  amtlichen  Blattes, 
in  dem  die  Anordnung  amtlich  veröffentlicht  wird. 

§  12.  Der  Übernahmepreis  wird  unter  Berücksichtigung 
des  Höchstpreises  für  Hafer  sowie  der  Güte  und  Ver¬ 
wertbarkeit  der  Vorräte  nach  Anhörung  von  Sachver¬ 
ständigen  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  endgültig 
festgesetzt.  Sie  bestimmt  darüber,  wer  die  baren  Auslagen 
des  Verfahrens  zu  tragen  hat. 

Weist  der  Besitzer  nach,  daß  er  zulässigerweise  Vor¬ 
räte  zu  einem  höheren  Preise  als  dem  Höchstpreis  er¬ 
worben  hat,  so  ist  statt  des  Höchstpreises  der  Einstands¬ 
preis  zu  berücksichtigen. 

§  13.  Der  Besitzer  hat  die  Vorräte,  die  er  freihändig 
übereignet  hat  oder  die  bei  ihm  enteignet  sind,  zu  ver¬ 
wahren  und  pfleglich  zu  behandeln,  bis  der  Erwerber  sie 
in  seinen  Gewahrsam  übernimmt.  Dem  Besitzer  ist  hier¬ 
für  eine  angemessene  Vergütung  zu  gewähren,  die  von 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  endgültig  festgesetzt 
wird. 

§  14.  Über  Streitigkeiten,  die  sich  bei  dem  Enteignungs¬ 
verfahren  und  aus  der  Verwahrungspflicht  (§  13)  er¬ 
geben,  entscheidet  endgültig  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde. 

§  15.  Wer  den  ihm  als  Saatgut  zur  Frühjahrsbestellung 
belassenen  Hafer  (§  10,  Abs.  2  b)  oder  den  ihm  be¬ 
lassenen  Saathafer  (§  10,  Abs.  2  c)  ohne  Genehmigung 
der  zuständigen  Behörde  zu  anderen  Zwecken  verwendet 
oder  wer  der  Verpflichtung  des  §  13,  Vorräte  zu  ver¬ 
wahren  und  pfleglich  zu  behandeln,  zuwiderhandelt,  wird 
mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldstrafe 
bis  zu  10.000  M.  bestraft. 

HI.  V  e  r  b  r  a  u  c  h  s  r  e  g  e  1  u  n  g.  §  16.  Die  Kom¬ 
munalverbände  haben  innerhalb  ihrer  Bezirke  mit  den 
ihnen  gehörigen,  ihnen  übereigneten  (§  10)  oder  über¬ 
wiesenen  (§  17)  Vorräten  den  erforderlichen  Ausgleich 
zwischen  den  Haltern  von  Einhufern  oder  Zuchtbullen 
und  Unternehmern  landwirtschaftlicher  Betriebe  herbei¬ 
zuführen,  derart,  daß  diese  Personen  die  nach  §  10  zu 
berechnenden  Mindestmengen  für  Fütterung  und  Aus¬ 
saat  erhalten. 

Jedoch  dürfen  die  Kommunalverbände  von  den  zu 
diesem  Ausgleich  bestimmten  Mengen  in  besonderen 
Fällen  unter  entsprechender  Kürzung  der  auf  die  Ein¬ 
hufer  entfallenden  IMengen  auch  an  Besitzer  von  anderen 
Spann-  und  Zuchttieren  Hafer  abgeben. 

§  17.  Die  Kommunalverbände  haben,  soweit  die  in 
ihren  Bezirken  vorhandenen  Vorräte  für  den  im  §  16 
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vorgesehenen  Ausgleich  nicht  erforderlich  sind  (Über¬ 
schußverbände),  auf  Erfordern  der  Reichsfuttermittel¬ 
stelle  den  tjberschuß  der  Zentralstelle  zur  Beschaffung 
der  Heeresverpflegnng  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Diese  deckt  hieraus  den  ihr  mitgeteilten  Bedarf: 

1.  der  Heeresverwaltungen  und  der  Marineverwaltung ; 

2.  derjenigen  Kommunalverbände,  in  deren  Bezirk  sich 
nicht  die  nötigen  Mindestmengen  an  Hafer  und  Saatgut 
befinden  (Zuschußverbände) ; 

3.  der  Nährmittelfabriken,  die  Hafer  verarbeiten. 

Die  Reichsfuttermittelstelle  kann  mit  Zustimmung  ihres 
Beirates  Futterzulagen  für  Bergwerks-  und  Gestüts¬ 
pferde  sowie  für  Deckhengste  gewähren. 

Ausnahmsweise  kann  sie  auf  Anordnung  des  Reichs¬ 
kanzlers  oder  mit  Zustimmung  des  Beirates  im  Falle 
eines  dringenden  Bedürfnisses: 

a)  Futterzulagen  auch  für  andere  Pferde  hewilligen; 

b)  wissenschaftlichen  Anstalten  und  sonstigen  Unter¬ 
nehmungen,  die  für  ihre  Zwecke  Hafer  nicht  entbehren 
können,  geringe  Mengen  überweisen. 

Endlich  kann  sie  Hafer,  der  zur  Verfütterung  an 
Pferde  nicht  mehr  geeignet  ist,  zu  anderweitiger  Ver¬ 
wendung  abgeben. 

§  18.  Der  Bedarf  der  Heeresverwaltungen  und  der 
Marineverwaltung  wird  entsprechend  den  von  diesen 
Verwaltungen  eingehenden  Anmeldungen  durch  die 
Reichsfuttermittelstelle  bei  den  Kommunalverbänden  an¬ 
gefordert. 

Nötigenfalls  ist  die  Reichsfuttermittelstelle  befugt, 
von  Überschußverbänden  mehr  als  deren  Überschuß  über 
den  Eigenbedarf  sowie  auch  von  Zuschußverbänden 
Hafer  anzufordern,  soweit  sich  Hafervorräte  im  Bezirk 
dieser  Verbände  befinden,  die  der  Enteignung  unterliegen. 
Die  gelieferten  Mengen  werden  später  auf  Antrag  dem 
liefernden  Verbände  bis  zur  Höhe  seines  Mindestbedarfs 
zurückerstattet. 

Die  Verbände  haben  auf  Verlangen  der  Reichsfutter¬ 
mittelstelle  dafür  zu  sorgen,  daß  der  in  ihrem  Bezirk 
vorhandene  Hafer  ausgedroschen  wird  (§  3). 

§  19.  Den  Nährmittelfabriken  wird  von  der  Reichs¬ 
futtermittelstelle  auf  Antrag  der  nachgewiesene  Jahres¬ 
verbrauch  an  Hafer  im  Durchschnitt  der  letzten  beiden 
Geschäftsjahre  vor  Ausbruch  des  Krieges  oder  ein  Bruch¬ 
teil  davon  zugeteilt.  Die  Zuteilung  kann  nur  nach  Maß¬ 
gabe  der  jeweils  verfügbaren  Bestände  und  nicht  vor 
dem  I.  November  1915  beansprucht  werden. 

§  20.  Für  die  nach  den  §§  16  bis  19  gelieferten  Mengen 
ist  der  Einstandspreis  zu  vergüten.  Als  Einstandspreis 
gilt  der  dem  Besitzer  gezahlte  Preis  (vgl.  §  12)  zuzüglich 
einer  Entschädigung  für  Vermittlung,  Sackleihgebühr 
und  sonstige  Unkosten,  die  jedoch  6  M.  für  die  Tonne 
zuzüglich  der  durch  Zusammenstellung  kleinerer  Liefe¬ 
rungen  zu  Sammelladungen  nachweislich  entstandenen 
Vorfrachtkosten  in  keinem  Falle  überschreiten  darf.  Alle 
übrigen  Frachtkosten  trägt  der  Empfänger. 

§  21.  Jeder  Kommunal  verband  hat  bis  zu  einem  vom 
Reichskanzler  zu  bestimmenden  Zeitpunkt  der  Landes¬ 
zentralbehörde  eine  Nachweisung  einzureichen  über: 

a)  die  Hafervorräte,  die  am  Tage  der  Vorratsermitt¬ 
lung  vom  Herbst  1915  in  seinem  Bezirk  vorhanden 
waren ; 

b)  die  Hafermenge,  die  in  seinem  Bezirk  zu  Saat¬ 
zwecken  in  Anspruch  genommen  wird ; 

c)  die  Zahl  der  Einhufer  und  Zuchtbullen  seines  Be¬ 
zirks  ; 

d)  die  Hafervorräte,  die  in  seinem  Bezirk  für  die  Ab¬ 
gabe  an  die  Zentralstelle  (§  17)  übrig  bleiben. 

Die  Landeszentralbehörden  haben  binnen  zwei  Wochen 
nach  dem  gemäß  Abs.  i  vom  Reichskanzler  festgesetzten 
Zeitpunkt  der  Zentralstelle  eine  entsprechende  (Übersicht, 
getrennt  nach  Kommunalverbänden,  einzusenden. 


§  22.  Über  Streitigkeiten,  die  bei  der  Verbrauchs¬ 
regelung  (§  16)  entstehen,  entscheidet  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  endgültig. 

IV.  Ausländischer  Hafer.  §  23.  Die  Vor¬ 
schriften  dieser  Verordnung  beziehen  sich  nicht  auf 
Hafer,  der  nach  dem  16.  Februar  1915  aus  dem  Ausland 
eingeführt  worden  ist. 

Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Bestimmung  gilt  nicht 
das  besetzte  Gebiet.  Hafer,  der  aus  dem  besetzten  Gebiet 
eingeführt  wird,  darf  nur  an  die  Heeresverwaltungen,  die 
Marineverwaltung  und  die  Zentralstelle  zur  Beschaffung 
der  Heeresverpflegung  geliefert  werden. 

V.  A  u  s  f  ü  h  r  u  n  g  s  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  §  24.  Die 
Landeszentralbehörden  erlassen  die  erforderlichen  Aus¬ 
führungsbestimmungen.  Sie  bestimmen,  wer  als  Ge¬ 
meindevorstand,  als  Kommunalverband,  als  zuständige 
Behörde  und  als  höhere  Verwaltungsbehörde  im  Sinne 
dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 

§  25.  Wer  den  von  den  Landeszentralbehörden  er¬ 
lassenen  Ausführungsbestimmungen  zuwiderhandelt,  wird 
mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe 
bis  zu  1500  M.  bestraft. 

VI.  Schlußbestimmungen.  §  26.  Diese  Ver¬ 
ordnung  tritt  an  die  Stelle  der  Verordnungen  vom 
13.  Februar  1915,  vom  24.  März  1915  und  vom  31.  März 

1915- 

Der-  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  In¬ 
krafttretens  und  des  Außerkrafttretens  der  Verordnung. 

§  27.  Vorräte  von  Hafer  und  Mengkorn  aus  Hafer 
und  Gerste,  die  bei  Inkrafttreten  dieser  V^erordnung  auf 
Grund  der  Verordnung  vom  13.  Februar  1915  noch  für 
das  Reich  beschlagnahmt  sind,  sind  mit  dem  Inkraft¬ 
treten  dieser  \erordnung  für  den  Kommunalv^erband 
beschlagnahmt,  in  dessen  Bezirk  sie  sich  befinden. 

Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln.  Der  Bundesrat 
hat  am  28.  Juni  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Den  Vorschriften  dieser  Verordnung  unterliegen 
folgende  Futtermittel  und  Hilfsstoffe  sowie  die  daraus 
hergestellten  Mischfutter: 

A.  Körnerfutter:  Mais,  Johannisbrot  (auch  ge¬ 
schrotet),  Ackerbohnen,  Sojabohnen,  Lupinen,  Wicken, 
Gemenge  von  Hülsenfrüchten  (ohne  Getreide). 

B.  Abfälle  der  Müllerei:  Erdnußschalen  und 
-kleie,  Haferspelzen  (Haferhülsen),  Hirseschalen,  Reis¬ 
kleie  und  -Spelzen,  Haferkleie,  Reisfuttermehl,  Hafer¬ 
futtermehl,  Erbsenschalen  und  -kleie,  Graupenfutter, 
Gerstenkleie,  Maisabfälle  (Homco,  Homini,  Maizena 
u.  s.  w.). 

C.  Abfälle  der  Stärkefabrikation  und 

der  Gärungsgewerbe:  Kartoffelpülpe  (ge¬ 

trocknet),  Getreidetreber  (getrocknet),  Roggenschlempe 
(getrocknet),  Biertreber  (getrocknet),  Malzkeime  (ge¬ 
trocknet),  Maisschlempe  (getrocknet),  Hefe  (getrocknet, 
als  Vhehfutter). 

D.  Ölkuchen:  Ravisonkuchen,  Hederichkuchen, 
Rübsenkuchen,  Leindotterkuchen,  Rapskuchen,  Hanf¬ 
kuchen,  Nigerkuchen,  Sonnenblumenkuchen,  Mohn¬ 
kuchen,  Palmkernkuchen,  Sesamkuchen,  Sesamkuchen 
in  Deutschland  geschlagen,  Sojabohnenkuchen,  Lein¬ 
kuchen,  Kokoskuchen,  Maiskuchen,  Maiskeimkuchen, 
Baumwollsaatkuchen,  Erdnußkuchen,  Mehle  aus  Öl¬ 
kuchen. 

E.  Ölmehle  (durch  Extraktion  gewonnen):  Palm- 
kernmehl-  und  -schrot,  Raps-  und  Rübsenmehl,  Lein¬ 
mehl  und  -schrot,  Kokosmehl  und  -schrot,  Sojamehl  und 
-schrot. 

F.  Tierische  Produkte  und  Abfälle: 
Tierkürpermehl,  Kadavermehl,  Heringsmehl,  Walfisch¬ 
mehl,  Mischfuttermehl,  Dorschmehl  (fettreich),  Fisch- 

I  futtermehl,  Dorschmehl  (fettarm),  Fleischkuchen, 
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Fleischkuchen  (gemahlen),  Blutniehl,  Fettgrieben, 
Fleischfutterniehl. 

G.  Hilfsstoffe:  Torfstreu,  Torfmull,  Futter¬ 
kalk  (kohlensaurer  und  phosphorsaurer,  fertig  präpa¬ 
riert). 

§  2.  Gegenstände  der  im  §  i  genannten  Art  dürfen 
nur  durch  die  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Land¬ 
wirte,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin,  abgesetzt  werden. 

Dies  gilt  nicht: 

1.  für  Gegenstände,  die  vom  Inkrafttreten  dieser  V'er- 
brdnung  ah  in  der  Fland  desselben  Ligentümers  i  q 
von  jeder  Art  nicht  übersteigen; 

2.  für  Gegenstände,  die  Kommunalverbände  oder  die 
vom  Reichskanzler  bestimmten  Stellen  (§  lo)  von  der 
Bezugsvereinigung  zum  Zwecke  des  Absatzes  erhalten 
haben ; 

3.  für  Gegenstände,  die  Händler  von  den  Konimunal- 
verbänden  oder  von  den  vom  Reichskanzler  bestimmten 
Stellen  (§  lo)  zum  Zwecke  des  Absatzes  erhalten  haben. 

Etwa  bestehende  noch  unerfüllte  Lieferungsverträge 
begründen  eine  Ausnahme  von  dieser  Vorschrift  nicht. 

§  3.  Wer  Gegenstände  der  im  §  i  genannten  Art  bei 
Beginn  eines  Kalendervierteljahres  in  Gewahrsam  hat, 
hat  die  bei  Beginn  eines  jeden  Kalendervierteljahres 
vorhandenen  Mengen  getrennt  nach  Arten  und  Eigen¬ 
tümern  unter  Nennung  der  letzteren  der  Bezugsvereini¬ 
gung  der  deutschen  Landwirte  anzuzeigen.  Wer  solche 
Gegenstände  im  Betriebe  seines  Gewerbes  herstellt,  hat 
anzuzeigen,  welche  Mengen  er  in  dem  laufenden  Ka¬ 
lendervierteljahre  voraussichtlich  herstellen  würd.  Die 
Anzeigen  sind  jeweils  bis  zum  fünften  Tage  jedes  Ka¬ 
lendervierteljahres,  erstmalig  bis  zum  5.  Juli  1915.  zu 
erstatten. 

Die  Anzeigepflicht  gilt  nicht  für  die  Fälle  des  §  2, 
Abs.  2,  sowie  für  Mengen,  die  der  Anzeigepflichtige 
selbst  verbraucht. 

Die  Bezugsvereinigung  kann  voit  den  Fabriken  jeder¬ 
zeit  auch  die  Anzeige  der  vorhandenen  Rohmaterialien 
verlangen. 

§  4.  Die  Eigentümer  von  Gegenständen  der  im  §  i 
genannten  Art  haben  sie  der  Bezugsvereinigung  auf 
Verlangen  käuflich  zu  überlassen  und  auf  deren  Abruf 
zu  verladen.  Auf  Verlangen  der  Bezugsvereinigung  haben 
sie  ihr  Proben  gegen  Erstattung  der  Portokosten  einzu¬ 
senden. 

Dies  gilt  nicht  für  die  im  §  2,  Abs.  2,  genannten 
Mengen,  sowie  für  Mengen,  die  zum  Verbrauch  im 
eigenen  Betrieb  des  Eigentümers  erforderlich  sind. 

Etwa  bestehende  noch  unerfüllte  Lieferungsverträge 
begründen  eine  Ausnahme  von  dieser  Vorschrift  nicht. 

§  5.  Die  Bezugsvereinigung  hat  auf  Antrag  des  Eigen¬ 
tümers  binnen  vier  Wochen  nach  Eingang  des  Antrages 
zu  erklären,  welche  bestimmt  zu  bezeichnende  Mengen 
sie  übernehmen  will.  Für  diejenigen  Mengen,  welche  die 
Bezugsvereinigung  hiernach  nicht  ühernehmen  will,  er¬ 
lischt  die  Absatzpflicht  nach  §  2.  Das  gleiche  gilt,  soweit 
die  Bezugsvereinigung  eine  Erklärung  binnen  der  Frist 
nicht  abgibt. 

Alle  Mengen,  die  hiernach  dem  Absatz  durch  die  Be¬ 
zugsvereinigung  Vorbehalten  sind,  müssen  von  ihr  ab¬ 
genommen  werden.  Der  Eigentümer  hat  der  Bezugs¬ 
vereinigung  anzuzeigen,  von  welchem  Zeitpunkt  ab  er 
zur  Lieferung  bereit  ist.  Erfolgt  die  Abnahme  nicht 
binnen  vier  Wochen  nach  diesem  Zeitpunkt,  so  ist  der 
Kaufpreis  vom  Ablauf  der  Frist  ab  mit  i  Prozent  über 
den  jeweiligen  Reichsbankdiskont  zu  verzinsen.  Mit  dem 
Zeitpunkt,  an  dem  die  Verzinsung  beginnt,  geht  die 
Gefahr  des  zufälligen  Wrderbens  oder  der  zufälligen 
Wertverminderung  auf  die  Bezugsvereinigung  über.  Der 
Eigentümer  hat  die  Mengen  bis  zur  Abnahme  aufzu¬ 
bewahren,  pfleglich  zu  behandeln  und  in  handelsüblicher 
Weise  zu  versichern.  Er  erhält  dafür  eine  Vergütung, 


die  von  dem  Bundesrate  festgesetzt  wird.  Der  Eigen¬ 
tümer  hat  nach  näherer  Anweisung  des  Reichskanzlers 
b'eststellungen  darüber  zu  treffen,  in  welchem  Zustand 
sich  die  Gegenstände  im  Zeitpunkt  des  Gefahrüberganges 
befinden ;  im  Streitfall  hat  er  den  Zustand  nachzuweisen. 

§  6.  Die  Bezugsvereinigung  hat  dem  Wrkäufer  für 
die  von  ihr  abgenommenen  Mengen  einen  angemessenen 
i'bernahmepreis  zu  zahlen.  Dieser  Preis  darf  die  vom 
Bundesrate  bestimmten  Grenzen  nicht  übersteigen. 

Ist  der  Verkäufer  mit  dem  von  der  Bezugsvereinigung 
gebotenen  Preise  nicht  einverstanden,  so  setzt  die  zu¬ 
ständige  höhere  Verwaltungshehörde  den  Preis  endgültig 
fest.  Sie  bestimmt  darüber,  wer  die  baren  Auslagen  des 
Verfahrens  zu  tragen  hat.  Bei  der  Festsetzung  ist  der 
Preis  zu  berücksichtigen,  der  zur  Zeit  des  Gefahrüher- 
ganges  (§  5,  Abs.  2)  angemessen  war.  Der  Verpflichtete 
hat  ohne  Rücksicht  auf  die  endgültige  Festsetzung  des 
Übernahmepreis  zu  liefern,  die  Bezugsvereinigung 
vorläufig  den  von  ihr  für  angemessen  erachteten  Preis 
zu  zahlen. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  der  Bezugsvereinigung  durch  An¬ 
ordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  sie  oder  die  von 
ihr  in  dem  Antrag  bezeichnete  Person  übertragen.  Die 
Anordnung  ist  an  den  Eigentümer  zu  richten.  Das  Eigen¬ 
tum  geht  über,  sobald  die  Anordnung  dem  Eigentümer 
zugeht. 

§  7.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach 
Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  diese  Frist 
mit  dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  der  Bezugsvereinigung  zugeht. 

§  8.  Beim  Wrkaufe  der  im  §  i  genannten  Gegenstände 
an  den  Verbraucher  ist  ein  Aufschlag  bis  zu  7  Prozent 
von  den  nach  §  6  zu  zahlenden  Preisen  zuzüglich  der 
Transportkosten  und  anderer  barer  Auslagen  zulässig. 
Von  dem  Aufschlag  entfallen  auf  die  Bezugsvereinigung 
vier  Siebentel,  auf  den  Weiterverkäufer  drei  Siebentel. 

§  9.  Die  Bezugsvereinigung  darf  von  dem  Lhnsatz 
2  l’romille  als  Vermittlungsvergütung  zurückbehalten. 

Der  Reingewinn  ist  zur  Beschaffung  von  Futtermitteln 
aus  dem  Ausland  zu  verwenden.  Über  den  etwa  ver¬ 
bleibenden  Rest  verfügt  der  Reichskanzler. 

§  10.  Die  Bezugsvereinigung  darf  die  Gegenstände  der 
im  §  I  genannten  Art  nur  an  Kommunalverbände  oder 
an  die  vom  Reichskanzler  bestimmten  Stellen  nach  den 
Weisungen  der  Reichsfuttermittelstelle  abgeben. 

§  II.  Die  Kommunalverbände  oder  die  vom  Reichs¬ 
kanzler  bestimmten  Stellen  haben  ihren  Abnehmern  für 
Weiterverkäufe  bestimmte  Bedingungen  und  Preise  vor¬ 
zuschreiben. 

§  12.  Die  X'orschriften  dieser  Verordnung  gelten  nicht 
für  die  Heeresverwaltungen,  die  Marineverwaltung  und 
die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 

Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  beziehen  sich 
nicht  auf  Gegenstände  der  im  §  i  bezeichneten  Art,  die 
selbst  oder  deren  Rohstoffe  nach  dem  31.  März  1915 
aus  dem  Ausland  eingeführt  worden  sind. 

§  13.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Be¬ 
stimmungen  zur  Ausführung  dieser  Wrordnung.  Sie 
bestimmen,  wer  als  höhere  Wrwaltungsbehörde  und  als 
Kommunalverband  im  Sinne  dieser  \  erordnung  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  14.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft: 

1.  wer  dem  §  2  zuwider  Gegenstände  der  im  §  i  ge¬ 
nannten  Art  in  anderer  W'eise  als  durch  die  Bezugs¬ 
vereinigung  der  deutschen  Landwirte  absetzt; 

2.  wer  die  ihm  nach  §  3  obliegenden  Anzeigen  nicht 
in  der  gesetzten  Frist  erstattet  oder  wer  wissentlich  un¬ 
vollständige  oder  unrichtige  Angaben  macht ; 
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3.  wer  der  Verpflichtung  zur  Aufbewahrung  und  pfleg¬ 
lichen  Behandlung  (§  5,  Abs.  2)  zuwiderhandelt; 

4.  wer  den  ihm  auf  Grund  des  §  1 1  auferlegten  \'er- 
pflichtungen  nicht  nachkommt ; 

5.  wer  den  nach  §  13  erlassenen  Ausfiihrungsbestim- 
mungen  zuwiderhandelt. 

§  15.  Der  Reichskanzler  kann  von  den  Vorschriften 
dieser  \'erordnung  Ausnahmen  gestatten.  Er  ist  auch 
ermächtigt,  die  \'orschriften  dieser  Verordnung  auf 
andere  als  die  im  §  i  genannten  Gegenstände  auszu¬ 
dehnen. 

§  16.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Juli  1915  in  Kraft. 
Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Bekanntmachung  über  zuckerhaltige  Futter¬ 
mittel.  Der  Bundesrat  hat  am  28.  Juni  1915  folgende 
Wrordnung  erlassen: 

§  I.  Den  Vorschriften  dieser  Verordnung  unterliegen 
nachstehend  aufgeführte  Gegenstände  (zuckerhaltige 
Futtermittel):  Melasse,  Rohzucker  zu  Futterzwecken, 
Melassefutter,  Zuckerrüben  (frisch  oder  getrocknet,  ganz 
oder  zerschnitten,  ausgelaugt  oder  unausgelaugt).  Etwa 
bestehende,  noch  unerfüllte  Lieferungsverträge  be¬ 
gründen  keine  Ausnahme  von  den  Vorschriften  dieser 
V  erordnung. 

§  2.  Zuckerhaltige  Futtermittel  dürfen  nur  durch  die 
Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte,  G.  m.  b.  H. 
in  Berlin,  abgesetzt  werden. 

Dies  gilt  nicht  in  folgenden  Fällen: 

1.  Die  Kommunalverbände  und  die  vom  Reichskanzler 
bestimmten  Stellen  (§  10)  dürfen  zuckerhaltige  Futter¬ 
mittel  absetzen,  die  sie  von  der  Bezugsvereinigung  zu 
diesem  Zwecke  erhalten  haben. 

2.  Händler  dürfen  zuckerhaltige  Futtermittel  absetzen, 
die  sie  von  den  Kommunalverbänden  oder  von  den  vom 
Reichskanzler  bezeichneten  Stellen  (§  ii)  zu  diesem 
Zwecke  erhalten  haben. 

3.  Zuckerrüben  dürfen  an  Rüben  verarbeitende  Zucker¬ 
fabriken  zur  Zuckerherstelhmg  geliefert  werden. 

4.  Rüben  verarbeitende  Zuckerfabriken  dürfen  75  Pro¬ 
zent  der  Schnitzel,  frisch  oder  getrocknet,  auch  mit  Me¬ 
lasse  angetrocknet,  an  die  Rüben  liefernden  Landwirte 
zurückliefern. 

§  3.  Wer  zuckerhaltige  Futtermittel  bei  Beginn  eines 
Kalendervietteljahres  in  Gewahrsam  hat,  hat  die  bei 
Beginn  eines  jeden  Kalendervierteljahres  vorhandenen 
Mengen,  getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter 
Nennung  der  letzteren,  der  Bezugsvereinigung  anzu¬ 
zeigen.  Die  Anzeigen  sind  jeweils  bis  zum  fünften  Tage 
des  Kalendervierteljahres,  erstmalig  zum  5.  Oktober 
1915,  zu  erstatten.  Die  Anzeigepflicht  gilt  nicht  für 
frische  Zuckerrüben  und  die  Fälle  des  §  2,  Abs.  2,  Nr.  i 
und  2.  Sie  gilt  ferner  nicht  für  Landwirte  hinsichtlich 
der  nach  §  2,  Abs.  2,  Nr.  4,  ihnen  gelieferten  Schnitzel. 

Zuckerfabriken  haben  bis  zum  i.  September  1915  an¬ 
zuzeigen,  welche  Mengen  Melasse  und  Rübenschnitzel 
sie  im  September  1915  voraussichtlich  herstellen  werden. 
Sodann  haben  sie  bis  zum  fünften  Tage  jedes  Kalender¬ 
vierteljahres  anzuzeigen,  welche  Mengen  sie  in  dem 
laufenden  Kalendervierteljahre  voraussichtlich  hersteilen 
werden.  Hierbei  ist  anzugeben,  wieviel  Schnitzel  sie  auf 
Grund  von  §  2,  Abs.  2,  Nr.  4.  an  die  Rüben  liefernden 
Landwirte  zurückliefern. 

Die  Anzeigepflichtigen  haben  zugleich  anzugeben,  ob 
und  wie  lange  sie  die  Gegenstände  ohne  wesentliche 
Störung  ihres  Betriebes  nach  Maßgabe  der  vorhandenen 
Einrichtungen  aufbewahren  können. 

§  4.  Die  Eigentümer  von  zuckerhaltigen  Futtermitteln 
haben  sie  der  Bezugsvereinigung  auf  Verlangen  käuflich 
zu  überlassen  und  auf  deren  Abruf  zu  verladen. 


Rüben  verarbeitende  Zuckerfabriken  haben  die  Rüben¬ 
schnitzel,  deren  käufliche  Überlassung  die  Bezugs¬ 
vereinigung  verlangen  kann,  soweit  sie  Anlagen  dazu 
besitzen,  zu  trocknen. 

Von  der  Verpflichtung  zur  käuflichen  Überlassung  an 
die  Bezugsvereinigung  sind  ausgenommen: 

1.  Zuckerrüben,  die  an  Zuckerfabriken  zur  Zucker¬ 
erzeugung  geliefert  und  hierzu  benützt  werden; 

2.  Schnitzel,  die  von  Zuckerfabriken  auf  Grund  von 
§  2,  Abs.  2,  Nr.  3,  an  die  Rüben  bauenden  Landwirte 
zurückgeliefert  und  von  diesen  im  eigenen  Betriebe  ver¬ 
füttert  werden ; 

3.  Zuckerrüben,  die  in  dem  W'irtschaftsbetrieb,  in  dem 
sie  gewonnen  werden,  verfüttert  oder  auf  Branntwein 
verarbeitet  werden. 

§  5.  Die  Bezugsvereinigung  hat  auf  Antrag  des  Eigen¬ 
tümers  binnen  vier  VV^ochen  nach  Eingang  des  Antrages 
zu  erklären,  w^elche  bestimmt  zu  bezeichnenden  Mengen 
sie  übernehmen  will.  Für  diejenigen  Mengen,  welche 
die  Bezugsvereinigung  hiernach  nicht  übernehmen  will, 
erlischt  die  Absatzpflicht  nach  §  2.  Das  gleiche  gilt, 
soweit  die  Bezugsvereinigung  eine  Erklärung  binnen  der 
Frist  nicht  abgibt. 

Alle  Mengen,  die  hiernach  dem  Absatz  durch  die 
Bezugsvereinigung  Vorbehalten  sind,  müssen  von  ihr  ab¬ 
genommen  werden.  Der  Eigentümer  hat  der  Bezugs¬ 
vereinigung  anzuzeigen,  von  welchem  Zeitpunkt  ab  er 
zur  Lieferung  bereit  ist.  Erfolgt  die  Abnahme  nicht 
binnen  vier  Wochen  nach  diesem  Zeitpunkt,  so  ist  der 
Kaufpreis  vom  Ablauf  der  Frist  ab  mit  1  Prozent  über 
den  jeweiligen  Reichbankdiskont  zu  verzinsen.  Mit  dem 
Zeitpunkt,  an  dem  die  Verzinsung  beginnt,  geht  die 
Gefahr  des  zufälligen  Verderbens  oder  der  zufälligen 
VWrtverminderung  auf  die  Bezugsvereinigung  über.  Der 
Eigentümer  hat  die  zuckerhaltigen  Futtermittel  bis  zur 
Abnahme  aufzubewahren,  pfleglich  zu  behandeln  und  in 
handelsüblicher  Weise  zu  versichern.  Er  erhält  dafür 
eine  Vergütung,  die  von  dem  Bundesrate  festgesetzt 
wird.  Der  Eigentümer  hat  nach  näherer  Anweisung  des 
Reichskanzlers  Feststellungen  darüber  zu  trefifen,  in 
welchem  Zustand  sich  die  Gegenstände  im  Zeitpunkt 
des  Gefahrüberganges  befinden ;  im  Streitfälle  hat  er 
den  Zustand  nachzuweisen. 

Die  Melasse  darf  auch  nach  dem  Zeitpunkt  des  Ge¬ 
fahrüberganges  (Abs.  2,  Satz  4)  ungetrennt  von  den 
übrigen  Melassemengen  aufbewahrt  uerden,  wenn  die 
getrennte  Aufbewahrung  nur  mit  unverhältnismäßigen 
Aufwendungen  möglich  ist. 

§  6.  Die  Bezugsvereinigung  hat  dem  Verkäufer  für 
die  von  ihr  abgenommenen  Mengen  einen  angemessenen 
Übernahmepreis  zu  zahlen.  Dieser  Preis  darf  die  vom 
Bundesrate  bestimmten  Grenzen  nicht  übersteigen. 

Ist  der  Verkäufer  mit  dem  von  der  Bezugsvereinigung 
gebotenen  Preise  nicht  einverstanden,  so  setzt  die  zu¬ 
ständige  höhere  Verwaltungsbehörde  den  Preis  end¬ 
gültig  fest.  Sie  bestimmt  darüber,  wer  die  baren  Auslagen 
des  Verfahrens  zu  tragen  hat.  Bei  der  Festsetzung  ist 
der  Preis  zu  berücksichtigen,  der  zur  Zeit  des  Gefahr¬ 
überganges  (§  5,  Abs.  2,  Satz  4)  angemessen  war.  Der 
Wrpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die  endgültige  Fest¬ 
setzung  des  Übernahmepreises  zu  liefern,  die  Bezugs¬ 
vereinigung  vorläufig  den  von  ihr  für  angemessen  er¬ 
achteten  Preis  zu  zahlen. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  der  Bezugsvereinigung  durch.  An¬ 
ordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  sie  oder  die  von 
ihr  in  dem  Antrag  bezeichnete  Person  übertragen.  Die 
Anordnung  ist  an  den  Eigentümer  zu  richten.  Das  Eigen¬ 
tum  geht  über,  sobald  die  Anordnung  dem  Eigentümer 
zugeht. 

§  7.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach 
Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  diese  Frist 
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mit  dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  der  höheren 
\  erwaltungshehörde  der  Bezugsvereinigung  zugeht. 

§  8.  Beim  Verkaufe  zuckerhaltiger  Futtermittel  an 
den  Verbraucher  ist  ein  Aufschlag  bis  zu  7  Prozent 
von  den  nach  §  6  zu  zahlenden  Preisen  zuzüglich  der 
Transportkosten  und  anderer  barer  Auslagen  zulässig. 
Wn  dem  Aufschlag  entfallen  auf  die  Bezugsvereinigung 
vier  Siebentel,  auf  den  Weiterverkäufer  drei  Siebentel. 

§  9.  Die  Bezugsvereinigung  darf  von  dem  Umsatz 
2  Promille  als  Vermittlungsvergütung  zurückbehalten. 

Der  Reingewinn  ist  zur  Beschaffung  von  Futtermitteln 
aus  dem  Ausland  zu  verwenden.  Über  den  etwa  ver¬ 
bleibenden  Rest  verfügt  der  Reichskanzler. 

§  IO.  Die  Bezugsvereinigung  darf  die  zuckerhaltigen 
Futtermittel  nur  an  Konimunalverbände  oder  an  die  vom 
Reichskanzler  bestimmten  Stellen  nach  den  Weisungen 
der  Reichsfuttermittelstelle  aufzustellenden  Grundsätzen 
abgeben. 

§  II.  Die  Kommunalverbände  oder  die  vom  Reichs¬ 
kanzler  bestimmten  Stellen  haben  ihren  Abnehmern  für 
Weiterverkäufe  bestimmte  Bedingungen  und  Preise  vor¬ 
zuschreiben. 

§  12.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  gelten  nicht 
für  die  Heeresverwaltungen,  die  Marineverwaltung  und 
die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 

Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  beziehen  sich 
nicht  auf  zuckerhaltige  Futtermittel,  die  selbst  oder 
deren  Rohstoffe  nachweislich  nach  dem  Inkrafttreten 
dieser  \^erordnung  aus  dem  Ausland  eingeführt  worden 
sind. 

§  13.  Die  Landeszentralbehörden  können  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung  erlassen. 
Sie  bestimmen,  wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde  und 
als  Kommunalverband  im  Sinne  dieser  Verordnung  an¬ 
zusehen  ist. 

§  14.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft; 

1.  wer  dem  §  2  zuwider  zuckerhaltige  Futtermittel 
in  anderer  Weise  als  durch  die  Bezugsvereinigung  der 
deutschen  Landwirte  absetzt ; 

2.  wer  die  ihm  nach  §  3  obliegenden  Anzeigen  nicht 
in  der  gesetzten  Frist  erstattet  oder  wer  wissentlich  un¬ 
vollständige  oder  unrichtige  Angaben  macht; 

3.  wer  der  Verpflichtung  zum  Trocknen  der  Schnitzel 
(§  4,  Abs.  2)  oder  zur  Aufbewahrung  und  pfleglichen 
Behandlung  (§  5)  zuwiderhandelt; 

4.  wer  den  ihm  auf  Grund  des  §  1 1  auferlegten  Ver¬ 
pflichtungen  nicht  nachkommt; 

5.  wer  den  auf  Grund  des  §  13  erlassenen  Ausführungs¬ 
bestimmungen  zuwiderhandelt. 

§  15.  Der  Reichskanzler  kann  von  den  Vorschriften 
dieser  Verordnung  Ausnahmen  gestatten.  Er  ist  auch 
ermächtigt,  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  auf  an¬ 
dere  als  die  im  §  i  genannten  Gegenstände  auszudehnen. 

Der  Reichkanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Inkraft¬ 
tretens  und  des  Außerkrafttretens  dieser  Verordnung. 
Er  kann  Übergangsvorschriften  erlassen. 

Änderung  der  Bekanntmachung,  betreffend  Ein¬ 
schränkung  der  Trinkbranntweinerzeugung  vom 
31.  März  1915^).  Der  Bundesrat  hat  am  28.  Juni  1915 
folgende  Änderung  der  Bekanntmachung,  betreffend 
Einschränkung  der  Trinkbranntweinerzeugung,  vom 
31.  März  1915  beschlossen: 

Im  §  2,  Abs.  2,  Zeile  3,  sind  die  Worte  „2  Prozent“ 
zu  ersetzen  durch  ,,4  oder  vierteljährlich  bis  zu  12  Pro¬ 
zent“.  ’  '* 

Freigabe  von  Branntwein  zur  Versteuerung  im 
Juli,  August  und  September  1915.  Auf  Grund  von 

')  die  bezügliche  Verordnung  im  »Handelsmuseum«  vom  8.  April  1.  J., 
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§  2  der  Verordnung,  betreffend  Einschränkung  der 
Trinkbranntweinerzeugung,  vom  31.  März  1915  ü  in  der 
Fassung  der  Bekanntmachung  vom  28.  juni  1915  wegen 
.Änderung  der  Bekanntmachung,  betreffend  Einschrän¬ 
kung  der  Trinkbranntweinerzeugung,  wird  unterm 
20.  Juni  1.  J.  bestimmt:  In  den  Monaten  Juli,  August 
und  September  1915  dürfen  unverarbeiteten  Branntwein 
gegen  Entrichtung  der  Verbrauchsabgabe  diejenigen 
Personen  in  den  freien  Verkehr  überführen,  die  es  im 
Betriebsjahr  1 91 3/14  getan  haben,  und  zwar  im  ganzen 
bis  zu  12  Prozent  der  von  ihnen  im  Betriebsjahr  1913J14 
versteuerten  Menge. 

Außerkrafttreten  von  Verordnungen  übei;  den 
Verkehr  mit  Futtermitteln.  Eine  amtliche  Bekannt¬ 
machung  vom  29.  Juni  1.  J.  setzt  die  Verordnung  über 
den  Verkehr  mit  I'uttermitteln  vom  31.  März  1915  und 
die  Verordnung,  betreffend  eine  Änderung  der  Verord¬ 
nung  über  den  Verkehr  mit  Futtermitteln,  vom  27.  Mai 
1915  mit  I.  Juli  1915  außer  Kraft. 

Bestimmungen  zur  Ausführung  des  Gesetzes 
über  den  Verkehr  mit  Butter,  Käse,  Schmalz  und 
deren  Ersatzmitteln.  Ein  Bundesratsbeschluß  vom 

l.  Juli  1915  bestimmt; 

§  I.  Bis  auf  weiteres  kann  als  Erkennungsmittel  für 
Margarine  (§  6,  Abs.  i,  des  Gesetzes,  betreffend  den 
A^erkehr  mit  Butter,  Käse,  Schmalz  und  deren  Ersatz¬ 
mitteln,  vom  15.  Juni  1897)  an  Stelle  von  Sesamöl  Kar¬ 
toffelstärkemehl  verwendet  werden.  In  1000  Gewichts¬ 
teilen  der  fertigen  Margarine  müssen  mindestens  zwei 
und  dürfen  höchstens  drei  Gewichtsteile  Kartoffelstärke¬ 
mehl  in  gleichmäßiger  Verteilung  enthalten  sein. 

§  2.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  Tage  der 
A'Trkündung  in  Kraft. 

Wiederholung  der  Anzeige  der  Bestände  von 
Verbrauchszucker.  Eine  amtliche  Bekanntmachung 
vom  24.  Juni  1915  verfügt; 

Wer  Verbrauchszucker  mit  Beginn  des  i.  Juli  1915 
im  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vorhandenen 
Mengen  getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter 
Nennung  der  Eigentümer  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 

m.  b.  H.  in  Berlin  anzuzeigen.  Zu  diesem  Zwecke  haben 
die  Berechtigten,  deren  Zucker  in  fremdem  Gewahrsam 
liegt,  den  Lagerhaltern  nach  dem  i.  Juli  1915  unver¬ 
züglich  die  ihnen  zustehenden  Mengen  anzuzeigen.  Die 
Anzeigen  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 
sind  bis  zum  10.  Juli  1915  abzusenden.  Anzeigen  über 
Mengen,  die  sich  mit  Beginn  des  i.  Juli  1915  auf  dem 
Transport  befinden,  sind  unverzüglich  nach  dem  Emp¬ 
fang  von  dem  Empfänger  zu  erstatten. 

Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht:  i.  auf  Mengen, 
die  im  Eigentume  des  Reiches,  eines  Bundesstaates  oder 
Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im  Eigentum  der 
Heeresverwaltungen  oder  der  Marineverwaltung  sowie 
im  Eigentum  eines  Konmmnalverbandes  stehen ;  2.  auf 
Mengen,  die  insgesamt  weniger  als  50  q  betragen. 

Bekanntmachung  von  Ausnahmen  von  der 
Pflicht  zur  Anzeige  der  Bestände  von  Verbrauchs¬ 
zucker.  Auf  Grund  von  §  7  der  Bekanntmachung  über 
A’erlirauchszucker  vom  27.  Mai  1915  wurde  unterm 
25.  Juni  1.  J.  bis  auf  weiteres  genehmigt,  daß  die  Ver- 
lirauchszuckerfabriken  von  der  unverzüglichen  Anzeige 
des  Erwerbs  von  Verbrauchszucker  (§  i,  Abs.  3,  Satz  2, 
der  Bekanntmachung)  Abstand  nehmen,  wenn  sie  je¬ 
weils  die  mit  Beginn  des  Kalendermonats  in  ihrem  Ge¬ 
wahrsam  befindlichen  Bestände  an  Wrbrauchszucker 
der  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  nach  Maßgabe 
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des  §  I  bis  zum  5.  des  betreffenden  Monats  anzeigen 
und  zugleich  die  Bestände  bei  Beginn  des  verflossenen 
Kalendermonats  und  die  Ab-  und  Zugänge  an  \  er- 
brauchszucker  während  desselben  angeben. 

Der  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  bleibt  es 
unbenommen,  nähere  Angaben  zu  verlangen. 

Weiter  wird  bis  auf  weiteres  genehmigt,  daß  —  un¬ 
beschadet  der  vorstehend  für  Verbrauchszuckerfabriken 
getroffenen  Bestimmungen  —  Erwerber  von  Ver- 
braucbszucker  von  der  jeweiligen  unverzüglichen  An¬ 
zeige  der  erworbenen  Mengen  (§  i,  Abs.  3,  Satz  2) 
Abstand  nehmen. 

Hierdurch  wird  die  durch  die  Bekanntmachung  vom 
24.  luni  1915  vorgeschriebene  Anzeige  der  am  i.  Juli 
1913  vorhandenen  Bestände  an  \^erbrauchszucker  nicht 
berührt. 

Verbot  der  Herstellung  von  Baumwollstoffen. 

Eine  Ende  Juni  laufenden  Jahres  erlassene  Verfügung 
des  preußischen  Kriegsministeriums  lautet: 

Auf  Grund  §  9,  Buchstabe  h,  des  Gesetzes  über  den 
Belagerungszustand  vom  4.  Juni  1851  (in  Bayern  auf 
Grund  Artikel  4,  Ziffer  2,  des  Gesetzes  über  den  Kriegs¬ 
zustand  vom  5.  November  1912)  wird  folgendes  Her¬ 
stellungsverbot  erlassen  und  zur  allgemeinen  Kenntnis 
gebracht. 

§  I.  Vom  I.  August  1915  an  dürfen  bis  auf  weiteres 
folgende,  ausschließlich  oder  vorwiegend  aus  Baumwolle 
zu  fertigende  Web-  und  Wirkwaren  ohne  Unterschied, 
ob  glatt,  gemustert  oder  buntgewebt,  nicht  mehr  her¬ 
gestellt  werden: 

1.  Stoffe  für  Leib-  und  Bettwäsche:  Sämtliche  Gewebe, 
zu  welchen  —  sei  es  in  Kette,  sei  es  in  Schuß  —  Garne 
unter  Nr.  16  engl,  oder  über  Nr.  32  engl,  zu  verwenden 
sind,  ohne  Rücksicht  auf  die  Fadenstellung;  ferner 
sämtliche  Gewebe,  zu  deren  Herstellung  mehr  als  fünf 
Schäfte  gebraucht  werden. 

2.  Stoffe  für  Haus-  und  Tischwäsche:  Tischzeuge 
und  Tischtücher,  Servietten,  Handtücher  und  Handtuch¬ 
zeuge  im  Stück,  Küchentücher,  Scheuertücher,  Staub¬ 
tücher,  Frottiergewebe,  Inletts,  Daunenköper,  gerauhte 
Bettücher. 

3.  Kleider-  und  Futterstoffe:  a)  Sämtliche  Gewebe, 
zu  welchen  —  sei  es  in  Kette,  sei  es  in  Schuß  —  Garne 
unter  Nr.  16  oder  über  Nr.  32  engl,  zu  verwenden  sind, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Dichte  der  Fadenstellung:  ferner 
sämtliche  Gewebe,  zu  deren  Herstellung  mehr  als  fünf 
Schäfte  gebraucht  werden.  b)  Stickereistoffe,  Filets, 
Tülle,  Spitzen,  Schleierstoffe,  Fransen;  Kleiderfrottes, 
Kleidervelvets,  -plüsche  und  -samte. 

4.  Stoffe  für  Inneneinrichtung:  Matratzendrelle,  Bett¬ 
vorlagen,  \Vandbespannungsstoffe,  Tapezierstoffe,  Möbel- 
drelle,  Läuferstoffe,  Möbelplüsche,  Tisch-  und  sonstige 
Decken,  Vorhangstoffe,  Fellstoffe,  Vorhangkretonnes, 
Madrasvorhänge,  Gardinen  aller  Art. 

5.  Stoffe  für  technische  Artikel:  Säcke,  Treibriemen, 
Seile,  Bindfaden,  Walzentücher,  Seihtücher,  Käsetücher. 

6.  Bänder,  Litzen,  Riemen,  Gurte,  Besatzartikel  und 
Posamente. 

7.  Wirkwaren  jeder  Art. 

Das  Verbot  erstreckt  sich  auch  auf  solche  Gegen¬ 
stände,  welche  den  unter  i  bis  5  aufgezählten  Verwen¬ 
dungszwecken  dienen  und  den  aufgeführten  Stoffen  im 
wesentlichen  gleich  sind,  jedoch  unter  anderer  Bezeich¬ 
nung  gehandelt  werden. 

Die  Herstellung  der  unter  das  vorstehende  Verbot 
fallenden  Waren  ist  nach  wie  vor  erlaubt,  wenn  hierzu 
ausschließlich  Garne  von  Nr.  60  engl,  einfach  aufwärts 
Wrwendung  finden. 

§  2.  Das  Wrbot  erstreckt  sich  nicht  auf  Web-  und 
Wirkwaren  irgendwelcher  Art,  welche 


1.  in  der  Zeit  bis  zum  i.  August  1915  zur  Erfüllung 
von  unmittelbaren  oder  mittelbaren  .-kufträgen  der 
Heeres-  oder  der  Marineverwaltung  in  Arbeit  genommen 
waren ; 

2.  ab  I.  August  1915  durch  den  Kriegsausschuß  der 
Baumwollindustrie,  dessen  Gründung  in  Aussicht  ge¬ 
nommen  ist,  zur  Vergebung  gelangen ; 

3.  aus  Rohstoffen  oder  Halberzeugnissen  gefertigt 
werden,  welche  nachweislich  erst  nach  dem  15.  Juni 
1915  vom  Ausland  nach  Deutschland  eingeführt  worden 
sind. 

§  3.  Im  öffentlichen  Interesse  und  zur  Aufrecht- 
crhaltung  des  Wirtschaftslebens  können  Ausnahmen  vom 
ATrbot  der  Herstellung,  insbesondere  der  unter  Ziffer  5 
aufgeführten  technischen  Artikel,  durch  das  königlich 
preußische  Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung 
(Sektion  W  II),  Berlin  SW.  48,  verlängerte  Hedemann¬ 
straße  9/10,  bewilligt  werden. 

§  4.  Strafandrohung.  Wer  das  in  §  i  ausgesprochene 
Herstellungsverbot  Übertritt  oder  zu  solcher  Übertretung 
auffordert  oder  anreizt,  wird,  sofern  nicht  nach  all¬ 
gemeinen  Strafgesetzen  eine  höhere  Strafe  verwirkt  ist, 
mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr  bestraft. 

Bestandserhebung  unversponnener  Schafwollen. 

Eine  Verfügung  des  Königlich  preußischen  Kriegs¬ 
ministeriums  vom  20.  Juni  lautet: 

Nachstehende  Verfügung  wird  hiermit  zur  allge¬ 
meinen  Kenntnis  gebracht  mit  dem  Bemerken,  daß  jede 
(Vertretung  —  worunter  auch  verspätete  oder  unvoll¬ 
ständige  Meldung  fällt  —  sowie  jedes  Anreizen  zur 
Übertretung  der  erlassenen  Vorschrift,  soweit  nicht  nach 
ilen  allgemeinen  Strafgesetzen  höhere  Strafen  verwirkt 
sind,  nach  §  9,  Ziff.  des  Gesetzes  über  den  Be¬ 

lagerungszustand  vom  4.  Juni  1851  oder  Artikel  4, 
Ziff.  2“),  des  Bayerischen  Gesetzes  über  den  Kriegs¬ 
zustand  vom  5.  November  1912  oder  nach  §  5®)  der  Be¬ 
kanntmachung  über  Vorratserhebungen  vom  2.  Februar 
1915  bestraft  wird. 

§  I .  Inkrafttreten  der  Verfügung.  Die 
A^erfügung  tritt  am  30.  Juni  1915  in  Kraft. 

§  2.  A'"  o  n  der  Verfügung  betroffene 

Gegenstände.  Meldepflichtig  sind  sämtliche  Vor¬ 
räte  von  unversponnenen  Schafwollen,  einerlei  ob  Vor¬ 
räte  einer,  mehrerer  oder  sämtlicher  Sorten  vorhanden 
sind,  und  zwar  in  folgender  Einteilung: 

1.  LTngewaschene  AA^olle,  einschließlich  Rücken¬ 
wäschen.  11.  Gewaschene  und  karbonisierte  AAMlle. 
IH.  Kammzug.  IV.  Kämmlinge.  A'^.  AVollabgänge. 
T.  Fäden.  2.  AAhckel.  3.  Zugabrisse.  4.  Scherhaare,  AValk- 
und  Rauhflocken.  5.  Sonstige  Kämmereiabgänge. 

6.  Sonstige  AVollabgänge  aus  den  Kammgarnspinnereien. 

7.  Sonstige  AVollabgänge  aus  den  Streichgarnspinnereien. 

8.  Sonstige  AAMllabgänge  aus  anderen  Betrieben,  mit 
Ausnahme  von  Kunstwollen. 

Meldepflichtig  sind  nicht  nur  die  frei  erworbenen  Be¬ 
stände,  sondern  auch  die  von  der  Kriegsrohstoffabteilung 
des  königlichen  Kriegsministeriums  zugewiesenen 
AVollen. 

1)  Wer  in  einem  in  l’elagerungszustand  erklärten  Orte  oder  Distrikt  ein 
hei  Erklärung  des  Belagerungszustandes  oder  während  desselben  vom 
MilllärbefehUhaber  im  Interesse,,  der  öffentlichen  Sicherheit  erlassenes 
Verbot  Übertritt  oder  zu  solcher  Übertretung  auffordert  oder  anreizt,  soll, 
wenn  die  bestehenden  Gesetze  keine  höhere  Freiheitsstrafe  bestimmen,  mit 
Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  bfstraft  werden. 

Wer  in  einem  in  Kriegszustand  erklärten  Orte  oder  Bezirk  eine  bei 
de  Verhängung  des  Kriegszustandes  oder  während  desselben  von  dem 
zuständigen  obersten  Militärbefehlshaber  zur  Ezhahung  der  öffentlichen 
Sic1  erheit  erlassene  Vorschrift  übf*rtritt  oder  zur  Übertretung  auffordert 
oder  anreizt,  wird,  wenn  nicht  die  Gesetze  eine  schwerere  Strafe  androhen, 
mit  Gefängnis  hi<  zu  einem  Jahre  bestraft. 

®)  We'  vorsä'’zlich  die  Auskunft,  zu  d  ‘r  er  auf  Grund  dieser  Verordnung 
verpflichtet  i'^t,  nicht  in  der  gesetzten  Frist  erteilt  oder  wissentlich  unrichtige 
oder  unvollständige  Angaben  macht,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  s-rhs  Monaten 
oder  mit  G-l  lstrafe  bis  zu  10.000  M.  bestraft,  auch  können  Vorräte,  die 
verschwiegen  sind,  im  Urteil  für  den  Staat  v’erfaUen  erklärt  werden.  Wer 
fahrlässig  die  Au-^kunft,  zu  der  er  auf  Grund  dieser  Verordnung  verpflichtet 
ist,  n’cbt  in  der  gesetzten  Frist  erteilt  oder  unrichtige  oder  unvollständige 
Angaben  macht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  8000  M.  oder  im  Unverraögens- 
falle  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 
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Vorräte,  die  durch  Verfügung  der  IVIililärhchörden 
bereits  beschlagnahmt  worden  sind,  unterliegen  ebenfalls 
der  Meldepflicht.  In  diesem  Falle  ist  im  Meldescheine 
zu  vermerken,  daß  und  durch  welche  Stelle  eine  Beschlag¬ 
nahme  erfolgt  ist. 

§  3.  Meldepflicht.  Sämtliche  meldepflichtigeii 
Bestände  sind  erstmalig  spätestens  bis  zum  lo.  Juli  1915, 
sodann  in  gleicher  Weise  spätestens  bis  zum  10.  eines 
jeden  folgenden  Monats,  unter  Benutzung  der  vor¬ 
schriftsmäßig  auszufüllenden  amtlichen  Meldescheine 
lür  unversponnene  Schafwollen  (§  5)  an  das  Woll- 
gewerbemeldeamt  der  Kriegsrohstoffabteilung  des  könig¬ 
lichen  Kriegsministeriums,  Berlin  SW.  48,  Verlängerte 
Hedemannstraße  ii,  zu  melden. 

Für  die  Meldepflicht  ist  der  am  30.  Juni  1915,  12  Uhr 
nachts,  beziehungsweise  der  an  jedem  folgenden  Monats¬ 
letzten,  12  Uhr  nachts,  bestehende  tatsächliche  Zustand 
maßgebend  (Stichtage). 

§  4.  M  e  1  d  e  p  f  1  i  c  h  t  i  g  e  Personen.  Zur  Mel¬ 
dung  sind  verpflichtet  alle  Personen,  Behörden  und  Ge¬ 
sellschaften,  die  sich  im  Besitze  von  unversponnenen 
Schafwollen  befinden,  mit  Ausnahme  der  deutschen 
Schafhalter. 

Die  Schafhalter  sind  verpflichtet,  diejenigen  ge¬ 
schorenen  Mengen,  die  sich  mit  Ablauf  des  31.  August 
1915  noch  in  ihrem  Besitze  befinden,  an  diesem  Tage 
anzunielden.  Für  die  vom  Schafhalter  bis  zum  31.  August 
1915  noch  nicht  verkauften  Bestände  der  deutschen 
Schafschur  1914/15  tritt  von  diesem  Zeitpunkt  an  die 
Beschlagnahmeverfügung  Nr.  W.  I.  3916/2.  15.  K.  R.  A. 
unter'  Aufhebung  der  Ausführungsbestimmungen  Nr. 
W.  I.  2501/3.  15.  K.  R.  A.  wieder  in  Kraft. 

Vorräte,  die  in  fremden  Speichern,  Lagerräumen  und 
anderen  Aufbewahrungsorten  lagern,  sind  sowohl  von 
den  Eigentümern  als  auch  von  den  Inhabern  der  be¬ 
treffenden  Aufbewahrungsräume  zu  melden. 

Die  Lagerhalter  sind  verpflichtet,  auch  die  für  Rech¬ 
nung  der  Kriegsrohstoffabteilung  eingelagerten  Bestände 
zu  melden. 

§  5.  Meldescheine.  Für  die  Meldungen  sind 
zwei  Arten  Vordrucke  —  Vordrucke  für  Eigentümer 
und  Vordrucke  für  Lagerhalter  —  in  den  Postanstalten 
I.  und  2.  Klasse  erhältlich.  Die  Bestände  sind  nach  den 
vorgedruckten  Sorten  getrennt  anzugeben.  In  denjenigen 
Fällen,  in  welchen  genaue  Qualitätsbestinimungen  nicht 
angegeben  werden  können,  sind  solche  schätzungsweise 
einzutragen.  Es  ist  dann  im  Meldescheine  zu  bemerken, 
daß  es  sich  um  eine  Schätzung  handelt. 

Weitere  Mitteilungen  irgendwelcher  Art  darf  der 
Meldeschein  nicht  enthalten,  ebensowenig  sind  bei  dessen 
Einsendung  sonstige  -  schriftliche  Erklärungen  beizu¬ 
fügen. 

Auf  einem  Meldescheine  dürfen  nur  die  Vorräte  eines 
und  desselben  Eigentümers  und  die  Bestände  einer  und 
derselben  Lagerstelle  gemeldet  werden. 

Auf  die  Vorderseite  der  zur  Übersendung  von  Melde¬ 
scheinen  benutzten  Briefumschläge  ist  der  \^ermerk  zu 
setzen:  ,, Enthält  Meldescheine  für  Schafwolle.“ 

§  6.  Sonstige  M  e  1  d  e  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  Die 
nach  einem  Stichtag  (§  3,  Abs.  2)  eintreffenden,  vor  dem 
Stichtag  aber  schon  abgesandten  Vorräte  sind  von  dem 
Empfänger  zu  melden.  Sie  gelten  für  die  Meldepflicht 
als  schon  am  Stichtag  in  dem  Besitze  des  Empfängers 
befindliche  Vorräte. 

Ist  über  eine  Lieferung  zwischen  zwei  Personen  eine 
Meinungsverschiedenheit  vorhanden  oder  ein  Rechts¬ 
streit  entstanden  und  noch  nicht  entschieden,  so  ist  die¬ 
jenige  Person  zur  Meldung  verpflichtet,  die  die  Ware 
besitzt  oder  einem  Lagerhalter  zur  Verfügung  eines 
anderen  übergeben  hat. 

An  das  Wollgewerbemeldeamt  sind  alle  Anfragen  zu 
richten,  welche  die  vorstehende  Verfügung  betreffen. 


Diese  Anfragen  müssen  mit  der  Kopfschrift  „Betrifft 
Wollbestandsmeldung“  versehen  sein. 

Muster  der  gemeldeten  Vorräte  sind  nur  auf  beson¬ 
deres  \Trlangen  des  Wollgewerbcmeldeamtes  diesem 
zu  übersenden. 

§  7-  L  a  g  e  r  b  u  c  h.  Jeder  Meldepflichtige  hat  ein 
Lagerbuch  einzurichten,  aus  dem  jede  Änderung  der 
Vorratsmengen  und  ihre  Verwendung  ersichtlich  sein 
muß. 

Zur  Feststellung,  ob  die  Angaben  richtig  gemacht 
sind,  werden  im  Auftrag  des  Kriegsministeriums  Beamte 
der  Polizei-  und  Militärbehörden  die  V'orratsräume 
untersuchen  und  die  Bücher  der  zur  Auskunft  Verpflich¬ 
teten  prüfen. 

Vorschriften  über  das  Verfahren  bei  der  Prü¬ 
fung,  der  Feststellung  des  Übernahmepreises  und 
der  Übernahme  von  Militärtuchen.  Eine  durch  Ver¬ 
fügung  des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums 
erlassene  Bekanntmachung  lautet: 

1.  Die  Prüfung,  Feststellung  des  Übernahmepreises 
und  Übernahme  der  Militärtuche  erfolgt  innerhalh  des 
Reichsgebietes  durch  das  königlich  preußische  Kriegs¬ 
ministerium. 

Die  Aufforderung  zur  Überlassung  und  zur  Wrsen- 
sendung  sowie  die  Anordnung  des  Eigentumsüberganges 
(Übernahme)  der  Militärtuche  ergeht  durch  das  Woll¬ 
gewerbemeldeamt  des  königlich  preußischen  Kriegs¬ 
ministeriums. 

2.  Für  die  Preisbestimmung  der  beschlagnahmten 
Tuche  soll  eine  physikalisch-chemische  Prüfung  maß¬ 
gebend  sein,  ähnlich  der  bisher  von  den  Kriegs¬ 
bekleidungsämtern  vorgenommenen. 

Alle  Tuchproben,  die  ohne  amtliche  Prüfungszeugnisse 
eingereicht  sind,  werden  daher  in  der  Prüfungsstelle  des 
Wollgewerbemeldeamtes  geprüft.  Soweit  amtliche  Prü¬ 
fungszeugnisse  beigebracht  werden,  sind  diese  für  die 
Preisfestsetzung  maßgebend. 

3.  Die  Prüfungsstelle  wird  von  einem  diplomierten 
Ingenieur  geleitet,  dem  zwei  akademisch  gebildete  Che¬ 
miker  zur  Seite  stehen.  Sie  arbeitet  nach  den  Grund¬ 
sätzen  des  königlichen  Materialprüfungsamtes  in  Berlin- 
Lichterfelde.  Die  Beamten  sind  dort  ausgebildet.  Es  wird 
ihnen  in  keinem  Falle  bekannt  gegeben,  wem  die  ein¬ 
zelnen  Tuchproben  gehören.  Die  Vordrucke  für  die 
Prüfungsberichte  und  die  Muster  werden  in  der  Muster¬ 
kontrollstelle  mit  Nummern  an  Stelle  der  Namen  ver¬ 
sehen  und  so  der  Prüfungsstelle  übergeben.  Dem 
Prüfungsbeamten  ist  das  Betreten  der  Räume,  in  denen 
der  Briefwechsel  mit  den  Meldenden  u.  s.  w.  bearbeitet 
wird,  verboten. 

4.  Nach  dem  Ergebnis  der  physikalisch-chemischen 
Prüfung  (Ziffern  2  und  3)  werden  die  Tuche  von  dem 
Wollgewerbemeldeamt  in  Klassen  eingeteilt. 

5.  Die  Entscheidung,  welche  Klassen  und  Farben  von 
Tuchen  jeweils  von  der  Militärbehörde  übernommen  und 
welche  zur  späteren  Verwendung  zurückgestellt  werden, 
hat  die  Bekleidungsabteilung  des  Kriegsministeriunis. 

Die  Bekleidungsabteilung  wird  nach  ihrem  Ermessen 
unbrauchbare  Tuche  dem  Wollgewerbemeldeamte  zur 
Freigabe  bezeichnen. 

6.  Für  die  einzelnen  Tuchklassen  sind  von  dem  könig¬ 
lich  preußischen,  dem  königlich  bayerischen,  dem  könig¬ 
lich  sächsischen  und  dem  königlich  württembergi sehen 
Kriegsministerium  auf  Grund  der  gesetzlichen  Höchst¬ 
preise  für  Militärmannschaftstuche  Preistabellen  fest¬ 
gesetzt  worden.  Diese  Tabellen  bilden  die  endgültige 
Unterlage  für  die  Festsetzung  des  f'bernahmepreises  im 
Einzelfalle. 

7.  Die  Muster  werden  mit  den  Prüfungszeugnissen 
und  ■  unter  Angabe  der  auf  Grund  der  Prüfung,  be¬ 
ziehungsweise  des  amtlichen  Prüfungszeugnisses  fest- 
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gestellten  Klassen  einer  Kommission  vorgelegt,  die  sich 
jeweils  aus  einem  Offizier  des  Kriegsministeriums  als 
Vorsitzenden,  einem  Sachverständigen  aus  Tuchgroß- 
haiidels-  und  einem  aus  Fabrikantenkreisen  zusammen¬ 
gesetzt.  Erstere  Sachverständige  sind  von  den  Handels¬ 
kammern  zu  Berlin,  München,  Leipzig,  Stuttgart,  letz¬ 
tere  von  dem  Kriegsgarn-  und  -tuchverband  des  Kriegs¬ 
ministeriums  zu  benennen.  Das  Wollgewerbemeldeamt 
wird  jeweils  zwei  von  diesen  Sachverständigen  recht¬ 
zeitig  zur  Teilnahme  an  den  Sitzungen  auffordern. 

8.  Der  Prüfungskommission  ist  nicht  bekannt,  wessen 
Tuche  sie  beurteilt. 

Sie  hat  das  Recht,  gegebenenfalls  Nachprüfungen  der 
Tuchproben  vornehmen  zu  lassen. 

Die  Kommission  setzt  an  Hand  der  Preistabellen 
(vgl.  Ziffer  6)  mit  Stimmeneinheit  den  Übernahmepreis 
fest.  Sie  kann  gewisse  Zuschläge  oder  Abschläge  be¬ 
stimmen.  Durch  erstere  dürfen  jedoch  die  gesetzlichen 
Höchstpreise  nicht  überschritten  werden. 

Wird  in  der  Kommission  eine  Einigung  über  den 
Preis  nicht  erzielt,  so  muß  der  \'orsitzende  die  Entschei¬ 
dung  der  Bekleidungsabteilung  des  Kriegsministeriums 
anrufen,  welche  alsdann  den  Preis  an  Hand  der  Sach¬ 
verständigengutachten  endgültig  festsetzt.  Eine  Anfech¬ 
tung  der  Preisbestimmung  ist  nicht  zulässig. 

.  9.  Soweit  die  Bekleidungsabteilung  bestimmte  Tuche 

als  zur  Übernahme  geeignet  bezeichnet  hat,  gibt  das 
Wollgewerbemeldeamt  dem  Bekleidungsbeschaffungs¬ 
amte  die  Bestände  an  diesen  brauchbar  befundenen 
Tuchen  an  und  fordert  es  auf,  mitzuteilen,  wann  und  an 
welches  Kriegsbekleidungsamt  die  betreffenden  Tuche 
zu  senden  sind. 

10.  Sobald  das  Bekleidungsbeschaffungsamt  das  emp¬ 
fangspflichtige  Kriegsbekleidungsamt  bezeichnet  hat, 
teilt  das  Wollgewerbemeldeamt  diesem  die  Entscheidung 
des  Bekleidungsbeschafifungsamtes  mit  und  gibt  ihm  den 
Eigentümer,  die  Menge,  Art  und  Eigenschaften,  den 
Übernahmepreis  und  Liefertermin  der  Tuche  an. 

11.  Zugleich  ergeht  von  dem  Wollgewerbemeldeamt 
an  die  Eigentümer  gemäß  §  2  des  Gesetzes,  betreffend 
Höchstpreise,  vom  4.  August  1914  (17.  Dezember  1914) 
die  Aufforderung  zur  Überlassung  dieser  Tuche  an  die 
Militärbehörde  und  zur  umgehenden  Übersendung  an 
das  zu  bezeichnende  Kriegsbekleidungsamt  unter  Be¬ 
kanntgabe  der  ,,Lieferungs-  und  Abnahnievorschriften“. 

12.  Das  Kriegsbekleidungsamt  prüft  die  Tuche  nach 
Eintreffen  und  benachrichtigt  das  Wollgewerbemeldeamt 
von  der  Annahme  oder  Zurückweisung  der  Tuche. 

13.  Hat  das  Wollgewerbemeldeamt  Kenntnis  von  der 
Annahme  der  Tuche  durch  das  Kriegsbekleidungsamt 
erhalten,  so  teilt  es  dem  Eigentümer  der  Tuche  mit,  daß 
das  Eigentum  der  in  Rede  stehenden  Tuche  dem  be¬ 
treffenden  Kriegsbekleidungsamt  übertragen  wird  (Über¬ 
nahme). 

14.  Das  Kriegsbekleidungsamt,  welches  die  Tuche  er¬ 
hält,  bezahlt  sie  spätestens  sechs  Wochen  nach  Empfang. 

Bekanntmachung  über  gewerbliche  Schutzrechte 
feindlicher  Staatsangehöriger.  Der  Bundesrat  hat 
am  I.  Juli  1915  im  Wege  der  Vergeltung  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

§  I.  Patentrechte,  Gebrauchsmusterrechte  und  Waren¬ 
zeichenrechte  können,  soweit  sie  Angehörigen  feindlicher 
Staaten  zustehen,  durch  Anordnungen  des  Reichskanzlers 
im  öffentlichen  Interesse  beschränkt  und  aufgehoben 
werden.  Insbesondere  können  anderen  Ausübungs-  und 
Nutzungsrechte  erteilt  werden. 

Den  Anordnungen  kann  rückwirkende  Geltung  bei¬ 
gelegt  werden.  Sie  können  jederzeit  geändert  und  zu¬ 
rückgenommen  werden. 

§  2.  Auf  Anmeldung  von  Angehörigen  feindlicher 
Staaten  werden  Patente  nicht  erteilt,  Gebrauchsmuster 


oder  Warenzeichen  nicht  eingetragen.  Im  übrigen  kann 
das  Patentamt,  soweit  Angehörige  feindlicher  Staaten 
in  Betracht  kommen,  Amtshandlungen,  die  ihm  nach  ge¬ 
setzlichen  Vorschriften  obliegen,  aussetzen  und  das  Ver¬ 
fahren  vorläufig  einstellen;  der  Präsident  des  Patentamts 
kann  Bestimmungen  darüber  erlassen. 

§  3.  Die  Anwendung  dieser  Verordnung  wird  nicht 
dadurch  ausgeschlossen,  daß  die  Rechte  nach  dem 
31.  Juli  1914  auf  Angehörige  anderer  Staaten  über¬ 
tragen  oder  daß  zur  Verdeckung  der  Rechtsverhältnisse 
Angehörige  anderer  Staaten  vorgeschoben  sind. 

§  4.  Den  Angehörigen  feindlicher  Staaten  stehen 
gleich  die  Angehörigen  ihrer  Kolonien  und  auswärtigen 
Besitzungen,  Personen,  die  in  den  Gebieten  dieser 
Staaten  oder  ihrer  Kolonien  und  auswärtigen  Be¬ 
sitzungen  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  Niederlassung  haben, 
sowie  juristische  Personen,  Gesellschaften  und  Llnter- 
nehmungen,  die  in  den  bezeichneten  Gebieten  ihren  Sitz 
haben  oder  von  dort  aus  geleitet  oder  beaufsichtigt 
werden  oder  deren  Erträgnisse  ganz  oder  zum  Teil 
dorthin  abzuführen  sind. 

§  5.  Eeindliche  Staaten  im  Sinne  dieser  Verordnung 
sind  England,  Erankreich  und  Rußland. 

§  6.  Die  Wirkung  von  Patenten,  die  Angehörigen 
Rußlands  zustehen,  ist,  unbeschadet  der  für  Angehörige 
anderer  als  der  feindlichen  Staaten  bestellten  ausschließ¬ 
lichen  Rechte  zur  Ausübung  oder  Nutzung,  vom 
II.  März  1915  an  als  erloschen  anzusehen.  Rechte  der 
bezeichneten  Art  sind  bei  dem  Patentamt  anzumelden 
und  werden  durch  den  Reichsanzeiger  bekanntgemacht ; 
die  Wirkung  des  Rechtes  erlischt,  wenn  es  nicht  späte¬ 
stens  am  30.  September  1915  zur  Kenntnis  des  Patent¬ 
amtes  gebracht  ist.  Das  Reich  ist  berechtigt,  die  für  die 
Gewährung  des  Rechtes  vereinbarte  Gegenleistung  zu 
fordern;  die  Zahlungen  sind  bei  der  Kasse  des  Patent¬ 
amts  zu  leisten. 

Die  Wirkung  der  für  Angehörige  Rußlands  bestellten 
Rechte  zur  Ausübung  oder  Nutzung  von  Patenten  ist 
vom  II.  März  1915  an  als  erloschen  anzusehen. 

Durch  Patentanmeldungen,  die  nach  dem  ii.  März 
1915  bewirkt  sind,  können  für  Angehörige  Rußlands 
keine  Rechte  begründet  werden. 

Diese  Vorschriften  (Abs.  i  bis  3)  sind  auf  Gebrauchs¬ 
muster  entsprechend  an  zu  wenden. 

§  7.  Der  Reichskanzler  erläßt  die  zur  Ausführung 
dieser  Verordnung  erforderlichen  Bestimmungen;  er 
kann  die  im  §  i  bezeichneten  Befugnisse  einer  anderen 
Stelle  übertragen. 

Der  Reichskanzler  kann  im  Wege  der  Vergeltung  diese 
Verordnung  ganz  oder  teilweise  auf  die  Angehörigen 
anderer  als  der  im  §  5  bezeichneten  Staaten  für  an¬ 
wendbar  erklären. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt,  wann 
und  inwieweit  die  Verordnung  außer  Kraft  tritt. 

Anwendung  der  Vertragszollsätze  auf  belgisches 
Obst.  Der  Bundesrat  hat  am  i.  Juli  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

1.  Auf  in  Belgien  erzeugtes  frisches  Obst  der  Nr.  47 
des  Zolltarifs  finden  bis  auf  weiteres  die  Vertragszoll¬ 
sätze  Anwendung. 

H.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Bekanntmachung  über  den  Aushang  von  Preisen 
in  Verkaufsräumen  des  Kleinhandels.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  24.  Juni  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Die  Vorschriften  der  §§  73  und  74  der  Reichs¬ 
gewerbeordnung  werden  auf  Verkäufer  ausgedehnt,  die 
Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs,  insbesondere 
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Nahrungs-  und  Futtermittel  aller  Art  sowie  rohe  Natur¬ 
erzeugnisse,  Heiz-  und  Leuchtstoffe,  im  Kleinhandel 
absetzen. 

§  2.  Wer  den  auf  Grund  des  §  i  erlassenen  Anord¬ 
nungen  zuwiderhandelt  oder  als  Verkäufer  die  im  Preis¬ 
verzeichnis  angegebenen  Preise  überschreitet,  wird  mit 
Geldstrafe  bis  zu  150  M.  und  im  Unvermögensfalle  mit 
Haft  bis  zu  vier  Wochen  bestraft. 

§  3.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Großbritannien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  In  Großbritannien  wurden 
folgende  Verordnungen  erlassen,  durch  welche  neue  Aus¬ 
fuhrverbote  eingeführt  wurden. 

Eine  Ratsverordnung  vom  18.  März  1915  bestimmt 
in  Abänderung  der  königlichen  Verordnung  vom 

3.  Februar  1915  folgendes: 

Die  königliche  Verordnung  vom  3.  Februar  1915,  ab¬ 
geändert  und  ergänzt  durch  die  Ratsverordnung  vom 
2.  März  1915,  erhält  folgende  Zusätze  und  Abände¬ 
rungen  : 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  nach 
allen  Bestimmungsländern  verboten  ist,  ist 

a)  zu  setzen: 

1.  an  Stelle  des  Absatzes  „Thoriumnitrat“:  „Thorium¬ 
oxyd,  Thyriumnitrat  und  andere  Thoriumsalze“ ; 

2.  an  Stelle  des  Absatzes  „Salizylsäure  und  salizyl- 
saures  Natrium“:  „Salizylsäure,  salizylsaures  Natrium 
und  Methylsalizylat“ ; 

b )  neu  aufzunehmen : 

Schafdarm. 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  nach 
allen  ausländischen  Bestimmungsländern,  mit  Ausnahme 
der  britischen  Besitzungen  und  Schutzgebiete,  verboten 
ist,  ist 

a)  zu  ersetzen: 

4.  Der  Absatz  „alle  pflanzlichen  Öle  (ausgenommen 
Leinöl,  gekocht  oder  nicht,  nicht  mit  anderem  Öl  ge¬ 
mischt,  und  ausgenommen  flüchtige  Öle)“  durch  ,,Öle, 
alle  pflanzlichen,  und  Fette  (andere  als  Leinöl,  gekocht 
und  nicht  gekocht,  nicht  mit  anderem  Öl  gemischt,  und 
ausgenommen  flüchtige  Öle)“; 

5.  der  Absatz  „Olein  (oleo,  oil),  Premier  Jus  und 
tierischer  Talg“  durch  „alle  tierischen  Öle  und  Fette“; 

6.  der  Absatz  „Kautschuk  (einschließlich  Roh¬ 
kautschuk,  Abfall  und  wiedergewonnener  Kautschuk) 
sowie  Waren  ganz  aus  Kautschuk,  einbegriffen  Bereifung 
für  Kraftfahrzeuge  und  Fahrräder  sowie  alle  Gegen¬ 
stände  oder  Materialien,  die  besonders  zur  Verwendung 
bei  der  Herstellung  und  Ausbesserung  von  Reifen 
dienen“,  durch  „Kautschuk  (einschließlich  Rohkautschuk, 
Abfall  und  wiedergewonnener  Kautschuk,  kautschuk¬ 
haltige  Lösungen,  kautschukhaltige  Gallerten  oder  andere 
kautschukhaltige  Zubereitungen)  sowie  Waren  ganz 
aus  Kautschuk,  einschließlich  Bereifungen  für  Kraft¬ 
wagen  und  Fahrräder,  sowie  alle  Gegenstände  oder 
Materialien,  die  besonders  zur  Verwendung  bei  der  Her¬ 
stellung  und  Ausbesserung  von  Reifen  dienen“ ; 

7.  der  Absatz  „Schaffelle  mit  der  Wolle,  d.  h,  solche 
mit  der  Wolle  darauf“,  durch  „Schaffelle  mit  der  Wolle 
darauf  oder  nicht“ ; 

8.  der  Absatz  ,, Schiffe,  Boote  und  Fahrzeuge  aller 
Art  (einschließlich  Schwimmdocks)  und  ihre  als  solche 
erkennbare  Bestandteile“  durch  „Schiffe,  Boote  und 
Fahrzeuge  aller  Art,  Schwimmdocks  und  ihre  erkenn¬ 
baren  Bestandteile“ ; 

b )  hinzuzufügen  bei  Chemikalien,  Drogen  und  medi¬ 
zinischen  und  pharmazeutischen  Zubereitungen: 


Ammoniak  und  seine  Salze,  einfach  oder  in  Ver¬ 
bindung  miteinander,  andere  als  Ammoniumnitrat, 
-perchlorat  und  solfozyanid  (deren  Ausfuhr  schon  nach 
allen  Bestimmungsländern  verboten  ist) ;  Ammoniak¬ 
wasser  ;  Anilinverbindungen,  ausgenommen  Anilinsalz 
(dessen  Ausfuhr  schon  nach  allen  Bestimmungsländern 
verboten  ist),  Zinnchlorid;  Kupferjodid;  Gerbstoffe  aller 
Art  (einschließlich  Auszüge  für  Gerbzwecke),  aus¬ 
genommen  Kastanienauszug,  Eichenholzauszug  und 
Valonea  (deren  Ausfuhr  schon  nach  allen  Bestimmungs¬ 
ländern  verboten  ist) ;  Harnstoff  und  seine  Verbindungen; 
Hirschhäute,  zugerichtet  oder  nicht;  Ziegenhäute  zuge¬ 
richtet  oder  nicht;  Metalle  und  Erze,  wie  Zinn  und  Zinn¬ 
erz;  Knochenfett;  Vorräte  und  Lebensmittel,  die  als 
Nahrungsmittel  für  Menschen  verwendet  werden  können, 
wie  Erbsen,  ausgenommen  Erbsen  in  Büchsen  und 
Flaschen,  in  Pappkästen  und  ähnlichen  Umschließungen. 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  für 
sämtliche  ausländische  Häfen  Europas  sowie  am  Mittel¬ 
ländischen  und  Schwarzen  Meer,  mit  Ausnahme  der¬ 
jenigen  Frankreichs,  Rußlands  (ausgenommen  die 
Baltischen  Häfen),  Belgiens,  Spaniens  und  Portugals 
verboten  ist,  ist 

a)  zu  streichen: 

Ziegenfelle,  nicht  zugerichtet ; 

b)  zuzufügen  bei  Vorräten  und  Lebensmitteln  u.  s.  w.: 

eingedickte  und  getrocknete  Suppen. 

Eine  Ratsverordnung  vom  15.  April  1915  bestimmt 
in  Abänderung  der  königlichen  Verordnung  vom 
3.  Februar  1915-  folgendes: 

Die  königliche  Verordnung  vom  3.  Februar  1915,  ab¬ 
geändert  und  ergänzt  durch  die  Ratsverordnungen  vom 

2.  und  18.  März  1915,  erhält  folgende  Zusätze  und  Ab¬ 
änderungen  : 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  nach 
allen  ausländischen  Bestimmungsländern,  mit  Ausnahme 
der  britischen  Besitzungen  und  Schutzgebieten,  verboten 
ist,  ist 

a )  zu  ersetzen : 

1.  der  Absatz  „Mineralschmieröl  (einschließlich 
Mineralschmierfett  und  Schmieröl  aus  mineralischen  und 
anderen  Ölen)“  durch  „Schmiermittel“; 

2.  der  Absatz  „Waltran,  und  zwar  aus  dem  Schwänze, 
dem  Speck,  dem  Walrat  oder  dem  Kopfe,  ferner  Robben¬ 
tran,  Haifischtran  und  japanisches  Fischöl“  durch  ,, Wal¬ 
tran  (Schwanz-,  Speck-,  Walratöl),  Robbentran,  Hai¬ 
fischtran,  Fischöl  im  allgemeinen  sowie  Gemische  oder 
Verbindungen  aus  den  genannten  Ölen“; 

b )  hinzuzufügen : 

3.  Alaunstein. 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  für 
sämtliche  ausländische  Häfen  Europas  sowie  am  Mittel¬ 
ländischen  und  Schwarzen  Meer,  mit  Ausnahme  der¬ 
jenigen  Frankreichs,  Rußlands  (ausgenommen  die  Balti¬ 
schen  Häfen),  Spaniens  und  Portugals,  verboten  ist,  ist 

a)  hinzuzufügen: 

Anthrazit ; 

Lacke  aller  Art,  einschließlich  Schellack,  Gummilack, 
Körnerlack,  Stocklack  und  andere  Formen  von  Lack,  mit 
Ausnahme  von  Farblack. 

Eine  Ratsverordnung  vom  21.  April  1915  bestimmt 
in  Abänderung  der  königlichen  Verordnung  vom 

3.  Februar  1915  folgendes: 

Die  königliche  Verordnung  vom  3.  Februar  1915,  ab¬ 
geändert  und  ergänzt  durch  die  Ratsverordnungen  vom 
2.  und  18.  März  und  15.  April  1915,  erhält  folgende  Zu¬ 
sätze  und  Abänderungen: 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  nach 
allen  ausländischen  Bestimmungsländern,  mit  Ausnahme 
der  britischen  Besitzungen  und  Schutzgebiete,  verboten 
ist,  ist 
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flj  zu  ersetzen: 

der  durch  die  Verordnung  vom  i8.  März  1915  ge¬ 
änderte  Absatz  „Oie,  alle  ])flanzlichen,  und  Fette  (andere 
als  Leinöl,  gekocht  und  nicht  gekocht,  nicht  gemischt 
mit  anderem  Ü1  und  ausgenommen  Öle)“  durch  „Öle, 
alle  pflanzlichen,  und  Fette  (ausgenommen  flüchtige 
Öle)“. 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  für 
sämtliche  ausländische  Häfen  Europas  sowie  am  Mittel¬ 
ländischen  und  Schwarzen  Meer,  mit  Ausnahme  der¬ 
jenigen  Frankreichs,  Rufllands  (ausgenommen  die  Balti¬ 
schen  Häfen),  Spaniens  und  Portugals  verboten  ist,  ist 

a )  hinzuzufügen : 

Bindegarn. 

Eine  Ratsverordnung  vom  6.  Mai  1915  bestimmt  in 
Abänderung  der  königlichen  Verordnung  vom  3.  Februar 
1915  folgendes: 

Die  königliche  Verordnung  vom  3.  Februar  1915,  ab¬ 
geändert  und  ergänzt  durch  die  Ratsverordnungen  vom 
2.  und  18.  März,  15.,  21.  und  26.  April  1915,  erhält 
folgende  Zusätze  und  Abänderungen: 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  für 
sämtliche  ausländische  Häfen  Europas  sowie  am  Mittel¬ 
ländischen  und  Schwarzen  Meer,  mit  Ausnahme  der¬ 
jenigen  Frankreichs,  Rußlands  (ausgenommen  die  Balti¬ 
schen  Häfen),  Spaniens  und  Portugals,  verboten  ist,  ist 
vom  13.  Mai  1915  ab  zu  streichen: 

Anthrazit. 

Vom  13.  Mai  1915  ab  ist  die  Ausfuhr  von  Kohle  (ein¬ 
schließlich  Anthrazit  sowie  Schiffs-,  Gas-,  Haushalts¬ 
und  jeder  Art  Kohle)  nach  allen  ausländischen  Be¬ 
stimmungsländern,  mit  Ausnahme  der  britischen  Be¬ 
sitzungen  und  Schutzgebiete  sowie  der  verbündeten 
Länder,  verboten. 

Eine  Ratsverordnung  vom  20.  Mai  1915  bestimmt  in 
Abänderung  der  königlichen  Verordnung  vom  3.  Februar 
1915  folgendes: 

Die  königliche  Verordnung  vom  3.  Februar  1915,  ab¬ 
geändert  und  ergänzt  durch  spätere  Ratsverordnungen, 
erhält  folgende  Zusätze  und  Abänderungen: 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfubr  nach 
allen  Bestimmungsländern  verboten  ist,  ist  hinzuzu¬ 
fügen  : 

Kohlenteer,  unbearbeitet. 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  nach 
allen  ausländischen  Bestimmungsländern,  mit  Ausnahme 
der  britischen  Besitzungen  und  Schutzgebiete,  verboten 
ist,  ist 

a )  zu  streichen : 

'  • 

der  Absatz  „Anilinverbindungen,  mit  Ausnahme  von 

Anilinsalz“  (deren  Ausfuhr  nach  allen  Bestimmungs¬ 
ländern  gemäß  dem  Absatz  „Kohlenteererzeugnisse  zur 
Verwendung  bei  der  Herstellung  von  Farben,  einschließ¬ 
lich  Anilinöl  und  Anilinsalz“  bereits  nach  der  Rats¬ 
verordnung  vom  18.  März  1915  verboten  ist); 

b )  hinzuzufügen  (unter  Chemikalien,  Drogen  u.  s,  w.) : 

Magnesiumchlorid, 

Kobaltoxyde  und  -salze, 

Kleesäure, 

Waren  aus  Aluminium: 

Karten  und  Pläne  von  Ortschaften  im  Gebiete  der 
Kriegführenden  oder  im  Gebiete  von  militärischen 
Operationen,  im  Maßstab  von  4  Zoll  oder  mehr  auf  die 
Meile,  oder  photographische  oder  sonstige  Vervielfälti¬ 
gungen  solcher  Karten  oder  Pläne  in  jedem  Maßstab. 

In  der  Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  für 
sämtliche  ausländischen  Häfen  Europas  sowie  am  Mittel¬ 
ländischen  und  Schwarzen  Meer,  mit  Ausnahme  der¬ 
jenigen  Frankreichs,  Rußlands  (ausgenommen  die  Balti¬ 
schen  Häfen),  Spaniens  und  Portugals,  verboten  ist,  ist 


a)  zu  streichen : 

Der  Absatz  „Kautschukplatten,  vulkanisiert,“  deren 
.Ausfuhr  gemäß  der  Verordnung  vom  18.  März  1915  schon 
nach  allen  ausländischen  Bestimmungsländern,  mit  Aus¬ 
nahme  der  britischen  Besitzungen  und  Schutzgebiete, 
verboten  ist ; 

b)  hinzuzufügen: 

Guaj  akholz, 

Reis  und  Reismehl. 


Rußland. 

Ergänzung  des  Zolltarifs  und  Verkehr  mit  Tabak 
in  dem  von  unserer  Armee  okkupierten  Teile  von 
Polen.  Das  Verordnungsblatt  der  k.  u.  k.  Militärverwal¬ 
tung  in  Polen  veröffentlicht  folgende  Verordnung  des 
.Armeeoberkommandanten  vom  27.  Juni  1915,  betreffend 
die  Ergänzung  des  Zolltarifes  und  den  Verkehr  mit 
Tabak : 


§  I.  Der  mit  Verordnung  des  Armeeoberkommandanten 
vom  31.  Mai  1915,  Nr.  15  V.-Bl.,  festgesetzte  Zolltarif 
hat  in  Nr.  14  zu  lauten: 

Zollsatz 

Ein- 

Nr.  Warenbezeichnung  Maßstab  heits- 

satz 

K 

300 


14- 


375 


a)  Tabakblätter . 100 

b)  Schnupf-,  Kautabak  und  grob  geschnit¬ 
tener  Rauchtabak  . 100 

c)  Zigarettentabak,  der  nach  den  Vorschrif¬ 

ten  der  österreichischen  oder  ungari¬ 
schen  Tabakregie  als  „feingeschnittener“ 
anzusehen  ist  oder  eine  Schnitt¬ 
breite  von  höchstens  2  mm  hat  (fein¬ 
geschnittener  Zigarettentabak) . 100 

d)  Zigarren . 100 

e)  Zigaretten . 100 

f)  Zigarettenpapier,  auch  Zigarettenhülsen  .  100 

§  2.  Für  Zigaretten  ist  neben  dem  Gewichtszolle  ein 

Zollzuschlag  zu  entrichten.  Dieser  Zuschlag  beträgt: 


600 

450 

200 

250 


Für  Zigaretten 
zum  Detail¬ 
verkaufspreise 


pro  Stück 

in  K  pro 
JOOO  Stück 

unter  2  h . 

....  2-50 

von  2  bis  3  h . 

•  •  •  .  375 

über  3  bis  4Vs  h  .  .  .  . 

•  •  •  .  575 

über  4V2  bis  6V2  h  .  .  . 

....  8-25 

über  6V2  bis  9h.  .  .  . 

....  12' - 

über  9h  . 

....  1875 

§  3.  Die  Einfuhr  der  in  §  i  unter  Tarifnummer  14  a 
bis  e  bezeichneten  Waren  darf  nur  durch  Importeure  er¬ 
folgen,  die  vom  Etappenoberkommando  bestätigt  sind 
(amtlich  bestellte  Importeure). 

Diese  Waren  sind  außer  dem  Zolle  und  dem  Zoll- 


zuschlage  keiner  anderen  indirekten  Abgabe  und  keiner 
Lizenzgebühr  unterworfen. 

§  4.  Reisende  dürfen  zum  Verbrauche  während  der 
Reise  nur  10  Stück  Zigarren  oder  25  Stück  Zigaretten 
oder  35  g  Tabak  zollfrei  einführen  (§  4,  Z.  5,  der  Zoll¬ 
ordnung). 

§  5.  Zigaretten,  die  nicht  aus  einem  österreichischen 
oder  ungarischen  Verschleißmagazin  herrühren,  werden 
nur  beim  Hauptzollamte  Krakau  oder  bei  den  durch 
spätere  Kundmachungen  bezeichneten  Zollämtern  ver¬ 
zollt. 


§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  i.  Juli  1915 
in  Kraft. 


Einfuhr  und  Absatz  von  Zigaretten  in  dem  von 
unserer  Armee  okkupierten  Teile  Polens.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Armeeoberkommandanten  vom  27.  Juni 
1915,  betreffend  die  Einfuhr  und  den  Absatz  von  Zi¬ 
garetten,  verfügt  für  die  in  österreichisch-ungarischer 
Militärverwaltung  stehenden  Gebiete  Polens  (Okku¬ 
pationsgebiet)  : 

§  I.  Die  Einfuhr  von  Zigaretten  ist  —  außer  der 
Zahlung  des  Zolles  —  an  den  Nachweis  der  Entrichtung 
des  Zollzuschlages  (V'^erordnung  des  Armeeoberkomman¬ 
danten  vom  27.  Juni  1915,  Nr.  22  VL-Bl.)  gebunden. 
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§  2.  Die  Einhebung  des  Zollzuschlages  für  Zigaretten 
der  österreichischen  oder  ungarischen  Tabakregie 
richtet  sich  nach  den  von  der  zuständigen  k.  k.  oder 
königlich  ungarischen  Finanzbehörde  erlassenen  Vor¬ 
schriften. 

Für  andere  Zigaretten  wird  der  Zollzuschlag  gleich¬ 
zeitig  mit  der  Einhehung  des  Gewichtzolles  eingehoben. 

§  3.  Als  Nachweis  der  Entrichtung  des  Zollzuschlages 
werden  die  für  den  Kleinverschleiß  bestimmten 
Packungseinheiten  mit  amtlichen  Schleifen  (Zoll¬ 
zuschlagschleifen)  versehen;  auf  diesen  Schleifen  sind 
die  Preisgrenzen,  innerhalb  deren  im  Kleinverschleiße 
die  einzelne  Zigarette  verkauft  werden  darf,  in  Kronen- 
und  Markwährung  anzugeben. 

Zigaretten,  die  nicht  in  der  im  ersten  Absätze  be- 
zeichneten  Weise  verpackt  und  bezeichnet  sind,  dürfen 
nicht  eingeführt  werden. 

§  4.  Vom  15.  Juli  1915  angefangen  dürfen  Zigaretten 
nur  in  den  mit  den  Zollzuschlagschleifen  versehenen 
Packungen  (§  3),  an  Konsumenten  auch  einzeln,  in 
diesem  Falle  aber  nur  aus  den  erwähnten  Packungen 
verkauft  werden. 

§  5.  Zigaretten,  die  sich  schon  vor  Wirksamkeit  dieser 
Wrordnung  im  Okkupationsgebiete  befunden  haben, 
dürfen  vom  15.  Juli  1915  angefangen  nur  verkauft 
werden,  wenn  die  Packungen  nachträglich  mit  den  den 
Detailverkaufspreisen  entsprechenden  Zollzuschlag¬ 
schleifen  versehen  wurden. 

Zum  Bezüge  dieser  Schleifen  sind  die  amtlich  be¬ 
stellten  Importeure  gegen  Entrichtung  des  entfallenden 
Zollzuschlages  berechtigt;  sie  sind  auf  Verlangen  jedes 
Händlers  gegen  Ersatz  des  Zollzuschlages  zur  Vermitt¬ 
lung  des  Bezuges  der  Zollzuschlagschleifen  verpflichtet. 

§  6.  Die  Zollzuschlagschleifen  sind  an  den  Packungen 
so  lange  unversehrt  zu  erhalten,  bis  diese  geöffnet 
werden. 

Der  Händler  darf  von  jeder  Zigarettensorte  und 
Packungsart  nur  je  eine  Packung  für  den  Detailverkauf 
geöffnet  halten;  die  Reste  der  Zollzuschlagschleifen 
sind  an  den  Packungen  zu  belassen. 

Ganz  oder  teilweise  entleerte  Packungen  dürfen  mit 
Zigaretten  nicht  nachgefüllt  werden ;  ganz  entleerte 
Packungen  sind  nebst  den  auf  ihnen  vorhandenen 
Resten  der  Zollzuschlagschleifen  zu  vernichten. 

§  7.  Die  Nachahmung,  Verfälschung  oder  Unter¬ 
schiebung  von  Zollzuschlagschleifen  wird  als  Nach¬ 
ahmung,  Verfälschung  oder  Unterschiebung  öffentlicher 
Urkunden  strafgerichtlich  geahndet. 

§  8.  Übertretungen  dieser  Verordnung  w'erden  —  so- 
ferne  sie  nicht  unter  die  §§  5  bis  9  der  Zollordnung 
(Verordnung  des  Armeeoberkommandanten  vom  31.  Mai 
1915,  Nr.  15  V.-Bl.)  oder  unter  die  Militärstrafgesetze 
fallen  —  vom  Kreiskommando  mit  Geldstrafe  bis  zu 
2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  9.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  i.  Juli  1915 
Kraft. 

Ausfuhr  von  Waren  und  Grenzverkehr  in  dem 
von  unserer  Armee  okkupierten  Teile  Polens.  Eine 
Verordnung  des  Armeeoberkommandanten  vom  27.  Juni 
T9T5,  betreffend  die  Ausfuhr  von  Waren  aus  dem 
Okkupationsgebiete  und  den  Grenzverkehr,  verfügt  für 
die  in  österreichisch-ungarischer  Militärverwaltung 
stehenden  Gebiete  Polens  (Okkupationsgebiet): 

§  I.  Ausfuhr  im  allgemeinen.  Die  Ausfuhr 
aus  dem  Okkupationsgebiete  ist  in  bezug  auf  alle  Waren 
verboten,  deren  Ausfuhr  aus  der  österreichisch-ungari¬ 
schen  Monarchie  verboten  ist. 

Ausnahmen  von  diesem  Verbote  können  vom 
Etappenoberkommando  bewilligt  werden. 

§  2.  Ausfuhr  in  die  Monarchie.  Die  Ausfuhr 
aus  dem  Okkupationsgebiete  in  die  österreichisch¬ 


ungarische  Monarchie  ist  in  bezug  auf  folgende  Waren 
verboten : 

1.  Getreide  aller  Art,  Malz  und  Kleie; 

2.  Müllereierzeugnisse; 

3.  Milch  und  Milchprodukte; 

4.  Rinder,  Schweine,  Schafe  und  Ziegen; 

5.  Pferde; 

6.  Geflügel  aller  Art ; 

7.  Eier; 

8.  Fleisch. 

Ausnahmen  von  diesem  Verbote  können  vom  Militär¬ 
gouvernement  des  Herkunftsortes  der  Ware  bewilligt 
werden.  Das  Militärgouvernement  kann  bestimmte  Kreis¬ 
kommandos  zur  Erteilung  der  Bewilligung  im  be¬ 
stimmten  Umfange  ermächtigen.  Die  Ermächtigung  wird 
im  Amtsblatte  des  betreffenden  Kreises  kundgemacht. 

§  3.  Grenz  verkehr.  Im  Grenz  verkehre  zwischen 
dem  Okkupationsgebiete  und  den  angrenzenden  Teilen 
der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  können  Aus¬ 
nahmen  von  den  Zollvorschriften  und  von  den  Ausfuhr¬ 
verboten  in  demselben  Umfange  und  unter  denselben 
Bedingungen  bewilligt  werden,  wie  nach  den  in  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  geltenden  Vor¬ 
schriften. 

Die  Bewilligung  erteilt  das  Kreiskommando  des  Über¬ 
trittsortes.  Die  näheren  \^orschriften  für  den  Grenz¬ 
verkehr  werden  im  Amtsblatte  des  betreffenden  Kreises 
kundgeniacht. 

§  4.  W  i  r  k  s  a  m  k  e  i  t  s  b  e  g  i  n  n.  Die  Verordnung 
tritt  mit  dem  i.  Juli  1915  in  Kraft. 

Italien. 

Aufhebung  des  Handelsvertrages  mit  Österreich- 
Ungarn  und  Fortdauer  der  Meistbegünstigung 
neutraler  Staaten.  Ein  in  der  ,,Gazzetta  Ufficiale“  vom 
3.  Juni  1.  J.  verlautbartes  Dekret  verfügt  die  Aufrecht¬ 
haltung  der  Bestimmungen  des  österreichisch-unga¬ 
risch-italienischen,  mit  Kriegsbeginn  außer  Kraft  ge¬ 
setzten  Handelsvertrages  gegenüber  den  mit  Italien  be¬ 
freundeten,  beziehungsweise  neutralen  im  Meistbegün¬ 
stigungsverhältnisse  stehenden  Staaten. 

Ferner  wurde  bestimmt,  daß  die  im  Handelsverträge 
mit  Österreich-Ungarn  vorgesehene  Meistbegünstigung 
auf  am  Tage  der  Verlautbarung  des  Dekrets  in  italieni¬ 
schen  Freihäfen,  Zollmagazinen  oder  Generaldepots  be¬ 
findlichen  Waren  österreichischer  oder  ungarischer  Pro¬ 
venienz  Anwendung  zu  finden  habe,  soweit  diese  Waren 
nicht  Eigentum  österreichischer  oder  ungarischer  Staats¬ 
angehöriger  sind. 

Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Ausfuhr  von  Rindstalg, 
Schaftalg  Premier  Jus,  Oleoöl  und  Oleostearin  ist  ver¬ 
boten  worden. 

Schweden. 

Neues  Ausfuhrverbot.  Durch  Verordnung  vom 
2.  Juli  1915  wurde  ein  Ausfuhrverbot  für  Thomas¬ 
phosphatmehl  erlassen, 

Türkei. 

Die  Requisitionen.  Die  Generaldirektion  der  in¬ 
direkten  Steuern  gibt  bekannt:  ,,Den  beteiligten  Kreisen 
wird  zur  Kenntnis  gebracht,  daß  nach  einer  Entschei¬ 
dung  der  Regierung  die  Militärbehörde  weder  in  den 
Zollämtern  noch  im  Lande  die  aus  dem  Auslande  ein¬ 
geführten  Waren  requirieren  wird.  Da  aber  der  Einfuhr¬ 
zoll  nach  dem  kürzlich  erlassenen  Gesetz  auf  30  Pro¬ 
zent  erhöht  worden  ist,  wird  die  Hälfte  des  Zolles  in 
natura  von  denjenigen  Waren  erhoben  werden,  deren 
die  Militärbehörde  bedarf.  Die  Ausfuhrwaren  jedoch 
werden  nach  wie  vor  in  den  bestimmten  Quantitäten  re¬ 
quiriert  werden.“ 
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Der  Fleischimport  der  Schweiz.  Dem  Jahresberichte 
der  Basler  Handelskammer  pro  1914  entnehmen  wir: 

»Waren  schon  die  vergangenen  Jahre  für  das  Fleisch¬ 
warengeschäft  reich  an  überraschenden  Wechselfällen,  so 
verursachte  der  Krieg  völlige  Umwälzungen,  welche  den 
Fleischimport  nicht  nur  sehr  erschwerten,  sondern  schließ¬ 
lich  gänzlich  verunmöglichten.  Da  Fleisch  überall  als 
eines  der  wichtigsten  Nahrungsmittel  betrachtet  wird, 
veranlaßten  sofort  bei  Kriegsausbruch  die  kriegführenden 
Staaten  totale  Ausfuhrverbote,  sowohl  für  Vieh  wie  auch 
für  frisches  Fleisch  und  Fleischkonserven.  Doch  nicht 
genug  damit,  auch  die  neutralen  Staaten,  in  Vorsorge 
für  den  eigenen  Bedarf,  verschlossen  der  Schweiz  bald 
ihre  Grenzen,  was  sie  bei  den  vorher  regen  Haupt¬ 
lieferanten  Dänemark  und  Holland  besonders  empfinden 
mußte.  Einzig  Italien  bot  noch  längere  Zeit  die  Mög¬ 
lichkeit,  in  Schweinefleisch  die  Vorräte  etwas  zu  er¬ 
höhen,  und  es  sind  speziell  gegen  Ende  des  Berichts¬ 
jahres  noch  größere  Mengen  von  dort  davon  eingeführt 
worden.  Zur  Zeit  der  Berichterstattung  ist  jedoch  auch 
diese  Möglichkeit  durch  ein  totales  Ausfuhrverbot  be¬ 
nommen,  so  daß  sich  die  Schweiz  jetzt  zum  ersten  Male 
unfreiwillig  in  dem  von  der  schweizerischen  Bauern¬ 
schaft  so  sehnlich  gewünschten  Zustande  der  voll¬ 
ständigen  Eigenproduktion  befindet.  Freilich  sind  es 
die  Konsumenten,  welche  die  Schattenseiten  in  erster 
Linie  zu  fühlen  haben,  indem  einzelne  Fleischsorten 
empfindliche  Preiserhöhungen  erlitten  haben  und  s  ich  ein 
derartiger  Mangel  schon  jetzt  fühlbar  macht,  daß  jeden¬ 
falls  im  Laufe  des  Jahres  empfindliche  Teuerungen  ein- 
treten  müssen.  Der  Seekrieg  und  seine  riskanten  Neben¬ 
erscheinungen  erschweren  und  verteuern  den  über¬ 
seeischen  Bezug  einerseits,  während  anderseits  in 
Amerika  infolge  vermehrter  Einkäufe  der  kriegführenden 
Staaten  die  Preise  eine  unerschwingliche  Höhe  er¬ 
reichen  . 

Betrachten  wir  die  Fleischversorgung  durch  die  in¬ 
ländische  Produktion  etwas  näher,  so  müssen  wir  in 
erster  Linie  voraussenden,  daß  der  Konsum  des  Artikels, 
als  natürliche  Folge  der  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Depression,  wesentlich  nachgelassen  hat,  da  bei  den 
teuren  Zeiten  der  Fleischkonsum  auch  in  weiteren 
Kreisen  eine  Einschränkung  erfährt.  Trotzdem  müssen 
wir  konstatieren,  daß  die  Schweiz  speziell  an  Schweine¬ 
fleisch  bei  weitem  keine  genügenden  Vorräte  besitzt  und 
sie  darin  unbedingt  an  das  Ausland  angewiesen  ist. 

Die  nachfolgenden  Zahlen  geben  ein  anschauliches 
Bild  von  der  Größe  des  Imports  während  der  ersten 
sieben  Monate  1914  im  Vergleich  zum  totalen  Jahres¬ 
import. 

Es  wurden  eingeführt: 


Lebende  Tiere 
Januar — Juli  Total  12  Monate  Wert 

Stück  Francs 

1914 . 145-876  185.905  31,945.691 

1913 . 167.979 _ 275.604  60,406.085 

Verminderung  1914  .  .  .  22.103  89.699  28,460.394 

gleich  47  Prozent. 


Eine  noch  stärkere  Verminderung  haben  die  folgenden 
Artikel  im  Berichtsjahre  erfahren: 

Verminderung 
1913  1914  1914 

Meterzentner  Prozent 
Pos.  76  b  frisches  Schweinefleich  57.182  34.223  22.959=  67 

»  76a, c  »  Kalbfleisch u.a.  52.073  22.613  29.460=130 

»  77  a,  b  »  gesalzenes  und 

geräuchertes 

Fleisch  .  .  .  13.685  6.783  6.902  =  102 

»  78  Fleischkonserven  .  .  3.968  3.178  790=  25 

i>  78  a  Gefrierfleisch  .  .  .24.039  7.636  17.403  =  225 

Die  Einfuhrverminderung  ist  am  stärksten  beim  Ge¬ 
frierfleisch,  dessen  Einfuhrziffer  für  die  ersten  sieben 
Monate  gleichlautend  mit  derjenigen  des  ganzen  Jahres 
ist,  da  infolge  der  eingangs  erwähnten  Ursachen  während 
des  Krieges  an  den  Bezug  dieses  Artikels  von  Amerika 
oder  gar  von  Australien  nicht  zu  denken  ist. 


Wenn  wir  in  unseren  früheren  Jahresbr eichten  jeweils 
auf  die  Gefahren  der  hohen  Schutzzölle  auf  Fleisch  und 
Fleischwaren  hinwiesen,  so  empfinden  wir  jetzt  die  Nach¬ 
teile  einer  unfreiwilligen  »splendid  isolation«,  deren 
Folgen  sich  für  das  laufende  Jahr  noch  gar  nicht  vor¬ 
aussehen  lassen.  Wir  wiederholen  die  schon  mehrmals 
motivierte  Behauptung,  wonach  die  Schweiz  auf  den 
Import  von  Fleischwaren  in  höchstem  Maße  angewiesen 
ist  infolge  ungenügender  Eigenproduktion  und  daß  alle 
gegenteiligen  Bestrebungen  der  Landwirtschaft  unter 
Verkennung  der  wirklichen  Sachlage  auf  Sonderinteressen 
zurückzuführensind. « 


Die  Eisenindustrie  Luxemburgs.  Dem  Jahresberichte 
des  k.  u.  k.  Konsulates  in  Luxemburg  pro  1914 
entnehmen  wir : 

Die  Eisenindustrie  Luxemburgs,  die  Hauptproduktion 
des  Großherzogtums,  hat  während  des  Jahres  1914 
einen  schweren  Stand  gehabt.  Schon  während  des  ersten 
Semesters  hatte  sie  viel  zu  leiden  unter  der  übermäßigen 
Produktion,  der  Unsicherheit,  hervorgerufen  durch  die 
beständigen  politischen  Unruhen,  sowohl  in  Europa  wie 
in  den  überseeischen  Ländern,  und  den  Folgen  der 
Balkanwirren.  Während  des  ersten  Teiles  des  Berichts¬ 
jahres  war  der  Export  eben  durch  den  Niedergang  der 
Konjunktur  im  Inland  (im  weiteren  Sinne  der  zum 
Zollverein  gehörenden  Gebiete)  stark  forciert  worden 
und  hatte  eine  Ziffer  erreicht,  welche  diejenige  des 
Vorjahres  noch  bedeutend  übertraf.  Dies  konnte  aber 
nur  unter  weichenden  Preisen  stattfinden,  so  daß  gegen 
Jahresmitte  folgende  Preisnotierungen  stattfanden:  zirka 
M.  82‘50  für  Rohblöcke,  95  M.  für  Knüppel,  also 
IO  M.  niedriger  wie  zur  gleichen  Zeit  des  Jahres  1913. 
Die  Roheisenpreise  stellten  sich  wie  folgt:  Gießerei¬ 
eisen  I  kostete  M.  74'50,  Gießereieisen  III  M.  ög'^o, 
Hämatit  M.  jg‘50.  Dank  der  vorsichtigen  Verbands¬ 
politik  wurden  die  Preise  demnach  trotz  der  rück¬ 
gängigen  Konjunktur  für  Verbandseisen  vor  allzu  jähem 
Sturz  bewahrt.  Für  Erzeugnisse,  die  nicht  durch  Ver¬ 
bände  gehalten  waren,  ist  hingegen  der  Preisunterschied 
gegen  das  Vorjahr  recht  erheblich.  Stabeisen  war  unter 
90  M.  gesunken,  also  beinahe  30  M.  niedriger  wie  1913. 

Als  der  Krieg  nun  ausbrach,  war  die  erste  Folge 
davon  die  gänzliche  Sperrung  des  Güteiverkehres  und 
der  Abzug  der  fremden  Arbeiter.  Die  Ausfuhr  von 
Rohmaterialien  und  der  Versand  der  Produkte  wurden 
unmöglich  und  sahen  sich  sämtliche  Werke  gezwungen, 
die  Hochöfen  zu  dämpfen  und  die  Stahl-  und  Walz¬ 
werke  stillzulegen.  Nur  soweit  noch  bei  einzelnen  Werken 
Koks-  und  Erzvorräte  vorhanden  waren,  konnte  ein 
ganz  beschränkter  Betrieb  aufrechterhalten  werden. 
Von  46  Hochöfen  konnten  im  Anfang  nur  8 — 9  in 
Betrieb  gehalten  werden,  später  wurde  diese  Zahl  auf 
4 — 5  reduziert.  Erst  gegen  Mitte  September  trafen  die 
ersten  Kokszüge  wieder  ein,  was  die  Wiederauflebung 
von  m  ehreren  Hochöfen  gestattete ;  auch  einzelne  Stahl- 
und  Walzwerke  konnten  den  Betrieb  wieder  aufnehmen, 
jedoch  mit  sehr  beschränkter  Produktion.  Anfangs  No¬ 
vember  wurde  der  Versand  wieder  aufgenommen.  Gegen 
Ende  des  Jahres  konnten  die  Erzgruben,  welche  bis 
dahin  nur  das  Quantum  Erz,  welches  die  geringe  Zahl 
der  Hochöfen  benötigte,  förderten,  ihre  Ausbeute  ver¬ 
mehren,  soweit  es  die  vorhandene  Anzahl  von  Arbeitern 
gestattete.  Die  Nachfrage  nach  Erz  war  recht  bedeutend 
wegen  der  Unmöglichkeit,  Erze  aus  dem  Becken  von 
Briey  und  den  überseeischen  Ländern  zu  beziehen. 

Die  Ausbeute  der  Erzgruben  betrug  im  ganzen 
in  1913  7,333.372  /  und  in  1914  5,007.457  welche 
einen  Wert  darstellen  von  21,965.817  Francs  in  1913 
und  von  15,826.513  Francs  in  1914.  Der  Durchschnitts- 
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preis  pro  /  betrug  Francs  2*99  in  1913  und  Francs  3' 16 
in  1914.  Die  Zahl  der  Erzgrubenarbeiter  belief  sich  in 
1913  auf  5807,  in  1914  auf  4391. 

Auf  die  drei  Erzbecken  verteilen  sich  diese  Ziffern 
wie  folgt  pro  1914: 


Esch  a/Alzette  .  .  .  . 
Düdelingen-Rümelingen  . 
Differdingen-Petingen  .  . 

Tonnen 

1,365.912 

1,796.67s 

1,844.870 

Francs 

4.336.585 

5,998.221 

5.491-707 

5.007-457 

15,826.513 

Hoch 

Öfen: 

Zahl  der  Öfen  .  .  . 

1913 

1914 

45 

47 

Produktion ; 

Ton 

n  e  n 

I.  Puddelroheisen  .  .  . 

15.360 

11.205 

2.  Thomasroheisen  •  .  . 

2,360.487 

1.714.502 

3.  Gießereiroheisen  .  .  . 

172.013 

101.563 

Total 

2,547.860 

1,827.270 

Wert: 

Fra 

n  c  s 

I.  Puddelroheisen  .  .  . 

1 ,045.060 

671.379 

2.  Thomasroheisen  .  .  . 

151,262.572 

106.630.317 

3.  Gießereiroheisen  .  .  . 

11,051.528 

6,228.465 

Total  .  . 

163,359.160 

113,530.161 

1913 

1914 

Preis  pro 

t  in  Francs 

64.116 

6.060 

Ton 

n  e  n 

Verbrauchtes  Erz  .  . 

8,653.670 

6,137.609 

Zahl  der  Arbeiter  .  . 

5-233 

4.010 

Die  Roheisenerzeugung  in  Luxemburg  und  deren 


während 

der  letzten 

IO  Jahre  betrug 

Produktion  in  t 

Wert  in  Francs 

1905  .  . 

.  1,368.251 

82,338.600 

6o‘I7 

1906  .  . 

•  1,460.105 

91.345-435 

6256 

1907  .  . 

.  1,484.872 

103,642.207 

69-56 

1908  .  . 

.  1,299.918 

86,775.116 

6675 

1909  .  . 

- 1.552.590 

91.755-516 

59'23 

1910  .  . 

.  1,682.519 

100,777.961 

59  89 

1911  .  . 

.  1,728.973 

102,165.567 

59-09 

1912  .  . 

.  2,252.229 

i3S.788.759 

60-29 

1913  .  - 

.  2,547.861 

l63.359.l60 

64-116 

1914  .  . 

.  1,827.270 

113,170.161 

66-60 

Tonnen 


I.  Roheisen  .  . 

2,228.913 

2.  Ferromangan 

2.887 

3.  Schrott  .  .  . 

36.873 

4.  Erze  .  .  ,  , 

9-399 

5.  Kalk  .  .  . 

164.439 

Wal 

z  w  e  r  k  e  : 

Zahl  der 

Walzwerke 

5- 

Produktion  : 

Menge 

Wert 

Tonnen 

Francs 

Halbzeug . 

41.238.070 

Eisenbahnoberbaumaterial  80.702 

12,044.180 

Träger . 

30,076.457 

Stabeisen 

25.177.181 

Walzdraht . 

6.470.426 

Bandeisen . 

765.619 

Schmiedestücke  .  .  , 

1-540 

175.000 

Abfälle . 

8,234-374 

Schlacken . 

360.687 

Zahl  der  Arbeiter 

4135- 

Summe  der  Löhne 

8,263.710  Francs. 

Verbrauch  an  Rohblöcken  1,123.105  t. 

Übersicht  der  Stahl-  und  Eisenproduktion  und  deren 
Wert  während  der  letzten  10  Jahre: 


Rohblöcke 

Halbzeug 

Fertig¬ 

fabrikation 

Total¬ 

produktion 

Wert 

i  n  T 

0  n  ne 

n 

Francs 

1905 . 

.  40.490 

142.841 

214.612 

397-943 

40,725.780 

1906 . 

.  II. 135 

163-673 

260.477 

435-285 

48,198.481 

1907 . 

.  6.291 

169.038 

268.939 

444.268 

51,343.214 

1908 . 

•  21.443 

172. 1 14 

267.319 

460.576 

60,191.596 

1909 . 

.  2.109 

217.723 

315-370 

535-202 

66,543-354 

1910 . 

-  9-417 

212  882 

376.011 

598.307 

74.951-554 

1911 . 

.  7.760 

278.637 

429.797 

716.194 

89,239.236 

1912 . 

-  7-145 

376.330 

363-709 

917.184 

125,481.037 

1913  • 

.  47.082 

490.510 

674-635 

1,882.227 

150,689.761 

1914 . 

.  5-685 

385.148 

563-052 

953.886 

116,349.064 

Die  Bagdadbahn.  Der  Geschäftsbericht  der  Bagdad- 


Gießereien: 


191S 

1914 

Zahl  der  Gießereien  .... 

9 

9 

Produktion  : 

Ton 

n  e  n 

I.  Geschirrguß  . 

1-552 

329 

70 

— 

3.  Maschinen  und  Verschiedenes 

.  24.890 

22.562 

Total  . 

26.512 

22.954 

Wert: 

1913 

1914 

Fra 

n  c  5 

I.  Geschirrguß . 

.  606.374 

150.797 

2.  Röhren . 

14-750 

— 

3.  Maschinen  und  Verschiedenes 

.  4,348.836 

4.107-305 

Total  . 

.  4,969.960 

4,258.102 

Durchschnittspreis  pro  t  .  . 

-  187-45 

185-51 

Zahl  der  Arbeiter . 

432 

831 

Die  Gießereiproduktion  und  deren  Wert  während  der 
letzten  10  Jahre  betrug: 


Produktion  in  t 

1905  - 

.  13.628 

1906 . 

.  16.877 

1907 . 

.  13-054 

1908 . 

.  16.382 

1909 . 

- 15-442 

1910 . 

.  17.218 

1911 . 

.  16.002 

1912 . 

.  20.199 

1913  - 

,  26.513 

1914 . 

-  22.954 

Wert  in  Francs 

Preis  pro  t 
in  Francs 

2,077.409 

152-44 

2.407.915 

14270 

2,829.084 

15670 

2,738.811 

167-18 

2,506.826 

162-34 

2,71 1.987 

157-58 

2,360.070 

147-48 

.3,046.304 

145-83 

4,969.960 

187-45 

4,258.102 

185-51 

Stahlwerke; 


1913 

1914 

Zahl  der  Stahlwerke . 

7 

6 

Produktion  : 

Menge 

Wert 

Tonnen 

Francs 

I. 

Rohblöcke . 

1,128.791 

77.097.187 

2. 

Stahlformguß  und  aus  Elektrostahl- 

Öfen . 

7.704 

3.093-750 

3- 

Schlacken,  zur  Vermahlung  zu 

Thomas  schlackenmehl  bestimmt  . 

255-951 

4,072.375 

4- 

Andere  Schlacken . 

11.946 

51-797 

Zahl  der  Arbeiter  1088. 

Summe  der  Löhne  2,203.341  Francs. 


Verbrauch  an  Rohmaterialien  : 


bahn-Gesellschaft  für  1914  erwähnt,  wie  wir  der 
•Frkf.  Ztg.«  entnehmen,  daß  auf  Grund  eines  Verwaltungs¬ 
ratsbeschlusses  der  bis  31.  Dezember  1914  laufende 
Vertrag  mit  der  Anatolischen  Eisenbahngesellschaft,  be¬ 
treffend  den  vorläufigen  Betrieb  der  eröffneten  Teil¬ 
strecken,  zu  den  gleichen  Bedingungen  auf  ein  weiteres 
Jahr  verlängert  wurde.  Die  im  Anfang  des  Berichtsjahres 
energisch  geförderten  Bauarbeiten  wurden  bei  Ausbruch 
des  Krieges  im  großen  und  ganzen  eingestellt.  Immerhin 
sei  der  Bau  derjenigen  Strecken  weiter  gefördert  worden, 
die  ohne  große  Nachteile  nicht  abzubrechen  waren  oder 
zu  ihrer  Betriebsvollendung  eines  unverhältnismäßig  ge¬ 
ringeren  Aufwandes  an  Mitteln  bedurften.  So  konnten 
während  des  Krieges  nicht  nur  die  Strecken  Sumike — 
Istabolat  und  Istabolat — Samarra  dem  Betrieb  übergeben 
werden,  sondern  es  gelang  weiter,  im  laufenden  Jahre 
die  große  Euphratbrücke  zu  vollenden  und  den  rund 
5  km  langen  Tunnel  bei  Bagtsche,  den  längsten  der 
ganzen  Bagdadbahn,  durch  den  Amanus  durchzuschlagen. 
Ebenso  dürfte  der  zweite  Teil  der  Strecke  jenseits  des 
Euphrats  bei  Ras-ul-Ain  demnächst  eröffnet  werden 
können. 

Zu  der  während  des  ganzen  Jahres  hindurch  im  Be¬ 
trieb  befindlichen  Streckenlänge  von  667  km  kam  die 
Strecke  Bagdad — Sumike  mit  61  km,  Dscherablis  Teil 
nach  Ebiad  mit  \oo  km,  Sumike — Istabolat  mit  Tft  km 
und  Istabolat — Samarra  mit  20  km.  Auf  der  Zweigbahn 
Toprakkale — Alexandrette  unterbrachen  vom  24.  No¬ 
vember  bis  13.  Dezember  gewaltige  Überschwemmungen 
stellenweise  den  Verkehr.  Vom  20.  Dezember  ab  mußte 
der  Betrieb  infolge  kriegerischer  Ereignisse  auf  dieser 
Teilstrecke  eingestellt  werden.  Für  das  Netz  mit  Pauschal¬ 
garantien  betrugen  die  Bruttoeinnahmen  6'i4  (2'3i)  Mil¬ 
lionen  Francs.  Die  kilometrische  Einnahme  ist  von  37^^ 
Francs  auf  8178  gestiegen.  Die  Zahl  der  beförderten 
Personen  betrug  auf  dem  garantierten  Netz  597-675 
(407.474),  auf  der  Zweigbahn  103.318  (8186  bei  61  Be- 
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triebstagen).  Der  Gütertransport  stellte  sich  auf  dem 
garantierten  Netz  auf  116.194  (78.645)^  und  auf  der 
Zweigbahn  auf  9065  t.  Der  Pforte  stehen  auf  Grund  der 
Konvention  mit  der  Gesellschaft  2,939.983  Francs  zu, 
während  sie  im  Vorjahre  zur  Auffüllung  der  garantierten 
kilometrischen  Einnahmeziffer  416.295  Francs  zu  ver¬ 
güten  hatte.  Zum  erstenmal  ist  in  diesem  Jahre  dem 
Abschluß  eine  Betriebsrechnung  beigefügt.  Danach  treten 
zu  den  erwähnten  Einnahmen  von  6' 14  Millionen  Francs 
auf  der  Hauptlinie  0^43  Millionen  Francs  auf  der  Zweig¬ 
linie.  Anderseits  waren  3  08  Millionen  Francs  Vergütung 
für  den  Betrieb  an  die  anatolische  Bahngesellschaft  zu 
entrichten.  Der  Betriebsüberschuß  beziffert  sich  auf 
545.021  (279.977)  Francs.  Diverse  Einnahmen  erbrachten 
136.373  (60.394)  Francs,  für  Zinsen  waren  465.962 
Francs  aufzuwenden,  während  im  Vorjahre  659.683 
Francs  vereinnahmt  wurden.  Verwaltungsspesen  erforderten 
120.035  (12 1.999)  Francs. 

Einschließlich  309.480  (271. 515)  Francs  Vortrag  ergibt 
sich  ein  Reingewinn  von  404.878  (1,147.032)  Francs.  In 
Anbetracht  der  durch  den  Krieg  geschaffenen  Verhält¬ 
nisse  wird  von  der  Verteilung  einer  Dividende  abge¬ 
sehen  und  der  Überschuß  vorgetragen,  während  im 
Vorjahre  nach  Dotierung  der  Reserve  mit  87.552  Francs 
eine  Dividende  von  5  Prozent  verteilt  wurde.  Auf  den 
Mitte  Juni  1908  gewährten  Vorschuß  von  300.000  L.  tq. 
schuldete  die  türkische  Regierung  der  Gesellschaft  bei 
Jahresschluß  noch  122.984  L.  tq.  Die  für  die  dritte  Teil¬ 
strecke  als  Staatssubention  übergebenen  119  Millionen 
Francs  Obligationen  der  Bagdadanleihe  Serie  III  sind 
noch  immer  unbegeben  und  erscheinen  in  der  Bilanz 
auf  beiden  Seiten.  Bei  115  Millionen  Francs  Grund¬ 
kapital  waren  von  den  Obligationen  Serie  I  53‘o6  (53'i5) 
Millionen  Francs  und  Serie  II  I07'23  (wie  im  Vorjahre) 
Millionen  Francs  begeben.  Anderseits  stehen  zu  Buch 
die  Strecke  Konia — Boulgourlou  mit  49'28  (49^38)  Mil¬ 
lionen  Francs,  Boulgourlou — Helif  mit  19171  (i6i'26) 
Millionen  Francs,  Toprakkald — Alexandrette  mit  9'2  2 
(8^69)  Millionen  Francs  und  Helif — Bagdad  mit  23'43 
(i4'5o)  Millionen  Francs,  insgesamt  also  mit  276^64 
(233‘83)  Millionen  Francs.  Die  laufenden  Verbindlich¬ 
keiten  haben  sich,  da  es  auch  im  vergangenen  Jahre 
nicht  möglich  war,  die  Obligationen  Serie  III  zu  reali¬ 
sieren,  weiter  von  Francs  73^62  auf  nicht  weniger  als 
ii5'25  Millionen  Francs  erhöht.  Der  Vorschuß  an  die 
türkische  Regierung  ist  mit  2'8o  (3'io)  Millionen  Francs 
aufgeführt,  während  bei  Debitoren  6‘4i  (ii'4o)  Mil¬ 
lionen  Francs  standen  neben  i'35  (o)  Millionen  Francs 
Restschuld  der  türkischen  Regierung  für  geleistete 
Militärtransporte.  Der  Status  hat  somit  eine  weitere  An¬ 
spannung  erfahren. 


Levante-Handbuch,  herausgegeben  vonDavisTrietsch.  Dritte, 
wesentlich  vermehrte  Auflage,  mit  eingedruckten  Kartenskizzen 
und  einer  Karte  in  Farbendruck.  Gea-Verlag  G.  m.  b.  H.  Berlin. 
5  53  Seiten.  Preis  lO  M. 

Die  dritte  Auflage  des  bekannten  Handbuches  ist  mit  Erfolg 
bemüht,  an  Reichhaltigkeit  und  Zuverlässigkeit  des  Informations¬ 
materials  die  beiden  früheren  Auflagen  noch  zu  übertreffen. 
Unter  anderem  ist  eine  Anzahl  neuerer  deutscher  Konsular¬ 
berichte  über  einzelne  Orientgebiete  an  passender  Stelle  wörtlich 
aufgenommen  worden.  Das  im  zweiten  Halbjahr  1914  abge¬ 
schlossene  Handbuch  gibt  begreiflicherweise  nur  den  Zustand 
unmittelbar  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  wieder.  Trietsch’ 
reichhaltiges  Nachschlagwerk  hat  derzeit  auf  erhöhtes  Interesse 
zu  rechnen,  da  der  Weltkrieg  gerade  in  die  Verhältnisse  zahl¬ 
reicher  Orientgebiete  durch  die  Erklärung  des  heiligen  Krieges, 
durch  Japans  gewalttätiges  Vorgehen  gegen  China,  durch  die 
indischen  Unruhen  gegen  die  britischen  Beherrscher,  durch  Ser¬ 
biens  und  Montenegros  Kampf  gegen  Österreich-Ungarn  etc.  auf 
das  tiefste  eingegriffen  hat. 

Technik  des  Versicherungswesens  (Versicherungs-Betriebs¬ 
lehre)  von  Dr.  Hans  Hilbert,  Sammlung  Göschen  Nr.  741. 
Berlin  I914.  155  Seiten.  Preis  M.  O'go. 

Dieses  Bächlein  behandelt  in  klarer  übersichtlicher  Form  die 
Grundlagen  des  Versicherungswesens,  und  zwar  weniger  mit  dem 
Ziel,  das  Versicherungswesen  im  Zusammenhang  der  volkswirt¬ 
schaftlichen  Einrichtungen  und  Zustände  zu  erfassen,  als  viel¬ 
mehr  im  Sinn  der  Privatwirtschaftslehre,  indem  der  Betrieb  des 
Versicherungsgeschäftes  in  seinen  Einzelheiten  dargestellt  wird. 
Von  größerer  allgemeiner  wirtschaftlicher  Bedeutung  ist  ins¬ 
besondere  der  IV.  Abschnitt  »Die  Lebensversicherungsgesell¬ 
schaften  als  Kreditinstitute«.  Von  Wert  ist  ein  Literaturnach¬ 
weis,  der  denjenigen,  die  eingehendere  Studien  vornehmen  wollen, 
die  Möglichkeit  hierzu  bietet. 

Schweizerisches  Finanzjahrbuch  i9i4.  16.  Jahrgang,  redigiert 
von  Professor  J.  Steiger  in  Bern  unter  Mitwirkung  mehrerer 
schweizerischer  volkswirtschaftlicher  Fachmänner.  Bern  19 14. 
Druck  und  Verlag  von  Neukomm  &  Zimmermann.  648  Seiten. 

Dieses  Jahrbuch  verdient  allen  denjenigen  auf  das  wärmste 
empfohlen  zu  werden,  die,  sei  es  um  praktisch-geschäftlicher 
Zwecke,  sei  es  um  witsenschaftlicher  Studien  willen,  die  kapita¬ 
listische  Seite  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  des  Näheren 
kennen  lernen  wollen.  Es  enthält  als  Kern  knappe,  dabei  aber 
das  Wissenswerteste  bringende  Mitteilungen  über  die  Industrie- 
und  Bankgesellschaften  der  Eidgenossenschaft  und  im  Anschluß 
daran  eine  Reihe  wertvoller  Darlegungen  über  einzelne  Erschei¬ 
nungen  der  schweizerischen  Volkswirtschaft,  so  über  die  dor¬ 
tigen  Staats-  und  Privatbahnen,  über  das  Versicherungswesen, 
über  die  Finanzen  des  Bundes,  der  Kantone  und  der  Gemeinden, 
über  die  Errichtung  eines  Staatsschuldbuches,  über  Aktienkurse, 
Handels-  und  Zollstatistik,  über  Edelmetall-  und  Währungsver¬ 
hältnisse  mit  besonderem  Hinblick  auf  das  Münzwesen  der 
Schweiz,  schließlich  Ausführungen  über  die  Stellung  der  Schweiz 
ira  Weltmarkt  sowie  über  den  schweizerischen  Geldmarkt  wäh¬ 
rend  des  Jahres  1913/14.  Das  Jahrbuch  stellt  im  allgemeinen 
die  Zustände  und  Verhältnisse  unmittelbar  vor  dem  Weltkrieg 
dar,  in  dessen  ersten  Monaten  es  abgeschlossen  wurde. 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./,,  Berggasse  16,  unter  den  beigesetzten  Geschäflszahlen  zu  erfragen.) 


Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 
für  Artikel  aller  Art  in  Brasilien  (14.022); 
für  diverse  Artikel  in  Aleppo  (8511)  ; 
für  Lebenzmittel  nnd  Toiletteartikel  in  Buenos  Aires 
(20.272); 

für  Gablonzer  Knöpje  und  Prager  Handschuhe  (  2 1.940) ; 
für  diverse  Artikel  in  Kreta  21.070); 


alle  Artikel  für  Argentinien.  (12.208) ; 
alle  Artikel  für  Kolumbien  (8714); 
für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 

Vorliegende  Spezialberichte: 
über  den  Absatz  von  Baumzvollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Ambien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 


Der  heutigen  Nummer  liegt  der  Materien-,  Autoren-,  Waren-  und  Länderindex  für  das  I.  Semester 
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DIE  INDUSTRIE-AUSSTELLUNG  IN 
LONDON. 

Aus  Berlin  wird  uns  geschrieben: 

Anhergelangte  englische  Zeitungsnachrichten  stellen 
die  von  den  britischen  Board  of  Trade  in  der  Agri¬ 
cultural  Hall  in  London  vom  10.  bis  21.  Mai  1.  J.  ver¬ 
anstaltete  Industrie- Ausstellung  als  einen  großen  Erfolg 
dar.  Bekanntlich  war  diese  Ausstellung  hauptsächlich 
zu  dem  Zwecke  abgehalten  worden,  um  dem  englischen 
Publikum  die  Entbehrlichkeit  der  bisher  von  den  euro¬ 
päischen  Zentralmächten  nach  England  eingeführten  Ar¬ 
tikel  und  deren  Ersetzung  durch  solche  englischer  Pro¬ 
venienz  vor  Augen  zu  führen. 

Den  oben  erwähnten  Zeitungsnachrichten  zufolge  be¬ 
lief  sich  die  Anzahl  der  Aussteller  auf  ungefähr  650; 
dieselben  verteilten  sich  nach  den  verschiedenen  Indu- 
striezw'eigen  wie  folgt: 

Papier-  und  Buchbinderwaren . 180 

Steingut,  Porzellan-  und  Glaswaren . 100 

Messerschmiedwaren,  galvanisierte  Waren,  Uhren, 

Goldschmiedearbeiten  u.  s.  w . 140 

Luxuswaren . 100 

Spielwaren . 100 

Über  diese  einzelnen  Abteilungen  enthielten  die  engli¬ 
schen  Zeitungen  insbesondere  nachstehende  Ausfüh¬ 
rungen: 

Papier-  und  Buchbinder  waren:  Hier 
lenkten  die  Ausstellungserzeugnisse  die  allgemeine  Auf¬ 
merksamkeit  auf  den  großen  Fortschritt,  welcher  von  den 
englischen  Druckern  im  Farbendrucke,  insbesondere  in 
dem  Drei-  und  Vierfarbendrucke  und  in  der  Collotypie, 
erreicht  worden  ist.  Maschinell  gedruckte  Photogravüren, 
speziell  Reproduktionen  von  berühmten  Gemälden,  hatten 
einen  hohen  Grad  von  Vervollkommnung  erreicht.  Im 
Buchbinderfach  zeigten  verschiedene  ausgestellte  Gegen¬ 
stände  den  erfolgreichen  Wettbewerb  mit  deutschen  Er¬ 
zeugnissen,  insbesondere  hinsichtlich  von  Wandkalendern, 
Weihnachtskarten  aus  Zelluloid  u.  s.  w.  Bedeutender 
Fortschritt  wurde  seit  Kriegsbeginn  in  der  Herstellung 
von  Elfenbein-Imitations-  und  anderen  Papieren  erzielt. 
Allgemeine  Befriedigung  wurde  ausgedrückt  über  die 
große  Anzahl  von  Nachfragen  und  über  das  allgemeine 
Interesse,  welches  diese  Abteilung  der  Ausstellung  her¬ 
vorgerufen  hat. 

Steingut,  Porzellan-  und  Glas  waren: 
Der  größte  Teil  der  erteilten  Aufträge  dieser  Abteilung 
entfiel  auf  .die  billigeren  Arten  von  Steingut  und  Por¬ 
zellanwaren.  Die  Fabrikanten  waren  in  der  Lage,  zahl¬ 
reiche  neue  Geschäftsbeziehungen  anzuknüpfen  und 
dürfte  ihnen  auch  später  die  Möglichkeit  geboten  sein, 
zahlreiche  neue  Artikel  einzuführen.  Eine  besondere  Se¬ 
henswürdigkeit  der  Glasabteilung  war  die  Vorführung 
von  zahlreichen  Beleuchtungsartikeln  aus  Glas,  speziell 
von  solchen,  die  bisher  ausschließlich  oder  zum  größten 
Teil  in  Deutschland  oder  in  Österreich  hergestellt  waren; 
so  z.  B.  Lampenzylinder,  elektrische  Bogenlampen,  Glüh¬ 
lampen,  dioptrische  Linsen  u.  dgl.  Die  Ausstellung  von 
feineren  Arten  von  Flintglas,  Tisch-  und  Dekorations¬ 
gegenständen  zeigten  die  angeblich  hohe  Leistungs¬ 
fähigkeit  der  englischen  Industrie  in  der  Erzeugung  der 
besten  Waren  dieser  Art  in  der  Welt,  während  die  billi¬ 
geren  Qualitäten  von  gepreßtem  und  geblasenem  Glas 
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gleichfalls  sehr  gut  vertreten  waren  und  Anlaß  zu  der 
Annahme  gaben,  daß  auch  der  Markt  in  solchen  Erzeug¬ 
nissen  im  namhaften  Umfange  erobert  und  nach  dem 
Krieg  behauptet  werden  würde.  Im  Hinblick  auf  die 
bedeutenden  Nachteile,  unter  welchen  der  Handel  in¬ 
folge  des  Krieges  leidet,  waren  begreiflicherweise  große 
Schwierigkeiten  zu  überwinden  bei  der  Ausführung  und 
Beantwortung  der  zahlreichen  Aufträge  und  Anfragen, 
doch  weist  alles  auf  eine  nahmhafte  Steigerung  der 
Beschäftigung  hin,  sobald  wieder  normale  Verhältnisse 
in  diesem  Industriezweige  hergestellt  sein  werden. 

Galvanisierte  Waren,  Messerschmied¬ 
waren  und  Goldschmiedearbeiten;  In 
dieser  Abteilung  erzielten  diejenigen  Firmen,  welche 
Neuheiten  brachten,  ein  sehr  großes  und  lohnendes  Ge¬ 
schäft.  Imitationen  von  billigen  Artikeln  waren  begreif¬ 
licherweise  am  meisten  gesucht,  doch  in  zahlreichen 
Fällen  zeigten  sowohl  fremde,  als  auch  englische  Käufer 
großes  Interesse  für  teurere  Waren  und  waren  bereit, 
auch  ziemlich  namhafte  Geschäftsbeziehungen  einzu¬ 
gehen. 

Die  Anfragen  von  fremden  Käufern,  insbesondere  von 
russischen  und  skandinavischen  in  dieser  Abteilung 
unterrichteten  die  Erzeuger  weit  besser  über  die  Art  von 
Waren,  welche  daselbst  begehrt  sind,  als  dies  irgendwie 
durch  Informationen  hätte  erzielt  werden  können.  Ge¬ 
schäftshäuser,  deren  Betriebe  zu  sehr  beschäftigt  sind, 
als  daß  sie  in  der  Lage  wären,  größere  Kontrakte  ein¬ 
zugehen,  waren  selbstverständlich  geneigt,  nur  kleine 
Aufträge  zu  übernehmen.  Gleichwohl  wird  es  ihnen  da¬ 
durch  möglich  sein,  in  Verbindung  mit  den  verschiedenen 
Märkten  zu  bleiben;  nur  wenigen  Firmen  mißlang  es, 
mit  neuen  Käufern,  insbesondere  mit  fremden  Käufern 
in  Verbindung  zu  kommen. 

Luxus  waren  und  Spielzeug:  Von  allen 
Artikeln  dieser  Abteilung  wird  berichtet,  daß  namhafte 
Aufträge  infolge  dieser  Ausstellung  zur  Annahme  ge¬ 
langt  sind.  Diese  Aufträge  stammten  von  allen  Teilen 
der  Erde,  namentlich  von  den  britischen  Kolonien,  Süd¬ 
amerika  und  dem  fernen  Osten. 

Im  Zusammenhänge  mit  dieser  Ausstellung  war  auch 
ein  kommerzielles  Auskunftsbureau  in 
einem  Annex  dieser  Ausstellung  errichtet,  woselbst  Er¬ 
zeuger  und  Käufer  von  englischen  Waren  über  alle  ein¬ 
schlägigen  Fragen,  speziell  über  Adressen  von  englischen 
Erzeugnissen,  die  nicht  zur  Ausstellung  gelangt  waren, 
über  Listen,  über  Verzeichnisse  von  Importeuren,  von 
Waren  und  fremden  Ländern,  über  die  Höhe  der  Ein¬ 
fuhrzölle  und  über  die  Zollvorschriften,  über  die  Fracht¬ 
verhältnisse  und  Verschiffungsgelegenheiten,  über  Han¬ 
delsstatistik,  Vorschriften  über  Handelsreisende  u.  s.  w. 
sich  informieren  konnten. 

Da  diese  Ausstellung,  wie  aus  vorstehendem  hervor¬ 
geht,  insbesondere  auch  auf  die  Bekämpfung  unseres 
bisherigen  Exportes  nach  England  und  Übersee  gerichtet 
ist,  ist  vorstehende  Zeitungsmeldung,  welche  bezeich¬ 
nenderweise  positive  Daten  oder  Ziffern  über  den  an¬ 
geblichen  großen  Erfolg  dieser  Veranstaltung  nicht  mit¬ 
teilt,  sondern  nur  in  allgemeinen  Ausdrücken  denselben 
hervorhebt,  auch  für  unsere  Interessenten  bemerkens¬ 
wert. 


LISTE  DER  IM  III.  UND  IV.  QUARTAL  1914  ER¬ 
TEILTEN  VEREDLUNGS  VERKEHRSBEWIL¬ 
LIGUNGEN. 

(Amtliche  Mitteilung.) 

Im  III.  und  IV.  Quartal  1914  wurden  in  den  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  sowie 
in  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  nach¬ 
folgende  Bewilligungen  zu  Veredlungsverkehren  neu 


erteilt,  beziehungsweise  von  den  Finanzlandesbehörden 
im  eigenen  Wirkungskreise  verlängert: 

Zwei  Schokoladefabriken: 

Mit  Kakaobohnen  gegen  Ausfuhr  von  Kakao¬ 
butter  und  Kakaopulver,  beziehungsweise  Schokolade 
und  Schokoladefabrikaten. 

Einem  Reisschälunternehmen; 

Mit  Reis  zum  Polieren. 

Einer  Wachswarenfabrik; 

Mit  Bienenwachs  zum  Reinigen  und  Bleichen. 

Einem  Konservenfabrikanten: 

Mit  Olivenöl,  Drahtstangen  und  Weiß¬ 
blech  zur  Herstellung  von  Büchsen  zwecks  deren 
Füllung  mit  Fischkonserven  (Sardinen  in  Blechdosen). 

Einem  Appreteur; 

Mit  schon  gefärbten  Baumwollmoles- 
k  i  n  s  und  rohen  und  gefärbten  Baumwoll- 
und  Kordsamten  zum  Überdrucken. 

Einem  Färber; 

Mit  Wollstoffen  zum  Walken  und  Färben. 

Einer  Hutfabrik: 

Mit  Hutgeflechten  aus  Holzspan,  Stroh 
oder  Hanf  und  solchen  Hutstumpen  zum 
Bleichen  und  Färben. 

Einer  Stickereifirma: 

Mit  genähten  und  gesäumten  Taschen¬ 
tüchern  aus  Baumwolle,  Leinen  etc.  zum 
Besticken  mit  Monogrammen. 

Mehreren  Firmen: 

Mit  diversen  Textilwaren  zur  Erzeugung 
von  Putzartikeln. 

Mehreren  Konfektionären: 

Mit  Geweben  aller  Art  (ausgenommen 
L  e  i  n  e  n  g  e  w  e  b  e)  zur  Anfertigung  von  Herren-  und 
Knabenkleidungen. 

Einer  Aktiengesellschaft: 

Mit  Baumwollwaren  und  Seidengeweben 
zur  Erzeugung  gummierter  Gewebe,  Kleidungen,  Lawn 
Tennis-Bällen,  Stoffkissen,  Schwimmgürteln  und  Pneu¬ 
matiks  sowie  mit  eisernen  Walzen  zum  Neu¬ 
beziehen  mit  Gummi. 

Mehreren  Schuhfirmen; 

Mit  verschiedenem  Sohlen-  und  Ober¬ 
leder,  Kunstlederpappe,  Stoffen  aller 
Art  (ausgenommen  Leinenstoffe)  zur  Erzeugung  von 
Schuhwaren. 

Einem  Handschuhmacher: 

Mit  Seidenfutterstoffen  zum  Füttern  von 
Lederhandschuhen,  ferner  mit  baumwollenem  und 
seidenem  Trikotstoff  zur  Handschuherzeu¬ 
gung. 

Einem  Unternehmer: 

Mit  Ansichtskarten  und  Diapositiven 
zum  Kolorieren. 

Zwei  Firmen; 

Mit  Zigarettenpapier  zum  Aufkleben  von 
Kork  und  Blattmetallblättern  oder  anderen  passenden 
Adjustierungen. 

Einem  Instrumentenmacher: 

Mit  Decken  von  Saiteninstrumenten 
zum  Auslegen  mit  Perlmutter  oder  Schildpatt. 
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Einer  Möbelfabrik: 

Mit  Furnierplatten  und  Furniersitz¬ 
brettern  zum  Polieren,  beziehungsweise  zur  Möbel¬ 
erzeugung. 

Einer  Pfeifenfirma: 

Mit  Holz-  und  Meerschaumpfeifen  sowie 
fertigen  Zelluloidspitzen  zur  Montierung 
und  Anfertigung  von  Etuis. 

Einem  Pfeifenerzeuger: 

Mit  Zigarettenspitzen  aller  Art  zur 
Montierung,  Beizung,  Anfertigung  von  Etuis  oder  zur 
Weiterbearbeitung  durch  Nachbohren,  Schleifen  und 
Polieren. 

Einer  Unternehmung: 

Mit  Korkstöpseln  zum  Einbrennen  von  Firma¬ 
marken. 

Einer  Flaschenfabrik: 

Mit  Flaschenverschlüssen  aus  Eisen¬ 
draht  zum  Anmontieren  an  Flaschen. 

Einer  Firma: 

Mit  Weißporzellan  und  Porzellan  mit 
Goldrand  zum  Bemalen. 

Einer  Gesellschaft: 

Mit  Roh-  und  Alteisen,  Stahlabfällen 
und  Eisenlegierungen  zur  Erzeugung  von  In- 
gots,  Zaggeln,  Platinen,  Stabeisen  und  Schmiedestücken. 

Einer  Fabrik: 

Mit  Alt-,  Bruch-  und  Roheisen,. Ingots 
und  Zaggeln  zur  Herstellung  von  Stabeisen,  Nägeln, 
Drähten,  Drahtstiften  etc. 

Einer  Firma: 

Mit  Blechen  zum  Hämmern,  Lackieren,  Email¬ 
lieren,  Vernickeln  oder  Dessinieren. 

Zwei  Fabriken: 

Mit  diversen  Materialien  (eisernen 
Trägern,  Stabeisen,  Schwarzblechen  fetc.) 
zur  Herstellung  von  Eisenkonstruktionen. 

Einer  Zuckerwarenfirma: 

Mit  verzinntem  Eisenblech  zur  Dosen¬ 
erzeugung. 

Einer  Industriegesellschaft: 

Mit  Weißblech  zur  Erzeugung  von  Blech¬ 
emballagen. 

Einer  Raffinerie: 

Mit  Weißblech  zur  Herstellung  von  Petroleum- 
karnistern. 

Einer  Konservenfabrik: 

Mit  Schwarz-  und  Weißblech  zur  Erzeugung 
von  Reklametafeln,  Schachteln,  Büchsen  u.  dgl.  in 
leerem  Zustande  oder  auch  gefüllt  mit  Konserven  (ge¬ 
trockneten  Schwämmen,  Obst,  Tomaten  etc.). 

Mehreren  Firmen: 

Mit  Schwarz-,  Weiß-  und  anderen  Ble¬ 
chen  aus  unedlen  Metallen,  Fassoneisen, 
Eisendraht  etc.,  zur  Verfertigung  von  Haus-  und 
Küchengeräten. 

Einem  Unternehmer: 

Mit  Roheisen  zur  Erzeugung  von  emailliertem 
oder  verzinktem  Geschirr,  beziehungsweise  von  email¬ 
lierten  Armaturbestandteilen  zu  elektrischen  Glüh¬ 
lampen. 

Einer  Firma: 

Mit  Schwarz-  und  Weißblech  zur  Her¬ 
stellung  von  Plakaten. 


Einem  Gabelwerk: 

Mit  Stahl-  und  rohen  Holzstielen  gegen 
Ausfuhr  von  landwirtschaftlichen  Gabeln. 

Mehreren  Sensenwerken: 

Mit  Stahl  in  Stäben  zur  Sensenerzeugung. 

Einem  Eisenwerk: 

Mit  diversen  eisernen  Bestandteilen 
von  Gaskochern  und  Gasherden  behufs  Email¬ 
lierung. 

Einer  Werkzeugfabrik: 

Mit  Stabeisen  und  Zaggeln  zur  Werkzeug¬ 
verfertigung. 

Einer  Eisen-  und  Stahlwerksgesellschaft: 

Mit  Alteisen  zur  Erzeugung  von  Grob-  und  Fein¬ 
streckwaren,  Drähten  aller  Art,  verkupferten  Möbel¬ 
federn,  Drahtstiften,  Huf-  und  Sohlennägeln. 

Mehreren  Firmen: 

Mit  Stabeisen  zur  Nägelerzeugung. 

Einer  Fabrik: 

Mit  Blechen  zum  Lochen,  Schlitzen  und  zu  son¬ 
stiger  Bearbeitung ;  mit  Drähten  zur  Erzeugung  von 
diversen  Drahtwaren  (Geflechten,  Geweben,  Darrhorden). 

Einer  Metallwarenfabrik: 

Mit  Messerklingen,  Stahlgabeln  und 
Wetzstahlen  zwecks  Montierung  und  Weiter¬ 
bearbeitung. 

Einer  Firma: 

Mit  Stahldraht  zur  Nähnadelerzeugung. 

Einem  Eisenwerke: 

Mit  Bandeisen  zur  Herstellung  von  Patronen¬ 
rahmen  und  Geschoßmänteln. 

Einer  Firma: 

Mit  Weichblei  zur  Erzeugung  von  Flaschen¬ 
kapseln. 

Einer  Gießerei: 

Mit  legiertem  Blei  zur  Erzeugung  von  Lettern. 

Einer  Knopffabrik: 

Mit  Messing-,  Eisen-  und  Zin  kb  lechen 
und  Phosphorbronzedrähten  zur  Herstellung 
von  Druck-  und  Hosenknöpfen,  beziehungsweise  zur 
Appretierung  und  Adjustierung  eingeführter  halb¬ 
fertiger  Druckknöpfe. 

Einem  Unternehmer: 

Mit  leonischen  Drähten  zur  Erzeugung  leoni¬ 
scher  Gewebe. 

Einer  Firma: 

Mit  Kesselblechen,  Kesselbestand¬ 
teilen,  Brücken-  und  Eisenkonstruk¬ 
tion  s  t  e  i  1  e  n  zur  Erzeugung  von  Dampfkesseln, 
Brücken-  und  Eisenkonstruktionen. 

Mehreren  Maschinenfabriken: 

Mit  Roh-  und  Stabeisen  sowie  Schwarz¬ 
blechen  zur  Herstellung  von  Maschinen,  Maschinen- 
bestandteilen  und  groben  Waren  aus  Eisenguß. 

Einem  Seifenfabrikanten: 

Mit  Messingröhren  gegen  Ausfuhr  von  Seifen¬ 
riegelpressen. 

Einer  Aktiengesellschaft: 

Mit  von  Baumwollfäden  umsponnenen, 
lackierten  Kupferdrähten  zur  Kabelerzeu¬ 
gung. 

Einigen  Wagenbauern: 

Mit  Automobilchassis  gegen  Ausfuhr  nach 
Anmontierung  der  Karosserien. 
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Einigen  Maschinen-  und  Waggonfabriken: 


Mit  allen  zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  von 
Maschinen  und  Fahrzeugen  notigen  Ganz-  und 
Halbfabrikaten  aus  Eisen  und  unedlen  Metallen 
und  mit  sonstigen  Ausstattungsmaterialien 
und  -gegenständen  jeder  Art. 

Einer  Firma: 

Mit  Bandstahl  zur  Erzeugung  von  Meßbändern. 

Einer  Fabrik: 

Mit  Fuselöl  gegen  Ausfuhr  von  Amylacetat,  Amyl¬ 
alkohol  und  Nebenprodukten. 

Zwei  Farbenfabriken: 

M  it  Leinöl,  Asphalt,  Stearin,  Wachs, 
Zink-,  Eisen-  und  Quecksilberoxyd,  Lein¬ 
ölfirnis,  künstlichem  kohlensauren 
Kalk,  Bronzepulver,  Lackfirnis,  Stein- 
kohlenteeröl  der  Benzolreihe  und  B  a- 
r  i  u  m  s  a  1  z  e  n  zur  Erzeugung  von  Farben. 

Einem  Farbenwerk: 

Mit  Teerfarbstoffen  zur  Mischung  unter¬ 
einander  oder  mit  anderen  Stoffen. 

Zwei  Unternehmern; 

Mit  Rohblei  zur  Erzeugung  von  Blei  weiß-  und 
Miniumfabrikation,  Glätte  und  Schroten. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Eine  Verordnung  der  Mini¬ 
sterien  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels  und  des 
Ackerbaues  vom  5.  Juli  1915  bestimmt; 

§  I.  Die  in  den  Ministerialverordnungen  vom  9.  Fe¬ 
bruar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  vom  15.  März  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  61,  vom  8.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  119, 
und  vom  24.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  15 1,  auf  gestellten 
Listen  der  in  der  Aus-,  beziehungsweise  Durchfuhr  ver¬ 
botenen  Artikel  werden,  wie  folgt,  ergänzt,  beziehungs¬ 
weise  abgeändert: 

Punkt  57  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten: 

57.  Eisen-  und  Stahlblech  jeder  Art  und  jeder 
Stärke. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Getreideübernahmspreise.  Eine  Verordnung  des 
Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Acker¬ 
bauminister,  dem  Handelsminister  und  dem  Finanz¬ 
minister  vom  12.  Juli  1915,  mit  welcher  die  Übernahms¬ 
preise  für  einige  Getreidegattungen  festgesetzt  werden, 
lautet: 

Auf  Grund  des  §  6  der  kaiserlichen  Verordnung  vom 
21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  betreffend  die  Sicher¬ 
stellung  der  Versorgung  mit  Getreide  und  Mehl,  wird 
zunächst  bezüglich  der  Übernahmspreise  für  Weizen, 
Spelz,  Roggen,  Gerste  und  Hafer  verordnet,  wie  folgt: 

§  I.  Für  die  Zeit  bis  zur  Ernte  des  Jahres  1916  werden 
die  Übernahmspreise  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt 
für  den  Meterzentner 

Kronen 


Weizen  oder  Spelz  mit . 34 

Roggen  mit  . 28 

Braugerste  mit  . . 28 

Futtergerste  mit . 26 

und  Hafer  mit . 26 

festgesetzt. 


Die  Preise  für  Saatgut  werden  durch  eine  besondere 
Verordnung  geregelt. 

§  2.  Bei  der  Abnahme  des  Weizens  vor  dem  16.  Sep¬ 
tember  1915,  des  Roggens  vor  dem  16.  August  1915  oder 


des  Hafers  vor  dem  i.  Oktober  1915  ist  überdies  ein 
Zuschlag  zu  entrichten. 

Dieser  Zuschlag  beträgt  für  den  Meterzentner: 

1.  bei  Weizen 

Kronen 

in  der  Zeit  bis  31.  Juli  1915 . 4 

in  der  Zeit  vom  i.  August  bis  15.  August  1915  •  •  3 

in  der  Zeit  vom  16.  August  bis  31.  August  1915  .  .  2 

und  in  der  Zeit  vom  i.  September  bis  15.  September 

1915 . ^ 

2.  bei  Roggen 

in  der  Zeit  bis  31.  Juli  1915 . 2 

und  in  der  Zeit  vom  i.  August  bis  15.  August  1915  .  i 

3.  bei  Hafer 

in  der  Zeit  bis  30.  September  1915 . I 

Diese  Zuschläge  gebühren  für  jene  Mengen,  die  über 
Aufforderung  der  Organe  der  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  zu  der  Verladestation  oder  zu  der  von  der  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  bestimmten  Mühle  oder  Lage¬ 
rungsstelle  in  den  obbezeichneten  Zeiträumen  tatsäch¬ 
lich  abgeliefert  worden  sind. 

Die  Ablieferung  ist  durch  ein  Frachtbriefduplikat  oder 
eine  Bestätigung  der  Transportunternehmung,  der  Mühle 
oder  der  Lagerungsstelle  darzutun. 

§  3.  Der  Weizen  und  der  Roggen  dürfen  nicht  mehr 
als  2  Prozent  Besatz  (nicht  getreideartige  Verunreini¬ 
gung)  enthalten. 

Für  jedes  weitere,  wenn  auch  nur  begonnene,  Prozent 
Besatz  sind  von  dem  Übernahmspreise  je  30  Heller  in 
Abschlag  zu  bringen. 

§  4.  Die  Übernahmspreise  (§1)  verstehen  sich  ab  Ver¬ 
ladestation,  sofern  nicht  die  Mühle,  die  das  Getreide  zur 
Ausmahlung  übernimmt,  oder  die  von  der  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  für  die  Aufbewahrung  bestimmte  Lage¬ 
rungsstelle  dem  Orte  der  Lieferung  näher  gelegen  ist, 
und  schließen  die  Kosten  der  Verladung  und  des  Trans¬ 
portes  bis  zu  der  nächsten  Eisenbahn-  oder  Schiffsstation, 
der  Mühle  oder  der  Lagerungsstelle  in  sich. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Zucker.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  vom  7.  Juli  1915.  über  die 
Regelung  des  Verkehrs  mit  Zucker,  verfügt: 

§  I.  Zum  Zwecke  der  Regelung  des  Verkehrs  mit 
Zucker  wird  eine  Zuckerzentrale  in  Wien  errichtet. 

Die  Zuckerzentrale  besteht  aus  vom  Handelsminister 
ernannten  Vertretern  der  Rohzucker-  und  Verbrauchs¬ 
zuckerfabriken. 

Die  Zentrale  steht  unter  staatlicher  Aufsicht,  die 
durch  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  den 
beteiligten  Ministern  ernannte  Regierungskommissäre 
ausgeübt  wird.  Die  Regierungskommissäre  sind  berech¬ 
tigt,  Anträge  zu  stellen,  über  die  von  der  Zentrale  Be¬ 
schluß  gefaßt  werden  muß ;  sie  sind  ferner  berechtigt, 
die  Ausführung  von  Beschlüssen  und  von  Verfügungen 
der  Zentrale  für  so  lange  aufzuschieben,  bis  vom  Han¬ 
delsminister  eine  Entscheidung  getroffen  wird.  Diese 
Entscheidung  ist  für  die  Zentrale  bindend. 

Für  die  Geschäftsführung  der  Zentrale  wird  vom 
Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz¬ 
minister  ein  Statut  erlassen. 

§  2.  Wer  unversteuerten  Zucker  aller  Art  in  Ver¬ 
wahrung  hält,  ist  verpflichtet,  bis  längstens  15.  Juli  1915 
diese  Vorräte  nach  dem  Stande  vom  10.  Juli  1915,  ge¬ 
trennt  nach  Arten,  der  Zuckerzentrale  zur  Anzeige  zu 
bringen. 

Mengen,  die  sich  am  10.  Juli  auf  dem  Transporte  be¬ 
finden,  sind  sofort  nach  dem  Empfang  vom  Empfänger 
zur  Anzeige  zu  bringen. 

Über  Aufforderung  der  Zuckerzentrale  haben  die  Ver¬ 
wahrer  fremden  Zuckers  anzuzeigen,  wer  über  die  an¬ 
gezeigten  Mengen  das  Verfügungsrecht  besitzt  oder  für 
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wessen  Rechnung  sie  lagern.  Zu  diesem  Zwecke  haben 
die  Berechtigten,  deren  Zucker  in  fremdem  Gewahrsam 
liegt,  ohne  Verzug  den  Verwahrern  die  ihnen  zustehenden 
Mengen  bekanntzugeben. 

§  3.  Sämtliche  am  10.  Juli  vorhandenen  anzeige- 
pdichtigen  (§  2)  Vorräte  an  unversteuertem  Zucker 
aller  Art  sowie  der  in  der  Betriebsperiode  1915/16  er¬ 
zeugte  unversteuerte  Zucker  aller  Art  werden  unter 
Sperre  gelegt. 

Von  der  Sperre  sind  befreit: 

1.  Sämtlicher  auf  der  Preisbasis  von  79  K  für  die 
Inlandsversteuerung  vor  dem  10.  Juli  1915  nachweislich 
verkaufter  Zucker ; 

2.  Zucker,  welcher  sich  am  10.  Juli  1915  im  Besitze 
der  Heeresverwaltung  befindet ; 

3.  Zucker,  dessen  abgabefreie  Verwendung  auf  Grund 
finanzbehördlicher  Bewilligung  gestattet  wurde,  gleich¬ 
viel  ob  die  betreffenden  Mengen  bereits  bezogen  sind 
oder  auf  Grund  von  Schlüssen  zu  liefern  sind,  welche 
nachweislich  vor  dem  10.  Juli  1915  getätigt  wurden. 

§  4.  Das  ausschließliche  Verfügungsrecht  über  sämt¬ 
lichen  gesperrten  Zucker  aller  Art  steht  der  Zucker¬ 
zentrale  zu. 

Die  Besitzer  und  Erzeuger  von  Zucker  sind  ver¬ 
pflichtet,  'Verfügungen  und  Anordnungen  der  Zucker¬ 
zentrale  über  Verkauf  und  Lieferung  von  Zucker  Folge 
zu  leisten  und  ihr  alle  Behelfe  und  Ausweise  vorzu¬ 
legen,  welche  zur  Durchführung  ihrer  Aufgaben  er¬ 
forderlich  sind. 

Gegen  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der  Zentrale 
steht  den  Beteiligten  die  Beschwerde  an  den  Handels¬ 
minister  binnen  einer  Woche  nach  Bekanntgabe  der  Ent¬ 
scheidung  zu. 

§  5.  Der  Zentrale  obliegt  im  Rahmen  ihres  Statuts 
insbesondere  die  Deckung  des  gesamten  Bedarfes  der 
Bevölkerung  und  der  Heeresverwaltung  an  Zucker. 

Die  Zentrale  bestimmt  die  von  den  einzelnen  Roh¬ 
zuckerfabriken  an  die  einzelnen  Verbrauchszucker¬ 
fabriken  zu  liefernden  Rohzuckermengen  und  den  Zeit¬ 
punkt  der  Lieferung. 

Die  Verbrauchszuckerfabriken  sind  verpflichtet,  die 
ihnen  zugewiesenen  Rohzuckermengen  nach  den  Wei- 
smigen  der  Zucker  zentrale  auf  Verbrauchszucker  um¬ 
zuarbeiten. 

§  6.  Die  Ausfuhr  gesperrten  Zuckers  über  die  Zoll¬ 
linie  kann  ausschließlich  nur  durch  die  Zuckerzentrale 
erfolgen. 

Für  gesperrten  Verbrauchszucker,  welcher  zur  Aus¬ 
fuhr  über  die  Zollinie  gelangt,  ist  bei  nachgewiesener 
höherer  Verwertung  als  im  Inlande  seitens  der  Ver¬ 
brauchszuckerfabriken  an  die  Rohzuckerfabriken  eine 
zwischen  diesen  beiden  Gruppen  zu  vereinbarende  Ver¬ 
gütung  zu  leisten.  Kommt  eine  solche  Vereinbarung  nicht 
zu  Stande,  so  wird  das  Ausmaß  dieser  Vergütung  vom 
Handelsminister  bestimmt. 

§  7.  Der  Verkaufspreis  für  gesperrten  unversteuerten 
Rohzucker  Erstprodukt  beträgt  33  K,  für  Nachprodukte 
K  32-50. 

Die  Preise  verstehen  sich  auf  Basis  88  Prozent  Ren- 
dement  pro  100  kg  netto  ohne  Sack  ab  Bahnstation  der 
liefernden  Rohzuckerfabrik  gegen  Kasse  mit  2  Prozent 
Skonto  bei  Lieferung  bis  31.  Dezember  1915-  Bei  spä¬ 
terer  Lieferung  erhöht  sich  der  Preis  am  i.  Januar 
I.  Februar,  i.  März  und  i.  April  1916  um  je  20  Heller 
pro  100  kg  netto. 

Bei  Lieferung  von  Rohzucker  aus  der  Betriebsperiode 
1915/16  ab  Verbrauchszuckerfabrik  oder  Freilager  ist 
ein  entsprechender  Frachtzuschlag  in  Rechnung  zu 
bringen. 

Die  erforderlichen  Säcke  hat  der  Käufer  franko  Liefer¬ 
station  beizustellen.  Im  übrigen  gelten  für  Lieferungen 
von  Rohzucker  je  nach  dem  Standorte  der  Lieferfabrik 


oder  des  Freilagers  die  Usancen  der  Wiener  oder  Prager 
W  arenbörse. 

§  8.  Der  Grundpreis  für  gesperrten  Verbrauchszucker 
einschließlich  der  Verbrauchsabgabe  beträgt; 

a)  für  vom  Komitee  der  vereinigten  österreichischen 
Raffinerien  bis  10.  Juli  1915  freigegebenen,  aber  noch 
nicht  verkauften  Verbrauchszucker  79  K  pro  100  kg; 

b)  für  den  übrigen  Verbrauchszucker  K  88-50  pro 
100  kg  bei  Lieferung  bis  31.  Dezember  1915.  Bei  späterer 
Lieferung  erhöht  sich  der  Preis  am  i.  Januar  und 
I.  März  1916  um  je  50  Heller  pro  100  kg. 

Die  Preise  verstehen  sich  auf  Basis  prima  Verbrauchs¬ 
zucker  Großbrote  in  kompletten  Waggonladungen  gegen 
Kasse  mit  2  Prozent  Skonto. 

Die  den  örtlichen  \'’erhältnissen  entsprechenden  Zu¬ 
schläge  sowie  die  Preisspannungen  zwischen  Groß¬ 
broten  und  den  verschiedenen  Zuckersorten,  ferner  die 
Zuschläge  für  Lieferungen  in  geringeren  Quantitäten 
als  Waggonladungen  werden  von  der  Zuckerzentrale 
mit  Genehmigung  des  Handelsministers  bestimmt.  Im 
übrigen  gelten  für  Lieferungen  von  Verbrauchszucker 
je  nach  dem  Standorte  der  Lieferfabrik  oder  des  Frei¬ 
lagers  die  Usancen  der  Wiener  oder  Prager  Börse. 

Für  Verbrauchszucker,  welcher  zu  dem  unter  b  be¬ 
stimmten  Preise  in  Verkehr  gesetzt  wird,  wird  die  amt¬ 
liche  Verschlußmarke  (§  14  der  Zuckersteuervollzugs- 
vorschrift  vom  29.  August  1903,  R.-G.-Bl.  Nr.  176)  statt 
mit  rotem  Aufdrucke  mit  gelbem  Aufdrucke  beigestellt. 

Die  amtlichen  Marken  sind  öffentliche  Urkunden  und 
Bezeichnungen,  deren  Fälschungen  nach  dem  Straf¬ 
gesetze  bestraft  wird. 

§  9.  Der  im  §  7,  erster  Absatz,  bestimmte  Preis  für 
Rohzucker  hat  bei  der  Abrechnung  aller  Rübenliefe¬ 
rungsverträge  für  die  Betriebsperiode  1915/16,  bei 
welchen  den  Rübenlieferanten  ein  Anspruch  auf  eine 
nach  dem  Rohzuckerpreise  zu  bemessende  Zahlung  zu¬ 
steht,  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  der  Rübenliefe¬ 
rungsverträge  als  Abrechnungspreis  zu  gelten. 

§  10.  Vor  dem  10.  Juli  abgeschlossene  Kauf-  und 
Verkaufsverträge  für  Zucker  aller  Art  aus  der  Betriebs¬ 
periode  1915/16  sind  ungültig. 

§  II.  Die  politische  Landesbehörde  hat  Höchstpreise 
für  Verbrauchszucker  im  Großhandelsverkehr  festzu¬ 
setzen. 

Die  politische  Landesbehörde  oder  mit  deren  Ermäch¬ 
tigung  die  politische  Bezirksbehörde  hat  ferner  Höchst¬ 
preise  für  Verbrauchszucker  im  Detailverkehr  festzu¬ 
setzen. 

§  12.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  den  po¬ 
litischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu  5000  K 
oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  bestraft. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Statut  der  Zuckerzentrale.  Der  Handelsminister 
hat  am  8.  d.  M.  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz¬ 
minister  für  die  Geschäftsführung  der 
Zuckerzentrale  das  folgende  Statut  erlassen: 

§  I.  Die  Zuckerzentrale  besteht  aus  den  vom  Handels¬ 
minister  ernannten  Vertretern  der  Rohzucker-  und  Ver¬ 
brauchszuckerfabriken.  Sie  hat  ihren  Sitz  in  Wien. 

Die  Mitglieder  der  Zentrale  wählen  aus  ihrer  Mitte 
einen  Vorsitzenden  und  zwei  V'orsitzendenstellvertreter. 
Die  Wahl  dieser  Funktionäre  unterliegt  der  Bestätigung 
des  Handelsministers. 

Der  Vorsitzende  leitet  die  gesamte  Geschäftsgebarung 
der  Zentrale  und  vertritt  diese  nach  außen.  Er  ist  für 


418  DAS  HANDELSMUSEUM.  [15.  Juli  1915 


die  Einhaltung  der  Bestimmungen  dieses  Statuts  verant¬ 
wortlich. 

Er  beruft  die  Sitzungen  der  Zentrale  ein,  führt  in 
diesen  den  Vorsitz  und  hat  als  Vorsitzender  das  gleiche 
Stimmrecht  wie  jedes  andere  Mitglied  der  Zentrale. 

Im  Falle  der  Verhinderung  des  Vorsitzenden  tritt 
einer  der  Vorsitzendenstellvertreter  in  die  Leitung  der 
Geschäfte. 

Die  Mitglieder  der  Zentrale  sind  verpflichtet,  den 
Sitzungen  der  Zentrale  beizuwohnen. 

Zu  einem  gültigen  Beschlüsse  der  Zentrale  ist  die 
Anwesenheit  von  mindestens  einem  Drittel  der  Mit¬ 
glieder  notwendig.  Beschlüsse  der  Zentrale  bedürfen  zu 
ihrer  Gültigkeit  der  Zweidrittelmehrheit  aller  an¬ 
wesenden  Mitglieder. 

Der  Handelsminister  bestellt  aus  der  Reihe  der  Mit¬ 
glieder  vier  Geschäftsführer,  welche  nach  den  Weisungen 
der  Zentrale  vorzugehen  haben. 

§  2.  Die  Zuckerzentrale  steht  unter  staatlicher  Auf¬ 
sicht,  die  durch  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen 
mit  den  beteiligten  Ministern  ernannte  Regierungs¬ 
kommissäre  ausgeübt  wird. 

Die  Regierungskommissäre  sind  berechtigt,  Anträge 
zu  stellen,  über  welche  seitens  der  Zentrale  Beschluß 
gefaßt  werden  muß;  sie  sind  ferner  berechtigt,  die  Aus¬ 
führung  von  Beschlüssen  und  Verfügungen  der  Zentrale 
für  so  lange  aufzuschieben,  bis  vom  Handelsminister  eine 
Entscheidung  getroffen  wird.  Diese  Entscheidung  ist  für 
die  Zentrale  bindend. 

Die  Regierungskommissäre  sind  zu  allen  Sitzungen 
der  Zentrale  rechtzeitig  einzuladen.  Verfügungen  der 
Geschäftsführer,  die  sich  nicht  bloß  als  Vollziehung  von 
bereits  gefaßten  Beschlüssen  der  Zentrale  darstellen,  be¬ 
dürfen  zu  ihrer  Ausführung  der  Genehmigung  der  Re¬ 
gierungskommissäre. 

§  3.  Die  Besitzer  und  Erzeuger  von  Zucker  sind  ver¬ 
pflichtet,  Verfügungen  und  Anordnungen  der  Zucker¬ 
zentrale  über  Verkauf  und  Lieferung  von  Zucker  Folge 
zu  leisten  und  ihr  alle  Behelfe  und  Ausweise  vorzulegen, 
welche  zur  Durchführung  ihrer  Aufgaben  erforderlich 
sind. 

Gegen  Beschlüsse  und  Anordnungen  der  Zentrale  steht 
den  Beteiligten  die  Beschwerde  an  den  Handelsminister 
binnen  einer  Woche  nach  Bekanntgabe  des  Beschlusses 
oder  der  Anordnung  der  Zentrale  zu.  Beschw'erden  gegen 
Aufträge  über  Verkauf  und  Lieferung  von  Zucker  haben 
keine  aufschiebende  Wirkung. 

Zuwiderhandlungen  gegen  die  Anordnungen  der  Zen¬ 
trale  unterliegen  den  Strafbestimmungen  des  §  12  der 
Ministerialverordnung  vom  7.  Juli  I9i5>  R.-G.-Bl. 

Nr.  195. 

§  4.  Das  ausschließliche  Verfügungsrecht  über  sämt¬ 
lichen  gesperrten  Zucker  aller  Art  steht  der  Zucker¬ 
zentrale  zu. 

Die  Zentrale  bestimmt  mit  tunlichster  Berücksichti¬ 
gung  der  örtlichen  Verhältnisse  und  Lagerungsmöglich¬ 
keiten  die  von  den  einzelnen  Rohzuckerfabriken  an  die 
einzelnen  Verbrauchszuckerfabriken  zu  liefernden  Roh¬ 
zuckermengen  und  den  Zeitpunkt  der  Lieferung. 

Die  Verbrauchszuckerfabriken  sind  verpflichtet,  die 
ihnen  zum  Zwecke  der  Raffination  zugewiesenen  Roh¬ 
zuckermengen  auf  Verbrauchszucker  umzuarbeiten. 

§  5.  Der  Zentrale  obliegt:  für  die  Zeit  vom  Tage  der 
Kundmachung  der  Ministerialverordnung  vom  7.  Juli 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  195,  bis  30.  September  1916: 

I.  Die  Deckung  des  Bedarfes  der  Heeresverwaltung, 
der  Landwirtschaft  und  sonstigen  Verbraucher  an  steuer¬ 
freiem  Rohzucker  zu  Futterzwecken. 


Uber  die  Aufteilung  der  erforderlichen  Rohzucker¬ 
mengen  an  die  einzelnen  Fabriken  verfügt  die  Zentrale. 

2.  a)  Die  Deckung  des  gesamten  inländischen  Konsum¬ 
bedarfes  einschließlich  des  Bedarfes  der  Heeresverwal¬ 
tung  an  versteuertem  Zucker  aller  Art, 

b)  die  Deckung  des  Bedarfes  der  Verbraucher  an 
steuerfreiem  Zucker  aller  Art  (für  andere  als  die  unter 
I  bezeichneten  Zwecke). 

Zur  Deckung  des  unter  2  a  und  b  bezeichneten  in¬ 
ländischen  Bedarfes  sind  die  einzelnen  Verbrauchs¬ 
zuckerfabriken  nach  Maßgabe  ihrer  bisherigen  Beteili¬ 
gung  heranzuziehen. 

§  6.  Die  Zentrale  kann  die  Lieferung  der  surtaxfreien 
Zuckermengen  nach  den  Ländern  der  heiligen  ungari¬ 
schen  Krone  und  nach  Bosnien-Hercegovina  verfügen, 
wobei  die  bisherigen  Lieferungsverhältnisse  der  Ver¬ 
brauchszuckerfabriken  aufrecht  zu  halten  sind. 

§  7.  Die  Ausfuhr  gesperrten  Zuckers  über  die  Zoll¬ 
linie  kann  nur  im  Wege  der  Zuckerzentrale  erfolgen. 

Die  Zentrale  hat  bei  ihren  Dispositionen  über  Ex¬ 
portzucker  auf  Zucker,  welcher  nachweislich  vor  dem 
IO.  Juli  zum  Export  • —  sei  es  unmittelbar  an  ausländi¬ 
sche  Käufer  oder  durch  Vermittlung  inländischer  Firmen 
—  verkauft  ist,  insoferne  durch  Vorlage  der  Schluß¬ 
briefe  binnen  Monatsfrist  vom  Tage  der  Kundmachung 
dieser  Verordnung  glaubwürdig  nachgewiesen  ist,  daß 
der  Verkauf  vor  dem  10.  Juli  an  den  ausländischen 
Käufer  erfolgt  ist,  nach  Möglichkeit  Rücksicht  zu 
nehmen. 

Für  gesperrten  Verbrauchszucker,  w’elcher  zur  Aus¬ 
fuhr  über  die  Zollinie  gelangt,  ist  bei  nachgewiesener 
höherer  Verwertung  als  im  Inlande  seitens  der  Ver¬ 
brauchszuckerfabriken  an  die  Rohzuckerfabriken  eine 
zwischen  diesen  beiden  Gruppen  zu  vereinbarende  Ver¬ 
gütung  zu  leisten.  Aufgabe  der  Zuckerzentrale  ist  es, 
eine  solche  Vereinbarung  herbeizuführen. 

Kommt  eine  solche  Vereinbarung  nicht  zu  stände,  so 
wird  das  Ausmaß  dieser  Vergütung  vom  Handelsminister 
bestimmt.  Die  Zentrale  ist  berechtigt,  in  diesem  Falle 
einen  motivierten  Vorschlag  an  den  Handelsminister  zu 
erstatten. 

§  8.  Von  der  Zentrale  sind  von  den  gesperrten  Mengen 
Zucker  die  zur  Befriedigung  des  jeweiligen  Konsum¬ 
bedarfes  notwendigen  Mengen  monatlich,  im  Bedarfs¬ 
fälle  in  kürzerer  Frist,  zur  Versteuerung  freizugeben. 
Die  Verbrauchszuckerfabriken  sind  gehalten,  die  auf 
sie  entfallenden  Zuckermengen  nach  den  Weisungen 
der  Zentrale  rechtzeitig  dem  Konsum  zuzuführen. 

§  9.  Die  den  örtlichen  Verhältnissen  entsprechenden 
Zuschläge  sowie  die  Preisspannungen  zwischen  Groß¬ 
broten  und  den  verschiedenen  Zuckersorten,  ferner  die 
Zuschläge  für  Lieferungen  in  geringerer  Quantität  als 
Waggonladungen  werden  von  der  Zuckerzentrale  mit 
Genehmigung  des  Handelsministeriums  bestimmt. 

§  10.  Alle  beim  Transporte  des  Rohzuckers  zu  den 
Verbrauchszuckerfabriken  gezahlten  Frachten  bilden 
eine  gemeinsame  Last  der  den  Zucker  übernehmenden 
Verbrauchszuckerfabriken  und  sind  von  denselben  im 
Verhältnis  der  von  ihnen  bezogenen  Rohzuckermengen 
zu  tragen. 

Jede  Verbrauchszuckerfabrik  hat  10  Heller  an  Pro¬ 
vision  für  jeden  Meterzentner  bezogenen  Rohzucker  in 
einen  gemeinsamen,  von  der  Zuckerzentrale  zu  verwal¬ 
tenden  Fonds  einzuzahlen.  Ausgenommen  von  dieser  Pro¬ 
visionszahlung  sind  die  eigenen  Zucker  jeder  einzelnen 
Verbrauchszuckerfabrikfirma  sowie  jene  Zuckermengen, 
von  denen  auch  bisher  infolge  einer  Interessengemein¬ 
schaft  der  liefernden  und  empfangenden  Fabriken  keine 
Provision  bezahlt  wurde.  Die  Verteilung  der  eingegan¬ 
genen  Provisionsbeträge  an  die  bisher  beim  Rohzucker- 
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verkaufe  tätig  gewesenen  Agenten  erfolgt  durch  die 
Zuckerzentrale. 

Durch  die  Zentralisierung  des  Zuckerverkehres  bei  der 
Zuckerzentrale  werden  zwischen  Rohzucker-  oder  Ver¬ 
brauchszuckerfabriken  einerseits  und  Kommissions¬ 
firmen  oder  Banken  anderseits  bestehende  Kommissions¬ 
verträge  in  Ansehung  der  zu  zahlenden  Kommissions¬ 
gebühr  nicht  berührt. 

§  II.  Die  Kosten  der  Zuckerzentrale  sind  von  beiden 
Industriegruppen  (Rohzuckerfabriken  und  Verbrauchs¬ 
zuckerfabriken)  zu  gleichen  Teilen  zu  tragen. 

§  12.  Über  die  Auflösung  der  Zuckerzentrale  wird 
vom  Handelsminister  einvernehmlich  mit  dem  Finanz¬ 
minister  die  erforderliche  Verfügung  getroffen  werden. 

Deutschland. 

Zollfreiheit  für  Halbzeug  der  Tarifnummer  650. 

Der  Bundesrat  hat  am  8.  Juli  1915  folgende  Verordnung 
erlassen; 

I.  Halbzeug  (Halbstoff  zur  Papier-  und  Pappenberei¬ 
tung),  breiartig  oder  in  fester  Form,  auch  gebleicht  oder 
gefärbt  oder  mit  mineralischen  Stoffen,  Leim  u.  s.  w. 
versetzt,  aus  Holz,  Stroh,  Espartogras  oder  anderen 
Pflanzenfasern: 

Holzmasse  (mechanisch  bereiteter  Holzstoff,  Holz¬ 
schliff) ;  chemisch  bereiteter  Holzstoff  (Zellstoff, 
Zellulose);  Stroh-,  Esparto-  und  anderer  Faserstoff 
—  Tarifnummer  650  —  bleibt  bis  auf  weiteres  bei  der 
Einfuhr  zollfrei. 

H.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Bekanntmachung  über  die  Höchstpreise  für 
Petroleum  und  die  Verteilung  der  Petroleum¬ 
bestände.  Der  Bundesrat  hat  am  8.  Juli  1915  folgende 
Verordnung  erlassen; 

§  I.  Der  Preis  für  je  100  kg  Reingewicht  Petroleum 
darf  bei  Verkäufen  von  100  kg  und  mehr  30  M.  nicht 
übersteigen. 

Der  Preis  gilt  für  Lieferung  von  einem  deutschen 
Lager  oder  von  der  deutschen  Grenze  ab.  Übernimmt 
der  Verkäufer  das  Zurollen  nach  dem  Lager  des  Käufers 
oder  die  Versendung  nach  einem  anderen  Orte,  so  kann 
er  nur  seine  baren  Auslagen  und  bei  Verwendung  eigenen 
Fuhrwerks  eine  Vergütung  bis  zu  i  M.  für  je  100  kg 
Reingewicht  berechnen. 

Bei  Lieferung  in  Kesselwagen  schließt  der  Höchst¬ 
preis  die  Vergütung  für  die  leihweise  Überlassung  des 
Kesselwagens  ein;  jedoch  darf  für  einen  die  Zeit  von 
48  Stunden  überschreitenden  Aufenthalt  des  Wagens  auf 
der  Empfangsstation  eine  VAgütung  berechnet  werden. 

Eerner  darf  berechnet  werden; 

I.  für  die  käufliche  Überlassung  von  Holzfässern  eine 
Vergütung  bis  zu  M.  4-50  für  je  100  kg  Reingewicht 
des  verkauften  Petroleums ;  wird  der  Rückkauf  des 
Fasses  vereinbart,  so  darf  der  Rückkaufspreis  nicht  ge¬ 
ringer  sein  als  M.  275  für  je  100  kg  Reingewicht; 

2.  für  die  leihweise  Überlassung  von  Eisenfässern  eine 
Vergütung  bis  zu  i  M.  für  je  100  kg  Reingewicht  des 
verkauften  Petroleums  und,  wenn  die  Fässer  nicht  binnen 
zwei  Monaten  nach  der  Lieferung  zurückgegeben  werden, 
eine  fernere  Vergütung  von  i  M.  für  jedes  Faß  und 
jeden  weiteren  angefangenen  Monat; 

3.  für  Füllen  von  Gebinden  des  Käufers  eine  Ver¬ 
gütung  bis  zu  50  Pfennig  für  je  100  kg  Reingewicht. 

§  2.  Bei  Verkäufen  von  weniger  als  100  kg  darf  der 
Preis  für  je  i  f  Petroleum  bei  Lieferung  vom  Lager  oder 
Laden  des  Verkäufers  ab  32  Pfennig,  bei  Lieferung  in 
das  Haus  des  Käufers  34  Pfennig  nicht  übersteigen. 

Für  die  Überlassung  und  das  Füllen  von  Behältnissen 
darf  eine  Vergütung  nicht  berechnet  werden. 


§  3.  Wird  Petroleum  im  Großhandel  (§1)  nach  Maß 
oder  im  Kleinhandel  (§  2)  nach  Gewicht  verkauft,  so 
wird  für  die  Anwendung  der  §§  i  und  2  eine  Menge  von 
100  kg  einer  solchen  von  125  i  gleichgestellt. 

§  4.  Die  Höchstpreise  (§§  i,  2)  gelten  für  Barzahlung 
bei  Empfang.  Wird  der  Kaufpreis  gestundet,  so  dürfen 
bis  zu  2  Prozent  Jahreszinsen  über  Reichsbankdiskont 
zugeschlagen  werden. 

§  5.  Unter  Petroleum  werden  die  nach  der  Abdestil¬ 
lation  von  Naphtha  (Benzin)  übergehenden  flüssigen 
Erdölprodukte  mit  einem  Flammpunkt  von  mindestens 
21  Grad  verstanden,  die  sich  zu  Leuchtzwecken,  d.  h. 
zum  Brennen  auf  handelsüblichen  Petroleumlampen 
eignen. 

Die  Vorschriften  der  Verordnung  finden  Anwendung 
auf  Schwerbenzin  (Terpentinölersatz)  sowie  auf  Mi¬ 
schungen,  die  zu  Leuchtzwecken  (Abs.  i)  geeignet  sind, 
sofern  in  ihnen  Petroleum  enthalten  ist. 

§  6.  Unter  Berücksichtigung  der  von  den  Landes¬ 
zentralbehörden  zu  beschaffenden  Bedarfsnachweisungen 
kann  der  Reichskanzler  die  Grundsätze  bestimmen,  nach 
denen  die  Verteilung  der  im  Handel  befindlichen  und  in 
den  Handel  kommenden  Petroleumbestände  an  die  Ver¬ 
braucher  zu  erfolgen  hat.  Er  erläßt  die  zur  Durchführung 
der  Verteilung  erforderlichen  Anordnungen. 

Wer  den  vom  Reichskanzler  getroffenen  Anordnungen 
zuwider  Petroleum  abgibt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
1500  M.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  be¬ 
straft. 

§  7.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den  Vor¬ 
schriften  der  Verordnung  zulassen. 

§  8.  Die  §§  2,  4,  §  5,  Abs.  2,  §  6  des  Gesetzes,  be¬ 
treffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914,  in  der  Fas¬ 
sung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914 
(R.-G.-Bl.  S.  516),  in  Verbindung  mit  der  Bekannt¬ 
machung  vom  21.  Januar  1915  (R.-G.-Bl.  S.  25),  finden 
entsprechende  Anwendung. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  am  I5-  Juli  I9IS>  die  Vor¬ 
schrift  des  §  6  mit  dem  Tage  der  Verkündung  der  Ver¬ 
ordnung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Bestanderhebung  und  Beschlagnahme  von  Che¬ 
mikalien.  Das  preußische  Kriegsministerium  verlaut¬ 
bart  folgende  Bekanntmachung,  betreffend  Bestand¬ 
erhebung  und  Beschlagnahme  von  Chemikalien  und  ihre 
Behandlung. 

Nachstehende  Verfügung  wird  hiermit  zur  allge¬ 
meinen  Kenntnis  gebracht  mit  dem  Bemerken,  daß  jede 
Übertretung  —  worunter  auch  verspätete  oder  unvoll¬ 
ständige  Meldung  fällt  —  sowie  jedes  Anreizen  zur 
Übertretung  der  erlassenen  Vorschrift,  soweit  nicht 
nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  höhere  Strafen  ver¬ 
wirkt  sind,  nach  §  9,  Ziffer  b,  des  Gesetzes  über  den 
Belagerungszustand  vom  4.  Juni  1851  oder  Artikel  4, 
Ziffer  2,  des  bayerischen  Gesetzes  über  den  Kriegs¬ 
zustand  vom  5.  November  1912  oder  nach  §  5  der  Be¬ 
kanntmachung  über  Vorratserhebungen  vom  2.  Februar 
1915  bestraft  wird. 

§  I.  Inkrafttreten  der  Verfügung,  a)  Die 
Verfügung  tritt  am  30.  Juni  19151  nachts  12  Uhr,  in 
Kraft. 

b)  Für  die  in  §  3,  Absatz  c,  bezeichneten  Gegenstände 
treten  Meldepflicht  und  Beschlagnahme  erst  mit  dem 
Empfang  oder  der  Einlagerung  der  Waren  in  Kraft. 

c)  Beschlagnahmt  und  meldepflichtig  sind  auch  die 
nach  dem  30.  Juni  1915  etwa  hinzukommenden  Vorräte; 
bei  den  durch  §  4  betroffenen  Personen,  Gesellschaften 
u.  s.  w.  jedoch  nur,  wenn  damit  die  zulässigen  Mindest¬ 
mengen  überschritten  werden. 

d)  Falls  die  in  §  4  angeführten  Mindestmengen  am 
30.  Juni  1915,  nachts  12  Uhr,  nicht  erreicht  sind,  treten 
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Meldepflicht  und  Beschlagnahme  für  die  gesamten  Be¬ 
stände  an  dem  Tage  in  Kraft,  an  welchem  diese  Mindest¬ 
vorräte  überschritten  werden. 

e)  \"erringern  sich  die  Bestände  eines  von  der  \^er- 
fügung  Betroffenen  nachträglich  unter  die  angegebenen 
Mindestmengen  (siehe  §  4),  so  behält  die  Verfügping 
trotzdem  für  diesen  ihre  Gültigkeit. 

§  2.  \'on  der  Verfügung  betroffene 

Gegenstände.  Meldepflichtig  und  beschlagnahmt 
sind  vom  Inkrafttreten  dieser  \'erfügung  ab  bis  auf 
weiteres  sämtliche  V'orräte  der  in  der  untenstehenden 
Übersichtstafel  aufgeführten  Klassen  (einerlei  ob  \  or- 
räte  einer,  mehrerer  oder  sämtlicher  Klassen  vorhanden 
sind),  mit  Ausnahme  der  in  §  4  bezeichneten  Vorräte. 

§  3.  Von  der  e  r  f  ü  g  u  n  g  b  e  t  r  o  f  f  e  n  e  Per¬ 
sonen,  G  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  e  n  u.  s.  w.  Von  dieser  \'er- 
fügung  betroffen  werden: 

a)  alle  gewerblichen  Unternehmer  und  Firmen,  in 
deren  Betrieben  die  in  §  2  aufgeführten  Gegenstände 
erzeugt,  gebraucht  oder  verarbeitet  werden,  soweit  die 
Vorräte  sich  in  ihrem  Gewahrsam  oder  bei  ihnen  unter 
Zollaufsicht  befinden ; 

b)  alle  Personen  und  Firmen,  die  solche  Gegenstände 
aus  Anlaß  ihres  Wirtschaftsbetriebes,  ihres  Handels¬ 
betriebes  oder  sonst  des  Erwerbes  wegen  für  sich  oder 
für  andere  in  Gewahrsam  haben,  oder  wenn  sie  sich  bei 
ihnen  unter  Zollaufsicht  befinden; 

c)  alle  Kommunen,  öffentlich-rechtlichen  Körper¬ 
schaften  und  XTrbände,  in  deren  Betrieben  solche  Gegen¬ 
stände  erzeugt,  gebraucht  oder  verarbeitet  werden,  oder 
die  solche  Gegenstände  in  Gewahrsam  haben,  soweit  die 
Vorräte  sich  in  ihrem  Gewahrsam  oder  bei  ihnen  unter 
Zollaufsicht  befinden ; 

d)  Personen,  welche  zur  Wiederveräußerung  oder 
Verarbeitung  durch  sie  oder  andere  bestimmte  Gegen¬ 
stände  der  im  §  2  aufgeführten  Art  in  Gewahrsam  ge¬ 
nommen  haben,  auch  wenn  sie  im  übrigen  kein  Handels¬ 
gewerbe  betreiben ; 

c)  alle  Empfänger  (der  unter  a  bis  d  bezeichneten  Art) 
solcher  Gegenstände  nach  Empfang  derselben,  falls  die 
Gegenstände  sich  am  Meldetag  auf  dem  Versand  be¬ 
finden  und  nicht  bei  einem  der  unter  a  bis  d  aufgeführten 
Unternehmer,  Personen  u.  s.  w.  in  Gewahrsam  oder  unter 
Zollaufsicht  gehalten  werden ; 

f)  auch  diejenigen  Personen,  Gesellschaften  u.  s.  w., 
deren  Vorräte  durch  schriftliche  Einzelverfügung  be¬ 
schlagnahmt  worden  sind.  Die  Einzelverfügungen  und 
die  Verfügungen  Ch.  I.  24.  Januar  1915,  K.  R.  A., 
Ch.  I.  1.  April  1915,  K.  R.  A.  und  Ch.  I.  i.  Juni  1915, 
K.  R.  A.,  werden  durch  diese  allgemeine  und  erweiterte 
Verfügung  ersetzt. 

Von  der  Verfügung  betroffen  sind  hiernach  insbe¬ 
sondere  nachstehend  aufgeführte  Betriebe  und  Personen: 

gewerbliche  Betriebe:  chemische  Fabriken,  Spreng- 
stoffabriken  und  alle  Betriebe,  die  Chemikalien  hersteilen 
oder  verarbeiten ; 

Handelsbetriebe;  Kaufleute,  Lagerhalter,  Spediteure, 
Kommissionäre  u.  s.  w. ; 

wirtschaftliche  Betriebe:  Landwirte  u.  s.  w. 

Sind  in  dem  Bezirk  der  verfügenden  Behörde  neben 
der  Hauptstelle  Zweigstellen  vorhanden  (Zweigfabriken, 
Filialen,  Zweigbureaus,  Nebengüter  u.  dgl.),  so  ist  die 
Hauptstelle  zur  Meldung  und  zur  Durchführung  der 
Beschlagnahmebestimmungen  auch  für  diese  Zweig¬ 
stellen  verpflichtet.  Die  außerhalb  des  genannten  Bezirkes 
(in  welchem  sich  die  Hauptstelle  befindet)  ansässigen 
Zweigstellen  werden  einzeln  betroffen. 

§  4.  Ausnahmen  von  der  Verfügung.  Aus¬ 
genommen  von  dieser  Verfügung  sind  solche  in  §  3 
gekennzeichneten  Personen,  Gesellschaften  u.  s.  w., 
deren  Vorräte  (einschließlich  derjenigen  in  sämtlichen 
Zweigstellen,  die  sich  im  Bezirk  der  verfügenden  Be¬ 


hörde  befinden)  am  30.  Juni  1915,  nachts  12  Uhr,  ge¬ 
ringer  waren  als  die  in  der  untenstehenden  Übersichts¬ 
tafel  (Spalte  C)  aufgeführten  Mengen.  Auch  diese  Per¬ 
sonen  sind  auf  besonderes  Verlangen  der  verfügenden 
Behörde  zur  Meldung  ihrer  Vorräte  oder  zu  Fehl¬ 
meldungen  verpflichtet. 

§  5.  Besondere  Bestimmungen,  a)  Die 
\Trwendung  der  beschlagnahmten  Bestände  hat  nach 
der  in  der  untenstehenden  (''bersichtstafel  angegebenen 
Weise  zu  erfolgen. 

b)  die  Lieferung  (Lagerwechsel)  beschlagnahmter 
Mengen  ist  nur  auf  Grund  von  \'ersanderlaubnisscheinen 
der  Kriegsrohstoffabteilung  des  preußischen  Kriegs¬ 
ministeriums  gestattet.  Anträge  sind  an  die  Kriegs- 
chemikalien-Aktiengesellschaft  zu  Berlin  W  66,  Mauer¬ 
straße  63/65,  zu  richten,  der  die  Vorprüfung  der  Anträge 
obliegj:. 

c)  Freigegeben  werden  durch  die  Kriegsrohstoff¬ 
abteilung  die  für  anderen  als  in  Spalte  A  der  unten¬ 
stehenden  Übersichtstafel  genannten  Bedarf  unentbehr¬ 
lich  erscheinenden  Mengen  zum  Verbrauch  (nicht  zum 
Weiterverkauf)  monatlich  auf  Antrag.  Die  Anträge  auf 
Freigabe  sind  an  die  Kriegschemikalien-Aktiengesell- 
schaft  zu  Berlin  W  66,  Mauerstraße  63/65,  zu  richten, 
der  die  Vorprüfung  der  Anträge  obliegt. 

d)  Der  nicht  verbrauchte  Teil  der  freigegebenen 
Mengen  verfällt  mit  Ablauf  des  letzten  Gültigkeitstages, 
auf  den  der  Freigabeschein  lautet,  erneut  der  Beschlag¬ 
nahme. 

e)  für  den  Handel,  auch  mit  freigegebenen  Mengen, 
sind  die  vom  Bundesrat  oder  von  den  verfügenden  Mili¬ 
tärbehörden  etwa  festgesetzten  Preisgrenzen  maßgebend ; 
Ausnahmen  bedürfen  der  Zustimmung  derjenigen  Be¬ 
hörde,  welche  die  Höchstpreise  festgesetzt  hat,  oder  der 
von  ihr  ermächtigten  Stellen. 

f)  Nach  Spalte  A  der  untenstehenden  Übersichtstafel 
verarbeitete,  aber  hierbei  nicht  verbrauchte  (also  noch 
technisch  nutzbare)  Mengen  verbleiben  unter  Beschlag¬ 
nahme. 

Jede  andere  Verwendung  und  Verfügung  ist  verboten. 

§  6.  M  e  1  d  e  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  Die  von  dieser 
Verfügung  betroffenen  Vorräte  sind  monatlich  zu 
melden. 

Die  erste  Meldung  hat  auf  einem  Meldeschein  bis 
zum  IO.  Juli  1915  zu  erfolgen  und  ist  an  die  Kriegs- 
chemikalien-Aktiengesellschaft,  Berlin  W  66,  Mauer¬ 
straße  63/65,  zu  richten.  (Die  Briefe  müssen  ordnungs¬ 
gemäß  frankiert  sein.) 

Dieser  Meldeschein  wird  für  die  Julimeldung  auf 
schriftliches  Ersuchen  von  der  Kriegschemikalien- 
Aktiengesellschaft  portofrei  versandt.  Die  verlangten 
Meldungen  über  Vorräte,  Abgänge  u.  s.  w.  sind  deutlich 
in  den  auf  dem  Meldeschein  befindlichen  Spalten  anzu¬ 
geben.  In  denjenigen  Fällen,  in  welchen  genaue  Er¬ 
mittlung  des  Gewichts  durch  Verwiegen  mit  unver- 
hältnismäßigen  Schwierigkeiten  verbunden  ist,  können 
die  Gewichte  nach  dem  Lagerbuch  oder  nach  Belegen 
aufgegeben  werden.  Die  Belege  müssen  zur  Nachprüfung 
bereitgehalten  werden. 

Weitere  Mitteilungen  darf  der  Meldeschein  nicht  ent¬ 
halten. 

Die  späteren  Meldungen  über  Vorräte,  Abgänge  u.s.  w. 
sind  in  gleicher  Weise  monatlich,  pünktlich  bis  zum 
IO.  jeden  Monats,  an  die  Kriegschemikalien- Aktien¬ 
gesellschaft,  Berlin  W  66,  Mauerstraße  63/65,  einzu¬ 
reichen,  von  der  die  Übersendung  der  hierzu  erforder¬ 
lichen  Meldescheine  an  diejenigen  Firmen  unaufge¬ 
fordert  erfolgen  wird,  die  im  Juli  Vorräte  an  Chemikalien 
gemeldet  haben.  Andere  Firmen  haben  die  Scheine  ein¬ 
zufordern. 

Bei  vollständigem  Abgang  der  Vorräte  durch  Ver- 
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arbeitung,  Verbrauch,  Verkauf  laut  Spalte  A  und  B  der 
untenstehenden  Übersichtstafel  oder  Freigabe  laut  §  5, 
Absatz  c,  ist  einmalige  Fehlanzeige  am  nächstfolgenden 
Meldetermin  einzureichen.  Eine  weitere  Meldung  ist 
dann  solange  nicht  erforderlich,  wie  Vorräte  nicht  mehr 
vorhanden  sind.  Die  Beschlagnahme  wird  jedoch  bei 
Zugang  neuer  Vorräte  sofort  wieder  wirksam,  so  daß 
alsdann  bis  zum  10.  jeden  Monats  wieder  eine  Bestands¬ 
meldung  einzugehen  hat. 

Anfragen,  die  vorliegende  Verfügung  betreffen,  sind 
an  die  Kriegschemikalien-Aktiengesellschaft  zu  richten. 

§  7.  Umfang  der  Meldung.  Außer  den  An¬ 


gaben  über  die  Vorratsmengen  ist  anzugeben,  wem  die 
fremden  \'orräte  gehören,  die  sich  im  Gewahrsam  des 
Auskunftspflichtigen  (§§  3  und  4)  befinden. 

§  8.  L  a  g  e  r  b  u  c  h.  Jeder  Meldepflichtige  hat  ein 
Lagerbuch  einzurichten,  aus  dem  jede  Änderung  der 
Vorratsmengen  und  ihre  Verwendung  ersichtlich  sein 
muß. 

Zur  Feststellung,  ob  die  Angaben  richtig  gemacht 
sind,  werden  im  Aufträge  des  Kriegsministeriums  Be¬ 
auftragte  der  Polizei-  und  Militärbehörden  die  Vorrats¬ 
räume  untersuchen  und  die  Bücher  der  zur  Auskunft 
Verpflichteten  prüfen. 


Übersichtstafel. 

A 


A) 

lA 

n  Stoffgattung 

S 


a  Natron-  (Chile-),  Kali-,  Kalk- 
(Norge-)  Ammoniaksalpeter 


5  Salpetersäure  jeder  Grädigkeit, 
auch  gemischt  und  verunreinigt 


c  Toluol,  roh,  gereinigt,  rein  oder 
in  toluolhaltigen  Stoffen,  Nitro- 
toluol  aller  Art 


d  Japankampfer  jeder  Aufbereitung 
(gleichgültig,  wo  die  Aufbereitung 
stattfand),  auch  als  Kampferpulver 
und  Kampferblume 


e  Glyzerin  mit  75  Prozent  und  mehr 
Reingehalt 


Erlaubt  sind  Ve- arbeitung  und  Verbrauch  be¬ 
schlagnahmter  Bestände  und  Zugänge  den¬ 
jenigen  Eignern,  die  in  ihren  Büchern 
ausweisen 


daß  sie  mit  den  verarbeiteten  und  ver¬ 
brauchten  Mengen  unter  bestmöglicher 
Ausbeute  mittelbar  oder  unmittelbar  Auf¬ 
träge  der  deutschen  Armee  und  Marine 
auf  Sprengstoff  und  Pulver  ausführen 


daß  sie  mit  den  verarbeiteten  und  ver¬ 
brauchten  Mengen  unter  bestmöglicher 
Ausbeute  mittelbar  oder  unmittelbar  Auf¬ 
träge  der  deutschen  Armee  und  Marine 
auf  Sprengstoff  und  Pulver  ausführen 


daß  sie  mit  den  verarbeiteten  und  ver¬ 
brauchten  Mengen  unter  bestmöglicher 
Ausbeute  mittelbar  oder  unmittelbar  Auf¬ 
träge  der  deutschen  Aimee  und  Marine 
auf  Sprengstoff  und  Pulver  ausführen 

daß  sie  mit  den  verarbeiteten  und  ver¬ 
brauchten  Mengen  unter  bestmöglicher 
Ausbeute  mittelbar  oder  unmittelbar  Auf¬ 
träge  der  deutschen  Armee  und  Marine 
auf  Sprengstoff,  Pulver  und  Medikamente 
ausführen 

daß  sie  mit  den  verarbeiteten  und  ver¬ 
brauchten  Mengen  unter  bestmöglicher 
Ausbeute  mittelbar  oder  unmittelbar  Auf¬ 
träge  der  deutschen  Armee  und  Marine 
ausführen,  für  die  ihnen  von  der  be¬ 
stellenden  Behörde  die  Unersetzlichkeit 
bescheinigt  ist 


Erlaubt  ist  Verkauf  (vgl.  §  5) 
beschlagnahmter  Vorräte 
an 


Militär-,  Marinebehörden 
Friedr.  Krupp  (Essen), 
Kriegschemikalien  -  Aktien¬ 
gesellschaft, 

Berlin  W.,  Mauerstr.  63/65 

Militär-,  Marinebehörden, 
Friedr.  Krupp  (Essen), 
Kriegschemikalien  -  Aktien¬ 
gesellschaft, 
unter  A  genannte  Ver¬ 
braucher  für  die  unter  A  ge¬ 
nannten  Bedürfnisse 


C 

Frei  sind  Vor¬ 
räte,  deren  Ge¬ 
samtbetrag 
aller  Arten  einer 
Stoffgattuug 
am  Tage  der 
Beschlagnahme 
kleiner  war  als 
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(der  Klassen  a 
und  b 
zusammen) 


Militär-,  Marinebehörden 
Friedr.  Krupp  (Essen), 
Kriegschemikalien  -  Aktien¬ 
gesellschaft, 
unter  A  genannte  Ver¬ 
braucher  für  die  unter  A  ge¬ 
nannten  Bedürfnisse 


20 


Militär-,  Marinebehörden, 

Friedr.  Krupp  (Essen),  J,  20 

Kriegschemikalien  -  Aktien-  j 
gesellschaft  j 


Militär-,  Marinebehörden 
Friedr.  Krupp  (Essen), 
Kriegschemikalien  -  Aktien¬ 
gesellschaft 


f  Schwefelinhalt  in  Schwefel  und 
Schwefelkies  aller  Art,  in  Zink¬ 
blende,  in  schwefliger  Säure  sowie 
in  rauchender  und  wässeriger 
Schwefelsäure  jeder  Grädigkeit 
(auch  in  gemischter  und  verun¬ 
reinigter  Säure) 


daß  sie  mit  den  verarbeiteten  und  ver¬ 
brauchten  Mengen  unter  bestmöglicher 
Ausbeute  mittelbar  oder  unmittelbar  Auf¬ 
träge  der  deutschen  Armee  und  Marine 
auf  Sprengstoff  und  Pulver  ausführen 


Militär-,  Marinebehörden 
Friedr.  Krupp  (Essen), 
Kriegschemikalien  -  Aktien¬ 
gesellschaft, 

unter  A  genannte  Ver¬ 
braucher  für  die  unter  A  ge¬ 
nannten  Bedürfnisse 


1500 

Schwefel 

inhalt 


Verbot  des  Vorverkaufes  von  Erzeugnissen  der 
Kartoffeltrocknerei  sowie  der  Kartoffelstärke¬ 
fabrikation  aus  der  inländischen  Ernte  des  Jahres 
1915.  Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  7.  Juli  1915 
bestimmt: 

Kaufverträge  über  Kartoffelflocken,  Kartoffelschnitzel 
(Kartoffelscheiben,  Kartoffelgrieß),  Kartoffelwalzmehl, 
feuchte  und  trockene  Kartoffelstärke  sowie  Kartoffel¬ 
stärkemehl  aus  der  inländischen  Kartoffelernte  des 
Jahres  1915  sind  nichtig.  Dies  gilt  auch  für  Verträge, 
die  vor  Verkündung  dieser  Verordnung  geschlossen  sind. 

Bekanntmachung  über  die  Lohnverarbeitung 
von  Kartoffeln  in  kleineren  Brennereien.  Der 
Bundesrat  hat  am  8.  Juli  1915  beschlossen: 


Brennereien,  die  eine  Ermäßigung  der  Wrbrauchs- 
abgabe  auf  Grund  der  §§  4  und  5  des  Gesetzes,  be¬ 
treffend  Beseitigung  des  Branntweinkontingents,  vom 
14.  Juni  1912  (R.-G.-Bl.  S.  378)  oder  eine  Ermäßigung 
der  Betriebsauflage  auf  Grund  des  §  45  des  Branntwein¬ 
steuergesetzes  vom  15.  Juli  1909  (R.-G.-Bl.  S.  661)  be¬ 
ansprucht  und  dementsprechend  Erklärungen  über  die 
einzuhaltende  Erzeugungsgrenze  abgegeben  haben, 
werden  von  der  Verpflichtung  zur  Nachzahlung  der  aus 
Anlaß  einer  etwaigen  Überschreitung  der  erklärten  Er¬ 
zeugungsgrenze  fällig  gewordenen  Beträge  an  Ver¬ 
brauchsabgabe  und  Betriebsauflage  befreit,  wenn  der 
über  die  Erklärung  hinaus  gewonnene  Branntwein  im 
Lohnbetrieb  für  die  Reichsstelle  für  Kartoffelversorgung 
aus  Kartoffeln  hergestellt  worden  ist. 
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F  rankreich. 

Verbot  der  Goldausfuhr.  Das  Amtsblatt  veröffent¬ 
licht  ein  Dekret,  wonach  die  Ausfuhr  von  Gold  verboten 
wdrd. 


Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Bundesratsbeschluß 
vom  2.  Juli  1915,  der  am  5.  Juli  1915  in  Kraft  getreten 
ist,  wurde  die  Ausfuhr  folgender  Waren  aus  der  Schweiz 
verboten; 

Därme  und  Blasen,  tierische,  frisch  oder  getrocknet, 
auch  eingesalzen  (aus  Nr.  149  des  schweizerischen  Zoll¬ 
tarifs)  ; 

Chlor,  komprimiert,  flüssig  oder  gasförmig,  in  Flaschen 
aus  Schmiedeisen  oder  Stahl  (Nr.  1013)  ; 

Braunstein  (Mangansuperoxyd),  regeneriert,  gemahlen 
oder  in  Teigform  (Nr.  1021); 

Natron,  phosphorsaures  (Nr.  1023  ft)  ; 

Methylalkohol  (chemisch  reiner  Holzgeist,  aus 
Nr.  1059); 

Graphit,  auch  gemahlen,  geschlemmt,  gepulvert,  ge¬ 
preßt  etc.  (aus  den  Nummern  1089,  1090  und  1105). 


Fristerstreckung  für  Erfindungspatente  und  ge¬ 
werbliche  Muster  und  Modelle.  Der  Bundesrat  hat 
am  23.  Juni  folgenden  Beschluß  gefaßt; 

1.  Die  im  Bundesgesetz  vom  3.  April  1914,  betreffend 
Prioritätsrechte  an  Erfindungspatenten  und  gewerblichen 
Mustern  und  Modellen  enthaltenen  Prioritätsfristen 
werden  vorläufig  bis  zum  Ablauf  des  31.  Dezember  1915 
verlängert;  o)  Für  erste  ausländische  Anmeldungen  von 
Patenten  und  Gebrauchsmustern,  deren  Datum  dem 
31.  Juli  1913  nachgeht;  b)  für  erste  ausländische  Hinter¬ 
legungen  gewerblicher  Muster  und  Modelle,  deren  Datum 
dem  31.  März  1914  nachgeht;  c)  für  an  Ausstellungen 
zur  Schau  gebrachte  Erfindungen,  Gebrauchsmuster  und 
gewerbliche  Muster  oder  Modelle,  sofern  der  Eröffnungs¬ 
tag  der  Ausstellung  dem  31.  Januar  1914  nachgeht. 

2.  Zur  Bezahlung  der  Gebühren;  a)  Für  das  zw'eite 
oder  eines  der  folgenden  Patentjahre;  h)  für  die  zweite 
oder  die  dritte  Schutzperiode  von  Hinterlegungen  ge¬ 
werblicher  Muster  oder  Modelle  wird,  sofern  der  Ab¬ 
lauf  der  gesetzlichen  Zahlungsfrist  dem  31.  Juli  1914 
nachgeht,  eine  außerordentliche  Nachfrist  gewährt,  deren 
Ende  vorläufig  auf  den  31.  Dezember  1915  festgesetzt 
wird. 

3.  Innerhalb  einer  Frist,  deren  Ende  vorläufig  auf  den 
31.  Dezember  1915  festgesetzt  wird,  können  vollständige 
Prioritätsausweise  für  inzwischen  eingetragene  Erfin¬ 
dungspatente  und  gewerbliche  Muster  oder  Modelle, 
deren  Anmelde-  oder  Hinterlegungsdatum  dem  30.  April 
1913  nachgeht,  noch  eingereicht  werden. 

4.  Innerhalb  einer  Frist,  deren  Ende  vorläufig  auf  den 
31.  Dezember  1915  festgesetzt  wird,  sollen  vom  Amte 
beanstandete  Patentgesuche  und  Muster-  oder  Modell¬ 
hinterlegungen  (sowie  auch  Markeneintragungsgesuche) 
wegen  Nichteinhaltung  der  ordentlichen  Fristen  zur  Er¬ 
ledigung  der  Beanstandungen  nicht  zurückgewiesen 
werden. 

5.  Innerhalb  einer  Frist,  deren  Ende  vorläufig  auf  den 
31.  Dezember  1915  festgesetzt  wird,  können  verspätet 
eingereichte  Rekurserklärungen,  betreffend  Zurück¬ 
weisungen  von  Patentgesuchen,  Muster-  oder  Modell¬ 
hinterlegungen  sowie  auch  Markeneintragungsgesuchen 
vom  schweizerischen  Justiz-  und  Polizeidepartement 
entgegengenommen  werden,  sofern  die  ordentlichen  Re¬ 
kursfristen  erst  nach  dem  31.  Juli  1914  abgelaufen  sind. 

Sofern  der  Bundesrat  nicht  beschließen  würd,  daß  es 
bei  dem  31.  Dezember  1915  als  Termin  vorstehender 
Fristen  sein  Verbleiben  haben  soll,  laufen  sie  über  dieses 
Datum  hinaus  weiter  bis  zu  dem  vom  Bundesrat  end¬ 


gültig  festzusetzenden  Termin,  wobei  jeder  Frist  ein 
besonderer  Termin  gesetzt  werden  kann. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  In  den  Niederlanden  wurden 
folgende  neue  Ausfuhrverbote  erlassen;  Melasse  (Ver¬ 
ordnung  vom  24.  Juni  1915),  Stahldraht  und  daraus 
hergestellte  Artikel,  Seifen  mit  Ausnahme  jener  in 
Pulver,  Stangen  oder  Stücken,  Zink,  unbearbeitet  und 
bearbeitet,  mit  Ausnahme  jener  verarbeiteten  Zink¬ 
mengen,  die  nicht  den  Hauptbestandteil  des  Fabrikates 
bilden  (Verordnung  vom  25.  Juni  1915),  und  die  Aus¬ 
fuhr  von  Schellack  (Verordnung  vom  i.  Juli  1915). 

Das  Verbot  der  Ausfuhr  von  Flachsabfällen,  die  sich 
zur  Wirkwarenfabrikation  eignen,  ist  aufgehoben  worden 
(Verordnung  vom  24.  Juni  1915). 


Schweden. 

Verlängerung  des  Auslandsmoratoriums.  Das 
schwedische  Auslandsmoratorium  ist  bis  zum  i.  Oktober 
1915  verlängert  worden.  Wie  bisher  findet  dieses  Aus¬ 
landsmoratorium  keine  Anwendung  auf  Gläubiger,  die 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  den  Nieder¬ 
landen,  Spanien,  Norwegen  oder  der  Schweiz  wohnhaft 
sind. 

Einzelne  Bestimmungen  des  schwedischen  Inlands¬ 
moratoriums,  wie  z.  B.  das  Verbot  von  Zwangsverkäufen 
von  Grundstücken,  das  Verbot  des  Verkaufes  von  ver¬ 
pfändeten  Wertpapieren  sind  bis  zum  i.  September  1915 
verlängert  worden. 


Aufschub  für  die  Bezahlung  von  Patentabgaben. 

Durch  Verordnung  vom  25.  Mai  1915  wurde  der  Auf¬ 
schub  für  die  Bezahlung  gewisser  Patentabgaben  in 
Schweden  für  weitere  vier  Monate  bis  zum  i.  Oktober 
1915  verlängert. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
16.  Juni  1915  wurde  die  Ausfuhr  folgender  Waren  aus 
Schweden  verboten: 

Nummer  des  statistischen 

Warenverzeichnisses 

Aus  755 — 758  Stahlrohr  für  Granatkartätschen 
(Schrapnells)  ; 

„  764  Y2  Zentimeter- Stacheldraht; 

„  830 — 833  Scheren  und  Zangen  zum  Abschneiden 

von  Eisen-  und  Metalldraht; 

„  885 — 896  bedrehte  Stahlstücke  zu  Granaten 

„  888 — 890  und 

,,  894 — 896  Stahlrohr  für  Gewehrläufe; 

„  1006 — loii  Drehbänke  für  Bearbeitung  von  Me¬ 

tallen  ; 

„  1194  B  künstlicher  Indigo; 

,,  1196  Alizarin-  sowie  Anilin-  und  andere 

Teerfarben,  nicht  besonders  ge¬ 
nannte; 

„  1197  Anilin  (Anilinöl),  Naphthol,  Naphthyl- 

amin  und  Paranytralinin  sowie  Salze 
daraus ; 

,,  1198/1199  Teerfarben  und  Farbextrakte  mit  Zu¬ 

satz  von  Lösungs-  und  Beizstoffen, 
f.  wie  Essigsäure,  Acetin,  Gerbsäure 

oder  Alaun  oder  anderes  Metall¬ 
salz  ; 

,,  1260  Entfernungsmesser  und  kenntliche 

Teile  dazu; 

„  1260  E  Navigationsinstrumente,  alle  Sorten, 

nicht  besonders  genannte; 

,,  1285/1286  Chronometertaschenuhren; 

„  1290  Schiffschronometer. 

Laut  telegraphischer  Meldung  aus  Stockholm  vom 
22.  Juni  1915  wurde  ein  Ausfuhrverbot  erlassen  auf 
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Braunstein,  Graphit,  Baumwollabfall,  galvanische  Ele¬ 
mente,  Kalihydrat,  Chlorkalium,  Kaliumchlorat,  Kali¬ 
salpeter,  Schellack,  Farbholz,  Staßfurter  Kalisalze,  Ka¬ 
liumperchlorat. 

Durch  Verordnung  vom  2.  Juli  1915  wurde  ein  Aus¬ 
fuhrverbot  für  Rohphosphat  (anderes  als  Apatit), 
Thomasphosphat,  ungemahlene  sogenannte  Thomas¬ 
schlacke  sowie  Superphosphat  erlassen. 


f 

I 

L' 


Rußland. 

Deutsche  und  österreichisch-ungarische  Zoll¬ 
erhebung  in  Polen.  Das  Verordnungsblatt  der  kaiser¬ 
lich  deutschen  Zivilverwaltung  für  Polen  links  der 
Weichsel  veröffentlicht  ein  Übereinkommen,  betreffend 
die  gemeinschaftliche  Erhebung  von  Zöllen 
in  dem  deutschen  und  österreichisch-ungarischen  Ver¬ 
waltungsgebiet  links  der  Weichsel.  Darnach  bilden  die 
beiderseitigen  Verwaltungsgebiete  in  Russisch-Polen 
links  der  Weichsel  ein  gemeinschaftliches  Zollgebiet. 
Die  Zolleinnahmen  werden  nach  Abzug  von  20  Prozent 
für  die  Zollerhebung  und  Grenzbewachung  zwischen  den 
beiden  Teilen  je  zur  Hälfte  geteilt. 


Bulgarien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
25.  Mai/y.  Juni  1915  wurde  die  Ausfuhr,  Durchfuhr  und 
Wiederausfuhr  von  Berthollets  Salz  und  rotem  Phosphor, 
durch  Verordnung  vom  2./15.  Juni  wurde  die  Ausfuhr 
von  konservierten  Fischen  jeder  Art  in  luftdicht  ver¬ 
schlossenen  Dosen  und  die  Ausfuhr  und  Wiederausfuhr 
von  Hopfen  für  Biererzeugung,  durch  Verordnung  vom 
3./16.  Juni  1915  wurde  die  Ausfuhr  und  Wiederausfuhr 
von  Schwefel,  durch  Verordnung  vom  6./19.  Juni  wurde 
die  Ausfuhr  von  Eicheln,  von  Extrakten  für  die  Be¬ 
arbeitung  roher  Häute  und  von  Bienenwachs  aus  Bul¬ 
garien  verboten. 


! 


Die  Leipziger  Michaelismesse.  Aus  Leipzig  wird  der 
»Frkf.  Ztg.«  geschrieben:  »Zufolge  amtlicher  Bekannt¬ 
machung  wird  die  Leipziger  Michaelismesse  auch  dies¬ 
mal  in  der  gewohnten  Weise  abgehalten  werden.  Sie 
nimmt  am  letzten  Sonntag  im  August  ihren  Anfang. 
Es  ist  wohl  anzunehmen,  daß  die  dritte  »Kriegs¬ 
messe«  einen  günstigeren  Verlauf  nehmen  wird,  als 
dies  bei  der  Herbstmesse  1914  unter  dem  frischen 
Eindruck  des  plötzlich  hereingebrochenen  Weltbrandes 
der  Fall  war.  Schon  rüstet  man  sich  in  den  Kreisen 
der  Meßinteressenten  zum  Besuche  der  Messe.  Dem 
Vernehmen  nach  haben  bis  Ende  Juni  bereits  20  Pro¬ 
zent  der  Aussteller  erklärt,  die  Herbstmesse  1915  zu 
beschicken,  während  für  die  vorjährige  Herbstmesse 
um  diese  Zeit  nur  12  Prozent  der  Aussteller  sich  an¬ 
gemeldet  hatten.  Ein  Teil  der  Meßaussteller  hält  vor¬ 
läufig  mit  seiner  Anmeldung  noch  zurück,  wohl  in  der 
Erwartung,  daß  das  erneute  Gesuch  wegen  eines  Miet¬ 
nachlasses  Erfolg  haben  wird.  Der  Verband  der  Aus¬ 
steller  der  Leipziger  Engros-Messe  hat  nämlich  vor 
kurzem  an  die  Meßkaufhausbesitzer,  zu  denen  auch  die 
Leipziger  Stadtverwaltung  gehört,  das  Ersuchen  wegen 
eines  Mietnachlasses  um  50  Prozent  für  die  bevor¬ 
stehende  Michaelismesse  gerichtet.  Während  die  zu 
einem  Verband  zusammengeschlossenen  privaten  Meß¬ 
kaufhausbesitzer  das  Gesuch  aus  wirtschaftlichen  Gründen 
abgelehnt  haben,  hat  sich  der  Rat  der  Stadt  deswegen 
noch  nicht  schlüssig  gemacht.  Er  wird  sich  zunächst 
mit  der  im  vorigen  Jahre  gegründeten  Zentralstelle  der 
Interessenten  der  Leipziger  Musterlagermessen  ins  Ein- 
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vernehmen  setzen.  Man  darf  wohl  hoffen,  daß  die 
Leipziger  Stadtverwaltung  alles  aufbieten  wird,  etwaige 
Schwierigkeiten  aus  dem  Wege  zu  räumen.  Vor  allem 
kommt  es  darauf  an,  von  neuem  zu  zeigen,  daß  Deutsch¬ 
lands  Industrie  auch  nach  einem  Jahr  Kriegsdauer  so 
ungeschwächt  dasteht,  um  die  gewohnte  große  Muster¬ 
schau  zum.  dritten  Male  abzuhalten  und  so  sollten  sich 
die  Meßaussteller  schon  aus  diesen  Gründen  bestimmen 
lassen,  die  bevorstehende  Leipziger  Herbstmesse  zu 
beschicken.  Man  darf  wohl  auch  mit  einem  leidlich 
guten  Käuferzuspruch  rechnen,  sowohl  aus  Deutschland 
wie  aus  den  neutralen  Ländern.  Die  Leipziger  Herbst¬ 
messe  dient  bekanntlich  vornehmlich  zur  Versorgung 
des  Weihnachtsmarktes  und  so  wird  sich  in  den  ein¬ 
schlägigen  Artikeln  auch  diesmal  Bedarf  äußern.« 

Die  amerikanische  Baumwollausfuhr.  Am  Ende  der 
ersten  zehn  Monate  des  gegenwärtigen  Rechnungsjahres 
betrug  der  Ausfuhrwert  amerikanischer  Baumwolle 
330,494,409  $  gegenüber  566,877.007  $  in  der  gleichen 
Zeit  des  Vorjahres.  Das  bedeutet  eine  Minderausfuhr 
von  41  Prozent.  Während  der  mit  April  beendeten 
neun  Monate  der  Baumwollsaison  war  der  durchschnitt¬ 
liche  Ausfuhrpreis  8‘4  Cents  das  Pfund,  um  4-6  Cents 
niedriger  oder  22  #  für  den  Ballen  als  in  der  Geschäfts¬ 
zeit  1913/14.  Im  letzten  Jahre  betrug  der  amerikanische 
Baumwollkredit  610,446.968  $,  und  der  Überschuß  der 
Gesamtausfuhr  über  die  Einfuhr  betrug  470,653.491  $, 
so  daß  die  ausgeführte  Baumwolle  nicht  nur  den  ganzen 
Überschuß  ausmachte,  sondern  noch  139,793.477  $  übrig 
ließ.  Während  der  mit  Mai  beendeten  zehn  Monate 
der  Baumwollgeschäftszeit  betrug  der  einheimische  Ver¬ 
brauch  4,585.522  Ballen  gegenüber  4,731.600  Ballen 
im  Vorjahre.  Die  Zahl  der  benutzten  Spindeln  war 
31,111.137  Stück  gegenüber  31,028.336  im  Vorjahre. 
In  den  zehn  Monaten  betrug  die  Ausfuhr  7,976.711 
Ballen  (8,729.012  im  Vorjahre).  Die  Ausfuhr  in  den 
zehn  Berichtsmonaten  nach  den  verschiedenen  Ländern 


gestaltete  sich  nach  den 

Ziffern  des 

Ackerbaubureaus 

wie  folgt : 

10  Monate 

1914 

1915 

Großbritannien  .... 

.  ■  3.290-342 

3,593-612 

Deutschland . 

.  2,664.033 

242.661 

Frankreich . 

611.480 

Italien . 

1,018.469 

Andere  Länder  .  .  . 

2,510.489 

Insgesamt 

.  .  8,729.012 

7,976.711 

Englischer  Jutemarkt. 

Aus  Berli 

n  wird  uns  ge- 

schrieben  :  Zeitungsnachrichten  zufolge  dürfte  zu  den  un¬ 
angenehmen  Wirkungen  der  englischen  Blockadepolitik 
für  deren  eigene  Urheber  der  ümstand  gehören,  daß 
man  in  Deutschland  anfängt,  sich  von  der  Zufuhr  der 
englisch-indischen  Jute  unabhängig  zu  machen,  für  die 
es  alljährlich  76  Millionen  zu  zahlen  gehabt  hat.  Die 
ünentbehrlichkeit  dieses  in  ungeheuren  Massen  ins 
Land  gebrachten  Artikels  hat  bereits  dadurch  aufge¬ 
hört,  daß  es  gelungen  ist,  für  die  Jutefaser  Ersatz  zu 
finden,  und  zwar  in  dem  künstlichen  F a s e r s t o  f f  der 
Text  Hose,  von  der  gegenwärtig  in  zwei  Fabriken 
täglich  20.000  kg  Säcke  angefertigt  werden.  Das  zur 
Förderung  dieses  Fabrikationszweiges  angelegte  deutsche 
Kapital  beträgt  über  40  Millionen.  Es  darf  erhofft 
werden,  daß  die  Textilose  in  absehbarer  Zeit  den  Er¬ 
wartungen  in  ähnlicher  Weise  entsprechen  wird,  wie 
es  seinerzeit  bei  der  Kunstseide  der  Fall  war.  Dem 
Einfuhrwerte  nach  stand  die  Jute  in  Deutschland  unter 
allen  eingeführten  Textilrohstoffen  an  dritter  Stelle. 

Der  Verkehr  am  englischen  Jutemarkt  war  auch  in 
der  jüngsten  Zeit  recht  lustlos  und  trotz  des  anhaltend 
niedrigen  Preises  wurden  so  gut  wie  keinerlei  Käufe 
vorgenommen.  Das  ist  insbesondere  sehr  bemerkens¬ 
wert,  weil  von  Kalkutta  her  keine  irgendwie  ins  Ge¬ 
wicht  fallende  Ankünfte  gemeldet  wurden,  da  die 
Frachtkosten  gegenüber  der  außerordentlich  verbilligten 
Ware  sehr  hoch  sind.  Die  wenigen  getätigten  Ab- 
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Schlüsse  bewegten  sich  auf  der  Preisgrundlage  zu 
I  .  lo.o  für  erste  Marken  April/Mai  und  Mai/Juni- 
Verschiffungen.  In  Uaisees  fand  keine  Notierung  statt. 
Kalkutta  verkehrte  etwas  fester  mit  34 — 35  Rupien. 


Die  Rübenzuckerindustrie  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Amtliche  Daten  geben  den  Stand  der 
Zuckerrübenproduktion  und  Rübenzuckerindustrie  in  den 
Vereinigten  Staten  folgendermaßen  an  : 

Rübenerntejahr 
1918  1914 

Zahl  der  in  Betrieb  befindlichen  Zucker¬ 
fabriken  . 71  ^0 

Tonnen 

Raffinadeproduktion  .  733-401  7^2.054 

Acres 

Rübenanbaufläche . 580.006  483.400 

Pro  acre  Tonnen 

Durchschnittsertrag  .  9'76  lO’go 

Tonnen 

Rübenproduktion . 5-659-4^2  5)288.500 

Dollars  pro  Tonne 

Durchschnittlicher  Rübenpreis .  5'69  5‘45 

Prozent 

Rübenzuckergehalt . 1578  l6'38 

Baumwollkultur  in  Argentinien.  Einem  amerikani¬ 
schen  Konsularberichte  zufolge  befaßt  sich  die  argenti¬ 
nische  Regierung  gegenwärtig  mit  einem  von  spanischen 
Kapitalisten  ausgehenden  Projekte  betreffend  Ausdeh¬ 
nung  der  argentinischen  Baumwollproduktion  und  Er¬ 
richtung  einer  großen  Spinnerei  und  Weberei,  die  mit 
spanischen  Arbeitskräften  betrieben  werden  sollen.  Die 
Provinzialregierung  von  Tucuman  soll  Grund  und  Boden 
zu  bequemen  Zahlungsbedingungen  den  Unternehmern 
zur  Verfügung  gestellt  haben.  Bisher  beschränkt  sich 
die  Baumwollproduktion  in  Argentinien  auf  das  Terri¬ 
torium  von  Chaco,  doch  soll  auch  der  Norden  und 
Nordwesten  des  Landes  für  die  Baumwollkultur  sehr 
geeignet  sein.  Trotz  vielfacher  Ermunterung  und  Be¬ 
günstigung  vermochte  die  Baumwollkultur  in  Argentinien 
noch  keine  nennenswerte  Fortschritte  zu  machen.  Der 
argentinische  Baumwollexport,  der  fast  ausschließlich 
über  Barranqueras  nach  Deutschland  und  Spanien  geht, 
betrug  1912;  2460  Ballen  zu  500  Pfd.,  1913:  1540 
und  1914:  1219  Ballen. 


Der  Verkehr  im  Suezkanal  1914.  in  Ergänzung 
der  einschlägigen  Mitteilungen  an  dieser  Stelle^)  folgt 

*)  Vgl.  Nr.  26  des  BHandelsmuseumsa  von  24.  Juni  1.  J.,  Seite  372. 


nachstehend  eine  Übersicht  über  den  Verkehr  im  Suez¬ 
kanal  nach  den  Flaggen  geordnet: 

1913  1914 


Zahl 

Zahl 

Flagge 

der 

Tonnen 

der 

Tonnen 

Schiflfe 

bchitte 

Britische  .  .  ,  .  . 

.  2902 

1 1,888.200 

2587 

10,783.201 

Deutsche . 

.  771 

3.317-593 

472 

2,068.908 

Holländische  .... 

.  338 

1,283.986 

356 

1.557-491 

Französische  .... 

•  255 

925.709 

224 

786.722 

Italienische  .... 

.  89 

843.068 

176 

631.728 

Russische . 

.  109 

256.564 

100 

288.1 18 

Dänische . 

•  56 

337-342 

69 

196.881 

Norwegische  .... 

•  44 

172.938 

42 

163.820 

Schwedische  .... 

.  23 

93-352 

42 

86.666 

Griechische . 

.  16 

121.952 

35 

132.027 

Türkische  ..... 

1 1 

54-557 

29 

55.120 

19.896 

— 

— 

Andere . 

442.883 

96 

443-623 

Zusammen  . 

.  4979 

19,758.040 

4228 

17.185-305 

Unser  Handel  mit  unseren  Feiiden.  Von  Rudolf  Dietrich. 
Verlag  Duncker  &  Humblot.  Leipzig  1914.  78  Seiten.  Preis 

M.  1-50. 

Der  Autor  unternimmt  den  dankenswerten  Versuch,  die  Han¬ 
delsbeziehungen  Deutschlands  zu  seinen  Gegnern  im  Weltkrieg 
einer  genaueren  Untersuchung  zu  unterziehen.  Hierbei  ergeben 
sich  manche  bemerkenswerte  Aufschlüsse,  unter  anderem  auch 
das  starke  Überwiegen  von  Rohstoffen  oder  wenigstens  ein¬ 
facheren  Fabrikaten  in  der  Einfuhr  Deutschlands  nicht  nur  aus 
Agrarstaaten,  wie  Rußland  oder  Britisch-Indien,  sondern  auch 
in  den  deutschen  Bezügen  aus  einem  Industriestaat  wie  Groß- 
Britannien  selbst.  Bemerkenswert  ist  auch  der  Versuch,  inner¬ 
halb  des  deutschen  Außenhandels  die  Handelsbeziehungen  zu 
den  befreundeten  Staaten  nicht  nur  von  jenen  zu  den  feindlichen 
Ländern,  sondern  auch  von  den  Handelsbeziehungen  zu  den 
politisch  unsicheren  Gebieten  zu  trennen.  Eine  ähnliche  Arbeit 
über  die  Handelsbeziehungen  Österreich-Ungarns  zum  feindlichen 
Ausland  wäre  zu  wünschen.  Man  hat  es  mit  einer  wohldurch¬ 
dachten,  sorgfältig  gearbeiteten  Schrift  zu  tun.  Doch  erstreckt 
sich  diese  Anerkennung  nicht  auf  die  einigermaßen  kühnen, 
kaum  zur  Sache  gehörenden  politischen  Phantasien  am  Schlüsse 
der  Arbeit. 

Die  Unterstützung  der  französischen  Handelsmarine  durch 
Prämien.  Von  Dr.  Franz  Guckenmuß.  Verlag  L.  Friede¬ 
richsen  &  Co.  Hamburg  1914.  233  Seiten.  Preis  geheftet  6  M., 
gebunden  M.  7'5o. 

Die  Arbeit  enthält  eine  eingehende  und  klare  Darstellung  der 
französischen  staatlichen  Schiffahrtsförderung,  wobei  in  einer 
historischen  Einleitung  bis  auf  die  Zeit  Cplberts  zurückgegriffen 
wird.  Der  Verfasser  macht  nicht  nur  mit  den  schweren  Miß¬ 
erfolgen  und  den  spärlichen  Erfolgen  dieser  Politik  vom  volks¬ 
wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  bekannt,  sondern  weist  zuletzt 
einigermaßen  überraschend  auf  einen  Umstand  hin,  vermöge 
dessen  jede  wie  immer  geartete  staatliche  Schiffahrtsförderung 
zu  keinem  besonderen  Aufschwung  der  französischen  Schiffahrt 
führen  kann.  Frankreich  ist  nämlich  ein  Land,  dessen  Einfuhr 
und  Ausfuhr  in  ihrem  Grundwesen  jeder  regelmäßigen  Aus¬ 
gleichung  der  ein-  und  ausgehenden  Frachten  hinderlich  sind. 
Die  Ausfuhr  besteht  nämlich  überwiegend  aus  leichten  wert¬ 
vollen  Waren,  während  Frankreich  an  schweren  Waren,  wie 
Kohle,  Holz,  Dungmittel  etc.,  Mangel  leidet.  Wer  immer  an 
den  verwickelten  Fragen  der  Schiffahrtspolitik  Interesse  nimmt, 
wird  diese  anregende,  inhaltsreiche  Schrift  mit  Nutzen  lesen. 


i(tnkei0tnu0ettitt0> 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./j,  Berggasse  16,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 


Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 
für  Artikel  aller  Art  in  Brasilien  (14.022); 
für  diverse  Artikel  in  Aleppo  (8511); 
für  Lebenzmittel  und  Toiletteartikel  in  Buenos  Aires 
(20.272); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (  2  i  .940) ; 
für  diverse  Artikel  in  Kreta  21.070); 


alle  Artikel  für  Argentinien  (12.208); 
alle  Artikel  für  Kolumbien  (8714); 
für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 

Vorliegende  Spezialberichte: 
über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 
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TROCKENHEFE,  EIN  NEUER  HANDELS¬ 
ARTIKEL. 

Von  Prof.  E.  Weliiwurm,  Brünn. 

Nach  vollendeter  Gärung  der  Bierwürze  hat  sich  die 
Hefe  so  stark  vermehrt,  daß  nur  ein  Teil  derselben  zum 
Hervorrufen  neuer  Gärungen  nötig  ist,  während  man 
für  die  andere  Hefemenge  bis  vor  einigen  Jahren  keine 
ihrer  hochwertigen  Zusammensetzung  entsprechende 
Verwendung  hatte.  Bisweilen  traten  Spiritusfabriken 
oder  landwirtschaftliche  Betriebe  als  Käufer  dieser 
Überschußhefe  auf,  fehlten  diese,  so  blieb  der  Brauerei 
nichts  anderes  übrig,  als  die  überschüssige  Hefe  auf 
den  Düngerhaufen  zu  werfen.  Welch  große  Mengen  von 
Hefe  bei  der  Gärung  des  Bieres  entstehen,  geht  aus  den 
Zahlen  Delbrücks^)  hervor,  welcher  die  Welt¬ 
produktion  von  Bierhefe  mit  495  Millionen  ]ig  beziffert. 
Im  Jahre  1913  wurden  in  Österreich-Ungarn  rund 
25  Millionen  hl  Bier  erzeugt  (21,581.131  hl  in  Öster¬ 
reich  und  3,024.518  hl  in  Ungarn)  und  hierbei 
37,500.000  kg  Hefe  produziert.  Die  genannten  Hefen 
sind  als  Naßhefen  gut  abgepreßt,  mit  einem  Wasser¬ 
gehalt  gegen  75  Prozent  gedacht.  Die  Hälfte  der  er¬ 
zeugten  Hefenmenge  bedürfen  die  Brauereien  für  sich 
zum  Anstellen  neuer  Gärungen,  wodurch  in  Österreich- 
Ungarn  jährlich  18,750.000  kg  Naßhefe  disponibel 
sind.  Diese  Hefen  stammen  von  der  Hauptgärung  des 
Bieres  im  Bottich.  Bei  der  darauffolgenden  Nachgärung 
bildet  sich  in  den  Lagerfässern  das  Faßgeläger,  welches 
größtenteils  aus  Hefezellen  besteht.  Professor  C  1  u  ß  hält 
die  Mengen  Faßgeläger  für  so  bedeutend,  daß  bei  Ver¬ 
wendung  derselben  die  in  Österreich-Ungarn  pro  Jahr 
zur  Verfügung  stehende  Naßhefe  auf  30  M  i  1 1  i  o  n  e  n  feg 
anwächst.  Ist  man  im  stände,  den  bedeutenden  Eiweiß¬ 
gehalt  der  Hefe  rationell  auszunützen,  dann  ergeben 
sich  für  diese  große  Hefenmenge  sehr  ansehnliche 
Geldeswerte.  Die  unrationellste  Verwendung  der  Hefe 
ist  die  als  Düngemjttel,  da  hierdurch  ihr  hoher  Stickstoff¬ 
und  Phosphorsäuregehalt  zu  schlecht  bezahlt  wird.  Soll 
die  Hefe  eine  ihrer  großen  und  leichtverdaulichen  Ei¬ 
weißmenge  entsprechende  Verwertung  finden,  so  kann 
das  nur  zu  Ernährungszwecken,  sei  es  für  Menschen 
oder  Tiere  sein.  Wie  bereits  eingangs  erwähnt,  sind  land¬ 
wirtschaftliche  Betriebe  schon  seit  langen  Zeiten  Ab¬ 
nehmer  für  Brauereihefe,  indem  sie  dieselbe  zuerst  un¬ 
bewußt  des  hohen  Nährwertes  für  Futterzwecke  be¬ 
nützen.  Dickbreiige  Hefe  wird  als  Nebenfutter  für 
Milchkühe,  Mastrinder  und  -Schweine  gegeben  und  wirkt 
auf  die  Milchproduktion  und  auf  die  Qualität  der 
Schlachtprodukte  äußerst  günstig.  Soll  die  Hefe  von 
den  Tieren  gut  vertragen  werden,  so  muß  sie  frisch,  also 
nicht  in  Zersetzung  befindlich  und  im  abgekochten  Zu¬ 
stande  sein,  da  sonst  im  Verdauungskanal  Störungen 
entstehen.  Nun  ist  aber  gerade  die  Naßhefe  eine  wegen 
ihres  hohen  Wassergehaltes  leicht  verderbliche  Substanz, 
welche  durch  ihr  eigene,  spezielle  Enzyme,  das  sind 
eiw’eißähnliche  Körper,  welche  die  Zersetzung  anderer 
organischer  Körper  besorgen,  leichter  noch  dem  Ver¬ 
derben  anheimfällt,  als  andere  stark  wasserhältige 
Pflanzenstoffe.  Diese  schlechte  Eigenschaft  der  Bierhefe 
war  schuld,  daß  man  große  Mengen  von  Bierhefe  nicht 
lange  aufbewahren  und  sie  nicht  auf  weite  Strecken 

1)  »Wochenschrift  für  Hrauerei«,  XXVII.  Jahrgang,  Nr.  81. 
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transportieren  konnte.  Demnach  war  die  Verwertung 
der  überschüssigen  Bierhefe  als  Futtermittel  nur  dort 
möglich,  wo  es  die  örtlichen  Wrhältnisse  gestatten,  und 
damit  war  diese  beste  \'erwendungsweise  eine  be¬ 
schränkte.  In  Anbetracht  der  großen  volkswirtschaft¬ 
lichen  Bedeutung  der  Lösung  der  Frage,  wie  man  doch 
die  i'berschußhefe  der  Brauereien,  welche  in  Deutsch¬ 
land  pro  Jahr  70  Millionen  kg  ausmacht,  der  Tierfütte¬ 
rung  zuführen  kann,  ist  das  Institut  für  Gärungsgewerbe 
in  Berlin  derselben  nähergetreten  und  hat  durch  seine 
Arbeiten  seit  dem  Jahre  1910  eine  mit  sehr  gutem  Er¬ 
folg  tätige  llefeverwertungsindustrie  geschaffen.  Die 
\'oraussetzung  für  eine .  Massenverwertung  der  Bierhefe 
war,  daß  ihr  vor  allem  der  große  Vassergehalt  ge¬ 
nommen  und  daß  sie  durch  Trocknen  bei  hoher  Tem¬ 
peratur  in  eine  Dauerware  verwandelt  wurde.  Das 
Problem  der  Trocknung  ist  in  der  Weise  gelöst  worden, 
daß  man  die  zu  trocknende  Hefe  als  Hefebrei  auf 
Walzen,  an  deren  Stelle  auch  Teller  treten  können,  in 
ganz  dünner  Schicht  aufträgt.  Die  von  innen  mit  Dampf 
geheizten  Walzen  besorgen  das  Trocknen  bei  125®  C 
nach  nicht  ganz  einmaliger  Umdrehung,  worauf  die 
Trockenhefe  durch  genau  eingestellte  Messer  von  den 
Walzen  abgeschabt  wird.  Die  für  Futterzwecke  ver¬ 
wendete  Trockenhefe  bildet  eine  blätterige  Masse  von 
gelblichbraunem  Aussehen  und  brotartigem  Geruch.  Sie 
enthält  bei  8 — 10  Prozent  Wasser  53 — 54  Prozent  Ei¬ 
weiß  und  übertrifft  durch  diesen  hohen  Gehalt  die 
konzentriertesten  pflanzlichen  Kraftfuttermittel,  wie  z.  B. 
Baumwollsaatmehl. 

Obwohl  über  die  ^Trfütterung  von  frischer,  durch 
Abkochen  oder  Dämpfen  getöteter  Hefe  sehr  günstige 
Resultate  Vorlagen,  so  unternahm  es  doch  die  ernäh¬ 
rungsphysiologische  Abteilung  des  Instituts  für  Gä- 
rungsgewerbc  in  Berlin,  wissenschaftliche  Unter¬ 
suchungen  und  praktische  Fütterungsversuche  an  allen 
Arten  von  Haustieren  (Pferden,  Schweinen,  Schafen, 
Hühnern  und  Gänsen)  durchzuführen,  welche  den  Wert 
der  Trockenhefe  in  diätetischer  Hinsicht  und  als 
Kraftfuttermittel  bewiesen.  In  der  gegen¬ 
wärtigen  Zeit,  wo  wenig  Hafer  vorhanden  und  im  Hin¬ 
blick  des  zu  erwartenden  Minderertrages  der  bevor¬ 
stehenden  Ernte  an  diesem  Futtermittel  werden  die  mit 
Trockenhefefütterung  an  Pferden^)  gewonnenen  Resul¬ 
tate  besonders  interessieren.  Die  Versuche  wurden  so¬ 
wohl  mit  schweren  Zugpferden  von  deutschen  Braue¬ 
reien  sowie  mit  einer  Anzahl  von  Pferden  eines  Mün¬ 
chener  Reiterregiments  ausgeführt.  Die  gemachten  Er¬ 
fahrungen  waren  äußerst  günstig:  gleichbleibendes  Le¬ 
bendgewicht,  Befinden  und  Leistungsfähigkeit  wie  vor 
den  Wrsuchen.  Ganz  besonders  auffallend  war  das  her¬ 
vorragende  Exterieur  der  Pferde.  Aus  diesen  Versuchen 
sowie  aus  solchen,  welche  die  k.  k.  landwirtschaftlich¬ 
chemische  \  ersuchsstation  in  Wien  anstellen  ließ, 
folgt,  daß  in  den  Rationen  für  schwer  arbeitende  Pferde 
mindestens  die  Hälfte  des  Körnerfutters  durch  die 
gleiche  N  ä  h  r  s  t  o  f  f  m  e  n  g  e  in  Form  von  Liefe  und 
Trockenkartoffeln  ersetzt  werden  kann.  Da  die  Kar¬ 
toffeltrocknung  bei  uns  wenig  durchgeführt  ist,  so  kann 
man  nach  Professor  C 1  u  ß  die  Trockenhefe  statt  mit 
Trockenkartoffcln  mit  Melasse,  Maisschrot,  Gersten¬ 
schrot,  Biertreber,  Erdnußkuchenmehl,  ReisfuttermehF) 
mischen.  Er  rechnet  pro  lag  und  1000  kg  Lebendgewicht 
I — 2  kg  Irockenhefe.  Das  Ergebnis  eines  solchen  Fütte¬ 
rungsversuches,  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  be¬ 
trachtet,  ist  äußerst  günstig.  Es  stellte  sich  bei  gleichem 
Nährstoffgehalt  der  Ration  pro  Pferd  und  Tag  um 
28  Pfennig  billiger,  was  einer  Ersparnis  von  102  M. 
oder  120  K  pro  Pferd  und  Jahr  gleichkommt.  Hierzu 

')  Getrocknete  Kraueroihefe  als  Xalirungs-  und  Futtermittel,  »Wiener 
LandwirtBcliaftlic  e  Zeitung«  li)I4,  Nr.  74  und  75. 

9  »Uer  ililitärarzt«,  11)14,  Nr.  18. 


ist  noch  zu  bemerken,  daß  dieser  Versuch  zu  einer  Zeit 
normaler  Haferpreise  angestellt  wurde,  weshalb  die  Er¬ 
sparnis  bei  den  jetzigen  hohen  Preisen  noch  viel  größer 
ausfallen  muß. 

Seit  dem  Jahre  1910,  in  welchem  die  Versuchs-  und 
Lehranstalt  in  Berlin  die  Arbeiten  auf  dem  Gebiete  der 
Hefeverwertung  begann,  hat  sich  nicht  nur  in  Deutsch¬ 
land,  sondern  auch  in  Österreich  eine  Hefetrocken¬ 
industrie  entwickelt.  Im  genannten  Jahre  bestanden 
drei  Flefetrockenanstalten  in  Deutschland,  während 
gegenwärtig  22  betrieben  werden.  In  Österreich  ver¬ 
arbeiten  fünf  Unternehmungen  die  Überschußhefe  zu 
Trockenhefe:  Preßhefefabrik  R.  Adler,  Wien,  Hefe- 
vervvertungsgesellschaft  „Bohemia“,  Prag,  Erzherzog¬ 
liche  Brauerei  Saybusch,  Brauerei  Goetz,  Okocim,  und 
die  Brauerei  Brüder  Reininghaus,  Graz.  Anlage-  und 
Betriebskosten  der  Trockenapparate  sind  ziemlich  be¬ 
deutend,  so  daß  es  sich  erst  bei  einer  Verarbeitung  von 
täglich  10  hl  Hefe,  entsprechend  einer  Jahresproduktion 
von  250.000  hl  Bier,  lohnt,  die  Überschußhefe  zu 
trocknen.  Damit  nun  alle  Brauereien,  auch  solche  mit 
dem  kleinsten  Erzeugungsquantum  von  Bier,  ihre  Hefe 
als  Trockenhefe  verwerten  können,  müssen  Brauerei¬ 
verbände  in  Zukunft  geschaffen  werden,  welche  ihre 
Hefe  in  dem  bei  einem  ihrer  Mitglieder  aufgestellten 
Apparat  trocknen  werden.  Die  Errichtung  solcher 
Brauereizentren  in  Deutschland,  für  welche  eine 
Trockenanlage  in  Frage  käme,  wurde  auch  bereits  im 
vorigen  Jahre  vom  Deutschen  Brauerbund  beschlossen. 
Welche  große  Bedeutung  man  dort  der  Trockenhefe 
als  Futtermittel  zumißt,  geht  am  besten  daraus  hervor, 
daß  das  preußische  Landwirtschaftsministerium  im 
vorigen  Jahre  an  die  Brauereien  Preußens  ein  Rund¬ 
schreiben  gerichtet  hat,  das  in  Abschrift  auch  an  die 
Brauereien  der  anderen  deutschen  Bundesstaaten  ging, 
mit  der  Aufforderung,  die  großen  ungenützten  Mengen 
an  Hefe  und  Hopfentrebern  zu  trocknen  und  sie  dem 
Futtermittelmarkt  zuzuführen.  Gleichzeitig  enthielt  das 
Rundschreiben  die  Mitteilung,  daß  für  die  Verfrach¬ 
tung  der  genannten  B  r  a  u  e  r  e  i  n  e  b  e  n- 
erzeugnisse  ein  sehr  billiger  Aus- 
nah  m  s  t  a  r  i  f  bewilligt  wird,  damit  die  Braue- 
leien  nach  Möglichkeit  zur  Errichtung  von 
Zentraltrocknereien  sich  zusammenschließen 
können.  Wir  wollen  hoffen,  daß  auch  in  Österreich 
gleiche  Maßnahmen  von  Seite  der  Regierung  folgen, 
um  die  ganze  Überschußhefe  in  Trockenhefe  verwandeln 
zu  können.  Aus  den  30  Millionen  kg  Naßhefe  werden 
dann  3  Millionen  kg  =  30.000  q  Trockenhefe  zu  er¬ 
halten  sein.  Nehmen  wir  den  Preis  von  100  kg  Trocken¬ 
hefe,  wie  er  noch  im  September  vorigen  Jahres  be¬ 
standen  hat,  nur  mit  30  K  an,  so  repräsentiert  die  obige 
Menge  selbst  in  Friedenszeiten  einen  Wert  von  minde¬ 
stens  900.000  K.  Bedauerlich  ist,  daß  die  meisten  großen 
Brauereien  ihre  Überschußhefe  behufs  Erzeugung  von 
Trockenhefe  an  die  genannten  Hefetrocknungsanstalten 
vor  einigen  Jahren  verschlossen  haben,  so  daß  sie  nicht 
so  bald  in  die  Lage  kommen  werden,  über  ihre  Hefe  zu 
verfügen. 

Daß  die  Hefetrocknerei,  wenn  sie  im  großen  Maßstab 
betrieben  wird,  rentabel  sein  muß,  geht  am  besten  daraus 
hervor,  daß  die  bestehenden  Trockenunternehmungen  in 
Österreich  und  Deutschland  in  der  kurzen  Zeit  ihres 
Bestandes  ihre  Betriebe  vergrößert  haben  und,  obwohl 
dieselben  immer  mehr  Trockenhefe  auf  den  Markt 
bringen,  ist  deren  Preis  nicht  gefallen,  sondern  ge¬ 
stiegen,  was  den  besten  Beweis  für  eine  lebhafte  Nach¬ 
frage  nach  Trockenhefe  bildet.  Im  Jahre  1910  kostete 
die  Trockenhefe  in  Deutschland  16  M.,  im  Jahre  1914 
vor  Ausbruch  des  Krieges  25  M.,  im  Dezember  des 
gleichen  Jahres  bereits  30  M.  Bei  uns  war  der  Trocken- 
hefeverkauf  mit  18  K  eingeleitet  worden;  im  September 
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des  vorigen  Jahres  kostete  sie  bereits  30  bis  35  K  und 
heute  55  K. 

Bei  der  Errichtung  von  Hefetrockenanlagen  ist  von 
vornherein  auf  die  Erzeugung  von  N  ä  h  r  h  e  f  e,  welche 
für  menschlichen  Verbrauch  bestimmt  ist,  Rücksicht  zu 
nehmen.  Der  Ertrag  der  Überschußhefe  gestaltet  sich 
hierbei  noch  günstiger,  wenn  sie  zur  Tierfütterung  ver¬ 
wendet  wird.  Nach  Angaben  H  a  y  d  u  c  k  s,  Leiter  der 
Nährhefefabrik  des  Instituts  für  Gärungsgewerbe  in 
Berlin,  verwertet  sich  bei  der  Erzeugung  von  Nährhefe 
I  hl  mit  5 — 7  M.,  wenn  100  kg  Nährhefe  mit  100  M. 
von  den  Brauereien  verkauft  werden,  dagegen  nur  mit 
M.  2’5  bei  einem  Verkaufspreis  von  25  M.  für  100  kg 
Trockenhefe  ab  Brauerei.  Ähnlich  ist  auch  die  Span¬ 
nung  bei  uns,  nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  die  Hefe, 
welcher  Art  es  sei,  bei  uns  schlechter  bezahlt  wird  als 
in  Deutschland.  In  der  Regel  wurde  i  hl  dickbreiige 
Hefe,  wenn  sich  überhaupt  ein  Käufer  fand,  mit  2  K 
bezahlt.  Die  Erzeugung  von  Nährhefe  verlangt  frische, 
reine  Kernhefe,  das  ist  die  mittlere  Schicht  der  während 
der  Gärung  des  Bieres  sich  absetzenden  Hefe.  'Die 
Kernhefe  selbst  muß  mit  Wasser  gewaschen,  hierauf  mit 
Soda  entbittert  werden,  da  sie  sonst  ungenießbar 
wäre.  Dann  wird  sie  wieder  gewaschen,  bei  welchen  vielen 
Waschprozessen  ein  ziemlicher  (10  Prozent  und  mehr) 
Verlust  von  Hefe  eintritt.  Die  Nährhefe^),  dieses  hoch¬ 
wertige  und  leichtverdauliche  Nahrungsmittel,  hat  die 

k.  k.  Landwirtschaftsgesellschaft  in  Wien  für  Österreich 
mit  großem  Erfolg  in  den  Handel  gebracht.  Der  Bedarf 
an  Nährhefe  für  Krankenhäuser,  Militärspitäler,  für  die 
Truppen  im  Felde  und  Gefangenenlager  ist  so  groß,  daß 
die  genannte  Gesellschaft  nicht  in  der  Lage  ist,  die 
vielen  von  Privaten  an  sie  ergehenden  Bestellungen  aus¬ 
zuführen.  Erzeugt  wird  gegenwärtig  Nährhefe  von 
Rudolf  Adler,  Preßhefefabrik,  Wien,  „Bohemia“,  Hefe¬ 
verwertungsgesellschaft,  Prag,  und  Brauerei  Brüder 
Reininghaus,  Graz.  Die  k.  k.  Landwirtschaftsgesellschaft 
verkauft  im  kleinen  i  kg  Nährhefe  um  4  K,  das  Institut 
für  Gärungsgewerbe  in  Berlin  mit  5  M.,  Preise,  welche 
auf  Grund  des  Kalorienwertes  von  Nährhefe  und  Rind¬ 
fleisch  aufgestellt  wurden,  indem  i  kg  Nährhefe  min¬ 
destens  3  kg  Rindfleisch  in  ihrem  Nährwert  entspricht. 
Die  hohen  Fleischpreise  lassen  die  Nährhefe  gegen¬ 
wärtig  besonders  billig  erscheinen.  Die  Nahrungsmittel¬ 
industrie  verwendet  bereits  Nährhefe  zur  Erzeugung 
von  Suppenkonserven  und  Nährhefesuppenwürfeln.  So¬ 
bald  genügend  Nährhefe  vorhanden  sein  wird,  wird  zum 
Besten  der  Allgemeinheit  noch  eine  stärkere  Benützung 
von  Nährhefe  stattfinden. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Höchstpreise  für  Häute  und  Leder.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit 
dem  Minister  des  Innern,  Finanzminister,  Minister  für 
öffentliche  Arbeiten,  Ackerbauniinister,  Minister  für 
Landesverteidigung  und  im  Einverständnisse  mit  dem 
Kriegsminister  vom  12.  Juli  1915,  betreffend  die  Fest¬ 
setzung  von  Höchstpreisen  für  Häute  und  Leder,  be¬ 
stimmt: 

§  I.  An  die  Stelle  der  mit  der  Ministerialverordnung 
vom  26.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  140,  verlautbarten 
Verzeichnisse  über  die  Höchstpreise  für  Rinds-  und 
Roßleder  treten  die  der  gegenwärtigen  Verordnung  bei¬ 
geschlossenen  Verzeichnisse  I  und  H. 

§  2.  Die  Bestimmungen  der  Verordnung  finden  auch 
hinsichtlich  der  bestehenden  Lieferverpflichtungen  in¬ 
soweit  Anwendung,  als  diese  am  Tage  des  Inkraft- 

*)  Siehe  »Wiener  Zeitung«  vom  11.  Juli  1916:  »Nährhefe«,  von  Edmund 
W  einwurm. 


tretens  der  Verordnung  noch  nicht  erfüllt  sind.  An 
Stelle  hierbei  vereinbarter  höherer  Preise  gelten  die 
in  der  Verordnung  festgesetzten  Höchstpreise. 

§  3.  Für  die  Bemessung  der  nach  §  4  der  angeführten 
Verordnung  zu  verhängenden  Strafe  hat  es  einen  er¬ 
schwerenden  Umstand  zu  bilden,  wenn  der  Schuldige  es 
versucht  hat,  sich  den  Anordnungen  der  Verordnung 
durch  eine  Umgehung  ihrer  Bestimmungen  zu  entziehen. 
Hierbei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  Umgehung 
durch  Forderung  besonderer  Vergütungen,  durch  eine 
ungewöhnliche  Spesenberechnung,  durch  die  in  einem 
Zusammenhänge  mit  dem  Verkaufe  der  preisbeschränkten 
Ware  gestellte  Forderung  nach  Übernahme  von  Waren, 
für  die  die  Höchstpreisbestimmung  nicht  gilt,  zu  einem 
den  Marktpreis  offensichtlich  übersteigenden  Preise  oder 
der  Lieferung  solcher  Waren  zu  einem  offensichtlich 
unter  dem  Marktpreise  liegenden  Preise  versucht,  oder 
ob  hierzu  sonstige  Mittel  angewendet  worden  sind. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  am  15.  Juli  1915  in 
Wirksamkeit. 

VERZEICHNIS  I. 

Höchstpreise  für  Häute. 

A.  R  i  n  d  s  h  ä  u  t  e^). 


a)  Grüne  und  gesalzene  Häute: 


Preis  in 

Kronen  für  das 

Kilo- 

Gattung  und  Gewicht  der  Häute 

giamm  Grüngewicht 
Klasse 

I 

11 

iii 

IV 

Kalbinnen  (deutscher  Schlag) : 
bis  22’^/2  kg  . 

2-85 

2-8o 

275 

2-6o 

von  23  bis  29^/2  kg . 

2-82 

277 

272 

2-57 

von  30  bis  39^/2  kg . 

277 

272 

2-67 

2-52 

von  40  bis  49^/2  kg . 

272 

2-67 

2-62 

2-47 

von  50  kg  aufwärts . 

2-65 

2'6o 

2-55 

2-40 

Kühe  und  Ochsen  (deutscher 
Schlag)  : 

bis  22^/2  kg . 

2-85 

2-8o 

275 

2‘6o 

von  23  bis  29V2  kg  . 

2‘8o 

275 

270 

2-55 

von  30  bis  39V2  kg  . 

272 

2-67 

2-62 

2-47 

von  40  bis  49V2  kg  . 

2-67 

2'62 

2-57 

2-42 

von  50  kg  aufwärts . 

2-6o 

2-55 

2-50 

2-3S 

Stiere  (deutscher  Schlag) : 
bis  22^/2  kg  . 

270 

2-65 

2‘6o 

2-45 

von  23  bis  29^/2  kg . 

2-65 

2'6o 

2-55 

2‘40 

von  30  bis  39^/2  kg . 

2-52 

2-47 

2-42 

2-28 

von  40  bis  49^/2  kg . 

2'42 

2-37 

2-33 

2-i8 

von  50  kg  aufwärts  .... 

2-23 

2-i8 

2-13 

1-98 

Büffel : 

bis  39^/2  kg  ......... 

2-04 

1-99 

1-94 

179 

von  40  bis  49^/2  kg  .... 

1-94 

1-89 

1-84 

1-69 

von  so  kg  aufwärts  .... 

179 

174 

1-69 

1-45 

b )  für  getrocknete  Rindshäute  betragen 

die  Höchst- 

preise  das  2^/^Qfache  der  vorstehenden  Höchstpreise  für 


grüne  Häute; 

c )  für  Kalbinnen-,  Kuh-,  Ochsen-  und  Stierhäute  von 
Rindern  ungarischen  Schlages  betragen  die  Höchstpreise 
um  15  h,  von  Rindern  des  bosnisch-hercegovinischen 
Landesschlages  um  40  h  weniger  als  die  Höchstpreise 
für  die  Häute  von  Rindern  deutscher  Rasse. 

d)  Klasseneinteilung: 

1.  Klasse.  Die  Häute,  die  den  bisherigen  Usancen  der 
von  der  Verkaufsgenossenschaft  der  Fleischhauer, 
Selcher  und  Großschlächter,  reg.  Genossenschaft 

m.  b.  H.  in  Prag  (I),  veranstalteten  Auktionen  ent¬ 
sprechen. 

2.  Klasse.  Die  Häute,  die  den  bisherigen  Usancen 
im  Verkehre  mit  den  Wirtschaftsgenossenschaften  der 
Wiener  Fleischhauer  entsprechen. 

3.  Klasse.  Die  Häute,  die  den  bisherigen  Usancen 
im  Verkehre  mit  den  Wirtschaftsgenossenschaften  der 
Budapester  Fleischhauer  entsprechen. 

4.  Klasse.  Sonstige  Häute. 

e)  Zuschläge: 

Salzgeld  3  h  für  das  kg  Haut; 

für  Schlachtung  ohne  Horn  6  Prozent  zum  Höchst¬ 
preise. 

1)  Wildhäute  (Kipse)  fallen  nicht  unter  die  Höchstpreishestiramungen. 
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f)  Abzüge: 

\'ereinzelte  Engerlinge  3  K  für  die  Haut. 

Loch  oder  Schnitt  im  Kern  2  K  für  die  Haut. 

Loch  oder  Schnitt  außerhalb  des  Kerns  i  K  für  die 
Haut. 

Stark  beschädigte  oder  lässige  Häute  unterliegen  be¬ 
sonderer  Bewertung. 


B.  Roßhäute. 


Preis  in  Kronen 

Länge  der  Haut  für  das  Stück 
in  Zentimeter  einschließlich 
Salzgeld 


a)  Gesalzene  Roßhäute 


175—199  24 
200 — 219  29 
220 — 239  35 
über  240  43 


Die  Länge  der  Haut  ist  vom  Ohr  bis  zur  Schwanz¬ 


wurzel  zu  messen. 


b )  Trockene  Roßhäute  für  das  kg  4  K. 
cj  Abzüge: 

Loch  oder  Schnitt  im  Kern  2  K  für  die  Haut. 

Loch  oder  Schnitt  außerhalb  des  Kerns  i  K  für  die 


Haut. 

Stark  beschädigte  oder  lässige  Häute  unterliegen  be¬ 
sonderer  Bewertung. 


C.  Gemeinsame  Bestimmungen. 

1.  Die  Höchstpreise  gelten  ab  Lager  einschließlich 
der  üblichen  Verpackung  (Verschnürung). 

2.  Im  Zwischenhandel  dürfen  die  unter  A  und  B 
angeführten  Höchstpreise  mit  einem  Zuschlag  von 
3  Prozent  gefordert  werden,  worin  die  Kosten  der  Ver¬ 
sendung  der  gehandelten  Häute  bis  zur  Verladestation 
inbegriffen  sind. 

3.  Ledererzeuger  dürfen  ihren  Einkäufern  (Kom¬ 
missionären,  Agenten)  eine  besondere  Provision  bis  zu 
I  Prozent  gewähren. 

4.  Die  bei  Zeitverkäufen  etwa  geforderten  Zinsen 
dürfen,  für  das  Jahr  berechnet,  den  Zinsfuß  im  Wechsel- 
eskont  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  nicht  um 
mehr  als  2  Prozent  übersteigen. 

5.  Die  angeführten  Häute  dürfen  nur  nach  Gewicht 
(gesalzene  Roßhäute  pro  Stück)  gehandelt  werden. 


Gattung 


Croupons  . 

Hälse . 

Aveni . 

F  ichtenlohterzen 

in  Hälften  oder  im  ganzen . 

Croupons  . 

Hälse . 

Avern . 

Dreisatzterzen 

in  Hälften  oder  im  ganzen . 

Croupons  . 

Hälse . 

Avern . 

Sohlenleder  aus  Stier-  und  Büffelhäuten: 
aj  aus  Stierhäuten  bei  allen  Gerbungen 

halbe  Häute  um . — '50 

Croupons,  Hälse  und  Avern  ....  r — 
bj  aus  in-  und  ausländischen  Büffel¬ 
häuten  bei  allen  Gerbungen 
halbe  Häute,  Croupons,  Hälse  und 

Avern  um .  2‘ — 

Arsenikbends  für  das  kg  in  Kronen  .  .  .  . 
Arsenikavern  „  „  „  „  „  .  .  .  . 


Preis 
in  Kronen 
für  das 
Kilogramm 

12-65 

9-80 

8- 90 

12- - 

i3’8o 

10-70 

9- 70 

12- — 
14-40 
10- — 
9-— 


Kronen 
für  das  kg 
niedriger 


10-50 

6-50 


B.  R  o  ß  1  e  d  e  r. 

Brandsohlenleder  in  ganzen  Häuten  für  das  kg  in 


Kronen  . I2" — 

Roßhälse  für  das  kg  in  Kronen . 13-20 

Roßschilder  für  das  kg  in  Kronen . 10-80 


C.  Gemeinsame  Bestimmungen. 

1.  Die  vorstehenden  Höchstpreise  gelten  für  Leder  der 
besten  Gerbung  und  Zurichtung  aus  schnittfreien  oder 
fast  schnittfreien  Häuten,  ohne  Brand  und  ohne  Enger¬ 
linge  oder  höchstens  nur  mit  vereinzelten,  und  zwar  ver¬ 
wachsenen  Engerlingen.  Für  geringerwertige  Ware  ist 
nur  ein  entsprechend  niedrigerer  Preis  zu  bezahlen.  Ver¬ 
einbarungen  sind,  insoweit  sie  von  dieser  Vorschrift 
zum  Nachteil  des  Käufers  abweichen,  ungültig. 

2.  Die  Höchstpreise,  die  auch  die  Kosten  der  üblichen 
Verpackung  oder  Verschnürung  und  der  Versendung  bis 
zur  Verladestation  einschließen,  gelten  für  die  Verkäufer 
der  Ledererzeuger. 

3.  Im  Großhandel,  das  ist  im  Sinne  dieser  Verordnung 
im  Verkehre  von  Lederhandelsfirmen  mit  Wieder- 


VERZEICHNIS  11. 

Höchstpreise  für  vegetabilisch  und  kombiniert  gegerbtes 

Leder. 

A.  Rindsleder. 

Preis 

,,  in  Kronen 

^  ^  ^  t  u  n  g  für  das 

Kilogramm 

Blankleder  (auch  Kipsblank)  in  ganzen  oder 


halben  Häuten: 

unter  4  mm  stark  (auch  Brustblattleder) 

Natur . 15-50 

schwarz  . 13-. — 

4  bis  5  mm  stark 

Natur . 15- _ 

schwarz . 12-50 

Brandsohleuleder  (bis  3  mm  stark*) : 
in  ganzen  oder  halben  Häuten  aus  Rindshäuten, 

Bittlingen,  Kalbfellen  oder  Kipsen . 14- — 


aus  Hälsen  oder  Avern . 

Oberleder  (auch  aus  Pittlingen  und  Kipsen): 


unter  1-5  tnm  stark 

naturbraun . ig-. _ 

schwarz  glatt  . 18- _ 

schwarz  genarbt . 17"— 

von  1-5  bis  2-5  mm  stark 

naturbraun . i8-- — 

schwarz  glatt  . ly. _ 

schwarz  genarbt . 16- — 

über  2-5  mm  stark 

naturbraun . 16-50 

schwarz  glatt . I5'50 

Sohlenleder  (nicht  aus  Stier-  oder  Büffelhäuten)  : 

Vache 

in  Hälften  oder  im  ganzen . ii- — 


Maßgebend  ist  die  Stärke  in  dem  üblichen  Mtssungsabstand  von  10  cm 
von  der  Schnittlinie,  und  zwar  in  der  Längenmitte  des  Rückens,  beziehungs¬ 
weise  (bei  Hälsen  und  Avern)  des  Bauches. 


Verkäufern,  lederverarbeitenden  Großbetrieben  oder  Ver¬ 
einigungen  lederverarbeitender  Kleingewerbetreibender, 
darf  ein  Zuschlag  bis  zu  3  Prozent  zu  den  Höchstpreisen 
berechnet  werden.  Hierbei  sind  die  Kosten  der  üblichen 
Verpackung  oder  Verschnürung  und  der  Versendung 
der  Ware  bis  zur  Verladestation  ebenfalls  inbegriffen. 

4.  Im  Kleinhandel  dürfen  die  unter  A  und  B  ange¬ 
führten  Höchstpreise  mit  einem  Zuschlag  bis  zu  10  Pro¬ 
zent  gefordert  werden. 

5.  Beim  Kleinverkauf  von  geschnittenem  Leder 
(Lederausschnitt)  dürfen  keine  höheren  Preise  verlangt 
werden  als  jene,  die  sich  auf  Grund  der  vorstehenden 
Höchstpreise  unter  Beobachtung  der  für  die  einzelnen 
Teilausschnitte  bisher  üblichen  Art  der  Preisberechnung 
ergeben. 

6.  Die  bei  Zeitverkäufen  etwa  geforderten  Zinsen 
dürfen,  für  das  Jahr  berechnet,  den  Zinsfuß  im  Wechsel- 
eskont  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  nicht  um 
mehr  als  zwei  Prozent  übersteigen. 

7.  Die  angeführten  Ledersorten  dürfen  nur  nach  Ge¬ 
wicht  verkauft  werden. 

Regelung  des  Verkehrs  in  Rindsleder  und  Roß¬ 
häuten.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern,  Minister  für 
öffentliche  Arbeiten  und  Minister  für  Landesverteidi¬ 
gung  und  im  Einverständnis  mit  dem  Kriegsminister 
vom  12.  Juli  1915,  betreffend  die  Regelung  des  Verkehrs 
in  Rinds-  und  Roßhäuten,  bestimmt: 

§  I.  Rinds-  und  Roßhäute,  auf  die  die  Höchstpreis¬ 
bestimmungen  der  Ministerialverordnung  vom  12.  Juli 
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1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  197,  Anwendung  finden,  dürfen  nur 
nach  den  Bestimmungen  der  gegenwärtigen  Verordnung 
in  \’erkehr  gebracht  werden. 

§  2.  Jeder,  der  sich  mit  der  Gewinnung  oder  dem  Ver¬ 
kauf  solcher  Häute  befaßt,  hat,  soweit  nicht  die  Aus¬ 
nahmsbestimmungen  des  §  3  Platz  greifen,  seine  am 
Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  vorhandenen 
und  seine  bis  zum  17.  Juli  1915  zuwachsenden  Vorräte 
an  diesen  Häuten  an  diesem  Tage,  die  später  gewon¬ 
nenen  und  erworbenen  Vorräte  in  der  Folge  allwöchent¬ 
lich,  das  ist  an  jedem  Samstag,  der  Häute-  und  Leder- 
zentrale-A.-G.  in  Wien  zum  Kaufe  anzubieten.  Diese 
Vorschrift  gilt  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Anbots¬ 
pflichtige  bezüglich  seiner  Vorräte  etwa  anderv/eitige 
Lieferungsverpflichtungen  eingegangen  ist. 

Die  Angebote  sind  unter  Benützung  der  bei  den  Han¬ 
dels-  und  Gewerbekammern  aufgelegten  Vordrucke  mit 
der  Post,  rekommandiert,  das  erstemal  am  17.  Juli  1915 
und  in  der  Folge  allwöchentlich  an  jedem  Samstag,  an 
die  genannte  Gesellschaft  abzusenden.  Die  Postgebühr 
ist  dem  Anbotsteller  von  der  Gesellschaft  rückzuvergüten. 

Der  Anbotsteller  ist  an  sein  Anbot  21  Tage,  die  vom 
Tage  der  Postaufgabe  des  Anbotes  an  zu  rechnen  sind, 
gebunden.  Geht  ihm  innerhalb  dieser  Frist  die  Annahme¬ 
erklärung  der  Gesellschaft  nicht  zu,  so  kann  er  über  die 
angebotenen  Vorräte  frei  verfügen. 

Nimmt  die  Gesellschaft  das  Anbot  an,  so  hat  sie 
binnen  acht  Tagen  nach  dessen  Annahme  wegen  Ab¬ 
lieferung  der  Ware  das  Weitere  zu  verfügen.  Der  Häute¬ 
besitzer  hat  die  Ware  entsprechend  diesen  Verfügungen 
auf  Kosten  der  Gesellschaft  an  die  von  ihr  bezeichnete 
Stelle,  die  als  Ort  der  Erfüllung  des  Geschäftes  anzu¬ 
sehen  ist,  ohne  Verzug  abzusenden.  Gleichzeitig  hat  er 
der  Gesellschaft  einzusenden: 

1.  Ein  Verzeichnis  über  Gattung  und  Gewicht  der  zur 
Absendung  gebrachten  einzelnen  Stücke,  die  in  dem  Ver¬ 
zeichnisse  mit  fortlaufenden  Nummern  zu  verzeichnen 
sind, 

2.  die  Rechnung, 

3.  die  Nachweise  über  die  Aufgabe  der  Sendung. 

Die  Gesellschaft  hat  50  Prozent  des  dem  Verkäufer 

nach  diesen  Belegen  gebührenden  Kaufpreises  unver¬ 
züglich  nach  Eingang  der  Belege  zu  bezahlen  und  den 
Restbetrag  ihrer  Schuldigkeit  binnen  14  Tagen  nach 
Übernahme  der  Ware  zu  berichtigen. 

Im  übrigen  sind  für  die  Rechte  und  Pflichten  der 
vertragschließenden  Teile  die  allgemeinen  Rechtsgrund¬ 
sätze  maßgebend. 

§  3.  Abweichend  von  den  Vorschriften  des  §  2  dürfen 
die  im  §  I  erwähnten  Häute  in  folgenden  Fällen  in  Ver¬ 
kehr  gebracht  werden: 

1.  Fleischhauer  und  Schlächter  dürfen  ihre  Vorräte 
auch  weiterhin  an  diejenigen  abgeben,  denen  sie  solche 
Häute  in  der  Zeit  zwischen  i.  und  31.  März  1915  ge¬ 
liefert  haben. 

2.  Häuteeinkäufer,  die  sich  w'ährend  der  Zeit  vom 
I.  bis  31.  März  1915  mit  dem  Einkäufe  von  Häuten  der 
genannten  Art  für  einen  einzigen  Ledererzeuger  ge¬ 
werbsmäßig  befaßt  und  diesen  Einkauf  für  denselben 
Ledererzeuger  bis  zum  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens 
der  X'^erordnung  fortgesetzt  haben,  dürfen  an  diesen 
Ledererzeuger  auch  weiterhin  liefern. 

3.  Rohhauthändler,  die  in  der  Zeit  zwischen  i.  und 
31.  März  1915  an  solche  Ledererzeuger  geliefert  haben, 
die  in  ihrem  Betriebe  wöchentlich  im  Durchschnitt  nicht 
mehr  als  50  Stück  Rohhäute  verarbeiten,  dürfen  an  die¬ 
selben  Ledererzeuger  die  in  ihrem  Betriebe  notwendigen 
Häute  auch  weiterhin  liefern. 

Sonstige  Ausnahmen  können  über  besonderes  An¬ 
suchen,  das  beim  Handelsministerium  einzubringen  ist, 
aus  rücksichtswürdigen  Gründen  bewilligt  werden. 


§  4.  Ledererzeuger,  die  Vorräte  an  Häuten  der  im 
§  I  genannten  Art  zu  veräußern  beabsichtigen,  haben 
sie  der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G.  zum  Kauf  an¬ 
zubieten.  Hinsichtlich  der  weiteren  Behandlung  eines 
solchen  Angebots  finden  die  Bestimmungen  des  §  2  sinn¬ 
gemäße  Anwendung. 

§  5.  Behufs  Zuweisung  von  Rohhäuten  haben  die 
Ledererzeuger  der  genannten  Gesellschaft  ihren  ein¬ 
monatigen  Bedarf,  das  erstemal  bis  zum  20.  Juli  1915 
und  in  der  Folge  jeweils  bis  zum  15.  des  Vormonates 
für  den  kommenden  Monat,  nach  Gattung,  Gewichts¬ 
lage  und  Menge  der  benötigten  Häute  bekanntzugeben. 
Hierbei  sind  die  vom  Anmelder  zur  Ausführung  über¬ 
nommenen  Lieferungen,  die  direkt  oder  indirekt  der 
Beschaffung  von  Kriegsbedarf  dienen,  anzuführen  und 
die  betreffenden  Liefermengen  anzugeben. 

§  6.  Die  nach  §  i  anbotspflichtigen  Häutebesitzer  und 
die  nach  §  3  zur  Abgabe  der  Häute  an  ihre  bisherigen 
Abnehmer  berechtigten  Häutebesitzer  sind  von  der  Er¬ 
stattung  der  durch  die  Ministerialverordnung  vom 

4.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  53,  vorgeschriebenen  Vor¬ 
ratsanzeigen  befreit. 

Die  Ledererzeuger  haben  die  Einkäufer,  die  sie  nach 
§  3,  Z.  2,  weiterhin  beschäftigen,  dem  Handelsmini¬ 
sterium  ohne  Verzug  namhaft  zu  machen.  Ferner  haben 
sie  die  von  ihnen  in  Gemäßheit  der  Bestimmungen  des 
§  3  bewirkten  Käufe  in  den  nach  der  Ministerialverord¬ 
nung  vom  4.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  53,  zu  erstatten¬ 
den  Vorratsanzeigen  besonders  ersichtlich  zu  machen. 

§  7.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder 
Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern  diese  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  15.  Juli  1915  in  Wirk¬ 
samkeit. 

Verbot  der  Beschwerung  von  Leder.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  des  Innern,  Minister  für  öffentliche  Arbeiten 
und  Minister  für  Landesverteidigung  und  im  Einver¬ 
ständnisse  mit  dem  Kriegsminister  vom  12.  Juli  1915» 
womit  die  Beschwerung  von  Leder  verboten  wird,  ver¬ 
fügt: 

§  I.  Die  Beschwerung  von  Leder  durch  Stoffe,  die 
weder  zur  Gerbung  dienen  noch-  zur  weiteren  Ausarbei¬ 
tung  des  Leders  notwendig  sind,  ist  verboten. 

Die  Anwendung  von  Beschwerungsstoffen,  wie  Ba¬ 
rium,  Magnesium,  Blei,  Zinnsalzen  und  anderen  mine¬ 
ralischen  Salzen,  ferner  von  Glukose  (Brillantine),  Dex¬ 
trinen,  Melasse  und  ähnlichen  organischen  Stoffen  ist 
nur  in  ganz  geringen  Mengen  zu  Bleich-  oder  Appretur¬ 
zwecken  gestattet. 

Die  übermäßige  Anreicherung  des  Leders  mit  Gerb¬ 
oder  Fettstoffen  ist  ebenfalls  verboten. 

§  2.  Die  in  der  Asche  des  Leders  nachweisbare  Menge 
der  nichtgerbenden  anorganischen  Stoffe  darf  2  Prozent 
vom  Gewichte  des  absolut  trockenen  Leders  nicht  über¬ 
steigen. 

Der  Gesamtwaschverlust  darf  bei  Fichtenloh-  und 
Dreisatzterzen  nicht  mehr  als  12  Prozent,  bei  Vache- 
und  sonstigen  Sohlenledersorten  mit  Ausnahme  von 
Büffelsohlenleder  nicht  mehr  als  16  Prozent  vom  Ge¬ 
wichte  des  absolut  trockenen  Leders  betragen. 

Der  Gehalt  an  Fettstoffen  darf,  ebenfalls  auf  das  Ge¬ 
wicht  des  absolut  trockenen  Leders  bezogen,  nicht  höher 
sein  als 

23  Prozent  bei  Naturblankleder  ,  und  naturbraunem 
Oberleder, 

27  Prozent  bei  schwarzem  Blankleder  und  schwarzem 
glatten  Oberleder. 
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§  3.  Zur  Fertigstellung  solchen  beschwerten  Leders, 
das  sich  am  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  \Trordnung 
bereits  in  der  Erzeugung  oder  Ausarbeitung  befindet, 
wird  eine  Frist  bis  zum  31.  August  1915  gewährt.  Nach 
diesem  Tage  dürfen  daher  auch  zur  Fertigstellung 
solchen  Leders  dienende  Arbeiten  nicht  mehr  vorge¬ 
nommen  werden. 

§  4.  Jeder  Ledererzeuger  hat  vom  i.  September  1915 
an  die  unbeschwerte  ^^’are,  die  er  in  Verkehr  bringt, 
durch  einen  auf  jedem  Stück  anzubringenden,  dauer¬ 
haften  und  deutlich  lesbaren  Aufdruck  als  ,, nicht  be¬ 
schwert“  zu  kennzeichnen.  Der  Aufdruck  hat  auch  die 
Firmenbezeichnung  des  Erzeugers  zu  enthalten. 

§  5.  Der  Ledererzeuger,  der  Leder  entgegen  den  Be¬ 
stimmungen  dieser  A'erordnung  beschwert  oder  be¬ 
schwertes  Leder  mit  dem  im  §  4  dieser  Verordnung  für 
nicht  beschwertes  Leder  vorgeschriebenen  Aufdrucke 
versieht,  wird,  insofern  seine  Handlung  nicht  unter  eine 
strengere  Strafbestimmung  fällt,  von  der  politischen  Be¬ 
hörde  erster  Instanz  mit  Geldstrafe  bis  ^000  K  oder  mit 
Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Derselben  Strafe  unterliegt  derjenige,  der  bei  Ge¬ 
schäften,  die  sich  auf  beschwertes  Leder  beziehen,  in 
Kenntnis  der  verbotswidrigen  Umstände  vermittelt  oder 
in  sonstiger  Weise  bei  deren  Abschluß  mitwirkt. 

Der  Ledererzeuger,  der  unbeschwertes  Leder  entgegen 
den  Vorschriften  des  §  4  dieser  Verordnung  ohne  die 
dort  vorgeschriebene  Bezeichnung  in  Verkehr  bringt, 
wird  von  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1000  K  bestraft. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  W  irksamkeit. 

Verbot  der  Verwendung  einiger  für  Heilzwecke 
benützten  Stoffe.  Eine  Verordnung  des  Ministers  des 
Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsminister  vom 
15.  Juli  1915,  betreffend  das  Verbot  der  Verwendung 
einiger  für  Heilzwecke  benötigter  Stoffe,  verfügt: 

§  I.  Die  Wrwendung  nachstehender  Arzneiartikel  zur 
Herstellung  von  für  den  allgemeinen  Apothekenvertrieb 
bestimmten  pharmazeutischen  Zubereitungen  ist  den  In¬ 
habern  eines  auf  Grund  des  §  15,  Punkt  14,  des  Gesetzes 
vom  5.  Februar  1907,  R.-G.-Bl.  Nr.  26,  konzessionierten 
Gewerbes  nur  insofern  gestattet,  als  die  Erzeuger  be¬ 
reits  im  Besitze  der  erforderlichen  Vorräte  sind; 
Opiumalkaloide  (Morphin  und  Kodein), 

Kokain  und  dessen  Salze, 

Kampfer  (natürlicher  und  künstlicher), 

Perubalsam  und  dessen  künstliche  Ersatzpräparate, 
Rizinusöl, 

Hydrastis-,  Ipekakuanha-  und  Senegawurzel, 

Lanolin, 

W^ismutsalze, 

Jod  und  Jodsalze, 

Brom  und  Bromsalze, 

Borsäure  und  borsaure  Salze. 

§  2.  Ausgenommen  von  dem  Verbote  des  §  i  ist  die 
Herstellung  der  offizinellen  Arzneizubereitungen  der  gel¬ 
tenden  Ausgabe  der  österreichischen  Pharmakopoe  sowie 
der  sterilisierten  Injektionsflüssigkeiten,  Kapseln  und 
Tabletten,  in  denen  die  im  §  i  bezeichneten  Arznei¬ 
artikel  ohne  Mischung  mit  einem  anderen  wirksamen 
Bestandteil  in  bestimmter  Dosierung  enthalten  sind. 

§  3.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  mit  Geldstrafe  bis  zu  500  K 
oder  mit  Arrest  bis  zu  einem  Monat  geahndet. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Ungarn. 

Ergänzung  der  Bestimmungen  über  den  Ge¬ 
treideverkehr.  Das  Amtsblatt  vom  15.  Juli  veröffent¬ 
licht  folgende  den  Getreideverkehr  regelnde  Regierungs¬ 
verordnung: 


Verordnung  Z.  2468/1915  M.-E.  des  königlich  un¬ 
garischen  Ministeriums  über  die  Ergänzung  der  Ver¬ 
ordnung  Z.  2072/1915  M.-E.  hinsichtlich  der  Sperre 
der  Ernte  des  Jahres  1915  in  WVizen,  Roggen,  Halb¬ 
frucht,  Gerste  und  Hafer. 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  auf 
Grund  des  Gesetzes  über  die  Ausnahmeverfügungen 
folgendes  an : 

§  I.  Die  mit  dem  Ankauf  und  Transport  der  aus 
öffentlichem  Interesse  oder  zu  Exportzwecken  be¬ 
nötigten  Getreidemengen  auf  Grund  des  §  8  der  Ver¬ 
ordnung  Z.  2072/1915  M.-E.  betraute  Gesellschaft  kann 
bei  dem  Ankäufe  der  zu  dem  bezeichneten  Zwecke  not¬ 
wendigen  Getreidemengen  auch  die  Intervention  von 
Kommissionären  in  Anspruch  nehmen.  Sie  kann  ferner 
ihre  im  Punkt  4  des  §  8  erwähnte  Wrpflichtung  hin¬ 
sichtlich  der  Gewährung  von  Darlehen  und  Vor¬ 
schüssen  auch  derart  erfüllen,  daß  sie  zu  dieser  Dar¬ 
lehens-  und  Vorschußgewährung,  im  Rahmen  der  durch 
sie  bewerkstelligten  Kaufgeschäfte,  die  mit  dem  An¬ 
kauf  betrauten  Kommissionäre  verpflichtet. 

Die  Kommissionäre  sind  verpflichtet,  vor  Beginn 
ihrer  Ankäufe  die  durch  die  Gesellschaft  für  sie  aus¬ 
gestellte  Legitimationskarte  bei  dem  nach  dem  Ein¬ 
kaufsort  zuständigen  Oberstuhlrichter  (städtischen 
Bürgermeister)  behufs  Vidimierung  und  der  Behörde 
über  Aufforderung  vorzuweisen. 

§  2.  Im  Sinne  des  §  4  der  Verordnung  Z.  2072/1915 
M.-E.  können  unter  dem  Titel  des  durch  Kauf  vom 
Produzenten  zu  deckenden  Wirtschaftsbedarfes  nur  an¬ 
gekauft  werden:  durch  die  Besitzer  landwirtschaft¬ 
licher  Betriebe  jene  Getreidemengen,  die  zur  Verab¬ 
folgung  der  Naturaldeputate,  zu  Saatgut,  sowie  zur  Er¬ 
haltung  und  Fütterung  ihrer  Zucht-  und  Nutztiere  not¬ 
wendig  sind  und  aus  der  eigenen  Fechsung  nicht  ge¬ 
deckt  werden  können;  durch  die  Besitzer  sonstiger 
Betriebe:  nur  jene  Getreideniengen,  die  für  die  Deputate 
der  in  ihren  Unternehmungen  Beschäftigten  und  für  die 
Erhaltung  der  zur  Fortsetzung  ihrer  Unternehmung 
notwendigen  Zugtiere  benötigt  werden ;  durch  andere 
aber  jene  Getreidemengen,  die  zu  den  Zwecken  des 
eigenen  Haushaltes  und  für  die  Erhaltung  der  zur  Be¬ 
sorgung  ihrer  Beschäftigung  oder  ihres  Berufes  be¬ 
stimmten  Tiere  notwendig  sind.  Die  zur  Verarbeitung 
in  der  Unternehmung  der  Partei,  ebenso  die  zur  \ueh- 
fütterung  im  übrigen  notwendigen  Getreidemengen 
können  nicht  als  solcher  Wirtschaftsbedarf  betrachtet 
werden,  der  im  Sinne  des  §  4  der  Verordnung  Zahl 
2072/1915  M.-E.  zum  Ankauf  vom  Produzenten  be¬ 
rechtigt;  hinsichtlich  des  Ankaufes  der  Getreidemengen, 
die  zur  Deckung  eines  solchen  Bedarfes  dienen,  sind 
die  Normen  des  §  10  der  zitierten  Verordnung  maß¬ 
gebend. 

Der  vorstehende  Absatz  tritt  an  Stelle  des  Absatzes  4 
des  §  4  der  Verordnung  Z.  2072/1915  M.-E. 

§  3.  Kaufleute  (so  auch  namentlich  Konsumgenossen¬ 
schaften),  wenn  sie  sich  auch  bisher  mit  dem  Ein-  und 
Verkauf  von  Getreide  beschäftigt  haben,  können  auf 
dem  Gebiete  jenes  Munizipiums,  wo  sie  ihre  Geschäfts¬ 
niederlassung  besitzen,  vom  Produzenten  Weizen, 
Roggen,  Halbfrucht,  Gerste  und  Hafer  auch  zu  Zwecken 
des  Weiterverkaufes  ankaufen,  jedoch  nur  von  solchen 
Produzenten,  deren  zum  Verkaufe  bestimmte  Fechsung 
von  den  angeführten  Getreidemengen  zusammen 
höchstens  100  beträgt. 

Die  auf  Grund  des  vorstehenden  Absatzes  gekauften 
Getreidemengen  kann  der  Käufer  nur  dem  Staate,  der 
im  Sinne  des  §  8  der  Verordnung  Z.  2072/1915  M.-E. 
betrauten  Gesellschaft,  den  Kommissionären  dieser  Ge¬ 
sellschaft  oder  denjenigen  verkaufen,  die  auf  Grund 
des  §  6  der  Wrordnung  Z.  2072/1915  M.-E.  zum  An¬ 
kauf  berechtigt  sind. 
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Für  das  auf  Grund  des  ersten  Absatzes  dieses  Para¬ 
graphen  gekaufte  Getreide  ist  es  dem  daselbst  erwähnten 
Kaufmann  (der  Konsumgenossenschaft)  verboten,  bei 
dem  Weiterverkauf  einen  solchen  Preis  anzurechnen, 
der,  obwohl  er  den  behördlich  festgesetzten  Maximal¬ 
preis  nicht  überschreitet,  dennoch  unverhältnismäßig 
höher  ist  als  der  durch  ihn  an  den  Produzenten  bezahlte 
Preis. 

Wer  den  Anordnungen  des  gegenwärtigen  Para¬ 
graphen  zuwiderhandelt,  begeht  —  soferne  seine  Tat 
nicht  unter  eine  schwererwiegende  Strafverfügung  fällt 
-  im  Sinne  der  einschlägigen  Gesetze  eine  Übertretung 
und  kann  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und  bis  zu 
6oo  K  Geldstrafe  verurteilt  werden.  Wer  infolge  einer 
solchen  Übertretung  rechtskräftig  verurteilt  wird,  ver¬ 
liert  die  auf  Grund  dieses  Paragraphen  beruhende  An- 
kaufsberechtigung. 

jenes  Recht  der  Konsumgenossenschaften,  daß  sie  auf 
Grund  der  im  Sinne  des  §  6  der  Verordnung  Zahl 
2072/1915  M.-E.  erhaltenen  Erlaubnis  und  innerhalb 
der  Schranken  derselben  für  die  Verproviantierung 
ihrer  eigenen  Mitglieder  von  den  Produzenten  einkaufen 
können,  bleibt  unberührt  und  auf  die  derart  gekauften 
Getreidebestände  beziehen  sich  die  Normen  der  vor¬ 
stehenden  Absätze  nicht. 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlautbarung 
in  Kraft.  Ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich,  sofern  es  sich 
um  Rechtsnormen  handelt,  die  auf  für  das  ganze  Gebiet 
der  heiligen  ungarischen  Krone  gültigen  Gesetzen  be¬ 
ruhen,  auch  auf  Kroatien  und  Slawonien.  In  Kroatien 
und  Slawonien  vollstreckt  der  Banns  diese  Verordnung, 
sofern  die  Vollstreckung  nicht  der  Zentralregierung  ob¬ 
liegt.  Insofern  diese  Verordnung  auf  solche  Rechts¬ 
normen  verweist,  deren  Wirksamkeit  sich  auf  Kroatien- 
Slawonien  nicht  erstreckt,  sind  statt  dieser  in  jenen 
Ländern  die  dortigen  Rechtsnormen  richtunggebend. 

Transportzertifikate  für  landwirtschaftliche  Pro¬ 
dukte  und  Mahlprodukte.  Das  Amtsblatt  vom  14.  Juli 
veröffentlicht  nachstehende  Verordnung,  Z.  2470/1915 
M.-E.,  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  über  die 
Ergänzung  und  Modifizierung  der  Verordnungen  hin¬ 
sichtlich  der  für  den  Transport  von  einzelnen  landwirt¬ 
schaftlichen  Produkten  und  Mehlarten  notwendigen 
Zertifikate. 

Auf  Grund  der  gesetzlichen  Verordnungen  über  die 
Ausnahmsverfügungen  für  den  Kriegsfall  ordnet  das 
königlich  ungarische  Ministerium  folgendes  an: 

§  I.  Die  durch  das  königlich  ungarische  Ministerium 
in  der  Verordnung  Z.  952/1915  M.-E.  vom  17.  März 
1915  enthaltenen  Verfügungen  hinsichtlich  der  für  den 
Transport  von  Weizen  oder  einigen  anderen  Artikeln 
per  Bahn,  Schiff  oder  Kraftwagen  notwendigen  Zerti¬ 
fikate  werden  entsprechend  auch  auf  Halbfrucht,  auf 
Hafer,  sowie  auf  trockene  (reife)  Bohnen,  Erbsen  und 
Linsen  —  einerlei  ob  geschält  oder  ungeschält  —  er¬ 
streckt. 

§  2.  Hinsichtlich  der  Sendungen,  die  an  die  Adresse 
der  Kriegsproduktenaktiengesellschaft  lauten  oder  von 
dieser  aufgegeben  sind,  stellt  alle  jene  Transportzerti¬ 
fikate,  die  auf  Grund  der  Verordnungen  Z.  952/1915 
M.-E.  sowie  Z.  1151/1915  M.-E.  und  des  §  i  der  gegen¬ 
wärtigen  Verordnung  notwendig  sind,  die  Wirtschaft¬ 
liche  Landeskommission  aus. 

§  3.  Absatz  5  des  §  2  der  Verordnung  Z.  952/1915 
M.-E.  modifiziert  sich  dahin,  daß  in  der  Haupt-  und 
Residenzstadt  Budapest  die  Transportzertifikate  von  nun 
an  die  von  dem  Magistrat  damit  betrauten  Beamten  aus¬ 
stellen. 

§  4.  Der  Handelsminister  kann  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ackerbauminister  die  Verordnung  Z.  952/1915 
M.-E.  zusammen  mit  den  aus  der  gegenwärtigen  A^er- 


ordnung  sich  ergebenden  Ergänzungen  und  Modifika¬ 
tionen  auch  auf  in  den  bestehenden  Verfügungen  nicht 
erwähnte  landwirtschaftliche  Produkte,  Erzeugnisse  und 
Artikel  erstrecken,  hinsichtlich  einzelner  Munizipien 
aber  kann  eine  Erstreckung  auch  bezüglich  des  Trans¬ 
portes  per  Achse  oder  sonst  irgend  welcher  Art  erfolgen. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft.  Ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich,  so¬ 
fern  es  sich  um  Rechtsnormen  handelt,  die  für  das  ganze 
Gebiet  der  heiligen  ungarischen  Krone  gültigen  Ge¬ 
setzen  beruhen,  auch  auf  Kroatien  und  Slawonien.  In 
Kroatien  und  Slawonien  vollstreckt  der  Banns  diese 
Wrordnung,  sofern  die  Vollstreckung  in  den  Kreis  der 
dortigen  Autonomie  gehört. 

Deutschland. 

Änderung  der  Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Durch 
Verordnung  vom  11.  Juli  1915  wurden  folgende  Ab¬ 
änderungen  der  deutschen  Aus-  und  Durchfuhrverbote 
verfügt: 

1.  Es  wird  verboten,  die  Ausfuhr  von  Kasein,  Suppen- 
w'ürze,  Pflanzenfleischextrakt,  Suppen-  und  Brühwürfel 
und  -tafeln,  Bier,  Malzextrakt  und  Erzeugnissen  aus 
Malz. 

H.  Es  wird  aufgehoben  das  Verbot  der  Ausfuhr-  und 
Durchfuhr  von  Quadrateisen. 

HL  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Quadrat-  und  Rundstahl  in  Stäben  in  einer  Stärke  oder 
einem  Durchmesser  von  mehr  als  60  mm,  Quadrateisen 
(Quadratstahl  zur  Plerstellung  von  Hufstollen)  in  der 
Stärke  von  12  bis  20  nun,  Stabstahl  in  H-Profil  zur 
Herstellung  von  Hufstollen,  Tiegelstahlformgußstücken 
jeden  Gewichts,  roh  und  bearbeitet,  anderen  Stahlform¬ 
gußstücken  im  Einzelgewicht  von  mehr  als  100  kg,  roh 
und  bearbeitet,  Hämmern,  Meißeln,  Sägen,  Rüben- 
schnitzehnessern  und  Schärffeilen,  photographischem 
Papier  und  photographischen  Platten,  belichteten  Filmen. 

Laut  Bekanntmachung  des  deutschen  Reichskanzlers 
vom  2.  Juli  1915  wurde  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr 
folgender  Artikel  verboten:  Formersand,  Formaldehyd- 
sulfoxylate  (z.  B.  Rongalit,  Hydraldyt,  Decrolin  n.  s.  w.), 
Kupfersalze  und  sonstige  Kupferverbindungen,  Druck¬ 
knöpfe  und  Sicherheitsnadeln,  Glasflaschen  (Röhren, 
Tuben)  für  Chloräthyl. 

Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  16.  d.  M.  verfügt 
ferner: 

I.  Es  wird  verboten  die  Ausführ  und  Durchfuhr  von: 

Geweben  aus  Gespinsten  von  Wolle  oder  anderen  Tier¬ 
haaren,  auch  mit  pflanzlichen  Spinnstoffen  oder  Ge¬ 
spinsten  gemischt,  der  Nr.  432  des  Zolltarifs  mit  Aus¬ 
nahme  des  Lohnveredlungsverkehrs ; 

gefärbten,  bedruckten  oder  buntgewebten  Geweben 
aus  Baumwollgespinsten,  auch  gemischt  mit  anderen 
pflanzlichen  Spinnstoffen  oder  Gespinsten,  der  Nr.  457 
des  Zolltarifs,  mit  Ausnahme  des  Lohnveredlungs¬ 
verkehrs. 

H.  In  Ziffer  I,  Abs.  4.  <'cr  Bekanntmachung  vom 
24.  Juni  1915  (,, Reichsanzeiger“  Nr.  147  vom  25.  Juni 
1915)  muß  es  im  Eingang  statt  Benzoeverbindungen 
heißen:  Benzoesäureverbindungen. 

IH.  Nicht  unter  das  Aus-  und  Durchfuhrverbot  der 
Ziffer  I  fallen: 

Preßtücher,  Gurte,  Scheiben  und  Tafeln  aus  Garnen 
von  Ziegenhaaren  oder  groben  Tierhaaren  zum  Pressen 
von -Öl  oder  Fetten; 

Haarplüsch  (sogenannter  Sealskin)  aus  Rindvieh¬ 
haaren,  gemischt  mit  Baumwolle  (vergleiche  Bekannt¬ 
machung  vom  24.  Juni  19^5.  Ziffer  HI/i  [,, Reichs¬ 
anzeiger“  Nr.  147  vom  25.  Juni  d.  J.]). 

IV.  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

Schleifscheiben  aus  künstlichem  Schleifmaterial; 

Strontiumverbindungen. 
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Höchstpreise  für  Rohgummi.  Eine  amtliche  Be¬ 
kanntmachung  bestimmt;  §  i.  Die  im  Bereiche  der 
königlichen  Generalkommandos  lagernden  Bestände  an 
Rohgummi,  Guttapercha  und  Balata  sowie  alle  Mi¬ 
schungen  werden  beschlagnahmt  mit  der  Wirkung,  daß 
daß  sie  nur  mit  Genehmigung  der  Kommandobehörden 
veräußert  und  fortgeschafft  werden  dürfen.  Soweit  Mel¬ 
dungen  über  vorhandene  Bestände  nicht  schon  früher 
an  die  Kriegsrohstoffabteilung  des  Kriegsministeriums 
gemacht  worden  sind,  hat  dies  nunmehr  unverzüglich 
zu  erfolgen.  §  2.  Der  Preis  darf  nicht  übersteigen: 
fl)  für  Para  das  kg  15  Rm.,  b)  für  Plantagengummi, 
Firstlatex,  das  kg  15  Rm.,  c)  für  afrikanische  Sorten, 
gewaschen,  rein,  das  kg  ii  Rm.,  d)  für  afrikanische 
Sorten,  ungewaschen,  das  kg  9  Rm.,  e)  für  Flakegummi 
das  kg  3  Rm.,  f)  für  Jelotongummi  (Dead  Borneo) 
das  kg  Rm.  1-50.  §  3.  Der  Höchstpreis  schließt  die 

\"ersendungskosten  ab  heutiger  Lagerstelle  nicht  ein 
und  gilt  für  Zahlung  Zug  um  Zug.  Wird  die  Zahlung 
gestundet,  so  dürfen  bis  2  Prozent  für  Jahreszinsen  über 
Reichsbankdiskont  hinzugeschlagen  werden.  §  4.  Das 
preußische  Kriegsministerium  wird  ermächtigt,  Aus¬ 
nahmen  von  den  Höchstpreisen  zu  gestatten.  §  5.  Mit 
Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldstrafe  bis 
zu  10.000  M.  wird  bestraft:  a)  wer  den  nach  §  2  fest¬ 
gesetzten  Höchstpreis  überschreitet;  b)  w'er  einen  an¬ 
deren  zum  Abschluß  eines  Vertrages  auf  fordert,  durch 
den  der  Höchstpreis  überschritten  wird,  oder  sich  zu 
einem  solchen  Vertrage  erbietet;  c)  wer  Rohgummi 
u.  s.  w.  beiseite  schafft,  beschädigt  oder  zerstört;  d)  wer 
Vorräte  von  Rohgummi  u.  s.  w.  dem  zuständigen  Be¬ 
amten  gegenüber  verheimlicht.  Ferner  wird  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafen  bis 
zu  10.000  M.  bestraft,  wer  vorsätzlich  die  Auskunft,  zu 
der  er  auf  Grund  der  Bekanntmachung  über  Vorrats¬ 
erhebungen  verpflichtet  ist,  nicht  in  der  gesetzten  Frist 
erteilt  oder  wissentlich  unrichtige  oder  unvollständige 
Angaben  macht;  auch  können  Vorräte,  die  verschwiegen 
sind,  im  Urteil  für  den  Staat  verfallen  erklärt  werden. 
Wer  fahrlässig  bei  der  Auskunftserteilung  verfährt,  wird 
mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.,  im  Unvermögensfalle 
mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  §  6.  Die 
Kommandobehörden  bestimmen  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Neue  Bestimmungen  für  die  Baumwollindustrie. 
Der  „Reichsanzeiger“  veröffentlicht  folgende  Bekannt¬ 
machung  ; 

I.  Den  vom  Herstellungsverbot  betroffenen  Betrieben 
wird  gestattet,  auch  nach  dem  i.  August  1915  ohne 
Rücksicht  auf  die  anzufertigende  Ware  aufzuarbeiten: 

a)  Garne,  die  nachweislich  bereits  bei  Erlaß  des  Her¬ 
stellungsverbotes  durch  die  verfügende  Behörde  ent¬ 
weder  im  eigenen  Betriebe  vorhanden  waren  oder  sich 
für  ihn  zu  \^eredlungszwecken  (Zwirnen,  Färben,  Be¬ 
drucken  u.  s.  w.)  oder  zur  \'erarbeitung  im  Lohn  in 
anderen  Betrieben  befunden  haben; 

b)  Garne,  über  die  schon  der  Erlaß  des  Herstellungs¬ 
verbotes  durch  die  verfügende  Behörde  Kauf-  oder  Lie¬ 
ferungsverträge  bestanden  hatten,  soweit  sie  vom  Ver¬ 
käufer  zwecks  Ablieferung  bereits  vor  dem  12.  Juli  1915 
zum  Versand  gebracht  worden  sind; 

c)  bei  den  mit  Spinnerei  verbundenen  Betrieben,  ferner 
die  Garne,  die  bereits  vor  dem  12.  Juli  1915  zur  Ab¬ 
lieferung  an  die  eigene  Weberei  fertiggestellt  worden 
sind. 

II.  Garne  Nr.  60  englisch  und  aufwärts  auch  ge¬ 
zwirnt  zu  verarbeiten. 

I.  Betriebe,  die  von  der  Ausnahmebewilligung  unter  i, 
Ziffer  I,  Gebrauch  machen  wollen,  haben  am  i.  August 
1915  Anzeige  über  Menge,  Art  und  Nummer  ihrer  am 
genannten  Tage  noch  vorhandenen,  unter  die  Ausnahme¬ 


bewilligung  (Ziffer  I  a,  b  und  c)  fallenden  Vorräte  zu 
erstatten. 

2.  Betriebe,  die  von  der  Ausnahmebewilligung  unter  i, 
Ziffer  2,  Gebrauch  machen  wollen,  haben  am  Schluß 
jeden  Monats,  erstmals  Ende  August  1915,  Anzeige  über 
die  Menge  von  Zwirn  aus  Garn  Nr.  60  englisch  und 
aufwärts,  die  sie  im  abgelaufenen  Monat  verarbeitet 
oder  zur  Verarbeitung  in  Angriff  genommen  haben,  zu 
erstatten.  Vordrucke  zu  den  Anzeigen  (2,  Ziffer  i 
und  2)  sind  vom  Kriegministerium,  Kriegsrohstoff¬ 
abteilung,  Webstoffmeldeamt,  Berlin  SW.  48,  Verl. 
Hedemannstraße  ii,  einzufordern.  Die  ausgefüllten,  mit 
eidesstattlicher  Versicherung  der  Richtigkeit  der  An¬ 
gaben  versehenen  Vordrucke  sind  an  das  Kriegsmini¬ 
sterium,  Kriegsrohstoffabteilung,  Sektion  W.  2,  Berlin 
SW.  48,  Verl.  Hedemannstraße  9/10,  einzusenden. 

Die  Nachprüfung  der  Richtigkeit  der  Anzeigen  durch 
Einsichtnahme  der  Betriebe  und  ihrer  Bücher,  ge¬ 
gebenenfalls  durch  Vernehmung  von  Zeugen,  wird  Vor¬ 
behalten. 

3.  Gestattet  wird  die  Ausführung  aller  mittelbaren 
und  unmittelbaren  Lieferungen  für  die  Heeres-  und  Ma¬ 
rineverwaltung,  deren  Vergebung  vor  dem  i.  August 
1915  erfolgte,  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  In¬ 
angriffnahme  der  Ausführung. 

4.  Überschreitungen  der  Ausnahmebewilligungen 
fallen  unter  die  Strafbestimmungen  des  §  4  des  Her¬ 
stellungsverbotes  für  Baumwollstoffe.  Nichterfüllung  der 
Meldepflicht  wird  gemäß  §  5  der  Bekanntmachung  über 
Vorratserhebungen  vom  2.  Februar  1915  bestraft. 

Verarbeitungsverbot  und  Bestandserhebung  von 
Seide  und  Seidenabfällen.  Eine  amtliche  Bekannt¬ 
machung,  betreffend  Verarbeitungsverbot  und  Bestands¬ 
erhebung  von  Seide  und  Seidenabfällen,  vom  15.  1.  M. 
lautet: 

§  I.  Inkrafttreten  der  Verordnung.  Die 
Verordnung  tritt  am  15.  Juli  1915  in  Kraft.  Durch 
das  Inkrafttreten  der  Verordnung  werden  alle  früheren 
Wrordnungen  und  Einzelverfügungen  aufgehoben, 
welche  die  Gegenstände  dieser  Verordnung  betreffen. 

Für  das  Verarbeitungsverbot  und  die  Meldepflicht  ist 
der  bei  Ablauf  des  15.  Juli  1915  bestehende  tatsächliche 
Zustand  maßgebend.  (Stichtag.) 

§  2.  Verarbeitungsverbot  für  unver- 
sponnene  Bouretteseide  und  unge¬ 
färbte  Bourettegarne.  Die  Verarbeitung  von 
roher,  unversponnener  Bouretteseide  und  ungefärbten 
Bourettegarnen  in  allen  Nummern  zu  andern  als  Heeres¬ 
zwecken  ist  verboten.  Als  Verarbeitung  gilt  auch  das 
Färben. 

Als  Verarbeitung  zu  Heereszwecken  gilt  nur: 

1.  Verarbeitung  roher,  unversponnener  Bouretteseide 
zu  ungefärbten  Garnen,  die  letzter  Hand  zur  Erfüllung 
von  Aufträgen  der  Heeresverwaltung  bestimmt  sind. 

2.  Verarbeitung  von  ungefärbten  Garnen  zu  solchen 
Stoffen,  welche  zur  Herstellung  von  Pulverbeuteln 
dienen,  die  letzter  Hand  zur  Erfüllung  von  Aufträgen 
der  Heeresverwaltung  bestimmt  sind. 

Die  Verarbeitung  zu  Heereszwecken  muß  durch  ord¬ 
nungsgemäße  Ausfüllung  eines  amtlichen  Belegscheines 
nachgewiesen  werden.  Soweit  ältere  Aufträge  am  Stich¬ 
tage  noch  nicht  vollständig  erledigt  sind,  ist  ein 
ordnungsgemäß  ausgefüllter  Belegschein  unverzüglich 
nachzubringen.  Die  Belegscheine  sind  vom  Webstoff¬ 
meldeamt  der  Kriegsrohstofifabteilung  des  Kriegs¬ 
ministeriums,  Berlin  SW.  48,  verlängerte  Hedemann¬ 
straße  II,  zu  beziehen. 

§  3.  Meldepflichtige  Gegenstände. 

Meldepflichtig  sind  sämtliche  nachstehend  aufgeführten 
Gegenstände: 
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1.  Rohe,  unversponnene  Bouretteseide  (Seidenabfälle), 

2.  ungefärbte  Bourettegarne  in  allen  Nummern, 

3.  rohe  unversponnene  Seide,  geeignet  zur  Herstellung 
von  Schappeseide, 

4.  Schappeseidengarne,  a)  einfach  bis  zur  Nummer 
100,  b)  zweifach  bis  zur  Nummer  200^2, 

5.  rohe,  unversponnene  Tussahseide, 

6.  ungefärbte  Tussahseidengarne  in  allen  Nummern. 

§  4.  Meldepflichtige  Personen.  Zur  Mel¬ 
dung  verpflichtet  sind  alle  natürlichen  und  juristischen 
Personen,  einschließlich  derer  des  öffentlichen  Rechtes, 
sowie  alle  Firmen,  die  sich  im  Besitze  meldepflichtiger 
Gegenstände  (§  3)  befinden. 

Vorräte,  die  sich  am  Stichtage  nicht  im  Gewahrsam 
des  Eigentümers  befinden,  sind  sowohl  von  dem  Eigen¬ 
tümer  als  auch  von  demjenigen  zu  melden,  der  sie  zu 
dieser  Zeit  in  Gewahrsam  hat. 

§5.  Meldescheine.  Sämtliche  meldepflichtigen 
Bestände  sind  unter  Benutzung  des  amtlichen  Melde¬ 
scheines  für  Seide  und  Seidengarne  an  das  Webstoff¬ 
meldeamt  der  Kriegsrohstoffabteilung  des  königlichen 
Kriegsministeriums,  Berlin  SW.  48,  verlängerte  Hede- 
mannstraße  ii,  bis  spätestens  31.  Juli  1915  zu  melden. 

Die  amtlichen  Meldescheine  sind  bei  dem  Webstoff¬ 
meldeamt  erhältlich. 

Die  Meldescheine  sind  vorschriftsmäßig  auszufüllen; 
die  Bestände  sind  nach  den  vorgedruckten  Sorten  ge¬ 
trennt  anzugeben. 

Weitere  Mitteilungen  irgendwelcher  Art  darf  der 
Meldeschein  nicht  enthalten,  auch  dürfen  bei  Ein¬ 
sendung  der  Meldescheine  sonstige  schriftliche  Erklä¬ 
rungen  nicht  beigefügt  werden. 

Auf  einem  Meldeschein  dürfen  nur  die  Vorräte  eines 
und  desselben  Eigentümers,  oder  die  Bestände  einer  und 
derselben  Lagerstelle  gemeldet  werden. 

Auf  die  Vorderseite  der  zur  Übersendung  von  Melde¬ 
scheinen  benutzten  Briefumschläge  ist  der  Vermerk  zu 
setzen:  ,, Enthält  Meldeschein  für  Seide“. 

§6.  Sonstige  Meldebestimmungen.  Die 
nach  dem  Stichtage  (15.  Juli  1915)  eintreffenden,  vor 
dem  Stichtage  aber  schon  abgesandten  Vorräte  sind 
vom  Empfänger  zu  melden.  Sie  gelten  für  die  Melde¬ 
pflicht  als  schon  am  Stichtage  in  dem  Besitze  des  Emp¬ 
fängers  befindliche  Vorräte. 

Ist  über  eine  Lieferung  eine  Meinungsverschiedenheit 
vorhanden  oder  ein  Rechtsstreit  anhängig,  so  ist  der¬ 
jenige  zur  Meldung  verpflichtet,  der  die  Ware  besitzt 
oder  einem  Lagerhalter  oder  Spediteur  zur  Verfügung 
eines  anderen  übergeben  hat. 

Alle  Anfragen  und  Anträge,  welche  die  vorstehende 
Verordnung  betreffen,  sind  an  das  Webstoffmeldeamt  zu 
richten. 

Anträge  auf  Befreiung  von  dem  Verarbeitungsverbot 
(§2)  sind  nur  in  ganz  besonderen  Fällen,  und  nur  mit 
eingehender  Begründung  zu  stellen.  Die  Entscheidung 
darüber  erfolgt  durch  das  Webstoffmeldeamt. 

Die  Anfragen  und  Anträge  müssen  mit  der  Kopf¬ 
schrift  „Betrifft  Seide“  versehen  sein. 

Muster  der  gemeldeten  Vorräte  sind  nur  auf  be¬ 
sonderes  Verlangen  dem  Webstoffmeldeamt  zu  über¬ 
senden. 

§  7.  L  a  g  e  r  b  u  c  h.  Über  die  nach  §  3,  Ziffer  i — 6 
meldepflichtigen  Gegenstände  ist  von  demjenigen,  der 
diese  Gegenstände  in  Gewahrsam  hat,  ein  Lagerbuch 
zu  führen,  aus  welchem  jede  Änderung  der  Vorrats¬ 
mengen  und  ihre  V erwendung  ersichtlich  sein  muß. 

Beauftragten  der  Polizei-  und  Militärbehörden  ist 
jederzeit  die  Prüfung  des  Lagerbuches  sowie  die  Be¬ 
sichtigung  des  Betriebes  zu  gestatten. 

Errichtung  von  Vertriebsgesellschaften  für  den 
Steinkohlen-  und  Braunkohlenbergbau.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  12.  Juli  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 


Artikel  I.  Die  Landeszentralbehörden  werden  ermäch¬ 
tigt,  die  Besitzer  von  Steinkohlenbergwerken  und  Braun¬ 
kohlenbergwerken  allgemein  oder  für  bestimmte  Be¬ 
zirke  oder  für  bestimmte  Arten  von  Bergwerkserzeug¬ 
nissen  ohne  ihre  Zustimmung  zu  Gesellschaften  zu  ver¬ 
einigen,  denen  die  Regelung  der  Eörderung  sowie  der 
Absatz  der  Bergwerkserzeugnisse  der  Gesellschafter  ob¬ 
liegt. 

Die  Landeszentralbehörden  mehrerer  Bundesstaaten 
können  für  ihre  Gebiete  oder  Teile  davon  gemeinsame 
Gesellschaften  zu  den  bezeichneten  Zwecken  bilden. 

Artikel  II.  Für  eine  auf  Grund  des  Artikels  I  er¬ 
richtete  Gesellschaft  gelten  folgende  Bestimmungen: 

§  I.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschaft  und  der 
Gesellschafter  werden,  soweit  sie  nicht  in  dieser  Ver¬ 
ordnung  geregelt  sind,  durch  die  Satzung  bestimmt. 

Die  Satzung  wird  von  der  Landeszentralbehörde  er¬ 
lassen.  Sie  ist  durch  den  „Deutschen  Reichsanzeiger“ 
bekanntzumachen.  Mit  der  Bekanntmachung  entsteht  die 
Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  rechtsfähig. 

§  2.  Die  Satzung  trifft  Bestimmungen  über: 

1.  Namen  und  Sitz  der  Gesellschaft; 

2.  den  Zeitpunkt,  von  dem  ab  die  Gesellschaft  die 
Regelung  der  Förderung  sowie  den  Absatz  der  Berg¬ 
werkserzeugnisse  der  Gesellschafter  übernimmt  (Ge¬ 
schäftsbeginn)  ; 

3.  die  Gegenstände,  über  die  die  Gesellschafter- 
Versammlung  zu  beschließen  hat,  sowie  die  Voraus¬ 
setzung  und  die  Form  ihrer  Einberufung,  das  Stimm¬ 
recht  und  die  Vertretung  der  Gesellschafter; 

4.  die  Zusammensetzung  und  die  Wahl,  die  Amts¬ 
dauer  und  die  Befugnisse  des  Vorstandes,  seine  Ein¬ 
berufung  und  Beschlußfassung,  die  Vertretung,  ins¬ 
besondere  die  Zeichnung  schriftlicher  Erklärungen,  die 
Form  für  den  Ausweis  der  Vorstandsmitglieder  und  die 
Beurkundung  ihrer  Beschlüsse ; 

5.  die  Höhe  des  Betriebskapitals  und  die  Art  seiner 
Aufbringung  sowie  die  Beiträge  der  Gesellschafter ; 

6.  die  Regelung  des  Absatzes  durch  die  Gesellschaft 
und  die  Festsetzung  der  Preise  und  der  Lieferungs¬ 
bedingungen  ; 

7.  die  Überwachung  der  Mitglieder  und  ihrer  Be¬ 
triebe  ; 

8.  die  Festsetzung  von  Ordnungsstrafen  und  die  da¬ 
gegen  zulässigen  Rechtsmittel ; 

9.  die  Form  für  die  Bekanntmachungen  der  Gesell¬ 
schaft  ; 

10.  die  Aufstellung,  Prüfung  und  Abnahme  der  Jahres¬ 
rechnungen  ; 

11.  die  Auflösung  und  die  Liquidation  der  Gesell¬ 
schaft. 

§  3.  Die  Beteiligung  der  Gesellschafter  an  der  Förde¬ 
rung  und  am  Absatz  wird  durch  die  Gesellschaftsorgane 
festgesetzt.  Gegen  die  Festsetzung  findet  Berufung  an 
einen  Ausschuß  statt,  der  aus  einem  von  der  Landes¬ 
zentralbehörde  ernannten  Vorsitzenden  und  aus  Mit¬ 
gliedern  besteht,  von  denen  je  die  Hälfte  durch  die  Ge¬ 
sellschafterversammlung  gewählt  und  von  der  Landes¬ 
zentralbehörde  ernannt  wird. 

Das  Nähere  bestimmt  die  Satzung. 

§  4.  Soweit  nicht  diese  Verordnung  oder  die  Satzung 
Ausnahmen  zuläßt,  sind  die  Gesellschafter  verpflichtet, 
vom  Geschäftsbeginne  der  Gesellschaft  ab  ihre  Berg¬ 
werkserzeugnisse  der  Gesellschaft  zum  Zwecke  des  Ab¬ 
satzes  zu  überlassen. 

Hat  ein  Gesellschafter  vor  dem  Geschäftsbeginne  der 
Gesellschaft  sich  vertraglich  verpflichtet,  einem  Dritten 
Bergwerkserzeugnisse  zu  liefern,  die  nach  dem  Zwecke 
des  Vertrages  in  dem  eigenen  Betriebe  des  Erwerbers 
verbraucht  werden  sollen,  sei  es  in  unverändertem  oder 
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in  verarbeitetem  Zustand  (Koks,  Briketts),  so  erstreckt 
sich  die  Überlassungspflicht  nicht  auf  die  zur  Erfüllung 
des  Vertrages  erforderlichen  Mengen.  Dies  gilt  nur, 
wenn  sich  der  Erwerber  der  Gesellschaft  gegenüber  aus¬ 
drücklich  verpflichtet,  die  Bergwerkserzeugnisse  nicht 
ohne  Zustimmung  der  Gesellschaft  weiter  zu  veräußern. 

Ob  die  \^oraussetzungen  des  Abs.  2  vorliegen,  ent¬ 
scheidet  im  Streitfall  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
endgültig.  Welche  Behörde  als  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  anzusehen  ist,  bestimmt  die  Landeszentral¬ 
behörde. 

Die  Landeszentralbehörde  kann  bestimmen,  daß  die 
Vorschrift  des  Abs.  2  keine  oder  nur  beschränkte  An¬ 
wendung  findet,  wenn  der  Vertrag  innerhalb  einer  von 
ihr  zu  bezeichnenden  Frist  von  längstens  sechs  Monaten 
vor  dem  Geschäftsbeginne  der  Gesellschaft  geschlossen 
ist.  * 

§  5.  Die  allgemeinen  Verkaufspreise  für  die  Berg¬ 
werkserzeugnisse  (Richtpreise)  werden  durch  die  Ge¬ 
sellschafterversammlung  festgesetzt.  Die  erstmalige 
Festsetzung  bedarf  der  Zustimmung  der  Landeszentral¬ 
behörde,  der  das  Recht  der  Ermäßigung  der  beschlossenen 
Preise  zusteht. 

Anträge  auf  Erhöhung  der  festgesetzten  Verkaufs¬ 
preise  bedürfen  zur  Annahme  der  Zustimmung  von  mehr 
als  70  Prozent  aller  Stimmen.  Werden  Anträge  auf  Er¬ 
mäßigung  der  festgesetzten  Verkaufspreise  gegen  eine 
Minderheit  von  mindestens  30  Prozent  aller  Stimmen 
abgelehnt,  so  entscheidet  die  Landeszentralbehörde  dar¬ 
über,  ob  die  Preisherabsetzung  erfolgen  soll. 

§  6.  Staatliche  Bergwerke  dürfen  ihre  Erzeugnisse  an 
Wrwaltungs-  und  Betriebsstellen  des  Reiches  und  der 
Bundesstaaten  unmittelbar  absetzen  und  sind  hierbei 
hinsichtlich  der  Menge  und  des  Preises  Beschränkungen 
nicht  unterworfen.  Im  übrigen  genießen  die  staatlichen 
Bergwerke  keine  Vorzüge  vor  den  nicht  dem  Staate  ge¬ 
hörigen. 

§  7.  Die  Gesellschaft  untersteht  der  Aufsicht  der 
Landeszentralbehörde. 

Die  Landeszentralbehörde  ist  nach  näherer  Bestim¬ 
mung  der  Satzung  befugt,  an  den  Versammlungen  der 
Gesellschaftsorgane  durch  einen  Vertreter  mit  beratender 
Stimme  teilzunehmen.  Der  Vertreter  kann  Beschlüsse 
wegen  Verletzung  der  Gesetze,  der  Satzung  oder  öffent¬ 
licher  Interessen  beanstanden.  Die  Landeszentralbehörde 
entscheidet  über  die  Berechtigung  der  Beanstandung. 
Die  Ausführung  der  beanstandeten  Beschlüsse  hat  so¬ 
lange  zu  unterbleiben,  als  nicht  die  Landeszentral¬ 
behörde  die  Beanstandung  für  unberechtigt  erklärt  hat. 

Sind  Beschlüsse  wegen  Verletzung  öffentlicher  Inter¬ 
essen  beanstandet,  so  hat  die  Landeszentralbehörde  vor 
der  Entscheidung  über  die  Beanstandung  einen  Beirat 
zu  hören,  in  den  sie  Vertreter  des  Bergbaues,  des  Kohlen¬ 
handels,  der  Industrie,  der  Landwirtschaft,  der  Städte 
und  der  Eisenbahnverwaltung  zu  berufen  hat. 

§  8.  Wer  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  zuwider 
Bergwerkserzeugnisse  der  Gesellschaft  nicht  überläßt, 
wird,  unbeschadet  der  auf  Grund  der  Satzung  zu  ver¬ 
hängenden  Ordnungsstrafe,  mit  Geldstrafe  bis  zu 
100.000  M.  bestraft.  Im  Falle  der  Wiederholung  nach 
vorangegangener  Bestrafung  kann  außerdem  auf  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  sechs  Monaten  erkannt  werden. 

Ebenso  wird  bestraft,  wer  entgegen  einer  nach  §  4, 
Abs.  2,  eingegangenen  Verpflichtung  unbefugt  Berg¬ 
werkserzeugnisse  weiter  veräußert. 

Artikel  III.  Von  der  Ermächtigung  des  Artikels  I 
ist  kein  Gebrauch  zu  machen,  wenn  innerhalb  einer 
durch  die  Landeszentralbehörde  zu  bestimmenden  Frist 
von  Bergwerksbesitzern,  deren  Förderung  nach  amtlichen 
Fördernachweisungen  mehr  als  97  Prozent  der  Gesamt¬ 
förderung  des  in  Betracht  kommenden  Bezirkes  aus¬ 
macht,  eine  Vereinigung  zu  den  im  Artikel  I  bezeich- 


neten  Zwecken  durch  Vertrag  gebildet  wird,  und  die 
Landeszentralbehörde  durch  den  geschlossenen  Vertrag 
die  öffentlichen  Interessen  für  gewahrt  erachtet. 

Artikel  IV.  Eine  auf  Grund  des  Artikels  I  errichtete 
Gesellschaft  wird  durch  die  Landeszentralbehörde  auf¬ 
gelöst,  wenn  für  den  in  Betracht  kommenden  Bezirk 
von  Bergwerksbesitzern,  die  über  die  im  Artikel  III  be- 
zeichnete  Förderung  verfügen,  eine  Vereinigung  zu  den 
im  Artikel  i  bezeichneten  Zwecken  durch  Vertrag  ge¬ 
bildet  wird,  und  die  Landeszentralbehörde  durch  den 
geschlossenen  Vertrag  die  öffentlichen  Interessen  für 
gewahrt  erachtet. 

Artikel  V.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Verkündung  in  Kraft.  Den  Zeitpunkt  des  Außerkraft¬ 
tretens  bestimmt  der  Bundesrat. 

Mit  dem  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens  dieser  Ver¬ 
ordnung  gelten  die  gemäß  Artikel  I  errichteten  Gesell¬ 
schaften  als  aufgelöst. 

Vorratserhebung  und  Beschlagnahme  über 
Gummibereifung  für  Kraftfahrzeuge  jeder  Art. 

Eine  Verfügung  des  preußischen  Kriegministeriums  vom 
16.  Mai  1915  lautet: 

Nachstehende  Verfügung  wird  hiermit  zur  allgemeinen 
Kenntnis  gebracht  mit  dem  Bemerken,  daß  jede  Über¬ 
tretung  (worunter  auch  verspätete  oder  unvollständige 
Meldung  fällt)  sowie  jedes  Anreizen  zur  Übertretung 
der  erlassenen  Vorschrift,  soweit  nicht  nach  den  allge¬ 
meinen  Strafgesetzen  höhere  Strafen  verwirkt  sind,  nach 
§  9,  Ziffer  h,  des  Gesetzes  über  den  Belagerungszustand 
vom  4.  Juni  1851  (oder  Artikel  4,  Ziffer  2,  des  bayeri¬ 
schen  Gesetzes  über  den  Kriegszustand  vom  5.  November 
1912  oder  nach  §  5  der  Bekanntmachung  über  Vorrats¬ 
erhebungen  vom  2.  Februar  1915)  mit  Gefängnis  bis 
zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M. 
bestraft  wird,  und  daß  Vorräte,  die  verschwiegen  sind, 
im  Urteil  für  den  Staat  verfallen  erklärt  werden  können. 

§  I.  Von  der  Verfügung  betroffene 
Gegenstände.  Meldepflichtig  und  beschlagnahmt 
sind  vom  festgesetzten  Meldetag  ab  bis  auf  weiteres 
sämtliche  Vorräte  an  Gummibereifung  (Decken,  Schläu¬ 
chen,  Vollreifen)  für  Kraftfahrzeuge  jeder  Art,  auch  die 
an  Fahrzeugen,  für  welche  eine  erneute  Zulassungs¬ 
bescheinigung  nicht  erteilt  wird,  befindliche  Bereifung. 

§  2.  Von  der  Verfügung  betroffene  Per¬ 
sonen,  Gesellschaften  u.  s.  w.  Von  dieser  Ver¬ 
fügung  betroffen  werden; 

fl)  alle  Personen  und  Firmen,  die  die  in  §  i  aufge¬ 
führten  Gegenstände  in  Gewahrsam  haben,  soweit  die 
Vorräte  sich  in  ihrem  Gewahrsam  und  (oder)  bei  ihnen 
unter  Zollaufsicht  befinden ; 

h)  alle  Kommunen,  öffentlich  rechtliche  Körper¬ 
schaften  und  Verbände,  die  solche  Gegenstände  in  Ge¬ 
wahrsam  haben,  soweit  die  Vorräte  sich  in  ihrem  Ge¬ 
wahrsam  und  (oder)  bei  ihnen  unter  Zollaufsicht  be¬ 
finden  ; 

c)  alle  Empfänger  (in  dem  unter  o  und  b  bezeichneten 
Umfang)  solcher  Gegenstände  nach  Empfang  derselben, 
falls  die  Gegenstände  sich  am  Meldetag  auf  dem  Ver¬ 
sand  befinden  und  nicht  bei  einem  der  unter  a  und  h 
aufgeführten  Personen  u.  s.  w.  in  Gewahrsam  und  (oder) 
unter  Zollaufsicht  gehalten  werden. 

\^orräte,  die  in  fremden  Speichern,  Lagerräumen  und 
anderen  Aufbewahrungsräumen  lagern,  sind,  falls  der 
\Vrfügungsberechtigte  seine  Vorräte  nicht  unter  eigenem 
\^erschluß  hält,  von  den  Inhabern  der  betreffenden  Auf¬ 
bewahrungsräume  zu  melden  und  gelten  als  bei  diesen 
beschlagnahmt. 

Sind  in  dem  Bezirk  der  verfügenden  Behörde  Zweig¬ 
stellen  vorhanden  (Zweigfabriken,  Filialen,  Zweig¬ 
bureaus  u.  dgl.),  so  ist  die  Hauptstelle  zur  Meldung  und 
zur  Durchführung  der  Beschlagnahmebestimmungen 
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auch  für  diese  Zweigstellen  verpflichtet.  Die  außerhalb 
des  genannten  Bezirkes  (in  welchem  sich  die  Haupt¬ 
stelle  befindet)  ansässigen  Zweigstellen  werden  einzeln 
betroffen. 

§  3.  Umfang  der  Meldung.  Die  Meldepflicht 
umfaßt  außer  den  Angaben  über  Vorratsmengen  noch 
folgende  Fragen: 

a)  wem  die  fremden  Vorräte  gehören,  welche  sich  im 
Gewahrsam  des  Auskunftspflichtigen  befinden; 

b)  ob,  und  gegebenenfalls  durch  welche  Stelle  bereits 
von  anderer  Seite  eine  Beschlagnahme  der  Vorräte  er¬ 
folgt  ist. 

§  4.  Inkrafttreten  der  Verfügung.  Für 
die  Meldepflicht  und  die  Beschlagnahme  ist  der  am 
17.  Mai  1915  (Meldetag)  mittags  12  Uhr  bestehende 
tatsächliche  Zustand  maßgebend. 

Für  die  im  §  2,  Abs.  c,  bezeichneten  Gegenstände 
treten  Meldepflicht  und  Beschlagnahme  erst  mit  dem 
Empfang  oder  der  Einlagerung  der  Gegenstände  in 
Kraft. 

Beschlagnahmt  sind  auch  alle  nach  dem  17.  Mai  19x5 
etwa  hinzukommende  Gegenstände. 

§  5.  B  e  s  c  h  1  a  g  n  a  h  ni  e  b  e  s  t  i  ni  m  u  n  g  e  n.  Die 
beschlagnahmten  Reifen  und  Schläuche  verbleiben  in  den 
Lagerräumen  und  sind  tunlichst  gesondert  aufzu¬ 
bewahren.  Es  ist  eine  Lagerbuchführung  einzurichten 
änd  den  Polizei-  und  Militärbehörden  jederzeit  die  Prü¬ 
fung  der  Lager  sowie  der  Lagerbuchführung  zu  ge¬ 
statten. 

§  6.  M  e  1  d  e  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  Die  Meldung  hat 
unter  Benützung  der  amtlichen  orange  Meldescheine  für 
Bereifung  zu  erfolgen,  für  die  Vordrucke  in  den  Post¬ 
anstalten  I.  und  2.  Klasse  erhältlich  sind. 

Dem  Meldepflichtigen  wird  anheimgestellt,  in  der 
Meldung  ein  Angebot  zum  Verkauf  eines  Teiles  seiner 
Bestände  oder  der  ganzen  Bestände  zu  machen. 

Weitere  Mitteilungen  irgend  welcher  Art  darf  die 
Meldung  nicht  enthalten. 

Die  Meldezettel  sind  an  die  königliche  Inspektion 
des  Kraftfahrwesens  Berlin-Schöneberg  vorschriftsmäßig 
ausgefüllt  bis  zum  27.  Mai  1915  einschließlich  einzu¬ 
reichen. 

An  diese  Stelle  sind  auch  alle  Anfragen  zu  richten, 
welche  die  vorliegende  Verfügung  betreffen. 

Außerkrafttreten  von  Vorschriften  der  Bundes¬ 
ratsverordnung  über  die  Regelung  des  Verkehrs 
mit  Brotgetreide  und  Mehl  vom  25.  Januar  1915. 

Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  10.  Juli  19x5  ver¬ 
fügt: 

,,Von  der  Bundesratsverordnung  über  die  Regelung 
des  Verkehrs  mit  Brotgetreide  und  Mehl  vom  25.  Ja¬ 
nuar  X9X5^)  sowie  der  Änderung  dieser  Verordnung  vom 
6.  Februar  X9X5  treten  am  X5.  Juli  X9X8  außer  Kraft: 

X.  im  §  4,  Abs.  3,  Satz  x,  die  Worte:  ,, beziehungs¬ 
weise  des  zuständigen  Kommunalverbandes“ ; 

2.  im  §  4  der  Satz  2  des  Abs.  3 ; 

3.  im  §  4  die  Nummern  c  bis  g  des  Abs.  4; 

4.  die  §§  8  bis  X3; 

5.  im  §  28  der  Satz  2  des  Abs.  x  ; 

6.  der  §  45; 

7.  die  §§  49  bis  5X.“ 

Bekanntmachung  über  das  Inkrafttreten  von 
Vorschriften  der  Bundesratsverordnung  über  den 
Verkehr  mit  Brotgetreide  und  Mehl  aus  dem 
Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915.  Unterm  xo.  Juli 
19x5  wurde  angeordnet: 

Die  Vorschriften  des  §  68  und  des  §  69,  Nr.  2,  der 
Bundesratsverordnung  über  den  Verkehr  mit  Brot¬ 

*)  Nr.  5  des  »Handelsmuseums«  vom  4.  Februar  1.  J. 


getreide  und  Mehl  aus  dem  Erntejahr  X9X5  vom  28.  Juni 
19x5 1)  treten  am  X5.  Juli  X9X5  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  Ausnahmen  von  dem 
Verbote  des  Vorverkaufs  der  Ernte  des  Jahres 
1915  und  des  Vorverkaufs  von  Zucker  vom  17.  Juni 
1915.  Unterm  xo.  Juli  X9X5  wurde  verfügt: 

I.  Verkäufe  von  Brotgetreide,  nämlich  Roggen, 
Weizen,  Spelz  (Dinkel,  Fesen),  Einer  und  Einkorn, 
allein  oder  mit  anderem  Getreide  außer  Hafer  gemischt, 
aus  der  inländischen  Ernte  des  Jahres  19x5  an  den  Kom¬ 
munalverband,  für  den  dies  Brotgetreide  beschlagnahmt 
ist,  oder  an  die  Reichsgetreidestelle  ist  zulässig.  Das 
gleiche  gilt  für  Verkäufe  von  Brotgetreide  an  Kommis¬ 
sionäre  des  Kommunalverbandes  oder  der  Reichsgetreide¬ 
stelle. 

Soweit  zu  solchen  Verkäufen  nach  den  Vorschriften 
der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Brotgetreide  und 
Mehl  aus  dem  Erntejahr  X9X5  vom  28.  Juni  X9X5 
(R.-G.-Bl.  S.  363)  die  Genehmigung  des  Kommunal¬ 
verbandes  erforderlich  ist,  behält  es  hierbei  sein  Be¬ 
wenden. 

II.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Inkrafttreten  der  Verordnung  über  die  Rege¬ 
lung  des  Verkehrs  mit  Hafer  vom  28.  Juni  1915. 

Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  ix.  Juli  X915  be¬ 
stimmt: 

Die  Verordnung  über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit 
Hafer  vom  28.  Juni  X9X5  tritt  am  X5.  Juli  X9X5  in  Kraft. 

F  rankreich, 

Verlängerung  des  kaufmännischen  Moratoriums. 

Durch  Verordnung  vom  24.  Juni  X9X5  wurden  die  Be¬ 
stimmungen  des  kaufmännischen  Moratoriums  in  Frank¬ 
reich  über  die  Fälligkeit  von  Handelspapieren  und  über 
die  Zurückziehung  von  Guthaben  verlängert. 

Dieses  Dekret  hat  folgenden  Wortlaut: 

Artikel  x.  Der  Aufschub,  der  durch  die  Artikel  x,  2, 
3  und  4  der  Verordnung  vom  29.  August  X9X4  bewilligt 
und  durch  Artikel  x  der  Verordnungen  vom  27.  Sep¬ 
tember,  27.  Oktober,  X5.  Dezember  X9X4,  25.  Februar 
und  X5.  April  X9X5  verlängert  wurde,  wird  unter  den¬ 
selben  Voraussetzungen  und  Vorbehalten  um  einen 
neuen  Zeitraum  von  90  vollen  Tagen  verlängert. 

Die  Vergünstigung  dieses  Aufschubes  wird  auf  jene 
Handelspapiere  erstreckt,  die  vor  dem  x.  November  X9X5 
fällig  werden,  vorausgesetzt,  daß  sie  vor  dem  4.  August 
X9X4  ausgestellt  sind. 

Artikel  2.  Der  Inhaber  eines  Handelspapieres,  dem 
zum  ersten  Male  eine  Verschiebung  der  Fälligkeit  zu¬ 
gute  kommt,  ist  verpflichtet,  den  Schuldner  davon  zu 
benachrichtigen,  daß  er  sich  im  Besitze  dieses  Wert- 
papieres  befinde  und  daß  die  Bezahlung  zu  seinen  Händen 
erfolgen  könne. 

Der  Nachweis  für  diese  Benachrichtigung  kann  ent¬ 
weder  durch  die  Bestätigung  auf  dem  Papiere,  die  vom 
Schuldner  unterfertigt  und  datiert  sein  muß,  oder  mittels 
rekommandierten  Schreibens  erfolgen. 

Wenn  der  Inhaber  des  Wertpapieres  diese  Vorschrift 
innerhalb  Monatsfrist  vom  ursprünglichen  Verfallstage 
ab  nicht  einhält,  so  hört  die  Verpflichtung  zur  Zahlung 
der  Zinsen  von  5  Prozent,  die  durch  die  Verordnung 
vom  29.  August  X914  zu  seinen  Gunsten  eingeführt  ist, 
nach  Ablauf  dieser  Monatsfrist  auf. 

Die  Benachrichtigung  des  Schuldners  braucht  jedoch 
nicht  zu  erfolgen,  wenn  der  Inhaber  des  Papieres  nach- 
weisen  kann,  daß  der  Schuldner  bereits  früher  verstän¬ 
digt  worden  war. 

>)  Vgl.  Nr.  27  des  »Handelsmuseums«  vom  8.  Juli  1.  J.,  Seite  389. 
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Artikel  3.  Alle  Bestimmungen,  die  in  den  Verord-; 
nungen  vom  29.  August,  27.  September,  27.  Oktober, 
15.  Dezember  1914,  25.  Februar  und  15.  April  1915  ent¬ 
halten  sind  und  mit  der  gegenwärtigen  Verordnung  nicht 
im  Widerspruche  stehen,  bleiben  in  Kraft. 

Jedoch  ist  die  Anwendung  des  Artikels  2,  Abs.  2 
und  3,  und  des  Artikels  3,  Abs.  2,  der  Verordnung  vom 
27.  Oktober  1914,  betrefYend  die  Einlösung  von  Handels¬ 
papieren  und  von  Schuldforderungen  für  Warenliefe¬ 
rungen  oder  für  Darlehen  für  Wertpapiere,  bis  zum  Ab¬ 
lauf  der  oben  angeordneten  Frist  von  90  Tagen  aufge¬ 
hoben. 

Artikel  4.  Diese  Verordnung  ist  in  Algerien  an¬ 
wendbar. 

Artikel  5.  Vollzugsklausel. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
3.  Juli  1915  wurde  die  Ausfuhr,  Durchfuhr  und  Wieder¬ 
ausfuhr  folgender  Artikel  verboten:  Salzsäure,  Schwefel¬ 
kohlenstoff,  Schwefelnatrium,  Erzeugnisse  aus  Phosphor 
aller  Art,  Arsenik  und  seine  Salze,  Gold  in  Stücken, 
Barren,  Blechen,  Pulver,  Altgold  und  Goldmünzen. 

Italien. 

Moratorium.  Durch  königliche  Verordnung  vom 
27.  Mai  rpis,  Zahl  739,  die  in  der  „Gazzetta  Uffiziale“ 
vom  28.  Mai  1915  publiziert  wurde,  ist  folgendes 
italienisches  Stundungsgesetz  erlassen  worden; 

Artikel  i.  Im  Sinne  des  Artikels  1226  des  bürger¬ 
lichen  Gesetzbuches  wird  der  Krieg  als  ein  Fall  von 
höherer  Gewalt  betrachtet;  diese  Annahme  tritt  sowohl 
dann  ein,  wenn  die  Leistung  infolge  des  Krieges  un¬ 
möglich  wurde,  als  auch  dann,  wenn  die  Leistung  außer¬ 
ordentlich  beschwerlich  wäre,  sofern  die  Verpflichtung 
zu  ihr  vor  Kundmachung  des  Mobilisierungsbefehles 
übernommen  wurde. 

Artikel  2.  Insoweit  der  Kriegszustand  es  notwendig 
macht,  können  alle  prozessualen  Fristen  verlängert 
werden;  hierbei  muß  jedoch  die  Einhaltung  des  Ar¬ 
tikels  7  der  Zivilprozeßordnung  beobachtet  werden. 

Artikel  3.  Kaufleute  und  Handelsgesellschaften,  die 
auf  Grund  dokumentarischer  Belege  den  Nachweis  er¬ 
bringen,  daß  ihre  Aktiven  die  Passiven  übersteigen, 
und  daß  sie  lediglich  infolge  der  durch  die  Kriegs¬ 
ereignisse  geschaffenen  außergewöhnlichen  Lage  nicht 
im  Stande  sind,  ihren  Verpflichtungen  nachzukommen, 
können  vom  Gerichte  die  gänzliche  oder  teilweise  Stun¬ 
dung  ihrer  Zahlungsverpflichtungen  erwirken.  Diese 
Stundung  erfolgt  im  entsprechenden  Ausmaß,  das  je¬ 
doch  den  60.  Tag  nach  Veröffentlichung  des  Friedens¬ 
schlusses  nicht  übersteigen  darf.  Die  Behauptung,  daß 
die  Zahlung  infolge  der  durch  den  Krieg  hervorgerufenen 
außerordentlichen  Umstände  nicht  geleistet  werden 
könne,  gilt  dann  als  erwiesen,  wenn  der  Kaufmann  zum 
militärischen  Dienste  einberufen  ist.  Wer  um  eine 
Stundung  ansucht,  muß  dem  Gericht  eine  Liste  ^ 
aller  seiner  Gläubiger  mit  Angabe  des  Namens,  des 
Wohnortes  und  der  Höhe  ihrer  Forderungen  vorlegen. 

Artikel  4.  Der  Präsident  des  Gerichtshofes  verfügt 
hierauf  die  Einberufung  aller  Gläubiger  durch  einen  Be¬ 
scheid,  für  dessen  Zustellung  an  die  Gläubiger  der 
Schuldner  Sorge  zu  tragen  hat.  Diese  Zustellung  kann 
auch  mittels  rekommandierten  Schreibens  erfolgen.  In 
der  Gläubigerversammlung  entscheidet  der  Vorsitzende 
des  Gerichtshofes  nach  Anhörung  der  in  beliebiger 
Zahl  erschienenen  Gläubiger  und  des  Schuldners  über  die 
angesuchte  Stundung,  wobei  er  die  Erklärung  der  an¬ 
wesenden  Gläubiger  zu  -würdigen  hat.  Wenn  der  Präsi¬ 
dent  des  Gerichtshofes  die  Gewährung  der  Stundung  als 
zulässig  erachtet,  so  bestimmt  er: 

a)  die  Dauer  der  Stundung  und  die  Verpflichtungen, 
für  deren  Erfüllung  sie  gewährt  wird; 


b)  die  Sicherungsmaßnahmen  und  jene  Maßregeln, 
die  er  zur  Sicherstellung  des  dem  Schuldner  gehörigen 
Gesamtvermögens  für  notwendig  erachtet; 

c)  die  Bestellung  einer  Aufsichtsperson  im  Interesse 
der  Gläubiger,  falls  er  dies  für  notwendig  erachtet  und 
die  näheren  Umstände,  unter  welchen  diese  Aufsichts¬ 
person  die  Überwachung  ausüben  soll. 

Artikel  5.  Dieses  Dekret  tritt  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  der  „Gazzetta  Uffiziale“  in  Kraft. 

Verlängerung  der  Zollfreiheit  für  Getreide.  Mit 
Dekret  vom  21.  Juni  1.  J.  wurde  die  Gültigkeit  der  die 
Zollfreiheit  von  Getreide  und  Mehl  sowie  die  Trans¬ 
porterleichterungen  betreffenden  Verfügungen  vom 
31.  Januar  1.  J.  bis  31.  Dezember  1.  J.  verlängert. 

\ 

Mobilisierung  der  Industrie.  Das  italienische  De¬ 
kret  vom  26.  Juni  1915,  betreffend  die  industrielle  Mo¬ 
bilisierung  (veröffentlicht  am  5.  Juli  1915)  lautet; 

Artikel  i.  L^m  jene  Vorratsbeschaffung,  die  durch  den 
Krieg  notwendig  geworden  ist,  auf  Kriegsdauer  zu  si¬ 
chern,  werden  folgende  Maßnahmen  angeordnet: 

Artikel  2.  Die  Regierung  hat  die  Ermächtigung, 
zwecks  Beschaffung  von  Vorräten  an  Munition  und 
sämtlichen  anderen  Kriegsmaterialien  die  Ausführung 
jener  Arbeiten  anzuordnen,  die  zur  Hebung  der  Lei¬ 
stungsfähigkeit  solcher  Unternehmungen  der  Privat¬ 
industrie  erforderlich  sind;  hierbei  kann  es  sich  sowohl 
um  die  Bereitstellung  von  Einkäufen,  als  auch  um  den 
Nachschub,  der  für  die  Kriegs  und  Marineverwaltung 
erforderlich  ist,  handeln. 

Artikel  3.  Zur  Durchführung  dieser  Anordnung  sind 
im  Einvernehmen  mit  den  Interessenten  die  nötigen 
technischen  und  finanziellen  Maßnahmen  zu  treffen. 
Falls  ein  Einvernehmen  nicht  zu  stände  kommt,  so 
wird  die  Entscheidung  auf  Grund  des  Artikels  10  einem 
Schiedsgericht  unterbreitet. 

Artikel  4.  Um  die  Leistungsfähigkeit  von  Unter¬ 
nehmungen  nach  Vorschrift  des  Artikels  2  feststellen 
zu  können,  ist  jedermann,  der  in  dem  betreffenden  Unter¬ 
nehmen  angestellt  oder  beschäftigt  oder  an  ihm  inter¬ 
essiert  ist,  verpflichtet,  über  Aufforderung  jeweils  Aus¬ 
kunft  zu  erteilen.  Wer  sich  einer  Weigerung  schuldig 
macht  oder  Tatsachen  verschweigt  oder  falsche  Angaben 
macht,  ist  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  oder  mit  einer 
Geldstrafe  von  50  bis  1000  Lire  zu  bestrafen.  Die  Auf¬ 
schlüsse,  die  dadurch  erhoben  werden,  sind  Amtsgeheim¬ 
nisse. 

Artikel  5.  Die  Militärbehörde  kann  jedem  Unter¬ 
nehmen  die  Konstruktion  von  Maschinen  und  Gegen¬ 
ständen  auf  Grund  von  Zeichnungen  einer  anderen 
Firma,  der  hierüber  von  Fall  zu  Fall  entsprechende 
Mitteilung  gemacht  wird,  anordnen.  Derartige  Zeich¬ 
nungen  gelten  als  Amtsgeheimnisse ;  hierfür  gebührt  der 
Firma,  deren  Eigentum  sie  sind,  eine  Entschädigung. 
Diese  Entschädigung  wird  im  entsprechenden  Ausmaß 
auf  Grund  der  Vorschriften  des  königlichen  Dekretes 
vom  28.  Januar  1915,  Zahl  49,  behufs  Enteignung  pri¬ 
vater  Rechte  bemessen. 

Artikel  6.  Für  die  Bezahlung  von  Requisitionen 
bleiben  sämtliche  Vorschriften  des  königlichen  Dekretes 
vom  22.  April  1915,  Zahl  506,  außer  jener,  die  das  Aus¬ 
maß  der  Entschädigung  von  persönlichen  Leistungen  be¬ 
stimmt,  in  Geltung.  Derartige  Entschädigungen  werden 
ohne  weiteres  seitens  der  zuständigen  Militärbehörden 
festgesetzt. 

Artikel  7.  Die  Industriellen  dürfen  sich  nicht  weigern, 
die  Fabrikation  und  die  Lieferung  von  Kriegsmaterialien 
zu  übernehmen.  Falls  übermäßig  hohe  Preise  verlangt 
werden  sollten,  so  werden  die  Preise  für  jede  Lieferung 
und  Leistungen  von  der  Verwaltungsbehörde  bestimmt. 
Die  Fabrikanten  sind  verpflichtet,  diese  Preise  anzu- 
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nehmen;  es  steht  ihnen  jedoch  das  Recht  zu,  Einsprache 
zu  erheben,  über  die  ein  Schiedsgericht  (Artikel  lo)  ent¬ 
scheidet. 

Artikel  8.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  das  Per¬ 
sonal  jener  Unternehmungen,  die  Material  für  das  Heer 
oder  für  die  Marine  erzeugen,  ganz  oder  teilweise  unter 
militärische  Gerichtsbarkeit  zu  stellen,  und  zwar  jeweils 
in  dem  Umfange,  der  als  notwendig  erachtet  wird,  um 
die  ununterbrochene  Lieferung  und  eine  den  Anforde¬ 
rungen  des  Krieges  entsprechende  Produktion  sicher¬ 
zustellen. 

Artikel  9.  Zur  Durchführung  der  Vorschriften  dieses 
Dekretes  werden  der  Kriegs-,  Marine-  und  Finanz¬ 
minister  im  Einvernehmen  miteinander  die  entspre¬ 
chenden  Anordnungen  treffen. 

Artikel  10.  Jeder  strittige  Fall,  der  sich  bei  der  An¬ 
wendung  dieses  Dekretes  ergeben  sollte,  unterliegt  dem 
Urteile  eines  Schiedsgerichtes,  das  aus  drei  Mitgliedern 
besteht.  Ein  Mitglied  wird  von  der  Verwaltungsbehörde, 
eines  vom  Fabrikanten  ernannt.  Das  dritte  Mitglied 
wird  durch  ein  Dekret  auf  Vorschlag  des  Minister¬ 
präsidenten  bestellt.  Die  Entscheidungen  dieses  Schieds¬ 
gerichtes  sind  unappellabel  imd  unterliegen  weder  einem 
Rekurse,  noch  irgend  einem  anderen  Einsprüche. 

Artikel  ii.  Sämtliche  Eingaben  zur  Ausführung  des 
vorliegenden  Dekretes  sind  Stempel-  und  taxfrei.  Falls 
jedoch  die  Registrierung  erforderlich  ist,  so  wird  die 
einheitliche  Taxe  von  Lire  f35  zu  entrichten  sein. 

Artikel  12.  Nach  Schluß  des  Krieges  bleiben  die  Vor¬ 
schriften  der  obigen  Artikel  ausschließlich  zur  Erledi¬ 
gung  jener  Lieferungen,  auf  die  sich  dieses  Dekret  be¬ 
zieht,  in  Kraft. 

Artikel  13.  Das  vorliegende  Dekret  tritt  am  Tage 
seiner  Veröffentlichung  in  Kraft. 

Behandlung  der  in  italienischen  Häfen  befind¬ 
lichen  feindlichen  Handelsschiffe.  Ein  Erlaß  des 
Stellvertreters  des  Königs,  womit  die  näheren  Bestim¬ 
mungen  betreffs  Durchführung  des  Erlasses  vom 
30.  Mai  1915  über  die  Behandlung  der  in  den  Häfen  des 
Königreiches  und  der  Kolonien  anwesenden  feindlichen 
Handelsschiffe  getroffen  werden  (enthalten  in  der 
„Gazz.  uffic.“  vom  i.  Juli  1915),  lautet: 

Art.  I.  Die  feindlichen  Handelsschiffe,  die  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  in  den  Häfen  oder  in  den  Terri¬ 
torialgewässern  des  Reiches  und  der  Kolonien  befanden 
und  seitens  der  lokalen  Seeobrigkeiten  auf  Grund  des 
Art.  I  des  Erlasses  vom  30.  Mai  191S.  Z.  814,  beschlag¬ 
nahmt  wurden,  sind  in  einem  provisorischen  Register 
beim  Marinedepartement  in  Genua  einzutragen  und 
können  bei  Beachtung  der  in  folgenden  Artikeln  festge¬ 
setzten  Vorschriften  die  Staatsflagge  hissen  und  die 
Schiffahrt  betreiben. 

Art.  2.  Auf  Grund  des  Art.  3  des  oben  erwähnten  Er¬ 
lasses  beschlagnahmte  Schiffe  werden  dem  Marinemini¬ 
sterium  zur  Verfügung  gestellt.  Dem  Marineministerium 
steht  das  Recht  zu,  die  Schiffe  auszurüsten  und  mit 
Mannschaft  zu  versehen  (equipagieren)  und  bis  zur  end¬ 
gültigen  Fällung  des  Rechtsspruches  seitens  des  Prisen¬ 
gerichtes  in  den  Dienst  der  königlichen  Regierung  zu 
stellen. 

Art.  3.  Die  auf  Grund  des  oberwähnten  Erlasses  be¬ 
schlagnahmten  Schiffe  können  seitens  des  Marinemini¬ 
steriums  requiriert  werden,  um  nach  erfolgter  Aus¬ 
rüstung  für  die  Dauer  der  Feindseligkeiten  entweder 
von  der  Staatsverwaltung  selbst  oder  von  öffentlichen 
Unternehmungen  oder  von  Schiffahrtsgesellschaften,  die 
hierzu  vom  Minister  die  Befugnis  erhalten  haben,  ver¬ 
wendet  zu  werden. 

Beim  Betriebe  der  In  diesem  Artikel  bezeichneten 
Schiffe  werden  jene  Vorschriften,  die  für  die  nationale 


Marine  gelten,  anzuwenden  sein,  außer,  falls  sie  in 
Kriegsschiffe  umgewandelt  wurden. 

Art.  4.  Eine  spezielle  Kommission,  die  im  Marine¬ 
ministerium  ins  Leben  gerufen  und  unter  dem  Vorsitze 
des  Chefs  der  Marine  aus  einem  höheren  Linienschiffs¬ 
offizier,  einem  höheren  Beamten  der  Zentralverwaltung 
der  Marine  und  einem  Seekapitän  bestehen  wird,  ist  be¬ 
fugt,  die  Voraussetzungen  festzustellen,  unter  welchen 
die  Genehmigung  zum  Betriebe  solcher  Schiffe,  die  in 
Art.  3  erwähnt  sind,  an  Verwaltungsbehörden  oder  Ge¬ 
sellschaften,  die  um  den  Betrieb  ansuchen  und  entspre¬ 
chend  autorisiert  sind,  erteilt  werden  kann. 

Art.  5.  Unter  den  Bedingungen,  welche  vor  Genehmi¬ 
gung  festzustellen  sind,  befindet  sich  auch  die  Entrich¬ 
tung  eines  monatlichen  Pachtschillings,  der  der  handels¬ 
üblichen  Pacht,  berechnet  vom  reellen  Werte  des  Schiffes 
zur  Zeit  der  Requirierung,  entsprechen  muß.  Die  für  die 
Reparatur  erforderlichen  großen  und  kleinen  Auslagen, 
die  zur  Inbetriebstellung  des  Schiffes  nötig  sind,  werden 
vom  eben  erwähnten  monatlichen  Pachtschilling  in  Ab¬ 
zug  gebracht.  Die  Betriebsspesen  sowie  alle  jene  Aus¬ 
lagen,  die  zum  Betriebe  des  Schiffes  nötig  sind,  fallen 
der  Verwaltungsbehörde,  dem  Unternehmen  oder  der  Ge¬ 
sellschaft  zur  Last,  welche  die  Schiffe  übernehmen. 

Art.  6.  Die  monatlichen  Pachtbeträge,  die  nach  Abzug 
der  Reparaturkosten  laut  Art.  5  zu  bezahlen  sind,  werden 
in  einen  besonderen  Fonds  zu  gunsten  des  Berechtigten 
bei  der  Depositenkasse  der  Seeleute  des  Marinedeparte¬ 
ments  in  Genua  einzuzahlen  sein. 

Bei  Beendigung  der  Feindseligkeiten  wird  dieser 
Fonds  zu  gunsten  des  Berechtigten  nach  in  Hinkunft  zu 
erlassenden  Bestimmungen  liquidiert  werden. 

Schweiz. 

Ausfuhr  von  Milchprodukten.  Dem  ,, Schweizeri¬ 
schen  Handelsamtsblatt“  entnehmen  wir  folgende  Mit¬ 
teilung  des  Schweizerischen  Volkswirtschaftsdeparte¬ 
ments:  „Da  die  Milchproduktion  erheblich  kleiner  ist 
als  in  den  entsprechenden  Monaten  der  Vorjahre,  so 
muß  für  die  Ausfuhr  von  Milchprodukten  (Käse  und 
kondensierte  Milch)  eine  entsprechende  sehr  erhebliche 
Beschränkung  eintreten,  um  die  Versorgung  des  Landes 
mit  Konsummilch  und  mit  Käse  zu  angemessenen 
Preisen  zu  sichern. 

Die  Ausfuhr  von  Weichkäse  (Tilsiter),  Jurakäse 
sowie  von  Magerkäse  und  anderem  Hartkäse  zweiter 
Qualität  (Sekunda)  ist  für  kommenden  Herbst  und 
Winter  vollständig  ausgeschlossen. 

Die  Ausfuhr  von  Käse  erster  Qualität  (insbesondere 
Emmentaler,  Greierzer  und  Sbrinz)  wird  zum  Zwecke 
der  Kontrolle  und  der  Sicherung  des  Inlandsbedarfes 
auch  für  die  nächste  Periode  der  Genossenschaft  Schwei¬ 
zerischer  Käseexportfirmen  übertragen.  Personen  und 
Firmen,  die  in  den  zwei  dem  Kriegsausbruch  voran¬ 
gehenden  Jahren  Käse  von  eigenen  Lagern  ausführten, 
erhalten  Gelegenheit,  der  Genossenschaft  als  vollberech¬ 
tigte  Mitglieder  beizutreten.  Ausfuhrbewilligungen  für 
einzelne  Firmen  und  Personen,  die  nicht  Mitglieder  der 
Genossenschaft  sind,  können  nicht  mehr  erteilt  werden. 
Vor  dem  Ankauf  von  Käse  zum  Zwecke  des  Exportes 
wird  daher  gewarnt.  Ebenso  wird  dringend  davon  ab¬ 
geraten,  für  Milch  zu  hohe  Preise  zu  offerieren,  da  die 
Käufer  hierbei  zufolge  der  künftigen  Käsepreise  leicht 
zu  Verlust  kommen  könnten. 

Eine  wesentliche  Beschränkung  der  Käseausfuhr  ist 
schon  seit  Frühjahr  durchgeführt  worden.  Die  Genossen¬ 
schaft  Schweizerischer  Käseexportfirmen  wird  auch  in 
Zukunft  im  Inlande  Käse  zu  reduzierten  Preisen  ab¬ 
geben.“ 
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Belgien. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Eine  Verordnung 
des  deutschen  Generalgouverneurs  in  Belgien  vom 

23.  Juni  1915  lautet: 

Die  durch  die  Wrordnung  vom  22.  Mai  1915  bis  zum 
30.  Juni  1915  verlängerte  Frist  für  Protesterhebungen 
und  sonstige  zur  Wahrung  des  Regresses  bestimmte 
Rechtshandlungen  wird  hierdurch  bis  zum  31.  Juli  1915 
verlängert. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
5.  Juli  1915  wurde  die  Ausfuhr  von  Roheisen  aller  Art 
verboten. 

Durch  Verordnung  vom  8.  Juli  1915  wurde  die  Aus¬ 
fuhr  von  Nußbäumen  und  Nußbaumholz  verboten. 

Durch  X^erordnung  vom  ii.  Juli  1915  wurde  bestimmt, 
daß  die  bestehenden  Ausfuhrverbote  für  Weizen  (kgl. 
Beschluß  vom  3.  August  1914,  Staatsblad  Nr.  358), 
Roggen  (kgl.  Beschl.  vom  3.  August  1914,  Staatsblad 
Nr.  368),  Hafer  (kgl.  Beschl.  vom  i.  August  1914, 
Staatsblad  Nr.  338),  Gerste  (kgl.  Beschl.  vom  3.  August 
1914,  Staatsblad  Nr.  360),  Hülsenfrüchte  (kgl.  Beschl. 
vom  3.  August  1914,  Staatsblad  Nr.  372),  Buchweizen 
(kgl.  Beschl.  vom  7.  August  1914,  Staatsblad  Nr.  394), 
Lein,  Raps  und  andere  Ölsamen  (kgl.  Beschl.  vom 

24.  September  1914,  Staatsblad  Nr.  41),  für  die  Produkte 
der  neuen  Ernte  in  Wirksamkeit  zu  bleiben  haben. 

Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Ausfuhr  von  Mais-, 
Reis-  und  Kartoffelsago  sowie  von  Eßzwiebeln  ist  ver¬ 
boten  worden. 

Durch  Verordnung  vom  10.  Juli  1915  ist  die  Ausfuhr 
folgender  Waren  verboten  worden:  Zinnerz,  Zinn¬ 
chlorid,  Zinnoxyd,  Abfall  von  verzinnten  Eisenplatten, 
abgenützte  Gasreinigungsmasse,  Ammoniak,  Ammoniak¬ 
salze,  Kalisalze  aller  Art,  wie  z.  B.  Kainit,  Kalidünger 
und  Chlorkalium,  Kalilauge,  chlorsaures  und  hyper¬ 
chlorsaures  Kali  und  Kalisalpeter,  Strickmaschinen, 
Baumwollabfälle. 

Norwegen. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Ausfuhr  von  Rohbaum¬ 
wolle,  Schellack,  Tangasche  und  Stearin  (ausgenommen 
solches,  das  in  Norwegen  produziert  und  von  einem 
Ursprungszertifikat  begleitet  ist)  ist  verboten  worden. 

Rußland. 

Verlängerung  des  allgemeinen  russischen 
Wechselmoratoriums  und  des  von  Rußland  er¬ 
lassenen  polnischen  Sondermoratoriums  vom 
16.  April  1915  a.  St.  i.  Allerhöchster  Erlaß,  betreffend 
Verlängerung  der  Wirkung  der  Allerhöchsten  Erlässe 
über  Zahlungsstundung  von  Verpflichtungen  in  den  Gou¬ 
vernements  des  Generalgouvernements  von  Warschau  und 
im  Gouvernement  von  Cholm,  vom  16.  April  1915  a.  St. 

An  den  Senat ! 

In  Anbetracht  der  Kriegsumstände  haben  Wir  es,  ge¬ 
stützt  auf  den  Artikel  87  der  Reichgrundgesetze  (Ge¬ 
setzessammlung,  Band  I,  Teil  i,  Ausgabe  1906),  zwecks 
Abänderung  und  Ergänzung  Unserer  den  5.  Oktober  und 
II.  November  1914  sowie  den  13.  Januar  und  17.  März 
1915  an  den  Senat  gerichteten  Erlässe,  betreffend  Ein¬ 
führung  eines  allgemeinen  Moratoriums  in  den  Gouver¬ 
nements  des  Zarentums  Polen  und  betreffend  Verlänge¬ 
rung  seiner  Wirkung,  für  nützlich  erachtet,  folgende 
temporären  Regeln  aufzustellen: 

I.  Die  in  der  Abteilung  i  des  Namentlichen  Aller- 
höchstens  Erlasses  vom  5.  Oktober  1914  festgesetzten 
Begünstigungstermine  werden  auf  sieben  Monate  ver¬ 
längert. 


II.  Die  Wirkung  des  Namentlichen  Allerhöchsten  Er¬ 
lasses  vom  5.  Oktober  1914  wird  ausgedehnt  auf  alle 
vertraglichen  Verpflichtungen,  die  bis  zum  17.  Juni  1914 
eingegangen  w'orden  sind,  mit  Termin  zwischen  dem 
17.  November  1914  und  dem  17.  April  1915  inklusive, 
deren  Zahlungsort  sich  in  den  in  der  Abteilung  i  des 
genannten  Erlasses  erwähnten  Gouvernements  befinden, 
wobei  die  Einleitung  der  Betreibung  für  Schulden, 
deren  Termin  zwischen  dem  17.  November  1914  und 
dem  17.  Januar  1915  inklusive  liegt,  auf  sieben  Monate 
verschoben  wird,  von  Schulden  mit  Termin  zwischen 
dem  17.  Januar  1915  und  dem  17.  März  1915  auf  fünf 
Monate,  von  Schulden  mit  Termin  zwischen  dem 
17.  März  und  dem  17.  April  1915  inklusive  auf  drei 
Monate  und  von  Schulden  mit  Termin  zwischen  dem 

17.  April  und  17.  Juni  1915  auf  zwei  Monate,  vom  je¬ 
weiligen  Verfallstag  eines  jeden  Wechsels  an,  gerechnet. 

IH.  Die  Wirkung  der  unter  lit.  o,  Punkt  2,  Ab¬ 
teilung  HI,  des  Namentlichen  Allerhöchsten  Erlasses 
vom  5.  Oktober  1914  dargelegten  Bestimmung  erstreckt 
sich  gleichfalls  auf  die  Leistung  von  Zahlungen  von 
Wechseln,  deren  im  Allerhöchsten  Erlasse  vom  heutigen 
Tage  an  den  Finanzminister  festgesetzten  Aufschub¬ 
termine  abgelaufen  sind. 

IV.  Die  Wirkung  der  unter  Abteilung  VII  und  VIII 
des  Namentlichen  Allerhöchsten  Erlasses  vom  5.  Ok¬ 
tober  1914  dargelegten  Bestimmungen  erstreckt  sich  auf 
die  bis  zum  17.  Juni  1914  entstandenen  Privatschulden, 
welche  durch  Hypotheken  auf  städtische,  in  den  unter 
Abteilung  I  des  erwähnten  Erlasses  aufgezählten  Gou¬ 
vernements  gelegenen  Immobilien  gedeckt  sind  und  deren 
Zahlungstermin  bis  zum  17.  Juli  1915  inklusive  abläuft. 
Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nicht  auf  die  Prozente 
für  diese  Schulden,  noch  auf  die  Bezahlung  der  Hypo¬ 
thekenanleihen  der  städtischen  Kreditanstalten. 

Der  Senat  wird  nicht  verfehlen,  die  zur  Ausführung 
des  Vorstehenden  nötigen  Maßnahmen  zu  ergreifen. 

2.  Allerhöchster  Erlaß,  betreffend  Verlängerung  der 
Wirkung  der  Allerhöchsten  Erlässe  vom  20.  und  25.  Juli, 
12.  und  19.  September  und  ii.  November  1914  sowüe 
vom  13.  Januar  1915  an  den  Finanzminister,  betreffend 
Einräumung  des  Rechtes,  Wechselproteste  aufzuschieben, 
und  betreffend  temporäre  Sistierung  von  Protesten  und 
Betreibungsmaßregeln  gegen  bestimmte  Wechsel,  vom 
16.  April  1915  a.  St. 

An  den  Finanzminister ! 

In  Ergänzung  Unserer  an  den  Finanzminister  den 
20.  und  25.  Juli,  den  12.  und  19.  September  und  den 
II.  November  1914  sowie  den  13.  Januar  und  17.  März 
1915  gerichteten  Erlässe,  betreffend  Einräumung  des 
Rechtes,  Wechselproteste  aufzuschieben,  und  betreffend 
temporäre  Sistierung  von  Protesten  und  Betreibungs¬ 
maßregeln  gegen  bestimmte  Wechsel,  geruhen  Wir  zu 
befehlen: 

1.  Gegen  Wechsel,  die  bis  zum  17.  Juli  1914  ausge¬ 
stellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen  dem  Datum 
und  dem  17.  November  1914  inklusive,  deren  Zahlungs¬ 
ort  sich  in  den  Gouvernements  von  Warschau,  Kalisch, 
Kieltzy,  Lomsha,  Liublin,  Petrokow,  Plotzk,  Radom, 
Suwalki  und  Cholm  befindet,  sind  die  Proteste  und  Be¬ 
treibungsmaßregeln  auf  II  Monate  vom  jew'eiligen  Ver¬ 
fallstag  eines  jeden  solchen  Wechsels  an  gerechnet,  auf¬ 
zuschieben. 

II.  Gegen  Wechsel,  die  bis  zum  17.  Juli  1914  inklusive 
ausgestellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen  dem 

18.  November  1914  und  dem  17.  Januar  1915  inklusive, 
deren  Zahlungsort  sich  in  den  der  Abteilung  I  des 
gegenwärtigen  Erlasses  aufgezählten  Gouvernements  be¬ 
findet,  sind  die  Proteste  und  Betreibungsmaßregeln  auf 
sieben  Monate,  vom  jeweiligen  Verfallstag  eines  jeden 
solchen  Wechsels  an  gerechnet  aufzuschieben. 
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III.  Gegen  Wechsel,  die  bis  zum  17.  Juli  1914  in¬ 
klusive  ausgestellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen 
dem  18.  Januar  und  dem  17.  März  1915  inklusive,  und 
deren  Zahlungsort  sich  in  den  in  der  Abteilung  I  des 
gegenwärtigen  Erlasses  aufgezählten  Gouvernements  be¬ 
findet,  sind  die  Proteste  und  die  Betreibungsmaßregeln 
auf  fünf  Monate,  vom  jeweiligen  Verfallstag  eines  jeden 
solchen  Wechsels  an  gerechnet,  aufzuschieben. 

IV.  Gegen  Wechsel,  die  bis  zum  17.  Juli  1914  in¬ 
klusive  ausgestellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen 
dem  18.  März  und  dem  17.  April  1915  inklusive,  und 
deren  Zahlungsort  sich  in  den  in  der  Abteilung  I  des 
gegenwärtigen  Erlasses  aufgezählten  Gouvernements  be¬ 
findet,  sind  die  Proteste  und  die  Betreibungsmäßregeln 
auf  drei  Monate,  vom  jeweiligen  Verfallstag  eines  jeden 
solchen  Wechsels  an  gerechnet,  aufzuschieben. 

V.  Gegen  Wechsel,  die  bis  zum  17.  Juli  1914  inklusive 
ausgestellt  w’orden  sind,  mit  Termin  zwischen  dem 
18.  April  und  17.  Juni  1915  inklusive,  und  deren  Zah¬ 
lungsort  sich  in  den  in  der  Abteilung  I  des  gegen¬ 
wärtigen  Erlasses  aufgezählten  Gouvernements  befindet, 
sind  die  Proteste  und  Betreibungsmaßregeln  auf  zwei 
Monate,  vom  jeweiligen  Verfallstag  eines  jeden  solchen 
Wechsels  an  gerechnet,  aufzuschieben. 

VI.  Bei  Wechseln,  auf  welche  sich  die  Wirkung  des 
gegenwärtigen  Erlasses  erstreckt,  sind  die  in  den  Ab¬ 
teilungen  II  und  IV  des  Erlasses  vom  12.  September 
1914  festgesetzten  Regeln  anzuwenden. 

VII.  Dem  Finanzminister  wird  anheimgestellt,  die  in 
den  Abteilungen  I  bis  VI  des  gegenwärtigen  Erlasses 
erwähnten  Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Ordnung, 
betreffend  Protest  und  Betreibung  von  bis  zum  17.  Juli 

1914  ausgestellten  Wechseln  nötigenfalls  auch  auf  an¬ 
dere  Gegenden  des  Reiches  auszudehnen  sowie  die  in 
den  erwähnten  Abteilungen  für  den  Wechselprotest  und 
die  Wechselbetreibungen  festgesetzten  Aufschubtermine 
zu  verlängern. 

Verlängerung  des  von  der  deutschen  Verwaltung 
erlassenen  Moratoriums  für  Russisch-Polen.  Eine 
Verordnung  des  Oberbefehlshabers  Ost  vom  14.  Mai 

1915  bestimmt  folgendes: 

Die  in  der  Verordnung  vom  21.  März  1915,  betref¬ 
fend  Verlängerung  des  Wechsel-  und  Scheckrechts  (Ver¬ 
ordnungsblatt  I,  Verordnung  Nr.  7),  näher  bezeichneten 
Fristen  werden  über  den  31.  Mai  1915 'hinaus  bis  auf 
weiteres,  und  zwar  vorläufig  bis  zum  30.  September  1915, 
verlängert. 

Eine  Verordnung  des  Oberbefehlshabers  Ost  vom 
14.  Mai  1915  bestimmt  folgendes: 

Der  Lauf  aller  zivil-,  straf-  und  prozeßrechtlichen 
Fristen,  ebenso  der  Lauf  der  Verjährungen  ist,  soweit 
diese  Fristen  und  Verjährungen  gegen  Deutsche,  Öster¬ 
reicher,  Ottomanen  und  Angehörige  neutraler  Staaten 
in  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Gebiete 
von  Russisch-Polen  laufen  oder  geltend  gemacht  werden 
können,  für  die  Zeit  vom  i.  August  1914  bis  i.  April 
1915  gehemmt. 

Diese  Verordnung  tritt  am  14.  Mai  1915  in  Kraft. 


Der  Außenhandel  der  Schweiz  im  Jahre  1914.  Die 

soeben  von  dem  Zolldepartement  herausgegebene 
schweizerische  Handelsstatistik  ergibt  folgendes  Bild: 


1914  1918  1014  gegen  1913 

Millionen  Francs 

Ausfuhr . 1186-89  1376-40  —189-51 

Einfuhr . 1478-41  1919-82  — 44i'4t 

Zusammen . 2665-30  3296-22  —  630-92 

Einfuhrüberschuß  .  .  281-52  537-42  — 251-9O 


Im  einzelnen  wurden  im  Jahre  1914  eingeführt 
8,058.487  Zentner  Getreide  im  Werte  von  207,559.480 


Francs  gegen  10,166.994  Zentner  im  Werte  von 
232,349.818  Francs  im  Jahre  1913;  Früchte  und  Ge¬ 
müse  2,376.914  Zentner  im  Werte  von  44,624.241  Francs 
gegen  2,377.808  Zentner  im  Werte  von  49,688.164  Francs 
imjahrei9i3;  Kolonialwaren  1,759.244  Zentner  im  Werte 
von  88,802.156  Francs  gegen  1,665.489  Zentner  im  Werte 
von  102,898.384  Francs  im  Jahre  1913;  Tiere  185.905 
Stück  im  Werte  von  3 1,945.691  Francs  gegen  275.604  Stück 
im  Werte  von  60,406.085  Francs  im  Jahre  1913.  Wie  die 
Einfuhr,  so  ist  auch  die  Ausfuhr  im  Jahre  i9i4Tast  auf  der 
ganzen  Linie  gegen  das  Vorjahr  erheblich  zurückgegangen; 
z.  B.  in  der  Maschinenindustrie  auf  74,974.047  Francs  von 
98,724.890  Francs  im  Jahre  1913.  Der  Uhrenexport  ging 
von  16,855.345  Stück  im  Werte  von  169,410.000  Francs 
im  Jahre  1913  auf  12,245.641  Stück  im  Werte  von 
111,044.923  Francs  im  Jahre  1914  zurück. 

Trapezunts  Transithandel  mit  Persien  im  Jahre  1914. 

Aus  Trapezunt  geht  uns  folgender  Bericht  zu: 

Vom  Beginn  Januar  bis  Mitte  Oktober  1914  langten 
hier  12.236  für  Persien  bestimmte  Kolli,  im  beiläufigen 
Werte  von  250.000  L.  tq  ,  hauptsächlich  Textilien,  dann 
Glaswaren,  Tee  und  Zündhölzchen  ein.  Hiervon  entfielen 
der  Herkunft  nach  25  Prozent  auf  Belgien,  je  20  Pro¬ 
zent  auf  England  und  Italien,  je  15  Prozent  auf  Öster¬ 
reich-Ungarn  und  Deutschland.  Aus  dem  Vorjahre 
lagerten  hier  1743  Kolli;  nach  Persien  wurden  in  dem 
erwähnten  Zeitabschnitte  9425  Kolli  versandt,  so  daß 
4554  Kolli  hier  verblieben.  An  Fracht  wurde  von 
Trapezunt  nach  Täbris  für  je  230  kg  in  gewöhnlichen 
Kolli  37 — 42  Toman,  für  gewöhnliche  Kisten  45  bis 
52  Toman  bezahlt. 

Die  Lyoner  Messe.  Die  »Vossische  Ztg.«  schreibt: 
Wie  schon  früher  gemeldet  wurde,  geht  man  in  Lyon 
mit  einem  Plane  um,  nach  Leipziger  Beispiel  eine 
Mustermesse  ins  Leben  zu  rufen,  und  hat  mit  der 
näheren  Prüfung  dieses  Planes  einen  aus  Stadträten  und 
Industriellen  bestehenden  Ausschuß  gebildet.  Mehrfache 
Beratungen,  die  unter  dem  Vorsitz  des  Senators  Henriot, 
Bürgermeisters  von  Lyon,  stattfanden,  haben  jetzt  zur 
Gründung  einer  Gesellschaft  geführt,  die  mit  der  Aus¬ 
führung  des  Planes  beauftragt  worden  ist. 


Inirufline,  guntiniu'trdjitft* 


Rückgang  der  französischen  Seidenkultur.  Nach 
dem  uNouvelliste  de  Lyon«  ist  die  Seidenkultuf  Frank¬ 
reichs  in  diesem  Jahre  um  60  Prozent  gegen  das  Vor¬ 
jahr  gefallen.  In  einigen  Gegenden  ist  dieselbe  fast  völlig 
verschwunden,  so  daß  noch  Jahre  angestrengter  Arbeit 
notwendig  sein  werden,  um  dem  Seidenbau  die  alte  Blüte 
wiederzugeben.  Infolgedessen  werden  in  der  Lyoner  Ge¬ 
gend  weite  Kreise  von  empfindlicher  Armut  getroffen. 

Rußlands  Goldproduktion.  Der  »Frkf.  Ztg.«  ent¬ 
nehmen  wir  folgende  Ausführungen:  Es  ist  begreiflich, 
daß  Rußland  während  des  Krieges  die  Goldausbeute  im 
eigenen  Land  so  stark  wie  möglich  auszunützen  suchte. 
Das  ist  aber  bisher  nur  in  beschränktem  Maße  gelungen. 
In  den  nachstehenden  Ziffern  ist  nur  das  Gold  berück¬ 
sichtigt,  das  bei  dem  staatlichen  Goldschmelzlaboratorium 
Rußlands  eingegangen  ist.  Außerdem  wird  aber  noch  ein 
Teil  des  gewonnenen  Goldes  überhaupt  nicht  zur  Aus¬ 
schmelzung  gebracht,  sondern  in  solchen  Formen 
in  das  Ausland  ausgeführt,  daß  es  der  Registrierung 
entzogen  ist.  Daneben  gibt  es,  seitdem  das  allgemeine 
Interesse  für  die  sibirische  Goldgewinnung  geweckt 
wurde,  noch  eine  Anzahl  ausländischer  Gesellschaften, 
welche  die  mineralischen  Schätze  Rußlands  auszubeuten 
suchen.  Die  Gründung  fremder  Gesellschaften  ist  noch 
verhältnismäßig  jung,  da  bisher  ein  Verbot  für  die  Er¬ 
richtung  ausländischer  Bergwerksunternehmungen  bestand. 
Erst  in  neuerer  Zeit  sind  selbst  die  Gebiete  an  der 
Küste  und  der  chinesischen  Grenze  nach  der  Erledigung 
schwieriger  Formalitäten  fremden  Unternehmern  frei- 
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gegeben.  Unter  diesen  sind  an  erster  Stelle  England 
(als  größte  die  Lena-Goldbergwerksgesellschaft),  daneben 
Frankreich  und  bisher  auch  Deutschland  vertreten.  Die 
absoluten  Zahlen  der  russischen  Goldausbeute  sind  wahr¬ 
scheinlich  höher,  doch  zeigen  auch  die  nachstehenden 
Ziffern  die  gesteigerte  Förderung: 

Ostsibirien  Westsibirien  Ural  Im  ganzen 


in  Pud 

1911  . 2135  189  132  2457 

1912  . 1894  200  190  2285 

1913  . 2023  204  207  2435 

1914  . 2263  204  159  2627 


Die  Mehrausbeute  ist  einzig  und  allein  auf  die  Gold¬ 
industrie  Sibiriens  zurückzuführen.  Diejenige  Ostsibiriens 
überstieg  die  Ausbeute  von  1913  um  240  Pud  oder 
nahezu  12  Prozent;  während  sie  im  Ural  im  Vergleich 
zum  Vorjahr  geringer  ausfiel,  und  zwar  um  48  Pud 
oder  über  23  Prozent.  Die  Gesamtproduktion  des  staat¬ 
lichen  Goldschmelzlaboratoriums  in  Rußland  ist  um 
191  Pud  oder  rund  8  Prozent  gestiegen.  Wenn  man 
nun  annimmt,  daß  in  den  privaten  Laboratorien  nur 


eben  soviel  Gold  gewonnen  wird  wie  im  Jahre  1913, 
also  etwa  971  Pud,  so  wird  die  gesamte  russische 
Goldausbeute  3187  Pud  gegen  3007  im  Vorjahr  be¬ 
tragen.  Die  Steigerung  ist  also  recht  ansehnlich;  doch 
kann  mit  einer  weiteren  Zunahme  der  Goldgewinnung 
kaum  gerechnet  werden,  da  die  Beschaffung  der  dazu 
nötigen  Maschinen  mit  großen  Ausgaben  verknüpft  ist 
und  die  Deckung  dieser  Anschaffungskosten  Schwierig¬ 
keiten  machte.  Bekanntlich  sah  sich  schon  im  Anfang 
des  Jahres  russische  Goldindustrie  genötigt,  an  die  Hilfe 
der  russischen  Regierung  zu  appellieren.  Teilnehmer  des 
damals  abgehaltenen  Kongresses  der  Goldindustriellen 
besprachen  mit  dem  Direktor  der  Russischen  Staats¬ 
bank,  Schipow,  die  wichtige  Frage  der  Finanzierung 
der  Goldindustrie.  Mit  Gewährung  eines  kurzfristigen 
Darlehens  von  3'40  Millionen  Rubel  einverstanden,  ver¬ 
warf  jedoch  der  Präsident  die  Gründung  einer  Gold¬ 
industriebank,  an  der  sich  der  Staat  mit  26  Millionen 
Rubel  Aktien  beteiligen  sollte,  so  daß  der  ganze 
Finanzierungsplan  als  gescheitert  angesehen  werden  kann. 


^ittikd$mu$euin$. 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./,,  Berggasse  16,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 


Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 
für  Artikel  aller  Art  in  Brasilien  (14.022); 
für  diverse  Artikel  in  Aleppo  (8511); 

für  Lebensmittel  und  Toiletteartikel  in  Buenos  Aires 
(20.272)  ; 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 
für  diverse  Artikel  in  Kreta  (21.070); 


alle  Artikel  für  Argentinien  (12.208); 
alle  Artikel  für  Kolumbien  (8714); 
für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 

Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Baumivollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 


ptitteUun0en  kcr  CfBrportfcktio«  bca  k*  k* 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erftagen.) 


Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be¬ 
reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vom  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er¬ 
strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 

Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich. 
Ein  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent, 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
Verbindungen  besitzt.  Firmen,  welche  sich  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 


obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr  beabsichtigt  nach 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  P'rankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 
Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn¬ 
liche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
Warenhäusern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  w'äre,  daß  es  sich  momentan  nicht 
so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt, 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 
sein.  (A.  E.  702.) 
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DAS  DIVIDENDENEINKOMMEN  DES  ERSTEN 
KRIEGS  JAHRES. 

Von  Dr.  Alfred  Schwoner. 

In  diesem  Kriege  haben  die  Anlage  werte  ihren 
traditionellen  Vorzug  gegenüber  den  Dividendenpapieren, 
nämlich  den,  ein  stabileres  Erträgnis  zu  bieten,  be¬ 
währt.  Diejenigen,  welche  ihr  Vermögen  in  an  der 
Wiener  Börse  notierten  fix  verzinslichen  Papieren  ange¬ 
legt  haben,  erhielten  mit  ganz  geringen  Ausnahmen  ihre 
Zinsen  voll  ausbezahlt  und  haben  keine  Schmälerung 
ihres  Einkommens  erlitten.  Nur  bei  vier  oder  fünf 
Anlagewerten,  die  an  der  Wiener  Börse  notiert  sind, 
wurde  die  Zinsenzahlung  während  des  Krieges  suspen¬ 
diert,  und  zwar:  bei  der  5prozentigen  Russi¬ 
schen  Anleihe  von  igo6,  von  welcher  sich  nur 
mehr  ein  ganz  kleiner  Betrag  in  Österreich  befindet; 
lei  der  auf  Francs  lautenden  niederösterreichi¬ 
schen  Landeseisenbahnanleihe  von  1911,  die 
fast  zur  Gänze  in  Frankreich  placiert  ist;  bei  den 
Pfandbriefen  der  Galizischen  Bodenkreditbank 
A.-G.,  der  Bukowinaer  Landesbank  und  der 
Bukowinaer  Sparkasse.  Dagegen  werden  die 
Coupons  der  Galizischen  und  der  Bukowinaer  Landes¬ 
anleihe  sowie  aller  übrigen  Galizischen  Bankschuld¬ 
verschreibungen  bezahlt.  Aber  selbst  in  jenen  wenigen 
Fällen,  wo  die  Coupons  jetzt  nicht  bezahlt  werden,  ist 
die  Zahlung  nur  aufgeschoben  und  wird  früher  oder 
später  nachgeholt  werden.  Man  kann  also  sagen,  daß 
die  Besitzer  von  Anlagewerten  durch  den  Krieg  keinerlei 
Schädigung  erfahren  haben. 

Diese  Unberührtheit  unseres  Anlagenmarktes  vom 
Kriege  erklärt  sich  zum  größten  Teile  daraus,  daß  an 
der  ^Wiener  Börse  außer  den  5prozentigen  Russen, 
einigen  bulgarischen  Anleihen  und  serbischen  sowie 
türkischen  Losen  fast  gar  keine  ausländischen  An¬ 
lagewerte  notiert  sind.  In  Deutschland  liegen  die  Ver¬ 
hältnisse  in  dieser  Beziehung  wesentlich  anders  und  die 
Beeinträchtigung,  welche  das  Kapitaleinkommen  wenig¬ 
stens  provisorisch  durch  die  ausländischen  Zahlungs¬ 
verbote  erfährt,  ist  größer.  Allerdings  besitzen  auch 
österreichische  Kapitalisten  nichtkotierte  auslän¬ 
dische  Effekten,  aber  dies  sind  zum  größten  Teil 
amerikanische  Papiere,  deren  Zinsenzahlung  jetzt  nur 
dann  sistiert  ist,  wenn  diese  Papiere  in  London  lom¬ 
bardiert  oder  doch  deponiert  sind. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  Besitzern  von  Divi¬ 
dendenpapieren.  Der  Reingewinn  der  Aktien¬ 
gesellschaften  hat  sich  durch  den  Krieg  teilweise  wirk¬ 
lich  vermindert,  teilweise  sahen  sich  die  Gesellschaften  aus 
Vorsicht  zu  großen  Gewinnrückstellungen  genötigt.  In¬ 
folgedessen  hat  sich  die  Summe  des  Dividendenein¬ 
kommens  der  Bevölkerung  beträchtlich  verringert.  Es 
soll  im  folgenden  der  Versuch  gemacht  werden,  diese 
Verringerung  für  die  im  Kursblatt  der  Wiener  Börse 
notierten  Aktien  zu  berechnen.  Zum  Vergleiche  werden 
die  Jahre  1914  und  igiji  beziehungsweise  wo  das  Ge¬ 
schäftsjahr  mit  dem  Kalenderjahre  nicht  zusammenfällt, 
die  Jahre  1913/14  und  1912/13  herangezogen.  Von  dien 
Gesellschaften,  welche  ihre  Bilanz  bereits  im  Laufe  des 
Jahres  1914  abschlossen,  sind  die  meisten  durch  den  Krieg 
schon  direkt  oder  indirekt  betroffen  worden ,  nur  wenige 
Gesellschaften,  deren  Bilanz  bereits  mit  dem  März  oder 
April  schließt  und  die  ihre  Dividenden  noch  vor  Kriegs¬ 
ausbruch  deklarierten,  sind  vom  Kriege  noch  unberührt, 
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1.  Bankaktien. 

Dividende 

Aktienkapital 

pro  1914 

pro  1915 

Dividendensumme 

in 

beziehungsweise 

(+)  pro 

1914  ±  gegen  1913 

Millionen  Kronen 

1913/14 

1912,13 

in  Millionen  Kronen 

in  Prozenten 

.  8 

— 

6‘/« 

— 

— 

Agrar-  nnd  Rentenbank,  Ungarische  .  .  .  , 

6 

7-5 

1-92 

—  0-48 

. loü 

6'/4 

^  V3 

6-25 

—  2-08 

(+  4) 

— 

b  Va 

Bank,  Galizische  für  Handel  und  Industrie 

— 

6 

— 

— 

Bank  für  Oberösterreich  und  Salzburg  .  .  . 

.  6 

7'U 

0-45 

— 

Bank  und  Handels-A.-G.,  Ungarische  .  .  . 

.  66 

6 

9 

396 

—  1-98 

{+  20) 

5 

8 

7-5') 

—  2-9 

•7 

20 

9-18 

—  1-62 

Centralboden-Creditbank . 

.  8 

6 

8 

0-48 

—  016 

Central-Hypothekenbank,  Ungarische  .  .  .  . 

.  20 

5 

6 

1 

—  02 

Commerzialbank,  Fester,  Ungarische  .  .  .  . 

15 

17 

9375 

—  1-25 

Creditanstalt,  Österreichische . 

10-312 

-  5-625 

Creditbank,  Laibacher . 

.  8 

3-5 

6 

0-28 

—  0-2 

Creditbank,  Landwirtschaftliche  für  Böhmen 

.  10-5 

5 

7 

0-525 

—  0-21 

Creditbank,  Prager . 

4 

9'5 

1 

—  1-375 

Creditbank,  Ungarische  Allgemeine  .  .  .  . 

9'5 

11-25 

7-6 

—  1-4 

Depositenbank,  Allgemeine . 

5 

8-5 

1-65 

—  1-15 

Eskomptebank,  Böhmische . 

10 

10 

1-2 

— 

»  Kroatische . 

(+  2) 

6V4 

9 

0-625!) 

—  0-135 

i>  Mährische . 

.  8 

S 

6 

0-4 

—  0-08 

»  Marburger . 

3-5 

5 

0-035 

—  0-015 

»  Steiermärkische  .  .  .  .  • 

6 

8-5 

0-84 

-  0-35 

Eskomptegesellschaft,  Niederösterreichische 

(+  25) 

10-5 

10-5 

10-5') 

-f  2-625 

Eskompte-  und  Wechslerbank,  Bielitz-Biala 

.  3 

10 

10 

0-3 

— 

»  i>  »  Ungarische 

S'S 

7-5 

2-75 

-  l 

.  6 

s 

8 

0-3 

—  0-18 

Handels-  und  Gewerbebank,  Mähr.-Ostrau  . 

5 

10 

0-08 

—  0-08 

+  5  + 

10 

0-25 

—  0-25 

— 

10 

— 

— 

»  Österreichische  .... 

.  6 

6 

1 1 

0-36 

—  0-3 

»  Ungarische . 

K  18 

10-8 

3-6 

—  I-S57 

Industriealbank,  Böhmische  . 

3 

6 

1-2 

—  1-2 

4 

7V» 

5-2 

—  4-55 

9 

9 

1-26 

— 

»  Kroatische . 

5 

7 

0-25 

—  01 

Landes-Centralsparkasse,  Ungarische  .  . 

. 18-15 

10 

IS 

1.815 

—  0-908 

Landes-Hypothekenbank,  Kroatisch-slavonische .  9 

5-5 

6-5 

0-495 

—  0-09 

Lombard-  und  Eskomptebank . 

.  10 

4 

6-5 

0-4 

—  0-25 

5 

9 

2-5 

—  2 

Österreichisch-ungarische  Bank . 

. 210 

7-714 

9'22 

16-2 

—  3-16 

Sparkasse,  Budapester  Hauptstädtische  Vereinigte  ....  15 

15 

20 

2-25 

—  0-75 

Unionbank . 

5 

8-5 

3'5 

—  2-45 

»  Böhmische . 

6-5 

7-5 

4-225 

—  065 

Vaterländische  Bank,  A.-G . . 

6 

8 

2-4 

—  0-8 

Verkehrsbank,  Allgemeine . 

5 

7”/30 

2-52') 

—  0-78 

2ivnostenskä  banka . 

.  80 

5 

7'5 

4 

—  2 

Summe  .  .  .  1916-15  (-|-  59'2)‘ 

‘)  - 

— 

130-935 

—  41-34 

Es  steht  demnach  bei  vier  Banken,  und  zwar  der 

einer  Kriegsreserve  für 

eventuelle  künftige  Verluste  zu- 

Adriatischen  Bank,  bei  zwei  galizischen  Banken  und 

führten, 

bezahlten  in 

der  Regel  doch  5  Prozent  aus 

der  einzigen  in  Wien  kotierten  ausländischen  Bank,  der 

den  alten  Reserven.  Weniger  als  5  Prozent 

bezahlten 

Banque  Balcanique  —  mit  zusammen  41 '5  Millionen 

nur  sechs  Banken,  genau  5  Prozent  13  Banken 

,  zwischen 

Kronen  Aktienkapital  —  die  Dividendendeklaration  noch 

5  und  10  Prozent  17  Banken,  über  10  Prozent 

4  Banken, 

aus.  Möglicherweise  wird  die  eine  oder  andere  dieser 

darunter 

zwei  ungarische. 

Banken  für  1914  keine  Dividende 

bezahlen.  Alle 

Insgesamt  bezahlten  43 

Banken  mit  einem  No- 

anderen  Banken  haben  Dividenden 

bezahlt.  Keine 

minalkapital  von  runc 

1875 

Millionen  Kronen  eine 

einzige  Bank  bezahlte  eine  höhere  Dividende  als  im 

Dividendensumme 

von  rund  131  Millionen  Kronen 

Vorjahre.  Die  gleiche  Dividende  wie 

im  Vorjahre  be- 

oder  etwas  weniger  als 

7  Prozent.  Der  Dividenden- 

zahlten  bloß  fünf  Banken,  darunter 

die  Niederöster- 

aus  fall  gegenüber  dem  Vorjahre  beträgt  41 

Millionen 

reichische  und  die  Böhmische  Eskomptebank,  von 

Kronen. 

Wenn  man 

jedoch 

berücksichtigt. 

daß  das 

welchen  die  erstere  bekanntlich  die  Dividende  der 

Aktienkapital  dieser  Banken  sich  im  Jahre 

1914  um 

letzteren  vollständig  bezieht.  Um  nicht 

mehr  als  25  Pro- 

5  5 '4  Millionen  Kronen 

erhöht 

hat  und  von 

der  Divi- 

zent  reduzierten  ihre  Dividende  elf 

Banken,  darunter 

dendensumme  pro  13 1 

Millionen  Kronen  4-17  Millionen 

die  Österreichisch-ungarische  Bank, 

die  Bodenkredit- 

Kronen 

auf  das  neue 

Kapital  entfallen,  so 

würde  die 

anstalt  und  viele  ungarische  Banken, 

um  25 — 50  Pro- 

Dividendensumme  auf 

das 

vorjährige  Kapital  nur 

zent  (inklusive)  23  Banken,  um  mehr 

als  50  Prozent 

127  Millionen  Kronen 

betragen,  um  45-5 

Millionen 

zwei  Banken  (die  Prager  Kreditbank  und  die  Österreichs 

Kronen 

oder  durchschnittlich  26  Prozent  weniger  als  im 

sehe  Hypothekenbank).  Die  meisten 

Banken  suchten 

Vorjahre.  Im  Vorjahre  repräsentierte  die 

Dividende 

wenigstens  eine  5prozentige  Dividende  aufrechtzuerhalten; 

der  erwähnten  Banken  eine 

durchschnittliche  Ver- 

selbst  jene  Institute,  welche  den  ganzen  Reingewinn 

zinsung 

von  fast  9-5  Prozent. 

M  Auf  ein  erhöhtes  Aktienkapital. 

*)  Bei  Nachrechnung  der  Summierungen  ist  zu  berücksichtigen,  daß  fremdländische  Währungen  erst  in  Kronenwährung  umgerechoet  werden  mußten. 
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II.  Versicherungsgesellschaften. 


Dividende 


N 


Hagel-  und  Rückversicherungsgesellschaft,  Ungarische 


Wiener 


Summe 

Die  Versicherungsgesellschaften  sind  im  allgemeinen 
durch  den  Krieg  nicht  besonders  schwer  beeinträchtigt 
worden.  Von  den  i8  kotierten  Gesellschaften  bezahlen 
sechs  die  gleiche  Dividende  wie  im  Vorjahre,  die 
anderen  haben  wohl  mehr  oder  minder  bedeutende 
Dividendenreduktionen  vorgenommen,  und  zwar  insbe¬ 
sondere  die  beiden  »Phönix«,  die  Meridionale,  die  All¬ 
gemeine  Unfallversicherungsgesellschaft,  die  das  doppelte 
Kapital  wie  im  Vorjahre  zu  verzinsen  hat,  und  die  Assi- 


ienkapital 

pro  1914 

pro  1913 

Dividen 

densumme 

beziehungsweise  (4-)  pro 

1914  ± 

gegen  1913 

1913, 14 
in 

1912/13 

Prozenten 

in  Millioi 

nen  Kronen 

I 

12 

12 

0*12 

— 

2 

24 

24 

048 

— 

I2'6 

23-8 

34-27 

2999 

— 1-31 

15 

8 

8 

012 

— 

3 

14 

14 

042 

— 

4 

6 

8 

024 

—  o-o8 

3 

5 

5 

ois 

— 

3 

5 

9 

015 

—  012 

8 

3 

6 

0-24 

—  0'24 

6 

4 

7-5 

0-24 

—  0*21 

1*2 

14  Vs 

HVs 

0*17 

— 

2 

21 

23  V2 

042 

—  0-05 

4  (+  2) 

37-SV 

70 

I'S 

-l-o-i 

3 

5 

7V9 

015 

—  0075 

3 

5 

6 

015 

—  003 

4 

5 

0’2 

—  O'I 

6i-3(+  2) 

— 

— 

7-749 

—  2115 

curazioni  Generali.  Zieht  man  nur  das  vorjährige  Kapital 
in  Betracht,  so  beträgt  die  heuer  gezahlte  Dividenden¬ 
summe  nur  7  Millionen  Kronen,  um  2'87  Millionen  Kronen 
weniger  als  im  Vorjahre,  was  einen  Rückgang  von  rund 
2g  Prozent  gleichkommt.  Die  heuer  faktisch  bezahlte  Divi¬ 
dendensumme  von  775  Millionen  Kronen  verzinst  das 
Aktienkapital  von  6i'3  Millionen  Kronen  mit  12  6  Prozent, 
während  sich  im  Vorjahre  das  Aktienkapital  von  59'3  Mil¬ 
lionen  Kronen  mit  durchschnittlich  i6'6  Prozent  verzinste. 


N 


III.  Transportunternehmungen. 

Dividende 

pro  1914  pro  1913 

beziehungsweise  (+)  pro 
1913/14  1912/13 

in  Prozenten 


Aktienkapital 
in  Millionen  Kronen 


Dividendensumme 
1914  ±  gegen  1913 

in  Millionen  Kronen 


Adria . 

7-5 

15 

0-75 

—  0-75 

Aussig-Teplitzer  Bahn  • . 

4-2 

10-5 

1-336 

—  2-037 

Bares- Pakraczer  Prioritätsaktien . 

.  .  .  .  12 

+  5 

+  5 

06 

— 

Betriebsgesellschaft  der  Orientbahnen  .  . 

.  Francs  50 

5 

8 

2-937V 

—  0-9 

Böhmerwalder  Lokalbahn,  Prioritätsaktien  . 

...  07 

4 

4 

0-028 

— 

Bozen-Meraner  Bahn . 

—•4 

13 

— 

—  0-312 

Brünner  Lokalbahn . 

5 

8 

0-145 

—  0-087 

Bukowinaer  Lokalbahn,  Prioritätsaktien  .  , 

6 

— 

— 

»  »  Stammaktien  I.  Em. 

.  .  •  4-26 

— 

6 

- - 

— 

Buschtiehrader  A . 

3 

iiVzr 

0-66 

—  1-897 

»  B . 

2 

10V4 

0-692 

—  2-855 

Donau-Dampfschiff . 

4Vzi 

4'®/21 

2-65») 

+  0-25 

Dux-Bodenbacher . 

...  89 

7 

8-5 

0-56 

—  ÜI2 

Ferdinands-Nordbahn . 

10^^42 

16-02 

— 1-29’) 

Friauler  Eisenbahn,  Prioritätsaktien  .  .  .  . 

4 

4 

0*019 

— 

Fünfkirchen-Bareser  Eisenbahn . 

5®) 

5®) 

0-346 

— 

Fiirstenfeld-Hartberg,  Prioritätsaktien  A  .  . 

•  .  .  1-316 

5 

5 

0-066 

— 

Gleisdorf-Weiz,  Prioritätsaktien . 

— 

5 

— 

— 

Graz-Köflacher . 

5 

7 

0-76 

—  0-304 

Kaschau-Oderberger . 

4®) 

4®) 

1-799 

• — 

Lemberg-Belzec,  Prioritätsaktien . 

5 

5 

0-276 

— ■ 

Lemberg-Czernowitzer  .  . . 

6V4 

7 

3-65 

—  0-14 

Lemberg-Kleporow,  Prioritätsaktien  .  .  .  . 

4®) 

4 

0-068 

— 

Leoben-Vordemberger . 

37-5 

45 

0-48 

—  0  096 

Lloyd,  Österreichischer . 

.  .  .  28-8 

— 

7V2 

— 

—  2-16 

Mori-Arco-Riva,  Prioritätsaktien  A  .  .  .  . 

4 

4 

0-024 

— 

»  »  »  l>  . 

5 

5 

0049 

— 

»  »  »  Stammaktien . 

6 

13-5 

0-067 

—  0-084 

Navigazione  Libera . 

.  .  .  .  8 

4 

IO 

0-32 

—  0-48 

Ostgalizlsche  Lokalbahn,  Prioritätsaktien  .  , 

4®) 

4 

0-08 

— 

Ostrau-Friedländer  Bahn . 

.  .  .  .  2-9 

IO 

IO 

0-29 

— 

Prag-Duxer  Stammaktien . 

3-5 

5 

0378 

—  0-162 

»  »  Prioritätsaktien . 

4 

4 

0-4 

— 

Reichenberg-Gablonz,  Prioritätsaktien  .  .  . 

•  .  .  356 

4 

5 

0-142 

—  0-036 

»  »  Stammaktien . 

— 

6 

— 

—  0-084 

Salzburger  Eisenbahn . . 

,  .  .  .  4-66 

— 

1V4 

— 

—  0082 

Staatsbahn . 

6V5 

7^6 

17-15 

1 

q 

a 

Südbabn  . 

Francs  375 

— 

— 

— 

— 

Szamosthaler  Prioritätsaktien . 

4-4 

5 

1-05 

—  0143 

Transportgesellschaft,  Internationale  .  .  .  . 

— 

5 

— 

— 

Überetscher  Bahn,  Prioritätsaktien  .  .  .  . 

...  4-4 

4-5 

4-5 

0-198 

— 

Ungarische  Westbahn . 

5®) 

5®) 

0-274 

— 

Wien-Pottendorfer . 

.  .  .  878 

5 

5 

0-439 

— 

Wiener  Lokalbahn . 

1*6 

2 

— 

0-032 

+  0-032 

Summe  . 

•  •  1230-398  (+  7-22) 

— 

— 

54-735 

—  14-48 

Genußscheine: 

Aussig-Tepliizer  Bahn  . . 

— 

— 

— 

—  0328 

Staatsbahn  . 

...  - 

— 

— 

046 

—  0-07 

Summe 

— - 

— 

046 

—  0-398 

1)  Hier  sind  von  dem  Aktienkapital  die  bereits  verlosten  Aktien  abgerechnet.  *)  110  Piaster  wurden  = 
Aktienkapital.  <)  Erst  infolge  Ausbruchs  des  Krieges  mit  Italien  wurde  die  Dividende,  die  schon  in  der  vorjährigen 
widerrufen.  *)  Garantiert,  abzüglich  Couponstempel.  *)  Garantiert.  ’)  Daneben  erhielten  die  GenuÖscheine  0'3()4  (-f"  0 
Differenz  ist  geringer  als  die  prozentuelle,  weil  der  Francskurs  heuer  höher  ist. 


gerechnet.  *)  Auf  ein  höheres 
Höhe  festgesetzt  worden  war, 
05)  Millionen  Kronen.  Die 
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Bei  drei  Unternehmungen  von  geringerer  Wichtigkeit 
mit  zusammen  I5'36  Millionen  Kronen  fehlen  noch  die 
Dividendendeklarationen;  es  befindet  sich  darunter  eine 
Bukowinaer  Lokalbahn,  welche  möglicherweise  pro  1914 
keine  Dividenden  bezahlen  wird.  Es  bleiben  dann  noch 
35  Unternehmungen  mit  zusammen  12 15  04  Millionen 
Kronen  Aktienkapital.  Es  ergibt  sich  aus  obiger  Tabelle, 
daß  das  Jahr  1914  für  die  Transportunter¬ 
nehmungen  sehr  schlecht  war.  Von  den  See¬ 
schiffahrtsgesellschaften  hat  der  Österreichische  Lloyd 
keine  Dividende  bezahlt  gegen  7^/2  im  Vorjahre,  die 
Adria  7V2  gegen  15,  die  Navigazione  Libera  4  gegen 
IO  Prozent.  Die  Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft  hat 
ihre  Dividende,  trotzdem  sie  ein  höheres  Kapital  zu  ver¬ 
zinsen  hatte,  nur  unwesentlich  reduziert.  Von  den  im 
Betrieb  befindlichen  Hauptbahnen  mußte  die  Aussig- 
Teplitzer  ihre  Dividende  um  mehr  als  50,  die  Buschtie- 
hrader  A  fast  um  75,  und  die  Buschtiehrader  Bahn  um 
mehr  als  80  Prozent  reduzieren.  Die  Verluste  der  Süd- 
bahn  kommen  in  unserer  Tabelle  nicht  zum  .Ausdruck, 
da  diese  Gesellschaft  auch  im  Vorjahre  keine  Dividende 
bezahlte.  Staatsbahn  und  Nordbahn  sind  keine  Transport¬ 
unternehmungen  mehr,  sie  beziehen  für  ihr  Verkehrsnetz 
eine  fixe  Rente,  sahen  sich  jedoch  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Industrieunternehmungen  zu  kleinen  Dividenden¬ 
reduktionen  veranlaßt.  Auch  die  verstaatlichte  Lemberg- 
Czernowitzer  Bahn  zahlte  eine  Kleinigkeit  weniger,  da 
sie  vom  Erträgnis  ihrer  Lokalbahnen  abhängig  ist.  Von 
den  größeren  Lokalbahnen  haben  die  Bozener,  Meraner 
und  Leoben- Vordernberger  Bahn  ganz  günstige  Erträg 
nisse  erzielt,  doch  hat  die  erstere  Bahn  die  Auszahlung 
der  bereits  in  der  Vorjihrshöhe  beschlossenen  Dividende 
widerrufen,  als  der  italienische  Krieg  ausbrach.  Die 
Lokalbahnen,  welche  Staatsgarantie  genießen,  bezahlen 


selbstverständlich  die  garantierte  Dividende.  Die  Reichen¬ 
berg-Gablonzer  Bahn  bezahlt  auf  ihre  Prioritätsaktien 
4  gegen  5  Prozent,  auf  ihre  Stammaktien  o  gegen  6  Pro¬ 
zent.  Eine  einzige  Lokalbahn  bezahlt  mehr  als  im  Vor¬ 
jahre,  d.  i.  die  Wiener  Lokalbahn,  die  auf  ihre  Stamm¬ 
aktien  zum  ersten  Male  seit  vielen  Jahren  eine  Dividende 
von  2  Prozent  bezahlt. 

Bezüglich  der  Zusammenstellung  der  voraufgehenden 
Tabelle  muß  bemerkt  werden,  daß  bei  den  großen  Eisen¬ 
bahnunternehmungen  das  faktische  Aktienkapital,  so  wie 
es  zu  Eu  le  des  Jahres  1914  nach  Vornahme  der  Ver¬ 
losungen  bestand,  eingestellt  wurde  und  dementsprechend 
auf  die  Dividende  der  umlaufenden  Genußscheine  nicht 
in  die  Dividendensumme  eingerechnet  worden  sind;  bei 
den  Lokalbahnen  hingegen,  wo  die  Verlosungen  sehr 
langsam  vor  sich  gehen  und  die  Unterschiede  unbe¬ 
deutend  sind,  wurde  das  Nominalkapital  eingestellt  und 
auch  die  Dividendensumme  vom  Nominalkapital  be¬ 
rechnet.  Wo  das  Aktienkapital  in  Francs  aufgeführt  ist, 
wurde  es  zu  der  Parität  umgerechnet,  während  bei  der 
Dividendensumme  die  faktische  Auszahlung  zu  den  ver¬ 
schiedenen  Francskursen,  die  jedoch  heuer  in  allen  Fällen 
hoch  waren,  berücksichtigt  wurden.  Unter  diesen  Voraus¬ 
setzungen  ist  für  sämtliche  Transportunternehmungen 
eine  Dividendensumme  von  5474  Millionen  Kronen, 
um  I4'5  Millionen  Kronen  oder  20  Prozent  weniger  als 
im  Vorjahre  errechnet  worden.  Wenn  man  die  Südbahn 
einbezieht,  so  verzinst  sich  das  in  den  österreichischen 
Transportunternehmungen  investierte  Aktienkapital  in 
allen  Jahren  überaus  schlecht.  Es  ergibt  sich  dann 
für  das  Jahr  1914  eine  Verzinsung  von  bloß  4'5  Pro¬ 
zent  gegen  fast  5‘8  Prozent  im  Vorjahre.  Scheidet  man  die 
Südbahn  aus,  so  ergibt  sich  für  1914  eine  durchschnittliche 
Verzinsung  von  6 '3  Prozent  gegen  8  Prozent  im  Vorjahre. 


Name 


IV.  Industrieunternehmungen. 

A.  B  au  g  e  s  ellsch  aft  e  n. 

Aktienkapital 
in  Millionen  Kronen 


Baugesellschaft,  Allgemeine  Österreichische . 

Baugesellschaft  des  I.  allgemeinen  Beamtenvereines  .  .  . 

Baugesellschaft,  Union . 

Baugesellschaft,  Wiener . 

Bauverein,  Niederösterreichischer  . . 

Beöcsiner  Zement . 

Golleschauer  Zement . 

Königshofer  Zement . 

Korksteinfabrik,  Aktiengesellschaft . 

Perlmooser  Zement . 

Portlandzementfabrik,  Österreichische . 

Union-Baumaterialien . 

Westböhmische  Kaolin . 

Wiener  Ziegelwerke . 

Wienerberger  Ziegelwerke . .  . 

Summe  . 


.  6-67 
08 

,  3-288 
9 

105 
.  8-8 

•  3 

•  7 

.  2 

•  9-6 

.  2-4 

.  8-544 
.6  {+2) 

.  6 

_7 _ 

•  81-125  (+2) 


D  i  V 

i  d  e  n  d  e 

Dividendensumme 

pro  I9l4 

P'O  1913 

1914  ± 

gegen  1913 

in  P 

rozenten 

in  Millionen  Kronen 

8 

8 

0-532 

— 

4 

5 

0132 

—  0-033 

5 

6 

0-45 

—  O-O9 

IO 

10 

0105 

— 

12-5 

22-5 

11 

—  0-88 

4 

II 

012 

—  0-21 

8 

— 

—  0-56 

IO 

+  10 

0*2 

— 

4 

14 

0-384 

—  0-96 

5 

21 

0*12 

—  0-384 

2-5 

5 

0-214 

—  0214 

6 

10 

0-36') 

—  0-04 

3 

5-5 

018 

—  015 

5 

16 

0-35 

—  0-77 

— 

— 

3-247 

—  4-591 

Von  den  eigentlichen  Baugesellschaften  verteilen  zwei 
die  gleiche  Dividende  wie  im  Vorjahre,  die  anderen 
haben  nur  unbeträchtliche  Dividendenreduktionen  vor¬ 
genommen.  Dagegen  wurden  die  Ziegelwerke  und  in 
noch  höherem  Grade  die  Zementfabriken  durch  den 
Krieg  auf  das  ungünstigste  beeinflußt.  Die  Dividen  len- 
reduktionen  der  Zementfabriken  variieren  zwischen  50  und 
75  Prozent.  Alle  Gesellschaften  dieser  Kategorien  zu- 
sammengenommen  haben  um  4-59  Millionen  Kronen 


oder  um  58  Prozent  weniger  Dividende  verteilt  als  im 
Vorjahre;  wenn  man  berücksichtigt,  daß  das  Kapital 
der  Westböhmischen  Kaolingesellschaft  um  2  Millionen 
Kronen  erhöht  wurde,  stellt  sich  die  Dividendenreduk¬ 
tion  für  das  vorjährige  Kapital  der  Baugesellschaften 
sogar  auf  4-71  Millionen  Kronen.  Während  sich  im  Vor¬ 
jahre  das  gesamte  Aktienkapital  der  Baugesellschaften 
im  Durchschnitt  mit  9-78  verzinste,  stellte  sich  pro  1914 
die  Verzinsung  nicht  einmal  auf  4  Prozent. 


Name 

Bierbrauerei  Schellenhof . 

Briinner  Brauerei . 

Brunner  Brauerei,  Stammaktien 
Brunner  Brauerei,  Prioritätsaktien  . 

Gößer  Brauerei . 

Grazer  Brauerei . 

Liesinger  Brauerei . 

Linzer  Brauerei . .  .  .  . 

Mährisch-Ostrauer  Brauerei  .  .  .  . 

Moravia . 

Pilsener  Aktienbrauerei . 

Sarajewo,  Aktienbrauerei . 

■)  Auf  ein  erhöhtes  Aktienkapital. 


£.  Brauereien. 


Aktienkapital 
in  Millionen  Kronen 

. 0-67 

. 4-2 

. 2 

. 2 

. 6 

. 7 

. 9 

. 2-4 

. 2-5 

.....  1-6 
. 3-36 

•  •  •  ■  •  •  3-6 
Summe  .  .  .  44-33 


Dividende 
pro  1914  pro  1913 

in  Prozenten 


+  4 

+  5 

+  4Vs 

+  5Va 

+  4 

+  5 

+  6 

+  9% 

+  5 

+  7 

+  8Va 

+  8 

+  5 

+  5 

+4 

+  4-5 

+  5 

+  7 

+  231/3 

+  41-/ 

+ 10 

+  *5 

Dividendensumme 
1914  ±  gegen  1913 
in  Millionen  Kronen 


0-027 

—  0-06 

0-189 

—  0-042 

0-08 

—  0-02 

0-36 

—  0-21 

0-35 

—  0-14 

0-765 

—  0-045 

012 

— 

01 

—  0-012 

0-08 

—  0-032 

0-784 

—  0-616 

0-36 

—  018 

3-215 

—  1-193 
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Eine  Brauerei,  die  Liesinger,  hat  um  Y2  Pfozent 
mehr  Dividende  bezahlt;  die  Linzer  Brauerei  bezahlte 
die  gleiche  Dividende;  alle  übrigen  mußten  ihre  Divi¬ 
dende  reduzieren,  am  stärksten  die  Pilsener,  die  Gößer 
und  die  Sarajewoer  Brauerei.  Der  Gesamtausfall  der 


Dividenden  beträgt  i  193  Millionen  Kronen  oder  rund 
27  Prozent  der  Vorjahrsdividende.  Während  das  in 
Aktienbrauereien  investierte  Kapital  sich  im  Vorjahre 
durchschnittlich  mit  fast  10  Prozent  verzinste,  erbrachte 
es  heuer  nur  eine  Verzinsung  von  7  25  Prozent. 


Name 

C.  Chemische  Industriegesells 

Aktienkapital 

c  h  a  f  t  e  n. 

D  i  V  i  d 
pro  1914 

in  P  r  o  z 

ende 

pro  1913 

D'videndensurame 
1914  ±  gegen  1913 

in  Millionen  Kronen 

e  n  t  e  n 

in  Millionen  Kronen 

Aussiger  Chemischer  Verein 

. H'5  (4-2-5) 

8  9 

i6 

l* *l6 

—  076 

Bosnische  Soda .  .  . 

6 

15 

0*27 

—  0405 

Bro.sche,  Spiritus . 

15 

20 

06 

—  0*2 

Carborundum . 

. 2-5 

— 

12 

— 

— 

Clotilde . 

— 

8 

— 

—  08 

Dynamit  Nobel . 

...  . 6 

25 

25 

i-s 

— 

Holzverkohlung,  Konstanz  .  .  . 

.  .  .  •  . (M.)  I8 

4-  " 

4-  15 

2-45  9 

—  07 

Jungbunzlauer  Spiritus  .... 

. 4 

— 

17V2 

— 

— 

Vereinigte  Drogen . 

. 3-75 

8 

10 

0-3 

—  0-075 

Summe  .  .  .  yo'ßi  (-[-  2'5) 

— 

— 

6’28 

—  2940 

Zwei  von  den  chemischen  Industriegesellschaften  haben 
ihre  Bilanzen  pro  1914  noch  nicht  veröffentlicht:  die 
Carborundum  Gesellschaft  und  die  Jungbunzlauer  Spiritus¬ 
fabrik,  letztere,  weil  sich  eine  ihrer  Fabriken  in  Lem¬ 
berg  befindet  und  daher  bis  in  die  letzte  Zeit  in  den 
Händen  des  Feindes  war.  Das  Aktienkapital  der  anderen 


acht  Gesellschaften  beträgt  6381  Millionen  Kronen. 

Es  ergab  heuer  eine  Dividende  von  6  28  Millionen 
Kronen  oder  9-84  Prozent  gegen  136  Prozent  im 
Vorjahre.  Der  Dividendenausfall  betrug  2^94  Mil¬ 
lionen  Kronen  oder  32  Prozent  der  Vorjahrsdivi¬ 
dende. 


N 


D.  Elektrizitätsgesellscliaften. 


Aktienkapital 
in  Millionen  Kronen 


Allgemeine  Elektrizitätsgesellschaft  Union . 16 

Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  Kolben . 6 

Elektrizitäts- Aktiengesellschaft,  Vereinigte . IO 

Elektrizitäts-Aktiengesellschaft,  Allgemeine,  Budapester . 8 

Elektrizitäts- Aktiengesellschaft,  Ungarische  . . 8 

(Elektrizitäts-Aktiengesellschaft,  Allgemeine  Österreichische  °)  ...  18 

Glühlicht-  und  Elektrizitäts- Aktiengesellschaft,  Vereinigte,  Budapest  6  5 

Siemens-Schuckert- Werke . 3^ 

Telephonfabrik,  Berliner . (M.)  5 

Telephonfabrik  Czeja  Nipl . 4 

Summe  .  .  .  96-35 


D  i  V 

i  d  e  n  d  0 

Dividendensummo 

pro  1914 

pro  1913 

1914  ± 

gegen  1913 

in  Pr 

0  z  e  n  t  e  n 

in  Millionen  Kronen 

4 

8 

0-64 

—  0-64 

7 

7 

0-42 

— 

4-  2-5 

4-  6-5 

025 

—  0-4 

12-5 

12-5 

l 

— 

5 

>5 

4 

+  2*8 

\ 

-4  12 

4-  lO’S 

078 

-4-  0-13 

5 

7 

1*6 

—  064 

10 

12 

0-62 

)  —  o-o8 

7 

7 

028 

— 

— 

— 

9-59 

4-  I-I7 

Bei  den  Elektrizitätsgesellschaften  ergibt  die  Divi¬ 
dendensumme  ausnahmsweise  ein  Plus  gegenüber  dem 
Vorjahre,  hauptsächlich  aus  dem  Grunde,  weil  die 
Ungarische  Elektrizitätsgesellschaft,  welche 
in  Verstadtlichung  begriffen  ist,  pro  1914  mit  der  Divi¬ 
dende  bereits  einen  Teil  des  Einlösungsgewinnes  aus¬ 
geschüttet  hat.  Würden  wir  das  abrechnen  und  als 
reguläre  Dividende  die  Vorjahrsdividende  einsetzen,  so 
würde  die  Dividendensumme  der  Elektrizitätsgesellschaft 


um  i'63  Millionen  Kronen  hinter  dem  Vorjahre  Zurück¬ 
bleiben.  Es  haben  nämlich  auch  die  Elektrizitätsgesell¬ 
schaften,  insbesondere  die  großen,  unter  dem  Kriege 
gelitten.  Immerhin  hat  auch  die  Budapester  Glühlicht- 
und  Eiektrizitätsgesellschaft,  deren  Geschäftsjahr  1913/14 
allerdings  schon  im  April,  vor  Ausbruch  des  Krieges 
geschlossen  hat,  eine  höhere  Dividende  bezahlt,  und 
drei  Gesellschaften  bezahlten  die  gleiche  Dividende  wie 
im  Vorjahre. 


E.  Eisen-  und  Metallindustrie. 


Name 


Alpine  Montan  .  .  . 

Austria  Email  .... 
Berg-  und  Hüttenwerke 
Egydier 

Felten  und  Guilleaume  . 

Greinitz . 

Hirtenberger . 

Hutter  und  Scbrantz  .  . 
Kabelfabrik  und  Drabtinc 
Kabelfabrik,  Preßburger 
Kupferwerke,  Österreich 
Lampenfabrik  Ditmar  . 


Aktienkapital 
in  Millionen  Kronen 


Dividende 
1914  1913 

in  Prozenten 


Dividendensumme 
1914  ±  gegen  1913 


Rima  Muranyer 


Schrauben,  Brevilli 
Sopron-Graz  .  . 
Union,  Eisen  und 
Vareser  Eisen 


Weißenfels,  Stahlwerke 


Summe 


72 

1 1 

17-5 

7-92 

—  4-68 

5-075 

4-  7 

4-  II 

0-3SS 

—  0-203 

38 

12-5 

16 

4-75 

—  1-23 

4 

4-  6 

4-  8 

0*24 

—  0-08 

8-5 

10 

15 

0-85 

—  0-425 

6 

3 

5 

9-18 

—  0*12 

5'6 

25 

18 

1-4 

4-  0-392 

8 

4 

6-5 

0-32 

—  0-2 

7-6 

10 

12 

0-76 

—  0152 

3-8 

10 

12 

0-38 

—  0076 

5 

7 

7 

0-35 

— 

9 

4-  6 

4-  7 

0-54 

—  009 

15-4 

10 

10 

1-54 

— 

36 

8 

38 

2-88 

10-8 

40 

+  5 

4- 19 

2 

—  5-6 

12 

4-  5 

-b  8 

0-6 

—  0-36 

15-2 

12-5 

12-5 

1-9 

— 

2*6 

6 

12 

0-156 

—  0-156 

5-625 

7 

10 

0-394 

—  0-169 

3-712®)  (—  0-05) 

5 

9 

0-186 

—  0-152 

6-6 

5 

4 

0-33 

0-066 

10-5 

~h  *9 

4"  '9 

1-99S 

— 

0-04 

I  0 

4-16 

0094 

—  0-056 

3-5 

— 

— 

0 

—  0-35 

324-652 

— 

— 

30-120 

—  24-441 

9  Auf  ein  erhöhtes  Aktienkapital, 

9  Die  Marc  heuer  mit  12i  K,  im  Vorjahre  mit  117  umgerechnet.  ^  ,  • 

9  Die  Allgemeiu“  Österr -  ichischo  Klektriz  tätsgesellschaft  befindet  sich  in  Liquidation  und  bezah  t  mr  1914  kome 
im  Vorjahre  verstadtlicht  wurde  ;  wir  fütiren  sie  auf,  da  die  Aktien  noch  im  Kur:.bUtt  slehaa  rachuen  sie  aber  in  die  b 

*)  Heuer  wurde  die  Mark  zu  124  umgerechnet,  im  Vorjahre  zu  117. 

9  Das  Aktienkapital  wird  fortlaufend  amortisiert. 


Dividende  mehr, 
umme  nicht  ein. 


nachdem  sie 
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In  dieser  Industrie  sind  die  Dividendenreduktionen 
besonders  groß.  Zwar  haben  zwei  Gesellschaften,  die 
Hirtenberger  und  die  Waagner,  höhere  Dividenden  be¬ 
zahlt  als  im  Vorjahre,  und  vier  Fabriken,  die  Waffen¬ 
fabrik,  die  Poldihütte,  die  Schraubenfabrik  Brevillier 
und  die  Kupfer  werke  Österreichs  haben  die  Vorjahrs¬ 
dividende  aufrecht  erhalten;  es  sind,  wie  man  sieht, 
meist  solche  Fabriken,  welche  von  altersher  für  den 
Heeresbedarf  arbeiten,  und  die  meisten  von  ihnen 
hätten  beträchtlich  mehr  bezahlt.  Aber  diese  Gesell¬ 
schaften  kommen  nicht  in  Betracht  gegenüber  den 
großen  Eisengesellschaften,  welche  gewaltige  Dividenden¬ 
reduktionen  Vornahmen.  Insbesondere  die  Prager  Eisen¬ 
industrie  und  die  Rima  Muranyer,  deren  Geschäftsjahr 
inmitten  des  Jahres  1914  schließt  und  die  ihre  Bilanz 
in  den  ersten  Kriegsmonaten  beschlossen,  hielten,  ab¬ 
gesehen  davon,  daß  das  Geschäftsjahr  an  sich  nicht 


günstig  war,  große  Vorsicht  und  die  Ausscheidung  von 
Kriegsreserven  für  geboten.  Die  Prager  Eisenindustrie 
ermäßigte  ihre  Dividende  von  38  auf  8  Prozent,  d.  i. 
um  fast  vier  Fünftel,  was  in  absoluten  Ziffern  fast 
1 1  Millionen  Kronen  ausmacht,  die  Rima  Muranyer 
von  IQ  auf  5  Prozent  oder  fast  um  drei  Viertel.  Die  Alpine 
Montangesellschaft  und  die  Österreichische  Berg-  und 
Hüttengesellschaft,  deren  Bilanzjahr  mit  dem  Kalender¬ 
jahr  zusammenfällt  und  die  zur  Zeit  der  Bilanz¬ 
publikation  schon  die  Anpassung  der  Wirtschaft  an 
den  Kriegszustand  wahrnehmen  konnte,  gingen  nicht 
mehr  so  weit  in  ihren  Dividendenreduktionen.  Der  ge¬ 
samte  Dividendenausfall  bei  den  Eisen-  und  Metall¬ 
gesellschaften  beträgt  24'44  Millionen  Kronen  oder 
44  Prozent  der  Vorjahrsdividende.  Die  durchschnitt¬ 
liche  Verzinsung  des  Aktienkapitals  im  Jahre  1914 
betrug  9'2  7  Prozent  gegen  fast  17  Prozent  im  Vorjahre. 


Name 


F,  Gasgesellschaften, 

Aktienkapital 
in  Millionen  Kronen 


Dividende 

1914  1913 

in  Prozenten 


Dividendensumme 
1914  ±  gegen  1913 

in  Millionen  Kronen 


Gasbeleuchtungs- Aktiengesellschaft,  Österreichische . 

Gasgesellschaft,  Allgemeine  österreichisch-ungarische . 

Gasglühlicht-Aktiengesellschaft,  Ungarische . 

Gasindustriegesellschaft,  Wiener . 

•  336 

.  8-4 
.  1-9 

2 

iD/t 

+  IIV, 

+ 17-5 

30 

14^21 

+  i7Vs‘) 

20 

35 

0-384 

0-946 

0-315 

0-6 

—  0089 

—  0526 

—  0045 

—  o-i 

Summe  .  . 

•  15-56 

— 

— 

2-245 

—  0-760 

Auch  die  Gasgesellschaften  haben  ausnahmslos  ge¬ 
ringere  Dividenden  bezahlt,  zum  Teil  aus  Gründen,  die 
mit  dem  Krieg  nicht  Zusammenhängen.  Der  Dividenden¬ 
ausfall  beträgt  o"]6  Millionen  Kronen  oder  25  Prozent 


der  vorjährigen  Dividendensumme.  Das  Aktienkapital 
verzinste  sich  im  Jahre  1914,  beziehungsweise  1913/14 
im  Durchschnitt  mit  i4'4  Prozent  gegen  i9'2  Prozent 
im  Vorjahre. 


G.  Kohlen-  und  Bergwerksbetriebe. 

Dividende 

Dividende  nsumme 

Name 

Aktienkapital 

1914 

1913 

1914 

±  ereeren  1913 

in  Millionen  Kronen 

in  Prozenten 

in  Millionen  Kronen 

Brüxer  Kohlen  . . 

25 

25 

4 

— 

Galizische  Montanwerke . 

4 

—  0-2 

Gran-.Szaszmarer . 

7-5 

8-5 

045 

—  006 

Lankowitzer . 

4 

—  0031 

Nordböhmische . 

16-75 

18 

2*01 

—  0-15 

Nordungarische . 

8 

IO 

0-32 

—  008 

Oberungarische  . 

20 

W) 

0-6 

—  0-56') 

Rossitzer . 

— 

5V2 

— 

—  0-504 

Salgo-Targamer . 

16 

19 

3-52 

—  0-66 

Trifailer . 

5 

6 

0-98 

—  0196 

Ungarische  Allgemeine  Kohlen 

19 

21 

3-04 

—  0-32 

Urikany . 

7 

IO 

112 

—  0-48 

Veitscher  Magnesit . 

+  iiV* 

+ 

0-9 

—  0-2 

Westböhmischer  Bergbau  .... 

II 

13 

0-165 

—  0-3 

154-18 

— 

— 

17-105 

—  3-831 

Die  Kohlengesellschaften  haben  im  allgemeinen  unter 
dem  Kriege  nicht  so  sehr  gelitten.  Dennoch  hat  nur  die 
Brüxer  Gesellschaft  die  Vorjahrsdividende  aufrecht¬ 
erhalten;  die  anderen  Gesellschaften  haben  —  zum  Teil 
bloß  aus  Gründen  der  Vorsicht  —  die  Dividende  re¬ 
duziert,  meist  nicht  allzu  beträchtlich.  Gar  keine  Di¬ 


vidende  bezahlten  die  Galizischen  Montanwerke  —  aus 
begreiflichen  Gründen  —  und  die  Rossitzer  Gesellschaft. 
Der  gesamte  Dividendenausfall  betrug  3 ‘83  Millionen 
Kronen  oder  i8'3  Prozent.  Das  Aktienkapital  verzinste 
sich  1914  im  Durchschnitt  mit  ii  Prozent  gegen  zirka 
I3'6  Prozent  im  Vorjahre. 


H.  Maschinen-  und  Waggonfabriken. 


Name 

Brand-Lhuillier  (Stamm-  und  Prioritätsaktien) 

Breitfeld-Danek . 

Brünner  Maschinen . 

Fiatwerke . 

Graf  &  Stift . 

Grazer  Waggon  .  . . 

Heid . 

Lokomotiv,  Wiener . 

»  Sigl . 

Manoschek,  Gaswerkbau . 

Nesselsdorfer . 

Simmeringer . 

Skodawerke  . 

Weitzer  (Arad) . 

Zieleniewski  . 


Aktenkapital 
in  Millionen  Kronen 

.  4 

.  13-2 

.  y4 

.  2 

.  1-5 

.  4 

.  3 

.  4-86 

.  5 

.  i'S 

.  3 

.  8 

.  42  (-t-  2) 

.  5 

^  .  .  .  .  6 

Summe.  .  II0‘46  (-}- 2) 


Dividende 

1914  1918 

in  Prozenten 


6 

II 

9 

12 

7V» 

18 

9 

9 

12 

12 

6V, 

IO 

14 

16 

+  6 

+  6 

5 

7 

+  18 

20 

+  5 

+  7 

14*) 

15 

+  6 

IO 

— 

7 

Dividendensumme 


1914 

±  gegen  1913 

in  Millionen  Kronen 

0-24 

—  0-2 

1-188 

—  0-396 

0-555 

—  0-777 

018 

— 

018 

— 

0-26 

—  014 

0-68 

—  0-097 

0-3 

— 

0-075 

—  003 

0-54 

—  006 

0-4 

—  0-16 

5-88») 

—  0-12 

0-3 

—  0-2 

10798  — 2'i8o 


')  Abzüglich  der  Kapitalsausschüttung  von  SSO  K. 

■tr  •*  die  Dh'idende  h<mer  30  K  oder  20  Prozent  gegen  28  K  oder  IS*/,  Prozent  im  Vorjahre;  dafür  entfiel  jedoch  die  vorjährige 

Kapitalsausschuttuog  von  80  ^  oder  20  Prozent  ;  da  jedoch  bei  dieser  Gesellschaft  die  Kapitalsausschüttung  in  den  letzten  Jahren  eine  regelmäßige 
rsc  einung  war  und  vom  Publikum  der  Dividende  zugerechnet  wurde,  mußten  auch  wir  sie  der  Vorjahrsdividende  hinzurecbnen. 

»)  Auf  ein  erhöhtes  Aktienkapital. 
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Von  diesen  Gesellschaften  war  nur  die  A.-G.  Zieleniewski, 
deren  Unternehmungen  sämtlich  in  Galizien  liegen,  bisher 
nicht  in  der  Lage,  Bilanz  und  Dividende  zu  deklarieren. 
Die  Simmeringer  Waggonfabrik,  deren  Bilanz  schon  im 
März  (1914)  abschloß,  liegt  eigentlich  außerhalb  des 
Kriegsjahres.  Im  übrigen  bezahlten  drei  Gesellschaften, 
die  zwei  Automobilfabriken  und  die  Lokomotiv- 
fabrik  Sigl,  deren  Geschäftsjahr  bei  Beginn  des  Krieges 
schon  beendet  war,  die  gleiche  Divividende  wie  für  das 
Vorjahr.  Die  Skodawerke,  die  doch  in  erster  Linie 
mit  Kriegsbestellungen  bedacht  und  auf  Kriegsbestel¬ 


lungen  angewiesen  sind,  zahlten  dennoch  Um  i  Prozent 
weniger  Dividende  als  im  Vorjahre,  auf  ein  etwas  er¬ 
höhtes  Aktienkapital.  Am  weitestgehenden  sind  die  Di¬ 
videndenreduktionen  bei  der  Brünner  Maschinenfabrik, 
Brand-Lhuillier,  Weitzer  in  Arad  und  der  Grazer  Waggon¬ 
fabrik.  Der  gesamte  Dividendenausfall  beträgt  2'i8  Mil¬ 
lionen  Kronen  oder  i6'8  Prozent  der  Vorjahrsdividende. 
Das  Aktienkapital  (abzüglich  desjenigen  der  A.-G.  Ziele¬ 
niewski)  verzinste  sich  pro  1914,  beziehungsweise  pro 
1913/14  mit  io'i4  Prozent  gegen  i2'4  Prozent  im  Vor¬ 
jahre. 


I.  Papierindustrie. 

Aktienkapital 
in  Millionen  Kronen 

Dividende 

Dividendensumrae 

Name 

1914 

in 

1913 

Prozenten 

1914  ±  gegen  1913 

in  Millionen  Kronen 

Elbemühl  .  .  .  . 

5’) 

6 

0-27  p 

— 

Heinrichsthaler  .  . 

— 

7 

—  0-175 

Leykam  . 

— 

— 

Nettingsdorfer  .  . 

4 

7 

0-052 

—  0-039 

Neusiedler  .  .  . 

8 

13 

072 

—  0-45 

Pittener . 

— 

5 

— 

—  0-2 

Steyrermühl  .  .  . 

14 

14 

1036 

— 

Waldheim  .  .  .  . 

— 

— 

— 

— 

Summe  .  .  52-6  (-p  0-9) 

— 

— 

2-078 

—  0-864 

Die  Papierindustrie  —  mit  Ausnahme  der  gut  konsoli¬ 
dierten  Zeitungsverläge  (Steyrermühl)  —  hat  unter  dem 
Kriege  schwer  gelitten.  Der  Ausfall  kommt  in  der  Di¬ 
vidende  nur  deshalb  nicht  so  eklatant  zum  Ausdruck, 
weil  die  meisten  dieser  Gesellschaften  auch  im  Frieden 
nicht  prosperieren  und  mehrere  schon  früher  keine 
Dividende  bezahlten.  Der  Dividendenausfall  beträgt 
0’864  Millionen  Kronen  oder  ca.  29  Prozent  der 
Vorjahrsdividende.  Das  gesamte  Aktienkapital,  das 
schon  im  Vorjahre  nur  eine  Verzinsung  von  ca. 
57  Prozent  ergab,  verzinste  sich  1914  nur  mehr  mit 
3'95  Prozent. 

JC.  Petroleumindustrie. 

Aktien- 
kapital  in 
Millionen 
Kronen 

Apollo . 7  (-p  2) 

GalizischeKarpatlien  18  (-j-  2) 

Galicia . 12  (-j-  3) 

Schodnica . IO 


Dividende  Dividendensurarae 
l‘il4  1913  1914  ±  gegen  1913 
in  Prozenten  in  Millionen  Kronen 


-f  lU)  -P  10  1-98’)  -P  0-38 

—  IO  —  —  0'09 

+  5  +  50-5  — 


Summe  .  .  47  (+  7) 


—  2-48  —  0-52 


Das  Geschäftsjahr  der  Petroleumgesellschaften 
schließt  meist  mit  März  oder  April,  schloß  daher  pro 
1913/14  schon  vor  dem  Kriege;  die  Bilanzabfassung 
fand  in  der  Regel  erst  nach  Kriegsausbruch  statt,  doch 
nicht  bei  allen  Gesellschaften;  daher  haben  auch  nicht 
alle  auf  den  Krieg  Rücksicht  genommen,  wie  dies  z.  B. 
die  Galicia  tat.  Die  eigentlichen  Kriegsbilanzen  beziehen 
sich  erst  auf  das  Geschäftsjahr  1914/15,  das  in  der 
obigen  Statistik  nicht  berücksichtigt  ist,  und  z.  B.  bei 
der  Schodnica  und  anderen  Petroleumgesellschaften  günstig 
war,  dagegen  nicht  bei  der  Galizischen  Karpathen¬ 
gesellschaft,  deren  Rohölschächte  und  deren  Raf¬ 
finerie  in  Maryampol  beschädigt  wurden ;  die  Gesell¬ 
schaft  dürfte  pro  19 14/15  keine  Dividende  bezahlen. 
Das  Jahr  19 13/14  war  jedenfalls  für  die  Petroleum¬ 
gesellschaften  nicht  günstig.  Der  Dividendenausfall  betrug 
0-52  Millionen  Kronen  oder,  wenn  man  nur  das  alte 
Kapital  berücksichtigt,  0-74  Millionen  Kronen  oder  fast 
25  Prozent  der  Vorjahresdividende.  Das  (vielver mehrte) 
Aktienkapital  verzinste  sich  kaum  mit  5-3  Prozent  gegen 
7-5  Prozent  im  vorausgegangenen  Jahre. 


L.  Textilgesellschaften. 

. ,  . .  ,  ,  Dividende 

Name  .  AkUenkapital 

,n  Millionen  Kronen  Prozenten 

Brünner  Wollwaren . I'2  6  — 

Enderlin . . . 2  —  +5 

Felixdorfer . 2-166  6 

Fesfabriken . 6-4  +5  +  ^ 

Jutespinnerei . 4  13V2 

Kleinmünchener . . 3'2  —  — 

Pottendorfer  Stammaktien . 3‘5  —  — 

»  Prioritätsaktien . i-2  —  — 

Rothkosteletzer . 3’6  —  — 

Haas . 6  +4  + 

Vöslauer  Kammgarnspinnerei . 9^8 _  7 _ 7 

Summe  .  .  .  43-166  —  — 


Dividendensumrae 
1914  ±  gegen  1913 

in  Millionen  Kronen 

0-072  -p  0-072 

—  —  01 

0-13  —  0-114 

0-32  —  0-192 

0-54  — 


024 

0-686 

1-988 


016 


—  0-494 


Die  Textilindustrie  ist  eine  der  wenigen  Industrien, 
deren  Situation  durch  den  Krieg  und  die  damit  ver¬ 
bundene  Aufräumung  der  Vorräte  eine  Besserung  er¬ 
fahren  hat.  Die  Anzeichen  sind  noch  nicht  deutlich, 
weil  speziell  bei  jenen  Gesellschaften,  deren  Geschäfts¬ 
jahr  schon  Mitte  1914  schloß,  die  Besserung  noch  nicht 
wirken  konnte,  ja  der  Kriegsausbruch  vorerst  erschrecken 
mußte.  Auch  konnte  der  Krieg  natürlich  bei  der  Teppich¬ 
fabrik  Haas  (Luxusindustrie)  und  den  Fesfabriken  (in¬ 
folge  der  Erschwerung  des  Exports)  nicht  günstig  wirken. 
Im  übrigen  hat  von  den  Gesellschaften,  deren  Bilanz 
mit  dem  Kalenderjahr  zusammenfällt,  nur  eine  (die  Felix¬ 


dorfer)  weniger,  dafür  eine  andere  (die  Brünner  Woll- 
warenindustrie)  mehr  gezahlt;  die  übrigen  bezahlten  die 
gleiche  Dividende.  Daß  die  Besserung  im  Zuge  ist,  be¬ 
weist  z.  B.  die  Bilanz  der  Rothkosteletzer  Spinnerei  pro 
1914/15,  welche  die  Verteilung  einer  Dividende  von 
5  Prozent  gegen  o  ermöglicht.  Im  ganzen  ist  das 
statistische  Resultat  der  Periode  1914  (beziehungs¬ 
weise  19 13/14)  noch  nicht  günstig.  Der  Dividenden¬ 
ausfall  beträgt  rund  0-5  Millionen  Kronen  oder  rund 
20  Prozent.  Das  Aktienkapital  verzinst  sich  durch¬ 
schnittlich  mit  4-6  Prozent  gegen  5-7  Prozent  im  Vor¬ 
jahre. 


*)  Auf  ein  erhöhtes  Aktienkapital. 
*)  Auf  ein  erhöhtes  Aktienkapital. 
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Name 


Leipnik-Lutidenburger  .  . 

Lobositzer . 

Schoeller . 

Zuckerindustrie,  böhmische 
»  kroatische 

»  ungarische 


M.  Zuckerfabriken. 


Aktienkapital 
in  Millionen  Kronen 

.  .  .  6 

,  .  .  0-48 

.  •  .  19  (+5) 

.  .  .  8 

,  .  .  4 

.  .  .  12 


Dividende 


1914  1911 

in  Prozenten 


+  IO 
+  I2'/s 
+  7‘) 
+  6 
4-  10 
-j-  10 


+  12  Vs 
+  15 
+  8 
+  8V, 
+  14 
+  13V3 


Summe  .  .  .  49*48  (-}-  5) 


[29.  JULI  1915 


Dividendensumme 
1914  ±  gegen  I9l3 

in  Millionen  Kronen 

0'6  —  015 

0’06  —  0’0I2 

i'33V  4-  0-21 

048  —  0'2 

04  —  016 

I'2  —  0-4 

4-07  —  0712 


Bei  den  Zuckerfabriken  fällt  ausnahmslos  das  Geschäfts¬ 
jahr  nicht  mit  dem  Kalenderjahre  zusammen.  Die  Bilanz 
pro  1913/14  wurde  vielfach  schon  vor  dem  Kriege  ab¬ 
geschlossen,  bei  manchen  Gesellschaften  auf  Grund  eines 
ungünstigen  Friedensjahres,  in  der  ersten  Furcht  vor  den 
Wirkungen  des  Krieges.  Die  wirklichen  Kriegsbilanzen 
1914/15  dürften  wesentlich  günstiger  sein.  Pro  1 913/14 


war  dagegen  der  Dividendenausfall  beträchtlich.  Er  betrug 
0*7 12  Millionen  Kronen  oder  fast  15  Prozent  der  Vor¬ 
jahrsdividende,  wenn  man  die  Kapitalserhöhung  der 
A.-G.  Schoeller  nicht  berücksichtigt,  sogar  i‘o6  Mil¬ 
lionen  Kronen  oder  rund  20  Prozent.  Das  Aktienkapital 
verzinste  sich  pro  1913  14  durchschnittlich  mit  8*2  Pro¬ 
zent  gegen  ii  Prozent  im  Vorjahre. 


Name 


Brunner  Kerzen  .  . . 

Eisenbahnverkehr,  Österreich  .  . 

j)  Ungarn  .  .  .  . 

Eisenbahnwaggonleihe  ... 

Gerhardus  und  Söhne  . 

Glashiittenwerke  Schreiber  .  .  . 

Goetz  &  Co . 

Gummiwerke,  Semperit . 

»  Ungarische  .... 

Holzhandels- Aktiengesellschaft  •  . 
Hotel- Aktiengesellschaft,  I.  Wiener 

Metropole,  Hotel . 

Milchindustrie- Aktiengesellschaft  . 

Ölindustriegesellschaft . 

Portois  und  Fix  ........ 

Reisschäl,  Triester . 

Sarajewoer  Handel  und  Transport 

Stölzle,  Glas  . 

Stollwerk . . 

(Türkische  Tabakregie . 

Union,  Dampfmühle,  Essegg  .  .  . 


N.  Diverse  Industrien. 


Aktienkapital 
in  Millionen  Kronen 


Dividende 
1914  1913 

in  Prozenten 


.  .  .  .  2 

.  .  .  .  12 

...  10  (4-  2) 

.  .  .  .  10 

...  4*8 

.  .  .  4 

(Francs)  16 
.  .  .  .  8 

•  .  .  .  4-5 

,  .  .  .  10 

.  .  .  .  24 

,  .  .  .  4 

.  ■  .  3-5 

...  3 

...  3 

,  .  .  .  6 

.  .  .  2'6 

,  .  .  .  6 

,  .  .  .  4 

(Francs)  40 
,  .  .  .  4 


1 1 

14 

10^) 

13V2 

5V2 

6Vi, 

6 

4- 

5V2 

— 

6 

— 

5 

8 

8 

16  Vs 

5 

8  Vs 

— 

3 

10 

1 1 

I2V.2 

IS 

5 

5 

-4 

+ 

8 

7 . 

7 

— 

3 

6 

6 

— 

+ 

10 

6 

5 

Summe  .  .  .  II9  (-(-  2) 


Dividendensumme 


1914 

±  gegen  1913 

in  Millionen  Kronen 

1-32 

—  0-36 

14 

—  008 

0-55 

—  0  I 

0288 

4-  0-024 

— 

—  0'24 

— 

—  0-76*) 

0-64 

— 

0-693 

— 

0-12 

—  008 

— 

—  0’12 

0-35 

—  0-035 

0*375 

—  0-075 

0-15 

— 

— 

—  0-24 

0-182 

— 

— 

—  01 8 

0-24 

— 

— 

-) 

0-24 

4-  0-04 

6-148  —  2-206 


Die  türkische  Tabakregie  haben  wir  bei  den 
Summenziffern  (auch  des  Aktienkapitals)  ausgelassen, 
weil  sie  infolge  des  Krieges  die  Dividendenfixierung  für 
das  Jahr  1913/14  verschob.  Im  übrigen  zeigt  die  obige 
Tabelle  die  bekannte  Tatsache,  daß  die  Glas-  und  Holz¬ 
industrie  durch  den  Krieg  ungünstig  beeinflußt  wurde, 
die  Leder-,  Gummi-  und  Lebensmittelindustrie  günstig. 
Indessen  überwiegt  vorläufig  doch  die  Dividenden¬ 
reduktion.  Insgesamt  ergibt  sich  ein  Dividendenausfall 
von  2-2  Millionen  Kronen  oder  etwas  weniger  als 
25  Prozent.  Das  Aktienkapital  verzinste  sich  im  Durch¬ 


schnitt  mit  5-16  Prozent  gegen  7-14  Prozent  im  Vorjahre 
Will  man  nun  den  Dividendenausfall  für  alle  an  der 
Wiener  Börse  kotierten  Aktien  berechnen,  so  müssen 
die  in  den  einzelnen  Tabellen  berechneten  Summen 
zusammengestellt  und  addiert  werden,  wobei  hier  jene 
Gesellschaften  unberücksichtigt  bleiben,  welche  ihre  Di¬ 
vidende  pro  1914  oder  1913/14  noch  nicht  publiziert 
haben.  Berücksichtigt  wird  hierbei  das  Aktienkapital, 
die  Dividendensumme,  der  Dividendenausfall  und  die 
durchschnittliche  Verzinsung  1914  und  1913  in  jeder 
Aktiengattung. 


Dividendenausfall  und  Rentabilitätsverringerung  der  an  der  Wiener  Börse  kotierten  Effekten  im  lahre 

1914  (1913/14). 


• 

Dividi»nden- 

Dividenden- 

Durchschnittliche  Ver- 

Aktienkategorie 

Aktienkapital 

summe  aus  fall  gegen 

1914  (1913/14  1913  (19lZyl3) 

in  Millionen  Kronen 

zinsung  des 
Aktienkaptitals 
in  Prozenten 

1914  1913 

Banken . .  . . 

130-94 

41-34 

7 

9*5 

Versicherungsgesellsc  haften  ... 

61-3  (4- 

2) 

7-75 

2-12 

126 

16-6 

T r  an s p  0 r  t  u  n  t e  r  n  ehm  u  n  ge  n  . 

•  •  1215-04(4- 

7-22) 

54-74 

14*48 

4*5 

5-8 

B  a u g e  s  eil  s  c h  a f  t  e  D . 

.  8115(4- 

2) 

325 

4-6 

4 

9-78 

Brauereien  . 

3-22 

1-19 

7*25 

10 

Chemische  Gesellschaften . 

6-28 

2-94 

9*84 

13*6 

Elektrizitätsgesellschaften  .  .  .  .  . 

96-35 

9-59 

(1*17)4 

Eisen-  und  Metallindustrie  .  .  .  . 

-  324-65  (— 

0-05) 

30-12 

24-44 

9-27 

17 

Gasindustrie  . 

2-245 

0-76 

14-4 

10-2 

Kohlen-  und  Bergwerksbetrieb  .  .  . 

.  .  154-18 

17-11 

3-83 

II 

13-6 

Maschinen-  und  Waggonfabriken  .  , 

.  .  104-46(4- 

2) 

10-8 

218 

10-14 

12-4 

Papierindustrie . . 

0*9) 

208 

0-86 

3*95 

5*7 

P  e  tr  ol  e  u  m  ind  US  tr  i  e . 

•  •  47  (4- 

7) 

2-48 

0-52 

5-3 

7*5 

Textilindustrie  . 

1-99 

0-49 

4-6 

5*7 

Zuckerfabriken  . 

5) 

4-07 

0-71 

8*2 

II 

Diverse  Industrien . . 

119  (4- 

2) 

6-J5 

2-21 

5-16 

7-14 

Endsumme  . 

■  ■  4343-08  (4- 

83-47) 

292-615 

101-50 

6-74 

9-25 

*)  Auf  ein  erhöhtes  Aktienkapital. 

*)  Auf  ein  erhöhtes  Akiiot. kapital. 

*)  Der  Francs  wurde  hier  zur  P;<rität  umgerechnet. 

Die  Divi  lendeuUestimoiung  fällt  noch  vor  Kriegsausb  uch. 
*)  Dividendenzunabme. 
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Es  ergab  sich  demnach  bei  sämtlichen  im  Kursblatt 
der  Wiener  Börse  notierten  Aktien,  abgesehen  von  den 
wenigen  Gesellschaften,  die  ihre  Dividecde  bisher  noch 
nicht  deklariert  haben,  ein  D  i  v  i  d  e  n  d  e  n  a  u  s  f  a  1 1  von 
IOI-5  Millionen  Kronen  oder  von  257  Prozent  der 
Vorjahrsdividende.  Das  gegen  das  Vorjahr  um  rund 
83-5  Millionen  Kronen  erhöhte  Gesamtaktienkapital  im 
Nominalwerte  von  rund  4343  Millionen  Kronen  ergab 
ein  durchschnittliches  Erträgnis  von  674  Prozent  gegen 
9-25  Prozent  im  Vorjahre;  die  durchschnittliche  Renta¬ 
bilität  der  Summe  wird  ungünstig  beeinflußt  durch  die 
geringe  Rentabilität  des  in  den  Eisenbahnen  investierten 
Kapitals. 

Worauf  es  hier  hauptsächlich  ankam,  war  die  Be¬ 
rechnung  der  Reduktion,  welche  das  Dividenden¬ 
einkommen  in  Österreich  im  Jahre  1914  erfahren 
hat.  Es  ergab  sich  für  die  an  der  Wiener  Börse  ko¬ 
tierten  Effekten  ein  Ausfall  von  etwas  über  100  Mil¬ 
lionen  Kronen.  Dieser  Ausfall  trifft  allerdings  nicht  zur 
Gänze  inländische  Besitzer,  da  sich  ja  ein  Teil  der 
Aktien  im  Auslande  befindet.  Wird  jedoch  berück¬ 
sichtigt,  daß  bei  den  nichtkotierten  Aktien  die  Divi¬ 
dendenreduktionen  zumindest  in  der  gleichen  Proportion 
erfolgt  sein  dürften,  so  wird  die  Retiuklion  des  Divi¬ 
dendeneinkommens  in  Österreich  im  ersten  Kriegsj  ihr 
die  Ziffer  von  100  Millionen  Kronen  sicherlich  über¬ 
schreiten. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Höchstpreise  für  Zucker.  Eine  Verordnung  des 
Statthalters  für  Niederösterreich  vom  21.  Juli  1.  J.  ver¬ 
fügt  hinsichtlich  der  Zuckerpreise; 

Der  Preiszuschlag  für  den  Großhandel. 

§  I.  Im  Großhandelsverkehre  dürfen  die  in  dem  ange¬ 
schlossenen  Verzeichnisse  I  für  jede  Konsuiustation  zu¬ 
sammengestellten  Fabrikpreise  (Grundpreise  für  Gioß- 
brote  auf  Basis  79  K  und  auf  Basis  K  88-50  pro  100  kg 
inklusive  Fracht  ab  Raffinerie  bis  Konsumstation) 
beim  ^\^eiterverkaufe  von  Verbrauchszucker  mit  einem 
Zuschläge  von  höchstens  K  1-50  pro  100  kg  belegt 
werden.  Diese  für  den  Großhandelsverkehr  festgesetzten 
Höchstpreise  verstehen  sich  ab  Ankunftsstation  auf 
Basis  prima  Verbrauchszuckergroßbrote  gegen  Kasse 
mit  2  Prozent  Skonto.  Für  andere  Zuckersorten  als 
Großbrote  sind  die  nach  Sorten  und  Verpaclmngsart 
abgestuften  Zuschläge,  beziehungsweise  Abschläge  vor¬ 
zunehmen,  deren  Ausmaß  in  der  angeschlossenen  Sorten¬ 
spannungstabelle  (Verzeichnis  II)  bestimmt  ist. 

§  2.  Als  Großhandelsverkehr  im  Sinne  dieser  Ver¬ 
ordnung  hat  der  Verkehr  zwischen  jenem  Großhändler, 
der  Verbrauchszucker  direkt  ab  Fabrik  kauft,  und  dem 
Kleinhändler,  der  Verbrauchszucker  zum  Zwecke  des 
Wiederverkaufes  von  dem  Großhändler  in  der  Original¬ 
packung  der  F'abrik  kauft,  zu  gelten. 

Der  Preiszuschlag  für  den  Klein- 
h  a  n  d  e  1.  §  3.  Im  Kleinhandelsverkehre  dürfen  die 

im  §  I  dieser  Verordnung  für  den  Großhandelsverkehr 
festgesetzten  Höchstpreise  mit  einem  weiteren  Zuschlag 
i  on  höchstens  8  Heller  pro  kg  ab  Verkaufsladen  ge¬ 
fordert  werden.  In  diesem  Preise  sind  die  dem  Klein¬ 
händler  im  Verkehre  mit  dem  Großhändler  erwachsenen 
Zufuhrkosten  ab  Station  (§  i,  Abs.  2,  dieser  Verord¬ 
nung)  inbegriffen.  Für  andere  als  die  im  Verzeichnis  I 
angeführten  Orte  kann  bei  besonderen  örtlichen  Ver¬ 
hältnissen  von  der  politischen  Bezirksbehörde  ein  wei¬ 
terer  angemessener  Zuschlag  für  Zufuhrspesen  bestimmt 
werden.  Die  bei  der  Berechnung  der  Höchstpreise  für 
den  Kleinhandel  sich  ergebenden  Bruchteile  unter 
I  Heller  werden  bei  Abgabe  von  wenigstens  i  kg  Ver¬ 


brauchszucker  nicht  berücksichtigt.  Bei  Abgabe  unter 
I  kg  haben  Bruchteile  unter  i  Heller  für  einen  ganzen 
Heller  zu  gelten. 

§  4.  Die  ortsübliche  Kundmachung  der  nach  den  Be¬ 
stimmungen  dieser  Verordnung  für  jeden  Konsumort 
und  jede  Zuckersorte  iin  Kleinhandel  zulässigen  Höchst¬ 
preise  obliegt  den  politischen  Bezirksbehörden.  Die  für 
den  betreffenden  Ort  kumlgemachten  Höchstpreise  sind 
von  den  Kleinhändlern  in  ihren  Verschleißlokalen  sofort 
nach  erfolgter  Kundmachung  an  einer  jedermann  er¬ 
sichtlichen  Stelle  anzuschlagen. 

Strafen  für  Übertretungen.  §  5.  Über¬ 
tretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mitwirkung  bei 
der  A'ereitlung  der  in  dieser  Verordnung  festgesetzten 
A'erpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht  der  straf¬ 
gerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K 
oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs 
Monaten  geahndet. 

Der  I.  August  als  Termin  des  Inkraft¬ 
tretens.  §  6.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  August 
in  Kraft.  Dieser  Verordnung  sind  die  im  §  i  bezogenen 
beiden  Verzeichnisse  beigedruckt. 

Somit  erscheint  der  Verkaufspreis  von  Verbrauchs¬ 
zucker  im  Großhandelsverkehr  mit  höchstens  K  1-50 
pro  100  kg  über  den  für  die  betreffende  Sorte  loko 
Konsumstation  errechneten  Fabrikpreisen  und  der  Ver¬ 
schleißpreis  für  den  Kleinhandelsverkehr  mit  höchstens 
8  Heller  pro  kg  über  den  Großhandelspreisen  festgesetzt. 

Die  für  den  Kleinhandelsverkehr  relativ  höher  be¬ 
stimmte  Preisspannung,  in  der  aber  die  den  Klein¬ 
händler  belastenden  Zufuhrkosten  ab  Station  inbegriffen 
sind,  findet  ihre  hauptsächliche  Begründung  in  den  ■ — 
in  den  verschiedenen  Kleinbetrieben  übrigens  vielfach 
ungleich  hohen  —  Spesen,  die  dem  Detailverschleißer 
beim  Vertriebe  von  Verbrauchszucker  durch  vermehrte 
Manipulation,  Beistellung  der  Emballage,  Abfall  u.s.w'. 
im  wesentlich  höheren  Ausmaße  als  dem  Großhändler 
erw'achsen.  Aus  ähnlichen  Erw-ägungen  wmrde  in  der 
Verordnung  auch  bestimmt,  daß  die  bei  Berechnung  der 
Detailhöchstpreise  sich  ergebenden  —  mit  Rücksicht  auf 
den  Mangel  einer  entsprechend  kleinen  Münze  nicht 
zahlbaren  —  Bruchteile  unter  i  Heller  bei  Abgabe 
von  Verbrauchszuckermengen  unter  i  kg  auf  einen 
ganzen  Heller  abzurunden  sind. 

Die  neuen  Höchstpreise  für  alten  und 
neuen  Zucke  r.  Die  nach  der  Statthaltereiverord¬ 
nung  zu  berechnenden  Höchstpreise  für  i  kg  Ver¬ 
brauchszucker  werden  sich  sonach  im  Kleinverschleiß, 
z.  B.  in  Wien,  für  Raffinade  Kleinbrote  (sogenannte 
Perser-  und  Marokkobrote)  auf  der  Preisbasis  79  K 
auf  94  Heller,  auf  der  Preisbasis  K  88-50  auf  K  1-04, 
für  Würfel  prima  auf  95  Heller,  beziehungsweise 
K  1-04  stellen. 

Da  in  der  nächsten  Zeit  Verbrauchszucker  zu  beiden 
Grundpreisen  (79  K  und  K  88-50  pro  100  kg)  im  Ver¬ 
kehre  sein  wird,  wurden  die  politischen  Bezirksbehörden 
angewiesen,  den  Handel  nach  der  Richtung  zu  über¬ 
wachen,  daß  der  noch  auf  der  billigeren  Preisbasis  ge¬ 
kaufte  Zucker,  der  durch  die  mit  rotem  Aufdrucke  ver¬ 
sehenen  amtlichen  Verschlußmarken  als  solcher  kennt¬ 
lich  ist,  nicht  zu  den  der  höheren  Preisbasis  entspre¬ 
chenden  teueren  Preisen  in  Verkehr  gesetzt  w-ird. 


Abänderung  der  Vorschriften,  betreffend  Er¬ 
zeugung  und  Inverkehrsetzung  von  Mehl.  Eine 
Verordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ackerbauminister,  dem  Minister  des  Innern  und 
dem  Finanzminister  vom  22.  Juli  I9i5>  womit  die  Mini- 
sterialverordnung  vom  28.  November  I9i4i  R.-G.-Bl. 
Nr.  324,  betreffend  die  Erzeugung  und  Inverkehrsetzung 
von  Mehl,  abgeändert  wird,  verfügt: 
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Artikel  I.  Im  §  lo  der  Ministerialverordnung  vom 
28.  November  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  324,  betreffend  die 
Erzeugung  und  Inverkehrsetzung  von  Mehl,  in  der  Fas¬ 
sung  der  Ministerialverordnung  vom  2.  April  I9i5> 
R.-G.-Bl.  Nr.  92,  ist  als  neuer  zweiter  Absatz  einzu¬ 
schalten  ; 

Die  Kriegsgetreidevcrkehrsanstalt  kann  für  die  in 
ihrem  Aufträge  herzustellenden  Mahlprodukte  Anord¬ 
nungen  treffen,  welche  von  den  Bestimmungen  dieser 
X'erordnung  abweichen. 

Artikel  II.  Diese  \'erordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Verwendung  von  Getreide  und  Mehl  zur  Vieh¬ 
fütterung.  Eine  \'erordnung  des  Ackerbauministers  im 
Einvernehmen  mit  den  Ministern  des  Innern  und  des 
Handels  vom  21.  Juli  1915,  betreffend  die  Verwendung 
von  Getreide  und  Mahlprodukten  zu  Futterzwecken,  be¬ 
stimmt: 

§  I.  Landwirte  und  sonstige  Besitzer  von  Tieren 
dürfen  ungeachtet  der  mit  §  i  der  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  vom  21.  Juni  1915  verfügten  Beschlagnahme 
I.  Hintergetreide,  2.  Hafer,  3.  Mais,  4.  Gerste  nach 
Maßgabe  der  folgenden  Bestimmungen  zur  Fütterung 
verwenden  und  zu  diesem  Zweck  auch  in  Mühlen  ver¬ 
schroten  lassen. 

§  2.  Als  Hintergetreide  dürfen  beim  Drusche  und 
Putzen  nicht  mehr  als  5  Prozent  der  erdroschenen  Ge¬ 
samtmenge  gewonnen  werden.  Die  Verfütterung  des 
Hintergetreides  unterliegt  keiner  Beschränkung. 

§  3.  Die  mit  der  Ministerialverordnung  vom  ii.  Mai 
1915  festgesetzte  Verbrauchsmenge  von  durchschnittlich 
I  kg  Hafer  täglich  für  jedes  Pferd  bleibt  bis  auf  wei¬ 
teres  aufrecht. 

§  4.  Die  ^^erfütterung  von  Mais  der  neuen  Ernte 
unterliegt  keiner  Beschränkung. 

§  5.  Von  der  im  eigenen  Betriebe  geernteten  Gerste 
dürfen  Landwirte  höchstens  ein  Viertel  jener  Menge, 
die  nach  Abzug  des  Saatgutbedarfes  von  der  Gesamt¬ 
erzeugung  erübrigt,  an  ihr  eigenes  Vieh  verfüttern.  Der 
Ackerbauminister  kann  über  Antrag  der  politischen 
Landesbehörde  für  einzelne  Länder  oder  Landesteile 
Ausnahmen  gestatten,  wenn  nachgewiesen  wird,  daß  die 
dort  geernteten  Gerstenmengen  unbedeutend  sind  und 
für  die  Fütterung  des  eigenen  Viehstandes  der  Produ¬ 
zenten  unbedingt  benötigt  werden. 

§  6.  Insofern  Landwirte  von  den  in  den  §§  2  bis  5 
eingeräumten  Berechtigungen  zur  Verfütterung  nicht 
vollen  Gebrauch  machen,  dürfen  sie  die  erübrigten 
Mengen  der  dort  genannten  Fruchtgattungen  nur  im 
Wege  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  veräußern. 

§  7.  t'ber  die  auf  diese  W'eise  erübrigten  Mengen  von 
Hintergetreide,  Hafer,  Mais  und  Gerste  sowie  über  jene 
außerdem  von  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  über¬ 
nommenen  Mengen  von  Hafer  und  Gerste,  die  nach  Be¬ 
friedigung  des  Bedarfes  der  Heeresverwaltung  und  der 
Getreide  verarbeitenden  Industrien  verbleiben,  verfügt 
die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  nach  den  Weisungen 
des  Ackerbauministers. 

§  8.  Die  bei  der  Vermahlung  abfallende  Kleie  von 
jenem  Getreide,  welches  Unternehmer  landwirtschaft¬ 
licher  Betriebe  nach  §  3,  Punkt  i,  lit.  a,  der  kaiser¬ 
lichen  Verordnung  vom  21.  Juni  1915  verbrauchen 
dürfen,  bleibt  diesen  zur  Verfütterung  überlassen.  Den 
Produzenten  des  an  die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt 
abgelieferten  Getreides  gebührt  die  Hälfte  jener  Kleie¬ 
menge,  die  nach  den  \^ermahlungsvorschriften  dem  ab¬ 
gelieferten  Getreide  entspricht.  Der  Ackerbauminister 
kann  über  Antrag  der  politischen  Landesbehörde  für 
einzelne  Länder  oder  Landesteile  mit  geringerer  Ge¬ 
treideproduktion  bestimmen,  daß  den  Getreideprodu¬ 
zenten  für  das  an  die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  ab¬ 


gelieferte  Getreide  auch  ein  höherer  Anteil  an  Kleie  zu 
überlassen  ist.  Anläßlich  der  Ablieferung  des  Getreides 
an  die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  erhält  der  Produ¬ 
zent  vom  Beauftragten  dieser  Anstalt  einen  Bezugs¬ 
schein,  in  welchem  die  gebührende  Kleiemenge  ziffer¬ 
mäßig  anzugeben  ist. 

§  9.  tiber  die  gesamte  übrige  Kleie  verfügt  die  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  nach  den  Weisungen  des  Acker¬ 
bauministers.  Als  Grundsatz  hat  hierbei  zu  gelten,  daß 
der  gesamte  \'orrat  nach  Maßgabe  des  unter  Mit¬ 
wirkung  der  landwirtschaftlichen  Hauptkörperschaften 
und  sonstigen  Fachkorporationen  zu  ermittelnden  Be¬ 
darfes  auf  die  einzelnen  Länder  aufzuteilen  und  inner¬ 
halb  dieser  den  Tierhältern  abzugeben  ist.  Bei  der  Ent¬ 
gegennahme  der  Bedarfsanmeldungen  sind  jene  Tier- 
hälter,  die  bereits  gemäß  §  8  Kleie  bezogen  haben,  bloß 
hinsichtlich  des  noch  unbefriedigten  nachweisbaren 
Mehrbedarfes  zu  berücksichtigen. 

§  IO.  Der  Bezug  der  Kleie  kann  von  der  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  entweder  einzelnen  Verbrau¬ 
chern  unmittelbar  bei  bestimmten  Mühlen  angewiesen 
oder  auf  Anordnung  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt 
im  Wege  der  Gemeinden,  die  die  Bedarfsanmeldungen 
zu  sammeln  haben,  oder  in  sonst  geeigneter  Weise  ge¬ 
meinsam  bewirkt  werden. 

§  II.  Tierhälter,  welche  die  angesprochene  Kleie  nicht 
zur  Verfütterung  im  eigenen  Betriebe  verbrauchen, 
dürfen  diese  nur  im  Wege  der  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  veräußern. 

§  12.  Der  Verschleiß  von  Kleie  ist  nur  jenen  Per¬ 
sonen  gestattet,  welche  hierzu  von  der  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  bestimmt  werden.  Außer  den  Tier¬ 
hältern,  Futtermittelfabriken,  Kleie  verwendenden  Be¬ 
trieben  und  den  von  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt 
bestimmten  Verschleißern  darf  niemand  Vorräte  an  Kleie 
halten.  Alle  unbefugt  gehaltenen  Vorräte  verfallen  zu 
gunsten  des  Staates. 

§  13.  Zur  Verwendung  von  Kleie  für  die  Erzeugung 
von  Futtermitteln  ist  die  Bewilligung  des  Ackerbau¬ 
ministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsminister  er¬ 
forderlich. 

§  14.  Der  Preis  für  i  q  im  Inlande  erzeugter  Kleie 
darf  17  K  nicht  übersteigen.  Dieser  Preis  versteht  sich 
ab  Verladestation  der  Mühle  und  schließt  die  Kosten 
des  Transports  bis  zu  dieser  Station  und  die  Kosten 
der  Verladung  in  sich.  Er  gilt  ohne  Sack  gegen  Bar¬ 
zahlung. 

§  15.  Die  Gemeinden  sind  zur  Mitwirkung  bei  Hand¬ 
habung  dieser  Verordnung  verpflichtet. 

§  16.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  in¬ 
soweit  nicht  die  Bestimmungen  des  §  32  der  kaiserlichen 
^^erordnung  vom  21.  Juni  1915  Anwendung  finden,  von 
den  politischen  Bezirksbehörden  mit  einer  Geldstrafe 
bis  zu  2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten, 
bei  erschwerenden  Umständen  aber  mit  einer  Geldstrafe 
bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft.  Wird  die  Übertretung  durch  einen  Gewerbe¬ 
treibenden  begangen,  kann  außerdem,  sofern  die  Vor¬ 
aussetzungen  des  §  133  fc,  Abs.  i,  lit.  a,  der  Gewerbe¬ 
ordnung  zutreffen,  die  Entziehung  der  Gewerbeberechti¬ 
gung  verfügt  werden. 

§  17.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung,  hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  die 
Kleie  mit  dem  15.  August  1915  in  Kraft.  Mit  dem 
15.  August  1915-  wird  die  Ministerialverordnung  vom 
8.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  58,  außer  Wirksamkeit  ge¬ 
setzt. 

Verkehr  mit  Saatgut.  Eine  Verordnung  des  Mini¬ 
sters  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  Ministern  des 
Ackerbaues,  des  Handels  und  der  Finanzen  vom  22.  Juli 
1915,  betreffend  den  Verkehr  mit  Saatgut,  bestimmt: 
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§  I.  Die  freiwillige  Veräußerung  von  Originalsaatgut,  I 
und  zwar  Weizen,  Roggen,  Gerste  und  Hafer,  ist  jenen 
Züchtern  gestattet,  die  der  Ackerbauminister  über  An¬ 
trag  einer  landwirtschaftlichen  Korporation  oder  der 
k.  k.  Samenkontrollstation  in  Wien  hierzu  ermächtigt 
und  tler  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  namhaft  macht. 

Die  Veräußerung  erfolgt  im  Namen  der  Kriegs- 
getreideverkehrsanstalt. 

§  2.  Diese  Züchter  können  für  das  zu  veräußernde 
Originalsaatgut  außer  dem  mit  der  Verordnung  vom 
12.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  196,  festgesetzten  Uber- 
nahmspreis  noch  einen  Zuschlag  bis  zu  15  K  pro  q 
beanspruchen. 

§  3.  Der  Verkauf  von  Originalsaatgut  darf  nur  in 
plombierten  Behältern  (Säcken  u.  dgl.)  erfolgen. 

Zur  Vornahme  der  Plombierung  sind  nur  Anstalten 
berechtigt,  die  der  Ackerbauminister  bestimmt.  Er  setzt 
auch  die  Gebühr  für  die  Vornahme  der  Plombierung 
und  im  Bedarfsfälle  auch  die  Reisekosten  des  plom¬ 

bierenden  Organes  fest. 

Diese  Gebühr  wie  auch  die  partikularmäßigen  Reise¬ 
kosten  des  plombierenden  Organes  hat  der  Züchter  zu 
tragen. 

§  4.  Jede  Veräußerung  von  Originalsaatgut  ist  vom 
Verkäufer  unter  Angabe  des  Käufers  binnen  längstens 
drei  Tagen  der  für  das  Land  bestehenden  Zweigstelle 
der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  anzuzeigen. 

§  5.  Ersten  Nachbau  von  Zuchtsorten  oder  aner¬ 
kanntes  Saatgut  der  im  §  i  bezeichneten  Getreide¬ 

gattungen  kann  der  Besitzer  durch  die  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  an  die  ihr  namhaft  gemachten  Käufer 
veräußern,  wenn  er  durch  eine  vom  Ackerbauminister 
hierzu  ermächtigte  Stelle  den  Nachweis  erbringt,  daß 
das  als  Saatgut  zu  veräußernde  Getreide  diesen  An¬ 

forderungen  voll  entspricht. 

§  6.  Für  das  Saatgut  im  Sinne  des  §  5  kann  der  Be¬ 
sitzer  auf  Grund  des  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt 
vorzulegenden  Angebotes  des  Käufers  außer  dem  mit 
der  Verordnung  vom  12.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  196, 
festgesetzten  Übernahmspreis  bis  15.  Oktober  1915  bei 
Wintergetreide  und  bis  15.  April  1916  bei  Sommer¬ 
getreide  oder  Wechselweizen  einen  Zuschlag  bis  zu  6  K 
pro  q  beanspruchen. 

§  7.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  er¬ 
schwerenden  Umständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Im  Zusammenhänge  mit  obiger  Verordnung  gibt  eine 
Kundmachung  des  Ackerbauministeriums  vom  23.  Juli 
1915,  betreffend  die  Modalitäten  des  Verkehres  mit 
Saatgut,  folgendes  beekannt: 

Züchter  von  Originalsaatgut,  die  von  der  im  §  i  der 
Verordnung  eingeräumten  Befugnis  des  freiwilligen 
Verkaufes  Gebrauch  machen  wollen,  haben  ihr  Ansuchen 
im  Wege  einer  landwirtschaftlichen  Korporation  (Landes¬ 
kulturrat,  Landwirtschaftsgesellschaft  u.  dgl.)  oder  der 
k.  k.  Samenkontrollstation  in  Wien  an  das  Ackerbau¬ 
ministerium  einzureichen  und  in  diesem  Ansuchen  außer 
der  genauen  Bezeichnung  der  Zuchtstelle  (Ort,  Post  und 
Verladestation)  die  Art,  Sorte  und  beiläufige  Menge 
des  Saatgutes  anzugeben. 

Die  Ermächtigung  des  Ackerbauministeriums  wird  den 
Züchtern  unmittelbar  zukommen. 

Unter  Berufung  auf  diese  Ermächtigung  hat  der 
Züchter  bei  der  zur  Plombierung  berufenen  Anstalt  um 
die  Vornahme  der  Plombierung  einzuschreiten. 

Als  solche  Anstalten,  die  im  Sinne  des  §  3  der  Ver¬ 


ordnung  ausschließlich  zur  Plombierung  berechtigt  sind, 
werden  zunächst  bestimmt: 

Für  Niederösterreich,  Oberösterreich  und  Salzburg  die 
k.  k.  Samenkontrollstation  in  Wien. 

Für  Steiermark  die  landwirtschaftlich-chemische 
Landes-Versuchs-  und  Samenkontrollstation  in  Graz. 

Für  Krain  die  landwirtschaftlich-chemische  Landes- 
Versuchs-  und  Lebensmitteluntersuchungsanstalt  in 
Laibach. 

Für  Kärnten  die  Landes-Versuchs-  und  Lebensmittel¬ 
untersuchungsanstalt  in  Klagenfurt. 

Für  Tirol  die  landwirtschaftlich-chemische  Landes- 
Versuchsstation  in  San  Michele,  beziehungsweise  supple- 
torisch  die  für  Vorarlberg  bestimmte  Anstalt. 

Für  Vorarlberg  die  landwirtschaftlich-chemische  Ver¬ 
suchs-  und  Lebensmitteluntersuchungsanstalt  des  Landes 
Vorarlberg  in  Bregenz. 

Suppletorisch  auch  für  Tirol. 

Für  das  Küstenland  die  k.  k.  landwirtschaftlich-chemi¬ 
sche  Versuchsstation  in  Görz,  derzeit  in  Linz. 

Für  Dalmatien  die  k.  k.  landwirtschaftliche  Lehr-  und 
Versuchsanstalt  in  Spalato. 

Für  Böhmen  die  Samenkontrollstation  des  Zentral¬ 
kollegiums  des  Landeskulturrates  in  Prag. 

Für  Mähren  und  Schlesien  die  mährische  landwirt¬ 
schaftliche  Landes-Versuchsanstalt  in  Brünn. 

Für  Galizien  die  agrikultur-botanische  Landesversuchs¬ 
station  in  Lemberg,  deren  jeweiliger  Standort  den  Inter¬ 
essenten  im  Lande  bekanntgegeben  wird. 

Für  die  Bukowina  die  Landes-Samenkontrollstation 
in  Czernowitz. 

Die  für  die  Plombierung  (Plombe,  Spitzzettel  und 
Attest)  zu  entrichtende  Gebühr  wird  für  jeden  Behälter 
(Sack  u.  dgl.)  mit  10  h  festgesetzt. 

Für  die  partikularmäßigen  Reisekosten  des  plombieren¬ 
den  Organs  sind  die  für  die  betreffende  Anstalt  geltenden 
bezüglichen  Vorschriften  maßgebend. 

Zur  Ausstellung  der  im  §  5  der  Verordnung  (erster 
Nachbau  von  Originalzuchtsorten)  vorgesehenen  Be¬ 
scheinigung  sind  die  gleichen  Anstalten  ermächtigt. 

Die  Bescheinigung  für  anerkanntes  Saatgut  steht  den 
in  Niederösterreich,  Oberösterreich  und  Mähren  be¬ 
stehenden  Saatgutanerkennungskonimissionen  zu. 

Bei  Einholung  dieser  Bescheinigungen  hat  der  be¬ 
treffende  Saatgutbauer  die  Art,  Sorte  und  Menge  des 
Saatgutes  genau  anzugeben  und  überdies  alle  für  den 
erforderten  Nachweis  dienlichen  Belege  beizubringen. 

Sicherstellung  der  Versorgung  mit  Hülsen¬ 
früchten.  Eine  Verordnung  des  Gesamtministeriums 
vom  23.  Juli  1915,  betreffend  die  Sicherstellung  der  Ver¬ 
sorgung  mit  Hülsenfrüchten,  verfügt. 

§  I.  Die  inländischen  Hülsenfrüchte  der  Ernte  des 
Jahres  1915,  und  zwar  Erbsen,  Linsen  und  Bohnen  aller 
Art,  die  nicht  als  grünes  Gemüse  verwendet  werden, 
sind  mit  dem  Zeitpunkt  der  Trennung  vom  Ackerboden 
zu  gunsten  des  Staates  beschlagnahmt. 

Ebenso  sind  die  am  i.  August  1915  noch  vorhandenen 
Vorräte  an  alten  Hülsenfrüchten  der  erwähnten  Gat¬ 
tungen,  soferne  sich  diese  Vorräte  nicht  im  Besitz  der 
Militärverwaltung  oder  der  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  befinden,  mit  diesem  Tage  zu  gunsten  des  Staates 
beschlagnahmt. 

Die  Besitzer  der  beschlagnahmten  Hülsenfrüchte  sind 
verpflichtet,  für  deren  Erhaltung  Sorge  zu  tragen. 

§  2.  Die  Beschlagnahme  hat  die  Wirkung,  daß  die 
beschlagnahmten  Hülsenfrüchte  (§  i)  weder  verarbeitet, 
verbraucht,  verfüttert,  noch  freiwillig  oder  zwangsweise 
veräußert  werden  dürfen,  soferne  nicht  in  dieser  Ver¬ 
ordnung  oder  durch  besondere  Vorschriften  andere  An¬ 
ordnungen  getroffen  werden. 
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Rechtsgeschäfte,  die  gegen  dieses  Verbot  verstoßen, 
sind  nichtig. 

§  3.  Solange  das  Ministerium  des  Innern  bezüglich 
der  Verwendung  der  Hülsenfrüchte  nichts  anderes  ver¬ 
fügt,  dürfen  ungeachtet  der  Beschlagnahme 

1.  Besitzer  der  beschlagnahmten  Hülsenfrüchte  diese 
zur  Ernährung  der  Angehörigen  ihres  Haushaltes  (Wirt¬ 
schaft)  einschließlich  jener  Arbeiter  und  Angestellten, 
denen  freie  Kost  oder  Hülsenfrüchte  als  Lohn  gebühren, 
verbrauchen  sowie  zur  Aussaat  verwenden, 

2.  jene,  die  gewerbsmäßig  Hülsenfrüchte  gegen  Ent¬ 
gelt  an  Dritte  abgeben,  solche  aus  den  früheren  Ernten 
liefern, 

3.  behördlich  mit  der  Approvisionierung  betraute 
Stellen  ihre  Vorräte  in  den  Konsum  überleiten. 

§  4.  Im  übrigen  sind  die  Vorschriften  der  §§  4  bis  37 
und  des  §  39,  letzter  Absatz,  der  kaiserlichen  Verord¬ 
nung  vom  21.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  sinngemäß 
auf  die  Hülsenfrüchte  anzuwenden. 

§  =;.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Raps,  Rübsen,  Rüb- 
öl  und  Ölkuchen.  Eine  Verordnung  des  Handels¬ 
ministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister, 
vicni  >.linistcr  des  Innern  und  dem  Eisenbahnminister 
■■oni  25.  luli  T915,  betreffend  Regelung  des  "Verkehres 
mit  Raps,  Rübsen,  Rüböl  und  Ölkuchen,  verfügt: 

Beschlag  n  a  h  m  e.  §  i .  Raps  und  Rübsen  aus  der 
inländischen  Ernte  des  Jahres  1915  sind  zu  gunsten  des 
Staates  beschlagnahmt.  Hinsichtlich  der  im  Zeitpunkte 
der  Kundmachung  dieser  Verordnung  noch  nicht  ge¬ 
ernteten  Saaten  tritt  die  Beschlagnahme  mit  der  Tren¬ 
nung  vom  Ackerboden  ein.  Ausgenommen  von  dieser  Be¬ 
schlagnahme  sind  im  Besitze  des  Staates  oder  der  Mi¬ 
litärverwaltung  befindliche  Vorräte. 

§  2.  Die  Beschlagnahme  hat  die  Wirkung,  daß  die 
beschlagnahmten  Waren  weder  verarbeitet,  verbraucht, 
verfüttert,  noch  freiwillig  oder  zwangsweise  veräußert 
werden  dürfen,  sofern  nicht  in  dieser  Verordnung  oder 
durch  besondere  Verfügungen  des  Handelsministeriums 
oder  des  Ackerbauministeriums  andere  Anordnungen 
getroffen  werden.  Rechtsgeschäfte,  die  gegen  das  Verbot 
\crstpßen,  siiul  nichtig. 

§  3.  LTngeachtet  der  Beschlagnahme  dürfen 

1.  LJnternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe  die  ihren 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  entsprechenden  Mengen 
zur  Aussaat  verwenden ; 

2.  Olfabriken  die  in  ihrem  Besitze  befindlichen  Vor¬ 
räte  zu  Rüböl  verarbeiten. 

§  4.  Zur  Übernahme  der  beschlagnahmten  Waren  ist 
die  Österreichische  Kontrollbank  für  Industrie  und 
Handel  in  Wien  bestimmt.  Diese  ist  verpflichtet,  die 
beschlagnahmten  Waren  anzukaufen  und  unverzüglich 
abzunehmen.  Der  Besitzer  der  beschlagnahmten  Waren 
ist  verpflichtet,  diese,  soweit  sie  ihm  nicht  nach  Maß¬ 
gabe  dieser  Wrordnung  oder  der  auf  ihrer  Grundlage 
erlassenen  besonderen  Verfügungen  zu  verbleiben  haben, 
an  die  österreichische  Kontrollbank  für  Industrie  und 
Handel  zu  den  festgesetzten  Preisen  und  Bedingungen 
(§  5)  zu  verkaufen. 

§  5.  Der  Übernahmspreis  beträgt  für  Raps  46  K  pro 
lüü  A’g,  für  Rübsen  44  K  pro  loo  kg,  beides  loko  der  dem 
Lagerorte  der  Wrräte  nächstgelegenen  Bahnstation  in 
Käufers  Säcken  und  gegen  Barzahlung  bei  Präsentierung 
der  bahnamtlichen  Aufgabebescheinigung  (Duplikat¬ 
frachtbrief). 

Falls  eine  Whire  den  usancenmäßigen  Anforderungen 
nicht  entspricht  und  eine  Vereinbarung  hinsichtlich  der 
entsprechenden  Herabminderung  des  Preises  nicht  zu 
Stande  kommt,  entscheidet  über  den  Preis,  wenn  der 
Aufbewahrungsort  der  VV'are  sich  in  einem  Lande  be¬ 
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findet,  in  welchem  eine  Börse  für  landwirtschaftliche 
Produkte  besteht,  das  Schiedsgericht  dieser  Börse,  sonst 
das  Schiedsgericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer, 
in  deren  Sprengel  sich  der  Aufbewahrungsort  der  Ware 
hefindet. 

§  6.  Die  Besitzer  beschlagnahmter  Raps-  und  Rin^sen- 
vorräte  sind  verpflichtet,  diese  Vorräte  bis  zur  Über¬ 
nahme  aufzuhewahren  und  zu  erhalten,  bhigedroschene 
V^orräte  sind  bis  längstens  30.  November  1915  auszu¬ 
dreschen. 

§  7.  Die  VV'irkung  der  Beschlagnahme  endigt 

1.  mit  einer  zulässigen  Verwendung  oder  Veräußerung; 

2.  mit  der  zwangsweisen  Abnahme. 

Das  ausgedroschene  Stroh  unterliegt  keiner  Verkehrs¬ 
beschränkung. 

§  8.  Sendungen  von  Raps  und  Rübsen  dürfen  von 
Eisenbahnen  oder  Dampfschiffahrtsunternehmungen  nur 
dann  zur  Beförderung  angenommen  werden,  wenn  den 
Frachtdokumenten  für  jede  Sendung  eine  vom  Handels¬ 
ministerium  nach  dem  hierzu  bestimmten  Muster  aus¬ 
gestellte  Transportbescheinigung  beigegeben  ist. 

Für  Sendungen  der  Militärverwaltung  sowie  für  Sen¬ 
dungen  aus  dem  Zollauslande  und  aus  Ungarn  sind  der¬ 
artige  Transportbescheinigungen  nicht  erforderlich. 

Sendungen,  die  bereits  der  Transportanstalt  aufge¬ 
liefert  sind,  werden  durch  diese  Bestimungen  nicht  be¬ 
troffen. 

Z  \v  a  n  g  s  w  e  i  s  e  A  b  n  a  h  m  e.  §  9.  VV'eigert  sich 
der  Besitzer,  seine  beschlagnahmten  VTrräte  an  Raps 
und  Rübsen  an  die  österreichische  Kontrollbank  für  In¬ 
dustrie  und  Handel  zu  verkaufen,  so  hat  die  politische 
Behörde  erster  Instanz,  in  deren  Sprengel  sich  die  Vor¬ 
räte  befinden,  über  die  Verpflichtung  zur  Abgabe  der 
Wrräte  zu  erkennen  und  erforderlichenfalls  deren 
zwangsweise  Abnahme  zu  verfügen.  Das  Erkenntnis 
wirft  gegen  jedermann,  dem  Rechte  an  den  V'orräten 
.'•■US  teilen. 

§  IO.  Bei  einer  zwangsweisen  Abnahme  der  Vorräte 
sind  von  dem  Übernahmspreise  10  Prozent  in  Abschlag 
zu  bringen.  Ist  der  Besitzer  oder  dessen  Aufenthalt  nicht 
1  ekannt  oder  hat  der  Preis  zur  Befriedigung  von  An¬ 
sprüchen  dritter  Personen  aus  dinglichen  Rechten  zu 
dienen,  so  ist  der  Preis  bei  Gericht  zu  hinterlegen. 

§  II.  Die  zwangsweise  abgenommenen  Vorräte  sind 
von  deren  letztem  Besitzer  bis  zum  Abtransporte  unent¬ 
geltlich  an  [zubewahren  und  zu  erhalten. 

Verarbeitung  der  V^  o  r  r  ä  t  e.  §  12.  Die  öster¬ 
reichische  KcntrcHbank  für  Industrie  und  Handel  hat 
che  von  ihr  aufgekauften  beschlagnahmten  V'^orräte  an 
Raps  und  Rübsen  zum  Einkaufspreise,  und  zwar  aus¬ 
schließlich  an  jene  Rübölerzeuger  abzugeben,  welche  ihr 
vom  LIandelsmini.steriuiii  bezeichnet  werden.  Die  Ab¬ 
gabe  an  die  einzelnen  Rübölerzeuger  hat  in  dem  gleich¬ 
falls  vom  Handelsministerium  zu  bestimmenden  Mengen¬ 
verhältnisse  zu  erfolgen. 

Die  Österreichische  Kontrollhank  für  Industrie  und 
Handel  hat  jedoch  von  der  aufgekauften  Gesamtmenge 
bis  zum  15.  September  1915  15  Prozent,  mindestens 

aber  80  VV'^aggons  (8000  q)  für  eine  allfällige  Verwen¬ 
dung  als  Saatgut  zurückzubehalten.  Ansuchen  um  tlber- 
lassung  von  Saatgut  sind  im  VV'ege  der  genannten  Bank 
an  das  Ackerbauministerium  zu  richten. 

Rübölerzeuger,  welche  vor  dem  Erscheinen  dieser  V^er- 
ordnung  bereits  Raps  oder  Rübsen  aus  der  inländischen 
Ernte  des  Jahres  1915  bezogen  haben,  können  vom  Han¬ 
delsministerium  verhalten  werden,  einen  Teil  dieser 
Vorräte  der  Österreichischen  Kontrollbank  für  Industrie 
und  ^iandel  zu  uberlassen. 

Der  ifljcrnahmspreis  wird  in  diesem  Falle  mangels 
einer  gütlichen  Wreinbarung  vom  Handelsministerium 
endgültig  nach  fachmännischem  Ermessen  bestimmt. 
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§  13.  Das  Ansuchen  um  Aufnahme  unter  jene  Rüböl- 
erzeuger,  denen  Raps  oder  Rübsen  von  der  Österreichi¬ 
schen  Kontrollbank  für  Industrie  und  Handel  zuzu¬ 
weisen  sind,  ist  spätestens  innerhalb  acht  Tagen  nach 
Kundmachung  dieser  Verordnung  unmittelbar  beim 
Handelsministerium  einzubringen.  Diesem  Ansuchen  ist 
der  Nachweis  der  von  dem  betreffenden  Rübölerzeuger 
in  den  letztvergangenen  drei  Jahren  im  Inlande  ver¬ 
arbeiteten  Mengen  von  Raps  und  Rübsen  beizuscbließen. 

§  14.  Jene  Rübölerzeuger,  w'elche  Raps  und  Rübsen 
aus  der  inländischen  Ernte  des  Jahres  1915  besitzen,  sind 
verpflichtet,  diese  ülsaaten  ungesäumt  in  ihren  inländi¬ 
schen  Betrieben  durch  hydraulische  Pressung  auf  die 
bei  sachgemäßer  Behandlung  erzielbare  Menge 
qualitätsmäßigen  Rüböls  zu  verarbeiten. 

§  15.  Die  Rübölerzeuger  haben  die  aus  der  inländi¬ 
schen  Raps-  und  Rübsenernte  des  Jahres  1915  jeweilig 
erzeugten  Mengen  von  Rüböl  und  Ölkuchen  höchstens 
zu  den  nachstehenden  Preisen  der  Österreichischen 
Kontrollbank  für  Industrie  und  Handel  zur  Verfügung 
zu  stellen: 

Rüböl  170  K  pro  100  kg, 

Ölkuchen  22  K  pro  100  kg. 

Erreichen  die  der  Österreichischen  Kontrollbank  für 
Industrie  und  Handel  eingelieferten  Mengen  von  be¬ 
schlagnahmtem  Raps  und  Rübsen  bis  zum  30.  November 
1915  die  Gesamtmenge  von  1000  Waggons  (100.000 
Meterzentnern),  so  ermäßigt  sich  der  Höchstpreis  für 
Ölkuchen  auf  20  K  pro  100  kg.  In  diesem  Falle  hat  die 
Österreichische  Kontrollbank  für  Industrie  und  Handel 
für  die  von  ihr  bereits  zu  einem  Preise  von  über  20  K 
pro  100  kg  abgegebenen  Ölkuchen  dem  Ackerbaumini¬ 
sterium  oder  der  von  diesem  bezeichneten  Stelle  behufs 
Rückerstattung  an  die  Käufer  jenen  Betrag  rückzu¬ 
vergüten,  um  welchen  bei  den  einzelnen  Verkäufen  der 
Preis  von  20  K  pro  100  kg  überschritten  wurde. 

Die  Preise  verstehen  sich  netto  Kasse,  loko  Bahn¬ 
station  der  Fabrik. 

Die  Transportgefäße  sind  im  Rübölpreis  nicht  in¬ 
begriffen. 

Falls  eine  Ware  den  usancenmäßigen  Anforderungen 
nicht  entspricht  und  eine  Vereinbarung  hinsichtlich  der 
entsprechenden  Herabminderung  des  Preises  nicht  zu 
Stande  kommt,  entscheidet  über  den  Preis,  wenn  sich 
der  Erzeugungsort  der  Ware  in  einem  Lande  befindet, 
in  welchem  eine  Börse  für  landwirtschaftliche  Produkte 
besteht,  das  Schiedsgericht  dieser  Börse,  sonst  das 
Schiedsgericht  der  Handels-  und  Gewerbekammer,  in 
deren  Sprengel  der  Erzeugungsort  der  Ware  liegt. 

§  16.  Rechtsgeschäfte,  die  gegen  _die  Anordnungen 
des  §  15  verstoßen,  sind  nichtig.  Dies  gilt  auch  für 
solche  Rechtsgeschäfte,  die  vor  Kundmachung  der  Ver¬ 
ordnung  abgeschlossen  wurden,  insoferne  die  Übergabe 
der  Ware  noch  nicht  erfolgt  ist.  Im  Falle  der  Verweige¬ 
rung  der  im  §  15  angeordneten  Abgabe  des  Rüböls  und 
der  Ölkuchen  sowie  bei  Nichterfüllung  der  gemäß  §  12 
ausgesprochenen  Verpflichtung  zur  Überlassung  von 
Raps-  und  Rübsenvorräten  an  die  Österreichische  Kon¬ 
trollbank  für  Industrie  und  Handel  hat  die  zwangsweise 
Abnahme  unter  sinngemäßer  Anwendung  der  Bestim¬ 
mungen  der  §§9  bis  1 1  zu  erfolgen. 

§  17.  Die  österreichische  Kontrollbank  für  Industrie 
und  Handel  ist  verpflichtet,  die  zu  ihrer  Verfügung 
gehaltenen  Mengen  von  Rüböl  und  Ölkuchen  zu  den 
von  den  Erzeugern  gestellten  Preisen  (§  15),  und  zwar 
ausschließlich  denjenigen  Verbrauchern  abzugeben, 
welche  ihr  bezüglich  des  Rüböls  vom  Handelsministerium, 
bezüglich  der  Ölkuchen  vom  Ackerbauministerium  nam¬ 
haft  gemacht  werden. 

Ist  innerhalb  des  Zeitraumes  von  drei  Monaten  vom 
Tage  der  seitens  der  Österreichischen  Kontrollbank  für 
Industrie  und  Handel  an  das  Handelsministerium  jeweils 


zu  erstattenden  Anzeige  über  die  ihr  zur  Verfügung 
gestellten  Rübölmengen  (§  18)  die  Übernahme  nicht 

sichergestellt,  so  kann  der  Erzeuger  über  diese  Mengen 
frei  verfügen. 

§  18.  Die  Rübölerzeuger  sind  verpflichtet,  dem  Handels¬ 
ministerium  binnen  acht  Tagen  nach  Kundmachung 
dieser  Verordnung  die  Menge  der  am  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  ihrem  Besitz  befindlichen  Vorräte  an  Raps 
und  Rübsen  aus  der  inländischen  Ernte  des  Jahres  1915 
und  die  in  ihrem  Besitz  befindliche,  aus  solchen  Öl¬ 
saaten  erzeugte  Menge  von  Rüböl  oder  Ölkuchen  anzu¬ 
zeigen. 

Die  Österreichische  Kontrollbank  für  Industrie  und 
Handel  ist  verpflichtet,  dem  Handelsministerium  nach 
dem  Stande  vom  i.  und  15.  eines  jeden  Monats, 
spätestens  fünf  Tage  nach  Ablauf  dieser  Termine  An¬ 
zeigen  zu  erstatten,  welche  zu  enthalten  haben: 

1.  Die  Mengen  der  angekauften  Raps-  und  Rübsen¬ 
vorräte  aus  der  inländischen  Ernte  des  Jahres  1915; 

2.  die  Verteilung  dieser  Vorräte  auf  die  einzelnen 
bezugsberechtigten  Rübölerzeuger ; 

3.  die  ibr  von  den  Rübölerzeugern  zur  Verfügung 
gestellten  Mengen  an  Rüböl  und  Ölkuchen ; 

4.  die  an  die  Bezugsberechtigten  abgegebenen  Mengen 
von  Rüböl  und  Ölkuchen. 

Die  Rübölerzeuger  sind  verpflichtet,  der  Österreichi¬ 
schen  Kontrollbank  für  Industrie  und  Handel  die  für 
diese  Ausweise  erforderlichen  Daten  zeitgerecht  zu 
liefern  und  die  für  den  Kontrolldienst  erforderlichen 
Auskünfte  zu  erteilen.  Dem  Handelsministerium  steht 
die  Berechtigung  zu,  in  die  diesbezüglichen  Auf¬ 
schreibungen  der  Österreichischen  Kontrollbank  für  In¬ 
dustrie  und  Handel  jederzeit  Einsicht  zu  nehmen,  wie 
auch  die  genannte  Bank  berechtigt  ist,  die  bezüglichen 
Belege  der  einzelnen  Rübölerzeuger  jederzeit  zu  über¬ 
prüfen. 

§  19.  Die  Bewilligung  zum  Bezüge  von  Raps  und 
Rübsen  (§  13)  kann  im  Falle  der  Übertretung  der  Be¬ 
stimmungen  dieser  Verordnung  und  im  Falle  sonstigen 
Mißbrauches  unbeschadet  der  Verpflichtungen  nach  §  14 
und  15  zurückgezogen  werden. 

§  20.  Dem  Ackerbauininisterium  oder  der  von  ihm 
hierfür  bestimmten  Stelle  sind  zum  Kauf  anzubieten: 

a)  Jene  Ölkuchen,  die  von  inländischen  Betrieben  aus 
Raps  oder  Rübsenmengen  erzeugt  werden,  die  nicht  der 
inländischen  Ernte  des  Jahres  1915  entstammen. 

Zu  diesem  Anbot  sind  die  Erzeuger  verpflichtet. 

b)  Jene  Raps-  und  Rübsenkuchen,  welche  in  die  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  einge¬ 
führt  werden,  mit  Ausnahme  jener  Mengen,  welche  von 
Viehbesitzern  zum  ausschließlichen  Verbrauch  in  ihrer 
eigenen  Wirtschaft  bezogen  werden. 

Zu  diesem  Anbot  sind  jene  verpflichtet,  welche  die 
Einfuhr  der  betreffenden  Raps-  oder  Rübsenkuchen  be¬ 
wirken. 

In  den  Anboten  sind  die  geforderten  Preise  anzugeben. 

Die  Anbotsteller  sind  an  ihr  Anbot  durch  14  Tage  mit 
der  Wirkung  gebunden,  daß  die  den  Gegenstand  des 
Anbotes  bildende  Ware  während  dieser  Zeit  nicht  ander¬ 
weitig  veräußert  werden  darf. 

Anbote  im  Sinne  der  oben  unter  a  bezeichneten  Art 
dürfen  erst  dann  gestellt  werden,  bis  die  zur  Erzeugung 
der  Ölkuchen  bestimmten  Raps-  oder  Rübsenmengen 
sich  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und 
Ländern  befinden.  Anbote  der  oben  unter  b  bezichneten 
Art  dürfen  gestellt  werden,  wenn  die  betreffenden  Raps¬ 
oder  Rübsenkuchen  sich  im  Zollinlande  befinden. 

Strafbestimmungen.  §  21.  Übertretungen 

dieser  Verordnung  und  jede  Mitwirkung  bei  der  Ver¬ 
eitlung  der  in  dieser  Verordnung  festgesetzten  Ver¬ 
pflichtungen  werden,  soferne  sie  nicht  der  strafgericht¬ 
lichen  Ahndung  unterliegen,  von  den  politischen  Be- 
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hörden  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu  5000  K  oder  nach 
deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  22.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Ungarn. 

Höchstpreise  für  Zucker.  Das  Amtsblatt  vom 
22.  Juli  1.  J.  veröffentlicht  folgende  Verordnung: 

Verordnung,  Z.  2684/1915  M.-E.,  des  königlich  ungari¬ 
schen  Ministeriums  über  die  Feststellung  der  für 
Konsumzucker  zulässigen  Maximalpreise.  Das  königlich 
ungarische  Ministerium  ordnet  auf  Grund  der  Anord¬ 
nungen  des  Gesetzes  über  die  Ausnahmsverfügungen 
für  den  Kriegsfall  folgendes  an: 

§  I.  Der  Grundpreis  des  Konsumzuckers,  der  von 
Zuckerfabriksanlagen  und  von  für  die  Zuckerlagerung 
bestimmten  Freilagern  vom  Inslebentreten  der  gegen¬ 
wärtigen  Verordnung  an  zur  Expedition  gelangt,  wird, 
inklusive  der  im  §  i  des  G.-A.  XVIII/1899  festgestellten 
Konsumsteuer,  bei  Lieferungen,  die  bis  31.  Dezember 

1915  effektuiert  sind,  mit  K  96-50  pro  100  kg  festgestellt. 
Bei  späteren  Lieferungen  steigt  dieser  Preis  am  i.  Januar 

1916  und  am  i.  März  1916  pro  100  kg  um  je  50  h. 

§  2.  Die  mit  der  gegenwärtigen  Verordnung  fest¬ 
gestellten  Preise  verstehen  sich  für  Konsumzucker,  und 
zwar  für  prima  Großbrote,  auf  Budapester  Frachtbasis, 
in  vollen  Waggonladungen,  gegen  Kassenzahlung  mit 
2  Prozent  Skonto. 

Sofern  die  Lieferung  nicht  nach  Budapest,  sondern 
nach  einzelnen  anderen  Konsumorten  des  ganzen  Landes 
oder  nicht  in  prima  Großbroten,  sondern  in  sonstigen 
Konsumzuckerarten,  endlich  nicht  in  kompletten  Waggon¬ 
ladungen,  sondern  in  geringeren  Mengen  erfolgt,  ist  die 
Anrechnung  der  im  Irisherigen  Handelsverkehr  üblichen 
entsprechenden  Fracht-,  d.  h.  Preisdifferenz,  beziehungs¬ 
weise  Preiszuschlages  am  Platze,  dessen  Maß,  im  Falle 
Zweifel  vorliegen,  der  Handelsminister  feststellt.  Im 
übrigen  sind  hinsichtlich  der  Lieferungen  von  Konsum¬ 
zucker  die  Usancen  der  Budapester  Waren-  und  Effekten¬ 
börse  richtunggebend. 

§  3.  Die  vor  dem  Inslebentreten  der  gegenwärtigen 
Verordnung,  einerlei  ob  mit  einer  Zuckerfabrik,  be¬ 
ziehungsweise  den  Zuckerfreilagerunternehmungen,  oder 
mit  Händlern  oder  anderen  hinsichtlich  der  Lieferung 
irgend  einer  Konsumzuckerart  abgeschlossenen  Kauf¬ 
und  Verkaufsverträge  sind  —  sofern  die  Ablieferung  bis 
zum  Inslebentreten  der  gegenwärtigen  Verordnung  nicht 
erfolgt  ist  —  ungültig. 

§  4.  Den  im  Großhandelsverkehr  berechenbaren 
Maximalpreis,  nicht  minder  jenen  Preis,  welchen  die 
Kaufleute  von  den  Konsumenten  fordern  können,  werden, 
sofern  sich  das  als  notwendig  erweist,  die  Verwaltungs¬ 
behörden  im  eigenen  Wirkungskreis  feststellen,  und 
zwar  auf  Grund  der  Verordnung,  die  nach  §  i  der  Ver¬ 
ordnung  Z.  1559/1915  M.-E.  zu  erwirken  sein  wird, 
ferner  auch  entsprechend  den  Verhältnissen  der  einzelnen 
Konsumgebiete. 

§  5.  Die  durch  die  gegenwärtige  Verordnung  fest¬ 
gestellten  Maximalpreise  treten  am  22.  Juli  1915  in 
Kraft.  Von  diesem  Tage  an  ist  es  für  die  Zeit  der 
Wirksamkeit  der  gegenwärtigen  Verordnung  den  Zucker¬ 
fabriken  und  Zuckerfreilagern  verboten,  irgendwelche 
Art  von  Konsumzucker  teurer  zu  verkaufen,  beziehungs¬ 
weise  zu  liefern,  als  jener  Preis  ist,  der  im  §  i  als 
Höchstpreis  festgestellt  ist,  beziehungsweise  nach  §  2 
über  dem  Maximalpreis  als  Fracht-  und  Preisdifferenz, 
respektive  als  Preiszuschlag  besonders  anrechenbar  ist. 

Wer  diesem  Verbot  zuwiderhandelt  oder  ein  solches 
Geschäft  vermittelt,  welches  man  zu  einem  höheren 
Preis  abschließen  will  als  es  in  dieser  Verordnung  fest¬ 
gestellt  ist,  oder  bei  dem  Abschluß  eines  solchen  Ge¬ 


schäftes  in  irgend  einer  Weise  mitwirkt,  ebenso  auch 
derjenige,  der  den  Verfügungen  dieser  Verordnung  im 
sonstigen  zuwiderhandelt,  begeht  eine  Übertretung  und 
kann  im  Sinne  des  §  9  des  G.-A.  L/1914  mit  Arrest  bis 
zu  zwei  Monaten  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  600  K  be¬ 
straft  werden. 

Das  Verfahren  wegen  dieser  Übertretungen  gehört  in 
die  Kompetenz  der  Verwaltungsbehörde  als  polizeiliches 
Strafgericht,  auf  dem  Tätigkeitsgebiet  der  hauptstädti¬ 
schen  Staatspolizei  aber  in  die  Kompetenz  der  königlich 
ungarischen  Staatspolizei. 

In  Kroatien-Slawonien  gehen  wegen  dieser  Über¬ 
tretungen  die  nach  den  dort  gültigen  Rechtsnormen 
berufenen  Behörden  vor. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft.  Ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auf 
das  ganze  Gebiet  der  heiligen  ungarischen  Krone.  Sofern 
diese  Verordnung  auf  solche  Rechtsnormen  verweist, 
deren  Wirksamkeit  auf  Kroatien-Slawonien  sich  nicht 
erstreckt,  sind  statt  dieser  in  diesen  Ländern  die  dortigen 
Rechtsnormen  maßgebend. 

Regelung  und  Inverkehrsetzung  von  Weizen- 
und  Roggenmehl.  Das  Amtsblatt  vom  25.  Juli  1.  J.  ver¬ 
öffentlicht  folgende  Verordnung  des  königlich  ungari¬ 
schen  Ministeriums  Z.  2726/1915  M.-E.  über  die  neue 
Regelung  der  Erzeugung  und  Inverkehrsetzung  des  zum 
allgemeinen  Konsum  bestimmten  Weizen-  und  Roggen¬ 
mehls. 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  verordnet  in 
Angelegenheit  der  Erzeugung  und  Inverkehrsetzung  des 
zum  allgemeinen  Konsum  bestimmten  Weizen-  und 
Roggenmehls  auf  Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Ausnahmsverfügungen  für  den  Kriegsfall  fol¬ 
gendes  : 

§  I.  Mühlenunternehmungen  —  die  im  §  6  erwähnten 
Lohnmühlen  ausgenommen  —  können  aus  Weizen  und 
Roggen  nur  die  in  den  nachfolgenden  §§  2 — 4  fest¬ 
gesetzten  Qualitäten  an  Mehlsorten  erzeugen  und  hin¬ 
sichtlich  des  Mehls  aus  diesen  Getreidearten,  für  die 
Zeit  der  Wirksamkeit  der  gegenwärtigen  Verordnung, 
nur  für  die  Lieferung  der  hier  festgestellten  Qualitäten 
von  Mehlsorten  Verpflichtungen  übernehmen. 

Andere  als  Mühlenunternehmungen  können  die  den  bis¬ 
herigen  Bestimmungen  entsprechenden  Mehlsorten  nur 
bis  inklusive  15.  August  1915  verschleißen.  Nach  diesem 
Tage  dürfen  aus  Weizen  und  Roggen  im  allgemeinen 
nur  die  den  gegenwärtigen  Verordnungen  entsprechenden 
Qualitäten  von  Mehlsorten  in  den  Handel  gesetzt,  ver¬ 
kauft  oder  auf  welche  andere  Weise  immer  in  den  Ver¬ 
kehr  gebracht  werden. 

Bezüglich  einzelner  Munizipien  kann  der  Handels¬ 
minister  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern 
in  begründeten  Fällen  den  in  dem  vorstehenden  Ab¬ 
schnitt  erwähnten  Termin  verlängern. 

§  2.  Weizen,  der  mehr  als  zwei  Prozent  fremden  Be¬ 
satz  nicht  enthält  und  pro  hl  ein  Qualitätsgewicht  von 
75  kg  aufweist,  muß,  nach  dem  Auszug  von  Kleie  einer 
Sorte  und  der  Abfälle,  unter  Berücksichtigung  dessen, 
daß  die  Erzeugung  von  Futtermehl  untersagt  ist,  auf 
78  Prozent  ausgemahlen  werden  und  es  dürfen  hieraus 
höchstens  die  folgenden  dreierlei  Arten  von  Mehl  her¬ 
gestellt  werden : 

1.  Feines,  das  heißt  der  Qualität  des  Nullerniehls 
alten  Typs  entsprechendes  Backmehl,  höchstens  bis  zur 
Höhe  von  15  Prozent  des  Gesamtgewichtes  des  zur  Ver¬ 
mahlung  gelangenden  Weizenquantums,  in  welche  Mehl¬ 
menge  auch  der  durch  die  Mühle  eventuell  erzeugte 
Grieß  einzurechnen  ist; 

2.  Backmehl,  welches  nicht  gröber  ist,  als  das  mit 
Nummer  2  bezeichnete  Mehl  alten  Typs,  bis  zur  Höhe 
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von  weiteren  25  Prozent  des  Gesamtgewichtes  des  zur 
\'ermahlung  gelangenden  Weizenquantums ; 

3.  Brotmehl  einer  Sorte  in  solchen  Mengen,  daß  sie 
in  den  Punkten  i,  2  und  3  bezeichneten  Mehlsorten  ins¬ 
gesamt  78  Prozent  des  Gesamtgewichtes  des  zur  Ver¬ 
mahlung  gelangenden  Weizenquantums  ergeben. 

Die  Erzeugung  von  Mehl  einer  Qualität  (Gleichmehl) 
ist  anderen  als  den  im  §  6  erwähnten  Lohnmiihlen  ver¬ 
boten. 

§  3.  Ist  das  Gewicht  des  Hektoliters  Weizen  (Quali¬ 
tätsgewicht)  —  bei  fremdem  Besatz  von  nicht  mehr  als 
zwei  Prozent  —  größer  als  75  kg,  kann  die  Mühle 
bei  unveränderter  Aufrechterhaltung  der  Ausmahlung 
auf  78  Prozent  und  hinsichtlich  des  im  §  2  festgestellten 
Verhältnisses  des  Kochmehls  nach  jedem  Kilogramm  des 
Hektoliter-Gewichtsunterschiedes  um  ein  halbes  Prozent 
mehr  feines  Backmehl  und  dementsprechend  um  ein 
halbes  Prozent  weniger  Brotmehl  erzeugen,  als  es  im 
§  2  hinsichtlich  des  feinen  Backmehls,  beziehungsweise 
des  Brotmehls  festgestellt  ist. 

Wenn  aber  das  Gewicht  des  Hektoliters  Weizen 
(Qualitätsgewicht)  —  bei  fremdem  Besatz  von  nicht 
mehr  als  zwei  Prozent  —  geringer  als  75  kg  ist,  ist 
die  Mühlenunternehmung  verpflichtet,  bei  unveränderter 
Aufrechterhaltung  der  Ausmahlung  auf  78  Prozent  und 
hinsichtlich  des  im  §  2  festgestellten  Verhältnisses  von 
Kochmehl  nach  jedem  vollständigen  Kilogramm  der  Ge¬ 
wichtsdifferenz  um  ein  halbes  Prozent  weniger  feines 
Backmehl  und  dementsprechend  um  ein  halbes  Prozent 
mehr  Brotmehl  zu  erzeugen,  als  im  §  2  hinsichtlich  des 
feinen  Backmehls,  beziehungsweise  des  Brotmehls  fest¬ 
gestellt  ist. 

Wenn  der  Weizen  mehr  als  zwei  Prozent  fremden  Be¬ 
satz  enthält,  ist  die  Mühlenunternehmung  verpflichtet, 
nach  jedem  begonnenen  Mehrprozent  des  Besatzes  hin¬ 
sichtlich  des  Brotmehls  das  in  §  2  festgesetzte  Quantum 
um  je  ein  Prozent  zu  vermindern  und  demgegenüber  die 
Kleie-  und  Abfallsmenge  um  je  ein  Prozent  entsprechend 
zu  vermehren. 

§  4.  Aus  Roggen,  dessen  Hektolitergewicht  (Qualitäts¬ 
gewicht)  70  kg  ist,  muß  nach  dem  Auszug  von  Kleie 
einer  Sorte  und  der  Abfälle,  unter  Berücksichtigung 
dessen,  daß  die  Erzeugung  von  Futtermehl  untersagt  ist, 
ein  Mehl  einheitlicher  Qualität  erzeugt  werden,  das 
80  Prozent  des  vermahlenen  Quantums  entspricht. 

Ist  das  Gewicht  des  Hektoliters  Roggen  (Qualitäts¬ 
gewicht)  größer  als  70  kg,  kann  die  Mühle  nach  jedem 
vollständigen  Kilogramm  des  Hektoliter-Gewichts¬ 
unterschiedes  um  ein  halbes  Prozent  mehr  Mehl  er¬ 
zeugen,  als  es  in  dem  vorstehenden  Absatz  festgestellt 
ist.  Wenn  aber  das  Gewicht  des  Hektoliters  Roggen 
(Qualitätsgewicht)  geringer  als  70  kg  ist,  ist  die  Mühlen¬ 
unternehmung  verpflichtet,  nach  jedem  vollständigen 
Kilogramm  um  ein  halbes  Prozent  weniger  Mehl  und 
dementsprechend  um  ein  halbes  Prozent  mehr  Kleie  zu 
erzeugen,  als  es  im  ersten  Absatz  des  gegenwärtigen 
Paragraphen  festgestellt  ist. 

§  5.  Zum  Zwecke  der  Kontrolle  der  Einhaltung  der 
in  den  vorangehenden  Paragraphen  enthaltenen  Verfü¬ 
gungen  bleiben  die  Bestimmungen  auch  weiterhin  auf¬ 
recht,  die  in  der  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ackerbauminister,  hinsichtlich  Kroatiens  und 
Slawoniens  im  Einvernehmen  mit  dem  Banus  am  27.  No¬ 
vember  1914  unter  Zahl  84204  enthalten  sind. 

Diejenigen  Einnahme-  und  Ausgabe-Warenverzeich¬ 
nisse,  welche  die  Mehlunternehmungen  im  Sinne  der  im 
vorstehenden  Absatz  erwähnten  Verordnung  zum  Zwecke 
der  Kontrolle  bisher  geführt  haben,  müssen  mit  dem 
Tage  des  Inslebentretens  der  gegenwärtigen  Verordnung 
abgeschlossen  werden,  und  es  müssen  für  den  nach  diesem 
Tage  folgenden  Zeitraum  neue  Verzeichnisse  eröffnet 
werden. 


§  6.  Die  gegenwärtige  Verordnung  bezieht  sich  nicht 
auf  solche  Mühlenunternehniungen,  die  Mehl  oder  Mahl¬ 
produkte  gegen  Lohn  oder  gegen  einen  gewissen  Anteil 
des  zur  \"ermahlung  eingebrachten  Getreides  ausschließ¬ 
lich  für  den  Hausbedarf  der  vermahlenden  Partei  her¬ 
steilen  und  Mehl  oder  sonstiges  Mahlprodukt  zum  Ver¬ 
kauf  oder  zum  Zwecke  des  Austausches  mit  dem  einge¬ 
brachten  Getreide  (Einsammeln)  überhaupt  nicht  ver¬ 
mahlen  (Lohnmühlen). 

§  7.  Diese  Wrordiumg  ist  auch  auf  Mehlvermahlungen 
und  -lieferungen  für  die  Militärverwaltung  nicht  an¬ 
wendbar. 

§  8.  Wer  den  Verfügungen  dieser  Verordnung  hin- 
sichlich  der  Erzeugung  oder  Inverkehrsetzung  von 
Weizen-  oder  Roggenmehl  zuwiderhandelt  oder  wer  die 
festgestellten  Kontrollverfügungen  nicht  einhält,  begeht 
eine  ('bertretung  und  ist,  falls  seine  Handlung  nicht 
miter  eine  schwerere  Strafe  fällt,  im  Sinne  des  §  9  des 
G.-A.  LjT9i4  —  durch  die  im  zweiten  Absatz  des  §  15 
des  G.-A.  LX 111/19 12  bezeichnete  Verwaltungsbehörde, 
in  Kroatien  und  Slawonien  durch  die  nach  den  dortigen 
Rechtsnormen  berufene  Behörde  —  mit  Arrest  bis  zu 
zwei  Monaten  und  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  600  K 
zu  bestrafen. 

§  9.  Für  die  Inverkehrsetzung  der  aus  dem  Zollaus- 
lande  eingeführten  Weizen-  und  Roggenbestände  und 
für  den  Verkauf  der  importierten  Bestände  erteilt  der 
Handelsminister  von  b'all  zu  Fall  die  besondere  Er¬ 
laubnis. 

§  10.  Mit  dem  Inslebentreten  der  gegenwärtigen  Ver¬ 
ordnung  verliert  die  am  30.  März  1915  sub  Z.  1113/1915 
M.-E.  erlassene  Verordnung  des  königlich  ungarischen 
Ministeriums  ihre  Wirksamkeit. 

§  II.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft  und  erstreckt  sich  auf  das  ganze  Gebiet 
der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone.  In  Kroa¬ 
tien  und  Slawonien  vollstreckt  diese  Verordnung  der 
Banus,  sofern  deren  Vollstreckung  in  den  Kreis  der 
dortigen  autonomen  Regierung  gehört. 

Höchstpreise  für  Weizen-  und  Roggenmehl. 

Eine  Verordnung  Z.  2727/1915  M.-E.  des  königlich  un¬ 
garischen  Ministeriums  über  die  Feststellung  der  für 
Weizenmehl  und  Roggenmehl  zulässigen  Maximalpreise 
vom  24.  Juni  1.  J.  lautet: 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  verordnet  auf 
Grund  des  den  G.-A.  LXHI/1912  über  die  Ausnahme¬ 
verfügungen  und  den  G.-A.  LXVHI/1912  über  die 
Kriegsleistungen  ergänzenden  §  i  des  G.-A.  L/1914 
folgendes: 

§  I.  Die  für  Weizenmehl,  Roggenmehl,  ebenso  für 
Weizen-  und  Roggenkleie,  unter  Kleie  auch  den  son¬ 
stigen  Vermahlungsabfall  (Rade  u.  s.  w.)  verstanden, 
zulässigen  Maximalpreise  \verden  für  den  mit  dem 
25.  Juli  1915  beginnenden  Zeitpunkt  in  dem  Verzeichnis 
festgestellt,  welches  den  ergänzenden  Teil  der  gegen¬ 
wärtigen  Verordnung  bildet. 

§  2.  Die  mit  der  vorstehenden  Verordnung  fest¬ 
gestellten  Maximalpreise,  welche  auch  die  Transport¬ 
kosten  zur  Verladestation  inkludieren,  sind  pro  q 
(  100  kg)  Nettogewicht,  exklusive  Sack,  an  dem  Orte 
der  l'bernahme  und  für  den  Fall  des  Verkaufs  gegen 
Barzahlung  zu  verstehen.  Nachdem  der  Maximalpreis 
exklusive  Sack  zu  verstehen  ist,  kann  der  Verkäufer  das 
Gewicht  des  Sackes  in  das  Gewicht  des  verkauften 
Mehles  nicht  einrechnen. 

Der  Verkäufer  kann  den  Preis  des  durch  ihn  bei¬ 
gestellten  Sackes  besonders  anrechnen.  Den  für  den 
Sack  anrechenbaren  höchsten  Preis  regelt  der  Handels¬ 
minister  mittels  Verordnung. 

§  3.  Im  Falle  der  Kreditierung  des  Kaufpreises  kann 
der  Zinsfuß  der  über  den  festgestellten  Maximalpreis 
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zulässigen  Verzinsung  höchstens  mit  2  Prozent  den 
Zinsfuß  der  Österreichisch-ungarischen  Bank  über¬ 
steigen,  welcher  bei  Abschluß  des  Geschäftes  für  den 
Wechseleskont  in  Kraft  war. 

§  4.  Die  durch  die  gegenwärtige  Verordnung  fest¬ 
gestellten  Maximalpreise  treten  am  25.  Juli  1915 
Kraft. 

(■'her  diesen  Tag  hinaus  ist  es  verboten,  Weizen-  und 
Roggenmehl,  mit  Ausnahme  des  in  den  §§  5  7 

festgestellten  Verschleißes,  teurer  zu  verkaufen  oder  ein¬ 
zukaufen,  als  jener  Preis  ist,  welchen  die  gegenwärtige 
\'erordnung  als  höchsten  Preis  hinsichtlich  jenes  Ortes 
feststellt,  wo  der  Verkauf  erfolgt. 

§  5.  Bei  der  bis  zum  15.  August  19T5  gestatteten 
Inverkehrsetzung  der  im  Sinne  der  Verordnung 
Z.  1113/1915  M.-E.  hergestellten  Mehlbestände  darf  man 
die  in  der  Verordnung  Z.  1114/1915  M.-E.  festgestellten 
Preise  anrechnen. 

§  6.  Wer  für  Weizenmehl  oder  Roggenmehl  einen 
höheren  Preis  als  den  festgestellten  Maximalpreis,  oder 
über  dem  höchsten  Preis  eine  nach  dieser  Verordnung 
nicht  anrechenbare  Nebenleistung  irgend  welcher  Art  für 
sich  selbst  oder  zu  gunsten  einer  dritten  Person  fordert, 
annimmt,  versprechen  oder  geben  läßt,  ebenso  auch  der¬ 
jenige,  der  für  solches  Mehl  einen  höheren  Preis  als  der 
festgestellte  Maximalpreis  ist,  oder  über  dem  Maximal¬ 
preis  hinaus  eine  nach  der  gegenwärtigen  Verordnung 
nicht  anrechenbare  Nebenleistung  irgendwelcher  Art  für 
den  Verkäufer  oder  für  eine  dritte  Person  zusagt  oder 
liefert,  der  begeht  —  insofern  seine  Handlung  nicht  unter 
eine  schwererwiegende  Strafverfügung  fällt  —  eine 
f’bertretung  und  kann  im  Sinne  des  §  9  Gesetz¬ 
artikels  L/1914  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  sowie 
mit  einer  Geldstrafe  bis  600  K  bestraft  werden. 

Ebenso  zu  bestrafen  ist  auch  derjenige,  der,  einerlei, 
ob  mit  Absicht  oder  unter  Versäumnis  der  pflicht¬ 
schuldigen  Obsorge,  in  irgendwelcher  Weise  daran  mit¬ 
wirkt,  daß  sein  mit  dem  Verkauf  vertrauter  Angestellter 
oder  eine  den  Verkauf  vermittelnde  andere  Person  die 
Beschränkung  bezüglich  des  für  Weizen-  und  Roggen¬ 
mehl  zulässigen  Maximalpreises  ausspielt  oder  vereitelt, 
oder  wer  dem  auf  die  Ausspielung  oder  Vereitlung  ab¬ 
zielenden  Verfahren  durch  irgendwelche  Art  Vorschub 
leistet  oder  dasselbe  verheimlicht. 

Das  Verfahren  wegen  dieser  Übertretungen  gehört  in 
den  Wirkungskreis  der  Verwaltungsbehörde  als  polizei¬ 
liches  Strafgericht,  auf  dem  Tätigkeitsgebiete  der  haupt¬ 
städtischen  Staatspolizei  aber  in  den  Wirkungskreis  der 
königlich  ungarischen  Staatspolizei. 

§  7.  Wenn  der  Verschleiß  des  in  dieser  Verordnung 
festgestellten  Mehles  in  dem  den  Interessen  des  un¬ 
mittelbaren  Konsums  dienenden  Verkehr  —  im  Verkauf 
in  Detail  oder  ratenweise  —  erfolgt,  kann  der  Verkäufer 
nur  solche  Preise  anrechnen,  die  nicht  unverhältnis¬ 
mäßig  höher  sind  als  die  festgestellten  Maximalpreise. 

Die  dagegen  verstoßenden  Personen  müssen  im  Sinne 
des  §  4  der  Verordnung  Zahl  5600/1914  B.-M.  vom 
5.  August  1914  des  Ministers  des  Innern  bestraft  w’erden. 

§  8.  Mit  dem  Inslebentreten  dieser  gegenwärtigen  Ver¬ 
ordnung  verlieren  alle  jene  Verfügungen  der  Verordnung 
Zahl  1114/1915  M.-E.,  welche  sich  auf  die  für  Weizen¬ 
mehl  und  Roggenmehl  zulässigen  Maximalpreise  be¬ 
ziehen,  ihre  Wirksamkeit. 

Auf  Kroatien  und  Slawonien  erstreckt  sich  die  Wirk¬ 
samkeit  dieser  Verordnung  nicht. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft. 

Verzeichnis  der  für  W'  e  i  z  e  n  m  e  h  1, 
R  o  g  g  e  n  m  e  h  1,  W'  e  i  z  e  n  k  1  e  i  e  und  Roggen¬ 
kleie  zulässigen  Maximalpreise: 


a)  Rechtes  Donauufer:  Komitate:  Baranya,  Fejer, 
Györ,  Komärom,  Moson,  Somogy,  Sopron,  Tolna,  Vas, 
Veßprem  und  Zala;  Städte:  Györ,  Komärom,  Pecs, 
Sopron  und  Szekesfehervar.  WTizen:  Feines  Backmehl 
und  Grieß  K  77‘5o.  Kochmehl  K  59'5o,  Brotmehl  K  4i'47, 
Kleie  und  Abfälle  18  K;  Roggen:  Mehl  K  42-24,  Kleie 
und  Abfälle  18  K. 

b)  Linkes  Donauufer;  Komitate:  Bars,  Esztergom, 
Hont,  Nögrdd,  Nyitra,  Pozsony  und  Stadt  Pozsony. 
Weizen:  Feines  Backmehl  und  Grieß  K  77-50,  Koch¬ 
mehl  K  59-50,  Brotmehl  K  41-47,  Kleie  und  Abfälle 
18  K.  Roggen;  Mehl  K  42-24,  Kleie  und  Abfälle  18  K. 
Komitate:  Arva,  Liptö,  Turöcz,  Trencsen  und  Zölyom, 
Städte  Selmecz  und  Belabanya.  WTizen;  Feines  Back¬ 
mehl  und  Grieß  78  K,  Kochmehl  60  K,  Brotmehl 
K  42-24,  Kleie  und  Abfälle  18  K.  Roggen:  Mehl 
K  42-86,  Kleie  und  Abfälle  18  K. 

c)  Zwischen  Donau  und  Theiß:  Komitate;  Bäcs- 
Bodrog,  Csongräd,  Jaß-Nagykun-Szolnok,  Städte  Baja, 
Hödmezövdsarhely,  Szabadka,  Szeged,  Ujvidek  und 
Zombor.  WTizen;  Feines  Backmehl  und  Grieß  77  K, 
Kochmehl  59  K,  Brotmehl  K  40-68,  Kleie  und  Abfälle 
18  K;  Roggen;  Mehl  K  41-61,  Kleie  und  Abfälle  18  K. 
Komitate:  Heves  und  Pest-Pilis-Solt-Kiskun  und  die 
Stadt  Kecskemet.  WTizen:  Feines  Backmehl  und  Grieß 
K  77-50,  Kochmehl  K  59-50,  Brotmehl  K  41-47,  Kleie 
und  Abfälle  18  K;  Roggen:  Mehl  K  40-99,  Kleie  und 
Abfälle  18  K. 

Haupt-  und  Residenzstadt  Budapest:  Weizen:  Feines 
Backmehl  und  Grieß  78  K,  Kochmehl  K  42-24,  Kleie  und 
Abfälle  18  K;  Roggen:  Mehl  K  42-24,  Kleie  und  Ab¬ 
fälle  18  K. 

d)  Rechtes  Theißufer:  Komitate;  Abanj-Torna,  Bereg, 
Borsod,  Gömör-Kishont,  Ung  und  Zemplen,  Städte: 
Kassa  und  Miskolcz:  WTizen:  Feines  Backmehl  und 
Grieß  K  77-50,  Kochmehl  K  59’5o,  Brotmehl  K  41-47, 
Kleie  und  Abfälle  18  K;  Roggen:  Mehl  K  4i'6i,  Kleie 
und  Abfälle  18  K;  Komitate:  Saros  und  Szepes;  Weizen: 
Feines  Backmehl  und  Grieß  78  K,  Kochmehl  60  K, 
Brotmehl  K  42-24,  Kleie  und  Abfälle  18  K;  Roggen; 
Mehl  K  42-86,  Kleie  und  Abfälle  18  K. 

e)  Rechtes  Theißufer:  Komitate:  Bekes,  Hajdu  und 
Szabolcs,  Stadt  Debreczen.  Weizen:  Feines  Backmehl 
und  Grieß  77  K,  Kochmehl  59  K,  Brotmehl  K  40.66, 
Kleie  und  Abfälle  18  K.  Roggen:  Mehl  K  40-99,  Kleie 
und  Abfälle  18  K.  Komitate:  Bihar,  Maramaros,  Szat- 
mär,  Szilägy  und  Ugocsa,  Städte:  Nagyvärad  und 
Szatmärnemeti.  Weizen:  Feines  Backmehl  und  Grieß 
77  K,  Kochmehl  59  K,  Brotmehl  40-66,  Kleie  und  Ab¬ 
fälle  18  K.  Roggen:  Mehl  K  41-61,  Kleie  und  Abfälle 
18  K. 

f)  Theiß-Maros-Ecke;  Komitate:  Arad,  Csanad, 
Temes  und  Torontäl;  Städte:  Arad,  Temesvär,  Versecz 
und  Pancsova:  Weizen:  Feines  Backmehl  und  Grieß 
77  K,  Kochmehl  59  K,  Brotmehl  K  40-66,  Kleie  und 
Abfälle  18  K;  Roggen:  Mehl  K  42-24,  Kleie  und  Ab¬ 
fälle  18  K.  Komitat  Krasso-Szöreny :  Weizen:  Feines 
Backmehl  und  Grieß  K  77-50,  Kochmehl  K  59-50  Brot¬ 
mehl  K  41-47,  Kleie  und  Abfälle  18  K;  Roggen:  Mehl 
K  42-24,  Kleie  und  Abfälle  18  K. 

g)  Jenseits  des  Königssteiges:  Komitate:  Alsöfeher, 
Besztercze-Naszüd,  Brassö,  Csik,  Fogaras,  Häromszek, 
Hunyad,  Kisküküllö,  Kolozs,  Maros-Torda,  Nagy- 
küküllö,  Szeben,  Szolnok-Doboka,  Torda-Aranyos  und 
Udvarhely,  Städte  Kolozsvar  und  Marosvasärhely : 
Weizen;  Feines  Backmehl  und  Grieß  78  K,  Kochmehl 
60  K.  Brotmehl  K  42-24,  Kleie  und  Abfälle  18  K. 

h)  Stadt  und  Bezirk  Fiume:  Weizen:  Feines  Back¬ 
mehl  und  Grieß  K  78-50,  Kochmehl  K  60-50,  Brotmehl 
43  K,  Kleie  und  Abfälle  18  K;  Roggen:  Mehl  K  43’49> 
Kleie  und  Abfälle  18  K. 
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Bosnien-Hercegovina. 
Beschränkung  der  Verwendung  von  Schafwolle. 
Das  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  für  Bosnien  und  die 
Hercegovina  vom  15.  d.  M.  veröffentlicht  folgende  Ver¬ 
ordnung  der  Landesregierung,  für  Bosnien  und  die 
Hercegovina  vom  8.  Juli  1915,  Z.  117.379/IV,  über  die 
Beschränkung  der  Verwendung  von  Schaf wollvorräten 
und  des  Verkehres  mit  denselben; 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  Dezember  1914,  Ge¬ 
setz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  167,  womit  die  Landes¬ 
regierung  ermächtigt  wird,  aus  Anlaß  der  durch  den 
Kriegszustand  verursachten  außerordentlichen  Verhält¬ 
nisse  die  notwendigen  Verfügungen  auf  wirtschaftlichem 
Gebiete  zu  treffen,  wird  angeordnet,  wie  folgt: 

§  I.  Vom  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Verord¬ 
nung  an  dürfen  rohe  oder  bloß  gewaschene  Schafwollen 
(einschließlich  der  Hautwollen)  nur  zur  Erfüllung  von 
militärischen  Lieferungsaufträgen  verarbeitet  werden. 
Jede  andere  Verarbeitung  der  Schafwolle,  mit  Ausnahme 
der  Verwendung  zu  Zwecken  der  Hausindustrie,  welche 
Verwendung  auch  weiterhin  freibleibt,  ist  nur  mit  Be¬ 
willigung  der  Landesregierung  gestattet. 

Von  diesen  Beschränkungen  sind  jedoch  jene  Schaf- 
woll Vorräte  ausgenommen,  welche  sich  am  Tage  des 
Inkrafttretens  dieser  Verordnung  bereits  in  den  Fabrik¬ 
betrieben  befinden  und  zur  Aufrechterhaltung  des  Be¬ 
triebes  in  dem  bisherigen  Umfang  während  der  nächsten 
14  Tage  unbedingt  notwendig  sind. 

Die  Bestimmungen  des  ersten  Absatzes  beziehen  sich 
überdies  nicht  auf  Sterblings-,  Gerber-,  Kürschner-  und 
Kunstwolle  sowie  auf  die  Wollabfälle.  Diese  Materialien 
können  auch  künftighin  zu  beliebigen  Zwecken  frei  ver¬ 
arbeitet  werden. 

§  2.  Schafwolle  (Schweißwolle,  Wolle  in  Rücken¬ 
wäsche,  in  Hand-  und  Fabrikswäsche,  Hautwolle, 
Gerber-,  Sterblings-,  Kürschner-  und  Kunstwolle  sowie 
Wollabfälle)  in  unverarbeitetem  Zustand  darf  von  der 
Aufbewahrungsstelle  nach  einem  außerhalb  der  Stadt 
oder  Gemeinde  liegenden  Ort  mittels  Eisenbahn,  Schiff, 
Motorfahrzeug  oder  Achse  (ausgenommen  Postverkehr) 
nur  gegen  vorherige  Anzeige  an  die  Landesregierung 
auf  Grund  einer  Transportbescheinigung  derselben 
weiterbefördert  werden.  Die  Transportbescheinigung 
wird  von  der  Landesregierung  erteilt: 

a)  in  allen  Fällen  der  Versendung  von  Schweißwolle, 
Wolle  in  Rückenwäsche,  in  Hand-  und  Fabrikwäsche 
sowie  Hautwolle  in  öffentliche  Lagerhäuser  oder  Woll 
Wäschereien  in  Bosnien  und  der  Hercegovina  und  in 
solche  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  sowie  in  den  Ländern  der  heiligen  ungari¬ 
schen  Krone  gelegene.  Wolle  verarbeitende  Fabriken, 
w'elche  sich  durch  ein  Zertifikat  des  k.  u.  k.  Kriegs- 
niinisteriums,  des  k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidi 
gung  oder  kgl.  ungarischen  Honvedministeriums  über 
einen  entsprechenden  zur  Zeit  des  Ansuchens  bereits 
erhaltenen  militärischen  Lieferungsauftrag  und  die  Be¬ 
stimmung  der  Schafwolle  zu  dessen  Ausführung  aus 
w'eisen ; 

b)  zum  Zwecke  der  Versendung  von  Sterblings-, 
Gerber-,  Kürschner-  und  Kunstwolle  sowde  Wollabfällen, 
ohne  daß  hierzu  die  Beibringung  eines  Zertifikat  der 
im  Punkt  a  genannten  Ministerien  erforderlich  w'äre; 

c)  nach  Ermessen  der  Landesregierung  in  sonstigen 
berücksichtigungs würdigen  Fällen. 

Die  im  ersten  Absatz  dieses  Paragraphen  vorgesehene 
Anzeige  und  Bescheinigung  ist  nicht  erforderlich  zur 
Beförderung  von  Schafwolle  mittels  Achse  oder  Motor¬ 
fahrzeug  von  der  Schurstelle  in  die  eigenen  heimischen 
Lagerräume  des  Produzenten. 

§  3.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften 

dieser  Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K 


oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  politi¬ 
schen  Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern  die 
Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Bekanntmachung  des 
deutschen  Reichskanzlers  vom  16.  Juli  1915  wurden 
folgende  Anordnungen  getroffen; 

I.  Es  w’ird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 
Geweben  aus  Gespinsten  von  Wolle  oder  anderen  Tier¬ 
haaren,  auch  mit  pflanzlichen  Spinnstoffen  oder  Ge¬ 
spinsten  gemischt,  der  Nr.  432  des  Zolltarifs  mit  Aus¬ 
nahme  des  Lohnveredlungsverkehrs ; 

gefärbten,  bedruckten  oder  buntgewebten  Gew'eben 
aus  Baumwollgespinsten,  auch  gemischt  mit  anderen 
pflanzlichen  Spinnstoffen  oder  Gespinsten  der  Nr.  457 
des  Zolltarifs,  mit  Ausnahme  des  Lohnveredlungsver- 
cehrs. 

II.  In  Ziffer  I,  Abs.  4,  der  Bekanntmachung  vom 
24.  juni  1915  muß  es  im  Eingang  statt  Benzoeverbin¬ 
dungen  heißen;  Benzoesäureverbindungen. 

III.  Nicht  unter  das  Aus-  und  Durchfuhrverbot  der 
Ziffer  I  fallen: 

Preßtücher,  Gurte,  Scheiben  und  Tafeln  aus  Garnen 
von  Ziegenhaaren  oder  groben  Tierhaaren  zum  Pressen 
von  öl  oder  Fettep; 

Haarplüsch  (sogenanntes  Sealskin)  aus  Rindvieh¬ 
haaren,  gemischt  mit  Baumwolle  (vgl.  Bekanntmachung 
vom  24.  Juni  1915,  Ziffer  III,  i,  „Reichsanzeiger“ 
Nr.  147  vom  25.  Juni  1915)- 

IV.  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von; 
Schleifscheiben  aus  künstlichem  Schleifmaterial; 
Strontiumverbindungen. 

Ferner  wmrde  in  derselben  Nummer  des  ,, Reichs¬ 
anzeigers“  unter  der  Rubrik  „Nichtamtliches“  folgende 
Verfügung  publiziert: 

Kunstleder  aus  Spaltabfällen,  zusammengeklebt,  ist 
hinsichtlich  der  Aus-  und  Durchfuhr  wde  Leder  zu  be¬ 
handeln  und  als  verboten  anzusehen. 

Bekanntmachung  über  die  Geltendmachung  von 
Ansprüchen  von  Personen,  die  im  Ausland  ihren 
Wohnsitz  haben.  Der  Bundesrat  hat  am  22.  Juli  1915» 
folgende  Verordnung  erlassen; 

Die  Wirksamkeit  der  Bekanntmachungen  über  die 
Geltendmachung  von  Ansprüchen  von  Personen,  die  im 
Ausland  ihren  Wohnsitz  haben,  vom  7.  August  1914, 
22.  Oktober  1914,  21.  Januar  1915  und  22.  April  1915 
wird  in  der  Weise  ausgedehnt,  daß  an  die  Stelle  des 
31.  Juli  1915  der  31.  Oktober  1915  tritt. 

Die  Fristen  des  Wechsel-  und  Scheckrechts  für 
Elsaß-Lothringen,  Ostpreußen  u.  s.  w.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  22.  Juli  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  i.  Der  Artikel  i  der  Bekanntmachung,  be¬ 
treffend  die  Fristen  des  Wechsel-  und  Scheckrechts  für 
Elsaß-Lothringen,  Ostpreußen  u.  s.  w.,  vom  17.  Mai 
1915  wird  dahin  abgeändert,  daß  an  die  Stelle  des 
31.  Juli  1915  der  30.  Oktober  1915  tritt. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 


Erhebung  der  Bestände  von  Verbrauchszucker. 

Eine  amtliche  Bekanntmachung  über  die  Wiederholung 
der  Anzeige  der  Bestände  von  Verbrauchszucker  vom 
23.  Juli  1915  bestimmt: 

,,Wer  Verbrauchszucker  mit  Beginn  des  i.  August 
1915  im  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vorhandenen 
Mengen  getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter 
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Nennung  der  Eigentümer  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  b.  H.  in  Berlin  anzuzeigen.  Zu  diesem  Zweck  haben 
die  Berechtigten,  deren  Zucker  in  fremdem  Gewahrsam 
liegt,  den  Lagerhaltern  nach  dem  i.  August  19' 5 
verzüglich  die  ihnen  zustehenden  Mengen  anzuzeigen. 
Die  Anzeigen  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  II. 
sind  bis  zum  10.  August  1915  abzusenden.  Anzeigen 
über  Mengen,  die  sich  mit  Beginn  des  i.  August  J9LS 
auf  dem  Transport  befinden,  sind  unverzüglich  nach 
dem  Empfang  von  dem  neuen  Empfänger  zu  erstatten. 

Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht 

1.  auf  Mengen,  die  im  Eigentum  des  Reiches,  eines 
Bundesstaates  oder  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im 
Eigentum  der  Heeresverwaltungen  oder  der  Marinever¬ 
waltung  sowie  im  Eigentum  eines  Kommunalverbandes 
stehen, 

2.  auf  Mengen,  die  insgesamt  weniger  als  50  q  be¬ 
tragen.“ 

Bekanntmachung  über  das  Inkrafttreten  von 
Vorschriften  der  Bundesratsverordnung  über  den 
Verkehr  mit  Brotgetreide  und  Mehl  aus  dem  Ernte¬ 
jahr  1915  vom  28.  Juni  1915.  Mit  Verfügung  vom 
17.  Juli  1915  wird  bekanntgeniacht,  daß  die  Vorschriften 
der  §§  IO  bis  16  und  der  §§  38  bis  41  der  Bundesrats¬ 
verordnung  über  den  Verkehr  mit  Brotgetreide  und  Mehl 
aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915  am  17.  Juli 
1915  in  Kraft  treten. 

Bekanntmachung  wegen  weiterer  Ergänzung 
der  Verordnung,  betreffend  Verkehr  mit  Zucker. 

Der  Bundesrat  hat  am  15.  Juli  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

Artikel  i.  Die  durch  Bekanntmachung  vom  27.  Mai 
1915  ergänzte  Verordnung,  betreffend  Verkehr  mit 
Zucker,  vom  12.  Eebruar  1915  wird  wie  folgt  ergänzt: 

1.  Im  §  4,  Abs.  I,  erhält  der  zweite  Satz  folgende 
Fassung: 

Für  Lieferung  im  Juni  1915  darf  der  Preis  um  40  Pf., 
für  Lieferung  im  Juli  1915  um  80  Pf.,  für  Lieferung  im 
August  und  September  1915  um  M.  r20  über  die  für 
Lieferung  im  Mai  1915  geltenden  Preise  erhöht  werden. 

2.  Hinter  §  4  ist  als  §  4  a  einzufügen: 

Erfolgt  der  Verkauf  von  Verbrauchszucker  nicht 
durch  eine  Verbrauchsartikelfabrik,  so  darf  außer  dem 
Höchstpreis,  der  für  die  Verbrauchszuckerfabrik  gilt,  die 
für  den  Bestimmungsort  unter  Berücksichtigung  der  fest¬ 
gesetzten  Höchstpreise  am  frachtgünstigsten  liegt,  eine 
Vergütung  für  die  Transportkosten  von  dieser  Fabrik 
zuzüglich  eines  Zuschlags  von  höchstens  5  Prozent  des 
Höchstpreises  gefordert  und  gezahlt  werden.  Der  Reichs¬ 
kanzler  kann  im  Falle  des  nachgewiesenen  Bedürfnisses 
den  Zuschlag  bis  auf  7  Prozent  erhöhen. 

Diese  Bestimmung  gilt  nicht  für  den  Kleinverkauf. 
Der  Reichskanzler  kann  nähere  Vorschriften  darüber 
erlassen,  w'as  als  Kleinverkauf  anzusehen  ist. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  22.  Juli  1915  in 
Kraft. 

Bekanntmachung  wegen  Änderung  der  Bekannt¬ 
machung  über  Verbrauchszucker.  Der  Bundesrat 
hat  am  15.  Juli  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  i.  Der  §  3  der  Bekanntmachung  über  Ver¬ 
brauchszucker  vom  27.  Mai  1915  wird  wie  folgt  ge¬ 
ändert  : 

1.  Im  Abs.  I  erhält  der  zweite  Satz  folgende  Fassung: 

Sie  darf  keinen  höheren  Preis  als  den  in  den  §§  4, 

4  a  der  Verordnungen,  betreffend  \'^erkehr  mit  Zucker, 
vom  12.  Februar  und  15.  Juli  1915  vorgesehenen  Preis 
bezahlen. 

2.  Hinter  dem  ersten  Absatz  wird  folgender  zw’eite 
Absatz  eingefügt: 


Für  die  Zeit  nach  dem  30.  September  1915  ermäßigt 
sich  der  i'bernahmspreis  um  10  Pf.  für  je  50  kg  unter 
den  für  .September  geltenden  Preis.  Ist  der  Verkäufer 
eine  Verbrauchszuckerfabrik,  so  tritt  die  Ermäßigung 
nicht  ein,  soweit  die  von.  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  b.  H.  verlangte  Menge  größer  ist  als  die  mit  Beginn 
des  I.  September  1915  der  Fabrik  gehörigen  Bestände 
an  Rohzucker  und  Verbrauchszucker  abzüglich  der  im 
September  veräußerten  Mengen.  Hierbei  dürfen  jedoch 
diejenigen  Mengen,  die  von  einer  Verbrauchszucker¬ 
fabrik  an  eine  andere  abgegeben  sind,  nicht  abgezogen 
werden.  Rohzucker  ist  auf  Verbrauchszucker  im  Ver¬ 
hältnis  von  10  zu  9  umzurechnen.  Ist  der  Verkäufer 
nicht  eine  Verbrauchszuckerfabrik,  so  tritt  die  Ermäßi¬ 
gung  nicht  ein,  soweit  die  von  der  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  m.  b.  H.  verlangte  Menge  größer  ist  als  die  Menge 
Verbrauchszucker,  die  der  Verkäufer  zu  dem  für  Sep¬ 
tember  1915  oder  einem  früheren  Monat  geltenden 
Preis  gekauft  hat. 

3.  Der  bisherige  Abs.  2  wird  Abs.  3 ;  der  bisherige 
Abs.  3  wird  gestrichen. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  22.  Juli  1915  in 
Kraft. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Menge  des  zum 
steuerpflichtigen  Inlandsverbrauch  abzulassenden 
Zuckers.  Der  Bundesrat  hat  am  15. Juli  191 5  beschlossen: 
Der  gesamte  im  Betriebsjahre  1914/15  in  den  einzelnen 
Rohzuckerfabriken  und  Melasseentzuckerungsanstalten 
hergestellte  Zucker  wird  zum  steuerpflichtigen  Inlands¬ 
verbrauch  abgelassen. 

Verkehr  mit  Ölfrüchten  und  Ölfruchtprodukten. 

Der  Bundesrat  hat  am  15.  Juli  1915  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen: 

§  I.  Die  aus  Raps,  Rübsen,  Hederich  und  Ravison, 
Dotter,  Mohn,  Lein  und  Hanf  der  inländischen  Ernte 
gewonnenen  Früchte  (Ölfrüchte)  sind  an  den  Kriegs¬ 
ausschuß  für  pflanzliche  und  tierische  öle  und  Fette 
G.  m.  b.  H.  in  Berlin  zu  liefern. 

Dies  gilt  nicht: 

1.  für  Vorräte,  die  vom  Inkrafttreten  dieser  Verord¬ 
nung  ab  in  der  Hand  desselben  Eigentümers  insgesamt 
10  kg  nicht  übersteigen; 

2.  bei  Leinsamen  für  Vorräte,  die  vom  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung  ab  in  der  Hand  desselben  Eigen¬ 
tümers  5  q  nicht  übersteigen ;  betragen  die  Vorräte 
mehr  als  5  q,  so  dürfen  davon  bis  zu  5  q  zurückbehalten 
werden ; 

3.  für  die  zur  Bestellung  des  Landwirtschaftsbetriebes 
des  Lieferungspflichtigen  erforderlichen  Vorräte  (Saat- 
Rut)  ; 

4.  für  die  Ölfrüchte,  die  in  anerkannten  Saatguts¬ 
wirtschaften  zu  Saatzwecken  gewonnen  werden ; 

5.  bei  Mohn  für  die  zur  Herstellung  von  Nahrungs¬ 
mitteln  in  der  Hauswirtschaft  des  Lieferungspflichtigen 
erforderlichen  Vorräte. 

§  2.  Wer  Ölfrüchte  (§1)  bei  Beginn  eines  Kalender¬ 
vierteljahrs  in  Gewahrsam  hat,  hat  die  bei  Beginn  eines 
jeden  Kalendervierteljahrs  vorhandenen  Mengen  ge¬ 
trennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter  Nennung  der 
letzteren  dem  Kriegsausschuß  anzuzeigen.  Die  Anzeige 
ist  bis  zum  fünften  Tage  eines  jeden  Kalenderviertel- 
jahrs,  erstmalig  jedoch  am  i.  August  1915,  zu  erstatten. 

Gleichzeitig  ist  anzuzeigen,  welche  Vorräte  auf  Grund 
des  §  I,  Abs.  2,  Nr.  2  bis  5,  beansprucht  w'erden. 

Die  Anzeigepflicht  gilt  nicht  für  die  Fälle  des  §  i, 
Abs.  2,  Nr.  I. 

§  3.  Der  Kriegsausschuß  hat  die  Ölfrüchte,  die  ihm 
nach  §  I  zu  liefern  sind,  abzunehmen  und  einen  ange¬ 
messenen  Preis  dafür  zu  zahlen. 
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Der  Preis  für  loo  kg  darf  nicht  übersteigen  bei  Raps 
(Winter-  und  Sommer-)  6o  M.,  bei  Rübsen  (Winter- 
und  Sommer-)  M.  57-50,  bei  Hederich  und  Ravison 
40  M.,  bei  Dotter  40  M.,  bei  Mohn  80  M.,  bei  Lein¬ 
samen  50  M.,  bei  Hanfsamen  40  M. 

Der  Lieferungspfiichtige  hat  die  Ölfrüchte  bis  zur  Ab¬ 
nahme  aufzubewahren  und  pfleglich  zu  behandeln. 

§  4.  Der  Lieferungspflichtige  hat  dem  Kriegsausschuß 
anzuzeigen,  von  welchem  Zeitpunkt  ab  er  zur  Lieferung 
bereit  ist.  Erfolgt  die  Abnahme  nicht  binnen  zwei 
Wochen  nach  diesem  Zeitpunkt,  so  ist  der  Kaufpreis 
vom  Ablauf  der  Frist  an  mit  i  Prozent  über  den  je¬ 
weiligen  Reichsbankdiskont  zu  verzinsen.  Für  Ver¬ 
wahrung  und  pflegliche  Behandlung  nach  Ablauf  der 
Frist  erhält  der  Lieferungspflichtige  eine  Vergütung, 
die  vom  Bundesrate  festgesetzt  wird.  Mit  dem  Zeit¬ 
punkt,  an  dem  die  Verzinsung  beginnt,  geht  die  Gefahr 
des  zufälligen  Verderbens  oder  der  zufälligen  Wert- 
vermiiiderung  auf  den  Kriegsausschuß  über.  Der  Liefe¬ 
rungspflichtige  hat  nach  näherer  Anweisung  des  Reichs¬ 
kanzlers  Feststellungen  darüber  zu  treffen,  in  welchem 
Zustand  sich  die  Ölfrüchte  im  Zeitpunkt  des  Gefahr¬ 
überganges  befinden ;  im  Streitfall  hat  er  den  Zustand 
nachzuweisen. 

§  5.  Ist  der  Verkäufer  mit  dem  vom  Kriegsausschusse 
gebotenen  Preise  nicht  einverstanden,  so  setzt  die  zu¬ 
ständige  höhere  Verwaltungsbehörde  den  Preis  endgültig 
fest.  Sie  darf  dabei  die  im  §  3  festgesetzten  Grenzen 
nicht  überschreiten.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  be¬ 
stimmt  darüber,  wer  die  baren  Auslagen  des  Verfahrens 
zu  tragen  hat.  Bei  der  Festsetzung  ist  der  Preis  zu  be¬ 
rücksichtigen,  der  zur  Zeit  des  Gefahrüberganges  (§  4) 
angemessen  war.  Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht 
auf  die  endgültige  Festsetzung  des  Übernahmspreises 
zu  liefern,  der  Kriegsausschuß  vorläufig  den  von  ihm  für 
angemessen  erachteten  Preis  zu  zahlen. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  des  Kriegsausschusses  durch  An¬ 
ordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  ihn  oder  die  von 
ihm  in  dem  Antrag  bezeichnete  Person  übertragen.  Die 
Anordnung  ist  an  den  Besitzer  zu  richten.  Das  Eigentum 
geht  über,  sobald  die  Anordnung  dem  Besitzer  zugeht. 

§  6.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach 
der  Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  diese 
Frist  mit  dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  dem  Kriegsausschusse  zu- 
geht. 

§  7.  Der  Kriegsausschuß  hat  für  die  alsbaldige  Ver¬ 
arbeitung  der  übernommenen  Ölfrüchte  zu  sorgen.  Er 
hat  das  gewonnene  öl  nach  den  Weisungen  des  Reichs¬ 
kanzlers  abzugeben.  Für  die  bei  der  Ölgewinnung  ent¬ 
fallenden  Ölkuchen  und  Ölmehle  sind  die  Vorschriften 
der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln 
vom  28.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  S.  399,  maßgebend. 

§  8.  Der  Kriegsausschuß  untersteht  der  Aufsicht  des 
Reichskanzlers. 

§  9.  Der  Reichskanzler  erläßt  die  Vorschriften  zur 
Ausführung  dieser  Verordnung.  Er  kann  Ausnahmen 
gestatten  und  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  auch 
auf  andere  als  die  im  §  i  genannten  Ölfrüchte  aus¬ 
dehnen. 

Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als  höhere 
Verwaltungsbehörde  oder  als  zuständige  Behörde  im 
Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 

§  10.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft; 

1.  wer  Vorräte,  zu  deren  Lieferung  er  nach  §  i  ver¬ 
pflichtet  ist,  beiseite  schafft,  zerstört,  verarbeitet,  ver¬ 
braucht  oder  an  einen  anderen  als  den  Kriegsausschuß 
liefert ; 

2.  wer  eine  ihm  nach  §  2,  Abs.  i,  obliegende  Anzeige 
nicht  in  der  festgesetzten  Frist  erstattet  oder  wer 


wissentlich  unvollständige  oder  unrichtige  Angaben 
macht ; 

3.  wer  der  Wrpflichtung  zur  Aufbewahrung  und 
pfleglichen  Behandlung  (§  3,  Abs.  2)  zuwiderhandelt; 

4.  wer  den  nach  §  9  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt. 

§  II.  Diese  Verordnung  findet  auch  Anwendung  auf 
Ölfrüchte,  die  vor  dem  Inkrafttreten  der  Verordnung 
in  das  Reichsgebiet  eingeführt  worden  sind. 

Sie  findet  gleichfalls  Anwendung  auf  Ölfrüchte,  die 
künftig  aus  den  besetzten  Gebieten  des  Auslandes  ein¬ 
geführt  werden.  Der  Reichskanzler  kann  ihre  Vor¬ 
schriften  ausdehnen  auf  Ölfrüchte,  die  aus  dem  übrigen 
Ausland  eingeführt  werden. 

§  12.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Frankreich. 

Moratorium.  Das  französische  Amtsblatt  vom 
6.  Juli  1915  veröffentlicht  ein  Gesetz  vom  4.  Juli  1914, 
betreffend  die  Wiederaufnahme  der  Verjährungs¬ 
und  sonstigen  Fristen  auf  dem  Gebiete  des  Zivil-, 
Handels-  und  Verwaltungsrechtes  nach  dem  Kriege. 

Dieses  Gesetz  hat  folgenden  Wortlaut: 

Artikel  i.  Die  Wirkung  des  Artikels  2  des  Gesetzes 
vom  5.  August  1914  und  des  Artikels  i  des  Dekretes 
vom  IO.  August  1915  beschränken  sich  auf  die  Ver¬ 
jährungen,  Verfallsarten  und  andere  durch  den  Artikel  5 
des  erwähnten  Dekretes  berührte  Fristen,  die  vor  oder 
seit  dem  2.  August  1914  zu  laufen  begonnen  haben,  und 
vor  oder  während  eines  Zeitraumes  von  sechs  Monaten 
erreicht  oder  beendet  sein  werden,  gerechnet  von  dem 
Tage,  der  mittels  Dekretes  als  Ausgangspunkt  der  neuen 
oder  ergänzenden  Fristen  gemäß  Artikel  2  des  Dekretes 
vom  IO.  August  1914  bestimmt  werden  wird. 

Artikel  2.  Der  Beginn  für  den  Lauf  dieser  Frist,  der 
in  den  einzelnen  Gerichtsbezirken  verschieden  angesetzt 
wird,  wird  durch  eine  Verordnung  bestimmt. 

Artikel  3.  Alle  Verjährungen,  Verfallsarten  und 
Fristen,  die  etwa  während  des  Zeitraumes  von  sechs 
Monaten  erreicht  oder  beendet  sein  sollten,  der  auf  das 
mit  der  erwähnten  Verordnung  festgesetzte  Datum  folgt, 
werden  um  sechs  Monate  verlängert  und  zwar  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  dem  ihr  Verfall  oder  ihre  Be¬ 
endigung  normalerweise  hätte  stattfinden  sollen. 

Artikel  4.  Dieselbe  Frist  von  sechs  Monaten  (ge¬ 
rechnet  von  jenem  Tage  an,  der  durch  die  erwähnte 
Verordnung  zu  bestimmen  sein  wird)  wird  der  Er¬ 
neuerung  der  Eintragung  von  Privilegien,  Hypo¬ 
theken,  Pfandsicherstellungen  u.  s.  w.  zugute  kommen, 
die  während  der  Dauer  der  Mobilisation  hätten  vor¬ 
genommen  werden  sollen. 

Das  vorliegende  Gesetz,  das  vom  Senat  und  von  der 
Kammer  der  Abgeordneten  durchberaten  und  ange¬ 
nommen  worden  ist,  wird  als  Staatsgrundgesetz  zur 
Durchführung  gelangen. 

Italien. 

Errichtung  einer  Prisenkommission,  Ein  Dekret 
der  Statthalterschaft,  betreffend  Errichtung  einer  Prisen¬ 
kommission  („Gazzetta  Ufficiale“  vom  ii.  Juni  1915). 
lautet: 

Artikel  i.  Die  Prisenkommission,  welche  im  Artikel  225 
des  Gesetzbuches  für  die  Handelsmarine  vorgesehen 
ist,  hat  ihren  Sitz  in  Rom  und  amtiert  auch  für  die 
Kolonien. 

Artikel  2.  An  der  Spitze  der  Prisenkommission  steht 
ein  erster  Vorsitzender  eines  Appellationsgerichtes  im 
Dienste  oder  im  Ruhestande  oder  ein  Sektioiispräsident 
des  Kassationsgerichtes  im  Dienste.  Sie  besteht  aus 
ordentlichen  und  Ersatzmitgliedern.  Ordentliche  Mit- 
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grlieder  sind:  a)  ein  Admiral,  b)  ein  Mitglied  des  diplo¬ 
matischen  Streitgerichtshofes,  c)  ein  Staatsrat,  d)  der 
( leneraldirektor  der  Handelsmarine,  e)  der  Inspektor 
der  Hafenkapitanate  und  f)  ein  Gerichtsmagistrat  von 
keinem  niedrigeren  Range  als  ein  Appellationsgerichts¬ 
rat.  Für  jede  der  Kategorien  a,  b,  c  und  f  wird  ein  Er¬ 
satzmitglied  gewählt. 

Artikel  3.  Ein  Regierungskommissär  betreibt  die  Sache 
namens  der  Regierung  und  stellt  seine  Anträge.  Als  Re¬ 
gierungskommissär  fungiert  ein  Funktionär  der  Staats¬ 
anwaltschaft  von  nicht  geringerem  Range  als  ein  könig¬ 
licher  Anwalt.  Im  Falle  seiner  Abwesenheit  oder  Ver¬ 
hinderung  wird  seine  Funktionen  vorübergehend  ein 
anderer  Magistrat  der  Staatsanwaltschaft  übernehmen. 

Der  Regierungskommissär  und  dessen  Stellvertreter, 
falls  ihn  dieser  bei  der  Sitzung  vertritt,  haben  keine  ent¬ 
scheidende  Stimme  und  können  auch  nicht  an  der  Ab¬ 
stimmung  teilnehmen. 

Artikel  4.  Die  Prisenkommission  wird  durch  einen 
Schriftführer  ohne  Stimmrecht  unterstützt,  welcher  aus 
den  Funktionären  der  Zentralverwaltung  der  Marine  von 
nicht  geringerem  Grade  als  ein  Abteilungsvorstand  ge¬ 
wählt  wird. 

Der  Schriftführer  wird  durch  einen  Stellvertreter, 
welcher  ihn  im  Falle  zeitweiser  \'erhinderung  vertritt, 
seinerseits  unterstützt. 

Der  Schriftführerstellvertreter  wird  aus  der  Mitte  der 
Funktionäre  des  Marineministeriums,  des  Ministeriums 
des  ÄuBern  und  Justiz-  und  Kultusministeriums  von 
nicht  geringerem  Grade  als  ein  erster  Sekretär  gewählt. 

Artikel  5.  Der  A’orsitzende,  die  ordentlichen  und  Er¬ 
satzmitglieder  der  Prisenkommission,  der  Regierungs¬ 
kommissär,  sein  Stellvertreter  und  der  Schriftführer 
werden  mittels  unserer  Dekrete  über  Antrag  des  Marine¬ 
ministers,  des  Ministers  des  Äußern,  des  Justiz-  und 
Kultusministers  ernannt. 

Der  Schriftführerstellvertreter  wird  durch  Dekret  der¬ 
selben  Minister  ernannt. 

Artikel  6.  Die  Prisenkommission  setzt  in  einer  der 
ersten  Sitzungen  eine  Geschäftsordnung  behufs  Abwick¬ 
lung  ihrer  Tätigkeit  fest. 

Diese  Geschäftsordnung  wird  in  der  „Gazzetta  Uffi- 
ciale“  kundgemacht  werden. 

Artikel  7.  Die  Beschlüsse  der  Kommission  sind  gültig, 
wenn  an  den  Sitzungen  mindestens  fünf  Mitglieder  unter 
I'.inrechnung  des  Vorsitzenden  oder  seines  Stellvertreters 
teilnehmen. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  ist  die  Stimme  der 
X^orsitzenden  oder  ihrer  Stellvertreter  ausschlaggebend. 

Artikel  8.  Die  Parteien  haben  das  Recht,  an  den  Vor¬ 
sitzenden  der  Kommission  gerichtete  Schriftstücke  vor¬ 
zubringen. 

Artikel  9.  Die  Agenten  der  ausw'ärtigen  Mächte,  welche 
bei  der  königlichen  Regierung  akkreditiert  sind,  können 
an  den  Regierungskommissär  bei  der  Prisenkommission 
jene  Bemerkungen,  w’elche  sie  als  im  Interesse  ihrer 
Staatsbürger  gelegen  erachten,  richten. 

Artikel  10.  Die  Urteile  der  Prisenkommission  werden 
begründet.  Sie  unterliegen  keiner  Appellation,  Oppo¬ 
sition  oder  Widerruf,  abgesehen  von  Rekursen  an  den 
Obersten  Kassationshof  in  den  Fristen  und  nach  den 
Bestimmungen  des  Artikels  3  des  Gesetzes  vom  31.  März 
1877,  Nr.  3761  (2.  Serie). 

Artikel  ii.  Die  Entscheidungen  der  Prisenkommission 
werden  dem  Minister  des  Äußern  und  der  Marine  inner¬ 
halb  acht  Tagen  seit  ihrer  Fällung  bekanntgegeben. 

Artikel  12.  Die  Sekretariats-  und  sonstigen  Neben¬ 
auslagen  für  das  Funktionieren  und  den  Dienst  der 
Prisenkommission  w-erden  durch  die  außerordentlichen 
Fonds,  welche  zur  Verfügung  des  Marineministers  in 
Anbetracht  der  internationalen  Ereignisse  gestellt  worden 
sind,  getragen  werden. 


Die  Geschäftsordnung  der  italieni¬ 
schen  Prisen  ko  mmission  („Gazzetta  Ufficiale“ 
vom  5.  Juli  1915)  hat  folgenden  Wortlaut: 

Artikel  i.  Die  Kommission  wird  vom  Vorsitzenden 
einberufen,  so  oft  dieser  es  als  zweckmäßig  erachtet. 

Der  Schriftführer  wdrd  das  Sitzungsprotokoll  der 
Kommission  führen. 

Artikel  2.  Die  Kommission  wählt  aus  ihrer  Mitte  zwei 
Vorsitzendestellvertreter. 

Im  Falle  der  Verhinderung  oder  Abwesenheit  des  Vor¬ 
sitzenden  wird  letzterer  provisorisch  durch  einen  der 
zwei  Stellvertreter  ersetzt. 

Artikel  3.  Um  womöglich  die  ordentliche  Zahl  von 
sieben  Votanten  beizubehalten,  kann  der  Vorsitzende  ein 
ordentliches  Mitglied,  w’elches  abw'esend  oder  verhindert 
ist,  durch  eines  der  Ersatzmitglieder  ersetzen,  wobei  nach 
Tunlichkeit  das  Kriterium  der  Kategorien  nach  Artikel  2 
des  Dekretes  der  Statthalterschaft  vom  30.  Mai  1915, 
Nr.  807,  zu  beobachten  ist. 

Artikel  4.  Der  Marineminister  leitet  sämtliche  Akten, 
welche  für  das  Urteil  der  Prisenkommission  von  Inter¬ 
esse  sind,  an  den  Regierungskommissär  und  setzt  hiervon 
den  Vorsitzenden  in  Kenntnis. 

Der  Regierungskommissär  wird  im  Wege  des  Marine- 
ministeriums  von  jeder  Staatsbehörde  jene  weiteren 
Dokumente  oder  Erläuterungen  begehren  können,  die  er 
als  notwendig  ansehen  wird. 

Artikel  5.  Der  Regierungskommissär  wird  die  Sache  vor 
die  Kommission  zur  einschlägigen  Erledigung  bringen. 

Die  diesbezügliche  Eingabe  würd  im  Sekretariate  der 
Kommission  samt  dem  Aktenfaszikel  hinterlegt  werden. 

Artikel  6.  Der  Vorsitzende  bestätigt  mittels  eigenen 
Erlasses  die  erwähnte  Hinterlegung. 

Der  Erlaß  wird  in  der  „Gazzetta  Ufficiale“  des  Reiches 
durch  den  Schriftführer  kundgemacht,  wobei  die  Artikel 
wie  7  bis  1 1  der  vorliegenden  Geschäftsordnung  wieder¬ 
gegeben  werden  müssen,  und  sofort  im  Wege  des  Mini¬ 
steriums  des  Äußern  den  diplomatischen  Agenten  jener 
Staaten  mitgeteilt,  denen  die  Sorge  um  die  beteiligten 
Parteien,  welche  aus  den  Akten  hervorgehen,  überant¬ 
wortet  ist. 

Artikel  7.  Die  Akten  werden  im  Sekretariate  zehn 
Tage  hindurch  hinterlegt  bleiben.  Letztere  laufen  vom 
Datum  der  Veröffentlichung  des  Erlasses,  von  dem  im 
früheren  Artikel  die  Rede  ist,  in  der  „Gazzetta  Ufficiale“ 
des  Reiches  ab. 

Diese  Frist  kann  durch  den  Vorsitzenden  von  Amts 
w  egen  oder  über  Ersuchen  des  Regierungskommissärs 
oder  einer  der  beteiligten  Parteien  verlängert  oder  ab¬ 
gekürzt  werden. 

Artikel  8.  Innerhalb  der  im  Artikel  7  erwähnten  Frist 
müssen  die  Parteien,  welche  Ansprüche  gegen  die  Recht¬ 
mäßigkeit  der  Prisen  geltend  machen  wollen,  entweder 
persönlich  oder  durch  einen  im  Album  der  bei  einem 
Appellationsgerichte  des  Reiches  eingetragenen  Advo¬ 
katen,  welcher  eine  besondere  Vollmacht  vorweisen  muß, 
ihre  Eigenschaft  rechtfertigen  und  ihr  Domizil  in  Rom 
wählen.  Sie  müssen  eine  diesbezügliche  Erklärung  im 
Sekretariate  abgehen. 

Das  Erscheinen  der  Parteien  ist  auch  nach  Ablauf 
der  obgenannten  Frist  gestattet,  nicht  aber  nach  dem 
fünften  Tage  nach  der  Kundmachung  des  Abschlusses 
der  Untersuchung  gemäß  Artikel  ii.  In  diesem  Falle 
werden  jedoch  die  Parteien  das  Verfahren  in  jenem 
Stadium,  in  welchem  es  sich  befindet,  aufnehmen  müssen. 

Artikel  9.  Den  beteiligten  Parteien  steht  es  frei,  die 
im  Sekretariate  hinterlegten  Akten  zu  prüfen,  Dokumente 
vorzuweisen  und  ihre  Wünsche  und  Verteidigungspunkte 
mittels  an  den  Vorsitzenden  gerichteten  Schriften  in  Vor¬ 
schlag  zu  bringen. 

Die  Schriften  müssen  in  italienischer  Sprache  aus¬ 
gefertigt  sein. 
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Die  in  anderen  Sprachen  ausgestellten  Dokumente 
müssen  mit  einer  legalisierten  italienischen  Übersetzung 
versehen  werden. 

Artikel  lo.  Nach  Ablauf  der  durch  Artikel  7  fest¬ 
gesetzten  hrist  bestellt  der  Vorsitzende  den  Dericht- 
erstatter  und  beruft  sodann  die  Kommission  zu  einer 
Sitzung  im  Beisein  des  Regierungskommissärs  behufs 
Überprüfung  der  Zweckmäßigkeit  der  Vornahme  weiterer 
Untersuchungsakte  ein. 

Die  Kommission  faßt  ohne  den  Regierungskommissär 
einen  diesbezüglichen  Beschluß. 

Im  bejahenden  Falle  wird  der  Vorsitzende  die  Durch¬ 
führung  der  Untersuchungsakten  mittels  Verordnung  ver¬ 
fügen  und  zu  dem  Behufe  den  Berichterstatter  oder  im 
Falle  seiner  Verhinderung  ein  anderes  Mitglied  bestellen, 
wobei  es  dem  Regierungskommissär  und  den  beteiligten 
Parteien  freisteht,  daran  teilzunehmen. 

Das  mit  der  Untersuchung  betraute  Mitglied  wird 
durch  den  Schriftführer  der  Kommission  unterstützt. 

Über  die  Untersuchungsakte  wird  ein  Protokoll  geführt. 
Die  Kommission  kann  auch  die  Vorweisung  neuer 
Akten  und  Dokumente  anordnen. 

Artikel  ii.  Der  Vorsitzende  erklärt  nach  Einver¬ 
nehmung  des  Berichterstatters  und  des  Regierungs¬ 
kommissärs  die  Untersuchung  mittels  Verordnung  für 
abgeschlossen.  Letztere  wird  den  Parteien  an  ihrem  in 
Rom  gewählten  Wohnsitze  mitgeteilt  und  in  der  „Gaz- 
zetta  Ufficiale“  kundgemacht. 

Artikel  12.  Vom  Tage  der  erfolgten  Kundmachung 
der  Verordnung,  welche  die  Untersuchung  abschließt, 
ist  den  beteiligten  Parteien  gestattet,  eine  weitere  fünf¬ 
tägige  Präklusivfrist  zu  begehren,  um  im  Sekretariate 
neue  Schlußfolgerungen  und  Verteidigungspunkte  vor¬ 
zubringen. 

Artikel  13.  Die  Sitzung  zur  Verhandlung  des  Streit¬ 
falles  wird  durch  einen  Erlaß  des  Vorsitzenden  nach  Ein¬ 
vernahme  des  Regierungskommissärs  anberaumt. 

Wenigstens  drei  Tage  vor  der  zur  Verhandlung  der 
Sache  festgesetzten  Sitzung  wird  der  Schriftführer  die 
beteiligten  Parteien  an  ihrem  in  Rom  gewählten  Wohn¬ 
sitze  davon  in  Kenntnis  setzen. 

Zwei  Tage  vor  der  Tagsatzung  wird  der  Regierungs¬ 
kommissär  seine  Schlußanträge  im  Sekretariate  unter¬ 
breiten. 

Artikel  14.  Mit  Ausnahme  der  Bestimmung  des 
Artikels  6  werden  die  Mitteilungen  durch  den  Sekretär 
den  Parteien  an  dem  in  Rom  gewählten  Wohnsitze  mittels 
Brief  mit  Empfangsbestätigung  gemacht. 

Artikel  15.  Der  Vorsitzende  kann  nach  Einvernahme 
des  Regierungskommissärs  aus  triftigen  Gründen  die 
Verhandlung  über  den  Gegenstand  auf  eine  andere 
Sitzung  vertagen  und  setzt  davon  die  Parteien  in 
Kenntnis. 

Artikel  16.  An  der  Verhandlungssitzung  der  Kom¬ 
mission  können  abgesehen  vom  Regierungskommissär  und 
Schriftführer  nur  die  Advokaten  der  regelmäßig  ange¬ 
meldeten,  beteiligten  Parteien  teilnehmen. 

Der  Berichterstatter  legt  die  Ergebnisse  des  Akten¬ 
prozesses  dar,  sodann  können  die  Advokaten  das  Wort 
ergreifen,  um  kurz  die  Gründe  der  Parteien  auseinander¬ 
zulegen. 

Schließlich  stellt  der  Regierungskommissär  seine  münd¬ 
lichen  Schlußanträge. 

Nach  den  Schlußanträgen  des  Regierungskommissärs 
erklärt  der  Vorsitzende  die  Diskussion  für  geschlossen. 

Artikel  17.  Nach  Beendung  der  Diskussion  faßt  die 
Kommission  ohne  Teilnahme  des  Regierungskommissärs, 
des  Schriftführers  und  der  Advokaten  im  Beratungs¬ 
zimmer  ihren  Beschluß. 

Die  Kommission  kann  die  Entscheidung  auf  eine 
spätere  Sitzung  verschieben. 


Nach  Abschluß  der  Abstimmung  bestellt  der  Vor¬ 
sitzende  den  Aussteller  des  Urteils. 

Artikel  18.  Das  Urteil  muß  von  sämtlichen  Mit¬ 
gliedern,  welche  an  der  Beschlußfassung  teilnahmen, 
unterfertigt  und  vom  Schriftführer  gegengezeichnet 
werden.  Die  Kundmachung  des  Urteils  erfolgt  mittels 
Hinterlegung  im  Sekretariate. 

Artikel  19.  Die  Abschrift  des  Urteils  und  notwendigen¬ 
falls  die  Abschrift  der  Instruktionsverordnungen  können 
im  exekutiven  Wege  vom  Schriftführer  der  Kommission 
laut  Artikel  556  und  557  der  Zivil-Prozeßordnung  ver¬ 
sendet  werden. 

Die  Abschriften  in  authentischer  Form  werden  durch 
den  Sekretär  ausgestellt. 

Artikel  20.  Nach  Feststellung  und  Veröffentlichung 
des  Verteilungsstatuts  der  gekaperten  und  beschlag¬ 
nahmten  Sachen  müssen  die  Interessenten  gemäß  dem 
Gesetzbuche  für  die  Handelsmarine  zwecks  Erledigung 
der  Anfechtungen  nach  §  241  desselben  Gesetzbuches 
ein  Resümee  ihrer  Gründe  an  den  Vorsitzenden  der  Kom¬ 
mission  zukommen  lassen. 

Die  Kommission,  welche  durch  den  Vorsitzenden  ein¬ 
berufen  wird,  wird  nach  Einvernahme  des  Regierungs- 
komniissärs  entgültig  entscheiden. 

Artikel  21.  Das  Sekretariat  ist  für  das  Publikum  an 
Wochentagen  von  10  bis  12  Uhr  vormittags  und  von 
4  bis  6  Uhr  nachmittags,  an  Feiertagen  von  10  bis  12  Uhr 
vormittags  offen. 

Artikel  22.  Das  rechtmäßige  Urteil,  welches  im  Namen 
deri Regierung  ausgesprochen  wird,  sowie  die  Festsetzung 
des  Verteihmgsstatus,  der  sich  eventuell  ergeben  sollte, 
werden  als  im  ausschließlichen  Interesse  eines  öffent¬ 
lichen  Staatsdienstes  erfolgt  betrachtet. 

Hingegen  werden  die  von  den  Privatparteien  ausge¬ 
fertigten  oder  begehrten  Akten  und  die  Dokumente, 
Eingaben  und  Verteidigungspunkte  derselben  sowie  die 
Abschriften  der  Urteile  und  der  Verordnungen,  welche 
von  den  Parteien  begehrt  werden,  unter  Beobachtung  der 
Bestimmungen  der  geltenden  Reichsgesetze,  betreffend 
die  Stempel-  und  Registergebühren  ausgestellt  und  vor¬ 
gewiesen  werden  müssen. 

Die  Parteien  selbst  werden  im  vorhinein  zu  Händen 
des  Schriftführers  der  Kommission  die  Bögen  gestem¬ 
pelten  Papieres,  welche  zur  Ausstellung  der  von  ihnen 
begehrten  oder  provozierten  Akte  notwendig  sind,  vor¬ 
weisen  und  den  mutmaßlichen  Betrag  der  Registergebühr, 
welche  der  Entscheidung  hinsichtlich  der  eventuellen 
Stattgebung  ihrer  Eingaben  unterworfen  wäre,  hinter¬ 
eren  müssen.  Die  Gebühr  wird  nach  Vornahme  der 
Registrierung  durch  den  Sekretär  zu  berechnen  sein. 

Bulgarien. 

Aufhebung  von  Ausfuhrverboten.  Aus  Sofia  wird 
uns  von  privater  Seite  berichtet:  Außer  der  bereits  ge¬ 
meldeten  Aufhebung  der  Ausfuhrverbote  für  Mais  und 
Hafer  des  Erntejahres  1914  sowie  für  Schweinefett, 
Speck  und  Schajaks  sind  auch  die  Ausfuhrverbote  für 
Stroh  und  Heu  des  Erntejahres  1914  für  Erbsen,  Linsen, 
Wollgarne,  Bockleder  (Sachtian)  und  Schafleder  (Me¬ 
schin)  aufgehoben  worden. 


Drtttbel. 

Das  Farbengeschäft  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Über  die  Entwicklung  des  Farbengeschäftes  in  den 
Vereinigten  Staaten  seit  Kriegsausbruch  und  über  die 
Zukunft  der  Farbstoffabrikation  in  diesem  Lande  ent¬ 
hält  ein  Bericht  der  schweizerischen  Gesandtschaft  in 
Washington  folgende  Ausführungen :  Seit  Kriegsausbruch 
leiden  zahlreiche  amerikanische  Industrien  empfindlich 
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durch  die  verminderte  Einfuhr  fremder  Farbstoffe, 
speziell  von  Anilinfarben.  Der  Senat  hatte  daher  am 
26.  Januar  beschlossen,  von  einem  Fachmann  die  Frage 
prüfen  zu  lassen,  inwieweit  die  Vereinigten  Staaten  von 
fremden  Farben  abhängig  seien  und  was  zwecks  Besse¬ 
rung  der  Lage  vorzukehren  sei.  Der  eingeforderte  Be¬ 
richt  ist  nun  abgegeben  worden.  Er  zeigt  in  erster 
Linie,  wie  und  warum  Deutschland  diesen  Handelszweig 
sozusagen  monopolisiert,  und  verbreitet  sich  darüber, 
wie  mit  den  hier  reichlich  vorhandenen  Rohmaterialien 
eine  eigene  amerikanische  Teerfarbenindustrie  gegründet 
und  eine  Wiederholung  der  jetzigen  Kalamität  ver¬ 
mieden  werden  könnte.  Es  wird  gezeigt,  daß  der  größte 
Teil  der  amerikanischen  Industrien  auf  eine  beständige 
Zufuhr  fremder  Farbstoffe  aller  Art  geradezu  angewiesen 
ist.  Es  gelangen  laut  Preislisten  in  den  Vereinigten 
Staaten  zurzeit  über  900  künstliche  Farbstoffe  zum  Ver¬ 
kauf,  für  die  Mehrzahl  jedoch  bestehe,  weil  sie  für 
spezielle  Zwecke  benutzt  werden,  nur  kleine  Nachfrage, 
dafür  aber  hohe  Preise.  Die  wichtigsten  Abnehmer  sind 
die  Textilindustrien,  ferner  der  Automobil-  und  Wagenbau, 
die  Maschinen-  und  Werkzeugfabriken,  Photographie, 
Medizin  u.  s.  w.  Der  jährliche  Wert  der  in  der  Union 
verkauften  künstlichen  Farbstoffe  wird  auf  etwa  15  Mil¬ 
lionen  Dollars  geschätzt  und  soll  in  schnellem  Wachsen 
begriffen  sein.  Davon  werden  zurzeit  Farben  im  Werte 
von  über  3  Millionen  Dollars  größtenteils  aus  impor¬ 
tierten  Halbrohstoffen  in  den  Vereinigten  Staaten  selbst 
hergestellt,  der  Rest  kommt  fertig  aus  Europa.  Die  Zu¬ 
fuhren  seien  seit  Kriegsausbruch  ganz  unsicher  ge¬ 
worden.  Auf  einzelnen  wichtigen  Linien  haben  sie  sogar 
ganz  aufgehört.  Die  Preise  seien  hoch  gestiegen.  Man 
habe  versucht,  auf  die  alten,  natürlichen  Farben  zurück¬ 
zugreifen;  der  Import  von  Farbhölzern  habe  sich  in 
kurzer  Zeit  vervierfacht,  gleichzeitig  seien  aber  auch 
deren  Preise  in  die  Höhe  gegangen.  Es  bestehen  in  den 
Vereinigten  Staaten  vier  Fabriken,  die  Teerfarben  her¬ 
steilen  ;  doch  sind  auch  sie,  da  sie  von  importierten 
Halbprodukten  abhängen,  an  der  Fabrikation  gehindert 
und  haben  mit  stetig  teurer  werdenden  Materialien  zu 
rechnen.  Der  Wert  des  Weltkonsums  fertiger  Teerfarben 
wird  für  1913  mit  etwa  92  Millionen  Dollars  ange¬ 
geben.  Davon  seien  auf  die  Herstellung  in  Deutschland 
74  Prozent  gefallen ;  überdies  habe  Deutschland  noch 
über  die  Hälfte  desjenigen  Materials  geliefert,  das  nötig 
gewesen  sei,  um  die  restlichen  26  Prozent  herzustellen. 
Es  fabrizierten  im  Jahre  1913  künstliche  Farben: 
Deutschland  für  68,300  000  $,  die  Schweiz  für 
6,450.000  $,  Großbritannien  für  6  Millionen  Dollars, 
Frankreich  für  5  Millionen  Dollars,  Österreich  für 
1,500.000  $,  Rußland  für  i  Million  Dollar,  Belgien  für 
500.000  Holland  für  200.000  S  und  andere  Länder 
für  200.000  $.  Außer  Deutschland  und  der  Schweiz 
konsumieren  die  genannten  Staaten  ihre  Produktion 
sozusagen  ganz  im  eigenen  Lande.  Exporteure  seien  in 
1912  lediglich  Deutschland  (mit  48,430.000 oder  mit 
88'2  Prozent),  die  Schweiz  (mit  5,450.000  $  oder 
9’9  Prozent),  England  (mit  990.000  $  oder  i‘8  Pro¬ 
zent)  gewesen.  Die  Schweiz  ist  also  faktisch  Deutsch¬ 
lands  einziger  Konkurrent  auf  dem  Weltmärkte  und 
auch  sie  ist  für  den  Bezug  von  Roh-  und  Halbprodukten 
in  hohem  Maße  auf  Deutschland  angewiesen.  Die  ge¬ 
nannte  Ausfuhr  Deutschlands  im  Werte  von  48.430.000  $ 
hat  sich  wie  folgt  zusammengesetzt:  Anilinfarben 
31,836.000  $,  Alizarinfarben  2,197.000  $,  Anthrazin- 
farben  3,429.000  $,  künstlicher  Indigo  10,668.000  $ 
(für  65  Prozent  der  deutschen  Indigoausfuhr  ist  China 
Abnehmer).  Deutschlands  Anilinfarben  gehen  für  50  Pro¬ 
zent  nach  europäischen  Ländern,  für  25  Prozent  nach 
Asien  (China  13-5  Prozent,  Japan  5 '5  Prozent,  Britisch- 
Indien  5-5  Prozent),  für  23  Prozent  nach  Nordamerika 
und  für  1-3  Prozent  nach  Südamerika.  Der  Bericht  hebt 
hervor,  daß  die  deutsche  Kohlenteerindustrie  nicht  nur 
Farbstoffe,  sondern  auch  noch  zahlreiche  medizinische 


Präparate  und  wichtige  Hochexplosivstoffe  einbegreife. 
Es  betätigten  sich  darin  21  Gesellschaften  mit  einem 
Gesamtkapital  von  36,700.000  $.  Der  Dividendenertrag 
sei  im  Durchschnitt  22  Prozent.  Bezüglich  der  vier 
amerikanischen  Fabriken,  die  Farben  in  den  Vereinigten 
Staaten  hersteilen,  wird  angegeben,  daß  sie  insgesamt 
2 — 3  Millionen  Dollars  Kapital  besitzen  und  etwa 
100  verschiedene  Farben  hersteilen.  Während  sie  sich 
untereinander  keine  Konkurrenz  machen,  so  seien  sie 
doch  bislang  stark  durch  die  sie  in  den  Preisen  oft 
unterbietende  deutsche  Konkurrenz  in  der  Weiterent¬ 
wicklung  gehindert  worden.  Der  Bericht  hebt  hervor, 
daß  amerikanische  Kapitalisten  und  Industrielle  zweifellos 
bereit  wären,  diese  Industrie  in  den  Vereinigten  Staaten 
auszubauen,  sofern  ihnen  die  spätere  Abnahme  ihrer 
Produkte  garantiert  würde.  Es  sei  dies  überhaupt  die 
einzige  hochorganisierte  Industrie,  die  noch  außeihalb 
der  amerikanischen  Geschäftssphäre  liege.  Die  jetzige 
Krisis  erlaube  ein  energisches  Eingreifen.  Dies  könne 
aber  lediglich  durch  eine  neue  Gesetzgebung  geschehen, 
durch  die  das  fremde  Monopol  auf  amerikanischem 
Boden  ausgeschaltet  würde. 


Ein  neuer  Ersatz  für  Jute  und  Hanf,  in  der  jüng¬ 
sten  Generalversammlung  des  Verbandes  Deutscher 
Juteindustrieller  teilte  der  Vorsitzende  mit,  daß  ihm 
Proben  eines  von  einer  deutschen  Pflanze  herrührenden 
Faserstoffes  übersandt  worden  seien,  der  alle  Vorbedin¬ 
gungen  zu  einem  brauchbaren  Spinnstoff  aufzuweisen 
scheine. 

Dem  »Berl.  Börsen-Courier«  zufolge  handelt  es  sich 
hierbei  um  das  rauhhaarige  Weidenröschen  (Epilo- 
bium  hirsutum)  sowie  um  verschiedene  Arten  der 
massenhaft  in  Deutschland  vorkommenden  Gattung 
Epilobium,  die  alle  eine  Faser  enthalten,  die  dem  Hanf 
etwa  entsprechen  wird.  Der  beste  Erfolg  wurde,  außer 
mit  Epilobium  hirsutum,  mit  dem  schmalblätterigen 
Weidenröschen  Epilobium  angustifolium  erzielt.  Diese 
beiden  Arten  haben  einen  bis  zu  fünf  Fuß  hohen  Stengel 
und  liefern  eine  feine  Faser.  Bei  einer  Kultivierung  und 
Veredelung  dieser  Pflanze  ist  es  sehr  wohl  möglich, 
eine  Faser  zu  erzielen,  die  der  Jute  an  Güte  nicht 
nachsteht.  Auch  die  nötigen  Mengen  sind  leicht  zu  be¬ 
schaffen,  da  es  zur  Anpflanzung  nicht  eines  besonderen 
Bodens  bedarf. 

Die  rumänische  Petroleumindustrie.  Nach  dem 
•  Moniteur  du  Petroie  Roumain«  geht  die  allgemeine 
Erzeugung  von  Petroleum  in  Rumänien  zurück  und 
überschreitet  heute  nicht  mehr  die  Zahl  von  430  bis 
440  Waggons  für  den  Tag.  Die  Einschränkung  der 
Bohrarbeiten  in  den  letzten  Monaten  beginnt  ihren 
Einfluß  auf  die  allgemeine  Erzeugung  auszuüben.  Ab¬ 
gesehen  von  den  großen  Unternehmen  leiden  die  Ge¬ 
sellschaften  an  ausgesprochenem  Mangel  an  Bohrmate¬ 
rial  oJer  sie  müssen  es  zu  enormen  Preisen  kaufen. 
Dieser  Umstand  sowie  der  Rückgang  der  Rohölpreise 
tragen  zu  der  fortschreitenden  Einstellung  der  Bohrungen 
bei.  Die  Aufschließungsarbeiten  sind  gänzlich  eingestellt. 
Die  Ausfuhr  von  Leuchtöl,  von  Mineralöl  und  von 
Gasöl  in  Zisternen  kann  unter  den  obwaltenden  Um¬ 
ständen  als  befriedigend  angesehen  werden.  Täglich 
gehen  90 — 100  Zisternenwagen  über  die  Grenze.  Es 
wird  nur  gewünscht,  daß  die  Regierung  ein  Mittel 
fände,  um  die  Ausfuhr  der  Mineralöle  in  Fässern  zu 
ermöglichen,  was  für  die  mittleren  und  kleinen  Raffine¬ 
rien  von  großer  Bedeutung  ist.  Infolge  der  Einführung 
von  Petroleumhöchstpreisen  in  Deutschland  sind  die 
Preise  zurückgegangen. 


29.  JULI  1915.]  DAS  HÄNDE 

Die  Arbeitslosigkeit  bei  den  Gewerkschaften  in 
Österrreich  während  des  Krieges.  Das  kürzlich  er¬ 
schienene  Maiheft  der  vom  Arbeitsstatistischen  Amte  her¬ 
ausgegebenen  »Sozialen  Rundschau«  enthält  ausführliche 
statistische  Daten  über  die  Entwicklung  der  Arbeits¬ 
losigkeit  in  Österreich  im  Laufe  des  Jahres  1914  und  in 
den  ersten  Monaten  des  Jahres  1915.  Bei  den  in  die 
Statistik  einbezogenen  Arbeiterverbänden  schwankte  der 
Prozentsatz  der  Arbeitslosen  im  Jahre  1914  bis  zum 
Ausbruche  des  Krieges  zwischen  durchschnittlich  4'6 
und  6’7,  er  stieg  im  August  auf  i8'3,  sank  jedoch  in 
der  Folge  von  Monat  zu  Monat  bis  auf  8'i  im  De¬ 
zember;  im  Februar  und  März  1915  ist  die  Arbeits¬ 
losigkeit  mit  61,  beziehungsweise  5 '3  Prozent  Arbeits¬ 
loser  bereits  unter  das  Ausmaß  in  den  korrespondie¬ 
renden  Monaten  des  Jahres  1914  herabgegangen. 

Charakteristisch  ist,  daß  der  Krieg  auf  die  Arbeits¬ 
losigkeit  der  Männer  wesentlich  anders  einwirkt  als 
auf  die  der  Frauen.  Vor  Ausbruch  des  Krieges  war 
die  Arbeitslosigkeit  im  Durchschnitt  bei  den  Männern 
um  2  bis  4  Prozent  größer  als  bei  den  Frauen,  seit 
dem  August  übersteigt  dagegen  die  Arbeitslosigkeit 
der  Frauen  die  der  Männer  um  9  bis  12  Prozent.  Das 
rührt  großenteils  daher,  daß  der  Arbeitsmarkt  der 
Männer  durch  die  Einberufungen  entlastet  wird,  auch 
dürfte  die  Arbeitslosigkeit  vielfach  Gewerbegruppen 
stärker  ergriffen  haben,  in  welchen  mehr  Frauen  be¬ 
schäftigt  sind. 

Die  einzelnen  an  der  Statistik  beteiligten  Arbeiter¬ 
verbände  wurden  hinsichtlich  der  Arbeitslosigkeit  von 
den  Kriegsereignissen  in  verschiedener  Weise  beeinflußt. 
Relativ  am  stärksten  —  um  mehr  als  40  Prozent  — 
nahm  nach  Kriegsausbruch  die  Arbeitslosigkeit  bei  den 
Drechslern,  den  Ledergalanteriearbeitern  und  den  Hut- 
und  Filzwarenarbeitern  sowie  den  der  böhmischen  Ge¬ 
werkschaftskommission  angehörenden  Glasarbeitern  und 
Buchdruckereihilfsarbeitern  zu.  Ein  Anwachsen  der 
Arbeitslosigkeit  um  mehr  als  20  Prozent  zeigte  sich  bei 
den  Porzellan-,  Ton-,  Textil-  und  Ledermöbelarbeitern 
sowie  den  Schneidern  und  Schuhmachern.  Bei  allen 
diesen  Verbänden  mit  Ausnahme  der  Glasarbeiter  nahm 

.LSMUSEUM.  463 

die  Arbeitslosigkeit  Jedoch  bald  wieder  ab,  und  am 
Ende  des  Jahres  1914  überstieg  die  Arbeitslosigkeit 
— -  soweit  Berichte  vorliegen  —  nur  mehr  bei  den 
Tonarbeitern  und  den  Hut-  und  Filzwarenarbeitern 

1 1  Prozent. 

In  den  Verbänden  der  Stein-,  Metall-,  Holz-  und 
Kartonagearbeiter,  der  Buchbinder,  Zimmerer,  Bildhauer 
und  Stukkateure,  der  Lithographen,  der  Buchdrucker 
und  Schriftgießer  und  Buchdruckerei-  und  Zeitungs¬ 
gewerbehilfsarbeiter  rief  der  Ausbruch  des  Krieges  eine 
Zunahme  der  Arbeitslosigkeit  um  5  bis  20  Prozent 
hervor;  auch  in  allen  diesen  Verbänden  nahm  die 
Arbeitslosigkeit  in  der  Folge  ab,  sie  war  bei  den 
Metallarbeitern,  den  Buchbindern  und  den  Kartonagen- 
arbeitern  Ende  Dezember  1914  bereits  unter  den  Stand 
Anfang  des  Jahres  1914  gesunken,  die  Holzarbeiter 
und  die  Buchdrucker-  und  Zeitungsgewerbe-Hilfsarbeiter 
haben  im  März  1915  bereits  eine  geringere  Arbeits¬ 
losigkeit  als  im  März  1914.  In  manchen  Berufen  hat 
der  Kriegsausbruch  überhaupt  keine  oder  nur  eine  ganz 
unbedeutend  verstärkte  Arbeitslosigkeit  zur  Folge  ge¬ 
habt;  so  bei  den  Berg-  und  Hüttenarbeitern,  Zahn¬ 
technikern,  Bäckern  und  Konditoren,  Hotel-,  Gast-  und 
Kaffeehausangestellten,  Arbeitern  der  chemischen  Indu¬ 
strie,  Handels-,  Transport-  und  Verkehrsarbeitern  und 
Zeitungsbeamten,  ferner  bei  den  Sattlern  und  Friseur¬ 
gehilfen  ;  bei  den  zwei  letztgenannten  Gewerkschaften 
ist  die  Arbeitslosigkeit  im  März  1915  im  Gegensätze 
zum  Vorjahr  ganz  verschwunden. 

Die  Gewerkschaften  haben  bei  Ausbruch  des  Krieges 
ihre  Unterstützungstätigkeit  nach  Möglichkeit  verstärkt ; 
so  bezogen  beispielsweise  im  Juli  1914  von  je  hundert 
Gewerkschaftsmitgliedern  2'6  eine  Arbeitslosenunter¬ 
stützung,  im  August  dagegen  ii’i;  von  je  hundert 
Arbeitslosen  im  Juli  53'i  unterstützt,  im  August  6o"j. 

In  der  Folge  nahm  die  Unterstützungshäufigkeit  wieder 
ab;  manche  Gewerkschaften  mußten  auch  den  auf  den 
Arbeitslosentag  entfallenden  Unterstützungsbetrag  aus 
finanziellen  Gründen  einschränken. 

Der  Statistik  für  das  Jahr  1914  sind  mehrere  graphi¬ 
sche  Darstellungen  beigegeben,  die  den  Verlauf  der 
Arbeitslosigkeit  bei  der  Gesamtheit  der  berichtenden 
Verbände  und  den  wichtigsten  Verbänden  deutlich  und 
leicht  verständlich  zum  Ausdrucke  bringen. 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./,,  Berggasse 

Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht; 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 
für  Artikel  aller  Art  in  Brasilien  (14.022); 
für  diverse  Artikel  in  Aleppo  (8511); 
für  Lebensmittel  und  Toiletteartikel  in  Buenos  Aires 
(20.272)  ; 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 
für  diverse  Artikel  in  Kreta  (21.070); 

16,  unter  den  beigesetzten  Gescbäftszablen  zu  erfragen.) 

alle  Artikel  für  Argentinien  (12.208); 
alle  Artikel  für  Kolumbien  (8714); 
für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 

Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 

llUttcilttitge«  iiei'  ^Ugewcltteti 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 

zu  er 

Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be¬ 
reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vom  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er- 

dftfektiöit  ke»  k*  k» 

unter  den  beigesetzten  Gescbäftszablen  persönlicb  oder  scbriftlicb 
fiagen.) 

strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 
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Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich,  i 
Eil!  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent, 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
\’erbindungen  besitzt.  Firmen,  welche  sich  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 
obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr  beabsichtigt  nach 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  Frankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 


Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn¬ 
liche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
Warenhäusern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  wäre,  daß  es  sich  momentan  nicht 
so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt, 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 
sein.  (A.  E.  702.) 

Textilwaren.  Eine  seit  20  Jahren  in  Rotterdam  be¬ 
stehende  Firma,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  von 
Herrenhüten  und  Mützen  befaßt  und  über  die  günstige 
Auskünfte  vorliegen,  interessiert  sich  für  eine  Ver¬ 
bindung  mit  Lieferanten  von  zur  Mützenfabrikation  ge¬ 
eigneten  Stoffen.  A.  E.  703. 

Damenkleiderstoffe.  Eine  Firma  in  Amsterdam, 
w'elche  der  Exportsektion  gut  empfohlen  wurde,  inter¬ 
essiert  sich  für  den  Einkauf  von  wollenen  Damenkleider¬ 
stoffen  aller  Art.  A..  E.  704. 


PUt«tlun0cn  ^chtion 


Am  26.  Juni  d.  J.  hat  sich  als  „österreichisch¬ 
russische  Sektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums“  der  auf  Anregung 
eines  aus  den  Herren  Hofrat  Prof.  Dr.  S  k  e  d  1, 
Dr.  Robert  Bloch  und  Robert  Skutezky  bestehen¬ 
den  vorbereitenden  Komitees  in  Aussicht  genommene 
„Verband  zur  Wahrung  der  industriellen  und  kauf¬ 
männischen  Interessen  Österreichs  in  Rußland“  kon¬ 
stituiert. 

Zunächst  wurde  unter  Vorsitz  des  Vizepräsidenten 
des  Kuratoriums  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  Sr.  Exzellenz  des  Herrn  Geheimen  Rates 
Eugen  Ritter  v.  Kuczynski  die  Geschäftsordnung  der 
österreichisch-russischen  Sektion  beraten  und  be¬ 
schlossen.  Sodann  wurde  im  Sinne  des  §  3  der  be¬ 
schlossenen  Geschäftsordnung  der  aus  einem  Obmanne, 
zwei  Obmannstellvertretern  sowie  mindestens  sechs 
und  höchstens  zwölf  Beiräten  bestehende  Vorstand 
gewählt,  und  zwar  fiel  die  einstimmige  Wahl  auf  die 
nachbenannten  Sektionsmitglieder : 

Herrn  Sektionschef  Dr.  Siegmund  Brosche,  Prä¬ 
sident  des  Zentralverbandes  der  Industriellen  Öster¬ 
reichs,  als  Obmann, 

Herrn  Kommerzialrat  Max  F  r  ä  n  k  e  1,  Vizepräsi¬ 
dent  des  Verbandes  der  österreichischen  Hutfabri¬ 
kanten,  als  1.  Obmannstellvertreter, 

Herrn  kaiserlichen  Rat  Generalkonsul  Heinrich 
Bai  V  in  als  II.  Obmannstellvertreter, 
ferner  als  Beiräte  auf  die  Herren : 

Kommerzialrat  Julius  Angel,  Direktor  der  Emaillier¬ 
werke  „Austria“,  Wien, 

Dr.  Robert  Bloch,  Wien, 

Jakob  Czech,  Exzellenz  Graf  Larisch-Mönnichscher 
Zentraldirektor,  Karwin, 

Max  Dürrheim,  Gesellschafter  der  Firma  Dürrheim 
&  Co.,  Wien, 

Direktor  Otto  Perger,  Geschäftsführer  der  Wolle- 
Handelsgesellschaft,  Wien, 

Alfred  Popper,  Prokurist  der  Firma  Siegmund  Blau, 
Wien, 

Hofrat  Univ.-Prof.  Dr.  Skedl,  Prag, 

Dr.  Fr.  Stransky,  Direktor  der  „Standard“,  Wien, 
Eduard  Westei,  Vizepräsident  des  Verbandes  öster¬ 
reichischer  Exporteure,  Wien, 


Generalrat  Karl  Edler  v.  Zimmermann-Neißenau, 
Großindustrieller  in  Alt-Habendorf  bei  Reichenberg. 

Der  Vorstand  wurde  zur  Kooptierung  eines  zwölften 
Beirates  ermächtigt.  Unter  dem  Vorsitze  des  neuge¬ 
wählten  Obmannes  Herrn  Sektionschefs  Dr.  Brosche 
wurde  sodann  für  eine  zweijährige  Periode,  d.  i.  vom 
I.  Juli  1915  bis  einschließlich  Ende  Juni  191?  6er 
Sektionszuschlag  mit  10  K  jährlich  festgesetzt. 

Rücksichtlich  des  Sektionszuschlages  für  Korpora¬ 
tionen  wurde  beschlossen,  denselben  jeweils  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  der  betreffenden  Mitgliedskorporation 
fallweise  zu  vereinbaren. 

Die  zur  Verhandlung  gestellten  Anträge  wurden  dem 
Vorstande  überwiesen. 

Schadensanmeldungen  bei  der  Reichsentschädi¬ 
gungskommission  in  Berlin.  Die  kaiserlich  deutsche 
Reichsentschädigungskommission  in  Berlin,  Mauer¬ 
straße  53,  hat  Anmeldungsformulare  für  den  Gebrauch 
derjenigen  Personen  herausgegeben,  welche  in  den 
von  Deutschland  besetzten  Teilen  des  Feindeslandes 
einen  Schaden  an  ihrem  Eigentume  erlitten  haben. 

Dazu  gehört  auch  die  Beschlagnahme  der  in  Lodz 
oder  anderwärts  von  der  deutschen  Regierung  requi¬ 
rierten  Güter,  deren  Vorbesitzer  zur  Anmeldung  ihres 
Schadens  ebenfalls  eines  Anmeldeformulares  bedürfen. 
Anmelder  aus  Österreich  haben  dem  ausgefüllten  An¬ 
meldebogen  einen  Ausweis  ihrer  Staatsbürgerschaft 
beizufügen.  Im  Anhang  des  Anmeldescheines  sind  die 
näheren  Umstände  oder  die  besonderen  Fälle,  sofern 
sie  nicht  in  eine  vorgesehene  Rubrik  fallen,  eingehend 
zu  beschreiben. 

Wenn  z.  B.  der  Abnehmer  die  Ware  von  einer 
österreichischen  Firma  bezogen,  aber  noch  nicht  be¬ 
glichen  hat,  kann  dem  Eigentumsrecht  desselben  Aus¬ 
druck  gegeben  werden.  Auch  wenn  die  Ware,  die 
beschlagnahmt  wurde,  beim  Spediteur  auf  den  Namen 
der  Kundschaft  lagerte,  aber  noch  nicht  bezogen  war, 
kann  das  Eigentumsrecht  geltend  gemacht  werden. 

Ferner  muß  angeführt  werden,  ob  auf  der  Ware 
keine  Lombardierung  oder  Bevorschussung  durch 
Banken,  Spediteure  oder  ein  Angeld  lastet. 

Näheres  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum, 
IX.,  Berggasse  16. 
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KUNGEN. 

Österreich. 

Verkaufs-  und  Verarbeitungsverbot  sowie  An¬ 
zeigepflicht  für  bestimmte  Baumwollmaterialien. 

Eine  Verordnung  des  Handelsministers  vom  2.  August 

1915  bestimmt: 

§  I.  Der  Verkauf  oder  die  sonstige  Abgabe  sowie  jede 

Art  der  Verarbeitung  von  Baumwollfasern,  die  durch 
Reißen  oder  andere  Arten  der  Auflösung  aus  rohen, 
gebleichten  oder  hellfarbigen  einfachen  oder  ge¬ 
zwirnten  Baumwollfäden  oder  baumwollenen  Stoff¬ 
abfällen  (gewebt,  gewirkt  oder  gestrickt)  hergestellt 
werden  (Effiloches,  Kunstbaumwolle),  ist  nur  mit  Be¬ 
willigung  des  Handelsministeriums  gestattet. 

Die  diesbezüglichen  Ansuchen  sind  im  Wege  der  Ver¬ 
einigten  Österreichischen  und  Ungarischen  Baumwoll- 
zentrale  in  Wien  IX.,  Maria  Theresien-Straße  34,  an 
das  Handelsministerium  zu  richten. 

§  2.  Das  Verkaufs-  und  Verarbeitungsverbot  erstreckt 
sich  nicht  auf  diejenigen  Mengen  der  im  §  i  genannten 
Artikel,  die  aus  Rohmaterial  oder  Halbfabrikat  her¬ 
gestellt  sind,  das  nach  dem  Erscheinen  dieser  Verord¬ 
nung  aus  dem  Ausland  eingeführt  wurde,  insofern  diese 
Importe  unverzüglich  unter  Beibringung  der  ent¬ 
sprechenden  Belege  dem  Handelsministerium  im  Wege 
der  Baumwollzentrale  angezeigt  wurden. 

§  3.  Die  Vorräte  der  in  §  i  genannten  Materialien 
sind  gleichwie  die  zum  gewerbsmäßigen  Verkauf  oder 
zu  solcher  Verarbeitung  bestimmten  nachgenannten  Ab¬ 
fälle  der  Baumwollspinnerei,  Baumwollweberei,  -Wirkerei 
und  -konfektion; 

Harte  Eäden  (Spinnerei-  und  Webereifäden), 

Kämmlinge, 

Kardendeckelputz, 

Tamburwolle, 

Elügelwolle, 

Rauhereiabfälle, 

Stoffabfälle 

nach  dem  Stande  vom  15.  August  1915  innerhalb  dreier 
Tage  bei  der  Vereinigten  österreichischen  und  Ungari¬ 
schen  Baumwollzentrale  anzumelden.  Die  Baumwoll¬ 
zentrale  hat  das  Ergebnis  dieser  Anmeldungen  dem 
k.  k.  Handelsministerium  und  dem  k.  u.  k.  Kriegsmini¬ 
sterium  bekanntzugeben.  In  der  Folge  sind  diese  An¬ 
meldungen  nach  dem  Stande  vom  15.  eines  jeden  Monats 
innerhalb  dreier  Tage  nach  diesem  Termin  der  Baum¬ 
wollzentrale  zu  erstatten. 

§  4.  Die  mit  der  Durchführung  der  Vorratsaufnahmen 
betraute  Baumwollzentrale  legt  die  hierfür  erforderlichen 
Formularien  auf.  Die  Auskunftspflichtigen  sind  gehalten, 
die  Formularien  von  der  Baumwollzentrale  zu  beziehen 
und  zu  ihren  Nachweisungen  zu  benützen.  Die  Baum¬ 
wollzentrale  hat  über  Wahrnehmungen  in  betreff  der 
Versäumung  dieser  Verpflichtung  dem  Handelsmini¬ 
sterium  zu  berichten.  Sollte  sich  in  einem  Fa  e  ^ 

sichtigung  der  Lagerräume  oder  sonstigen  Anlagen  oder 
die  Einsicht  in  Bücher  und  Korrespondenzen  als  not¬ 
wendig  heraussteilen,  so  hat  die  Baumwollzentrale 
hierüber  an  das  Handelsministerium  zu  berichten,  das 
daraufhin  die  weiteren  Verfügungen  trifft. 
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§  5.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder 
Arreststrafe  bis  zu  sechs  Monaten  von  der  politischen 
Behörde  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern  die  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Die  Versorgung  der  Landwirtschaft  mit  phos- 
phorhältigen  Düngemitteln.  Eine  Verordnung  des 
Gesamtministeriums  vom  31.  Juli  1915  verfügt: 

§  I.  Der  Ackerbauminister  kann  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  dem 
Handelsminister  zur  Befriedigung  des  dringenden  Be¬ 
darfes  der  Landwirtschaft  jene  Unternehmungen,  welche 
phosphorhältige  Düngemittel  erzeugen,  verpflichten,  be¬ 
stimmte  Mengen  an  die  ihnen  zu  bezeichnenden  Ab¬ 
nehmer  zu  liefern. 

Die  gleiche  Verpflichtung  kann  Händlern  rücksichtlich 
ihrer  Vorräte  an  phosphorhältigen  Düngemitteln  auf¬ 
erlegt  werden. 

Bestehende  Schlüsse  entheben  nicht  von  der  Ver¬ 
pflichtung  zur  Lieferung  der  angeforderten  Mengen. 

§  2.  Die  phosphorhältige  Düngemittel  erzeugenden 
Werke  sind  verpflichtet,  bis  längstens  15.  eines  jeden 
Monats  dem  Ackerbauministerium  eine  Anzeige  über  die 
im  Vormonat  erzeugten  Düngermengen  zu  erstatten. 

§  3.  Die  angemessene  Schadloshaltung  für  die  gemäß 
§  I  angeforderten  Mengen  ist  bei  Abgang  eines  gütlichen 
Übereinkommens  unter  Zuziehung  jener  Abnehmer,  für 
die  die  Düngemittel  beansprucht  werden,  und  der  Unter¬ 
nehmer,  die  zur  Lieferung  verpflichtet  werden,  vom 
Gericht  im  außerstreitigen  Verfahren  nach  Anhörung 
von  beeideten  Sachverständigen  festzusetzen. 

Zur  Entscheidung  ist  das  Bezirksgericht  zuständig, 
in  dessen  Sprengel  sich  der  Sitz  des  Betriebes  befindet, 
der  zur  Lieferung  verpflichtet  wurde. 

Die  Entscheidung  kann  binnen  acht  Tagen  mit 
Rekurs  angefochten  werden.  Die  Verpflichtung  zur 
Lieferung  wird  dadurch  nicht  aufgeschoben.  Gegen  die 
Entscheidung  der  zweiten  Instanz  ist  ein  Rechtsmittel 
nicht  zulässig. 

Soferne  nicht  ein  anderes  Übereinkommen  zu  stände 
kommt,  ist  der  Preis  bei  der  Übergabe  der  Ware  bar 
zu  bezahlen  oder  die  binnen  14  Tagen  vom  Tage  der 
Übergabe  zu  leistende  Zahlung  sicherzustellen. 

§  4.  Wer  die  ihm  auf  Grund  des  §  i  aufgetragene 
Lieferung  der  Düngemittel  verweigert,  vorhandene 
Vorräte  verheimlicht,  die  Lieferung  vereitelt  oder  ge¬ 
fährdet  oder  die  im  §  2  geforderte  Anzeige  nicht  recht¬ 
zeitig  erstattet  oder  hierbei  unrichtige  Angaben  macht, 
wird  mit  Geld  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft,  soferne  die  Handlung  nicht 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  einer  strengeren  Strafe 
unterliegt. 

Das  Verfahren  wegen  der  in  diesem  Paragraphen  an¬ 
geführten  Übertretungen  steht  der  politischen  Bezirks¬ 
behörde  zu. 

§  5.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Abänderung  der  Durchführungsvorschrift  und 
der  Erläuterung  zum  Zolltarif.  Eine  Verordnung  der 
Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels  und  des  Acker¬ 
baues  vom  30.  Juli  1915,  betreffend  die  Abänderung 
einiger  Bestimmungen  der  Durchführungsvorschrift  zum 
Zolltarifgesetz  vom  13.  Februar  1906,  R.-G.-Bl.  Nr.  22, 
und  der  Erläuterungen  zum  Zolltarif,  verfügt: 

Der  Eingang  des  Absatzes  b  des  §  3  der  Durch¬ 
führungsvorschrift  zum  Zolltarifgesetz  hat  zu  lauten: 

„h )  für  mit  Alkohol  versetzte  oder  bereitete  Artikel 
der  Tarifnummern  109,  620  und  630  K  i'8o,  für  derlei 


Artikel  der  Tarifnummern  632  und  633  &  70  h  pro  hl 
und  Grad  des  verwendeten  Alkohols  ..." 

In  Tabelle  „B.  Alkohol“  zu  §  3  der  Durchführungs¬ 
vorschrift  sind  in  der  Kolonne  „Höhe  des  Zuschlags“ 
bei  Tarifnummer  Nr.  109  die  Beträge  „12  K“  und 
„K  i-6o“  durch  die  Beträge  „K  i3'5o“  und  „K  i*8o“, 
bei  Tarifnummer  620  der  Betrag  von  „252  K“  durch 
den  Betrag  von  „K  283-50“,  bei  Tarifnummer  630  der 
Betrag  von  „24  K“  durch  den  Betrag  von  „27  K“, 
endlich  bei  Tarifnummer  632  und  6336  der  Betrag  von 
„45  K“  durch  „63  K“  zu  ersetzen. 

In  Alinea  3  der  Bemerkung  5  der  Erläuterungen  zum 
Zolltarif  zu  Tarifnummer  108  ist  der  Betrag  von 
„K  i’öo“  durch  „K  i-8o“  zu  ersetzen. 

In  dem  Anhang  der  Zolltariferläuterungen,  betreffend 
die  Ausfuhrbehandlung  von  Gegenständen,  deren  Aus¬ 
tritt  zu  erweisen  ist,  sind  im  Abschnitt  H  D  die  Worte 
„Abgabe-  und  Zuschlagsrückvergütung  im  Betrag  von 
zusammen  70  h“  zu  ersetzen  durch  die  Worte  „Abgabe- 
und  Zuschlagsvergütung  im  Betrage  von  zusammen 
80  h“. 

Für  jene  Sendungen,  rücksichtlich  deren  die  Ab¬ 
fertigung  durch  das  Versendungsamt  vor  dem  i.  Oktober 
1915  erfolgt,  wird  die  Abgabe-  und  Zuschlagsvergütung 
nur  im  Betrage  von  zusammen  70  h  pro  l  Alkohol  ge¬ 
währt,  es  sei  denn,  daß  die  Entrichtung  des  erhöhten 
Brantweinsteuerzuschlags  für  den  in  der  Sendung  ent¬ 
haltenen  Alkohol  nachgewiesen  wird. 

In  der  Klammer  am  Schlüsse  ist  auch  die  Verord¬ 
nung,  V.-Bl.  Nr.  187  ex  1915,  zu  berufen. 

Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Verkaufsbeschränkung  für  Flachs,  Eine  Verord¬ 
nung  des  Handelsministers  und  Ackerbauministers  vom 
30.  Juli  1915  bestimmt: 

§  I.  Stengelflachs,  gleichgültig,  ob  noch  auf  dem 
Felde  oder  bereits  geerntet,  geröstet  oder  nicht  geröstet, 
zu  verkaufen,  ist  bis  auf  weiteres  verboten.  Alle  vor 
Erlassung  dieser  Verordnung  in  Stengelflachs  der  Ernte 
1915  getätigten  Käufe  und  Verkäufe  sind  ungültig, 
insofern  die  Ablieferung  der  Ware  noch  nicht  er¬ 
folgt  ist. 

§  2.  Ausgearbeiteter  Flachs  (Brechflachs,  Schwung¬ 
flachs)  sowie  Flachswerk  inländischer  Erzeugung  darf 
nur  an  eine  zu  schaffende  Zentraleinkaufsstelle  des 
Vereines  der  Flachsspinner  Österreichs  in  Trautenau 
verkauft  werden. 

In  betreff  dieser  Materialien  getätigte  Käufe  oder 
Verkäufe  sind  ungültig,  insofern  vor  Erlassung  dieser 
Verordnung  die  Ablieferung  der  Ware  noch  nicht  er¬ 
folgt  ist. 

§  3.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften 

dieser  Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K 
oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  politi¬ 
schen  Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insoferne  die 
Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Beschränkung  der  Branntweinversteuerung.  Eine 
i  Verordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Innern, 
des  Handels  und  des  Ackerbaues  vom  30.  Juli  1915  be¬ 
stimmt: 

§  I.  Im  Monat  August  1915  darf  aus  einer  der  Konsum¬ 
abgabe  unterliegenden  Brennerei  oder  aus  einem 
Branntweinfreilager  Branntwein  gegen  Versteuerung 
höchstens  bis  zu  7^2  Prozent  jener  Menge  weggebracht 
werden,  welche  aus  eben  derselben  Unternehmung  in 
der  Betriebsperiode  1912/13  versteuert  weggebracht 
worden  war.  Hinsichtlich  jener  Unternehmungen,  welche 
erst  im  Laufe  der  Betriebsperiode  1912/13  in  Betrieb 


5.  AUGUST  1915]  DAS  HANDELSMUSEUM.  467 


gesetzt  worden  sind,  bestimmt  das  Finanzministerium 
die  im  Monat  August  1915  gegen  Versteuerung  weg¬ 
zubringende  Höchstmenge. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft  und  ist  für  die  im  Reichsrate  ver¬ 
tretenen  Königreiche  und  Länder  mit  Ausnahme 
Galiziens  und  der  Bukowina  wirksam. 

Aufhebung  der  Höchstpreise  für  Kartoffeln.  Eine 
Verordnung  des  Handelsministers,  des  Ackerbauministers 
und  des  Ministers  des  Innern  vom  28.  Juli  1915  be¬ 
stimmt  : 

§  I.  Die  Verordnung  des  Handelsministers,  des  Acker¬ 
bauministers  und  des  Ministers  des  Innern  vom  19.  De¬ 
zember  1914,  R.-G.-BI.  Nr.  345,  betreffend  die  Fest¬ 
setzung  der  Höchstpreise  für  Kartoffeln  wird  hiermit 
aufgehoben. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Aufhebung  der  Höchstpreise  für  Wild.  Eine 
Verordnung  der  Minister  des  Handels,  des  Innern  und 
des  Ackerbaues  vom  30.  Juli  1915  bestimmt; 

§  I.  Die  Verordnung  der  Ministerien  des  Handels, 
des  Innern  und  des  Ackerbaues  vom  6.  Dezember  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  336,  betreffend  die  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  für  den  Verkauf  von  Hasen  und  Hirsch¬ 
wildbret  in  Wien,  wird  außer  Kraft  gesetzt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Aufhebung  der  zeitweiligen  Befreiung  der 
Hasen,  Hirsche  und  des  Hirschfleisches  von  der 
Linienverzehrungssteuer  in  Wien.  Eine  Verordnung 
des  Finanzministeriums  vom  30.  Juli  1915  verfügt: 

Die  zeitweilige  Befreiung  der  Hasen,  Hirsche  und 
des  Hirschfleisches  von  der  bei  ihrer  Einfuhr  in  das 
Wiener  Verzehrungssteuergebiet  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  10.  Mai  1890,  R.-G.-Bl.  Nr.  78,  entfallenden  Ver¬ 
zehrungssteuer  wird  aufgehoben. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Einschränkung  des  Milchverbrauchs.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtum  Öster¬ 
reich  unter  der  Enns  vom  29.  Juli  191S)  Z.  W.  1870/2, 
verfügt: 

§  I.  Die  Erzeugung,  der  Verkauf  und  die  gewerbs¬ 
mäßige  Verwendung  von  Schlagobers  wird  untersagt. 

§  2.  Zur  gewerbsmäßigen  Erzeugung  von  Gefrorenem 
darf  Milch  nicht  verwendet  werden. 

§  3.  Auf  Übertretungen  dieser  Verordnung  finden  die 
Strafbestimmungen  des  §  ii  der  kaiserlichen  Verord¬ 
nung  vom  20.  April  ^854,  R.-G.-Bl.  Nr.  96,  Anwendung. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  August  1915 
Kraft. 

Ungarn. 

Sukzessive  Aufhebung  des  zur  Erfüllung  privat¬ 
rechtlicher  Verpflichtungen  gewährten  Aufschubes 
(Moratoriums).  Die  ungarische  Verordnung  vom 
28.  Juli  1.  J.  über  die  Aufhebung  des  Moratoriums  lautet: 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  verfügt  auf 
Grund  der  im  §  16  des  G.-A.  LXIII/1912  über  Aus¬ 
nahmsverfügungen  für  den  Fall  eines  Krieges,  sowie  der 
im  §  14,  G.-A.  L/1914  über  die  Ergänzung  des  er¬ 
wähnten  Gesetzartikels  und  des  G.-A.  LXVIII/1912  ent¬ 
haltenen  Ermächtigung,  wie  folgt; 

I.  Tilgung  der  einem  Aufschübe  unter¬ 
liegenden  Geldschulden. 

§  I.  Die  bis  inklusive  31.  Juli  1915  fällig  gewordenen 
Geldschulden  aus  einem  vor  dem  i.  August  1914  ausge¬ 


stellten  Wechsel,  einer  derartigen  kaufmännischen  An¬ 
weisung,  einem  derartigen  Lagerschein,  Scheck  oder  im 
allgemeinen  aus  einem  solchen  handelsrechtlichen  Ge¬ 
schäfte  oder  einem  anderen  privatrechtlichen  Rechtstitel, 
der  vor  dem  i.  August  1914  entstanden  ist,  sind  —  in¬ 
sofern  die  Schuld  im  Sinne  der  6.  Moratoriumsverord¬ 
nung  vom  24.  März  1915,  Z.  1040/1915  M.-E.,  am 
31.  Juli  1915  noch  unter  das  Moratorium  gefallen  ist  — 
nach  den  in  der  vorliegenden  Verordnung  bestimmten 
Modalitäten  zu  tilgen. 

Die  Erfüllung  der  nach  dem  31.  Juli  fällig  werdenden 
Geldschulden  kann,  ohne  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt 
ihres  Entstehens,  zur  Fälligkeit  im  vollen  Betrage  ge¬ 
fordert  werden,  insofern  diese  Verordnung  keine  Aus¬ 
nahme  statuiert. 

Insofern  die  Geldschulden  im  Sinne  dieser  Verordnung 
dem  Aufschübe  unterliegen  und  nach  der  Forderung  auf 
Grund  einer  Vereinbarung  oder  auf  Grund  des  Gesetzes 
Zinsen  zu  entrichten  sind,  können  die  Zinsen  nach  dem 
Restbetrag  auch  für  die  Dauer  des  Aufschubes  berechnet 
werden.  Nach  verzinslichen  Schulden  können  die  gesetz¬ 
lichen  Zinsen  berechnet  werden. 

I.  Amortisation  s-  und  der  Emission 
von  Schuldverschreibungen  zugrunde 
liegende  Darlehen.  §2.  Die  vor  dem  i.  August 

1914  fällig  gewordenen  Zinsen  und  Kapitalstilgungs¬ 
raten  von  Amortisationspfandbriefdarlehen,  wie  auch  von 
sonstigen  Schuldverschreibungen,  die  zur  Anlage  von 
Mündelgeldern  geeignet  oder  für  kautionsfähig  erklärt 
sind  — ■  die  im  Sinne  der  6.  Moratoriumsverordnung, 
§  4,  I,  Z.  3,  am  31.  Juli  1915  noch  dem  Aufschübe  unter¬ 
legen  sind  — ,  sind  in  vier  gleichen  Raten  zu  tilgen, 
und  zwar  im  Monate  November  1915,  im  Monate  Mai 
und  November  1916  und  im  Monate  Mai  1917,  an  dem 
dem  Verfallstage  entsprechenden  Tage  und  —  falls  dieser 
Tag  im  betreffenden  Monate  fehlen  sollte  —  am  letzten 
Tage  des  Monats. 

Im  Sinne  des  ersten  Absatzes  sind  auch  jene  Zinsen 
und  Kapitalstilgungsraten  der  dort  erwähnten  Forderung 
zu  tilgen,  die  am  i.  August  1914  oder  später  bis  inklusive 
31.  Juli  1915  fällig  geworden  sind,  insofern  es  sich  um 
einen  Schuldner  handelt,  der  für  die  Schuld  außer  dem 
Hypothekarschuldner  verantwortlich  ist. 

Die  Bestimmungen  des  ersten  Absatzes  erstrecken 
sich  auch  auf  die  vor  dem  i.  August  1914  fällig  ge¬ 
wordenen  Zinsen  und  auf  die  bis  einschließlich  31.  Juli 

1915  fällig  gewordenen  Kapitalstilgungsraten  der  auf 
einer  Liegenschaft  hypothekarisch  sichergestellten 
sonstigen  Amortisationsdarlehen,  insofern  sie  im  Sinne 
der  6.  Moratoriumsverordnung,  §  14,  I,  Z.  10,  am 
31.  Juli  1915  noch  dem  Aufschübe  unterlegen  sind. 

Wenn  der  Schuldner  seiner  Zahlungsverpflichtung  hin¬ 
sichtlich  der  laufenden  Zinsen  und  Kapitalstilgungsraten 
der  im  Absätze  i  oder  3  erwähnten  Schulden  oder  hin¬ 
sichtlich  der  dort  erwähnten  Rückstände  innerhalb  fünf¬ 
zehn  Tagen  nach  Empfang  der  Aufforderung  des  Gläu¬ 
bigers  —  worin  der  Gläubiger  den  Schuldner  auf  diese 
Folgen  der  Nichterfüllung  ausdrücklich  ermahnt  —  in 
welchem  Teile  immer  nicht  entspricht,  kann  der  Gläubiger 
die  Zahlung  auch  sämtlicher  früher  fällig  gewordener 
Zinsen  und  Kapitalstilgungsraten  fordern.  In  diesem 
Falle  genügt  es  zum  Nachweise  des  Umstandes,  daß 
der  Gläubiger  den  Schuldner  zur  Zahlung  aufgefordert 
hat,  wenn  der  Gläubiger  mit  einem  Postzertifikat  nach¬ 
weist,  daß  er  an  den  Schuldner  ein  rekommandiertes 
Schreiben  aufgegeben  hat.  Der  Beweis  dessen,  daß  das 
Schreiben  keine  Zahlungsaufforderung  enthalten  hat  oder 
daß  die  Zahlungsfrist  noch  nicht  abgelaufen  sei,  obliegt 
dem  Schuldner. 

Als  Amortisationsdarlehen  ist  bei  Anwendung  dieser 
Verordnung  jedes  Anlehen  anzusehen,  bei  dem  die 


468  DAS  HAN  DE  LS  MUSEUM.  [5.  august  1915 


Tilgung  des  Kapitals  nach  einem  im  vorhinein  fest¬ 
gestellten  Amortisationsplane  auf  mindestens  fünfzehn 
Jahre  verteilt  ist. 

§  3.  Der  Schuldner,  der  für  das  im  §  2  erwähnte  Amor¬ 
tisationsdarlehen  außer  dem  Hypothekarschuldner  ver¬ 
antwortlich  ist,  kann  die  Leistung  sowohl  hinsichtlich 
der  laufenden,  wie  auch  der  rückständigen  Zinsen  und 
Kapitalstilgungsraten  insolange  verweigern,  als  der 
Hypothekarschuldner  Militärdienste  leistet  oder  den 
Militärdienst  leistenden  Personen  gleichzuhalten  ist  und 
demzufolge  die  Forderung  gegen  ihn  auf  gerichtlichem 
Wege  nicht  geltend  gemacht  w'erden  kann. 

§  4.  Der  Eigentümer  einer  vermieteten  oder  ver¬ 
pachteten  Liegenschaft  kann  die  Begleichung  von  Zinsen 
und  Kapitalstilgungsraten  des  auf  der  Liegenschaft  hypo¬ 
thekarisch  sichergestellten  Darlehens  insofern  ver¬ 
weigern,  als  er  nachweist,  daß  er  die  Schuld  —  in  Er¬ 
mangelung  eines  ihm  zur  Verfügung  stehenden  sonstigen 
Vermögens  —  aus  dem  Grunde  nicht  begleichen  kann, 
weil  seine  Pächter,  infolge  des  ihnen  im  Sinne  dieser 
Verordnung  zustehenden  Aufschubes,  den  der  rück¬ 
ständigen  Schuld  entsprechenden  Betrag  nicht  entrichtet 
haben. 

Die  Zinsen  und  Kapitalstilgungsraten  des  auf  einem 
vermieteten  Hause  hypothekarisch  sichergestellten  Amor¬ 
tisationsdarlehens  kann  der  Schuldner  —  insolange  §  26 
zu  Kraft  besteht  —  in  gleichen  Monatsraten  samt  Zinsen, 
jedoch  ohne  Pönale,  zahlen. 

2.  Versicherungen.  §5.  Der  Rest  von  Schulden 
aus  Versicherungsgeschäften,  der  im  Sinne  der  6.  Mora¬ 
toriumsverordnung,  §  4,  I,  Z.  7,  am  31.  Juli  1915  noch 
dem  Aufschübe  unterlegen  ist,  ist  insofern  §  6  keine 
Ausnahme  statuiert  ■ —  in  den  folgenden  Zeitpunkten  zu 
tilgen; 

Der  Rest  der  bis  Ende  März  1915  fällig  gewordenen 
Schulden  am  30.  September  1915; 

der  Rest  der  im  April  1915  fällig  gewordenen  Schulden 
am  31.  Oktober  1915  ; 

der  Rest  der  im  Mai  1915  fällig  gewordenen  Schulden 
am  30.  November  1915; 

der  Rest  der  im  Juni  und  Juli  1915  fällig  gewordenen 
Schulden  am  31.  Dezember  1915. 

§  6.  Versicherungsprämien,  mögen  sie  vor  dem  Inkraft¬ 
treten  dieser  Verordnung  fällig  geworden  sein  oder  später 
fällig  werden,  unterliegen  in  Gänze  dem  Aufschübe,  wenn 
der  Versicherte  zu  jenem  Zeitpunkte,  da  sie  zahlbar 
wären,  Militärdienst  leistete  oder  den  Militärdienst 
leistenden  Personen  gleichzuhalten  ist. 

Die  im  Sinne  des  vorstehenden  Absatzes  einem  Auf¬ 
schübe  unterliegenden  Schulden  sind  nach  dem  Aufhören 
des  dem  Aufschübe  zu  gründe  liegenden  Umstandes  in 
vier  gleichen  Raten  in  einer  Zwischenzeit  von  je  drei 
Monaten  zu  tilgen.  Die  erste  Rate  ist  nach  Ablauf  der 
von  dem  Tage  an  gerechneten  drei  Monate  zu  entrichten, 
an  dem  hinsichtlich  des  Verpflichteten  der  Militärdienst 
oder  die  diesem  gleichzuhaltende  Lage  aufgehört  hat. 

§  7.  Die  Entrichtung  der  Versicherungsprämie,  die  im 
Sinne  der  Moratoriumsverordnungen  im  ganzen  oder  zum 
Teile  dem  Moratorium  unterlegen  ist,  oder  laut  der  gegen¬ 
wärtigen  Verordnung  dem  Aufschübe  unterliegt  (§  6), 
kann  der  Versicherte  (der  vertragschließende  Teil)  nach 
Ablauf  des  Aufschubes  mit  Bezug  darauf,  daß  die  Ver¬ 
sicherung  infolge  der  Nichtzahlung  der  Prämie  erloschen 
ist,  nicht  verweigern,  es  sei  denn,  daß  der  Versicherte 
(der  vertragschließende  Teil)  innerhalb  fünfzehn  Tagen 
nach  der  Fälligkeit  der  Prämie  oder  den  vom  Versicherer 
gewährten  oder  nach  dem  gesetzlichen  Aufschübe  (G.-A. 
XXXVII/1875,  §  505.  Z.  3)  dem  Versicherer  schriftlich 
mitgeteilt  hat,  daß  er  die  Versicherung  aufzugeben 
wünscht.  Zum  Beweise  dieses  Umstandes  genügt  es, 
wenn  der  Versicherte  (der  vertragschließende  Teil)  mit 
einem  Postzertifikat  nachweist,  daß  er  innerhalb  dieser 


Frist  an  den  Versicherer  ein  rekommandiertes  Schreiben 
aufgegeben  habe;  der  Versicherer  habe  zu  beweisen,  daß 
der  Brief  nicht  eine  die  Versicherung  aufhebende  Er¬ 
klärung  enthalten  habe. 

Aus  dem  Grunde,  weil  der  Versicherte  (der  vertrag¬ 
schließende  Teil)  die  im  Sinne  dieser  Verordnung  zahl¬ 
bare  Prämie  innerhalb  der  in  den  §§  5  und  6  bestimmten 
Frist  nicht  entrichtet  hat,  kann  der  Versicherer  den 
Vertrag  nicht  aufheben.  Auf  diese  Prämien  erstreckt  sich 
die  im  G.-A.  XXXVH/1875,  §§  487,  506  und  514,  be¬ 
stimmte  abgekürzte  Verjährung  nicht,  sondern  die  Prämie 
samt  Akzessorien  unterliegt  der  allgemeinen  privatrecht¬ 
lichen  Verjährung. 

3.  Mietschulden.  §  8.  Mietschulden  aus  einem 
Vertrage  bezüglich  der  Miete  einer  Wohnung  oder  einer 
sonstigen  Lokalität  fallen,  sowohl  wenn  sie  vor  dem 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  fällig  geworden  sind 
oder  später  fällig  werden,  im  ganzen  unter  den  Aufschub, 
wenn  der  verpflichtete  Teil  Militärdienst  leistet  oder  den 
Militärdienst  leistenden  Personen  gleichzuhalten  ist. 

Die  Wohnungsmietschuld  einer  Militärdienst  leistenden 
oder  mit  derselben  gleichzuhaltenden  Person  fällt  aber 
nicht  unter  den  Aufschub,  wenn  der  Verpflichtete  seiner 
ordnungsmäßigen  Bezüge  aus  einem  Dienst-  oder  An¬ 
stellungsverhältnisse  oder  zumindest  eines  Quartiergeldes 
oder  einer  öffentlichen  Unterstützung  zu  Zwecken  des 
Mietzinses  teilhaftig  ist.  Bezieht  der  Verpflichtete  nur  ein 
Quartiergeld  oder  eine  zu  Zwecken  des  Mietzinses  ge¬ 
währte  öffentliche  Unterstützung,  so  ist  die  Mietzinsschuld 
nur  bis  zur  Höhe  des  bezogenen  Quartiergeldes  oder  der 
öffentlichen  Unterstützung  zu  zahlen.  Im  Falle  der  Ver¬ 
mietung  der  Wohnung  oder  einzelner  Teile  derselben 
in  Aftermiete,  ist  die  Miete  bis  zur  Höhe  des  vom  After¬ 
mieter  zu  leistenden  Mietzinses  vom  Aufschübe  ebenfalls 
ausgenommen.  Dem  Aufschübe  unterliegt  ferner  die 
Miete  der  Geschäfts-  oder  Betriebslokalitäten  nicht,  wenn 
das  Geschäft  oder  der  Betrieb,  trotz  des  Einrückens  des 
Eigentümers,  weitergeführt  wird. 

Die  Tilgung  der  im  Sinne  der  vorstehenden  Absätze 
einem  Aufschübe  unterliegenden  Schulden  erfolgt  im 
Sinne  des  §  6,  Abs.  2. 

4.  Aufträge  und  ähnliche  Arbeitsver¬ 
träge.  §  9.  Der  Rückstand  der  aus  einem  Aufträge 
oder  aus  Verträgen  auf  ähnliche  andere  persönliche  Ar¬ 
beitsleistungen,  der  im  Sinne  der  6.  Moratoriumsverord¬ 
nung,  §  4,  I,  Z.  12,  am  31.  Juli  1915  noch  dem  Aufschübe 
unterlegen  ist,  ist  in  zweimonatlich  fälligen,  25prozen- 
tigen  Raten  zu  tilgen.  Die  Zahlungsfrist  ist  von  dem 
Tage  an  zu  rechnen,  an  dem  auf  die  Schuld  im  Sinne  der 
6.  Moratoriumsverordnung  zuletzt  eine  Ratenzahlung  zu 
leisten  war.  Die  Raten  sind  nach  dem  vollen  Betrage 
der  am  i.  August  1914  im  Rückstände  gebliebenen  und 
von  diesem  Tage  an  bis  zum  31.  Juli  1915  fällig  ge¬ 
wordenen  sämtlichen  Schulden  zu  berechnen. 

Der  Advokat  kann  die  ihm  seiner  Partei  gegenüber 
gerichtlich  festgestellte  Gebühren-  und  Kostenforderung 
bis  zur  Höhe  des  Betrages,  der  auf  die  geltend  gemachte 
Eorderung  eingegangen  ist,  im  vollen  Betrage  geltend 
machen. 

5.  Kaufpreis  für  bewegliche  Sachen 
und  Gegenwert  gewerblicher  Arbeits¬ 
leistungen.  §10.  Der  Rückstand  der  aus  den  Kauf¬ 
preisen  beweglicher  Arbeitsleistungen  bestehenden 
Schulden,  der  im  Sinne  der  6.  Moratoriumsverordnung, 
§  4,  I,  Z.  13,  am  31.  Juli  1915  noch  unter  einen  Aufschub 
gefallen  ist,  ist  in  folgenden  Raten  zu  tilgen: 

a)  die  bis  Ende  März  1915  fällig  gewordenen  Schulden 
in  zweimonatlichen  Raten  von  je  10  Prozent; 

b)  der  Rest  der  im  April,  Mai,  Juni  und  Juli  1915  fällig 
gewordenen  Schulden  in  zehnprozentigen  Monatsraten ; 
wenn  aber  auf  diese  Weise  —  mit  Hinzurechnung  der 
im  Sinne  der  6.  Moratoriumsverordnung  zahlbaren 
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Raten  —  bereits  fünf  Raten  fällig  geworden  sind,  so 
sind  die  weiteren  Raten  schon  nur  jeden  zweiten  Monat 
zu  zahlen. 

Die  Raten  sind  stets  nach  dem  ursprünglichen  Betrag 
der  Schuld  und,  falls  die  Schuld  im  Sinne  des  Vertrages 
in  Raten  zahlbar  war,  nach  jeder  Rate  im  besonderen  zu 
rechnen.  Die  erste  Rate  ist  an  dem  Tage  des  Monats 
September  des  Jahres  1915  zu  entrichten,  der  seiner  Zahl 
gemäß  dem  für  die  früheren  Raten  bestimmten  Zahlungs¬ 
tage  entspricht  und,  falls  dieser  Tag  in  den  Monat  Sep¬ 
tember  fällt,  am  30.  September. 

Die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Absätze  sind  auch 
für  die  in  der  6.  Morator iumsverordnung,  §  10,  Abs.  2, 
erwähnten  Schulden  anzuwenden. 

Im  Falle  eines  Kommissionskaufes  kann  der  Kommis¬ 
sionär  den  Ersatz  des  von  ihm  bezahlten  Kaufpreises 
von  seinem  Auftraggeber  gleichfalls  im  Sinne  des  ersten 
Absatzes  fordern. 

Die  dem  Arbeitsunternehmer  seinem  Subunternehmer 
gegenüber  obliegenden  Schulden  sind  auch  über  die  nach 
Absatz  I  zu  tilgenden  Raten  hinaus  in  dem  Verhältnisse 
zu  zahlen,  in  dem  der  Arbeitsunternehmer  das  Entgelt 
für  die  geleistete  Arbeit  zu  Händen  erhalten  hat. 

6.  Schulden  aus  dem  Rücktritt  und  aus 
dem  Vertragsbruch.  §  ii.  Der  Rückstand  von 
Geldschulden  aus  einem  Vertrag,  der  vor  dem  August 

1914  zu  erfüllen  war,  aus  der  Ausübung  des  Rücktritts¬ 
rechtes,  oder  aus  der  Nichterfüllung,  oder  nicht  ent¬ 
sprechenden  Erfüllung  des  Vertrages  ist  —  insofern  der 
Rückstand  im  Sinne  der  6.  Moratoriumsverordnung,  §  4, 
I,  Z.  16,  am  31.  Juli  1915  noch  unter  den  Aufschub 
gefallen  ist  —  in  drei  gleichen  Raten  von  dem  Tage  des 
Monates  Januar  1916  an  zu  tilgen,  der  dem  zur  Zahlung 
der  ersten  Rate  in  der  6.  Moratoriumsverordnung  be¬ 
stimmten  Tage  entspricht. 

Wenn  der  Schuldner  irgend  eine  im  vorstehenden  Ab¬ 
sätze  bestimmte  Rate  binnen  fünfzehn  Tagen  nach  Er¬ 
halt  der  Aufforderung  des  Gläubigers  nicht  entrichtet, 
wird  der  ganze  Rückstand  auf  einmal  fällig. 

7.  Auf  einem  familienrechtlichen  oder 
erbrechtlichen  Titel,  wie  auch  auf  einem 
Gesellschaftsverhältnis  oder  einer  Ge¬ 
meinschaft  beruhenden  Schulden.  §  12. 
Der  Rückstand  der  auf  einem  familienrechtlichen  oder 
erbrechtlichen  Titel  beruhenden  Geldschulden,  sowie  der 
Geldschulden  aus  dem  Gesellschaftsverhältnis  oder  der 
Aufhebung  der  Vermögensgemeinschaft  —  der  im  Sinne 
der  6.  Moratoriumsverordnung,  §  4,  I,  Z.  18,  am  31.  Juli 

1915  noch  unter  den  Aufschub  gefallen  ist  ■ — ■  ist  in  drei 
gleichen  Raten  an  dem  Tage  der  Monate  Oktober  I9i5) 
März  und  Oktober  1916  zu  entrichten,  der  dem  zur 
Zahlung  der  ersten  Rate  im  Sinne  der  6.  Moratoriums¬ 
verordnung  bestimmten  Tage  entspricht. 

8.  Auf  einem  Wechsel  oder  einem  an¬ 
deren  indossierbaren  Wertpapiere  be¬ 
ruhende  Schulden.  §  13.  Der  Rückstand  der  auf 
einem  im  Sinne  der  6.  Moratoriumsverordnung  zum  Teil 
•oder  im  ganzen  einem  Aufschübe  unterliegenden 
Wechsel,  einer  solchen  kaufmännischen  Anweisung,  einem 
solchen  Lagerschein  und  Scheck  beruhenden  Schulden 
—  der  im  Sinne  der  6.  Moratoriumsverordnung,  §  4,  II, 
am  31.  Juli  1915  noch  einem  Aufschübe  unterlegen  ist  — 
insofern  §  19  keine  Ausnahme  statuiert,  in  zwei  gleichen 
Raten  zu  tilgen,  und  zwar  nach  den  auf  Sicht  lautenden 
oder  vor  dem  i.  November  1914  fällig  gewordenen 
Papieren  im  Oktober  1915  und  im  Oktober  1916;  nach 
den  dem  Aufschübe  unterliegenden  sonstigen  Papieren 
aber  im  November  1915  und  im  November  1916,  in  jedem 
Falle  aber  an  dem  Tage  des  betreffenden  Monats,  der 
seiner  Zahl  gemäß  dem  Tage  der  Fälligkeit  entspricht 
und,  wenn  dieser  Tag  in  dem  betreffenden  Monat  fehlt, 
am  letzten  Tage  des  Monats. 


Die  Bestimmungen  des  ersten  Absatzes  erstrecken  sich 
nicht  auf  die  Verpflichteten,  die  ihre  ständige  Geschäfts¬ 
niederlage,  ihren  Betrieb  oder  ihre  Wirtschaft,  in  Er¬ 
manglung  einer  solchen  aber  ihren  Wohnort  (Sitz)  aus¬ 
schließlich  auf  dem  Gebiete  der  Komitate  Bereg,  Mära- 
maros.  Säros,  Szatmär,  Szöreny,  Ugocsa,  Ung  oder 
Zemplen,  oder  der  Städte  mit  Munizipalrecht  Szatmär- 
Nemeti,  oder  der  Stadt  Zemun  haben.  Wann  und  in 
welchen  Raten  diese  Verpflichteten  die  im  ersten  Ab¬ 
sätze  erwähnten  Schulden  zu  zahlen  haben,  bestimmt  der 
Finanzminister  mittels  besonderer  Verordnung.  Diese 
Verordnung  kann  das  Maß  der  Zahlungsverpflichtung 
innerhalb  der  einzelnen  Komitate  für  einzelne  Gegenden 
auch  in  verschiedener  Weise  bestimmen. 

Dem  gegenüber,  der  auf  einem  vor  dem  i.  August  1914 
ausgestellten  Wechsel  eine  Wechselverpflichtung  auf 
Grund  einer  solchen  Schuld  übernommen  hat,  die  im 
Sinne  der  gegenwärtigen  Verordnung  zu  tilgen  ist,  kann 
der  Wechselinhaber,  zu  dessen  Gunsten  die  erwähnte  ge¬ 
meinrechtliche  Schuld  besteht,  die  auf  dem  Wechsel  be¬ 
ruhende  Forderung  auch  in  einem  höheren,  als  dem  in 
den  vorstehenden  Absätzen  bestimmten  Maße  geltend 
machen,  insofern  von  der  erwähnten  gemeinrechtlichen 
Schuld  im  Sinne  dieser  Verordnung  bereits  eine  größere 
Rate  fällig  geworden  ist.  Diese  Vorschriften  erstrecken 
sich  auch  auf  kaufmännische  Anweisungen,  Lagerscheine 
und  Schecks  in  entsprechender  Weise. 

9.  E  i  n  1  a  g  e  n.  §  14.  Über  die  bei  Instituten,  die  sich 
mit  Einlagegeschäften  befassen,  und  bei  anderen  solchen 
Firmen  vor  dem  August  1914  auf  laufende  Rechnung 
erfolgten  Einlagen  kann  der  Kontoinhaber  - —  unter 
Wahrung  der  bedungenen  Kündigungsfristen  —  ohne 
Rücksicht  auf  den  Betrag,  verfügen. 

Über  die  bei  Instituten,  die  sich  mit  Einlagegeschäften 
befassen  und  bei  anderen  solchen  Firmen  vor  dem 
I.  August  1914  auf  Einlagebuch  erfolgten  Einlagen,  die 
vor  dem  i.  August  1914  fällig  gewordenen  Zinsen  mit¬ 
inbegriffen,  kann  der  Einleger  —  unter  Wahrung  der 
bedungenen  Kündigungsfristen  bis  zur  weiteren  Ver¬ 
fügung  des  Ministeriums  nur  mit  den  nachstehenden  Ein¬ 
schränkungen  verfügen : 

Hat  die  auf  Einlagebuch  erfolgte  Einlage  am  i.  August 
1914  den  Betrag  von  2000  K  nicht  überschritten,  so  kann 
der  Einleger  für  die  seit  dem  i.  August  1914  laufende 
ganze  Zeit  die  Auszahlung  von  200  K,  hat  sie  aber  den 
Betrag  von  2000  K  überstiegen,  monatlich  die  Auszahlung 
von  200  K  verlangen.  In  diesem  letzteren  Falle  aber 
kann  während  der  ganzen  Dauer  des  Aufschubes  die  Aus¬ 
zahlung  von  höchstens  zehn  Prozent  der  am  i.  August 
1914  bestandenen  Einlage  gefordert  werden. 

Von  den  im  Absatz  2  erwähnten,  auf  Einlagebuch  er¬ 
folgten  Einlagen  kann  der  Einleger  zur  Begleichung  der 
ihm  obliegenden  Steuern  oder  anderer  öffentlichen  Ab¬ 
gaben,  oder  nach  den  vom  Finanzminister  feststellbaren 
Modalitäten  und  innerhalb  der  von  ihm  bestimmbaren 
Grenzen  — •  zum  Zwecke  von  Einzahlungen  auf  Darlehen 
des  Staates  jedweden  Betrag  an  die  zu  ihrer  Einhebung 
oder  Übernahme  berufene  Kasse  überweisen. 

Die  Auszahlung  der  auf  Einlagebuch  erfolgten  Ein¬ 
lagen  kann  der  Einleger  ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag 
fordern,  insoweit  er  glaubwürdig  nachweist,  daß  er  eine 
unter  dem  Aufschub  gefallene  Schuld,  auf  die  er  im 
Sinne  der  Moratoriumsverordnungen  oder  im  Sinne  der 
gegenwärtigen  Verordnung  eine  Zahlung  zu  leisten  hat, 
mangels  einer  Verfügung  über  seine  Einlage  ohne 
Gefährdung  seiner  eigenen  Subsistenz  oder  der  Sub¬ 
sistenz  jener  Personen,  denen  ihm  gegenüber  ein  Recht 
auf  Unterhalt  zusteht,  oder  ohne  Gefährdung  der  Führung 
seines  Wirtschaftsunternehmens  oder  Betriebes  zu 
leisten  nicht  fähig  sei  und  er  den  zu  diesem  Zwecke 
erforderlichen  Betrag  zu  gunsten  des  Gläubigers  über 
weist.  Der  Einleger  muß  auch  nachweisen,  daß  ihm  die 
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Verfügung  über  die  Einlage  bereits  vor  dem  i.  August 
1914  zugestanden  ist,  oder  daß  er  dieses  Recht  seither 
im  Wege  der  Erbfolge  erworben  hat. 

Der  Einleger  kann  von  dem  ihm  in  den  vorstehenden 
beiden  Ansätzen  zugesicherten  Rechte  nur  in  dem  halle 
Gebrauch  machen,  wenn  er  den  benötigten  Betrag  —  in¬ 
sofern  keine  längere  Kündigungsfrist  bedungen  ist  — 
mindestens  acht  Tage  früher  schriftlich  anmeldet. 

Bei  Kreditgenossenschaften  kann  der  Betrag,  der  dem 
gegenwärtigen  Paragraphen  gemäß  gefordert  werden 
kann,  die  Hälfte  der  Einlage  in  keinem  Falle  übersteigen. 

Die  aus  der  am  i.  August  1914  bestandenen  Einlage 
an  diesem  Tage  oder  später  ausbezahlten  Beträge  können 
in  die  auf  Grund  des  Absatzes  3  nachher  geforderten 
Beträge  eingerechnet  werden. 

Wenn  die  mit  dem  Einlagegeschäft  sich  befassenden 
Institute  oder  eine  andere  solche  Firma  den  für  die  Ein¬ 
lage  am  31.  Juli  1914  bestandenen  Zinsfuß,  sei  es  vor 
dem  Inslebentreten  der  gegenwärtigen  Verordnung,  oder 
nachher,  einseitig  herabgesetzt  haben,  können  sie  die  Aus¬ 
zahlung  der  vollen  Einlage  nicht  verweigern,  es  sei  denn, 
daß  sie  den  Zinsfuß  für  die  Zukunft  auf  den  am  31.  Juli 
1914  bestandenen  Zinsfuß  erhöhen.  Insofern  das  Institut 
oder  die  Firma  für  die  Auszahlung  der  Einlage  die 
Kündigungszeit  in  Anspruch  nehmen,  dürfen  sie  auch 
für  diese  Zeit  keine  geringeren  Zinsen  zahlen,  als  zu 
denen  sie  am  31.  Juli  1914  verpflichtet  waren. 

Die  in  der  gegenwärtigen  Verordnung  enthaltenen  Be¬ 
schränkungen  der  Verfügung  über  die  Einlagen  wird  eine 
besondere  Verordnung  des  Ministeriums  nach  Bedarf 
aufheben. 

§  15.  Institute,  die  sich  mit  Einlagegeschäften  befassen 
oder  andere  solche  Firmen  können  mit  Berufung  auf 
§  14  die  Effektuierung  einer  solchen  Verfügung  des  Ein¬ 
legers  nicht  verweigern,  derzufolge  ein  bestimmter  Betrag 
von  seiner  Einlage  bei  demselben  Institute  oder  bei  der¬ 
selben  Firma  in  ein  mit  der  auf  die  Überweisung  be¬ 
züglichen  Klausel  versehenes  anderes  Einlagebuch  zu 
übertragen  ist.  Über  den  auf  diese  Weise  zu  gunsten 
einer  andern  Person  überwiesenen  Betrag  kann  diese 
Person  bis  zur  Aufhebung  der  Verfügung  Einschrän¬ 
kungen  nur  innerhalb  der  Grenzen  der  zwischen  ihr  und 
dem  Einleger  getroffenen  und  dem  Institute  oder  der 
Firma  bekanntgegebenen  Vereinbarung  und  nur  insoweit 
verfügen,  inwieweit  der  Einleger  darüber  ohne  die  Über¬ 
weisung  hätte  verfügen  können.  In  diesem  Falle  kann 
der  Einleger  über  die  ihm  verbleibenden  Einlagen  bis 
zur  Höhe  des  entsprechenden  Betrages  nicht  verfügen. 
Der  Einleger  kann  die  Auszahlung  des  auf  sein  eigenes 
Einlagebuch  überwiesenen  Betrages  gleichfalls  nur  in 
dem  Maße  fordern,  als  er  dies  ohne  die  Überweisung 
hätte  fordern  können. 

§  16.  Die  auf  Einlagebuch  erfolgten  Einlagen  öffent¬ 
licher  Fonds  sind  nach  Maßgabe  des  obwaltenden  Be¬ 
dürfnisses,  das  durch  die  zur  Aufsicht  berufene  Re¬ 
gierungsbehörde  festgestellt  wird  —  unter  Wahrung  der 
bedungenen  Kündigungsfrist,  aber  bei  mindestens  acht 
Tage  früher  erfolgter  schriftlicher  Anmeldung  —  un¬ 
beschränkt  auszuzahlen.  Das  Ausmaß  des  Bedürfnisses 
wird  hinsichtlich  der  Fonds  von  Städten  mit  geordnetem 
Magistrat,  von  Groß-  und  Kleingemeinden  bei  Beträgen 
über  5000  K  durch  den  Minister  des  Innern,  bei  Beträgen, 
die  5000  K  nicht  übersteigen,  durch  den  Vizegespan  des 
Komitats  festgesetzt. 

Dasselbe  gilt  für  die  Einlagen  der  Arbeiterversiche¬ 
rungskassen  und  der  Bergwerksbruderladen.  Hinsichtlich 
der  Arbeiterversicherungskasse  wird  das  Ausmaß  des 
Bedürfnisses  durch  das  staatliche  Arbeiterversicherungs¬ 
amt  bestimmt. 

Städte  und  Gemeinden,  sowie  Waisenkassen  können 
zur  Deckung  ihrer  laufenden  Bedürfnisse  über  ihre  auf 
Einlagebuch  erlegten  Einlagen  —  unter  Wahrung  der 


bedungenen  Kündigungsfristen  —  jedoch  bei  mindestens 
acht  Tage  früher  erfolgter  schriftlicher  Anmeldung  — 
ohne  Rücksicht  auf  die  in  den  §§14  und  15  bestimmten 
Schranken  verfügen.  Das  Ausmaß  des  laufenden  Bedürf¬ 
nisses  wird  hinsichtlich  der  Haupt-  und  Residenzstadt 
Budapest  bei  Beträgen  von  über  20.000  K  durch  den 
Minister  des  Innern,  bei  Beträgen,  die  20.000  K  nicht 
übersteigen,  durch  den  Magistrat,  hinsichtlich  der  städti¬ 
schen  Munizipien  und  der  Städte  mit  geordnetem 
Magistrat  durch  den  Minister  des  Innern,  hinsichtlich 
der  Groß-  und  Kleingemeinden  bei  Beträgen  von  über 
5000  K  durch  den  Minister  des  Innern,  bei  Beträgen,  die 
5000  K  nicht  übersteigen,  durch  den  Vizegespan  des 
Komitats  festgesetzt.  Hinsichtlich  der  Waisenkassen  ist 
zur  Festsetzung  des  laufenden  Bedürfnisses  der  Waisen¬ 
stuhl  berufen. 

Das  in  der  Waisenkasse  verwaltete  und  infolge  des 
Erlöschens  des  Vormundschafts-  und  Pflegschafts  Ver¬ 
hältnisses  fällig  gewordene  Bargeld  darf  nur  ausnahms¬ 
weise  und  nur  in  dem  Maße  ausgezahlt  werden,  als  dies 
der  Minister  des  Innern  fallweise  bestimmt. 

Wasseregulierungsgesellschaften  können  über  die  im 
Sinne  des  G.-A.  XXIH/1885,  §  148,  gebildeten  und  bei 
einem  Geldinstitute  auf  Einlagebuch  erlegten  Fluten¬ 
schutzreservefonds,  dem  sich  gebenden  Bedarf  gemäß, 
den  die  zur  Aufsicht  berufene  Regierungsbehörde  be¬ 
stimmt,  ohne  Rücksicht  auf  die  in  den  §§  14  und  15  ent¬ 
haltenen  Einschränkungen  verfügen. 

IO.  Sonstige  Kapitalsschulden.  §17.  Eine 
jede  in  den  §§  2  bis  16  und  19  nicht  erwähnte  solche 
Geldschuld,  die  im  Sinne  der  6.  Moratoriumsverord¬ 
nung  am  31.  Juli  1915  unter  den  Aufschub  gefallen  ist, 
ist  samt  den  vor  dem  i.  August  1914  fällig  gewesenen 
Zinsen  in  drei  Raten  in  der  Weise  zu  tilgen,  daß  je 
25  Prozent  der  Schuld  im  Oktober  1915  und  im  März 
1916,  der  Rest  aber  im  Oktober  1916,  in  jenem  Falle 
an  dem  Tage  des  Monats,  der  infolge  seiner  Zahl  dem 
Tage  der  Fälligkeit  entspricht  und  wenn  dieser  Tag  im 
betreffenden  Monate  fehlt  oder  kein  bestimmter  Ver¬ 
fallstag  festgesetzt  war,  am  letzten  Tage  des  Monats  zu 
zahlen  sind. 

Unter  welchen  Modalitäten  der  einem  Aufschub  unter¬ 
liegende  Rest  des  Kaufpreises  versteigerter  Liegen¬ 
schaften  zu  tilgen  sei,  bestimmt  die  auf  Grund  des  §  40 
zu  erlassende  Verordnung  des  Justizministers. 

§  18.  Die  nach  dem  31.  Juli  1915  bis  einschließlich 
31.  Dezember  1915  fälligen,  aus  Verträgen,  die  vor  dem 
I.  August  1914  geschlossen  wurden,  unter  dem  Titel  des 
Kaufpreises  von  Unternehmungen  oder  Geschäften  ent¬ 
standenen  Geldschulden,  beziehungsweise  die  während 
der  erwähnten  Zeit  fällig  gewordenen  Raten  solcher 
Schulden  können  in  zwei  gleichen  Raten  getilgt  werden. 
Die  erste  Rate  der  im  August  und  September  1915  fälligen 
Schulden  ist  binnen  zwei  Monaten  nach  der  Fälligkeit, 
der  im  Oktober,  November  und  Dezember  1915  fälligen 
Schulden  aber  am  Tage  der  Fälligkeit,  die  zweite  Rate 
aber  in  jedem  Falle  binnen  vier  Monaten  nach  dem  für 
die  erste  Rate  bestimmten  Zahlungstermin  zu  entrichten. 

Die  in  den  §§  12  bis  16  der  6.  Moratoriumsverordnung 
enthaltenen  Bestimmungen  sind  hinsichtlich  der  im  vor¬ 
stehenden  Absätze  erwähnten  Schulden  entsprechend  an¬ 
zuwenden.  Hinsichtlich  der  für  die  nach  dem  31.  Juli 
1915  bis  31.  Dezember  1915  fälligen  Geldschulden  aus 
anderen  vor  dem  i.  August  1914  geschlossenen  Verträge, 
zu  deren  Sicherstellung  Wertpapiere  als  Pfand  ver¬ 
schrieben  sind,  erstrecken  sich  die  Vorschriften  des  i.  Ab¬ 
satzes  auf  die  Befriedigung  aus  dem  Pfandobjekte  eben¬ 
falls  in  entsprechender  Weise. 

§  19.  Kapitalsforderungen,  die  zum  Zwecke  der 
Deckung  der  aus  Geschäftseinrichtungskosten  von  Lokal¬ 
bahnen  vor  dem  i.  August  1914  übernommen  worden  sind, 
zu  deren  Sicherstellung  die  Titres  der  betreffenden 
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Lokalbahn  verpfändet  sind,  fallen  ohne  Rücksicht  auf 
ihre  Fälligkeit  im  ganzen  unter  den  Aufschub.  Dasselbe 
gilt  auch  für  die  aus  dem  Grunde  einer  solchen  Schuld 
übernommene  Wechselverpflichtung  im  Verhältnisse  der 
vertragschließenden  Parteien  untereinander,  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Zeit  der  Ausstellung  des  Wechsels.  Diese 
Vorschrift  berührt  nicht  die  Verpflichtung  des  Schuldners 
zur  zeitweiligen  Erneuerung  des  Wechsels  und  zur 
Zahlung  der  Zinsen. 

Die  im  ersten  Absatz  erwähnte  Schuld  kann  nur  auf 
sechs  Monate  nach  Beendigung  des  Krieges  (G.-A. 
LXIII/1912,  §  13)  gekündigt  werden.  Wird  die  Schuld 
vor  Beendigung  des  Krieges  ohne  Kündigung  fällig,  so 
ist  die  Schuld  nur  nach  Ablauf  von  sechs  Monaten  nach 
Beendigung  des  Krieges  zu  zahlen. 

Der  Schuldner  wird  der  in  dem  vorstehenden  Absatz 
stehenden  Begünstigungen  verlustig,  wenn  er  die  Zinsen 
der  Schuld,  dem  Vertrag  entsprechend,  binnen  fünfzehn 
Tagen  nach  Erhalt  der  diesbezüglich  an  ihn  ergangenen 
Aufforderung  nicht  bezahlt  oder  seiner  Verpflichtung 
zur  Erneuerung  der  Wechsel  während  derselben  Frist 
nicht  entspricht. 

II.  Zinsen.  §  20.  Zugleich  mit  der  im  Sinne  der 
§§  2  bis  18  zahlbaren  Kapitalsrate  kann  auch  die  Zahlung 
der  nach  der  ganzen  rückständigen  Schuld  bis  zum  Tage 
der  Zahlung  der  Kapitalsrate  fälligen  Zinsen  gefordert 
werden. 

Die  seit  dem  August  1914  laufenden  Zinsen  der  im 
§  14  erwähnten  auf  Einlagebuch  erfolgten  Einlagen  kann 
der  Erleger  mangels  einer  sonstigen  Vereinbarung  zu 
jeder  Zeit  fordern. 

Die  vor  dem  i.  August  1914  fälligen,  nicht  unter  §  2 
fallenden  Zinsen,  deren  Kapital  nicht  unter  die  in  der 
gegenwärtigen  Verordnung  bestimmte  Tilgung  fallen, 
sind  im  Sinne  des  §  17  zu  tilgen.  Bezahlt  der  Schuldner 
irgendeine  fällige  Rate  binnen  fünf  Tagen  nach  der  Auf¬ 
forderung  des  Gläubigers  nicht,  so  wird  der  ganze  Zinsen¬ 
rückstand  auf  einmal  fällig. 

II.  Besondere  Bestimmungen  hinsicht¬ 
lich  der  Wechsel  und  sonstiger  indos¬ 
sierbaren  Wertpapiere. 

§  21.  Der  Wechselinhaber  darf  einen  Wechsel,  den  ihm 
sein  Gläubiger  vor  dem  i.  August  1914  unausgestellt 
wegen  einer  Forderung,  die  im  Sinne  der  gegenwärtigen 
Verordnung,  in  Raten  zu  tilgen  ist,  gegeben  hat,  vor 
Ablauf  der  Stundung  nur  mit  einem  Datum  vor  dem 
I.  August  1914  ausstellen.  Die  dieser  Bestimmung  zu¬ 
widerlaufende  Ausstellung  ist  für  vereinbarungswidrig 
anzusehen. 

Hinsichtlich  eines  vor  dem  i.  August  1914  ausgestellten 
Wechsels  ist  während  der  Dauer  der  Stundung  der  im 
G.-A.  XXVII/1876,  §§  25  bis  29,  normierte  Regreß  auf 
Sicherstellung  unzulässig. 

§  22.  Zur  Aufrechterhaltung  der  Klage  oder  der 
Regreßklage  hinsichtlich  der  im  Sinne  des  §  13  zahlbaren 
Raten  kann  die  im  Sinne  des  Gesetzes  erforderliche 
Präsentation  erfolgen,  insolange  die  für  die  Präsentation 
bestimmte  Frist  auch  hinsichtlich  des  verbliebenen 
Schuldrestes  nicht  abgelaufen  ist.  Ist  die  Präsentation 
innerhalb  dieser  Zeit  behufs  Zahlung  einer  fälligen  Rate 
erfolgt,  braucht  das  Papier  wegen  einer  später  fällig 
werdenden  Rate  zwecks  Aufrechterhaltung  der  Klage 
oder  Regreßklage  nicht  neuerlich  präsentiert  zu  werden. 
Die  im  G.-A.  XXXVII/1875,  §  448.  Abs.  2,  bestimmte 
dreißigtägige  Frist  ist  von  der  Fälligkeit  der  letzten  Rate 
an  zu  rechnen. 

Hinsichtlich  der  der  Stundung  unterliegenden,  im  §  13 
erwähnten  Papiere  ist  die  im  Gesetze  zur  Aufrecht¬ 
erhaltung  der  Klage  oder  des  Rückgriffs  vorgeschriebene 
Protestaufgabe  —  die  auf  Sicht  und  binnen  einer  ge¬ 
wissen  Zeit  nach  Sicht  zu  zahlenden  Papiere  ausge¬ 


nommen  — -  nicht  notwendig.  Bestreitet  der  Verpflichtete 
die  erfolgte  Präsentation,  so  obliegt  ihm  die  Beweis¬ 
führung.  Der  etwa  dennoch  aufgenommene  Protest  ist 
wohl  wirksam,  doch  sind  dessen  Kosten  nur  in  dem  Falle 
zu  ersetzen,  wenn  einer  der  auf  dem  Papier  Verpflichteten 
im  Auslande  wohnt. 

Zugleich  sind  die  Kosten  jener  Proteste,  die  der  In¬ 
haber  des  Papiers  bis  einschließlich  3.  August  1914  gegen 
die  erste  Moratoriumsverordnung  aufgenommen  hat,  zu 
ersetzen. 

Der  zum  Rückgriff  berechtigte  Gläubiger  kann  die 
nach  der  zu  zahlenden  Rate  berechnete  Wechselprovision 
auch  in  dem  Falle  fordern,  wenn  er  bezüglich  des  zur 
Zahlung  präsentierten  Papiers  den  Protest  nicht  auf¬ 
nehmen  will. 

Hinsichtlich  der  Verständigung  der  Vordermänner 
sind  die  §§  45  bis  47  des  G.-A.  XXVII/1876  auch  in 
dem  Falle  entsprechend  anzuwenden,  wenn  der  Inhaber 
den  Protest  mangels  Zahlung  nicht  aufnehmen  ließ;  in 
diesem  letzteren  Falle  hat  die  Verständigung  binnen 
15  Tagen  nach  der  Präsentation  zu  erfolgen. 

Der  Wechselinhaber  ist  verpflichtet,  die  erfolgte  Teil¬ 
zahlung  und  den  Umstand,  wann  und  durch  wen  diese 
erfolgt  ist,  auf  dem  Wechsel  zu  vermerken.  Der  Wechsel¬ 
verpflichtete  kann  fordern,  daß  ihm  über  die  geleistete 
Teilzahlung  auf  einer  Abschrift  des  Wechsels  eine  Be¬ 
stätigung  erteilt  werde.  Der  dem  Zahlungsrückgriff 
unterworfene  Wechselverpflichtete  kann  überdies  fordern, 
daß  ihm  eine  beglaubigte  Abschrift  des  über  den  ganzen 
Wechselbetrag  wirksam  auf  genommenen  Protestes  oder 
der  nach  dem  31.  Juli  1914  über  die  Nichtleistung  der 
Ratenzahlung  aufgenommene  urschriftliche  Protest  aus¬ 
gefolgt  werde.  Wurde  kein  Protest  aufgenommen,  so  hat 
der  Wechselinhaber  die  Wechselabschrift,  worauf  er  die 
Teilzahlung  bestätigt,  auf  Verlangen  und  auf  Kosten  des 
Wechselverpflichteten  beglaubigen  zu  lassen.  Die  auf 
die  Wechselabschrift  geführte  Bekundung  der  öster¬ 
reichisch-ungarischen  Bank  ersetzt  die  Beglaubigung  der 
Wechselabschrift.  Alle  diese  Vorschriften  gelten  ent¬ 
sprechend  auch  für  kaufmännische  Anweisungen,  Lager¬ 
scheine  und  Schecks. 

§  23.  Hinsichtlich  eines  nach  den  Moratoriumsverord- 
nungen  oder  der  gegenwärtigen  Verordnung  der  Stundung 
nicht  unterliegenden  Wechsels,  einer  solchen  kauf¬ 
männischen  Anweisung  und  eines  solchen  Lagerscheines, 
die  vor  dem  i.  Dezember  1915  fällig  geworden  sind  oder 
fällig  werden,  wird  die  in  den  Moratoriumsverordnungen 
oder  im  Gesetze  bestimmte  Frist  zur  Präsentation  wegen 
Zahlung  und  zur  Aufnahme  des  Protestes  mangels 
Zahlung  bis  einschließlich  3.  Dezember  1915  verlängert. 
Während  der  gleichen  Zeit  kann  hinsichtlich  der  er¬ 
wähnten  Papiere  auch  die  Präsentation  behufs  Ehren¬ 
zahlung  erfolgen. 

§24.  Das  im  G.-A.  XXVII/1876,  §40,  bestimmte  Recht 
der  Hinterlegung  steht  dem  Akzeptanten  nach  Ablauf 
zweier  Werktage  zu  und  ist  diese  Frist  hinsichtlich  der 
im  §  13  erwähnten  Papiere  von  dem  Tage  an  zu  rechnen, 
an  dem  die  Rate  der  Schuld  im  Sinne  der  Moratoriums¬ 
verordnungen  oder  der  gegenwärtigen  Verordnung  zahl¬ 
bar  ist,  hinsichtlich  der  im  §  23  erwähnten  Papiere  aber 
vom  Fälligkeitstage  an. 

Jeder  Vordermann  kann  verlangen,  daß  der  Inhaber 
des  Papiers  das  Papier  behufs  Zahlung  präsentiere,  und 
zwar  hinsichtlich  der  im  §  13  bestimmten  Papiere  nach 
Ablauf  jenes  Tages,  an  dem  die  Rate  der  Schuld  im 
Sinne  der  Moratoriumsverordnung  zahlbar  ist,  hinsicht¬ 
lich  der  im  §  24  erwähnten  Papiere  nach  dem  Ablauf; 
entspricht  der  Inhaber  diesem  Verlangen  nach  Erhalt  der 
an  ihn  ergangenen  Aufforderung  nicht  unverzüglich,  so 
ist  er  für  den  daraus  entstandenen  Schaden  verant¬ 
wortlich. 


472  DAS  HAN  DE  LS  MUSEUM.  [5.  august  1915 


III.  Die  auf  das  Mietsverhältnis  bezüg¬ 
lichen  Bestimmungen. 

§  25.  I.  I.  Der  Vermieter  einer  Wohnung  oder  einer 
sonstigen  Lokalität  kann  während  der  Zeit  des  Bestehens 
der  gegenwärtigen  Verordnung  das  ihm  im  Vertrage,  in 
einem  Statut  oder  in  einer  anderen  Rechtsvorschrift 
gesicherte  Recht,  im  Falle  der  Nichtzahlung  des  Miet¬ 
zinses  die  Miete  durch  Aufhebung  des  Vertrags  oder 
durch  außerordentliche  Kündigung  aufheben  zu  können, 
bei  wöchentlicher  oder  monatlicher  Miete  überhaupt  nicht, 
bei  Mieten  von  längerer  Dauer  aber  nur  wegen  Nicht¬ 
zahlung  der  der  Stundung  nicht  unterliegenden  Miet¬ 
zinse  und  auch  aus  diesem  Grunde  nur  in  dem  Falle 
ausüben,  wenn  der  Mieter  den  auf  je  einen  Monat 
entfallenden  Teil  des  laufenden  Mietzinses  bis  zum 
fünften  Tag  eines  jeden  Monats  nicht  zahlt.  Dieses  Recht 
kann  jedoch  nach  dem  zehnten  Tag  des  letzten  Monats 
der  betreffenden  Mietsperiode  nicht  mehr  ausgeübt 
werden. 

2.  Wenn  der  Mieter  den  auf  je  einen  Monat  entfal¬ 
lenden  Teil  des  laufenden  Mietzinses  bis  zum  5.  des  be¬ 
treffenden  Monats  zahlt,  kann  der  Vermieter  seine  For¬ 
derung  auf  Zahlung  des  rückständigen  Teiles  des  lau¬ 
fenden  Mietzinses  nicht  geltend  machen.  Der  Vermieter 
kann  nach  dem  zur  Zeit  der  Fälligkeit  nicht  beglichenen 
Teil  des  Mietzinses  Verzugszinsen  fordern. 

3.  Die  im  Punkt  i,  Zahl  i  und  2,  enthaltene  Vorschrift 
gilt  im  Falle  der  Wohnungsmiete  nicht,  wenn  der  Mieter 
auf  Grund  seines  Dienst-  oder  Anstellungsverhältnisses 
ein  Quartiergeld  bezieht  und  das  erhaltene  Quartiergeld 
nicht  zur  Erfüllung  der  Mietschuld  verwendet,  wenn  der 
Mieter  Militärdienst  leistet  oder  den  Militärdienst 
leistenden  Personen  gleichzuhalten  ist,  oder  wenn  dessen 
Familienmitglied  die  zu  Zwecken  des  Kriegsdienstes 
erhaltene  öffentliche  Unterstützung  und  nebstbei  auch 
das  durch  die  etwaige  Aftervermietung  der  Wohnung 
oder  einzelner  Teile  derselben  eingegangene  Einkommen 
pünktlich  abführt,  so  ist  ihm  gegenüber  das  Recht  der 
außerordentlichen  Kündigung  auch  dann  ausgeschlossen, 
wenn  die  abgeführte  Summe  geringer  ist,  als  die  in  I 
erwähnte  Monatsrate  ist. 

II.  I.  Der  Vermieter  kann  die  Miete  einer  von  einer 
Militärdienst  leistenden  oder  der  gleichen  Beurteilung 
unterliegenden  Person  gemietete  Wohnung,  deren  Jahres¬ 
zins  in  Budapest  1500  K,  in  Städten  von  mehr  als  20.000 
Einwohner  1000  K,  in  kleineren  Orten  aber  700  K  nicht 
übersteigt,  bis  auf  weitere  Verfügung  des  Ministeriums 
auch  durch  ordentliche  Kündigung  nicht  aufheben: 

a)  Wenn  der  Mieter  den  Zins  gemäß  Punkt  I  bezahlt, 
oder 

b)  wenn  der  Mieter  aus  seinem  Dienst-  oder  Anstel¬ 
lungsverhältnis  nur  Quartiergeld  bezieht  oder  das  mit 
dem  Mieter  in  gemeinsamem  Haushalte  lebende  Familien¬ 
mitglied  eine  öffentliche  Unterstützung  für  Zwecke  des 
Mietzinses  erhielt  und  der  Mieter  oder  sein  Familien¬ 
mitglied  das  Quartiergeld  oder  die  öffentliche  Unter¬ 
stützung  und  nebstbei  das  aus  der  Aftermiete  der 
Wohnung  oder  einzelner  Teile  derselben  eingehende  Ein¬ 
kommen  zur  Leistung  der  Mietschuld  verwendet. 

2.  Für  die  Zeit,  während  der  der  Vermieter  die  Miete 
im  Sinne  dieses  Punktes  II  nicht  kündigen  kann,  ist 
auch  keine  Mietserhöhung  zulässig. 

3.  Die  Vorschriften  dieses  Punktes  II  berühren  nicht 
das  Recht  des  Vermieters  zur  Kündigung  mit  sofortiger 
Wirksamkeit. 

IIP  Wenn  der  Mieter  einer  Wohnung  nach  dem  Ab¬ 
schlüsse  des  Mietvertrages  seinen  Militärdienst  antritt 
oder  in  eine  Lage  gerät,  derzufolge  er  den  Militärdienst 
leistenden  Personen  gleichzuhalten  ist,  kann  der  Ver¬ 
mieter  weder  die  Überlassung  der  Wohnung  zur  Be¬ 
nützung  verweigern,  noch  das  Mietsobjekt  wegen  Nicht¬ 


bezahlung  des  ersten  Mietzinses  mit  sofortiger  Wirk¬ 
samkeit  kündigen,  wenn  auch  der  Mieter  den  ersten 
Mietzinsbetrag  nicht  rechtzeitig  zur  Gänze,  aber  ein¬ 
schließlich  der  Angabe  zumindest  ein  Drittel  des  Zins¬ 
betrages  rechtzeitig  entrichtet  hat. 

IV.  Der  Mieter  eines  Geschäftes  oder  Betriebslokals, 
der  Militärdienst  leistet  oder  den  Militärdienst  leistenden 
Personen  gleichzuhalten  ist,  kann  auch  den  für  eine  be¬ 
stimmte  Zeit  geschlossenen  Mietvertrag  durch  die  für 
Mietsverträge  auf  unbestimmte  Zeit  festgesetzte  Kün¬ 
digung  aufheben,  wenn  das  Geschäft  oder  der  Betrieb 
aufgelassen  wurde.  Diese  Vorschrift  gilt  sinngemäß  auch 
für  die  Miete  einer  solchen  Wohnung,  die  der  Mieter 
gleichzeitig  auch  zu  dem  Zwecke  seiner  erwerbsmäßigen 
Beschäftigung  benützt. 

§  26.  Im  Falle  einer  Hauptmiete  kann  der  Hauptmieter 
die  Leistung  der  Mietschuld  insofern  verweigern,  als 
er  nachweist,  daß  er  den  rückständigen  Teil  der  Miet¬ 
summe  —  in  Ermanglung  eines  ihm  zur  Verfügung 
stehenden,  sonstigen  Vermögens  —  aus  dem  Grunde 
nicht  begleichen  konnte,  weil  seine  Mieter  den  dem  rück¬ 
ständigen  Mietzins  entsprechenden  Betrag  zufolge  der 
ihnen  im  Sinne  der  gegenwärtigen  Verordnung  zukom¬ 
menden  Stundung  nicht  gezahlt  haben. 

Hauptmiete  ist  im  Sinne  dieser  Verordnung  ein  solcher 
Vertrag,  kraft  dessen  jemand  (der  Hauptmieter)  ein  aus 
mehreren  Wohnungen  bestehendes  Haus  oder  im  Hause 
mehrere  Wohnungen  zu  dem  Zwecke  mietet,  um  sie 
anderen  zu  vermieten. 

§  27.  Wenn  der  Hauptvermieter  den  Hauptmietvertrag 
(§  27,  Abs.  2)  sei  es  durch  Kündigung,  sei  es  ohne 
Kündigung,  aufhebt,  so  kann  er  auf  Grund  dieser  Auf¬ 
hebung  von  dem  Mieter  des  Hauptmieters  die  Zurück¬ 
stellung  der  gemieteten  Lokalitäten  nicht  fordern,  es  sei 
denn,  daß  ein  solcher  Umstand  obwaltet,  auf  Grund 
dessen  dies  auch  der  Hauptmieter  von  ihm  hätte  fordern 
können. 

§  28.  Wenn  im  Falle  einer  Hauptmiete  (§  26,  Abs.  2) 
der  Hauptmieter  Militärdienste  leistet  oder  den  Militär¬ 
dienst  leistenden  Personen  gleichzuhalten  ist,  steht  dem 
Hauptvermieter  auf  die  Mietzinsforderung  des  Haupt¬ 
mieters  seinem  eigenen  Mieter  gegenüber  das  gesetz¬ 
liche  Pfandrecht  zu;  der  Mieter  des  Hauptmieters  kann 
jedoch  den  Mietzins  insolange  wirksam  zu  Händen 
des  Hauptmieters  zahlen,  als  ihm  dies  der  Hauptver¬ 
mieter  nicht  untersagt. 

Nach  der  Untersagung  kann  der  Hauptvermieter  das 
dem  Hauptmieter  seinem  eigenen  Mieter  gegenüber  zu¬ 
stehende  gesetzliche  Pfandrecht  ausüben.  Der  Verzicht 
des  Hauptmieters  auf  dieses  Pfandrecht  oder  eine  Ver¬ 
einbarung  zwischen  dem  Hauptmieter  und  seinem  Mieter, 
die  dieses  Pfandrecht  ausschließt  oder  beschränkt,  ist  dem 
Hauptvermieter  gegenüber  unwirksam. 

Die  Normen  dieses  Paragraphen  sind  auch  im  Falle 
der  Überlassung  einzelner  Wohnungen  oder  Wohnungs¬ 
teile  an  Aftermieter  entsprechend  anzuwenden. 

IV.  Ausnahmsbestimmungen  hinsicht¬ 
lich  der  von  den  kriegerischen  Ereig¬ 
nissen  betroffenen  Schuldner. 

§  29.  Die  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  bestimmten 
Rechtsfolgen  —  mit  Ausnahme  der  Verpflichtung  zur 
Zahlung  von  Verzugszinsen  —  treten  während  der  Zeit, 
insolange  am  Wohnsitze  oder  im  Orte  der  Geschäfts¬ 
niederlassung  des  Schuldners  die  Tätigkeit  des  Gerichtes 
infolge  der  Kriegsereignisse  ausgesetzt  ist,  nicht  ein. 

§  30.  Die  Fälle,  in  denen  das  Gericht  hinsichtlich  der 
im  Sinne  dieser  Verordnung  zu  tilgenden  Schuld  die 
Erfüllungsfrist  verlängern  kann,  bestimmt  eine  be¬ 
sondere  Verordnung  des  Justizministers,  in  Kroatien 
und  Slawonien  des  Banus. 
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§  31.  Der  Finanzminister  kann  zu  gunsten  solcher 
Geldinstitute  oder  anderen  Firmen,  die  ihren  Sitz  in 
einer  vom  feindlichen  Einfall  oder  von  den  damit  einher¬ 
schreitenden  Ereignissen  unmittelbar  betroffenen  Ge¬ 
gend  haben,  in  bezug  auf  die  Verfügung  über  die  bei 
der  Anstalt  oder  bei  der  Firma  erfolgten  Einlagen  im 
allgemeinen  oder  von  Fall  zu  Fall  auf  eine  vorher 
bestimmte  oder  auf  eine  unbestimmte  Zeit  über  die  in 
den  §§  14  bis  16  enthaltenen  Vorschriften  hinaus¬ 
gehende  Beschränkungen  bestimmen. 

Wenn  der  Einleger  infolge  der  im  Sinne  des  vor¬ 
stehenden  Absatzes  getroffenen  Verfügung  über  seine 
Einlage  nicht  verfügen  kann,  so  kann  er  die  Erfüllung 
der  im  Sinne  der  gegenwärtigen  Verordnung  zu 
tilgenden  Schulden  im  ganzen  oder  zum  Teil  verweigern, 
insofern  er  nachweist,  daß  er  diese  Schulden  mangels 
Verfügung  über  seine  Einlage  ohne  Gefährdung  seiner 
Subsistenz  oder  der  Subsistenz  seiner  ihm  gegenüber 
zum  Unterhalt  berechtigten  Angehörigen  oder  der  Fort¬ 
führung  seines  wirtschaftlichen  Unternehmens  oder 
Betriebes  zu  erfüllen  nicht  im  stände  sei. 

V.  Gemischte  und  S  c  h  1  u  ß  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n. 

§  32.  Aus  dem  Grunde,  daß  der  Schuldner  irgend  eine 
fällige  Rate  der  im  Sinne  dieser  Verordnung  zu 
tilgenden  Schuld  nicht  bezahlt  hat,  kann  der  Gläubiger 
—  insofern  die  gegenwärtige  Verordnung  nichts  anderes 
verfügt  —  die  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  be¬ 
stimmten  Rechtsfolgen  bis  auf  weitere  Verfügung  des 
Ministeriums  nicht  geltend  machen,  ausgenommen  die 
Geltendmachung  der  fälligen  Raten  und  ihrer  Neben¬ 
gebühren,  inbegriffen  das  für  den  Fall  der  Nichtzahlung 
der  Rate  bedungene  Pönale. 

Dasselbe  gilt  bis  auf  weitere  Verfügung  des  Mini¬ 
steriums  auch  für  den  Fall,  wenn  der  Schuldner  die 
rückständigen  Zinsen  oder  Kapitalstilgungsraten  eines 
vor  dem  i.  August  1914  flüssig  gemachten  Amortisations¬ 
darlehens  (§2,  letzter  Absatz)  oder  einer  solchen  Forde¬ 
rung,  auf  Grund  der  zur  Anlage  von  Mündelgeldern 
geeignete  oder  für  kautionsfähig  erklärte  Schuldver¬ 
schreibungen  emittiert  werden  können,  nicht  gezahlt 
hat,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Zinsen  oder  die 
Kapitalstilgungsraten  vor  oder  nach  dem  Inkrafttreten 
der  gegenwärtigen  Verordnung  fällig  geworden  sind. 
Diese  Bestimmung  berührt  nicht  die  in  §  2  des  Abs.  4 
enthaltene  Vorschrift. 

§  33.  Die  Vorschrift  des  §  32,  Abs.  i,  erstreckt  sich 
auch  auf  jede  der  Stundung  nicht  unterliegende  Geld¬ 
schuld  jenes  Schuldners,  der  Militärdienst  leistet  oder 
den  Militärdienst  leistenden  Personen  gleichzuhalten 
ist.  Ein  Pönale  kann  im  Falle  der  Nichterfüllung  einer 
solchen  Schuld  nicht  gefordert  werden. 

Im  Falle  des  Ablebens  der  in  vorstehendem  Absatz 
verzeichneten  Person  stehen  die  dort  bestimmten  Be¬ 
günstigungen  hinsichtlich  der  Schuldner  des  Erblassers 
für  eine  Zeit  von  sechs  Monaten  von  dem  Todesfall 
auch  dem  Erben  zu. 

Wurde  das  wirtschaftliche  Unternehmen  oder  der  Be¬ 
trieb  der  in  Abs.  i  erwähnten  Person  trotz  des  der 
Begünstigung  zu  gründe  liegenden  Umstandes  auch 
vveitergeführt,  so  finden  die  Vorschriften  flieses  Para¬ 
graphen  auf  die  mit  der  Wirtschaft  oder  dem  Betrieb 
zusammenhängenden  Geldschulden  keine  Anwendung. 

§  34.  Der  Umstand,  daß  eine  Forderung  laut  der 
gegenwärtigen  Verordnung  der  Stundung  unterliegt, 
schließt  die  Verwendung  der  Forderung  zur  Einrechnung 
nicht  aus. 

§  35.  Die  Dauer  der  Stundung  kann  hinsichtlich  des 
der  Stundung  unterliegenden  Teiles  der  Schuld  weder 
in  die  Verjährungsfrist,  noch  in  eine  zur  Geltend¬ 
machung  oder  Wahrung  der  Rechte  festgesetzte  Frist 
eingerechnet  werden. 


Hinsichtlich  welchen  Teiles  immer  der  Schulden  aus 
den  im  §  13  erwähnten  Wertpapieren  endigt  die  Ver¬ 
jährung  nur  mit  der  Verjährung  der  Restschulden  zu¬ 
gleich. 

Die  Verjährung  der  Forderung  aus  einem  Wechsel, 
einer  kaufmännischen  Anweisung  und  eines  Lager¬ 
scheines,  wird  ohne  Rücksicht  auf  die  Zeit  der  Aus¬ 
stellung  in  einem  Jahr  festgestellt,  selbst  in  jenen 
Fällen,  in  denen  die  nach  G.-A.  XXVIIji876  zu 
rechnende  Verjährungsfrist  von  kürzerer  Dauer  als  ein 
Jahr  wäre.  Diese  Bestimmung  kann  auf  eine  vor  dem 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  bereits  beendigte  Ver¬ 
jährung  nicht  angewendet  werden. 

§  36.  Die  auf  Grund  des  G.-A.  XVII/1914,  §  25,  zu¬ 
lässigen  Abzüge  von  den  Bezügen  der  Angestellten  der 
Eisenbahnen,  sind  bis  auf  weitere  Verfügung  des  Mini¬ 
steriums  nach  folgenden  Vorschriften  zu  bewirken: 

I.  Von  den  Bezügen  jener  Angestellten,  die  nicht  in 
den  Krieg  gezogen  sind,  sind  die  Abzüge  auch  weiter¬ 
hin  unverhindert  zu  bewirken. 

II.  Die  Abzüge  von  den  Bezügen  der  infolge  der 

Mobilisierung  zum  Militärdienst  eingerückten  Ange¬ 
stellten  weren  wie  folgt  geregelt;  i.  Insolange  der  in 
den  Krieg  gezogene  Angestellte  sein  Gehalt,  seine 
Familien-  und  Alterszulagen,  sein  Monatsgehalt,  sein 
Diurnum  oder  seinen  Taglohn  von  der  Eisenbahn  un¬ 
verkürzt  bezieht,  sind  die  Abzüge  von  diesen  Bezügen 
unverändert,  das  heißt  in  der  Weise  zu  bewirken,  als 
väre  der  Betreffende  nicht  zum  Militärdienst  eingerückt. 
2.  Bei  jenen  Angestellten,  deren  ständige  Gebühren 
infolge  ihres  Einrückens  abgenommen  haben,  sind  die 
Abzüge  vom  Zeitpunkt  der  Abnahme  der  ständigen 
Gebühren  des  betreffenden  Angestellten,  wie  folgt  zu 
bewirken:  a)  Die  Mitgliedertaxen  und  Beiträge  der  in 
G.-A.  XVI 1/1914,  §  22,  erwähnten  Wohlfahrtsinstitute 
sind  in  Gemäßheit  der  Statuten  der  betreffenden  In¬ 
stitute  auch  von  den  verminderten  Bezügen  unverändert 
in  Abzug  zu  bringen,  h )  Bei  Abzug  der  pfandrechtlich 
sichergestellten  Forderung,  beziehungsweise  bei  An¬ 
wendung  der  im  G.-A.  X  LI/1908  bestimmten  Exeku¬ 
tionsbeschränkungen  ist  darauf  zu  achten,  daß  —  bei 
vollständiger  Außerachtlassung  des  jährlichen  Be¬ 
trages  der  Militärbezüge  —  als  Bezüge  nicht  der  ur¬ 
sprüngliche  Betrag  der  vorstehend  erwähnten  ständigen 
Bezüge,  sondern  nur  der  den  Vorschriften  entsprechende 
herabgesetzte  Betrag  derselben  angesehen  werden  kann. 
Von  dieser  Bestimmung  sind  ausgenommen  jene  pfand¬ 
rechtlich  sichergestellten  Forderungen,  bei  denen  der 
Abzug  in  monatlich  gleichen,  auch  im  Falle  der  Er¬ 
höhung  der  Bezüge  keiner  Änderung  unterliegenden 
Raten  geschieht,  die  demzufolge  ungeachtet  der  Ver¬ 
minderung  der  den  Charakter  eines  Gehalts  besitzenden 
ständigen  Bezüge  auch  weiterhin  in  den  gerichtlich 
vorgemerkten  Monatsraten,  doch  unbeschadet  der  im 
G.-A.  XVII/1914,  §  25,  Punkt  4,  bestimmten  Be¬ 

schränkungen  in  Abzug  zu  bringen  sind,  c)  Der  Abzug 
von  Forderungen  und  Mitgliedtaxen  der  im  Schoße  der 
Eisenbahnen  oder  im  Kreise  der  Angestellten  errichteten 
und  im  G.-A.  XVII/1914,  §  22,  nicht  erwähnten  Wohl¬ 
fahrtsinstitute,  Wohltätigkeitsvereine  und  Genossen¬ 
schaften  (G.-A.  XVII/1914.  §  25,  III,  5)  ist  einzu¬ 
stellen. 

§  37.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  den  zur 
Umlage  öffentlicher  Abgaben  berechtigten  Körper¬ 
schaften  zur  Zahlung  ihrer  in  der  6.  Moratoriums¬ 
verordnung  §  4,  I,  3.  angeführter  solcher  Schulden,  die 
aus  diesen  öffentlichen  Abgaben  gedeckt  werden,  eine 
Stundung  zu-  gewähren,  insofern  zur  Zahlung  dieser 
öffentlichen  Abgaben  eine  Stundung  gewährt  wurde. 

§  38.  Hinsichtlich  der  Forderungen  und  Schulden 
von  Angehörigen  auswärtiger,  nicht  feindlicher  Staaten 
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sind  gleichfalls  die  Vorschriften  der  gegenwärtigen 
Verordnung  mit  den  in  den  nachstehenden  Absätzen 
2  und  3  enthaltenen  Beschränkungen  maßgebend.  Die 
Forderungen  und  Schulden  von  Angehörigen  eines 
feindlichen  Staates  unterliegen  aber  den  Bestimmungen 
der  nachstehenden  Absätze  4  und  5. 

Wenn  ein  ungarischer  Staatsangehöriger  seine  privat¬ 
rechtliche  Forderung  in  einem  anderen  nichtfeindlichen 
Staat  nur  in  geringerem  Maße  oder  mit  weitergehenden 
Beschränkungen  geltend  machen  kann  als  dies  durch 
die  gegenwärtige  Verordnung  bestimmt  wird,  unterliegen 
die  Forderungen  der  einem  solchen  Staate  gehörenden 
Cdäubiger  in  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen 
Krone  ähnlichen  Beschränkungen. 

Wenn  sich  die  in  einem  anderen  nichtfeindlichen 
Staate  den  dortigen  Staatsangehörigen  gewährten  Be¬ 
günstigungen  auf  die  privatrechtlichen  Forderungen 
eines  ungarischen  Staatsangehörigen  üherhaupt  nicht 
erstrecken  oder  nur  in  einem  engeren  Kreise  als  all¬ 
gemein  zur  Geltung  gelangen,  so  unterliegen  die  F'orde- 
rungen  eines  einem  solchen  Staat  angehörenden 
Gläubigers  in  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen 
Krone  den  gleichen  Beschränkungen. 

Die  einem  feindlichen  Staat  angehörenden  Gläubiger 
können  —  mit  den  in  der  gegenwärtigen  Verordnung 
bestimmten  Beschränkungen  —  ihre  Forderungen  nur 
insofern  geltend  machen,  als  sie  nachweisen,  daß  in 
ihrem  Heimatslande,  oder  wenn  sie  auf  dem  Gebiet 
eines  anderen  feindlichen  Staates  wohnen,  nach  den 
dort  bestehenden  Rechtsvorschriften  die  ungarischen 
Staatsbürger  in  ähnlichen  Fällen  ihre  Forderungen  in 
nicht  geringerem  Maße  und  mit  nicht  weitergehenden 
Beschränkungen  geltend  machen  können,  als  dies  in  der 
gegenwärtigen  Verordnung  festgesetzt  ist. 

Ein  einem  feindlichen  Staate  angehörender  Schuldner 
kann  die  in  dem  gegenwärtigen  Vertrag  dem  Schuldner 
zugesicherte  Begünstigung  nur  insofern  in  Anspruch 
nehmen,  als  er  nachweist,  daß  in  seinem  Vaterland,  oder 
falls  er  auf  dem  Gebiet  eines  anderen  feindlichen  Staates 
wohnt,  auch  im  Staate  seines  Wohnortes  nach  den 
dortigen  Rechtsvorschriften  die  Schulden  ungarischer 
Staatsangehörigen  im  entsprechenden  Falle  den  Schulden 
der  inländischen  Schuldner  gleich  behandelt  werden. 

Hinsichtlich  solcher  Forderungen  und  Schulden  der 
Angehörigen  eines  auswärtigen,  sowohl  feindlichen  als 
auch  nichtfeindlichen  Staates,  die  aus  ihren  in  den 
Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  geführten 
Handels-  oder  Gewerbe-  oder  wirtschaftlichen  Betrieben 
stammen,  sind  die  Vorschriften  der  gegenwärtigen  Ver¬ 
ordnung  ohne  die  in  den  vorstehenden  Absätzen  2  bis  5 
enthaltenen  Beschränkungen  maßgebend. 

Die  Vorschriften  dieses  Paragraphen  finden  auf 
juristische  Personen  entsprechende  Anwendung. 

Die  Wrschriften  dieses  Paragraphen  gelten  nur  inso¬ 
fern,  als  eine  auf  Grund  der  Verordnung  Z.  7808/1914 
M.-E.  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  beruhende 
Verordnung  oder  die  Verordnung  Z.  8286/1914  M.-E. 
oder  die  Verordnung  Z.  9051/1914  M.-E.  oder  eine  an¬ 
dere  geltende  Wrordnung  nicht  anders  verfügen. 

§  39.  Jede  richterliche  Verfügung,  die  den  Schuldner 
um  die  in  den  Moratoriumsverordnungen  oder  in  der 
gegenwärtigen  Verordnung  gewährten  Begünstigungen 
gegen  seinen  Willen  bringen  würde,  gilt  als  gegen  ein 
inländisches  Verbotgesetz  (gegen  die  inländische  öffent¬ 
liche  Ordnung)  verstoßend  und  dem  Zweck  eines  in¬ 
ländischen  Gesetzes  widerstreitend. 

§  40.  Die  infolge  der  gegenwärtigen  Verordnung  im 
strittigen  und  außerstrittigen  Verfahren  notwendigen 
Bestimmungen,  setzt  die  besondere  ^'^erordnung  des 
Justizministers,  in  Kroatien  und  Slawonien  des  Banus 
fest. 


§  41.  Die  Geltung  dieser  Verordnung  erstreckt  sich, 
soweit  sie  sich  auf  Rechtsverhältnisse  bezieht,  die  in 
einem  im  Gesamtgebiet  der  Länder  der  heiligen  ungari¬ 
schen  Krone  geltenden  Gesetze  geregelt  sind,  auch  auf 
Kroatien  und  Slawonien. 

Die  im  Sinne  des  §  16  zur  Festsetzung  des  Ausmaßes 
der  laufenden  Bedürfnisse  von  öffentlichen  Fonds  von 
Städten  und  Gemeinden  sowie  von  Waisenkassen  be¬ 
rufene  Behörde  wird  hinsichtlich  des  Gebietes  von 
Kroatien  und  Slawonien  durch  den  Banus  bestimmt. 

§  42.  Die  in  der  gegenwärtigen  Verordnung  be¬ 
stimmten  Fristen  erklärt  das  Ministerium  kraft  der  im 
G.-A.  L/1914,  §  14,  enthaltenen  Ermächtigung  auch  für 
den  Fall  für  maßgebend,  wenn  sie  sich  über  den  Tag  der 
Beendigung  des  Krieges  (G.-A.  LXHI/1912,  §  13) 

hinaus  erstrecken. 

§  43.  Diese  Verordnung  —  die  als  Verordnung  über 
die  Aufhebung  des  Moratoriums  anzuführen  ist  —  tritt 
am  I.  August  1915  in  Kraft.  Von  diesem  Tage  an  er¬ 
löschen  die  Bestimmungen  der  am  24.  März  1915  unter 
Z.  1040/1915  M.-E.  erlassenen  6.  Moratoriumsverord¬ 
nung,  insofern  die  gegenwärtige  Verordnung  nicht 
anders  verfügt. 

Ergänzung  der  Regierungsverfügungen  über 
den  Getreideverkehr  und  die  Mehlerzeugung.  Das 
Amtsblatt  vom  29.  Juli  1.  J.  veröffentlicht  drei  weitere 
Regierungsverfügungen,  durch  welche  die  den  Getreide¬ 
verkehr  und  die  Mehlerzeugung  regelnden  Verordnungen 
ergänzt  werden. 

Die  Verordnungen  haben  folgenden  Wortlaut: 

I.  Verordnung  Z.  2811/1915  M.-E.  der  königlich  ungari¬ 
schen  Regierung  über  den  Ankauf  der  Weizen-, 
R  o  g  g  e  n-,  H  a  1  b  f  r  u  c  h  t-,  Gerste-  und  Hafer¬ 
produkte,  welche  für  die  Kriegsprodukten-A.-G. 
und  deren  Kommissionäre  angeboten  werden. 

Auf  Grund  der  gesetzlichen  Bestimmung  über  die  für 
den  Kriegsfall  geltenden  außerordentlichen  Verfügungen 
verordnet  das  königlich  ungarische  Ministerium  zur 
Ergänzung  der  am  16.  Juni  1915  verausgabten  Ver¬ 
ordnung  Z.  2072/1915  M.-E.  über  die  Sperre  der 
Weizen-,  Roggen-,  Halbfrucht-,  Gerste-  und  Flaferernte 
folgendes: 

§  I.  Die  auf  Grund  des  §  8  der  Verordnung 
Z.  2072/1915  M.-E.  mit  dem  Einkauf  und  der  Lieferung 
der  aus  öffentlichem  Interesse  oder  zu  Exportzwecken 
nötigen  Getreidemengen  betraute  Kriegsprodukten-A.-G. 
sowie  deren  Kommissionäre  sind  verpflichtet,  für  den 
durch  sie  von  den  Produzenten  aus  der  Ernte  des  Jahres 
1915  angekauften  Weizen,  den  Roggen,  für  die  Halb¬ 
frucht,  die  Gerste  und  den  Hafer  jenen  höchsten  Preis 
zu  bezahlen,  der  in  der  Verordnung  Z.  2077/1915  M.-E. 
auf  das  betreffende  Produkt  der  Qualität  nach  fest¬ 
gestellt  ist. 

Übersteigt  das  Quantum  des  angebotenen  Getreides 
50  q  nicht,  kann  die  Gesellschaft  oder  deren  Kommis¬ 
sionär  als  i’lbernahmspreis  einen  um  i  K  niedrigeren 
Preis  berechnen  als  der  behördlich  festgesetzte  Maximal¬ 
preis  ist. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft. 

lL\Trordnungen  des  königlich  ungarischen  Ministeriums 
Z.  2812/1915  M.-E.  in  Angelegenheit  der  Modifizierung 
der  Verordnung  Z.  2077/1915  M.-E.  über  die  für 
Weizen,  Roggen,  Halbfrucht,  Gerste  und  Hafer  zu¬ 
lässigen  M  a  X  i  m  a  1  p  r  e  i  s  e  hinsichtlich  von  Ge¬ 
schäften,  welche  durch  die  Kriegsprodukten-A.-G.  und 
deren  Kommissionäre  geschlossen  werden. 

Auf  Grund  der  geschaffenen  gesetzlichen  Bestim¬ 
mungen  über  die  für  den  Kriegsfall  gültigen  Ausnahms- 
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Verfügungen  modifiziert  das  königlich  ungarische  Mini¬ 
sterium  seine  unter  Z.  2077/1915  M.-E.  am  23.  Juni 
1915  verausgabte  Verordnung  über  die  für  Weizen, 
Roggen,  Halbfrucht,  Gerste  und  Hafer  zulässigen 
Maximalpreise  folgendermaßen : 

§  I.  Die  in  dem  den  ergänzenden  Teil  der  Verordnung 
Z.  2077/1915  M.-E.  bildenden  Verzeichnis  festgesetzten 
Maximalpreise  modifizieren  sich  derart,  daß 

1.  für  Weizen:  bis  inklusive  10.  August  der  in  der 
zweiten  Kolonne  der  obigen  Liste, 

vom  II.  bis  inklusive  21.  August  der  in  der  dritten 
Kolonne  der  obigen  Liste, 

vom  22.  bis  31.  August  der  in  der  vierten  Kolonne 
der  obigen  Liste, 

nach  der  Zeit  vom  i.  September  der  in  der  fünften 
Kolonne  der  obigen  Liste  festgestellte  Maximalpreis 
bezahlt  werden  muß ; 

2.  für  Roggen:  bis  inklusive  10.  August  der  in  der 
zweiten  Kolonne  der  obigen  Liste, 

nach  der  Zeit  vom  10.  Augpist  aber  der  in  der  dritten 
Kolonne  der  obigen  Liste  bezeichnete  Maximalpreis 
bezahlt  werden  muß. 

Dieselben  Preise  sind  maßgebend  in  bezug  auf  Ge¬ 
schäfte  der  Kriegsprodukten-A.-G.  sowie  deren  Bevoll¬ 
mächtigte  und  Kommissionäre  hinsichtlich  der  Be¬ 
rechnung  der  für  Halbfrucht  nach  dem  Verzeichnis 
zulässigen  Maximalpreise. 

§  2.  In  bezug  auf  Geschäfte  der  Kriegsprodukten-A.-G. 
sowie  deren  Bevollmächtigte  und  Kommissionäre  modi¬ 
fizieren  sich  die  in  dem  einen  ergänzenden  Teil  der 
obzitierten  Verordnung  bildenden  Verzeichnis  fest¬ 
gestellten  Maximalpreise,  über  die  Bestimmungen  des 
§  I  hinausgehend  dahin,  daß  in  der  bis  inklusive  den 
31.  Juli  reichenden  Lieferungsperiode  sowohl  für 
Weizen  als  auch  für  Roggen  jener  höchste  Preis  gezahlt 
werden  muß,  der  in  der  ersten  Kolonne  des  im  §  i 
erwähnten  Verzeichnisses  festgestellt  ist.  Die  mit  der 
gegenwärtigen  Verordnung  festgestellten  Maximalpreise 
sind  auch  für  Geschäfte  maßgebend,  die  vor  dem  Ins- 
lebentreten  dieser  Verordnung  geschlossen  wurden,  und 
zwar  auch  dann,  wenn  die  Erfüllung  schon  vor  dem 
Inslebentreten  dieser  Verordnung  erfolgt  ist. 

Im  übrigen  bleiben  die  Bestimmungen  der  Verordnung 
Z.  2077/1915  M.-E.  unberührt. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft. 

III.  Verordnung  Z.  2813/1915  M.-E.  des  königlich 
ungarischen  Ministeriums  in  Angelegenheit  der  Er¬ 
gänzung  der  unter  Z.  2072/1915  M.-E.  verausgabten 
Verordnung  über  die  Sperre  der  Weizen-, 
Roggen-,  H  a  1  b  f  r  u  c  h  t-,  Gerste-  und  Hafer¬ 
ernte  des  Jahres  1915. 

Auf  Grund  der  geschaffenen  gesetzlichen  Bestim¬ 
mungen  über  die  Ausnahmsverfügungen  für  den  Kriegs¬ 
fall  verordnet  das  königlich  ungarische  Ministerium  als 
Ergänzung  seiner  am  16.  Juni  1915  unter  Z.  2072/1915 
M.-E.  verausgabten  Verordnung  über  die  Sperre  der 
Weizen-,  Roggen-,  Halbfrucht-,  Gerste-  und  Hafer¬ 
ernte  des  Jahres  1915  folgendes: 

§  I.  Mühlenunternehmungen,  welche  von  der  Kriegs¬ 
produkten-A.-G.  für  die  Vermahlung  von  Weizen  oder 
Roggen  eine  Betrauung  erhalten  haben,  sind  innerhalb 
des  Rahmens  jenes  Quantums,  auf  welches  sich  die 
Betrauung  bezieht,  berechtigt,  Weizen  und  Roggen  ein¬ 
zukaufen,  welches  zwecks  Verkaufs  zum  Domizil  des 
Mühlenbetriebs  per  Achse  eingeliefert  wird. 

§  2.  Solche  Mühlenunternehmungen,  welche  weder 
von  der  Kriegsprodukten-A.-G.  noch  von  irgendeinem 
Munizipium,  noch  für  die  Militärverwaltung  eine  Be¬ 
trauung  erhalten  haben,  oder  wenn  sie  solche  erhielten, 
der  Auftrag  zwei  Drittel  ihrer  täglichen  (zwölfstündigen) 


Mahlfähigkeit  nicht  übersteigt,  sind  berechtigt,  bis  in¬ 
klusive  15.  September  1915  auf  dem  Gebiet  ihres  eigenen 
Munizipiums  so  viel  Getreide  einzukaufen,  als  Getreide 
zur  Herstellung  jenes  Mehlquantums  notwendig  ist, 
für  deren  Ablieferung  sie  von  auf  dem  Gebiet  ihres 
eigenen  Munizipiums  wohnenden  Konsumenten  eine 
schriftliche  Betrauung  erhalten  haben.  Dafür,  daß  die 
in  der  Betrauung  bezeichnete  Getreidemenge  jenes  Ge- 
treidegesamtquantum  nicht  übersteigt,  welches  die  die 
Betrauung  erteilende  Partei  im  Sinne  des  §  4  der  Ver¬ 
ordnung  Z.  2072/1915  M.-E.  unter  dem  Titel  des  Eigen- 
und  des  Haushaltungsgebrauches  zu  beschaffen  be¬ 
rechtigt  erscheint,  belastet  im  Sinne  der  zitierten 
Verordnung  die  Verantwortung  jene  Partei,  welche  die 
Betrauung  erteilt. 

Die  Mühlenunternehmung  ist  verpflichtet,  über  die 
Bestellung  der  Konsumenten  ein  die  Namen  der  Parteien 
und  die  bestellten  Mehlquantitäten  aufweisendes  Ver¬ 
zeichnis  zu  führen  und  ist  an  jedem  i.  und  15.  eines 
jeden  Monats  verpflichtet,  dieses  in  Abschrift  den  Ver¬ 
waltungsbehörden  erster  Instanz  auszufolgen.  Die  er¬ 
wähnten  Behörden  sind  berechtigt,  den  Betrieb  der 
Mühlenunternehniung  zeitweise  zu  untersuchen. 

Der  Minister  des  Innern  kann  im  Einvernehmen  mit 
dem  Handelsminister  und  dem  Ackerbauminister  dort, 
wo  das  Munizipium  oder  die  Stadt  mit  geregeltem 
Magistrat  für  die  Versorgung  der  Konsumenten  vor¬ 
sorgt,  die  in  dem  ersten  Absatz  dieses  Paragraphen 
erteilte  Vollmacht  zurückziehen,  dort  aber,  wo  das  vom 
Standpunkt  der  Versorgung  der  Konsumenten  not¬ 
wendig  erscheint,  die  Vollmacht  auch  über  den  bezeich- 
neten  Termin  hinaus  erteilen. 

§  3.  Lohnmüllerei-Mühlenunternehmungen  oder  solche 
Mühlenunternehmungen,  die  Mehl  oder  Mahlprodukte 
gegen  Lohn  oder  für  einen  gewissen  Anteil  des  zur 
Vermahlung  eingebrachten  Produkts  ausschließlich  für 
den  Haus-  oder  Wirtschaftsverbrauch  der  vermahlenden 
Partei  herstellen,  können  vom  Tag  des  Inslebentretens 
der  gegenwärtigen  Verordnung,  sofern  sie  über  Wunsch 
der  vermahlenden  Partei  aus  dem  Mehl  des  ver- 
mahlenen  Weizens  ein,  höchstens  zweierlei  Arten 
feineres  Mehl  ausziehen,  das  höchstens  bis  zu  40  Pro¬ 
zent  des  unter  Vermahlung  genommenen  Weizen¬ 
quantums  bewerkstelligen.  Aus  Roggen  darf  man  nur 
Mehl  einer  einheitlichen  Qualität  hersteilen. 

§  4.  Wer  die  gegenwärtige  Verordnung  verletzt,  be¬ 
geht  eine  Übertretung  und  ist,  sofern  seine  Handlung 
nicht  unter  eine  schwerere  Strafverfügung  fällt,  im 
Sinne  des  §  9  des  G.-A.  L/1914  —  durch  die  im  zweiten 
Absatz  des  §  15  des  G.-A.  LXVIII/1912  bezeichnete 
Verwaltungsbehörde  —  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten 
und  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  600  K  zu  bestrafen. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tag  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft  und  erstreckt  sich  deren  Wirksamkeit 
auf  Kroatien-Slawonien  nicht. 

Höchstpreise  für  Hülsenfrüchte.  Das  ungarische 
Amtsblatt  vom  28.  Juli  1.  J.  veröffentlicht  folgende  Ver¬ 
ordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums  über 
die  Feststellung  der  Maxinialpreise  für  trockene  (reife) 
Bohnen,  Erbsen  und  Linsen. 

§  I.  Der  für  trockene  (reife)  Bohnen,  Erbsen  und 
Linsen  zulässige  höchste  Preis  wird  für  das  ganze  Ge¬ 
biet  der  heiligen  ungarischen  Krone  pro  q  (100  kg) 
für  Nettogewicht  hinsichtlich  trockener  (reifer) 

Bohnen  mit  40  K 
Erbsen  „  50  „ 

Linsen  ,,  5° 

festgestellt. 

Die  im  ersten  Absatz  festgestellten  höchsten  Preise 
sind  auch  für  halbierte,  vermahlene  oder  Bruchbohnen, 
-erbsen  und  -linsen  maßgebend. 
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§  2.  Die  mit  der  gegenwärtigen  Verordnung  festge¬ 
stellten  Alaximalpreise,  welche  auch  die  Transportkosten 
zur  \  erladestation  inkludieren,  sind  exklusive  Sack  an 
dem  Orte  der  Übernahme  und  für  den  Fall  des  X’erkaufs 
gegen  Barzahlung  zu  verstehen.  Der  \  erkäufer  kann  den 
Preis  des  durch  ihn  heigestellten  Sackes  besonders  an¬ 
rechnen.  Den  für  den  Sack  anrechenbaren  höchsten  Preis 
regelt  der  Handelsminister  mittels  Wrordnung. 

§  3.  Im  Falle  der  Kreditierung  des  Kaufjjreises  kann 
der  ZinsfuLi  der  über  den  festgestellten  Maximalpreis 
zulässigen  X'erzinsung  höchstens  mit  2  Prozent  den 
Zinsfuti  der  ( )stcrreichisch-ungarischen  Bank  über¬ 
steigen,  welcher  bei  Abschlul.i  des  Geschäftes  für  den 
W’echseleskont  in  Kraft  war. 

§  4.  Die  durch  die  gegenwärtige  Wrordnung  fest¬ 
gestellten  Maximalpreise  treten  am  28.  Juli  1915  in 
Kraft. 

Über  diesen  Tag  hinaus  ist  es  verboten,  trockene 
(reife)  Bohnen,  Erbsen  und  Linsen  teurer  zu  verkaufen 
oder  einzukaufen  als  jener  Preis  ist,  welchen  die  gegen¬ 
wärtige  Wrordnung  als  höchsten  Preis  feststellt. 

W’er  für  trockene  (reife)  Bohnen,  Erbsen  und  Linsen 
einen  höheren  Preis  als  den  festgestellten  Maximalpreis 
oder  über  den  höchsten  Preis  eine  nach  dieser  Wrord- 
nung  nicht  anrechenbare  Nebenleistung  irgendwelcher 
Art  für  sich  selbst  oder  zu  gunsten  einer  dritten  Person 
fordert,  annimmt,  versprechen  oder  geben  läßt,  ebenso 
auch  derjenige,  der  für  solche  Produkte  einen  höheren 
Preis  als  der  festgestellte  Maximalpreis  ist  oder  über 
den  Ma.ximalpreis  hinaus  eine  nach  der  gegen¬ 
wärtigen  Wrordnung  nicht  anrechenbare  Nebenleistung 
irgendwelcher  Art  für  den  \'erkäufer  oder  für  eine  dritte 
Person  zusagt  oder  liefert,  der  begeht  —  sofern  seine 
Handlung  nicht  unter  eine  schwererwiegende  Straf¬ 
verfügung  fällt  —  eine  Übertretung  und  kann  im  Sinne 
des  §  C)  des  Gesetzartikels  LJ1914  mit  Arrest  bis  zu 
zwei  Monaten  sowie  mit  einer  Geldstrafe  bis  600  K  be¬ 
straft  werden. 

Ebenso  zu  bestrafen  ist  auch  derjenige,  der,  einerlei 
ob  mit  Absicht  oder  unter  Wrsäumnis  der  pflichtschul¬ 
digen  Obsorge,  in  irgendwelcher  Weise  daran  mitwirkt, 
daß  sein  mit  dem  \'erkauf  betrauter  Angestellter  oder 
eine  den  Wrkauf  vermittelnde  andere  Person  die  Be¬ 
schränkung  bezüglich  des  für  trockene  (reife)  Bohnen, 
Erbsen  und  Einsen  zulässigen  äf  aximalpreises  aus¬ 
spielt  oder  vereitelt,  oder  wer  dem  auf  die  Ausspielung 
oder  Vereitlung  abzielenden  Verfahren  durch  irgend¬ 
welche  Art  Wrschub  leistet  oder  dasselbe  verheimlicht. 

Das  Wrfahren  gegen  diese  Übertretungen  gehört  in 
den  Wirkungskreis  der  ä'erwaltungsbehörde  als  polizei¬ 
liches  Strafgericht,  auf  dem  Tätigkeitsgebiete  der  haupt¬ 
städtischen  Staatspolizei  aber  in  den  Wirkungskreis  der 
königlich  ungarischen  Staatspolizei. 

In  Kroatien-Slawonien  gehen  hinsichtlich  dieser 
Übertretungen  die  nach  den  dort  gültigen  Rechtsnormen 
dazu  berufenen  Behörden  vor. 

§  5.  WTnn  der  Verschleiß,  der  in  dieser  Verordnung 
festgestellten  Produkte  in  dem  den  Interessen  des  un¬ 
mittelbaren  Konsums  dienenden  Wrkehr  —  im  Wrkauf 
in  Detail  oder  ratenweise  —  erfolgt,  kann  der  Verkäufer 
nur  solche  Preise  anrechnen,  die  nicht  unverhältnismäßig 
höher  sind  als  die  festgestellten  Maximalpreise.  Die 
dagegen  verstoßenden  Personen  müssen  im  Sinne  des 
§  4  der  Verordnung,  Zahl  5600/1914  B.  M.,  vom 
5.  August  19T4  des  Ministers  des  Innern  bestraft  werden. 

In  Kroatien-Slawonien  sind  diesbezüglich  die  dort 
gültigen  Rechtsnormen  maßgebend. 

§  6.  Auf  die  Beschaffung  von  Hülsenfrüchten  vom 
Zollauslande  erstreckt  sich  diese  Wrordnung  nicht. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  äVrlaut- 
barung  in  Kraft.  Ihre  Whrksamkeit  erstreckt  sich  auf 
das  ganze  Gebiet  der  heiligen  ungarischen  Krone. 


Regelung  der  Biererzeugung.  Das  Amtsblatt  vom 
27.  Juli  1.  J.  veröffentlicht  folgende  Regierungsverord¬ 
nung  in  Angelegenheit  der  Gerstemengen,  die  aus  der 
Ernte  des  Jahres  1915  in  der  Kampagne  1915/16  für 
die  Zwecke  der  Bierfabrikation  erworben  und  auf¬ 
gearbeitet  werden  können. 

Im  Sinne  des  §  10  der  am  16.  Juni  1915  unter 
Z.  2072/1915  M.-E.  erlassenen  Verordnung  in  Angelegen¬ 
heit  der  Sperrung  der  Ernte  des  Jahres  1915  in  WT‘izen, 
Roggen,  Halbfrucht,  Gerste  und  Hafer  verordnet  das 
königlich  ungarische  Ministerium  hinsichtlich  der  Gerste¬ 
mengen,  die  in  der  Produktionskampagne  1915/16  aus 
der  Ernte  des  Jahres  1915  zu  Zwecken  der  Bierfabrikation 
erworben  und  aufgearbeitet  werden  können,  auf  Grund 
der  gesetzlichen  Verfügungen  über  die  für  den  Kriegsfall 
gültigen  außerordentlichen  Anordnungen  folgendes: 

§  I.  Die  auf  dem  Gebiet  der  Länder  der  heiligen 
ungarischen  Krone  befindlichen  Bierhrauereien  können 
während  der  Produktionskampagne  1915/16  zu  den 
Zwecken  der  Bierfabrikation  insgesamt  ca.  800.000  q 
Gerste  beschaffen,  dürfen  jedoch  bis  auf  weitere  Ver¬ 
fügung  des  Ministeriums  vorläufig  nur  die  Hälfte  der 
bewilligten  Mengen  zu  Malz  verarbeiten,  beziehungs¬ 
weise  verarbeiten  lassen,  das  ausschließlich  zu  Zwecken 
der  Bierbrauerei  zu  benutzen  ist. 

§  2.  Das  im  Sinne  des  §  1  beschaffbare  gesamte  Gerste¬ 
quantuni  wurde  gleichzeitig  durch  das  königlich  ungari¬ 
sche  Ministerium  unter  die  auf  dem  Gebiet  der  Länder 
der  heiligen  ungarischen  Stephanskrone  befindlichen  Bier¬ 
brauereiunternehmungen  aufgeteilt,  und  zwar  auf  Grund 
des  Extraktgehalts  der  in  der  Produktionskampagne 
1913/14  erzeugten  Biermengen,  beziehungsweise  bei  jenen 
Bierbrauereien,  die  im  Laufe  der  Produktionskampagne 
1913/14  in  Betrieb  gesetzt  wurden,  nach  auf  Grund 
ihrer  Produktionsverhältnisse  vorgenommener  Proportio¬ 
nierung. 

Die  Aufteilung  wurde  durch  das  königlich  ungarische 
Finanzministerium  den  für  die  einzelnen  Bierbrauereien 
kompetenten  königlichen  Finanzdirektionen  behufs  un¬ 
verzüglicher  Verständigung  der  Bierbrauereiunterneh¬ 
mungen  mitgeteilt. 

Die  einzelnen  Bierbrauereiunternchmungen  können  die 
durch  sie  beschafifbaren  Gerstemengen  keinem  anderen 
als  der  Kriegsprodukten-A.-G.  enteignen  und  für  dieselben 
keinem  anderen  ein  Recht  gewähren. 

Im  Sinne  der  Bestimmungen  des  §  i  kann  jede  einzelne 
Bierbrauereiunternehmung  bis  auf  weitere  Verfügung  nur 
die  Hälfte  der  durch  sie  beschaffbaren  Gerstemengen  zu 
Malz  verarbeiten,  beziehungsweise  verarbeiten  lassen, 
während  die  Bierbrauereiunternehmungen  über  diejenige 
Menge,  welche  die  Hälfte  der  durch  sie  beschafifbaren 
Gerstenienge  übersteigt,  bis  auf  eine  weitere  Regierungs¬ 
verfügung  nicht  verfügen  und  diese  zu  keinerlei  Zwecken 
verwenden  dürfen.  Derjenige  Bierbrauerunternehmer,  der 
trotzdem  von  der  durch  ihn  beschaffbaren  Gerstenienge 
ein  die  Hälfte  übersteigendes  Teilquantum  verarbeitet 
oder  mit  demselben  nach  welcher  Richtung  immer  ver¬ 
fügt,  haftet  hierfür  im  Sinne  dieser  Verordnung. 

§  3.  Jede  Bierbrauerei  kann  die  für  sie  bestimmte 
Gerstemenge  von  der  Kriegsprodukten-A.-G.  oder  un¬ 
mittelbar  vom  Produzenten  einkaufen,  muß  aber  den  mit 
dem  Produzenten  abgeschlossenen  Kauf  bei  der  Kriegs¬ 
produkten-A.-G.  spätestens  innerhalb  24  Stunden  an¬ 
melden. 

Die  Beschaffung  erfolgt  ausschließlich  auf  Grund  von 
Zertifikaten,  welche  durch  die  kompetenten  königlichen 
Finanzdirektionen  —  dem  Muster  entsprechend,  welches 
in  einer  in  dieser  Angelegenheit  besonders  zu  verlaut¬ 
barenden  Verordnung  des  Finanzministers  enthalten  sein 
wird  —  auszustellen  sind,  und  zwar  dem  Wunsch  der 
Partei  entsprechend,  entweder  für  das  ganze  beschaffbare 
Quantum  in  einem  Posten  oder  von  Fall  zu  Fall  für  zu 
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beschaffende  Teilmengen  bis  zur  Höhe  des  darin  bezeich- 
neten  Quantums. 

Vor  Beginn  des  Einkaufs  hat  die  Bierbrauereiunter¬ 
nehmung  die  Anweisung  der  königlichen  Finanzdirektion 
dem  nach  dem  Einkaufsort  kompetenten  Olverstuhlrichter 
(städtischen  Bürgermeister)  behufs  Vidimierung  zu 
])räsentieren  und  der  Behörde  über  Aufforderung  vorzu¬ 
weisen. 

Der  Produzent  kann  die  für  die  eigene  Bierbrauerei 
festgestellte  Gerstemenge  aus  seiner  eigenen  Fechsung- 
ausschließlich  für  Zwecke  der  Bierbrauerei  zurückhalten 
und  unter  den  Beschränkungen  des  §  i,  beziehungsweise 
des  §  2  verarbeiten  oder  verarbeiten  lassen,  ist  jedoch 
verpflichtet,  diesen  Umstand  und  die  Menge  der  durch 
ihn  zurückgehaltenen  Gerste  bei  dem  kompetenten  Stuhl¬ 
richteramt  (städtischen  Bürgermeister)  und  bei  der 
Finanzdirektion  anzumelden. 

§  4.  Die  Bierbrauereien  können  ihre  Gerste  in  eigenen 
Malzfabriken  auch  ohne  liesondere  Erlaubnis  zu  Malz 
verarbeiten. 

§  5.  Die  nach  dem  Mälzen  der  Gerste  zurückbleibenden 
Malzkeime  sind  ausschließlich  für  die  Zwecke  der  Preß¬ 
hefefabrikation  verwendbar.  Sofern  es  gewünscht  würde. 
die  Malzkeime,  von  dieser  Verfügung  abweichend,  zu 
irgendeinem  anderen  Zweck  in  Anspruch  zu  nehmen,  ist 
hierzu  von  Fall  zu  Fall  die  Genehmigung  des  Finanz¬ 
ministers  einzuholen. 

§  6.  Hinsichtlich  des  Preises  der  für  die  Zwecke  der 
Bierfabrikation  dienenden  Gerstemengen  sind  die  in  der 
Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums 
Z.  2077/1915  M.-E.  vom  23.  Juni  1915  festgestellten 
Preise  maßgel)end,  aber  mit  der  Abweichung,  daß  die 
Bierbrauereien  für  erstklassige  Braugerste  auch  einen 
Preis  bezahlen  können,  welcher  die  in  der  zitierten  Ver¬ 
ordnung  festgestellten  Maximalpreise  um  einen  höheren 
Betrag  als  2  K  nicht  übersteigt. 

§  7.  Sowohl  die  von  der  Kriegsprodukten-A.-G.  als  auch 
die  von  den  Produzenten  beschafften  Gerstemengen  sind 
innerhalb  24  Stunden  nach  erfolgter  Übernahme  durch 
die  einkaufende  Bierbraüerei  bei  jener  königlichen 
Finanzdirektion  anzumelden,  die  für  die  Bierlirauerei, 
beziehungsweise  im  Falle  des  §  4  für  die  Malzfabrik 
kompetent  ist. 

§  8.  Die  Transportzertifikate,  welche  zum  Abtransport 
der  durch  die  Bierfabrik  bei  den  Produzenten  gekauften 
Gerstemengen  dienen,  kann  die  zu  deren  Ausstellung 
berufene  Behörde  nur  auf  Grund  einer  Anweisung  der 
Finanzdirektion  ausstellen.  Die  Daten  des  Transport¬ 
zertifikats  muß  man  auf  der  Rückseite  der  erwähnten 
Anweisung  vermerken. 

§  9.  Nach  erfolgter  Beschaffung  und  Abtransportierung 
der  in  der  Anweisung  bezeichneten  Gerstemenge  muß 
die  Anweisung  an  die  ausstellende  königliche  Finanz¬ 
direktion  abgeliefert  werden. 

§  IO.  Eine  Übertretung  begeht  und  ist  durch  die  im 
2.  Abs.  des  §  15  des  G.-A.  LXIII/1911  bezcichnete 
Verwaltungsbehörde  im  Sinne  des  §  9  des  G.-A.  L/1914 
mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und  mit  einer  Geldstrafe 
bis  zu  600  K  zu  bestrafen: 

a)  jener  Bierbrauereiunternehmer,  der  ein  größeres 
Quantum  Gerste  kauft  als  für  ihn  festgestellt  ist,  oder 
der  das  bewilligte  Gerstequantum  an  einen  anderen  als 
an  die  Kriegsprodukten-A.-G.  enteignet  oder  für  dasselbe 
einem  anderen  ein  Recht  überläßt; 

b)  jener  Bierbrauereiunternhmer,  der  Gerste  verwendet, 
welche  die  Hälfte  des  für  ihn  überlassenen  Gerste¬ 
quantums  übersteigt  oder  über  diese  Teilmengen  ent¬ 
gegen  der  gegenwärtigen  Verordnung  ansonsten  verfügt; 

c)  jener  Bierbrauereiunternehmer,  der  die  Malzkeime, 
welche  nach  der  Mälzerei  der  durch  ihn  beschafften  Gerste 
Zurückbleiben,  entgegen  der  Verfügung  des  §  5  ver¬ 
wendet  ; 


d)  derjenige,  der  ein  solches  Geschäft  vermittelt,  von 
welchem  er  weiß,  daß  es  den  Verfügungen  der  gegen¬ 
wärtigen  Verordnung  zuwiderläuft. 

Hinsichtlich  der  Gerstebestände,  welche  entgegen  der 
gegenwärtigen  Verordnung  beschafft  werden,  ebenso  hin¬ 
sichtlich  jener  Malzbestände,  welche  entgegen  der  gegen¬ 
wärtigen  Verordnung  hergestellt  werden,  ist  im  Verlauf 
des  polizeilichen  Strafverfahrens  die  Konfiskation  am 
Platz  und  die  die  Übertretung  begehende  Bierbrauerei¬ 
unternehmung  verliert  hinsichtlich  des  nicht  beschafften 
Teiles  der  für  sie  bewilligten  Gerstemenge  die  weitere 
Kaufberechtigung. 

§  II.  Diese  V'^erordnung  tritt  am  Tag  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft  und  es  erstreckt  sich  deren  Wirksamkeit 
auf  das  ganze  Gebiet  der  Länder  der  heiligen  ungarischen 
Krone.  In  Kroatien-Slawonien  vollstreckt  der  Banus 
diese  V'erordnung,  sofern  deren  Vollstreckung  in  den 
Kreis  der  dortigen  autonomen  Regierung  fällt.  Insofern 
diese  Verordnung  auf  solche  Rechtsnormen  verweist, 
deren  Wirksamkeit  sich  auf  Kroatien-Slawonien  nicht 
erstreckt,  sind  statt  dieser  die  in  diesen  Ländern  maß¬ 
gebenden  Rechtsnormen  ausschlaggebend. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  des 
deutschen  Reichskanzlers  vom  27.  Juli  1915  wurden 
folgende  neue  Anordnungen  über  die  Ausfuhr  und  Durch¬ 
fuhr  mehrerer  Artikel  getroffen: 

I.  Es  wird  verlioten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

Künstlichem  Leder  (ganz  oder  teilweise  aus  Leder- 

nbfällen  zusammengesetzt)  der  Nr.  554  Zolltarifs; 

Ramiegarn,  auch  gemischt  mit  Flachs  oder  Jute,  jedoch 
ohne  Beimischung  von  anderen  Spinnstoffen,  der  Aus- 
fuhrnunnner  478  des  stati.stischen  Warenverzeichnisses 
(Garn  der  Nummern  478  bis  480  des  Zolltarifs)  unter 
Aufhebung  der  entgegenstehenden  Vorschriften  der  Be¬ 
kanntmachungen  vom  22.  Februar  1915.  Abs.  5; 

Hufhauklingen. 

II.  Verboten  wird  die  Durchfuhr  von  Magnesit 
(natürlicher  kohlensaurer  Magnesia),  auch  gebrannt,  der 
Nr.  227  b  des  statistischen  Warenverzeichnisses  unter 
Aufhebung  der  entgegenstehenden  Vorschrift  in  Ziffer  III 
der  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  1915- 

Bekanntmachung  gegen  übermäßige  Preissteige¬ 
rung.  Der  Bundesrat  hat  am  23.  Juli  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen : 

§  I.  Werden  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs,  ins¬ 
besondere  Nahrungs-  und  Futtermittel  aller  Art  sowie 
rohe  Naturerzeugnisse,  Heiz-  und  Leuchtstoffe,  die  vom 
Eigentümer  zur  Veräußerung  erzeugt  oder  erworben  sind, 
zurückgehalten,  so  kann  das  Eigentum  an  ihnen  durch 
Anordnung  der  Landeszentralbehörde  oder  der  von  ihr 
bezeichneten  Behörde  auf  eine  in  der  Anordnung  zu  be¬ 
zeichnende  Person  übertragen  werden. 

Die  Anordnung  ist  an  den  Besitzer  der  Gegenstände 
zu  richten ;  das  Eigentum  geht  über,  sobald  die  An¬ 
ordnung  dem  Besitzer  zugeht. 

§  2.  Der  Übernahmspreis  wird  unter  Berücksichtigung 
des  Einkaufspreises  und  der  Güte  und  Verwertbarkeit 
der  Gegenstände  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde 
nach  Anhörung  von  Sachverständigen  endgültig  festge¬ 
setzt.  Sie  bestimmt  darüber,  wer  die  baren  Auslagen  des 
Verfahrens  zu  tragen  hat. 

Einkaufspreise  auf  Grund  von  Verträgen,  die  in  den 
letzten  zwei  Wochen  vor  der  Bekanntgabe  der  Ent¬ 
eignungsanordnung  an  den  Besitzer  oder  vorher  in^  der 
Absicht  geschlossen  worden  sind,  einen  höheren  i'ber- 
nahmspreis  zu  erzielen,  werden  bei  Feststellung  des 
Preises  nicht  berücksichtigt. 

Die  Preisfestsetzung  durch  die  ht)here  Verwaltungs¬ 
behörde  bedarf  der  Bestätigung  der  Landeszentralbehörde, 
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sofern  der  festgesetzte  Übernahmspreis  fünf  vom  Hundert 
des  Einkaufspreises  übersteigt. 

Bei  den  nach  dem  23.  Juli  1915  aus  dem  Ausland  ein¬ 
geführten  Gegenständen  ist  als  Mindestpreis  der  Ein¬ 
kaufspreis  im  Ausland  und  ein  Zuschlag  zuzuhilligen, 
der  unter  Berücksichtigung  der  mit  der  Einführung  ver¬ 
bundenen  Kosten  und  Gefahren  zu  bemessen  ist. 

Der  Übernahmspreis  ist  har  zu  zahlen. 

§  3.  Darüber,  ob  die  Voraussetzungen  für  die  An¬ 
ordnung  (§  i)  vorliegen,  und  über  alle  sonstigen  Streitig¬ 
keiten,  die  sich  bei  den  Enteignungsverfahren  ergeben, 
entscheidet,  wenn  die  Anordnung  durch  die  Landes- 
zentralhehürde  ergeht,  diese,  im  übrigen  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  endgültig. 

§  4.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  be¬ 
stimmen,  wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde  im  Sinne 
der  §§  2,  3  anzusehen  ist. 

§  5.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  und  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen 
wird  bestraft: 

1.  wer  für  Gegenstände  des  täglichen  Bedarfs,  ins¬ 
besondere  für  Nahrungs-  und  Futtermittel  aller  Art,  für 
rohe  Naturerzeugnisse,  Heiz-  und  Leuchtstoffe  sowie  für 
Gegenstände  des  Kriegsbedarfs  Preise  fordert,  die  unter 
Berücksichtigung  der  gesamten  Verhältnisse,  insbesondere 
der  Marktlage,  einen  übermäßigen  Gewinn  enthalten 
oder  solche  Preise  sich  oder  einem  anderen  gewähren 
oder  versprechen  läßt ; 

2.  wer  Gegenstände  der  unter  Nr.  i  bezeichneten  Art, 
die  von  ihm  zur  Veräußerung  erzeugt  oder  erworben  sind, 
zurückhält,  um  durch  ihre  Veräußerung  einen  über¬ 
mäßigen  Gewinn  zu  erzielen ; 

3.  wer,  um  den  Preis  für  Gegenstände  der  unter  Nr.  i 
bezeichneten  Art  zu  steigern,  Vorräte  vernichtet,  ihre 
Erzeugung  oder  den  Handel  mit  ihnen  einschränkt  oder 
andere  unlautere  Machenschaften  vornimmt ; 

4.  wer  an  einer  Verabredung  oder  Verbindung  teil¬ 
nimmt,  die  eine  Handlung  der  in  Nr.  i  bis  3  bezeich¬ 
neten  Art  zum  Zweck  hat. 

Neben  der  Strafe  kann  auf  Einziehung  der  Vorräte 
erkannt  werden,  auf  die  sich  die  strafbare  Handlung  be¬ 
zieht,  ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  Verurteilten  gehören 
oder  nicht.  Ferner  kann  angeordnet  werden,  daß  die  Ver¬ 
urteilung  auf  Kosten  des  Schuldigen  öffentlich  bekannt¬ 
zumachen  sei. 

§  6.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer- 
kraftretens. 

Vorübergehende  Zollerleichterungen.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  22.  Juli  1.  J.  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  für  die  nach¬ 
stehend  aufgeführten  Gerbstoffe  und  Gerbstoffauszüge 
an  Stelle  des  Zollsatzes  des  allgemeinen  Tarifs  bis  auf 
weiteres  die  beigefügten  Zollsätze  anwenden  zu  lassen, 
soweit  die  Ausfuhr  für  Rechnung  einer  gemeinnützigen 
Gesellschaft  erfolgt,  die  ausschließlich  zur  Versorgung 
der  deutschen  Volkswirtschaft  während  des  Krieges 
dient. 

Zollsatz  für  1  q 
in  Mark 

92  Gerbrinden,  auch  gemahlen . frei 

93  Quebrachoholz  und  anderes  Gerbholz 

in  Blöcken,  auch  gemahlen,  geraspelt 
oder  in  anderer  Weise  zerkleinert  .  .  2 

aus  94  Divi-Divi,  Myrobalanen .  2 

384  Gerbstoffauszüge  (Gerbstoffextrakte) 

anderweitig  nicht  genannt,  flüssig  ...  4 

fest  ....  8 

§  2.  Für  Wein  in  Fässern  oder  Kesselwagen  mit  einem 
Weingeistgehalt  von  nicht  mehr  als  20  Gewichtsteilen  in 


Hundert  zur  Kognakbereitung  unter  Überwachung  der 
Verwendung,  Tarif  180,  wird  bis  auf  weiteres  der  all¬ 
gemeine  Zollsatz  auf  10  M.  für  i  q  festgesetzt. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Errichtung  einer  Reichsfuttermittelstelle.  Der 
Bundesrat  hat  am  23.  Juli  1915  folgende  Verordnung 
erlassen: 

§  I.  Zur  Durchführung  der  Vorschriften  des  Bundes¬ 
rates  über  den  Verkehr  mit  Hafer,  Gerste,  zuckerhaltigen 
Futtermitteln  und  Kraftfuttermitteln  einschließlich  der 
Kleie,  wird  eine  Reichsfuttermittelstelle  errichtet.  Sie 
ist  eine  Behörde  und  besteht  aus  einem  Vorsitzenden, 
einem  oder  mehreren  stellvertretenden  Vorsitzenden  und 
einer  vom  Reichskanzler  zu  bestimmenden  Anzahl  von 
Mitgliedern. 

Der  Vorsitzende  und  die  stellvertretenden  Vorsitzenden 
sowie  die  Mitglieder  werden  vom  Reichskanzler  ernannt. 
Dieser  führt  die  Aufsicht  und  erläßt  die  näheren  Be¬ 
stimmungen. 

§  2.  Der  Reichsfuttermittelstelle  wird  ein  Beirat  bei¬ 
gegeben,  der  aus  vier  Abteilungen  besteht.  Die  Mitglieder 
des  Beirats  werden  vom  Reichskanzler  bestellt.  Er  er¬ 
nennt  auch  die  Vorsitzenden  der  Abteilung  und  erläßt 
die  erforderlichen  näheren  Bestimmungen. 

Die  erste  Abteilung  ist  zuständig  für  Hafer,  die  zweite 
für  Gerste,  die  dritte  für  zuckerhaltige  Futtermittel,  die 
vierte  für  Kraftfuttermittel  einschließlich  Kleie. 

Die  Abteilungen  können  vom  Vorsitzenden  der  Reicbs- 
futtermittelstelle  getrennt  oder  zu  gemeinschaftlichen 
Sitzungen  berufen  werden.  Im  letzteren  Fall  führt  der 
Vorsitzende  der  Reichsfuttermittelstelle  den  Vorsitz. 

§  3.  Die  Reichsfuttermittelstelle  hat  die  Aufgabe,  für 
die  Sicherung  und  Verteilung  der  inländischen  Futter¬ 
mittel  zu  sorgen.  Soweit  Hafer  und  Gerste  in  Betracht 
kommen,  wirkt  hierbei  die  Zentralstelle  zur  Beschaffung 
der  Heeresverpflegung,  soweit  Kleie,  zuckerhaltige  und 
Kraftfuttermittel  in  Betracht  kommen,  die  Bezugs¬ 
vereinigung  der  deutschen  Landwirte  G.  m.  b.  H.  mit. 
Beide  unterstehen  der  Aufsicht  des  Reichskanzlers. 

§  4.  Die  Reichsfuttermittelstelle  hat  die  Verwaltungs¬ 
angelegenheiten  einschließlich  der  statistischen  Fest¬ 
stellungen  zu  bearbeiten.  Sie  hat  insbesondere  fest¬ 
zusetzen: 

a)  wieviel  Hafer  aus  den  einzelnen  Kommunalver¬ 
bänden  abzuliefern  ist  und  innerhalb  welcher  Fristen, 
b)  inwieweit  Futterzulagen  an  Bergwerks-  und  Gestüts¬ 
pferde  sowne  für  Deckhengste  und  andere  Pferde  abzugeben 
sind,  c)  inwieweit  Hafer  an  wissenschaftliche  Anstalten 
und  sonstige  Unternehmungen,  die  für  ihre  Zwecke  Hafer 
nicht  entbehren  können,  zu  überweisen  ist,  d)  unter 
welchen  Voraussetzungen  Hafer,  der  zur  Verfütterung  an 
Pferde  nicht  mehr  geeignet  ist,  zu  anderweitiger  Ver¬ 
wendung  abzugeben  ist,  e)  inwieweit  Hafer  an  Nähr¬ 
mittelfabriken  zuzuteilen  ist  (§§  17,  18,  19  der  Bekannt¬ 
machung  über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Hafer 
vom  28.  Juni  1915); 

2.  a)  wieviel  Gerste  aus  den  einzelnen  Kommunal¬ 
verbänden  abzuliefern  ist  und  innerhalb  welcher  Fristen, 
b )  welche  Betriebe  Gerste  verarbeiten  oder  verarbeiten 
lassen  dürfen  und  in  welcher  Menge  (Kontingent)  ;  er¬ 
forderlichenfalls  trifft  sie  die  zur  Durchführung  und 
Überwachung  erforderlichen  Anordnungen,  c)  nach 
welchem  V erhältnis  Malz  in  Gerste  umzurechnen  ist, 
d)  in  welcher  Weise  die  ihr  zur  Verfügung  stehende 
Gerste  an  die  Heeresverwaltungen,  die  Marineverwaltung 
und  die  Kommunalverbände  zu  verteilen  oder  wie  sie 
sonst  zu  verwenden  ist  (§20  der  Bekanntmachung  über 
den  Verkehr  mit  Gerste  aus  dem  Erntejahr  1915  vom 
28.  Juni  1915); 
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3.  in  welcher  Weise  zuckerhaltige  und  Kraftfutter¬ 
mittel  an  Komniunalverbände  oder  die  vom  Reichskanzler 
bestimmten  Stellen  zu  verteilen  sind  (§  10  der  Bekannt¬ 
machung  über  zuckerhaltige  Futtermittel  vom  28.  Juni 
1915  und  §  10  der  Bekanntmachung  über  den  Verkehr 
mit  Kraftfuttermitteln  vom  28.  Juni  1913); 

4.  wieviel  Kleie  an  Komniunalverbände  sowie  wieviel 
Kleie  und  an  welche  gewerblichen  Betriebe  sie  abzugeben 
ist ;  die  Reichsfuttermittelstelle  erläßt  die  näheren  Be¬ 
stimmungen  über  die  Abgabe  der  Kleie  f§§  43,  44  der 
Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  Brotgetreide  und 
Mehl  aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915); 

5.  die  Grundsätze,  nach  welchen  die  Bezugsvereinigung 
Deutscher  Landwirte  G.  m.  b.  H.  von  dem  Recht,  käuf¬ 
liche  Überlassung  zu  verlangen,  Gebrauch  zu  machen  hat, 
ihr  durch  die  Bekanntmachung  über  zuckerhaltige  Futter¬ 
mittel  und  über  Kraftfuttermittel  vom  28.  Juni  1915 
eingeräumt  ist. 

Über  Anträge  und  Eingaben,  die  sich  auf  die  Durch¬ 
führung  der  im  §  i  genannten  Vorschriften  des  Bundes¬ 
rates  beziehen,  entscheidet  die  Reichsfuttermittelstelle 
endgültig,  soweit  nicht  nach  diesen  Vorschriften  andere 
Behörden  zur  Entscheidung  berufen  sind. 

§  5.  Der  Beirat  oder  die  zuständige  Abteilung  ist  über 
grundsätzliche  Fragen  zu  hören. 

Der  Zustimmung  der  zuständigen  Abteilung  des  Bei¬ 
rats  bedarf  es 

1.  zur  Gewährung  von  Futterzulagen  für  Bergwerks¬ 
und  Gestütspferde  sowie  für  Deckhengste  und,  vorbe¬ 
haltlich  der  Befugnis  des  Reichskanzlers,  zur  Gewährung 
von  Futterzulagen  für  andere  Pferde  und  Überweisung 
geringer  Mengen  von  Hafer  an  wissenschaftliche  An¬ 
stalten  und  sonstige  Unternehmungen,  die  für  ihre 
Zwecke  Hafer  nicht  entbehren  können,  und  zur  Be¬ 
stimmung,  wieviel  Hafer  Nährmittelfabriken  zuzuteilen 
ist  (§  17,  Abs.  2,  3,  4,  und  §  19  der  Bekanntmachung 
über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Hafer  vom  28.  Juni 

1915); 

2.  in  den  Fällen  des  §  4,  Nr.  2  a,  b,  c,  d', 

3.  bei  Aufstellung  der  Grundsätze  für  die  Verteilung 

der  zuckerhaltigen  Futtermittel  (§  10  der  Bekannt¬ 

machung  über  zuckerhaltige  Futtermittel  vom  28.  Juni 

1915);  . 

4.  bei  Aufstellung  der  Grundsätze  für  die  Verteilung 
der  Kraftfuttermittel  (§  10  der  Bekanntmachung  über 
Kraftfuttermittel  vom  28.  Juni  1915); 

5.  zum  Erlasse  der  näheren  Bestimmungen  für  die 
Abgabe  von  Kleie  (§§  43i  44  der  Bekanntmachung  über 
den  Verkehr  mit  Brotgetreide  und  Mehl  aus  dem  Ernte¬ 
jahr  1915  vom  28.  Juni  1915). 

§  6.  Die  Kommunalverbände  haben  auf  Erfordern  der 
Reichsfuttermittelstelle,  unbeschadet  des  §  7>  Satz  2, 
Auskunft  zu  geben  und  ihren  Weisungen  zu  folgen. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Be¬ 
stimmungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie 
können  besondere  Vermittlungsstellen  einrichten,  denen 
die  Sicherung  und  Verteilung  der  inländischen  Futter¬ 
mittel  in  ihrem  Bezirk  obliegt. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Verkündung 
in  kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 


Höchstpreise  für  Brotgetreide.  Der  Bundesrat  hat 
am  23.  Juli  1915  folgende  Bekanntmachung  erlassen: 

§  I.  Der  Preis  pro  t  inländischen  Roggens  aus 
der  Ernte  1915  darf  beim  Verkauf  durch  den  Erzeuger 
nicht  übersteigen  in:  Aachen  230  M.,  Berlin  220  M., 
Braunschweig  225  M.,  Bremen  225  M.,  Breslau  215  M., 
Bromberg  215  M.,  Cassel  225  M.,  Cöln  230  M.,  Danzig 
215  M.,  Dortmund  230  M.,  Dresden  230  M.,  Duisburg 
230  M.,  Emden  225  M.,  Erfurt  225  M.,  Frankfurt  a.  M. 
230  M.,  Gleiwitz  215  M.,  Hamburg  225  M.,  Hannover 


225  M.,  Kiel  225  M.,  Königsberg  i.  Pr.  215  M.,  Leipzig 
220  M.,  Magdeburg  220  M.,  Mannheim  230  M.,  München 
230  M.,  Posen  215  M.,  Rostock  220  M.,  Saarbrücken 
230  M.,  Schwerin  i.  M.  220  M.,  Stettin  220  M.,  Straß¬ 
burg  i.  E.  230  M.,  Stuttgart  230  M.,  Zwickau  225  M., 

§  2.  Der  Höchstpreis  pro  t  inländischen  Weizens  aus 
der  Ernte  1915  ist  40  M.  höher  als  der  Höchstpreis  pro  l 
Roggen.  Spelz  (Dinkel,  Fesen)  sowie  Einer  und  Einkorn 
gelten  als  Weizen  im  Sinne  dieser  Bekanntmachung. 

§  3.  In  den  im  §  i  nicht  genannten  Orten  (Nebenorten) 
ist  der  Höchstpreis  gleich  dem  des  nächstgelegenen,  im 
§  1  genannten  Ort  (Hauptort). 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
stimmten  höheren  Verwaltungsbehörden,  können  einen 
niedrigeren  Höchstpreis  festsetzen.  Ist  für  die  Preis¬ 
bildung  eines  Nebenorts  ein  anderer  als  der  nächst¬ 
gelegene  Hauptort  bestimmend,  so  können  diese  Behörden 
den  Höchstpreis  bis  zu  dem  für  diesen  Hauptort  fest¬ 
gesetzten  Höchstpreis  hinaufsetzen.  Liegt  dieser  Haupt¬ 
ort  in  einem  anderen  Bundesstaat,  so  ist  die  Zustimmung 
des  Reichskanzlers  erforderlich. 

§  4.  Die  Höchstpreise  gelten  nicht  für  Saatgetreide, 
das  nachweislich  aus  landwirtschaftlichen  Betrieben 
stammt,  die  sich  in  den  letzten  zwei  Jahren  mit  dem 
Verkauf  von  Saatgetreide  befaßt  haben. 

§  5.  Die  Höchstpreise  der  §§  i,  2  bleiben  bis  zum 
31.  Dezember  1915  unverändert.  Von  da  ab  erhöhen  sie 
sich  am  i.  und  15.  jedes  Monats  um  M.  i’5o  pro  t. 

§  6.  Die  Höchstpreise  gelten  für  Lieferung  ohne  Sack. 
Für  leihweise  Überlassung  der  Säcke  darf  eine  Sack¬ 
leihgebühr  bis  zu  I  M.  pro  t  berechnet  werden.  Werden 
die  Säcke  nicht  binnen  einem  Monat  nach  der  Lieferung 
zurückgegeben,  so  darf  die  Leihgebühr  dann  um  25  Pf. 
für  die  Woche  bis  zum  Höchstbetrag  von  2  M.  erhöht 
werden.  Werden  die  Säcke  mitverkauft,  so  darf  der  Preis 
für  den  Sack  nicht  mehr  als  80  Pf.  und  für  den  Sack, 
der  75  kg  oder  mehr  hält,  nicht  mehr  als  M.  rao  be¬ 
tragen.  Der  Reichskanzler  kann  die  Sackleihgebühr  und 
den  Sackpreis  ändern.  Bei  Rückkauf  der  Säcke  darf  der 
Unterschied  zwischen  dem  Verkaufs-  und  dem  Rück¬ 
kaufspreis  den  Satz  der  Satzleihgebühr  nicht  übersteigen. 

Die  Höchstpreise  gelten  für  Barzahlung  bei  Empfang; 
w’ird  der  Kaufpreis  gestundet,  so  dürfen  bis  zu  2  Prozent 
Jahreszinsen  über  Reichsbankdiskont  hinzugeschlagen 
werden. 

Die  Höchstpreise  schließen  die  Beförderungskosten  ein, 
die  der  Verkäufer  vertraglich  übernommen  hat.  Der  Ver¬ 
käufer  hat  auf  jeden  Fall  die  Kosten  der  Beförderung 
bis  zur  Verladestelle  des  Ortes,  von  dem  die  Ware  mit 
der  Bahn  oder  zu  Wasser  versandt  wird,  sowie  die 
Kosten  des  Einladens  daselbst  zu  tragen. 

§  7.  Beim  LTmsatz  des  Brotgetreides  (§§  t,  2)  durch 
den  Handel  dürfen  dem  Höchstpreis  Beträge  zu¬ 
geschlagen  werden,  die  insgesamt  4  f  nicht  über¬ 

steigen  dürfen.  Dieser  Zuschlag  umfaßt  insbesondere 
Kommissions-,  Vermittlungs-  und  ähnliche  Gebühren 
sowie  alle  Arten  von  Aufwendungen ;  er  umfaßt  nicht 
die  Auslagen  für  Säcke  und  für  die  Fracht  von  dem 
Abnahmeort  sowie  die  durch  Zusammenstellung  kleinerer 
Lieferungen  zu  Sammelladungen  nachweislich  ent¬ 
standenen  Vorfrachtkosten.  Abnahmeort  im  Sinne  dieser 
Verordnung  ist  der  Ort,  bis  zu  welchem  der  Verkäufer 
die  Kosten  der  Beförderung  trägt. 

Die  Kommunalverbände  und  die  ReichsgetreidesJ:elle 
in  Berlin  dürfen  den  Zuschlag  bis  auf  ö  M.,  die  Kom¬ 
munalverbände  in  Fällen  besonderen  Bedürfnisses  mit 
Genehmigung  der  Reichsgetreidestelle  den  Zuschlag  bis 
auf  9  M.  erhöhen.  Die  Kommunalverbände  und  die 
Reichsgetreidestelle  dürfen  bei  Weiterverkäufen  den  von 
ihnen  gezahlten  Zuschlag,  mindestens  aber  6  M.  an 
rechnen.  Die  Reichsgetreidestelle  ist  bei  der  Belieferunt 
der  Betriebe  nach  §  i4)  Abs.  i  d,  der  Verordnung  über 
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den  'Verkehr  mit  Brotgetreide  und  Mehl  aus  dem  Ernte¬ 
jahr  1915  vom  28.  Juni  1915  an  die  Höchstpreise  nicht 
gebunden. 

§  8.  h'ür  Verkäufe  von  Brotgetreide  aus  der  Ernte  1914, 
die  nach  dem  5.  August  1915  abgeschlossen  werden, 
gelten  die  Vorschriften  dieser  Bekanntmachung;  dabei 
ist  der  Preis  des  Bezirks  maßgebend,  in  welchem  diese 
Bestände  am  23.  Juli  1915  lagern. 

§  9.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft.  Der  Bundesrat  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Die  Bekanntmachung  über  die  Höchstpreise  für 
Roggen,  Gerste  und  Weizen  vom  19.  Dezember  1914 
nebst  der  Änderung  vom  26.  März  1915  wird  aufgehoben; 
sie  bleibt  jedoch  in  Kraft  für  Verkäufe  von  Brotgetreide 
aus  der  Ernte  1914,  die  vor  dem  6.  August  1915  ab¬ 
geschlossen  werden. 

Änderung  der  Verordnung  über  den  Verkehr 
mit  Brotgetreide  und  Mehl.  Der  Bundesrat  hat  am 
23.  Juli  1915  folgende  Bekanntmachung  erlassen: 

Artikel  i.  Im  §  44  der  Verordnung  über  den  Verkehr 
mit  Brotgetreide  und  Mehl  aus  der  Ernte  191S  vom 
28.  Juni  1915  erhält  Nr.  i  &  folgende  Fassung: 

h )  von  der  verbleibenden  Kleie  wird  die  eine  Hälfte 
nach  dem  Verhältnis  der  abzuliefernden  Brotgetreide¬ 
mengen,  soweit  sie  den  Bedarfsanteil  übersteigen,  die 
andere  Hälfte  nach  dem  Verhältnis  des  Viehstandes  auf 
die  Kommunalverbände  verteilt; 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Höchstpreise  für  Gerste.  Am  23.  Juli  1915  hat  der 
Bundesrat  folgende  Bekanntmachung  erlassen: 

§  I.  Der  Preis  pro  t  inländischer  Gerste  aus  der  Ernte 
1913  darf  beim  Verkauf  durch  den  Erzeuger  300  M. 
nicht  übersteigen. 

§  2.  Die  Höchstpreise  gelten  für  Lieferung  ohne  Sack. 
Für  leihweise  Überlassung  der  Säcke  darf  eine  Sack¬ 
leihgebühr  bis  zu  I  M.  pro  t  berechnet  werden.  Werden 
die  Säcke  nicht  binnen  einem  Monat  nach  der  Lieferung 
zurückgegeben,  so  darf  die  Leihgebühr  dann  um  25  Pf. 
für  die  Woche  bis  zum  Höchstbetrag  von  2  M.  erhöht 
werden.  Werden  die  Säcke  mitverkauft,  so  darf  der 
Preis  für  den  Sack  nicht  mehr  als  8ü  Pf.  und  für  den 
Sack,  der  75  kg  oder  mehr  hält,  nicht  mehr  als  M.  r20 
betragen.  Der  Reichskanzler  kann  die  Sackleihgebühr 
und  den  Sackpreis  ändern.  Bei  Rückkauf  der  Säcke  darf 
der  Unterschied  zwischen  dem  Verkaufs-  und  dem  Rück¬ 
kaufspreis  den  Satz  der  Sackleihgelnihr  nicht  übersteigen. 

Die  Höchstpreise  gelten  für  Barzahlung  l)ei  Empfang: 
wird  der  Kaufpreis  gestundet,  so  dürfen  bis  zu  2  Prozent 
Jahreszinsen  über  Reichsbankdiskont  hinzugeschlagen 
werden. 

Die  Höchstpreise  schließen  die  Beförderungskosten  ein, 
die  der  Verkäufer  vertraglich  übernommen  hat.  Der  Ver¬ 
käufer  hat  auf  jeden  Fall  die  Kosten  der  Beförderung 
bis  zur  Verladestelle  des  Ortes,  von  dem  die  Ware  mit 
der  Bahn  oder  zu  Wasser  versandt  wird,  sowie  die 
Kosten  des  Einladens  daselbst  zu  tragen. 

§  3.  Beim  LTmsatz  der  Gerste  durch  den  Handel  dürfen 
dem  Höchstpreis  Beträge  zugeschlagen  werden,  die  ins¬ 
gesamt  4  M.  pro  t  nicht  übersteigen  dürfen.  Dieser  Zu¬ 
schlag  umfaßt  insbesondere  Kommissions-,  Vermitthuigs- 
und  ähnliche  Gebühren  sowie  alle  Arten  von  Auf¬ 
wendungen  ;  er  umfaßt  nicht  die  Auslagen  für  Säcke  und 
für  die  Fracht  von  dem  Abnahmeort  sowie  die  durch  Zu¬ 
sammenstellung  kleinerer  Lieferungen  zu  .Sammel¬ 
ladungen  nachweislich  entstandenen  Vorfraehtkosten. 
Abnahmeort  im  Sinne  dieser  Verordnung  ist  der  Ort,  bis 
zu  welchem  der  Verkäufer  die  Kosten  der  Beförderung 
trägt. 


Die  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der  Heeresver- 
ptiegung  iukI  die  Kommunalverbände  dürfen  bei  frei¬ 
händigem  Erwerb  aus  zweiter  Hand  den  Zuschlag  bis 
auf  6  M.,  die  Kommunalverbände  in  F'ällen  besonderen 
Bedürfnisses  mit  Genehmigung  der  Reichsfuttermittel¬ 
stelle  den  Zuschlag  bis  auf  9  M.  erhöhen.  Die  Zentral¬ 
stelle  zur  Beschaffung  der  Hecre.sverpflegung  und  die 
Kommunalverbände  dürfen  bei  Weiterverkäufen  den  von 
ihnen  gezahlten  Zuschlag,  mindestens  aber  6  M.,  an¬ 
rechnen. 

§  4.  Die  Vorschriften  dieser  Bekanntmachung  gelten 
nicht  bei  Verkäufen: 

a)  von  Saatgerste  aus  landwirtschaftlichen  Betrieben, 
die  sich  in  den  letzten  zwei  Jahren  nachweislich  mit  dem 
Verkauf  von  Saatgerste  befaßt  haben, 

b )  von  Gerste  für  gersteverarbeitende  Betriebe, 

c)  von  Gerste,  die  durch  die  Kommunalverbände  nach 
§  23  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Gerste  aus 
dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915  abgegeben  wird, 
sowie  bei  Weiterverkäufen  dieser  Gerste. 

§  5.  Für  Verkäufe  von  Gerste  aus  der  Ernte  1914,  die 
nach  dem  23.  Juli  1915  abgeschlossen  werden,  gelten  die 
Vorschriften  dieser  Bekanntmachung. 

§  6.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft  und  an  Stelle  der  Bekanntmachung 
über  die  Höchstpreise  für  Roggen,  Gerste  und  Weizen 
vom  19.  Dezember  1914  nebst  Änderung  vom  26.  März 
1915.  * 

Der  Bundesrat  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Höchstpreise  für  Hafer.  Unterm  23.  Juli  1915  hat 
der  Bundesrat  folgende  Bekanntmachung  erlassen: 

§  I.  Der  Preis  pro  t  inländischen  Hafers  aus  der 
Ernte  1915  darf  beim  Verkauf  durch  den  Erzeuger 
300  M.  nicht  übersteigen. 

§  2.  Die  Höchstpreise  erhöhen  sich  für  die  in  der  Zeit 
bis  zum  I.  Oktober  1915  gelieferten  Mengen  um  5  M. 
pro  t.  ■■  I 

Von  diesem  Zeitpunkt  ab  gelten  die  Höchstpreise  des 
§  I  unverändert. 

§  3.  Die  Höchstpreise  gelten  für  Lieferung  ohne  Sack. 
Für  leihweise  t'berlassung  der  Säcke  darf  eine  Sack¬ 
leihgebühr  bis  zu  I  M.  pro  t  berechnet  werden.  Werden 
die  Säcke  nicht  binnen  einem  Monat  nach  der  Lieferung 
zurückgegeben,  so  darf  die  Leihgebühr  dann  um  25  Pf. 
für  die  Woche  bis  zum  Höchstbetrag  von  2  M.  erhöht 
werden.  AVerden  die  Säcke  mitverkauft,  so  darf  der 
Preis  für  den  Sack  nicht  mehr  als  80  Pf.  und  für  den 
Sack,  der  75  kg  oder  mehr  hält,  nicht  mehr  als  M.  i’20 
betragen.  Der  Reichskanzler  kann  die  Sackleihgebühr  und 
den  Sackpreis  ändern.  Bei  Rückkauf  der  Säcke  darf  der 
Unterschied  zwischen  dem  Verkaufs-  und  dem  Rück¬ 
kaufspreis  den  Satz  der  Sackleihgebühr  nicht  über.steigen. 

Die  Höchstpreise  gelten  für  Barzahlung  bei  Empfang; 
wird  der  Kaufpreis  gestundet,  so  dürfen  bis  zu  2  Prozent 
Jahreszinsen  über  Reichsbankdiskont  hinzugeschlagen 
werden. 

Die  Höchstpreise  schließen  die  Beförderungskosten  ein, 
die  der  Verkäufer  vertraglich  übernommen  hat.  Der  Ver¬ 
käufer  hat  auf  jeden  Fall  die  Kosten  der  Beförderung 
bis  zur  Verladestelle  des  Ortes,  von  dem  die  Ware  mit 
der  Bahn  oder  zu  Wasser  versandt  wird,  sowie  die  Kosten 
des  Einladens  daselbst  zu  tragen. 

§  4.  Für  die  beim  Weiterverkauf  des  Hafers  zulässigen 
Zuschläge  gilt  der  §  20  der  Verordnung  über  die  Regelung 
des  Verkehrs  mit  Hafer  vom  28.  Juni  1915- 

§  5.  Für  Verkäufe  von  Hafer  aus  der  Ernte  1914,  die 
vor  dem  23.  Juli  1915  abgeschlossen  werden,  gelten  die 
Vorschriften  dieser  Bekanntmachung. 

§  6.  Die  Vorschriften  dieser  Bekanntmachung  gelten 
nicht  bei  Verkäufen: 
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a)  von  Saathafer  aus  landwirtschaftlichen  Betrieben, 
die  sich  in  den  letzten  zwei  Jahren  nachweislich  mit  dem 
Verkauf  von  Saathafer  befaßt  haben ; 

b )  von  Hafer,  der  durch  die  Kommunalverbände  nach 
§  i6  der  Verordnung  über  die  Regelung  des  Verkehrs 
mit  Hafer  vom  28.  Juni  1915  abgegeben  wird,  sowie  bei 
Weiterverkäufen  dieses  Hafers; 

c)  von  Hafer,  der  auf  Grund  eines  Erlaubnisscheins, 
den  die  Reichsfuttermittelstelle  in  den  Fällen  des  §  4, 
Nr.  I  b,  c,  und  e  der  Verordnung  über  die  Errichtung 
einer  Reichsfuttermittelstelle  vom  23.  Juli  1915  erteilt 
hat,  freihändig  erworben  wird. 

§  7.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tag  der 
Verkündung  in  Kraft  und  an  Stelle  der  Bekanntmachung 
über  die  Höchstpreise  für  Hafer  vom  13.  Februar  1915. 
Der  Bundesrat  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außerkraft¬ 
tretens. 

Aufhebung  des  Verbots  der  Kaufverträge  über 
Brotgetreide,  Gerste  und  Hafer.  Mit  23.  Juli  1915 
wurde  verfügt: 

Verkäufe  über  Roggen,  Weizen,  Spelz  (Dinkel,  Fesen), 
Einer,  Einkorn,  Hafer,  Gerste,  allein  oder  mit  anderem 
Getreide  gemischt,  ferner  Mischfrucht,  worin  sich  Hafer 
befindet,  aus  der  inländischen  Ernte  des  Jahres  1915 
dürfen  vom  Tag  der  Verkündung  dieser  Bekanntmachung 
an  abgeschlossen  werden. 

Soweit  zu  solchen  Verkäufen  nach  den  Vorschriften 
der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Brotgetreide  und 
Mehl  aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915,  der 
Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Gerste  aus  dem  Ernte¬ 
jahr  1915  vom  28.  Juni  1915  und  der  Verordnung  über 
die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Hafer  vom  28.  Juni  1915 
die  Genehmigung  des  Kommunalverbandes  erforderlich 
ist,  behält  es  hierbei  sein  Bewenden. 

Außerkrafttreten  der  Verordnung  über  das  Ver¬ 
bot  des  Vorverkaufs  von  Ölfrüchten  der  Ernte 
des  Jahres  1915  vom  22.  Juni  1915.  Mit  24.  Juli 
1915  wurde  die  Verordnung  über  das  Verbot  des  Vor¬ 
verkaufs  von  Ölfrüchten  der  Ernte  des  Jahres  1915  vom 
22.  Juni  1915  außer  Kraft  gesetzt. 

Regelung  des  Mehlhandels.  Eine  amtliche  Be¬ 
kanntmachung,  betreffend  den  Handel  mit  Mehl,  vom 
27.  Juli  1915  bestimmt: 

Artikel  I.  Mehl  darf  ohne  Genehmigung  der  Reichs¬ 
getreidestelle  weder  von  dem  Kommunalverband  noch 
von  einem  anderen  aus  dem  Bezirk  eines  Kommunal¬ 
verbandes  in  den  eines  anderen  abgegeben  werden. 

Mehl  darf  innerhalb  des  Bezirks  eines  Kommunal¬ 
verbandes  ohne  Genehmigung  der  Reichsgetreidestelle 
von  dem  Kommunalverband  oder  einem  anderen  nur 
nach  Maßgabe  der  für  den  Kommunalverband  be¬ 
stehenden  Bestimmungen  über  die  Verbrauchsregelung 
abgegeben  werden. 

Die  Vorschriften  der  Abs.  i  und  2  gelten  nicht  für 
Mehl,  das  nach  dem  31.  Januar  1915  aus  dem  Ausland 
eingeführt  ist,  oder  das  aus  Brotgetreide  ermahlen  ist, 
das  nach  dem  31.  Januar  1915  aus  dem  Ausland  ein¬ 
geführt  ist. 

Artikel  H.  Unter  Vorräte  im  Sinne  des  §  65  der 
Bundesratsverordnung  über  den  Verkehr  mit  Brot¬ 
getreide  und  Mehl  aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni 
1915  sind  nur  solche  Vorräte  zu  verstehen,  die  durch 
einen  Kommunalverband  an  Händler,  Verarbeiter  oder 
Verbraucher  seines  Bezirks  nach  Maßgabe  der  für  den 
Kommunalverband  bestehenden  Bestimmungen  über 
die  Verbrauchsregelung  bereits  abgegeben  sind. 

Artikel  III.  Diese  Vorschriften  treten  mit  dem  Tag 
der  Verkündung  in  Kraft. 


Kleinverkauf  von  Verbrauchszucker.  Eine  amt¬ 
liche  Bekanntmachung  über  den  Kleinverkauf  von  Ver¬ 
brauchszucker  vom  27.  Juli  verfügt: 

Als  Kleinverkauf  ist  der  Verkauf  von  Verbrauchs¬ 
zucker  dann  anzusehen,  wenn  der  Verkauf  und  die  Ab¬ 
gabe  in  Mengen  von  nicht  mehr  als  jedesmal  kg  in 
der  in  offenen  Laden  üblichen  Form  erfolgt;  hierbei  ist 
es  gleich,  ob  der  Zucker  dem  Käufer  in  obigen  Mengen 
über  den  Ladentisch  gereicht  oder  ihm  zugesandt  wird. 
Als  Kleinverkauf  gilt  dagegen  nicht,  wenn  zwar  Ver¬ 
brauchszucker  in  Mengen  von  nicht  mehr  als  jedesmal 
13  kg  verkauft  wird,  die  Abgabe  oder  Abnahme  aber 
nicht  in  der  für  Ladengeschäfte  üblichen  Art  in  den 
einzeln  gekauften  Mengen,  sondern  in  einer  größeren 
Menge  erfolgt. 

Übergang  der  Geschäfte  der  Reichsverteilungs¬ 
stelle  auf  die  Reichsgetreidestelle.  Eine  amtliche 
Bekanntmachung  vom  28.  Juli  1915  bestimmt: 

Die  Aufgaben  und  Befugnisse,  welche  der  Reichs¬ 
verteilungsstelle  durch  die  Verordnung  über  die  Rege¬ 
lung  des  Verkehrs  mit  Brotgetreide  und  Mehl  vom 
25.  Januar  1915  zugewiesen  sind,  gehen  vom  i.  August 
1915  ab  auf  die  Reichsgetreidestelle  über. 

Erweiterte  Gewährung  der  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  an  Kriegsteilnehmer.  Eine 
königlich  preußische  Verordnung  vom  24.  Juli  1915 
bestimmt : 

§  I.  Beruht  im  Falle  des  §  52,  Abs.  2,  des  Gesetzes 
über  die  allgemeine  Landesverwaltung  vom  30.  Juli  1883 
die  unverschuldete  Fristversäumung  des  Antragstellers 
auf  seiner  Teilnahme  am  Kriege,  so  hat  bei  Geldforde¬ 
rungen  die  angerufene  Behörde  die  Wiedereinsetzung 
zu  gewähren,  sofern  der  Antrag  innerhalb  einer  Frist 
von  sechs  Monaten  seit  Beendigung  des  Kriegszustandes 
oder  der  Kriegsteilnahme  gestellt  wird. 

Auf  Beschwerden  wegen  Versagung  der  Wieder¬ 
einsetzung  entscheidet  die  Aufsichtsbehörde  endgültig. 

§  2.  Die  einjährige  Frist  des  vorletzten  Satzes  des 
§  112  des  Landesverwaltungsgesetzes  für  die  Nach¬ 
holung  einer  versäumten  Streithandlung,  beziehungs¬ 
weise  den  Antrag  auf  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand  ist  zu  gunsten  der  Kriegsteilnehmer  bis  zum  Ab¬ 
lauf  einer  Frist  von  sechs  Monaten  seit  Beendigung  des 
Kriegszustandes  oder  der  Kriegsteilnahme  gehemmt. 

Das  gleiche  gilt  für  die  im  §  48,  Abs.  4,  des  Er¬ 
gänzungssteuergesetzes  vorgesehene  Frist. 

§  3.  Kriegsteilnehmer  im  Sinne  dieser  Verordnung 
sind  diejenigen  Personen,  welche 

1.  vermöge  ihres  Dienstverhältnisses,  Amtes  oder 
Berufs  zu  den  mobilen  oder  gegen  den  Feind  ver¬ 
wendeten  Teilen  der  Land-  oder  Seemacht  oder  zu  der 
Besatzung  einer  armierten  oder  in  der  Armierung  be¬ 
griffenen  Festung  gehören, 

2.  sich  dienstlich  aus  Anlaß  der  Kriegsführung  des 
Reiches  im  Ausland  aufhalten, 

3.  sich  als  Kriegsgefangene  oder  Geisel  in  der  Gewalt 
des  Feindes  befinden. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Änderung  der  Postordnung.  Mit  Bekanntmachung 
vom  23.  Juli  1915  wurde  die  Postordnung  vom  20.  März 
1900  wie  folgt  geändert: 

I.  Im  §  18  „Postaufträge  zur  Einziehung  von  Geld¬ 
beträgen  u.  s.  w.“  erhält  der  letzte  Satz  des  Abs.  VI  die 
Fassung: 

Wünscht  der  Auftraggeber,  daß  die  Weitersendung  an 
eine  zur  Aufnahme  des  Wechselprotestes  befugte  Person 
geschieht,  so  genügt  der  Vermerk  „Sofort  zum  Protest 
auf  der  Rückseite  des  Postauftragsformulars,  ohne  daß 
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es  der  namentlichen  Bezeichnung  einer  solchen  Person 
bedarf. 

Im  Abs.  XVIII  wird  dementsprechend  der  Vermerk 
„Sofort  zum  Protest  ohne  Rücksicht  auf  die  verlängerte 
Protestfrist“  wieder  ersetzt  durch  den  Vermerk  „Sofort 
zum  Protest“. 

2.  Im  §  i8o  „Postprotest“  erhält  der  Abs.  V  folgende 
Fassung: 

V.  A.  Die  Einziehung  der  Wechselsumme  erfolgt 
gegen  Vorzeigung  des  Postauftrags  und  gegen  Aus¬ 
händigung  des  Wechsels.  Für  die  Vorzeigung  sind  die 
Vorschriften  des  §  39,  I  bis  V,  maßgebend.  Wird  die 
Wechselsumme  gezahlt,  so  wird  der  Postauftrag  wie  ein 
solcher  zur  Geldeinziehung  behandelt. 

Ist  die  Zahlung  der  Wechselsumme  nicht  zu  erlangen 
oder  bleibt  der  Versuch,  den  Postauftrag  vorzuzeigen, 
erfolglos,  so  wird  der  Postauftrag  bei  der  Postanstalt 
bis  zum  Schluß  der  Schalterdienststunden  des  ersten 
Werktages  nach  dem  Zahlungstag  des  Wechsels  zur 
Einlösung  bereit  gehalten.  Erfolgt  die  Einlösung  auch  bis 
zu  diesem  Zeitpunkt  nicht,  so  wird  der  Wechsel  mit  dem 
Postauftrag  am  zweiten  Werktag  nach  dem  Zahlungstag 
des  Wechsels  nochmals  zur  Zahlung  vorgezeigt.  Bleibt 
die  zweite  Vorzeigung  oder  der  Versuch  zu  dieser  erfolg¬ 
los,  so  wird  gegen  die  im  Postauftrag  bezeichnete  Person 
Protest  nach  den  Vorschriften  der  Wechselordnung  er¬ 
hoben. 

Die  Aufnahme  des  Protestes  geschieht  bereits  nach  der 
ersten  Vorzeigung,  wenn  bei  dieser  Vorzeigung  die 
Zahlung  ausdrücklich  verweigert  wird.  Als  Zahlungs¬ 
verweigerung  gilt  nur  die  Erklärung  der  Person,  die 
Zahlung  leisten  soll,  oder  ihres  Bevollmächtigten.  Ebenso 
wird  der  Protest  schon  nach  der  ersten  Vorzeigung  oder 
nach  dem  ersten  Versuch  der  Vorzeigung  erhoben,  wenn 
der  Postprotestauftrag  auf  der  Rückseite  mit  dem  Ver¬ 
merk  „Ohne  Protestfrist“  versehen  ist,  wenn  die  Protest¬ 
frist  mit  dem  Tag  der  Vorzeigung  abläuft  oder  wenn  die 
Person,  die  Zahlung  leisten  soll,  am  Zahlungsort  des 
Wechsels  weder  ein  Geschäftslokal  noch  eine  Wohnung 
hat,  oder  wenn  die  Postanstalt  die  Erhebung  des  Pro¬ 
testes  nach  der  ersten  Vorzeigung  aus  einem  anderen 
Grund  für  erforderlich  erachtet. 

B.  Postprotestaufträge  mit  Wechseln,  die  in  Elsaß- 
Lothringen  oder  in  Ostpreußen  in  den  Regierungs¬ 
bezirken  Allenstein  und  Gumbinnen  sowie  in  den  Kreisen 
Gerdauen  und  Memel  zahlbar  sind,  oder  mit  solchen  in 
andern  Teilen  Ostpreußens  oder  im  Stadtkreise  Danzig 
zahlbaren  gezogenen  Wechseln,  die  als  Wohnort  des 
Bezogenen  einen  Ort  angeben,  der  in  einem  der  bezeich- 
neten  Teile  Ostpreußens  (Regierungsbezirke  Allenstein 
und  Gumbinnen,  Kreise  Gerdauen  und  Memel)  liegt, 
werden  erst  an  folgenden  Tagen  nochmals  zur  Zahlung 
vorgezeigt: 

a)  wenn  der  Zahlungstag  des  Wechsels  in  der  Zeit 
vom  30.  Juli  1914  bis  einschließlich  28.  Oktober  1915 
eingetreten  ist,  am  30.  Oktober  1915; 

b )  wenn  der  Zahlungstag  des  Wechsels  am  29.  Ok¬ 
tober  1915  oder  später  eintritt,  am  zweiten  Werktag  nach 
dem  Zahlungstag. 

Solange  die  Verlängerung  der  Fristen  des  Wechsel- 
und  Scheckrechtes  nach  der  Vorschrift  des  vorher¬ 
gehenden  Satzes  besteht,  kann  der  Auftraggeber  ver¬ 
langen,  daß  ein  davon  betroffener  Wechsel  mit  dem  Post¬ 
protestauftrag  schon  am  zweiten  Werktag  nach  dem 
Zahlungstag  des  Wechsels  nochmals  zur  Zahlung  vorge¬ 
zeigt  und  wenn  auch  diese  Vorzeigung  oder  der  Versuch 
dazu  erfolglos  bleibt,  protestiert  werde.  Dieses  Verlangen 
ist  durch  den  Vermerk  „Ohne  die  verlängerte  Protest¬ 
frist“  auf  der  Rückseite  des  Postprotestauftrages  aus¬ 
zudrücken.  Auch  kann  die  Post  damit  betraut  werden, 
für  solche  Wechsel  neben  der  Wechselsumme  auch  die 
für  die  verlängerte  Frist  vom  Tage  der  ersten  Vorzeigung 
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des  Wechsels  an  fälligen  Wechselzinsen  einzuziehen  und 
im  Nichtzahlungsfalle  deswegen  Protest  zu  erheben. 
Wird  hiervon  Gebrauch  gemacht,  so  ist  in  den  Vordruck 
zum  Postprotestauftrag  hinter  „Betrag  des  beigefügten 
Wechsels“  einzutragen  „nebst  Verzugszinsen  von  6  Pro¬ 
zent  vom  Tage  der  ersten  Vorzeigung,  nämlich  vom  .  .  . 
ab“.  Der  Zeitpunkt,  von  dem  an  die  Zinsen  zu  berechnen 
sind,  ist  nicht  anzugeben,  wenn  die  Post  die  erste  Vor¬ 
zeigung  des  Wechsels  bewirkt.  Hat  der  Auftraggeber 
die  Einziehung  der  Zinsen  verlangt,  so  wird  der  Wechsel 
nur  gegen  Bezahlung  der  Wechselsumme  und  der  Zinsen 
ausgehändigt.  Bei  Nichtzahlung  auch  nur  der  Zinsen 
aber  wegen  des  nicht  gezahlten  Betrages  Protest  mangels 
Zahlung  erhoben. 

C.  Als  Zahlungstag  gilt  der  Fälligkeitstag  des  Wechsels 
oder,  wenn  dieser  ein  Sonn-  oder  Feiertag  ist,  der  nächste 
Werktag.  Fällt  der  Schlußtag  der  Frist  zur  Vorzeigung 
des  Wechsels  auf  einen  Sonn-  oder  Feiertag,  so  wird  der 
Wechsel  am  nächsten  Werktag  zur  Zahlung  vorgezeigt. 
Die  Postverwaltung  behält  sich  vor,  die  Vorzeigung  der 
Wechsel,  deren  Protestfrist  am  30.  Oktober  1915  (Abs.  B) 
abläuft,  auf  mehrere  vorhergehende  Tage  zu  verteilen. 

3.  Die  Änderungen  treten  sofort  in  Kraft. 

Kontrollstelle  für  freigegebenes  Leder.  Der 
„Reichsanzeiger“  vom  26.  Juli  1.  J.  veröffentlicht  folgende 
von  der  Regierung  genehmigte  Bestimmungen  für  die 
Kontrollstelle  für  freigegebenes  Leder. 

§  I.  Unter  Aufsicht  des  Reichsamtes  des  Innern  ist 
die  Kontrollstelle  für  freigegebenes  Leder  mit  dem  Sitz 
in  Berlin  errichtet  worden. 

§  2.  Die  Kontrollstelle  hat  darüber  zu  wachen,  daß  das 
seitens  der  Heeresverwaltung  für  den  Zivilbedarf  frei¬ 
gegebene  Leder  nur  unter  den  vom  Reichsamt  des  Innern 
genehmigten  Bedingungen  in  den  Verkehr  gebracht  wird. 
Die  Kontrollstelle  hat  das  Recht,  Firmen,  die  gegen 
diese  Bedingungen  verstoßen,  von  weiteren  Bezügen  frei¬ 
gegebenen  Leders  auszuschließen. 

§  3.  Ein  Uberwachungsausschuß  wird  gebildet  aus  den 
Vertretern  der  am  Leder-  und  Schuhhandel  interessierten 
Verbände  und  der  Organisation  der  Arbeitnehmer.  Bis 
auf  weiteres  besteht  der  Ausschuß  aus  folgenden  in  der 
Sitzung  vom  26.  Juni  1915  gewählten  Herren:  i.  Bier¬ 
bach,  Berlin,  2.  Jacobi,  Berlin,  3.  Klausner,  Berlin, 

4.  Knoch,  Hirschberg  a.  d.  Saale,  5.  Krause,  Berlin, 
6.  Levi,  Stuttgart,  7.  Oppenheimer,  Straßburg,  8.  Simon, 
Nürnberg,  9.  Wallerstein,  Offenbach  a.  M.,  10.  Wolf, 
Frankfurt  a.  M.  Der  Überwachungsausschuß  bildet  einen 
Arbeitsausschuß  von  drei  aus  seiner  Mitte  gewählten 
Mitgliedern  zur  Erledigung  der  laufenden  ordentlichen 
Angelegenheiten.  Bis  auf  weiteres  besteht  der  Arbeits¬ 
ausschuß  aus  den  Herren:  Bierbach,  Berlin,  Wallerstein, 
Offenbach  a.  M.,  Wolf,  Frankfurt  a.  M. 

§  4.  Die  Aufsicht  über  die  Kontrollstelle  hat  das  Reichs¬ 
amt  des  Innern.  Dieses  und  das  Ministerium  für  Handel 
und  Gewerbe  haben  gegen  alle  Beschlüsse  und  Maß¬ 
nahmen  der  Kontrollstelle  ein  unbedingtes  Einspruchs¬ 
recht. 

§  5.  Mit  der  Leitung  der  Kontrollstelle  wird  vom 
Überwachungsausschuß  ein  Geschäftsführer  betraut. 

§  6.  Die  Einberufungen  von  Sitzungen  geschehen  durch 
den  Geschäftsführer  auf  Veranlassung  des  Arbeitsaus¬ 
schusses  drei  Tage  vor  dem  anzusetzenden  Termin.  Zu 
sämtlichen  Sitzungen  sind  die  Herren  Kommissäre  des 
Reichsamtes  des  Innern,  des  königlich  preußischen  Mini¬ 
steriums  für  Handel  und  Gewerbe  und  des  königlich 
preußischen  Kriegsministeriums  einzuladen. 

§  7.  Zur  Deckung  der  Unkosten  erhebt  die  Kontroll¬ 
stelle  von  dem  Hersteller  innerhalb  eines  Monats  nach 
Zustellung  des  Freigabescheins  bis  auf  weiteres  i  Pro¬ 
mille,  nach  dem  Richtpreis  berechnet.  Der  Hersteller  darf 
diese  Gebühr  von  seinem  Käufer  einziehen. 
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§  8.  Ergibt  sich  bei  Auflösung  der  Kontrollstelle,  die 
spätestens  ein  Jahr  nach  Friedensschluß  zu  erfolgen  hat, 
ein  Uberschuß,  so  verfällt  dieser  der  Reichskasse.  Ein 
etwaiger  Verlust  wird  von  den  am  Überwachungsaus¬ 
schuß  beteiligten  Verbänden  unter  Ausschluß  der 
Arbeiterverbände  gleichmäßig  und  solidarisch  getragen. 

Italien. 

Zahlung  der  italienischen  Staatsschuld  im  Aus¬ 
land.  Eine  Verordnung  des  königlich  italienischen  Fi¬ 
nanzministeriums  vom  8.  Juni  1915,  betreffend  die  Zah¬ 
lung  der  italienischen  Staatsschuld  im  Auslande  („Gaz- 
zetta  ufficiale“  vom  9.  Juni  1915),  lautet: 

Um  zu  verhindern,  daß  die  Schuldscheine  und  deren 
Coupons  behufs  Inkasso  ins  Ausland  versendet  werden, 
hat  das  Finanzministerium  unter  Beibehaltung  der  bisher 
üblichen  Zahlungsweise  für  Schuldscheine  und  Coupons, 
die  Ausländern  gehören  und  im  Auslande  zahlbar  sind, 
folgende  Anordnungen  getroffen: 

Ab  I.  Juli  1915  sind  beim  Inkasso  der  Coupons  fol¬ 
gender  Staatsschulden  auch  die  betreffenden  Mäntel,  von 
denen  der  Coupon  abgetrennt  wurde,  vorzulegen.  Beim 
Inkasso  der  Coupons  sowie  auch  der  gezogenen  Stücke 
muß  in  Gegenwart  der  Vertreter  des  Finanzministeriums 
eine  Erklärung  (affidavit)  abgegeben  werden,  daß  die 
Schuldpapiere  oder  die  Coupons  weder  Eigentum  ita¬ 
lienischer  Staatsbürger  sind  noch  daß  italienische  Unter 
tanen,  Kreditinstitute  oder  Gesellschaften,  deren  Sitz  in 
Italien  ist,  weder  direkt  noch  indirekt  daran  interessiert 
sind. 

Sollte  eine  derartige  Erklärung  fehlen  oder  die  be 
treffenden  Mäntel  nicht  vorgewiesen  werden,  so  erfolgt 
die  Zahlung  im  Auslande  zum  Wechselkurse  auf  Italien. 

Die  Erfüllung  vorstehender  Formalitäten  muß  bei  dem 
Vorweis  folgender  Effekten  eingehalten  werden: 

1.  2>^j^pTozent\ge  konvertierte  konsolidierte  Rente, 
3^/2Pi‘ozentige  konsolidierte  Rente,  Emission  1902,  3pro- 
zentige  konsolidierte  Rente,  3i/2Prozentige  amortisable 
Schuld,  Emission  1908,  3prozentige  amortisable  Schuld, 
Emission  1910. 

Zahlstelle  in  Frankreich:  bei  der  Delegation  des  ita 
lienischen  Finanzministeriums,  Bankhaus  v.  Rothschild 
Freres  in  Paris;  in  England  beim  italienischen  Konsul 
in  London. 

2.  3prozentige  Eisenbahnobligationen. 

In  Frankreich  bei  der  obgenannten  Delegation;  in 

England  beim  italienischen  Konsul  in  London;  in  der 
Schweiz  beim  italienischen  Konsul  in  Basel,  Genf  unc 
Zürich. 

3.  Für  die  Cavalermaggiore-Alessandria-Eisenbahn- 
Obligationen,  Tonnia-Cavour-Acquis-Eisenbahn-Obliga 

.  tionen,  Viktor  Emanuel-Eisenbahn-Obligationen. 

In  Frankreich  bei  der  obgenannten  Delegation. 

4.  Für  die  Lucca-Pistoria-Eisenbahn-Obligationen 
Emission  1856,  1858,  Cavour-Kanal-Obligationen. 

In  Frankreich  die  obgenannte  Delegation;  in  Eng 
land  beim  italienischen  Konsul  in  London. 

5.  Für  die  Livorno-Eisenbahn-Obligationen,  Serie  C 
DI,  DU,  für  die  Toskanischen  Zentraleisenbahn-Obliga¬ 
tionen,  Serie  A,  B,  Asciano  Grossetto,  Serie  C. 

In  Frankreich  die  vorgenannte  Delegation ;  in  Eng 
land  beim  italienischen  Konsul  in  London;  in  der 
Schweiz  beim  italienischen  Konsul  in  Genf. 

Stundung  von  Patentgebühren.  Ein  Dekret,  be 
treffend  die  Gewährung  einer  Stundung  für  die  Zahlung 
von  Gebühren  für  die  Ausstellung  von  industriellen 
Patenten  (enthalten  in  der  „Gazetta  Ufficiale“  vom 
2.  Juli  1915)  lautet: 

Artikel  i.  Die  Soldaten  im  Aktivstande,  die  Militär 
beamten,  die  Angehörigen  der  Flotte  und  jene  Personen 
die  sich  im  Gefolge  des  Heeres  und  der  Marine  befinden 


können  die  Zahlung  der  Gebühren  für  Gesuche  um  Ver¬ 
leihung  von  Patenten,  Marken-  oder  Musterschutz  oder 
für  Gesuche  um  Umschreibung  von  Fabrik-  und  Handels¬ 
marken  bis  zum  60.  Tage  nach  Friedensschluß  ver¬ 
schieben.  Die  von  den  genannten  Personen  eingereichten 
Gesuche  werden,  trotzdem  sie  mit  keiner  Bestätigung 
über  den  Erlag  der  vorgeschriebenen  Gebühren  ver¬ 
sehen  sind,  bis  über  die  genannte  Frist  in  Schwebe  ge¬ 
halten  werden. 

Artikel  2.  Die  im  vorgehenden  Artikel  erwähnten 
Personen  können  die  Zahlung  der  Gebühren  und  die  Vor¬ 
nahme  der  durch  das  Gesetz  zum  Zweck  der  Aufrecht¬ 
erhaltung  der  industriellen  Patente  oder  zum  Zweck  der 
Erlangung  einer  Verlängerung  vorgeschriebenen  Hand¬ 
lungen  bis  drei  Monate  nach  Friedensschluß  verschieben, 
falls  die  Fristen  zur  Vornahme  der  erwähnten  Hand¬ 
lungen  oder  Zahlungen  im  Augenblick  der  Kriegs¬ 
erklärung  noch  nicht  abgelaufen  waren. 

Dieselben  Begünstigungen  kommen  den  inländi¬ 
schen  Inhabern  von  Urkunden  über  in¬ 
dustrielle  Patente  zugute,  die  durch  die  mit 
dem  Kriegszustände  zusammenhängenden  Verhältnisse 
gehindert  waren,  Zahlungen  oder  die  sonstigen  not¬ 
wendigen  Maßnahmen  innerhalb  der  durch  das  Gesetz 
orgeschriebenen  Fristen  zur  Aufrechterhaltung  oder  zur 
Verlängerung  ihrer  Patente  vorzunehmen. 

Artikel  3.  Die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels 
wird  auch  auf  die  ausländischen  Inhaber  von 
Patenten  j ener  Staaten  angewendet  werden,  die  den 
italienischen  Patentinhabern  die  gleichen  Vorteile  ge¬ 
währleisten.  Das  Vorhandensein  der  Reziprozität  in  der 
Behandlung  wird  durch  ein  Dekret  des  Ministers  für 
Ackerbau,  Industrie  und  Handel  kundgemacht. 

Artikel  4.  Die  Veröffentlichung  des  Verzeichnisses  der 
Patente,  für  welche  die  Gebühr  innerhalb  der  vorge¬ 
schriebenen  Frist  gemäß  Artikel  43  des  Reglements, 
genehmigt  mit  königlichem  Dekret  vom  2.  Oktober  19131 
Nr.  1237,  nicht  entrichtet  wurde,  wird  für  jene  Patente, 
für  welche  die  letzte  Zahlungsfrist  am  30.  Juni  1915  ab¬ 
läuft,  sowie  für  jene  Patente,  für  welche  die  Zahlungen 
bis  drei  Monate  nach  Friedensschluß  gestundet  sind,  ein¬ 
gestellt. 

Bestätigungen  über  die  hiermit  verfügte  Verlängerung 
der  Fristen  werden  an  alle  jene  Personen  ausgestellt 
werden,  die  darum  nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Frist 
für  die  Bezahlung  der  Gebühren  ansuchen  und  den  Nach¬ 
weis  erbringen,  daß  sie  sich  in  der  in  Artikel  2  und  3 
vorgesehenen  Lage  befinden,  vorausgesetzt,  daß  die  ge¬ 
nannte  Frist  im  Augenblick  der  Kriegserklärung  noch 
nicht  abgelaufen  war. 

Artikel  5.  Bis  nach  Friedensschluß  wird  die  Aus¬ 
stellung  von  Urkunden  über  Patente,  die  Registrierung 
von  Marken  oder  Mustern,  die  Umschreibung  von 
Marken  oder  Fabrikzeichen  und  die  Registrierung  der 
Übertragung  von  Patenten  und  Marken  zu  gunsten  von 
Bürgern  eingestellt,  die  jenen  Staaten  angehören,  welche 
sich  mit  Italien  im  Kriegszustand  befinden. 

Artikel  6.  Das  vorliegende  Dekret  tritt  am  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Mit  amtlicher  Bekannt¬ 
machung  vom  28.  Juni  1.  J.  wurde  bis  auf  weiteres  die 
Ausfuhr  von  Maisstärke,  Reisstärke,  Kartoffelstärke, 
Sagostärke  sowie  von  Weizenstärke  aus  Dänemark  ver¬ 
boten. 

Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  29.  Juni  1.  J. 
untersagt  die  Ausfuhr  von  Talg,  sowohl  Rinder-  als  auch 
Hammeltalg,  Premier  jus  (Oleostock),  Oleo-Oil  (Oleo, 
Oleomargarin)  und  Oleostearin  sowie  von  eßbaren 
Zwiebeln. 
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Ferner  wurde  unterm  lo.  Juli  1.  J.  die  Ausfuhr  nach¬ 
stehender  Waren  aus  Dänemark  verboten; 

Zinnerz,  Zinnchlorid  und  Zinnoxyd; 

Abfälle  verzinnter  Eisenplatten ; 

gebrauchte  Gasreinigungsmasse,  Ammoniak  und  Am¬ 
moniaksalze  ; 

alle  Kalisalze,  wie  Kainit,  Kalidünger  und  Chlor¬ 
kalium,  sowie  Kalilauge,  chlorsaures  und  doppelchlor¬ 
saures  Kali  und  Kalisalpeter; 

Strickmaschinen ; 

Baumwollabfälle. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Ausfuhr  von  ver¬ 
dichtetem  Chlorgas  sowie  von  Chlorkalk  ist  mit  Gültig¬ 
keit  vom  24.  Juli  1915  ab  verboten  worden. 

Norwegen. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Ausfuhr  von  Baumwoll- 
abfall,  Baumwollwatte,  Baumwollgarnen  und  Erzeug¬ 
nissen  aus  Baumwolle  ist  durch  Verordnung  vom 
18.  Juli  1915  verboten  worden. 

Bulgarien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
1 5-/28.  Juni  1915  ist  die  Wiederausfuhr  von  Sennes- 
blättern  und  Sennesfrüchten  (Folia  Sennae,  Folliculi 
Sennae)  verboten  worden. 

* 

Griechenland. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Durch  Gesetz 
vom  30.  Juni/13.  Juli  1915  wurde  das  griechische  Mora¬ 
torium  bis  31.  Dezember  1915/13.  Januar  1916  ver¬ 
längert.  Das  neue  Gesetz  hat  folgenden  Wortlaut: 

Einzelner  Artikel.  Die  Giltigkeit  der  Bestimmung  des 
ersten  Paragraphen  des  Artikels  4  des  Gesetzes  DXII 
vom  6.  Oktober  1912  und  der  Bestimmungen  beider 
Paragraphen  des  Artikels  2  des  Gesetzes  Nr.  122  vom 
31.  Dezember  1913  wird  für  das  ganze  Königreich  bis 
Ende  Dezember  1915  verlängert. 

Derselbe  Minister  ist  mit  der  Veröffentlichung  und 
Durchführung  der  vorstehenden  Verordnung  betraut. 

Türkei. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Das  türkische 
Moratorium  wurde  durch  das  sechste  Stundungsgesetz 
vom  26.  Juni/9.  Juli  1915  neuerlich  bis  zum  13.  Oktober 
1915  verlängert.  Das  Gesetz  hat  folgenden  Wortlaut: 

Artikel  i.  Die  Fälligkeit  aller  Schulden,  Geldverpflich¬ 
tungen  und  Bankdepots,  die  durch  die  provisorischen  Ge¬ 
setze  vom  20.  Juli/2.  August  1914,  18./31.  August  1914. 
21.  Dezember  1914/3.  Januar  1915  und  26.  März/8.  April 
1915  gestundet  worden  ist,  würd  neuerlich  bis  zum 
30.  September/13.  Oktober  1915  gestundet.  Dessenunge¬ 
achtet  müssen  die  Schuldner  außer  den  Abzahlungen,  zu 
deren  Leistung  sie  durch  obige  Gesetze  verpflichtet  sind, 
weitere  5  Prozent  am  1./14.  Juli  1915  und  weitere  5  Pro¬ 
zent  am  15./28.  August  1915  bezahlen. 

Artikel  2.  Die  Abzahlung  der  Teilsumme  von  5  Pro¬ 
zent  von  Schulden,  die  im  Laufe  des  ersten  und  zweiten 
Monates  nach  Publikation  dieses  Gesetzes  fällig  werden, 
müssen  am  Fälligkeitstag  geleistet  werden,  und  der  Rest 
wird  bis  zum  30.  September/13.  Oktober  1915  gestundet. 

Artikel  3.  Jene  Zahlungen,  die  seit  dem  21.  Juli 
(3.  August)  1914  für  gestundete  Schuldigkeiten  geleistet 
worden  sind,  w'erden  als  Teilzahlungen  von  jenem  Be¬ 
trage  abgerechnet,  der  nach  Wortlaut  der  Stundungs¬ 
gesetze  einforderbar  ist.  Jedenfalls  müssen  aber  jene 
Banken,  die  Aktiengesellschaften  sind,  ihren  Gläubigern 
10  türkische  Pfund  am  1./14.  Juli  1915  und  weitere 
IO  türkische  Pfund  am  15./28.  August  1915  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Summe  auszahlen,  die  bereits  vorher  be¬ 


hoben  worden  ist  und  selbst  dann,  wenn  5  Prozent  ihres 
Guthabens  weniger  als  10  türkische  Pfund  ausmachen. 

Artikel  4.  Der  Umstand,  daß  kaufmännische  Schuld¬ 
papiere  bis  zum  30.  September/13.  Oktober  1915  mangels 
Annahme  oder  mangels  Zahlung  der  nach  dem  Gesetze 
vom  26.  März/8.  April  1915  sowie  nach  dem  vorliegenden 
Gesetze  fälligen  Teilsummen  nicht  protestiert  und  nicht 
präsentiert  werden,  wie  es  nach  dem  Wortlaut  des  Ge¬ 
setzes  vom  26.  März/8.  April  1915  und  nach  den  Vor¬ 
schriften  des  Artikels  4  dieses  Gesetzes  bis  zum  30.  Juni 
(13.  Juli)  1915  und  15./28.  Juli  1915  vorgeschrieben 
wäre,  macht  die  Rechte  der  Interessenten  nicht  zunichte; 
selbst  die  Möglichkeit  der  Klage  zum  Zwecke  der  Auf¬ 
rechterhaltung  der  Regreßrechte  wird  bis  zum  1 5-/28. 
Oktober  1915  aufrechterhalten.  Der  Aufschub  der  Pro¬ 
teste  von  kaufmännischen  Papieren,  die  bis  zum  30.  Sep¬ 
tember/13.  Oktober  1915  fällig  werden,  erfolgt  bis  zum 
1 5-/28.  Oktober  1915.  Falls  ein  Protest  wegen  Nicht¬ 
bezahlung  einer  fälligen  Teilsumme  erfolgt  ist,  müssen 
weitere  Proteste  wegen  Nichtbezahlung  später  fälliger 
Teilsummen  nicht  erhoben  werden.  In  jedem  Falle 
werden  die  Protestgebühren  von  der  ganzen  Wechsel¬ 
summe  (ohne  Rücksicht  auf  die  protestierte  Teilzahlung) 
erhoben. 

Artikel  5.  Die  Gerichte  dürfen  wegen  Nichtbezahlung 
jener  Summen,  die  nach  den  oben  erwähnten  Gesetzen 
zu  bezahlen  sind,  vor  dem  15./28.  Oktober  1915  keinen 
Konkurs  verhängen.  Diese  Beträge  können  durch  ein¬ 
fache  gerichtliche  Rekurse  verlangt  und  eingetrieben 
werden.  Die  Pfändungen  und  Pfandverkäufe,  die  wegen 
fälliger  Ratenzahlungen  angeordnet  werden,  müssen  auf 
die  Höhe  der  einforderbaren  Summe  beschränkt  werden. 
Wenn  aber  das  Gericht  die  Überzeugung  gewinnt,  daß 
der  Schuldner  sich  seines  Vermögens  zu  entledigen 
trachtet,  um  seine  Gläubiger  zu  benachteiligen,  so  muß 
es  die  Pfändung  auf  die  gesamte  Schuldsumme  aus¬ 
dehnen. 

Artikel  6.  Der  Restbetrag  des  Wohnzinses  für 
solche  Häuser,  die  zu  Wohnzwecken  benützt  werden, 
wird  bis  zum  30.  September/13.  Oktober  1915  gestundet. 
Für  die  Bezahlung  des  Pachtes  für  solche  Grundstücke, 
die  nicht  zu  Wohnorten  benützt  werden,  findet  das  Mo¬ 
ratorium  keine  Anwendung.  Der  Zins  für  Wohnhäuser, 
der  nach  Wortlaut  der  Moratoriumsgesetze  bis  zum 
30.  Juni/13.  Juli  1915  gestundet  war,  wird  neuerlich  bis 
zum  September/Oktober  1915  gestundet. 

Artikel  7.  Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  finden  auf 
Verpflichtungen,  Vereinbarungen  und  Verträge,  die 
nach  dem  21.  Juli  / 3.  August  1914  eingegangen 
wurden,  keine  Anwendung. 

Artikel  8.  Die  Vorschriften  der  Artikel  4  und  7  des 
Gesetzes  vom  21.  Dezember  1914/2.  Januar  1915  und  des 
Artikels  6  des  Gesetzes  vom  26.  März/8.  April  1915  be¬ 
halten  ihre  Gültigkeit. 

Artikel  9.  Dieses  Gesetz  tritt  am  1./14.  Juli  1915  in 
Kraft. 

Artikel  10.  Mit  der  Durchführung  dieses  Gesetzes  sind 
der  Finanzminister,  der  Justizminister,  der  Handels¬ 
minister  und  der  Ackerbauminister  betraut. 

Die  oben  zitierten  Artikel  4  und  7  des  Gesetzes  vom 
21.  Dezember  1 91 4/2.  Januar  1915  haben  folgenden 
Wortlaut; 

Artikel  4.  Eine  Vereinbarung  über  die  Erhöhung  des 
Zinsfußes,  die  nach  dem  18./31.  Juni  1914  zwischen 
Gläubigern  und  Schuldnern  getroffen  worden  ist,  ist 
ungültig.  Bankeinlagen,  für  welche  ein  bestimmter  Zins¬ 
fuß  nicht  vereinbart  ist,  sind  mit  4  Prozent,  alle  anderen 
Schulden  mit  7  Prozent  zu  verzinsen.  Der  Zinsenlauf 
beginnt  für  fällige  Verpflichtungen  arn  Fälligkeitstage, 
und  für  Verpflichtungen  mit  unbestimmtem  Fälligkeits¬ 
tage  vom  Tage,  an  w'elchem  die  schriftliche  Mahnung 
erfolgt.  Die  Zinsen  dürfen  dem  Kapital  erst  nach  Ab- 
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lauf  von  sechs  Monaten  durch  Rechnungsabschluß  zuge¬ 
schrieben  werden. 

Artikel  7.  Die  Banken  sind  verpflichtet,  jene  Schecks, 
die  die  Schuldner  des  Staatsschatzes,  die  über  Bank¬ 
depots  verfügen,  direkt  den  betreffenden  staatlichen 
Funktionären  übergeben,  zur  Gänze  zu  honorieren. 
Hierbei  kann  die  Schecksumme  von  jenen  Beträgen,  die 
die  Banken  ihren  Einlegern  auszahlen  müssen,  nicht  ab¬ 
gezogen  werden. 

Der  oben  zitierte  Artikel  6  des  Gesetzes  vom  26.  März 
(8.  April)  1915  hat  folgenden  Wortlaut; 

Artikel  6.  Das  Moratorium  kann  nicht  angewendet 
werden:  gegenüber  Forderungen  des  Staates,  gegenüber 
Forderungen  und  Guthabungen  der  Vilajetsverwaltung, 
des  Flottenvereines,  des  Roten  Halbmonds,  der  Gesell¬ 
schaft  für  nationale  Verteidigung,  der  Gemeinden,  der 
Agrarbank,  des  Evkaf,  der  Waisenkassen  und  gegenüber 
Forderungen,  die  aus  Alimentationsansprüchen  von  Kin¬ 
dern  und  geschiedenen  Ehegattinnen  hervorgehen. 

Portugal. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Die  portugiesi¬ 
sche  Regierung  hat  unter  dem  5.  Juni  1915  auf  Grund 
der  Ermächtigung  durch  das  Gesetz  Nr.  292  vom 
15.  Januar  1915,  welches  durch  das  Gesetz  Nr.  317  vom 
heutigen  Tage  aufrecht  erhalten  worden  ist,  mit  Bezug 
auf  das  Gesetz  Nr.  289  vom  8.  Januar  1915  folgende 
Verordnung  erlassen; 

Artikel  i.  Für  die  Zahlbarmachung  aller  Wechsel¬ 
termingeschäfte,  die  an  den  Börsen  von  Lissabon  und 
Porto  bis  zum  3.  August  1914  bewirkt  worden  sind, 
wird  ein  letzter  Aufschub  unter  folgenden  Bedingungen 
bewilligt: 

a)  IO  Prozent  der  betreffenden  Summen  sind  am 
6.  September  1915  zahlbar, 

b)  15  Prozent  am  6.  Oktober  1915, 

c)  25  Prozent  am  6.  Januar  1916, 

dj  25  Prozent  am  6.  April  1916, 

e)  die  übrigen  25  Prozent  am  6.  Juli  1916. 

§  I.  Die  Zahlungen  haben  unter  den  vertraglichen 
Bedingungen  und  mit  den  üblichen  Auflagen  zu  er¬ 
folgen. 

§  2.  u.  s.  w. 

Artikel  2.  Für  die  Zahlbarmachung  der  Wechsel¬ 
geschäfte  zwischen  den  Börsen  von  Lissabon  und  Porto 
und  derjenigen  von  Funchal  sollen  die  Prozentsätze  für 
den  Zahlungsaufschub  und  die  Zahlbarmachung  nach 
Maßgabe  des  vorhergehenden  Artikels  das  Doppelte  der 
in  diesem  Artikel  in  den  Absätzen  a,  b  und  c  fest¬ 
gesetzten  Prozentsätze  betragen,  so  daß  auf  diese  Weise 
die  Geschäfte  am  6.  Januar  1916  vollständig  abgewickelt 
sind,  unter  Aufrechterhaltung  u.  s.  w.  der  nach  §  i  des 
genannten  vorhergehenden  Artikels  auferlegter  Ver¬ 
pflichtung. 

Artikel  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Veröffentlichung  in  Kraft. 

Artikel  4.  Die  entgegenstehenden  gesetzlichen  Be¬ 
stimmungen  werden  aufgehoben. 


Griechenland.  (Art  und  Weise  der  Berichtigung  der 
eingereichten  Zolldeklarationen.)  Eine  griechische  Ver¬ 
ordnung  vom  30.  März/i2.  April  1.  J.  verfügt:  . 

Einziger  Artikel.  I.  Wenn  in  der  im  Sinne  der  bezüglichen 
Bestimmungen  des  Zollorganisationsgesetzes  eingereichten  Zoll¬ 
deklaration  oder  Versendungspetition  das  Gewicht,  die  Zahl,  das 
Maß  oder  der  Wert  der  Ware  irrtümlich  unrichtig  angegeben 
wurde,  so  ist  es  innerhalb  desselben  Tages  und  vor  der  UiUer- 
suchung  der  Ware  durch  die  Zollbehörde  gestattet,  durch  Ein- 
bringung  einer  neuen  Zolldeklaration  den  Irrtum  zu  be¬ 
richtigen. 


2.  In  der  neu  einzureichenden  Deklaration  muß  ausdrücklich 
angegeben  werden,  daß  diese  Deklaration  zum  Zwecke  der  Be¬ 
richtigung  der  vorhergehenden,  am  selben  Tage  hinterlegten  De¬ 
klaration  eingereicht  wird. 

3.  Die  neue  Deklaration  wird  von  der  Zollbehörde  unter  der¬ 
selben  fortlaufenden  Zahl  in  dem  bezüglichen  Register  einge¬ 
tragen,  worauf  die  Zollbehörde  das  Protokoll  verfaßt,  mit  welchem 
die  erste  Deklaration  anulliert  wird.  Hierauf  wird  die  alte  Zoll¬ 
deklaration  mit  der  neuen  verbunden  und  auf  der  Ersteren  das 
Datum  und  die  Zahl  der  zweiten  Deklaration  vorgemerkt.  Die 
Zollbehörde  schreitet  dann  zur  Untersuchung  der  Ware. 


Handelsverkehr  mit  Russisch-Polen.  Interessenten, 
welche  die  Absicht  haben,  aus  Österreich  Waren,  die 
von  Ausfuhrverboten  betroffen  sind,  nach  den  okku¬ 
pierten  Gebieten  Russisch-Polens  auszuführen,  werden 
darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  lediglich  die  von  den 
Militärbehörden  errichteten  amtlichen  Auskunftsstellen 
für  den  Warenverkehr  mit  Russisch-Polen  die  Ermächti¬ 
gung  haben,  beim  k.  k.  Finanzministerium  Anträge  auf 
Gewährung  von  Ausfuhrbewilligungen  zu  stellen.  Diese 
Auskunftsstellen  befinden  sich  in  Krakau  (Gertrudy¬ 
gasse  12)  für  das  k.  u.  k.  Militärgouvernement  Kieke 
und  in  Noworadomsk  und  Petrikau  für  das  k.  u.  k. 
Militärgouvernement  Petrikau.  Diese  Auskunftsstellen 
erteilen  mündlich  und  schriftlich  Auskunft  über  alle 
den  Handelsverkehr  mit  Russisch-Polen  betreffenden 
Angelegenheiten. 

Gesetz  über  Firmentafeln  in  der  Türkei.  Wie  uns 

aus  Konstantinopel  berichtet  wird,  sind  die  verschie¬ 
denen,  in  den  einzelnen  türkischen  Städten  von  den 
Munizipalbehörden  erlassenen  Verordnungen  über  Firmen¬ 
tafeln  jetzt  durch  ein  provisorisches  Gesetz  geregelt 
worden.  Darnach  sind  nunmehr  neben  der  türkischen 
Sprache  auch  alle  anderen  zugelassen,  nur  für  die  Dauer 
des  Krieges  dürfen  keine  Aufschriften  in  den  Sprachen 
der  feindlichen  Länder  angebracht  werden. 

Finanz-  und  Wirtschaftslage  in  Argentinien.  Aus 

Buenos  Aires  geht  uns  folgender  von  Mitte  Mai  l.J. 
datierter  Bericht  zu: 

Schon  bei  Annahme  des  Staatsvoranschlages  durch 
den  Kongreß  konnte  man  ganz  sicher  sein,  daß  die 
veranschlagten  Einnahmen,  besonders  aus  dem  Titel 
Einfuhrzölle,  nicht  eingehen  würden.  Unmittelbar  nachher 
wurden  denn  auch  durch  präsidentielles  Dekret  die 
administrativen  Ausgaben  mit  10  Prozent  herabgesetzt, 
nichtsdestoweniger  blieben  die  Staatskassen  leer,  die 
notwendigsten  öffentlichen  Bauten  stockten,  die  Ge¬ 
hälter  wurden  vielen  Beamten  drei  Monate  lang  nicht 
ausgezahlt  J  dabei  waren  vom  Vorjahr  her  noch  Schulden 
von  ca.  50  Millionen  zu  begleichen. 

Unter  diesen  Umständen  erschienen  denn  Kredit¬ 
operationen  vollkommen  unaufschiebbar.  Fachmänner 
versichern,  daß  der  ganze  von  der  Regierung  zur  klagt 
losen  Deckung  der  an  sie  heran  tretenden  Verpflich¬ 
tungen  benötigte  Betrag  150 — 160  Millionen  Pesos  be¬ 
tragen  dürfte  J  soviel  auf  einmal  zu  bekommen,  ist  wohl 
ausgeschlossen.  Jedenfalls  wird  sich  die  Regierung  zu¬ 
nächst  mit  geringeren  Beträgen  begnügen  müssen. 

Parallel  zur  Geldnot  der  Regierung  geht  nun  aller¬ 
dings  eine  sehr  große  Geldzirkulation  im  Lande.  Be¬ 
kanntlich  gab  die  Regierung  (beziehungsweise  die  Caja 
de  Conversiön)  für  die  bei  den  Gesandtschaften  im 
Ausland  deponierten  Goldmengen  Papiergeld  hinaus. 
Diese  Goldmengen  haben  inzwischen  eine  außerordent¬ 
liche  Höhe  (mehr  als  100  Millionen  Pesos  Gold)  er¬ 
reicht,  der  größte  Teil  hievon  in  London,  und^  ist  im 
Zusammenhänge  damit  die  Papiergeldzirkulation  auf 
950  Millionen  Pesos  Papier  gestiegen,  von  denen 
70  Prozent  —  unter  Einrechnung  der  Goldbestände  in 
Europa  und  Nordamerika  —  gedeckt  sind;  freilich 
kann  dieses  Gold  —  mindestens  aus  England  infolge 
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des  Verbotes  des  Goldexportes  —  nicht  nach  Argen 
tinien  geschafft  werden  und  macht  dies  der  Regierung 
wohl  auch  mehr  Kopfzerbrechen,  als  sie  zugeben  will. 

Die  allgemeine  Unlust,  das  Geld  —  das,  mindestens 
nach  offizieller  Version,  im  Überfluß  vorhanden  ist  — 
in  Geschäften  zu  riskieren,  die  man  nach  den  Erfah¬ 
rungen  der  letzten  Jahre,  besonders  aber  angesichts  der 
durch  den  Krieg  geschaffenen  unsicheren  Lage  für  ge¬ 
wagte  hält,  bringt  es  mit  sich,  daß  ungeheure  Summen 
— wie  es  heißt,  an  300  Millionen  —  thesauriert  werden 
und  ein  Aufschwung  in  der  Geschäftslage  absolut  nicht 
zu  merken  ist. 

Gerade  diese  große  Ansammlung  von  Geld  bei  den 
Banken  hat  nun  die  Regierung  zu  einer  Finanzaktion 
bestimmt,  die  als  eine  zwar  provisorische,  aber  glück¬ 
liche  Abhilfe  für  ihre  dringendsten  Finanznöte  bezeichnet 
werden  kann. 

Die  näheren  Bedingungen  dieser  Kreditoperation  sine 
die  folgenden :  Es  werden  von  den  bedeutendsten 
Banken  der  Hauptstadt  durch  Vermittlung  des  Banco 
de  la  Naeiön  der  Regierung  Kredite  im  Gesamtausmaß 
von  60  Millionen  Pesos  Papier  gegen  Schatzscheine 
und  rückzahlbar  in  180  Tagen  bei  ö^aProzentigen 
Zinsen  eingeräumt.  Da  dies,  wie  schon  erwähnt,  eine 
günstige  Fruktifizierung  des  angesammelten  und  derzeit 
brachliegenden  Kapitals  bedeutet,  wird  allgemein  in 
Presse  und  Geschäftswelt  dieses  Auskunftsmittel  der 
Regierung  günstig  beurteilt.  Wenn  man  näher  zusieht, 
kann  man  sich  allerdings  nicht  des  Eindrucks  erwehren, 
daß  die  Regierung  hier  wieder  einmal  zu  optimistisch 
gewesen  ist.  Selbst  angenommen,  daß  der  Krieg  in 
einigen  Monaten  bereits  vorbei  wäre,  ist  es  doch  über¬ 
aus  unwahrscheinlich,  daß  man  gleich  so  bedeutende 
Summen  in  Argentinien  placieren,  beziehungsweise  Ar¬ 
gentinien  eine  Anleihe  in  der  Höhe  dieses  Kredites  im 
Auslande  wird  abschließen  können,  um  dadurch  in  den 
Stand  versetzt  zu  werden,  denselben  zurückzuerstatten 
Diese  eben  abgeschlossene  Kreditoperation  wird  nicht 
die  einzige  bleiben:  Erstens  ist  soeben  formell  eine  neue 
Anleihe,  tatsächlich  eine  Konsolidierung  der  im  ver¬ 
gangenen  Jahre  der  Regierung  seitens  verschiedener 
englischer  und  amerikanischer  Häuser  gegebenen  Ver- 
schüsse  für  die  Fortführung  der  Salubritätswerke  zu 
Stande  gekommen. 

Die  Geschichte  dieser  Vorschüsse  ist  in  Kürze  die 
folgende : 

Anfang  1914  erhielt  die  argentinische  Regierung 
3  Millionen  Pfund  Sterling  durch  die  London  City  and 
Midland  Bank,  die  am  31.  Dezember  desselben  Jahres 
fällig  sein  sollten ;  die  Zinsen  betrugen  5  Prozent  und 
I  Prozent  Kommission;  Mitte  März  gewährte  Baring 
Brothers  ein  zweites  Anlehen  von  10  Millionen  Pfund 
auf  18  Monate  und  mit  Nettozinsen  von  ^'66^ Pro¬ 
zent;  diese  beiden  Vorschüsse  wurden  auf  das  große, 
für  einen  günstigeren  Zeitraum  projektierte  Darlehen 
von  80  Millionen  Pesos  gewährt.  Statt  daß  aber  dieser 
günstigere  Zeitpunkt  eintrat,  kam  der  europäische  Krieg. 
Baring  Brothers,  die  erst  die  erste  Rate  ihres  Dar¬ 
lehens  pro  5  Millionen  Pfund  ausgezahlt  hatten,  konnten 
wegen  force  majeure  nicht  die  Anlehensoperation  fort¬ 
setzen  und  die  Regierung  sah  sich  in  der  kritischen 
Lage,  trotz  der  Leere  ihrer  Kassen  der  London  City 
and  Midland  Bank  mit  Ende  des  Jahres  die  von  ihr 
vorgeschossene  Summe  zurückerstatten  zu  müssen.  In 
eine  Stundung  dieser  Zahlungspflicht  hat  nun  diese  Bank 
allerdings  zunächst  eingewilligt.  Nunmehr  wurde  mit 
englischen  Häusern  (besonders  Baring  Brothers)  und 
amerikanischen  Häusern  eine  Anleihe  abgeschlossen,  die 
eigentlich  den  Charakter  der  Konsolidierung  der  er¬ 
wähnten  Darlehen  unter  Einschluß  der  ersten  Rate  des 
Ende  Dezember  mit  der  National  City  Bank  of  New 
York  abgeschlossenen  Anlehens  von  15  Millionen  Dol¬ 
lars  mit  Nettozinsen  von  7*/^  Prozent  rückzahlbar  in 
drei  jährlichen  Raten  ä  5  Millionen  Dollars  bis  15.  De¬ 


zember  1917  und  des  diesjährigen  Zinsendienstes  des 
genannten  Anlehens  hat.  Die  Gesamtanleihe  beträgt 

5  Milionen  Pfund  Sterling,  die  von  den  englischen 
Häusern,  und  25  Millionen  Dollars,  die  von  den  ame¬ 
rikanischen  Banken  (National  City  Bank,  Kuhn,  Loeb 

6  Co.,  J.  P.  Morgan,  First  National  Bank  in  New  York) 
zu  gleichen  Teilen  gewährt  wird  und  die  zum  Kurse 
von  94  Prozent  die  benötigte  Summe  von  47  Millionen 
Goldpesos  ausmacht;  die  Zinsen  betragen  6  Prozent, 
das  Anlehen  ist  am  15.  Mai  1920  rückzahlbar.  Eine 
wirkliche  Anleihe  wäre  in  England  bei  den  dort  für 
die  Dauer  des  Krieges  herrschenden  gesetzlichen  Be¬ 
stimmungen  nicht  möglich  gewesen;  die  jetzige  Kon¬ 
solidierung  ist,  wie  man  sieht,  sehr  zum  Vorteil  der 
englischen  Häuser  ausgefallen.  Zweitens  werden  viel¬ 
leicht  noch  Titel  des  argantinischen  Kredits  zur  Fort¬ 
führung  der  öffentlichen  Bauten  ausgegeben  werden, 
wie  solche  durch  das  Gesetz  aus  dem  Jahre  1909  auto¬ 
risiert  und  zu  deren  Ausgabe  auch  heuer  die  Regie¬ 
rung  durch  das  Budget  pro  1915  berechtigt  ist;  über 
die  Höhe  dieser  Emission  ist  noch  nichts  bekannt, 
doch  dürfte  diese  zwischen  30  und  50  Millionen  Pesos 
Papier  schwanken. 

Durch  alle  diese  Maßnahmen,  weitere  Ersparungen 
und  schließliches  Steigen  der  Einkünfte  (die  Zollein¬ 
nahmen  zeigen  letzter  Zeit  eine  leichte  Tendenz  zum 
Besseren)  dürfte  es  schließlich  doch  gelingen,  bis  Ende 
des  Jahres  das  Budget  über  Wasser  zu  halten. 

Anknüpfend  an  die  erwähnten  Steigerungen  der  Zoll¬ 
einnahmen  äußerte  sich  der  Präsident  der  Republik 
kürzlich  recht  optimistisch.  Zeitungsmeldungen  zufolge 
wies  er  insbesondere  auf  die  äußeren  Zeichen  hin,  die 
einen  solchen  Optimismus  berechtigt  erscheinen  lassen : 
das  Steigen  der  argentinischen  Pfandbriefe,  die  von 
68  zu  Beginn  des  Krieges  auf  90  gestiegen  seien  und 
auf  das  Wiederbeginnen  des  Verkaufs  von  Grundstücken. 
Die  Nachfrage  nach  den  Landesprodukten  sei  so  groß, 
daß  derselben  kaum  genügt  werden  könne.  Dies  letz¬ 
tere  ist  allerdings  richtig;  die  große,  günstig  ausge- 
gefallene  Ernte  kann  gar  nicht  so  rasch  exportiert 
werden,  als  es  der  Wunsch  der  Käufer  wäre,  und  zwar 
infolge  des  mangelnden  Schiffsraumes.  Eine  Reihe  von 
Schiffen,  die  früher  vor  allem  der  Passagierbeförderung 
dienten,  befassen  sich  jetzt  ausschließlich  oder  beinahe 
ausschließlich  mit  dem  Getreide-  und  Viehtransport. 
Die  Kaufpreise  sind  hohe  und  die  ungeheuren  Fracht¬ 
sätze  tragen  ja  die  Käufer  und  nicht  die  Produzenten. 
Man  kann  also  dem  Dr.  de  la  Plaza  in  seiner  Annahme 
Recht  geben,  daß  dieses  Land  einem  neuen  Aufschwung 
in  nicht  allzuferner  Zukunft  entgegengeht  und  ist  es 
nur  zu  begrüßen,  daß  sich  —  mindestens  vorderhand  — 
trotz  reichlicher  Kapitalsanhäufung  von  der  Spekulation 
noch  nichts  merken  läßt.  Diese  Besserung  im  wirt¬ 
schaftlichen  Leben  kommt  allerdings  nur  den  Grund¬ 
besitzern  zugute.  Dem  Handel  und  Gewerbe  geht  es 
noch  reichlich  schlecht  und  wird  diese  Lage  wohl  auch 
noch  längere  Zeit  andauem.  An  eine  Katastrophe  denkt 
aber  heute  wohl  niemand  mehr. 

Aus  dem  oben  dargelegten  erklärt  sich  auch,  daß, 
während  die  Volkswirtschaft  eine  gewisse,  wenn  auch 
noch  nicht  sehr  erhebliche  Besserung  aufweist,  die 
Staatsfinanzen  sich  scheinbar  nicht  so  leicht  sanieren 
assen.  Dies  liegt  am  Aufbau  des  ganzen  argentinischen 
Budgets,  das  in  allererster  Linie  auf  Zöllen  und  an¬ 
deren  indirekten  Abgaben  aufgebaut  ist,  die  natürlich 
—  die  ersteren  wegen  des  sehr  erheblichen  Sinkens 
der  Einfuhr  aus  Europa,  die  letzteren  infolge  der  Ein¬ 
schränkung  der  gewerbetreibenden  Klassen,  die  wiederum 
eine  Konsequenz  des  Darniederliegens  von  Handel  und 
Gewerbe  ist  —  einen  riesigen  Ausfall  zeigen.  Das 
Budget  ist  eben  in  letzter  Linie  so  zugeschnitten,  daß 
es  der  grundbesitzenden  Klasse,  den  Estancieros,  die 
_  a  die  Kammern  und  die  Regierung  beinahe  wider¬ 
spruchslos  beherrschen,  nicht  weh  tut;  solange  die 
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Großgrundbesitzer  in  Argentinien  am  Ruder  sind,  wird 
der  Aufbau  des  Budgets  sich  wohl  kaum  je  einschnei¬ 
dend  ändern  und  es  wird  stets  solchen  Krisen  aus¬ 
gesetzt  sein. 


Papier  als  landwirtschaftliches  Nebenprodukt.  Der 

ungeheure  Papierverbrauch  zwingt  bereits  dazu,  einen 
Ersatz  für  den  bisher  in  steigendem  Maße  verwendeten 
Holzzellstoff,  die  Zellulose,  zu  suchen.  Besonders  Amerika 
strebt  eine  Lösung  dieses  Problems  an  und  hat  bereits 
in  den  Regierungslaboratorien  zu  Wausau  im  Staate 
Wisconsin  allerhand  andere  Rohmaterialien  zu  prakti¬ 
schen  Versuchen  herangezogen.  Dabei  ergab  sich,  daß 
namentlich  gewisse  Abfälle  der  Landwirtschaft  eine  un 
geahnt  ausgiebige  Verwendung  für  die  Papierherstellung 
finden  können.  Zwei  bedeutende  Vorteile  entspringen 
daraus.  Erstens  wachsen  die  aus  Ernteabfällen  sich  er¬ 
gebenden  Stoffe  alle  Jahre  wieder,  während  der  Wald, 
den  man  zur  Zellulosegewinnung  schlägt,  ein  ganzes 
Menschenalter  braucht,  und  zweitens  wird  der  Land¬ 
wirtschaft  der  Futterwert,  den  sie  bisher  aus  solchen 
Abfallen  zog,  nicht  einmal  genommen,  da  man  sie  aus- 
scheiden  kann,  bevor  die  Abfälle  in  die  Papierfabrik 
wandern.  Für  diese  sind  jene  Stoffe  nämlich  geradeso 
entbehrlich,  wie  sie  der  Landwirtschaft  unentbehrlich 
sind.  Besonders  die  Stengel  von  Korn,  Reis  und  Baum¬ 
wolle  sowie  verschiedener  Grasarten  und  Riedgräser 
kommen  für  genannte  Zwecke  in  Betracht,  wie  man 
auch  in  Deutschland  schon  lange  Stroh  zur  Papier 
bereitung  verwendet.  Die  Ernte  des  zur  Papierfabrika¬ 
tion  besonders  geeigneten  Kornstrohs  —  Baumwollstroh 
liefert  nur  ein  minderes  Papier  —  schätzt  man  in 
Amerika  auf  rund  150  Millionen  t.  Das  sogenannte 
Reisstroh,  das  in  China  und  Japan  schon  von  altersher 
zur  Papierfabrikation  Verwendung  fand,  ergibt  einen 
jährlichen  Ertrag  von  etwa  2  Millionen  t,  Baumwolle 
einen  solchen  von  etwa  10  Millionen  und  Flachs  liefert 
rund  3  Millionen  t  Stroh.  Das  Ackerbauministerium  der 
Vereinigten  Staaten  ließ  bereits  eine  Denkschrift  drucken, 
von  der  jedes  Blatt  aus  einem  andern  der  vorgenannten 
Rohmaterialien  hergestellt  ist. 


Das  österreichische  Staatsschuldenwesen  von  seinen  An¬ 
fängen  his  zur  Jetztzeit.  Von  Dr.  Max  Reinitz,  Verlag 
Duncker  &  Humblot,  Leipzig,  I913.  182  Seiten. 

Diese  Arbeit  entstammt  der  Zeit  unmittelbar  vor  Beginn  des 
Weltkrieges;  doch  ihr  bleibender  Wert  ist  daran  zu  erkennen, 
daß  sich  nicht  wenige  ihrer  grundlegenden  Ausführungen  gerade 
im  Weltkrieg  bewährt  haben.  So  führt  der  Verfasser  aus,  daß 
Österreich  weit  kapitalskräftiger  sei,  als  man  nach  den  Schwierig¬ 
keiten  hätte  annehmen  können,  denen  in  den  letzten  Jahren  vor 
dem  Weltkrieg  die  Aufnahme  österreichischer  Staatsanleihen  im 
In-  und  Auslande  begegnete.  Reinitz  findet  nur  die  Verbindung 
zwischen  Leihkapital  und  Staatsbedarf  sowohl  in  technischer  als 
in  moralischer  Hinsicht  ungenügend  sichergestellt.  Gerade  die 
Zeit  des  Weltkrieges  mit  ihren  märchenhaft  erscheinenden  An¬ 
leiheerfolgen  hat  ihm  durchaus  Recht  gegeben.  Auch  seine  Be¬ 
merkung,  daß  der  Staatskredit  in  Wien  und  bei  den  Deutsch- 
Österreichern  fester  begründet  ist  als  in  den  Provinzen  und  bei 
den  anderen  Nationen  des  Staates,  hat  sich  bei  den  Kriegs¬ 
anleihen  trotz  ihrer,  absolut  genommen,  überraschend  großen  Er¬ 
folge  als  richtig  erwiesen.  Über  Einzelheiten  könnte  man  streiten, 
so  z.  B.  über  die  tiefe  Einschätzung,  die  Reinitz  der  steuer¬ 
lichen  Leistungsfähigkeit  der  österreichischen  Agrarbevölkerung 
angedeihen  läßt.  Gerade  diese  Leistungsfähigkeit  hat  sich  unter 
den  seit  1906  geänderten  Zollverhältnissen  namhaft  gehoben. 
Auch  zu  der  Unterschätzung,  die  der  Verfasser  dem  österreichi¬ 
schen  Ausfuhrhandel  als  einer  Sache  von  minderer  Bedeutung 
entgegenbringt,  wäre  ein  Fragezeichen  zu  machen.  In  einen 
merkwürdigen  Widerspruch  gerät  Reinitz,  indem  er  auf  Seite  137 
neue  Anleihen  statt  neuer  Steuern  empfiehlt  und  auf  Seite  154 
bis  157  einen  streng  festgehaltenen  Schuldentilgungsplan  für 
höchst  wünschenswert  erklärt.  Trotz  dieser  vereinzelten  Aus¬ 
stellungen  wäre  das  historisch  wohlfundierte  Buch  den  besten 
Arbeiten  über  den  von  ihm  behandelten  Gegenstand  anzureihen. 

Schweizerisches  Ragionenbuch  1915.  Verzeichnis  der  im 
schweizerischen  Handelsregister  eingetragenen  Firmen.  Zürich, 
Orell  Füßli,  Preis  gebunden  12  Francs  =  10  M. 

Dieses  alljährlich  erscheinende  Adreßwerk  dürfte  besonders 
unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  reges  Interesse  finden, 
da  es  einen  unentbehrlichen  Behelf  für  den  Geschäftsverkehr 
mit  der  Schweiz  darstellt.  Der  Band  zerfällt  in  zwei  Teile,  von 
welchen  der  erste  ein  Firmenregister  aller  bis  31.  Jänner  1.  J. 
im  Handelsregister  eingetragenen  Firmen  enthält,  während  der 
zweite  Teil,  das  Brancheregister,  die  Firmen  des  ersten  Teils, 
nach  Handels-  und  Industriebranchen  geordnet,  einen  prakti¬ 
schen  Wegweiser  für  Bezugsquellen  und  Absatzgebiete  in  der 
Schweiz  darstellt.  Ein  alphabetisches  örtsregister  und  ein  fran¬ 
zösisch-deutsches  Verzeichnis  der  Branchentitel  erhöhen  die 
Brauchbarkeit  dieses  Adreßbuches,  welches  daher  für  den 
Geschäftsverkehr  mit  der  Schweiz  bestens  empfohlen  werden 
kann. 


^unhthmmeum»* 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./i,  Berggasse 

Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 

für  diverse  Artikel  in  Aleppo  (8511); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  diverse  Artikel  in  Kreta  (21.070); 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


6,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 


pitteilttn0en  ker  ^U0eitielttett  ke»  k.  b* 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be¬ 
reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vom  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er¬ 


strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 
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Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich. 

Ein  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent, 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
Verbindungen  besitzt.  Firmen,  welche  sich  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 
obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr  beabsichtigt  nach 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  Frankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 


Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn- 
Hche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
VVarenhausern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  wäre,  daß  es  sich  momentan  nicht 
so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 

(A.  E.  702.) 

Textilwaren.  Eine  seit  20  Jahren  in  Rotterdam  be¬ 
stehende  Firma,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  von 
Herrenhüten  und  Mützen  befaßt  und  über  die  günstige 
Auskünfte  vorliegen,  interessiert  sich  für  eine  Ver¬ 
bindung  mit  Lieferanten  von  zur  Mützenfabrikation  ge¬ 
eigneten  Stoffen.  (A..  E.  703.) 

Damenkleiderstoffe.  Eine  Firma  in  Amsterdam, 
welche  der  Exportsektion  gut  empfohlen  wurde,  inter¬ 
essiert  sich  für  den  Einkauf  von  wollenen  Damenkleider¬ 
stoffen  aller  Art.  (a.  E.  704.) 


Am  26.  Juni  d.  J.  hat  sich  als  „ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  h- 
russische  Sektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseum  s**  der  auf  Anregung 
eines  aus  den  Herren  Hofrat  Prof.  Dr.  S  k  e  d  1, 
Dr.  Robert  Bloch  und  Robert  Skutezky  bestehen¬ 
den  vorbereitenden  Komitees  in  Aussicht  genommene 
„Verband  zur  Wahrung  der  industriellen  und  kaufmänni¬ 
schen  Interessen  Österreichs  in  Rußland“  konstituiert. 

Zunächst  wurde  unter  Vorsitz  des  Vizepräsidenten 
des  Kuratoriums  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  Sr.  Exzellenz  des  Herrn  Geheimen  Rates 
Eugen  Ritter  v.  Kuczynski  die  Geschäftsordnung  der 
österreichisch-russischen  Sektion  beraten  und  be¬ 
schlossen.  Sodann  wurde  im  Sinne  des  §  3  der  be¬ 
schlossenen  Geschäftsordnung  der  aus  einem  Obmanne, 
zwei  Obmannstellvertretern  sowie  mindestens  sechs 
und  höchstens  zwölf  Beiräten  bestehende  Vorstand 
gewählt,  und  zwar  fiel  die  einstimmige  Wahl  auf  die 
nachbenannten  Sektionsmitglieder : 

Herrn  Sektionschef  Dr.  Siegmund  Brosche,  Prä¬ 
sident  des  Zentralverbandes  der  Industriellen  Öster¬ 
reichs,  als  Obmann, 

Herrn  Kommerzialrat  Max  F  r  ä  n  k  e  I,  Vizepräsi¬ 
dent  des  Verbandes  der  österreichischen  Hutfabri¬ 
kanten,  als  1.  Obmannstellvertreter, 

Herrn  kaiserlichen  Rat  Generalkonsul  Heinrich 
B  a  1  V  i  n  als  II.  Obmannstellvertreter, 

ferner  als  Beiräte  auf  die  Herren:  ' 

Kommerzialrat  Julius  Angel,  Direktor  der  Emaillier¬ 
werke  „Austria“,  Wien, 

Dr.  Robert  Bloch,  Wien, 

Jakob  Czech,  Exzellenz  Graf  Larisch-Mönnichscher 
Zentraldirektor,  Karwin, 

Ä  Durrheim,  Gesellschafter  der  Firma  Dürrheim 
&  Co.,  Wien, 

Direktor  Otto  Perger,  Geschäftsführer  der  Wolle- 
Handelsgesellschaft,  Wien, 

Alfred  Popper,  Prokurist  der  Firma  Siegmund  Blau, 
Wien,  ' 

Hofrat  Univ.-Prof.  Dr.  Skedl,  Prag, 

Robert  Skutezky,  Wien, 

Dr.  Fr.  Stransky,  Direktor  der  „Standard“,  Wien, 

Eduard  Westei,  Vizepräsident  des  Verbandes  öster¬ 
reichischer  Exporteure,  Wien, 


Generalrat  Karl  Edler  v.  Zimmermann-Neißenau, 
Großindustrieller  in  Alt-Habendorf  bei  Reichenberg. 

Der  Vorstand  wurde  zur  Kooptierung  eines  zwölften 
Beirates  ermächtigt.  Unter  dem  Vorsitze  des  neuge¬ 
wählten  Obmannes  Herrn  Sektionschefs  Dr.  Brosche 
wurde  sodann  für  eine  zweijährige  Periode,  d.  i.  vom 
I.  Juli  1915  bis  einschließlich  Ende  Juni  1917  der 
Sektionszuschlag  mit  10  K  jährlich  festgesetzt. 

^  Rücksichtlich  des  Sektionszuschlages  für  Korpora¬ 
tionen  wurde  beschlossen,  denselben  jeweils  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  der  betreffenden  Mitgliedskorporation 
fallweise  zu  vereinbaren. 

Die  zur  Verhandlung  gestellten  Anträge  wurden  dem 
Vorstande  überwiesen. 

Schadensanmeldungen  bei  der  Reichsentschädi¬ 
gungskommission  in  Berlin.  Die  kaiserlich  deutsche 
Reichsentschädigungskommission  in  Berlin,  Mauer¬ 
straße  53,  hat  Anmeldungsformulare  für  den  Gebrauch 
derjenigen  Personen  herausgegeben,  welche  in  den 
von  Deutschland  besetzten  Teilen  des  Feindeslandes 
einen  Schaden  an  ihrem  Eigentume  erlitten  haben. 

Dazu  gehört  auch  die  Beschlagnahme  der  in  Lodz 
oder  anderwärts  von  der  deutschen  Regierung  requi¬ 
rierten  Güter,  deren  Vorbesitzer  zur  Anmeldung  ihres 
Schadens  ebenfalls  eines  Anmeldeformulares  bedürfen. 
Anmelder  aus  Österreich  haben  dem  ausgefüllten  An- 
meldebogen  einen  Ausweis  ihrer  Staatsbürgerschaft 
beizufügen.  Im  Anhang  des  Anmeldescheines  sind  die 
näheren  Umsfände  oder  die  besonderen  Fälle,  sofern 
sie  nicht  in  eine  vorgesehene  Rubrik  fallen,  eingehend 
zu  beschreiben. 

Wenn  z.  B.  der  Abnehmer  die  W^are  von  einer 
österreichischen  Firma  bezogen,  aber  noch  nicht  be¬ 
glichen  hat,  kann  dem  Eigentumsrecht  desselben  Aus¬ 
druck  gegeben  werden.  Auch  wenn  die  Ware,  die 
beschlagnahmt  wurde,  beim  Spediteur  auf  den  Namen 
der  Kundschaft  lagerte,  aber  noch  nicht  bezogen  war, 
kann  das  Eigentumsrecht  geltend  gemacht  werden. 

Ferner  muß  angeführt  werden,  ob  auf  der  Ware 
keine  Lombardierung  oder  Bevorschussung  durch 
Banken,  Spediteure  oder  ein  Angeld  lastet. 

Näheres  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum, 
IX.,  Berggasse  16. 
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GESTATTET. 


Abänderung  der  Aus-  und  Durchfuhrverbote. 

Eine  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der 
Finanzen,  des  Handels  und  des  Ackerbaues  vom  31.  Juli 
1915,  womit  die  Ministerialverordnungen  vom  9.  Februar 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  und  vom  8.  Mai  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  119,  betreffend  das  Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr 
mehrerer  Artikel,  ergänzt  und  abgeändert  werden,  lautet; 

Auf  Grund  des  Artikels  VII  des  mit  dem  Gesetze  vom 
30.  Dezember  1907,  R.-G.-Bl.  Nr.  278,  kundgeniachten 
Vertragszolltarifes  der  beiden  Staaten  der  österreichisch¬ 
ungarischen  Monarchie  wird  im  Einvernehmen  mit  der 
königlich  ungarischen  Regierung  folgendes  verordnet,  be¬ 
ziehungsweise  kundgemacht: 

§  I.  Die  in  den  Ministerialverordnungen  vom  9.  Februar 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  und  vom  8.  Mai  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  II 9,  aufgestellten  Listen  der  in  der  Aus-,  beziehungs¬ 
weise  Durchfuhr  verbotenen  Artikel  werden,  wie  folgt, 
ergänzt,  beziehungsweise  abgeändert: 

Punkt  114  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten; 

114.  Folgende  Arzneistoffe  und  Arzneiwaren; 

Alaun  und  Aluminiumsalze,  Aloe,  Ammoniak,  Anti- 
pyrin,  Aspirin,  Atropin  sowie  Wurzeln  und  Blätter  der 
Belladonna,  Bittermandelwasser,  Borsäure  und  borsaure 
Salze,  Brom  und  seine  Verbindungen,  Catgut,  Campher, 
Cascara  Sagrada  und  deren  Zubereitungen,  Chinarinde, 
Chinin  (salzsaures  und  schwefelsaures),  Chinosol, 
chirurgische  Seide,  Chloralhydrat,  Chloroform,  Cocain 
und  seine  Salze,  Codein  (salzsaures  und  phosphorsaures), 
Digitalisblätter  und  deren  Zubereitungen,  wie  Digi- 
puratum,  Digalen  u.  s.  w..  Dionin,  Eserin  (Physostigmin), 
dessen  Salze,  Verbindungen  und  Zubereitungen,  Eucain, 
Novocain,  Tropacocain,  Formalin,  Fuchsin,  Guajacol, 
dessen  Salze,  Verbindungen  und  Zubereitungen,  Jod, 
Jodkali,  Jodnatron,  Jodoform,  Jodtinktur,  Jodquecksilber, 
Koffein,  dessen  Salze,  Verbindungen  und  Zubereitungen, 
Kreosot,  dessen  Salze,  Verbindungen  und  Zubereitungen, 
Magnesiumsalze,  Menthol,  Morphium  und  seine  Salze, 
Narkoseäther  und  Narkosegemische  (Schleichsche  u.  a.), 
Opium,  Opiumtinktur,  Perhydrol,  Perubalsam,  Perugen, 
Pfefferminzöl,  Phenacetin,  Pilocarpin,  Pyrazolonum, 
Phenyldiniethylicum  und  seine  Abkömmlinge  (Pyramidon 
u.  s.  w.),  Quecksilbersalze,  Radix  Ipecacuanhae,  Radix 
Liquiritae,  Radix  Rhei,  Radix  Valerianae,  Rhizoma 
Hydrastis  Can.  und  seine  Zubereitungen,  Salben  und 
Pasten  aus  tierischen,  pflanzlichen  und  Mineralfetten, 
Salipyrin  und  seine  Ersatzpräparate,  Salicylsäure  und 
deren  Salze,  Salvarsan  und  Neosalvarsan,  Scopolamin 
(Hyoscin)  und  seine  Salze,  Senegawurzel,  Sennesblätter, 
Silberverbindungen,  organische  und  anorganische,  sowie 
deren  Zubereitungen,  die  zu  Heilzwecken  angekündigt 
sind,  Strophantussamen  und  -präparate,  Strychnin  und 
seine  Salze,  Styrax,  Sulfonal,  Suprarenin,  Adrenalin, 
Paranephrin,  deren  Verbindungen  und  Zubereitungen, 
Tannin,  Tannalbin  (Albumin  tanic.).  Theobromin  und 
dessen  Verbindungen  mit  anderen  Salzen,  Trional,  Uro¬ 
tropin  (medizinales  Hexamethylentetramin),  Vaselin, 
Veronal,  Wismutsalze,  gereinigtes  Wollfett  (Lanolin), 
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Zinksalze,  X^erbandwatte,  Verbandgaze  und  andere  Ver¬ 
bandstoffe  in  jeder  Form. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Die  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  unentbehr¬ 
lichen  Bedarfsgegenständen.  Eine  kaiserliche  Ver¬ 
ordnung  vom  7.  August  1915,  mit  welcher  Bestimmungen 
über  die  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  unentbehr¬ 
lichen  Bedarfsgegenständen  getroffen  werden,  verfügt: 

Aufnahme  der  Vorräte.  §  i.  Die  politische 
Landesbehörde  ist  ermächtigt,  unbeschadet  der  für  ein¬ 
zelne  Bedarfsgegenstände  bestehenden  besonderen  Be¬ 
stimmungen,  fallweise  oder  regelmäßig  wiederkehrende 
Aufnahmen  der  Vorräte  an  unentbehrlichen  Bedarfs¬ 
gegenständen  anzuordnen. 

Unter  unentbehrlichen  Bedarfsgegenständen  werden 
hierbei,  wie  auch  sonst  in  dieser  kaiserlichen  Verordnung, 
die  zur  Befriedigung  notwendiger  Lebensbedürfnisse  für 
Menschen  und  als  Nahrungsmittel  für  Haustiere  dienen¬ 
den  Waren  sowie  auch  Sachen  verstanden,  aus  denen 
solche  erzeugt  werden. 

§  2.  Nach  Kundmachung  einer  solchen  Anordnung  sind 
Erzeuger,  Händler,  Lagerhäuser  und  Verkehrsunter¬ 
nehmungen,  die  unentbehrliche  Bedarfsgegenstände  in 
eigenen  oder  fremden  Räumen  vorrätig  oder  für  andere 
in  Verwahrung  halten,  verpflichtet,  der  politischen  Be¬ 
zirksbehörde  den  Vorrat  nach  Menge  und  Gattung  binnen 
der  in  der  Kundmachung  bestimmten  Frist  anzuzeigen. 

Wer  anderen  gehörige  Vorräte  in  Verwahrung  hat,  ist 
verpflichtet,  den  Verfügungsberechtigten  anzugeben. 

Die  politische  Bezirksbehörde  ist  berechtigt,  auch  ohne 
vorherige  Kundmachung  von  einzelnen  auskunfts¬ 
pflichtigen  Personen  oder  Unternehmungen  die  Angabe 
ihrer  Vorräte  unter  Stellung  einer  bestimmten  Frist  zu 
verlangen. 

Die  politische  Landesbehörde  ist  berechtigt,  die  Auf¬ 
nahme  der  Vorräte  in  der  Kundmachung  auf  jene  Kate¬ 
gorien  Auskunftspflichtiger  zu  beschränken,  bei  denen 
nach  dem  Umfange  ihres  Betriebes  größere  Vorräte  vor¬ 
auszusetzen  sind,  oder  zu  einer  derartigen  Beschränkung 
die  politischen  Bezirksbehörden  bei  Verlautbarung  der 
Kundmachung  zu  ermächtigen. 

Die  politische  Behörde  kann  die  Vorräte  jederzeit  be¬ 
sichtigen  und  bei  unterbliebener  oder  wahrheitswidriger 
Anzeige  auf  Kosten  der  Partei  feststellen. 

§  3.  Wer  die  von  ihm  geforderten  Angaben  nicht 
imierhall)  der  gesetzten  Frist  liefert,  die  an  ihn  ge¬ 
richteten  Fragen  zu  beantworten  sich  weigert  oder  sie 
unrichtig  beantwortet,  wird  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten  bestraft, 
soferne  die  Handlung  nicht  einer  strengeren  Strafe 
unterliegt. 

e  r  s  o  r  g  u  n  g  der  Bevölkerung  mit  un¬ 
entbehrlichen  Bedarfsgegenständen.  §  4. 
Die  politische  Landesbehörde,  und  in  dringenden  Fällen 
mit  ihrer  Ermächtigung  die  politische  Bezirksbehörde, 
können  Vorräte  an  unentbehrlichen  Bedarfsgegenständen 
(§  I,  Abs.  2)  zum  Zwecke  der  Versorgung  der  Bevölke¬ 
rung  für  Länder,  Bezirke  und  Gemeinden  von  Erzeugern 
und  Fländlern  anfordern  und  diese  zur  Lieferung  ver¬ 
pflichten,  wenn  sonst  nach  dem  Ermessen  dieser  Be¬ 
hörden  die  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  solchen  Be¬ 
darfsgegenständen  gefährdet  wäre. 

Der  Minister  des  Innern  kann  anordnen,  daß  dieses 
Anforderungsrecht  auch  für  die  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  oder  andere  Anstalten  und  Unternehmungen  aus¬ 
geübt  wird,  die  Versorgungsmaßnahmen  im  öffentlichen 
Interesse  durchführen. 

§  5.  Die  politische  Behörde  (§  4,  Abs.  i)  hat  vor 
ihrer  Entscheidung  das  Einvernehmen  mit  der  Militär¬ 
verwaltung  zu  pflegen. 


Über  Bedarfsgegenstände,  die  sich  in  Verwahrung 
öffentlicher  Lagerhäuser  oder  einer  öffentlichen  Verkehrs¬ 
unternehmung  befinden,  kann  eine  derartige  Verfügung 
(§  4)  nur  mit  Genehmigung  oder  über  Weisung  des 
Ministers  des  Innern  getroffen  werden. 

Die  politische  Behörde  (§4,  Abs.  i)  kann  schon  vor 
der  Entscheidung  Vorkehrungen  zur  Sicherstellung  der 
Waren  treffen. 

§  6.  Die  Vergütung  für  die  angeforderten  Waren  ist 
mangels  eines  gütlichen  Übereinkommens  unter  Zuziehung 
der  Vertreter  jener  Stellen,  für  welche  die  Vorräte  an- 
geforilert  werden,  und  womöglich  der  Besitzer  der  Vor¬ 
räte  vom  Gericht  im  außerstreitigen  Verfahren  nach  An¬ 
hörung  von  Sachverständigen  festzusetzen. 

Die  Sachverständigen  sind  in  der  Regel  den  ständig 
beeideten  Sachverständigen  zu  entnehmen. 

Ist  für  die  Ware  ein  Höchstpreis  bestimmt,  so  darf 
die  Vergütung  diesen  nicht  übersteigen;  sonst  ist  die 
Vergütung  nach  dem  angemessenen  Preise  zu  bestimmen. 

Zur  Entscheidung  ist  das  Bezirksgericht  zuständig,  in 
dessen  Sprengel  die  angesprochenen  Waren  sich  befinden. 
Die  Entscheidung  kann  binnen  acht  Tagen  mit  Rekurs 
angefochten  werden.  Gegen  die  Entscheidung  der  zweiten 
Instanz  ist  ein  weiteres  Rechtsmittel  unzulässig. 

§  7.  Die  politische  Behörde  (§  4,  Abs.  i)  kann  be¬ 
stimmen,  daß  durch  das  gerichtliche  Verfahren  (§  6) 
die  Lieferung  nicht  aufgeschoben  wird. 

Sofern  nicht  ein  anderes  Übereinkommen  zu  stände 
kommt,  ist  der  Preis  vor  der  Übergabe  bar  zu  bezahlen 
oder  die  hinnen  14  Tagen  vom  Tage  der  Übergabe  zu 
leistende  Zahlung  sicherzustellen.  Ist  der  Preis  vor  der 
Übergabe  noch  nicht  festgesetzt,  so  wird  die  Höhe  der 
zu  leistenden  Sicherstellung  von  der  politischen  Behörde 
(§  4,  Abs.  i)  bestimmt. 

Ersichtlich  machung  und  Festsetzung 
der  Preise;  Sicherung  des  Marktver¬ 
kehres.  §  8.  Wer  gewerbemäßig  oder  auf  einem 
Markte  Lebensmittel  feilhält  oder  verkauft,  hat  in  seinem 
den  Kunden  zugänglichen  Geschäftsräume,  an  seinem 
Verkaufsstande  oder  Marktplatze  an  einer  deutlich  sicht¬ 
baren  Stelle  und  in  gut  lesbaren  Schriftzeichen  die 
Preise  für  die  einzelnen  Lebensmittel  mit  Rücksicht  auf 
ihre  Qualität  und  Quantität  ersichtlich  zu  machen. 

Wenn  Waren  nach  Gewicht  verkauft  werden,  haben 
die  Verkäufer  die  unentgeltliche  Benützung  ihrer  Wagen 
zum  Nachwiegen  der  verkauften  Sachen  durch  die 
Käufer  zu  gestatten. 

Wer  einer  dieser  Vorschriften  zuwiderhandelt,  wird 
mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  oder  mit  Arrest  bis 
zu  drei  Monaten  bestraft. 

§  9.  Bei  der  Festsetzung  der  Flöchstpreise  (Maximal¬ 
tarife)  für  den  Kleinverkauf  von  Artikeln,  die  zu  den 
notwendigsten  Bedürfnissen  des  täglichen  Unterhaltes 
gehören,  kann  die  politische  Landesbehörde  von  dem  in 
§  51,  Abs.  3,  der  Gewerbeordnung  vorgesehenen  Ver¬ 
fahren  absehen. 

§  IO.  Die  politische  Landesbehörde  und  mit  deren  Er¬ 
mächtigung  die  politische  Bezirksbehörde  kann  im  Inter¬ 
esse  der  Versorgung  der  Bevölkerung  Marktordnungen, 
mit  Ausnahme  des  Marktgebührentarifes,  abändern  oder 
ergänzen. 

Die  Gemeinde  des  Marktortes  hat  durch  ihre  Organe 
die  für  die  Dauer  eines  Marktes  zulässigen  Verkaufs¬ 
preise  für  Lebensmittel  sowohl  für  den  Groß-  als  auch 
für  den  Detailhandel  vor  Eröffnung  des  Marktes  fest¬ 
zusetzen,  auf  dem  Marktplatze  zu  verlautbaren  und  für 
deren  Einhaltung  durch  entsprechende  Maßnahmen,  er¬ 
forderlichenfalls  auch  durch  sofortige  Abschaffung  vom 
Markte,  Sorge  zu  tragen. 

§  II.  I.  Wer  jemand  davon  abhält,  einen  Markt  mit 
unentbehrlichen  Bedarfsgegenständen  zu  besuchen,  um 
die  Beschickung  des  Marktes  zu  verringern; 
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2.  der  Händler,  der  einem  Marktbesucher  unentbehr-  i 
'  liehe  Bedarfsgegenstände,  die  dieser  zum  Markte  schafft, 

am  Wege  zum  Markt  abkauft; 

3.  wer  auf  den  Markt  gebrachte  unentbehrliche  Be¬ 
darfsgegenstände  vor  Beginn  der  amtlich  bestimmten 
Marktstunden  verkauft  oder  kauft; 

4.  wer  die  auf  dem  Marktplatze  als  zulässig  verlaut¬ 
barten  Verkaufspreise  für  Lebensmittel  oder  sonst  fest¬ 
ig  gesetzte  Höchstpreise  überschreitet, 

wird  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  oder  mit 
Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  erschwerenden  Um- 
i  ständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder 
I  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft,  sofern  die 

■  Handlung  nicht  einer  strengeren  Strafe  unterliegt.  Auch 
;  kann  der  Schuldige  in  den  unter  Zahl  3  und  4  angeführten 
,  Fällen  für  immer  oder  auf  bestimmte  Zeit  vom  Markte 
;  ausgeschlossen  werden. 

Denselben  Strafen  unterliegen  Personen,  die  zu  einer 
der  angeführten  strafbaren  Handlungen  anstiften  oder 
.  bei  ihrer  Ausführung  mitwirken. 

Verletzung  einer  Lieferungspflicht. 

■  §  12.  I.  Wer  vorsätzlich  die  in  einem  Vertrage  mit  einer 
öffentlichen  Behörde  oder  in  einem  auf  Grund  des  §  4 
erteilten  behördlichen  Aufträge  begründete  Pflicht  ver¬ 
letzt,  unentbehrliche  Bedarfsgegenstände  zu  liefern; 

2.  der  Unterlieferant,  Vermittler  oder  Bedienstete  bei 

■  einer  solchen  Lieferung,  der  vorsätzlich  durch  Ver- 
I  letzung  seiner  Pflichten  die  Leistung  gefährdet  oder  ver¬ 
eitelt, 

wird  wegen  Vergehens  mit  strengem  Arrest  von  einem 
;  Monat  bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Neben  der  Freiheits¬ 
strafe  kann  Geldstrafe  bis  zu  20.000  K  verhängt  werden. 

Verheimlichungvon  Vorräten.  §  13.  Wer 
entgegen  der  ihm  obliegenden  Verpflichtung  zur  Aus- 
1  kunftserteilung  vorsätzlich  die  in  seinem  Besitze  oder 
in  seiner  Verwahrung  befindlichen  Vorräte  an  unent¬ 
behrlichen  Bedarfsgegenständen  der  Behörde  ver¬ 
heimlicht,  wird  wegen  Vergehens  mit  strengem  Arrest 
von  einem  Monat  bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Neben  der 
;  Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis  zu  20.000  K  verhängt 
i  werden. 

Derselben  Strafe  unterliegen  Personen,  die  in  Ver- 

■  tretung  der  zur  Auskunft  Verpflichteten  handeln  und  sich 
einer  derartigen  Verheimlichung  schuldig  machen. 

Preistreiberei.  §  14.  i.  Wer  in  Ausnützung  der 
durch  den  Kriegszustand  verursachten  außerordentlichen 
Verhältnisse  für  unentbehrliche  Bedarfsgegenstände 
offenbar  übermäßige  Preise  fordert,  wird  wegen  Über¬ 
tretung  mit  Arrest  von  einer  Woche  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft.  Neben  der  Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis 
zu  2000  K  verhängt  werden. 

2.  Der  rückfällige  Täter  wird  wegen  Vergehens  mit 
strengem  Arrest  von  einem  Monat  bis  zu  einem  Jahre 
bestraft.  Neben  der  Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis' 
zu  20.000  K  verhängt  werden. 

§  15.  I.  Der  Händler,  der  beim  Einkäufe  von  unent¬ 
behrlichen  Bedarfsgegenständen  auf  Märkten,  auf  der 
Straße  oder  von  Haus  zu  Haus  die  vom  Verkäufer  ge¬ 
forderten  Preise  oder,  wenn  ein  bestimmter  Preis  nicht 
gefordert  wird,  die  bis  dahin  üblichen  Preise  überbietet, 
um  sich  den  Erwerb  der  Ware  oder  für  künftige  Ein¬ 
käufe  einen  Vorrang  vor  anderen  Käufern  zu  sichern, 
wird  wegen  Übertretung  mit  Arrest  von  einer  Woche 
bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Neben  der  Freiheitsstrafe 
kann  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  verhängt  werden. 

2.  Der  rückfällige  Täter  wird  wegen  Vergehens  mit 
strengem  Arrest  von  einem  Monat  bis  zu  einem  Jahre 
bestraft.  Neben  der  Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis 
zu  20.000  K  verhängt  werden. 

Denselben  Strafen  unterliegen  Personen,  die  sich  beim 
Einkäufe  für  einen  Händler  einer  solchen  Handlung 
schuldig  rtiachen. 


§  16.  Wer  sich  mit  einem  anderen  verabredet,  für  un¬ 
entbehrliche  Bedarfsgegenstände  in  Ausnützung  der 
durch  den  Kriegszustand  verursachten  außerordentlichen 
Verhältnisse  offenbar  übermäßige  Preise  zu  fordern,  wird 
wegen  Vergehens  mit  strengem  Arrest  von  einem  Monat 
bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Neben  der  F'reiheitsstrafe 
kann  Geldstrafe  bis  zu  20.000  K  verhängt  werden. 

§  17.  I.  Wer  unentbehrliche  Bedarfsgegenstände  be¬ 
schädigt,  vernichtet  oder  wertlos  macht,  um  das  Angebot 
in  solchen  Gegenständen  zu  verringern ; 

2.  wer  unentbehrliche  Bedarfsgegenstände  aufkauft 
oder  deren  Erzeugung  oder  Handel  einschränkt,  um  ihren 
Preis  auf  eine  übermäßige  Höhe  zu  treiben; 

3.  wer  unwahre  Nachrichten  verbreitet  oder  ein  anderes 
Mittel  der  Irreführung  anwendet,  um  eine  Teuerung  von 
unentbehrlichen  Bedarfsgegenständen  zu  bewirken, 

wird  wegen  Vergehens  mit  strengem  Arrest  von  einem 
Monat  bis  zu  einem  Jahre  bestraft.  Neben  der  Freiheits¬ 
strafe  kann  Geldstrafe  bis  zu  20.000  K  verhängt  werden. 

Verfall  der  Vorräte,  Verlust  einer 
Gewerbeberechtigung  und  Veröffent¬ 
lichung  des  U  r  t  e  i  1  e  s.  §  18.  In  den  Fällen  einer 
Verurteilung  nach  dem  §  3  oder  nach  den  §§  8,  II  bis 
17  kann  im  Erkenntnisse  der  Verfall  der  dem  Täter  ge¬ 
hörigen  Vorräte  zu  gunsten  des  Staates  ausgesprochen 
werden. 

In  den  Eällen  einer  Verurteilung  nach  den  §§  8  und 
II  bis  17  kann  auch  auf  den  Verlust  einer  Gewerbe¬ 
berechtigung  für  immer  oder  auf  bestimmte  Zeit  erkannt 
w'erden. 

§  19.  Wenn  die  Veröffentlichung  einer  Verurteilung 
wegen  Preistreiberei  im  öffentlichen  Interesse  gelegen 
ist,  bezeichnet  das  Gericht  im  Urteile  eine  oder  mehrere 
Druckschriften,  in  denen  das  Erkenntnis  je  einmal  auf 
Kosten  des  Schuldigen  zu  veröffentlichen  ist.  Das  Gericht 
kann  neben  oder  statt  der  Verlautbarung  in  Druck¬ 
schriften  anordnen,  daß  das  Erkenntnis  in  den  Gemeinden, 
wo  der  Schuldige  wohnt  und  wo  er  die  strafbare  Hand¬ 
lung  begangen  hat,  öffentlich  angeschlagen  werde. 

Wenn  besondere  Gründe  dafür  sprechen,  sind  auch  die 
Urteilsgründe  zu  veröffentlichen. 

Allgemeine  Bestimmungen.  §  20.  Gegen 
die  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§  i,  2,  4,  5,  7, 
9  und  IO,  Abs.  i,  von  den  politischen  Behörden  und 
gegen  die  auf  Grund  des  §  10,  Abs.  2,  von  der  Gemeinde 
des  Marktortes  getroffenen  Verfügungen  ist  eine  Be¬ 
rufung  nicht  zulässig.  Der  Vorgesetzten  politischen 
Behörde  bleibt  es  jedoch  Vorbehalten,  alle  Verfügungen 
von  Amts  wegen  zu  überprüfen  und  nötigenfalls  die  er¬ 
forderlichen  Weisungen  zu  erlassen. 

§  21.  Das  Verfahren  wegen  der  in  den  §§  3,  8  und  ii 
angeführten  strafbaren  Handlungen  steht  den  politischen 
Bezirksbehörden,  das  Verfahren  wegen  der  in  den  §§  12 
bis  17  angeführten  strafbaren  Handlungen  den  Ge¬ 
richten  zu. 

Bezüglich  der  in  den  Wirkungskreis  der  politischen 
Behörden  fallenden  Übertretungen  können  nach  Maß¬ 
gabe  der  Ministerialverordnung  vom  i.  März  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  49,  ohne  vorausgehendes  Verfahren  Straf¬ 
verfügungen  erlassen  werden. 

S  c  h  1  u  ß  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  §  22.  Die  Regierung 
ist  ermächtigt,  durch  Verordnung  die  Bestimmungen 
dieser  kaiserlichen  Verordnung  abzuändern  oder  zu  er¬ 
gänzen,  ganz  oder  teilweise  für  das  gesamte  Gebiet  der 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder  oder 
nur  für  einzelne  Verwaltungsgebiete  außer  Kraft  zu 
setzen. 

§  23.  Die  aus  Anlaß  des  Krieges  erlassenen  besonderen 
Vorschriften  über  die  Vorratsaufnahmen,  die  Höchst¬ 
preise  und  die  Lieferungspflicht  werden  durch  diese 
kaiserliche  Verordnung  nicht  berührt. 
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§  24.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  am  dritten 
Tage  nach  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Kraft.  Gleich¬ 
zeitig  tritt  die  kaiserliche  Verordnung  vom  i.  August 
1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  194,  außer  Wirksamkeit. 

Mit  dem  Vollzüge  i.st  der  Minister  des  Innern  im 
Einvernehmen  mit  den  anderen  beteiligten  Ministern 
beauftragt. 

Leihweise  Überlassung  von  Brennvorrichtungen 
zur  Branntweinerzeugung.  Eine  Verordnung  des 
Finanzministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des 
Innern  und  dem  Minister  für  Landesverteidigung  vom 
3.  August  1915  verfügt: 

§  I.  Unternehmer  von  der  Produktionsabgabe  unter¬ 
liegenden  Brennereien  und  Besitzer  von  Brennvor¬ 
richtungen,  welche  zur  abgabefreien  Branntwein¬ 
erzeugung  zum  Hausgebrauch  dienen,  sind  bis  auf 
weiteres  verpflichtet,  jenen  Personen,  welche  ihre  Brenn¬ 
geräte  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  26.  Dezember  1912, 
R.-G.-Bl.  Nr.  236,  betreffend  die  Kriegsleistungen,  ab¬ 
geliefert  haben,  die  Benützung  ihrer  Brennerei¬ 
einrichtungen  gegen  angemessene  Vergütung  nach  Maß¬ 
gabe  der  folgenden  Bestimmungen  zu  gestatten. 

Dieser  Verpflichtung  unterliegen  auch  die  Besitzer 
von  Vorrichtungen,  welche  zur  Rektifizierung  von 
Branntwein,  für  welchen  die  Produktionsabgabe  nach 
der  Pauschalierung  oder  Abfindung  entrichtet  wurde, 
oder  zur  Erzeugung  alkoholhaltiger  Getränke  aus  solchem 
Branntwein  mittels  Destillationen  dienen. 

§  2.  Personen,  welche  die  Ausübung  der  Branntwein¬ 
erzeugung  auf  einer  fremden  Brennvorrichtung  auf 
Grund  des  §  i  dieser  Verordnung  anstreben,  haben  die 
Anzeige  schriftlich  oder  mündlich  unter  Angabe  der  Art 
und  Menge  der  Erzeugungsstoffe,  ferner  des  Umstandes, 
ob  diese  selbst  erzeugt  oder  angekauft  sind  und  ob  das 
Brennverfahren  gegen  Entrichtung  der  Abgabe  oder 
steuerfrei  vorgenommen  werden  soll,  bei  der  zuständigen 
Finanzwachabteilung  einzubringen.  Gleichzeitig  ist  der 
Ort,  w'o,  und  der  Zeitpunkt,  in  welchem  das  Brennver¬ 
fahren  ausgeübt  werden  soll,  sowie  auch  der  Umstand 
anzuzeigen,  ob  und  mit  welchem  Besitzer  einer  Brenn¬ 
vorrichtung  für  den  Fall  der  leihweisen  Benützung  bereits 
ein  Übereinkommen  hinsichtlich  der  zu  entrichtenden 
Vergütung  in  Aussicht  genommen  ist. 

Die  einlangenden  Anzeigen  sind  nach  angemessenen 
Zeitabschnitten  gemeindeweise  geordnet  von  der  Finanz¬ 
wachabteilung  im  Wege  der  Finanzwach-Kontrollbezirks- 
leitung  an  die  Finanzbehorde  erster  Instanz  vorzulegen. 
Diese  bestimmt  die  zur  Benützung  fremder  Brennvor¬ 
richtungen  berechtigten  Personen,  weist  diesen  die  Vor¬ 
richtungen,  auf  welchen  sie  die  Branntweinerzeugung 
vornehmen  können,  zu  und  setzt  die  Reihenfolge  und 
die  Arbeitsabschnitte  fest,  in  denen  die  Benützung  statt¬ 
zufinden  hat.  Hierbei  ist  bei  sonst  gleichen  Verhältnissen 
der  Branntweinerzeugung  gegen  Entrichtung  der  Abgabe 
der  Vorzug  vor  der  Erzeugung  von  abgabefreiem  Brannt¬ 
wein  sowie  Brennverfahren  mit  Stoffen  eigener  Er¬ 
zeugung  der  Vorzug  vor  jenen  mit  Stoffen  fremder  Er¬ 
zeugung  zu  geben. 

Falls  die  zugewiesene  fremde  Brennvorrichtung  über¬ 
tragbar  ist,  ist  deren  Besitzer  verpflichtet,  die  Über¬ 
tragung  der  Brennvorrichtung  zu  gestatten,  ist  aber 
anderseits  nicht  gehalten,  die  Benützung  auf  seinem 
eigenen  Grund  und  Boden  zu  gestatten. 

§  3.  Die  Finanzbehörde  erster  Instanz  setzt  —  un¬ 
beschadet  einer  allfälligen  bereits  getroffenen  freiwilligen 
Vereinbarung  —  die  Vergütung  für  die  Benützung 
fremder  Brennvorrichtungen  nach  freiem  Ermessen  fest. 
Der  Vergütungsbetrag  ist  noch  vor  Beginn  der  Benützung 
zu  leisten,  widrigenfalls  die  Benützung  verweigert 
werden  kann. 


§  4.  Gegen  die  Verfügungen  der  Finanzbehörde  erster 
Instanz  kann  ein  Rekurs,  welcher  binnen  14  Tagen 
nach  Zustellung  der  Verfügung  bei  der  Finanzbehörde 
erster  Instanz  einzubringen  ist,  an  die  Finanzlandes¬ 
behörde  ergriffen  werden.  Gegen  die  Entscheidung  der 
Finanzlandesbehörde  ist  ein  weiteres  Rechtsmittel  nicht 
zulässig. 

§  5.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  von  der  Finanz¬ 
behörde  auf  Grund  dieser  Verordnung  getroffenen  Ver¬ 
fügungen  werden  von  den  politischen  Bezirksbehörden 
erster  Instanz  mit  Geldstrafen  his  zu  500  K  oder  mit 
Arrest  bis  zu  einem  Monat  bestraft. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Ungarn. 

Beschränkung  der  Verwertung  der  Pfandobjekte. 

Das  Amtsblatt  vom  3.  August  1915  veröffentlicht 
folgende  Verordnung  über  die  Beschränkung  der  Ver¬ 
wertung  der  Pfandobjekte: 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  auf  Grund 
der  im  §  16  des  G.-A.  LXHI/1912  über  die  Ausnahme¬ 
verfügungen  für  den  Kriegsfall  sowie  im  §  14  des  diesen 
Gesetzartikel  und  den  G.-A.  LXVHI  ergänzenden  G.-A. 
L/1914  erhaltenen  Ermächtigung  folgendes  an: 

§  I.  Der  Gläubiger,  dem  das  Recht  zusteht,  sich  aus 
einem  Wertpapier  als  Pfandobjekt  ohne  gerichtliches 
Einschreiten  zu  befriedigen,  darf  sich  aus  dem  vor  dem 
I.  August  1914  für  ihn  gebundenen  Wertpapier  nur  auf 
die  in  den  §§  2  und  3  dargelegte  Weise  und  nur  in  dem 
Falle  Befriedigung  schaffen,  wenn  er  den  Schuldner  zur 
Erfüllung  seiner  Verpflichtung  aufgefordert  und  der 
Schuldner  dieser  Aufforderung  innerhalb  15  von  dem 
Empfange  der  Aufforderung  gerechneter  Tage  nicht 
Genüge  geleistet  hat. 

Die  Vorschriften  des  vorstehenden  Absatzes  gelten 
auch  für  den  Fall,  wenn  dem  Verkäufer  hinsichtlich  des 
vor  dem  i.  August  1914  verkauften  Wertpapieres  w-egen 
des  Verzugs  des  Käufers  das  Recht  des  Verkaufes  der 
Ware  zusteht. 

§  2.  Ein  an  der  Budapester  Börse  notiertes  Wertpapier 
kann  nur  in  öffentlicher  Feilbietung  verkauft  werden, 
aber  nicht  zu  einem  niedrigeren  Preise  als  zu  dem  Kurse, 
zu  welchem  es  an  der  Budapester  Börse  am  25.  Juli  1914, 
in  Ermanglung  dieser  Tagesnotierung  aber  vor  diesem 
Tage  zuletzt  notiert  wurde.  Dieselbe  Vorschrift  gilt  ent¬ 
sprechend  auch  für  solche  Effekten,  die  an  der  Buda¬ 
pester  Börse  nicht,  wohl  aber  an  der  Wiener  Börse 
notiert  werden. 

Die  in  dem  vorstehenden  Absatz  erwähnte  Feilbietung 
bewerkstelltigt  die  Budapester  Giro-  und  Kassenvereins- 
Aktiengesellschaft.  Die  Normen  der  Feilbietung  stellt 
in  einer  besonderen  Verordnung  der  Justizminister  fest. 

§  3.  Aus  dem  im  §  2  nicht  erwähnten  Wertpapier 
kann  sich  der  Gläubiger  nur  in  der  im  §  305,  G.-A. 
XXXVH/1875,  festgestellten  Weise  im  Wege  der  ge¬ 
richtlichen  Feilbietung  Befriedigung  schaffen. 

Das  Gericht  soll  die  Feilbietung  nur  in  dem  Falle  an¬ 
ordnen,  wenn  es  findet,  daß  das  Unterbleiben  der  Feil¬ 
bietung  das  Interesse  des  Gläubigers  wesentlich  ver¬ 
letzen  würde.  Das  Gericht  stellt  in  seiner  die  Feilbietung 
anordnenden  Entscheidung  gleichzeitig  den  niedrigsten 
Preis  fest,  unter  dem  das  Wertpapier  nicht  verkauft 
werden  darf.  Dieser  Preis  kann  nicht  niedriger  sein  als 
der  Verkehrswert  des  Papiers  am  25.  Juli  1914  war. 
Behufs  Feststellung  des  niedrigsten  Preises  soll  das  Ge¬ 
richt  in  erster  Reihe  das  Gutachten  der  nächsten  Handels¬ 
und  Gewerbekammer  einholen. 

§  4.  Die  Vorschriften  des  §  i,  des  ersten  Absatzes  §  2 
sowie  des  zweiten  Absatzes  §  3  gelten  entsprechend  auch 
dann,  wenn  ein  Gläubiger,  der  den  gerichtlichen  Verkauf 
des  vor  dem  i.  August  1914  für  seine  Forderung  ge- 
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bundenen  Effektes  außerhalb  des  Exekutionsverfalirens 
verlangen  kann,  sich  zu  diesem  Behufe  an  das  Gericht 
wendet. 

Das  Gericht  geht  auch  dann  dem  ersten  Absatz  §  2 
und  dem  zweiten  Absatz  §  3  entsprechend  vor,  wenn 
der  Gläubiger  die  exekutive  Feilbietung  des  vor  dem 
I.  August  1914  als  Pfand  gebundenen  Effektes  beantragt. 

§  5.  Der  Gläubiger  kann  sich  auch  aus  dem  vor  dem 
I.  August  1914  als  Pfand  gebundenen  Wertpapier  nur 
gemäß  §§  I  bis  4  Befriedigung  schaffen,  wenn  er  Kennt¬ 
nis  davon  besitzt,  daß  der  Pfandschuldner  militärischen 
Dienst  leistet  oder  derselben  Beurteilung  unterliegt  wie 
die  militärischen  Dienst  leistenden  Personen,  es  sei  denn, 
daß  diese  Umstände  schon  zur  Zeit  der  Pfandgebung 
obgewaltet  haben.  Das  Gericht  geht  unter  entsprechender 
Anwendung  des  ersten  Absatzes  §  2  sowie  des  zweiten 
Absatzes  §  3  auch  dann  vor,  wenn  der  Gläubiger  den 
gerichtlichen  Verkauf  des  vor  dem  i.  August  1914  als 
Pfand  gebundenen  Effektes  beantragt  und  das  Gericht 
Kenntnis  davon  hat,  daß  der  Pfandschuldner  militäri¬ 
schen  Dienst  leistet  oder  derselben  Beurteilung  unter¬ 
liegt  wie  die  militärischen  Dienst  leistenden  Personen, 
es  sei  denn,  daß  diese  Umstände  schon  zur  Zeit  der 
Pfandgebung  obgewaltet  haben. 

Als  niedrigster  Verkaufspreis  der  vor  dem  i.  August 
1914  emittierten  Effekten  dient  bei  Anwendung  dieses 
Paragraphen  der  Emissionspreis.  Der  zur  außergericht¬ 
lichen  Befriedigung  aus  den  seit  dem  i.  August  1914 
emittierten  Staatsanlehensobligationen  berechtigte  Gläubi¬ 
ger  kann  sich  auf  die  im  zweiten  Absatz  des  §  2  fest¬ 
gestellte  Weise  Befriedigung  schaffen. 

§  6.  Wenn  der  Gläubiger  im  Sinne  des  vor  dem 
I.  August  1914  geschlossenen  Vertrages  im  Falle  des 
Preisrückganges  des  im  §  2  erwähnten  Effektes  einen 
Zuschuß  fordern  kann,  ist  dafür,  ob  die  Vorbedingungen 
der  Forderung  des  Zuschusses  obwalten,  der  im  ersten 
Absatz  §  2  festgestellte  Kurs  maßgebend. 

§  7.  Bei  den  im  G.-A.  XIV/1881  erwähnten  Faust¬ 
pfanddarlehensgeschäften  kann  die  Feilbietung  nur  auf 
Grund  der  vom  Handelsminister  von  Fall  zu  Fall  er¬ 
teilten  Erlaubnis  abgehalten  werden.  Die  Pfandleihgebühr 
kann  auch  über  die  im  §  15  G.-A.  XIV/1881  festgestellte 
Zeit  hinaus  eingehoben  werden.  Für  die  königlichen 
Versatzämter  gelten  diese  Normen  in  entsprechender 
Weise. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  ins  Leben.  Ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich,  inso¬ 
fern  sie  sich  auf  Rechtsverhältnisse  bezieht,  die  auf  dem 
ganzen  Gebiete  der  Länder  der  heiligen  ungarischen 
Krone  in  einem  Gesetze  geregelt  sind,  auch  auf  Kroatien- 
Slawonien.  Die  Normen  der  Durchführung  der  im  §  2 
erwähnten  Feilbietung  stellt  für  das  Gebiet  Kroatien- 
Slawoniens  der  Banns  fest. 

Requirierung  von  Branntweinkesseln  zu  Kriegs¬ 
zwecken.  Das  Amtsblatt  vom  i.  d.  M.  veröffentlicht  vier 
Ministerialverordnungen,  die  sich  teils  auf  die  Übergabe 
der  kleinen  Kessel  der  Branntweinbrennereien  zu  Kriegs¬ 
zwecken,  teils  auf  die  Belassung  eines  Teiles  der  kleinen 
Kessel  in  den  Gemeinden  und  ihre  Überlassung  zu 
Branntweinerzeugungszwecken  an  Private  beziehen. 

Laut  der  einen  Verordnung  hat  die  Gew'erbebehörde 
erster  Instanz  der  Gemeindevorstehung  (dem  Bürger¬ 
meister)  mitzuteilen,  welche  Brennereiapparate  für 
Kriegszwecke  verwendet  und  welche  zu  Zwecken  der 
Branntweinerzeugung  belassen  werden.  Die  zu  über¬ 
gebenden  Brennapparate  sind  zu  dem  von  der  Gemeinde¬ 
vorstehung  (dem  Bürgermeister)  bezeichneten  Termin 
auf  einen  zu  bezeichnenden  Ort  zu  transportieren.  Die 
Gemeindevorstehung  (der  Bürgermeister)  hat  diese 
Brennapparate  bis  zum  15.  August  an  die  kompetente 
Metallübernahmekommission  aufzugeben.  Die  von  den 


Übernahmskommissionen  festzustellenden  Ersatzsummen 
wird  eine  besondere  Verordnung  regeln.  Nicht  abzu¬ 
liefern  sind  jene  Brennapparate,  die  eingemauert,  be¬ 
ziehungsweise  nur  eingemauert  zu  gebrauchen  sind  und 
hinsichtlich  welcher  die  Besitzer  verständigt  werden,  daß 
sie  zu  Branntweinerzeugungszwecken  an  ihrem  bis¬ 
herigen  Platze  verbleiben. 

Eine  zweite  Verordnung  regelt  die  zu  bildenden  Über¬ 
nahmskommissionen  und  stellt  fest,  auf  welche  Komitate 
und  Städte  sich  ihr  Wirkungskreis  bezieht. 

Die  dritte  Verordnung  verfügt,  daß  die  Besitzer  jene 
Einrichtungen,  die  zu  Branntweinerzeugungszwecken 
provisorisch  in  den  Gemeinden  belassen  werden,  über 
Aufforderung  der  Gemeindevorstehung  dieser  zu  über¬ 
geben  oder  wenn  die  Einrichtung  eingemauert  ist,  ihr 
zur  Verfügung  zu  stellen  haben.  Die  Gemeinden  (Städte) 
haben  dann  die  Betriebsanmeldung  zu  erstatten  und  den 
Gebrauch  der  Einrichtungen  zu  Zwecken  der  Brannt¬ 
weinerzeugung  einzelner  zu  gestatten. 

Die  vierte  Verordnung  regelt  die  Bedingungen,  unter 
welchen  der  Gebrauch  der  Kessel  zu  geschehen  hat.  Diese 
stellt  fest,  daß  für  den  Gebrauch  der  provisorisch  den 
Gemeinden  überlassenen  Brennapparate  in  der  Reihen¬ 
folge  der  Anmeldung  diejenigen  die  Priorität  besitzen, 
die  Obst  eigener  Fechsung  (Weintreber)  verarbeiten. 
Diejenigen,  die  gekauftes  Obst  verarbeiten,  dürfen  die 
Brennapparate  nur  dann  gebrauchen,  wenn  sich  keine 
die  Priorität  besitzende  Person  meldet.  Auch  die  Ge¬ 
meinde  (die  Stadt)  als  solche  kann  den  Brennapparat 
zur  Branntweinerzeugung  benützen.  Für  die  Benützung 
des  Apparats  sind  nach  je  10  l  der  Tagesproduktions¬ 
fähigkeit  desselben  für  24  Stunden  drei,  beziehungsweise 
sechs  Heller  zu  zahlen,  je  nachdem  Obst  eigener  Fech¬ 
sung  oder  gekauftes  verarbeitet  wird.  Die  Gesetze  über 
die  Spiritussteuer  und  den  Spiritussteuerzuschlag  finden 
auch  auf  die  den  Gemeinden  zu  Zwecken  der  Brannt¬ 
weinerzeugung  provisiorisch  überlassenen  Brennapparate 
Anwendung.  Diese  Verordnung  berührt  jedoch  nicht  die 
der  Produktionssteuer  unterliegende  Branntweinerzeu¬ 
gung,  die  nicht  auf  den  den  Gemeinden  überlassenen 
Apparaten,  sondern  auf  anderen  betrieben  wird.  Auf 
diesen  kann  Branntwein  auch  fernerhin  im  Sinne  der 
bestehenden  Normen  erzeugt  werden. 

Deutschland. 

Änderung  der  Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine 
amtliche  Bekanntmachung  vom  31.  Juli  d.  J.  bestimmt: 

1.  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

1.  Wirk-  (Trikot-)  und  Netzstoffen  aus  Gespinsten 
von  Wolle  oder  anderen  Tierhaaren,  auch  mit  pflanz¬ 
lichen  Spinnstoffen  oder  Gespinsten  gemischt ;  aus 
Baumwollengespinsten,  auch  gemischt  mit  anderen 
pflanzlichen  Spinnstoffen  oder  Gespinsten  oder  mit 
Pferdehaaren  (aus  Mähne  oder  Schweif),  jedoch  ohne 
Beimischung  von  Seide  oder  von  Wolle  oder  anderen 
Tierhaaren;  aus  Gespinsten  von  anderen  pflanzlichen 
Spinnstoffen  als  Baumwolle,  auch  gemischt  mit  Pferde¬ 
haaren  (aus  Mähne  oder  Schweif),  jedoch  ohne  Bei¬ 
mischung  von  anderen  tierischen  Spinnstoffen  oder  von 
Baumwolle,  der  Nummern  433,  458  und  500  des  Zoll¬ 
tarifs  ; 

2.  Wirk-  (Trikot-)  und  Netzwaren,  auch  gehäkelten 
und  gestrickten  Waren,  aus  Gespinsten  von  Wolle  oder 
anderen  Tierhaaren,  auch  mit  pflanzlichen  Spinnstoffen 
oder  Gespinsten  gemischt  (Unterkleidern,  anderen  ge¬ 
schnittenen  oder  abgepaßt  gearbeiteten  [regulären]  Wirk- 
und  Netzwaren);  aus  Baumwollengespinsten,  auch  ge¬ 
mischt  mit  anderen  pflanzlichen  Spinnstoffen  oder  Ge¬ 
spinsten  oder  mit  Pferdehaaren  (aus  Mähne  oder 
Schweif),  jedoch  ohne  Beimischung  von  Seide  oder  von 
Wolle  oder  anderen  Tierhaaren  (Strümpfen,  Socken, 
Unterkleidern,  Fischernetzen,  Vogel-,  Jagd-,  Pferde-, 
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Trag-  und  anderen  Netzen,  geschnittenen  oder  abgepaßt 
gearbeiteten  [regubären]  Wirk-  und  Netzvvaren,  vor¬ 
stehend  nicht  genannt ;  aus  Gespinsten  von  anderen 
pflanzlichen  SpinnstofYen  als  Baumwolle,  auch  gemischt 
mit  Pferdehaaren  (aus  Mähne  oder  Schweif),  jedoch 
ohne  Beimischung  von  anderen  tierischen  SpinnstofYen 
oder  von  Baumwolle  (Fischer-,  Vogel-,  Jagd-,  Pferde-, 
Trag-  und  ähnlichen  Netzen,  anderen  Netzwaren  außer 
Haarnetzen)  sowie  Wirkwaren  der  Nummern  434,  435, 
460,  461,  462,  463,  485  und  500  des  Zolltarifs; 

3.  Baumwollvließen  der  Nr.  438  des  Zolltarifs; 

4.  starken  Drahtnetzen  zur  Torpedoabwehr,  starken 
und  leichten  Drahtnetzen  und  Hanfnetzen  zur  Tauch- 
hootabwehr ; 

5.  Benzylchlorid,  Benzoylchlorid,  Benzalchlorid ; 
Benzaldehyd,  Anisaldehyd  (Aubepine),  Vanillin,  Brom¬ 
styrol,  Methylsalyzilat ; 

6.  N atriumperborat ; 

7.  Rundspitzbrosten  (Soldatenbrosten,  Schuhmacher- 
hrosten,  Schneiderpfriemen). 

II.  Nicht  unter  das  vorstehende  Verbot  der  Ausfuhr 
und  Durchfuhr  fallen:  Haarnetze  der  Nummern  459 
und  500  des  Zolltarifs,  Glühstrümpfe  (Glühkörper  für 
Beleuchtungszwecke). 

HI.  Aufgehoben  werden  die  Bekanntmachungen  vom 
15.  April  1915,  Zitier  H,  Abs.  4  („Deutscher  Reichs¬ 
anzeiger“  Nr.  88),  und  vom  24.  Juni  1915,  Ziffer  I, 
Abs.  20,  und  Ziffer  V  2  (,, Deutscher  Reichsanzeiger“ 
Nr.  147). 

IV.  Das  Aus-  und  Durchfuhrverbot  für  Benzylverbin- 
dungen  wird  eingeschränkt  auf  die  als  Zwischenerzeug¬ 
nisse  zur  Teerfarbenhereitung  dienenden  und  auf  die 
vorstehend  unter  I,  Ziffer  5,  aufgeführten. 

Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  4.  August  1915 
untersagt  ferner  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

1.  Vorgespinst  aus  Bauwolle  der  Nummer  439  des 
Zolltarifs ; 

2.  Baumwollengarn,  zwei-  oder  mehrdrähtig,  wieder¬ 
holt  gezwirnt,  der  Nummer  443  des  Zolltarifs; 

3.  Baumwollenzwirn  in  Aufmachungen  für  den  Einzel¬ 
verkauf  der  Nummer  444  des  Zolltarifs  mit  Ausnahme 
der  Häkel-,  Näh-  und  Stickgarne; 

4.  Ziegen-  und  Zickelleder,  zugerichtet,  der  Nummer 
549  des  Zolltarifs; 

5.  Postkarten  mit  Abbildungen  von  Städten,  Stadt¬ 
teilen,  Ortschaften,  Landschaften,  besonders  hervor¬ 
ragenden  Baulichkeiten,  Denkmälern  Deutschlands, 
Österreich-Ungarns,  Belgiens,  der  Türkei  und  der  von 
den  verbündeten  deutschen,  österreichisch-ungarischen 
und  türkischen  Heeren  besetzten  feindlichen  Gebiete  und 
von  Heerführern  und  sonstigen  Angehörigen  der  ver¬ 
bündeten  Heere,  der  Nummer  657  des  Zolltarifs 
(Nummer  657a  des  statistischen  Warenverzeichnisses); 

6.  Thermometer  jeder  Art. 

Bestandsmeldung  und  Verwertung  von  Kupfer 
in  Fertigfabrikaten.  Eine  Verfügung  des  Kriegsmini¬ 
steriums  Nr.  M.  vom  1.  Juli  1915  lautet: 

Nachstehende  Verfügung  wird  hiermit  zur  allge¬ 
meinen  Kenntnis  gebracht  mit  dem  Bemerken,  daß  jede 
Übertretung  —  worunter  auch  verspätete  oder  unvoll¬ 
ständige  Meldung  fällt  —  sowie  jedes  Anreizen  zur 
Übertretung  der  erlassenen  Vorschrift,  soweit  nicht  nach 
den  allgemeinen  Strafgesetzen  höhere  Strafen  verwirkt 
sind,  nach  §  9,  Ziffer  b,  des  Gesetzes  über  den  Be¬ 
lagerungszustand  vom  4.  Juni  1851  oder  Artikel  4, 
Ziffer  2,  des  Bayerischen  Gesetzes  über  den  Kriegs¬ 
zustand  vom  5.  November  1912  oder  nach  §  5  der  Be¬ 
kanntmachung  über  Vorratserhebungen  vom  2.  Februar 
1915  bestraft  wird. 


§  I .  I  n  k  r  a  f  1 1  r  e  t  e  n  d  e  r  V  e  r  f  ü  g  u  n  g.  a)  Die 
Verfügung  tritt  am  20.  Juli  1915,  nachts  12  Uhr,  in 
Kraft.  P'ür  die  Bestandsaufnahme  sämtlicher  Melde¬ 
pflichtigen  ist  der  am  27.  Juli  1915,  nachts  12  LTir,  vor¬ 
handene  Bestand  maßgebend. 

b)  P'iir  die  in  §  3,  Abs.  d,  bezeichneten  Gegenstände 
treten  die  Bestimmungen  der  Verfügung  erst  mit  Emp¬ 
fang  oder  Einlagerung  der  Waren  in  Kraft. 

c)  Der  Verfügung  unterliegen  auch  die  sonstigen 
nach  dem  27.  Juli  1915  bei  den  durch  §  3  betroffenen 
Personen,  Gesellschaften  u.  s.  w.  hinzukommenden  Be¬ 
stände,  d.h.  sie  unterliegen  den  Bestimmungen,  betreffend 
die  Verwertung  von  Kupfer  aus  Fertigfabrikaten  (§  5); 
sie  sind  auch  in  die  zu  meldenden  Bestände  (§  2)  ein¬ 
zurechnen. 

d)  Falls  die  im  §  4  aufgeführte  Mindestmenge  am 
27.  Juli  1915  nicht  erreicht  ist,  treten  die  Bestim¬ 
mungen  über  die  Verwertung  von  Kupfer  aus  Fertig¬ 
fabrikaten  (§  5)  für  die  gesamten  Bestände  an  dem 
Tage  in  Kraft,  an  welchem  diese  Mindestmenge  über¬ 
schritten  wird. 

e)  Verringern  sich  die  Bestände  eines  von  der  Ver¬ 
fügung  Betroffenen  nachträglich  unter  die  angegebene 
Mindestmenge,  so  behalten  die  Bestimmungen  über  die 
Verwertung  von  Kupfer  aus  P'ertigfabrikaten  (§  5) 
trotzdem  ihre  Gültigkeit. 

§  2.  Von  der  Verfügung  betroffene 
Gegenstände.  Der  Meldepflicht  _sind  unterworfen: 

Sämtliche  gebrauchte  und  ungebrauchte  Fertigfabri¬ 
kate  der  nachstehend  aufgeführten  laufenden  Nummern 
I  bis  12,  welche  entweder  ganz  oder  teilweise  aus  un¬ 
legiertem  Kupfer  (auch  verzinnt  oder  mit  einem  anderen 
Überzug  aus  Metall  oder  F'arbe)  bestehen,  soweit  sie 
nicht  bereits  durch  die  allgemeine  Verfügung  M.  vom 
I.  April  1915  K.  R.  A.,  betreffend  Bestandsmeldungen 
von  Metallen  vom  i.  Mai  1915,  getroffen  sind. 

Laufende 

Nummer  Bezeichnung 

1  Blanke  Freileitungen 

einschließlich  Fahrleitungen  elektrischer 

Bahnen,  freiliegende  Schienenverbinder. 

2  Kabel  und  isolierte  Leitungen: 

a)  oberirdisch  verlegt,  von  mehr  als  50  mm~ 
Querschnitt  des  einzelnen  Leiters. 

b)  unterirdisch  verlegt,  von  mehr  als  95 
Querschnitt  des  einzelnen  Leiters. 

3  Schaltanlagen: 

a)  blanke  Leitungen:  Sammelschienen,  An¬ 
schlußleitungen  u.  s.  w.  von  mehr  als  50  nim~ 
Querschnitt. 

b)  Schaltapparate:  Trennschalter,  Hebelschal¬ 
ter,  Zellenschalter  u.  s.  w.  für  mehr  als  500 
Ampere. 

4  Transformatoren: 

für  mehr  als  50  Kilovoltampere. 

5  Maschinen: 

für  mehr  als  100  Kilowatt  oder  136  P.  S. 

a)  Gleichstromregeneratoren,  Gleichstrommo¬ 
toren,  Einankerumformer, 

b)  Drehstrom-  und  Wechselstromregeneratoren, 
Synchronmotoren, 

c)  Drehstrom-  und  Wechselstrommotoren  und 
andere  Maschinen. 

6  Elektrochemische  und  elektronietallurgische  Ein¬ 

richtungen: 

elektrische  Öfen,  elektrolytische  Bäder 
u.  s.  w. 

7  Destillations-  und  Extraktionsapparate: 

Blasen,  Kessel  mit  Destillierhaube,  Kolonnen, 

Dephlegmatoren,  Kondensatoren,  Extraktions¬ 
apparate,  -batterien  u.  s.  w. 
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Bezeichnung 

Nummer  -t  -t  rr  , 

8  Kühl-  und  Heizvorrichtungen,  Kuhlrohren,  Kühl¬ 

schlangen,  Gefrierzellen,  Etagenkiihler,  Boiler, 
Koch-  und  Siederöhren,  Heizschlangen  u.  s.  w. 

9  Sonstige  Gegenstände  und  Apparate:  wie  Feuer- 

hüchsen,  Kessel,  Bottiche,  Zylinder,  Pfannen, 
Schalen,  Schwimmer,  Autoklaven,  Walzen, 
Tiegel,  Wasserbäder,  Trockenschränke,  Trocken¬ 
bleche  u.  s.  w.,  sowie  kleinere  Gegenstände, 
wie  Flaschen,  Kannen,  Kasserollen,  Teller, 
Becher,  Schöpfer,  Hämmer,  Lötkolben  u.  s.  w. 

10  Rohrleitungen,  Verbindungsstücke,  Hähne,  Ven¬ 

tile  u.  s.  w. 

11  Auskleidungen  (z.  B.  von  Bottichen),  Beschläge, 

Einfassungen  u.  s.  w. 

12  Siebe,  Filter,  gelochte  Bleche,  Zentrifugen¬ 

trommeln  u.  s.  wu 
Ausnahmen  sind  in  §  4  genannt. 

§  3.  Von  der  Verfügung  betroffene  Per¬ 
sonen,  Gesellschaften  u.  s.  w.  Von  dieser  Ver¬ 
fügung  werden  betroffen: 

a)  alle  gewerblichen  Unternehmer  und  Firmen,  in 
deren  Betrieben  die  in  §  2  aufgeführten  Gegenstände 
erzeugt,  gebraucht  oder  verarbeitet  werden,  soweit  die 
Vorräte  sich  in  ihrem  Gewahrsam  oder  bei  ihnen  unter 
Zollaufsicht  befinden ; 

b)  alle  Personen  und  Firmen,  die  solche  Gegenstände 
aus  Anlaß  ihres  Wirtschaftsbetriebes,  ihres  Handels¬ 
betriebes  oder  sonst  des  Erwerbes  wegen  für  sich  oder 
für  andere  in  Gewahrsam  haben,  oder  wenn  sie  sich  bei 
ihnen  unter  Zollaufsicht  befinden; 

c)  alle  Kommunen,  öffentlich-rechtlichen  Körper¬ 
schaften  und  Verbände,  Gutsbezirke,  in  deren  Betrieben 
solche  Gegenstände  erzeugt,  gebraucht  oder  verarbeitet 
werden,  oder  die  solche  Gegenstände  in  Gewahrsam 
haben,  soweit  die  Vorräte  sich  in  ihrem  Gewahrsam 
oder  bei  ihnen  unter  Zollaufsicht  befinden ; 

d)  Personen,  welche  zur  Wiederveräußerung  oder  Ver¬ 
arbeitung  durch  sie  oder  andere  bestimmte  Gegenstände 
der  in  §  2  aufgeführten  Art  in  Gewahrsam  genommen 
haben,  auch  wenn  sie  im  übrigen  kein  Handelsgewerbe 
betreiben ; 

e)  alle  Empfänger  (der  unter  a  bis  d  bezeichneten 
Art)  solcher  Gegenstände  nach  Empfang  derselben,  falls 
die  Gegenstände  sich  am  Meldetag  auf  dem  Versand 
befinden  und  nicht  bei  einem  der  unter  a  bis  d  auf¬ 
geführten  Unternehmer,  Personen  u.  s.  w.  in  Gewahrsam 
oder  unter  Zollaufsicht  gehalten  werden. 

Gegenstände,  die  in  fremden  Speichern,  Lagerräumen 
und  anderen  Aufbewahrungsräumen  lagern,  sind,  falls 
der  Verfügungsberechtigte  seine  Vorräte  nicht  unter 
eigenem  Verschluß  hält,  von  den  Inhabern  der  be¬ 
treffenden  Aufbewahrungsräume  zu  melden  und  gelten 
bei  diesen  als  den  Bestimmungen  der  Verfügung  unter¬ 
worfen. 

Sind  in  dem  Bezirk  der  verfügenden  Behörde  Zweig¬ 
stellen  vorhanden  (Zweigfabriken,  Filialen,  Zv'eig- 
bureaus  u.  dgk),  so  ist  die  Hauptstelle  zur  Durch¬ 
führung  der  vorliegenden  Verfügung  auch  für  diese 
Zweigstellen  verpflichtet.  Die  außerhalb  des  genannten 
Bezirks,  in  welchem  sich  die  Hauptstelle  befindet,  an¬ 
sässigen  Zweigstellen  gelten  als  Einzelfirmen. 

§  4.  Ausnahme  n.  Von  den  Bestimmungen  des  §  2 
sind  ausgenommen: 

a)  Bestände  in  Fertigfabrikaten,  wenn  das  gesamte 
Kupfergewicht  der  Bestände  der  in  §  3  bezeichneten 
Personen,  Gesellschaften  u.  s.  w.  am  27.  Juli  1915  gleich 
oder  geringer  als  150  kg  ist; 

b)  Gegenstände,  die  an  Kupferteilen  weniger  als 
10  von  Hundert  ihres  Gesamtgewichtes  enthalten,  wenn 


das  Kupfergewicht  in  jedem  einzelnen  Gegenstände  nicht 
mehr  als  i  kg  beträgt; 

c)  Meßinstrumente,  medizinische  und  wissenschaft¬ 
liche  Apparate,  Apparate  für  Nachrichtenübermittlung; 

d)  Gegenstände,  welche  das  Kupfer  hauptsächlich  in 
Form  von  Draht  von  weniger  als  i  nun  Durchmesser 
oder  in  Form  von  Blech,  Band  oder  Rohr  von  weniger 
als  0’5  mm  Wandstärke  enthalten; 

e )  Kunstgegenstände ; 

f)  alle  nach  dem  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser 
Verfügung  aus  dem  Auslande  bezogenen  Gegenstände. 

§  5.  B  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n,  b  e  t  r  e  f  f  e  n  d  die  Ver¬ 
wertung  von  Kupfer  aus  Fertigfabri¬ 
kate  n.  Es  ist  verboten,  Kupfer,  welches  aus  Fertig¬ 
fabrikaten  entnommen  wird,  zu  anderen  Zwecken  als 
zur  Ausführung  von  Kriegslieferungen  zu  verarbeiten. 

Kriegslieferungen  im  Sinne  der  Verfügung  sind: 

a )  alle  von  folgenden  Stellen  in  Auftrag  gegebenen 
Lieferungen:  deutsche  Militärbehörden,  deutsche  Reichs¬ 
marinebehörden,  deutsche  Reichs-  und  Staatseisenbahn¬ 
verwaltungen  ohne  weiteres ; 

b)  diejenigen  von  deutschen  Reichs-  oder  Staats-, 
Post-  oder  Telegraphenbehörden,  deutschen  königlichen 
Bergämtern,  deutschen  Hafenbauämtern,  deutschen 
staatlichen  und  städtischen  Medizinalbehörden,  anderen 
deutschen  Reichs-  und  Staatsbehörden  in  Auftrag  ge¬ 
gebenen  Lieferungen,  die  mit  dem  Vermerk  versehen 
sind,  daß  die  Ausführung  der  Lieferung  im  Interesse 
der  Landesverteidigung  nötig  und  unersetzlich  ist. 

§  6.  Nachweis  der  Bestandsverän- 
d  e  r  u  n  g.  Es  ist  ein  Verzeichnis  einzurichten  mit 
gleicher  Einteilung  wie  der  Meldebogen,  aus  w’elchem 
der  jew'eilige  Bestand  der  meldepflichtigen  Kupfer¬ 
mengen  ersichtlich  ist. 

Ändern  sich  die  Bestände  nach  dem  für  die  Bestands¬ 
aufnahme  festgesetzten  Meldetage  (27.  Juli  1915))  so 
muß  im  Falle  des  Besitzw'echsels  ersichtlich  sein,  in 
wessen  Gewahrsam  die  Gegenstände  übergegangen  sind, 
im  Falle  der  Verarbeitung  (siehe  §  5),  zu  welchem 
Zwecke  das  den  Gegenständen  entnommene  Kupfer  ver- 
w-endet  wmrde. 

Den  Beauftragten  der  Polizei-  und  Militärbehörden 
muß  jederzeit  die  Prüfung  des  Verzeichnisses  sowie 
die  Besichtigung  der  vorhandenen  Gegenstände  ge¬ 
stattet  werden. 

§  7.  M  e  1  d  e  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  Die  Meldung  hat 
unter  Benutzung  der  amtlichen  Meldescheine  für 
Kupferfertigfabrikate  zu  erfolgen.  Die  Vordrucke  dieser 
Meldescheine  sind  in  den  Postanstalten  i.  und  2.  Klasse 
erhältlich.  Auf  den  Meldescheinen  ist  mit  anzugeben: 

a)  wem  die  fremden  Vorräte  gehören,  soweit  sich 
solche  im  Gewahrsam  eines  Meldepflichtigen  befinden; 

b)  ob  etwa  und  gegebenenfalls  durch  welche  Stelle 
bereits  eine  Beschlagnahme  der  meldepflichtigen  Gegen¬ 
stände  erfolgt  ist. 

Weitere  Mitteilungen  irgendwelcher  Art  darf  die 
Meldung  nicht  enthalten.  Die  Briefumschlänge  sind  mit 
der  Aufschrift  zu  versehen:  Meldeschein  für  Fertig¬ 
fabrikate. 

Die  Meldescheine  sind  frankiert  an  die  Metallmobil¬ 
machungsstelle  des  Kriegsministeriums,  Berlin  W  9, 
Potsdamer  Straße  lo/ii,  vorschriftsmäßig  ausgefüllt 
bis  zu  den  nachstehend  festgesetzten  Zeitpunkten  einzu¬ 
reichen.  An  die  gleiche  Stelle  sind  auch  etwaige  An¬ 
fragen,  welche  die  vorliegende  Verfügung  betreffen,  zu 
richten. 

Dem  Meldepflichtigen  wird  anheimgestellt,  bei  Er¬ 
stattung  der  Meldung  ein  Angebot  zum  Verkauf  eines 
Teiles  oder  seines  ganzen  Bestandes  an  meldepflichtigen 
und  n  ichtmeldepflichtigen  Kupferfertigfabrikaten  einzu 
reichen. 
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Die  Metallmobilmachungsstelle  ist  berechtigt,  neue 
Bestandsaufnahmen  und  die  Einreichung  neuer  Melde¬ 
scheine  hierüber  in  gewissen  Zeitabschnitten  zu  ver¬ 
fügen. 

§  8.  Einreichungszeitpunkte.  Die  Ein¬ 
reichungszeitpunkte  der  Meldungen  richten  sich  nach 
der  Gesamtmenge  des  gemeldeten  Kupfers  und  sind  wie 
folgt  festgelegt: 

bis  zum  10.  August  1915  sind  einzureichen  Meldungen, 
die  sich  auf  ein  Gesamtgewicht  von  über  150 — 1000  kg 
erstrecken  ; 

vom  10.  bis  15.  August  sind  einzureichen  Meldungen, 
die  sich  auf  ein  Gesamtgewicht  von  über  1000 — 5000  kg 
erstrecken ; 

vom  15.  bis  20.  August  sind  einzureichen  Meldungen, 
die  sich  auf  ein  Gesamtgewicht  von  über  5000  kg  er¬ 
strecken. 

Beschlagnahme,  Meldepflicht  und  Ablieferung 
von  fertigen,  gebrauchten  und  ungebrauchten 
Gegenständen  aus  Kupfer,  Messing  und  Reinnickel. 
Eine  Verfügung  des  königlich  preußischen  Kriegs¬ 
ministeriums  Nr.  M.  325/7.  15,  K.  R.  A.,  bestimmt: 

§  I.  Inkrafttreten  der  Verordnung.  Die 
Wrordnung  tritt  am  31.  Juli  1915,  nachts  12  Uhr,  in 
Kraft. 

§  2.  Von  der  Verordnung  betroffene 
Gegenständ  e.  Klasse  A.  Gegenstände  aus  Kifpfer 
und  Messing: 

1.  Geschirre  und  Wirtschaftsgeräte  jeder  Art  für 
Küchen  und  Backstuben,  wie  beispielsweise  Koch-  und 
Einlegekessel,  Marmeladen-  und  Speiseeiskessel,  Töpfe, 
Fruchtkocher,  Pfannen,  Backformen,  Kasserollen, 
Kühler,  Schüsseln,  Mörser  u.  s.  w. ; 

2.  Waschkessel,  Türen  an  Kachelöfen  und  Koch¬ 
maschinen,  beziehungsweise  Herden; 

3.  Badewannen;  Warmwasserschiffe,  -behälter, 
-blasen,  -schlangen,  Druckkessel,  Warm  wasserbereiter 
(Boiler)  in  Kochmaschinen  und  Herden;  Wasserkasten, 
eingebaute  Kessel  aller  Art. 

Klasse  B.  Gegenstände  aus  Reinnickel: 

1.  Geschirre  und  Wirtschaftsgeräte  jeder  Art  für 
Küchen  und  Backstuben,  wie  beispielsweise  Koch-  und 
Einlegekessel,  Marmeladen-  und  Speiseeiskessel,  Frucht¬ 
kocher,  Servierplatten,  Pfannen,  Backformen,  Kasse¬ 
rollen,  Kühler,  Schüsseln  u.  s.  w. ; 

2.  Einsätze  für  Kocheinrichtungen,  wie  Kessel, 
Deckelschalen,  Innentöpfe  nebst  Deckeln  an  Kipp¬ 
töpfen,  Kartoffel-,  Fisch-  und  Fleischeinsätze  u.  s.  w. 
nebst  Reiunickelarmaturen. 

§  3-  ^  on  der  \^erordnung  betroffene 
Personen  und  Betriebe.  Von  der  Verordnung 
werden  betroffen: 

1.  Handlungen,  Laden-  und  Installationsgeschäfte, 
habriken  und  Privatpersonen,  die  obengenannte  Gegen¬ 
stände  erzeugen  oder  verkaufen,  oder  die  solche  Gegen¬ 
stände,  die  zum  Verkaufe  bestimmt  sind,  im  Besitz  oder 
in  Gewahrsam  haben; 

2.  Haushaltungen; 

3.  Hauseigentümer; 

4-  Unternehmungen  zur  Verpflegung  fremder  Per¬ 
sonen,  insbesondere  Gast-  und  Schankwirtschaften,  Pen- 
siomite,  Kaffeehaus-,  Konditorei-  und  Küchenbetriebe, 
Kantinen,  Speiseanstalten  aller  Art,  auch  solche  auf 
Schiffen,  Bahnen  u.  dgl.  ; 

5.  öffentliche  (einschließlich  kirchliche,  stiftische 
u  s.  w.)  und  private  Heil-,  Pflege-  und  Kuranstalten, 
Kliniken,  Hospitäler,  Heime,  Kasernen,  Erzichungs- 
und  Strafanstalten,  Arbeitshäuser  u.  dgl. 

§  4.  B  e  s  c  h  1  a  g  n  a  h  m  e.  Die  durch  §  2  gekennzeich¬ 
neten  Gegenstände  aus  Kupfer,  Messing,  Reinnickel, 


auch  die  verzinnten  oder  mit  einem  anderen  Überzüge 
(Metall,  Lack,  Farbe  u.  dgl.)  versehenen,  werden  hiermit 
beschlagnahmt. 

Die  Beschlagnahme  erstreckt  sich  auch  auf  solche 
Gegenstände,  die  aus  Kupfer,  Messing  und  Reinnickel 
hergestellt  worden  sind,  das  von  der  Kriegsrohstoff¬ 
abteilung  des  königlichen  Kriegsministeriums  oder  durch 
die  Behörden,  welche  die  Beschlagnahmeverordnungen 
erlassen  haben,  freigegeben  worden  ist.  Bei  diesen  letz¬ 
teren  bleibt  die  Festsetzung  des  Preises  Vorbehalten. 

Die  Beschlagnahme  hat  die  Wirkung,  daß  die  Vor¬ 
nahme  von  Veränderungen  an  den  von  ihr  betroffenen 
Gegenständen  verboten  ist  und  rechtsgeschäftliche  Ver¬ 
fügungen  über  sie  nichtig  sind.  Den  rechtsgeschäftlichen 
Wrfügungen  stehen  Verfügungen  gleich,  die  im  Wege 
der  Zwangsvollstreckung  oder  Arrestvollziehung  erfolgen. 
Trotz  der  Beschlagnahme  sind  alle  X'eränderungen  und 
Verfügungen  zulässig,  die  mit  Zustimmung  der  mit  der 
Durchführung  beauftragten  Kommunalbehörde  er¬ 
folgen.  Erlaubt  ist  die  Entfernung  der  Beschläge  (siehe 
§  9).  Die  Befugnis  zum  einstweiligen  ordnungsmäßigen 
Gebrauche  bleibt  unberührt. 

§  5.  Meldepflicht.  Die  von  der  Beschlagnahme 
Betroffenen  haben  unter  Benutzung  des  vorgeschriebenen 
Meldevordrucks  eine  Bestandsmeldung  der  beschlag¬ 
nahmten,  durch  §  2  gekennzeichneten  Gegenstände  an 
die  mit  der  Durchführung  der  Verordnung  beauftragten 
Behörden  innerhalb  der  von  den  letzteren  festzusetzenden 
Frist  einzureichen.  Nicht  zu  melden  sind  diejenigen 
Gegenstände,  die  bereits  nach  der  Bekanntmachung, 
betreffend  Bestandsmeldung  und  Beschlagnahme  für 
Metalle  M.  1/4.  15,  K.  R.  A.  vom  i.  Mai  1915,  der 
Meldepflicht  unterlagen. 

§  6.  Ablieferung  der  beschlagnahmten 
Gegenstände.  Wer  die  Mühe  dieser  Bestands¬ 
meldung  vermeiden  will,  hat  die  beschlagnahmten  Gegen¬ 
stände,  soweit  erforderlich,  auszubauen  und  an  den 
von  der  beauftragten  Behörde  zu  bezeichnenden  Ab¬ 
lieferungsstellen  gegen  eine  Anerkenntnisbescheinigung 
abzuliefern. 

Die  Anerkenntnisbescheinigung  wird  an  den  von  den 
Behörden  bezeichneten  Zahlstellen  eingelöst. 

Diese  freiwillige  Ablieferung  muß  bis  zum  25.  Sep¬ 
tember  1915  erfolgen. 

Wer  die  Gegenstände  innerhalb  dieser  Frist  freiwillig 
abliefert,  bleibt  von  der  Anmeldepflicht  für  die  abge¬ 
lieferten  Gegenstände  befreit.  Sämtliche  beschlag¬ 
nahmten,  in  dieser  Frist  nicht  freiwillig  abgelieferten 
Gegenstände  müssen  gemeldet  werden. 

§  7.  Spätere  Einziehung.  Die  Bestimmungen 
über  sämtliche  durch  diese  Verordnung  beschlag¬ 
nahmten,  in  der  vorgeschriebenen  Frist  nicht  freiwillig 
abgelieferten  Gegenstände  werden  später  erfolgen. 

§  8.  A  u  s  n  a  h  m  e  n.  Ausgenommen  sind  mit  dem 
beschlagnahmten  Metall  überzogene  (z.  B.  galvanisch) 
und  plattierte  Gegenstände  aus  Eisen  oder  einem  anderen 
nicht  beschlagnahmten  Metalle. 

Bestehen  Zweifel,  ob  gewisse  Gegenstände  von  der 
Verordnung  betroffen  sind,  so  kann  eine  Befreiung  von 
der  Beschlagnahme  bewilligt  werden.  Über  die  Be¬ 
freiung  entscheidet  die  mit  der  Durchführung  der  Wr- 
ordnung  beauftragte  Behörde  endgültig. 

§  9.  Ü  b  e  r  n  a  h  m  e  p  r  e  i  s  e.  Für  die  freiwillig  ab¬ 
gelieferten  Gegenstände  werden  die  nachfolgenden,  ein¬ 
heitlich  festgesetzten  Übernahmepreise  bezahlt,  in  denen 
die  überbringungskosten  mitabgegolten  sind: 

i'bernahmepreise  für  jedes  kg. 

Gegenstände  aus 
Kupfer  Messing  Nickel 
Mark 

ohne  Beschläge . 4* —  3-  -  jy 

mit  Beschlägen . 2-80  210  10-50 
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Die  Gegenstände  werden  mit  den  Beschlägen  ge¬ 
wogen;  auf  Grund  dieses  Gewichtes  ergibt  sich  der 
Preis  nach  obiger  Tabelle. 

Übersteigt  das  Gewicht  der  Beschläge  schätzungsweise 
bei  Gegenständen  aus  Kupfer  und  Messing  30  von 
Hundert,  bei  solchen  aus  Nickel  20  von  Hundert  des 
Gesamtgewichtes  des  Gegenstandes,  so  wird  der  30,  be¬ 
ziehungsweise  20  von  Hundert  überschreitende  Prozent¬ 
satz  geschätzt,  vom  Gewicht  abgesetzt  und  nicht  be¬ 
zahlt. 

Als  Entschädigung  für  etwa  erforderliche  Ausbau¬ 
arbeiten  wird  für  jedes  kg  der  ausgebauten  Gegenstände 
M.  o'50  vergütet. 

Die  vorstehenden  Preise  sind  auf  Grund  der  Anhörung 
von  Sachverständigen  als  reichliche  Preise  festgestellt 
worden. 

§  IO.  Aufbewahrung  der  Gegenstände. 
Der  von  der  Beschlagnahme  Betroffene  ist  verpflichtet, 
die  Gegenstände  bis  zum  Ablauf  einer  von  der  beauf¬ 
tragten  Behörde  zu  bestimmenden  Frist,  beziehungsweise 
bis  zur  Einziehung  oder  bis  zu  einer  ihm  gestatteten 
Veränderung  oder  Verfügung  zu  verwahren  und  pfleg¬ 
lich  zu  behandeln.  Die  Befugnis  zum  einstweiligen 
ordnungsmäßigen  Gebrauch  bleibt  unberührt. 

§  II.  Durchführung  der  Verordnung. 
Mit  der  Durchführung  der  Verordnung  werden  die 
Kommunalverbände  beauftragt;  diese  erlassen  auch  die 
Ausführungsbestimmungen.  Die  Landeszentralbehörden 
bestimmen,  wer  als  Kommunalverband  im  Sinne  dieser 
Verordnung  zu  gelten  hat.  Die  Kommunalverbände 
können  den  Gemeinden  die  Ausführung  dieser  Verord¬ 
nung  übertragen.  Gemeinden,  die  nach  der  letzten  Volks¬ 
zählung  mehr  als  10.000  Einwohner  haben,  können  die 
Übertragung  verlangen. 

§  12.  Strafbestimmungen.  Wer  vorsätzlich 
die  Bestandsmeldung  auf  dem  vorgeschriebenen  For¬ 
mular  nicht  in  der  gesetzten  Frist  einreicht  oder  wissent¬ 
lich  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben  macht  oder 
den  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  zuwider¬ 
handelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M.  bestraft.  Auch  können 
Vorräte,  die  verschwiegen  sind,  im  Urteil  für  dem  Staate 
verfallen  erklärt  werden.  Fahrlässige  Verletzung  der 
Auskunftspflicht  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M., 
im  Unvermögensfalle  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  bestraft. 

Ferner  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  be¬ 
straft,  sofern  nicht  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen 
höhere  Strafen  verwirkt  sind,  wer  das  Verbot  gemäß 
§§  4  und  5  dieser  Verordnung  Übertritt  oder  zur  Über¬ 
tretung  auf  fordert  oder  anreizt. 

Verbot  der  Verarbeitung  von  kupfernen  Ge¬ 
schoßführungsringen.  Eine  Verfügung  des  königlich 
preußischen  Kriegsministeriums  vom  10.  Juli  1915 
die  Generalkommandos  lautet: 

In  Zeitungen  und  Zeitschriften  erscheinen  Anzeigen, 
in  welchen  Firmen  sich  zur  Anfertigung  oder  Lieferung 
von  Armbändern  aus  kupfernen  Geschoßführungsringen 
anbieten. 

Alle  im  Eigentum  der  deutschen  Heeresverwaltungen 
stehenden  Gegenstände  bleiben  aber  im  Inland  wie  im 
Ausland  auch  dann  deren  Eigentum,  wenn  sie  verloren 
werden  oder  sonst  abhanden  kommen.  Ebenso  steht  allein 
den  berufenen  staatlichen  Organen  im  Inland  sowie  im 
Ausland  das  ausschließliche  Recht  der  Aneignung  der 
Kriegsbeute  und  damit  der  etwa  vom  Feinde  zurückge¬ 
lassenen  Geschoßteile  zu.  Es  dürfte  demnach  die  An¬ 
eignung  von  Geschoßführungsringen,  die  von  Firmen  zu 
Armbändern  verarbeitet  werden,  inj  Regelfall  eine  wider¬ 
rechtliche  sein.  Durch  diese  Verarbeitung  der  Ringe  wird 
aber  Kupfer  in  unnötiger  Weise  verbraucht. 


Es  wird  deshalb  ergebenst  ersucht,  ein  Verbot  der  Ver¬ 
arbeitung  von  kupfernen  Geschoßführungsringen  zu 
Schmucksachen  zu  erlassen. 

Das  königliche  stellvertretende  Generalkommando  des 
XI\k  Armeekorps  hat  bereits  unterm  18.  Mai  1915  nach¬ 
stehende  Verfügung  getroffen: 

,,Auf  Grund  der  §§  4  und  9,  Ziffer  b,  des  Gesetzes 
über  den  Belagerungszustand  vom  4.  Juni  1851  ordne 
ich  an: 

Die  Herstellung  von  Schmuckgegenständen  aus 
kupfernen  Führungsbändern  von  Artilleriegeschossen 
sowie  die  Aufforderung  zur  Einsendung  solcher  Füh¬ 
rungsbänder  wird  verboten. 

Wer  das  Verbot  Übertritt,  oder  zu  solcher  Übertretung^ 
auffordert  oder  anreizt,  wird,  wenn  die  bestehenden  Ge¬ 
setze  keine  höhere  Freiheitsstrafe  bestimmen,  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  einem  Jahre  bestraft. 

Diese  Verfügung  tritt  sofort  mit  ihrer  Verkündigung 
in  Kraft.“ 

Bestandserhebung  und  Beschlagnahme  von 
Chemikalien  und  ihre  Behandlung.  Einer  Verfügung 
des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums  —  Ch.  1. 
I.  August  1915  K.  R.  A.  — -  entnehmen  wir  im  folgenden 
die  wichtigsten  Bestimmungen: 

§  I.  Inkrafttreten  der  Verordnung. 

a)  Die  Verordnung  tritt  am  31.  Juli  1915  in  Kraft  und 
ersetzt  die  Verordnung  vom  30.  Juni. 

b )  Für  die  im  §  3,  Abs.  e,  bezeichneten  Gegenstände 
treten  Meldepflicht  und  Beschlagnahme  erst  mit  dem 
Empfang  oder  der  Einlagerung  der  Waren  in  Kraft. 

c )  Beschlagnahmt  und  meldepflichtig  sind  auch  die 
nach  dem  31.  Juli  1915  etwa  hinzukommenden  Vorräte, 
jedoch  nur,  wenn  bestimmte  Mengen  überschritten  sind. 

d)  Falls  die  im  §  4  aufgeführten  Mindestmengen  am 
31.  Juli  1915  nicht  erreicht  sind,  treten  Meldepflicht  und 
Beschlagnahme  für  die  gesamten  Bestände  an  dem  Tage 
in  Kraft,  an  welchem  diese  Mindestvorräte  überschritten 
werden. 

e)  Verringern  sich  die  Bestände  eines  von  der  Ver¬ 
ordnung  Betroffenen  nachträglich  unter  die  angegebenen 
Mindestmengen  (siehe  §  4),  so  behält  die  Verordnung 
trotzdem  für  diesen  ihre  Gültigkeit. 

§  2.  Von  der  Verordnung  betroffene 
Gegenstände.  Meldepflichtig  und  beschlagnahmt 
sind  vom  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  ab  bis  auf 
weiteres  sämtliche  Vorräte  der  in  der  nachstehenden 
Übersichtstafel  aufgeführten  Klassen  (einerlei,  ob  Vor¬ 
räte  einer,  mehrerer  oder  sämtlicher  Klassen  vorhanden 
sind),  mit  Ausnahme  der  im  §  4  bezeichneten  Vorräte. 

a)  Salpeterstickstoff  (Inhalt)  in  Natron-  (Chile-), 
Kali-,  Kalk  (Norge-),  Ammoniaksalpeter; 

b)  Salpeterstickstoff  (Inhalt)  in  Salpetersäure  jeder 
Grädigkeit,  auch  gemischt  und  verunreinigt; 

c)  Toluol  (Inhalt)  in  rohem,  gereinigtem,  reinem 
Toluol  oder  in  Erzeugnissen,  die  durch  Verarbeitung  von 
Toluol  entstanden  sind,  insbesondere  in  Nitrotoluolen 
aller  Art; 

d)  Japankampfer  (Inhalt)  in  Japankampfer  jeder 
Aufbereitung  (gleichgültig,  wo  die  Aufbereitung  statt¬ 
fand),  auch  in  Kampferpulver  und  Kampferblume; 

e)  Glyzerin  (Inhalt)  in  reinem,  unreinem  und  ge¬ 
mischtem  Glyzerin  mit  50  von  Hundert  und  mehr  Rein¬ 
gehalt  ; 

f)  Schwefel  (Inhalt)  in  Schwefel  und  Schwefelkies 
aller  Art,  in  Zinkblende,  in  schwefliger  Säure  sowie  in 
rauchender  und  wässeriger  Schwefelsäure  jeder  Grädig¬ 
keit  (auch  in  gemischter  und  verunreinigter  Säure) ; 

g)  Chlor  (Inhalt)  in  flüssigem  und  gasförmigem  Zu¬ 
stand  sowie  in  Chlorkalk ; 

h)  Zwischenerzeugnisse  auf  4em  Herstellungswege  von 
a,  b,  c,  4,  e,  f,  g  bis  t,  soweit  sie  nicht  oben  genannt  sind ; 
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i)  aus  a  bis  h  gefertigte  Kampfmittel,  wie  Pulver, 
Sprengstoff  u.  s.  w.  aller  Art. 

§  3.  Von  der  \'erordnung  betroffene 
Personen,  G  e  s  e  1  1  s  c  h  a  f  t  e  n  u.  s.  w.  \*on  dieser 
Verordnung  werden  betroffen: 

a)  alle  gewerblichen  Unternehmer,  Firmen  oder  Per¬ 
sonen,  in  deren  Betrieben  die  im  §  2  aufgeführten  Ge¬ 
genstände  erzeugt,  gebraucht  oder  verarbeitet  werden, 
soweit  die  Vorräte  sich  in  ihrem  Gewahrsam  befinden, 
oder  die  solche  Gegenstände  aus  Anlaß  ihres  Wirtschafts¬ 
betriebes,  ihres  Handelsbetriebes  oder  sonst  des  Erwerbes 
wegen  für  sich  oder  für  andere  in  Gewahrsam  haben, 
oder  bei  denen  sich  solche  Gegenstände  unter  Zollauf¬ 
sicht  befinden ; 

b)  alle  Kommunen,  öffentlich-rechtlichen  Körper¬ 
schaften  und  Wrbände,  in  deren  Betrieben  solche  Ge¬ 
genstände  erzeugt,  gebraucht  oder  verarbeitet  werden, 
oder  die  solche  Gegenstände  in  Gewahrsam  haben,  oder 
bei  denen  sie  sich  unter  Zollaufsicht  befinden ; 

c)  Personen,  welche  zur  Wiederveräußerung  oder  Ver¬ 
arbeitung  durch  sie  oder  andere  bestimmte  Gegenstände 
der  in  §  2  aufgeführten  Art  in  Gewahrsam  genommen 
haben,  auch  wenn  sie  im  übrigen  kein  Handelsgewerbe 
betreiben ; 

d)  alle  Empfänger  (der  unter  a  bis  c  bezeichneten 
Art)  solcher  Gegenstände  nach  Empfang  derselben,  falls 
die  Gegenstände  sich  am  Meldetag  auf  dem  Versand 
befinden  und  nicht  bei  einem  der  unter  a  bis  c  aufge¬ 
führten  Unternehmer,  Personen  u.  s.  w.  in  Gewahrsam 
oder  unter  Zollaufsicht  gehalten  werden ; 

e)  auch  diejenigen  Personen,  Gesellschaften  u.  s.  w., 
deren  Vorräte  durch  schriftliche  Einzelverfügung  be¬ 
schlagnahmt  worden  sind. 

Von  der  Verordnung  betroffen  sind  hiernach  insbe¬ 
sondere  nachstehend  aufgeführte  Betriebe  und  Personen: 

gewerbliche  Betriebe:  Chemische  Fabriken,  Spreng- 
stoffabriken  und  alle  Betriebe,  die  Chemikalien  herstellen 
oder  verarbeiten ; 

Handelsbetriebe:  Kaufleute,  Lagerhalter,  Spediteure, 
Kommissionäre  u.  s.  w. ; 

wirtschaftliche  Betriebe:  Landwirte  u.  s.  w. 

Sind  in  dem  Bezirke  der  verordnenden  Behörde  neben 
der  Hauptstelle  Zw’eigstellen  vorhanden  (Zweigfabriken, 
Filialen,  Zweigbureaus,  Nebengüter  u.  dgl.),  so  ist  die 
Hauptstelle  zur  Meldung  und  zur  Durchführung  der  Be¬ 
schlagnahmebestimmungen  auch  für  diese  Zweigstellen 
verpflichtet.  Die  außerhalb  des  genannten  Bezirks  (in 
welchem  sich  die  Hauptstelle  befindet)  ansässigen  Zweig¬ 
stellen  gelten  als  selbständige  Betriebe. 

§4.  Ausnahmen  von  der  Verordnung. 
Ausgenommen  von  dieser  Verordnung  sind  solche  im 
§  3  gekennzeichneten  Personen,  Gesellschaften  u.  s.  w., 
deren  Vorräte  (einschließlich  derjenigen  in  sämtlichen 
Zweigstellen,  die  sich  im  Bezirk  der  verordnenden  Be¬ 
hörde  befinden)  am  31.  Juli  1915  geringer  sind  als  die 
in  der  Verordnung  aufgeführten  Mengen.  Auch  diese 
Personen  sind  auf  besonderes  Verlangen  der  zuständigen 
Behörde  zur  Meldung  ihrer  Vorräte  oder  zu  Fehl¬ 
meldungen  verpflichtet.  Für  Zugänge  gilt  die  Bestimmung 
des  §  I  c. 

§  5.  Besondere  Bestimmungen,  a)  Die 
Verwendung  der  beschlagnahmten  Bestände  hat  in  vor¬ 
geschriebener  Weise  zu  erfolgen. 

b)  1.  Die  Verarbeitung  beschlagnahmter  Stoffe  zu 
anderen  beschlagnahmten  Stoffen  (z.  B.  Umwandlung 
von  Salpeter  in  Salpetersäure,  Zinkblende  in  Schwefel¬ 
säure,  Salpetersäure  in  Ammoniaksalpeter)  ist  den  Ver¬ 
brauchern  nur  auf  Grund  von  Umwandlungserlaubnis- 
Scheinen  der  Kriegsrohstoffabteilung  des  preußischen 
Kriegsministeriums  gestattet. 

11.  Verkauf  beschlagnahmter  Bestände  wird  durch  die 
Kriegsrohstoffabteilung  des  preußischen  Kriegsministe¬ 


riums  gestattet  für  unentbehrlich  erscheinende  Mengen 
monatlich  auf  Antrag. 

HL  Die  Lieferung  (Lagerwechsel)  beschlagnahmter 
Mengen  ist  nur  auf  Grund  von  \'ersanderlaubnisscheinen 
der  Kriegsrohstoffabteilung  des  preußischen  Kriegsmini¬ 
steriums  gestattet.  Der  Versanderlaubnisschein  berechtigt 
zur  Lieferung,  ohne  daß  der  Liefernde  zu  einer  Prüfung 
der  ordnungsmäßigen  \"erwendung  bei  dem  Empfänger 
verpflichtet  ist. 

Der  nicht  verbrauchte  Teil  der  freigegebenen  Menge 
verfällt  mit  Ablauf  des  letzten  Gültigkeitstages,  auf  den 
der  Ereigabeschein  lautete,  erneut  der  Beschlagnahme. 

d)  Für  den  Handel,  auch  mit  freigegebenen  Mengen, 
sind  die  vom  Bundesrat  oder  Reichskanzler  oder  von  den 
verordnenden  Militärbehörden  etwa  festgesetzten  Preis¬ 
grenzen  maßgebend ;  Ausnahmen  bedürfen  der  Zustim¬ 
mung  derjenigen  Behörde,  welche  zur  Bewilligung  von 
Ausnahmen  von  Höchstpreisen  ermächtigt  ist. 

Jede  andere  Verw'endung  und  Verfügung  ist  verboten. 

§  6.  M  e  1  d  e  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  Die  von  dieser 
Verordnung  betroffenen  \"orräte  sind  monatlich  zu 
melden. 

Die  erste  Meldung  hat  auf  einem  Meldeschein  bis  zum 
IO.  August  1915  zu  erfolgen  und  ist  an  die  Kriegschemi- 
kalien-Aktiengesellschaft  in  Berlin  zu  richten. 

Die  Kriegschemikalien-Aktiengesellschaft  würd  an  die¬ 
jenigen  Firmen,  die  im  Juli  Vorräte  gemeldet  haben, 
Meldescheine  für  die  Monate  August,  September  und 
Oktober  versenden.  Meldepflichtige,  die  bis  zum  5.  August 
dieses  Jahres  keine  Meldescheine  erhalten,  haben  solche 
am  6.  August  von  der  Kriegschemikalien-Aktiengesell- 
schaft  schriftlich  einzufordern.  Die  verlangten  Meldungen 
über  Vorräte,  Abgänge  u.  s.  w.  sind  deutlich  in  den  auf 
dem  Meldeschein  befindlichen  Spalten  anzugeben.  In  den¬ 
jenigen  Fällen,  in  welchen  genaue  Ermittlung  des  Ge- 
w’ichts  durch  Verwiegen  mit  unverhältnismäßigen 
Schwierigkeiten  verbunden  ist,  können  die  Gewichte  nach 
dem  Lagerbuch  oder  nach  Belegen  aufgegeben  werden. 
Die  Belege  müssen  zur  Nachprüfung  bereitgehalten 
werden. 

Weitere  Mitteilungen  darf  der  Meldeschein  nicht  ent¬ 
halten.  Nur  solche  Bestandsmeldungen,  die  auf  dem  vor¬ 
geschriebenen  Meldeschein  gemacht  werden,  gelten  als 
ordnungsmäßig  abgegeben. 

Die  späteren  Meldungen  über  Vorräte,  Abgänge  u.  s.  w. 
sind  in  gleicher  Weise  monatlich,  pünktlich  bis  zum  10. 
jedes  Monats,  an  die  Kriegschemikalien-Aktiengesell- 
schaft  einzureichen,  von  der  die  Übersendung  der  hierzu 
erforderlichen  Meldescheine  an  diejenigen  Firmen  un¬ 
aufgefordert  erfolgen  wird,  die  im  August  Vorräte  an 
Chemikalien  gemeldet  haben.  Andere  Firmen  haben  die 
Scheine  einzufordern. 

§  7.  LT  m  f  a  n  g  der  Meldung.  Außer  den  An¬ 
gaben  über  die  Vorratsmengen  ist  anzugeben,  wem  die 
fremden  Vorräte  gehören,  die  sich  im  Gewahrsam  des 
Auskunftspflichtigen  (§§  3  und  4)  befinden. 

§  8.  L  a  g  e  r  b  u  c  h.  Jeder  Meldepflichtige  hat  ein 
Lagerbuch  einzurichten,  aus  dem  jede  Änderung  der 
Vorratsmengen  und  ihre  Verwendung  ersichtlich  sein 
muß. 

Zur  Feststellung,  ob  die  Angaben  richtig  gemacht  sind, 
werden  im  Auftrag  des  Kriegsministeriums  Beauftragte 
der  Polizei-  und  Militärbehörden  die  Vorratsräume  unter¬ 
suchen  und  die  Bücher  der  zur  Auskunft  Verpflichteten 
prüfen. 

Bestandserhebung  für  Baumwolle  und  Baum¬ 
wollenerzeugnisse  (halbwollene  und  wollene 
Männerunterkleidung  eingeschlossen).  Eine  Ver¬ 
fügung  des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums 
—  Nr.  W.  H.  384/7.  15.  K.  R.-A.  —  bestimmt:  --- 
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§  I.  Inkrafttreten  der  Verordnung.  Die 
Verordnung  tritt  am  2.  August  1915,  nachts  12  Uhr,  in 
Kraft. 

§  2.  Von  der  V'erordnung  betroffene 
Gegenstände.  Von  der  Verordnung  betroffen  sind 
sämtliche  Vorräte  (einerlei  ob  Vorräte  einer,  mehrerer 
oder  sämtlicher  Klassen  vorhanden  sind)  an  folgenden 
Gegenständen : 

1.  Rohbaumwolle  und  Baumwollabfälle,  unverarbeitet 
oder  in  Verarbeitung  begriffen ; 

2.  Garne,  ganz  oder  vorwiegend  aus  Baumwolle,  einfach 
oder  gezwirnt ; 

3.  Baumwollweb-  und  -Wirkstoffe  und  zwar; 

a )  Baumwollstoffe  nach  Vorschrift  der  Heeres-  und 
der  Marineverwaltung, 

b )  fertige  Männerunterkleidung  aus  Baumwolle,  Halb¬ 
wolle,  und  reiner  Wolle,  gewirkt,  gestrickt  oder  aus  Web¬ 
stoff  hergestellt, 

c)  baumwollene  Stoffe  für  technische  Zwecke  und  Sani¬ 
tätsausrüstung,  auch  Watte, 

d)  rohe  und  gebleichte  Baumwollstoffe,  bei  denen 
Garne  unter  N.  44  englisch  verwendet  sind, 

e)  farbige  Baumwollstoffe,  buntgewebt  oder  bedruckt. 

§  3.  \^on  der  V'erordnung  betroffene 

Personen,  Gesellschaften  u.  s.  w.  Von  dieser 
Verordnung  werden  betroffen: 

a)  alle  gewerblichen  Unternehmer  und  Firmen,  in  deren 
Betrieben  die  in  §  2  aufgeführten  Gegenstände  erzeugt, 
gebraucht  oder  verarbeitet  werden,  soweit  die  Vorräte 
sich  in  ihrem  Gewahrsam  oder  bei  ihnen  unter  Zollauf¬ 
sicht  befinden ; 

b)  alle  Personen  und  Firmen,  die  solche  Gegenstände 
aus  Anlaß  ihres  Wirtschaftsbetriebs,  ihres  Handelsbe¬ 
triebs  oder  sonst  des  Erwerbes  wegen  für  sich  oder  für 
andere  in  Gewahrsam  haben,  oder  wenn  sie  sich  bei  ihnen 
unter  Zollaufsicht  befinden; 

c)  alle  Kommunen,  öffentlich-rechtlichen  Körper¬ 
schaften  und  Verbände,  in  deren  Betrieben  solche  Gegen¬ 
stände  erzeugt,  gebraucht  oder  verarbeitet  werden,  oder 
die  solche  Gegenstände  in  Gewahrsam  haben,  soweit  die 
Vorräte  sich  in  ihrem  Gewahrsam  oder  bei  ihnen  unter 
Zollaufsicht  befinden; 

d)  Personen,  welche  zur  Wiederveräußerung  oder  Ver¬ 
arbeitung  durch  sie  oder  andere  bestimmte  Gegenstände 
der  in  §  2  aufgeführten  Art  in  Gewahrsam  genommen 
haben,  auch  wenn  sie  kein  Handelsgewerbe  betreiben ; 

e)  alle  Empfänger  (der  unter  a  bis  d  bezeichneten  Art) 
solcher  Gegenstände  nach  Empfang  derselben,  falls  die 
Gegenstände  sich  am  Meldetag  auf  dem  Versand  befinden 
und  nicht  bei  einem  der  unter  a  bis  d  aufgeführten  Unter¬ 
nehmer,  Personen  u.  s.  w.  in  Gewahrsam  oder  unter  Zoll¬ 
aufsicht  gehalten  werden. 

Von  der  Verordnung  betroffen  sind  hiernach  insbe¬ 
sondere  nachstehend  aufgeführte  Betriebe  und  Personen: 

gewerbliche  Betriebe:  Baumwollspinnereien,  Baumwoll- 
. Zwirnereien,  Baumwollwebereien,  Baumwollwirkereien, 
Färbereien,  Bleichereien,  Zeugdruckereien,  Watte¬ 
fabriken,  Verbandstof  fabriken,  Seilerwarenfabriken, 
Deckenfabriken,  Treibriemenfabriken  u.  s.  w., 

Handelsbetriebe:  Baumwollhändler,  Garnhändler, 

Lagerhalter,  Spediteure,  Kommissionäre  u.  s.  w.,  Kon¬ 
fektionsgeschäfte,  Schneidereigeschäfte,  Großhändler 
u.  s.  w. 

Sind  in  dem  Bezirke  der  verordnenden  Behörde  neben 
der  Hauptstelle  Zweigstellen  vorhanden  (Zweigfabriken, 
Filialen,  Zweigbureaus  u.  dgl.),  so  ist  die  Hauptstelle 
zur  Meldung  und  zur  Durchführung  der  Beschlagnahme¬ 
bestimmungen  auch  für  die  Zweigstellen  verpflichtet.  Die 
außerhalb  des  genannten  Bezirkes  (in  welchem  sich  die 
.Hauptstelle  befindet)  ansässigen  Zweigstellen  haben 
•einzeln,  zu  .melden,.  . 


§  4.  Meldepflicht.  Die  von  dieser  Verordnung 
betroffenen  Gegenstände  sind  von  den  in  §  3  Bezeich¬ 
neten  (Meldepflichtigen)  nach  Maßgabe  der  nach¬ 
stehenden  Bestimmungen  zu  melden. 

Die  erste  Meldung  ist  für  die  am  2.  August  1915, 
nachts  12  Uhr,  vorhandenen  Vorräte  bis  zum  12.  August 
zu  erstatten. 

Die  folgenden  Meldungen  sind  für  die  bei  Beginn  des 
ersten  Tages  eines  jeden  zweiten  Monats  vorhandenen 
Vorräte  bis  zum  10.  des  betreffenden  Monats  —  bei  der 
zweiten  Meldung  demnach  bis  zum  10.  Oktober  1915  — • 
zu  erstatten. 

Bei  der  ersten  Meldung  sind  die  Vorräte  von  sämt¬ 
lichen  in  §  2  aufgeführten  Gegenständen  anzugeben ;  bei 
den  folgenden  Meldungen  nur  die  Vorräte  der  in  §  2 
unter  Ziffer  i  und  2  aufgeführten  Gegenstände. 

§  5.  Meldescheine.  Die  Meldungen  haben  unter 
Benutzung  der  amtlichen  Meldescheine  für  Baumwolle 
und  Baumwollerzeugnisse  zu  erfolgen.  Die  Meldescheine 
für  die  erste  Bestandmeldung  sind  unverzüglich  nach 
erfolgter  Bekanntmachung  gegenwärtiger  Verordnung, 
für  die  späteren  Meldungen  rechtzeitig  bei  dem  könig¬ 
lichem  Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung,  Web¬ 
stoffmeldeamt,  Berlin  SW  48,  Verlängerte  Hedemann¬ 
straße  II,  zu  verlangen;  die  Anforderung  hat  auf  einer 
Postkarte  (nicht  mit  Brief)  zu  erfolgen,  die  nichts 
anderes  enthalten  darf  als  die  Überschrift:  „Betrifft 
Meldescheine  für  Baumwolle  und  Baumwollenerzeug¬ 
nisse“  und  die  deutliche  Unterschrift  und  Firmenstempel 
mit  genauer  Adresse. 

Die  Bestände  sind  nach  den  vorgedruckten  Stoffbezeich¬ 
nungen  getrennt  anzugeben. 

In  denjenigen  Fällen,  in  denen  die  Gewichte  oder 
Mengen  nicht  ermittelt  werden  können,  sind  schätzungs¬ 
weise  Angaben  einzutragen  mit  dem  besonderen  Ver¬ 
merke,  daß  die  Angaben  geschätzt  sind. 

Sämtliche  in  den  Meldescheinen  gestellten  Fragen 
sind  genau  zu  beantworten. 

Die  Meldescheine  sind  ordnungsgemäß  frankiert  an  das 
königliche  Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung, 
Sektion  W.  H,  Berlin  SW  48,  Verlängerte  Hedemann¬ 
straße  Nr.  9/10,  einzusenden.  Auf  die  Vorderseite  der 
zur  Übersendung  von  Meldescheinen  benutzten  Brief¬ 
umschläge  ist  der  Vermerk  zu  setzen;  „Enthält  Melde¬ 
scheine  für  Baumwolle  und  Baumwollerzeugnisse“. 

§  6.  Besondere  Bestimmungen.  Die  nach 
dem  jeweiligen  Stichtag  eintreffenden,  vor  dem  Stichtag 
aber  schon  abgesandten  Vorräte  sind  vom  Empfänger 
unverzüglich  nach  Empfang  zu  melden. 

Auf  einem  Meldescheine  dürfen  nur  die  Vorräte  eines 
und  desselben  Eigentümers  und  die  Bestände  einer  und 
derselben  Lagerstelle  gemeldet  werden.  Soweit  Rohbaum¬ 
wolle  oder  Baumwollgarne  nach  dem  15.  Juni  1915  ^^s 
dem  Ausland  eingeführt  sind,  hat  der  Meldepflichtige  dies 
bei  Erstattung  der  Meldung  anzugeben  und  auf  Ver¬ 
langen  des  Kriegsministeriums,  Kriegsrohstoffabteilung, 
den  Nachweis  dafür  zu  erbringen. 

Anfragen,  die  vorliegende  Verordnung  betreffen,  sind 
an  das  Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung,  Sek¬ 
tion  W.  II,  Berlin  SW  48,  Verlängerte  Hedemann¬ 
straße  9/10,  zu  richten;  die  Anfragen  müssen  auf  dem 
Briefumschläge  sowie  beim  Eingang  des  Briefes  den 
Vermerk  enthalten:  „Betrifft  Bestandaufnahme  für 
Baumwolle  und  Baumwollerzeugnisse.“ 

Muster  der  gemeldeten  Vorräte  sind  nur  auf  be¬ 
sonders  Verlangen  dem  Kriegsministerium  zu  übersenden. 

^  7.  L  a  g  e  r  b  u  c  h.  Für  Rohbaumwolle,  Baumwoll¬ 
abfälle  und  Garne,  ferner  für  Baumwollweb-  und  Wirk¬ 
waren,  soweit  sie  auf  den  Meldescheinen  ^  A,  ^  B  und 
3  C  (auf  3  C  mit  Ausnahme  von  Nr.  6  und  Nr.  9)  auf- 
■g:efübrt  „sind,  ist  ein  Lagerbuch  einzurichten,  aus  dem 
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jede  Änderung  in  den  Vorratsmengen  und  ihre  Ver¬ 
wendung  ersichtlich  sein  muß. 

Beauftragten  der  Polizei-  und  Militärbehörden  ist 
jederzeit  die  Prüfung  des  Lagerbuches  sowie  die  Be¬ 
sichtigung  des  Betriebs  zu  gestatten. 

§  8.  Ausnahmen.  Die  Meldepflichtigen  sind  inso¬ 
weit  von  einer  Meldepflicht  und  Führung  des  Lager¬ 
buches  befreit,  als  ihre  Vorräte  (einschließlich  derjenigen 
in  sämtlichen  Zweigstellen,  die  sich  im  Bezirke  der  ver¬ 
ordnenden  Behörde  befinden)  am  2.  August  1915,  nachts 
12  Uhr,  geringer  sind  als  (Mindestvorräte); 

a)  je  300  kg  von  Rohbaumwolle  oder  Garnen,  ferner 
von  Watte, 

b )  insgesamt  3000  >11  von  zu  meldenden  Baumwoll¬ 
stoffen  (siehe  §  2),  wenn  die  Vorräte  aus  verschiedenen 
Stoffen  bestehen, 

c )  500  }]i,  wenn  die  Vorräte  nur  aus  Stoffen  einer 
einzigen  Gruppe  oder  LTntergruppe  bestehen, 

d )  insgesamt  300  Stück  von  zu  meldenden  fertigen 
Männerunterkleidern  (siehe  §  2). 

Auch  diese  Personen  sind  auf  besonderes  Verlangen 
der  verordnenden  Behörde  zur  Meldung  ihrer  Vorräte 
oder  zu  Fehlmeldungen  verpflichtet. 

In  jedem  Falle  tritt  auch  für  sie  die  Pflicht  zur 
Meldung  und  zur  Führung  eines  Lagerbuches  für  die 
gesamten  Bestände  an  dem  Tage  ein,  an  dem  die  oben 
bezeichneten  Mindestvorräte  überschritten  werden.  Ver¬ 
ringern  sich  die  Bestände  nachträglich  unter  die  ange¬ 
gebenen  Mindestvorräte,  so  bleibt  die  Pflicht  zur  Meldung 
und  Führung  des  Lagerbuches  trotzdem  bestehen. 

Herstellungsverbot,  Beschlagnahme  und  Be¬ 
standserhebung  für  Militärtuche  nebst  Aus¬ 
führungsbestimmungen  dazu.  Eine  Verfügung  des 
königlich  preußischen  Kriegsministeriums  —  Nr.  W.  1. 
vom  I.  Alai  1915,  K.  R.  A.  —  lautet: 

Nachstehende  Verfügung  wdrd  hiermit  zur  allgemeinen 
Kenntnis  gebracht.  Jede  Übertretung  (worunter  auch 
verspätete  oder  unvollständige  Meldung  fällt)  sowie 
jedes  Anreizen  zur  Übertretung  der  erlassenen  Vor¬ 
schriften  wird,  soweit  nicht  nach  den  allgemeinen  Straf¬ 
gesetzen  höhere  Strafen  verwirkt  sind,  nach  §  9, 
Ziffer  b,  des  ,, Gesetzes  über  den  Belagerungszustand 
vom  4.  Juni  1851“  (oder  Artikel  4,  Ziffer  2,  des 
bayerischen  Gesetzes  über  den  Kriegzustand  vom  5.  No¬ 
vember  1912)  sowde  nach  §  5  der  Bekanntmachung  über 
Vorratserhebungen  vom  2.  Februar  1915  (R.-G.-Bl. 

S.  54)  außer  mit  Konfiskation  der  Vorräte  und 
Schließung  des  Betriebs  mit  Gefängnis  bis  zu  einem 
Jahre  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M.  bestraft. 

Die  Verfügung  tritt  am  15.  Mai  1915,  mittags  12  Uhr, 
in  Kraft. 

Herstellungsverbot.  §  i.  Die  Herstellung 
von  Militärtuchen,  d.  h.  Woll-  oder  Halbwollgeweben 
irgendwelcher  Art  und  Farbe,  die  zu  Uniformbeklei¬ 
dungsstücken  für  Offiziere  oder  Mannschaften  in  Be¬ 
tracht  kommen  können  —  im  nachstehenden  kurz 
Militärtuche  genannt  —  ist  nach  dem  15.  Mai 
1915  verboten.  Die  bis  zum  15.  Mai  1915  in  der 
Weberei  auf  Stühlen  eingerichteten  und  auf  Bäumen 
vorbereiteten  Ketten  dürfen  bis  spätestens  30.  Juni  1915 
abgewebt  werden  (in  den  Meldescheinen  als  ,,roh“  aufzu¬ 
führen). 

Fertiggewebte  Militärtuche  müssen  bis  spätetstens 
31.  Juli  1915  appretiert  sein.  Soweit  dies  in  der  eigenen 
Fabrik  oder  in  der  derzeitigen  Lagerstelle  nicht  möglich 
ist,  müssen  die  Waren  nach  endgültiger  Fertigstellung  an 
die  in  dem  Meldeschein  angeführte  Lagerstelle  zurück¬ 
geführt  werden.  Ist  dies  untunlich,  muß  die  neue  Lager¬ 
stelle  dem  Meldeamt  angezeigt  werden. 

§  2.  Nach  dem  15.  Mai  1915  ist  die  Herstellung  von 
Militärtuchen  auf  Grund  alter  Lieferungsverträge  nur 


solchen  Fabrikanten  gestattet,  die  bereits  unmittelbare 
Aufträge  haben: 

a )  vom  Bekleidungsbeschaffungsamt, 

b )  von  dem  Kriegstuchverband, 

c)  von  dem  Kriegsweberverband, 

d)  von  einem  deutschen  Kriegsbekleidungsamt, 

e)  von  Personen,  die  eine  Bescheinigung  des  Beklei¬ 
dungsbeschaffungsamtes  oder  eines  deutschen  Kriegs¬ 
bekleidungsamtes  beibringen,  aus  der  hervorgeht,  daß 
Lieferungsverpflichtungen  gegenüber  einem  dieser  Ämter 
bestehen. 

Neue  Herstellungs-  und  Lieferungsverträge  für 
Militärtuche  dürfen  nach  dem  Datum  der  Bekanntgabe 
dieser  Verfügung  nur  vom  Bekleidungsbeschaffungs¬ 
amt  abgeschlossen  werden. 

Beschlagnahme.  §  3.  Beschlagnahmt  und  der 
Verfügungsberechtigung  der  Eigentümer  entzogen  sind 
sämtliche  Vorräte  von  Militärmannschaftstuchen  irgend¬ 
welcher  Herstellungsart  in  rohem,  halbfertigem  und 
fertigem  Zustand  (Manteltuch,  Rocktuch,  Hosentuch) 
in  grau,  feldgrau  und  graugrün. 

Ausgenommen  von  dieser  Beschlagnahme  sind: 

1.  alle  Mengen  von  Militärtuchen,  für  die  Lieferungs¬ 
verträge  bestehen  mit: 

a )  dem  Bekleidungsbeschaffungsamt, 

b )  dem  Kriegstuchverband, 

c)  dem  Kriegsweberverband, 

d )  einem  deutschen  Kriegsbekleidungsamt, 

e)  Personen,  die  eine  Bescheinigung  des  Bekleidungs¬ 
beschaffungsamtes  oder  eines  deutschen  Kriegsbeklei¬ 
dungsamtes  besitzen,  aus  der  hervorgeht,  daß  Lieferungs¬ 
verpflichtungen  gegenüber  einem  dieser  Ämter  bestehen, 
gleichviel,  ob  diese  Mengen  bereits  vorhanden  sind  oder 
gemäß  §  2  erzeugt  werden  sollen; 

2.  bereits  zur  Verarbeitung  zugeschnittene  Vorräte; 

3.  diejenigen  Vorräte,  die  in  einer  und  derselben  Waren¬ 
gattung  (Qualität)  eine  Menge  von  180  w  bei  doppelt 
breiter  Ware,  360  m  bei  einfach  breiter  Ware  nicht 
erreichen ; 

4.  diejenigen  Waren,  die  in  der  Normalbreite  von 
140  cm  zwischen  den  Leisten  ein  Gewicht  von  weniger 
als  600  g  für  den  laufenden  Meter  haben; 

5.  Offizierstuche  (siehe  §  5,  3). 

M  e  1  d  e  pf  1  i  c  h  t.  §  4.  Zur  Meldung  verpflichtet  sind 
alle  Personen,  Behörden  oder  Gesellschaften,  die  Militär¬ 
tuche  für  sich  oder  für  andere  in  Besitz  oder  Gewahrsam 
haben  oder  sie  erzeugen  oder  verarbeiten. 

§  5.  Meldepflichtig  sind: 

1.  alle  Mengen  an  Mannschaftstuchen,  sow'eit  sie 
nach  §  3  der  Beschlagnahme  unterliegen ; 

2.  alle  Mengen  an  Mannschaftstuchen  in  grau,  feld¬ 
grau  und  graugrün  unter  180  m  in  doppelter  Breite, 
beziehungsweise  360  m  in  einfacher  Breite  einer  und 
derselben  Warengattung  (Qualität)  oder  im  Gewichte 
von  weniger  als  600  g  für  den  laufenden  m  (bei  140  cm 
Breite  (siehe  §  3,  Abs.  3  u.  4).  Eine  Teilung  der  Vor¬ 
räte  einer  Warengattung  ist  verboten; 

3.  Offizierstuche,  d.  h.  wollene  Uniformstoffe  feinerer 
Qualitäten,  z.  B.  feine  Trikotstoffe,  feine  Cordstoffe, 
feine  Kammgarnstoffe  und  feine  Tuche,  die  für  Mann¬ 
schaftsdienstbekleidung  im  allgemeinen  nicht  verwendet 
werden,  in  rohem,  halbfertigem  oder  fertigem  Zustand 
in  grau,  feldgrau  und  graugrün,  soweit  sie  noch  nicht 
zur  Verarbeitung  zugeschnitten  sind  und  sich  zur  Her¬ 
stellung  von  Offiziersbekleidungsstücken  eignen; 

4.  diejenigen  Mengen,  für  welche  Lieferungsverträge 
im  Sinne  des  §  3,  Abs.  i,  bestehen. 

Die  unter  2,  3  und  4  aufgeführten  Vorräte  sind  nur 
meldepflichtig,  nicht  beschlagnahmt. 

Meldebestimmungen.  §  6.  Die  Meldung  hat 
unter  Benutzung  der  amtlichen  Meldescheine  für  Tuche 
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zu  erfolgen,  wofür  Vordrucke  in  den  Postanstalten  i.  und 

2.  Klasse  erhältlich  sind. 

Auf  einem  Meldescheine  dürfen  nur  die  Vorräte  eines 
und  desselben  Eigentümers  gemeldet  werden.  Die  Be¬ 
stände  sind  für  jede  Warengattung  getrennt  aufzu¬ 
geben. 

Weitere  Mitteilungen  irgendwelcher  Art  darf  die 
Meldung  nicht  enthalten.  Alle  die,  die  Militärtuche  nur 
in  Gewahrsam  haben,  ohne  Eigentümer  zu  sein,  brauchen 
nur  die  von  ihnen  verwahrten  Mengen  und  den  oder  die 
Eigentümer  dieser  anzugeben.  Ist  über  eine  Warenliefe¬ 
rung  zwischen  zwei  Personen  ein  Rechtsstreit  entstanden 
und  noch  nicht  entschieden,  so  ist  diejenige  Person  zur 
ausführlichen  Meldung  in  obenstehendem  Sinne  ver¬ 
pflichtet,  die  die  Ware  besitzt  oder  einem  Lagerhalter 
kalter  zur  Verfügung  eines  anderen  übergeben  hat. 

§  7.  Von  jeder  Warengattung  ist  von  dem  Eigentümer 
ein  Muster  beizufügen: 

.  a)  von  Mannschaftstuchen  in  Warenmengen  von  mehr 
als  180  in  (doppelte  Breite)  einer  Warengattung,  in 
Grüße  von  50  on  Länge,  70  cm  Breite  mit  einer  Leiste 
(25  X  140  ^i'id  zwecklos)  ; 

b)  von  Mannschaftstuchen  in  Mengen  von  weniger 
als  180  m  (doppelte  Breite),  in  Größe  von  20  cm  Länge 
und  25  cm  Breite. 

Von  Offizierstuchen  sind  keine  Muster  einzusenden. 
Die  Muster  sind  an  der  Seite  der  Leiste  mit  einem  gut 
befestigten  Papier-  oder  Pappzettel  zu  versehen,  auf  dem 
der  Name,  der  Wohnort  und  Straße  des  Eigentümers, 
Stoffbezeichnung  (Dessin)  mit  deutlicher  Schrift  ver¬ 
merkt  sind. 

§  8.  Den  Meldepflichtigen  wird  empfohlen,  das 

Zeugnis  eines  staatlichen  Materialprüfungsamtes  oder 
einer  unter  behördlicher  Aufsicht  stehenden  Prüfungs¬ 
stelle  (Konditionieranstalt),  die  zur  Führung  eines  Amts¬ 
siegels  berechtigt  ist,  beizufügen,  da  hierdurch  eine 
schnellere  Bearbeitung  und  Erledigung  der  Meldungen 
(Übernahme  seitens  der  Militärbehörde  oder  Freigabe) 
ermöglicht  wird. 

Die  Zeugnisse  haben  folgende  Punkte  zu  enthalten; 

a)  Bezeichnung  des  Stoffes, 

b)  Fadeneinstellung  in  Kette  und  Schuß  auf  i  dm^, 

c)  Reißfestigkeit  in  Kett-  und  Schußrichtung  in  kg 
(Versuchsstreifen  9  cm  breit  doppelt  zusammengelegt 
und  30  cm  freie  Länge  zwischen  den  Klappen), 

d)  Dehnung  in  Prozenten, 

e)  Gewicht  auf  i  dni^, 

f)  Material  unter  Feststellung  des  Anteils  tierischer 
und  pflanzlicher  Spinnstoffe. 

§  9.  Meldeschein  und  Muster  sind  getrennt  an  das 
Wollgewerbeemeldeamt  des  königlichen  Kriegsmini¬ 
steriums,  Berlin,  SW  48,  Verlängerte  Hedemannstraße 
Nr.  II,  vorschriftsmäßig  ausgefüllt  bis  zum  31.  Mai 
1915  einschließlich  einzureichen.  Prüfungszeugnisse  mit 
angesiegeltem  Muster  können  bis  15.  Juni  1915  nach¬ 
geliefert  werden;  dies  ist  im  Meldeschein  anzugeben. 

Alle  Anfragen,  welche  die  vorliegende  Verfügung  be¬ 
treffen,  sind  in  gesonderten  Briefumschlägen  an  das 
Meldeamt  zu  richten. 

.  §  IO.  Jeder  Meldepflichtige  hat  ein  Lagerbuch  ein¬ 
zurichten,  aus  dem  jede  Änderung  der  Vorratsmengen 
und  ihre  Verwendung  ersichtlich  sein  muß. 

Zur  Ermittlung  richtiger  Angaben  werden  im  Auftrag 
des  Kriegsministeriums  Beamte  der  Polizei-  und  Militär¬ 
behörden  die  Vorratsräume  untersuchen  und  die  Bücher 
der  zur  Auskunft  Verpflichteten  prüfen. 

Herstellungsverbot  für  Erzeugnisse  aus  Bast¬ 
fasern  (Jute,  Flachs,  Ramie,  europäischer  Hanf  und 
überseeischer  Hanf).  Eine  Verfügung  des  königlich 
preußischen  Kriegsministeriums  —  Nr.  W.  1.  455/7. 
15.  K.  R.-A.  —  lautet: 


Nachstehende  Verordnung  wird  hiermit  zur  all¬ 
gemeinen  Kenntnis  gebracht  mit  dem  Bemerken,  daß 
jede  Übertretung  sowie  jedes  Anreizen  zur  Über¬ 
tretung  der  erlassenen  Vorschrift,  soweit  nicht  nach 
den  allgemeinen  Strafgesetzen  höhere  Strafen  ver¬ 
wirkt  sind,  nach  §  9,  Ziffer  b,  des  Gesetzes  über  den 
Belagerungszustand  vom  4.  Juni  1851  oder  Artikel  2 
des  Bayerischen  Gesetzes  über  den  Kriegszustand  vom 
5.  November  1912  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  be¬ 
straft  wird. 

§  I.  Inkrafttreten  der  Verordnung.  Die 
Verordnung  tritt  am  15.  August  1915  in  Kraft. 

§  2.  Von  dem  H  e  r  s  t  e  1  1  u  n  g  s  v  e  r  b  o  t  e  be¬ 
troffene  Gegenstände.  Bis  auf  weiteres  dürfen 
folgende  ausschließlich  oder  vorwiegend  aus  Bastfasern 
in  rohem,  ganz  oder  teilweise  gebleichtem,  kremiertem 
oder  gefärbtem  Zustand  herzustellende  Halb-  und  Fertig¬ 
erzeugnisse  nicht  mehr  angefertigt  werden: 

1.  Garne,  feiner  als  die  Leinengarnnummer  30  englisch 
und  gröber  als  Nr.  i  englisch. 

2.  Alle  Seilerwaren,  wie  Bindfaden,  Kordel,  Schnüre, 
Bindegarne,  Stricke,  Leinen,  Seile,  Taue,  Transport¬ 
bänder,  Bandseile,  Gurte. 

3.  Gewebe  für  Leib-  und  Bettwäsche,  Haus-  und 
Tischwäsche,  zu  welchen  für  die  Kette  oder  den  Schuß 
Garne  feiner  als  Leinengarnnummer  30  englisch  zu  ver¬ 
wenden  sind,  und  zu  deren  Herstellung  mehr  als  fünf 
Schäfte  oder  die  Jaccjuardmaschine  benötigt  werden. 

4.  Kleider-  und  Futterstoffe,  zu  welchen  für  die  Kette 
oder  den  Schuß  Garne  feiner  als  Leinengarnnummer 
30  englisch  zu  verwenden  sind  und  zu  deren  Herstellung 
mehr  als  fünf  Schäfte  oder  die  Jacquardmaschine  be¬ 
nötigt  werden. 

5.  Stoffe  für  Inneneinrichtung: 

Matratzendrelle,  Bettvorlagen,  Wandbespannungsstoffe, 
Tapezierstoffe,  Möbeldrelle,  Läuferstoffe,  Möbelplüsche, 
Tisch-  und  sonstige  Decken,  Vorhangsstoffe,  Fellstoffe, 
Gardinen  aller  Art. 

6.  Stoffe  für  technische  Zwecke: 

Säcke,  Verpackungsstoffe,  Preßtücher,  Seihtücher, 
Riemen,  Segeltuche,  Plane  aller  Art,  Zeltstoffe, 
Schläuche,  Packungen. 

7.  Bänder,  Litzen,  Gurte,  Besatzartikel  und  Posamenten. 

8.  Wirkwaren  aller  Art. 

Das  Verbot  erstreckt  sich  auch  auf  solche  Gegen¬ 
stände,  welche  den  unter  i — 8  aufgezählten  Ver¬ 
wendungszwecken  dienen  und  den  aufgeführten  Stoffen 
im  wesentlichen  gleich  sind,  jedoch  unter  anderer  Be¬ 
zeichnung  gehandelt  werden. 

Zu  den  Bastfasern  im  Sinne  dieser  Verordnung  ge¬ 
hören;  Jute,  Flachs,  Ramie,  europäischer  Hanf,  die 
außereuropäischen  Hanfe,  wie  Manilahanf,  Sisalhanf, 
die  indischen  Planfarten,  Neuseelandflachs  und  andere 
Seilerfasern;  ferner  alle  bei  der  Bearbeitung  der  Fasern 
entstehenden  Wergarten  und  spinnfähigen  Abfälle. 

§  3.  Von  dem  Herstellungsverbote  nicht 
betroffene  Bastfasererzeugnisse.  Die 
Herstellung  feinerer  Garne  als  Leinengarnnummer  30 
englisch  ist  erlaubt,  wenn  sie  nachweislich  zur  Anferti¬ 
gung  von  Nähfäden  und  Nähgarnen  bestimmt  sind. 

Die  Herstellung  der  unter  das  Verbot  fallenden  Web¬ 
waren  ist  auch  fernerhin  erlaubt,  wenn  hierzu  ausschließ¬ 
lich  Garne  feiner  als  Leinengarnnummer  50  englisch 
einfach  Verwendung  finden. 

Seilerwaren  dürfen  in  den  handwerksmäßig  geführten 
Betrieben  auch  zukünftig  angefertigt  werden,  jedoch 
ausschließlich  zur  Aufarbeitung  der  bei  Veröffentlichung 
dieser  Verordnung  vorhandenen  Rohstoffe  oder  Halb¬ 
erzeugnisse. 

Alle  für  Jute  und  Juteerzeugnisse  bestehenden  Be¬ 
stimmungen,  betreffend  Beschlagnahme  (Verfügungs¬ 
beschränkung),  bleiben  in  Wirksamkeit. 
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§  4.  Regelung  der  Erzeugnisse  für 

K  r i e  g  s 1  i  e  f  e  r  u  n  g  e  n  und  der  Erzeugnisse 
aus  e  i  n  g  e  f  ü  h  r  t  e  n  Bastfasern  und  II  a  Ib¬ 
er  z  e  u  g  n  i  s  s  e  n.  I.  Das  Verbot  erstreckt  sich  nicht 
auf  Seiler-,  Web-  und  Wirkwaren  irgendwelcher  Art, 
welche  nachweislich  zur  Erfüllung  von  unmittelbaren 
oder  mittelbaren  Auftrcägen  auf  Kriegslieferungen  dienen. 
Kriegslieferungen  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind; 

(7 )  alle  von  folgenden  Stellen  in  Auftrag  gegebenen 
Lieferungen: 

deutsche  M i litärbehörden, 
deutsche  Reichsmarinebehörden, 
deutsche  Reichs-  und  Staatseisenbahnverwaltungen 
ohne  weiteres, 

b)  diejenigen  von 

deutschen  Reichs-  oder  Staats-,  Post-  oder  Tele¬ 
graphenbehörden, 

deutschen  königlichen  Bergämtern, 
deutschen  Hafenbauämtern, 

deutschen  staatlichen  und  städtischen  Medizinal¬ 
behörden, 

andern  deutschen  Reichs-  oder  Staatsbehörden 
in  Auftrag  gegebenen  Lieferungen,  die  mit  dem  V er- 
merke  versehen  sind,  daß  die  Ausführung  der  Lieferung 
im  Interesse  der  Landesverteidigung  nötig  und  unersetz¬ 
lich  ist. 

Die  Herstellung  von  Kriegslieferungen  in  den  durch 
dieses  Herstellungsverbot  betroffenen  Warengattungen 
muß,  soweit  der  Hersteller  den  Auftrag  nicht  unmittelbar 
von  der  Behörde  erhalten  hat,  durch  ordnungsgemäße 
Ausfüllung  eines  amtlichen  „Belegscheins  für  Erzeug¬ 
nisse  aus  Bastfasern“  nachgewiesen  werden.  Soweit 
ältere  Aufträge  am  15.  August  1915  noch  nicht  voll¬ 
ständig  ausgeführt  sind,  ist  der  Hersteller  verpflichtet, 
sich  von  der  betreffenden  Behörde  durch  den  oder  die 
Zwischenhändler  einen  ordnungsgemäß  ausgefüllten 
Belegschein  zu  verschaffen. 

Belegscheine  für  Erzeugnisse  aus  Bastfasern  sind  vom 
königlichen  Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung 
Webstoff meldeamt,  Berlin,  SW  48,  Verlängerte  Hede¬ 
mannstraße  II,  zu  beziehen.  Die  auf  dem  Belegschein 
abgedruckte  Anweisung  zur  Ausfüllung  ist  genau  zu  be¬ 
achten. 

2.  Das  Verbot  erstreckt  sich  ferner  nicht  auf  Seiler-, 
Web-  und  Wirkwaren  irgendwelcher  Art,  welche  aus 
Rohstoffen  oder  Halberzeugnissen  gefertigt  werden, 
welche  nachweislich  erst  nach  dem  25.  Mai  1915  vom 
Ausland  nach  Deutschland  eingeführt  worden  sind.  Der 
Nachweis  gilt  als  geführt,  wenn  aus  der  Buchführung 
und  den  Belegen  des  Herstellers  hervorgeht,  daß  den 
Halb-  oder  Fertigerzeugnissen  gegenüber  eine  unter  An¬ 
rechnung  der  entstandenen  Abfälle  gleich  gewichtige 
Menge  Rohstoff  oder  Halberzeugnis  aus  dem  Ausland 
nach  dem  25.  Mai  eingeführt  worden  ist. 

§  5.  Zulässige  Ausnahmen  auf  Antrag. 
Im  öffentlichen  Interesse  und  zur  Aufrechterhaltung  des 
Wirtschaftslebens  können  Ausnahmen  vom  Verbote  der 
Herstellung,  insbesondere  der  in  §  2  unter  Ziffer  2 
und  6  aufgeführten  Waren  durch  das  königlich  preußi¬ 
sche  Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung,  Berlin 
SW  48,  Verlängerte  Hedemannstraße  ii,  bewilligt 
werden.  Solche  Anträge  sind  eingehend  zu  begründen 
und  erforderlichenfalls  zu  belegen. 

§  6.  Einschränkung  der  erlaubten  Her¬ 
stellung.  Die  durch  das  Herstellungsverbot  nicht 
betroffenen  Erzeugnisse  sind  überwiegend  für  die 
Deckung  des  Heeresbedarfs  geeignet.  Obwohl  demnach 
die  Herstellung  von  gewissen  Geweben  für  Heeresbedarf 
weiterhin  auch  ohne  Auftrag  erlaubt  ist,  wird  doch 
dringend  gewarnt.  Gewebe  oder  andere  Bekleidungs¬ 
artikel  für  das  Heer  herzustellen,  ohne  einen  mittelbaren 
oder  unmittelbaren  Kriegslieferungsauftrag  zu  besitzen. 


Es  besteht  sonst  die  Gefahr,  daß  Heeresbedarf  im  Über¬ 
maße  zum  Schaden  des  Herstellers  und  der  Gesamtvolks¬ 
wirtschaft  auf  Vorrat  gefertigt  wird. 

Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln.  Der  Bundesrat 
hat  am  5.  1.  M.  beschlossen,  die  Bekanntmachung  über 
den  Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln  vom  28.  Juni  1915^) 
wie  folgt  zu  ergänzen: 

1.  Dem  §  4  ist  als  Abs.  4  anzufügen:  Der  Reichs¬ 
kanzler  kann  die  weiteren  Bedingungen  der  Überlassung 
festsetzen. 

H.  Hinter  §  4  ist  einzusetzen;  §40.  Erzeuger  von 
nasser  Kartoffelpülpe  und  nassen  Biertrebern  haben  jdiese 
Futtermittel  auf  Verlangen  der  Bezugsvereinigung  zu 
trocknen,  soweit  sie  Anlagen  dazu  besitzen  und  die 
Bezugsvereinigung  die  Abnahme  zusichert. 

HL  Hinter  §  8  ist  als  neuer  Absatz  einzufügen:  Für 
bare  Auslagen  und  Transportkosten  werden  20  M.  für 
die  t  berechnet.  Die  Lieferung  hat  seitens  der  Bezugs¬ 
vereinigung  zu  einheitlichen  Preisen  frei  jeder  deutschen 
Eisenbahnstation  zu  erfolgen.  Der  Reichskanzler  kann 
die  Bedingungen  der  Überlassung  anderweit  festsetzen. 

IV.  Ira  §  12  ist  als  Abs.  3  einzufügen:  Als  Ausland 
im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt  nicht  das  besetzte 
Gebiet.  Futtermittel,  die  aus  dem  besetzten  Gebiet  ein¬ 
geführt  werden,  dürfen  nur  an  die  Bezugsvereinigung 
abgesetzt  werden. 

V.  Im  §  14  ist  als  Nr.  2  o  einzufügen;  wer  der  ihm 
nach  §  4a  obliegenden  Verpflichtung  zum  Trocknen 
nicht  nachkommt. 

Änderung  der  Verordnung,  betreffend  Ein¬ 
schränkung  der  Malzverwendung  in  den  Bier¬ 
brauereien.  Der  Bundesrat  hat  am  5.  August  1915 
folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  i.  In  die  Wrordnung,  betreffend  Einschrän¬ 
kung  der  Malzverwendung  in  den  Bierbrauereien,  vom 
15.  Februar  1915  wird  folgender  §10  eingefügt: 

,,Im  dritten  Vierteljahr  1915  dürfen  Bierbrauereien 
zur  Herstellung  von  Bier  außer  ihrer  für  dieses  Viertel¬ 
jahr  festgesetzten  Malzmenge  im  voraus  auch  bis  zur 
Hälfte  derjenigen  Malzmenge  verwenden,  die  ihnen  für 
das  vierte  V^ierteljahr  zugelassen  ist.  Sie  haben  die  hier¬ 
nach  im  voraus  verwendete  Malzmenge  der  Reichs¬ 
futtermittelstelle  bis  zum  15.  Oktober  1915  zur  Anrech¬ 
nung  auf  ihr  Gerstenkontingent  (§  27,  Abs.  i,  der  Ver¬ 
ordnung  über  den  Verkehr  mit  Gerste  aus  dem  Ernte¬ 
jahr  1915  vom  28.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  S.  384)  anzu¬ 
zeigen.“ 

Artikel  2.  Diese  V'erordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Änderung  der  Verordnung  über  Malz.  Der 

Bundesrat  hat  am  5.  August  1915  folgende  Verordnung 
erlassen: 

Artikel  i.  Tn  der  Verordnung  über  Malz  vom  17.  Mai 
1915^)  erhält  §  3,  Abs.  2  c,  folgende  Fassung: 

,,auf  Malzvorräte  einer  Bierbrauerei,  die  sich  inner¬ 
halb  der  ihr  nach  §§  i  bis  3  der  Verordnung,  betreffend 
Einschränkung  der  Malzverwendung  in  den  Bier¬ 
brauereien,  vom  15.  Februar  1915  (R.-G.-Bl.  S.  97)  zur 
Bierbereitung  für  die  Zeit  bis  zum  30.  September  1915 
und  innerhalb  der  Hälfte  der  ihr  für  das  vierte  Viertel¬ 
jahr  des  Jahres  1915  zustehenden  Malzmenge  halten.“ 

Artikel  2.  Die  im  §  3  der  Verordnung  über  Malz  vom 
17.  Mai  1915  vorgesehene  Aufforderung  kann  nach  dem 
Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  von  neuem 
erlassen  werden. 

Artikel  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

*)  Vgl.  Nr.  27  des  »Handelsmuseums«  vom  8.  Juli  1.  J.  Seite  400. 

Vgl,  Nr.  21  des  »Handelsmuseums«  vom  27.  Mai  1.  J,  Seite  312. 
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Verkehr  mit  Ölfrüchten.  Der  „Reichsanzeiger“  ver¬ 
öffentlicht  folgende  Ausführungsvorschriften  zu  der  Ver¬ 
ordnung  vom  15.  Juli  d.  J.  über  den  Verkehr  mit  Öl¬ 
früchten  und  daraus  gewonnenen  Produkten.^) 

Zu  §  2.  Die  Anzeige  ist  bis  zu  den  in  der  Verordnung 
vom  15.  Juli  1915  vorgeschriebenen  Fristen  an  die  untere 
Verwaltungsbehörde  zu  erstatten.  Die  untere  Verwal¬ 
tungsbehörde  sammelt  die  Anzeigen  und  gibt  sie  sofort 
an  den  Kriegsausschuß  für  tierische  und  pflanzliche  Öle 
und  Fette  in  Berlin,  Mauerstraße  26/28,  weiter.  Die 
Sammellisten  für  die  Anmeldungen  gehen  den  unteren 
Verwaltungsbehörden  vom  Kriegsausschuß  zu. 

Zu  §  3.  Zur  Abwicklung  seiner  Geschäfte  wird  der 
Kriegsausschuß  in  den  Bezirken  der  unteren  Verwaltungs¬ 
behörden  sich  je  nach  Möglichkeit  und  Bedarf  solcher 
Händler  bedienen,  die  bisher  schon  im  Ölfruchthandel 
dort  tätig  gewesen  sind.  Die  Preise,  welche  der  Bundes- 
lat  festgesetzt  hat,  gelten  als  angemessen  für  gesunde 
Ware  von  mindestens  mittlerer  Art  und  Güte.  Entspricht 
die  Ware  dieser  Voraussetzung  nicht,  so  hat  ein  Preis-  ' 
abschlag  einzutreten.  Die  Preise  stellen  zugleich  die 
Grenze  dar,  über  die  bei  der  Entscheidung  nicht  hinaus¬ 
gegangen  werden  darf.  Wird  dem  Eigentümer  dieser 
Preis  geboten,  so  bedarf  es,  falls  er  gleichwohl  die  Fest¬ 
setzung  des  Preises  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
"  beantragt,  vor  der  Entscheidung  einer  materiellen  Nach¬ 
prüfung  nicht.  Vor  jeder  Entscheidung  ist  der  Kriegs¬ 
ausschuß  zu  hören,  gegebenenfalls  sind  Sachverständige 
zuzuziehen.  Die  Preise  sind  Nettopreise;  die  Säcke 
werden  vom  Kriegsausschuß  oder  von  seinen  Kommissio¬ 
nären  gestellt. 

Zu  §  4.  In  den  Sammellisten  für  die  Anmeldungen  ist 
zu  vermerken,  von  welchem  Zeitpunkt  ab  der  Lieferungs¬ 
pflichtige  zur  Lieferung  bereit  ist.  Im  Zeitpunkt  des  Ge¬ 
fahrüberganges  hat  der  Eigentümer  die  Mengen,  die  er 
dem  Kriegsausschuß  liefern  soll,  von  seinen  übrigen  Be¬ 
ständen  abzusondern.  Er  hat  den  Zustand,  in  dem  sie 
sich  befinden,  durch  einen  von  der  Landwirtschafts¬ 
kammer  oder  der  entsprechenden  landwdrtschaftlichen 
Vertretung  erw'ählten  Sachverständigen  feststellen  zu 
lassen.  Befinden  sich  die  Ölfrüchte  in  unverdorbenem  Zu¬ 
stand,  so  hat  der  Eigentümer  eine  Bescheinigung  des 
Sachverständigen  hierüber  unverzüglich  dem  Kriegsaus¬ 
schuß  beizubringen.  Können  die  Sachverständigen  die  Be¬ 
scheinigung  nicht  abgeben,  so  ist  unter  ihrer  Aufsicht 
eine  Probe  von  mindestens  Y2  nehmen,  die  aus  zehn 

verschiedenen  Stellen  des  Vorrats  in  möglichst  gleichen 
Mengen  zu  ziehen  und  in  Blech-  oder  Glasverpackung 
zu  verwahren  ist.  Die  Probe  ist  zu  versiegeln  und  der 
zuständigen  landwirtschaftlichen  Versuchsstation  des  be¬ 
treffenden  Landes  oder  Landesteils  zur  Feststellung  der 
Beschaffenheit  zu  übersenden.  Die  Versuchsstation  ist 
zur  unverzüglichen  Mitteilung  des  Befundes  an  den 
Kriegsausschuß  zu  veranlassen.  Die  Kosten  fallen  dem 
Eigentümer  zur  Last. 


Gold,  rein  oder  legiert,  unbearbeitet  (Nr.  869  a); 

Gold,  rein  oder  legiert,  gemünzt  (Nr.  869  und  aus 
Nr.  870)  ; 

Gold,  rein  oder  legiert,  gewalzt,  in  Platten  und  Streifen 
(aus  Nr.  870). 

Ausfuhr  von  Käse.  Durch  Beschluß  des  schweizeri¬ 
schen  Bundesrates  vom  27.  Juli  1915  ist  das  schweizeri¬ 
sche  Volksw'irtschaftsdepartement  ermächtigt  worden; 

1.  der  Genossenschaft  schw'eizerischer  Käseexport¬ 
firmen  das  ausschließliche  Recht  zur  Ausfuhr  von  Käse 
in  Form  von  Einzelbewilligungen  oder  periodischen  Be¬ 
willigungen  zu  übertragen; 

2.  an  die  Ausfuhrbewdlligungen  alle  die  Bedingungen 
zu  knüpfen,  die  im  Interesse  der  Lebensmittelversorgung 
des  Landes  liegen. 

Italien. 

Requisition  der  Handelsschiffe.  Ein  königlich 
italienisches  Dekret  über  die  Requisition  der  Handels- 
'  schiffe  in  Italien  besagt: 

Artikel  i.  Während  des  Kriegszustandes,  und  zwar 
vom  Tage  der  angeordneten  Mobilmachung  bis  ein¬ 
schließlich  einen  Monat  nach  der  Kundmachung  des 
Friedens  wdrd  die  Entschädigung  für  die  requirierten 
Handelsschiffe  auf  die  Art  berechnet  werden,  daß  sie 
sich  auf  ungefähr  zwei  Drittel  der  laufenden  Fracht  be¬ 
läuft,  ohne  letztere  jedoch  zu  erreichen. 

Diese  Entschädigung  wird  jedoch  niemals  unter  dem 
Durchschnitt  der  im  Halbjahre  vor  dem  26.  Januar  1915 
für  die  von  der  Staatsverwaltung  requirierten  Schiffe 
gleicher  Type  entrichteten  Frachten  sinken  dürfen. 

Die  festgesetzte  Entschädigung  wird  für  jedes  Schiff 
durch  eine  Periode  von  vier  Monaten  vom  Tage  ange¬ 
fangen,  in  welchem  der  Reeder  den  Anspruch  auf  Zah¬ 
lung  der  Entschädigung  erlangt,  unbeschadet  der  Er¬ 
mächtigung  der  Staatsverwaltung,  das  Schiff  in  jedem 
Augenblick  unter  Einhaltung  der  zehntätigen  Kündi¬ 
gungsfrist  zurückstellen  zu  können,  unverändert  bleiben. 

Mit  dem  Ablauf  der  erw'ähnten  vier  Monate  wird  der 
an  diesem  Tage  geltende  Tarif  mit  Wirksamkeit  auf 
w'eitere  vier  Monate  u.  s.  w.  angew-endet  werden. 

Artikel  2.  Auf  alle  die  vor  Erlassung  der  Mobil¬ 
machungsanordnung  requirierten  Schiffe  wird  ohne  Eest- 
setzung  einer  Maximaldauer,  die  im  Artikel  i  erw'ähnte 
Entschädigung  vom  zehnten  Tage  der  genannten  An¬ 
ordnung  angefangen,  aber  in  keinem  Ealle  vor  dem  Ab¬ 
laufe  der  in  den  Requisitionsbedingungen  festgesetzten 
Minimaldauer  Anwendung  finden. 

Artikel  3.  Die  vor  der  Mobilmachungsanordnung  ah- 
geschlossenen  Requisitions-,  beziehungsweise  Schiffs¬ 
mietverträge,  bei  denen  eine  Höchstdauer  der  Schiffs¬ 
miete  festgesetzt  wurde,  werden  bis  zum  Ablauf  der 
Maximaldauer  keine  wie  immer  geartete  Abänderung 
erfahren. 

Artikel  4.  Die  im  Artikel  i  erwähnte  Entschädigung 
wird  auf  die  vor  der  angeordneten  Mobilmachung  re- 
ciuirierten  Schiffe  ohne  weiteres  Anwendung  finden,  für 
welche  die  zu  entrichtende  Entschädigung  nicht  ver¬ 
einbart  wurde. 

Artikel  5.  Von  dem  Ablauf  des  Datums  dieses  De¬ 
krets  wird  den  Schleppern  eine  Entschädigung  im  Aus¬ 
maße  von  vier  Eünfteln  des  Durchschnittes,  welcher  bei 
den  Requisitionen,  beziehungsweise  Schiffsmieten  im 
laufenden  Jahre  bis  heute  seitens  der  Verwaltung  der 
königlichen  Marine  gezahlt  wurde,  gewährt  werden. 

Mit  dem  Ablaufe  desselben  Tages  wird  den  Segel- 
und  Leichterschiffen  überhaupt  eine  vier  Ininftel  der  in 
tlen  einzelnen  Orten  regelmäßigen  entsprechende  Ent¬ 
schädigung  zugewiesen  werden. 

Artikel  6.  Die  mit  dem  königlichen  Dekret  vom  21.  Ja¬ 
nuar  1915,  Nr.  29,  errichtete  Requisitionskommission 
wird  die  Requisitionsbedingungen  und  die  dem  Reeder 


Bekanntmachung  über  die  Vergütung  für  Öl¬ 
früchte.  Der  Bundesrat  hat  am  5.  August  1915  folgende 
Bestimmung  getroffen: 

Die  Vergütung  für  Verwahrung  und  pflegliche  Be¬ 
handlung  der  Ölfrüchte  nach  Ablauf  der  im  §  4  der 
Verordnung  genannten  Frist  von  zw'ei  Wochen  beträgt 
für  jeden  angefangenen  Monat  und  jede  angefangene  t 
I  M. 

Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  V'erordnung  vom 
t6.  Juli  1915  wurden  folgende  neue  Ausfuhrverbote  in 
der  Schweiz  erlassen: 

Gold,  rein  oder  legiert,  Bruchabfälle,  Asche,  Gekrätz 
und  Schlacken  (aus  Nr.  868  des  schweizerischen  Zoll¬ 
tarifs)  ; 

')  Vgl.  das  »Handelsmuscum«  vom  29.  Juli  1.  J.,  Seite  -158 
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obliegenden  \^erpflichtungen  sowie  auch  Entsch.ädigungs- 
tarife,  welche  für  die  requirierten  Schiffe  gemäß  der 
vorhergehenden  Artikel  entrichtet  werden  müssen,  fest¬ 
setzen. 

Die  Tarife  müssen  mindestens  jeden  zweiten  Monat 
einer  Revision  unterzogen  werden. 

Bei  Angelegeidieiten  gemeinsamen  Interesses  werden 
an  der  Kommission,  sei  es  Vertreter  der  Schiffahrts¬ 
gesellschaften,  sei  es  \’ertreter  der  Reeder,  teilnehmen. 

Artikel  7.  Der  Rekurs  gegen  das  Ausmaß  der  Ent¬ 
schädigungen  muß  an  den  Marineminister  innerhalb  der 
Frist  von  30  Tagen  von  der  Mitteilung  der  Entschädi¬ 
gung  der  Reeder  angefangen  gerichtet  werden.  Der  Mi¬ 
nister  entscheidet  mittels  begründeten  Erlasses  nach  An¬ 
hörung  des  Oberrates  der  Handelsmarine,  welchen  der 
Reeder  seine  Gründe  mündlich  oder  schriftlich  ausein¬ 
andersetzen  kann.  Gegen  die  Entscheidung  des  Ministers 
ist  der  Rekurs  weder  im  administrativen  noch  im  ge¬ 
richtlichen  Wege  zulässig. 

Artikel  8.  Auf  jeden,  der,  sei  es  vorsätzlich  oder 
fahrlässig,  die  sich  aus  der  Requisition  ergebenden  Ver¬ 
pflichtungen  nicht  erfüllt,  werden  die  im  ersten,  be¬ 
ziehungsweise  zweiten  Teil  des  Artikels  205  des  Straf¬ 
gesetzbuches  gesetzten  Strafen  angewendet  werden. 

Artikel  9.  Das  königliche  Dekret  vom  9.  Mai  1915, 
Nr.  670,  wird  aufgehoben. 

Artikel  10.  Mit  Ministerialerlaß,  welcher  bei  dem 
Rechnungshöfe  eingetragen  werden  muß,  wird  das  Aus¬ 
maß  der  Entschädigung  sowie  der  Reiseauslagen  fest¬ 
gesetzt  werden,  welche  den  Mitgliedern  der  Requisitions¬ 
kommission  aus  den  dem  Marineminister  zur  Verfügung 
stehenden  ,, Fonds  für  die  Kriegsausgaben“  zu  gewähren 
sind,  festgesetzt  werden. 

Vorliegendes  Dekret  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 
29.  Juli  1915  wurde  die  Ausfuhr  von  Brennholz  aller 
Art,  Knochenmehl,  Hornmehl,  Krachmandeln  und  ge¬ 
schälten  Mandeln  verboten. 

Norwegen. 

Wahrung  des  Wechselrechtes  und  Aufschub  der 
Verjährung  von  Wechseln  und  Schecks  in  Nor¬ 
wegen.  Ein  Gesetz  vom  21.  Mai  1915,  Nr.  i,  betreffend 
Änderung  des  §  92  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1880  über 
Wechsel  verordnet: 

I.  Der  §  92  des  Gesetzes  vom  7.  Mai  1880  über 
\Wchsel  erhält  folgende  Fassung; 

Ist  der  Wechselgläubiger  infolge  gesetzlicher  Vor¬ 
schriften  oder  einer  Unterbrechung  des  allgemeinen  Ver¬ 
kehrs  oder  ähnlicher  außergewöhnlicher  Ereignisse  (vis 
major)  verhindert,  eine  Handlung  vorzunehmen,  von  der 
die  Wahrung  des  Wechselrechts  abhängt,  so  behält  er  sein 
Recht,  sofern  er  unverzüglich  nach  Aufhebung  der  Ver¬ 
hinderung  oder,  falls  es  sich  um  Handlungen  zur  Unter¬ 
brechung  der  Verjährung  handelt,  innerhalb  zweier 
Monate  nach  Aufhebung  der  Verhinderung  die  erforder¬ 
liche  Handlung  vornimmt. 

Das  Gesetz  tritt  sofort  in  Kraft. 

H.  Ein  weiteres  Gesetz  vom  21.  Mai  1915.  Nr.  2,  be¬ 
treffend  gewisse  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  über 
die  Verjährung  von  Wechseln  und  Schecks,  verordnet; 

§  1.  Liegen  Umstände  der  in  §  92  des  Gesetzes  über 
Wechseln  vom  7.  Mai  1880  gedachten  Art  vor,  die  die 
Vorlage  eines  Wechsels  zur  Zahlung  oder  die  Aufnahme 
eines  Protestes  mangels  Zahlung  verhindern,  oder  hat 
der  Bezogene  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Vor¬ 
schrift  oder  gerichtlicher  Anordnung  einen  Aufschub  für 
die  Zahlung  eines  Wechsels  erhalten,  so  soll  die  Ver¬ 


jährung  des  Ersatzanspruches  ungeachtet  der  Bestim¬ 
mungen  in  §  78  desselben  Gesetzes  nicht  vor  dem  Ablauf 
von  zwei  Monaten  nach  der  Aufhebung  der  Behinderung 
oder  dem  Ablauf  der  Aufschubfrist  eintreten. 

Was  hier  für  Wechsel  vorgeschrieben  ist,  findet  auf 
Schecks  entsprechende  Anwendung. 

§  2.  Das  Gesetz  tritt  sofort  in  Kraft. 

Rußland. 

Verzeichnis  der  Ausfuhrverbote.  Durch  Verord¬ 
nung  des  russischen  I'inanzministers  vom  3.  Mai  1915 
wurde  ein  Wrzeichnis  jener  Waren  publiziert,  deren 
Ausfuhr  aus  Rußland  verboten  ist. 

I.  Wrboten  wird  in  Übereinstimmung  mit  dem  am 
17.  Februar  1915  Allerhöchst  bestätigten  Ministerial- 
beschlusse  (Sammlung  der  Gesetze  vom  Jahre  1915, 
Nr.  64,  Art.  551)  die  Ausfuhr  über  alle  Grenzen  des 
Reiches  für  nachfolgende  Nahrungs-  und  Futtermittel: 

Roggen,  Weizen,  Hafer,  Gerste; 

Linsen,  Buchweizen,  Hirse; 

Erbsen,  Fisolen,  Bohnen; 

Kartoffeln ; 

Reis ; 

Mehl  und  Grütze  aller  Art; 

Rüben  (Burak)^),  Tomaten  aller  Art; 

Zwiebeln,  Kohl ; 

getrocknetes  Gemüse; 

Makkaroni  (Nudeln); 

Tee ; 

Zucker ; 

Pfeffer; 

Salz ; 

Tabak,  außer  Zigarren  und  Zigaretten; 

Vieh  (Großvieh  und  kleines  Hornvieh  und  Schweine)  ; 

Fleisch  jeder  Art,  außer  Schweineschinken; 

Butter ; 

tierischer  Talg; 

Konserven ; 

Heu  und  Stroh. 

H.  Die  Ausfuhr  nach  dem  Ausland  über  alle  Grenzen 
des  Reiches  ist  verboten  für: 

Leder  umi  Häute,  bearbeitete  und  nicht  bearbeitete, 
von:  Ochsen,  Stieren,  Kühen,  Kälbern,  Kamelen,  Wisent, 
Pferden,  Eseln  und  Schweinen; 

Kupfer  und  Messing  in  Metallform,  Bruch,  Brack  oder 
Waten. 

IH.  Verboten  ist  die  Ausfuhr  von  Pferden  nach  dem 
Ausland,  über  die  europäischen  Land-  und  Seegrenzen, 
einschließlich  des  Schwarzen  und  Asowschen  Meeres 
und  über  Transkaukasien  sowie  auch  über  die  persische 
und  afghanische  Grenze. 

IV.  \^erboten  ist  die  Ausfuhr  über  die  Landgrenze 
des  Europäischen  Rußlands  und  über  alle  Häfen  des 
Weißen,  Baltischen,  Schw'arzen  und  Asowschen  Meeres, 
außer  den  in  den  Abschnitten  I — HI  genannten  Er¬ 
zeugnissen  auch  noch  für  nachfolgende  Waren: 

Getreide  jeder  Art,  in  Korn  und  als  Mehl; 

Kleie,  Ölkuchen  und  andere  Futtermittel  für  das  Vieh; 

Gemüse  aller  Art ; 

totes  Geflügel  und  totes  Wild,  lebendes  Geflügel; 

Schweineschinken ; 

Eier ; 

Därme ; 

Fische ; 

Heizmaterialien ; 

Olsämereien ; 

Kleesamen  und  Samen  anderer  Futtergräser; 

Lykopodium ; 

Baumwollenden  (Stricke)  ; 

Pelze  jeder  Art; 

Kotr^  Rüben. 
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Häute  von  Schafen,  Lämmern  und  Ziegen  in  jeder 
Form,  darunter  auch  in  Waren; 

Wolle  und  Flaum ; 

.  Steinkohlen  und  Koks; 

Teer ; 

Eisen-  und  Manganerze; 

Naphtha  und  Naphtharückstände,  Benzin,  Gasolin, 
Ligroin,  Petroleum  und  andere  Naphthaleuchtöle, 
Naphthaschmieröle; 

Weingeist ; 

Kautschuk  in  jeder  Form,  darunter  auch  als  Waren; 

Draht ; 

Kapseln  und  Zündschnüre; 

Salpeter; 

Schwefelsäure  und  Essigsäure ; 

Automobile. 

V.  Verboten  ist  die  Ausfuhr  über  die  Landgrenze  des 
Europäischen  Rußlands,  über  alle  Häfen  des  Weißen, 
Baltischen,  Schwarzen  und  Asowschen  Meeres  und  über 
die  transkaukasische  Grenze  für: 

Stahl  und  Blei. 

Hierzu  kommt  noch  die  Verordnung  des  russischen 
Finanzministers  vom  26.  Juni  1915,  durch  welche  die 
Ausfuhr  folgender  Waren  verboten  wird; 

Platina,  Milchprodukte,  Linnen  und  Khakileinwand. 

Verlängerung  des  allgemeinen  Moratoriums  in 
Russisch-Polen.  Durch  Verordnung  vom  12./25.  Juni 
1915  wurde  die  Zahlungsstimdung  in  den  Gouvernements 
des  Generalgouvernements  Warschau  und  im  Gouverne¬ 
ment  Cholm  verlängert. 

Dieser  Erlaß  hat  folgenden  Wortlaut; 

An  den  Senat. 

In  Anbetracht  der  Kriegsumstände  haben  Wir  es,  ge¬ 
stützt  auf  den  Artikel  87  der  Reichsgrundgesetze  (Ge¬ 
setzessammlung,  Band  I,  Teil  i,  Ausgabe  1906),  zwecks 
Abänderung  und  Ergänzung  Unserer  den  5.  Oktober  und 
II.  November  1914  sowie  den  13.  Januar,  17.  März  und 
]6.  April  1915  an  den  Senat  gerichteten  Erlässe,  be¬ 
treffend  Einführung  eines  allgemeinen  Moratoriums  in 
den  Gouvernements  des  Zarentums  Polen  und  betreffend 
seiner  Wirkung,  für  nützlich  erachtet,  folgende  tempo¬ 
räre  Regeln  aufzustellen: 

I.  Die  in  der  Abteilung  I  des  Allerhöchsten  Erlasses 
vom  5.  Oktober  1914  festgesetzten  Vergünstigungstermine 
werden  auf  ii  Monate  verlängert. 

II.  Die  Wirkung  des  Allerhöchsten  Erlasses  vom  5.  Ok¬ 
tober  1914  wird  ausgedehnt  auf  alle  vertraglichen  Ver¬ 
pflichtungen,  die  bis  zum  17.  Juli  1914  eingegangen 
worden  sind  mit  Termin  zwischen  dem  17.  November 

1914  und  dem  17.  Oktober  1915  inklusive,  deren 
Zahlungsort  sich  in  dem  in  der  Abteilung  I  des  genannten 
Erlasses  erwähnten  Gouvernements  befinden,  wobei  die 
Einleitung  der  Betreibung  von  Schulden,  deren  Termin 
zwischen  dem  17.  November  1914  und  dem  17.  Januar 

1915  inklusive  liegt,  auf  ii  Monate  verschoben  wird,  von 
Schulden  mit  Terrain  zwischen  dem  17.  Januar  1915  und 
dem  17.  März  1915  auf  9  Monate,  von  Schulden  mit 
Termin  zwischen  dem  17.  März  1915  und  dem  17.  April 
1915  inklusive  auf  7  Monate,  von  Schulden  mit  Termin 
zwischen  dem  17.  April  und  dem  17.  Juni  1915  inklusive 
auf  6  Monate  und  von  Schulden  mit  Termin  zwischen 
dem  17.  Juni  und  dem  17.  Oktober  1915  auf  4  Monate, 
vom  jeweiligen  Verfallstage  eines  jeden  Wechsels  an 
gerechnet. 

HL  Die  Wirkung  der  unter  lit.  a,  Punkt  2,  Ab¬ 
teilung  HI,  des  Allerhöchsten  Erlasses  vom  5.  Oktober 
1914  dargelegten  Bestimmung  erstreckt  sich  gleichfalls 
auf  die  Leistung  von  Zahlungen  von  Wechseln,  deren 
im  Allerhöchsten  Erlaß  vom  heutigen  Tage  an  den 


Finanzminister  festgesetzten  Aufschubtermine  abgelaufen 
sind. 

IV.  Die  Wirkung  der  unter  Abteilung  VH,  VHI  des 
Allerhöchsten  Erlasses  vom  5.  Oktober  1914  dargelegten 
Bestimmungen  erstreckt  sich  auf  die  bis  zum  17.  Juli 
1914  entstandenen  Privatschulden,  welche  durch  Hypo¬ 
theken  auf  städtische,  in  den  unter  Abteilung  I  des  er- 
wäbnten  Erlasses  aufgezäblten  Gouvernements  gelegene 
Immobilien  gedeckt  sind  und  deren  Zahlungstermin  bis 
zum  17.  Oktober  1915  inklusive  abläuft.  Diese  Bestim¬ 
mung  bezieht  sich  nicht  auf  die  Prozente  für  diese 
Schulden,  noch  auf  die  Bezahlung  der  Hypotheken¬ 
anleihen  der  städtischen  Kreditanstalten. 

Der  Senat  wird  nicht  verfehlen,  die  zur  Ausführung 
des  Vorstehenden  nötigen  Maßnahmen  zu  ergreifen. 

Bulgarien. 

Neues  Ausfuhrverbot.  Durch  Verordnung  vom 
2./15.  Juli  1915  wurde  die  Wiederausfuhr  von  Reis  aus 
Bulgarien  verboten. 

Griechenland. 

Übersicht  über  die  Ausfuhrverbote.  Das  griechi¬ 
sche  l'inanzministerium  hat  in  einem  Runderlaß  an  die 
Zollstellen  vom  17.  März  1915  folgende  zusammen¬ 
fassende  Mitteilung  über  die  derzeit  liestehenden  Aus¬ 
fuhrverbote  gerichtet: 

1.  Auf  Grund  des  Gesetzes  Nr.  1284  vom  12.  No¬ 
vember  1885  sind  königliche  Verordnungen  erlassen, 
durch  welche  die  Ausfuhr  der  folgenden,  Waren  ver¬ 
boten  ist : 

1.  Vieh,  außer  Schweinen,  Getreide  und  Mehl  (königl. 
Verordnung  vom  20.  Juli  1914),  außer  den  Mehlsorten, 
welche  aus  Weizen  hergestellt  wurden,  der  kraft  des 
Gesetzes  Nr.  4018  von  1912  vor  Erlaß  der  königlichen 
Verordnung  vom  20.  Juli  1914  zur  Umarbeitung  über¬ 
nommen  worden  war. 

2.  Reines  Gold  in  Barren,  Platten  u.  s.  w.  sowie  Kohle 
im  allgemeinen  (königl.  Verordnung  vom  21.  Juli  1914). 

3.  Butter  und  Viehfutter  im  allgemeinen  (königl.  Ver¬ 
ordnung  vom  10.  August  1914). 

4.  Folgende  Gegenstände: 

a)  Gewehre,  Karabiner,  Bajonette  und  Patronen  der 

Gewehrsysteme:  Mannlicher  -  Schönauer,  bulgarisches 

Mannlicher,  türkische  Mauser,  Gras,  Martini,  Martini- 
Mauser. 

b)  Revolver  und  Patronen  der  Modelle  1873  und  1893, 
Bard  und  Colt. 

c )  Artillerie-  und  Kavalleriesäbel. 

d)  Patronenhülsen  im  allgemeinen. 

e )  Sattelzeug  für  Artillerie  und  Kavallerie  und 

f)  Ferngläser  und  Fernsprechapparate  (königl.  Ver¬ 
ordnung  vom  3.  Oktober  1914). 

5.  Benzin  (königl.  Verordnung  vom  6.  Oktober  1914)- 

6.  Zucker  (königl.  Verordnung  vom  13.  Dezember 

1914) . 

7.  Wolle  und  Wollgarne  (königl.  Verordnung  vom 
IO.  Dezember  1914). 

8.  Schwefel  (königl.  Verordnung  vom  28.  Januar  1915). 

9.  Kupfervitriol  (königl.  Verordnung  vom  28.  Januar 

1915) - 

10.  Kohlensaures  Natrium  (Soda)  (königl.  Verordnung 
vom  7.  Februar  1915). 

11.  Auf  Grund  der  königlichen  Verordnung  vom 
3.  Februar  1915,  welche  durch  das  Gesetz  Nr.  651  ge¬ 
nehmigt  worden  ist,  sind  weitere  Ministerialerlässe  er¬ 
gangen,  wonach  die  Ausfuhr  und  die  Lagerung  für  die 
Durchfuhr  folgender  Artikel  verboten  worden  sind: 

1.  Kaffee  (M.-E.  vom  28.  Februar  1915  und  vom 
2.  März  1915). 

2.  Bier  (M.-E.  vom  28.  Februar  1915  und  vom  2.  März 

1915)- 
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3.  Konserven  (M.-E.  vom  28.  Februar  1915  und  vom 
2.  März  1915). 

4.  Petroleum  (M.-E.  vom  28.  Februar  1915  und  vom 

2.  März  1915). 

5.  Leder  (M.-E.  vom  28.  Februar  1915). 

6.  Jutesäcke  (M.-E.  vom  27.  Februar  1915). 

7.  Medikamente  (M.-E.  vom  6.  März  1915). 

8.  Chirurgische  Instrumente  (M.-E.  vom  6.  März 

1915). 

III.  Für  alle  Waren,  deren  Ausfuhr  verboten  ist,  ist  auf 
Grund  der  königlichen  Verordnung  vom  3.  Februar  1915 
auch  die  Lagerung  für  die  Durchfuhr  verboten  worden 
(M.-E.  vom  20.  März  1915  und  vom  23.  Februar  1915). 

.Seither  sind  noch  folgende  Ausfuhrverbote  hinzuge¬ 
kommen  : 

Verordnung  vom  24.  April/7.  Mai  1915: 

I.  Schlachtvieh  (frisches  Fleisch),  2.  Schmieröl, 

3.  Hülsenfrüchte  überhaupt,  4.  Kartoffeln,  5.  Käse, 
6.  öl,  7.  Oliven,  8.  gesalzene  Schellfische,  9.  Konserven, 
IO.  Fabrikate  und  Halbfabrikate,  erzeugt  oder  bestehend 
aus  Rohstoffen,  deren  Einfuhr  und  Durchfuhr  verboten 
ist,  II.  Chromerz  und  Chromstahl,  12.  Legierungen  von 
Metallen,  deren  Ausfuhr  verboten  wurde,  13.  Kupfer¬ 
erz,  14.  unbearbeitete  Häute  von  Rindern,  Büffeln, 
Pferden,  Kälbern,  Schweinen,  Lämmern,  Ziegen, 
Hirschen  sowie  solchen  in  bearbeitetem  Zustande,  für 
die  Sattlerei  geeignet,  ferner  Pferdegeschirr  überhaupt 
und  Militärschuhe. 

Verordnung  vom  27.  April/io.  Mai  1915:  Zinn,  Zinn¬ 
chlorid,  Zinnerze,  Farben  und  Färbereimaterialien. 

Verordnung  vom  11./24.  Mai  1915:  Fische,  Teigwaren, 
Zw.ieback. 

Durch  Verordnung  vom  15./28.  Mai  1915  wurde  die 
Durchfuhr,  Ausfuhr  und  Wiederausfuhr  von  Waren,  die 
als  absolute  oder  relative  Kriegskonterbande  betrachtet 
werden  können,  verboten. 

Türkei. 

Steuerzuschläge  zu  gunsten  der  Militärwaisen. 
Das  türkische  Amtsblatt  veröffentlicht  neue  Verordnungen 
über  die  zu  gunsten  der  neugegründeten  Militärwaisen¬ 
häuser  zu  erhebenden  Steuerzuschläge.  Zur  Aufnahme 
der  Kinder  von  gefallenen  Kriegern  sollen  Waisen¬ 
anstalten  mit  wissenschaftlichem  und  technischem  Unter¬ 
richt  gegründet  werden,  für  deren  Unterhalt  bis  Ende 
1332  in  nachstehender  Weise  gesorgt  werden  soll. 

I.  Post  und  Telegraph.  Für  je  5  Piaster  oder 
weniger  der  Telegraphengebühren  im  inneren  Dienst 
wird  ein  Piaster  Zuschlag  erhoben. 

Für  je  I  Pfund  der  telegraphischen  Geldanweisungen 
im  inneren  Dienst  sind  10  Para  zu  entrichten. 

Für  Postmandate,  Wertbriefe  und  Postpakete  wird  ein 
Zuschlag  von  je  i  Piaster  erhoben. 

Für  alle  Einschreibesendungen  im  inneren  Dienst  sind 
20  Para  zu  erheben. 

Für  alle  Soldatenbriefe  und  Postkarten  im  inneren 
Dienst  ist  ein  Zuschlag  von  10  Para  zu  entrichten. 

II.  Tabak  für  den  inländischen  Ver¬ 
brauch.  Je  I  kg  Tabak  der  Qualität  Extra-extra  bis 
H.  Qualität  inklusive  hat  eine  Zuschlagsteuer  von 
25  Piaster,  ebenso  haben  je  1000  Zigaretten  gleicher 
Qualität  dieselbe  Taxe  zu  entrichten,  so  daß  auf  20  g 
Tabak  oder  20  Zigaretten  eine  Nachsteuer  von  20  Para 
entfällt. 

Tabak  sogenannter  Spezialherstellung  hat  20  Piaster 
pro  kg  zu  entrichten  (20  Para  für  je  25  g). 

Tabak  III.  und  IV.  Qualität  zahlt  10  Piaster  pro  kg 
(10  Para  für  je  25  g). 

Zigaretten  gleicher  Qualität  zahlen  12^2  Piaster  für 
das  Tausend  (10  Para  für  die  Schachtel  zu  20  Stück). 

Tabakmischungen  und  aus  solchen  hergestellte  Ziga¬ 


retten,  die  im  Tausend  100  Piaster  und  mehr  kosten, 
zahlen  pro  kg,  beziehungsweise  Tausend  25  Piaster. 

III.  Spirituosen.  Aller  Raki  hat  eine  Nachsteuer 
vom  Betrage  der  Kriegssteuer  zu  zahlen,  die  durch  Ge¬ 
setz  vom  5.  August  1328  eingeführt  wurde.  Rakibestände, 
für  die  das  Miri  bereits  erhoben  wurde,  sind  aufzunehmen 
und  zum  zweitenmal  mit  dem  Miri  zu  belasten. 

Alles  übrige  auf  die  Waisenanstalten  Bezügliche  wird 
durch  Spezialgesetz  angeordnet  werden. 

Vorstehendes  Gesetz  tritt  mit  seiner  Veröffentlichung 
in  Kraft  an  Stelle  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1331. 

Der  Ministerrat  ist  mit  der  Ausführung  betraut. 


Deutsch-türkische  Handelsbeziehungen.  Auf  Grund 
eines  Bundesratsbeschlusses  vom  24.  Juni  1.  J.  wird  in 
Deutschland  bis  auf  weiteres  den  Angehörigen  und  den 
Erzeugnissen  der  Türkei  diejenigen  Vorteile  eingeräumt, 
die  seitens  des  Reiches  den  Angehörigen  und  den 
Erzeugnissen  des  meistbegünstigten  Landes  gewährt 
werden. 


Der  Holzhandel  Warschaus.  Der  »Vossischen  Ztg.« 
entnehmen  wir : 

Seitdem  vor  etwa  75  Jahren  russisches  Holz  zum 
erstenmal  auf  der  Weichsel  nach  Deutschland  geflößt 
wurde,  wuchs  die  Wichtigkeit  der  Stadt  Warschau  äls 
Zentrum  des  polnischen  Exportholzhandels  von  Jahr¬ 
zehnt  zu  Jahrzehnt.  Rohhölzer  im  Werte  von  über 
30  Millionen  Mark  passierten  alljährlich  auf  dem  Trans¬ 
port  nach  Thorn  den  Weichselmarkt  von  Warschau. 
In  Warschau  spielte  sich  in  Friedenszeiten  ein  erheb¬ 
licher  Teil  des  Holzhandelsverkehres  zwischen  den 
russischen  Händlern,  die  das  Rohholz  in  den  kaiser¬ 
lichen  Wäldern  von  Kozeniec,  Magnusschew,  Iwangorod, 
Wyszygrod  an  der  Weichsel,  dann  am  Bug  bei  Malkin, 
Wyszkow  und  Udzin,  schließlich  am  Wieprz  bei 
Krasnostaw  und  Lublin  einkauften,  und  den  deutschen 
Schneidemühlenbesitzern,  die  es  auf  dem  Wasserwege 
nach  Bromberg,  Schulitz,  Oderberg  und  Magdeburg 
brachten,  ab.  In  den  Wintermonaten,  wenn  das  Roh¬ 
holz  von  den  polnischen  Händlern  zu  den  Flußablagen 
angefahren  und  von  den  Beamten  der  deutschen  Säge¬ 
werke  besichtigt  war,  hielten  sich  deren  Besitzer  in 
Warschau  auf,  wo  alle  Fäden  dei  Holzhandels  zu¬ 
sammenströmten,  um  dort  Kaufverhandlungen  zu  führen. 
In  Jahren  mit  starkem  Hochwasser  auf  der  Weichsel 
und  dem  Bug  und  dadurch  verspäteter  Holzflößerei 
wurde  unweit  von  Warschau  an  dem  Zusammenfluß  von 
Bug  und  Narew  bei  den  Städtchen  Serozk  das  zu  spät 
eingegangene  Rohholz  zur  Überwinterung  angestellt. 
Dann  erfolgten  regelmäßig  im  Frühjahr  von  Warschau 
aus  durch  die  deutschen  Kauflustigen  Besichtigungen 
und  Abschlüsse.  Etwa  30  Holzfirmen  beschäftigen  sich 
in  Warschau  mit  dem  Holzeinkauf  und  Holzexport. 
Daneben  gibt  es  zahllose  größere  und  kleinere  Holz¬ 
kommissionsgeschäfte,  die  den  Verkehr  zwischen  den 
polnischen  und  deutschen  Firmen  vermitteln,  wobei 
sehr  große  Umsätze  erzielt  wurden.  Die  Sägemühlen¬ 
industrie  von  Warschau  spielt  eine  nur  untergeordnete 
Rolle,  weil  das  gesamte  Holzgeschäft  in  der  Hauptsache 
.auf  den  Export  zugeschnitten  war. 

Der  brasilianische  KafFeehandel  und  der  Krieg. 

Der  brasilianische  Gesandte  in  London,  Dr.  Fontoura 
Xavier,  richtete  an  Sir  Edward  Grey  eine  Note,  in  der 
er  die  Beschränkung  des  Kaffeehandels  durch  die  eng¬ 
lische  Regierung  behandelte.  Darin  wird  dem  »Berl. 
Tgbl. »  zufolge  ausgeführt,  daß  der  Kaffeehandel  durch 
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die  getroffenen  Maßnahmen  völlig  desorganisiert  und 
und  seines  Absatzes  in  Rußland  und  den  neutralen 
Ländern  beraubt  werde.  London  habe  jetzt  Gelegenheit, 
seine  Stellung  als  Stapelplatz,  die  es  vor  einigen  Jahr- 
,  zehnten  an  Hamburg  habe  abtreten  müssen,  wiederzu¬ 
gewinnen.  Aber  die  britischen  Händler  könnten  den 
Kaffee  nur  dann  einführen,  wenn  sie  die  Sicherheit 
hätten,  ihn  wieder  nach  den  neutralen  Ländern  aus- 
Hühren  zu  können.  Ein  Trust  nach  Art  des  holländi- 
*schen  könne  den  Bedürfnissen  der  neutralen  Ver¬ 
braucher  nicht  entsprechen.  Der  Gesandte  legte  eine 
Liste  von  250  Händlern  aus  Dänemark,  Norwegen, 
Schweden  und  Rußland  vor  mit  dem  Ersuchen,  einigen 
von  ihnen  oder  allen  zu  gestatten,  mit  den  englischen 
Händlern  Geschäfte  abzuschließen.  Die  finanzielle  Kraft 
und  Lage  Brasiliens,  so  führte  er  weiter  aus,  hänge 
von  der  Kaffeeausfuhr  ab,  die  Finanzen  der  Republik 
seien  eng  mit  denen  Englands  verbunden  und  jeder 
ungünstige  Einfluß  auf  sie  würde  auch  das  englische 
Kapital  unbedingt  schädigen.  Mit  Rücksicht  darauf, 
daß  die  neue  Ernte  von  Espirito  Santo  bereits  bevor¬ 
stehe,  bitte  er  um  eine  klare  und  baldige  Antwort. 


Die  Weltproduktion  von  Düngemitteln.  Die  vom 

internationalen  Landwirtschaftsinstitut  in  Rom  heraus¬ 
gegebene  »Agrartechnische  Rundschau«  veröffentlicht 
eine  Übersicht  über  den  Welthandel  mit  Kunstdünge¬ 
mitteln,  der  die  »Frkf  Ztg.«  die  folgenden  Angaben 
entnimmt 


Weltproduktion  von 
Superphosphaten  Thomasschlacken 


iai2 

1913 

in  To 

1912 

n  n  e  n 

1913 

Deutschland  .  .  . 

1,718.400 

1,818.700 

2,1 10.000 

2,250.000 

Österreich-Ungarn 

250.000 

265.000 

92.000 

100.000 

Belgien . 

Vereinigte  Staaten 

450.000 

450.000 

534.000 

655.000 

von  Amerika  . 

3,248.000 

3.248.000 

— 

— 

Spanien . 

210.000 

225.000 

— 

— ■ 

Frankreich  .  .  . 
Großbritannien  u. 

1,950.000 

1,920.000 

679.000 

700.000 

Irland  .  .  .  . 

840.000 

820.000 

400.000 

404.000 

Italien . 

1,019.266 

972.494 

20.000 

20.000 

Holland  .  .  ,  . 

305.800 

— 

— 

— 

Portugal  .  ,  .  . 

I  10.000 

126.000 

— 

— 

Schweden  .  .  .  . 

168.478 

— 

14.978 

Ib.821 

Luxemburg  .  .  . 

— 

— 

253.000 

250.000 

Schon  die  Produktionsziffern  der  Superphospate  können 
wegen  der  besonderen  Verhältnisse  dieses  Handels  einen 
Begriff  von  dem  Umfang  des  Verbrauches  in  den  be¬ 
treffenden  Ländern,  abgesehen  von  einigen  Ländern  mit 
starker  Ausfuhr,  wie  Belgien,  Deutschland  und  Frank¬ 
reich  geben.  Bezüglich  der  Produktion  und  des  Handels¬ 
verkehres  in  Chile-Salpeter  sind  folgende  Angaben  von 
Interesse  : 

IDIS  1914  Unterschied 

in  Tonnen 

Produktion  . 2.783.440  2,471.351  — 312.089 

Ausfuhr ; 

Europa  und  Ägypten  .  .  .  2,028.426  1,240,085  —  7^^-34i 

Vereinigte  Staaten  ....  633.404  541.787  —  91.617 

Verschiedene  Länder  .  .  .  87.411  72.170  — •  15-241 

Insgesamt.  .  .2,749.241  1,854.042  — -895.199 

Lieferungen  für  denVerbrauch : 

Europa  bis  zum  31.  Juli  .  .  1,444.423  1,607.163  -j-  162.740 

Vereinigte  Staaten  bis  zum 


31.  Dezember . 568.986  487.703  —  81.283 

Verschiedene  Länder  bis  zum 

31.  Dezember  .  .  .  .  .  .  87.411  72.170  —  15.241 

Vorräte  an  der  chilenischen  -v 

Küste,  3t.  Dezember  .  .  .  507-7^9  1,109.219 

Schwimmende  Vorräte  an  der  >  -j-  640.771 

chilenischen  Küste,  31-  Dß" 

zember .  —  39.32  ll 


Bemerkenswert  ist  der  starke  Produktionsausfall  im 
verflossenen  Jahr,  das  noch  weit  größere  Minus  in  der 
Ausfuhr  und  das  damit  zusammenhängende  Anwachsen 
der  Vorräte  an  der  chilenischen  Küste,  Ende  Juni  1914 
waren  sie  mit  776.260  t  angegeben,  bis  Jahresschluß 
betrug  die  Steigerung  372.280  t  auf  1,148.540  t.  Von 
Interesse  sind  ferner  die  Angaben  über  die  Weltproduktion 
von  Kalkstickstoff: 


1912 

1913 

1914 

1 

n  Tonne 

n 

Deutschland . 

22.000 

24.000 

(36.000) 

Österreich-Ungarn . 

5.000 

( 7.500) 

(24.000) 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

(14.000) 

31.000 

(64.000) 

Frankreich . 

(  7-500) 

( 7.500) 

(  7.500) 

Italien . 

10.304 

14.982 

22.500 

5.199 

( 7.500) 

(  7-500) 

13.892 

22. III 

(23.500) 

6.043 

17.000 

(17.000) 

(  7.500) 

( 7.500) 

( 7-500) 

Insgesamt  .  .  . 

(9^.438) 

(139-093) 

(209.500) 

Die  in  Klammern  gesetzten  Zahlen  stellen  die  Pro¬ 
duktionsfähigkeit  der  Fabriken  dar;  die  übrigen  stellen 
die  tatsächlich  festgestellte  Produktion  dar. 


^ehanntmuilfungett  her  Jttt^en^mthelöpteUe  heei  k*  k*  iJflemidjifdjett 

gitnhel$}ntt0euitt$^ 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./j,  Berggasse  16,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  BaumwoUwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 


Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
I  wird  gesucht ; 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 
für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 
für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


her  ^Uljetttelneit  ^r^raetfektid«  hed  k*  k»  ük^rretdjlf'dfen 
^anheldt»u$eum$. 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  HL,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


rKaiserhche^^a^^am^n^^chefftel^ 

Am  26.  Juli  1915  verschied,  hochbejahrt,  kaiserlicher 
Rat  Naumann  Schefftel.  Derselbe  war  durch  mehr  als 
zwei  Jahrzehnte  Mitglied  des  Vorstands  des  Österreichi¬ 


schen  Exportvereins,  w'O  er  stets  bereit  war,  seine  reichen 
praktischen  Erfahrungen  in  den  Dienst  der  Allgemeinheit 
zu  stellen. 

Die  Mitglieder  des  Österreichischen  Exportvereins,  der 
jetzigen  Allgemeinen  Exportsektion  des  k.  k.  Österreichi¬ 
schen  Handelsmusemns  werden  in  dem  Dahingeschie- 
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denen  aufrichtig  einen  Mann  betrauern,  der  unermüdlich 
tätig  war,  die  wirtschaftliche  Bedeutung  und  den  Ein¬ 
fluß  der  österreichischen  Industrie  zu  erhöhen  und  der  bis 
in  sein  hohes  Alter  ein  reiches  Interesse  für  alles,  was 
den  österreichischen  Export  betraf,  lebendig  erhalten  hat. 


Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be¬ 
reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vorn  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er¬ 
strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 

Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich. 

Ein  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent, 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
Verbindungen  besitzt.  Eirmen,  welche  sich  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 
obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr,  beabsichtigt  nach 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  Frankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 
Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn¬ 
liche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
Warenhäusern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  wäre,  daß  es  sich  momentan  nicht 


so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt, 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 
sein.  (A.  E.  702.) 

Textilwaren.  Eine  seit  20  Jahren  in  Rotterdam  be¬ 
stehende  Firma,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  von 
Herrenhüten  und  Mützen  befaßt  und  über  die  günstige 
Auskünfte  vorliegen,  interessiert  sich  für  eine  Ver¬ 
bindung  mit  Lieferanten  von  zur  Mützenfabrikation  ge¬ 
eigneten  Stoffen.  (A.  E.  703.) 

Damenkleiderstoffe.  Eine  Firma  in  Amsterdam, 
welche  der  Exportsektion  gut  empfohlen  wurde,  inter¬ 
essiert  sich  für  den  Einkauf  von  wollenen  Damenkleider¬ 
stoffen  aller  Art.  (A.  E.  704.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,.  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisen  waren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürtel  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 


ptitteilungcn 


Schadensanmeldungen  bei  der  Reichsentschädi¬ 
gungskommission  in  Berlin.  Die  kaiserlich  deutsche 
Reichsentschädigungskommission  in  Berlin,  Mauer¬ 
straße  53,  hat  Anmeldungsformulare  für  den  Gebrauch 
derjenigen  Personen  herausgegeben,  welche  in  den 
von  Deutschland  besetzten  Teilen  des  Feindeslandes 
einen  Schaden  an  ihrem  Eigentume  erlitten  haben. 

Dazu  gehört  auch  die  Beschlagnahme  der  in  Lodz 
oder  anderwärts  von  der  deutschen  Regierung  requi¬ 
rierten  Güter,  deren  Vorbesitzer  zur  Anmeldung  ihres 
Schadens  ebenfalls  eines  Anmeldeformulares  bedürfen. 
Anmelder  aus  Österreich  haben  dem  ausgefüllten  An¬ 
meldebogen  einen  Ausweis  ihrer  Staatsbürgerschaft 
beizufügen.  Im  Anhang  des  Anmeldescheines  sind  die 
näheren  Umstände  oder  die  besonderen  Fälle,  sofern 


sie  nicht  in  eine  vorgesehene  Rubrik  fallen,  eingehend 
zu  beschreiben. 

Wenn  z.  B.  der  Abnehmer  die  Ware  von  einer 
österreichischen  Firma  bezogen,  aber  noch  nicht  be¬ 
glichen  hat,  kann  dem  Eigentumsrecht  desselben  Aus¬ 
druck  gegeben  werden.  Auch  wenn  die  Ware,  die 
beschlagnahmt  wurde,  beim  Spediteur  auf  den  Namen 
der  Kundschaft  lagerte,  aber  noch  nicht  bezogen  war, 
kann  das  Eigentumsrecht  geltend  gemacht  werden. 

Ferner  muß  angeführt  werden,  ob  auf  der  Ware 
keine  Lombardierung  oder  Bevorschussung  durch 
Banken,  Spediteure  oder  ein  Angeld  lastet. 

Näheres  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum, 
IX.,  Berggasse  16. 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Nährmittelpräparate.  Eine  Verordnung  der  Mini¬ 
sterien  des  Innern,  des  Handels,  des  Ackerbaues  und  der 
Justiz  vom  6.  August  1915,  betreffend  die  fälschlich  als 
Nährmittel  oder  Backpulver  bezeichneten  Präparate,  be¬ 
stimmt  : 

Auf  Grund  des  §  7  des  Gesetzes  vom  16.  Januar  1896, 
R.-G.-Bl.  Nr.  89  ex  1897,  wird  verboten,  als  „Nähr¬ 
mittel“  „Backpulver“  oder  unter  einer  ähnlichen  Be¬ 
zeichnung  Gemenge  von  Lebensmitteln  oder  von  chemi¬ 
schen  Stoffen  gewerbsmäßig  zu  verkaufen  und  feilzu¬ 
halten,  die  nach  ihren  Bestandteilen  und  der  Art  ihrer 
Zusammensetzung  die  ihrer  Bezeichnung  entsprechenden 
Eigenschaften  nicht  besitzen. 

Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Aufhebung  der  Vorschriften,  betreffend  die  Er¬ 
zeugung  und  Inverkehrsetzung  von  Mehl  und 
betreffend  die  Festsetzung  der  Höchstpreise  für 
Getreide  und  Mehl,  Eine  Verordnung  des  Handels¬ 
ministers  im  Einvernehmen  mit  den  Ministern  des  Innern, 
des  Ackerbaues  und  der  Finanzen  vom  ii.  August  1915 
verfügt: 

§  I.  Die  Ministerialverordnung  vom  28.  November 
1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  324,  betreffend  die  Erzeugung  und 
Inverkehrsetzung  von  Mehl, 

die  Ministerialverordnung  vom  2.  April  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  92,  mit  welcher  der  §  10  der  Ministerialverordnung 
vom  28.  November  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  324,  betreffend 
die  Erzeugung  und  Inverkehrsetzung  von  Mehl,  abge¬ 
ändert  wird, 

die  Ministerialverordnung  vom  8.  April  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  96,  betreffend  die  Ausmahlung  von  Mais  und  die 
Aufhebung  der  Höchstpreise  für  Mais  und  Maismehl, 
die  Ministerialverordnung  vom  9.  Juni  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  155,  womit  die  Ministerialverordnung  vom  28.  No¬ 
vember  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  324,  betreffend  die  Erzeugung 
und  Inverkehrsetzung  von  Mehl,  abgeändert  wird, 
die  Ministerialverordnung  vom  22.  Juli  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  205,  womit  die  Ministerialverordnung  vom  28.  No¬ 
vember  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  324,  betreffend  die  Erzeugung 
und  Inverkehrsetzung  von  Mehl,  abgeändert  wird, 

die  Ministerialverordnung  vom  28.  November  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  325,  betreffend  die  Festsetzung  der  Höchst¬ 
preise  für  Getreide  und  Mehl,  und 

die  Ministerialverordnung  vom  21.  Dezember  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  347,  betreffend  die  Festsetzung  der  Höchst¬ 
preise  für  Hafer,  werden  aufgehoben. 

Die  auf  Grund  des  §  i  der  Ministerialverordnung  vom 
28.  November  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  325,  von  den  politi¬ 
schen  Landesbehörden  festgesetzten  Höchstpreise  für  Ge¬ 
treide  sowie  die  auf  Grund  derselben  kundgeniachten 
Höchstpreise  für  Mehl  treten  demnach  außer  Kraft. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  15.  August  1915  iri 
Wirksamkeit. 

Erzeugung  und  Vertrieb  von  Brot  und  Gebäck. 

Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen 
mit  den  Ministern  des  Innern,  des  Ackerbaues  und  der 
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l'inanzen  vom  ii.  August  1915,  betreffend  die  Erzeugung 
und  den  \^ertrieb  von  Brot  und  Gebäck,  verfügt; 

§  I.  Weizenbackmehl  und  Weizenkochmehl  dürfen  zur 
Broterzeugung  nicht  verwendet  werden. 

§  2.  Die  politischen  Landesbehörden  haben  unter  Be- 
dachtnahme  auf  die  zur  Erzeugung  verwendeten  Mehl¬ 
sorten  die  Beschaffenheit  und  das  Gewicht  des  Brotes 
und  unter  Berücksichtigung  der  bestehenden  Verhältnisse 
den  Verkaufspreis  festzusetzen. 

§  3.  Zur  Erzeugung  von  Kleingebäck  darf  nur  Weizen¬ 
brotmehl  oder  Weizengleichmehl  oder  eine  beliebige 
Mischung  dieser  Mehisorten  verwendet  werden;  die  Er¬ 
zeugung  jeder  anderen  Art  von  Kleingebäck  ist  verboten. 

Die  politischen  Landesbehörden  haben  Gewicht,  Form 
und  \"erkaufspreis  des  Kleingebäcks  festzusetzen  und 
sind  ermächtigt,  die  Erzeugung  von  Kleingebäck  einzu¬ 
schränken,  an  besondere  Bedingungen  zu  knüpfen  oder 
gänzlich  zu  verbieten. 

§  4.  Die  gewerbsmäßige  Erzeugung  von  ungezuckertem 
Zwieback  (Wasserzwieback)  ist  nur  mit  Bewilligung  der 
politischen  Landesbehörde  gestattet. 

§  3.  Die  politischen  Landesbehörden  sind  ermächtigt, 
in  ganz  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen,  ins¬ 
besondere  bei  der  Brot-  und  Gebäckbereitung  für  Heil¬ 
anstalten  sowie  zu  diätetischen  und  religiösen  Zwecken, 
Ausnahmen  von  den  Vorschriften  der  §§  i  und  3  fall¬ 
weise  über  Ansuchen  zu  bewilligen. 

§  6.  Die  Vorschriften  der  §§  i  und  3,  Abs.  i,  dieser 
Verordnung  sind  auch  dann  einzuhalten,  wenn  der  Brot¬ 
oder  Gebäckteig  von  Dritten  bereits  zubereitet  zum  Aus¬ 
backen  in  eine  Bäckerei  gebracht  wird. 

§  7.  Händler  und  sonstige  Verkäufer  dürfen  nur 
solches  Brot  und  Gebäck  inländischer  Provenienz  in 
Verkehr  bringen,  welches  den  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung  entspricht. 

§  8.  Die  Bäcker,  Händler  und  sonstigen  Brotverkäufer 
sind  verpflichtet,  den  Käufern  Brot  auch  geschnitten  in 
Stücken  in  jeder  verlangten  Menge  zu  verabfolgen. 

§  9.  Zur  gewerbsmäßigen  Erzeugung  von  Zuckerbäcker¬ 
waren  aller  Art,  welche  Weizen-  oder  Roggenmehl  ent¬ 
halten,  darf  Weizen-  und  Roggenmehl  nur  in  einer  Menge 
verwendet  werden,  welche  30  Prozent  des  Gesamt¬ 
gewichtes  der  Teigmenge  nicht  übersteigt. 

Die  Erzeugung  der  im  vorstehenden  Absätze  bezeich- 
neten  Backwaren  ist  nur  an  zwei  Tagen  der  Woche  ge¬ 
stattet.  Der  Gemeindevorsteher  hat  diese  zwei  Tage  den 
örtlichen  Gewohnheiten  entsprechend  festzusetzen  und 
öffentlich  bekanntzugeben. 

Zur  gewerbsmäßigen  Erzeugung  von  Keks  darf 
Weizen-  und  Roggenmehl  nur  in  einer  Menge  verwendet 
werden,  welche  30  Prozent  des  Gesamtgewichtes  der  Teig¬ 
menge  nicht  übersteigt. 

Die  politischen  Landesbehörden  sind  ermächtigt,  die 
gewerbsmäßige  Erzeugung  von  Zuckerbäckerwaren  aus 
Butter-  (Blätter-)  und  Germteig  zu  untersagen  und  die 
gewerbsmäßige  Erzeugung  von  Keks  zeitlich  einzu¬ 
schränken. 

Als  gewerbsmäßig  gilt  jede  Erzeugung  zu  Zwecken  der 
entgeltlichen  Verabfolgung  an  Dritte. 

§  IO.  Bäcker-  und  Zuckerbäckerwaren  dürfen  bei  Er¬ 
zeugern  und  Händlern  sowie  in  Gast-  und  Schankgewerbe¬ 
betrieben  aller  Art  den  Kunden  nur  über  Verlangen  oder 
Bestellung  verabreicht  werden.  Das  Aufstellen  von  Be¬ 
hältern  mit  diesen  Erzeugnissen  auf  den  Tischen  sowie 
das  Herumreichen  in  Behältern  zur  freien  Auswahl  ist 
verboten. 

§  II.  Bäcker,  Zuckerbäcker,  sonstige  Verkäufer  von 
Backware  sowie  Gast-  und  Schankgewerbetreibende  aller 
Art  haben  einen  Abdruck  dieser  Verordnung  in  ihren 
Verkaufs-  und  Betriebsräumen  an  einer  jedermann  sicht¬ 
baren  Stelle  anzuschlagen. 


§  12.  Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sowie 
die  Polizeibehörden  sind  befugt,  durch  ihre  Organe  oder 
durch  hierzu  eigens  bestellte  und  hinsichtlich  der 
Wahrung  der  Geschäftsgeheimnisse  in  Eid  genommene 
Sachverständige  in  den  Räumen,  in  denen  Backware  be¬ 
reitet,  aufbewahrt,  feilgehalten  oder  verpackt  wird,  jeder¬ 
zeit  Besichtigungen  vorzunehmen,  Geschäftsaufzeich¬ 
nungen  einzusehen  und  nach  ihrer  Auswahl  Proben  zum 
Zwecke  der  Untersuchung  zu  entnehmen. 

Die  Betriebsunternehmer  und  ihre  Stellvertreter  sind 
verpflichtet,  den  behördlichen  Organen  und  den  Sachver¬ 
ständigen  jede  von  ihnen  verlangte  Auskunft  zu  erteilen. 

Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sowie  die 
Polizeibehörden  sind  ermächtigt,  zu  diesen  Amts¬ 
handlungen  auch  die  Organe  der  Finanzwache,  der 
Lebensmittelpolizei  und  der  gemeindeamtlichen  Markt¬ 
polizei  heranzuziehen. 

§  13.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  der  auf 
Grund  derselben  erlassenen  Vorschriften  werden,  soferne 
nicht  die  strafgerichtliche  Ahndung  eintritt,  von  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  ge¬ 
ahndet. 

Falls  die  Übertretung  von  einem  Gewerbetreibenden  be¬ 
gangen  wird,  kann  außerdem,  soferne  die  Voraussetzungen 
des  §  133  Abs.  i,  lit.  a,  der  Gewerbeordnung  zutreffen, 
die  Entziehung  der  Gewerbeberechtigung  verfügt  werden. 

§  14.  Diese  Verordnung  bezieht  sich  nicht  auf  die  Er¬ 
zeugung  von  Brot  und  Gebäck  der  Militärverwaltung. 

§  15.  Diese  Verordnung  tritt  an  Stelle  der  mit  der 
Ministerialverordnung  vom  20.  März  1915,  R.-G.-Bl. 
Nummer  70,  abgeänderten  Ministerialverordnung  vom 
30.  Januar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  24,  am  15.  August  1915 
in  Wirksamkeit. 

Errichtung  einer  Futtermittelzentrale.  Eine  Ver¬ 
ordnung  der  Minister  des  Ackerbaues,  des  Innern,  des 
Handels  und  der  Finanzen  vom  ii.  August  1915  be¬ 
stimmt; 

§  I.  Der  vom  Ackerbauminister  zur  geschäftlichen 
Durchführung  einer  planmäßigen  Futtermittelversorgung 
errichteten  Futtermittelzentrale  werden  übertragen; 

1.  in  Abänderung  der  §§  9,  10,  ii  und  12  der  Mini¬ 
sterialverordnung  vom  21.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  203, 
alle  in  dieser  Verordnung  bezüglich  der  Verfügung  über 
die  Kleie  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  zugewiesenen 
Befugnisse  und  Aufgaben ; 

2.  die  in  den  §§  17  und  20  der  Ministerialverordnung 
vom  25.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  210,  dem  Ackerbau¬ 
ministerium  vorbehaltene  Verfügung  über  Ölkuchen 
( Raps-  und  Rübsenkuchen)  ; 

3.  der  Verkauf  jener  Mengen  von  Getreide  (Hinter¬ 
getreide,  Hafer,  Mais  und  Gerste),  die  nach  den  §§  6 
und  7  der  Ministerialverordnung  vom  21.  Juli  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  203,  für  private  Futterzwecke  verwendet 
werden  dürfen  und  der  Futtermittelzentrale  der  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  übergeben  werden. 

§  2.  Die  Futterniittelzentrale  übernimmt  die  Fort¬ 
führung  und  Abwicklung  der  Geschäfte  der  bestehenden 
Maiszentrale  des  Ackerbauministeriums. 

§  3.  Die  Futtermittelzentrale  hat  ferner  sonstige  Futter¬ 
mittel  in  Verkehr  zu  bringen,  deren  Ankauf  und  Ver¬ 
teilung  ibr  durch  allgemeine  Vorschriften  oder  spezielle 
Weisungen  des  Ackerbauministers  aufgetragen  wird. 

Der  Ackerbauniinister  kann  der  Futtermittelzentrale 
noch  weitere  Aufgaben  zuw’eisen,  die  sich  auf  den  Ver¬ 
kehr  mit  anderen  landwirtschaftlichen  Bedarfsartikeln 
beziehen. 

§  4.  Die  Futtermittelzentrale  untersteht  der  unmittel¬ 
baren  Überwachung  des  Ackerbauministers  und  ist  in 
ihrer  gesamten  Geschäftsführung  an  dessen  Weisungen 
gebunden. 
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Sie  führt  in  ihrem  Siegel  den  kaiserlichen  Adler. 

.  §  5.  Die  Futtermittelzentrale  wird  nach  außen  durch 
den  vom  Ackerbauminister  bestellten  Vorstand  vertreten. 

Ihre  Gebarung  ist  nach  kaufmännischen  Grundsätzen 
zu  führen  und  so  einzurichten,  daß  die  Ausgaben  in  den 
einfließenden  Einnahmen  ihre  Deckung  finden. 

Die  Futtermittelzentrale  kann  demnach  zu  den  fest¬ 
gesetzten  Höchstpreisen  der  von  ihr  in  Verkehr  ge¬ 
brachten  Futtermittel  und  sonstigen  Bedarfsgegenstände 
zwecks  Deckung  ihres  Betriebsaufwandes  Zuschläge  ein¬ 
heben,  deren  Höhe  der  Genehmigung  des  Ackerbau¬ 
ministers  unterliegt. 

§  6.  Bei  der  Überwachung  der  Futtermittelzentrale 
steht  dem  Ackerbauminister  ein  Beirat  zur  Seite,  der  aus 
sachkundigen,  mit  den  besonderen  Verhältnissen  in  den 
einzelnen  Königreichen  und  Ländern  vertrauten  Per¬ 
sönlichkeiten  des  wirtschaftlichen  Lebens  zusammenge¬ 
setzt  ist. 

Die  Mitglieder  des  Beirates  sowie  der  Vorsitzende  des¬ 
selben  und  sein  Stellvertreter  werden  vom  Ackerbau¬ 
minister  ernannt. 

Der  Vorstand  der  Futtermittelzentrale  ist  gleichzeitig 
Mitglied  des  Beirates. 

Der  Beirat  wdrd  nach  Bedarf  vom  Ackerbauminister 
einberufen.  Er  hat  über  die  vom  Ackerbauminister  oder 
vom  Vorstande  der  Zentrale  zur  Beratung  gestellte 
Eragen  der  allgemeinen  Geschäftsführung  der  Zentrale 
sowie  der  Futtermittelversorgung  überhaupt  Gutachten 
abzugeben  und  kann  in  solchen  Fragen  auch  selbständig 
Vorschläge  erstatten. 

Die  Mitgliedschaft  des  Beirates  ist  ein  Ehrenamt. 

Ausw’ärtige  Mitglieder  des  Beirates  erhalten  den  Ersatz 
der  Fahrtauslagen  sowie  Diäten  in  derselben  Höhe  wie 
die  Mitglieder  des  Landwirtschaftsrates. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Verkehr  mit  Futtermitteln.  Eine  Verordnung  des 
Ackerbauministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern,  dem  Handelsminister  und  dem  Eisenbahn¬ 
minister  vom  14.  August  1915,  betreffend  den  Verkehr 
mit  Futtermitteln,  bestimmt: 

§  I.  Den  Vorschriften  dieser  Verordnung  unterliegen: 

a)  Malzkeime, 

h)  Biertreber,  getrocknet, 

c)  Ölkuchen:  Sonnenblumenkuchen,  Kürbiskern¬ 

kuchen,  Kokoskuchen,  Leinkuchen,  Sesamkuchen,  Hanf¬ 
kuchen,  Hederichkuchen,  Mohnkuchen,  Erdnußkuchen, 

d)  Kartoffelpülpe,  getrocknet. 

Diese  Futtermittel  dürfen  nur  nach  Maßgabe  der  Be¬ 
stimmungen  dieser  Verordnung  in  Verkehr  gesetzt 
werden. 

Ausgenommen  hiervon  sind  im  Besitze  des  Staates 
oder  der  Militärverwaltung  befindliche  Vorräte  sowie 
jene  Mengen,  welche  von  den  Erzeugern  für  den  eigenen 
Wirtschaftsbedarf  zurückbehalten  oder  von  Tierhaltern 
zum  ausschließlichen  Verbrauch  in  ihrer  Wirtschaft, 
ferner  von  landwirtschaftlichen  Organisationen  oder  ge¬ 
meinnützigen  Approvisionierungsstellen  angeschafft 
wurden. 

Malzkeime  dürfen  erst  nach  Sicherstellung  des  Be¬ 
darfes  der  Preßhefeindustrie  und  nur  auf  Grund  einer 
vom  Ackerbauminister  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsminister  zu  erteilenden  Bewilligung  verfüttert 
werden. 

§  2.  Wer  Futtermittel  der  im  §  i  bezeichneten  Art 
vorrätig  oder  in  Verwahrung  hält,  hat  die  am  i.  August 
1915  vorhandenen  Mengen  getrennt  nach  Arten  unter 
Nennung  der  Eigentümer  binnen  acht  Tagen  nach  dem 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  der  Futtermittelzentrale 
anzuzeigen. 


Wer  solche  Gegenstände  im  Betriebe  seines  Gewerbes 
herstellt,  hat  bis  zum  5.  eines  jeden  Monats  die  im  Vor¬ 
monat  erzeugten  Mengen  der  Futtermittelzentrale  an¬ 
zuzeigen. 

§  3.  Die  Besitzer  von  Futtermitteln  der  im  §  i  ge¬ 
nannten  Art  haben  diese,  insofern  sich  aus  der  Be¬ 
stimmung  des  §  4  nicht  eine  Ausnahme  ergibt,  der 
Futtermittelzentrale  käuflich  zu  überlassen  und  auf 
deren  Abruf  zu  verladen. 

Diese  Zentrale  hat  den  Verkäufern  für  die  von  ihr 
abgenommenen  Futtermittel  einen  angemessenen,  je¬ 
doch  höchstens  den  nachstehenden  Übernahmspreis  zu 
bezahlen : 

Kronen 

für  Malzkeime  (mit  Ausnahme  der  für  die  Preß¬ 


hefeindustrie  bestimmten) . 22 

für  Biertreber,  getrocknet . 22 

„  Sonnenblumenkuchen,  geschält . 25 

,,  ,,  ungeschält . 17 

,,  Kürbiskernkuchen,  geschält . 30 

,,  ,,  ungeschält . 20 

„  Leinkuchen . 25 

,,  Hanfkuchen . 19 

,,  Hederichkuchen . 18 

„  Mohnkuchen . 24 

„  Kartoffelpülpe,  getrocknet . 13 


Die  Preise  verstehen  sich  für  100  kg  netto  Kasse, 
loko  Bahnstation  der  Betriebsstätte,  ohne  Sack,  und 
schließen  die  Kosten  der  Verladung  in  sich. 

Falls  eine  Ware  der  usancemäßigen  Anforderung 
nicht  entspricht  und  eine  Vereinbarung  hinsichtlich  der 
entsprechenden  Herabsetzung  des  Preises  nicht  zu¬ 
standekommt,  entscheidet  über  den  Preis,  wenn  sich  die 
W are  in  einem  Lande  befindet,  in  welchem  eine  Börse 
für  landwirtschaftliche  Produkte  besteht,  das  Schieds¬ 
gericht  dieser  Börse,  sonst  das  Schiedsgericht  der 
Handels-  und  Gewerbekammer,  in  deren  Sprengel  die 
Ware  liegt. 

Bestehende,  noch  nicht  erfüllte  Schlüsse  entheben 
nicht  von  den  in  dieser  Verordnung  geschaffenen  Ver¬ 
pflichtung  und  sind  ohne  rechtliche  Wirkung. 

§  4.  Besitzer  von  Futtermitteln  der  im  §  i,  lit.  c,  ge¬ 
nannten  Art,  welche  aus  Rohstoffen  erzeugt  werden,  die 
nicht  der  inländischen  Ernte  entstammen  oder  welche 
in  die  im  Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und 
Länder  eingeführt  werden,  haben  diese  der  Futtermittel¬ 
zentrale  zum  Kaufe  anzubieten ;  die  Bestimmung  des 
Preises  für  diese  Futtermittel  wird  der  freien  Verein¬ 
barung  überlassen. 

Die  Zentrale  hat  binnen  vier  Wochen  nach  Eingang 
des  Antrages  zu  erklären,  welche  bestimmt  zu  bezeich¬ 
nenden  Mengen  sie  übernehmen  will.  Über  jene  Mengen, 
die  von  dieser  Stelle  nicht  übernommen  werden,  kann 
der  Eigentümer  frei  verfügen. 

Das  gleiche  gilt,  soweit  die  Zentrale  eine  Erklärung 
während  dieser  Frist  nicht  abgibt. 

§  5.  Rechtsgeschäfte,  welche  gegen  die  Anordmmgen 
der  §§  3  und  4  verstoßen,  sind  nichtig. 

§  6.  Alle  Mengen,  welche  sonach  dem  Absätze  durch 
die  Futtermittelzentrale  Vorbehalten  sind  (§  3),  be¬ 
ziehungsweise  Vorbehalten  werden  (§  4),  müssen  von 
dieser  mit  möglichster  Beschleunigung  abgenommen 
werden. 

Bis  zur  Abnahme  sind  die  Eigentümer  der  Ware  ver¬ 
pflichtet,  die  Vorräte  kostenlos  aufzubewahren,  pfleglich 
zu  behandeln  und  zu  erhalten. 

§  7.  Die  Bestimmungen  der  Ministerialverordnung 
vom  25.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  210,  betreffend  die 
Regelung  des  Verkehres  mit  Raps,  Rübsen,  Rüböl  und 
Ölkuchen,  bleiben  unberührt. 

Die  in  den  §§  17  und  20  dieser  Verordnung  dem 
Ackerbauministerium  vorbehaltene  Verfügung  über  öl- 
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kuchen  (Raps-  und  Rübsenkuchen)  wird  durch  die 
h'uttermittelzentrale  ausgeübt. 

§  8.  Sendungen  von  Futtermitteln  der  im  §  i  ge¬ 
nannten  Art  sowie  von  Rapskuchen  dürfen  von  Eisen¬ 
bahnen  oder  Dampfschiffahrtsunternehmungen  nur  dann 
zur  Beförderung  angenommen  werden,  wenn  den  Fracht¬ 
dokumenten  für  jede  Sendung  eine  von  der  Futter¬ 
mittelzentrale  ausgestellte  Transportbescheiuigung  bei¬ 
gegeben  ist. 

h'ür  Sendungen  der  Militärverwaltung  sowie  für  Sen¬ 
dungen  aus  dem  Zollauslande  und  aus  Ungarn  sind  der¬ 
artige  Transportbescheinigungen  nicht  erforderlich. 

Sendungen,  die  bereits  der  Transportanstalt  auf¬ 
geliefert  sind,  werden  durch  diese  Bestimmungen  nicht 
getroffen. 

§  9.  Weigert  sich  der  Besitzer,  die  nach  §  3  ge¬ 
bundene  Ware  um  den  dort  bestimmten  Preis  abzu¬ 
geben,  so  hat  die  politische  Behörde  erster  Instanz,  in 
deren  Sprengel  sich  die  Vorräte  befinden,  über  die  Ver¬ 
pflichtung  zur  Abgabe  zu  erkennen  und  erforderlichen¬ 
falls  deren  zwangsweise  Abnahme  zu  verfügen.  Das  Er¬ 
kenntnis  wirkt  gegen  jedermann,  dem  Rechte  an  den 
X'orräten  zustehen. 

§  IO.  Bei  einer  zwangsweisen  Abnahme  der  Vorräte 
sind  von  dem  Höchstpreise  10  Prozent  in  Abschlag  zu 
bringen.  Ist  der  Eigentümer  oder  dessen  Aufenthalt 
nicht  bekannt  oder  hat  der  Erlös  zur  Befriedigung  von 
Ansprüchen  dritter  Personen  aus  dinglichen  Rechten  zu 
dienen,  so  ist  der  Betrag  bei  Gericht  zu  hinterlegen. 

§  II.  Die  zwangsweise  enteigneten  Vorräte  sind  von 
deren  letztem  Besitzer  bis  zum  Abtransporte  unentgelt¬ 
lich  aufzubewahren  und  zu  erhalten. 

§  12.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitelung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  soferne  sie  nicht 
der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu 
5000  K  oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Getreide-  und  Mehlverkehr  in  Niederösterreich. 

Eine  \^erordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtum 
Österreich  unter  der  Enns  vom  15.  August  1915,  Zahl 
W — 2076,  mit  welcher  die  Kundmachung  vom  7.  De¬ 
zember  1914)  E.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  140,  betreffend  die 
hestsetzung  von  Höchstpreisen  für  den  Großhandel  mit 
Cietreide  und  Mehl,  und  die  mit  der  Verordnung  vom 
IO.  April  1915,  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  33,  abgeänderte 
Verordnung  vom  13.  März  1915,  L.-G.-  und  V.-Bl. 

Nr.  26,  betreffend  die  provisorische  Regelung  des  Ver¬ 
brauches  von  Brot  und  Mahlprodukten,  aufgehoben 
werden,  verfügt: 

§  I.  Die  Statthaltereikundmachung  vom  7.  Dezember 
1914»  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  140,  betreffend  die  Fest¬ 
setzung  von  Höchstpreisen  für  den  Großhandel  mit  Ge¬ 
treide  und  Mehl,  die  Statthaltereiverordnung  vom 
13.  März  i9I5>  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  26,  betreffend 
die  provisorische  Regelung  des  Verbrauches  von  Brot 
und  Mahlprodukten,  die  Statthaltereiverordnung  vom 
'7-  März  1915.  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  27,  mit  welcher 
der  §  i  der  Verordnung  vom  13.  März  1915,  L.-G.-  und 
V.-Bl.  Nr.  26,  außer  Kraft  gesetzt  wurde,  und  die 
Statthaltereiverordnung  vom  10.  April  1915,  L.-G.-  und 
V.-Bl.  Nr.  33,  mit  welcher  die  Verordnung  vom 
13.  März  1915,  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  26  abgeändert 
wurde,  werden  außer  Kraft  gesetzt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Wirksamkeit. 

Erzeugung  und  Vertrieb  von  Brot  und  Gebäck 
in  Niederösterreich.  Eine  X’erordnung  des  k.  k.  Statt¬ 


halters  im  Erzherzogtum  Österreich  unter  der  Enns 
vom  15.  August  1915,  Z.  W — 2075,  mit  welcher  Durch¬ 
führungsbestimmungen  zu  der  Ministerialverordnung 
vom  II.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  231,  betreffend  die 
Erzeugung  und  den  \^ertrieb  von  Brot  und  Gebäck,  er¬ 
lassen  werden,  bestimmt: 

§  I.  Die  Erzeugung  von  Kleingebäck  ist  ausnahmslos 
verboten. 

§  2.  Zur  Erzeugung  von  Brot  darf  außer  einer 
Mischung  von  Weizenbrotmehl  und  Roggenmehl  nur 
Kartoffelmehl  oder  Kartoffelbrei  im  Höchstausmaße  von 
10  Prozent  des  Gesamtgewichtes  der  zur  Verarbeitung 
gelangenden  Mehlmenge  verwendet  werden. 

Das  bei  der  gewerbsmäßigen  Broterzeugung  einzu¬ 
haltende  Mischungsverhältnis  von  Weizenbrot-  und 
Roggenmehl  hat  sich  nach  der  Zuteilung  dieser  beiden 
Mehlsorten  an  die  .Broterzeuger  zu  richten.  Die  Zu¬ 
teilung  von  Weizenbrotmehl  und  Roggenmehl  hat  tun¬ 
lichst  im  Verhältnisse  von  zu  erfolgen. 

§  3.  Brot  darf  nur  in  der  Form  von  Laiben  und 
Wecken  gebacken  werden  und  muß  wenigstens  280  g 
pro  Stück  wiegen. 

Das  Gewicht  von  Brotlaiben  oder  -wecken,  die  mehr 
als  280  g  wiegen,  hat  ein  Vielfaches  des  Gewichtes  von 
70  g  zu  bilden. 

Brotlaibe  oder  -wecken  im  Gewichte  von  280  g  sind 
so  zu  formen,  daß  sie  leicht  in  vier  tunlichst  gleiche 
Abschnitte  zerlegt  werden  können. 

§  4.  Vom  16.  September  1915  an  darf  der  Preis  des 
Brotes  4  h  pro  70  g  nicht  übersteigen. 

Bis  dahin  bleiben  die  im  §  2  u  der  Statthalterei¬ 
verordnung  vom  IO.  April  1915,  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  34, 
festgesetzten  Brotpreise  in  Geltung. 

§  5.  Der  von  den  Bäckern  den  Zwischenhändlern 
beim  Verkaufe  von  Brot  gewährte  Zwischengewinn 
(Rabatt)  darf  15  Prozent  des  Höchstpreises  (§  4)  nicht 
übersteigen. 

§  6.  Brot  darf  nur  in  vollkommen  ausgekühltem  Zu¬ 
stande  den  Konsumenten  verabreicht  werden. 

§  7.  Die  gewerbsmäßige  Erzeugung  und  der  Ver¬ 
kauf  diätetischer  Brotsorten  (Grahambrot,  Simons¬ 
brot  u.  dgl.)  sind  nur  mit  Bewilligung  der  politischen 
Landesbehörde  unter  Einhaltung  der  fallweise  vorzu¬ 
schreibenden  Bedingungen  gestattet. 

§  8.  Bäcker,  Zuckerbäcker,  sonstige  Verkäufer  von 
Backware  sowde  Gast-  und  Schankgewerbetreibende 
aller  Art  haben  einen  Abdruck  dieser  Verordnung  in 
ihren  Verkaufs-  und  Betriebsräumen  an  einer  jeder¬ 
mann  sichtbaren  Stelle  anzuschlagen. 

§  9.  iTertretungen  dieser  Verordnung  werden,  sofern 
nicht  die  strafgerichtliche  Ahndung  eintritt,  von  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  ge¬ 
ahndet. 

Falls  die  Übertretung  von  einem  Gewerbetreibenden 
begangen  wird,  kann  außerdem,  soferne  die  Voraus¬ 
setzungen  des  §  133  Absatz  i,  lit.  a,  der  Gewerbe¬ 
ordnung  zutreffen,  die  Entziehung  der  Gewerbeberechti¬ 
gung  verfügt  werden. 

§  IO.  Diese  Wrordnung  tritt  an  Stelle  der  mit  der 
Statthaltereiverordnung  vom  10.  April  1915,  L.-G.-  und 
V.-Bl.  Nr.  34,  abgeänderten  Statthaltereiverordnung 
vom  27.  März  1915,  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  28,  am 
16.  August  1915  in  Kraft. 

Mit  dem  gleichen  Tage  wird  die  Statthaltereiverord¬ 
nung  vom  4.  Februar  1915,  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  14, 
zur  Gänze  außer  Wirksamkeit  gesetzt. 

Veräußerung  land-  und  forstwirtschaftlicher 
Grundstücke.  Eine  kaiserliche  Verordnung  vom 
9.  August  1915  über  die  Veräußerung  land-  und  forst¬ 
wirtschaftlicher  Grundstücke  verfügt : 
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^  .  §  I.  (i)  Während  der  Dauer  der  durch  den  Krieg  ver- 
^  ursachten  außerordentlichen  Verhältnisse  ist  die  Über¬ 
tragung  des  Eigentums  eines  dem  land-  oder  forstwirt¬ 
schaftlichen  Betriebe  gewidmeten  Grundstückes  durch 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  nur  mit  Zustimmung  der 
zu  dieser  Entscheidung  berufenen  Kommission  (§8)  zu- 
■  lässig.  Das  gleiche  gilt  von  der  Verpachtung  eines 
L  solchen  Grundstückes  auf  mehr  als  zehn  Jahre, 
r  (2)  Wird  die  Zustimmung  versagt,  so  ist  das  Rechts- 
*  geschäft  ungültig. 

§  2.  Die  Vorschriften  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
.  finden  keine  Anwendung  auf  Grundstücke,  die 

1.  in  die  Landtafel,  in  das  Eisenbahn-  oder  Bergbuch 
eingetragen  sind ; 

2.  im  Gebiet  einer  Stadt  mit  eigenem  Statut  oder  im 
■;  Gebiet  einer  Gemeinde  mit  vorwiegend  städtischem 
1  Charakter  liegen,  die  durch  Verordnung  des  Justiz¬ 
ministers  bezeichnet  wird ; 

3.  das  Ausmaß  eines  Bauerngutes  (§  5)  offenbar  über¬ 
schreiten. 

§  3.  Die  Übertragung  des  Eigentums  oder  die  Ver¬ 
pachtung  bedarf  nicht  der  Zustimmung  der  Kommission, 
wenn 

a )  das  Rechtsgeschäft  auf  Grund  der  bestehenden  Vor¬ 
schriften  von  einem  Gerichte  oder  einer  Verwaltungs¬ 
behörde  genehmigt  worden  ist; 

b )  wenn  bescheinigt  wird,  daß  das  Grundstück  be¬ 
stimmt  ist 

1.  für  Zwecke  der  bewaffneten  Macht, 

2.  der  öffentlichen  Verwaltung  oder  einer  öffentlichen 
und  gemeinnützigen  Anstalt, 

3.  des  öffentlichen  Verkehres  (Eisenbahnen,  Straßen, 
Hafenanlagen,  Kanäle  und  sonstige  Wasserbauten  u.  a.), 

4.  für  gewerbliche,  industrielle  oder  Bergbauanlagen 
oder 

5.  zur  Errichtung  von  Wohnhäusern  samt  den  dazu 
gehörigen  Gärten,  Spielplätzen  u.  dgl. ; 

c )  das  Rechtsgeschäft  zwischen  Ehegatten,  Braut¬ 
leuten  oder  Verwandten  und  Verschw'ägerten  in  gerader 
Linie  oder  bis  zum  vierten  Grade  der  Seitenlinie  ab¬ 
geschlossen  wird. 

§  4.  Die  Übertragung  des  Eigentums  oder  die  Ver¬ 
pachtung  ist  von  der  Kommission  zuzulassen,  wenn  sie 
dem  allgemeinen  Interesse  an  der  Erhaltung  eines 
leistungsfähigen  Bauernstandes  nicht  widerspricht. 

§  5.  Die  Übertragung  des  Eigentums  ist  daher  (§4) 
insbesondere  zuzulassen: 

1.  wenn  das  Gut  in  seinen  wesentlichen  Bestandteilen 
erhalten  bleibt  und  vom  neuen  Erwerber  selbst  bewirt¬ 
schaftet  werden  soll; 

2.  wenn  das  Gut  ohne  Vermittlung  einer  Person,  die 
daraus  Gewinn  ziehen  will,  aufgeteilt  wird  und  die  Teile 
zur  Bildung  oder  Vergrößerung  von  Bauerngütern  oder 
Häusler  an  wesen  verwendet  werden  sollen.  Als  ein 
Bauerngut  im  Sinne  dieser  kaiserlichen  Verordnung  ist 
die  Gesamtheit  der  in  einer  Hand  vereinigten,  einem 
einheitlichen  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Betriebe 
dienenden  Grundstücke  anzusehen,  deren  Durchschnitts¬ 
ertrag  das  Sechsfache  des  zur  Erhaltung  einer  Familie 
von  sieben  Köpfen  Erforderlichen  nicht  übersteigt ; 

3.  wenn  nach  der  Abtrennung  einzelner  Teile  eines 
Gutes  der  dem  Eigentümer  verbleibende  Rest  noch  zu 
einem  Bauerngute  hinreicht ; 

4.  wenn  die  veräußerten  Grundstücke  nicht  Bestand¬ 
teile  eines  der  Hauptsache  nach  land-  oder  forstwirt¬ 
schaftlichen  Betriebes,  insbesondere  wenn  sie  nur  Neben¬ 
bestandteile  eines  zunächst  anderen  Zwecken  dienenden 
Unternehmens  oder  Besitzes  sind. 

§  6.  (i)  Die  Übertragung  des  Eigentums  ist  ins¬ 
besondere  nicht  zuzulassen,  wenn 

I.  der  Erwerber  das  Grundstück  zu  dem  Zwecke  er¬ 


wirbt,  um  es  als  Ganzes  oder  geteilt  mit  Gewinn  weiter 
zu  veräußern ; 

2.  wenn  Bauerngüter  oder  wirtschaftlich  belangreiche 
Teile  solcher  zur  Bildung  oder  Vergrößerung  von  Groß¬ 
grundbesitz  erworben  werden ; 

3.  wenn  Bauerngüter  oder  wirtschaftlich  belangreiche 
Teile  solcher  zur  Bildung  oder  Vergrößerung  von  Eigen¬ 
jagdgebieten  erworben  werden  und  zu  besorgen  ist,  daß 
das  Grundstück  der  seiner  Bodenbeschaffenheit  ent¬ 
sprechenden  landwirtschaftlichen  Bewirtschaftung  ent¬ 
zogen  werden  soll. 

(2)  Die  Verpachtung  ist  insbesondere  nicht  zuzulassen, 
wenn  sie  zur  Umgehung  der  Bestimmungen  dieser  kaiser¬ 
lichen  Verordnung  dienen  soll. 

§  7.  Die  Übertragung  kann  ungeachtet  der  Vorschriften 
der  §§  4  bis  6  zugelassen  werden,  wenn  sie  mit  Rücksicht 
auf  die  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
des  letzten  Besitzers  zur  Vermeidung  des  gänzlichen  Ver¬ 
falles  des  Gutes  unabwendbar  ist ;  soweit  tunlich,  soll 
jedoch  versucht  werden,  einen  dem  §  4  entsprechenden 
Verkauf  zu  erzielen.  Die  näheren  Anordnungen  über 
diesem  Zwecke  dienende  Einrichtungen  und  über  deren 
Förderung  durch  Zuwendung  öffentlicher  Mittel  werden 
durch  Verordnung  erlassen. 

§  8.  (i)  Zur  Entscheidung  über  die  Zulässigkeit  der 
Übertragung  oder  der  Verpachtung  ist  eine  Verwaltungs¬ 
kommission  (Grundverkehrskommission)  berufen,  die  am 
Sitze  eines  jeden  Bezirksgerichtes  zu  bilden  ist. 

(2)  Die  Kommission  besteht  aus; 

1.  dem  Vorsteher  des  Bezirksgerichtes  oder  einem  von 
diesem  bestimmten  Richter  des  Bezirksgerichtes  als  Vor¬ 
sitzenden  ; 

2.  einem  von  der  politischen  Bezirksbehörde  ernannten 
Mitgliede ; 

3.  dem  Vorsteher  der  Gemeinde,  in  der  das  Grundstück 
zum  größten  Teile  liegt;  statt  des  Vorstehers  kann  ein 
von  ihm  bestimmtes  Mitglied  der  Gemeindevertretung  in 
der  Kommission  dessen  Sitz  einnehmen; 

4.  einem  Mitgliede,  das  von  der  landwirtschaftlichen 
Hauptkorporation  bestellt  wird,  zu  deren  Tätigkeitsgebiet 
die  Gemeinde  gehört,  in  der  das  Grundstück  gelegen  ist. 
Gehört  die  Gemeinde  zum  Tätigkeitsgebiete  mehrerer 
landwirtschaftlicher  Hauptkorporationen  (Sektionen),  so 
bestimmt  der  Vorsitzende  das  Mitglied. 

(3)  Das  Amt  eines  Mitgliedes  (Ersatzmitgliedes)  der 
Grundverkehrskommission  ist  ein  Ehrenamt. 

§  9.  (i)  Die  Kommission  wird  vom  Vorsitzenden  ein¬ 
berufen.  Die  Mitglieder  sind  zum  Erscheinen  zu  laden. 
§  87  des  Gerichtsorganisationsgesetzes  vom  27.  November 
1896,  R.-G.-Bl.  Nr.  217,  findet  entsprechende  Anwendung. 

(2)  Die  Kommission  entscheidet  nach  freiem  Er¬ 
messen  mit  Stimmenmehrheit.  Bei  gleichgeteilten  Stimmen 
gibt  die  Stimme  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag.  Zur 
Beschlußfähigkeit  ist  die  Anwesenheit  des  Vorsitzenden 
und  eines  Mitgliedes  erforderlich. 

§  IO.  (i)  Die  Kommission  hat  die  für  die  Entscheidung 
erforderlichen  Ermittlungen  vorzunehmen.  Sie  kann  die 
Mitwirkung  der  staatlichen  und  autonomen  Behörden  in 
Anspruch  nehmen  und  Sachverständige  einvernehmen 
oder  einvernehmen  lassen. 

(2)  Die  Entscheidung  ist  so  viel  als  möglich  zu  be¬ 
schleunigen.  Wird  einem  Anträge  stattgegeben,  so  findet 
dagegen  kein  Rechtsmittel  statt. 

(3)  Ein  abgewiesener  Antrag  kann,  wenn  neue  Tat¬ 
sachen  oder  Behelfe  beigebracht  werden,  erneuert  werden. 
Gegen  die  Abweisung  eines  Antrages  kann  ferner  binnen 
der  unerstreckbaren  Frist  von  14  Tagen  an  die  Grund- 
verkehrslandeskonnnission  Beschwerde  erhoben  werden. 
Die  Beschwerde  ist  beim  Vorsitzenden  der  Grund- 
verkehrskoinmission  einzubringen  und  von  diesem  binnen 
drei  Tagen  der  Grundverkehrslandeskommission  vorzu¬ 
legen. 
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§  II.  (i)  Die  Grundverkehrslandeskommission  hat 
über  die  Beschwerde  spätestens  innerhalb  einer  Woche  zu 
entscheiden. 

(2)  Sie  ist  am  Sitze  der  politischen  Landesbehörde, 
in  Galizien  in  Lemberg  und  Krakau,  zu  bilden  und  be¬ 
steht  aus: 

1.  dem  Präsidenten  des  Landesgerichtes  am  Sitze  der 
Kommission  oder  einem  von  diesem  bestimmten  Richter 
des  Landesgerichtes  als  Vorsitzenden ; 

2.  einem  von  der  politischen  Landesbehörde  ernannten 
Mitgliede ; 

3.  einem  Mitgliede,  das  vom  Landesausschusse  des 
Landes  bestellt  wird,  in  dem  das  Grundstück  liegt ; 

4.  einem  Mitgliede,  das  von  der  landwirtschaftlichen 
Hauptkorporation  bestellt  wird,  zu  deren  Tätigkeitsgebiet 
die  Gemeinde  gehört,  in  der  das  Grundstück  gelegen  ist. 
Gehört  die  Gemeinde  zum  Tätigkeitsgebiete  mehrerer 
landwirtschaftlicher  Hauptkorporationen  (Sektionen),  so 
bestimmt  der  Vorsitzende  der  Grundverkehrslandes¬ 
kommission  das  Mitglied. 

(3)  Die  Bestimmungen  der  §§  8,  3.  Abs.,  und  9  finden 
Anwendung. 

§  12.  Wer  um  die  Übertragung  des  Eigentumsrechtes 
oder  die  Eintragung  des  Bestandrechtes  auf  Grund  eines 
der  Genehmigung  der  Kommission  unterliegenden  Rechts¬ 
geschäftes  ansucht,  hat  mit  dem  Grundbuchsgesuche  die 
Ausfertigung  der  Entscheidung  der  Kommission  vorzu¬ 
legen.  Wenn  diese  Beilage  fehlt,  ist  das  Grundbuchs¬ 
gesuch  abzuweisen. 

§  13.  (i)  Auf  den  Erwerb  von  Grundstücken  durch 
Zwangsvollstreckung  finden  die  vorstehenden  Bestim¬ 
mungen  sinngemäß  Anwendung,  wenn  nach  Ermessen 
des  Exekutionskommissärs  die  Zwangsvollstreckung 
offenbar  in  der  Absicht,  die  Bestimmungen  dieser  kaiser¬ 
lichen  Verordnung  zu  umgehen,  durchgeführt  wird. 

(2)  Das  Exekutionsgericht  hat  in  solchen  Fällen  vor 
der  Ausfertigung  des  Beschlusses  über  die  Erteilung 
des  Zuschlages  oder  die  Genehmigung  des  Ubernahms- 
antrages  die  Entscheidung  der  Kommission  über  die  Zu¬ 
lässigkeit  der  Eigentumsübertragung  einzuholen. 

(3)  Wird  die  Eigentumsübertragung  nicht  zugelassen, 
so  ist  der  Zuschlag  oder  die  Genehmigung  des  Ubernahms- 
antrages  zu  versagen. 

§  14.  Im  Verfahren  zur  Durchführung  dieser  kaiser¬ 
lichen  Verordnung  mit  Ausschluß  des  Verfahrens  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  sind  die  Eingaben,  die  Proto¬ 
kolle  und  deren  Beilagen  sowie  die  amtlichen  Ausferti¬ 
gungen  gebührenfrei. 

§  15.  (i)  Wer  zum  Zwecke  der  Umgehung  oder  Ver¬ 
eitlung  der  Bestimmungen  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
unwahre  oder  unvollständige  Angaben  macht,  wird  vom 
Vorsitzenden  der  Grundverkehrskommission  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  5000  K  oder  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

(2)  Die  Entscheidung  des  Vorsitzenden  der  Grund¬ 
verkehrskommission  kann  durch  Rekurs  an  den  Vor¬ 
sitzenden  der  Grundverkehrslandeskommission  ange- 
fochten  werden.  Gegen  dessen  Entscheidung  findet  kein 
Rechtsmittel  statt. 

(3)  Für  das  Verfahren  gelten  die  Bestimmungen  über 
das  Strafverfahren  vor  den  politischen  Behörden. 

§  16.  Die  Regierung  ist  ermächtigt,  diese  kaiserliche 
Verordnung  nach  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  und 
Erfahrungen  für  alle  oder  für  einzelne  Verwaltungs¬ 
gebiete  durch  Verordnung  zu  ändern,  zu  ergänzen  und 
aufzuheben. 

§  17.  Landesgesetzliche  Bestimmungen  über  die  Be¬ 
schränkung  der  freien  Teilbarkeit  von  Höfen  oder  anderen 
landwirtschaftlichen  Besitzungen  werden  durch  diese 
kaiserliche  Verordnung  nicht  berührt. 

§  18.  (i)  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem 
Tage  der  Kundmachung  in  Wirksamkeit,  findet  jedoch 


keine  Anwendung  auf  Veräußerungsgeschäfte,  die  vor 
dem  I.  August  1914  zu  stände  gekommen  sind  oder  um 
deren  bücherliche  Durchführung  vor  dem  15.  Juli  1915 
beim  Grundbuchsgerichte  schon  angesucht  worden  ist, 
und  auf  gerichtliche  Entscheidungen  (§  13),  die  vor  dem 
Tage  der  Kundmachung  der  kaiserlichen  Verordnung  ge¬ 
fällt  wurden. 

(2)  Bücherliche  Eintragungen,  die  bewilligt  wurden, 
bevor  diese  kaiserliche  Verordnung  beim  Grundbuchs¬ 
gerichte  bekannt  geworden  ist,  werden  durch  die  vor¬ 
stehenden  Bestimmungen  nicht  berührt. 

§  19.  Mit  dem  Vollzüge  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
sind  Meine  Minister  der  Justiz,  des  Ackerbaues,  der 
Finanzen  und  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  be¬ 
teiligten  Ministern  beauftragt. 

Ungarn. 

Inverkehrsetzung  von  Kleie.  Das  ungarische  Mini¬ 
sterium  ordnet  mit  10.  1.  M.  folgendes  an: 

§  I.  Der  durch  die  Verordnung  Z.  2727/1915  M.-E. 
vom  24.  Juli  1915  über  die  Feststellung  der  für  Weizen- 
und  Roggenmehl  zulässigen  Höchstpreisen  festgestellte 
Maximalpreis  für  Weizen-  und  Roggenkleie  wird  auch 
auf  Gerstekleie  ausgedehnt. 

Die  im  §  6  der  erwähnten  Verordnung  bezüglich  des 
Weizen-  und  des  Roggenmehles  festgestellten  Straf¬ 
bestimmungen  sind  auch  auf  diejenigen  anzuwenden,  die 
hinsichtlich  der  Kleie  die  dort  festgestellten  Handlungen 
begehen. 

Unter  Kleie  hat  man  aus  dem  Gesichtspunkte  der 
gegenwärtigen  Verordnungen  außer  der  Kleie  von 
Weizen,  Roggen,  Halbfrucht  und  Gerste  auch  jeden 
sonstigen  Vermahlungsabfall  dieser  Getreidearten  (Rade 
u.  s.  w.)  zu  verstehen. 

§  2.  Die  ausschließlichen  Lohnvermahlungsmühlen¬ 
unternehmungen,  welche  Mehl  oder  Mahlprodukte  gegen 
Lohn  oder  für  einen  gewissen  Anteil  der  zur  Vermahlung 
eingebrachten  Getreideart  ausschließlich  für  den  Haus¬ 
bedarf  der  vermahlenden  Partei  hersteilen,  dürfen  die 
erzeugte  Kleie  nicht  in  den  Handel  bringen,  sondern  sind 
verpflichtet,  sie  der  vermahlenden  Partei  auszufolgen. 

Jede  andere  Mühlenunternehnumg  muß  jede  Kleie  — 
sei  es,  ob  die  Kleie  aus  einer  für  eigene  Rechnung  oder 
für  fremde  Rechnung  besorgten  Vermahlung,  oder  ob  sie 
aus  inländischen  oder  ausländischen  Getreidearten 
stammt  —  mit  Vermittlung  der  nach  den  unten  folgenden 
Verfügungen  zu  bildenden  Kommission  („Kleiezentrale“) 
und  im  Sinne  ihrer  im  2.  Abs.  des  §  3  festzustellenden 
Geschäftsordnung  in  V erkehr  bringen. 

§  3.  Hinsichtlich  der  Konstituierung  der  „Kleie¬ 
zentrale“  verfügt  der  Ackerbauminister.  In  die  „Kleie¬ 
zentrale“  entsenden  der  Ungarische  hauptstädtische 
Mühlenverband  und  der  Landesverband  der  Provinz¬ 
mühlen  je  vier  ordentliche  und  je  zwei  Ersatzmitglieder, 
der  Ungarische  Landesagrikulturverein  und  der  Bund 
ungarischer  Landwirte  je  ein  ordentliches  und  je  ein 
Ersatzmitglied.  Außerdem  sind  Mitglieder  der  Zentrale 
die  Delegierten  des  Handelsministers  und  des  Ackerbau¬ 
ministers. 

Die  Mitglieder  der  „Kleiezentrale“  wählen  aus  ihrem 
Schoße  einen  Präsidenten  und  zwei  Präsidentstellver¬ 
treter,  welche  die  „Kleiezentrale“  den  Behörden  und 
dritten  Personen  gegenüber  vertreten.  Ihren  Wirkungs¬ 
kreis  stellt  im  übrigen  das  Geschäftsnormativ  fest. 

Die  „Kleiezentrale“  stellt  ihr  Geschäftsnormativ  selbst 
fest  und  der  Ackerbauminister  genehmigt  dasselbe.  Die 
Mitglieder  der  Zentrale  erhalten  kein  Honorar. 

Ein  solcher  Beschluß  der  „Kleiezentrale“,  gegen  den 
irgend  ein  Delegierter  der  Minister  Protest  erhebt,  ist 
dem  Ackerbauminister  zu  unterbreiten  und  kann  nur  nach 
seiner  Genehmigung  vollstreckt  werden. 
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§  4.  Die  „Kleiezentrale“  darf  Kleie  nur  nach  dem  In¬ 
land  verkaufen,  und  zwar  nur  auf  Grund  der  durch  die 
königlich  ungarischen  wirtschaftlichen  Inspektorate  aus¬ 
gestellten  Anweisungen  oder  im  Wege  von  sich  mit  dem 
Detailverkauf  befassenden  Kaufleuten. 

Der  Ackerbauminister  stellt  fest,  wie  viel  man  aus  dem 
produzierten  Kleievorrat  im  Wege  der  sich  mit  dem 
Detailhandel  beschäftigenden  Kaufleute  verkaufen  darf. 
Mit  einem  solchen  Detailverkauf  kann  eine  Mühlenunter¬ 
nehmung  nicht  betraut  werden. 

Darüber,  wie  und  auf  welche  Weise  die  durch  die 
Vermittlung  der  Kleiezentrale  nicht  verwertete  Kleie 
verwertet  werden  darf,  entscheidet  der  Ackerbauminister 
im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsminister. 

§  5.  Die  Kleiezentrale  darf  zur  Deckung  ihrer  Unkosten 
nach  der  durch  ihre  Vermittlung  verkauften  Kleie  pro  q 
eine  Provision  von  50  h,  die  im  Aufträge  der  Kleie¬ 
zentrale  mit  dem  Detailverkauf  sich  beschäftigenden 
Kaufleute  aber  dürfen  inklusive  der  Provision  der  Kleie¬ 
zentrale  höchstens  2  K  anrechnen,  so  daß  die  Kleie  mit 
Vermittlung  der  Kleiezentrale  in  der  Mühle  oder  über 
Wunsch  des  Bestellers  in  der  Verladestation  der  Mühle 
abgeliefert,  pro  q  zu  K  18-50,  durch  den  Detailverkäufer 
aber  in  seinem  Verkaufslokal  oder  in  seinem  Lager  pro  q 
höchstens  zu  20  K  verkauft  werden  darf. 

Der  Detailverkäufer  darf  einem  Käufer  auf  einmal 
mehr  als  10  g  nicht  verkaufen. 

§  6.  Jede  solche  Mühlenunternehmung,  welche  sich 
nicht  ausschließlich  mit  der  Lohnvermahlung  beschäftigt, 
ist  verpflichtet,  die  durch  sie  hergestellten  Kleiemengen 
nach  den  durch  die  Kleiezentrale  festgestellten  Modali¬ 
täten  der  Zentrale  anzumelden  und  auszuweisen,  wieviel 
sie  von  der  hergestellten  Kleie  für  den  eigenen 
Betrieb  und  wenn  die  Mühlenunternehniung  auch  eine 
Landwirtschaft  besitzt,  wieviel  sie  für  den  Bedarf 
der  Wirtschaft  benötigt  und  wieviel  sie  sonach  dem 
Verkehr  überlassen  kann.  Sie  ist  ferner  verpflichtet, 
aus  den  verkäuflichen  Beständen  die  durch  die 
Zentrale  angewiesenen  Quantitäten  gemäß  der  Ver¬ 
fügung  der  Zentrale,  jedoch  nur  gegen  Barzahlung  zu 
liefern.  Die  durch  die  Verordnung  Z.  2727/1915  fest¬ 
gestellte  und  der  liefernden  Mühle  über  den  betreffenden 
Höchstpreis  hinaus  gebührende,  im  Sinne  des  §  5  der 
Kleiezentrale  zukommende  Provision  von  50  h  ist  die 
Mühle  verpflichtet,  nach  den  durch  die  Zentrale  fest¬ 
zustellenden  Modalitäten  der  Zentrale  einzuliefern. 

Die  Mühlenunternehmung  ist  verpflichtet,  die  Kleie 
über  Wunsch  des  Käufers  auch  in  den  durch  den  Käufer 
eingesandten  Säcken  zu  liefern.  Mit  automatischen  Kleie¬ 
füllvorrichtungen  ausgestattete  Mühlen  sind  jedoch 
hierzu  nur  in  dem  Falle  verpflichtet,  wenn  die  durch  den 
Käufer  eingesandten  Säcke  für  die  automatische  Füll¬ 
vorrichtung  der  Mühle  verw-endbar  sind  (d.  h.  ihre 
innere  Weite  56  cm  und  ihre  Länge  126  cm  beträgt) 
und  die  Säcke  sich  in  entsprechendem  Zustande  befinden. 

Auf  Wunsch  der  Kleiezentrale  ist  die  Mühlenunter¬ 
nehmung  verpflichtet,  nachzuweisen,  daß  sie  zur  Ver- 
sorgnng  des  eigenen  Betriebes  oder  ihrer  Wirtschaft 
tatsächlich  diejenige  Kleie  benötigt,  w-elche  sie  zurück¬ 
zuhalten  w'ünscht.  Sofern  die  Kleiezentrale  das  Quantum 
der  Kleie  für  zu  groß  findet,  deren  Zurückhaltung  ge¬ 
wünscht  wird,  stellt  der  Ackerbauminister  das  durch  die 
Mühle  zurückhaltbare  Quantum  fest. 

§  7.  Die  Kleiezentrale  deckt  aus  der  Provision,  die  sie 
einheben  darf,  die  Personal-  und  sachlichen  Ausgaben 
ihres  Bureaus  und  die  Kosten,  welche  bei  dem  Verkauf 
der  durch  ihre  Vermittlung  verwerteten  Kleie  erwachsen. 

Der  aus  den  Provisionen  nach  der  Deckung  dieser  Un¬ 
kosten  erübrigende  Überschuß  wird  für  die  durch  den 
Ackerbauminister  zu  bezeichnenden  öffentlichen  Zwecke 
zu  verwenden  sein. 


§  8.  Das  zur  Versendung  der  Kleie  notwendige 
Zertifikat  kann  die  dazu  berufene  Behörde  nur  auf  Grund 
der  Anweisung  der  Kleiezentrale  oder  auf  Grund  der 
Erlaubnis  des  Ackerbauministers  ausstellen. 

§  9.  Wer  den  Anordnungen  der  gegenwärtigen  Ver¬ 
ordnung  hinsichtlich  der  Inverkehrsetzung  der  Kleie  zu¬ 
widerhandelt  oder  dieselben  ausspielt,  oder  wer  die  in 
dieser  Verordnung  festgestellte  Anmeldungspflicht  nicht 
einhält,  begeht  eine  Übertretung  und  ist  im  Sinne  des 
§  9  des  Gesetzartikels  L/1914  mit  Arrest  bis  zu  zwei 
Monaten  und  mit  Geldstrafe  bis  zu  600  K  zu  bestrafen. 

Eljenso  zu  bestrafen  ist,  wer,  einerlei  ob  mit  Vor¬ 
bedacht  oder  unter  Außerachtlassung  der  pflichtgemäßen 
Sorgfalt,  dem  auf  die  Nichteinhaltung  oder  das  Aus¬ 
spielen  dieser  Verordnung  abzielenden  Vorgehen  wessen 
immer  auf  irgendeine  Weise  Vorschub  leistet  oder  das¬ 
selbe  verheimlicht. 

Das  Verfahren  wegen  dieser  Übertretungen  gehört  in 
den  Wirkungskreis  der  Verwaltungsbehörde  als  Polizei¬ 
strafgericht,  auf  dem  Wirkungskreise  der  hauptstädti¬ 
schen  Staatspolizei  aber  in  den  der  königlich  ungarischen 
Staatspolizei. 

§  10.  Mit  dem  Inslebentreten  dieser  Verordnung  ver¬ 
liert  die  Verordnung  Z.  1111/1915  M.-E.  über  die  In¬ 
verkehrsetzung  und  die  zulässigen  Höchstpreise  für 
Kleie,  ebenso  die  auf  Grund  dieser  Verordnung  durch 
den  Ackerbauminister  erlassenen  Verordnung  Zahl 
42.912/1915  des  Ackerbauministers  ihre  Gültigkeit. 
Dagegen  bleibt  die  hinsichtlich  der  Überlassung  der  Kleie¬ 
bestände  an  die  Wirtschaftliche  Landeskonimission  und 
die  in  Angelegenheit  der  Feststellung  der  zu  diesem  Be- 
hufe  für  die  Kleie  zulässigen  Maximalpreise  erlassenen 
Verordnung  Z.  305/1915  M.-E.  auch  weiter  in  Kraft. 

§  II.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  ins  Leben.  Ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auf 
Kroatien-Slawonien  nicht. 

Roggen-  und  Gersteverarbeitung  der  Spiritus- 
Brennereien.  Eine  Verordnung  des  ungarischen  Mini¬ 
steriums  in  Angelegenheit  der  Feststellung  jener  Roggen- 
und  Gerstemengen,  die  aus  der  Ernte  des  Jahres  1915 
der  Produktionskampagne  des  Jahres  1915/16  für  die 
Zwecke  der  Spiritusfabrikation  zurückgehalten,  be¬ 
ziehungsweise  beschafft  und  aufgearbeitet  werden  dürfen, 
bestimmt: 

§  I.  Die  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  heiligen 
ungarischen  Krone  befindlichen,  der  Konsumsteuer  unter¬ 
liegenden  Spiritusbrennereien  dürfen  während  der  Pro¬ 
duktionsperiode  des  Jahres  ipLS/iö  zu  den  Zwecken  der 
Spiritusfabrikation  insgesamt  ca.  10.000  q  Roggen  und 
400.000  q  Gerste  zurückhalten,  beziehungsweise  be¬ 
schaffen.  Roggen  und  Gerste  dürfen  als  Grundmaterial 
nur  die  auch  Preßhefe  erzeugenden  Spiritusbrennereien 
zur  Spiritusproduktion  verwenden,  während  die  Preßhefe 
nicht  erzeugenden  Spiritusbrennereien  nur  Gerste  und 
auch  aus  dieser  nur  ein  solches  Quantum  zurückhalten, 
beziehungsweise  beschaffen  dürfen,  wieviel  zur  Her¬ 
stellung  des  für  die  Maische  gebräuchlichen  Malzes  not¬ 
wendig  ist.  Die  der  Konsumsteuer  unterliegenden 
Spiritusbrennereien  dürfen  w’ährend  der  erw’ähnten  Pro¬ 
duktionskampagne  Weizen,  Halbfrucht  und  Hafer  über¬ 
haupt  nicht  verarbeiten. 

§  2.  Die  Gesamtmenge  an  Roggen  und  Gerste,  die  im 
Sinne  des  §  i  zurückgehalten,  beziehungsweise  beschafft 
werden  darf,  wird  für  die  auf  dem  Gebiete  der  Länder 
der  heiligen  ungarischen  Krone  befindlichen  Spiritus¬ 
brennereien  hinsichtlich  jeder  einzelnen  Spiritusbrennerei 
entsprechend  dem  in  der  Produktionskampagne  1913/14 
verarbeiteten  Roggen-  und  Gerstequantum,  beziehungs¬ 
weise  bei  jenen  Spiritusbrennereien,  welche  nach  der 
Produktionskampagne  1913/14  in  Betrieb  gesetzt  wurden, 
unter  Zugrundelegung  des  ihnen  zugeteilten  Kontingents, 
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bei  dem  über  ein  Kontingent  nicht  verfügenden  Spiritus¬ 
brennereien  aber  auf  Grund  einer  Alkoholerzeugung  von 
jährlich  720  hl  derart  festgestellt,  daß  insofern  stärke¬ 
haltige  Materialien  verarbeitet  wurden,  auf  i  hl  Alkohol¬ 
produkt  zumindest  30  kg,  insofern  aber  zuckerhaltige 
Materialien  verarbeitet  wurden,  auf  i  hl  Alkoholprodukt 
höchstens  15  kg  Gerste  zurückgehalten,  beziehungsweise 
beschafft  werden  dürfen. 

Die  Aufteilung  der  zur  \’^erarbeitung  zugelassenen 
Roggen-  und  Gerstequantitäten  nach  den  einzelnen 
Spiritusbrennerien  besorgen  die  kompetenten  königlichen 
Finanzdirektionen,  welche  gleichzeitig  angewiesen 
wurden,  unverzüglich  den  einzelnen  Spiritusbrennerei¬ 
unternehmungen  mitzuteilen,  welche  Quantitäten  Roggen 
und  Gerste  zurückgehalten,  beziehungsweise  beschafft 
werden  dürfen. 

Die  einzelnen  Spiritusbrennereiunternehmungen  dürfen 
die  durch  sie  zu  Zwecken  der  Spiritusproduktion  be¬ 
schafften  Roggen  und  Gerstequantitäten  an  keinen 
anderen  als  an  die  Kriegsprodukten-A.-G.  veräußern  oder 
hinsichtlich  derselben  keinem  anderen  ein  Recht  ein¬ 
räumen. 

§  3.  Der  Produzent  kann  das  für  seine  eigene  Spiritus¬ 
brennerei  festgestellte  Roggen-  und  Gerstequantum  aus 
seiner  eigenen  Fechsung  ausschließlich  für  die  Zwecke 
Spiritusbrennerei  zurückbehalten  und  innerhalb  der 
Schranken  der  §§  i  und  2  verarbeiten  oder  verarbeiten 
lassen.  Insofern  die  Spiritusbrennereiunternehmung  die 
durch  sie  festgestellte  Roggen-  oder  Gerstemenge  von 
jemand  anderen  zu  beschaffen  wünscht,  kann  sie  diese 
auf  dem  Gebiete  des  für  das  landwirtschaftliche  Spiritus- 
brennereiunternehnien  oder  für  die  Spiritusbrennerei  un¬ 
mittelbar  kompetenten  Munizipiums  von  einer  Wirtschaft 
oder  im  Wege  der  Kriegsprodukten-A.-G.,  das  industrielle 
Spiritusbrennereiunternehmen  aber  ausschließlich  durch 
die  jetzt  erwähnte  Aktiengesellschaft  beschaffen.  Dem  der 
genannten  Aktiengesellschaft  erteilten  Kaufauftrag  ist 
die  im  Sinne  des  §  2  von  der  Finanzdirektion  über  die 
beschaffbare  Roggen-  und  Gerstemenge  erhaltene  Ver¬ 
ständigung  beizuschließen. 

Bei  dem  kompetenten  Stuhlrichter  (Bürgermeister) 
und  bei  der  Finanzdirektion  ist  sofort  schriftlich  anzu¬ 
melden,  ob  das  Spiritusbrennereiunternehmen  die  von  ihm 
zurückhaltbare  oder  beschaffbare  Roggen-  oder  Gerste¬ 
menge  im  ganzen  oder  zum  Teil  aus  der  eigenen 
Fechsung  oder  aus  welcher  der  auf  dem  Gebiete  des  be¬ 
treffenden  Munizipiums  gelegenen  Wirtschaft  unmittel¬ 
bar  beschafft,  beziehungsweise  ob  es  für  die  Beschaffung 
derselben  der  Kriegsprodukten-A.-G.  einen  Auftrag  er¬ 
teilt  hat. 

§  4.  Die  Spiritusbrennereiunternehmungen  dürfen  auch 
ohne  besondere  Erlaubnis  die  für  Spiritusbrennereizwecke 
zurückhaltbare,  beziehungsweise  beschaffbare  Gerste  in 
eigenen  Malzfabriken  zu  Malz  verarbeiten. 

§  5.  Hinsichtlich  des  Preises  der  zu  Zwecken  der 
Spiritusfabrikation  dienenden  Roggen-  und  Gerstemengen 
sind  die  in  den  Verordnungen  des  königlich  ungarischen 
Ministeriums  Z.  2077/1915  M.-E.  vom  23.  Juli  1915 
sowie  Z.  2812/1915  M.-E.  vom  27.  Juli  1915  festgestellten 
Preise  richtunggebend. 

§  6.  Die  aus  der  eigenen  Fechsung  zurückgehaltenen, 
gleichwie  die  aus  einer  anderen  Wirtschaft,  beziehungs¬ 
weise  im  Wege  der  Kriegsprodukten-A.-G.  beschafften 
Roggen-  und  Gerstemengen  sind  spätestens  innerhalb 
24  Stunden  nach  erfolgter  Übernahme  schriftlich  bei  der 
für  die  Spiritusbrennerei,  beziehungsweise  im  Falle  des 
§  4  die  Gerstemenge  bei  der  für  die  Malzfabrik  kompe¬ 
tenten  königlichen  Finanzdirektion  schriftlich  anzu¬ 
melden. 

§  7.  Das  für  den  Abtransport  der  durch  die  Spiritus¬ 
brennerei  aus  anderen  Wirtschaften  beschafften  Roggen- 
und  Gerstemengen  erforderliche  Transportzertifikat  darf 


die  zur  Ausstellung  derselben  berufene  Behörde  nur  auf 
Grund  des  durch  die  Finanzdirektion  erlassenen  Avisos 
ausstellen.  Die  Daten  des  Transportzertifikats  sind  auf 
der  Rückseite  der  erwähnten  Verständigung  zu  ver¬ 
merken. 

§  8.  Nach  erfolgter  Zurückhaltung  der  in  dem  Aviso 
ausgewiesenen  Gerste-  und  Roggenmenge,  beziehungs¬ 
weise  der  Beschaffung  und  des  Abtransportes  aus  einer 
anderen  Wirtschaft,  ist  das  Aviso  an  jene  Finanzdirektion 
zurückzustellen,  welche  die  Ausstellung  besorgt  hat. 

§  9.  Eine  Übertretung  begeht  und  durch  die  im  Abs.  2 
des  §  15  des  G.-A.  XLIII/1912  bezeichnete  Verwaltungs¬ 
behörde  im  Sinne  des  §  9  des  G.-A.  L/1914  mit  Arrest 
bis  zu  zwei  Monaten  und  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
600  K  zu  bestrafen  ist: 

a)  jener  Spiritusbrennereiunternehmer,  der  ein  größeres 
Quantum  Roggen  oder  Gerste  angeschafift  oder  ver¬ 
arbeitet  hat  oder  verarbeiten  ließ  als  für  ihn  festgestellt 
war,  oder  das  beschaffte  Roggen-  oder  Gerstequantum 
einem  anderen  als  der  Kriegsprodukten-A.-G.  veräußert 
oder  hinsichtlich  dieses  Quantums  einem  anderen  ein 
Recht  einräumt; 

b)  jener  Spiritusbrennereiunternehmer,  der  das  für  ihn 
festgestellte  Roggen-  oder  Gerstequantum  für  andere  als 
für  Spiritusbrennereizwecke  benützt  oder  über  dasselbe 
entgegen  der  gegenwärtigen  Verordnung  auf  andere 
Weise  verfügt; 

c)  wer  ein  solches  Geschäft  vermittelt,  von  dem  er 
weiß,  daß  dasselbe  gegen  die  Bestimmungen  der  gegen¬ 
wärtigen  Verordnung  verstößt. 

Hinsichtlich  der  entgegen  der  gegenwärtigen  Verord¬ 
nung  beschafften  Roggen-  und  Gerstebestände  und  hin¬ 
sichtlich  der  aus  Gerste  entgegen  der  gegenwärtigen 
Verordnung  hergestellten  Malzbestände  ist  im  Verlaufe 
des  Polizeistrafverfahrens  im  Sinne  des  Gesetzes  eine 
Konfiszierung  am  Platze  und  das  eine  solche  Übertretung 
begehende  Spiritusbrennereiunternehmen  verliert  die  Be¬ 
nützungsberechtigung  hinsichtlich  jener  Roggen-  und 
Gerstemengen,  deren  Zurückhaltung  oder  Beschaffung 
genehmigt  wurde,  beziehungsweise  es  verliert  für  den 
noch  nicht  beschafften  Anteil  die  weitere  Kaufs¬ 
berechtigung. 

§  IO.  Diese  Verordnung  berührt  jene  durch  eine  später 
zu  erlassende  Verordnung  zu  regelnde  Frage  nicht,  in 
welchem  Maße  die  einzelnen  Spiritusbrennereien  aus  ein¬ 
zelnen  Rohmaterialien  Spiritus  brennen  dürfen. 

§  II.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft  und  ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auf 
das  ganze  Gebiet  der  Länder  der  heiligen  ungarischen 
Krone.  In  Kroatien  und  Slawonien  vollstreckt  diese  Ver¬ 
ordnung  der  Banns,  sofern  ihr  Vollzug  in  den  Kreis  der 
dortigen  Autonomie  gehört.  Insofern  diese  Verordnung 
auf  solche  Rechtsnormen  verweist,  deren  Wirksamkeit 
sich  auf  Kroatien-Slawonien  nicht  erstreckt,  sind  statt 
ihrer  in  diesen  Ländern  die  dortigen  Rechtsnormen 
maßgebend. 

Verfahren  bei  der  Exekution  unter  Sperre  ge¬ 
nommenen  Getreides.  Die  ungarische,  unter  Zahl 
2958/1915  M.-E.  erlassene  Verordnung  der  Regierung 
regelt  das  Verfahren,  das  im  Falle  der  exekutiven  Be¬ 
schlagnahme  des  unter  Sperre  genommenen  Weizens, 
üoggens,  Hafers  sowie  der  Halbfrucht  und  der  Gerste 
zu  befolgen  ist.  Laut  der  Verordnung  vom  16.  Juni  d.  J. 
über  die  Beschlagnahme  der  Fechsung  in  diesen  Getreide¬ 
arten  hindert  die  Sperre  die  Beschlagnahme  der  Produkte 
im  W  ege  der  Exekution  nicht.  Solche  beschlagnahmte 
Produkte  dürfen  jedoch  im  Sinne  der  jetzt  erlassenen 
Verordnung  nur  dann  verkauft  werden,  wenn  im  Sinne 
derselben  keine  Verfügung  bezüglich  ihrer  Erwerbung 
zu  Zwecken  der  öffentlichen  Approvisionierung  und  des 
öffentlichen  Bedarfes  getroffen  wird,  ob  nun  das  könig- 
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liehe  Gericht,  die  Finanz-  oder  eine  andere  Verwaltungs¬ 
behörde  die  Exekution  angeordnet  hat.  Wenn  der  kauf- 
berechtigte  Käufer  das  beschlagnahmte  Produkt  oder 
einen  Teil  desselben  vor  der  Beschlagnahme  durch  Vor¬ 
kauf  gebunden  oder  im  Wege  des  Kaufes  der  prompten 
Ware  erworben  hat,  kann  er  bei  Nachweis  des  Kauf¬ 
geschäftes  und  Deponierung  des  noch  nicht  ausbezahlten 
Kaufpreises  oder  dessen  Rückstandes  bei  der  den 
Exekutor  entsendenden  Behörde  innerhalb  15  von  der 
Beschlagnahme  gerechneter  Tage  verlangen,  daß  diese 
Behörde  das  angekaufte  Produkt  von  der  Beschlagnahme 
befreie  und  ihm  ausliefere.  Während  derselben  Frist 
kann  das  zur  Gewährung  eines  Vorschusses  berechtigte 
Geldinstitut  die  Lösung  der  Beschlagnahme  jenes  Pro¬ 
duktes  verlangen,  das  der  die  Exekution  Erleidende  für 
den  Vorschuß  zum  Verkaufe  gebunden  hat.  Ist  die 
Lösung  der  Beschlagnahme  innerhalb  der  erwähnten 
Frist  nicht  verlangt  worden  oder  hat  die  Behörde  dem 
Ansuchen  nicht  willfahrt  oder  nur  die  Ausfolgung  eines 
Teiles  des  Produktes  angeordnet,  so  hat  der  ent¬ 
sendete  Exekutor  dies  unter  Angabe  aller  Daten  der 
wirtschaftlichen  Landeskommission  behufs  eventueller 
Übernahme  der  beschlagnahmten  Produkte  zu  Zwecken 
der  öffentlichen  Approvisionierung  oder  des  öffentlichen 
Bedarfes  unverzüglich  zu  melden.  Verständigt  die  wirt¬ 
schaftliche  Landeskommission  oder  deren  Bevoll¬ 
mächtigter  die  den  Exekutor  entsendende  Behörde  inner¬ 
halb  15  Ta*gen,  daß  sie  die  beschlagnahmten  Produkte 
übernimmt,  so  sind  dieselben  als  für  die  erwähnten 
Zwecke  requiriert  anzusehen  und  dürfen  nicht  im 
Lizitationsweg  verkauft  werden.  Für  die  Deponierung 
des  für  die  requierierten  Produkte  entfallenden  Kauf¬ 
preises  bei  der  den  Exekutor  entsendenden  Behörde  sorgt 
die  wirtschaftliche  Landeskommission.  Wenn  die  Kom¬ 
mission  innerhalb  der  erwähnten  Frist  hinsichtlich  der 
Erwerbung  der  beschlagnahmten  Produkte  nicht  verfügt 
oder  der  den  Exekutor  entsendenden  Behörde  mitteilt, 
daß  sie  diese  Produkte  nicht  zu  erwerben  wünscht,  kann 
das  Exekutionsver fahren  nach  den  bestehenden  Normen 
fortgesetzt  und  auch  die  Lizitation  durchgeführt  werden. 
In  jenen  im  Zuge  befindlichen  Exekutionsangelegen¬ 
heiten,  in  denen  die  Lizitation  noch  nicht  anberaumt 
wurde,  ist  diese  Verordnung  entsprechend  anzuwenden. 

Verlängerung  der  Musterschutzfrist,  Die  ungari¬ 
sche,  unter  Z.  2949/1915  M.-E.  erlassene  Verordnung 
des  Ministeriums  über  die  Verlängerung  der  Schutzfrist 
der  gewerblichen  Muster  enthält  folgende  Verfügungen: 
Der  Beginn  und  der  Lauf  der  Schutzzeit  gewerblicher 
Muster  ruht  vom  26.  Juli  1914  an  bis  zu  einem  in  einer 
späteren  Verordnung  festzustellenden  Tage.  Demzufolge 
wird  laut  §  i  bei  jenen  gewerblichen  Mustern,  die  vor 
dem  26.  Juli  1914  deponiert  wurden,  der  an  diesem  Tage 
noch  nicht  abgelaufene  Teil  der  Schutzzeit  von  dem  in 
der  späteren  Verordnung  festzustellenden  Tage  weiter 
laufen,  bei  jenen  aber,  die  am  26.  Juli  1914  oder  später 
deponiert  wurden,  wird  die  Schutzzeit  an  einem  in  der 
späteren  Verordnung  festzustellenden  Tage  beginnen. 
Diese  Verfügung  ist  auch  auf  jene  Muster  anzuwenden, 
deren  Schutzzeit  in  der  Zeit  zwischen  dem  26.  Juli  1914 
und  dem  Tage  des  Inslebentretens  dieser  Verordnung 
bereits  abgelaufen  ist.  Wenn  jedoch  jemand  das  ab¬ 
gelaufene  Muster  vor  dem  Inslebentreten  dieser  Ver¬ 
ordnung  zur  Anwendung  gebracht  hat,  belasten  ihn 
keinerlei  Rechtsfolgen  und  er  ist  auch  zu  seiner  weiteren 
Benützung  berechtigt.  Die  deponierten  Muster  werden 
trotz  des  Rühens  der  Schutzzeit  des  vollen  gesetzlichen 
Schutzes  teilhaftig.  Sollte  ein  Musterschutzrecht,  dessen 
Schutzzeit  diese  Verordnung  verlängert  hat,  im  Register 
schon  gestrichen  worden  sein,  ist  dies  als  nicht  geschehen 
zu  betrachten  und  die  betreffende  Eintragung  außer  Kraft 
zu  setzen.  Bei  jenen  Mustern,  deren  ein-  oder  zweijährige 


Schutzzeit  am  26.  Juli  1914  noch  nicht  abgelaufen  ist 
oder  die  innerhalb  der  im  §  i  erwähnten  Zeit  für  ein 
oder  zwei  Jahre  angemeldet  wurden,  kann  der  Anmelder 
die  gestattete  längste  Dauer  auch  nachträglich  in  An¬ 
spruch  nehmen,  indem  er  die  Mehrgebühr  bei  der  kom¬ 
petenten  Handels-  und  Gewerbekannner  entrichtet.  Eine 
solche  Verlängerung  kann  jedoch  nur  einmal  in  Anspruch 
genommen  werden.  Die  im  §  i  verfügte  Verlängerung 
erstreckt  sich  entsprechend  auch  auf  die  Zeit,  innerhalb 
deren  das  Muster  im  Inlande  in  der  Praxis  anzuwenden 
und  innerhalb  deren  es  als  geheimes  Muster  zu  behandeln 
ist.  Wurde  jedoch  ein  in  geschlossenem  Kuvert 
deponiertes  Muster  bereits  aus  der  geheimen  Muster¬ 
sammlung  in  die  öffentliche  übertragen,  ist  es  auch 
j  weiterhin  in  der  öffentlichen  Mustersammlung  zu  mani- 
j  pulieren.  Die  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut- 
’  barung  ins  Leben. 

I 

j  Die  neuen  Maximalpreise  für  Mehl.  Der  Buda- 
!  pester  Magistrat  hat  am  10.  1.  M.  folgende  Kund¬ 
machung  über  den  Verkehr  und  die  Preise  feinen  Back¬ 
mehls  und  Kochmehls  neuer  Vermahlung  erlassen; 

Der  Magistrat  bringt  dem  Publikum  zur  Kenntnis, 
daß  vom  ii.  August  1.  J.  an  im  Sinne  der  vom  24.  Juli 
laufenden  Jahres  datierten  Verordnung  des  königl.  ung. 
Ministeriums,  Z.  2726/1915,  gemahlenes  und  von  Mehl¬ 
surrogaten  freies  feines  Backmehl  und  Kochmehl  in 


Verkehr  gelangt. 


in 


der  Weise,  daß  gegen  jeden 


Wochencoupon  der  am  28.  April  1.  J.  ausgegebenen 
Mehlkarten  vom  ii.  August  an  nach  Belieben  entweder 
30  dkg  reines  Weizenkochmehl  oder  feines  Backmehl  in 
derselben  Menge  gekauft  werden  können. 

Hinsichtlich  einer  Erhöhung  der  30  dkg  wird  der 
Magistrat  demnächst  verfügen. 

Die  Preise  des  laut  Obigem  in  Verkehr  gebrachten 
Mehles  sind  folgende: 

Im  Großhandel  Im  Detailv^r* 
pro  lOü  kg-  schleiß  pro  kg 

Feines  Backmehl  (Nuller)  .  .  78  88 

Kochniehl  (Nr.  2)  ....  60  yo 

Anmeldung  der  Brennholzvorräte.  Das  Amtsblatt 
veröffentlicht  am  ii.  August  unter  Z.  2972/1915  M.-E. 
folgende  Verordnung  des  königlich  ungarischen  Mini¬ 
steriums  über  die  Anmeldung  der  Brennholzvorräte; 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  auf 
Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Aus¬ 
nahmsverfügungen  für  den  Kriegsfall  folgendes  an ; 

§  I.  Die  Brennholzvorräte  müssen  im  Sinne  der  im 
nachfolgenden  Paragraphen  enthaltenen  Bestimmungen 
angemeldet  werden. 

§  2.  Der  Anmeldung  unterliegen  von  Brennholz  jene 
Vorräte, 

a)  welche  im  Besitze  (in  der  Verwaltung  oder  Ver¬ 
wahrung,  und  zwar  in  eigenen  oder  fremden  Lokalitäten, 
Eisenbahn-,  Schiffstations-,  städtischen  oder  Gemeinde¬ 
lagern,  an  Waldverladestellen  oder  Produktionsorten 
u.  s.  w.)  der  mit  der  Produktion  und  dem  Verkauf  oder 
der  Inverkehrsetzung  des  produzierten  Brennholzes  sich 
befassenden  Waldbesitzer  und  Kaufleute  (Individuen, 
juristischen  Personen,  Firmen)  sich  unverkauft  befinden, 
und  zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Brennholz  ge¬ 
schlichtet  ist  oder  nicht.  Hierher  gehören  auch  jene  Be¬ 
stände,  welche  sich  noch  an  den  Produktionsorten  unter 
Aufarbeitung  oder  unter  Sammlung  befinden,  sofern  sie 
in  der  jetzt  folgenden  Heizkampagne,  d.  h.  bis  zum  Ende 
des  Monats  März  1916,  zum  Verkaufe  gelangen  können; 

h)  welche  im  Besitze,  in  der  Verwaltung,  Verwahrung 
der  im  Punkte  i  erwähnten  Waldbesitzer  und  Kaufleute 
(Individuen,  juristische  Personen,  Firmen)  sich  befinden 
—  und  zwar  einerlei  ob  in  eigenen  oder  fremden  Lokali¬ 
täten,  Eisenbahn-,  Schiffstations-,  städtischen  oder 
Gemeindelagern,  Waldverladestellen  oder  an  Produktions- 
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orten  ii.  s.  w.)  —  und  bereits  verkauft  wurden,  jedoch 
an  den  Käufer  noch  nicht  abgeliefert  sind,  und  zwar 
ebenfalls  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Brennholz  ge¬ 
schlichtet  ist  oder  nicht; 

c)  welche  die  dem  Punkt  a  unterliegenden  inländischen 
Individuen  oder  Firmen  zum  Zwecke  der  Inverkehr¬ 
setzung  im  Auslande  (auch  in  Österreich)  angekauft 
haben,  die  sich  jedoch  noch  bei  dem  Verkäufer  befinden; 

d )  welche  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  heiligen 

ungarischen  Krone  während  des  Zeitraumes  vom 

15.  August  bis  31.  Oktober  1915  zum  Zwecke  der  In¬ 
verkehrsetzung  produziert  werden ; 

e)  welche  in  dem  Gebiet  der  Länder  der  heiligen 

ungarischen  Krone  während  des  Zeitraumes  vom 

15.  August  bis  zum  31.  Oktober  zum  Zwecke  der  In¬ 
verkehrsetzung  importiert  werden. 

Diejenigen  Vorräte,  welche  unter  die  Punkte  a,  b  und 
c  fallen,  sind  bereits  jetzt,  jene  aber,  welche  unter  die 
Punkte  d  und  e  fallen,  nach  ihrer  Herstellung,  beziehungs¬ 
weise  Einfuhr  zur  Anmeldung  zu  bringen  (siehe  die 
Abs.  3  und  4  des  §  4). 

§  3.  Die  Anmeldung  hat  in  Fällen,  welche  unter 
Punkt  a  und  b  des  §  2  gehören,  derjenige  zu  besorgen, 
in  dessen  Besitz  (Verwaltung,  Verwahrung)  die  anzu¬ 
meldenden  Brennholzvorräte  sich  befinden. 

Den  Vorrat,  welcher  bei  irgend  einer  sich  mit  der  Ein¬ 
lagerung  oder  dem  Transport  befassenden  Firma  oder  bei 
einer  solchen  Person  sich  befindet,  ist  derjenige  anzu¬ 
melden  verpflichtet,  der  ihn  zur  Verwahrung  oder  zum 
Transport  dort  placiert  hat,  ausgenommen  den  Fall, 
wenn  die  eingelagerte  Ware  eine  ausländische  Firma  oder 
eine  solche  Person  placiert  hat,  denn  in  diesem  Falle  ist 
die  Einlagerungs-  oder  Transportunternehmung  zur  Be¬ 
sorgung  der  Anmeldung  verpflichtet. 

In  den  den  Punkten  c  und  e  des  §  2  unterliegenden 
Fällen  ist  der  Käufer,  in  den  dem  Punkt  d,  §  2,  unter¬ 
liegenden  Fällen  aber  der  Produzent  des  Brennholzes  zur 
Anmeldung  gehalten. 

§  4.  Die  Anmeldung  hat  jeder,  der  hierzu  verpflichtet 
ist,  unmittelbar  dem  königlich  ungarischen  statistischen 
Landeszentralamt  (Budapest,  IL,  Heltai  Ferencz- 
Gasse  5 — 7)  einzusenden. 

Zur  Anmeldung  sind  Anmeldungsbogen  zu  verwenden. 
Solche  Anmeldungsbogen  sind  bei  dem  königlich  ungari¬ 
schen  statistischen  Landeszentralamt,  ferner  bei  den 
Vorstehern  der  Klein-  und  Großgemeinden,  in  den 
Städten  mit  geordnetem  Magistrat  sowie  mit  dem  Munizi¬ 
palrecht  bekleideten  Städten,  ebenso  in  der  Stadt  Fiume 
und  dessen  Bezirk  beim  Bürgermeister,  in  der  Haupt- 
und  Residenzstadt  Budapest  aber  bei  den  Bezirksvor¬ 
stehungen  kostenlos  zu  erhalten.  Nach  dem  der  Verord¬ 
nung  beigeschlossenen  Formular  kann  jedoch  den  An¬ 
meldungsbogen  auch  der  Anmelder  selbst  anfertigen 
lassen. 

Die  unter  die  Punkte  a,  b  und  c  des  §  2  gehörenden 
Brennholzmengen  sind  dem  am  15.  August  1915  ent¬ 
sprechenden  Zustande  gemäß  spätestens  bis  25.  August 
1915  anzumelden. 

Dasjenige  unter  die  Punkte  b  und  c  des  §  2  fallende 
Brennholzquantum,  welches  nach  dem  15.  August  1915 
produziert,  beziehungsweise  nach  dem  15.  August  1915 
in  das  Gebiet  der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone 
zur  Einfuhr  gelangen  wird,  ist  dem  Stande  vom  31.  Ok¬ 
tober  1915  g'cmäß  spätestens  bis  8.  November  1915  an¬ 
zumelden.  Gleichzeitig  ist  auch  der  Grund  der  im  Brenn¬ 
holzbestand  seit  dem  13.  August  1915  eingetretenen 
Abnahme  anzumelden. 

Im  Falle  der  Einsendung  des  Anmeldungsbogens  im 
Wege  der  Post  muß  dieser  spätestens  am  letzten  Tage  der 
Anmeldungsfrist  der  Post  übergeben  werden. 

§  5.  Die  unter  die  Punkte  a,  b  und  d  des  §  2  fallenden 
Bestände  sind  nach  Gemeinden  getrennt  anzumelden,  das 
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heißt  für  jeden  im  Gebiete  einer  Gemeinde  befindlichen 
Vorrat  sind  besondere  Anmeldungsbogen  auszustellen. 

Die  unter  die  Punkte  c  und  ^  des  §  2  fallenden  Vor¬ 
räte  sind  auf  besonderen  Anmeldungsbogen,  jedoch  in 
je  einer  Summe  anzumelden. 

§  6.  Die  zur  Anmeldung  Verpflichteten  sind  gehalten, 
über  die  angemeldeten  Brennholzvorräte  genaue  Lager¬ 
bücher  zu  führen,  und  zwar  auf  die  Weise,  daß  aus  den¬ 
selben  die  Veränderung  in  der  Lagermenge  und  der  Um¬ 
stand,  wie  die  Verwendung  erfolgte,  wann  immer 
festgestellt  werden  könne. 

Im  Falle  der  Veräußerung  ist  im  Lagerbuch  der  Name 
und  Wohnort  der  erwerbenden  Partei,  wenn  jedoch  die 
Ware  bereits  expediert  wurde,  ist  auch  das  zu  ver¬ 
merken,  wann  und  wohin  sie  versendet  wurde. 

§  7.  Es  steht  den  Verwaltungsbehörden  das  Recht  zu, 
im  Sinne  des  §  2  des  G.-A.  L/1914  behufs  Feststellung 
der  Richtigkeit  der  angemeldeten  Daten,  die  wo  immer 
vorfindbaren  Vorräte,  Lager  und  die  Geschäftsbücher  des 
zur  Anmeldung  Verpflichteten  zu  kontrollieren. 

§  8.  Wer  seinen  nach  §  2  der  Anmeldung  unter¬ 
liegenden  Brennholzvorrat  nicht  anmeldet  oder  nicht  der 
Wahrheit  entsprechend  anmeldet,  vor  der  Behörde  ver¬ 
heimlicht  oder  die  Kontrolle  vereitelt,  der  begeht  — 
sofern  seine  Handlung  nicht  einer  schwereren  Straf¬ 
bestimmung  unterliegt  —  eine  Übertretung  und  ist  im 
Sinne  des  §  9  des  G.-A.  L/1914  mit  Arrest  bis  zu  zwei 
Monaten  und  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  600  K  zu  be¬ 
strafen. 

Hinsichtlich  dieser  Übertretung  gehört  das  Verfahren 
in  die  Kompetenz  der  Verv'altungsbehörde  als  Polizei¬ 
gericht,  auf  dem  Gebiete  der  Wirksamkeit  der  haupt¬ 
städtischen  Staatspolizei  aber  in  die  Kompetenz  der 
königlich  ungarischen  Staatspolizei. 

In  Kroatien-Slawonien  gehen  hinsichtlich  dieser  Über¬ 
tretungen  die  nach  den  dort  gültigen  Rechtsnormen  be¬ 
rufenen  Behörden  vor. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft,  ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auf  das 
ganze  Gebiet  der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone. 
In  Kroatien-Slawonien  jedoch  verlautbart  der  Banus  die 
zur  Durchführung  der  Anmeldungsverpflichtung  er¬ 
forderlichen  V  erfügungen. 

Deutschland. 

Ausnahmen  vom  Herstellungsverbot  für  Bast¬ 
fasern.  Amtlich  wird  folgendes  bekanntgegeben:  Gemäß 
§  5  der  „Bekanntmachung,  betreffend  Herstellungsverbot 
für  Erzeugnisse  aus  Bastfasern  (Jute,  Flachs,  Ramie, 
europäischer  und  überseeischer  Hanf)“  hat  das  Kriegs¬ 
ministerium,  Kriegsrohstoffabteilung,  allgemein  folgende 
Ausnahmen  bewilligt: 

1.  Den  vom  Herstellungsverbot  betroffenen  Betrieben 
wird  gestattet: 

1.  ohne  Rücksicht  auf  die  anzufertigende  Ware,  jedoch 
mit  der  unter  IV  bezeichneten  Ausnahme  für  Jute 

a)  die  vor  dem  15.  August  1915  vorbereiteten  Kett¬ 
bäume  bis  zum  20.  August  1915  in  die  Webstühle  ein¬ 
zulegen  ; 

b)  die  Webstühle,  die  am  15.  August  1915  mit  Kett¬ 
bäumen  belegt  sind  und  die  vom  15.  bis  20.  August  1915 
noch  belegt  werden,  bis  zur  Abarbeitung  der  Ketten  im 
Betriebe  zu  halten ; 

2.  Bänder  und  Litzen  als  Besatz  für  Leibwäsche,  Bett¬ 
wäsche  und  Kleidungsstücke  aus  Garnen  feiner  als 
Leinengarnnummer  Nr.  30  englisch  bis  30.  September 
1915  herzustellen.  Am  30.  September  mit  Ketten  belegte 
Stühle  dürfen  bis  zur  Abarbeitung  in  Betrieb  gehalten 
werden ; 

3.  Leinengarne  feiner  als  Leinengarnnummer  Nr.  50 
auch  gezwirnt  zu  verarbeiten. 
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II.  Betriebe,  die  von  den  Ausnahmebewilligungen  unter 
I,  Ziffer  I  a  und  b,  Gebrauch  machen  wollen,  haben 

a)  am  20.  August  1915  Anzeige  über  die  Zahl  der  am 
genannten  Tage  infolge  dieser  Ausnahmebew'illigungen 
über  den  20.  August  1915  hinaus  bis  zur  Verarbeitung 
der  Kette  im  Betrieb  verbleibenden  Webstühle  zu  er¬ 
statten.  Gleichzeitig  ist  die  Zahl  der  am  20.  August  1915 
insgesamt  im  Betrieb  befindlichen  Webstühle  anzuzeigen; 

b)  am  Schluß  jedes  Kalendermonats,  erstmalig  am 
30.  September  1915,  die  Zahl  der  infolge  der  Ausnahme¬ 
bewilligungen  noch  im  Betriebe  befindlichen  Webstühle 
erneut  anzuzeigen. 

Von  den  Betrieben,  die  von  der  Ausnahmebewilligung 
unter  I,  Ziffer  2,  Gebrauch  machen,  ist  die  infolge  dieser 
Ausnahmebewilligung  bis  30.  September  1915  verarbeitete 
oder  auf  die  Webstühle  gebrachte  Garnmenge  in  kg  am 
I.  Oktober  1915  anzuzeigen. 

III.  Die  unter  Ziffer  II  vorgeschriebenen  Anzeigen 
sind  an  das  Webstoffmeldeamt  der  Kriegsrohstoffabteilung 
des  Kriegsministeriums,  Berlin  SW  48,  Verlängerte  Hede¬ 
mannstraße  II,  zu  richten.  Die  Nachprüfung  der  Richtig¬ 
keit  der  Anzeigen  durch  Einsichtnahme  der  Betriebe  und 
ihrer  Bücher  ist  jederzeit  zu  gewärtigen.  Die  für  die 
Verarbeitung  und  Verwendung  der  Jute,  Jutegarne,  Jute- 
gewebe  und  Säcke  im  Anschluß  an  die  Beschlagnahme¬ 
verfügung  ergangenen  besonderen  Bestimmungen  bleiben 
bestehen.  Die  Freigabe  erfolgt  nur  auf  besonderen  Antrag 
an  die  Kriegsrohstoffabteilung  des  Kriegsministeriums. 

IV.  Überschreitungen  der  Ausnahmebewilligungen 
fallen  unter  die  Strafbestimmung  des  §  4  des  Her¬ 
stellungsverbotes  für  Erzeugnisse  aus  Bastfasern.  Nicht¬ 
erfüllung  der  Meldepflicht  wird  nach  §  5  der  Bekannt¬ 
machung  über  Vorratserhebungen  vom  2.  Februar  1915 
bestraft. 

Bekanntmachung  über  die  Veräußerung  und 
Verarbeitung  von  Baumwolle.  Eine  amtliche  Be¬ 
kanntmachung  befaßt  sich  mit  der  Veräußerung  und 
Verarbeitung  von  Baumwolle,  Baumwollabfällen  und 
Baumwollgespinsten,  soweit  es  sich  nicht  um  Vorräte 
handelt,  die  nach  dem  15.  Juni  1915  aus  dem  Ausland 
eingeführt  sind.  Nach  dieser  Bekanntmachung  sind  alle 
Nichtverarbeiter  (Händler  u.  s.  w.)  von  Baumwolle  und 
Baumwollabgängen  genötigt,  innerhalb  zwei  Wochen 
ihre  Bestände  an  Baumwollspinnereien  oder  sonstige 
Selbstverarbeiter  zu  veräußern.  Geschieht  dies  nicht,  so 
sind  nach  zw'ei  Wochen  Baumwolle  und  Baumwoll- 
abgänge  bei  ihnen  beschlagnahmt.  Vom  14.  August  an 
ist  ferner  das  Verarbeiten  von  Baumwolle  und  Baum¬ 
wollabgängen  verboten,  wenn  es  sich  nicht  um  Auf¬ 
träge  der  Heeres-  oder  Marineverwaltung  handelt,  deren 
\^orliegen  nachgewiesen  werden  muß.  Allerdings  können 
die  Baumwollspinnereien  noch  in  der  Zeit  vom 
14.  August  bis  4.  September  zu  beliebiger  Verwendung 
ihre  Gespinste  hersteilen.  Aber  während  dieser  Zeit  darf 
ihre  Erzeugung  insgesamt  (also  einschließlich  der 
Heeres-  und  Marineaufträge)  nur  ein  Drittel  der  Er¬ 
zeugung  ihres  gewöhnlichen  Betriebsumfanges  be¬ 
tragen.  Die  während  dieser  Zeit  hergestellten  Gespinste 
sind  ebenfalls  beschlagnahmt,  soweit  sie  nicht  zur  Er¬ 
füllung  von  Aufträgen  der  Heeres-  oder  Marinever¬ 
waltung  dienen.  Über  diese  beschlagnahmten  Gespinste 
ist  ein  genaues  Verzeichnis  zu  führen  und  eine  An¬ 
zeige  zu  erstatten.  Um  einen  Austausch  der  ver¬ 
schiedenen  Sorten  von  Baumwolle  unter  den  Selbst¬ 
verarbeitern  herbeizuführen,  ist  bei  dem  königlich 
preußischen  Kriegsministerium  eine  Ausgleichsstelle  für 
Baumwolle  geschaffen  worden. 

Die  Bekanntmachung  enthält  noch  eine  Reihe  näherer 
Bestimmungen,  so  über  eine  erforderliche  Meldung  über 
den  Betriebsumfang  der  Spinnereien,  über  Baumwolle, 
die  in  anderen  Betrieben  als  Spinnereien  vor  Veröffent¬ 
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lichung  der  Bekanntmachung  bereits  in  Arbeit  ge¬ 
nommen  war  und  über  in  solchen  Betrieben  zu  be¬ 
liebiger  Verwendung  freigegebene  Mengen. 

Veräußerung  und  Verwendung  von  Schafwolle. 

Eine  neue  Bekanntmachung  befaßt  sich  mit  der  Ver¬ 
äußerung  und  V^erwendung  von  ungefärbter  und  ge¬ 
färbter  reiner  Schafwolle  und  der  reinschafwollenen 
Spinnstoffe,  wie  Kammzug,  Kämmlingen  und  Woll- 
abgängen,  soweit  es  sich  nicht  um  \'’orräte  handelt,  die 
erst  nach  Erlaß  der  Bekanntmachung  vom  Auslande 
eingeführt  werden.  Vom  14.  August  1915  ab  ist  darnach 
jede  Veräußerung  reiner  Schafwolle  und  reinschaf¬ 
wollener  Spinnstoffe  zu  anderen  als  zu  Heereszwecken 
verboten.  Als  V^eräußerung  zu  Heereszwecken  wird  nur 
eine  Wräußerung  an  die  Kriegswollbedarfs-Aktien- 
gesellschaft  oder  die  Kammwoll-Aktiengesellschaft  in 
Berlin  oder  an  Personen  angesehen,  welche  die  Ware 
zur  Erfüllung  von  unmittelbaren  oder  mittelbaren 
Heeresaufträgen  verwenden.  Der  Nachweis,  daß  die 
Veräußerung  tatsächlich  zu  Heereszwecken  erfolgt,  muß 
in  einer  näher  angegebenen  Weise  erbracht  werden. 
Auch  die  Verwendung  (Waschen,  Kämmen,  Mischen, 
Färben,  Verspinnen  sowie  jegliche  andere  Art  der  Ver¬ 
arbeitung)  der  Schafwolle  ist  mit  dem  14.  August  nur 
noch  zur  Herstellung  solcher  Erzeugnisse  gestattet, 
deren  Anfertigung  vom  königlich  preußischen  Kriegs¬ 
ministerium  unmittelbar  oder  mittelbar  ausdrücklich  ge¬ 
nehmigt  ist. 

Es  ist  zu  beachten,  daß  die  Anordnungen  der  neuen 
Bekanntmachung  sich  nicht  auf  die  Wollen  der  deut¬ 
schen  Schafschur  1914/15  beziehen,  für  welche  die  bei 
der  Beschlagnahme  der  Schafschur  erlassenen  Bestim¬ 
mungen  Anwendung  finden.  Das  Verkämmen  der  Wollen 
der  deutschen  Schafschur  1914/15  bleibt  überhaupt  ver¬ 
boten,  soweit  nicht  eine  besondere  Erlaubnis  des  Kriegs¬ 
ministeriums  erteilt  ist. 

Eine  Reihe  von  Bestimmungen  der  Bekanntmachung 
behandelt  diejenigen  Mengen  Schafwolle,  die  aus  den 
eigenen  Beständen  beliebig  verwendet  werden  können, 
sowie  die  Verwendung  von  Baumwolle  oder  Baumwoll¬ 
abfällen  als  Zusatzspinnstoff  und  die  Meldepflicht  von 
aus  dem  Auslande  eingeführten  Vorräten.  Besondere 
Bestimmungen  gelten  noch  für  Kammgarnspinner. 

Einschränkung  der  Arbeitszeit  im  Webstoff¬ 
gewerbe.  Eine  Verordnung  des  Bundesrates  vom  13.I.  M. 
bestimmt  in  betreff  der  Arbeitszeit  in  Spinnereien, 
Webereien  und  Wirkereien  folgendes: 

§  I.  In  gewerblichen  Betrieben,  in  denen  Gespinste, 
Gewebe,  Wirkstoffe  oder  Wirkwaren  aus  Baumwolle, 
Wolle,  Kunstwolle,  Flachs,  Jute  oder  Hanf  hergestellt 
werden,  dürfen  Arbeiter  nur  an  höchstens  fünf  Tagen 
in  jeder  Woche  beschäftigt  werden.  Die  tägliche 
Arbeitszeit  darf  nicht  über  die  im  Juni  1915  üblich  ge¬ 
wesene  durchschnittliche  Dauer  verlängert  werden.  In 
keinem  Falle  darf  sie  zehn  Stunden  ausschließlich  der 
Pausen  überschreiten.  Die  Landeszentralbehörden  sind 
ermächtigt,  eine  weitergehende  Beschränkung  der 
Arbeitstage  und  der  täglichen  Arbeitszeit  anzuordnen. 

§  2.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Behörden  können  auf  Antrag  Ausnahmen, 
die  im  öffentlichen  Interesse  notwendig  sind,  zulassen. 

§  3.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  werden  Gewerbetreibende 
bestraft,  die  den  V'orschriften  dieser  Verordnung  oder 
den  auf  Grund  des  §  i  erlassenen  Anordnungen  der 
Landeszentralbehörden  zuwiderhandeln. 

§  4.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  VTr- 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 
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Verwendung  von  Benzol  und  Solventnaphtha 
sowie  Höchstpreise  für  diese  Stoffe.  Eine  Ver¬ 
fügung  des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums  — 
Nr.  235/7.  15-  A  7''".  —  bestimmt: 

§  I.  Dieser  Verfügung  unterliegen  nicht  nur  gereinigtes 
oder  ungereinigtes  Benzol,  beziehungsweise  Motoren¬ 
benzol  oder  Mischungen  dieser  mit  gereinigtem  oder  un¬ 
gereinigtem  Benzolhomologen,  sondern  auch  Betriebs¬ 
stoffe,  die  hergestellt  sind  aus  Kokereirohbenzohl,  Leicht-  | 
öl  aus  der  Teerdestillation,  Vorlaufölen  von  der  Destil¬ 
lation  von  Teeren,  sogenannter  Kohlenwasserstoff  aus 
den  Ölgasanstalten,  wie  überhaupt  alle  benzolhaltigen 
Körper,  die  aus  Prozessen  pyrogener  Zersetzung  ent¬ 
stammen,  gleichgültig  ob  sie  unter  ihrem  wissenschaft¬ 
lichen  oder  technischen  Namen  oder  unter  Phantasie¬ 
namen  in  den  Handel  gebracht  werden. 

§  2.  Dieses  Benzol  darf  nur  in  enttoluoltem  Zustand 
verkauft,  geliefert  und  verbraucht  werden. 

Zum  Bezug  und  Ankauf  von  toluolhaltigem  Benzol 
sind  allein  berechtigt: 

1.  chemische  Fabriken,  welche  das  Benzol  zur  Her¬ 
stellung  von  Benzolderivaten  für  die  Heeresverwaltung 
verwenden ; 

2.  Destillationen,  die  sich  verpflichten,  das  Benzol 
genicäß  dieser  Bestimmung  zu  enttoluolen  und  das  Toluol 
an  die  Kriegschemikalienaktiengesellschaft,  Berlin,  ab¬ 
zugeben. 

Soweit  mit  den  vorhandenen  Apparaten  eine  voll¬ 
ständige  Toluolentziehung  nicht  möglich  ist,  muß  jedoch 
mindestens  der  Toluolgehalt  so  weit  herabgesetzt  werden, 
daß  er  in  der  Verbrauchsmischung  höchstens  ^/^p^  des 
Benzolgehalts  ausmacht,  gleichgültig  ob  es  sich  um  ein 
reines  Benzoltoluolgemisch  oder  um  ein  Gemisch  mit 
dritten  oder  weitern  Komponenten  handelt. 

Einer  Benzolgewinnungs-  oder  Reinigungsanstalt,  der 
es  nachweislich  durchaus  nicht  möglich  ist,  diese  Vor¬ 
schrift  zu  erfüllen,  oder  die  sich  außer  stände  sieht,  die 
Enttoluolung  in  der  vorgeschriebenen  Weise  ausführen 
zu  lassen,  kann  durch  die  Inspektion  des  Kraftfahrwesens 
in  Berlin-Schöneberg  eine  Ausnahme  gestattet  werden. 

§  3.  Das  Benzol  von  der  in  §  2  gekennzeichneten  Be¬ 
schaffenheit  darf  in  letzter  Hand  nur  geliefert  werden: 

—  soweit  nicht  das  Kriegsministerium  oder  in  seinem 
Auftrag  die  Inspektion  des  Kraftfahrwesens  durch 
Sondererlaß  darüber  verfügt  hat  oder  verfügen  wird  — 

a)  an  chemische  Fabriken  (Farbwerke),  soweit  es 
nachweislich  zur  Herstellung  von  Benzolderivaten  für  die 
Heeresverwaltung  dient; 

b)  zn  landwirtschaftliche,  staatliche  oder  kommunale 
Betriebe,  wenn  es  nachweislich  als  Motorenbetriebsstoff 
(jedoch  nicht  für  Kraftwagen)  zu  landwirtschaftlichen, 
staatlichen  oder  kommunalen  Zwecken  benutzt  wird : 

c)  an  gewerbliche  Betriebe  als  Motorenbetriebsstoff 
sowie  allgemein  als  Kraftwagenbetriebsstoff,  jedoch  nicht 
über  rund  15  von  Hundert  der  Erzeugung,  beziehungs¬ 
weise  der  den  Lagerhaltern  und  Verkäufern  von  den  Ge¬ 
winnungsanstalten  gelieferten  Mengen; 

d)  an  die  Erzeuger  zum  Selbstverbrauch  in  dem  Er¬ 
zeugungsbetrieb  in  Mengen,  die  auf  Grund  zu  stellender 
Anträge  von  der  Inspektion  des  Kraftfahrwesens  fest¬ 
zusetzen  sind. 

§  4.  Das  unter  3  b  fallende  Benzol  darf  auf  Wunsch 
der  Empfänger,  soweit  der  Vorrat  reicht,  ungemischt, 
sonst  in  Form  von  Benzolgemischen,  insonderheit  als 
Benzolspiritus,  das  unter  3  c  fallende  nur  in  Form 
solcher  Gemische  verabfolgt  werden,  und  zwar  ohne 
Freigabeschein. 

Benzolspiritus  darf  nur  hergestellt  werden: 

für  Zwecke  des  §  3  fe  aus  70  Gewichtsteilen  Benzol 
und  30  Gewichtsteilen  Spiritus, 

für  Zwecke  des  §  3  c  aus  25  Gewichtsteilen  Benzol 
und  75  Gewichtsteilen  Spiritus. 


Jede  andere  Mischung  bedarf  der  besonderen  Genehmi¬ 
gung  der  Inspektion  des  Kraftfahrwesens,  auf  deren 
Vorschlag  die  Unterzeichnete  Behörde  jeweilig  einen  be¬ 
stimmten  Höchstpreis  für  die  Mischung  festsetzen  wird. 

Für  Zwecke  des  §  3  c  darf  Benzol  von  Besitzern,  die 
es  ihrerseits  von  dritten  Personen  erworben  haben,  nur 
insoweit  abgegeben  werden,  als  die  zulässige  Menge  von 
1 5  von  Hundert  der  Erzeugung  nicht  bereits  von  früheren  ‘ 
Besitzern  für  den  bezeichneten  Zweck  verwendet  worden 
ist  und  letztere  dies  ausdrücklich  bescheinigt  haben. 

§  5.  Solventnaphtha  und  Xylol  dürfen,  soweit  sie  nicht  1 
dazu  dienen,  das  Benzol  kältebeständig  zu  machen,  in 
letzter  Hand  nur  an  solche  Verbraucher  abgegeben 
werden,  die  diese  Erzeugnisse  nachweislich  zur  Erfüllung 
mittelbar  oder  unmittelbar  vorliegender  Heeresaufträge  | 
brauchen. 

I  §  6.  Benzol  (§  i,  2),  Solventnaphtha  und  Xylol  sind 
j  ohne  Verzug  dem  Verbraucher  zuzuführen  und  dürfen 
rdcht  länger  als  höchstens  einen  Monat  auf  Lager  ge-, 
halten  werden.  Mengen,  die  nach  dieser  Frist  nicht  ab¬ 
gesetzt  oder  vom  Verbraucher  nicht  angefordert  worden 
sind,  müssen  der  Inspektion  des  Kraftfahrwesens  ange¬ 
zeigt  werden,  die  hierüber  weitere  Verfügung  treffen  j 
kann. 

§  7.  Höchstpreise. 

a )  Die  nach  dem  Enttoluolen  verbleibenden  Benzole 
oder  seine  Homologen  oder  deren  Mischungen  mit  toluol¬ 
freien  Fraktionen  anderer  Benzolhomologen  oder  anderer 
Körper  und  Stoffe,  gleichviel  unter  w'elchem  Namen  und 
unter  welcher  Zusammensetzung  sie  geliefert  werden, 
dürfen  den  Verbrauchern  (letzte  Hand)  nicht  zu  höheren 
als  den  unter  b  angegebenen  Preisen  verkauft  werden. 

Die  Preisabstufung  für  Rein-  und  Rohware  ist  innerhalb 
der  hier  gezogenen  Höchstgrenze  dem  Handel  selbst 
überlassen,  ebenso  die  Preisfestsetzung  des  Handels  unter 
sich.  Jedoch  darf  für  Handelsbenzol,  Solventnaphtha  I 
und  H  und  Xylol  (nicht  sogenannte  Roh-  und  Reinware, 
die  im  Werte  unter,  beziehungsweise  über  dieser  Handels¬ 
ware  steht)  nicht  über  55  M.  für  100  kg  ab  Gewinnungs¬ 
anstalt  gefordert  oder  gezahlt  werden. 

b)  Der  Höchstpreis  (letzter  Hand)  beträgt  für  100  kg 
Reintoluol  45  M.,  Benzol  62  M.,  Solventnaphtha  I  und  II 
62  M.,  Xylol  62  M.,  Benzolspiritus  (Mischung 
70  B  :  30  Sp.)  67  M.,  Benzolspiritus  (Mischung 
25  B  :  75  Sp.)  74  M. 

c )  Dem  Höchstpreis  ist  der  heutige  Spirituspreis  . 
(Großhandelssatz  der  Spirituszentrale  für  vollständig 
vergällten  Spiritus  [95  Prozent]  mit  M.  58‘5o  für  i  hl 
oder  M.  7i'50  für  100  kg  (0-8143  spez.  Gewicht)  zu 
gründe  gelegt.  Bei  Änderung  dieses  Preises  erhöhen  sich 
die  obigen  Höchstpreise  für  Benzolspiritus  entsprechend, 
d,  h.  sie  erhöhen  oder  ermäßigen  sich  um  30  oder  75  Pro¬ 
zent  der  von  der  Spirituszentrale  festgesetzten  Erhöhung 
oder  Ermäßigung  des  Spirituspreises  für  100  kg. 

d)  Die  am  i.  August  1915,  5  Uhr  morgens,  vorhandenen 
Benzolmengen  dürfen  von  Gewinnungsanstalten  und 
Händlern  letzter  Hand  nicht  über  den  bis  14.  August  , 
gültigen  Höchstpreisen  verkauft  werden,  selbst  dann, 
wenn  die  Abgabe  erst  nach  dem  14.  August  erfolgt  oder 
der  Veräußerungsvertrag  erst  nach  diesem  Zeitpunkt  ge¬ 
schlossen  wird. 

e)  Diejenigen  Mengen  Reinbenzol,  Reinxylol  u.  s.  w., 
die  etwa  nach  §  1 1  ausnahmsweise  für  pharmazeutische 
Zwecke  freigegeben  sind,  unterliegen  nach  der  Freigabe 
den  Preisbestimmungen  der  Arzneitaxe. 

§  8.  Der  Höchstpreis  schließt  die  Versendungskosten 
ab  letzter  Lagerstelle  nicht  ein;  er  gilt  für  Zahlung  Zug 
um  Zug.  Wird  die  Zahlung  gestundet,  so  dürfen  bis 
2  von  Hundert  Jahreszinsen  über  Reichsbankdiskont  für 
den  Zeitraum  berechnet  werden,  für  welchen  der  Kauf¬ 
preis  gestundet  ist. 


19.  AUGUST  1915] 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


521 


§  9.  Auf  Verträge,  die  unter  den  bisher  geltenden  Be- 
.stimmungen,  betreffend  Verwendung  von  Benzol  und 
Solventnaphtha  sowie  Höchstpreise  für  diese  Stoffe,  ge¬ 
schlossen  oder  von  diesen  beeinflußt  worden  sind,  finden 
die  Bestimmungen  dieser  Bekanntmachung  nur  insoweit 
Anwendung,  als  nach  dem  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens 
'  keine  Gemische  mehr  zu  anderen  als  nach  dieser  Bekannt¬ 
machung  zulässigen  Bedingungen  geliefert  werden  dürfen. 

§  IO.  Die  Benzolgewinnungsanstalten  haben  bis  zum 
12.  jedes  Monats  der  Inspektion  des  Kraftfahrwesens  eine 
'  Aufstellung  der  im  Vormonat  erzeugten  Benzolmengen 
nach  einem  Muster  einzureichen,  das  sie  von  der  In- 
^  spektion  des  Kraftfahrwesens  in  Schöneberg  erhalten 
können. 

§  II.  Ausnahmen  von  vorstehenden  Bestimmungen, 
jedoch  keine  Änderung  der  Höchstpreise,  kann  die  In¬ 
spektion  des  Kraftfahrwesens  in  Berlin-Schöneberg  be¬ 
willigen. 

I  Für  die  Auslegung  der  Bestimmung  ist  das  königlich 
preußische  Kriegsministerium  (A.  D.,  Verkehrsabteilung) 
allein  zuständig. 

§  12.  Mit  Gefängnis,  beziehungsweise  Geldstrafe,  auch 
Einziehung,  wird  nach  Maßgabe  der  eingangs  genannten 
gesetzlichen  Bestimmungen  bestraft,  wer  dieser  Verord¬ 
nung  zuwiderhandelt,  sofern  nicht  nach  allgemeinen 
Strafbestimmungen  höhere  Strafen  verwdrkt  sind. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  15.  August  1915 
in  Kraft  und  an  die  Stelle  der  Bekanntmachung 
Nr.  2707/3.  15.  A  7V 

Ausführungsbestimmungen  für  den  Verkehr  mit 
Brotgetreide  und  Mehl.  Der  „Reichsanzeiger“  ver¬ 
öffentlicht  folgende  Ausführungsanweisung  zur  Verord¬ 
nung  über  den  Verkehr  mit  Brotgetreide  und  Mehl  aus 
dem  Erntej  ahr  1915: 

1.  Als  Vermittlungsstelle  ist  ein  Landesgetreideamt 
mit  dem  Sitze  in  Berlin  errichtet  worden.  Zum  Vorsitzen¬ 
den  des  Landesgetreideamtes  hat  das  königliche  Staats- 
niinisterium  den  Regierungspräsidenten  Freiherrn  von 
Falkenhausen  ernannt,  zum  Reichskommissär  bei  dem 
Landesgetreideamt  hat  der  Reichskanzler  den  Vor¬ 
sitzenden  des  Direktoriums  der  Reichsgetreidestelle 
bestellt. 

2.  Dem  Landesgetreideamt  wird  die  Aufsicht  über  die 
Durchführung  der  Verordnung  vom  28.  Juni  1915  und 
der  zu  ihrer  Ausführung  ergehenden  Vorschriften  inner¬ 
halb  des  preußischen  Staatsgebietes  übertragen. 

3.  Dem  Landesgetreideamt  liegt  ob: 

a)  Die  Feststellung  der  Bedarfsanteile  der  preußischen 
Kommunalverbände  innerhalb  des  von  der  Reichs¬ 
getreidestelle  festgesetzten  Gesamtbedarfsanteiles  des 
preußischen  Staates  und  nach  den  von  der  Reichsgetreide¬ 
stelle  erlassenen  Vorschriften. 

b)  Die  Anforderung  der  von  der  Reichsgetreidestelle 
festgesetzten,  aus  den  preußischen  Kommunalverbänden 
abzuliefernden  Getreidemengen  bei  den  einzelnen  Kom¬ 
munalverbänden  und  die  Festsetzung  der  Ablieferungs¬ 
termine. 

c)  Die  Verwaltung  der  Landesrücklage.  Für  diese 
bleiben  bis  auf  weiteres  die  Erlässe  des  Ministers  des 
Innern  vom  14.  Mai  1915,  betreffend  Mehlversorgung 
der  Kommunalverbände,  und  der  Minister  der  öffent¬ 
lichen  Arbeiten,  für  Handel  und  Gewerbe  und  des  Innern, 
betreffend  die  Versorgung  der  Binnenschiffer  mit  Mehl 
und  Brot  vom  31.  Mai  1915  maßgebend. 

d)  Die  Vorprüfung  der  Anträge  auf  Gewährung  der 
Selbstwirtschaft  an  Kommunalverbände. 

e)  Die  Begutachtung  der  Anträge  auf  Bildung  gemein¬ 
schaftlicher  V  ersorgungsgebiete. 

f)  Der  Erlaß  von  Bestimmungen  über  das  Ausdreschen 
und  über  die  Bemessung  der  Saatgutmengen. 


g)  Der  Erlaß  allgemeiner  Vorschriften  über  die  Ver¬ 
brauchsregelung.  Insbesondere  kann  das  Landesgetreide¬ 
amt  solche  auch  hinsichtlich  der  Durchführung  des  §  49  d 
treffen. 

4.  Die  Kommunalaufsichtsbehörden  haben  bei  Aus¬ 
übung  der  durch  die  Ausführungsanweisung  vom 
3.  Juli  d.  J.  zu  §  50  ihnen  gegebenen  Befugnisse  die 
grundsätzlichen  Anordnungen  des  Landesgetreideamtes 
zu  befolgen  und  diesem  auf  Erfordern  Auskunft  zu  er¬ 
teilen.  Das  Landesgetreideamt  kann  die  Durchführung 
der  durch  die  Kommunalaufsichtsbehörden  und  die  Kom¬ 
munalverbände  erlassenen  Anordnungen  und  die  Lage¬ 
rung,  Überwachung  und  Verwendung  der  Vorräte  der 
Kommunalverbände  und  deren  Geschäftsführung  auch 
örtlich  prüfen. 

5.  Der  gesamte  Geschäftsverkehr  der  Kommunal¬ 
aufsichtsbehörden  und  der  Kommunalverbände  —  dieser 
durch  die  Hand  des  Regierungspräsidenten  —  mit  der 
Reichsgetreidestelle  geht  künftig  an  das  Landesgetreide¬ 
amt.  Ausgenommen  bleibt  der  rein  geschäftliche  Verkehr 
mit  der  Geschäftsabteilung  der  Reichsgetreidestelle,  so¬ 
weit  er  sich  auf  die  Abnahme  und  Anlieferung  fest¬ 
gesetzter  Getreide-  oder  Mehlmengen  bezieht. 

6.  Bei  dem  Landesgetreideamt  wird  ein  Beirat  gebildet, 
dem  die  gutachtliche  Äußerung  über  die  vom  Landes¬ 
getreideamt  ihm  unterbreiteten,  in  dessen  Geschäfts¬ 
bereich  fallenden  Fragen  obliegt.  Der  Beirat  besteht  aus 
je  einem  Vertreter  der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe, 
für  Landwirtschaft,  der  Finanzen  und  des  Innern  und 
9  Vertretern  der  Erzeuger,  Verarbeiter  und  Verbraucher, 
welche  von  den  Unterzeichneten  Ministern  ernannt 
werden. 

Diese  Ausführungsanweisung  ist  mit  dem  i.  August 
1915  in  Kraft  getreten. 

Verkehr  mit  Gerste.  Die  Reichsfuttermittelstelle  hat 
nach  §  20,  Abs.  i,  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Gerste  vom  28.  Juni  1915  und  §  5,  Abs.  2,  Ziffer  2,  der 
Verordnung  vom  23.  Juli  1915  unter  Zustimmung  ihres 
Beirates  festzusetzen,  welche  Betriebe  Gerste  ver¬ 
arbeiten  oder  verarbeiten  lassen  dürfen  und  in  welcher 
Höhe  (Kontingente). 

Der  Beirat,  Abteilung  für  Gerste,  hat  beschlossen,  daß 
ein  Gerstenkontingent  zur  Verarbeitung  zugewiesen 
werden  soll:  Brauereien,  Brennereien,  Preßhefefabriken, 
Graupenmühlen,  Malzkaffeefabriken,  Malzextrakt¬ 
fabriken  und  Mummebrauereien.  Andere  Betriebe 
kommen  daher  für  die  Zuweisung  eines  Kontingents  bis 
auf  weiteres  nicht  in  Betracht.  Soweit  die  Brauereien 
ihr  Malz  nicht  selbst  herstellen  können  oder  dürfen 
(§  27,  Abs.  2  der  Gerstenverordnung),  es  also  wie  bisher 
von  Mälzereien  beziehen  müssen,  werden  sie  ihre 
Gerstenbezugsscheine  zu  gunsten  derjenigen  Mälzereien, 
von  denen  sie  das  Malz  geliefert  zu  erhalten  wünschen, 
der  Gersteverwertungsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  zur 
Verfügung  zu  stellen  haben. 

Die  Festsetzung  der  Höhe  des  Kontingents  der  ein¬ 
zelnen  Betriebe  erfolgt  in  allernächster  Zeit  durch  die 
Reichsfuttermittelstelle,  bei  Brauereien  und  Brennereien 
mit  Hilfe  der  Steuerbehörden.  Den  einzelnen  Betrieben 
wird  dann  alsbald  eine  Mitteilung  über  die  Höhe  des 
ihnen  zugewiesenen  Kontingents  zugehen.  Die  auf 
Grund  dieser  Kontingente  ausgestellten  Gerstenbezugs¬ 
scheine  werden  der  Gerstenverwertungsgesellschaft 
m.  b.  H.  in  Berlin  überwiesen,  wohin  sich  die  einzelnen 
Betriebe  wegen  der  Lieferung  der  ihnen  zustehenden 
Gerstenmengen  wenden  wollen.  Der  Ankauf  von  Gerste 
bei  landwirtschaftlichen  Unternehmern  für  Gerste  ver¬ 
arbeitende  Betriebe  darf  nur  gegen  Vorlegung  der  von 
der  Reichsfuttermittelstelle  ausgestellten  Gerstenbezugs¬ 
scheine  erfolgen. 
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Die  Reichsfutteniiittelstelle  hat  sich  mit  den  ver¬ 
schiedenen  \^erbänden  der  Gerste  verarbeitenden  In¬ 
dustrien,  die  der  Gerstenverwertungsgesellschaft  m.  b.  H. 
beigetreten  sind,  in  V'erhindung  gesetzt.  Soweit  die  Gerste 
verarbeitenden  Betriebe  einem  Verbände  —  wie  die  Braue¬ 
reien  dem  deutschen  Brauerbund,  die  Brennereien  der 
Spirituszentrale,  die  Prellhefefabriken,  die  Graupen¬ 
mühlen  und  die  Malzkaffeefabriken  den  betreffenden 
\'erb<änden  —  angeschlossen  sind,  bedarf  es  keines  be¬ 
sonderen  Antrages  auf  Zuweisung  eines  Kontingents 
bei  der  Reichsfuttermittelstelle.  Diesen  Betrieben  wird 
auf  Grund  der  von  den  Verbänden  hier  vorgelegten 
Unterlagen  ihr  Kontingent  zugewiesen  werden. 

Die  der  Gersteverwertungsgesellschaft  m.  b.  H.  über¬ 
gebenen  Bezugsscheine  sind,  wenn  ein  Kaufabschluß 
über  Lieferung  von  Qualitätsgerste  mit  dem  Unter¬ 
nehmer  eines  landwirtschaftlichen  Betriebes  zustande¬ 
gekommen  ist,  bei  der  Anmeldung  des  Geschäfts¬ 
abschlusses  (§7,  Abs.  2  der  Verordnung  vom  28.  Juni) 
dem  Kommunalverband  vorzulegen,  der  sie  als  Belag 
zurückbehält.  Wird  nur  ein  Teil  der  auf  dem  Bezugs¬ 
schein  vermerkten  Menge  geliefert,  so  wird  von  dem 
Kommunalverband  der  Teilbetrag  auf  den  Bezugsschein 
abgeschrieben  und  eine  beglaubigte  Abschrift  zurück¬ 
behalten. 

Großbritannien  und  Irland. 

Änderung  der  Konterbandelisten.  Eine  Verord¬ 
nung,  betreffend  Ergänzung  und  Änderung  der  Listen 
der  Kriegskonterbande,  vom  27.  Mai  1915,  bestimmt 
folgendes: 

1.  Zu  Gegenständen  der  unbedingten  Konterbande 
werden  erklärt: 

Toluol  und  Mischungen  von  Toluol,  mögen  sie  aus 
Kohlenteer,  Petroleum  oder  einer  anderen  Quelle 
stammen. 

Drehbänke  und  andere  Maschinen  oder  Werkzeug¬ 
maschinen,  die  für  die  Herstellung  von  Kriegsmunition 
gebraucht  werden  können. 

Karten  und  Pläne  irgend  eines  Ortes  im  Gebiet  eines 
der  Kriegführenden  oder  in  dem  militärischen  Opera¬ 
tionsgebiet,  in  einem  Maßstab  von  ,,four  miles  to  one 
inch“  oder  einem  größeren  Maßstab,  und  photographi¬ 
sche  oder  in  anderer  Weise  hergestellte  Wiedergaben 
solcher  Pläne  und  Karten  jeglichen  Maßstabes. 

2.  In  Abs.  4  der  Liste  I  der  königlichen  Verordnung 
vom  23.  Dezember  T914  werden  die  Worte  ,,und  alle 
anderen  essigsauren  Metallverbindungen“  hinter  dem 
Worte  ,,Kalziumazetat“  gestrichen. 

3.  In  der  königlichen  Verordnung  vom  ii.  März  1915 
werden  die  Worte  ,, außer  Leinöl“  gestrichen. 

„Leinöl“  wird  als  bedingte  Konterbande  behandelt. 

Zu  I — 3.  Die  Änderungen  treten  mit  dem  27.  Mai  1915 
in  Kraft. 

Italien. 

Erlangung  der  italienischen  Staatsbürgerschaft. 
Ein  Dekret  der  Statthalterschaft,  betreffend  die  Er¬ 
langung  der  italienischen  Staatsbürgerschaft,  lautet: 

Artikel  i.  Während  des  gegenwärtigen  Krieges  ist  die 
Erlangung  der  italienischen  Staatsbürgerschaft  gemäß 
Artikel  3,  Nr.  2,  in  Nr.  3  des  Gesetzes  vom  13.  Juni 
1912,  Nr.  555,  unzulässig. 

Artikel  2.  Vorliegendes  Dekret  tritt  mit  dem  Tage 
seiner  Kundmachung  in  der  „Gazetta  Ufficiale“  in  Kraft. 

Regelung  der  Prozeßfristen.  Ein  Dekret  der  Statt¬ 
halterschaft  vom  25.  Juli  1915,  betreffend  die  Prozeß¬ 
fristen,  hat  folgenden  Wortlaut: 

Artikel  i.  Das  Ansuchen  um  Erstreckung  der  Prozeß¬ 
fristen,  welche  im  Artikel  2  des  Dekretes  der  Statthalter¬ 
schaft  vom  27.  Mai  1915,  Nr.  739,  vorgesehen  ist,  kann 


seitens  der  Parteien  oder  deren  Anwaltes  oder  seitens 
eines  besonderen  Bevollmächtigten  vorgebracht  werden. 
Das  Ansuchen  muß  an  den  Einzelrichter  oder  an  den 
X^orsteher  des  Richterkollegiums,  vor  welchem  die  Streit¬ 
sache  verwandelt  wird  oder  verhandelt  werden  sollte, 
gerichtet  werden  und  muß  jene  durch  den  Kriegszustand 
bedingten  Gründe  enthalten,  welche  die  Erstreckung  der 
Erist  notwendig  erscheinen  lassen.  Der  Richter  ent¬ 
scheidet  mittels  Dekretes,  welcher  keiner  Beschwerde 
unterliegt.  Das  Dekret  kann  unter  das  Ansuchen  selbst 
geschrieben  werden. 

Artikel  2.  In  den  Kanzleien  der  Gerichtsbehörden  muß 
ein  besonderes  Register  der  genannten  Dekrete  geführt 
werden,  damit  jene  Personen,  welche  an  der  Sache  ein 
Interesse  haben,  in  deren  Inhalt  Einsicht  nehmen  können. 
Derjenige,  der  die  Eristerstreckung  erwirkt  hat,  muß 
jedoch  für  die  Auslagen  aller  jener  Schritte  aufkommen, 
welche  sein  Prozeßgegner  infolge  Ablauf  der  ordentlichen 
Fristen  unternommen  hat,  Sobald  er  für  die  Kundmachung 
des  Dekretes  keine  Sorge  getragen  hat.  Die  Kundmachung 
kann  auch  mittels  rekommandierten  Briefes  erfolgen. 

Artikel  3.  Das  Ansuchen  behufs  Erwirkung  der  im 
Artikel  3  des  erwähnten  Dekretes  der  Statthalterschaft 
vorgesehenen  Stundung  der  Zahlungen  muß  mittels  Re¬ 
kurses  an  den  Präsidenten  des  Gerichtes,  in  dessen 
Sprengel  der  Gesuchsteller  seinen  Wohnsitz  und  der 
Hauptsitz  der  Gesellschaft  sich  befindet,  gerichtet  werden. 
Für  die  nach  Kundmachung  des  vorliegenden  Dekretes 
eingebrachten  Ansuchen  ist  der  Prätor  (Bezirksrichter), 
unter  der  Voraussetzung,  daß  der  Gesamtbetrag  der 
Schulden  die  Summe  von  5000  Lire  nicht  übersteigt, 
kompetent. 

Artikel  4.  Der  Präsident  und  der  Prätor  müssen  das 
vom  Schuldner  überreichte  Verzeichnis  der  Gläubiger 
überprüfen  und  sich  von  dessen  Vollständigkeit  über¬ 
zeugen.  Sie  müssen  anderseits  auch  feststellen,  ob  die 
Kundmachung  der  Verordnung  hinsichtlich  der  Einbe¬ 
rufung  der  Gläubiger,  welche  durch  Artikel  4  des  ge¬ 
nannten  Dekretes  der  Statthalterschaft  vorgeschrieben  ist, 
gegenüber  allen  jenen  Gläubigern  erfolgt  ist,  hinsichtlich 
welcher  die  Stundung  verlangt  wird. 

Artikel  3.  Das  Protokoll  über  die  Gläubigerversamm- 
lung  muß  den  Vor-  und  Zunamen  der  erschienenen 
Gläubiger  sowie  die  Erklärungen  eines  jeden  derselben 
hinsichtlich  des  Bestandes  und  der  Höhe  der  einzelnen 
Forderungen  und  des  Ansuchens  um  Fristerstreckung 
enthalten.  Es  muß  ebenso  die  Anträge,  betreffend  die 
erhaltenden  Maßnahmen  sowie  die  im  Interesse  der 
Gläubiger  als  Aufsichtskommissäre  bestellten  Personen 
angeben. 

Artikel  6.  Die  Stundung  kann  auch  für  Zahlungen  von 
Forderungen,  welche  durch  Hypothek,  Pfand-  oder  durch 
ein  anderes  Privileg  sichergestellt  sind,  gewährt  werden. 
Die  Gewährung  der  Stundung  ist  jedoch  ausgeschlossen 
bei  Forderungen  des  Staates,  der  Provinzen  und  der  Ge¬ 
meinden  aus  öffentlichen  Abgaben. 

Artikel  7.  Der  Präsident  und  der  Prätor  entscheiden 
über  das  Stundungsansuchen  mit  Verordnung,  welche 
keiner  Beschwerde  unterliegt.  Die  Wahl  des  Aufsichts¬ 
kommissärs  muß  tunlichst  auf  einen  Gläubiger  fallen. 
Für  dieses  Amt  wird  keine  Entschädigung  gewährt. 

Artikel  8.  Wird  das  Stundungsansuchen  abgewiesen, 
so  kann  der  Schuldner  dasselbe  nur  nach  Ablauf  von 
zwei  Monaten  und  immer  unter  der  Voraussetzung,  daß 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Unternehmung  eine 
Änderung  erfahren  haben  und  eine  sicherere  Gewähr 
nach  Maßgabe  des  Artikels  3  des  genannten  Dekretes 
der  Statthalterschaft  vom  27.  Mai,  Nr.  739,  geboten  wird, 
einbringen. 

Artikel  9.  Die  Verordnung  des  Präsidenten  und  des 
Prätors,  durch  welche  die  Stundung  gewährt  wird,  wird 
durch  den  Schuldner  auch  mittels  rekommandierten 
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Briefes  jenen  Gläubigern  initgeteilt,  welche  an  der  Ver¬ 
sammlung  nicht  teilgenommen  haben.  Beobachtet  der 
Schuldner  diese  Vorschrift  nicht,  so  muß  er  für  die 
Auslagen  aller  jener  Schritte  aufkommen,  welche  der 
Gläubiger  infolge  des  Ablaufes  der  ordentlichen  Fristen 
unternommen  hat  und  kann  auch  keinen  Schadenersatz 
hierfür  beanspruchen. 

Artikel  lo.  Die  Verfügung,  durch  w'elche  das  Mora¬ 
torium  gewährt  wird,  würd  nicht  kundgemacht.  Der 
Schriftführer  kann  jedoch  jenen  Personen,  welche  ein 
rechtliches  Interesse  dartun  und  infolge  einer  besonderen, 
vom  Präsidenten  oder  Prätor  erteilten  Ermächtigung  die 
Einsichtnahme  in  die  Verfügung  gestatten  oder  eine  Ab¬ 
schrift  derselben  ausstellen. 

Artikel  ii.  Der  Präsident  kann  die  ihm  durch  das 
vorliegende  Dekret  der  Statthalterschaft  und  durch  die 
vorstehenden  Bestimmungen  erteilten  Ermächtigungen 
auf  einen  anderen  Richter  übertragen. 

Artikel  12.  Der  Schuldner,  welcher  die  Stundung  er¬ 
wirkt  hat,  ist  zur  Zahlung  der  gesetzlichen  Zinsen  auf 
die  nicht  bezahlten  Beträge  verpflichtet,  ausgenommen 
den  Fall,  daß  der  Präsident  oder  der  Prätor  nach  Ein¬ 
vernehmung  der  Gläubiger  in  der  im  Artikel  5  er¬ 
wähnten  Versammlung  mit  Verordnung  eine  entgegen¬ 
gesetzte  Verfügung  getroffen  habe. 

Artikel  13.  Ist  der  Kaufmann,  w^elcher  die  Stundung 
der  Zahlungen  beantragt,  sei  es  als  Aussteller,  sei  es 
als  Akzeptant,  Wechselschuldner,  so  kann  der  Präsident 
oder  der  Prätor  die  Fälligkeit  derselben  erstrecken.  Die 
Wecbselpapiere,  deren  Fälligkeiten  erstreckt  wurden, 
müssen  nicht  erneuert  werden  und  behalten  ihre  voll¬ 
kommene  Wirksamkeit  bis  zum  Ablaufe  der  erstreckten 
Frist.  Der  Protest  mangels  Zahlung  muß  in  den  durch 
das  Gesetz  vorgeschriebenen  Fällen  nur  beim  Ablaufe 
dieser  letzteren  Frist  erhoben  werden. 

Artikel  14.  Die  Dokumente  und  sonstigen  Beweismittel, 
welche  dazu  geeignet  sind,  die  Entscheidung  über  das 
Stundungsansuchen  herbeizuführen,  können  ohne  Be¬ 
obachtung  der  durch  die  Gesetze,  betreffend  die  Register 
und  Stempel,  vorgeschriebenen  Formalitäten  vorge¬ 
wiesen  werden. 

Artikel  15.  Vorliegendes  Dekret  tritt  mit  dem  Tage 
seiner  Kundmachung  in  der  „Gazetta  Ufficiale“  in  Kraft. 
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Rumänien. 

Aufhebung  des  Getreideausfuhrverbotes  und 
Ausfuhrtaxen  für  landwirtschaftliche  Produkte. 
Die  rumänische  Regierung  hat  das  Getreideausfuhr¬ 
verbot  aufgehoben  und  folgende  in  Gold  zu  zahlende 
Ausfuhrtaxen  ab  14.  d.  M.  festgesetzt:  600  Lei  pro 
Waggon  für  Weizen,  Roggen,  deren  Mehle,  Grieß  und 
Graupen ;  500  Lei  für  Gerste,  Hafer,  deren  Mehle  und 
Graupen;  400  Lei  für  Mais  und  Maismehl;  900  Lei 
für  Hülsenfrüchte;  1000  Lei  für  Leinsamen,  Raps¬ 
samen,  Anis,  Nüsse,  Leinöl,  Rapsöl  und  andere  vege¬ 
tabilische  Oie;  300  Lei  für  Hirse  und  200  Lei  für  Kleie 
und  andere  Futterartikel.  Die  Taxen  für  das  Rote 
Kreuz  entfallen. 

Der  Ministerrat  beschloß  gleichzeitig  eine  Anzahl 
von  Maßnahmen  zur  Erleichterung  und  Beschleunigung 
der  Ausfuhr,  als  deren  Ergebnis  man  hofft,  daß  täglich 
TOGO  Waggons  über  die  Grenze  werden  gehen  können. 
Neue  Magazine  werden  für  10  Millionen  Lei  gebaut 
werden.  Den  Landwirten  wird  noch  insofern  geholfen, 
als  sie  statt  bis  zur  Hälfte  bis  60  Prozent  der  Ernte 
werden  belehnen  können.  Hierfür  wird  das  Kapital  für 
Darlehen  von  100  Millionen  auf  300  Millionen  Lei  er¬ 
höht. 

Schweden. 

Das  Eierausfuhrverbot.  Die  schwedische  Regierung 
hat  beschlossen,  das  Ausfuhrverbot  für  Eier,  das  mit 
dem  16.  d.  M.  aufhören  sollte,  bis  auf  weiteres  zu  ver¬ 
längern.  Es  besteht  jedoch  die  Absicht,  falls  nicht  un¬ 
vorhergesehene  Hindernisse  eintreten,  in  demselben 
Grade  wie  bisher  den  Exporteuren  solche  Erleichte¬ 
rungen  einzuräumen,  die  notwendig  sind,  um,  soweit 
wie  möglich,  Störungen  in  der  normalen  Ausfuhr  zu 
vermeiden. 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


525 


19.  AUGUST  1915] 


Der  Kurs  ausländischer  Münze  für  die  Verzollung 
in  Schweden.  Die  schwedische  Geaeralzollverwaltung 
hat  am  20.  Juli  1.  J.  folgendes  Zirkular  an  die  Zoll¬ 
ämter  herausgegeben : 

»Nachdem  durch  königliche  Verordnung  vom  21.  Fe¬ 
bruar  1908  bestimmt  ist,  daß  die  Generalzollverwaltung 
die  Bestimmungen,  welche  für  die  Umwandlung  aus¬ 
ländischer  Münze  in  schwedische  Währung  bei  der  Zoll¬ 
behandlung  von  Waren,  welche  mit  einem  gewissen 
Prozentsatz  ihres  Wertes  verzollt  werden,  erforderlich 
erscheinen,  zu  treffen  hat,  hat  die  Verwaltung,  da  im 
Zirkular  vom  10.  März  1908  verordnet  ist,  daß  gewisse, 
im  genannten  Zirkular  angegebene  Münzsorten  bis  auf 
weiteres  auf  gewisse  angegebene  Weise  in  schwedische 
Münze  umgerechnet  werden  sollen,  es  mit  Rücksicht 
auf  die  in  letzter  Zeit  wechselnden  Kurse  für  gut  be¬ 
funden  zu  verordnen,  daß,  unter  Aufhebung  der  Be¬ 
stimmungen  im  obzitierten  Zirkular,  bei  der  Zollbehand¬ 
lung  solcher  Waren  die  ausländische  Münzsorte  bis  auf 
weiteres  nach  dem  bei  der  jeweiligen  Zollbehandlung 
geltenden  Verkaufskurs  berechnet  werden  soll,  wobei  zu 
beachten  ist,  daß,  wenn  der  Kurs  eine  gebrochene  Öre¬ 
zahl  enthält,  diese,  wenn  sie  weniger  als  einen  halben  Öre 
beträgt  unberücksichtigt  bleiben  soll,  und  wenn  sie  einen 
halben  Öre  oder  darüber  beträgt  für  i  Öre  zu  rechnen  ist. 

Der  bei  der  Zollbehandlung  zur  Anwendung  gekom¬ 
mene  Kurs  ist  auf  dem  Packhausattest  zu  vermerken.« 

Änderung  der  Zölle  und  Steuern  auf  Zündhölzchen 
in  Norwegen.  Aus  Christiania  wird  uns  geschrieben: 
Das  norwegische  Storthing  hat  am  27.  April  1.  J.  ein 
Gesetz  über  Fabrikation  und  Besteuerung  von  Zünd¬ 
hölzchen,  enthalten  in  »Norsk  Lovtidende«,  Nr.  18,  vom 
3.  Mai  1.  J.,  angenommen.  Das  Gesetz  enthält  im  wesent¬ 
lichen  folgende  Bestimmungen :  Die  Abgabe  ruht  auf 
allen  im  Lande  fabrizierten  Zündhölzchen.  Von  Zünd¬ 
hölzchen  mit  mehreren  Zündsätzen  wird  die  bestimmte 
Abgabe  einmal  für  jeden  Satz  erhoben.  Zündhölzchen, 
für  die  Ausfuhr  ins  Ausland  bestimmt,  sind  von  der 
Abgabe  befreit,  wenn  sie  auf  die  für  Transitwaren  vor¬ 
geschriebene  Weise  expediert  werden.  Sie  werden  dann 
in  allen  Teilen  als  Drawbackwaren  behandelt.  Die  übrigen 
Paragraphen  umfassen  Verordnungen  administrativer  Art 
und  Strafbestimmungen  für  Übertretung  des  Gesetzes. 

Laut  Beschluß  vom  29.  Apnl  1.  J.  sollen  folgende  Ab¬ 
gaben  für  im  Lande  fabrizierte  Zündhölzchen  an  die 
Staatskasse  entrichtet  werden; 

1.  Für  jede  Schachtel,  enthaltend  eine  Normalanzahl 
von  nicht  mehr  als  70  Stück  Zündhölzchen  Öre  i  5. 

2.  Für  jede  Schachtel,  enthaltend  eine  Normalanzahl 
von  über  70  und  bis  420  Stück  Zündhölzchen  9  Öre. 

3.  Für  jede  Schachtel  oder  andere  Verpackung  mit 
über  420  Stück  Zündhölzchen  9  Öre  für  je  420  Stück 
Zündhölzchen  oder  einen  Teil  davon. 

Das  Gesetz  trat  am  3.  Mai  1915  in  Kraft. 

Ferner  hat  das  norwegische  Storthing  im  Anschluß 
an  das  Gesetz  über  Besteuerung  von  Zündhölzchen  unterm 
28.  April  1915  den  Einfuhrzoll  von  Zündhölzchen  und 
Friktionsfeuerschwämmen  erhöht.  Die  neuen  Zollsätze 
sind  die  folgenden;  Zündhölzchen  aus  Wachs,  Stearin 
oder  ähnlichem  Material  pro  kg  minimal  K  175,  maximal 
K  1*90;  aus  anderem  Material  pro  kg  minimal  K  i  60, 
maximal  K  170.  Ohne  Abzug  für  Schachteln  und  Ver¬ 
packung  der  Zündhölzchen.  Feuerzeug  jeglicher  Art 
pro  kg  minimal  i  K,  maximal  K  i*20. 

Der  Beschluß  trat  am  3.  Mai  1915  in  Kraft. 


ZUR  FRAGE  DER  ERLASSUNG  EINES  NEUEN 
MORATORIUMS  IN  ITALIEN. 

Von  mit  den  augenblicklichen  wirtschaftlichen  Vor¬ 
gängen  in  Italien  wohlunterrichteter  Seite  wird  berichtet ; 


Wie  erinnerlich,  hatte  die  italienische  Regierung  am 
4.  August  1914  ein  Moratorium  für  Bankdepots  und 
Wechselverpflichtungen  erlassen,  das  in  mehreren  Er¬ 
neuerungen  bis  zum  31.  März  1915  gereicht  hat.  Dar¬ 
nach  wurde  das  Moratorium  nicht  erneuert,  was  zur 
Folge  hatte,  daß  am  i.  April  eine  vollständige  Ab¬ 
hebung  aller  Bankdepots  erfolgte,  die  noch  vorhanden 
waren.  Bei  Kriegsausbruch  haben  die  Banken  daher 
nachdrücklich  gegen  ein  neues  Moratorium  protestiert, 
weil  dieses  lediglich  die  Liquidität  der  Banken  gehemmt 
hätte,  anstatt  sie  zu  fördern.  Infolgedessen  hat  denn  auch 
die  italienische  Regierung  bisher  lediglich  gewisse  Sonder¬ 
verfügungen  erlassen,  die  die  Zahlung  von  rein  kommer¬ 
ziellen  Verbindlichkeiten  erleichtern  und  umgekehrt  Exe- 
rutionsakte  gegen  säumige  Schuldner  erschweren,  während 
hinsichtlich  der  österreichischen  und  ungarischen 
Schuldner  Dekrete,  betreffend  die  Unerhebbarkeit  des 
Wechselprotestes  und  der  Entziehung  des  Rechtschutzes 
erlassen  wurden.  Bisher  hat  sich  aber  nicht  die  ganze 
italienische  Handelswelt  mit  dem  Aufhören  des  Mora¬ 
toriums  einverstanden  erklärt  und  es  hat  sogar  im 
Schoße  der  römischen  Vereinigung  Societä  dei  Nego- 
zianti  ed  Industriali  eine  Spaltung  stattgefunden,  da 
sich  die  moratoriumsfreundlichen  Elemente  unter  der 
Anklage  ungenügender  Vertretung  der  Interessen  der 
kleineren  Handelstreibenden  gesondert  zu  einer  »Alleanza 
Commerciale«  zusammenschlossen.  Es  hat  nun  den  An¬ 
schein,  als  ob  die  Agitation  der  moratoriumsfreund¬ 
lichen  Kreise  bei  dem  Handelsminister  Cavasola  eine 
Wirkung  gehabt  hätte.  Man  erfährt  namentlich  aus 
einer  vertraulichen  Versammlung,  die  von  Angehörigen  des 
Turiner  Handelsstandes  in  der  dortigen  Handelskammer 
gehalten  worden  ist,  daß  man  sich  in  Piemont  gegen 
den  Gedanken  eines  neuen  Moratoriums  verwahre,  das 
von  der  Regierung  lediglich  für  Wechselverbindlich- 
keiten  geplant  sein  soll.  Die  Situation  wird  kompliziert 
durch  die  ganz  besonderen  Verhältnisse  des  italieni¬ 
schen  Kreditwesens.  In  Italien  besteht  nämlich  der 
weitaus  größte  Teil  der  laufenden  Wechsel  nicht  aus 
reinen  Bank-  und  Handelswechseln,  sondern  aus  Wechseln, 
die  von  Angehörigen  des  Handelsstandes  und  der 
Industrie  an  die  Order  von  Privatgeldgebern  akzeptiert 
werden.  Für  ein  neues  Moratorium  sind  nun  alle  die 
Elemente  des  Handelsstandes,  die  in  ihren  Wechselver¬ 
bindlichkeiten  mit  diesen  Privatgeldgebern  zu  tun  haben, 
weil  sie  dadurch  nicht  nur  die  Reduktion  des  gewöhn¬ 
lich  sehr  hohen  Zinsfußes  ihrer  Verpflichtungen  auf  den 
gesetzlichen  Zinsfuß  erwarten  und  überdies  hinsichtlich 
der  fallweisen  Prolongierungen  dieser  Wechsel  nicht 
mehr  dem  guten  Willen  der  Privatgeldgeber  ausgeliefert 
wären.  Umgekehrt  sind  im  Interesse  ihrer  Kreditfähig¬ 
keit  gegen  das  Moratorium  die  einflußreicheren  Handels¬ 
und  Industriekreise,  die  in  der  Lage  sind,  sich  für 
ihren  Geldbedarf  einer  Bankverbindung  zu  bedienen. 
Banken  und  private  Geldgeber  sind  durchwegs  gegen 
ein  Moratorium ;  den  Banken  würde  es  eine  sehr  kompli¬ 
zierte  Arbeit  auferlegen,  während  die  Privatgeldgeber 
positiven  Schaden  und  Zinsenverlust  besorgen.  Die 
Wechselgläubiger  drücken  auf  ihre  Schuldner,  damit 
sich  dieselben  an  einer  Agitation  gegen  ein  Moratorium 
beteiligen.  In  Regierungskreisen  wird  ein  Mittelweg  er¬ 
wogen,  der  schon  einmal  mit  den  Moratoriumsverord¬ 
nungen  vom  28.  August  und  21.  Dezember  1914  ein¬ 
geschlagen  wurde,  nämlich  der  Weg  eines  stufenweise 
abzubauenden  Moratoriums,  bei  dem  die  Prolongierung 
an  eine  Reihe  von  prozentual  festzusetzenden  Teil¬ 
zahlungen  gebunden  ist.  Gerade  dieser  Mittelweg  hat 
aber  als  entschiedenen  Gegner  den  Generaldirektor  der 
Banca  d’Italia,  Dr.  Stringher,  weil  die  technisch-mechani¬ 
sche  Arbeit,  die  dem  Bankpersonal  und  der  Bankver¬ 
waltung  durch  ein  solches  Moratorium  erwachse,  außer¬ 
ordentlich  groß  würde.  Dagegen  machen  nun  die  An¬ 
hänger  eines  Moratoriums  darauf  aufmerksam,  daß  es 
besser  wäre,  das  Moratorium  zu  gewähren,  so  lange  es 
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nicht  als  die  Folge  ungünstiger  Kriegslage  des  Landes 
erscheinen  kann,  als  es  dann  etwa  Hals  über  Kopf 
einführen  zu  müssen,  was  über  seinen  wahren  Charakter 
keinen  Zweifel  lassen  würde.  Immerhin  wird  ange¬ 
nommen,  daß  vor  September  eine  endgültige  Ent¬ 
schließung  und  Verfügung  nicht  zu  erwarten  ist. 


Außenhandel  Rußlands.  Rußlands  auswärtiger  Handel 
über  die  europäischen  Grenzen  betrug  vom  i./ 14.  Januar 
bis  5./18.  Juli  nach  den  Angaben  des  russischen  Zoll¬ 
departements  : 


1000  R 

übel 

Ausfuhr 

Einführ 

+  oder  — 

I9IS  . 

. 96.650 

1 79.941 

—  83.291 

1914  . 

727.659 

—  24.198 

I9’3  . 

.  594-953 

59>-893 

+  3 -060 

1912  ,  . 

511.674 

-j-  112.760 

Über  die 

asiatische  Grenze  betrug 

der  Außenhandel 

vom  1./14. 

Januar  bis  28./11. 

Juli: 

1000  R 

übel 

Ausfuhr 

Einfuhr 

+  oder  — 

19IS  . 

.  .  32-780 

134-323 

—  IOI.S43 

1914  .  . 

98-374 

—  48.326 

1913  .  . 

. •42.492 

76.624 

—  34-132 

1912  .  . 

. 40.539 

77-158 

—  36.619 

Die  Gesamtausfuhr  betrug 

demnach  129,430000 

Rubel,  die 

Gesamteinfuh’-  314,264000 

Rubel,  das  Pas- 

sivum  der  Handelsbilanz  also 

rund  185  Millionen  Rubel. 

Die  bedeutende  Steigerung  der  Einfuhr 

über  die  asiati- 

sehe  Grenze  ist  auf  die  Munitionslieferungen  der  Ver¬ 
einigten  Staaten  zurückzuführen. 

Die  Behinderung  des  schwedischen  Handels  durch 
England.  Der  Stockholmer  Zeitung»  Aftonbladet«  ent¬ 
nehmen  wir  die  nachfolgenden  Ausführungen: 

»Über  die  schwedisch- englischen  Unterhandlungen, 
welche  den  unleidlichen  Zvang,  dem  der  legitime 
Handelsaustausch  zwischen  Schwe  len  und  den  über¬ 
seeischen  Lindern  ausgesetzt  ist,  beseitigen  sollen,  ver¬ 
lautet  gerüchtweise  in  Geschäftskreisen,  daß  Üoerein- 
kommen  in  gewissen  Kategorien,  in  welche  der  um¬ 
fangreiche  Verhandlungsstoff  eingeteilt  ist,  getroffen 
wurden.  Inzwischen  sind  die  Schwierigkeiten  weit  davon 
entfernt  abzunehmen,  sondern  vermehren  sich  vielmehr 
immer  weiter.  Betreffs  des  Kaffeeimports  hat  beispiels 
weise  das  englische  Mißtrauen  sich  noch  mehr  ver¬ 
schärft.  Man  unterrichtet  sich  nunmehr  bis  ins  Detail 
über  die  Empfänger  und  mustert  diejenigen  aus,  welche 
verdächtig  sind,  den  Kaffee  wieder  auszufuhren.  Selbst¬ 
verständlich  kann  vom  schwedischen  Standpunkt  dieses 
Verfahren  nicht  als  berechtigt  anerkannt  werden,  was 
aber  nicht  hindert,  daß  die  schwedischen  Kaufleute 
und  Reedereien  sich  dafür  verbindlich  machen  müssen, 
daß  der  Kaffee  nicht  weiter  exportiert  wird.  Es  ist  be¬ 
klagenswert,  daß  unser  Geschäftsleben  sich  in  derartige 
Konzessionen  finden  muß,  aber  dieser  Ausweg  ist  so 
weit  der  einzig  mögliche.  Was  die  übrigen  Standard¬ 
waren  auf  der  La  Plata-Linie  anbelangt,  so  scheinen 
die  Engländer  nun  auch  auf  Wolle,  Häute  und  Gerberei¬ 
extrakte  Beschlag  zu  legen.  Als  Grund  für  die  Be- 
schagnahme  von  Wolle  wird  angeführt,  daß  Schweden 
keine  eigenen  Kämmereien  hat,  sondern  die  Wolle  zum 
Kämmen  nach  Deutschland  schickt,  wobei  es  nicht 
sicher  ist,  ob  sie  wieder  zurückkommt.  Desgleichen 
bleiben  die  Engländer  dabei,  daß  Schweden  Miliiär- 
mäntel  für  Deutschland  und  Österreich  herstelle.  In 
beiden  Fällen  liegen  Mißverständnisse  und  unrichtige 
Auffassung  von  Seiten  der  Handelspione  den  Maß¬ 
nahmen  zu  gründe.  Wolle  zu  erhalten  ist  nunmehr 
äußerst  schwer  und  scheint  nur  in  dem  Fall  möglich 
zu  sein,  wenn  die  englischen  Agenten  sich  davon  ver¬ 
gewissert  haben,  daß  der  Empfänger  nur  Wollwaren  für 
einheimischen  Gebrauch  herstellt. 

Mit  Häuten  ist  es  ebenso  schwer.  Die  Engländer 
bleiben  bei  ihrer  Ansicht,  daß  Schweden  Schuhe  für  die 


österreichische  Armee  herstellt.  Für  diesen  Verdacht 
dürfte  sich  noch  weniger  Begründung  finden. 

Was  schließlich  Gerbextrakte  angeht,  für  welche  ein 
Exportverbot  besteht,  so  führt  die  englische  Regierung 
an,  Schweden  habe  eine  Anzahl  Ausfuhrlizenzen  an 
Deutschland  bewilligt  und  versorge  sich  zu  diesem 
Zwecke  mit  den  genannten  Waren.  Nur  wenn  Gerb¬ 
extrakte  an  Gerbereien,  von  deren  Beschaffenheit  sich 
englische  Agenten  überzeugt  haben,  konsigniert  ist, 
wird  die  Ware  durchgelassen. 

Im  übrigen  ist  es  eine  durchgehende  Tendenz,  daß 
die  Engländer  gegen  die  offene  Kaufmannschaft  miß¬ 
trauischer  sind  als  gegen  solche  Importeure,  die  selbst 
Verbraucher  der  importierten  Waren  sind.« 


Die  Korbweide  als  Gespinstpflanze,  in  einem  Auf¬ 
satz  der  »Mitteilungen  der  Deutschen  Landwirtschafts- 
Gesellschaft,  Berlin«  von  Paul  Kaiser  in  Graudenz  wird 
der  Gewinnung  von  Faserstoffaus  der  Korbweide  eine  sehr 
große  Bedeutung  beigelegt.  Während  die  Jute  als  mehr¬ 
jährige  Pflanze,  die  unsere  Winter  nicht  überstehen 
kann,  für  uns  nicht  in  Betracht  kommt,  der  Hanf  nach 
Kaisers  Ansicht  zu  hohe  Ansprüche  an  Klima,  Boden, 
Düngung,  Pflege  und  Sorgfalt  bei  der  weiteren  Behand¬ 
lung  (Röste)  stellt,  ist  die  Korbweide  ein  anspruchloses 
Gewächs,  das  auf  vielen  sonst  unproduktiven  Flächen 
mit  bestem  Erfolge  angebaut  werden  kann.  Bei  der 
Herstellung  von  Korb  waren,  Reifen  u.  s.  w.  aus  Weiden¬ 
ruten  ergibt  sich  die  Rinde  als  wertloser  Abfall,  der 
höchstens  als  Heizmaterial  Verwendung  findet.  Früher 
stellte  man  aus  den  Bastfasern  der  Rinde,  die  auf  recht 
einfache  Weise  von  der  äußeren  Schale  getrennt  werden 
kann,  ein  haltbares  Bindematerial  her,  welches  in 
Gärtnereien  viel  verwendet,  aber  durch  den  billigen 
Raffiabast  verdrängt  wurde.  Eine  große  deutsche  Fasern - 
Stoffgesellschaft  bestätigte,  daß  die  Abscheidung  der 
Faser  von  der  Rinde  möglich  sei,  doch  sei  es  fraglich, 
ob  sich  das  bisher  bekannte  Verfahren  auch  fabrik¬ 
mäßig  wirtschaftlich  ausnützen  läßt. 

Die  Lyoner  Seidenweberei  im  Jahre  1914.  Die  von 

der  Lyoner  Handelskammer  im  Verein  mit  den  Ver¬ 
bänden  der  Fabrikanten  und  Großhändler  veröffent¬ 
lichten  Produktionsziffern  der  Lyoner  Seidenweberei 
sind  der  »N.  Züricher  Ztg.«  zufolge  in  den  letzten  acht 
Jahren  die  folgenden  : 

Millionen  Francs 


1907 . 446  t 

r9o8 . . 4060 

1909  . • .  437'i 

1910  . 4542 

>911 . 3992 

1912  . 412-0 

1913  . 4677 

1914  . ■ . 324-4 


Um  die  Gesamterzeugung  der  französischen  Seiden¬ 
stoff-  und  Samtweberei  zu  erhalten,  müßten  die  ander¬ 
wärts,  so  insbesondere  in  St.  Etienne,  in  Tours,  in  der 
Picardie  und  in  Roubaix  hergestellten  Gewebe,  deren 
Wert  in  normalen  Zeiten  auf  mindestens  20  Millionen 
Francs  gewertet  werden  kann,  den  Lyoner  Zahlen  zu¬ 
gerechnet  werden.  In  St.  Etienne  allein  wurden  im 
Jahre  1914  halbseidene  Gewebe  im  Werte  von  6-2  Mil¬ 
lionen  Francs  erzeugt  und  die  Produktion  der  Picardie, 
die  in  der  Hauptsache  aus  leichten  musselinartigen 
Artikeln  besteht  und  unter  dem  Krieg  verhältnismäßig 
wenig  gelitten  haben  dürfte,  kann  auf  4  bis  6  Millionen 
Francs  geschätzt  werden. 
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Die  Produktion  der  Lyoner  Seidenweberei  setzt  sich 
aus  folgenden  Hauptposten  zusammen : 


1914  1913 

Millionen  Francs 


Reinseidene  Gewebe,  glatt . gS'z 

Reinseidene  Gewebe,  gemustert . 2i'6 

Reinseidene  Gewebe  mit  Metallfäden . 6‘o 

Halbseidene  Gewebe,  glatt . 44‘6 

Halbseidene  Gewebe,  gemustert . 5‘0 

Musseline . 33'° 

•  Krepp . 35-0 

Tüll . 12-0 

Gaze  und  Grenadines . 6'0 

Samt  und  Plüsch . 347 


1427 

37-5 

100 
6 1-2 
q-2 
47-0 
48'o 
18  o 
8-0 
40-5 


Möbelstoffe . 07  I’I 

Spitzen  und  Blonden . 6  0  lO'O 

Posamentierwaren . 1 5'4  24'5 

Gewebe  aus  Kunstseide .  2'S  4’0 


Eine  Verminderung  der  Produktion  wird  für  alle 
Gewebekategorien  nachgewiesen,  wenn  auch  die  einzelnen 
Gruppen  nicht  in  gleichem  Maße  in  Mitleidenschaft  ge¬ 
zogen  sind.  Die  Lyoner  Statistik  bestätigt  die  sehr 
ungünstigen  Berichte,  die  seit  Kriegsausbruch  über  den 
Geschäftsgang  in  der  französischen  Seidenweberei  laut 
geworden  sind.  Die  nächstliegende  Annahme,  daß  die 
französische  Seidenindustrie,  der  während  des  Krieges 
alle  Hilfsquellen  offenstehen  und  die  nach  wie  vor  fast 
über  ihr  gesamtes  Absatzgebiet  frei  verfügt  (Deutsch¬ 
land,  Österreich-Ungarn  und  Belgien  nehmen  zusammen 
kaum  10  Prozent  der  französischen  Produktion  von 
Seidengeweben  auf),  in  normaler  Weise  Weiterarbeiten 
und  insbesondere  den  Platz  der  deutschen  Industrie 
ausfüllen  werde,  hat  sich  nicht  bewahrheitet.  Die  außer¬ 
ordentlich  weitgehenden  Ansprüche  der  Mobilisation  in 
Frankreich  haben,  in  Verbindung  mit  anderen  Schwierig¬ 
keiten,  den  Betrieb  der  Lyoner  Seidenweberei  zum 
guten  Teil  lahmgelegt.  Die  Lyoner  Statistik  gibt  darüber 
zwar  nur  indirekten  Aufschluß,  da  sie  sich  über  das 
ganze  Jahr  1914  erstreckt.  Deutlicher  sprechen  die 
Zahlen  der  Handelsstatistik,  wobei  erst  noch  zu  berück¬ 
sichtigen  ist,  daß  seit  dem  Krieg  das  Auslandgeschäft 
im  Verhältnis  zu  der  Produktion  einen  größeren  Raum 
einnehmen  dürfte,  als  dies  früher  der  Fall  war.  Für 
einige  der  wichtigsten  Ausfuhrposten  stellten  sich  die 
Zahlen  vor  und  nach  dem  Krieg  wie  folgt: 


1.  Januar  bis 


31.  Juli 

Fra 

Ganzseidene  Gewebe . 113,373.000 

Halbseidene  Gewebe . 40.380.000 

Ganz-  und  halbseidene  Bänder  (ohne 

Samtband) . 24,047.000 

Tüll  und  Spitzen  . . l8,2q6.000 

Ausfuhr  in  Postpaketen . 22,330.000 


1.  August  bis 
31.  Dezember 
n  c  s 

41,230.000 

13,338.000 

12,687.000 

4,695.000 

1,301.000 


Während  die  Ausfuhr  nach  allen  Ländern  und  ins¬ 
besondere  nach  dem  Hauptabsatzgebiet  für  französische 
Seidenwaren,  England,  seit  dem  Krieg  ganz  beträchtlich 
zurückgegangen  ist,  haben  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  ihre  Bezüge  aus  Lyon  in  nicht  unbedeutendem 
Umfange  erhöht. 


Die  Verluste  der  Welt-Tonnage  im  Jahre  1914.  Aus 

Stockholm  wird  uns  geschrieben :  Die  Statistik  von 
Lloyds  Register  über  die  Fahrzeugverluste  in  der  Welt- 
Tonnage  im  Jahre  1914  ist  nun  erschienen.  Dieselbe 
ist  wie  gewöhnlich  auf  die  Quartalsrapporte  über  die 
Total  Verluste,  welche  während  des  Jahres  publiziert 
worden  sind,  basiert.  Dieselbe  umfaßt  indessen  auch  eine 
Anzahl  gescheiterter  Schiffe,  welche  zur  Zeit  der  Publi- 
zierung  des  Rapportes  für  das  Quartal,  in  welchem  der 
Schiffbruch  staitfand,  nicht  als  ganz  verloren  gemeldet 
waren,  oder  über  welche  Mitteilungen  fehlten.  Desgleichen 
sind  solche  Fahrzeuge,  welche  zur  Zeit  ihres  Schiff¬ 
bruches  als  ganz  verloren  angesehen,  nach  dem  jedoch 
wieder  flott  gemacht  oder  repariert  wurden,  nicht  in 
die  Jahresstatistik  aufgenommen  worden.  Gemäß  der 
Statistik  belaufen  sich  die  Verluste  der  Weltflotte  durch 
schwere  Wetter,  Kollisionen,  Torpedierung  oder  Ver¬ 
senkung,  Minen  etc.  während  des  Jahres  1914  auf 
437  Dampfer  mit  773.934  Brutto-Tonnen  und  230  Segel¬ 
fahrzeuge  mit  152.200  Netto  Tonnen. 

Von  diesen  sind  2  Dampfer  und  35  Segelschiffe  auf 
See  verlassen,  13  Segelschiffe  kondemniert  worden. 
16  Dampfer  und  4  Segelschiffe  sind  verbrannt,  41 
Dampfer  und  16  Segelschiffe  untergegangen  nach  einer 
Kollision,  33  Dampfer  und  27  Segler  sind  gesunken, 
vermißt  sind  34  Dampfer  und  22  Segler  und  gestrandet 
154  Dampfer  und  104  Segelschiffe.  154  Dampfer  mit 
360.110  Brutto-Tonnen  und  8  Segelschiffe  mit  12.167 
Netto-Tonnen  sind  durch  Kriegsschiffe  oder  Minen  zer¬ 
stört  worden.  Außer  diesen  sind  3  Dampfer  und  i  Segler 
gescheitert,  doch  konnte  die  Ursache  hier  wegen  man¬ 
gelnder  Berichte  nicht  angegeben  werden. 

Von  den  Dampfern  waren  296  aus  Stahl,  103  aus 
Eisen  und  38  aus  Holz  oder  Holz  auf  Spanteisen.  Von 
den  Segelfahrzeugen  waren  34  aus  Stahl,  29  aus  Eisen 
und  167  aus  Holz  oder  Holz  auf  Eisenrippen. 

Die  Fahrzeuge,  welche  aus  anderen  Ursachen  als 
schweres  Wetter  und  dergleichen  aufgehauen,  kondem¬ 
niert  u.  s.  w.  wurden,  sind  in  diesen  Ziffern  nicht  ein¬ 
begriffen.  Im  Jahre  1914  kamen  unter  diese  Kategorie 
54  Dampfer  mit  96.728  Brutto  Tonnen  und  45  Segel¬ 
schiffe  mit  32.250  Netto-Tonnen.  Die  Verluste  der  Welt¬ 
flotte  machen  somit  im  ganzen  766  Fahrzeuge  mit 
1,055.112  t  aus.  In  der  Statistik  sind  jedoch  Fahrzeuge 
unter  100  Brutto-Tonnen  nicht  mitgerechnet. 

Die  schwedischen  Schiffsverluste  betragen  23  Dampfer 
mit  31-325  Brutto-Tonnen  und  12  Segelschiffe  mit 
3946  /,  und  verteilen  sich  wie  folgt :  i  Dampfer  ist 
verbrannt,  3  Dampfer  sind  nach  Kollision  untergegangen, 
I  Dampfer  und  2  Segelschiffe  sind  gesunken,  vermißt 
sind  3  Dampfer  und  i  Segler,  gestrandet  7  Dampfer 
und  9  Segelschiffe.  8  Dampfer  sind  durch  Kriegsschiffe 
oder  Minen  zerstört  worden.  Unter  den  Handelsflotten 
der  seefahrenden  Nationen  hat  die  schwedische  den 
größten  Schiff bruchprozentsatz  für  das  Jahr  1914  mit 
3' 15  Prozent  der  ganzen  Tonnage. 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./,,  Berggasse  i 

Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


6,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vorliegende  Speziialberichte : 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 
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Plitteilungen  ^Ugewelnen 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  LothringerstraQe  12, 

zu  er 

Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be¬ 
reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vom  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er¬ 
strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 

Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich. 
Ein  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent, 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
Verbindungen  besitzt.  Firmen,  welche  sich  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 
obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr  beabsichtigt  nach 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  Frankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 
Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn¬ 
liche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
Warenhäusern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  wäre,  daß  es  sich  momentan  nicht 
so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt, 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 
sei'i-  (A.  E.  702.) 

Textilwaren.  Eine  seit  20  Jahren  in  Rotterdam  be¬ 
stehende  Firma,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  von 
Herrenhüten  und  Mützen  befaßt  und  über  die  günstige 
Auskünfte  vorliegen,  interessiert  sich  für  eine  Ver- 

unter  den  beigesetzten  Gescbäftszablen  persönlich  oder  schriftlich 
fiagen.) 

bindung  mit  Lieferanten  von  zur  Mützenfabrikation  ge¬ 
eigneten  Stoffen.  (A.  E.  703.) 

Damenkleiderstoffe.  Eine  Firma  in  Amsterdam, 
welche  der  Exportsektion  gut  empfohlen  wurde,  inter¬ 
essiert  sich  für  den  Einkauf  von  wollenen  Damenkleider¬ 
stoffen  aller  Art.  (A.  E.  704.) 

Vollmilchpulver  (Trockenmilch).  Von  Seite  eines 
vertrauenswürdigen  Agenten  in  Amsterdam  liegt  eine 
günstige  Offerte  auf  l.ieferung  von  Vollmilchpulver 
vor  und  werden  Interessenten  eingeladen,  in  die  näheren 
Daten  im  Bureau  Einsicht  zu  nehmen.  (A.  E.  705.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vor  liegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürtel  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Schadensanmeldungen  bei  der  Reichsentschädi¬ 
gungskommission  in  Berlin.  Die  kaiserlich  deutsche 
Reichsentschädigungskommission  in  Berlin,  Mauer¬ 
straße  53,  hat  Anmeldungsformulare  für  den  Gebrauch 
derjenigen  Personen  herausgegeben,  welche  in  den 
von  Deutschland  besetzten  Teilen  des  Feindeslandes 
einen  Schaden  an  ihrem  Eigentume  erlitten  haben. 

Dazu  gehört  auch  die  Beschlagnahme  der  in  Lodz 
oder  anderwärts  von  der  deutschen  Regierung  requi¬ 
rierten  Güter,  deren  Vorbesitzer  zur  Anmeldung  ihres 
Schadens  ebenfalls  eines  Anmeldeformulares  bedürfen. 
Anmelder  aus  Österreich  haben  dem  ausgefüllten  An¬ 
meldebogen  einen  Ausweis  ihrer  Staatsbürgerschaft 
beizufügen.  Im  Anhang  des  Anmeldescheines  sind  die 
näheren  Umstände  oder  die  besonderen  Fälle,  sofern 
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sie  nicht  in  eine  vorgesehene  Rubrik  fallen,  eingehend 
zu  beschreiben. 

Wenn  z.  B.  der  Abnehmer  die  Ware  von  einer 
österreichischen  Firma  bezogen,  aber  noch  nicht  be¬ 
glichen  hat,  kann  dem  Eigentumsrecht  desselben  Aus¬ 
druck  gegeben  werden.  Auch  wenn  die  Ware,  die 
beschlagnahmt  wurde,  beim  Spediteur  auf  den  Namen 
der  Kundschaft  lagerte,  aber  noch  nicht  bezogen  war, 
kann  das  Eigentumsrecht  geltend  gemacht  werden. 

Ferner  muß  angeführt  werden,  ob  auf  der  Ware 
keine  Lombardierung  oder  Bevorschussung  durch 
Banken,  Spediteure  oder  ein  Angeld  lastet. 

Näheres  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum, 
IX.,  Berggasse  16. 
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DER  AUSSENHANDEL  ÖSTERREICH¬ 
UNGARNS. 

Das  Handelsministerium  veröffentlicht  die  statisti¬ 
schen  Ergebnisse  des  Außenhandelsverkehres 
Österreich -  Ungarns  im  zweiten  Viertel¬ 
jahre  1915.  In  den  Monaten  April — Juni  gestalteten 
sich  die  Ein-  und  Ausfuhrziffern,  mit  den  gleichartigen 
Ergebnissen  des  Vorjahres  1914  verglichen,  folgender¬ 
maßen: 


E  i  n  f 

u  h  r 

A  u  s  f 

u  h  r 

1S14 

1915 

19U 

1915 

M  i 

1  1  i  0  n  e 

n  Krön 

e  n 

April . 

•  325 

202-1 

226-7 

93-9 

Mai . 

i77'3 

235-6 

76-1 

Juni  .  . 

3>5'3 

185-8 

221 

62-2 

April — Juni  .  . 

•  •  9747 

565-2 

683-3 

232-2 

Ein-  und  Ausfuhr  waren  somit  wieder  wesentlich  ge¬ 
ringer  als  in  den  gleichen  Monaten  des  Vorjahres,  und 
zwar  machte  sich  im  zweiten  Quartale  bei  der  Ausfuhr 
der  Rückgang  stärker  bemerkbar  als  bei  der  Einfuhr, 
die  im  Durchschnitte  immer  noch  ungefähr  55  Prozent 
der  Vorjahrszift’er  erreichte. 

Im  ganzen  ersten  Halbjahre  1915  erreichte 
die  Einfuhr  einen  Wert  von  1050  Millionen  Kronen 
gegenüber  1853  Millionen  Kronen  im  ersten  Semester 
1914,  die  Ausfuhr  belief  sich  auf  525'5  Millionen 
Kronen  gegen  1330  Millionen  Kronen.  Ein-  und  Aus¬ 
fuhr  blieben  somit  nahezu  um  den  gleichen  Wertbetrag 
hinter  den  im  ersten  Halbjahre  1914  erzielten  Umsatz¬ 
ziffern  zurück,  und  daher  kommt  es  auch,  daß  die 
Handelsbilanz  im  ersten  Semester  1915  bei  wesentlich 
reduziertem  Gesamtumsätze  mit  fast  dem  gleichen 
Passivsaldo  abschließt  wie  im  ersten  Semester  1914, 
nämlich  mit  einem  Passivum  von  524'3  M  i  1- 
lionen  Kronen  (Vorjahr  523  Millionen  Kronen). 

Die  vorerwähnten  Verkehrsziffern  des  ersten  Halb¬ 
jahres  gliedern  sich,  nach  den  drei  Hauptverkehrs¬ 
gruppen  der  Rohstoffe,  Halb-  und  Ganzfabrikate,  fol¬ 
gendermaßen  : 

Einfuhr  Ausfuhr 

1914  1915  1914  1915 

Millionen  Kronen 

Rohstoffe  ....  iii5'3  577‘2  433'8  251-8 

Halbfabrikate  .  .  266-6  127-5  262-4  gn 

Ganzfabrikate  .  .  47 1  345'3  ^33-8  182-b 

Rund  zwei  Drittel  des  Rückganges  der  Einfuhr 
(538-2  Millionen  Kronen)  entfallen  sonach  auf  die  Roh¬ 
stoffe,  und  zwar  hat  in  erheblicher  Weise  in  erster 
Linie  die  Einfuhr  von  Getreide,  Sämereien,  Schlacht- 
und  Zugvieh,  Fellen  und  Häuten,  Geflügeleiern,  dann 
von  Baumwolle,  Wolle,  Flachs  und  Jute  abgenommen. 
Auch  bei  Kohle  ist  der  Einfuhrausfall  ziemlich  beträcht¬ 
lich.  Für  die  Handelsbilanz  kommt  der  Importrückgang 
größtenteils  nicht  voll  zum  Ausdruck,  weil  die  an  sich 
geringeren  Einfuhrmengen  zu  wesentlich  höheren 
Preisen  Eingang  fanden  als  im  Vorjahre.  Da  die  Wert¬ 
erhöhungen  in  der  Statistik  bereits  berücksichtigt 
wTirden,  ist  der  Rückgang  der  Wertsummen  verhältnis¬ 
mäßig  weit  geringer  als  die  Abnahme  der  Einfuhr¬ 
mengen.  Bei  den  Halbfabrikaten  zeigen  lediglich  die 
Baumwollgarne  eine  Mehreinfuhr,  da  gerade  hiervon  ins¬ 
besondere  in  den  ersten  Jahresmonaten  größere 
jMengen  aus  dem  Auslande  bezogen  wurden.  Ganz- 
■fabrikate  weisen  durchw-egs  niederere  Importziffern  auf. 
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Am  meisten  macht  sich  die  Importabnahme  geltend  bei 
Maschinen,  Seidenwaren,  Woll-  und  Baumwolhvaren, 
Konfektionswaren,  Kautschukwaren,  Instrumenten  und 
Uhren,  Fahrzeugen,  Eisen-  und  Metallwaren,  Mineral¬ 
ölen  u.  s.  w. 

Bei  der  Ausfuhr  sind  die  Ganzfabrikate  mit  mehr 
als  der  Hälfte  (451  "2  Millionen  Kronen)  an  der  Ab¬ 
nahme  des  Ausfuhrwertes  beteiligt.  Am  stärksten  ist 
der  Ausfall  beim  Zuckerexport,  dann  bei  den  Erzeug¬ 
nissen  der  Textilindustrie,  Baumwoll-,  Woll-  und 
Leinenwaren,  Konfektionswaren.  Auch  die  Ausfuhr  von 
Waren  aus  Holz,  Leder,  Glas,  Eisen  und  unedlen 
Metallen,  von  Maschinen,  Chemikalien,  Papierwaren  etc. 
hat  in  stärkerem  Maße  abgenommen.  Halbfabrikate  ge¬ 
langten  ebenfalls  durchwegs  in  weit  geringerer  Menge 
zur  Ausfuhr,  so  insbesondere  Garne,  Leder,  bearbeitetes 
Holz,  Fette  u.  s.  w.  Der  Rückgang  unseres  Rohstoff¬ 
exportes  betrifft  in  erster  Linie  Schlacht-  und  Zugvieh 
sowie  tierische  Produkte,  wie  Häute  und  Felle,  Ge- 
fliigeleier,  Federn,  dann  rohes  Holz,  mineralische  Brenn¬ 
stoffe,  Rohwolle.  Ebenfalls  der  Quantität  nach  geringer 
w'ar  auch  die  Ausfuhr  von  Getreide,  Hülsenfrüchten, 
Sämereien;  doch  ergab  sich  bei  diesen  Artikeln  trotz 
des  Mengenrückganges  infolge  der  Preissteigerungen 
ein  höherer  Ausfuhrwert. 


DIE  MEXIKANISCHE  PETROLEUM¬ 
INDUSTRIE. 

Einem  Berichte  des  k.  u.  k.  Konsulats  in  Tampico 
über  die  ülfelder  in  Mexiko  im  Jahre  1914  entnehmen 

i" : 

Wie  fast  alle  größeren  Unternehmungen  in  der  ganzen 
Welt  standen  auch  die  mexikanischen  Ölfelder  im  letzten 
Drittel  des  Jahres  1914  unter  den  Wirkungen  des  euro¬ 
päischen  Krieges,  indem  viel  Kapital  lahmgelegt  und 
der  Absatz  stark  beschränkt  wurde.  Hierzu  kamen  noch 
die  mexikanischen  Wirren,  die  den  Absatz  der  Raffi¬ 
nerien  nach  dem  Innern  des  Landes  stark  beeinträch¬ 
tigten,  die  Überproduktion  der  amerikanischen  Felder 
und  nicht  zuletzt  das  Dekret  des  Primer  Jefe  Don 
Venustiano  Carranza,  durch  das  die  Förderung  lahm¬ 
gelegt  wurde.  Man  kann  sagen,  daß  alle  nur  erdenk¬ 
lichen  Kräfte  an  der  Untergrabung  der  Lebenskraft  der 
Felder  und  Ölindustrien  tätig  waren.  Mexiko  arbeitet 
mit  fremdem  Kapital,  fördert,  verkauft  Rohöl  und  raffi¬ 
niertes  öl  im  Lande,  führt  es  aus,  und  die  Ölindustrie 
erhielt  wuchtige  wirtschaftliche  Schläge.  Daß  dennoch 
alle  beteiligten  Parteien  mit  Zuversicht  in  die  Zukunft 
blicken,  kann  als  Beweis  für  den  unendlichen  Reichtum 
der  Felder  angesehen  werden. 

Im  Tampico-Tuxpam-Distrikt,  dem  bedeutendsten  der 

mexikanischen  Ölzone,  wurden  62  Bohrungen  ge¬ 

macht.  Das  Tampico-Tuxpamfeld  ist  fast  200  Meilen  lang, 
rund  50  Meilen  breit  und  nur  25  von  62  Neubohrungen 
waren  wirtschaftlich  nicht  verw'ertbar,  d.  h.  ihre 
Förderung  betrug  unter  15  amerikanische  Barrels  pro 
Tag  (ungefähr  6  amerikanische  Barrels  sind  i  t).  Die 
trockenen  und  wegen  nicht  genügender  Ertragfähigkeit 
verlassenen  Brunnen  verteilen  sich  wie  folgt  auf  die 
einzelnen  Felder,  wobei  gleichzeitig  die  Förderung  aus 
den  restlichen  37  Brunnen  angegeben  wird: 

Trocken  und  Ungefähre 
verlassen  Förderung 


Pänuco .  8  181.940 

Südliches  Feld  nach  Tuxpan  zu  .  .  jo  14-320 

Topila-Feld .  6  495 

Verschiedene  Felder .  i  je 


25  196.700 

Natürlich  stellen  diese  37  Brunnen  nur  Neubohrungen 
aus  1914  dar.  Die  angegebenen  Quantitäten  stellen  die 
Förderung  in  24  Stunden  dar  und  sind  die  von  den 
betreffenden  Gesellschaften  mitgeteilten,  die  —  wie  die 


Erfahrung  lehrt  —  fast  nie  den  wirklichen  Förderungen 
entsprechen  und  meistens  bedeutend  tiefer  angegeben 
werden  als  die  wirkliche  Förderung.  So  gab  z.  B.  die 
Cia.  Mexicana  de  Petroleo  „El  Aguila“  die  Förderung 
ihrer  Los  Naranjos  No.  4-Bohrung  in  den  südlichen 
Tuxpamfeldern  mit  10.000  Barrels  pro  Tag  an,  während 
durchaus  zuverlässige  Quellen  dieselbe  bis  auf  30.000 
Barrels  am  Tag  schätzen.  In  einem  anderen  Fall  teilte 
die  Cia.  de  Petroleo  „La  Corona“,  ein  Tochterunter¬ 
nehmen  der  Bataafschen  Petroleum  Maatschappij,  mit, 
daß  ihre  Panuco  No.  5-Bohrung  mit  100.000  Barrels 
pro  Tag  eingekommen  sei,  während  die  Ingenieure  der 
Gesellschaft  selbst  zugeben,  daß  die  Messung  weit  höhere 
Resultate  angegehen  hat.  Die  meisten  der  Neubohrungen 
wurden  unter  Ventil  gebracht  und  vollständig  abge¬ 
schlossen  oder  doch  auf  das  Mindestmaß  ihrer  Förde¬ 
rung  zurückgebracht. 

Mit  43  Bohrungen,  hiervon  35  ertragreichen  und  nur 
acht  trockenen  oder  wirtschaftlich  nicht  verwertbaren, 
steht  das  Pänucofeld  den  andern  weit  voraus  und 
lenkte  das  Hauptinteresse  auf  sich.  Wie  aus  der  oben 
gegebenen  Aufstellung  ersichtlich,  erfuhr  dieses  Feld 
einen  Förderungszuwachs  von  181.940  Barrels  täglich, 
wovon  über  100.000  Barrels  auf  die  bereits  erwähnte 
Quelle  der  Cia.  de  Petroleo  ,,La  Corona“  entfallen.  Diese 
Grube  wird  als  die  ertragreichste  der  ganzen  Welt  be¬ 
zeichnet.  Da  der  Gesellschaft  genügender  Tankraum 
nicht  zur  Verfügung  stand  und  sich  die  Möglichkeiten 
zum  Abschluß  langfristiger  Lieferungskontrakte  immer 
schwieriger  gestalteten,  bemühte  sich  dieselbe,  die  Quelle 
abzuschließen,  und  es  gelang  ihr  nach  langen  Be¬ 
mühungen,  die  tägliche  Förderung  bis  auf  600  Barrels 
zurückzubringen.  Weitere  30.000  Barrels  pro  Tag  ent¬ 
fallen  auf  die  Zurita  No.  3-Bohrung  der  Freeport  and 
Mexican  Fuel  Oil  Company;  doch  werden  in  Fachkreisen 
weit  höhere  Zahlen  genannt,  und  einzelne  sind  sogar  ge¬ 
neigt,  diese  Quelle  als  der  Corona  No.  5-Bohrung  gleich¬ 
wertig  einzuschätzen.  Bis  zum  21.  April  wurden  noch 
einige  Brunnen  zwischen  2000  bis  20.000  Barrels  täglich 
eingebracht.  Nach  diesem  Datum  stellten  die  meisten 
der  bedeutenderen  ausländischen  Gesellschaften  ihre 
Bohrungen  ein,  und  nur  einige  kleinere,  hier  im  Bezirk 
selbst  gebildete  Gesellschaften  arbeiten  weiter.  Keine 
derselben  erreichte  jedoch  Förderungen  von  über  1000 
Barrels.  Erst  im  zweiten  Halbjahre  ist  wieder  ein  Auf¬ 
schwung  zu  verzeichnen:  die  Maza  No.  2-Bohrung  der 
Tal  Vez  Oil  Co.  wurde  mit  5000  Barrels  täglich  nieder¬ 
gebracht  und  die  Mexican  Gulf  Oil  Co.  erzielte  mit  der 
Zuniaga  No.  3-Bohrung  eine  tägliche  Förderung  von 
10.000  Barrels.  Weniger  glücklich  waren  die  Cia.  de 
Petroleo  ,,La  Herradura“  und  die  Mexican  Gulf  Oil  Co. 
Erstere  bohrte  in  der  kleinen  Stadt  Panuco  selbst,  die 
zweite  an  der  Stadtgrenze  und  beide  kamen  bei  2800  Fuß 
mit  Salzwasser  ein.  Beide  Bohrungen  hatten  jedoch  Öl¬ 
vorkommen  in  wirtschaftlich  verwertbaren  Mengen  bei 
geringerer  Tiefe. 

Was  die  südlichen  Tuxpamfelder  betrifft, 
m.aehte  die  Huasteca  Petroleum  Company,  eine  Gründung 
der  Doheny-Gruppe,  keine  Neubohrungen  in  diesem  Feld. 
Dagegen  wurden  verschiedene  Teufungen,  wie  die  bei 
Cerro  Azul  und  San  Felipe,  bis  zu  einer  gewissen  Tiefe 
der  Felsschicht  über  dem  Öl,  niedergebracht,  die  dann  bei 
Bedarf  fertiggestellt  werden  sollen.  Die  Tatsache,  daß 
sogar  diese  Gesellschaft,  die  man  als  eine  der  best¬ 
organisierten  in  Mexiko  bezeichnen  kann,  mit  eigener 
Raffinerie  und  eigenen  und  vielen  gecharterten  Dampfern, 
ihre  Brunnen  nicht  einzubringen  versuchte,  zeigt  recht 
deutlich,  wie  sehr  die  eingangs  bereits  geschilderten  Ver¬ 
hältnisse  auf  den  mexikanischen  Feldern  lasten.  Auch 
die  Penn  Mex  Fuel  Co.,  eine  der  Standard  Oil  Co.  an- 
gehörige  Gesellschaft,  brachte  im  südlichsten  Teil  der 
Tuxpamfelder  drei  Bohrungen  bis  auf  den  Kalkfelsen 
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und  verschloß  sie  dann,  um  diese  Bohrungen  nach  Be- 

■  Schaffung  von  Tankraum  und  Beförderungsmitteln  ein¬ 
zubringen.  Zwei  Bohrungen  der  Penn  Mex  im  selben 
Distrikt  blieben  trocken.  Die  vorerwähnte  Bohrung  der 
Cia.  Mexicana  de  Petroleo  „El  Aguila“,  Los  Naranjos 
Nr.  4,  mit  30.000  Barrels  täglich,  stellt  die  größte 
Bohrung  in  diesen  Feldern  im  Jahre  1914  dar.  Die 
1913  eingebr achte  Bohrung  derselben  Gesellschaft,  Los 
Naranjos  Nr.  i,  die  seinerzeit  mit  5000  Barrels  täglich 
angegeben  wurde,  sprengte  ihren  Verschluß  und  förderte 
selbsttätig  während  zweier  Wochen  50.000  Barrels  im 
Tag.  Nach  großen  Anstrengungen  gelang  es  der  Quelle 
Herr  zu  werden  und  sie  wieder  unter  Verschluß  zu 

.  bringen.  Dieser  Fall  ist  sehr  bezeichnend  für  die  Ver¬ 
läßlichkeit  der  von  den  Gesellschaften  gemachten  stati¬ 
stischen  Angaben.  Die  bekannte  Grube  der  Gesellschaft 
Potroro  del  Llano  Nr.  4  fing  am  14.  August  —  ver¬ 
mutlich  durch  Blitzschlag  —  Feuer  und  brannte  Ende 
des  Jahres  noch.  Das  Feuer  wird  durch  ausströmende 
Gase  genährt  und  hat  die  Gesellschaft  nichts  unver¬ 
sucht  gelassen,  um  des  Brandes  Herr  zu  werden.  Die 
Hauptrohrleitung  ist  unversehrt  und  wird  der  Quelle 
die  frühere  Förderung  immer  noch  uneingeschränkt  ent¬ 
nommen.  Der  Feuerherd  war  Ende  des  Jahres  auf 
20  Quadratfuß  eingedämmt  worden.  Bei  San  Marcos 

■  hatte  die  Gesellschaft  zwei  Trockenbohrungen,  eine 
weitere  bei  Los  Naranjos  Nr.  3,  erzielte  20  Barrels 
täglich  in  Tierra  Bianca,  zwei  wirtschaftliche  und  eine 
trockene  in  Alazan;  verließ  eine  Bohrung  in  Chairel  und 
erbohrte  eine  fördernde  und  eine  trockene  Grube  in 
Tierra  Amarilla. 

Die  günstigen  Bohrungen  und  hohen  Förderungen  irn 
Pänucofeld  ließen  auch  für  das  andere,  dem  genannten 
benachbarte,  Topilafeld  ein  großes  Interesse  auf¬ 
leben.  Die  Ergebnisse  entsprachen  den  Erwartungen  nicht, 
und  das  Jahr  endete  mit  nur  fünf  Bohrtürmen  in  Tätig- 
keit.  Von  den  größeren,  hier  beteiligten  Gesellschaften 
wären  die  East  Coast  Oil  Co.  und  die  Mexican  Oil  Co. 
zu  nennen,  die  jedoch  beide  nur  bohrten,  um  ihre  Bohr- 
rechte  zu  wahren.  Die  East  Coast  Oil  Co.  erzielte  eine 
Förderung  von  400  Barrels  täglich.  Die  einzelnen,  als 
trocken  oder  verlassen  angeführten  Bohrungen  liegen 
.  so  weit  über  das  Feld  zerstreut,  daß  sie  als  „Wildcat“- 
Bohrungen  bezeichnet  werden  können.  Andere  wieder 
sind  vor  der  Förderungsmöglichkeit  abgedrosselt  worden, 
um  erst  später  eingebracht  zu  werden. 

Die  bereits  des  öfteren  erwähnte  Cia.  de  Petroleo  „La 
Corona“  machte  im  Norden  von  Tampico,  im  Feld  von 
Soto  la  Marina,  bei  San  Jose  de  las  Rusias,  Versuchs¬ 
bohrungen.  Dieses  Feld  ist  bisher  überhaupt  noch  nicht 
bearbeitet  worden  und  hat  die  Gesellschaft  zwei  Boh¬ 
rungen  in  Angriff  genommen.  Eine  zeigte  im  Dezember 
bei  1680  Fuß  Teufe  Gasanzeichen,  Man  sieht  den  Er¬ 
gebnissen  allgemein  mit  Spannung  entgegen.  Ein  über¬ 
aus  leichtes  Öl  von  34  Grad  Beaume  wurde  von  der 
Mexican  Fuel  Oil  Co.  am  Südufer  des  Pänucoflusses 
gegenüber  von  Caracol  gefunden.  Die  American  Fuel 
Oil  Co.  brachte  eine  Versuchsbohrung  bei  Lomas  y 
Llanos  hinunter.  In  bereits  bekanntem  Gebiet  von  Las 
Palmas  y  Chila  bohrten  die  Tampico  Oil  Co.,  weiters  die 
Penn  Mex  Fuel  Co.  und  die  Mexican  Gulf  Oil  Co.  Ohne 
Ergebnis  verlief  eine  Bohrung  der  Dos  Banderas  Oil  Co. 
an  der  Lagune  von  Pueblo  Viejo.  Die  Bohrung  wurde 
bis  auf  3480  Fuß  geführt.  In  all  diesen  letzgenannten 
Feldern  waren  keine  Fertigstellungen  von  Bohrungen 
zu  verzeichnen. 

Bereits  eingangs  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  Lahm¬ 
legung  von  Kapital  und  Beschränkung  der  Märkte 
starken  Einfluß  auf  die  Entwicklung  der  mexikanischen 
Felder  haben.  Es  handelt  sich  dabei  natürlich  nicht  allein 
um  Kapital,  das  in  Bohrungen  angelegt  ist,  sondern  in 
den  meisten  Fällen  um  solches  für  Beschaffung  von 


Transportgelegenheiten,  wie  Rohrleitungen,  Pump¬ 
stationen,  Leichter,  Lademolen  und  nicht  zuletzt  für 
Dampfer  zum  Seetransport,  seien  es  nun  eigene  oder 
gecharterte.  Wie  weit  dieser  Einfluß  geht,  erhellt  aus 
folgender  Aufstellung  der  von  den  größeren  Gesell¬ 
schaften  in  Angriff  genommenen  Bohrungen.  Die  als 
,, unterbrochen“  bezeichneten  sind  solche,  die  bis  auf 
den  Kalk  über  dem  Öl  gebracht  worden  sind  und  dann 
abgedeckt  wurden,  um  bei  Bedarf  weitergeführt  zu 


werden. 

Unter- 

Reim 

Bohr- 

Neue 

Feld 

brochen 

Bohren 

türme 

Sonden 

Pärnuco . 

15 

12 

7 

Topila . 

5 

— 

Südliches  Feld . 

18 

8 

5 

Verschiedene  Felder  .  .  .  . 

3 

8 

2 

3 

Summe 

•  57 

46 

22 

15 

Geht  aus  dem  vorstehenden  Absatz  hervor,  welch  große 
Rolle  die  Transportmöglichkeiten  spielen,  so  muß  doch 
gesagt  werden,  daß  die  natürliche  Formation  des  mexi¬ 
kanischen  Küstengebietes  hier  ein  Hilfsfaktor  erster 
Klasse  ist.  Namentlich  im  Norden  sind  alle  Flüsse  schiff¬ 
bar  und  weit  verästelt;  sie  dringen  tief  ins  Land  ein  und 
ist  der  Transport  mit  Leichtern  der  weitaus  billigste. 
Dies  trifft  namentlich  für  den  Norden  zu,  während  im 
Süden  Rohrleitungen  schwer  zu  umgehen  sind. 
Die  Gesamtmeilenzahl  der  verlegten  Rohre  beträgt 
427‘35.  die  zum  größten  Teil  der  Cia.  Mexicana  de 
Petroleo  ,,E1  Agnila“  und  der  Huasteca  Petroleum  Co. 
gehören.  Es  handelt  sich  vorzüglich  um  achtzöllige  Lei¬ 
tungen  und  nur  wenige  Meilen  sechszölliger  Rohre.  Das 
Gesamtnetz  stellt  einen  schätzungsweisen  Wert  von 
10,145.520  amerikanische  Dollar,  das  sind  23.760  $ 
pro  Meile.  Diese  .Schätzung  kommt  nach  dem  Urteil 
von  Fachleuten  der  Wirklichkeit  sehr  nahe  und 
schließt  Arbeitskosten,  Material,  Pumpstationen, 
Transport  des  Materiales  und  schließlich  Wege¬ 
rechte  ein.  Man  kann  demnach  den  Fuß  der 
Leitung  mit  $  4"5o  veranschlagen.  Wegerechte,  stellen 
einen  Faktor  dar,  der  bei  Transport  mit  Leichtern  nicht 
in  die  Wagschale  fällt,  denn  der  Flußtransport  ist  tax¬ 
frei.  Auch  existieren  keine  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Höhe  der  Wegerechte,  und  es  ist  der  Willkür 
des  Einzelnen  überlassen,  sein  Land  zu  verschenken 
oder  es  sich  schwer  zu  bezahlen  zu  lassen.  Alle  hierüber 
befragten  Ölleute  machen  verschiedene  Angaben.  Auch 
spielt  die  Qualität  des  Öles  beim  Rohrtransport  eine 
große  Rolle,  denn  ein  schwereres  Öl  erfordert  mehr  und 
stärkere  Pumpstationen  und  umgekehrt.  Die  Cia.  Mexi¬ 
cana  de  Petroleo  „El  Aguila“  besitzt  196  Meilen,  die 
Huasteca  Petroleum  Co.  hat  eine  dreifache  achtzöllige 
Leitung  von  ihren  Brunnen  in  San  Juan  Casiano  nach 
den  Ladeplätzen  in  Tampico  und  Tuxpam.  Insgesamt 
gehören  dieser  Gesellschaft  105  Meilen,  wobei  die  drei¬ 
fache,  schon  genannte  achtzöllige  Leitung  als  einfache 
Leitung  mit  65  Meilen  veranschlagt  wird.  Weiters  zwei 
achtzöllige  Leitungen  von  San  Juan  Casiano  nach  Cerro 
Azul  von  22  Meilen  Länge  und  weitere  18  Meilen  von 
Tres  Hermanns  nach  der  Hauptleitung.  Von  El  Alamo 
nach  Tuxpam  führt  eine  achtzöllige,  28  Meilen  lange 
Leitung,  die  der  Penn  Mex  Fuel  Co.  gehört.  Die  Oil- 
fields  of  Mexico,  ein  anderer  Pearson-Konzern,  besitzt 
eine  sechszöllige  Leitung  von  Furbero  nach  Tuxpam 
von  53  Meilen  Länge.  Die  East  Coast  Oil  Co.  besitzt 
i3‘85  Meilen  Rohrleitung,  die  im  Pänucogebiet  verlegt 
ist.  Der  Rest  sind  kleinere  Strecken  von  Rohrleitungen, 
die  verschiedenen  Gesellschaften  gehören. 

Die  verlegten  Rohre  sind  ausschließlich  amerikanischen 
Ursprungs  und  zum  weitaus  größten  Teil  von  den 
National  Tube  Works,  Youngstown  Tube  Works  und 
Reeding  Tube  Works  geliefert.  Der  Grund,  daß  euro¬ 
päische  Rohre  hier  noch  keinen  Eingang  gefunden  haben 
ist  darin  zu  suchen,  daß  deren  Maße  und  Gewinde  von 
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den  amerikanischen  abweichen,  was  es  unmöglich  macht, 
sie  mit  amerikanischen  Werkzeugen  zu  bearbeiten.  Bei 
Abstellung  dieses  Ubelstandes  und  gleichen  Preisen,  wie 
für  die  amerikanischen,  ließe  sich  ein  Markt  wohl 
schaffen. 

Ein  weiterer  wichtiger  Faktor  ist  der  zur  Verfügung 
stehende  T  a  n  k  r  a  u  m.  Hauptsächlich  in  \'erwendung 
stehen  amerikanische  Tanks  (zu  98  Prozent)  von  55.000 
Barrels  Inhalt,  mit  Stahlboden  und  Holzdeckel.  Der 
Durchschnittspreis  für  einen  solchen  Tank,  aufgestellt, 
beträgt  13.500  amerikanische  Golddollars,  ausschließlich 
Transportkosten  vom  Zollhaus  in  Tampico  nach  dem 
Aufstellungsplatz.  Man  schätzt,  daß  im  ganzen  ein  Tank¬ 
raum  für  18,283.000  Barrels  zur  Verfügung  steht,  der 
einen  Wert  von  4,570.950  amerikanischen  Golddollars 
repräsentiert.  8,000.000  Barrels  hiervon  gehören  der 
Huasteca  Petroleum  Co.,  über  4,000.000  Barrels  der  Cia. 
Mexicana  de  Petroleo  „El  Aguila".  Der  Rest  verteilt 
sich  unter  18  verschiedene  Gesellschaften.  Neuerdings 
kamen  auch  aus  Europa  bezogene  Tanks  zur  Verwendung, 
mit  Stahlboden  und  Stahldeckel.  Für  österreichische 
Tanks  ließe  sich  bei  gleichen  Preisen  leicht  ein  guter 
Markt  schaffen. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1914  betrugen  die  Regie- 
r  u  n  g  s  a  b  g  a  b  e  n  75  mexikanische  Silbercentavos 
pro  t.  Als  dann  im  Mai  die  Felder  unter  die  Herrschaft 
der  Constitucionalistas  kamen,  wurde  die  Taxe  auf 
20  Centavos  ermäßigt,  um  im  weiteren  Verlauf  wieder 
bis  auf  60  Centavos  zu  steigen.  Zahlung  wurde  in  me¬ 
xikanischem  Gold  vorgeschrieben,  oder  in  Ermanglung 
desselben  in  amerikanischer  Währung  2:1.  Das  macht 
auf  das  Barrel  ^  0'0457  aus,  zuzüglich  einer  w'eiteren 
Abgabe  von  $  o‘038i  pro  Barrel.  Diese  zw'eite  Taxe  ist 
nur  in  Tampico  zu  bezahlen,  Tuxpam  ist  abgabenfrei. 

Die  Ö  1  p  r  e  i  s  e  sind  steten  Schwankungen  unter¬ 
worfen  und  entsprechen  sehr  selten  den  Börsennotie¬ 
rungen  für  Rohöl.  Es  besteht  der  Gebrauch,  langfristige 
Lieferungskontrakte  abzuschließen,  und  es  handelt  sich 
bei  dem  1914  exportierten  Rohöl  meist  um  Ablieferungen 
auf  derartige  Kontrakte.  In  der  zweiten  Hälfte  sanken 
die  Preise  bis  auf  21  bis  22  Centavos  für  das  Barrel  fob 
Tank  Tampico  gekauft.  Hiervon  gehen  noch  6  Centavos 
Gold  für  den  Flußtransport  in  Leichtern  ab.  Gegen  die 
früher  quotierten  Preise  von  40  Centavos  pro  Barrel  in 
Leichtern  in  Pänuco  bedeutet  dies  einen  Unterschied  von 
rund  60  Prozent,  der  vor  allen  Dingen  auf  die  Über¬ 
produktion  in  den  Feldern  von  Texas  und  Oklahoma 
zurückzuführen  ist  und  in  zw’eiter  Linie  auf  die  großen 
Mengen  von  Rohöl  in  den  mexikanischen  Tanks. 

Die  Standard  Oil  Co.  hat  auf  dem  Südufer 
des  Pänucoflusses  eine  kleine  Toppinganlage  mit  einer 
geschätzten  Tagesleistung  von  4000  Faß  Rohöl  fertig¬ 
gestellt.  Die  Anlage  sollte  in  den  ersten  Monaten  des 
Jahres  1915  dem  Betrieb  übergeben  werden. 

Die  T  a  m  p  i  c  o-P  a  n  u  c  o-V  alle  y-E  i  s  e  n  b  a  h  n- 
Gesellschaft  arbeitet  mit  englischem  Kapital  und  gedenkt 
Tampico  über  Pänuco-Stadt  mit  El  Higo  am  Oberlaufe 
des  Pänucoflusses  zu  verbinden.  Bis  Ende  des  Jahres 
hat  man  hauptsächlich  den  Unterbau  fertiggestellt. 

Die  Flußfahrzeuge  auf  dem  Pänucofluß  wurden 
erheblich  vermehrt  und  sind  heute  im  stände,  mit 
Leichtigkeit  75.000  Barrels  täglich  den  Fluß  abwärts 
nach  Tampico  zu  befördern.  Es  stehen  insgesamt 
15  Schlepper  zur  Verfügung.  Die  Leichterflotte  hat  eine 
Tragfähigkeit  von  266.000  Barrels. 

N  e  u  a  n  1  a  g  e  n  in  den  Ölfeldern  hatten  auch  schwer 
unter  den  Dekreten  der  konstitutionellen  Regierung  zu 
leiden,  die  mit  der  Besetzung  von  Vera  Cruz  einsetzten 
und  zeitweilig  ein  vollständiges  Einstellen  der  Ar¬ 


beiten  zur  Folge  hatten.  Es  sind  aber  trotzdem  einige 
größere  Arbeiten  fertiggestellt  worden. 

Die  Cia.  Mexicana  de  Petroleo  „El 
A  g  u  i  1  a“  stellte  eine  achtzöllige  Leitung  von  Los 
Naranjos  nach  San  Diego  fertig,  wo  diese  Leitung  an 
die  Hauptleitung  von  Tanhuijo  nach  Tampico  anschließt. 
Solcherart  ist  die  Gesellschaft  im  stände,  ihre  Ausbeute 
in  Los  Naranjos  auf  sehr  kurzem  Wege  nach  Tampico 
zu  befördern.  Sechszöllige  Rohrleitungen  scheinen  sich 
im  allgemeinen  nicht  zu  bewähren.  Es  wurde  bereits 
vorher  schon  darauf  hingewiesen,  daß  die  Huasteca 
Petroleum  Co.  eine  ihrer  Hauptleitungen  aus  sechs  Zoll 
gegen  eine  achtzöllige  auswechselte.  Auch  die  „Aguila“ 
tat  dies  mit  ihrer  Leitung  von  der  Bustos-Pumpstation 
nach  Tampico.  Auf  dem  Nordufer  des  Pänuco  w'urde  der 
bereits  1913  begonnene  Bau  einer  Toppinganlage  fertig¬ 
gestellt  und  die  Arbeiten  für  Ladedocks  vollendet.  Diese 
Toppinganlage  hat  eine  Tagesleistung  von  20.000  Barrels 
Rohöl.  Der  Betrieb  wurde  am  15.  August  eröffnet.  Die 
Pumpstation  in  Bustos,  die  einem  Feuer  zum  Opfer  ge¬ 
fallen  war,  wurde  neu  aufgebaut.  Eine  weitere  Pump¬ 
station  bei  Los  Naranjos  sieht  ihrer  Vollendung  ent¬ 
gegen.  Die  Eisenbahn  der  Gesellschaft  von  La  Pena 
nach  Potrero  wurde  mit  Schotterbett  ausgebaut  und  mit 
25pfündigen  Schienen  neu  belegt. 

Die  Huasteca  Petroleum  Company  hat 
die  erste  Anlage  zur  Topping  Plant  in  Tampico  mit  einer 
schätzungsweisen  Tagesleistung  von  10.000  Barrels 
fertiggestellt.  Die  Anlage  soll  1915  in  den  Betrieb  ein¬ 
gestellt  werden.  Die  zweite  Rohrleitung  der  Gesellschaft 
von  acht  Zoll  und  einer  Länge  von  22  km  zwischen  San 
Juan  Casiano  und  Cerro  Azul  wurde  vollendet.  Eisen¬ 
bahnstrecken  in  der  Gesamtlänge  von  30  km  sind  ge¬ 
plant  und  wurden  die  Vermessungsarbeiten  in  Angriff 
genommen.  Es  handelt  sich  darum,  das  schon  bestehende 
Bahnnetz  weiter  auszubauen,  die  Bahn  über  Cerro  Azul 
bis  zum  Knotenpunkt  El  Chapapote  Nunez  zu  führen 
und  Piedra  Labrada  durch  einen  Schienenstrang  an  das 
Netz  anzuschließen. 

Die  Bemühungen  der  East  Coast  Oil  Com¬ 
pany  gingen  dahin,  den  langen  Flußtransport  der  allen 
den  vielen  Windungen  des  Pänucoflusses  folgen  muß, 
durch  eine  Rohrleitung  abzukürzen,  was  ihr  auch  ge¬ 
lungen  ist  und  womit  sie  den  Beweis  erbracht  hat,  daß 
sich  das  schwere  Pänucoöl  durch  eine  achtzöllige  Leitung 
bei  geeigneten  Pumpdrucken  —  es  wird  mit  800  Pfund 
gearbeitet  —  sehr  leicht  transportieren  läßt.  Eine  Vor¬ 
wärmung  bis  auf  150  Grad  Fahrenheit  ist  erforderlich. 
Die  Leitung  ist  acht  Meilen  lang  und  geht  von  Pänuco 
nach  Ponce.  Dort  wird  das  Öl  geleichtert  und  nach  Torres 
gebracht,  das  einen  Ladeplatz  für  Seeschiffe  hat  und 
ebenfalls  der  Gesellschaft  gehört. 

Die  Gesamt  Verschiffungen  von  mexi¬ 
kanischem  Rohöl  und  schon  getopptem  Öl  im 
Jahre  1914  betragen  nicht  weniger  als  20,674.357  Barrels. 
Auf  getopptes  öl  entfallen  hiervon  378.770  Barrels,  das 
zum  größten  Teil  von  der  Cia.  Mexicana  de  Petroleo 
,,E1  Aguila“  aus  ihren  Anlagen  in  Tampico  und  Mina- 
titlan  als  sogenanntes  Admiralitätsöl  geliefert  wurde.  Auf 
Tampico  entfallen  11,748.371  Barrels  und  auf  Tuxpam- 
hafen  8,927.986  Barrels.  Nach  den  Vereinigten  Staaten, 
die  man  als  Hauptabnehmer  bezeichnen  kann,  gingen 
hiervon  15,476.727  Barrels,  bei  der  großen  Eigenproduk¬ 
tion  derselben  gewiß  eine  erstaunlich  hohe  Ziffer.  In  der 
Küstenfahrt  wurden  4,510.061  Barrels  gefahren,  größten¬ 
teils  für  Rechnung  der  Cia.  Mexicana  de  Petroleo  „El 
Aguila“,  nach  deren  Raffinerie  in  Minatitlan  auf  dem 
Isthmus  von  Tehuantepec.  Ausgangspunkt  dieser  Ver¬ 
schiffungen  war  fast  ausschließlich  Tuxpam-Hafen.  Ein 
sehr  geringer  Teil  des  in  der  Küstenfahrt  transportierten 
Öles  ging  für  Rechnung  der  Regierung  als  Heizöl  nach 
Vera  Cruz, 
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Der  Gesamtexport  verteilte  sich  auf  den  Weltmarkt 
wie  folgt: 

Darrels 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika . ^SA7^-72y 

Mexikanische  Küstenfahrt . 4,510.061 

Südamerika .  195-138 

Europäischer  Kontinent .  356.205 

Panama .  46.446 

Kuba .  20.000 

Großbritannien .  69.780 

Die  statistischen  Daten  stützen  sich  auf  Ausführungen 
in  Fachblättern  der  Vereinigten  Staaten  und  können 
als  zuverlässig  betrachtet  werden. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Zollbefreiungen.  Eine  Verordnung  der  Ministerien 
der  Finanzen,  des  Handels  und  des  Ackerbaues  vom 
23.  August  1915  (enthalten  in  dem  am  24.  August  1915 
ausgegebenen  CXVII.  Stücke  des  R.-G.-Bl.  unter 
Nr.  246),  betreffend  die  zeitweilige  Außerkraftsetzung 
der  Zölle  für  mehrere  Artikel,  lautet: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  24.  Sep¬ 
tember  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  251,  werden  einvernehmlich 
mit  der  königlich  ungarischen  Regierung  im  Nach¬ 
hange  zu  den  Verordnungen  vom  9.  Oktober  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  270,  vom  22.  Jänner  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  16, 
vom  9.  und  22.  Februar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  31  und  43, 
vom  16.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  62,  vom  19.  April 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  103,  vom  14.  Mai  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  122,  dann  vom  7.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  159,  die 
Zölle  der  nachstehenden  Tarifnummern  des  mit  dem  Ge¬ 
setze  vom  30.  Dezember  1907,  R.-G.-Bl.  Nr.  278,  kund¬ 
gemachten  Vertragszolltarifs  der  beiden  Staaten  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie  bis  auf  weiteres 
außer  Kraft  gesetzt: 

Tarif-Nr.  71.  Pferde. 

Aus  Tarif-Nr.  131  und  132.  Mehl-  und  Mahl¬ 
produkte,  wenn  sie  für  den  Detailverkauf  adjustiert 
oder  als  Nahrungsmittel  angekündigt  oder  mit  Ge¬ 
brauchsanweisungen  versehen  sind ;  Aleuronatmehl  (das 
ist  getrockneter  und  gemahlener  Weizenkleber  zur  Her¬ 
stellung  von  Genußmitteln) ;  vegetabilische  Ei¬ 
weißstoffe  in  zu  Genußzwecken  geeignetem, 
reinem  Zustande. 

Aus  Tarif-Nr.  287.  Rollenpapier  für 
Papiergarnfabriken  zur  Erzeugung  von  Papier¬ 
garn,  Textilose-  u.  dgl.  Garnen  auf  Erlaubnisschein  unter 
den  im  Verordnungswege  vorgezeichneten  Bedingungen 
und  Kontrollen  (§  2  der  D.-V.  zum  Z.-T.-G.). 

Aus  Tarif-Nr.  600  1.  Perocid  (ein  Sulfat  seltener 
Erden,  das  als  Ersatz  für  Kupfervitriol  bei  Bekämpfung 
der  Peronospora  dient). 

Aus  Tarif-Nr.  622.  N  eradol  (ein  Streckungsmittel 
für  Gerbstoffe). 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine  Verordnung  der 
Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels  und 
des  Ackerbaues  vom  23.  August  1915  (enthalten  in  dem 
am  24.  August  1915  ausgegebenen  CXVII.  Stücke  des 
R.-G.-Bl.  unter  Nr.  247),  womit  die  Ministerial- 
verordnungen  vom  9.  Februar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  30, 
vom  15.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  61,  vom  8.  Mai 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  119,  vom  24.  Mai  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  151,  vom  5.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  188,  und  vom 
31.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  226,  betreffend  das  Verbot 
der  Aus-  und  Durchfuhr  mehrerer  Artikel  ergänzt,  be¬ 
ziehungsweise  abgeändert  werden,  lautet: 

Auf  Grund  des  Artikels  VII  des  mit  dem  Gesetze  vom 
30.  Dezember  1907,  R.-G.-Bl.  Nr.  278,  kundgemachten 


Vertragszolltarifes  der  beiden  Staaten  der  österreichisch¬ 
ungarischen  Monarchie  wird  im  Einvernehmen  mit  der 
königlich  ungarischen  Regierung  folgendes  verordnet, 
beziehungsweise  kundgemacht : 

§  I.  Die  in  den  Ministerialverordnungen  vom  9.  Fe¬ 
bruar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  vom  15.  März  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  61,  vom  8.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  119, 
vom  24.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  151,  vom  5.  Juli  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  188,  und  vom  31.  Juli  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  226,  aufgestellten  Listen  der  in  der  Aus-,  beziehungs¬ 
weise  Durchfuhr  verbotenen  Artikel  werden,  wie  folgt, 
ergänzt,  beziehungsweise  abgeändert: 

Im  Punkt  14  der  Gruppe  I  ist  an  Stelle  des  Wortes 
,, Gänse“  zu  setzen:  ,, Geflügel  aller  Art“. 

Zu  diesem  Punkte  ist  folgende  Anmerkung  aufzu¬ 
nehmen  :  Anmerkung.  Geflügel,  welches  nachweis¬ 
lich  bis  einschließlich  27.  August  1915  zur  Aufgabe  ge¬ 
langt  ist,  fällt  nicht  unter  das  Ausfuhrverbot. 

Nach  Punkt  25  der  Gruppe  I  sind  neu  aufzunehmen: 
26.  Feigen;  Weinbeeren  und  Trauben,  getrocknet; 
Korinthen ;  Zitronen,  Limonien,  Zedratfrüchte,  27.  Z  i- 
tronensaft. 

Am  Schlüsse  des  Punktes  4  der  Gruppe  H  ist  ein 
Strichpunkt  zu  setzen  und  anzufügen:  ,,v  e  g  e  t  a  b  i  1  i- 
sches  Polsterungsmateria  1“. 

Am  Schlüsse  des  Punktes  5  der  Gruppe  II  sind  die 
Worte:  ,, ausgenommen  Zuckerrübensamen“  zu 
streichen. 

Im  Punkte  8  der  Gruppe  H  ist  nach  dem  Worte 
,, Kokosnußöl“  einzuschalten:  „Tarif-Nr.  94  (vegetabili¬ 
sches  Wachs)“. 

Im  Punkt  15  der  Gruppe  H  ist  nach  dem  Worte 
,,G  r  a  p  h  i  t“  einzuschalten:  „auch  Scherben  von 

Graphitschmelztiegeln“  und  nach  dem  Worte  ,, Kaolin“ 
einzuschalten :  „K  i  e  s  e  1  g  u  r“. 

Punkt  25  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten:  25.  Baum- 
w  o  1 1  g  e  w  e  b  e,  gemeine  (Tarif-Nr.  189  und  190),  feine 
(Tarif-Nr.  191)  und  feinste  (Tarif-Nr.  192),  ferner 
Samte  und  samtartige  Webewaren,  auch  Samtbänder 
(Tarif-Nr.  193),  Bandwaren  (Tarif-Nr.  194),  Wirk-  und 
Strickwaren  (Tarif-Nr.  200)  und  technische  Artikel 
(Tarif-Nr.  201)  aus  Baumwolle,  schließlich  Tisch-,  Bett- 
und  Herrenwäsche  (mit  Ausnahme  der  Putzwäsche) 
aus  Baumwolle.  Anmerkung:  Ausgenommen  von  diesem 
Verbote  ist  Kunstleder  (Pegamoid  etc.). 

Punkt  34  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten:  34.  Nicht  be¬ 
sonders  benannte  wollene  Webewaren  der  Tarif-Nr.  229 
im  Gewichte  von  350  g  und  darüber  pro  sowie  Samte 
und  samtartige  Gewebe  der  Tarif-Nr.  230;  wollene 
Decken  und  Kotzen,  ferner  Wirk-  und  Strickwaren  aus 
Wolle. 

Im  Punkt  35  der  Gruppe  II  sind  die  Worte:  „U  n  i- 
formstoffe  und  fertige“  zu  streichen  und  dafür  zu 
setzen:  „Uniformen  und“. 

Im  Punkt  71  der  Gruppe  II  ist  am  Schlüsse  anzu¬ 
fügen:  ,,ferner  Schuhnägel  zum  Nageln  von  Berg¬ 
schuhen“. 

Im  Punkt  86  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  Worte 
,,Aluminium“  folgender  Text  einzuschalten;  „sowie 
deren  Legierungen  (Weiß-  und  Gelbmetall  aller  Art)“. 

Am  Schlüsse  des  Punktes  107  der  Gruppe  II  ist  anzu¬ 
fügen;  „ferner  photographische  Platten  und  photo¬ 
graphische  Papiere“. 

In  der  dritten  Zeile  des  Punktes  iio  der  Gruppe  II 
ist  an  Stelle  des  Wortes  „Kaliumchlorat“  zu  setzen: 
,,Chlorate  aller  Art,  wie  Kaliumchlorat,  Natrium- 
chlorat  u.  s.  w.  sowie  Perchlorate“. 

Im  Punkte  112  der  Gruppe  II  ist  das  Wort:  „W  e  i  n- 
s  t  e  i  n  s  ä  u  r  e“  in  Klammern  zu  setzen  und  nach  dem¬ 
selben  folgender  Text  einzuschalten;  Weinstein,  roh 
und  raffiniert,  weinsaurer  Kalk,  Weinhefe,  teigförmig 
und  getrocknet. 
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Am  Schlüsse  des  Punktes  124  der  Gruppe  II  ist  an¬ 
zufügen:  „einschließlich  der  Späne  und  Abfälle“. 

In  Gruppe  II  ist  als  neuer  Punkt  aufzunehmen: 
126.  C  e  r  i  u  m,  Thorium,  Cereisen  und  Cereisen¬ 
stifte,  Cermetalle. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Kleinverschleiß  von  Mehl  in  Niederösterreich. 
Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtum 
Österreich  unter  der  Enns  vom  18.  August  1915,  Zahl 
W.  1944/4,  betreffend  den  Kleinverschleiß  von  Mehl, 
verfügt: 

§  I.  Für  den  Detailverkehr  mit  Mehl,  unter  welchem 
der  ^Trkehr  zwischen  Kleinverschleißer  und  Selbst¬ 
verbraucher  verstanden  wird,  werden  pro  kg  nach¬ 
stehende  \Trschleißpreise  festgesetzt: 

W'eizenbackmehl,  Weizengrieß,  Weizenschrot- 


mehl  (Grahambrotmehl) . 78  h 

Weizenkochmehl . 67  h 

Weizenbrotmehl . 48  h 

Roggengleichmehl . 48  h 


Für  von  den  Hauptverkehrslinien  weit  abseitsliegende 
Orte  kann  ausnahmsweise  von  der  politischen  Behörde 
erster  Instanz  im  Hinblick  auf  besonders  erhöhte  Zu¬ 
fuhrkosten  ein  angemessener  Zuschlag  bestimmt 
werden. 

Bei  Abgabe  von  Mehl  unter  i  kg  haben  Bruchteile 
unter  i  h  für  einen  ganzen  Heller  zu  gelten. 

§  2.  Jeder  Verschleißer  von  Mehl  ist  verpflichtet,  die 
in  seiner  Verkaufsstätte  vorrätigen  Mehle  mittels  einer 
deutlich  sichtbaren  Aufschrift  nach  den  einzelnen 
Gattungen  zu  bezeichnen  und  neben  dieser  Bezeichnung 
gleichzeitig  die  Preise  der  einzelnen  Mehlgattungen 
nach  Gewicht  deutlich  ersichtlich  zu  machen. 

§  3.  Jede  Mischung  oder  sonstige  Veränderung  der 
Beschaffenheit  der  zum  Verkaufe  vorrätigen  Mehle  ist 
strengstens  verboten. 

§  4.  Jeder  Mehlverschleißer  hat  einen  Abdruck  dieser 
Verordnung  in  seiner  Verkaufsstätte  an  einer  auf¬ 
fallenden  Stelle  deutlich  sichtbar  anzuschlagen. 

§  5.  Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sowie  die 
Polizeibehörden  sind  befugt,  durch  ihre  Organe  oder 
durch  hierzu  eigens  bestellte  Sachverständige  in  den 
\'erkaufsstätten  jederzeit  Besichtigungen  vorzunehmen 
und  nach  ihrer  Auswahl  Mehlproben  zum  Zwecke  der 
Ehitersuchung  zu  entnehmen. 

Die  Mehlverschleißer  und  ihre  Stellvertreter  sind 
verpflichtet,  den  behördlichen  Organen  und  den  Sach¬ 
verständigen  jede  von  ihnen  verlangte  Auskunft  zu  er¬ 
teilen. 

Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sowie  die 
Polizeibehörden  sind  ermächtigt,  zu  diesen  Amtshand¬ 
lungen  auch  die  Organe  der  Finanzwache  und  der 
Lebensmittelpolizei  heranzuziehen. 

§  6.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  inso¬ 
weit  sie  nicht  der  strafgerichtlichen  Verfolgung  unter¬ 
liegen,  auf  Grund  des  §  35  der  Kaiserlichen  Verord¬ 
nung  vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
2000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten,  bei  er¬ 
schwerenden  Umständen  aber  mit  einer  Geldstrafe  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Handel  mit  Pferden.  Eine  Verordnung  des  Acker¬ 
bauministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsminister 
und  dem  Minister  des  Innern  vom  21.  August  1915 
(enthalten  in  dem  am  24.  August  1915  ausgegebenen 


CXVII.  Stücke  des  R.-G.-Bl.  unter  Nr.  245),  betreffend 
den  Handel  mit  Pferden,  lautet: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Ok¬ 
tober  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  274,  wird  für  die  Dauer  der 
durch  den  Kriegszustand  verursachten  außerordentlichen 
Verhältnisse  verordnet,  wie  folgt: 

§  I.  Pferdehändler  haben  sich  bei  Ausübung  des 
Pferdehandels  über  ihre  Gewerbeberechtigung  durch 
Vorzeigung  des  Gewerbescheines  auszuweisen. 

§  2.  Die  Bestellung  von  Einkäufern  durch  Pferde¬ 
händler  ist  der  politischen  Bezirksbehörde  des  Stand¬ 
ortes  des  betreffenden  Gewerbebetriebes  anzuzeigen, 
welche  für  jeden  Einkäufer  eine  Legitimation  ausfertigt. 
Die  Ausstellung  der  Legitimation  darf  nur  für  solche 
Personen  erfolgen,  welche  vollkommen  verläßlich  er¬ 
scheinen.  Gegen  Einkäufer,  welche  ohne  diese  Legitima¬ 
tion  Pferde  einkaufen,  ist  strafweise  vorzugehen. 

§  3.  Der  Pferdehändler  ist  verpflichtet,  Vormerk¬ 
bücher,  in  welche  alle  Käufe  und  Verkäufe  unter  An¬ 
gabe  der  gezahlten  und  erzielten  Preise  einzutragen 
sind,  zu  führen  und  sie  der  politischen  Bezirksbehörde 
jederzeit  über  Verlangen  vorzuweisen. 

§  4.  Die  politische  Landesbehörde  ist  berechtigt,  für 
einzelne  Gebiete  den  Pferdeeinkauf  im  Umherziehen  von 
Haus  zu  Haus  zu  verbieten. 

§  5.  Sollten  sich  in  einem  Gebiete  Übelstände  im 
Pferdehandel  zeigen,  so  ist  die  politische  Bezirksbe¬ 
hörde  mit  der  im  §  7  bezeichneten  Ausnahme  berechtigt, 
die  Ausstellung  von  Viehpässen  für  Pferde  in  einzelnen 
Gemeinden  von  ihrer  Ermächtigung  abhängig  zu  machen. 
Diese  Ermächtigung  darf  nicht  erteilt  werden,  wenn  der 
Ankauf  von  Pferden  durch  Händler,  welche  ihre  Ge¬ 
werbeberechtigung  nicht  nachzuweisen  vermögen,  oder 
durch  nicht  legitimierte  (§  2)  Einkäufer  in  Frage 
kommt.  i  1 

§  6.  Die  Ermächtigung  der  politischen  Bezirksbehörde 
ist  vom  Gemeindevorsteher  oder  von  dem  mit  der  Vieh¬ 
paßausstellung  betrauten  Organe  sowohl  auf  dem  Vieh¬ 
passe  als  auch  auf  dem  Juxtaabschnitte  des  Viehpaß¬ 
heftes  unter  Angabe  von  Datum  und  Zahl  des  behörd¬ 
lichen  Erlasses  ersichtlich  zu  machen. 

§  7.  Für  den  Verkehr  mit  Pferden,  welche  ein  Land¬ 
wirt  von  einem  andern  in  demselben  politischen  Bezirk 
zum  Zwecke  des  Fortbetriebes  seiner  Wirtschaft  er¬ 
wirbt,  können  auch  in  dem  Fall  einer  im  Sinne  des  §  5 
getroffenen  Anordnung  Viehpässe  ohne  Ermächtigung 
der  politischen  Bezirksbehörde  ausgestellt  werden.  In 
den  Viehpaß  ist  in  diesem  Falle  der  Vermerk;  Ausge¬ 
stellt  auf  Grund  des  §  7  der  Ministerialverordnung  vom 
21.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  245,  aufzunehmen. 

§  8.  Die  politische  Landesbehörde  kann  anordnen,  daß 
der  gewerbsmäßige  Verkauf  von  Pferden  nur  in  einer 
festen  Betriebsstätte  erfolgen  dürfe. 

§  9.  Gegen  die  Verweigerung  der  im  §  5  angeführten 
Ermächtigung  steht  die  binnen  acht  Tagen  bei  der  poli¬ 
tischen  Bezirksbehörde  einzubringende  Berufung  an  die 
politische  Landesbehörde  zu,  welche  endgültig  ent¬ 
scheidet.  Das  Ackerbauministerium  übt  das  Aufsichts¬ 
recht  über  die  Handhabung  dieser  Verordnung  und  kann 
Verfügungen  der  LTnterbehörden  abändern  und  außer 
Kraft  setzen. 

§  IO.  Die  Gemeinden  sind  zur  Mitwirkung  bei  der 
Handhabung  dieser  Verordnung  verpflichtet. 

§  II.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von 
den  politischen  Behörden  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K 
oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.  Erfolgt 
die  Übertretung  durch  einen  Pferdehändler,  so  kann, 
soferne  die  Voraussetzungen  des  §  133  b,  Absatz  i,  lit.  a, 
der  Gewerbeordnung  zutreffen,  auch  auf  den  Verlust  der 
Gewerbeberechtigung  erkannt  werden. 

§  12.  Diese  Verordnung  tritt  am  24.  August  1915  in 
Kraft. 
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Verkehr  mit  Häuten  und  Fellen.  Eine  Verordnung 
des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern  und  Minister  für  Landesverteidigung  im 
Einverständnisse  mit  dem  Kriegsminister  vom  19.  August 
1915,  betreffend  den  Verkehr  in  Häuten  und  Leder,  ver¬ 
fügt  : 

§  I.  Die  Häute-  und  Lederzentrale  A.-G.  in  Wien  hat 
bei  Annahme  eines  Anbotes  auf  Rinds-  oder  Roßhäute 
dem  Verkäufer  nach  Eingang  der  im  §  2  der  Ministerial- 
verordnung  vom  12.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  198,  ange¬ 
führten  Belege  unverzüglich  80  Prozent  des  ihm  nach 
diesen  Belegen  gebührenden  Kaufpreises  und  den  Rest¬ 
betrag  der  Schuldigkeit  binnen  acht  Tagen  nach  Über¬ 
nahme  der  Ware  zu  bezahlen. 

Der  Nachweis  über  die  Aufgabe  der  Sendung  bei  einer 
öffentlichen  Verkehrsunternehmung  (Duplikatfracht¬ 
brief)  hat  die  von  dieser  bestätigte  Angabe  über  das 
Gewicht  der  Warensendung  zu  enthalten. 

Die  Übernahme  der  Ware  hat  unverzüglich  zu  er¬ 
folgen,  sobald  dem  Adressaten  die  Verständigung  vom 
Einlangen  der  Ware  in  der  Bestimmungsstation  zuge¬ 
gangen  ist,  spätestens  aber  innerhalb  acht  Tagen  nach 
Einlangen  dieser  Verständigung. 

Der  Adressat  hat  dem  Absender  das  Einlangen  der 
Ware  in  der  Bestimmungsstation  sofort  schriftlich  an¬ 
zuzeigen. 

Als  Erfüllungsort  hat  bei  diesen  Verkäufen  der  Be¬ 
stimmungsort  der  Ware  zu  gelten,  wenn  dieser  in  den 
im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern 
gelegen  ist.  Andernfalls  gelten  hierfür  die  allgemeinen 
Bestimmungen  des  Artikels  324  des  Handelsgesetz¬ 
buches. 

§  2.  Rinds-  und  Roßhäute  (grün,  gesalzen  oder  ge¬ 
trocknet)  dürfen  von  öffentlichen  Verkehrsunterneh- 
niungen  (Eisenbahn-  und  Schiffahrtsunternehmungen) 
zur  Beförderung  nur  übernommen  werden,  wenn  den 
Frachtdokumenten  für  jede  Sendung  ein  vom  Handels¬ 
ministerium  eingesehener  und  vom  Kriegsministerium 
oder  vom  Ministerium  für  Landesverteidigung  bestä¬ 
tigter  Transportschein  beigegeben  ist.  Die  Bestätigung 
des  Transportscheines  ist  vom  Verfrächter  beim 
Handelsministerium  anzusuchen. 

Die  Transportbescheinigung  wird  erteilt,  wenn  gegen 
die  Versendung  der  Ware  im  Sinne  der  Vorschriften 
der  Ministerialverordnung  vom  12.  Juli  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  198,  ein  Bedenken  nicht  obwaltet. 

Für  Sendungen  der  Militärverwaltung  sowie  für  Sen¬ 
dungen  aus  dem  Zollausland  und  aus  Ungarn  sind  der¬ 
artige  Transportscheine  nicht  erforderlich. 

Sendungen,  die  der  Transportanstalt  im  Zeitpunkte  des 
Inkrafttretens  dieser  Verordnung  bereits  übergeben  sind, 
werden  durch  diese  Bestimmungen  nicht  getroffen. 

§  3.  Die  Einhaltung  der  Vorschriften  der  Ministerial- 
verordnungen  vom  12.  Juli  I9i5>  R.-G.-Bl.  Nr.  197, 
betreffend  die  Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Häute 
und  Leder,  R.-G.-Bl.  Nr.  198,  betreffend  die  Regelung 
des  Verkehrs  in  Rinds-  und  Roßhäuten,  und  R.-G.-Bl. 
Nr.  199,  betreffend  das  Verbot  der  Lederbeschwerung, 
wird  ebenso  wie  die  Erfüllung  der  Anzeigepflicht  gemäß 
der  Ministerialverordnung  vom  4.  März  1915.  R.-G.-Bl. 
Nr.  53,  vom  Handelsministerium  unter  Heranziehung 
geeigneter  Organe  überwacht.  Zu  diesem  Zwecke  können 
I.agerräume  und  andere  Anlagen  besichtigt  und  Ge¬ 
schäftsbücher  eingesehen  werden. 

Die  Gemeinden  sind  zur  Mitwirkung  bei  diesen  Amts¬ 
handlungen  verpflichtet. 

Die  Überwachung  hinsichtlich  des  Anschlages  der 
Lederhöchstpreise  in  den  Kleinverkaufsräumen  (§3 
Ministerialverordnung  vom  26.  Mai  I9i5)  R.-G.-Bl. 
Nr.  140)  ist  Aufgabe  der  Gewerbebehörde. 

§  4.  Wurde  der  in  der  Ministerialverordnung  vom 
4.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  53,  vorgesehenen  Anzeige¬ 


pflicht,  betreffend  die  Vorräte  an  Rinds-  und  Roßhäuten, 
oder  der  mit  der  Ministerialverordnung  vom  12.  Juli 
]9i5,  R.-G.-Bl.  Nr.  198,  festgesetzten  Pflicht  zur  An¬ 
bietung  oder  Absendung  von  Rinds-  und  Roßhäuten  nicht 
entsprochen,  so  kann  vom  Handelsministerium  die 
zwangsweise  Abnahme  der  Vorräte  zu  gunsten  der 
Häute-  und  Lederzentrale  A.-G.  in  Wien  verfügt  werden. 
Die  zwangsweise  Abnahme  hat  durch  die  politische  Be¬ 
hörde  erster  Instanz  oder  die  Gemeindevorstehung  zu 
erfolgen. 

Von  der  den  festgesetzten  Höchstpreisen  angemessenen 
Vergütung  hat  bei  zwangsweise  erfolgter  Abnahme  ein 
Abschlag  von  zehn  Prozent  einzutreten. 

§  5.  Zur  einstweiligen  Sicherstellung  anzeige-  oder 
anbotspflichtiger  Vorräte  der  erwähnten  Art  hat  die 
politische  Behörde  erster  Instanz  und  in  dringenden 
Fällen  die  Gemeindevorstehung  über  Auftrag  des 
Handelsministeriums  oder  Anforderung  der  von  diesem 
entsendeten  Organe  die  erforderlichen  Maßnahmen  gegen 
eine  Verschleppung  der  Vorräte  und  gegen  Änderungen 
in  dem  Vorratsbestande  zu  treffen.  Insbesondere  kann 
dem  Verwahrer  der  Vorräte  auch  der  Auftrag  erteilt 
werden,  die  Vorräte  bis  zu  einer  weiteren  Verfügung 
ordnungsgemäß,  aber  sonst  unverändert  aufzubewahren. 

Nach  Einlangen  des  Berichtes  über  die  Vornahme 
dieser  sicherstellungsweisen  Vorkehrungen  wird  vom 
Handelsministerium  innerhalb  14  Tagen  die  Durch¬ 
führung  der  zwangsweisen  Abnahme  der  Vorräte  oder 
die  Aufhebung  der  sicherstellungsweisen  Vorkehrungen 
verfügt,  insoferne  sich  nicht  die  Aufrechterhaltung  der 
sicherstellungsweisen  Vorkehrungen  im  Zusammenhänge 
mit  einer  Strafamtshandlung  gegen  den  Besitzer  oder 
Verwahrer  der  Vorräte  als  notwendig  erweist. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Beschlagnahme  des  Rohöls.  Eine  kaiserliche  Ver¬ 
ordnung  vom  IO.  August  1915,  betreffend  die  Beschlag¬ 
nahme  des  Rohöls  (Erdöls),  verfügt: 

§  I.  Das  gesamte,  nach  dem  Tage  der  Kundmachung 
dieser  kaiserlichen  Verordnung  im  Inlande  gewonnene 
Rohöl  ist,  sobald  es  aus  dem  Borloche  an  die  Tages¬ 
oberfläche  gelangt,  zu  gunsten  des  Staates  beschlagnahmt. 

§  2.  Die  Beschlagnahme  des  Rohöls  hat  die  Wirkung, 
daß  das  beschlagnahmte  Rohöl  weder  verarbeitet,  ver¬ 
braucht,  noch  freiwillig  oder  zwangsweise  veräußert 
oder  verpfändet  werden  darf,  insoferne  es  nicht  in  dieser 
kaiserlichen  Verordnung  oder  durch  besondere  Ver¬ 
fügungen  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  frei¬ 
gegeben  wird  oder  von  diesem  Minister  andere  Ver¬ 
fügungen  getroffen  werden. 

§  3.  Rechtsgeschäfte,  welche  gegen  die  Bestimmungen 
des  §  2  dieser  kaiserlichen  Verordnung  geschlossen 
werden,  sind  nichtig. 

Verträge  zwischen  Grundeigentümern  und  Werks¬ 
besitzern  (Gewinnungsberechtigten)  wegen  Benützung 
von  Grund  und  Boden  zur  Gewinnung  von  Erdharz¬ 
mineralien  werden  durch  diese  kaiserliche  Verordnung 
nicht  berührt.  Bestehende  Schlüsse  sowie  Verein¬ 
barungen  wegen  Abgabe  von  Rohöl  (Netto-,  Brutto¬ 
prozente  u.  dgl.)  stehen  der  Beschlagnahme  des  Roh¬ 
öls  nicht  entgegen. 

§  4.  Ungeachtet  der  Beschlagnahme  dürfen  die  Werks¬ 
besitzer  (Gewinnungsberechtigten)  das  beim  Betriebe 
ihrer  Erdölbergbaue  zur  Beheizung  erforderliche  Rohöl 
zu  diesem  Zwecke  verwenden. 

§  5.  Jeder  Werksbesitzer  (Gewinnungsberechtigte) 
kann  vom  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  zur  Auf¬ 
nahme  oder  Fortsetzung  des  regelrechten  Betriebes  seines 
Erdölbergbaues  verhalten  werden.  Kommt  er  einem  der¬ 
artigen  Aufträge  nicht  nach,  so  ist  der  Minister  für 
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öffentliche  Arbeiten  befugt,  die  Betriebsführung  auf 
Kosten  und  Gefahr  des  Säumigen  zu  veranlassen. 

Außerdem  finden  auch  in  diesem  halle  die  Straf¬ 
bestimmungen  des  §  14  Anwendung. 

§  6.  Die  Werksbesitzer  (Gewinnungsberechtigten) 
sind  verpflichtet,  für  die  Aufbewahrung  des  beschlag¬ 
nahmten  Rohöls  während  der  Dauer  der  Beschlagnahme 
Sorge  zu  tragen.  Die  Aufbewahrung  erfolgt  auf  ihre 
Kosten  und  Gefahr. 

Der  Verwahrer  darf  das  bei  ihm  eingelagerte  be¬ 
schlagnahmte  Rohöl  ohne  Zustimmung  des  Ministers  für 
öffentliche  Arbeiten  an  niemand  ausfolgen. 

§  7.  Die  Unternehmungen  zur  Leitung  (pipelines)  und 
Einlagerung  von  Rohöl  sind  verpflichtet,  nach  Maßgabe 
ihrer  verfügbaren  Betriebsmittel  die  Beförderung  (pipen) 
und  Einlagerung  des  Rohöls  zu  übernehmen. 

Der  Handelsminister  kann  im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  für  öffentliche  Arbeiten  im  Bedarfsfälle  wegen 
Beförderung  und  Einlagerung  von  Rohöl  Verfügungen 
ohne  Rücksicht  auf  anderweitige  Verpflichtungen  dieser 
Art  treffen.  Insofern  behördlich  genehmigte  Tarife  für 
die  Beförderung  (pipen)  und  Einlagerung  von  Rohöl 
nicht  festgesetzt  sind,  kann  der  Handelsminister  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  Minister  für  öffentliche  Arbeiten, 
wenn  eine  Vereinbarung  nicht  zu  stände  kommt,  die 
\Trgütung  hierfür  bestimmen. 

§  8.  Die  Werksbesitzer  (Gewinnungsberechtigten) 
sind  verpflichtet,  das  beschlagnahmte  Rohöl,  soweit  es 
nicht  freigegeben  worden  ist  (§§  2  und  4),  über  einen 
im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsminister  ergangenen 
Auftrag  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  an  die 
von  diesem  bezeichneten  Stellen  um  den  gemäß  §  10 
festzusetzenden  Preis  abzuliefern. 

An  Stelle  einer  in  \Trträgen  zwischen  Grundeigen¬ 
tümern  und  Werksbesitzern  (Gewinnungsberechtigten) 
oder  in  anderen  Verträgen  etwa  bedungenen  Abgabe  von 
Rohöl  (Netto-,  Bruttoprozente  u.  dgl.)  hat,  insofern 
dieses  Rohöl  nicht  freigegeben  wird,  ein  entsprechender 
Anteil  an  dem  Erlöse  für  das  beschlagnahmte  Rohöl 
(§  10)  zu  treten. 

§  9.  Kommt  der  Verpflichtete  dem  gemäß  §  8,  Abs.  i, 
ergangenen  Aufträge  nicht  nach,  so  wird  die  Ablieferung 
nach  Weisung  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  auf 
Kosten  und  Gefahr  des  Verpflichteten  durch  die  politi¬ 
sche  Behörde  der  ersten  Instanz,  in  deren  Sprengel  das 
abzuliefernde  Rohöl  lagert,  zwangsweise  durchgeführt. 

Gegen  die  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmung 
getroffenen  Entscheidungen  und  Verfügungen  der  politi¬ 
schen  Behörde  ist  eine  Berufung  nicht  zulässig.  Die 
Überprüfung  dieser  Entscheidungen  und  Verfügungen 
von  Amts  wegen  bleibt  dem  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  Vorbehalten. 

§  10.  Die  Ablieferung  des  Rohöls  (§§  8  und  9)  an  die 
vom  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  im  Einvernehmen 
mit  dem  Handelsminister  bezeichneten  Stellen  hat,  wenn 
eine  V ereinbarung  nicht  zu  stände  kommt,  zu  den  von 
diesen  Ministern  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz¬ 
minister  nach  fachmännischem  Ermessen  endgültig  fest¬ 
zusetzenden  Preisen  gegen  Barzahlung  zu  erfolgen. 

Für  das  beschlagnahmte  Rohöl  können  vom  Minister 
für  öffentliche  Arbeiten  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsminister  und  dem  Finanzminister  auch  Höchst¬ 
preise  festgesetzt  werden. 

§  II.  Die  Wirkung  der  Beschlagnahme  endigt: 

1.  mit  einer  zulässigen  Verwendung  (§  4), 

2.  mit  der  Aufhebung  der  Beschlagnahme  durch  den 
Minister  für  öffentliche  Arbeiten  (§  2), 

3.  mit  der  Ablieferung  an  die  vom  Minister  für  öffent¬ 
liche  Arbeiten  bezeichneten  Stellen  (§§  8  und  9), 

4.  mit  dem  Verfalle  (§  12). 

§  12.  Die  Werksbesitzer  (Gewinnungsberechtigten) 
sind  verpflichtet,  dem  Ministerium  für  öffentliche 
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Arbeiten  über  seine  Aufforderung  die  zur  Sicherstellung 
des  Erfolges  der  Beschlagnahme  erforderlichen  Aus¬ 
künfte  auf  die  verlangte  Art  innerhalb  der  in  der  Auf¬ 
forderung  festgesetzten  Frist  wahrheitsgetreu  zu  er¬ 
teilen. 

Nicht  angegebene  beschlagnahmte  Rohölmengen 
können  vom  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  als  zu 
gunsten  des  Staates  verfallen  erklärt  werden. 

Zur  Überprüfung  der  Angaben  der  Werksbesitzer 
(Gewinnungsberechtigten)  kann  das  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten  auch  andere  Personen  zur  Aus¬ 
kunftserteilung  verhalten. 

§  13.  Sämtliche  Rohölvorräte,  welche  sich  am  Tage 
der  Kundmachung  dieser  kaiserlichen  Verordnung  in  den 
galizischen  Rohölgebieten  befinden  und  L^nternehmungen 
des  feindlichen  Auslandes  gehören,  werden  unbeschadet 
der  Ansprüche  solcher  Berechtigten,  die  nicht  Ange¬ 
hörige  des  feindlichen  Auslandes  sind,  zu  gunsten  des 
Staates  beschlagnahmt. 

Die  Bestimmungen  der  §§  2  bis  12  dieser  kaiserlichen 
Verordnung  gelten  auch  für  diese  Beschlagnahme. 

Die  erzielten  Erlöse  sind,  soweit  sie  nicht  mit  Be¬ 
willigung  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  für 
Betriebszwecke  verwendet  werden,  bei  der  Postsparkasse, 
der  österreichisch-ungarischen  Bank  oder  einer  anderen 
inländischen  Kreditstelle  zu  hinterlegen.  Die  endgültige 
Verfügung  über  die  solcherart  hinterlegten  Beträge  wird 
erst  nach  Beendigung  des  Krieges  im  Verordnungswege 
erfolgen. 

Als  Unternehmungen  des  feindlichen  Auslandes  gelten 
solche  im  Geltungsgebiete  dieser  kaiserlichen  Verord¬ 
nung  tätige  Unternehmungen  oder  Zweigniederlassungen 
von  Unternehmungen,  welche  vom  feindlichen  Auslande 
aus  geleitet  oder  beaufsichtigt  werden,  sowie  solche 
Ll^nternehmungen,  deren  Erträgnisse  ganz  oder  zum  Teile 
in  das  feindliche  Ausland  abzuführen  sind  oder  deren 
Kapital  ganz  oder  zum  Teile  Angehörigen  oder  Unter¬ 
nehmungen  des  feindlichen  Auslandes  zusteht,  wo  immer 
diese  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  haben. 

Die  Anwendung  dieser  kaiserlichen  Verordnung  wird 
dadurch  nicht  ausgeschlossen,  daß  zur  Verdeckung  der 
Beteiligung  von  Angehörigen  des  feindlichen  Auslandes 
Angehörige  anderer  Staaten  vorgeschoben  werden  oder 
daß  nach  Eintritt  des  Kriegszustandes  mit  dem  be¬ 
treffenden  feindlichen  Staate  Änderungen  in  der 
Kapitalsbeteiligung  des  Unternehmens  vorgenommen 
wurden  oder  daß  die  Unternehmung  oder  die  Geschäfts¬ 
führung  nach  Kundmachung  dieser  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  auf  andere  Personen  übergegangen  sind. 

Ob  eine  Unternehmung  nach  Maßgabe  der  vorher¬ 
gehenden  Absätze  von  dieser  V erordnung  getroffen  wird, 
hat  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  nach  freiem 
Ermessen  zu  bestimmen. 

§  14.  AVer  die  Vorschriften  dieser  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  Übertritt  oder  die  auf  Grund  derselben  erlassenen 
Verfügungen  außer  acht  läßt,  wer  die  verlangte  Aus¬ 
kunft  innerhalb  der  gestellten  Frist  nicht  erteilt  oder 
unrichtig  erteilt,  wird  mit  Arrest  bis  zu  drei  Monaten, 
bei  erschwerenden  Umständen  aber  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft,  soferne  die  Handlung  oder 
L'nterlassung  nicht  nach  den  bestehenden  Gesetzen  einer 
strengeren  Strafe  unterliegt.  Neben  der  Freiheitsstrafe 
können  Geldstrafen  bis  zu  50.000  K  zu  gunsten  des 
Staates  verhängt  werden. 

Für  Geldstrafen,  welche  über  Teilhaber,  Vertreter 
oder  Angestellte  einer  Unternehmung  verhängt  werden, 
haftet  diese  mit  dem  Verurteilten  zur  ungeteilten  Hand. 

Das  Verfahren  wegen  der  in  diesem  Paragraphen 
angeführten  Übertretungen  steht  in  erster  Instanz  der 
Berghauptmannschaft  und  in  zweiter  Instanz  dem  Mini¬ 
sterium  für  öffentliche  Arbeiten  zu. 
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Auf  das  Strafverfahren  finden  die  bezüglich  des  Ver¬ 
fahrens  bei  den  Bergbehörden  in  den  §§  226  bis  234  des 
allgemeinen  Berggesetzes  festgesetzten  Grundsätze  mit 
den  durch  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1871,  R.-G.-Bl.  Nr.  77, 
getroffenen  Abänderungen  sinngemäße  Anwendung. 

Der  Vollzug  der  bergbehördlichen  Straferkenntnisse 
ist  im  Wege  der  politischen  Behörde  und  nötigenfalls  im 
gerichtlichen  Wege  zu  bewirken. 

§  15.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  durch  Ver¬ 
ordnung  die  Bestimmungen  dieser  kaiserlichen  Verord¬ 
nung  abzuändern,  zu  ergänzen  oder  ganz  oder  teilweise 
außer  Kraft  zu  setzen. 

§  16.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
der  Kundmachung  in  Kraft.  Mit  ihrer  Durchführung  ist 
der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  im  Einvernehmen 
mit  den  beteiligten  Ministern  betraut. 

Ungarn. 

Neue  Regierungsverfügungen,  betreffend  den 
Getreideverkehr.  Das  Amtsblatt  vom  13.  August  ver¬ 
öffentlicht  eine  Regierungsverordnung,  durch  welche  die 
Getreidebeschaffung  einer  Reihe  von  Spezialbetrieben  der 
Nahrungsmittelindustrie  geregelt  wird. 

Die  einzelnen  Verfügungen  dieser  unter  Z.  2986/1915 
M.-E.  erlassenen  Verordnung  des  königlich  ungarischen 
Ministeriums  sind  die  folgenden: 

I.  Die  zu  Zwecken  der  Malzfabrikation 
erwerbbaren  und  verarbeitbaren  Gerste¬ 
mengen.  Die  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  heiligen 
ungarischen  Krone  befindlichen,  nicht  ausschließlich  für 
den  eigenen  Bierbrauereibetrieb  arbeitenden  Malz¬ 
fabriken  dürfen  für  die  Zwecke  der  Malzfabrikation 
während  der  Produktionskampagne  des  Jahres  1915/16 
insgesamt  240.000  q  Gerste  beschaffen,  sie  dürfen  jedoch 
bis  auf  weitere  Verfügung  des  Ministeriums  vorläufig 
nur  die  Hälfte  des  bewilligten  Quantums  zu  Malz  ver¬ 
arbeiten.  Diese  Gerstemenge  wird  unter  die  nicht  aus¬ 
schließlich  für  den  eigenen  Bierbrauereibetrieb  arbeiten¬ 
den  Malzfabrikunternehmungen  des  Landes  durch  den 
Handelsminister,  hinsichtlich  Kroatien-Slawoniens  im 
Einvernehmen  mit  dem  Banus  verteilt.  Hinsichtlich 
jeder  Malzfabrik  erfolgt  die  Verteilung  besonders,  und 
zwar  auf  Grund  jener  Malzmengen,  die  während  der 
Produktionskampagne  des  Jahres  1913/14  erzeugt 
wurden.  Bei  Fabriken  jedoch,  die  im  Laufe  der  Pro¬ 
duktionskampagne  1913/14  in  Betrieb  gesetzt  wurden, 
erfolgt  die  Verteilung  unter  Zugrundelegung  ihrer 
Produktionsverhältnisse.  Zu  diesem  Behufe  sind  alle  der 
•Wirksamkeit  dieser  Verordnung  unterliegenden  Malz¬ 
fabriken,  sofern  sie  an  der  Produktion  teilzunehmen 
wünschen,  spätestens  bis  20.  August  1915  verpflichtet, 
die  erwähnten  Betriebsausweise  dem  Handelsminister 
anzumelden.  Da  die  Malzfabriken  bis  auf  weitere  Ver¬ 
fügung  nur  die  Hälfte  der  beschaffbaren  Gerstemengen 
zu  Malz  verarbeiten  dürfen,  können  sie  über  die  diese 
Hälfte  übersteigenden  Gerstemengen  bis  zu  einer  neuer¬ 
lichen  Regierungsverordnung  nicht  verfügen,  sie  zu 
keinerlei  anderem  Zweck  verwenden  und  sie  haben  dafür 
zu  sorgen,  daß  diese  Gerste  in  gesundem  Zustande  auf¬ 
bewahrt  werde.  Die  Malzfabriken  können  die  ihnen  be¬ 
willigten  Gerstemengen  von  der  Kriegsprodukten-A.-G. 
oder  unmittelbar  von  Produzenten  einkaufen;  sie  sind 
jedoch  verpflichtet,  bei  den  Produzenten  durchgeführte 
Käufe  der  Kriegsprodukten-A.-G.  spätestens  innerhalb 
24  Stunden  anzumelden.  Die  Beschaffung  kann  im 
ganzen  oder  von  Fall  zu  Fall  in  Teilen  des  bewilligten 
Gesamtquantums  erfolgen,  doch  hat  die  Malzfabriks¬ 
unternehmung  jedesmal  eine  bezügliche  Bewilligung,  be¬ 
ziehungsweise  eine  Anw'eisung  des  Handelsministers  zu 
erwirken,  die  vor  Beginn  des  Ankaufes  der  kompetenten 
Behörde  vorzuweisen  ist. 


Das  durch  die  Malzfabrik  hergestellte  und  zum  Ex¬ 
port  gelangende  Malz  darf  ausschließlich  nur  durch  die 
Kriegsprodukten-A.-G.  verwendet  werden.  Die  nach  der 
Vermälzung  der  Gerste  zurückbleihenden  Malzkeime 
dürfen  ausschließlich  nur  zu  Zwecken  der  Preßhefe¬ 
erzeugung  verwendet  werden,  zu  einer  anderw'eitigen 
Verwendung  bedarf  es  der  besonderen  Genehmigung  des 
Handelsministers.  Die  zur  Versendung  der  vom  Produ¬ 
zenten  angekauften  Gerstemengen  notw'endigen  Trans¬ 
portzertifikate  stellt  auf  Grund  der  Anweisungen  des 
Handelsministers  die  hierzu  kompetente  Behörde  aus. 
Gleichzeitig  mit  dem  Inslebentreten  dieser  Verordnung 
verlieren  die  unter  Z.  639/1915  M.-E.  vom  15.  Februar 
1915  und  Z.  10.455  K.-M.  vom  18.  Februar  1915 
lassenen  Verordnungen  ihre  Wirksamkeit. 

H.  Die  zu  Zwecken  der  M  a  1  z  k  a  f  f  e  e-, 
K  a  f  f  e  e  s  u  r  r  o  g  a  t-,  R  o  1  1  g  e  r  s  t  e-  und  Weizen¬ 
stärkefabrikation  erwerbbaren  und  ver- 
a  r  b  e  i  t  b  a  r  e  n  Getreide-  und  M  e  h  1  m  e  n  g  e  n. 
Die  auf  dem  Gebiete  der  heiligen  ungarischen  Krone 
befindlichen  Kaffeesurrogatfabriken  dürfen  zu  Zwecken 
der  Erzeugung  von  Kaffeesurrogaten  der  Produktions¬ 
kampagne  1915/16  insgesamt  60.000  q  Roggen  und 
5000  q  Gerste  beschaffen  und  verarbeiten.  Die  zu  dem 
gleichen  Zweck  beschaffbaren  Maismengen  werden 
später  festgesetzt.  Die  Verteilung  der  erwähnten  Roggen- 
und  Gerstemengen  unter  die  einzelnen  Kaffee-Ersatz¬ 
fabriken  wird  nach  dem  Maßstabe  ihrer  Erzeugung  in 
der  Produktionskampagne  im  Jahre  1913/14,  beziehungs¬ 
weise  bei  seither  in  Betrieb  genommenen  Fabriken  nach 
Maßgabe  ihrer  Produktionsverhältnisse  durch  den 
Handelsminister  vorgenommen  werden,  hinsichtlich 
Kroatiens  und  Slawoniens  im  Einvernehmen  mit  dem 
Banus.  Zu  diesem  Behufe  sind  die  Fabriken  verpflichtet, 
ihre  Produktionsdaten  bis  zum  20.  August  bei  dem 
Handelsminister  anzunielden.  Der  Handelsminister  er¬ 
teilt  von  Fall  zu  Fall  die  Genehmigung  zu  dem  Einkauf 
und  zur  Verarbeitung  derjenigen  Gerstemengen,  welche 
von  Malz-  und  Gerstekaffeefabriken  benötigt  werden. 
Das  gleiche  gilt  hinsichtlich  der  für  die  Zwecke  der 
Rollgerstefabrikation  benötigten  Gerstemengen.  Die  auf 
dem  Gebiete  der  heiligen  ungarischen  Krone  befindlichen 
Weizenstärkefabriken  dürfen  zum  Zwecke  der  Weizen¬ 
stärkeerzeugung  1 10.000  q  M^eizen  beschaffen  und  das 
dieser  Weizenmenge  entsprechende  Mehlquantum  ver¬ 
arbeiten.  Für  die  Reisstärkefabriken  wird  zu  dem 
gleichen  Zwecke  die  Beschaffung  von  30.000  q  Weizen, 
beziehungsweise  die  Verarbeitung  einer  dieser  Weizen¬ 
menge  entsprechenden  Mehlmenge  gestattet.  Die  Ver¬ 
teilung  dieser  Weizen-  oder  Mehlmengen  erfolgt  eben¬ 
falls  nach  Maßgabe  der  Produktionsfähigkeit  durch  den 
Handelsminister.  Die  bezüglichen  Betriebsanlagen  sind 
bis  20.  August  1915  beim  Handelsminister  anzumelden. 
Hinsichtlich  der  Maisbeschaffung  wird  eine  spätere  Ver¬ 
ordnung  verfügen. 

HL  Die  für  den  Bedarf  sonstiger  In¬ 
dustriezweige  beschaffbaren  W  e  i  z  e  n- 
und  Mehlmengen.  Den  Trockengebäck,  Zwieback 
und  ähnliche  Produkte  erzeugenden  Fabriken,  ebenso 
den  Mehlspeise-  und  Tarhonyafabriken  erteilt  von  Fall 
zu  Fall  der  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  des  Innern  und  dem  Ackerbauminister,  in 
Kroatien  und  Slawonien  mit  dem  Banus,  die  Bewilligung 
zur  Beschaffung  und  Verwendung  derjenigen  Getreide-, 
beziehungsweise  Mehlmengen,  die  zur  Fortführung  ihres 
Gewerbes  notwendig  sind.  Kleinere  Produzenten,  die 
Tarhonya  oder  sonstige  Teigwaren  bisher  nur  aus  Ge¬ 
treide  eigener  Fechsung  oder  wohl  aus  gekauftem  Mehl, 
jedoch  ausschließlich  nur  nach  der  Art  der  Haus¬ 
industrie  erzeugt  haben,  bedürfen  zu  dieser  Erzeugung 
der  Genehmigung  des  Vizegespans,  beziehungsweise  des 
Bürgermeisters,  die  nach  Anhörung  der  kompetenten 
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Gewerbebehürde  erster  Instanz  darüber  entscheiden,  wie- 
\  iel  Getreide  zn  diesem  Zwecke  die  lietreffende  Partei 
vermahlen  und  wieviel  eigenes  oder  gekauftes  Mehl  sie 
zu  Tarhonya  oder  sonstigen  Teigwaren  verarbeiten 
dürfen.  Laut  §  15  der  \Trordnung  sind  Brotfabriken, 
Bäcker.  Zuckerbäcker,  Hotels,  Gasthäuser,  ferner  alle 
vorstehend  nicht  erwähnten  Betriebe,  die  Getreide  und 
Mehl  benützen  (Tapeten-,  Buchbindergewerbe  u.  s.  w.), 
berechtigt,  auf  dem  Gebiete  jenes  Munizipiums,  wo  sie 
domizilieren,  so  viel  Getreide  zu  kaufen,  als  zur  Er¬ 
zeugung  jenes  Mebles  notwendig  ist,  das  sie  in  ihren 
Betrieben  während  des  Wirtschaftsjahres  1913/14  ver¬ 
braucht  haben.  Wurde  der  Betrieb  später  begonnen,  sind 
die  Produktions-  oder  Betriebsverhältnisse  maßgebend. 
Steht  auf  dem  Gebiete  des  betreffenden  Munizipiums  zu 
diesem  Behuf e  Getreide  nicht  in  genügender  Menge  zur 
\'erfügung,  beziehungsweise  kann  aus  diesem  Grunde 
die  Getreidebeschaffung  nicht  erfolgen,  so  sorgen  für 
die  Deckung  des  Mehlbedarfes  jener  Betriebe  jene  öffent¬ 
lichen  Behörden,  welchen  auf  Grund  des  §  6  der  Ver¬ 
ordnung  Z.  2072/1915  M.-E.  die  Berechtigung  des  un¬ 
mittelbaren  Getreideeiukaufs  erteilt  werden  kann.  So¬ 
fern  die  erwähnten  Betriebe  infolge  besonderer  Ursachen 
ein  größeres  Mehlquantum  benötigen  als  im  Wirtschafts¬ 
jahre  1913/14,  erteilt  nach  Anhörung  der  Gewerbebehörde 
erster  Instanz  hierzu  der  Bürgermeister,  beziehungsweise 
der  ^  izegespan  die  Genehmigung.  Es  ist  den  den  vor¬ 
stehenden  Bestimmungen  unterliegenden  Gewerbeunter¬ 
nehmungen  verboten,  die  für  den  Bedarf  ihrer  eigenen 
Betriebe  beschafften  Mehle  anderen  Personen  zu  ver¬ 
kaufen  als  jenen,  die  auf  Grund  der  Verordnung 
Z.  2072/1915  M.-E.  hierzu  eine  Einkaufsberechtigung 
besitzen. 

IV.  Die  Beschaffung  der  den  gewerb¬ 
lichen  El  n  t  e  r  n  e  h  m  u  n  g  e  n  zur  Verarbei¬ 
tung  bewilligten  Getreide-  und  M  e  h  1- 
m  engen.  Die  vorstehend  angeführten  gewerblichen 
Plnternehmungen  dürfen  die  ihnen  für  die  Zwecke  ihrer 
Betriebe  bewilligten  Getreide-  und  Mehlmengen  auf  dem 
Gebiete  des  nach  ihrem  Domizil  kompetenten  Muni¬ 
zipiums  unmittelbar  vom  Produzenten  beschaffen,  sofern 
nicht  anderweitige  Verfügungen  getroffen  sind.  Befindet 
sich  der  Betrieb  auf  dem  Gebiete  eines  städtischen 
Munizipiums,  ist  die  Beschaffung  auch  auf  dem  Gebiete 
des  unmittelbar  benachbarten  Munizipiums  gestattet. 
Ist  jedoch  eine  solche  Beschaffung  nicht  möglich,  so  hat 
die  Gewerbeunternehmung  das  notwendige  Getreide-  und 
Mehlquantum  durch  die  Kriegsprodukten-A.-G.  zu  be¬ 
schaffen. 

V.  Die  zu  Zwecken  der  gewerbsmäßigen 
Viehfütterung  und  teilweise  zur  sonsti¬ 
gen  Viehhaltung  beschaffbaren  und 
verarbeitbaren  Getreidemengen.  Den  sich 
mit  der  Viehfütterung  gewerbsmäßig  beschäftigenden 
Unternehmungen,  welche  mit  landwirtschaftlichen  Be¬ 
trieben  nicht  verbunden  sind  und  somit  nicht  unter  die 
Wirksamkeit  des  §  2  der  Regierungsverordnung  Zahl 
2468/1915  M.-E.  fallen,  kann,  nach  Anhörung  der  Ge¬ 
werbebehörden  erster  Instanz,  der  erste  Beamte  des 
Munizipiums  gestatten,  auf  dem  Gebiete  des  Munizipiums 
des  Domizils  der  Mastungsniederlassung,  mit  Ausnahme 
von  Weizen,  Roggen  und  Halbfrucht,  so  viel  sonstige 
Getreidearten  zu  beschaffen,  als  zu  dem  gleichen  Zwecke 
in  der  Produktionskampagne  1913/14  verwendet  wurde. 
Die  Erteilung  einer  solchen  Bewilligung  hat  der  erste 
Beamte  des  Munizipiums  sofort  dem  Handelsminister, 
in  Kroatien-Slawonien  dem  Banus  unverzüglich  anzu¬ 
melden;  diese  Genehmigung  kann  in  begründeten  Fällen 
auch  rückgängig  gemacht  werden.  Stehen  auf  dem  Ge¬ 
biete  jenes  Munizipiums,  wo  sich  die  Mastanstalt  be¬ 
findet,  die  betreffenden  Getreidemengen  nicht  in  ge¬ 
nügender  Menge  zur  Verfügung,  so  tragen  für  die 


Beschaffung  dieses  Bedarfes  jene  öffentlichen  Behörden 
Sorge,  denen  im  Sinne  des  §  6  der  Verordnung  Zahl 
2072/1915  M.-E.  hierzu  eine  E inkauf sberechtigimg  er¬ 
teilt  werden  darf.  Die  Beschaffung  kann  auch  im  Wege 
der  Kriegsprodukten-A.-G.  erfolgen.  Ist  die  Errichtung 
der  Mastanstalt  nach  dem  Wirtschaftsjahre  1913/14 
erfolgt  oder  erweist  sich  die  Beschaffung  eines  größeren 
Bedarfes  für  notwendig  als  im  Wirtschaftsjahre  I9i'3/i4 
verwendet  wurde,  so  erteilt,  nach  Anhörung  des  Bürger¬ 
meisters,  beziehungsweise  des  Vizegespans,  der  Handels¬ 
minister  die  Genehmigung  auch  zur  Deckung  dieses 
größeren  Bedarfes.  Jede  Mastanstalt  ist  verpflichtet,  dem 
ersten  Beamten  des  Munizipiums  anzumelden,  wieviel 
Getreidemengen  sie  gesondert  beschafft  hat  und  wo  sie 
lagern.  Die  Wrfügung  des  §  2  der  Verordnung  Zahl 
2468/1915  M.-E.  über  die  Beschaffung  des  notwendigen 
Getreides  für  die  Versorgung  des  \'iehstandes  (Pferde, 
Hornvieh,  Schweine,  Geflügel  u.  s.  w.)  wird  hinsichtlich 
der  Städte  mit  Munizipalrecht  derart  modifiziert,  daß  die 
notwendigen  Getreidemengen  auch  auf  dem  Gebiete  des 
unmittelbar  benachbarten  Munizipiums  beschafft  werden 
dürfen.  Kann  jedoch  solches  Getreide  daselbst  nicht  be¬ 
schafft  werden,  weil  es  in  genügender  Menge  nicht  zur 
AVrfügung  steht,  so  kann  der  Handelsminister  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern  und  dem  Acker¬ 
bauminister,  in  Kroatien-Slawonien  mit  dem  Banus 
den  Komitats-  und  den  städtischen  Munizipien,  den 
Städten  mit  geordnetem  Magistrat,  den  größeren 
Industrieunternehmungen,  Verkehrs-  und  sonstigen 
Unternehmungen,  Konsumgenossenschaften,  Asylen, 
Internaten,  Spitälern,  Heil-,  Straf-  und  Korrektions-, 
Erziehungsinstituten  und  sonstigen  öffentlichen  In¬ 
stituten  gestatten,  daß  sie  auf  den  durch  den  Ackerbau¬ 
minister,  in  Kroatien-Slawonien  durch  den  Banus  be- 
zeichneten  Gebieten  von  Munizipien,  Bezirken  oder  Ge¬ 
meinden  aus  der  Ernte  des  Jahres  1915  von  den  Pro¬ 
duzenten  so  viel  Getreide  beschaffen,  als  zur  Auf¬ 
fütterung  des  Viehstandes  voraussichtlich  bis  zum 
15.  August  des  Jahres  1916  notwendig  sein  wird.  Die 
Menge  des  derart  zu  deckenden  Bedarfes  stellt  der 
Ackerbauminister,  in  Kroatien-Slawonien  der  Banus  fest. 

VI.  Kaufpreis  und  Veräußerung.  Hin¬ 
sichtlich  der  Preise  der  in  der  gegenwärtigen  Verord¬ 
nung  genehmigten  Getreidemengen  ist  die  Verordnung 
Z.  2072/1915  M.-E.,  hinsichtlich  der  Preise  der  Mehl¬ 
mengen  die  Verordnung  Z.  2727/1915  M.-E.  mit  der 
Abweichung  maßgebend,  daß  Malzfabriken  sowie  Malz¬ 
kaffee-  und  Kaffeesurrogatfabriken  für  Primaqualität 
Braugerste  sowohl  dem  Produzenten  als  auch  der 
Kriegsprodukten-A.-G.,  wenn  der  Kauf  auf  Wunsch 

j  nach  Muster  erfolgt,  einen  Preis  bezahlen  dürfen,  der 
.  den  für  Gerste  in  der  zitierten  Verordnung  festgestellten 
Preis  um  nicht  mehr  als  2  K  übersteigt.  Den  in  der 
gegenwärtigen  Verordnung  angeführten  gewerblichen 
Unternehmungen  sowie  den  sich  mit  der  gewerbsmäßigen 
Viehfütterung  beschäftigenden  Personen  und  Unter¬ 
nehmungen  ist  es  verboten,  den  Fall  des  §  15  aus- 
eenommen,  die  durch  sie  beschafften  Getreide-  und  Mehl- 
mengen  einem  anderen  als  der  Kriegsprodukten-A.-G. 
zu  verkaufen  (§  21). 

VII.  Die  Beschaffung  von  Saatgut  und 
dessen  Wiederverkauf.  Der  Ackerbauminister 
kann  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  unter  den 
durch  ihn  festzustellenden  Bedingungen  die  Ermächti¬ 
gung  erteilen,  Saatgut  zu  Zwecken  des  Wiederverkaufes 
zu  erwerben.  Er  kann  gleichzeitig  jene  Preise  fest¬ 
stellen,  die  beim  Wiederverkauf  des  beschafften  Saat¬ 
gutes  angerechnet  werden  dürfen. 

VIII.  .Straf-  und  Schlußbestimmungen. 
Jede  auf  Grund  dieser  Verordnung  erteilte  Einkaufs¬ 
bewilligung  für  Getreide  und  Mehl  ist  vor  Beginn  des 
Einkaufes  bei  der  Gemeindevorstehung  (städtischer 
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Magistrat)  des  Einkaufsortes  vorzuweisen.  Wer  den 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  zuwiderhandelt,  kann 

■  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und  mit  einer  Geld- 
j  büße  bis  zu  600  K  bestraft  werden.  Die  entgegen  dieser 

■  Verordnung  beschafften  Getreide-  und  Mehlbestände, 

.  beziehungsweise  die  aus  denselben  erzeugten  Produkte 
'(■  können  im  Laufe  des  gerichtlichen  Verfahrens  konfisziert 
f;.  werden.  Derjenige,  der  dieses  Vergehen  begeht,  verliert 
!  die  weitere  Kaufberechtigung  hinsichtlich  des  bewilligten 

Quantums.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft  und 
erstreckt  sich  auf  das  ganze  Gebiet  der  heiligen 
ungarischen  Krone  inklusive  Kroatien  und  Slawonien. 

I;' 

Normativ  für  die  vom  Budapester  Giro-  und 
Kassenverein  zu  vollziehenden  Effektenfeiibie- 
'  tungen.  Die  Regierung  hat  in  ihrer  Verordnung  über 
die  Beschränkung  der  Verwertung  der 
Pfandobjekte  vom  31.  Juli  1.  J.  bekanntlich  die 
Budapester  Giro-  und  Kassenverein- Aktiengesellschaft 
'  mit  dem  Vollzüge  der  Effektenfeilbietungen  betraut  und 
die  Feststellung  der  Normen  dieser  Lizitationen  einem 
/.  späteren  Erlasse  des  Justizministers  Vorbehalten.  Diese 
V.  Verordnung  ist  nun  im  Amtsblatt  erschienen  und  sie 
lautet  wie  folgt: 

Verordnung  des  kön.  ung.  Justizministers,  Zahl 
12620/1915  in  Angelegenheit  der  Feststellung  der 
Normen  der  von  der  Budapester  Giro- und  Kassenverein- 

■  Aktiengesellschaft  zu  vollziehenden  Effektenfeilbie¬ 
tungen.  Auf  Grund  der  im  Alinea  2  des  §  2  der  in  An¬ 
gelegenheit  der  Verwertung  der  Pfandobjekte  unter 
Z.  2842/1914  M.-E.  erlassenen  Verordnung  vom  31.  Juli 

-i  p  1915  erhaltenen  Ermächtigung  stelle  ich  im  Sinne  der 
'  >  erwähnten  Verordnung  die  Normen  der  durch  die  Buda¬ 
pester  Giro-  und  Kassenverein-Aktiengesellschaft  zu 
'  vollziehenden  Effektenfeilbietungen  in  folgendem  fest: 

§  I.  Die  feilzubietenden  Effekten  sind  gleichzeitig  mit 
dem  Feilbietungsansuchen,  in  welchem  auch  der  Name 
des  Schuldners  anzugeben  ist,  der  Budapester  Giro-  und 
Kassenverein-Aktiengesellschaft  in  Begleitung  einer 
Zahlennote  gegen  Bestätigung  zu  übergeben. 

§  2.  Die  Feilbietung  erfolgt  im  Namen  und  auf  Gefahr 
der  ansuchenden  Partei,  ohne  daß  die  Aktiengesellschaft 
verpflichtet  wäre,  sich  in  eine  Prüfung  des  zwischen 
den  kontrahierenden  Parteien  obwaltenden  Rechtsver¬ 
hältnisses  oder  der  Verkehrsfähigkeit  der  übergebenen 
Titres  oder  ihrer  etwaigen  Mängel  einzulassen. 

Wenn  jedoch  die  Aktiengesellschaft  in  Zweifel 
darüber  ist,  ob  der  ansuchenden  Partei  tatsächlich  eine 
solche  Forderung  gebührt,  auf  Grund  welcher  die  Feil¬ 
bietung  im  Sinne  der  unter  Z.  2842/1915  M.-E.  erlassenen 
Verordnung  abgehalten  werden  darf,  kann  sie  die  An¬ 
beraumung  der  Feilbietung  ohne  Verantwortung  und 
i  f  Motivierung  verweigern  oder  die  Anberaumung  der  Feil- 
S  bietung  davon  abhängig  machen,  daß  die  ansuchende 
f  Partei  vor  ihr  das  Rechtsverhältnis  wahrscheinlich 
tt  mache,  auf  Grund  dessen  sie  die  Anberaumung  der 
Feilbietung  verlangt. 

Im  Falle  der  Verweigerung  der  Anberaumung  der 
Feilbietung  kann  sich  die  ansuchende  Partei  an  das 
■«S  laut  Alinea  i,  §  3  der  unter  Z.  68300/1914  M.-E.  er- 
®r- lassenen  Verordnung  kompetente  Bezirksgericht  wenden, 
das  unter  Anwendung  der  zitierten  Verordnung  darüber 
entscheidet,  ob  die  Aktiengesellschaft  die  Feilbietung 
abhalten  soll  oder  nicht. 

Diese  Normen  sind  auch  dann  entsprechend  anzu- 
wenden,  wenn  in  der  Aktiengesellschaft  nach  Anbe- 
K  raumung  der  Feilbietüng  Zw'eifel  hinsichtlich  des  im 
Alinea. 2  erwähnten  Umstandes  erw'achen. 

§  3.  Die  Aktiengesellschaft  beraumt  die  Feilbietung 
spätestens  auf  den  zehnten  Tag,  der  dem  Einlangep  des 
Ansuchens  oder  der  Präsentierung  des  (mit  der  die 


Rechtskräftigkeit  bezeugenden  Klausel  versehenen)  Ge¬ 
richtsbescheides  (Alinea  3  und  4,  §  2)  nachfolgt,  und 
vollzieht  die  Feilbietung  durch  ihren  Delegierten. 

iTer  die  Feilbietung  veröffentlicht  die  Aktiengesell¬ 
schaft  mindestens  drei  Tage  vor  der  Abhaltung  der  Feil¬ 
bietung  eine  Kundmachung,  in  der  sie  Tag,  Stunde,  Ort 
der  Feilbietung  und  die  zur  Feilbietung  gelangenden 
Effekten  bezeichnet.  Die  \' eröffentlichung  der  Kund¬ 
machung  erfolgt  durch  das  Aushängen  in  der  Lokalität 
der  Aktiengesellschaft;  die  Aktiengesellschaft  kann 
jedoch  die  Kundmachung  nach  ihrem  Gutdünken  auch 
auf  andere  Weise  veröffentlichen.  Die  Feilbietungen  voll¬ 
zieht  die  Gesellschaft  in  ihrer  eigenen  Lokalität. 

§  4.  In  welchen  Posten  die  —  sei  es  im  Namen  der¬ 
selben  Partei  oder  sei  es  im  Namen  verschiedener  an¬ 
suchender  Parteien  —  an  einem  Tage  zur  Feilbietung 
gelangenden  Effekten  gleicher  Gattung  zur  Feilbietung 
gelangen  sollen,  entscheidet  die  Aktiengesellschaft  nach 
ihrem  Gutdünken. 

§  5.  Den  Ausrufungspreis  des  Effektes  bestimmt  die 
Aktiengesellschaft ;  der  Ausrufungspreis  kann  nicht 
niedriger  sein  als  der  in  der  unter  Z.  2842/1915  M.-E. 
erlassenen  Verordnung  festgestellte  niedrigste  Ver¬ 
kaufspreis. 

Die  Feilbietung  muß  so  lange  fortgesetzt  w’erden,  als 
ein  Anbot  gestellt  wird;  erfolgt  kein  weiteres  Anbot 
mehr,  dann  ist  das  Effekt  nach  dreimaliger  Ausrufung 
des  angebotenen  Preises  als  von  dem  Meistbietenden 
angekauft  zu  erklären.  (Alinea  2,  §  107  G.-A.  LX/1881.) 

Wenn  sich  zu  dem  in  der  unter  Z.  2842/1915  M.-E. 
erlassenen  Verordnung  festgestellten  niedrigsten  Ver¬ 
kaufspreis  kein  Käufer  meldet,  suspendiert  die  Aktien¬ 
gesellschaft  die  Feilbietung  und  beraumt  sie  auf  Wunsch 
der  ansuchenden  Partei  von  neuem  an. 

Der  Kaufpreis  jedes  auf  der  Feilbietung  angekauften 
Effekts  ist  sofort  zu  erlegen,  und  das  feilgebotene  Effekt 
ist  nach  der  Bezahlung  sofort  in  den  Besitz  des  Käufers 
zu  übergeben.  Wenn  der  Meistbietende  den  Kaufpreis 
nicht  sofort  erlegt,  ist  das  Effekt  von  neuem  zu  ver¬ 
steigern.  Der  nichtzahlende  Lizitant  hat  keinen  Anspruch 
auf  das  etwaige  Plus,  doch  hat  er  die  etwaige  geringere 
Summe  zu  ergänzen  und  darf  an  dem  w^eiteren  Verlaufe 
der  Feilbietung  nicht  teilnehmen.  (Alinea  i,  §  108  G.-A. 
LX/1881.) 

§  6.  Wenn  die  Aktiengesellschaft  in  begründeter  Weise 
voraussetzen  kann,  daß  sich  bei  der  Feilbietung  ein  Miß¬ 
brauch  ergeben  hat,  kann  sie  die  Fortsetzung  der  Feil¬ 
bietung  ohne  Verantw'ortung  und  Motivierung  ver¬ 
weigern.  Von  der  Verweigerung  verständigt  sie  die  an¬ 
suchende  Partei. 

§  7.  Über  die  —  sei  es  im  Namen  derselben  ansuchen¬ 
den  Partei  oder  sei  es  im  Namen  verschiedener  an¬ 
suchender  Parteien  —  zur  gleichen  Zeit  abgehaltene 
Feilbietung  verfaßt  der  Delegierte  der  Aktiengesellschaft 
ein  gemeinsames  Protokoll,  das  die  Namen  der  an¬ 
suchenden  Partei  und  des  Schuldners,  die  Bezeichnung 
der  versteigerten  Effekten,  den  Namen  des  Käufers  und 
den  Verkaufspreis  enthält.  Das  Feilbietungsprotokoll 
unterzeichnet  der  Delegierte  der  Aktiengesellschaft  und 
die  letztere  bewahrt  es  auf  und  gibt  auf  Wunsch  der  an¬ 
suchenden  Partei  oder  des  Schuldners  über  den  sie  be¬ 
treffenden  Teil  des  Protokolls  auszugsweise  Kopien. 

Die  Aktiengesellschaft  stellt  dem  Käufer  über  die  auf 
der  Feilbietung  verkauften  Effekten  eine  Rechnung  aus. 

Die  Aktiengesellschaft  rechnet  die  Kosten  der  Feil¬ 
bietung  der  ansuchenden  Partei  auf.  Den  Stempel  des 
Feilbietungsprotokolls  hat  die  ansuchende  Partei  vor¬ 
zustrecken. 

Die  Effektenverkehrsstcuer  ist  laut  der  Bestimmungen 
des  G.-A.  XI/1900  abzutragen. 
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§  8.  Die  Aktiengesellschaft  ist  verpflichtet,  den  ein¬ 
geflossenen  Kaufpreis  der  ansnehenden  Partei  inner¬ 
halb  dreier  Tage  nach  der  Feilbietung  zu  verrechnen. 

§  9.  Diese  \’erordnung  tritt  mit  ihrer  Verlautbarung 
in  Kraft. 


Deutschland. 

Änderung  der  Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine 
amtliche  Bekanntmachung  vom  17.  August  bestimmt: 

I.  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

1.  Baumwolle,  roh,  auch  gereinigt,  einschließlich  der 
Ernteabfälle  von  roher  Baumwolle  (Linters),  auch  ge¬ 
reinigt  der  Nr.  28  a,  b  des  statistischen  Warenverzeich¬ 
nisses;  Baumwolle,  bearbeitet,  Gespinsten  aus  Baum¬ 
wolle,  auch  mit  anderen  pflanzlichen  oder  mit  tierischen 
Spinnstoffen  oder  Gespinsten,  ausschließlich  Seide,  ge¬ 
mischt,  Waren  aus  Baumwollengespinsten,  auch  ge¬ 
mischt  mit  anderen  pflanzlichen  Spinnstoffen  oder  Ge¬ 
spinsten  oder  mit  Pferdehaaren,  jedoch  ohne  Bei¬ 
mischung  von  Seide,  Wolle  oder  anderen  Tierhaaren, 
des  Unterabschnitts  C  des  5.  Zolltarifabschnitts  (Nr.  438 
bis  469  des  Zolltarifs,  Nr.  438  a  bis  468  des  statisti¬ 
schen  Warenverzeichnisses)  mit  Ausnahme  des  Ver- 
eflelungsverkehrs  (Eigen-  und  Lohnveredelung) ; 

2.  Porzellanerde  (Kaolin,  Chinaclay),  auch  gebrannt, 
gemahlen  oder  geschlämmt,  Schamotte-  und  Dinas- 
mcrtel  der  Nr.  223  des  Zolltarifs; 

3.  Boraxkalk  der  Nr.  236  und  Borazit  der  Nr.  280 
des  Zolltarifs; 

4.  Erdwachs  (Ozokerit),  roh,  auch  umgeschmolzen, 
Montanwachsbitumen,  Braunkohlenbitumen  der  Nr.  241 
des  Zolltarifs; 

5.  Abfallauge  von  der  Sulfitzellstoffbereitung,  gerb¬ 
stoffhaltiger  und  anderer  der  Nr.  384  b  und  390  b  des 
statistischen  Warenverzeichnisses ; 

6.  Schläuchen  aus  Hanf  und  Flachs  der  Nr.  485  des 
Zolltarifs  —  485  a  des  statistischen  Warenverzeich¬ 
nisses  ; 

7.  Wollfilzen,  Futterfilzen,  Filzstoffen  und  sonstigen 
Filzen  aus  Wolle  der  Nr.  514  des  Zolltarifs  und 
514  i  des  statistischen  Warenverzeichnisses; 

8.  Schmelztiegeln,  Retorten,  Muffeln,  Kapseln, 
Röhren,  Zylindern,  Platten,  Düsen  und  anderen  nicht  als 
Steine  zu  bezeichnenden  geformten  feuerfesten  Erzeug¬ 
nissen  aus  Ton  oder  toniger  Masse,  Schmelztiegeln  aus 
Magnesiazement  oder  Speckstein  der  Nr.  725  des  Zoll¬ 
tarifs  ; 

9.  Rohkolben  zu  doppelwandigen  Hohlglasflaschen 
(Thermos-  und  anderen  Isolierflaschen). 

H.  Das  Verbot  unter  I,  Ziffer  i,  dieser  Bekannt¬ 
machung  erstreckt  sich  nicht  auf  Baumwollenzwirne 
aller  Art  in  Aufmachungen  für  den  Einzelverkauf, 
Eisengarn,  Häkel-,  Näh-,  Stickgarn,  Tüll,  Haarnetze, 
Spitzenstoffe  und  Spitzen  aller  Art  einschließlich  der 
Einsatzspitzen,  Kanten  und  abgepaßten  Waren  aus 
Spitzen  oder  Spitzenstoffen,  Stickereien  auf  baum¬ 
wollenen,  wollenen,  leinenen  und  dergleichen  Grund- 
stciffen,  Posamenteriewaren,  sogenannte  Baumwollen- 
spanterie. 

IH.  Aufgehoben  wird  das  Verbot  der  Ausfuhr  und 
Durchfuhr  von  australischen  Opossumfellen. 


Kraftfuttermittel.  Bekanntmachung  über  die  Aus¬ 
dehnung  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Kraft¬ 
futtermitteln  vom  28.  Juni  1915  auf  weitere  Futter¬ 
mittel.  Eine  Verordnung  auf  Grund  des  §  15  über  den 
Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln  vom  28.  Juni  1915  be- 
-  stimmt:  -  - 


Den  im  §  i  der  Wrordnung  genannten  Gegenständen 
treten  hinzu 

Kartoffelpülpe,  naß, 

Kartoffelpülpe,  gesäuert, 

Biertreber,  naß, 

Getreidetreber,  naß. 

Bekanntmachung  über  die  Preise  und  sonstigen  Ver- 
mituimen  für  Kraftfuttermittel.  Der  Bundesrat  hat  auf 

^  ^  IT 

Grund  der  §§  5  und  6  der  \Vrordnung  über  den  V  er¬ 
kehr  mit  Kraftfuttermitteln  vom  28.  Juni  1915  folgende 
Bestimmungen  getroffen: 

§  I.  Der  Preis,  den  die  Bezugsvereinigung  für  die  ihr 
zu  überlassenden  Futtermittel  und  Hilfsstoffe  zahlt  (§  6, 
Absatz  I  der  Verordnung  vom  28.  Juni  1915))  darf  den 
in  der  nachfolgenden  Übersicht  aufgeführten  Betrag 
nicht  übersteigen. 

Dreist  für  1  ^ 
(lOÜÜ  frg) 
Mark 


A.  K  ö  r  n  e  r  f  u  1 1  e  r. 


1.  Mais . 260 

2.  Johannisbrot . 300^) 

3.  Ackerbohnen . 350 

4.  Sojabohnen . 400 

5.  Lupinen  . 250 

6.  Wicken . 350 


7.  Gemenge  von  Hülsenfrüchten  (ohne  Getreide)  350 


B.  Abfälle  der  Müllerei. 

8.  Erdnußschalen  .  48 

8a.  Erdnußkleie  ohne  Schalen . 100 

9.  Haferspelzen  (Haferhülsen  und  Haferschalen)  .  50 

10.  Hirseschalen .  48 

11.  Reiskleie  und  -spelzen .  48 

12.  Haferkleie  . I30 

13.  Reisfuttermehl . 200^) 

14.  Haferfuttermehl  . 260 

15.  Erbsenschalen  . ^30 

15a.  Erbsenkleie . 260 

16.  Graupenfutter  . I30 

17.  Gerstenkleie  . . ^30 

18.  Maisabfälle  (Homco,  Homini,  Maizena  u.  s.  w.)  240 


C.  Abfälle  der  Stärkefabrikation  und  der 
Gärungsgewerbe. 


19.  Kartoffelpülpe,  getrocknet  . 120 

19a.  Kartoffelpülpe,  naß  .  7’50 

19b.  Kartoffelpülpe,  gesäuert .  10 

20.  Getreidetreber,  getrocknet  . 165 

21.  Roggenschlempe,  getrocknet . 242 

22.  Biertreber,  getrocknet  . 220 

22a.  Biertreber,  naß .  40- 

23.  Malzkeime  . 200 

24.  Maisschlempc,  getrocknet  . 264 

25.  Hefe,  getrocknet  (als  Viehfutter) . 350 


D.  Ölkuchen. 

26.  Ravisonkuchen . 200 

27.  Hederichkuchen  . 200 

28.  Rübsenkuchen  . 240 

29.  Leindotterkuchen  . 240 

30.  Rapskuchen  . 240 

31.  Hanfkuchen  . ^lo 

32.  Nigerkuchen . 260 

33.  Sonnenblumenkuchen . 280 

34.  Mohnkuchen . 240  ^ 

35.  Palmkernkuchen . 250 

36.  Sesamkuchen  . 200 

37.  Sesamkuchen,  in  Deutschland  geschlagen  .  .  2M 

38.  Sojabohnenkuchen  . 260 

39.  Leinkuchen . 300 

40.  Kokoskuchen  . 270 

41.  Maiskuchen  . 240 

42.  Maiskeimkuchen  . 270 

43.  Baumwollsaatkuchen . 

44.  Erdnußkuchen  .  300  ) 

45.  Mehle  aus  Ölkuchen  10  M.  Aufschlag  für  die 
Mahlkosten. 

E.  Ölmehle  (durch  Extraktion  gewonnen). 

46.  Palmkernmehl  und  -schrot . 230 

47.  Raps-  und  Rübsenmehl  . 220 

48.  Leinmehl  und  -schrot . .  «i  270 


')  Geschroten  oder  iremablen  10  M.  teurer. 

*)  18  vom  Hundert  Mindestgehalt  Protein  oder  Fett. 
•)  38  vom  Hundert  Mindestgehalt  Protein  oder  Fett. 
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Frei«  für  l  ( 
(1000  k?) 
Mark 

49.  Kokosmehl  und  -schrot . 240 

50.  Sojamehl  und  -schrot . 220 

F.  Tierische  Produkte  und  Abfälle. 

51.  Tierkörpermehl,  Kadavermehl . 180 

52.  Heringsmehl . 200* *) 

53.  Walfischmehl . 180 

54.  Fischfuttermehl,  Dorschmehl,  fettreich  .  .  .  240 

55.  Fischfuttermehl,  Dorschmehl,  fettarm  .  .  .  260 

56.  Fleischkuchen  . 240 

57.  Fleischkuchen,  gemahlen . 300 

58.  Blutmehl . 300 

59.  Fettgrieben  . 330 

60.  Fleischfuttermehl  . 330 

G.  Hilfsstoffe. 

61.  Torfstreu  bis  i.  Oktober  1915 .  20'') 

vom  I.  Oktober  1915  bis  i.  Juli  1916  .  .  .  22®) 

62.  Torfmull  bis  i.  Juli  1916 .  27 

63.  Kohlensaurer  Futterkalk  (Schlämmkreide)  .  .  30 

64.  Phosphorsaurer  Futterkalk  mit  38  bis  42  vom 

Hundert  zitratlöslicher  Phosphorsäure  .  .  .  230 

Bei  Torfstreu  und  Torfmull,  die  nachweislich  aus  den 
oberbayerischen  und  den  im  württembergischen  Donau¬ 
kreis  gelegenen  Torfstreufabriken  stammen,  gilt  an 
Stelle  der  in  Ziffer  61  und  62  festgesetzten  Höchstpreise 
als  einheitlicher  Höchstpreis  der  Betrag  von  30  M. 
für  eine  t. 

§  2.  Die  Preise  gelten  für  gesunde  Ware  von  minde¬ 
stens  mittlerer  Art  und  Güte  frei  Eisenbahnwagen  oder 
Schiff  der  Verladestation  für  eine  t  (1000  kg  Brutto¬ 
gewicht),  einerlei,  ob  die  Ware  unter  Überlassung  der 
Säcke  an  den  Empfänger  oder  in  den  vom  Eigentümer 
geliehenen  Säcken  geliefert  wird. 

§  3.  Die  Vergütung  für  Aufbewahrung,  pflegliche  Be¬ 
handlung  und  Versicherung  der  Ware  (§  5  der  Ver¬ 
ordnung)  beträgt  für  jeden  angefangenen  Monat  und 
jede  angefangene  t  60  Pf. 


Bekanntmachung  über  den  Verkehr  mit  Kakao 
schalen.  Der  Bundesrat  hat  auf  Grund  des  §  3  des 
Gesetzes  über  die  Ermächtigung  des  Bundesrates  zu 
wirtschaftlichen  Maßnahmen  u.  s.  w.  vom  4.  August 
1914  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Es  ist  verboten,  gepulverte  Kakaoschalen  oder 
Erzeugnisse,  die  mit  gepulverten  Kakaoschalen  ver¬ 
mischt  sind, 

1.  zu  verkaufen,  feilzuhalten  oder  sonst  in  Verkehr 
zu  bringen, 

2.  aus  dem  Ausland  einzuführen. 

§  2.  Das  Verbot  des  §  i  erstreckt  sich  nicht  auf  Kakao¬ 
schalenteile,  die  in  den  aus  Kakaokernen  bereiteten  Er¬ 
zeugnissen  bei  Anwendung  der  gebräuchlichen  tech¬ 
nischen  Herstellungsverfahren  als  unvermeidbare  Be¬ 
standteile  zurückgeblieben  sind. 

§  3.  Das  Verbot  des  §  i,  Nr.  i,  erstreckt  sich  nicht  auf 
Gegenstände  der  im  §  i  bezeichneten  Art,  die  nach  den 
Vorschriften  des  Reichskanzlers  zum  Genüsse  für 
Menschen  unbrauchbar  gemacht  worden  sind. 

§  4.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  und  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen 
würd  bestraft,  wer  vorsätzlich 

1.  dem  Verbote  des  §  i  zuwiderhandelt, 

2.  Gegenstände,  die  gemäß  §  3  zum  Genüsse  für 
Menschen  unbrauchbar  gemacht  worden  sind,  als 
Nahrungs-  oder  Genußmittel  für  Menschen  verkauft,  feil¬ 
hält  oder  sonst  in  Verkehr  bringt. 

§  5.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  wird 
bestraft,  wer  eine  der  im  §  4  bezeichneten  Handlungen 
aus  Fahrlässigkeit  begeht. 


§  6.  Neben  der  Strafe  (§§  4,  5)  ist  auf  Einziehung 
der  Gegenstände  zu  erkennen,  ohne  Unterschied,  ob  sie 
dem  Verurteilten  gehören  oder  nicht. 

Ist  die  Verfolgung  oder  Verurteilung  einer  bestimmten 
Person  nicht  ausführbar,  so  kann  auf  die  Einziehung 
selbständig  erkannt  werden. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung,  die  §§  4,  5,  6  treten  mit  dem  25.  August  1915 
in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Anordnung  für  das  Verfahren  vor  dem  Reichs¬ 
schiedsgericht  für  Kriegsbedarf.  Eine  Verfügung  vom 
22.  Juli  1915  lautet: 

§  I.  Das  Reichsschiedsgericht  für  Kriegsbedarf  setzt 
in  Streitfällen  den  Ubernahmspreis  für  Gegenstände  der 
im  §  I  der  Verordnung  über  die  Sicherstellung  von 
Kriegsbedarf  vom  24.  Juni  1915  bezeichneten  Art  fest, 
die  durch  Anordnung  der  Kriegsministerien  oder  des 
Reichsmarineamtes  oder  der  von  ihnen  bezeichneten  Be¬ 
hörden  auf  Grund  der  Verordnung  enteignet  worden  sind. 

Es  setzt  ferner  den  Übernahmspreis  fest,  sow'eit  vor 
dem  Inkrafttreten  der  Verordnung  von  den  Militär-  und 
Marinebehörden,  einschließlich  der  Befehlshaber,  über 
das  Eigentum  an  beschlagnahmten  Gegenständen  der 
bezeichneten  Art  verfügt  worden  ist.  Dies  gilt  nicht, 
rvenn  der  Übernahmspreis  vertraglich  vereinbart  oder 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  über  die  Kriegs¬ 
leistungen  vom  13.  Juni  1873  oder  durch  rechtskräftiges 
Urteil  festgesetzt  worden  ist. 

§  2.  Das  Reichsschiedsgericht  entscheidet  in  der  Be¬ 
setzung  von  einem  Vorsitzenden  und  vier 


50  vom  Hundert  Mindestgehalt  Protein  oder  Fett. 

*)  Die  Preise  gelten  für  Torfstreu,  von  welrher  10.000  kg  mindestens 
32  w*  Ranmmaü  ausmachen.  Für  je  volle  5  mehr  erfolgt  ein  Zuschlag 
von  M.  1*50  tür  die  Tonne. 


Beisitzern. 

Der  Vorsitzende  soll  zum  Richteramt  befähigt  sein. 
Den  Vorsitzenden  und  seine  Vertreter  ernennt  der 
Reichskanzler.  Die  Beisitzer  werden  vom  Vorsitzenden 
berufen,  und  zwar  drei  aus  einer  vom  Deutschen 
Handelstag  einzuholenden  Vorschlagsliste,  der  vierte 
auf  Vorschlag  derjenigen  amtlichen  Vertretung  des 
Handels,  in  deren  Bezirke  sich  die  Gegenstände  ganz 
oder  zum  Teil  befinden. 

§  3.  Das  Amt  als  Mitglied  des  Reichsschiedsgerichts 
ist  ein  Ehrenamt. 

Die  Mitglieder  sind  vor  ihrem  Amtsantritt  durch 
Handschlag  an  Eides  statt  zu  treuer  und  gewissenhafter 
Führung  ihres  Amtes  zu  verpflichten. 

Die  Verpflichtung  des  Vorsitzenden  erfolgt  durch 
einen  vom  Reichskanzler  bestimmten  höheren  Reichs¬ 
beamten,  die  Verpflichtung  der  übrigen  Mitglieder  durch 
den  Vorsitzenden.  Die  Mitglieder  sind  zur  Amtsver¬ 
schwiegenheit  verpflichtet. 

§  4.  Der  Vorsitzende  des  Reichsschiedsgerichts  erläßt 
dessen  Geschäftsordnung  unter  Zustimmung  des  Reichs¬ 
kanzlers. 

Der  Reichskanzler  beaufsichtigt  die  Geschäftsführung. 

Die  Anordnungen  für  die  Geschäfts-,  Kanzlei-  und 
Unterbeamten,  für  Geschäftsräume  und  Geschäfts¬ 
bedürfnisse  trifft  der  Vorsitzende. 

Amtssitz  des  Reichsschiedsgerichts  ist  Berlin.  Es  darf 
in  wichtigen  Fällen  an  anderen  Orten  Sitzungen  ab¬ 
halten,  wenn  dies  zur  schleunigen  oder  sachgemäßen 
Erledigung  erforderlich  erscheint. 

§  5.  Die  Entscheidung  erfolgt  im  Beschlußverfahren 
ohne  mündliche  Verhandlung. 

Vor  der  Entscheidung  sind  die  Beteiligten  zu  hören. 
Als  Beteiligte  im  Sinne  dieser  Anordnung  gelten  die 
Eigentümer  der  in  Anspruch  genommenen  Güter  ein¬ 
schließlich  der  dinglich  Berechtigten  sowie  das  Reichs 
marineamt,  die  Kriegsministerien  und  diejenigen 
Militär-  und  Marinebehörden,  einschließlich  der  Befehls 
haber,  welche  Gegenstände  des  Kriegsbedarfs  beschlag¬ 
nahmt  oder  über  sie  verfügt  haben. 
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Der  Vorsitzende  kann  ferner  Personen,  die  ein 
rechtliches  Interesse  haben,  daß  der  Eigentümer  oder 
ein  anderer  dinglich  Berechtigter  Entschädigung  er¬ 
hält,  als  Beteiligte  zulassen. 

§  6.  Die  Verhandlungen  sind  nicht  öffentlich. 

Den  Beteiligten  ist  gestattet,  den  Verhandlungen  bei¬ 
zuwohnen. 

Der  Vorsitzende  kann  anordnen,  daß  mündlich  ver¬ 
handelt  wird  und  daß  die  Beteiligten  zu  den  Verhand¬ 
lungen  erscheinen  oder  sich  in  der  Verhandlung  durch 
einen  bei  einem  deutschen  Gericht  zugelassenen  An¬ 
walt  vertreten  lassen.  Aus  besonderen  Gründen  kann  er 
auch  einen  anderen  rechts-  oder  sachverständigen  Ver¬ 
treter  zulassen.  Zur  mündlichen  Verhandlung  sind  die 
Beteiligten,  für  die  Heeresverwaltung  das  zuständige 
Kriegsministerium,  für  die  Marineverwaltung  das 
Reichsmarineamt  zu  laden. 

Die  Ladung  ergeht  an  Beteiligte,  deren  Wohnort  be¬ 
kannt  ist,  durch  eingeschriebenen  Brief,  an  Beteiligte, 
deren  Wohnort  nicht  bekannt  ist  oder  mit  denen  eine 
schriftliche  Verständigung  während  des  Krieges  er¬ 
schwert  oder  zeitraubend  ist,  durch  öffentliche  Bekannt¬ 
machung  in  der  Form  einmaliger  Einrückung  in  den 
„Reichsanzeiger“.  Der  Vorsitzende  kann  eine  andere  Art 
der  Ladung  anordnen. 

Haben  die  Beteiligten  sich  in  Berlin  Zustellungs¬ 
bevollmächtigte  bestellt,  so  erfolgt  die  Ladung  an  diese. 

Sind  die  Beteiligten  in  dem  zur  mündlichen  Ver¬ 
handlung  anberaumten  Termin  trotz  rechtzeitiger 
Ladung  nicht  gehörig  vertreten,  so  wird  gleichwohl  in 
der  Sache  verhandelt  und  entschieden. 

§  7.  Zu  der  Verhandlung  wird  ein  Schriftführer  zu¬ 
gezogen,  der  vom  Vorsitzenden  durch  Handschlag  an 
Eides  statt  zu  treuer  und  gewissenhafter  Führung  seines 
Amtes  verpflichtet  wird. 

§  8.  Die  Verhandlung  beginnt  mit  dem  Vortrag  des 
Berichterstatters;  die  Entscheidung  erfolgt  unter  Be¬ 
rücksichtigung  des  gesamten  Inhalts  des  Verfahrens. 

§  9.  Die  Unterlagen  für  die  Entscheidung  bilden 
die  Ermittlungen,  welche  von  den  Militär-  und  Marine¬ 
behörden  sowie  von  den  unter  staatlicher  Mitwirkung 
errichteten  oder  staatlich  beaufsichtigten  Wirtschafts¬ 
organisationen,  insbesondere  Rohstoffgesellschaften,  Ab¬ 
rechnungsstellen  und  deren  Beauftragten  über  Be¬ 
schaffenheit,  Menge  und  Wert  des  Gutes  angestellt 
worden  sind. 

Das  Reichsschiedsgericht,  vor  seinem  Zusammen¬ 
treten  der  Vorsitzende,  kann  jederzeit  von  Amts  wegen 
oder  auf  Antrag  weitere  Beweise  erheben,  insbesondere 
Zeugen  und  Sachverständige  eidlich  vernehmen  sowie 
Versicherungen  an  Eides  statt  abnehmen.  Die  Bew'eis- 
aufnahme  kann  einem  Mitglied  des  Reichsschieds¬ 
gerichts  übertragen  werden ;  das  beauftragte  Mitglied 
soll  bei  der  Beweisaufnahme  einen  Schriftführer  heran¬ 
ziehen,  den  es  durch  Handschlag  an  Eides  statt  zu 
treuer  und  gewdssenhafter  Führung  seines  Amtes  ver¬ 
pflichtet. 

Auf  die  Erledigung  des  Zeugen-  und  Sachver¬ 
ständigenbeweises  sowie  auf  die  sonstigen  Arten  der 
Beweisaufnahme  finden  die  Vorschriften  der  Zivil¬ 
prozeßordnung  entsprechende  Anwendung. 

Die  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  haben  inner¬ 
halb  ihrer  Zuständigkeit  dem  Ersuchen  des  Reichs¬ 
schiedsgerichts  oder  seines  Vorsitzenden  um  Aufnahme 
von  Beweisen  zu  entsprechen.  Auf  die  von  den  Gerichten 
zu  leistende  Rechtshilfe  finden  die  §§  158  bis  162,  166 
und  187  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  entsprechende 
Anwendung. 

§  10.  Über  jede  Verhandlung  soll  eine  Niederschrift 
gefertigt  werden.  Sie  soll  Ort  und  Tag  der  Verhandlung, 
die  Bezeichnung  der  Beteiligten  und  der  bei  der  Ver¬ 


handlung  mitwirkenden  Personen  sowie  das  Ergebnis 
der  Verhandlung  enthalten. 

Die  Verhandlungsniederschrift  wird  den  anwesenden 
Beteiligten  behufs  Genehmigung  vorgelesen  oder  zur 
Durchsicht  vorgelegt  und  soll  von  ihnen  unterschrieben 
werden.  Wird  sie  genehmigt,  so  wird  dies  vermerkt. 
Wird  die  Genehmigung  versagt  oder  unterbleibt  die 
Unterschrift,  so  soll  der  Grund  angegeben  werden. 

Die  Verhandlungsniederschrift  soll  von  dem  Vor¬ 
sitzenden  und  dem  Schriftführer  unterschrieben  werden. 

§  II.  Der  Reichskanzler  (Reichsamt  des  Innern  und 
Reichsschatzamt),  das  zuständige  Kriegsministerium, 
beziehungsweise  das  Reichsmarineamt  können  stets  von 
dem  Stande  der  Sache  durch  Akteneinsicht  Kenntnis 
nehmen,  zu  den  Verhandlungen  Vertreter  entsenden 
und  Anträge  stellen.  Sie  sind  durch  den  Vorsitzenden 
des  Reichsschiedsgerichts  von  den  anstehenden  Ver¬ 
handlungen  zu  benachrichtigen. 

Den  übrigen  Beteiligten  kann  der  Vorsitzende  die 
Akteneinsicht  nach  seinem  Ermessen  gestatten. 

§  12.  Das  Reichsschiedsgericht,  vor  seinem  Zusammen¬ 
treten  der  Vorsitzende,  kann  den  Beteiligten  aufgeben, 
binnen  einer  bestimmten  Frist  die  Tatsachen  und  Beweis¬ 
mittel,  auf  die  sich  ihr  Anspruch  stützt,  in  einem  Schrift¬ 
satz  niederzulegn  und  Urkunden  sowie  andere  Beweis¬ 
mittel  oder  Zeugen  zu  gestehen;  dabei  kann  verlangt 
werden,  daß  der  Schriftsatz  von  einem  mit  schriftlicher 
Vollmacht  versehenen,  bei  einem  deutschen  Gericht  zu¬ 
gelassenen  Rechtsanwalt  unterschrieben  ist.  Die  Frist 
soll  nicht  weniger  als  eine  Woche  und  nicht  mehr  als 
einen  Monat  betragen. 

Bei  Versäumnis  der  Frist  kann  das  Reichsschieds¬ 
gericht  nach  Lage  der  Sache  ohne  Berücksichtigung 
der  nicht  beigebrachten  Beweismittel  entscheiden. 

§  13.  Das  Reichsschiedsgericht  ist  nach  freiem  Er¬ 
messen  in  den  ihm  geeignet  erscheinenden  Fällen  be¬ 
fugt.  ohne  weitere  Erhebungen  auf  Grund  seiner  Ge¬ 
schäftserfahrung  zu  entscheiden. 

§  14.  Die  Verhandlungssprache  ist  deutsch.  Eingaben 
und  Schriftsätze,  die  nicht  in  deutscher  Sprache  ab¬ 
gefaßt  sind,  haben  nur  dann  Anspruch  auf  Berück¬ 
sichtigung,  wenn  ihnen  eine  beglaubigte  deutsche  Über¬ 
setzung  beigefügt  ist;  das  gleiche  gilt  für  beigefügte 
Urkunden  und  sonstige  Schriftstücke. 

§  15.  Der  Vorsitzende  kann  anberaumte  Termine 
verlegen,  Verhandlungen  vertagen  und  Termine  zur 
Verkündung  der  Entscheidung  anberaumen. 

§  16.  Bei  der  Abstimmung  stellt  der  Vorsitzende  die 
Fragen  und  sammelt  die  Stimmen.  Bilden  sich  in  Be¬ 
ziehung  auf  Summen,  über  die  zu  entscheiden  ist,  mehr 
als  zwei  Meinungen,  deren  keine  die  Mehrheit  für  sich 
hat,  so  werden  die  für  die  größte  Summe  abgegebenen 
Stimmen  den  für  die  zunächst  geringere  abgegebenen 
so  lange  hinzugerechnet,  bis  sich  eine  Mehrheit  ergibt. 

Der  Berichterstatter  stimmt  zuerst,  der  Vorsitzende 
zuletzt  ab.  Im  übrigen  stimmt  das  jüngere  Mitglied  vor 
dem  älteren  ab. 

§  17.  Die  Entscheidung  erfolgt  durch  Beschluß  im 
Namen  des  Reiches. 

Der  Beschluß  enthält  die  Namen  der  Mitglieder, 
welche  bei  der  Entscheidung  mitgewirkt  haben,  und  ist 
von  dem  Vorsitzenden  zu  unterschreiben.  Er  ist  mit 
Gründen  zu  versehen,  wenn  das  Reichsschiedsgericht 
dies  für  angezeigt  erachtet. 

Der  Beschluß  wird  mit  der  Eingangsformel  „Im 
Namen  des  Reiches“  ausgefertigt.  Die  Ausfertigung  ist 
von  dem  Schriftführer  zu  beglaubigen. 

§  18.  Der  Vorsitzende  hat  die  Überweisung  des  fest¬ 
gestellten  Übernahmspreises  an  den  Empfangsberech¬ 
tigten  binnen  zwei  Wochen  nach  Ergehen  der  Ent¬ 
scheidung  zu  veranlassen. 
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An  deutsche  und  neutrale  Beteiligte  erfolgt  die  Über¬ 
weisung  durch  Zahlung  nach  Anordnung  des  Vor¬ 
sitzenden.  Die  Regelung  der  Überweisung  an  An¬ 
gehörige  feindlicher  Staaten  bleibt  Vorbehalten. 

Bestehen  Zweifel  über  die  Person  des  berechtigten 
Empfängers,  so  darf  der  Vorsitzende  anordnen,  daß  der 
Übernahmspreis  ganz  oder  teilweise  unter  Verzicht  auf 
das  Recht  der  Rücknahme  bei  der  Reichsbank  hinterlegt 
wird. 

§  19.  Die  Kosten  des  Schätzungsverfahrens  fallen  dem 
Reiche  zur  Last. 

Auf  Antrag  können  den  Beteiligten  notwendige  Aus¬ 
lagen  erstattet  werden,  deren  Betrag  festzusetzen  ist ; 
die  Entscheidung  erfolgt,  wenn  sie  nicht  in  dem  Be¬ 
schluß  des  Reichsschiedsgerichts  (§  17)  getroffen  ist, 
endgültig  durch  den  Vorsitzenden. 

§  20.  Die  Mitglieder  des  Reichsschiedsgerichts  er¬ 
halten  bei  Dienstverrichtungen  außerhalb  ihres  Wohn¬ 
sitzes  aus  Reichsmitteln  Taggelder  und  Reisekosten 
nach  den  Sätzen  für  Vortragende  Räte  der  obersten 
Reichsbehörden. 

Regelung  der  Kriegswohlfahrtspflege.  Der 

Bundesrat  hat  am  22.  Juli  1915  nachstehende  Verordnung 
erlassen: 

§  I.  Wer  zu  gunsten  von  Kriegswohlfahrtszwecken 
eine  öffentliche  Sammlung,  eine  öffentliche  Unterhaltung 
oder  Belehrung  oder  einen  öffentlichen  Vertrieb  von 
Gegenständen  veranstalten  will,  bedarf  zu  der  Ver¬ 
anstaltung  der  Erlaubnis  der  Landeszentralbehörde  des 
Bundesstaats,  in  dessen  Gebiet  die  Veranstaltung  statt¬ 
finden  soll;  die  Landeszentralbehörde  kann  diese  Be¬ 
fugnis  auf  andere  Stellen  übertragen.  Bevor  die  Erlaub¬ 
nis  erteilt  ist,  darf  die  Veranstaltung  nicht  öffentlich  an¬ 
gekündigt  werden. 

Die  Erlaubnis  gilt  nur  innerhalb  des  Bundesstaats, 
für  den  sie  erteilt  ist;  für  Ankündigungen  in  Zeitungen 
oder  Zeitschriften  genügt  es,  wenn  die  Veranstaltung 
von  der  zuständigen  Stelle  des  Ortes  erlaubt  ist,  an  dem 
die  Zeitung  oder  Zeitschrift  erscheint. 

§  2.  Vorstehende  Vorschriften  finden  keine  Anwendung 
auf  Veranstaltungen  zur  Unterhaltung  und  Belehrung, 
die  beim  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  bereits  öffent¬ 
lich  angekündigt  sind  und  innerhalb  vier  Wochen  nach 
dem  Inkrafttreten  der  Verordnung  stattfinden. 

Für  bereits  begonnene  Sammlungen  und  Vertriebe  ist 
die  Erlaubnis  binnen  vier  Wochen  nach  dem  Inkraft¬ 
treten  dieser  Verordnung  beizubringen,  widrigenfalls  sie 
eingestellt  werden  müssen. 

§  3.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  ohne  die  erforderliche  Erlaubnis  eine  Unter¬ 
nehmung  der  im  §  I  bezeichneten  Art  veranstaltet; 

2.  wer  als  Angestellter  oder  Beauftragter  an  einer 
nicht  erlaubten  Veranstaltung  der  im  §  i  bezeichneten 
Art  mitwirkt ; 

3.  wer  als  Veranstalter  oder  als  Angestellter  oder  Be¬ 
auftragter  die  erwirkte  Erlaubnis  überschreitet  oder  den 
in  der  Erlaubnis  festgesetzten  Bedingungen  zuwider¬ 
handelt  ; 

4.  wer  eine  Veranstaltung  der  im  §  i  bezeichneten  Art 
öffentlich  ankündigt,  bevor  die  erforderliche  Erlaubnis 
erteilt  ist. 

Der  Ertrag  aus  nicht  erlaubten  Veranstaltungen  (§  i) 
kann  ganz  oder  teilweise  für  den  Staat  verfallen  er¬ 
klärt  werden ;  der  für  verfallen  erklärte  Betrag  ist  nach 
den  Bestimmungen  der  Landeszentralbehörde  für  Kriegs¬ 
wohlfahrtszwecke  zu  verwenden. 

§  4.  Wird  eine  der  im  §  3  mit  Strafe  bedrohten 
Handlungen  durch  die  Presse  begangen,  so  können  die 
im  §  21  des  Gesetzes  über  die  Presse  vom  7.  Mai  1874 


bezeichneten  Personen  nur  verantwortlich  gemacht 
werden,  wenn  sie  selbst  Veranstalter  sind. 

§  5.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  erforder¬ 
lichen  Ausführungsbestimmungen. 

§  6.  Die  Verordnung  tritt  am  i.  August  1915  in  Kraft. 
Den  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens  bestimmt  der 
Reichskanzler. 

Belgien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  des 
deutschen  Generalgouvernements  in  Belgien  vom  i.  Juni 
1915  wurden  über  die  Ausfuhr  von  Waren  aus  Belgien 
folgende  Anordnungen  erlassen: 

I.  Die  Ausfuhr  nachstehender  Waren  bedarf  in  jedem 
Falle  der  Genehmigung  des  Kommissärs  des  Kriegs¬ 
ministeriums  beim  Generalgouvernement  für  Belgien 
(Brüssel,  rue  de  la  Loi,  65): 

Rinder,  Schafe,  Pferde,  Schweine,  Tauben; 

Lebens-  und  Genußmittel,  Futtermittel  einschließlich 
Ersatzfuttermittel ; 

Metallbearbeitungsmaschinen  und  Motore ; 

Kriegsausrüstungsstücke  (namentlich  Automobile  und 
deren  Teile,  Motoräder,  Fahrräder,  Fahrradteile,  Luft¬ 
schiffe,  Flugzeuge  und  deren  Teile,  Telegraphen-  und 
Fernsprechmaterial,  Eisenbahnbau-  und  Betriebsmaterial, 
Stahlflaschen  für  flüssige  Gase,  Hindernismaterial,  Ge¬ 
schirre,  Sättel,  optische  Instrumente,  Scheinwerfer,  Huf¬ 
eisen)  ; 

Waffen,  Munition; 

Rohgummi,  Rohkautschuk,  Kautschuk-  und  Gummi¬ 
waren,  Altgummi,  Guttapercha,  Balata  und  kautschuk¬ 
ähnliche  Produkte ; 

Metalle  (namentlich  Eisen,  Alteisen,  Stahl,  Spezial¬ 
stähle,  Silber,  Platin,  Aluminium,  Zinn,  Kupfer,  Mes¬ 
sing,  Blei,  Zink,  Antimon,  Nickel,  Ferromangan,  Ferro- 
silizium,  Quecksilber,  Weißblech,  Halb-  und  Fertig¬ 
fabrikate  aus  Metall,  Kokillen,  Kokillenbruch)  ; 

Erze  (namentlich  Eisenerze,  Hämatite,  Manganerze, 
Nickelerze,  Schwefelkies,  Zinkblende,  Galmei,  Kupfer¬ 
kies,  Bauxit,  Antimonerze,  Zinnerze),  Graphit,  Graphit¬ 
tiegel,  Asbest ; 

Steinkohlen,  Koks,  Briketts  und  Nebenerzeugnisse  des 
Kokereibetriebes ; 

Farbstoffe  (namentlich  Anilinfarben)  und  Mineral¬ 
farben  ; 

Verbandstoffe  und  Arzneimittel; 

Chemikalien  (namentlich  Salpeter,  Salpetersäure, 
Schwefelsäure,  Schwefel,  Salzsäure,  Kalisalze,  Kali¬ 
lauge,  festes  Ätzkali,  Glyzerin,  Sprengstoffe,  Kampfer, 
schwefelsaures  Ammoniak,  Ammoniakwasser,  Benzol, 
Toluol,  Teere)  ; 

Streichhölzer ; 

Düngemittel  (namentlich  Rohphosphat,  Superphosphat, 
Thomasmehl,  Knochenmehl,  Guano,  Kalkstickstoff) ; 

Häute,  Leder,  Felle,  Pelze,  Gerbstoffe  jeder  Art; 

Flachs,  Hanf,  Wolle,  Baumwolle,  Kapok,  Jute,  Seide 
und  deren  Garne,  Gewebe  und  Abfälle,  Lumpen,  Säcke; 

mineralische,  tierische  und  pflanzliche  öle  und  Fette 
(namentlich  Benzin,  Paraffin,  Stearin,  Petroleum, 
Naphtha,  und  Schmieröl),  Harze,  Zucker; 

Holz  (außer  Grubenhölzern)  ; 

Weiden,  Peddigrohr,  Stuhlrohr ; 

Zellulose  und  Papier  (insbesondere  photographische 
Papiere)  ; 

Druckschriften  aller  Art,  Handschriften  und  Filme. 

2.  Die  Ausfuhr  aller  unter  Ziffer  i  nicht  genannten 
Waren  nach  Deutschland,  Luxemburg  und  dem  besetzten 
Teil  von  Frankreich  ist  frei,  ohne  Rücksicht  auf  die  aus¬ 
zuführende  Menge. 

Die  Ausfuhr  aller  unter  Ziffer  i  nicht  angeführten 
Waren  nach  anderen,  als  vorstehend  genannten  Ländern 
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unterliegt,  sofern  es  sich  uni  Eisenbahnwagenlaclung  oder 
Schiffsladung  oder  uni  gleichzeitig  zwei  und  mehr  Fuhr¬ 
werke  mit  derselben  Ware  (also  nicht  um  Stückgüter) 
handelt,  der  Genehmigung  des  Kommissärs  des  Kriegs¬ 
ministeriums.  Die  Ausfuhr  aller  unter  Ziffer  i  nicht  ge¬ 
nannten  Waren  als  Stückgut  ist  mithin  frei,  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  den  Bestimmungsort. 

3.  Der  Transport  von  Gütern  aller  Art  innerhalb  Bel¬ 
giens  bedarf  der  Genehmigung  des  Kommissärs  des 
Kriegsministeriums  nur,  wenn  es  sich  um  Metall¬ 
bearbeitungsmaschinen  oder  um  beschlagnahmte  oder 
sonstwie  gesperrte  oder  der  Deklarationspflicht  unter¬ 
worfene  Waren  handelt. 

Schweiz. 

Getreideverkauf  und  Mehlvorräte.  Der  Bundesrat 
bat  am  lo.  August  folgenden  Beschluß,  betreffend  den 
Verkauf  von  Getreide  und  betreffend  die  Mehlvorräte, 
gefaßt: 

Artikel  i.  Das  Militärdepartement  wird  ermächtigt, 
die  Anwendung  von  Artikel  3  des  Bundesratsbeschlusses 
vom  8.  September  1914  über  den  Verkauf  von  Getreide, 
lautend: 

,,Kein  Müller  darf  Mehlprodukte  zur  Anlage  von 
Vorräten  für  mehr  als  einen  Monat  verkaufen.  Nie¬ 
mand  darf  Vorräte  an  Mehl  anlegen,  die  das  Bedürfnis 
eines  Monats  übersteigen“, 

auf  bestimmte  oder  unbestimmte  Zeit  einzustellen. 

Artikel  2.  Die  Vorschrift  von  Artikel  4  des  genannten 
Bundesratsbeschlusses  vom  8.  September  1914,  lautend: 

,,Wer  vom  Bund  Getreide  kauft,  verzichtet  hierdurch 
auf  alle  Schadenersatzforderungen  für  Nichterfüllung 
der  vor  dem  i.  August  1914  abgeschlossenen  Verträge 
über  Auslandsgetreide  gegenüber  denjenigen  Firmen, 
die  in  der  Unmöglichkeit,  das  Getreide  auf  ihren  Namen 
in  die  Schweiz  zu  bringen,  dasselbe  dem  Bunde  ver¬ 
kauft  haben“, 

wird  mit  Bezug  auf  künftige  Getreideverkäufe  des 
Bundes  aufgehoben. 

Artikel  3.  Der  vorstehende  Bundesratsbeschluß  tritt 
mit  dem  Tage  der  Veröffentlichung  in  Kraft. 

Niederlande. 

Ausfuhrverbote.  Das  „Staatsblad“  publiziert  folgen¬ 
den  königlichen  Beschluß  vom  7.  August  1915,  be¬ 
treffend  Bestimmungen  bezüglich  der  Anzeige  von  zur 
Ausfuhr  bestimmten  Waren. 

Artikel  i.  Für  die  durch  unseren  Finanzminister  zu 
bezeichnenden  Waren,  w'elche  zur  Ausfuhr  angemeldet 
werden,  ist  es  nicht  notwendig,  in  der  durch  den  Ar¬ 
tikel  143  des  allgemeinen  Gesetzes  vom  26.  August 
1822  bezweckten  schriftlichen  Angabe  eine  Meldung 
über  die  Bestimmung  zu  machen;  jedoch  ist,  um  Miß¬ 
brauch  zu  vermeiden,  in  der  Angabe  für  die  Zwecke 
des  Zollbeamten  über  den  Namen  und  Aufenthalt  des¬ 
jenigen  eine  Meldung  zu  machen,  der  die  Waren  oder 
die  für  deren  Herstellung  notwendigen  Rohstoffe  im¬ 
portiert  hat. 

Artikel  2.  Dieser  Beschluß  tritt  zwei  Tage  nach  der 
XTröffentlichung  desselben  im  Staatsblatte  und  im 
Staatscourant  in  Kraft. 

Der  Finanzminister  ist  mit  der  Durchführung  be¬ 
auftragt. 

Aufhebung  der  Ausfuhrbewilligung  für  Stroh. 

Laut  ,,Nederlandsche  Staatscourant“  Nr.  176  vom 
30.  Juli  1915  kann  vom  i.  August  1915  an  eine  Ge¬ 
nehmigung  für  die  Ausfuhr  von  Stroh  auf  Grund  der 
Bekanntmachung  im  „Nederlandsche  Staatscourant“' 
Nr.  102  vom  2.  und  3.  Mai  1915  nicht  mehr  erteilt 
werden. 


Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  Bekanntmachung  vom 

4.  August  1915  ist  die  Ausfuhr  von  Degras  und 
Schellack  verboten. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königliche  Kund¬ 
machung  vom  3.  Augut  1915  ist  die  Ausfuhr  von  ein¬ 
fachen  oder  zusammengesetzten  Apothekerwaren  sowie 
von  Saccharin  und  anderen  künstlichen  Süßstoffen  ver¬ 
boten  worden. 

Durch  königliche  Kundmachung  vom  30.  Juli  1915 
ist  die  Ausfuhr  von  Chilesalpeter  (Natriumnitrat)  und 
norwegischem  Salpeter  (Kalziumnitrat)  mit  Wirkung 
vom  5.  August  1915  ab  verboten  worden. 

Rumänien. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Das  rumänische 
Amtsblatt  veröffentlicht  ein  Spezialgesetz,  wonach  das 
am  23.  August  ablaufende  Moratorium  um  w'eitere  vier 
Monate  verlängert  wird. 

Spanien. 

Zollfreiheit  für  Getreide  und  Mehl.  Mit  Rück¬ 
sicht  auf  den  Umstand,  daß  die  Einbringung  der  neuen 
Ernte  durch  die  Witterungsverhältnisse  eine  ungefähr 
zweiwöchige  Vertagung  erleiden  dürfte,  bestimmt  die 
königliche  Verordnung  vom  17.  Juni  1.  J.  (,,Gaceta 
de  Madrid“  vom  19.  Juni  1.  J.),  daß  die  bis  zum 
30.  Juni  1.  J.  geltende  Zollfreiheit  für  die  Einfuhr  von 
Getreide  und  Getreidemehl  auf  alle  jene  Sendungen 
dieser  Art  erstreckt  werde,  die  laut  Ladungsmanifest 
oder  vidiertem  Konnossement  spätestens  bis  zum 
30.  Juni  1.  J.  nach  Spanien  abexpediert  sein  werden. 

Änderung  der  Ausfuhrverbote,  Mit  Hinblick  auf 
die  besonders  günstigen  Aussichten  für  die  zu  gewär¬ 
tigende  Kartoffelernte  sowie  auf  die  der  gleichen 
Periode  des  Vorjahres  ungefähr  gleichkommenden 
Höhe  der  Kartoffelpreise  gestattet  eine  in  der  „Gaceta 
de  Madrid“  vom  18.  Mai  1.  J.  publizierte  königliche 
Verordnung  vom  17.  Mai  1.  J.  die  freie  Ausfuhr  von 
Frühkartoffeln  heuriger  Ernte,  unter  gleichzeitiger 
Weisung  zur  aufmerksamen  Beobachtung  der  Preis¬ 
bildung  auf  den  Märkten,  um  im  Falle  Steigens  der 
normalen  Preise  die  gew'ährte  Freiausfuhr  wieder  ein¬ 
stellen  zu  können. 

Aus  ähnlichen  Gründen,  wie  die  oben  angegebenen, 
gestattet  eine  königliche  Verordnung  vom  20.  Mai  1.  J., 
publiziert  in  der  „Gaceta  de  Madrid“  vom  22.  Mai  1.  J., 
die  freie  Ausfuhr  von  Gerste  und  Viehfutter  jeder 
Gattung. 

Die  königliche  Verordnung  vom  31.  Mai  1.  J.,  publi¬ 
ziert  in  der  ,, Gaceta  de  Madrid“  vom  3.  Juni  1.  J.,  ver¬ 
bietet  bis  auf  neuere  Weisung  die  Ausfuhr  von  Roh¬ 
baumwolle  und  Aluminiumfabrikaten,  ferner  die  Wieder- 
.ausfuhr  von  Rohhäuten,  dann  Büffelhäuten  und  aus 
diesen  letzteren  angefertigte  Waren. 

Portugal. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Verordnung  vom 

5.  Juni  1915  wurden  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
8.  August  1914  folgende  Anordnungen  erlassen; 

Artikel  I.  Die  Ausfuhr  der  nachgenannten  Waren  aus 
dem  Festland  Portugals  und  den  anliegenden  Inseln  nach 
fremden  Ländern  würd  verboten: 

Alaun, 

Aluminium, 

Antimon, 

Bauxit, 
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Häute  und  Felle,  grüne  und  trockene,  im  Gewichte 
von  weniger  als  25  kg, 

Jute,  roh,  in  Fäden  oder  in  Geweben, 

Nickel. 

Einziger  Paragraph.  Das  Ausfuhrverbot,  wovon  dieser 
Artikel  handelt,  erstreckt  sich  auf  die  Halbfabrikate  und 
fertigen  Waren,  worin  die  genannten  Erzeugnisse  vor¬ 
herrschen,  einschließlich,  soweit  es  die  Metalle  betrifft, 
der  betreffenden  Verbindungen. 

Artikel  II.  Des  weiteren  wird  nach  Maßgabe  des  vor¬ 
hergehenden  Artikels  verboten  die  Ausfuhr  von: 

Weingeist,  mit  Ausnahme  der  weingeisthaltigen  Ge¬ 
tränke, 

Kuchen  und  Lebensmittel  aus  ölhaltigen  Sämereien, 
Kohlen  für  elektrisches  Licht, 

Chrom, 

Chromeisen, 

Manganeisen, 

Molybdäneisen, 

Nickeleisen, 

Tungsteneisen, 

Vanadineisen, 

Wolle,  roh,  gewaschen,  oder  Abfall, 

Mangan, 

Margarine,  Ölen  und  Fetten  zu  ihrer  Herstellung  (mit 
Ausnahme  von  Leinsamenöl  und  Öl  aus  ölhaltigen 
Sämereien), 

Gerbstoffen, 

Molybdän, 

Kupfer-  oder  Messingwaren,  halb-  oder  ganzfertig, 
Zinnwaren, 

Ölen  And  Schmiermitteln  (einschließlich  der  Mineral¬ 
öle,  der  Harzstoffe,  der  in  der  Regel  als  Schmiermittel 
benutzten  tierischen  Fette  sowie  der  Mischungen  hieraus, 
mit  Ausnahme  der  Öle  und  Fette  von  Fischen  und  Wal¬ 
fischen), 

Paraffin, 

Fellen  und  Häuten,  gegerbt, 

Ammoniumsulfat, 

Tungsten, 

Vanadium. 

Artikel  HL  Verboten  bleibt: 

a)  die  Ausfuhr  nach  dem  Ausland  für  Lebensmittel 
(mit  Ausnahme  von  Wein),  Vieh  und  Brennmaterialien 
(Verordnung  vom  3.  August  19^4)  unter  Aufrecht¬ 
erhaltung  der  Vorschriften  in  den  Verordnungen 
Nr.  1374  vom  2.  März  1915,  Nr.  1459  vom  30.  März 
1915  und  Nr.  1496  vom  12.  April  1915; 

h )  die  Ausfuhr  und  Wiederausfuhr  nach  dem  Ausland 
für  Reis,  Zucker,  Stockfisch,  Getreide,  Hülsenfrüchte  und 
Arzneiwaren  (Verordnung  Nr.  94^  vom  14.  Oktober 

1914); 

c)  die  Ausfuhr  und  Wiederausfuhr  nach  dem  Ausland 
für  Pneumatiks,  Schutzreifen  für  Räder  und  sonstige 
Zubehörteile  zu  Kraftfahrzeugen  (Verordnung  Nr.  1139 
vom  28.  November  1914  Nr.  1355  vom  20.  Februar 

^915);  . 

d)  die  Ausfuhr  und  Wiederausfuhr  von  Zinn  (Verord¬ 
nung  Nr.  1568  vom  ii.  Mai  1915)- 

Artikel  IV.  Verboten  wird  die  Durchfuhr  und  die  Um¬ 
ladung  der  in  den  vorgehenden  Artikeln  genannten 
Waren  sowie  die  Wiederausfuhr  der  in  den  Artikeln  I 
und  II  genannten  Waren  —  wenn  diese  Waren  auf  dem 
Festlande  von  Portugal  oder  den  anliegenden  Inseln  an¬ 
kommen  —  für  den  Fall,  daß  sie  in  den  Manifesten  und 
Konnossementen  die  Klausel  „an  Ordre“  enthalten  oder 
wenn  nicht  in  diesen  Papieren  im  Ursprungshafen  aus¬ 
drücklich  der  Name  des  Empfängers  und  der  Be¬ 
stimmungsort  oder  der  Bestimmungshafen  angegeben 
worden  ist. 

Einziger  Paragraph.  Die  Vorschrift  dieses  Artikels  ist 
nur  anwendbar  auf  Waren,  die  unter  den  genannten  Be¬ 


dingungen  auf  dem  Festland  der  Republik  oder  den  an¬ 
liegenden  Inseln  nach  der  Veröffentlichung  der  vor¬ 
liegenden  Verordnung  ankommen. 

Artikel  V.  Die  Bestimmung  in  den  Artikeln  I,  II  und 
IV  dieser  Verordnung  ist  nicht  anwendbar  auf  Geschäfte, 
die  auf  Grund  von  bereits  abgeschlossenen  Verträgen 
ausgeführt  werden,  wobei  jedoch  eine  Beglaubigung 
dieser  Verträge  innerhalb  eines  Zeitraumes  von  einem 
Monat  nach  der  Genehmigung  durch  den  Finanzminister 
unter  Zustimmung  des  genannten  Ausschusses  stattfinden 
muß. 

Artikel  VI.  Die  gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit 
dem  Tage  ihrer  Veröffentlichung  in  Kraft. 


Russisch-französische  Handelsbeziehungen.  Dem 

»Berl.  Tgbl.«  entnehmen  wir :  Der  russische  Finanzagent 
in  Paris,  Raffalowitsch,  hat  über  das  Ergebnis  der 
Tätigkeit  der  Kommission  zur  Hebung  des  Handels¬ 
verkehrs  zwischen  Frankreich  und  Rußland  nach  Peters¬ 
burg  Bericht  erstattet.  Danach  bestehen  die  Haupt¬ 
schwierigkeiten  für  den  Ausbau  der  Handelsbeziehungen 
darin,  daß  die  russischen  Importeure  gewöhnt  sind, 
langbefristete  Kredite,  die  bisweilen  mehr  als  neun 
Monate  laufen,  zu  beanspruchen,  während  dem  franzö¬ 
sischen  Markte  solche  Bedingungen  fremd  sind.  Da  von 
deutscher  Seite  früher  Kredite  von  so  langer  Dauer 
nach  Rußland  bewilligt  worden  sind,  so  müßten  Wege 
geschaffen  werden,  um  in  den  Wettbewerb  mit  Deutsch¬ 
land  eintreten  zu  können.  Es  müßten  deshalb  in  Paris 
Banken  gefunden  werden,  die  bereit  wären,  die  russi¬ 
schen  langbefristeten  Wechsel  zu  diskontieren.  Am 
besten  wäre  es,  wenn  die  in  Paris  tätigen  Abteilungen 
russischer  Banken,  die  Internationale  Handelsbank  und 
die  Russische  Bank  für  auswärtigen  Handel,  sich  dieser 
Aufgabe  unterzögen.  Ferner  wäre  die  Begründung  einer 
Exportbank,  die  Versicherungen  gegen  Verluste  aus 
Forderungen  nach  Rußland  annähme,  zu  empfehlen.  Da 
die  Begründung  eines  derartigen  Instituts  einzig  mit 
französischem  Kapital  gegenwärtig  Schwierigkeiten  be¬ 
gegnen  würde,  so  schlägt  die  Kommission  die  Begrün¬ 
dung  einer  englisch-französisch-russischen  Bank  vor. 

Neue  Stempelpapiere  in  Italien.  Eine  italienische 
Verordnung  vom  3.  August  d.  J.  besagt: 

Art.  I.  Mit  dem  30.  September  1915  hört  der  Ver¬ 
schleiß  und  die  Verwendung  der  Bogen  des  gestem¬ 
pelten  Filigranpapieres  alten  Typus  auf.  Das  betrifft 
sämtliche  Formulare  für  Wechsel,  Urkunden  und  Han¬ 
delsanweisungen,  welche  vor  der  Inkraftsetzung  des 
königlichen  Dekretes  vom  15.  November  1914,  Z.  1260, 
ausgestellt  wurden,  und  zwar  jene,  die  noch  unbe¬ 
schrieben  sind,  noch  nicht  mit  der  von  dem  »Re¬ 
gister  und  Stempelamt«  abgestempelten  Ergänzungs¬ 
marke  versehen  sind  und  sich  bei  Wiederver¬ 
käufern,  Anstalten,  Institutionen  sowie  bei  Privaten  vor¬ 
finden. 

Eine  Ausnahme  davon  bilden  die  Stempelbogen  der 
alten  Ausgabe  zu  10  Centimes,  welche  bis  zu  einer 
neuen  Verfügung  noch  zulässig  sind. 

Die  Besitzer  des  Stempelpapieres  für  Wechsel,  das 
außer  Gebrauch  erklärt  wurde,  sowie  die  Verschleißer 
haben  das  Recht,  beim  »Register  und  Stempelamte« 
den  Tausch  mit  anderen  Wertzeichen,  sei  es  welcher  neuen 
Gattung  immer,  von  einem  entsprechenden  Betrage,  doch 
binnen  drei  Monaten  vor  der  Verlautbarung  des  vor¬ 
liegenden  Dekretes  zu  fordern. 

Die  Wechsel,  sonstige  Urkunden  und  Handelsanwei- 
sungen,  welche  nach  dem  30.  September  1915  auf  Stempel- 
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papier,  alten  Typus,  das  außer  Gebrauch  erklärt  wurde, 
ausgestellt  werden,  sind  als  nicht  gestempelt  zu  be¬ 
trachten. 

Art.  2.  Nach  dem  30.  September  1915  werden  jedoch 
weiter  jene  Stempelbogen  alten  Typus  in  Verwendung 
bleiben,  und  zwar  Wechsel,  Urkunden  und  Handels¬ 
anweisungen  auch  unbeschrieben,  auf  welchen  die  Be¬ 
amten  des  »Register  und  Sterapelamtes«  die  Ergänzungs¬ 
stempelmarke  angebracht  haben  werden  und  dieselbe 
abgestempelt  sein  wird,  oder  an  welchen  die  Bestätigung 
für  den  entrichteten  Stempelbetrag,  gültig  bis  inklusive 
30.  September  1915,  angebracht  sein  wird. 

Auch  nach  dem  erwähnten  Termin  sind  die  Beamten 
der  Register  verpflichtet,  die  Wechselformulare  alten 
Typus  mit  Ergänzungsstempelmarken  oder  mit  amtlicher 
Vidimierung  bezüglich  der  Stempelgebühren  zu  versehen, 
falls  dieselben  mit  abgestempelten  Ergänzungsstempel¬ 
marken,  welche  amtlich  bis  inklusive  31.  Dezember  1914 
abgestempelt  wurden,  versehen  sind;  und  zwar  in  allen 
Fällen,  da  die  Interessenten  nicht  die  Absicht  haben, 
die  Formulare  nur  für  den  minderen  Betrag,  der  gemäß  der 
neuen  Skala  laut  Art.  i  des  Dekretes  vom  15.  November 
1914,  Z.  1260,  dem  Betrag  der  skalenmäßigen  Taxe  und 
dem  zu  entrichteten  Zuschläge  entspricht,  zu  ver¬ 
wenden. 

Es  ist  außerdem  nicht  erlaubt,  den  Tausch  jener 
Wechselformulare  und  andere  Urkunden,  welche  auf 
nicht  filigraniertem,  bereits  nachgestempeltem  Papier  aus¬ 
gestellt  sind,  inbegriffen  jene,  welche  vor  dem  i.  Januar 
1915  abgestempelt  wurden,  vorzunehmen.  Für  letztere 
wird  noch  die  Verwendung  gemäß  Art  3  des  erwähnten 
Dekretes  vom  15.  November  1914  noch  weiterhin  zu¬ 
lässig  sein. 

Zu  dieser  Verordnung  wird  bemerkt,  daß  seit  31.  De¬ 
zember  1914  aus  fiskalischen  Gründen  die  Erhebung 
eines  Wechselstempels  erfolgt.  Um  jedoch  den  Wechsel¬ 
verkehr  nicht  zu  unterbrechen  und  zu  erschweren  sowie 
im  Hinblick  auf  die  technische  Unmöglichkeit  einer  so¬ 
fortigen  ausreichenden  Herstellung  von  gedruckten 
Wechselformularen  zu  den  neuen  Preissätzen  wurde  eine 
Übergangsbestimmung  getroffen;  darnach  können  vorläufig 
die  alten  Wechselformulare  verwendet  werden,  sofern  der 
Preisunterschied  durch  Aufkleben  von  Stempelmarken 
bis  zur  Höhe  des  neuen  Preissatzes  ausgeglichen  und 
dann  diese  aufgeklebten  Stempelmarken  zur  Gültigkeit 
des  Wechsels  von  den  Akzeptanten  durch  Uberschrei¬ 
bung  mit  seiner  Unterschrift  und  dem  Datum  des 
Akzepts  annuliert  werden.  Die  obige  Verordnung  setzt 
nun,  nachdem  die  nötige  Quantität  neuer  Wechselfor¬ 
mulare  gedruckt  worden  ist,  die  Übergangsbestimmung 
außer  Kraft  und  annulliert  die  Gültigkeit  der  bisherigen 
Wechselformulare  mit  oder  ohne  Stempelmarken. 


Schiffahrtsverhältnisse  im  Stillen  Ozean.  Im  Stillen 

Ozean  scheint,  nach  Mitteilungen  eines  Berichtes  der 
schweizerischen  Gesandtschaft  in  Washington,  das 
Fracht-  und  Passagiergeschäft,  das  bisher  vorwiegend 
von  nordamerikanischen  und  englischen  Gesellschaften 
betrieben  worden  ist,  in  aller  Stille  in  asiatische  Hände 
überzugehen.  Die  sogenannten  Empreß-Schnelldampfer 
der  Canadian  Pacific  Line,  die  vorwiegend  den 
Personentransport  von  Vancouver  (Kanada)  nach  Japan 
und  China  besorgten,  sind  zur  englischen  Kriegsflotte 
eingezogen  worden.  Die  nordamerikanische  »Pacific 
Mail  Steamship  Line«,  die  einen  regen  Dampfer¬ 
verkehr  von  San  Franzisko  aus  nach  Japan,  China  und 
den  Philippinen  unterhielt,  wird  den  Dienst  einstellen, 
da  er  sich  für  sie  angesichts  der  lästigen  Vorschriften 


des  neuen  nordamerikanischen  La  Follette-Seemanns- 
gesetzes  (dem  die  fremde  Schiffahrt  nicht  untersteht) 
nicht  mehr  auszahlen  soll.  Die  Pacific  Mail  hat  bisher 
drei  Viertel  des  nordamerikanischen  Baumwolltransportes 
nach  Japan  besorgt,  der  insgesamt  rund  400.000  Ballen 
beträgt;  daher  tritt  an  die  nordamerikanischen  Baum- 
wollpflanzer  die  neue  Sorge  heran,  ausfindig  zu  machen, 
wer  künftig  diese  Verschiffungen  übernehmen  wird. 

Japan  scheint  darauf  auszugehen,  die  Schiffahrt  auf 
dem  Stillen  Ozean  zu  monopolisieren.  Von  den  drei 
derzeit  an  dem  Transportgeschäfte  beteiligten  Gesell¬ 
schaften,  nämlich  der  Nippon  Yusen  Kaisha,  der 
Osaka  Shosen  Kaisha  und  der  Toyo  Kisen 
Kaisha  (Kaisha  heißt  Aktiengesellschaft),  ist  die 
Nippon  Yusen  die  mächtigste.  Diese  hat  für  den  30.  Juni 
1915  eine  Generalversammlung  der  Aktionäre  einberufen 
zum  Zwecke  der  Erhöhung  ihres  Aktienkapitals  von 
22  auf  44  Millionen  Yen.  Nicht  nur  ist  schon  eine 
Frachtpreiserhöhung  auf  Baumwolle  von  10  Cents  pro 
Ballen  angekündigt  worden ;  die  japanische  Regierung 
hat  auch  bereits  verfügt,  daß  künftig  aller  Raum  auf 
japanischen  Schiffen  in  erster  Linie  für  japanische 
Waren  und  japanische  Verschiffer  zu  reservieren  sei, 
eine  Verordnung,  die  sofort  Unsicherheit  in  der  Aus¬ 
fuhr  der  Philippinen,  Hongkongs,  Kantons,  Shanghais 
und  Japans  sowie  Besorgnis  der  dort  tätigen  fremden 
Firmen  zur  Folge  haben  mußte.  Mit  Interesse  verfolgt 
man  daher  in  der  Union  die  im  Juli  1915  begonnenen 
Unterhandlungen  einer  chinesischen  Finanzgruppe,  die 
eine  chinesische  Schiffahrtslinie  nach  San 
Francisko  zu  eröffnen  gedenkt  und  vielleicht  einzelne 
Dampfer  der  aus  dem  Geschäfte  ausscheidenden  Pacific 
Mail  Steamship  Comp,  erwerben  dürfte. 


Dreiundvierzigster  Jahresbericht  des  Vereines  der  Wiener 
Handelsakademie  1915;  Achtundfünfzigster  Jahresbericht  der 
Wiener  Handeisakademie,  Wien  1915.  Verlag  des  genannten 
Vereines.  244  Seiten. 

Dieser  Jahresbericht  enthält  gleich  seinen  Vorgängern  nicht 
nur  die  üblichen  Schulnachrichten,  die  diesmal  durch  Bezug¬ 
nahme  auf  mannigfaches  Eingreifen  der  Kriegsvorgänge  in  die 
Schulverhältnisse  erhöhtes  Interesse  erwecken,  sondern  auch  zwei 
gründliche  Abhandlungen,  von  denen  eine  von  Professor 
K.  Kunczitzky:  »Die  Devisenarbitrage  in  algebraischer  Aus¬ 
führung«  sich  nur  an  einen  engeren  Kreis  wendet,  während  die 
zweite  von  Professor  Oskar  Freund:  »Selbstkosten  und  Erfolg 
im  Speditionsgeschäft«  auch  für  weitere  Geschäftskreise  und  für 
Wirtschaftspolitiker  von  Interesse  ist. 

Preisentwick'ung  in  der  Montanindustrie  seit  1870  mit  Be¬ 
rücksichtigung  besonderer  Einflüsse,  gegeben  durch  die  tech¬ 
nischen  Fortschritte  sowie  durch  dis  Politik  dar  Einzelwirtschaft 
und  des  Staates.  Zugleich  Erläuterungen  zur  Originalpreistafel. 
Von  Emil  Müssig.  Augsburg  1912.  Im  Selbstverlag.  I15 
Seiten. 

Dieses  Büchlein  enthält  eine  kurze  Darstellung  der  seit  1870 
zu  verzeichnenden  Konjunkturen  mit  besonderem  Hinblick  auf 
Kohle,  Koks,  Eisenerze,  Roheisen,  Halbfabrikate,  Stabeisen, 
Grobbleche.  Mittels  übersichtlicher  Zeichnungen  und  Zahlentafeln 
sowie  knapper  erklärender  Darstellungen  weist  der  Verfasser 
auf  eine  Anzahl  bemerkenswerter  Grundlinien  innerhalb  der 
von  ihm  dargestellten,  mehr  als  vier  Jahrzehnte  umfassenden 
Preisentwicklung  hin.  Am  interessantesten  ist  die  Darlegung, 
ein  wie  schroffer  Gegensatz  zwischen  den  starken  Preis¬ 
schwankungen  bei  jenen  Waren  und  bezüglich  der  einzelnen 
Waren  für  jene  Zeiten  besteht,  in  welchen  es  keine  Bindung 
durch  Kartelle  und  Syndikate  gegeben  hat,  und  der  gleich¬ 
mäßigeren  Preisentwicklung  unter  der  Herrschaft  der  industriellen 
Verbände.  So  haben  die  Kartelle  und  Syidikate  die  Wirkung, 
allzu  weit  gehende  Preisschwankungen  zu  mildern,  indem  die 
Warenpreise  auf  den  Gipfelpunkten  der  Hochkonjunktur  nicht 
allzusehr  ansteigen  und  in  den  Tiefpunkten  der  Depressionen 
nicht  allzu  stark  unter  den  Durchschnitt  fallen.  Bemerkenswert 
sind  auch  die  Darlegungen,  betreffend  den  technisch  -  geschäft¬ 
lichen  Sieg  des  Flußeisens  (Stahls)  über  das  Schweißeisen  (Roh¬ 
eisen),  über  das  allmähliche  Herabsinken  Großbritanniens  von 
seiner  früheren  beherrschenden  Stellung  in  der  Eisenindustrie  etc. 
Das  .Studium  dieser  Schrift  ist  Wirtschaftstheoretikern  sowie 
Praktikern  angelegentlich  zu  empfehlen. 
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Die  Rassenhygiene  in  den  Vereinigten  Staaten.  Von  G6za 
V.  Hoffmann,  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischer  Vizekonsul. 
J.  F.  Lehmanns  Verlag.  München  1913.  237  Seiten.  Preis  ge¬ 
heftet  5,  gebunden  6  M. 

In  dieser  Arbeit  wird  auf  125  Seiten  Darlegungen,  auf  27 
Seiten  wörtliche  Wiedergaben  einschlägiger  nordamerikanischer 
gesetzlicher  Bestimmungen  und  besonders  dankenswert,  in  einem 
83  Seiten  umfassenden  Literaturverzeichnis  über  die  tiefgreifende, 
vielfach  schon  populär  gewordene  sogenannte  eugenische  Be¬ 
wegung  in  den  Vereinigen  Staaten  Auskunft  gegeben;  diese  be¬ 
zweckt  eine  Erhöhung  der  Rassenleistungen  der  Unions¬ 
bevölkerung  im  wirtschaftlichen  und  politischen  Wettbewerb 
der  Völker  durch  Ausmerzung  minderwertiger  und  schädlicher 
Elemente.  Insofern  dies  durch  streng  durchgeführte  Ein¬ 
wanderungserschwerungen  geschieht,  worauf  Hoffinann  im  Zu¬ 
sammenhang  seiner  Darstellungen  zu  sprechen  kommt,  ist  man 
hierüber  in  Europa  bereits  durch  die  reichhaltige  Aus¬ 
wanderungsliteratur  vollkommen  in  Kenntnis  gesetzt.  Weit 
weniger  oder  nur  durch  phantastisch-übertreibende  Meldungen 
sind  aber  jene  teils  auf  gesetzlicher  Grundlage  ruhenden,  teils 
der  ärztlichen  oder  administrativen  Praxis  entwachsene  Maß¬ 
nahmen  bekannt,  wodurch  man  Ehen  minderwertiger  oder  ge¬ 
meinschädlicher  Personen  verhüten  und  solche  körperlich  und 
geistig  tüchtiger  Persönlichkeiten  fördern  will.  Hierüber  sowie 
über  die  Beweggründe  und  Gegnerschaften  der  eugenischen  Be¬ 
wegung,  wodurch  Volks-  und  Staatswirtschaft  sowie  das  gesamte 
öffentliche  Leben  vom  beschwerlichen  Ballast  der  minderwertigen 
Elemente  befreit  werden  sollen,  bringt  Hoffmann,  ein  begeisterter 
Anhänger  der  Eugenik,  eingehende  Darlegungen,  die  viel  fast 
unbekanntes  Material  an  gesetzlichen  Bestimmungen,  nach  Ab¬ 
hilfe  rufenden  Zustände,  an  Erfolgen  und  Mißerfolgen  der 
Eugenik  enthalten.  Nur  über  einen  geradezu  entscheidenden 
Punkt  huscht  er  zu  flüchtig  hinweg.  Die  ernsthaftesten  Gegner 
der  Eugenik  sind  nämlich  diejenigen,  die  behaupten,  daß  die 
Bemühungen  um  Höherentwicklung  der  Rasse  nur  in  zweiter 
oder  dritter  Linie  bei  den  einzelnen  minderwertig  gewordenen 
Personen  einzusetzen  hätten ;  dies  wäre  eine  verhältnismäßig 
wenig  nützliche  Arbeit,  solange  durch  die  Vernachlässigung 
sozialer  Hilfsmaßnahmen  großen  Stils  immer  neue  verarmte  und 
verelendete  Volksschichten  in  den  Stand  der  Minderwertigkeit 
herabsinken  würden.  Diesen  gewichtigen  Einwand  erwähnt 
Hoffmann  nur  gelegentlich  und  andeutungsweise,  indem  er  vom 
Streit  darüber  spricht,  ob  die  soziale  Minderwertigkeit  eher  auf 
Vererbung  oder  eher  auf  die  »Umwelt«  zurückzuführen  sei. 
Im  allgemeinen  ist  die  in  Rede  stehende  Arbeit  als  eine 
dankens-  und  lesenswerte  Darstellung  wenig  bekannter  sozialer 
Bestrebungen  anzuerkennen,  wobei  sich  der  Verfasser  nicht  mit 
Wiedergabe  fremder  Darstellungen  begnügte,  sondern  sich  durch 
persönliche  Erkundigungen  an  Ort  und  Stelle  der  Geschehnisse 
eine  sichere  Grundlage  für  seine  Ausführungen  verschaffie. 

Ein  Volk  in  Waffen.  Von  Sven  Hedin.  Verlag  F.  A.  Brock¬ 
haus  in  Leipzig  I915.  500  Seiten  Text  mit  ungefähr  200  Ab 
bildungen  und  einer  Karte,  gebunden  Io  M. 

Der  Hauptzweck  dieses  Buches,  nämlich  die  Rechtfertigung 
■  der  deutschen  Kriegführung  gegen  die  Greuelbeschuldigungen 
der  Feinde  sowie  die  Aneiferung  Schwedens,  Deutschland  und 
Österreich-Ungarn  im  Kampf  gegen  die  russischen  Weltherr¬ 
schaftspläne  nicht  allein  zu  lassen,  liegen  zwar  einer  kommer¬ 
ziellen  Fachzeitschrift  einigermaßen  fern;  aber  eine  andere 
Richtung  der  Arbeit  Hedins  gehört  schon  eher  hierher,  nämlich 
der  mit  Vertrauen  erweckender,  überzeugender  Genauigkeit  ge¬ 
führte  Nachweis,  daß  Deutschland  seine  Siege  nicht  zum  min¬ 
desten  seiner  großartigen  Sorgfalt  und  gründlichen  Vorbereitung 
sowie  organisatorischen  Begabung  verdankt.  Es  sind  dies  eben 
dieselben  Eigenschaften,  die  den  deutschen  Außenhandel  in 
nächste  Nähe  der  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  vorherrschenden 
britischen  Handelsentwicklung  gerückt,  die  früher  unbedeutende 
deutsche  Schiffahrt  an  die  zweite  Stelle  nächst  Großbritannien 
-  gebracht  und  einer  großen  Zahl  deutscher  Industrien  eine  Über¬ 
flüglung  des  britischen  Wettbewerbes  ermöglicht  haben;  infolge¬ 
dessen  haben  diese  Eigenschaften,  auf  dem  Umweg  über  den 
britischen  Geschäftsneid,  einen  Hauptanlaß  zum  gegenwärtigen 
Weltkrieg  geschaffen.  Von  nicht  geringem  wirtschaftlichen 
Interesse  sind  auch  Hedins  Ausführungen  über  die  tiefgreifenden 
Veränderungen,  die  der  Weltkrieg  im  früher  so  blühenden 


belgischen  Handels-  und  Industriestaat  und  namentlich  in 
Antwerpen  bewirkt  hat.  Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  kann 
Sven  Hedins  großherziges  Buch  auch  vorwiegend  wirtschaftlich 
interessierten  Kreisen  auf  das  wärmste  empfohlen  werden. 

Vom  Ural  bis  Sachalin.  Von  Otto  Goebel.  Verlag  Dietrich 
Reimer  (Ernst  Vohsen),  Berlin  19 13.  166  Seiten.  Preis  M.  3‘6o. 

Der  Verfasser  dieser  Schrift  hat  im  ganzen  ausgedehnten 
sibirischen  Gebiet  zwischen  Ural  und  Sachalin  längere,  gründ¬ 
liche  Studienreisen  unternommen,  deren  wirtschaftswissenschaft¬ 
liche  Ausbeute  in  besonderen  Veröffentlichungen  amtlicher 
deutscher  Stellen  niedergelegt  ist.  Hier  bringt  er  vorwiegend 
Mitteilungen  solcher  Art,  die  für  die  amtlichen  Veröffent¬ 
lichungen  weniger  geeignet  waren,  dennoch  aber  zur  Erkenntnis 
der  wirtschaftlich-kulturellen  Verhältnisse  der  von  ihm  bereisten 
Gebiete  von  höchster  Wichtigkeit  sind.  Man  lernt  hierbei  den 
Seelenzustand  jener  mannigfachen  Bevölkerungselemente  euro¬ 
päischer  und  asiatischer  Herkunft  kennen,  die  Sibirien  be¬ 
wohnen,  erfährt  auch  viel  von  der  eigentümlichen  Stellung  der 
unter  jenen  befindlichen  deutschen,  skandinavischen,  englischen 
und  österreichischen  »Kulturträger«.  Man  könnte  das  Ergeonis 
kurz  in  die  Worte  fassen:  ungeheure,  kaum  angebrochene 
menschliche  und  Naturkräfte,  die  aber  in  ihrer  Entwicklung 
durch  Planlosigkeit,  Unordnung,  Unreinlichkeit,  slawische  Träg¬ 
heit,  amtliche  und  private  Korruption,  vielfach  auch  durch 
einen  gewissen  Tiefstand  der  geschäftlichen  Moral  gehemmt  sind. 
In  Ostsibirien  macht  sich  bereits  die  friedliche  Durchdringung 
durch  Chinesen,  Koreaner  und  Japaner  stark  geltend.  Das  häufig 
zu  hörende  Wort  der  .Selbstbeschönigung  von  der  »breiten 
russischen  Natur«  gibt  Goebel  deutsch  wieder  mit  »Maßlosigkeit 
in  Handlungen  und  Gedanken«.  Bemerkenswert  ist  es,  daß 
Goebel  auf  seinen  in  die  Jahre  1911  — 1913  fallenden  Reisen, 
trotz  aller  ihm  gebotenen  Gastfreundschaft,  eine  aus  Petersburg 
in  die  Provinz  dringende  feindselige  Stimmung  gegen  das 
Deutschtum  bemerken  konnte,  die  sich  seit  der  bosnischen  An¬ 
nexionskrise  von  1908/09  entwickelt  hatte. 

Bauernfrage  und  Agrarreform  in  Rußland.  (Unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  nach  dem  Ukas  vom  9.  November  I9O6 
und  dem  Gesetze  vom  29.  Mai  1911  eingeleiteten  Auflösung 
des  »Mir«  und  Auseinandersetzung  der  bäuerlichen  Länder¬ 
anteile.)  Von  Dr.  K.  A.  Wieth-Knudsen,  Sektionschef  im 
internationalen  Landwirtschaftsinstitut  in  Rom.  Mit  einer  Karte 
über  die  Verteilung  und  Auseinandersetzung  des  bäuerlichen 
Grundbesitzes  sowie  zwei  farbigen  Plänen.  Verlag  von  Duncker 
&  Humblot,  München  und  Leipzig  1913.  260  Seiten.  Preis  8  M. 

Der  Verfasser  behandelt  eine  der  umstrittensten  Fragen  der 
neueren  russischen  Wirtschaftspolitik,  nämlich  die  nach  der  Not¬ 
wendigkeit  und  Berechtigung  der  Stolypinschen  Agrarreform, 
welche  die  geschlossene  Wirtschaft  der  russischen  Dorfgemein¬ 
schaften  (Mir)  auflöste.  In  diesem  Buch  wird  nachzuweisen  ge¬ 
sucht,  daß  die  genannte  Agrarreform  nicht  nur,  wie  häufig  be¬ 
hauptet  wird,  einen  Versuch  darstelle,  die  gefährliche  Einheit 
der  revolutionären  Bauernschaft  der  Jahre  1905  bis  1907  durch 
Schaffung  von  Sonderinteressen  zu  spalten  und  für  die  herr¬ 
schenden  Gewalten  unschädlich  zu  machen.  Es  handle  sich  viel¬ 
mehr  um  das  ehrlich  gemeinte,  großzügige  Bestreben,  einem  die 
Schaffensfreude  sowie  das  Gefühl  der  Selbstverantwortung 
lähmenden  falschen  Agrarkommunismus  ein  Ende  zu  bereiten 
und  die  heilsamen  Triebfedern  individualistischer  Wirtschaft  mit 
ihrem  Ansporn  des  Selbstinteresses  in  das  russische  Dorf  einzu¬ 
führen.  Besonderes  Gewicht  legt  der  Verfasser  auf  die  zweifellos 
heilsamen  Bemühungen  der  Regierung,  die  geradezu  unerträglich 
gewordene  Gemenglage  der  Bauernwirtschaften  durch  Verkopplung 
zu  verbessern.  Der  Verfasser  leugnet  nicht,  daß  durch  die  Agrar¬ 
reform  der  ideellen  Verbindung  des  städtischen  Proletariats  mit  der 
Dorfheimat  (Besitz  eines  .Seelenanteiles  an  der  Dorfflur)  ein 
Ende  gemacht  wurde.  Er  bezeichnet  aber  die  Klagen  hierüber 
als  unbegründete  Sentimentalität,  da  diese  geringwertigen  An¬ 
teile  als  wirtschaftlicher  Rückhalt  für  die  städtischen  Proleta¬ 
rier  tatsächlich  ohne  jede  Bedeutung  gewesen  seien.  Wer  sich 
für  diese  wichtige  Frage  interessiert,  deren  praktische  Lösung 
duich  den  Weltkrieg  eine  Störung  erlitten  hat,  wird  in  dem 
wertvollen  Buch  reichhaltiges,  übersichtlich  dargestelltes,  von 
I  einer  einheitlichen  Grundansicht  durchleuchtetes  Material  finden. 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./i,  Berggasse  16,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 
für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

-für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraöe  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be¬ 
reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vom  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er¬ 
strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 

Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich. 

Ein  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent, 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
Verbindungen  besitzt.  Firmen,  welche  sich  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 
obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr  beabsichtigt  nach 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  Frankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 
Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn¬ 
liche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
Warenhäusern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  wäre,  daß  es  sich  momentan  nicht 
so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt, 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 
sein.  (A.  E.  702.) 

Textilwaren.  Eine  seit  20  Jahren  in  Rotterdam  be¬ 
stehende  Firma,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  von 
Herrenhüten  und  Mützen  befaßt  und  über  die  günstige 
Auskünfte  vorliegen,  interessiert  sich  für  eine  Ver¬ 


bindung  mit  Lieferanten  von  zur  Mützenfabrikation  ge¬ 
eigneten  Stoffen.  (A.  E.  703.) 

Damenkleiderstoffe.  Eine  Firma  in  Amsterdam, 
welche  der  Exportsektion  gut  empfohlen  wurde,  inter¬ 
essiert  sich  für  den  Einkauf  von  wollenen  Damenkleider¬ 
stoffen  aller  Art.  (A.  E.  704.) 

Vollmilchpulver  (Trockenmilch).  Von  Seite  eines 
vertrauenswürdigen  Agenten  in  Amsterdam  liegt  eine 
günstige  Offerte  auf  Lieferung  von  Vollmilchpulver 
vor  und  werden  Interessenten  eingeladen,  in  die  näheren 
Daten  im  Bureau  Einsicht  zu  nehmen.  (A.  E.  705.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst- 
I  klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi- 
I  sehen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts- 
'  Verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
]  ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
j  Branchen.  (A.  E.  707.) 


Dieser  Nummer  liegt  der  yahresbericht  für  1914  des  k.  u.  k.  Konsularamtes  in  Smyrna  bei. 


VKRANT WÖRTLICHER  REDAKTEUR:  DR.  EMIL  LOEW. 


DRUCK  VON  CHRISTOPH  REISSER’S  SÖHNE,  WIEN,  V, 


Herausgegeben  von  der  Direktion  des  k.  k.  österr.  Handelsmuseums. 


Bd.  30. 


WIEN,  2.  SEPTEMBER  191.'^. 


Nr.  3.Ö. 


Schwedens  Geschäfts¬ 
verhältnisse  imWelt- 


INHALT. 

Handelspolitisches: 

Tsingtau . 55^ 


krieg . 549 

Die  Waffen-  und  Muni¬ 
tionsausfuhr  derVer- 
einigten  Staaten  von 
^  Amerika . 550 

|f  Kriegsmaßnahmen  und  Kriegs- 
|i  Wirkungen : 

Österreich. 

Moratorium . 553 

Beschränkung  der  Bierer¬ 
zeugung  . 553 

Perocid  (Ersatzmittel  für 
Kupfervitriol  beim  Wein- 
^  bau) . 554 

Ungarn. 

Beschlagnahme  des  Lein¬ 
samenöls  und  Maximal¬ 
preise  für  Leinsamen  .  .  555 

Deutschland. 

Freigabe  von  Baumwoll- 

abfällen . 555 

Verkehr  mit  Zucker  .  .  .  555 
Hülsenfrüchte . 55^ 

Handelsmuseum : 

Exportakademie  des  k.  k. 
österreichischen  Handels¬ 
museums  . 558 

Eine  schwedische  Handels¬ 
kammer  in  Paris  ...  55^ 


Handel: 

Handelsverkehr  mit  dem 
OkkupationsgebietinPolen  558 
Russisch-brasilianische  Han¬ 
delsbeziehungen  ...  558 


Dänemarks 

sorgung 


Baumwollver- 


.  558 


Industrie,  Landwirtschaft: 

Rohstoffbeschaffung  der 
österreichischen  Kerzen- 
und  Seifenindustrie  .  .  558 
Großbritanniens  landwirt¬ 
schaftliche  Leistungsfähig¬ 
keit  . 559 

Die  dänische  Zuckerindustrie  559 

Kommunikationsmittei,  Schiff¬ 
fahrt  etc.: 

Dockanlagen  am  Bosporus  .  559 
Drahtlose  Telegraphenver¬ 
bindung  zwischen  Japan 
und  den  Vereinigten  Staaten  559 


Bücheranzeigen 


559 


Bekanntmachungen  der 
Außenhandeissteiie  des 
k.  k.  österreichischen  Han¬ 
delsmuseums  . 559 

Mitteiiungen  der  Allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k. 
österreichischen  Handeis¬ 
museums  . 559 


WÖCHENTLICH  EINE  NUMMER. 


ABONNEMENTS-BEDINGUNGEN 
für  die  Wochenschrift  samt  Beilagen. 


Für  Österreich-Ungarn:  ydhrlich  18  Kronen,  halbjährlich 
p  Kronen. 

Für  Deutschland;  jährlich  18  Mark,  halbjährlich  g  Mark. 
Für  das  übrige  Ausland:  jährlich  28' 10  Francs  —  22  Shill.  6  d., 
halbjährlich  Francs  =  ii  Shill.  2  d.. 

Einzelne  Nummern  60  Heller. 


NACHDRUCK  NUR  MIT  QUELLENANGABE  nDAS  HANDELSMUSEUMn 

GESTATTET. 


MIT  WOCHENBEILAGE: 

WARE  NP  RE  IS  BERICHTE. 


Verlag  des  k.  k.  österr.  Handelsmuseums. 


Verlag  FÜR  Deutschland:  Expositur  desk.  k.  österr. 
Handelsmuseums  in  München,  Kolbergerstrasse  13. 


SCHWEDENS  GESCHÄFTSVERHÄLTNISSE 
IM  WELTKRIEG. 

Aus  Stockholm  wird  uns  geschrieben : 

Die  erste  Einwirkung  des  Kriegsausbruches  auf  den 
Handel  Schwedens  war  eine  vollständige  Stagnation 
infolge  der  Unübersichtlichkeit  der  Gesamtlage.  Nach¬ 
dem  sich  aber  die  erste  Unruhe  gelegt  hatte  und  die 
Schiffahrt  wieder  einigermaßen  in  Gang  gekommen 
war,  kehrte  der  Unternehmungsgeist  wieder.  Eine  leb¬ 
hafte  Spekulation  befaßte  sich  mjt  allen  Waren,  die 
infolge  der  Kriegsereignisse  besonders  begehrt  waren 
oder  deren  Zufuhr  gefährdet  erschien.  So  stiegen  die 
Preise  für  alle  Lebensmittel,  teils  infolge  der  erwarteten 
schlechten  schwedischen  Ernte,  teils  durch  die  stürmi¬ 
schen  Ankäufe  spekulierender  Händler  und  Privat¬ 
personen.  Sehr  bald  trat  eine  scharfe  Preissteigerung  in 
Leder  und  Häuten  ein,  welche  durch  die  große  Nachfrage 
im  Ausland  und  die  hieraus  sich  entwickelnde  Ausfuhr 
veranlaßt  wurde;  erst  das  Ausfuhrverbot  vom  2.  August 
1914  und  seine  w'eitere  Verschärfung  im  November 
machten  diesem  Treiben  ein  Ende.  Das  gleiche  zeigte 
sich  bei  allen  Waren,  die  für  Kriegszwecke  verwendbar 
sein  konnten  und  daher  in  großem  Umfang  Gegenstand 
von  Ankäufen  für  ausländische  Rechnung  waren ;  ihre 
Ausfuhr  wurde  aber  späterhin  zumeist  durch  Ausfuhr¬ 
verbote  verhindert.  Es  wurde  nämlich  bald  offenbar, 
daß  nicht  nur  die  Ausfuhr  reiner  Kriegskonterbande  um 
der  Neutralität  willen  verboten  werden  mußte,  sondern 
daß  auch  andere  für  den  einheimischen  Verbrauch  not¬ 
wendige  Waren  durch  gleichartige  Maßnahmen  dem 
Lande  zu  erhalten  waren,  wenn  nicht  arger  Mangel 
daran  für  die  eigene  Bevölkerung  entstehen  sollte.  Die 
schon  am  2.  August  von  der  Regierung  erlassene  vor¬ 
läufige  Ausfuhrverbotsverordnung  wurde  daher  nach 
und  nach  ergänzt;  sie  umfaßte  schließlich  alle  Arten 
von  Getreide  und  Viehfutter,  verschiedene  andere  Futter¬ 
stoffe,  Häute,  Leder,  Textilrohstoffe,  Kautschuk,  ge¬ 
wisse  Eisenwerkzeuge,  die  für  den  Kriegsverbrauch 
geeignet  sind,  alles  Kriegsmaterial,  Kupfer,  Messing, 
Bronze,  Aluminium,  Chrom,  Antimon,  Blei,  Zinn,  Zink, 
Motorwagen,  Mineralöle,  pflanzliche  Fette  und  öle, 
zahlreiche  Chemikalien  und  so  gut  wie  alle  pharma¬ 
zeutischen  Erzeugnisse. 

Der  Durchfuhrhandel  über  Schweden  zwischen  den 
kriegführenden  Staaten  und  der  übrigen  Welt  nahm 
schnell  einen  bemerkenswerten  Aufschwung,  wobei 
zahlreiche  Waren,  die  nicht  als  Kriegskonterbande  be¬ 
zeichnet  werden  konnten,  den  Weg  von  und  nach 
Deutschland  über  Sclweden  nahmen.  Das  gleiche  war 
bezüglich  Rußlands  der  Fall,  das  während  des  ganzen 
Winters  1 91 4/1 5  über  Schweden  große  Mengen  von 
Kolonialwaren  erhielt,  für  welche  in  diesem  Lande  un¬ 
erhörte  Preise  gezahlt  wurden.  Der  Gewinn  aus  diesen 
Geschäften  verblieb  gleichwohl  in  den  meisten  Fällen 
bei  den  russischen  und  deutschen  Zwischenhändlern,  die 
sich  bei  Kriegsausbruch  auf  den  größeren  Handels¬ 
plätzen  Schwedens  niederließen  und  ihre  Geschäfte  dort 
betrieben.  Daß  die  internationalen  Gegensätze  nur  eine 
geringe  Rolle  spielten,  wenn  es  sich  um  Geschäfte 
handelte,  hat  dieser  Durchfuhrhandel  an  vielen 
Beispielen  gezeigt.  Trotz  des  Krieges  und  der  Ausfuhr- 
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sowie  Einfuhrverbote  auf  beiden  Seiten  sind  gleich¬ 
wohl,  wie  bekannt,  nicht  unbedeutende  Mengen  un¬ 
entbehrlicher  Bedarfsgegenstände,  wie  Heilmittel,  ge¬ 
wisse  Chemikalien  und  Farbstoffe,  sogar  zwischen  den 
feindlichen  Ländern  ausgetauscht  worden. 

Man  befürchtete  aber  in  Schweden,  daß  dieser 
Transitoverkehr  unter  gewissen  Umständen  auf  die 
Neutralität  des  nordischen  Königreiches  einen  Schatten 
werfen  könnte;  daher  wurden  die  Ausfuhrverbote  soweit 
ausgedehnt,  daß  sie  auch  Durchfuhrverbote  für  die  zur 
Ausfuhr  nicht  zugelassenen  Waren  umfaßten.  Ausge¬ 
nommen  hiervon  war  die  Durchfuhr  der  mit  Ausfuhr¬ 
verbot  belegten  Waren  im  direkten  Eisenbahnverkehr 
mit  dem  Ausland;  auf  solchem  Wege  durften  Waren,  die 
nicht  als  Kriegskonterbande  zu  betrachten  sind,  durch 
Schweden  gehen.  Da  ein  solcher  Verkehr  nur  mit 
Deutschland  (mittels  Eisenbahnfähre)  aufrecht  erhalten 
werden  konnte,  war  Rußland  von  aller  Einfuhr  über 
Schweden  abgesperrt,  zumindest  was  die  in  Schweden 
zur  Ausfuhr  nicht  zugelassenen  Güter  betraf. 

Trotzdem  solche  Maßnahmen  getroffen  worden  sind, 
um  den  Schein  der  Parteilichkeit  gegen  einen  der  Krieg- 
führenden  zu  vermeiden,  wurden  dem  Handel  Schwedens 
Schwierigkeiten  bereitet,  indem  man  gewisse  Waren¬ 
gattungen  nach  Gutdünken  der  Kriegführenden  für 
Konterbande  erklärte  und  ihre  Einfuhr  nach  Schweden 
wie  deren  Ausfuhr  aus  Schweden  verhindert  wurde.  Hier¬ 
durch  wurden  Ein-  und  Ausfuhr  des  Landes  fühlbar  be¬ 
troffen.  Die  durch  das  Fehlschlagen  der  Ernte  hervorge¬ 
rufene  erhöhte  Einfuhr  von  Lebensmitteln  wurde  in  Eng¬ 
land  als  eine  Durchfuhrbewegung  zu  gunsten  Deutschlands 
ausgelegt;  das  gleiche  galt  von  der  großen  Steigerung, 
welche  die  Einfuhr  von  Baumwolle  und  Kupfer  sowie 
von  manchen  anderen  Metallen  aus  Nordamerika  er¬ 
fuhr.  Tatsächlich  verhielt  es  sich  aber  so,  daß  Schweden, 
nach  Sperrung  der  deutschen  Häfen  für  den  Übersee¬ 
handel,  seinen  eigenen  Bedarf  unmittelbar  aus  Nord¬ 
amerika  bezog,  während  früher  ein  Teil  hiervon  über 
Deutschland  gekommen  war.  Insbesondere  seitdem  das 
Ausfuhrverbot  für  solche  Waren  erlassen  worden  ist, 
lag  kein  Grund  vor  zu  vermuten,  daß  diese  Waren  nach 
Deutschland  weiterversandt  würden.  Die  anfangs  außer¬ 
ordentlich  strenge  britische  Aufsicht  schien  nunmehr 
für  diese  Waren  etwas  erleichtert  worden  zu  sein.  An¬ 
fangs  August  1915  waren  Verhandlungen  zwischen 
einem  schwedischen,  von  der  Regierung  eingesetzten 
Ausschuß  mit  einem  Vertreter  des  britischen  Handels¬ 
amtes  im  Gange,  die  den  Zweck  hatten,  diese  ver¬ 
wickelten  Geschäftsverhältnisse  auf  eine  Weise  zu 
regeln,  welche  die  Interessen  beider  Länder  sicher¬ 
stellen  würde. 

Die  Einfuhr  Schwedens  hatte  mit  schweren  Hinder¬ 
nissen  von  englischer  Seite  zu  kämpfen,  dagegen  hatte 
die  Ausfuhr  des  Landes  nicht  wenig  unter  dem  deut¬ 
schen  Kaperkrieg  zu  leiden.  Eisenerz  war  die  einzige 
wichtigere  schwedische  Ausfuhrware,  die  während  einer 
kurzen  Zeit  von  England  als  Kriegskonterbande  bei 
Versendung  nach  Deutschland  erklärt  worden  ist. 
Deutschland  hat  bekanntermaßen  in  seinem  Untersee¬ 
bootkrieg,  um  Englands  Handel  durch  eine  Blockade 
zu  treffen,  eine  für  die  Durchfahrt  verbotene  oder  ihr 
wenigstens  schwierig  gemachte  Kriegszone  um  Eng¬ 
lands  Küsten  gelegt  und  noch  überdies,  was  für 
Schweden  besonders  nachteilig  war,  alle  nach  England 
gehenden  Holzwaren  als  Kriegskonterbande  bezeichnet. 
Hierdurch  kam  die  Holzwarenausfuhr  Schwedens 
während  des  Herbstes  1914  und  des  Winters  1914/15 
nahezu  zum  Stillstand.  Erst  im  März  1915  schränkte 
die  deutsche  Regierung  diese  ihre  Anordnung  soweit 
ein,  daß  sie  nur  Holzstützen  (Pitprops)  umfaßte,  die 
noch  immer  Kriegskonterbande  sein  sollten. 


Schwedens  Einfuhr  hat  durch  den  Krieg  in  ihrer  Ge-  I 
samtheit  eine  beachtenswerte  Verminderung  erfahren. 

Dies  bezieht  sich  besonders  auf  alle  Lebensmittel, 
ebenso  auf  Sämereien,  Ölkuchen  und  Viehfutter, 
Kolonialwaren  und  Metalle.  Dagegen  wies  die  Ausfuhr 
gewisser  Warengattungen  eine  großartige  Steigerung 
auf  neben  verminderten  Ziffern  an  anderen  Stellen.  So 
hat  die  Ausfuhr  von  VTeh,  Fleisch,  Schweinefleisch, 
Schweinen  und  Pferden  ungemein  zugenommen.,  wo¬ 
gegen  die  Ausfuhr  von  Industriewaren,  besonders  | 

Holzwaren  und  Maschinen,  kleiner  war  als  vor  dem  \ 
Krieg.  Im  großen  und  ganzen  hat  aber  auch  die  Ausfuhr 
abgenommen. 

Gewisse  Industrien  sind  von  diesem  Niedergang  der 
ausländischen  Nachfrage  besonders  hart  betroffen  | 

worden.  So  hat  die  schwedische  Ausfuhr  von  Mol¬ 
kereimaschinen  (Alpha-Separator)  beinahe  völlig  auf¬ 
gehört  und  die  Separatorenfabriken  mußten  teils  ihre 
Tätigkeit  einschränken,  teils  sich  neuen  Fabrikationen 
zuwenden,  die  den  veränderten  Umständen  besser  an¬ 
gepaßt  waren.  Auch  die  Telephonindustrie  litt  unter 
vermindertem  Absatz  auf  ihren  vornehmsten  Märkten 
und  durch  die  Schwierigkeiten,  mit  welchen  die  Tele¬ 
phongesellschaften  in  Rußland  und  Mexiko  zu  kämpfen 
hatten.  Die  Fabrikation  von  landwirtschaftlichen  Ma¬ 
schinen,  deren  vornehmster  und  meist  lohnendster  Ab¬ 
satzmarkt  Rußland  war,  sah  ebenfalls  ihren  Absatz 
zurückgehen.  Es  ist  jedoch  zu  erwarten,  daß  dieser 
Niedergang,  der  durch  den  Druck  des  Krieges  auf  die 
russische  Landbevölkerung  hervorgerufen  worden  ist, 
nach  Schluß  des  Krieges  nicht  andauern  werde;  es 
dürfte  dann  im  Gegenteil  innerhalb  der  russischen  Land¬ 
wirtschaft  eine  Neubelebung  sicherlich  Platz  greifen. 
Dagegen  war  in  Kugellagern,  Hufnägeln,  Emailgeschirr, 
Essen,  Bohrmaschinen,  Werkzeugen  für  die  Metall¬ 
industrie  eine  Ausfuhrsteigerung  zu  verzeichnen,  die 
durch  die  Erfordernisse  des  Krieges  zu  erklären  ist. 

Die  Textilindustrie  hatte  sich  eines  wahrhaft  glän¬ 
zenden  Aufschwunges  mit  bedeutenden  Gewinnmöglich¬ 
keiten  zu  erfreuen.  Die  Ausfuhr  von  Baumwollgarn 
hat  sich  verdreifacht  und  jene  von  Wollgeweben  fast 
verfünffacht,  und  zwar  trotz  der  großen  Schwierig¬ 
keiten,  das  Rohmaterial,  besonders  die  Baumwolle,  zu 
erhalten,  deren  Bezug  von  den  Engländern  auf  alle 
Weise  erschwert  wurde. 

Im  großen  und  ganzen  war  die  Lage  der  schwedi¬ 
schen  Industrie,  trotz  der  für  einzelne  Warengattungen 
besseren  Konjunktur,  durchaus  nicht  günstig.  In  vielen 
Fabriken  wurde  die  Arbeitszeit  eingeschränkt  und 
mußten  Entlassungen  vorgenommen  werden.  Erwei¬ 
terungen  und  Neuanlagen  wurden  bis  auf  weiteres 
hinausgeschoben.  Die  Lhiternehmungslust  wurde  durch 
die  unsicheren  Verhältnisse  behindert,  die  alle  Zukunfts¬ 
berechnungen  in  höchstem  Grade  unsicher  machten. 


DIE  WAFFEN-  UND  MUNITIONSAUS¬ 
FUHR  DER  VEREINIGTEN  STAATEN 
VON  AMERIKA. 

Im  nachfolgenden  soll  der  bedeutende  Umfang  des 
Exports  der  Vereinigten  Staaten  in  Kriegsbedarfs¬ 
artikeln  durch  einige  Angaben  beleuchtet  werden,  die 
mittelbar  oder  unmittelbar  nordamerikanischen  Zei¬ 
tungen  selbst  entstammen.  Bereits  Mitte  März  1915 
wurden  die  schon  ausgeführten  Lieferungen  und  die 
noch  der  Fertigstellung  harrenden  Bestellungen 
für  Kriegsmaterialien  aller  Art  (Waffen,  Munition, 
Teile  von  Unterseeboten,  Uniformstoffe,  Schuhe  etc.), 
die  für  Großbritannien,  Frankreich  und  Ruß¬ 
land  bestimmt  waren,  auf  mindestens  1000  Mil¬ 
lionen  Dollar  geschätzt.  Hierzu  kamen  noch  militäri¬ 
sche  Bestellungen  der  italienischen  Regierung,  die  schon 
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Anfang  April  auf  50  Millionen  Dollar  veranschlagt 
wurden.  Damals  war  freilich  Italien  in  den  Weltkrieg 
noch  nicht  eingetreten. 

Anfang  Mai  wurde  gemeldet,  die  Lackawanna-Stahl- 
gesellschaft  habe  mit  den  Staaten  des  Dreiverbandes 
einen  Lieferungsvertrag  über  50.000 1  Schrapnells  ab¬ 
geschlossen,  wovon  alle  zehn  Tage  5000 1  verschifft 
werden  sollen;  für  die  gleichen  Besteller  erzeuge  die 
E.  W.  Bliß  Comp,  täglich  30.000  Schrapnells. 

Tn  der  ersten  Maihälfte  brachten  die  nordamerikani¬ 
schen  Zeitungen  ausführliche  Mitteilungen  über  eineji 
großen  Lieferungsvertrag  von  83  Millionen  Dollar  für 
verschiedene  Kriegsmaterialien,  den  die  bereits  genannte 
Canadian  Car  and  Foundry  Comp,  mit  der  russischen 
Regierung  abgeschlossen  hatte.  Die  kanadische  Gesell¬ 
schaft  selbst  konnte  höchstens  einen  kleinen  Teil  der 
übernommenen  Bestellungen  ausführen,  und  zwar  über¬ 
nahm  sie  die  Lieferung  von  fünf  Millionen  Schrapnells 
und  Granaten.  Um  den  Rest  bew'arben  sich  eifrig  zahl¬ 
reiche  Firmen  Kanadas  und  der  Vereinigten  Staaten, 
wobei  die  der  Union  den  Hauptanteil  erhielten.  In  der 
ersten  Maihälfte  hatte  die  Canadian  Car  and  Foundry 
Comp,  bereits  an  37  Stahl-  und  Pulvergesellschaften  der 
Vereinigten  Staaten  die  Lieferung  von  Kriegsmaterialien 
nach  Rußland  für  21,724.400  Dollar  übertragen;  über 
vier  w-eitere  Lieferungen,  die  30,104.330  Dollar  ein- 
bringen  sollen,  unterhandelten  noch  vier  andere  große 
Firmen  der  Lfnion  mit  der  kanadischen  Gesellschaft.  Die 
näheren  Einzelheiten  dieses  riesenhaften  Kriegs¬ 
geschäftes  sind  folgender  Tabelle  zu  entnehmen,  wonach 
■von  der  Canadian  Car  and  Foundry  Comp.  Verträge  mit 
folgenden  Gesellschaften  der  Vereinigten  Staaten  abge¬ 
schlossen  w'orden  sind: 

Dollar 

Hydraulic  Pressed  Steel  Co.,  Cleveland,  O.  .  für  475.000 

American  Rolling  Mill  Co.,  Middletown,  O.  .  ,,  930.000 

Burney  &  Smith  Car  Co.,  Dayton,  Ohio  .  .  „  1,122.000 

Page  &  Storms  Drop  Forge  Co.,  Chicopee, 

Mass . 202.500 

American  Car  &  Foundry  Co.,  N.  Y.  .  .  .  ,,  96.000 

Dayton  Mfg.  Co.,  Dayton,  O . 463.000 

'  Federal  Pressed  Steel  Co.,  Milwaukee,  Wis.  .  ,,  1,850.000 

Northern  Electric  Co.,  Montreal,  Kanada  .  .  ,,  275.000 

United  Lead  Co.,  New  York . 280.000 

Recording  &  Computing  Machine  Co., 

Dayton,  0 . 6,000.000 

King  Pow'der  Co.,  King’s  Mills,  O . „  130.000 

American  Tube  &  Stamping  Co.,  Bridgeport, 

Conn . 67.500 

Michigan  Braß  &  Copper  Co.,  Detroit,  Mich.  „  2,400.000 

American  Braß  Co.,  Kenosha,  Wis . „  375.000 

Auto  Parts  Mfg.  Co.,  Detroit,  M . „  650.000 

Vermont  Farm  Machine  Co.,  Bellows  Falls, 

Vt . 650.000 

Consolidated  Mfg.  Co.,  Toledo,  O . .  550  000 

Robin  Hood  Ammunition  Company,  Swan- 

ton,  Vt . 15.000 

Wallace  Barnes  Co.,  Bristol,  Conn . „  35-000 

Lavigne  Mfg.  Co.,  Detroit,  Mich . „  21.000 

Draper  Co.,  Hopedale,  Mass . „  14.000 

Pope  Mfg.  Co.,  Westfield,  Mass . 42.000 

The  Yale  &  Towne  Mfg.  Co.,  New  York  City  ,,  71.000 

American  Powder  Works,  Boston,  Mass.  .  ,,  50.000 

Corbin  Screw  Corporation,  New  Britain, 

Conn .  52.000 

Horatio  Hickok  Co.,  Burlington,  Vt . 175.000 

U.  S.  Steel  Products  Co.,  New  York  City  .  .  ,,  840.000 

Meade,  Morrison  Co.,  Boston,  Mass . 900.000 

Crocker  Wbeeler  Co.,  Ampere,  N.  J .  450.000 

Platt  Iron  Works,  Dayton,  O.,  und  Brownell 

Co.,  gemeinsam  . 630.000 

Lanzen  Engineering  Co.,  Levis  Quebec  .  .  ,,  180.000 

Dayton  Mfg.  Co.,  Dayton,  O . 320.000 

Worcester  Mfg.  Co.,  Worcester,  Mass.  .  .  .  ,,  480.000 

Page  &  Storms  Drop  Forge  Co.,  Chicopee, 

Mass . 50.000 

•  Blake  &  Johnson  Co.,  Waterbury,  Conn.  .  .  ,,  22.000 

Bridgewort  White  Metals  Casting  Company  .  „  360.000 

Corbin  Screw  Corporation  . 100.000 

zusammen  für  21,724.000 


Die  vier  Gesellschaften,  welche  noch  auf  weitere 
30,104.330  Dollar  als  Anteil  hoffen,  sind  die 

American  Locomotive  Co . für  10,000.000 

Pressed  Steel  Car  Co . ,,  10,000.000 

U.  S.  Cartridge  Co . .  10,000.000 

Dayton  Manufacturing  Co . „  104.330 

Im  Zusammenhang  mit  den  riesigen  Bestellungen  für 
Kriegsmaterial,  die  Rußland  nach  den  Vereinigten 
Staaten  vergab,  stand  auch  der  bedeutende  Aufschwung, 
den  die  Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  nach  Sibirien, 
d.  h.  nach  Wladiw'ostok  genommen  hatte.  Diese  betrug 
vom  I.  August  1914  bis  30.  April  1915  ungefähr  19  Mil¬ 
lionen  Dollar  gegen  kaum  eine  Million  in  den  letzt- 
vergangenen  friedlichen  neun  Monaten.  Bis  Ende  August 
1915  sollen  nach  einer  von  Ende  Juli  stammenden  Mel¬ 
dung  aus  Washington  400  Lokomotiven  und  eine  riesig 
große  Anzahl  von  Waggons,  angeblich  20.000  Stück, 
über  Wladiwostok  nach  Rußland  geliefert  w'erden. 

Am  17.  Mai  1915  ging  der  britische  Dampfer 
,,Cymric“  der  White  Star  Line,  mit  Waffen,  Munition 
und  anderen  Kriegsmaterialien  für  England  gefüllt,  von 
Washington  ab.  Gewissermaßen  zum  Schutz  gegen  die 
deutschen  Unterseeboote  w'ollte  die  Schiffsgesellschaft 
Staatsbürger  der  Union  als  Passagiere  an  Bord  nehmen. 
Doch  gelang  es  ihr  nicht,  solche  hierfür  zu  gewönnen 
und  sie  mußte  sich  mit  Kanadiern,  also  britischen 
Staatsbürgern,  begnügen.  Hierüber  ließ  sich  eine 
deutsch-amerikanische  Zeitung  aus  Buffalo  (,, Täglicher 
Buffalo-Volksfreund“)  folgendermaßen  aus: 

,, Lebhafte  Szenen  spielten  sich  am  Pier  des  White 
Star-Dampfers  „Cymric“  ab,  der  mit  einer  großen 
Ladung  Kriegsmaterial  für  die  Alliierten  und  einer  An¬ 
zahl  Kanadier,  die  zur  Front  gehen,  an  Bord,  nach 
Liverpool  in  See  ging.  Das  Schiff  ist  ein  wahres  schwüm- 
mendes  Arsenal  und  es  wurde  am  Pier  darauf  hin¬ 
gewiesen,  daß  ein  Unterseeboottorpedo  leicht  eine  Ex¬ 
plosion  hervorrufen  könne,  die  das  Schiff  buchstäblich 
in.  Stücke  reißen  würde.  Unter  den  Passagieren  w'ar 
nicht  ein  einziger  Amerikaner.  Die  Kanadier  zeigten 
keine  Besorgnisse  der  Unterseeboote  wegen  und  w'enn 
ihnen  vielleicht  nicht  ganz  gemütlich  zu  Mute  war,  so 
versteckten  sie  dies  unter  viel  Lärm  und  Prahlerei.  Das 
Schiffsmanifest  weist  unter  der  1800  t-Fracht  die  fol¬ 
genden  Posten  Kriegsmaterial  auf:  17-749  Kupfer¬ 
barren,  156  Kupferrollen,  95  Spulen  Kupferdraht,  4301 
Kisten  Patronen,  3  Kisten  Pistolen,  10  Kisten  Feuer¬ 
waffen,  1750  Granaten,  1520  Geschoßhülsen,  36  Kisten 
Perkussionszünder,  6585  Kisten  Messingblech  und 
689  Kisten  Messingstäbe  und  „Eisenwaren“.  Unter  der 
Bezeichnung  „Eisenwaren“  verstehen  die  Munitions¬ 
schiffe  bekanntlich  Geschütze.“ 

Sehr  bezeichnende  Mitteilungen  ähnlicher  Art  waren 
der  „New  Yorker  Staatszeitung“  vom  28.  Mai  1915  zu 
entnehmen.  Diese  Mitteilungen  sind  um  so  bemerkens- 
w'erter,  als  das  darin  genannte  Schiff  „Arabic“  bei 
seinem  späteren  Untergang  in  der  Nähe  der  englischen 
Küste  zur  jüngsten  Verschärfung  der  Meinungsver¬ 
schiedenheiten  Anlaß  gegeben  hat,  die  zwischen  den 
Regierungen  Deutschlands  und  der  Vereinigten  Staaten 
hinsichtlich  des  sogenannten  Unterseebootkrieges  be¬ 
stehen: 

„Mit  Tausenden  von  Tonnen  Kriegsmaterial  für  die 
Vierverbandstaaten  an  Bord  sind  gestern  und  vor¬ 
gestern  drei  britische  Dampfer  von  New  York  abge¬ 
fahren;  zwei  davon,  der  Cunard-Dampfer  „Orduna“ 
'  und  die  „Arabic“  der  White  Star-Line,  befördern 
außerdem  noch  über  600  Passagiere.  Das  dritte  Schiff, 
die  ,,Georgic“,  ist  ein  Frachtdampfer.  Alle  drei  fahren 
nach  Liverpool.  Die  Beamten  der  Cunard-Line  be¬ 
haupten,  daß  sich  unter  den  Passagieren  13  erster,  67 
zweiter  und  280  dritter  Klasse  der  „Orduna“  kein 
^  Amerikaner  befinde.  Die  ,, Arabic“  hat  75  Kajüten-  und 
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175  Zwischendeckspassagiere  an  Bord.  Im  Lagerraum 
des  Schiffes  sind  unter  anderem  verstaut;  400  Kisten 
Patronen,  1516  Kanonenteile,  41  Automobile,  730  Rollen 
Stacheldraht,  14.014  Pakete  „Stahhvaren“,  5216  Kupfer¬ 
stangen,  3370  Kupferbarren,  5407  Klumpen  Blei,  565 
Faß  Wagenschmiere,  795  Schmieröl.  Laut  Manifest 
besteht  ein  Teil  der  Ladung  der  ,,Orduna“  aus  3200 
Kisten  Patronen,  3750  Kisten  Schrapnells,  1169  Kisten 
leeren  Geschoßhülsen,  548  Messingstangen,  25  Kisten 
Tungstenmetall,  120  Kisten  Messingplatten,  3  Kisten 
Kupfer,  3687  Bündeln  Stahlbänder,  einem  Aeroplaii- 
körper,  Tausenden  von  Kisten  mit  Metall,  133  Kisten 
Ausrüstungsgegenständen  und  4/6  Kisten  LIniformen 
für  Infanteristen,  5  Kisten  mit  Gewehren,  594  Kisten 
Lederwaren  für  militärischen  Gebrauch  u.  dgl.  Die 
„Georgic“  nimmt  mit:  4227  Kisten  geladene  Granaten, 
verschickt  von  der  Bethlehem  Steel  Co.,  1000  Kisten 
Patronen,  einen  Aeroplan,  670  Rollen  Stacheldraht, 
200  Autos,  L^nmengen  von  Metall,  Schmieröl  und  andere 
Konterbande,  darunter  auch  24  Kisten  mit  Granat¬ 
zündern.  Die  „Georgic“  hat  keine  Fahrgäste,  sondern 
nur  die  zur  überfahrt  nötigen  Mannschaften  mitge¬ 
nommen,  welche  die  Gefahr  kennen  und  wahrscheinlich 
hoch  bezahlt  werden.  Dagegen  haben  die  „Arabic“  und 
die  „Orduna“  nebst  großen  Mengen  an  Kriegsgerät  und 
Sprengstoffen  die  eine  250,  die  andere  360  Fahrgäste 
an  Bord.“ 

Eine  Darstellung  der  „New  Yorker  Handels- Zeitung“ 
vom  5.  Juni  1915  unter  dem  Titel  „Hoher  Kriegsordre- 
Gewinn“  befaßt  sich  mit  dem  wichtigen  Umstand,  daß 
die  nach  den  Vereinigten  Staaten  gegangenen  Be¬ 
stellungen  für  Kriegsmaterialien  nicht  nur  an  und  für 
sich  sehr  bedeutende  Beträge  ausmachen,  sondern  auch 
noch  einen  unverhältnismäßig  großen  Teil  hiervon  den 
Lieferanten  als  Gewinn  belassen.  So  heißt  es  in  dieser 
Darstellung: 

,,Das  amerikanische  Publikum  hat  keine  Idee  von  dem 
gewaltigen  Umfange  und  der  weitreichenden  Bedeutung 
der  nach  der  Union  vom  Vierverband  und  von  anderen 
Ländern  in  den  letzten  Monaten  überschriebenen  Kriegs¬ 
aufträge.  Es  handelt  sich  dabei  um  Lieferungen  im 
Werte  von  vielen  Hundert  Millionen  von  Dollars.  Die 
Verschiedenheit  und  der  Charakter  der  zu  liefernden 
Artikel  ist  ebenso  bemerkenswert,  wie  der  Umfang  der 
Bestellungen.  Sie  umfassen  tatsächlich  jede  denkbare 
Art  und  Klasse  menschlicher  Bedarfsgegenstände.  Es  ist 
eine  Tatsache,  daß  so  ziemlich  jeder  Fabrikant,  der 
über  eine  gut  eingerichtete  Werksanlage  verfügt  und 
finanziell  gut  gestellt  ist,  derzeit  im  stände  ist,  eine  an¬ 
sehnliche  Bestellung  zu  erlangen.  In  manchen  Fabri¬ 
kationszweigen  sind  die  Profite  größer  als  in  anderen. 
Doch  den  höchsten  Nutzen  dürften  gegenwärtig  die 
Fabrikanten  von  Chemikalien  zur  Herstellung  von  Ex¬ 
plosivstoffen  erzielen.  Die  derzeitigen  Profite  mancher 
Chemikalienfabrikanten  sind  geradezu  fabelhaft.  Dazu 
gehört  die  Solvay  Process  Comp.,  die  einen  Vertrag 
für  unbeschränkte  Lieferung  von  Pikrinsäure  und 
Benzol  übernommen  hat.  Ersterer  Artikel  konnte  zu  An¬ 
fang  des  Krieges  zu  40  Cent  pro  Ib.  gekauft  werden 
und  die  tatsächlichen  Herstellungskosten  sollen  sich  auf 
etwa  15  Cents  stellen.  Doch  werden  derzeit  für  die  Säure 
Preise  von  etwa  ^  i'8o  pro  Ib.  gefordert.  Sie  wird  in 
großen  Mengen  zur  Anfertigung  von  Explosivstoffen 
verwendet,  darunter  für  das  französische  Melinit,  das 
britische  Lyddit  und  für  Schimose,  das  japanische 
Pulver.  Auch  den  Fabrikanten  von  Schußwaffen  ge¬ 
währen  die  Kriegsbestellungen  die  Möglichkeit  hohen 
Gewinnes.  Vor  Ausbruch  des  Krieges  gab  es  in  den  Ver¬ 
einigten  Staaten  nur  wenige  Privatfabriken,  in  welchen 
.^rmeegewehre  hergestellt  wurden,  und  damals  galt  für 
solche  ein  Preis  von  15 — 18  ijj  als  angemessen.  Dem¬ 
gegenüber  soll  ein  Beamter  der  Winchester  Repeating 


Arms  Comp,  erklärt  haben,  daß  die  Kosten  der  Her¬ 
stellung  einer  gewöhnlichen  Armeebüchse  sich  auf  etwa 
$  5'50  heliefen.  Jetzt  wird  berichtet,  die  Westinghouse 
Comp,  habe  mit  der  französischen  Regierung  einen  j 
Lieferungsvertrag  für  eine  Million  Armeegewehre  eines 
bestimmten  Typus  zum  Preise  von  ij?  27'50  pro  Stück  j 
abgeschlossen.  Wegen  Lieferung  einer  weiteren  Million  j 
Gewehre  zum  Preise  von  30  Jj?  pro  Stück  sollen  die 
Lhiterhandlungen  noch  schweben.  Für  7  Millimeter- 
Patronen  bei  sofortiger  oder  naher  Lieferung  ist  gegen¬ 
wärtig  so  ziemlich  jeder  Preis  erhältlich.  In  diesem 
Fall  besteht  Konkurrenz  zwischen  mexikanischen  und 
europäischen  Käufern  und  erstere  sollen  für  derartige, 
sofort  in  Mengen  erhältliche  Schießpatronen  bis  zu  60 
pro  Tausend  Stück  anbieten.  Doch  mag  diesem  Wett¬ 
bewerbe  das  für  Mexiko,  nicht  etwa  für  Europa  von  der 
Bundesregierung  von  neuem  in  Aussicht  genommene 
Waffenausfuhrverbot  ein  Ende  bereiten.  Im  Durch¬ 
schnitt  ist  zurzeit  Schießpulver  um  25  Prozent  und  j 

sonstige  Munition  um  30  Prozent  teurer  als  vor  dem 
Kriege ;  weitere  Preisaufschläge  erscheinen  als  unver¬ 
meidlich.  Rauchloses  Pulver  wird  zu  i  $  pro  Pfund 
verkauft  gegen  75  Cent  im  Juli  vorigen  Jahres;  Schieß¬ 
baumwolle  zu  70 — 75  Cent  gegen  50  Cent  im  letzten 
Sommer.  Auch  der  Gewinn  aus  den  Schrapnellbestel-  | 
lungen  ist  ein  hoher,  wenngleich  er  sich  mit  dem  in 
anderen  Fabrikationszweigen  nicht  vergleichen  läßt. 
Wahrscheinlich  würd  die  American  Locomotive  Comp, 
weitere  Bestellungen  nur  auf  einer  höheren  Preisstufe 
annehmen.  Eine  Automobilfabriksgesellschaft,  die  im 
letzten  Sommer  2,000.000  $  schuldete,  fast  über  gar 
keine  Barmittel  verfügte  und  sich  in  Händen  ihrer 
Bankiers  befand,  da  ihr  letztjähriges  Fabrikat  unter 
Unpopularität  litt,  hat  jetzt  ihre  ganze  diesjährige  Er¬ 
zeugung  an  die  Vierverbandsstaaten  verkauft,  in¬ 
zwischen  2,200.000  ^  Schulden  abbezahlt  und  doch  steht 
ihr  noch  gegen  eine  Million  Dollar  bar  zur  Ver¬ 
fügung.“ 

In  derselben  Nummer  der  ,,New  Yorker  Handels¬ 
zeitung“  ist  von  gewissen  Schwierigkeiten  die  Rede, 
die  insbesondere  der  IMunitionsfabrikation  entgegen¬ 
stehen.  Diese  Schwierigkeiten  bedeuten  aber  weiteren 
Gewinn  für  zahlreiche  Firmen  und  Staatsbürger  der 
ä'^ereinigten  Staaten.  So  soll  es  vielfach  an  den  zur 
Herstellung  der  Munition  nötigen  Werkzeugmaschinen 
und  Drehbänken  fehlen  und  die  mit  der  Erzeugung 
solcher  Maschinen  beschäftigten  Fabriken  können  trotz 
ununterbrochener  Arbeit  bei  Tag  und  Nacht  dem  drin¬ 
genden  Bedarf  kaum  nachkommen.  Anfang  Juni  wurden 
die  an  die  betreffenden  Fabriken  ergangenen  Aufträge 
auf  25 — 30  Millionen  Dollar  geschätzt,  womit  diese 
Fabriken  bis  Ende  September  vollauf  beschäftigt  sein 
sollen.  Außerdem  herrscht  ein  großer  Mangel  an  ge¬ 
übten  Arbeitern  und  Werkmeistern  für  die  Erzeugung 
von  Munition,  so  daß  die  hierfür  verwendbaren  Per¬ 
sonen  ungemein  hohe  Lohnforderungen  durchsetzen 
können. 

In  manchen  Zeitungen  der  Vereinigten  Staaten 
wurden  sogar  Befürchtungen  laut  für  den  Fall,  daß  die 
LTnion  im  Laufe  des  Jahres  1915  in  einen  Krieg  ver¬ 
wickelt  werden  sollte.  Für  diesen  Fall  stünden  ihr  nur 
die  Bundesarsenale  zu  Gebote,  da  alle  Privatfabriken 
vollauf  mit  vertragsmäßig  fest  übernommenen  Liefe¬ 
rungen  für  europäische  Regierungen  beschäftigt  seien. 

Ebenfalls  Anfang  Juni  wurde  gemeldet,  daß  zur  Ver¬ 
sendung  nach  dem  nunmehr  von  der  Vereisung  befreiten 
russischen  Hafen  Archangelsk  in  New  York  Pulver, 
Granaten  und  Schießpatronen  im  Werte  von  angeblich 
80  Millionen  Dollars  bereit  stünden,  die  auf  Bestellung 
der  russischen  Regierung  erzeugt  worden  seien. 

In  der  ,,New  Yorker  Handelszeitung“  vom  12.  Juni 
1915  wird  mitgeteilt,  sechs  höhere  russische  Beamte 
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seien  soeben  in  New  York  angfelangt,  die  im  Auftrag 
ihrer  Regierung  Kriegsmaterial  besichtigen  sollen,  das 
in  den  Vereinigten  Staaten  und  Kanada  erworben  wurde. 
Sie  wurden  am  Landungssteg  von  zahlreichen  \"er- 
tretern  großer  Industriefirmen  begrüßt. 

In  derselben  Nummer  der  ,,New  Yorker  Handels¬ 
zeitung“  wird  erzählt,  daß  der  umfangreichste  Auftrag 
für  Kriegsmaterialien,  den  die  weltbekannte  große  In¬ 
dustriefirma  Westinghouse  Electric  and  Manufacturing 
Comp,  bekommen  habe,  die  Lieferung  einer  Million  Ge¬ 
wehre  zu  Ij;  27'5  das  Stück  für  die  russische  Regierung 
sei;  über  eine  gleich  große  Bestellung  sollen  die  Unter¬ 
handlungen  noch  im  Gang  sein.  Zur  Bewältigung  dieser 
großen  Gewehrlieferungen  habe  die  Westinghouse  Comp, 
die  Fabriken  zweier  großer  Gesellschaften  angekauft, 
nämlich  der  Stevens  Arms  &  Tool  Comp,  und  der 
Stevens  Duryea  Automobile  Comp. 

An  Bord  des  am  19.  Juni  1915  von  New  York  nach 
Liverpool  abgegangenen  White  Star-Dampfers  ,,Cymric“ 
befanden  sich  außer  60  Kajüt-  und  200  Zwischendecks¬ 
passagieren  Tausende  von  Tonnen  Kriegsmaterial  aller 
Art.  Auf  dem  Deck  waren  Kriegsautomobile  sowie  eine 
Anzahl  27  Fuß  langer  und  30.000  Ibs.  schwerer  Kisten 
mit  Dampfpflügen  für  Schützengräben  verstaut. 

Einzelne  nordamerikanische  Schiffiahrtsgesellschaften 
sind  sich  der  Gefahr  sehr  wohl  bewußt,  welche  die  un¬ 
geheuren  Verfrachtungen  von  Kriegsmaterial  mit  Hin¬ 
blick  auf  den  deutschen  Unterseebootkrieg  darstellen, 
und  richten  ihr  Verhalten  darnach  ein.  So  hat  die  New 
Yorker  V'ertretung  der  International  Mercantile  Marine 
Comp,  folgende  Erklärung  bezüglich  der  Geschäfts¬ 
politik  der  Gesellschaft  veröffentlicht: 

„Die  American  Line  kündigt  von  neuem  an,  daß  ihre 
regelmäßig  zwischen  New  York  und  Liverpool  ver¬ 
kehrenden  Postdampfer  keine  Waffen,  Munition  oder 
sonstige  Kriegsausrüstung  für  eines  der  an  dem  euro- 
"^päischen  Kriege  beteiligten  Länder  befördern,  noch  der¬ 
artige,  an  die  Behörden  einer  kriegführenden  Nation 
konsignierte  Waren  zur  Beförderung  annehmen.  Da¬ 
gegen  führen  die  Dampfer  der  American  Line  sonstige 
Güter  jeder  Art  als  Ladung  wie  vor  dem  Krieg  und  wie 
sie  unter  normalen  geschäftlichen  Verhältnissen  allge¬ 
mein  verschifft  werden.“ 

Im  ,,Evening  Ledger“  vom  23.  Juni  19151  einer  in 
Philadelphia  erscheinenden  Zeitung,  wird,  mit  vielleicht 
einigermaßen  übertreibenden  Worten,  berichtet;  ,,Das 
Kriegsgeschäft  hat  den  Staat  Pennsylvania  wie  eine 
Flutwelle  überschwemmt.  Jeden  Tag  gehen  neue  ge¬ 
waltige  Aufträge  für  Kriegsmaterial  hier  ein.  Ein  deut¬ 
liches  Beispiel  ist  die  Stadt  Chester.  Die  Baldwin  Loco- 
motive  Comp,  will  23.000  Arbeiter  aufnehmen,  um 
Waffen  u.  s.  w.  in  ihrer  Eddystoneanlage  herzustellen. 
Dieser  Aufschwung  soll,  nach  den  erhaltenen  Aufträgen 
zu  schließen,  mindestens  zwei  Jahre  (  !)  dauern  und  es 
ist  erforderlich,  für  diese  Armee  von  Arbeitern  2000  neue 
Wohnungen  zu  beschaffen.  Der  größte  Auftrag,  der  für 
Kriegsmaterial  in  den  Vereinigten  Staaten  je  vergeben 
.wurde,  ist  der  Bethlehem  Steel  Comp,  zugefallen.  Als 
Schwab,  der  Präsident  dieser  Gesellschaft,  zu  Beginn 
des  Krieges  nach  England  fuhr,  erhielt  er  von  Lord 
Kitchener  persönlich  den  Auftrag  auf  Kriegsmaterial 
im  Werte  von  600  Millionen  Mark.  Der  letzte  Auftrag, 
der  dieser  Gesellschaft  erteilt  wurde,  lautete  auf  eine 
Million  Lydditgeschosse,  von  denen  je  4000  im  Tag  ab¬ 
geliefert  werden  müssen.  Diese  explodieren  in  unzählige 
kleine  Splitter  und  sind  weit  gefährlicher  und  größer  in 
ihrer  Zerstörungskraft  als  normale  Granaten.  Die 
Bethlehem  Steel  Comp,  stellt  bereits  täglich  85.000  Ge¬ 
schosse  her,  von  denen  35.000  Schrapnells  und  50.000 
-Einpfünder  sind.  Die  Einpfünder  werden  alle  in  der 
Bethlehemanlage  gemacht  neben  zirka  12.000  Schrap¬ 


nells  im  Tag.  Nach  letzten  Nachrichten  ist  die 
Leistungsfähigkeit  der  Gesellschaft  in  Schrapnells  von 
35.000  auf  50.000  im  Tag  gesteigert  worden.  Beinahe 
alle  Maschinenfabriken  in  Pennsylvania  erhalten  ihre 
Aufträge  von  dieser  Gesellschaft  und  helfen  somit  deren 
Leistungsfähigkeit  zu  erhöhen.  Nachdem  die  Geschosse 
bearbeitet  wurden  und  fertig  sind,  werden  sie  nach 
Readington  geschickt,  wo  sie  geladen  und  zum  Teil 
probiert  werden.  Diese  Arbeit  wird  von  2000  Arbeite¬ 
rinnen  besorgt.  Schwab  ist  jedoch  noch  nicht  zufrieden. 
Um  die  Anzahl  der  täglich  fertiggestellten  Geschosse 
noch  weiter  zu  erhöhen,  läßt  er  in  Bethlehem  zurzeit 
eine  Erweiterungsanlage  von  800  X  260  Fuß  Größe 
bauen,  die  innerhalb  30  Tagen  fertig  sein  soll.  Diese 
Anlage  allein  wird  dann  12.000  Geschosse  in  einem  Tag 
fertigstellen  kön.nen.“ 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Moratorium.  Eine  „Verordnung  des  Gesamtmini¬ 
steriums  vom  28.  August  1915  (enthalten  in  dem  am 
29.  August  1915  ausgegebenen  CXVIII.  Stücke  des 
R.-G.-Bl.  unter  Nr.  251),  über  die  Stundung  von  For¬ 
derungen  aus  laufender  Rechnung,  Kassenscheinen  und 
Einlagebüchern“  besagt: 

Auf  Grund  der  §§  6  und  27  der  kaiserlichen  Verord¬ 
nung  vom  25.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  138,  wird  ver¬ 
ordnet  : 

§  I.  Für  die  nicht  schon  nach  den  §§  4  und  5  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  25.  Mai  1915»  R.-G.-Bl. 
Nr.  138,  von  der  Stundung  ausgenommenen  Beträge  von 
Forderungen  gegen  Kreditstellen  aus  laufender  Rechnung, 
Kassenscheinen  oder  Einlagebüchern  endet  die  Stundung 
mit  dem  31.  August  1915.  Die  Sonderbestimmungen  für 
Kreditstellen  in  Galizien  und  in  der  Bukowina  (Mini- 
sterialverordnung  vom  25.  Mai  1915»  R.-G.-Bl.  Nr.  139, 
§§  4  bis  6),  in  Dalmatien,  im  Küstenlande  und  in  den 
Kreisgerichtssprengeln  Rovereto  und  Trient  (Ministerial- 
verordnung  vom  28.  Juni  1915»  R.-G.-Bl.  Nr.  184,  Ar¬ 
tikel  HI,  §  24a)  bleiben  unberührt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Beschränkung  der  Biererzeugung.  Eine  ,, Verord¬ 
nung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Innern  und 
des  Handels  vom  27.  August  1915  (enthalten  in  dem 
am  29.  August  1915,  lausgegebenen  CXVIII.  Stücke 
des  R.-G.-Bl.  unter  Nr.  250)  wegen  Beschränkung  der 
Biererzeugung“  besagt: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Ok¬ 
tober  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  274,  werden  zum  Zwecke  der 
Einschränkung  der  Biererzeugung  nachstehende  Anord¬ 
nungen  getroffen; 

§  I.  In  Bierbrauereien,  welche  die  Biersteuer  voll  ent¬ 
richten,  dürfen  in  jedem  der  Monate  September  bis  ein¬ 
schließlich  Dezember  1915  höchstens  90  Prozent  jener 
Bierwürzemenge  (§  2)  erzeugt  werden,  die  sich  als 
Durchschnitt  der  finanzämtlich  erhobenen  Erzeugung  der 
gleichen  Monate  der  Betriebsperioden  1911/12  und 
1912(13  ergibt.  Für  Brauereien,  die  in  einer  dieser  Be¬ 
triebsperioden  während  eines  der  Monate  September  bis 
einschließlich  Dezember  durch  mehr  als  zehn  auf¬ 
einanderfolgende  Tage  nicht  in  Betrieb  gestanden  sind, 
ist  zur  Ermittlung  der  vorstehenden  Vergleichsgröße  an 
Stelle  der  Erzeugung  dieses  Monats  jene  des  gleichen 
Monats  der  Betriebsperiode  1910/11,  falls  die  Brauerei 
auch  damals  durch  mehr  als  zehn  aufeinanderfolgende 
Tage  nicht  in  Betrieb  gestanden  sein  sollte,  jene  des 
betreffenden  Monats  der  Betriebsperiode  1913/14  maß- 
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gebend.  Brauereiunternehmungen,  welche  in  der  Be¬ 
triebsperiode  1914/15  den  fünfprozentigen  Biersteuer-  1 
nachlaß  (§  i  des  ersten  Teils  der  kaiserlichen  Verord-  i 
mmg  vom'  17.  Juli  1899,  R.-G.-Bl.  Nr.  120)  genießen,  ' 
dürfen  die  nach  Absatz  i  maßgebende  Vergleichsgröße  < 
bis  zu  95  Prozent,  jene,  welche  den  10-  und  jene,  welche  1 
den  1 5prozentigen  Nachlaß  genießen,  dürfen  diese  \er-  < 
gleichsgröße  voll  erreichen,  aber  nicht  überschreiten.  1 

§  2.  Für  die  Berechnung  der  zulässigen  Höchst¬ 
erzeugung  (Brauberechtigung)  ist  die  Steuerbemessungs-  ^ 
grundlage,  das  ist  der  Hektolitergrad  Extrakt,  maß-  , 
gebend.  Wenn  eine  Brauerei  nach  dem  i.  September  , 
1911  eine  andere  Brauerei  aufgekauft  und  stillgelegt 
hat,  so  kann  über  Einschreiten  vom  Finanzministerium  • 
die  Brauberechtigung  unter  Berücksichtigung  der  Er-  , 
Zeugung  der  übernommenen  Brauerei  in  den  für  die  Be-  , 
rechnung  der  Braurechte  maßgebenden  Monaten  ent-  , 
sprechend  erhöht  werden. 

§  3.  Brauereiunternehmen,  welche  die  ihnen  nach  der 
Wrordnung  vom  27.  Juli  I9^.5>  R.-G.-Bl.  Nr.  214,  , 
während  des  Monats  August  1915  oder  die  ihnen  nach  ; 
§  1  dieser  Verordnung  zustehende  Brauberechtigung  , 
nicht  oder  nicht  voll  ausnützen,  können  den  nicht  in  An¬ 
spruch  genommenen  Teil  auf  den  nächstfolgenden  Monat 
mit  der  Wirkung  übertragen,  daß  sich  ihre  Brauberech¬ 
tigung  für  diesen  Monat  um  die  übertragene  Menge  er¬ 
höht.  Weiter  kann  jeder  Brauereiunternehmer  die  nicht 
ausgenützten  Teile  seiner  Brauberechtigungen  für  die 
Monate  August  bis  einschließlich  Dezember  an  eine 
andere  Brauereiunternehmung  mit  der  Wirkung  über¬ 
tragen,  daß  diese  die  ihr  zustehende  Brauberechtigung 
um  die  übertragene  Menge  überschreiten  darf.  Jede  der¬ 
artige  Übertragung  der  Brauberechtigung  ist  der  Finanz¬ 
behörde  erster  Instanz  vorher,  spätestens  aber  bei  son¬ 
stigem  Verluste  der  Übertragungsberechtigung  am  letzten 
Tage  des  betref¥enden  Monats  schriftlich  anzuzeigen. 
Die  Anzeige  hat  die  Hektolitergrade  Extrakt  und  Name 
und  Standort  der  Brauerei,  an  welche  die  Übertragung 
erfolgt,  zu  enthalten.  Die  Finanzbehörde  erster  Instanz 
hat  das  Überwachungsorgan  der  Brauerei,  an  die  die 
Übertragung  erfolgt,  sowie  die  hierfür  zuständige 
F'inanzbehörde  erster  Instanz  sogleich  von  der  Über¬ 
tragung  in  Kenntnis  zu  setzen. 

§  4.  Sobald  eine  Brauerei  die  ihr  nach  den  vor¬ 
stehenden  Bestimmungen  zustehende  Brauberechtigung 
erschöpft  hat,  wird  eine  Anmeldung  des  steuerbaren  Ver¬ 
fahrens  zur  Biererzeugung  nicht  mehr  angenommen, 
und  es  fällt  jede  Mehrerzeugung  unter  die  Bestim¬ 
mungen  des  Strafgesetzes  über  die  Gefällsiibertretungen. 

§  5.  Diese  Verordnung  gilt  für  die  im  Reichsrate  ver¬ 
tretenen  Königreiche  und  Länder  mit  Ausnahme 
Galiziens  und  der  Bukowina  ;  sie  tritt  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Kraft. 

Sicherung  der  Herstellung  von  Perocid.  Eine 
Verordnung  des  Ackerbauministers  im  Einvernehmen 
mit  dem  Handelsminister  und  dem  Minister  des  Innern 
vom  28.  August  1915  (enthalten  in  dem  am  29.  August 
1915  ausgegebenen  CXVHI.  Stücke  des  R.-G.-Bl.  unter 
Nr.  252),  betreffend  die  Sicherung  der  Herstellung  von 
Perocid,  besagt: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Ok¬ 
tober  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  274,  wird  verordnet,  wie  folgt: 

§  I.  Die  gesamten  bei  der  Erzeugung  des  Thorium¬ 
nitrates  aus  Monazitsand  als  Abfallprodukte  gewonnenen 
Rohsulfate  der  seltenen  Erden  sind  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  dieser  Verordnung  zu  gunsten  des  Staates 
beschlagnahmt.  Hinsichtlich  der  im  Zeitpunkt  der  Kund¬ 
machung  dieser  Verordnung  noch  nicht  erzeugten 
Mengen  der  bezeichneten  Rohsulfate  tritt  die  Beschlag¬ 
nahme  mit  dem  Zeitpunkt  ihres  Abfallens  ein. 


§  2.  Die  Beschlagnahme  der  im  §  i  bezeichneten 
Rohsulfate  hat  die  Wirkung,  daß  die  beschlagnahmten 
Mengen  weder  verarbeitet  noch  verbraucht,  noch  frei¬ 
willig  oder  zwangweise  veräußert  oder  verpfändet  werden 
dürfen,  insoferne  sie  nicht  vom  Ackerbauministerium  im 
Einvernehmen  mit  dem  Handelsministerium  freigegeben 
oder  von  diesen  Ministerien  andere  Verfügungen  ge¬ 
troffen  werden. 

§  3.  Rechtsgeschäfte,  welche  gegen  die  Bestimmungen 
des  §  2  dieser  Verordnung  geschlossen  werden,  sind 
nichtig.  Bestehende  Schlüsse  stehen  der  Beschlagnahme 
nicht  entgegen  und  sind  ohne  rechtliche  Wirkung. 

§  4.  Wer  die  erwähnten  Rohsulfate  vorrätig  oder  in 
Verwahrung  hält,  hat  die  am  Tage  der  Kundmachung 
dieser  \^erordnung  vorhandenen  Mengen  unter  Nennung 
des  Eigentümers  binnen  drei  Tagen  nach  dem  Inkraft¬ 
treten  dieser  Verordnung  unmittelbar  dem  Ackerbau¬ 
ministerium  anzuzeigen.  Bezüglich  der  auf  dem  Trans¬ 
porte  befindlichen  Materialien  trifft  die  Anzeigepflicht 
den  Empfänger.  Die  Erzeuger  der  erwähnten  Produkte 
haben  bis  zum  5.  eines  jeden  Monats  die  im  Vormonat 
erzeugten  Mengen  dem  Ackerbauministerium  anzuzeigen. 

§  5.  Die  Eigentümer  der  beschlagnahmten  Mengen 
sind  verpflichtet,  diese  über  einen  im  Einvernehmen  mit 
dem  Handelsminister  ergangenen  Auftrag  des  Acker¬ 
bauministers  an  die  von  diesem  bezeichnete  Stelle  um 
den  gemäß  §  8  festzusetzenden  Preis  zu  liefern. 

§  6.  Kommt  der  Verpflichtete  dem  gemäß  §  5  er¬ 
gangenen  Aufträge  nicht  nach,  so  würd  die  Ablieferung 
nach  Weisung  des  Ackerbauministeriums  auf  Kosten  und 
Gefahr  des  Verpflichteten  durch  die  politische  Behörde 
erster  Instanz  durchgeführt.  Gegen  die  auf  Grund  der 
vorstehenden  Bestimmung  getroffenen  Entscheidungen 
und  Verfügungen  der  politischen  Behörde  erster  Instanz 
ist  eine  Berufung  nicht  zulässig. 

§  7.  Die  beschlagnahmten  Mengen  sind  vom  Eigen¬ 
tümer  bis  zur  Abnahme  durch  das  Ackerbauministerium 
oder  eine  von  diesem  bezeichnete  Stelle  kostenlos  auf¬ 
zubewahren  und  zu  erhalten. 

§  8.  Die  Ablieferung  der  beschlagnahmten  Mengen  an 
die  im  Sinne  des  §  3  bezeichnete  Stelle  hat,  wenn  eine 
Vereinbarung  nicht  zu  stände  kommt,  zu  den  vom  Acker¬ 
bauministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  Handels¬ 
ministerium  nach  fachmännischem  Ermessen  endgültig 
festgesetzten  Preisen  zu  erfolgen. 

§  9.  Die  Wirkung  der  Beschlagnahme  endigt  i.  mit 
der  Aufhebung  der  Beschlagnahme  durch  den  Acker¬ 
bauminister,  2.  mit  der  Ablieferung  an  die  gemäß  §  5 
bezeichnete  Stelle. 

§  IO.  Die  Produzenten  der  im  §  i  erwähnten  Roh¬ 
sulfate  sind  verpflichtet,  dem  Ackerbauministerium  alle 
zur  Sicherstellung  des  Erfolges  der  Beschlagnahme  er¬ 
forderlichen  Auskünfte  ungesäumt  wahrheitsgetreu  zu 
erteilen.  Die  Produzenten  sind  ferner  verpflichtet,  be¬ 
hördlichen  Organen  behufs  Feststellung  der  vorhandenen 
Vorräte  die  Besichtigung  der  Betriebsräume  und  Maga¬ 
zine  sowie  die  Einsichtnahme  in  die  Geschäftsbücher 
!  zu  gestatten. 

§  II.  Wer  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  Über¬ 
tritt  oder  die  auf  Grund  derselben  erlassenen  Verfügungen 
außer  acht  läßt,  wer  die  verlangte  Auskunft  innerhalb 
der  gestellten  Frist  nicht  erteilt  oder  unrichtig  erteilt, 
wird  von  den  politischen  Behörden  erster  Instanz  mit 
Geld  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft,  soferne  die  Handlung  oder  Unterlassung  nicht 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  einer  strengeren  Strafe 
unterliegt. 

§  12.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 
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Ungarn. 

Beschlagnahme  des  Leinsamenöls  und  Maximal¬ 
preise  für  Leinsamen.  Das  Amtsblatt  veröffentlichte 
am  29.  August  1915  zwei  Regierungsverordnungen.  In 
der  einen  werden  die  Verfügungen  der  am  24.  Juni  1915 
erlassenen  Verordnung  über  die  Beschlagnahme  des  Roh¬ 
öls,  die  Anmeldung  der  Rapsvorräte  und  die  zur  Be¬ 
förderung  des  Rapsöls  per  Bahn,  Schiff  oder  Kraft¬ 
wagen  erforderlichen  Transportzertifikate  mit  gewissen 
Abweichungen  auch  auf  die  Leinsamenölvorräte  aus¬ 
gedehnt.  Die  Vorräte  sind  nach  dem  Stande  vom 
31.  August  bis  inklusive  8.  September  1915,  später  bis 
zum  achten  Tage  jeden  Monats  nach  dem  Stande  des 
letzten  Tages  des  Vormonats  anzumelden,  auch  wenn 
sie  mit  anderen  Ölen  oder  sonstigen  fremden  Materialien 
gemischt  sind.  Die  Transportzertifikate  stellt  ausschließ¬ 
lich  der  Handelsminister  aus.  Die  zweite  Verordnung 
stellt  den  Maximalpreis  für  Leinsamen  mit  56  K  pro  q 
Nettogewicht  fest.  Dieser  Höchstpreis  tritt  am  28.  August 
1915  in  Kraft.  Auf  die  Beschaffung  von  Leinsamen  aus 
dem  Zollauslande  bezieht  sich  die  Verordnung  nicht. 
Für  hervorragendes  Saatkorn  kann  der  Ackerbau¬ 
minister,  in  Kroatien-Slawonien  der  Banus  Ausnahmen 
gestatten.  Beide  Verordnungen  treten  am  Tage  ihrer 
.Verlautbarung  in  Kraft. 

Deutschland. 

'  Freigabe  von  Baumwollabfällen.  Die  deutsche 
Heeresverwaltung  hat  sich  entschlossen,  im  Interesse  der 
Aufrechterhaltung  des  Wirtschaftslebens  künftig  den 
vom  Herstellungsverbot  für  Baumwollstoffe  betroffenen 
Betrieben  gewisse  Baumw'ollabfälle  zur  beliebigen  Ver¬ 
arbeitung  freizugeben.  Zur  Bedingung  ist  aber  gemacht 
worden,  daß  regelrechte  Baumwollgarne  in  keiner  Weise 
hierbei  rhitverwendet  werden  dürfen.  Der  Wortlaut  der 
am  27.  August  1915  bekanntgemachten  Ausnahme- 
bew'illigung  ist  folgender: 

1.  Den  vom  Herstellungsverbot  betroffenen  Betrieben 
wird  gestattet,  Garne  aus  Baumwollabfällen,  die  nicht 
Baumw'ollabgänge  im  Sinne  der  Bekanntmachung  be¬ 
treffend  Veräußerung,  Verarbeitung  und  Beschlagnahme 
von  Baumwolle,  Baumwollabgängen  und  Baumwoll- 
gespinsten  sind,  sowie  Garne  aus  Kunstbaumwolle  zu 
beliebigen  Erzeugnissen  zu  verarbeiten.  Regelrechte 
Baumwollgarne  und  Garne  aus  Baumwollabgängen 
dürfen  jedoch  nicht  mitverwendet  werden. 

:  H.  Zur  Behebung  etwaiger  Zw^eifel  wird  ausdrücklich 
darauf  hingewiesen,  daß  durch  die  Ausnahmebewilligung 
zu  1.  die  Vorschriften  des  §  5  Bekanntmachung  be¬ 
treffend  Veräußerung,  Verarbeitung  und  Beschlagnahme 
von  Baumw'olle,  Baumwollabgängen  und  Baumwoll- 
gespinsten  nicht  berührt  werden,  wonach  die  Beimischung 
von  regelrechter  Baumwolle  oder  Baumwollabgängen  bei 
der  Verarbeitung  der  freigelassenen  Baumwollabfälle  im 
Spinnverfahren  verboten  ist. 

HL  Überschreitungen  dieser  Ausnahmebewilligung 
fallen  unter  die  Strafbestimmungen  des  §  4  des  Her- 
,  Stellungsverbotes  für  Baumw'ollstoffe  oder  unter  die 
Strafbestimmungen  der  in  der  Einleitung  der  Bekannt¬ 
machung  betreffend  Veräußerung,  Verarbeitung  und  Be¬ 
schlagnahme  von  Baumwolle,  Baumwollabgängen  und 
Baumwollgespinsten  aufgeführten  Gesetze  und  Verord¬ 
erungen. 

Verkehr  mit  Zucker.  Eine  Bekanntmachung  über 
den  Verkehr  mit  Zucker  im  Betriebsjahr  vom 

26.  August  1915  besagt; 

;  Der  Bundesrat  hat  auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes 
über  die  Ermächtigung  des  Bundesrates  zu  wirtschaft¬ 
lichen  Maßnahmen  u.  s,  w.  vom  4.  August  19^4 
(R.-G.-Bl.  Seite  327)  folgende  Verordnung  erlassen: 


§  ].  \'on  dem  im  Betriebsjahr  1915/16  in  den  ein¬ 
zelnen  rübenverarbeitenden  Fabriken  hergestellten  Roh¬ 
zucker  sind  15  Hundertteile  der  voraussichtlichen  Ge¬ 
winnung  (§  2)  zur  Lieferung  im  Oktober,  20  Hundert¬ 
teile  der  voraussichtlichen  Gewinnung  (§  2)  zur  Liefe¬ 
rung  im  November,  20  Hundertteile  der  voraussicht¬ 
lichen  Gewinnung  (§  2)  zur  Lieferung  im  Dezember 
1915  auf  die  Verbrauchszuckerfabriken  zu  verteilen. 
Die  Verteilung  geschieht  durch  eine  vom  Reichskanzler 
bestimmte,  seiner  Aufsicht  unterstehende  Verteilungs¬ 
stelle.  Die  zu  verteilenden  Mengen  sind  nach  Bedarf 
abzurunden.  Einzelne  Rohzuckerfabriken  können  von  der 
Verteilung  ausgeschlossen  w^erden.  Die  Fabriksinhaber 
sind  verpflichtet,  den  Rohzucker  auf  V^erlangen  der  Ver¬ 
teilungsstelle  zu  liefern;  diese  bestimmt  die  zu  liefernde 
Menge,  den  Zeitpunkt  der  Lieferung  und  die  Stelle,  an 
die  zu  liefern  ist.  Die  Verbrauchszuckerfabriken  sind 
zur  Abnahme,  Bezahlung  und  Verarbeitung  der  zuge¬ 
teilten  Rohzuckermengen  verpflichtet;  der  Reichs¬ 
kanzler  kann  vorschreiben,  welche  Sorten  von  Ver¬ 
brauchszucker  herzustellen  sind. 

§  2.  Die  voraussichtliche  Gewinnung  (§  i)  wird  für 
die  einzelnen  rübenverarbeitenden  Fabriken  von  der 
Steuerbehörde  festgesetzt.  Hierzu  wird  für  die  letzten 
drei  Betriebsjahre  die  Rübenanbaufläche  und  die  Zucker¬ 
gewinnung  ermittelt  und  nach  dem  gefundenen  Durch¬ 
schnittsertrag  und  dem  anfangs  Juni  für  die  Steuer¬ 
behörde  aufzustellenden  Anbaunachw'eis  die  voraussicht¬ 
liche  Gewinnung  für  das  Betriebsjahr  1915/16  be¬ 
rechnet.  Auf  Antrag  wdrd  bei  der  Berechnung  eines  der 
drei  fahre  ausgelassen  und  der  Durchschnittsertrag  der 
beiden  anderen  Jahre  zu  gründe  gelegt.  Bei  neuen  Fa¬ 
briken  und  solchen,  die  in  den  letzten  drei  Betriebs¬ 
jahren  nicht  voll  gearbeitet  haben,  wird  die  voraussicht¬ 
liche  Gewinnung  nach  dem  Anbau  für  das  Betriebsjahr 
1915/16  durch  Sachverständige  geschätzt;  eine  solche 
Schätzung  erfolgt  auch  auf  Antrag  und  auf  Kosten  einer 
Rohzuckerfabrik,  falls  sie  geltend  macht,  daß  für  das 
laufende  Betriebsjahr  eine  Mißernte  vorliegt.  Die  Ver¬ 
teilung  der  55  Hundertteile  der  voraussichtlichen  Ge¬ 
winnung  (§  I,  Abs.  i)  kann  auf  Grund  einer  durch  die 
Verteilungsstelle  vorzunehmenden  V^oreinschätzung  er¬ 
folgen. 

^  3.  Rübenverarbeitende  Fabriken,  die  im  Betriebs¬ 
jahr  1913/14  ihre  gesamte  Erzeugung  auf  Weißzucker 
verarbeitet  haben,  ohne  fremden  Rohzucker  in  einer 
10  vom  Hundert  ihrer  eigenen  Rohzuckererzeugung 
übersteigenden  Menge  in  den  Fabriksbetrieb  aufgenom¬ 
men  zu  haben  (reine  landwirtschaftliche  Weißzucker¬ 
fabriken),  dürfen  im  Betriebsjahr  1915/16  nur  30  vom 
Hundert  mehr  Verbrauchszucker  nach  Versteuerung 
in  den  freien  Verkehr  bringen,  als  sie  unmittelbar  oder 
mittelbar  in  zwölf  aufeinanderfolgenden,  aus  der  Zeit 
vom  I.  Oktober  1908  bis  zum  31.  August  1914  auszu¬ 
wählenden  Monaten  steueramtlich  zum  Inlandsver¬ 
brauche  haben  abfertigen  lassen,  zuzüglich  der  ver¬ 
steuerten  Vorräte  bei  Beginn  und  abzüglich  der  ver¬ 
steuerten  Vorräte  am  Ende  der  gewählten  zwölf  Mo¬ 
nate.  Sie  sind  berechtigt,  20  vom  Hundert  mehr  Ver¬ 
brauchszucker  herzustellen,  als  sie  in  den  steuerpflich¬ 
tigen  Inlandsverkehr  bringen  dürfen.  Rübenverarbei¬ 
tende  Fabriken,  die  regelmäßig  im  wesentlichen  nur  für 
einen  beschränkten  Personenkreis,  z.  B.  ihre  Ange¬ 
stellten,  Arbeiter  und  die  beteiligten  rübenbauenden 
Landwirte  Verbrauchszucker  hersteilen,  dürfen  nur 
30  vom  Hundert  mehr  Verbrauchszucker  herstellen  und 
in  den  freien  Verkehr  bringen  als  im  Betriebsjahre 
1913/14.  Rübenverarbeitende  Fabriken,  die  im  Be¬ 
triebsjahr  1913/14  Rohzucker  zum  Zwecke  der  Raffi¬ 
nation  in  den  Fabriksbetrieb  in  einer  Menge  auf¬ 
genommen  haben,  die  10  vom  Hundert  der  in  der  Fabrik 
aus  Rüben  hergestellten  Menge  übersteigt,  unterliegen 
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keiner  Beschränkung  hinsichtlich  der  Herstellung  und 
des  Absatzes  von  Verbrauchszucker.  Rübenverarbeitende 
Fabriken,  die  im  Betriebsjahr  1913/14  Rohzucker  und 
Verbrauchszucker  abgegeben  haben,  ohne  daß  der  hall 
von  Abs.  2  oder  3  vorliegt,  werden  wie  die  im  Abs.  i 
aufgeführten  Fabriken  behandelt.  Die  Verbrauchs¬ 
zuckermengen.  die  nach  den  Abs.  i  und  4  6en  ein¬ 
zelnen  Fabriken  in  den  freien  Verkehr  gebracht  werden 
dürfen,  werden  von  der  \'ertei lungsstelle  festgesetzt. 

§  4.  Soweit  die  im  §  3  aufgeführten  Fabriken  zur 
Herstellung  von  V’erbrauchszucker  berechtigt  sind  und 
hiervon  Gebrauch  machen,  sind  sie  zur  Lieferung  von 
Rohzucker  (§§  i  und  12)  nicht  verpflichtet. 

§  5.  Der  Reichskanzler  kann  bestimmen,  daß  von 
jeder  Rohzuckerfabrik  für  den  verteilten  und  von  jeder 
V^erbrauchszuckerfabrik  für  den  zugeteilten  Rohzucker 
eine  Gebühr  von  Pf.  für  je  50  kg  zu  erheben  ist. 
Die  Gebühr  ist  an  eine  von  dem  Reichskanzler  zu  be¬ 
zeichnende  Kasse  zu  zahlen  und  zur  Deckung  der  LJn- 
kosten  der  V^erteihmgsstelle  zu  verwenden.  tJber  einen 
nach  Außerkrafttreten  dieser  Verordnung  verbleibenden 
Überschuß  verfügt  der  Reichskanzler. 

§  6.  Der  Preis  des  von  den  Rohzuckerfabriken  zu 
liefernden  Rohzuckers  beträgt  für  50  kg  von  88  vom 
Hundert  Ausbeute  ohne  Sack  frei  Magdeburg  12  M. 
bei  Lieferung  bis  zum  31.  Dezember  1915;  späterer 
Lieferung  erhöht  er  sich  am  Ersten  jedes  Monats  um 
M.  o'io  bis  auf  höchstens  M.  12-50.  Der  Bundesrat  be¬ 
stimmt  auf  dieser  Grundlage  die  Preise,  die  für  die  ein¬ 
zelnen  Fabriken  frei  Wrladestelle  gelten,  sowie  die 
Preise,  die  für  Rohzucker  gelten,  der  außerhalb  des 
Standortes  der  Fabriken  eingelagert  ist.  Rohzucker,  der 
innerhalb  der  zur  Verteilung  gelangenden  55  Hundert¬ 
teile  liegt,  ist  auf  Verlangen  der  V^erbrauchszuckerfabrik 
in  Säcken  zu  liefern,  die  diese  stellt;  ist  die  Rohzucker¬ 
fabrik  bis  zum  ersten  Tage  des  Lieferungsmonats  nicht 
im  Besitze  der  Säcke,  so  steht  es  ihr  frei,  den  Roh¬ 
zucker  bis  zum  Eingang  der  Säcke  in  eigenen  Säcken 
zu  liefern.  Über  55  Hundertteile  ist  der  Rohzucker  nach 
Wahl  des  Verkäufers  in  Säcken,  die  der  V^erkäufer  oder 
die  V^erbrauchszuckerfabrik  stellt,  zu  liefern.  Bei  Liefe¬ 
rung  in  Säcken  des  Verkäufers  ist  eine  Leihgebühr  von 
höchstens  10  Pf.  für  50  kg  für  die  ersten  6  Wochen 
vom  Tage  des  Einganges  des  Zuckers  in  die  V^er- 
brauchszuckerfabrik  bis  zum  Tage  der  Rücksendung 
der  Säcke  und  für  jeden  weiteren  Monat  eine  solche  von 
je  2^/2  Pf.  zu  berechnen.  Die  Säcke  sind  längstens  binnen 
6  Monaten  zurückzusenden.  Hinsichtlich  des  Preises 
für  Rohzucker  aus  dem  Betriebsjahr  19 14/ 15  und  aus 
früheren  Betriebsjahren  bewendet  es  bei  den  be¬ 
stehenden  Bestimmungen. 

§  7.  Die  V^erbrauchszuckerfabriken  dürfen  vom  r.  Ok¬ 
tober  1915  ab  gemahlenen  Mehlis  nicht  teurer  verkaufen 
als  zu  einem  Preise,  der  bei  Lieferung  ab  Magdeburg 
für  50  kg  ohne  Sack  einschließlich  der  Verbrauchs¬ 
steuer  nicht  mehr  beträgt  als  M.  22-60.  Der  Preis  er¬ 
höht  sich  bei  Lieferung  nach  dem  31.  Dezember  1915 
am  Ersten  jedes  Monats  um  M.  o-io  bis  auf  höchstens 
M.  23-10.  Der  Bundesrat  bestimmt  auf  dieser  Grund¬ 
lage  die  Höchstpreise  der  übrigen  Verbrauchszucker¬ 
arten  sowie  die  Höchstpreise,  die  für  Lieferung  ab  Ver¬ 
ladestelle  der  einzelnen  Fabriken  gelten. 

§  8.  Erfolgt  der  V'erkauf  von  Verbrauchszucker  nicht 
durch  eine  Verbrauchszuckerfabrik,  so  darf  außer  dem 
Höchstpreis,  der  für  die  V^erbrauchszuckerfabrik  gilt, 
die  für  den  Bestimmungsort  unter  Berücksichtigung  der 
festgesetzten  Höchstpreise  am  frachtgünstigsten  liegt, 
eine  V'^ergütung  für  die  Transportkosten  von  dieser 
Fabrik  zuzüglich  eines  Zuschlages  von  höchstens  5  vom 
Hundert  des  Höchstpreises  gefordert  und  gezahlt 
werden.  Der  Reichskanzler  kann  bei  nachgewiesenem 
Bedürfnis  den  Zuschlag  bis  auf  7  vom  Hundert  er¬ 


höhen.  Diese  Bestimmung  gilt  nicht  für  den  Kleinver¬ 
kauf  :  der  Reichskanzler  kann  Vorschriften  darüber  er¬ 
lassen,  was  als  Kleinverkauf  anzusehen  ist. 

§  9.  Als  Zeitpunkt  der  Lieferung  gilt  der  vom  Reichs¬ 
kanzler  oder  von  der  Verteilungsstelle  vnrgeschriebene 
oder  der  vereinbarte  Zeitpunkt  der  Lieferung. 

§  IO.  Auf  die  in  den  §§  6,  7  und  8  vorgesehenen 
Preise  finden  die  §§  2,  4  und  6  des  Gesetzes,  betreffend 
die  Höchstpreise  vom  4.  August  1914  (R.-G.-Bl.  Seite 
339)  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  17.  De¬ 
zember  1914  (R.-G.-Bl.  Seite  516)  entsprechende  An¬ 
wendung. 

§  II.  Der  Reichskanzler  erläßt  die  näheren  Bestim¬ 
mungen.  Er  kann  von  den  \"orschriften  der  §§  i  bis  10 
Ausnahmen  zulassen. 

§  12.  Soweit  die  Vorschriften  der  §§  i  bis  ii  nicht 
Platz  greifen,  unterliegt  die  Veräußerung,  Versendung 
und  Verwendung  des  im  Reichsgebiete  befindlichen 
Rohzuckers  der  Bestimmung  des  Reichskanzlers.  Der 
Reichskanzler  kann  auch  eine  Anzeige  der  Bestände  an 
Rohzucker  und  der  eingetretenen  Änderungen  vor¬ 
schreiben. 

§  13.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird,  unbeschadet  der  ver¬ 
wirkten  Steuerstrafe,  bestraft:  i.  wer  unbefugfl:  Roh¬ 
zucker  entfernt,  beiseite  schafft,  beschädigt,  zerstört, 
vergällt,  verfuttert  oder  sonst  verbraucht,  verarbeitet, 
verkauft,  kauft  oder  ein  anderes  Veräußerungs-  oder 
Erwerbsgeschäft  über  ihn  abschließt ;  2.  wer  der  Auf¬ 
forderung,  Rohzucker  zu  liefern  (§§  i,  12),  oder  der 
Verpflichtung,  Verbrauchszucker  oder  bestimmte  Sorten 
Verbrauchszucker  herzustellen  (§  i,  Abs.  5),  nicht  nach¬ 
kommt;  3.  wer  die  nach  §  12  erforderte  Anzeige  inner¬ 
halb  der  gesetzten  Frist  nicht  erstattet  oder  wer  wissent¬ 
lich  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben  macht. 

§  14.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 


Hülsenfrüchte.  Eine  Bekanntmachung  über  den 
Verkehr  mit  Hülsenfrüchten  vom  26.  August  1915 
sagt: 

Der  Bundesrat  hat  auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes 
über  die  Ermächtigung  des  Bundesrats  zu  wirtschaft¬ 
lichen  Maßnahmen  u.  s.  w.  vom  4.  August  1914  (R.-G.-Bl. 
S.  327)  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Erbsen,  Bohnen  und  Linsen  (Hülsenfrüchte) 
dürfen  nur  durch  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 
in  Berlin  abgesetzt  werden.  Diese  Vorschrift  gilt  nicht 
I.  für  Ackerbohnen,  Sojabohnen,  Erbsenschalen  und 
-kleie  (§  la  und  b  der  Bekanntmachung  über  den  Ver¬ 
kehr  mit  Kraftfuttermitteln  vom  28.  Juni  1915,  R.-G.-Bl. 
Seite  399) ;  2.  für  die  Lieferung  von  Hülsenfrüchten 
an  Naturalberechtigte,  insbesondere  Altenteiler  und 
Arbeiter,  die  diese  kraft  ihrer  Berechtigung  oder  als 
Lohn  zu  beanspruchen  haben ;  3.  für  Hülsenfrüchte,  die 
von  Unternehmern  landwirtschaftlicher  Betriebe  oder 
von  Händlern  mit  Saatgut  für  Saatzwecke  geliefert 
werden,  soweit  die  Unternehmer  oder  die  Händler  sich 
nachweislich  in  den  letzten  zwei  Jahren  mit  dem  Verkaufe 
von  Hülsenfrüchten  zu  Saatzwecken  befaßt  haben.  Der 
Nachweis  ist  durch  eine  behördlich  beglaubigte  Beschei¬ 
nigung  zu  erbringen.  Die  Landeszentralbehörden  be¬ 
stimmen,  wer  für  Ausstellung  dieser  Bescheinigungen 
zuständig  ist ;  4.  für  frisches  Gemüse  und  für  einge¬ 

machte  Hülsenfrüchte  in  geschlossenen  Behältnissen 
(Konserven);  5.  für  Hülsenfrüchte,  solange  sie  sich 
im  Gemenge  mit  anderer  Frucht  befinden;  6.  für  Hülsen¬ 
früchte,  die  im  Eigentume  der  Heeresverwaltung  oder 
der  Marineverwaltung  stehen ;  7.  für  Hülsenfrüchte,  die 
von  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  zur  Abgabe  an 
Verbraucher  weitergegeben  sind.  Besitzer  von  Hülsen¬ 
früchten  dürfen  aus  ihren  Vorräten  insgesamt  einen 
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Doppelzentner  von  jeder  Art  ohne  Vermittlung  der  Zen- 
traleinkaufsgesellschaft  absetzen. 

§  2.  Wer  Erbsen,  Bohnen  oder  Linsen  gedroschen  oder 
ungedroschen  mit  Beginn  des  i.  Oktober  1915  in  Ge¬ 
wahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vorhandenen  Mengen 
getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter  Nennung 
der  Eigentümer  den  von  der  Landeszentralbehörde  zu 
bestimmenden  Stellen  anzuzeigen.  Die  Anzeige  ist  bis 
zum  5.  Oktober  1915  zu  erstatten.  Anzeigen  über  Mengen, 
die  sich  mit  Beginn  des  i.  Oktober  1915  unterwegs  be¬ 
finden,  sind  unverzüglich  nach  dem  Empfange  von  dem 
Empfänger  zu  erstatten.  Geht  der  Gewahrsam  an  den 
angezeigten  Mengen  nach  Erstattung  der  Anzeige  auf 
einen  anderen  über,  so  hat  der  Anzeigepflichtige  binnen 
einer  Woche  den  Verbleib  der  Mengen  anzuzeigen.  Die 
Stellen,  denen  die  Anzeigen  zu  erstatten  sind,  haben 
die  Anzeigen  unverzüglich  an  die  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  weiterzugeben.  In  der  Anzeige  ist  anzugeben, 
welche  Mengen  nach  §  i,  Abs.  2,  Nr.  3  und  nach  §  5, 
Abs.  2  beansprucht  werden.  Die  Anzeigepflicht  erstreckt 
sich  nicht  auf  die  im  §  i,  Abs.  2  unter  Nr.  i,  2,  4  bis  7 
aufgeführten  Arten  und  Mengen ;  ferner  sind  nicht  an¬ 
zuzeigen  Mengen  unter  einem  Doppelzentner  von  jeder 
Art. 

§  3.  Werden  Hülsenfrüchte  im  Gemenge  (§  i,  Abs.  2, 
Nr.  5)  nachträglich  ausgesondert,  so  unterliegen  sie  der 
Anzeigepflicht  nach  Maßgabe  des  §  2.  Die  Anzeige  ist 
binnen  drei  Tagen  nach  der  Aussonderung  zu  erstatten. 

§  4.  Die  Besitzer  von  Hülsenfrüchten,  die  nach  §  i 
nur  durch  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  abgesetzt 
werden  dürfen,  haben  für  Aufbewahrung  und  pflegliche 
Behandlung  derselben  zu  sorgen.  Sie  dürfen  ihre  Vor¬ 
räte  nur  mit  Zustimmung  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
verarbeiten.  Sie  haben  dieser  auf  Erfordern  Auskunft  zu 
geben,  Proben  gegen  Erstattung  der  Portokosten  einzu¬ 
senden  oder  Besichtigung  der  Frucht  zu  gestatten.  Die 
zuständige  Behörde  kann  auf  Antrag  der  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  anordnen,  daß  die  Frucht  von  dem  Besitzer 
mit  den  Mitteln  seines  landwirtschaftlichen  Betriebes 
binnen  einer  bestimmten  Frist  ausgedroschen  wird. 
Kommt  der  Verpflichtete  dem  Verlangen  nicht  nach,  so 
kann  die  zuständige  Behörde  auf  Antrag  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  das  Ausdreschen  auf  dessen  Kosten 
durch  einen  Dritten  vornehmen  lassen.  Der  Verpflichtete 
hat  die  Vornahme  in  seinen  Wirtschaftsräumen  und  mit 
den  Mitteln  seines  Betriebes  zu  gestatten. 

§  5.  Die  Besitzer  von  Hülsenfrüchten  haben  die  Vor 
räte,  soweit  diese  nach  §  i  nur  durch  die  Zentraleinkaufs 
gesellschaft  abgesetzt  werden  dürfen,  der  Zentralein¬ 
kaufsgesellschaft  auf  Verlangen  käuflich  zu  überlassen 
und  auf  Abruf  zu  verladen.  Sie  können  ihrerseits  ver¬ 
langen,  daß  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  diese  Vor¬ 
räte  käuflich  übernimmt,  und  eine  Frist  zur  Abnahme 
setzen,  die  mindestens  vier  Wochen  betragen  muß.  Nach 
Ablauf  der  Frist  erlischt  die  Absatzpflicht  nach  §  i. 
Die  Vorschrift  des  Abs.  i,  Satz  i  gilt  nicht  für  die 
Hülsenfrüchte,  die  der  Besitzer  in  seinem  landwirtschaft¬ 
lichen  Betriebe  zur  nächsten  Bestellung  nötig  hat  oder 
deren  er  zu  seiner  Ernährung  oder  zur  Ernährung  der 
Angehörigen  seiner  Wirtschaft  einschließlich  des  Ge¬ 
sindes  bedarf.  Den  Angehörigen  der  Wirtschaft  stehen 
gleich  Naturalberechtigte,  insbesondere  Altenteiler  und 
Arbeiter,  soweit  sie  kraft  ihrer  Berechtigung  oder  als 
Lohn  Hülsenfrüchte  zu  beanspruchen  haben.  Die  näheren 
Bestimmungen  über  die  Lieferung  und  Abnahme  erläßt 
der  Reichskanzler. 

§  6.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  dem  Ver¬ 
käufer  für  die  abgenommenen  Mengen  einen  ange¬ 
messenen  Übernahmepreis  zu  zahlen.  Der  tlbernahmepreis 
darf  nicht  übersteigen:  bei  Erbsen  60  M.  pro  q,  bei 
Bohnen  70  M.  pro  q  und  bei  Linsen  75  M.  pro  q.  Die 
Übernahmepreise  gelten  für  Lieferung  ohne  Sack.  Für 


leihweise  Überlassung  der  Säcke  darf  eine  Sackleihgebühr 
bis  zu  I  M.  pro  t  berechnet  werden.  Werden  die  Säcke 
nicht  binnen  einem  Monat  nach  der  Lieferung  zurück¬ 
gegeben,  so  darf  die  Leihgebühr  dann  um  25  Pf.  für  die 
Woche  bis  zum  Höchstbetrage  von  2  M.  erhöht  werden. 
Werden  die  Säcke  mitverkauft,  so  darf  der  Preis  für 
den  Sack  nicht  mehr  als  80  Pf.  und  für  den  Sack,  der 
75  kg  oder  mehr  hält,  nicht  mehr  als  i  M.  20  Pf.  be¬ 
tragen.  Der  Reichskanzler  kann  die  Sackleihgebühr  und 
den  Sackpreis  ändern.  Bei  Rückkauf  der  Säcke  darf  der 
Unterschied  zwischen  dem  Verkauf-  und  Rückkaufpreise 
den  Satz  der  Sackleihgebühr  nicht  übersteigen.  Die  Über¬ 
nahmepreise  umfassen  die  Kosten  der  Beförderung  bis 
zur  Verladestelle  des  Ortes,  von  dem  die  Ware  mit  der 
Bahn  oder  zu  Wasser  versandt  wird,  sowie  die  Kosten 
des  Einladens  daselbst. 

§  7.  Ist  der  Verkäufer  mit  dem  von  der  Zentralein¬ 
kaufsgesellschaft  gebotenen  Preise  nicht  einverstanden, 
so  setzt  die  zuständige  höhere  Verwaltungsbehörde  den 
Preis  endgültig  fest.  Sie  bestimmt  darüber,  wer  die  baren 
Auslagen  des  Verfahrens  zu  tragen  hat.  Der  Verpflichtete 
hat  ohne  Rücksicht  auf  die  endgültige  Festsetzung  des 
Übernahmepreises  zu  liefern,  die  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  hat  vorläufig  den  von  ihr  für  angemessen  er¬ 
achteten  Preis  zu  zahlen.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht 
freiwillig,  so  wird  das  Eigentum  auf  Antrag  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  durch  Anordnung  der  zuständigen 
Behörde  auf  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  oder  die  von 
ihr  in  dem  Antrag  bezeichnete  Person  übertragen.  Die 
Anordnung  ist  an  den  Eigentümer  zu  richten.  Das 
Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anordnung  dem  Eigen¬ 
tümer  zugeht.  Neben  dem  Übernahmepreis  kann  für  die 
Aufbewahrung  bei  längerer  Dauer  eine  angemessene  Ver¬ 
gütung  gezahlt  werden,  deren  Höhe  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  des  Aufbewahrungsorts  endgültig  fest¬ 
setzt. 

§  8.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  entscheidet  end¬ 
gültig  über  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den  Be¬ 
teiligten  aus  der  Aufforderung  zum  Dreschen  oder  zur 
käuflichen  Überlassung  sowie  aus  der  Überlassung  er¬ 
geben. 

§  9.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  darf  die  über¬ 
nommenen  Hülsenfrüchte  nur  an  die  Heeres-  und  Marine¬ 
verwaltung,  an  Kommunalverbände  oder  an  die  vom 
Reichskanzler  bestimmten  Stellen  abgeben.  Der  Reichs¬ 
kanzler  kann  die  Bedingungen  und  Preise  bestimmen, 
zu  denen  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  die  von  ihr 
übernommenen  Mengen  zu  verteilen  und  abzugeben  hat. 

§  10.  Wer  Hülsenfrüchte  zu  Saatzwecken  abgibt, 
darf  die  im  §  6  festgesetzten  Übernahmepreise,  wenn  er 
das  Saatgut  selbst  gezogen  hat,  um  höchstens  fünf  vom 
Hundert,  wenn  er  Weiterverkäufer  ist,  um  höchstens 
zehn  vom  Hundert  überschreiten. 

§  II.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  erforder¬ 
lichen  Ausführungsbestimmungen.  Sie  bestimmen  nament¬ 
lich,  wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde,  als  zuständige 
Behörde  und  als  Kommunalverband  im  Sinne  dieser  Ver¬ 
ordnung  anzusehen  ist. 

§  12.  Der  Reichskanzler  kann  von  den  Vorschriften 
dieser  Verordnung  Ausnahmen  gestatten. 

§  13.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft;  i.  wer  dem 
§  I  zuwider  Hülsenfrüchte  in  anderer  Weise  als  durch 
die  Zentraleinkaufsgesellschaft  absetzt ;  2.  wer  die  ihm 
nach  §§  2  oder  3  obliegenden  Anzeigen  nicht  in  der  ge¬ 
setzten  Frist  erstattet  oder  wer  wissentlich  unrichtige 
oder  unvollständige  Angaben  macht ;  3-  Ver¬ 

pflichtung  zur  Aufbewahrung  und  pfleglichen  Behandlung 
(§  4,  Abs.  i)  zuwiderhandelt;  4.  wer  die  als  Saatgut  frei- 
gelassenen  Hülsenfrüchte  (§  i,  Abs.  2,  Nr.  3)  ohne  Zu¬ 
stimmung  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  zu  anderen  als 
Saatzwecken  absetzt  oder  verwendet;  5.  wer  den  von  den 
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Landeszentralbehörden  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt;  6.  wer  die  ihm  gemäß  §  lo  vor¬ 
geschriebenen  Preise  nicht  innehält. 

§  14.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 


Exportakademie  des  k.  k.  österreichischen  Han¬ 
delsmuseums.  An  der  Exportakademie  beginnt,  voraus¬ 
sichtlich  noch  inmitten  der  Kriegswirren,  das  nächste 
Studienjahr  Anfang  Oktober  1915.  Die  Vorlesungen 
werden  am  5.  Oktober  eröffnet.  Das  Vorlesungsver¬ 
zeichnis  erscheint  im  Laufe  des  Monates  September. 
Zur  Eröffnung  gelangen  die  Allgemeine  Abteilung  für 
Abiturienten  von  Gymnasien,  Realschulen  und  Staats¬ 
gewerbeschulen,  die  beiden  Jahrgänge  der  Exportaka¬ 
demie  und  diejenigen  Sonderkurse,  für  welche  sich, 
unter  den  derzeitigen  außerordentlichen  Verhältnissen, 
mindestens  30  Hörer  anmelden. 

Eine  schwedische  Handelskammer  In  Paris.  Am 

14.  Juni  1915  wurde  in  Paris  unter  dem  Vorsitz  des 
schwedischen  Gesandten  Graf  Gyldenstolpe  eine  Ver¬ 
sammlung  sämtlicher  dort  tätiger  schwedischer  Geschäfts¬ 
leute  abgehalten,  auf  der  die  Bildung  einer  schwedi 
sehen  Handelskammer  für  Frankreich  beschlossen  wurde. 
Als  Ehrenvorsitzender  wurde  Graf  Gyldenstolpe  und  als 
zweiter  Vorsitzender  Generalkonsul  Nordling  gewählt. 
Ein  geschäftsführender  Ausschuß  aus  zwölf  schwedischen, 
in  Frankreich  tätigen  Geschäftsleuten  wurde  eingesetzt 
und  als  Hilfssekretär  ein  Beamter  der  schwedischen 
Handelskammer  in  London  in  Aussicht  genommen.  Die 
neue  Organisation  ist  schon  seit  längerer  Zeit  vor¬ 
bereitet,  aber  erst  im  Juni  1915  verwirklicht  worden, 
um  bei  der  Entwicklung  lebhafter  geschäftlicher  Be¬ 
ziehungen  zwischen  Frankreich  und  Schweden  behilflich 
zu  sein. 


Tsingtau.  Mitte  August  1915  wurde  aus  Tokio  ge¬ 
meldet,  das  japanische  Ministerium  des  Äußern  habe 
das  Abkommen  mit  China  über  das  Zollwesen  im  Ge¬ 
biet  des  von  Japan  am  7.  November  1914  eroberten 
Tsingtau  veröffentlicht.  Japan  übernimmt  die  Verein¬ 
barungen,  die  früher  zwischen  China  und  Deutschland 
bestanden.  Japan  wird  alle  China  gehörigen,  beschlag¬ 
nahmten  Urkunden,  Gelder  und  sonstiges  Eigentum 
zurückerstatten.  Alle  seit  der  Einnahme  Tsingtaus  er¬ 
hobenen  Zölle  werden  abzüglich  20  Prozent  rück¬ 
erstattet. 


Handelsverkehr  mit  dem  Okkupationsgebiet  in  Polen. 

Die  Auskunftsstelle  des  k.  u.  k.  Militärgouvernements 
Kielce  für  Warenein-  und  -ausfuhr,  Krakau,  Gerdrudy¬ 
gasse  12,  hat  die  wichtigsten  Bestimmungen  über  den 
Handelsverkehr  mit  dem  Okkupationsgebiet  in  Polen  in 
einem  außerordentlich  übersichtlichen  Heft  zusammen¬ 
gestellt.  Interessenten  können  solche  Exemplare  gegen 
Voreinsendung  des  Betrages  von  i  K  sowie  6  h  für 
Zustellungsgebühr  durch  die  oberwähnte  Stelle  be¬ 
ziehen. 

Russisch-brasilianische  Handelsbeziehungen.  Das 

derzeitige  Streben  einer  Reihe  europäischer  und  über¬ 


seeischer  Länder,  ohne  die  durch  den  Weltkrieg  unmöglich 
gewordene  deutsche  Vermittlung  miteinander  in  Verkehr 
zu  treten,  gewinnt  mit  jedem  Kriegsmonat  an  Stärke, 
ln  den  Kreis  dieser  neutralen  Länder  tritt  nun  auch 
Brasilien,  das  unmittelbare  Handelsverbindungen  mit 
Rußland  anknüpfen  will;  das  brasilianische  Ackerbau-, 
Handels-  und  Industriedepartement  hat  einen  Vertreter, 
Giulto  Barbesa  Carnire,  nach  Petersburg  entsandt,  mit 
dem  Auftrag,  eine  geschäftliche  Annäherung  zwischen 
Brasilien  und  Rußland  in  die  Wege  zu  leiten.  In  einer 
im  Juni  1915  stattgefundenen  Unterredung  mit  russi¬ 
schen  Zeitungsmännern  wies  er  auf  die  Mittlerstellung 
zwischen  den  beiden  Ländern  hin,  die  Deutschland 
bisher  innegehabt  hat.  Hamburgs  Maklerrolle  habe 
auf  Brasilien  nicht  immer  günstig  gewirkt.  Die  brasili¬ 
anische  Regierung  und  Geschäftswelt  würden  alles  Mög¬ 
liche  tun,  um  eine  Annäherung  an  den  großen  russi¬ 
schen  Markt  zu  stände  zu  bringen. 

Dänemarks  Baumwollversorgung.  Nach  Mitteilun¬ 
gen  dänischer  Zeitungen  aus  der  zweiten  August¬ 
hälfte  haben  langwierige  Verhandlungen  zwischen  Inter¬ 
essenten  des  dänischen  Baum  wollgeschäftes  und  der 
englischen  Regierung  schließlich  dazu  gefülirt,  daß  die 
dänische  Baumwolleinfuhr  nunmehr  wieder  in  der 
früheren  Weise  ohne  Störungen  durch  die  britische 
Flotte  vor  sich  geht.  Die  Importeure  müssen  jedoch 
weitgehende  Garantien  geben  und  Erklärungen  unter¬ 
schreiben,  daß  sie  weder  mittelbar  noch  unmittelbar 
Baumwolle  oder  daraus  hergestellte  Waren  wieder  aus¬ 
führen.  Gleichzeitig  sollen  die  Großhändler  und  die 
Detaillisten,  die  mit  diesen  Waren  Geschäfte  machen, 
die  gleichen  Garantien  leisten  und  ebensolche  Er¬ 
klärungen  abgeben.  Die  Verletzung  der  Garantie  werde 
mit  einer  vertragsmäßig  gesicherten  Buße  bis  3000  K 
bestraft. 


RohstofTbeschaffung  der  österreichischen  Kerzen- 
und  Seifenindustrie.  Von  einer  Reihe  maßgebender 
österreichischer  Kerzen-  und  Seifenfabrikfirmen  ist  eine 
Aktiengesellschaft  unter  der  Firma  Ö  s  t  e  rr  e  i  c  h  i  s  c  h  e 
Öl-  und  Fettzentrale  A. -G.  mit  einem  vorläufigen 
Aktienkapital  von  500.000  K  gegründet  worden.  Die 
Gesellschaft  bezweckt  den  gemeinsamen  Einkauf 
von  ausländischem  Öl  und  Fettwaren.  Eine 
Zentralstelle  für  den  Einkauf  im  Inlande  wurde  vor¬ 
läufig  nicht  in  Aussicht  genommen.  Die  unverminderte 
Fortführung  des  Betriebes  der  österreichischen  Kerzen- 
und  Seifenfabriken  ist  gegenwärtig  mit  Rücksicht  auf 
die  Glyzerinerzeugung,  ein  Nebenprodukt  der 
Kerzen-  und  Seifenfabrikation,  auch  von  nicht  geringer 
militärischer  Wichtigkeit.  Außerdem  soll  durch  die 
Gründung  dieser  Gesellschaft  die  Versorgung  der  Be¬ 
völkerung  mit  Speisefetten  sichergestellt  werden. 
Amtlich  wurde  hierüber  am  28.  August  1915  folgendes 
verlautbart:  Das  Ministerium  des  Innern  hat  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  Kriegsministerium  und  Handels¬ 
ministerium  dem  Felix  Fischer,  Geschäftsführer  der 
Ersten  österreichischen  Seifensiedergewerksgesellschaft 
»Apollo«,  G.  m.  b.  H.  in  Wien;  Dr.  Emmerich  Granich- 
stätten,  öffentlicher  Gesellschafter  der  Ölfabrik  und 
Raffinerie  F.  Guttmann  in  Wien :  Heinrich  Schicht, 
Präsidenten  der  Georg  Schicht  -  Aktiengesellschaft  in 
Aussig,  und  Franz  Vogt,  Verwaltungsrat  und  Direktor 
der  »Centra«,  Vereinigte  Seifen-,  Stearinkerzen-  und 
Fettwarenwerke,  Aktiengesellschaft  in  Wien,  die  Be¬ 
willigung  zur  Errichtung  einer  Aktiengesellschaft  unter 
der  Firma  »Österreichische  Öl-  und  Fettzentrale  Aktien 
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gesellschaft«  mit  dem  Sitz  in  Wien  erteilt  und  deren 
Statuten  genehmigt. 

Großbritanniens  landwirtschaftliche  Leistungsfähig¬ 
keit.  Nach  einer  Londoner  Meldung  aus  den  letzten 
Augusttagen  habe  sich  eine  von  der  britischen  Re¬ 
gierung  eingesetzte  kriegswirtschaftliche  Kommission 
mit  der  Vergrößerung  der  Anbaufläche  in 
England  zu  befassen  gehabt.  Diese  Kommission  habe 
der  Regierung  nahegelegt,  den  Anbau  des  Weizens 
dadurch  zu  fördern,  daß  von  Staats  wegen  für  die 
nächsten  vier  Jahre  ein  Mindestpreis  von  45  Schilling 
für  den  Quarter  Weizen  (i  Quarter  rund  zgi  hl\  also 
ein  Preis  von  ungefähr  18  K  für  1  hl,  Schilling  und 
Krone  nach  dem  Geldwert  gerechnet)  garantiert  wird. 
Der  Präsident  des  Ackerbauamtes  Lord  Selborne 
teilte  einer  Abordnung  von  Farmern  mit,  die  Regierung 
habe,  nachdem  sie  auch  die  Admiralität  sorgfältig  zu 
Rate  gezogen  habe,  beschlossen,  den  Vorschlag  der 
Kommission  abzulehnen ;  er  begründete  diesen  Ent¬ 
schluß  der  Regierung  folgendermaßen :  Die  Marine  sei 
angeblich  der  Unterseebootgefahr  bereits  wohl 
gewachsen.  Man  brauche  nicht  fürchten,  daß  die 
Deutschen  die  britischen  Überseeverbindungen  unter¬ 
brechen  würden,  obwohl  gelegentlich  Störungen  Vor¬ 
kommen  können.  Die  Ernten  in  Kanada  und 
Australien  seien  überreichlich  ausgefallen. 
Außerdem  seien  seit  der  Einsetzung  der  Kommission 
,  statistische  Aufstellungen  eingelangt,  nach  denen  für 
:  1915  eine  Vermehrung  der  Anbaufläche  um 
.  fast  30  Prozent  und  des  Rindviehbestandes  um 
,t  384.000  Stück  sowie  des  Bestandes  an  Schafen  um 
■  !  450.000  Stück  nachgewiesen  seien.  Die  englischen 
Blätter  äußerten  sich  über  diesen  vom  Ackerbauamt  an- 
;  genommenen  Stand  der  Dinge  befriedigt. 

Die  dänische  Zuckerindustrie,  im  Arbeitsjahr 
19 14/15  hatten  die  dänischen  Zuckerfabriken  ein  Er- 
-  gebnis  zu  verzeichnen,  das  bei  weitem  alle  früheren 
Jahre  übertraf.  Bei  einem  Aktienkapital  von  22^/2  Mil- 
,  honen  skandin.  Kronen  wurde  ein  Überschuß  von 
'  12,490.506  K  ausgewiesen.  Für  19 13/14  wurden  bei 
gleich  hohem  Aktienkapital  alles  in  allem  7,773.136  K 
und  im  bisherigen  Rekordjahr  1911/12,  aber  bei  einem 
Aktienkapital  von  nur  15  Millionen  Kronen  8.415.552 
Kronen  zur  Verfügung  gestellt.  Für  das  Jahr  1914/15 
wurde  an  die  Aktionäre  25  Prozent  Dividende  aus¬ 
gezahlt. 
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Dockanlagen  am  Bosporus.  Durch  ein  provisorisches 
Gesetz  wurde  das  türkische  Kriegsministerium  Anfang 
August  1915  ermächtigt,  die  einer  englisch-französischen 
Gesellschaft  gehörenden  Docks  und  Werkstätten  in 
Stenia  am  oberen  Bosporus  zu  gunsten  der  Admini¬ 
stration  de  Navigation  Ottomane  (früheren  Mahsusse) 
zu  enteignen.  Das  Schwimmdock  in  Stenia  und  die 
dazugehörigen  Werkstätten  wurden  seit  Eintritt  der 
Türkei  in  den  Krieg  von  der  Marineverwaltung  be¬ 
schlagnahmt  und  von  ihr  für  eigene  Zwecke  ver¬ 
wendet. 

Drahtlose  Telegraphenverbindung  zwischen  Japan 
und  den  Vereinigten  Staaten.  Am  i8.  August  1915 
teilte  Marconi  in  einer  zu  London  abgehaltenen  Ver¬ 
sammlung  der  »Marconi’s  Wireless  Telegraph  Comp, 
limited«  mit,  es  sei  mit  Hilfe  der  Stationen  der  Gesell¬ 
schaft  in  den  Vereinigten  Staaten  und  im  Stillen  Ozean 
eine  unmittelbare  drahtlose  Telegraphenverbindung 
zwischen  Japan  und  der  Union  errichtet  worden.  Dem¬ 
nächst  werde  ein  allgemein  zugänglicher  Dienst  für 
Geschäftstelegramme  eröffnet  werden,  woran  auch  Groß¬ 
britannien  über  die  Stationen  der  Gesellschaft  in  den 
Vereinigten  Staaten  teilnehmen  könne.  Hierdurch  sei  die 
Gesellschaft  ihrem  Ziel,  drahtlose  Telegraphen  Verbin¬ 
dungen  zwischen  allen  wichtigeren  Ländern  der  Erde 
zu  unterhalten,  um  ein  Bedeutendes  nähergekommen. 

Dienstpragmatik.  Von  Dr.  Hans  Nawiasky,  Privatdozent 
an  der  Universität  Wien.  Verlag  F.  Tempsky,  Wien  1914.  Preis 

K  I'20,  51  Seiten. 

Diese  kleine  Schrift  behandelt  das  »Gesetz  betreffend  das 
Dienstverhältnis  der  Staatsbeamten  und  der  Staatsdienerschaft«, 
die  sogenannte  Dienstpragmatik  vom  25.  Januar  1914.  Hierbei 
wird  nicht  nur  zum  kleinen  Teile  im  Wege  streng  juridischer 
Auslegung  vorgegangen,  sondern  vielmehr  das  Gesetz  haupt¬ 
sächlich  mittels  Darlegung  seiner  wirtschaftlichen  und  politischen 
Ziele  zu  erklären  gesucht.  Hieran  knüpfen  sich  Erwägungen,  in¬ 
wieweit  dieses  Ziel  von  der  Beamtenschaft,  der  Regierung  und 
den  an  der  Schaffung  der  Dienstpragmatik  beteiligten  politischen 
Parteien  erreicht  worden  ist.  Wie  bei  den  meisten  neueren  Ge¬ 
setzen  finden  sich  auch  in  diesem  eine  Reihe  stilistischer  Un¬ 
genauigkeiten  und  sachlicher  Unstimmigkeiten  zwischen  den  ein¬ 
zelnen  Vorschriften,  worauf  der  Verfasser  aufmerksam  macht. 

Die  klare  und  von  einem  höheren  Gesichtspunkte  aus  verfaßte 
Schrift  stellt  eine  bemerkenswerte  Beleuchtung  ihres  wichtigen 
Gegenstandes  dar. 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./i,  Berggasse 

,  Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht : 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 

16,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 

Pitteilun0ett  lier  ^U0emfl«eit 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 

zu  er 

Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 

(urtfektt^tt  k00  k»  k» 
ttU0euttt0^ 

unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
fragen.) 

beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar- 
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tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  III.  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708). 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 


Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen,  j 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem  | 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in  i 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen  1 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart-  ' 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.)  j 

Vollmilchpulver  (Trockenmilch).  Von  Seite  eines 
vertrauenswürdigen  Agenten  in  Amsterdam  liegt  eine 
günstige  Offerte  auf  l.ieferung  von  Vollmilchpulver 
vor  und  werden  Interessenten  eingeladen,  in  die  näheren 
Daten  im  Bureau  Einsicht  zu  nehmen.  (A.  E.  705.) 

Damenkleiderstoffe,  Eine  Firma  in  Amsterdam, 
welche  der  Exportsektion  gut  empfohlen  wurde,  inter¬ 
essiert  sich  für  den  Einkauf  von  wollenen  Damenkleider-  j 
stoffen  aller  Art.  (A.  E.  704.)  j 

Textilwaren.  Eine  seit  20  Jahren  in  Rotterdam  be¬ 
stehende  Firma,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  von 
Herrenhüten  und  Mützen  befaßt  und  über  die  günstige 
Auskünfte  vorliegen,  interessiert  sich  für  eine  Ver-  j 
bindung  mit  Lieferanten  von  zur  Mützenfabrikation  ge-  ! 
eigneten  Stoffen.  (A.  E.  703.) 

I 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion  > 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn  j 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag  j 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr  beabsichtigt  nach  ! 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  Frankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 
Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn¬ 
liche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
Warenhäusern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  wäre,  daß  es  sich  momentan  nicht 
so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt, 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 
sein.  (A.  E.  702.) 

Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich. 

Ein  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent, 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
Verbindungen  besitzt.  Firmen,  welche  sich  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 
obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be¬ 
reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vom  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er¬ 
strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 
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DER  EINFLUSS  DES  EUROPÄISCHEN 
KRIEGES  AUF  DIE  INTERNATIONALEN 
HANDELSBEZIEHUNGEN  IN  SHANGHAI. 

Shanghai,  Ende  Juni  1915. 

Es  dürfte  wohl  keinen  anderen  Platz  geben,  der  in 
gesellschaftlicher,  hauptsächlich  aber  in  kommerzieller 
Beziehung  einen  derart  internationalen  Charakter  trägt 
wie  Shanghai.  Angehörige  aller  am  Welthandel  betei¬ 
ligten  Nationen  sind  hier  in  eifrigem  Wettbewerbe  be¬ 
strebt,  das  chinesische  Volk  für  ihre  Industrieprodukte 
aufnahmefähig  zu  machen,  wobei  sie  von  der  richtigen 
Erkenntnis  ausgehen,  daß  China  mit  seinen  mehr  als 
400  Millionen  Einwohnern  der  Markt  der  Zukunft  ist 
und  in  absehbarer  Zeit  von  einer  schier  unbegrenzten 
Aufnahmefähigkeit  sein  wird.  Trotzdem  nun  natur¬ 
gemäß  der  Wettbewerb  unter  den  fremden  Nationen  ein 
außerordentlich  scharfer  ist,  hat  sich  doch  in  vielen 
Fragen  die  Notw'endigkeit  eines  Zusammenschlusses  er¬ 
geben  und  die  Folge  davon  waren  mehr  oder  weniger 
innige  Wechselbeziehungen  zum  Zwecke  eines  gemein¬ 
samen  Vorgehens  in  den  Grundlinien. 

Eine  überragende  Stellung  nehmen  infolge  der  indu¬ 
striellen  Höhe  des  Landes  und  der  großen  Handels¬ 
flotte,  sowie  endlich  infolge  der  zahlreichen  kolonialen 
Stützpunkte  die  englischen  K  a  u  f  1  e  u  t  e  ein, 
die  sich  eines  überwiegenden  Anteils  an  dem  chinesi¬ 
schen  Handel  zu  bemächtigen  wußten.  Es  kam  aber  bald 
eine  Zeit,  in  der  deutsche  K  a  u  f  1  e  u  t  e  in  größerer 
Anzahl  und  mit  eisernem  Fleiß  und  Strebsamkeit  be¬ 
gabt,  auf  dem  Chinamarkte  erschienen  und  für  die 
englische  Kaufmannschaft  lästige  Konkurrenten  wurden, 
umsomehr,  als  englische  Fabrikanten  nicht  zögerten,  die 
Vertretung  ihrer  Fabrikate  den  Deutschen  zu  über¬ 
tragen  in  dem  Bewußtsein,  daß  ihren  Erzeugnissen  eine 
größere  Absatzmöglichkeit  gesichert  wird,  wenn  sie 
durch  den  an  harte  Arbeit  und  verständnisvolles  Ein¬ 
gehen  in  die  Wünsche  des  chinesischen  Abnehmers  ge¬ 
wohnten  deutschen  Kaufmann  vertrieben  werden,  als 
durch  den  konservativen  englischen  Kaufmann,  der  die 
Chinesen  an  sich  herantreten  läßt  mit  der  Bemerkung: 
,, Willst  du  dieses  —  gut;  wenn  nicht  —  etwas  anderes 
habe  ich  nicht!“  und  für  seine  Waren  außerdem  einen 
viel  höheren  Gewinn  beansprucht  als  sein  deutscher 
Konkurrent.  Noch  lästiger  fiel  den  Engländern  das 
riesenhafte  Emporwachsen  der  deutschen  Industrie,  die 
bald  in  der  Lage  war,  Waren  gleicher  Güte  zu  einem  be¬ 
deutend  niedrigeren  Preise  und  zu  viel  kulanteren  Be¬ 
dingungen  abzugeben  als  die  englischen  Fabrikanten 
und  dabei  ihre  Vertretungen  doch  zum  größten  Teile 
deutschen  Kaufleuten  übertrug. 

Es  konnte  deshalb  nicht  ausbleiben,  daß  die  englischen 
Kaufleute  sich  der  Gefahr  bewußt  wurden,  von  den 
Deutschen  an  die  Wand  gedrängt  zu  werden  —  was 
übrigens  aus  den  zurückgehenden  Ziffern  der  statisti¬ 
schen  Ausweise  der  chinesischen  Seezollämter  deutlich 
genug  hervorging  —  und  es  war  deshalb  auch  nicht 
schwer,  im  Verhältnisse  der  Vertreter  der  beiden  Kauf¬ 
mannschaften  eine  gewisse  Kälte  und  Feindseligkeit  zu 
bemerken,  die  im  Frieden  aber  nur  ganz  vereinzelt 
einmal  in  Worten  des  Hasses  Ausdruck  fand. 

Der  dritte  große  Konkurrent  sind  die  J  a  p  a  n  e  r. 
Sie  werden  von  allen  fremden  Kaufleuten  ehrlich  ge- 
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haßt,  da  sie  einerseits  infolge  ihrer  Rassenverwandtschaft 
mit  den  Chinesen  viel  leichter  die  Bedürfnisse  des  Ab¬ 
nehmers  studieren  können,  anderseits  infolge  der  gün¬ 
stigen  geographischen  Lage  des  Landes  und  ihres  außer¬ 
ordentlichen  Fleißes  die  in  die  Augen  springendsten  Er¬ 
folge  aufweisen  können,  schließlich  aber  im  Verkaufe 
ihrer  Erzeugnisse  eine  derartige  Rücksichtslosigkeit 
und  Skrupellosigkeit  an  den  Tag  legen  (bekannt  ist  ins¬ 
besondere  die  Nachahmung  europäischer  Handels¬ 
marken,  die  noch  dazu  gesetzlich  kaum  zu  ahnden  sind), 
daß  ihre  Geschäftstätigkeit  direkt  als  unreell  bezeichnet 
werden  muß.  Sie  verstehen  es,  sich  mit  großer  Energie 
auf  einen  Artikel  zu  werfen,  ihn  infolge  der  außer¬ 
ordentlich  billigen  Arbeitskräfte  in  Japan  schlecht  und 
recht  nachzuahmen  und  dann  den  Markt  damit  zu  über¬ 
schwemmen,  wodurch  sie  auch  jede  Gewinnmöglichkeit 
ausschließen.  Sie  stehen  aus  den  angeführten  Gründen 
und  infolge  der  natürlichen  Abneigung  des  Weißen 
gegenüber  dem  Gelben  auch  ziemlich  isoliert  da. 

Im  Verhältnisse  zu  den  drei  angeführten  Gruppen 
müssen  sich  die  Kaufleute  der  anderen  Nationen,  so 
die  Amerikaner,  Eranzosen_,  Österreicher  und  Ungarn, 
Italiener  u.  s.  w.  mit  kleineren  Anteilen  am  chinesi¬ 
schen  Handel  begnügen,  beziehungsweise  für  Spezial¬ 
artikel  sich  den  Markt  erobern. 

\'or  dem  Kriege  war  immerhin  das  Verhältnis  der  in 
China  Handel  treibenden  Nationen  nicht  nur  erträg¬ 
lich,  sondern  in  vielen  Fällen  sogar  herzlich,  da  bei 
dem  engen  Zusammenleben  eine  gewisse  internationale 
Höflichkeit  sich  herausbildete  und  es  sich  überdies  nicht 
vermeiden  ließ,  daß  auch  gesellschaftliche  Annäherungen 
stattfanden.  Dies  änderte  sich  aber  ziemlich  unver¬ 
mittelt  mit  dem  Ausbruche  des  Krieges. 
Während  man  im  Anfänge  noch  persönliche  Bekannt¬ 
schaften  — -  wenn  auch  sehr  gelockert,  so  doch  soviel  als 
möglich  —  aufrecht  zu  erhalten  bestrebt  war,  ver¬ 
fehlten  im  \  erlaufe  der  Wochen  die  Telegramme  und 
Zeitungen  aus  Europa  nicht,  die  nationalen  Gegensätze 
auch  hier  immer  mehr  zu  verschärfen  und  gegenseitigen 
persönlichen  Verkehr  sehr  zu  erschweren. 

Die  Engländer  waren  die  ersten,  die  ihrer  Abneigung, 
ja  ihrem  Haß  alles  Deutschen  offen  die  Zügel  schießen 
ließen  und  die  willkommene  Gelegenheit  ergriffen,  in 
großem  Maßstabe  gegen  allen  deutschen  und  auch 
österreichischen  und  ungarischen  Handel  eine  Bewe¬ 
gung  einzuleiten,  um  die  lästigen  Nebenbuhler  ein  für 
allemal  vom  Markte  zu  verdrängen.  Einen  lebhaft  be¬ 
grüßten  Anlaß  hierzu  bot  die  Verfügung  der  englischen 
Regierung,  daß  die  Geschäfte  der  deutschen,  österreichi¬ 
schen  und  ungarischen  Kaufleute  in  den  englischen 
Kolonien  —  für  China  kommt  Hongkong  in  Betracht, 
wo  eine  große  deutsche  Kaufmannschaft  ihren  Sitz  hatte 
—  zwangsweise  zu  liquidieren  und  die  Kaufleute  selbst 
entweder  zu  internieren  oder  auszuweisen  sind.  Das 
war  schon  an  und  für  sich  ein  schwerer  Schlag,  aber  er 
war  nicht  groß  genug,  den  deutschen  Handel  zu  ver¬ 
nichten.  Deshalb  wurde  weitergearbeitet,  und  zwar 
dahingehend,  daß  der  Wortlaut  der  King’s  Regulation 
Nr.  4,  die  ausdrücklich  bestimmt,  daß  der  Handel  mit 
feindlichen  hinnen  in  China,  deren  Stammhaus  nicht 
in  Deutschland  oder  ()sterreich-Ungarn  ist,  nicht  ver¬ 
boten  ist,  dahin  abgeändert  werde,  daß  die  Bestim¬ 
mungen  auch  auf  China  Anwendung  finden.  Hier  stießen 
sie  aber  auf  den  nachdrücklichsten  Widerstand  von 
seiten  der  einflußreichen  Industriellen  in  Manchester, 
die  große  Lieferungen  von  Stückgütern  für  deutsche, 
österreichische  und  ungarische  Firmen  in  China  ver¬ 
schifften.  Auf  eine  Interpellation  hin  erklärte  am  23.  De¬ 
zember  der  englische  Handelsminister  bloß,  daß  Handels¬ 
beziehungen  zwischen  feindlichen  und  englischen  Kauf¬ 
leuten  in  China  nicht  verboten,  aber  auch  nicht  er¬ 
wünscht  seien.  Das  half  natürlich  wenig  oder  vielmehr 


nichts  und  die  Unzufriedenheit  in  den  englischen  , 
Kreisen  Shanghais  wuchs.  Man  sparte  deshalb  nicht  mit  | 
stürmischen  Protesten  und  persönlicher  Einflußnahme 
auf  die  englische  Regierung  und  hat  es  endlich  trotz 
der  anscheinend  großen  Unlust  der  Regierung  und  der 
Industriellen  dahingebracht,  daß  Sir  Edward  Grey  am 
II.  Mai  1915  erklärte,  daß,  falls  Japan  die  gleichen 
Maßnahmen  treffe,  die  englische  Regierung  den  Handel 
mit  dem  Feinde  in  China  ebenfalls  verbieten  wolle. 
Über  diese  Erklärung  herrschte  großer  Jubel,  der  aber 
nicht  lange  andauerte,  denn  die  ganze  japanische 
Handelswelt  erklärte,  daß  Japan  auf  den  Vorschlag 
Greys  weder  eingehen  könne  noch  werde,  da  er  ihren  1 
Interessen  zuwiderläuft  und  kein  Grund  für  eine  solche 
Maßregel,  bei  welcher  die  Japaner  nur  zu  verlieren  und 
die  Engländer  nur  zu  gewinnen  hätten,  vorliege.  So 
weit  steht  die  Angelegenheit  bis  heute  und  es  bleibt 
abzuwarten,  ob  wirklich  Maßregeln  getroffen  werden, 
die  einen  direkten  Bezug  von  englischen  Waren  durch 
Angehörige  des  Zweibundes  unmöglich  machen  sollen. 

Der  Standpunkt  der  Japaner  wird  verständlich,  wenn 
man  bedenkt,  daß  die  deutschen  und  auch  unsere  Kauf¬ 
leute  heute  auch  mit  japanischen  Waren  handeln,  be¬ 
ziehungsweise  auf  japanischen  Schiffen  Waren  aus 
Amerika  und  England  beziehen,  die  einen  nicht  unbedeu¬ 
tenden  Wert  darstellen.  Wenn  eine  Verfügung  der 
englischen  Regierung,  wie  sie  von  der  englischen  Kauf¬ 
mannswelt  in  Shanghai  erstrebt  wird,  Zustandekommen 
sollte,  so  würde  dies  für  die  Japaner  noch  von  größerem 
Vorteile  sein,  denn  die  deutschen  und  österreichischen 
Kaufleute  würden  dann  wahrscheinlich  nicht  zögern, 
sich  eines  japanischen  Mittelmannes  zu  bedienen,  um 
gegen  einen  geringen  Gewinnanteil  trotzdem  weiter 
englische  Stückgüter  zu  beziehen. 

Die  Versenkung  der  „Lusitania“  durch  ein  deutsches 
Unterseeboot  hatte  einen  Wutschrei  ohnmächtiger  Ent¬ 
rüstung  zur  Eolge  und  steigerte  die  nationalen  Leiden¬ 
schaften  der  Engländer  und  Franzosen  auch  hier  im 
Osten  aufs  höchste.  Während  bisher  noch  gewisse  per¬ 
sönliche  Rücksichten  gewahrt  worden  waren,  ging  man 
jetzt  auch  gegen  die  einzelnen  Deutschen  vor.  Alle 
Deutschen  wurden  aufgefordert  —  zum  Teil  in  per¬ 
sönlichen  rohen  Anrempelungen  —  die  Klubs,  in  denen 
die  Engländer  oder  Franzosen  die  Mehrheit  hatten, 
während  des  Krieges  nicht  zu  besuchen,  deutsche  Direk¬ 
toren  von  englischen  Handelsgesellschaften  wurden  ent¬ 
fernt,  die  Auszahlung  von  Dividenden  und  die  Über¬ 
tragung  von  Aktien  englischer  Llnternehmungen  ver¬ 
weigert,  deutsche  Angestellte  in  englischen  Geschäften 
entlassen  u.  s.  w. 

Im  Frieden  war  es  die  internationale  Handelskammer, 
die  die  gemeinsamen  Interessen  der  Kaufmannschaft 
Shanghais  wahrte  und  infolge  ihrer  gewaltigen  Mit¬ 
gliederzahl  und  vorzüglichen  Einrichtung  wohl  auch 
das  geeignetste  Werkzeug  schien,  den  Bedürfnissen  in 
weitestem  Maße  gerecht  zu  werden.  Der  Krieg  hat  auch 
hierin  eine  Wandlung  gebracht.  Der  Anstoß  hierzu  ging 
wiederum  von  den  Engländern  aus,  die  es  unerträg¬ 
lich  fanden,  mit  den  deutschen  Kaufleuten  an  einem 
Tische  zu  sitzen  und  zur  nachdrücklichen  Wahrung 
ihrer  eigenen  Interessen  Mitte  Mai  eine  britische 
H  a  n  d  e  1  s  k  a  m  m  e  r  gründeten.  Schon  bei  der  Grün¬ 
dungsversammlung  trat  klar  zutage,  welche  Losung 
diese  Neugründung  führen  wird:  Nieder  mit  dem 
deutschen  Handel !  Schon  in  der  ersten  Versammlung 
wurde  daher  die  folgende  Entschließung  angenommen: 

„Diese  Versammlung  bedauert  die  Maßnahme  der  Re¬ 
gierung,  den  Handel  mit  dem  Feind  in  China  still¬ 
schweigend  zu  dulden  und  empfiehlt,  daß  der  Wortlaut 
der  King’s  Regulation  Nr.  4  dahin  abgeändert  wird, 
daß  ihre  Bestimmungen  auch  auf  den  Handel  in  China 
Anwendung  finden.  Der  Vorstand  unternimmt  die 
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■^lötigen  Schritte,  um  diese  Entscheidung  zur  Kenntnis 
-  der  zuständigen  Behörden  zu  bringen.“ 

Diese  einseitige  Betonung  der  Interessen  der  in  China 
arbeitenden  englischen  Kaufleute  ist  insoferne  bezeich¬ 
nend,  als  schon  durch  die  Wahl  des  Namens  „Handels¬ 
kammer“  ein  Gegensatz  zu  der  bereits  bestehenden 
„China  Association“  zutage  tritt,  die  auch  die  Inter¬ 
essen  englischer  Kaufleute  und  Fabrikanten  veitritt,  die 
am  Geschäfte  in  China  beteiligt  sind,  ohne  daß  sie  selbst 
!  in  China  ansässig  sind.  Es  scheint  sich  demnach  allem 
'  Anscheine  nach  aus  dem  Kampfe  Englands  gegen  den 
deutschen  Handel  vorläufig  ein  Kampf  der  englischen 
Kaufleute,  die  bisher  ohne  deutsche  Firmen  gearbeitet 
haben,  gegen  die  englischen  Firmen  und  Fabrikanten, 
die  überzeugt  sind,  daß  sie  durch  deutsche  Verbindungen 
bessere  Geschäfte  machen,  zu  entwickeln. 

Etwas  eigentümlich  dürfte  wohl  den  Chinesen  zu- 

■  mute  gewesen  sein,  als  sie  die  Ausführungen  eines 
:  Redners  bei  der  gründenden  Versammlung  dieser 

Handelskammer  lasen,  der  offen  erklärte,  daß  durch  die 
Vernichtung  des  deutschen  Handels  wieder  höhere 
Profite  zu  erzielen  sein  würden  als  es  früher  der  Fall 
war,  als  der  deutsche  Kaufmann  infolge  seiner  Genüg¬ 
samkeit  alle  anderen  zwang,  die  Waren  billiger  zu  ver¬ 
kaufen.  Die  „Deutsche  Zeitung  für  China“  bemerkt  in 
diesem  Zusammenhänge: 

„China  als  Konsument  hat  doch  nur  ein  Interesse 
daran,  möglichst  viele  Konkurrenten  in  seinen  offenen 
Häfen  zu  vereinigen,  denn  je  mehr  Konkurrenz  da  ist, 
^desto  mehr  Eifer  ist  vorhanden,  gute  und  billige  Ware 
zu  liefern.  Jede  andere  europäische  Macht  würde  es  sich 

■  entschieden  verbieten,  wenn  die  Kaufmannschaft  eines 
fremden  Volkes  mit  Mitteln,  die  außerhalb  einer  er- 

..  .laubten  geschäftlichen  Konkurrenz  liegen,  versuchen 
;•  würde,  die  konkurrierende  Kaufmannschaft  eines  an- 
'  deren  Volkes,  die  genau  so  gut  wie  jede  andere  die  Be¬ 
rechtigung  hat,  im  Lande  Geschäfte  zu  betreiben,  zu 
verdrängen,  um  selbst  ein  leichteres  Geschäft  zu  haben. 
Die  Art  und  Weise  des  Auftretens  der  Engländer  in  den 
offenen  Häfen  Chinas,  die  doch  nichts  anderes  sind 
als  Ein-  und  Ausgangspforten  für  den  chinesischen 
Markt,  muß  doch  für  jeden  Chinesen,  namentlich  für 
die  chinesische  Regierung,  beleidigend  sein.  Ein 
souveränes  Volk  braucht  es  sich  jedenfalls  nicht  ge- 
.  fallen  zu  lassen,  daß  die  Kaufmannschaft  einer  anderen 
Macht  durch  Zwangsmittel  in  die  wirtschaftlichen  Ver¬ 
hältnisse  eben  dieses  Landes  eingreift.  China  wird  all- 
■■  mählich  einsehen  oder  hat  es  vielleicht  schon  getan, 
daß  in  diesem  Kampfe  gegen  den  deutschen  Handel 
schließlich  seine  eigene  Sache  verhandelt  wird  und  wir 
glauben  uns  nicht  zu  täuschen,  wenn  wir  annehmen,  daß 
sowohl  die  chinesische  Regierung  wie  auch  die  chinesi¬ 
sche  Kaufmannschaft  nicht  vergessen  und  zu  geeigneter 
Zeit  dafür  Vorsorge  treffen  werden,  daß  die  Handels¬ 
und  Wirtschaftsverhältnisse  nicht  nach  dem  Gutdünken 
und  im  Interesse  der  englischen  Kaufmannschaft  in 
China  geregelt  werden,  sondern  in  erster  Linie  mit 
Rücksicht  auf  die  Interessen  Chinas.“ 

Die  einige  Tage  nach  Gründung  der  englischen 
Handelskammer  vom  französischen  Generalkonsul  vor¬ 
geschlagene  Gründung  einer  französischen 
Handelskammer  ist  jedenfalls  nicht  als  Ausfluß 
gemeinsamer  englisch  -  französischer  wirtschaftlicher 
Ziele  in  Ostasien  zu  betrachten,  sondern  eher  als  Gegen¬ 
teil.  Es  berührt  eigentümlich,  daß  in  dem  Briefe  des 
französischen  Generalkonsuls  mit  keinem  Worte  er¬ 
wähnt  ist,  daß  man  die  Absicht  hat,  gemeinsam  mit  der 
englischen  Handelskammer  gegen  den  deutschen  Feind 
vorzugehen,  im  Gegenteil  kann  man  zwischen  den  Zeilen 
lesen,  daß  es  vielmehr  eine  Abwehrmaßregel  gegen  die 
einseitige  Betonung  englischer  Interessen  durch  die 
neue  englische  Handelskammer  ist.  Jedenfalls  berührt  es 


wohltuender,  daß  in  dem  eben  erwähnten  Briefe  aus¬ 
drücklich  betont  wird,  daß  die  Gründung  nicht  als 
Kriegsmaßregel  anzusehen  ist,  sondern  daß  die  Tätig¬ 
keit  dieser  Körperschaft  sich  ganz  besonders  auf  nach 
Friedensschluß  auftauchende  Fragen  des  Handels  der 
französischen  Kaufleute  beziehen  werde.  In  dem  Pro¬ 
gramme  wird  vorgeschlagen,  zunächst  durch  Heraus¬ 
gabe  einer  Zeitschrift,  die  Erörterungen  über  die  Mög¬ 
lichkeiten  des  ostasiatischen  Marktes  enthalten  soll, 
sowie  durch  Zusammenstellung  von  Adreßbüchern,  die 
die  Namen  und  telegraphischen  Adressen  der  hiesigen 
französischen  Firmen  sowie  französischen  Fabriken 
und  Ausfuhrhäuser  enthalten,  für  den  französischen 
Handel  Propaganda  zu  machen.  Weiterhin  besteht  die 
Absicht,  die  französischen  Kunden  den  deutschen  Ex¬ 
porthäusern  in  China  abspenstig  zu  machen,  sowie  eine 
chinesische  Zeitung  zu  schaffen,  die  für  die  französi¬ 
sche  Industrie  und  den  französischen  Ausfuhrhandel 
den  Markt  in  China  weiter  vorbereiten  soll. 

Da  nun  einmal  die  Nationalisierung  der  Shanghaier 
Kaufmannschaft  derartige  Fortschritte  gemacht  hat, 
haben  endlich  auch  die  amerikanischen  Kaufleute  in 
Shanghai  eine  amerikanische  Handels- 
k  a  m  m  e  r  ins  Leben  gerufen.  Die  Möglichkeiten  einer 
Erweiterung  des  amerikanischen  Handels  in  China  be¬ 
stehen  ganz  sicher  und  die  besten  Agenten  hierfür 
sind  wohl  die  in  großer  Anzahl  in  China  verstreuten 
amerikanischen  Missionäre,  die  bereits  viel  für  das  Be¬ 
kanntwerden  amerikanischer  Industrieerzeugnisse  in 
China  getan  haben.  Es  wäre  jedenfalls  sonst  nicht  so 
leicht  durchführbar  gewesen,  für  die  Nähmaschinen  der 
Singer  Sewing  Machine  Co.,  die  Zigaretten  der  British- 
American  Tobacco  Co.  und  die  Produkte  der  Standard 
Oil  Co.  derartige  Monopolstellungen  zu  schaffen,  wie  sie 
tatsächlich  bestehen.  .  Außerdem  wurden  durch  die 
Missionäre  größere  industrielle  und  wirtschaftliche  Pro¬ 
jekte  gefördert,  die  im  Gefolge  Aufträge  auf  amerikani¬ 
sche  Maschinen  mit  sich  bringen,  wie  z.  B.  das  große 
Projekt  der  Ent-  und  Bewässerung  des  Huai-Ho- 
Gebietes,  das  zurzeit  unter  Leitung  des  früheren  chinesi¬ 
schen  Ministers  für  Handel  und  Industrie,  Changchien, 
weiter  verfolgt  wird.  Außerdem  sind  auch  amerikanische 
Missionäre  für  die  Verwirklichung  des  Projektes  der 
Wasserkraftanlagen  in  der  Provinz  Szechuan  tätig. 
Allerdings  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  die  wirt¬ 
schaftlichen  Verhältnisse  in  Amerika  des  öfteren 
amerikanische  Pläne  in  China  zerstört  haben,  wie  sich 
dies  namentlich  bei  dem  Projekt  der  Hankow — 
Kantoner  Bahn  gezeigt  hat,  das  ursprünglich  in  ameri¬ 
kanischen  Händen  war,  dann  in  belgischen  Besitz  über¬ 
ging  und  schließlich  durch  die  Chinesen  einer  engli¬ 
schen  Gesellschaft  in  Auftrag  gegeben  wurde.  Es  hat 
sich  eben  immer  gezeigt,  daß  die  Möglichkeit  einer 
besseren  Anlage  amerikanischen  Geldes  in  Amerika 
selbst  ein  Krebsschaden  für  die  Ausbreitung  des  ameri¬ 
kanischen  Handels  in  China  war.  Während  dieses 
Krieges  sind  die  amerikanischen  Handelskreise  in  China 
enttäuscht  worden,  da  die  Bankiers  der  Vereinigten 
Staaten  vollauf  damit  beschäftigt  waren,  ihr  Geld  den 
Alliierten  zur  Verfügung  zu  stellen  und  nichts  für 
wenig  lukrative  Unternehmungen  in  China  übrig  haben. 

Einen  wirklichen  Vorteil  aus  der  durch  den  Krieg  ge¬ 
schaffenen  Lage  hat  wohl  nur  J  a  p  a  n.  Durch  die  E.x- 
pedition  nach  Tsingtau  hat  es  nur  wenig  gelitten  und 
die  Verluste  werden  reichlich  wettgemacht  durch  sein 
Festsetzen  in  der  schon  durch  Deutschland  entwickelten 
Provinz  Shantung.  Was  aber  noch  wichtiger  ist,  sind  die 
vielen  und  großen  Vorteile,  die  es  durch  seine  China 
aufgezwungenen  Forderungen  eingeheimst  hat  und  die 
gezwungene  mehr  oder  weniger  große  Untätigkeit  aller 
am  Kriege  beteiligten  Mächte  in  China  infolge  des  fühl¬ 
baren  Mangels  an  Handelsschiffen,  der  eine  Ein-  und 
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Ausfuhr  in  großem  Maßstabe  verhindert.  Schiffahrts¬ 
gesellschaften,  die  sich  früher  infolge  des  scharfen  Wett¬ 
bewerbes  der  Engländer  und  Deutschen  nicht  bezahlt 
machten  und  vom  Staate  unterstützt  werden  mußten, 
sind  jetzt  in  der  Lage,  infolge  der  stürmischen  Nach¬ 
frage  nach  Lademöglichkeit  einträgliche  Güter  zu  ver¬ 
laden  und  ungeahnte  Frachtsätze  zu  erlangen.  Der 
japanischen  Industrie  hinwiederum  ist  reichlich  die 
Möglichkeit  geboten,  sich  einen  bleibenden  Platz  in 
China  zu  sichern  seihst  auf  Gebieten,  wo  früher  euro¬ 
päische  Kaufleute  eine  ausschlaggebende  Stellung  inne 
hatten.  Sehr  fühlbar  macht  sich  allerdings  die  immer 
noch  unvermindert  andauernde  Boykottierung  alles 
japanischen  durch  die  chinesischen  Kaufleute  und  es 
dürfte  noch  lange  Zeit  dauern,  bis  die  Mißstimmung  des 
chinesischen  Volkes  über  das  harte  \'orgehen  der  japani¬ 
schen  Regierung  nach  der  Tsingtau-Expedition  über¬ 
wunden  ist. 

Allen  diesen  Machenschaften  stehen  die  Kaufleute 
von  Deutschland  und  Ö  s  t  e  r  r  e  i  c  h  -  LI  n  g  a  r  n 
ziemlich  kühl  und  besonnen  gegenüber.  Sie  verkennen 
die  schwere  Lage  nicht,  in  die  sie  dieser  schwere  Krieg 
gebracht  hat,  sie  sind  sich  auch  der  großen  Verluste, 
die  er  im  Gefolge  haben  muß,  voll  bewußt,  aber  sie  ver¬ 
trauen  auf  das  Ansehen,  das  sie  sich  durch  reelle  und 
zielbewußte  harte  Arbeit  im  Frieden  bei  den  Chinesen 
erworben  haben  und  das  jetzt  und  mehr  noch  nach  dem 
Kriege  bei  dem  konservativen  Charakter  des  chinesi¬ 
schen  Kaufmannes  seine  Früchte  tragen  muß.  Daran 
werden  auch  noch  so  geschickt  verfaßte  Propaganda¬ 
schriften  und  Hetzartikel  unserer  Feinde  in  den  Zei¬ 
tungen  oder  noch  so  viele  Handelskainmergründungen 
nichts  ändern. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Steuererleichterungen.  Eine  Verordnung  vom 
30.  August  sieht  folgende  Steuererleichterungen  vor; 

§  I.  Wenn  in  den  im  \^erordnungswege  näher  zu  be¬ 
zeichnenden,  vom  Krieg  betroffenen  Gebieten  ein  der 
Hausklassensteuer  unterliegendes  Gebäude  infolge  der 
kriegerischen  Ereignisse  a)  zur  Bewohnung  ganz  oder 
teilweise  unbrauchbar  geworden  oder  b)  ohne  Lhiter- 
hrechung  durch  länger  als  drei  Monate  ganz  oder  teil¬ 
weise  nicht  bewohnt  worden  ist,  hat  die  gänzliche  oder 
teilweise  Abschreibung  der  Hausklassensteuer  von  dem 
auf  den  Eintritt  dieser  Wrhältnisse  folgenden  Monat 
angefangen  bis  zu  dem  auf  den  Wegfall  der  gedachten 
Wrhältnisse  folgenden  Monat  zu  erfolgen. 

l’ber  die  Steuerabschreibungsgesuche,  welche  ent¬ 
weder  vom  Hauseigentümer  selbst  oder  vom  Gemeinde¬ 
vorsteher  bei  der  zuständigen  Steuerbehörde  erster  In¬ 
stanz  oder  beim  zuständigen  Steueramte  innerhalb  einer 
von  der  Finanzlandesbehörde  festzusetzenden  und  an¬ 
gemessen  zu  verlautbarenden  Frist  einzubringen  sind, 
entscheidet  die  ersterwähnte  Behörde  in  erster  Instanz 
und  über  einen  allfälligen  Rekurs  die  Finanzlandes¬ 
behörde  endgültig. 

Im  übrigen  bleiben  die  bestehenden  Vorschriften  über 
die  Abschreibungen  bei  der  Hausklassensteuer  unbe¬ 
rührt. 

§  2.  In  den  im  Wrordnungswege  näher  zu  bezeich¬ 
nenden,  vom  Krieg  betroffenen  Gebieten  sind  jenen 
Grundbesitzern,  denen  durch  kriegerische  Ereignisse  die 
Naturalerträgnisse  von  Grundstücken  beschädigt  wurden 
f'der  tleneir  die  Behauung  und  Bewirtschaftung  der  Kul¬ 
turen  unmöglich  gemacht  worden  ist,  auf  Grund  eines 
im  \Vrordnungswege  früher  zu  bestimmenden  Ver¬ 
fahrens  entsprechende  Steuerabschreibungen  zu  ge¬ 
währen;  in  analoger  Weise  werden  auch  jenen  Grund- 
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besitzen!,  deren  Parzellen  oder  Parzellenteile  durch  die  j 
kriegerischen  Ereignisse  zeitweilig  außer  Kultur  gesetzt  I 
werden,  Steuerfreilassungen  für  die  Dauer  dieses  Zu-  i 
Standes  bewilligt. 

§  3.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  in  den  im  Ver¬ 
ordnungswege  näher  zu  bezeichnenden,  vom  Kriege  be- 
trc'ffenen  Gebieten  die  in  geltenden  Vorschriften  vor¬ 
gesehenen  Abschreibungen  (Ermäßigungen,  Nachlässe) 
an  bemessenen  direkten  Steuern  auf  Grund  eines  ver-  | 
einfachten  Verfahrens  zu  bewilligen,  das  im  Verord-  j 
nungswege  näher  zu  regeln  ist. 

Die  Regierung  kann  anordnen,  daß  in  den  im  Ab¬ 
satz  I  erwähnten  Gebietsteilen  bei  der  Veranlagung 
noch  nicht  bemessener  direkter  Steuern  auf  die  in  diesem 
Zeitpunkte  bereits  festgestellten  Abschreibungs¬ 
ansprüche  (Absatz  i)  in  der  Art  Rücksicht  genommen  ! 
werde,  daß  die  Wrschreibung  in  einem  entsprechend  ge-  j 
minderten  Betrage  erfolgt  oder  vollständig  unterbleibt.  ; 

Für  die  im  Absatz  i  erwähnten  Gebietsteile  können 
im  Verordnungswege  von  den  geltenden  gesetzlichen 
Vorschriften  abweichende  Bestimmungen  behufs  Ver- 
I  einfachung  der  Veranlagung  der  direkten  Steuern  ge¬ 
troffen  werden. 

Die  in  den  Absätzen  i — 3  vorgesehenen  Anord¬ 
nungen  können  auch  für  bereits  anhängige  Verhand¬ 
lungen  getroffen  werden. 

Wird  in  einzelnen  Gebietsteilen  infolge  Behinderung 
der  Veranlagungsorgane  durch  die  kriegerischen  Er¬ 
eignisse  die  Wranlagung  der  direkten  Steuern  aufge¬ 
schoben,  so  tritt  eine  Lhiterbrechung  der  Verjährung 
des  Bemessungsrechtes  ein.  Bei  Einstellung  der  zwangs¬ 
weisen  Steuereinhebung  in  einzelnen  Gebietsteilen  tritt 
die  Unterbrechung  der  Verjährung  des  Einhebungs¬ 
rechtes  ein.  Der  Zeitpunkt  der  Lhiterbrechung  sowie  der 
V'^iederbeginn  des  Fristenlaufes  für  die  V^erjährung  des 
Bemessungsrechtes  (Aufhören  der  Behinderung  der  Be¬ 
hörde)  und  des  Einhebungsrechtes  (Wiederaufnahme 
der  Steuereintreibung)  sind  in  diesen  Fällen  von  der 
Finanzlandesbehörde  zu  verlautbaren. 

§  4.  Die  in  den  §§  i — 3  vorgesehenen  Abschreibungen 
bewirken  im  rechtlichen  Verfahren  eine  Verminderung 
der  Steuervorschreibung. 

§  5.  Mit  dem  Vollzüge  dieser  kaiserlichen  Verord¬ 
nung,  die  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung  in  Wirk¬ 
samkeit  tritt,  ist  der  Finanzminister  betraut. 

Veräußerung  österreichischer  Seehandelsschiffe 
an  das  Ausland.  Eine  Verordnung  des  Handelsmini¬ 
sters  vom  27.  August  1915,  betreffend  die  Veräußerung 
österreichischer  Seehandelsschiffe  an  das  Ausland,  be¬ 
stimmt: 

§  I.  Alle  Rechtsgeschäfte,  durch  die  das  Eigentum  an 
österreichischen  Seehandelsschiffen  ganz  oder  teilweise 
an  fremde  Staaten  oder  Angehörige  fremder  Staaten 
übertragen  werden  soll,  bedürfen  einer  besonderen  Be¬ 
willigung  des  Handelsministeriums.  Ohne  solche  Bewilli¬ 
gung  geschlossene  derartige  Rechtsgeschäfte  sind  ver¬ 
boten  und  ungültig. 

§  2.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  soweit 
sie  nicht  der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen, 
von  der  Seebehörde  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K 
oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  3.  Diese  Wrordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Beschlagnahme  der  Schwefelsäure.  Mit  Erlaß 
des  österreichischen  Ministeriums  für  Landesverteidi¬ 
gung  vom  7.  August  1915  und  des  ungarischen  Landes¬ 
verteidigungsministeriums  vom  II.  August  1915  sind 
die  vorrätigen  und  künftig  zu  erzeugenden  Mengen  von 
Schwefelsäure  aller  Gradationen  sowie  auch  die 
schwefelhaltigen  Kiese  für  militärische  Zwecke  auf 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


565 


9.  SEPTEMBER  1915] 


Grund  der  Kriegsleistungsgesetze  in  Anspruch  genommen 
worden.  Zur  Regelung  der  Schwefelsäurebeschaf¥ung 

Wurde  in  Österreich  die  Schwefelsäuregesellschaft 
m.  b.  H.,  in  Ungarn  die  Schwefelsäure-A.-G.  kon¬ 
stituiert.  Gleichzeitig  wurde  im  Kriegsministerium  ein 
Arbeitsausschuß  für  Schwefelsäure  gebildet,  der  aus  je 
einem  Vertreter  des  Kriegsministeriums,  des  österreichi¬ 
schen  Handelsministeriums  und  des  ungarischen  Handels¬ 
ministeriums  besteht  und  durch  je  zwei  Delegierte  der 
österreichischen  Schwefelsäuregesellschaft  m.  b.  H.  und 
der  Ungarischen  Schwefelsäure-A.-G.  verstärkt  ist. 
Diesem  Ausschuß  obliegt  es,  die  Verteilung  jener 
Mengen  Schwefelsäure  vorzunehmen,  die,  als  für  mili¬ 
tärische  Zwecke  im  Zeitpunkte  der  Entscheidung  ent¬ 
behrlich,  freigegeben  wurden. 

Ungarn. 

Erzeugung  und  Verkauf  von  Rollgerste.  Eine 
Verordnung  vom  31.  August  1.  J.  Nr.  3217/1915  M.-E. 
des  kön.  ung.  Ministeriums  über  die  Herstellung  und  In¬ 
verkehrsetzung  der  Rollgerste  und  die  Feststellung  ihres 
Maximalpreises  lautet: 

§  I.  Industrieunternehmungen  dürfen  nach  dem  Ins- 
lebentreten  dieser  Verordnung  nur  die  im  folgenden  §  2 
festgestellten  Qualitäten  Rollgerste  erzeugen  und  sie 
können  für  die  Zeit  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung 
nur  für  die  Lieferung  solcher  Qualitäten  eine  Verpflich¬ 
tung  übernehmen. 

Rollgerste  erzeugende  Industrieunternehmungen  dürfen 
die  auf  Grund  ihrer  vor  dem  i.  September  1915  ge¬ 
schlossenen  Verträge  zu  liefernden  Rollgerstemengen 
von  ihren  Vorräten  in  der  vertragsmäßig  bedungenen 
Qualität  bis  inklusive  15.  September  1915  liefern  und 
von  ihren  Vorräten  bis  zu  diesem  Tage  auch  Effektiv¬ 
verkäufe  effektuieren.  Andere  dürfen  die  bisherigen 
Rollgerstegattungen  auch  bis  inklusive  30.  September 
verwerten.  Nach  diesem  Tage  dürfen  nur  dieser  Ver¬ 
ordnung  entsprechende  Qualitäten  Rollgerste  feilgeboten, 
verkauft  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise  in  Verkehr 
gebracht  werden. 

§  2.  Bei  der  Herstellung  von  Rollgerste  darf  Futter¬ 
mehl  nicht  erzeugt  werden;  nach  Entziehung  der  gleich¬ 
artigen  Kleie,  die  das  während  der  Verarbeitung  ge¬ 
wonnene  Mehl  sowie  die  Abfälle  enthält,  dürfen  aus 
100  kg  pro  hl  61  kg  schwerer  Gerste,  59  kg  Rollgerste 
in  folgenden  Gattungen  hergestellt  werden:  i.  feine 
(Suppen-)  Rollgerste,  die  nicht  gröber  sein  darf  als  die 
bisher  als  Nr.  3  in  Verkehr  gebrachte  Rollgerste,  bis 
höchstens  5  Prozent  des  Gesamtgewichtes  der  ver¬ 
arbeiteten  Gerstenmenge ;  2.  gewöhnliche  (Gemüse-) 

Rollgerste,  die  der  bisher  als  Nr.  10  in  Verkehr  ge¬ 
brachten  Rollgerste  entspricht,  ferner  Gerstenbruch,  und 
zwar  die  beiden  letzteren  Gattungen  zusammen  bis  zu 
weiteren  54  Prozent  des  Gesamtgewichtes  der  verar¬ 
beiteten  Gerstenmenge. 

§  3.  Ist  das  Gewicht  des  hl  Gerste  (das  Qualitäts¬ 
gewicht)  größer  als  61  kg,  so  darf  das  Industrieunter¬ 
nehmen  —  bis  inklusive  66  kg  Hektolitergewicht  — 
nach  jedem  einzelnen  vollen  kg  der  Hektolitergewichts¬ 
differenz  um  I  kg  gewöhnlicher  (Gemüse-)  Rollgerste 
mehr  und  dementsprechend  weniger  Kleie  erzeugen  als 
dies  im  §  2  festgestellt  erscheint. 

'  §  4.  Die,  im  Sinne  dieser  Verordnung  hergestellten 

Rollgerstegattungen  dürfen,  sei  es  in  Säcken,  sei  es 
in  sonstiger  geschlossener  Emballage,  immer  nur  unter 
Bezeichnung  der  Rollgerstegattung  feilgeboten  werden. 

§  5.  Die  für  die  im  §  2  festgestellten  Rollgerste¬ 
gattungen  zulässigen  Höchstpreise  werden  auf  dem 
ganzen  Gebiete  der  heiligen  ungarischen  Krone  für  feine 
Rollgerste  mit  90  K,  für  gewöhnliche  Rollgerste  und 
Bruch  mit  K  5270  festgestellt. 


§  6.  Die  durch  diese  Verordnung  festgestellten 
Maximalpreise,  die  auch  die  Transportspesen  zur  Lage¬ 
station  enthalten,  sind  für  Verkäufe  gegen  Barzahlung 
pro  q  (100  kg)  Nettogewicht  ohne  Sack  zu  verstehen. 
Da  der  Höchstpreis  ohne  Sack  zu  verstehen  ist,  kann  der 
Verkäufer  das  Gewicht  des  Sackes  in  das  Gewicht  der 
verkauften  Rollgerste  nicht  einrechnen.  Der  Verkäufer 
darf  den  Preis  des  von  ihm  beigestellten  Sackes  be¬ 
sonders  anrechnen.  Den  für  den  Sack  anrechenbaren 
Maximalpreis  kann  der  Handelsminister  im  Verord¬ 
nungswege  regeln. 

§  7.  Im  Falle  der  Kreditierung  des  Kaufpreises  darf 
der  Zinsfuß  der  über  den  festgestellten  Maximalpreis 
zulässigen  Zinsen  den  zur  Zeit  des  Geschäftes  gültigen 
Wechseleskontzinssatz  der  Österreichisch-ungarischen 
Bank  um  höchstens  zw'ei  Prozent  übersteigen. 

§  8.  Die  mit  gegenwärtiger  Verordnung  festgestellten 
Höchstpreise  treten  am  i.  September  1915  ins  Leben. 
Von  diesem  Tage  an  ist  es  verboten,  Rollgerste,  mit 
Ausnahme  des  in  den  §§  9  und  ii  bestimmten  Verkaufes, 
teurer  zu  verkaufen  oder  zu  kaufen  als  zu  dem  durch 
diese  Verordnung  festgestellten  Maximalpreis. 

§  9.  Bei  der  Inverkehrsetzung  der  Rollgerste  alter 
Qualität  durch  die  Rollgerste  erzeugenden  Unter¬ 
nehmungen  bis  zum  15.  September,  durch  andere  bis 
zum  30.  September  1915,  dürfen  die  in  Geltung  befind¬ 
lichen  Preise  angerechnet  werden. 

§  IO.  Rollgerste,  die  von  solcher  Gerste  erzeugt 
wurde,  die  mit  einer  auf  Grund  des  §  ii  der  Verordnung 
Nr.  2986/1915  M.-E.  erteilten  Erlaubnis  gekauft  wurde 
und  zur  Ausfuhr  gelangt,  darf  nur  im  Wege  der  Kriegs- 
produktenaktiengesellschaft  verwertet  werden. 

§  II  enthält  die  übliche  Strafsanktion. 

§  12.  Erfolgt  der  Verkauf  der  in  dieser  Verordnung 
festgestellten  Rollgerste  in  dem  den  Zwecken  des  un¬ 
mittelbaren  Konsums  dienenden  Verkehr  (im  Detail 
oder  in  Raten),  so  darf  der  Verkäufer  nur  solche  Preise 
anrechnen,  die  nicht  unverhältnismäßig  höher  sind  als 
die  festgestellten  Maximalpreise.  Sich  dawider  Ver¬ 
gehende  sind  im  Sinne  des  §  4  der  am  5.  August  1914 
unter  Zahl  5600  erlassenen  Verordnung  des  Mini¬ 
steriums  des  Innern  zu  bestrafen.  In  Kroatien- 
Slawonien  sind  in  diesem  Belange  die  dort  gültigen 
Rechtsnormen  richtunggebend. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft  und  ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich 
auf  das  ganze  Gebiet  der  Länder  der  heiligen  ungari¬ 
schen  Krone.  In  Kroatien-Slawonien  vollzieht  diese  Ver¬ 
ordnung,  insofern  ihr  Vollzug  in  den  Kreis  der  dor¬ 
tigen  Autonomie  gehört,  der  Banns. 

Getreidekäufe.  Eine  Verordnung  vom  31-  August 
1915  Nr.  57483  des  Handelsministers  über  die  Verlän¬ 
gerung  des  Termins  der  zu  Zwecken  der  Approvisio- 
nierung  und  Viehhaltung  dienenden  Getreidekäufe  ver¬ 
fügt: 

Jene  Komitats-  und  städtischen  Munizipien,  sowie 
jene  Städte  mit  geordnetem  Magistrat,  die  auf  Grund 
des  §  6  der  Verordnung,  Zahl  2072/1915,  und  des  §  19 
der  Verordnung,  Zahl  2986/1915  M.-E.,  die  Bewilligung 
zum  unmittelbaren  Getreideeinkauf  erhielten,  dürfen  die 
ihnen  zugestandenen  Getreidemengen  bis  inklusive 
31.  Oktober  1915,  größere  Industrieetablissements, 
Verkehrs-  und  sonstige  Unternehmungen,  Konsum¬ 
genossenschaften,  Asyle,  Internate,  Spitäler,  Heil-, 
Straf-,  Korrektions-,  Erziehungs-  und  sonstige  öffent¬ 
liche  Anstalten  aber  dürfen  die  ihnen  bewilligten  Ge¬ 
treidemengen  bis  inklusive  i5-  Oktober  19^5  einkaufen. 

Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Inanspruchnahme  der  Salpetervorräte.  Durch 
Verordnung  des  Landesverteidigungsministers  vom 
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31.  August  werden  die  in  den  Ländern  der  heiligen 
ungarischen  Krone  vorhandenen  Vorräte  von  100  kg  und 
mehr  Salpeter  als  zu  Kriegszwecken  in  Anspruch  ge¬ 
nommen.  Die  \’orräte  sind  bis  zum  15.  September  den 
kompetenten  Militäranstalten  abzuliefern.  Die  Militär¬ 
verwaltung  zahlt  für  die  übernommenen  Vorräte  fol¬ 
gende  Preise:  für  Chile,  d.  i.  Natronsalpeter^  pro  100  kg 
33  K.  für  Norge,  d.  i.  Kalksalpeter,  28  K,  für  Kalisal- 
l)eter  64  K  und  für  Ammoniaksalpeter  91  K.  Auf 
motiviertes  Ersuchen  des  Besitzers  kann  der  Handels¬ 
minister  ihm  die  in  Anspruch  genommenen  Vorräte  ganz 
oder  zum  Teile  ausnahmsweise  wieder  zur  Verfügung 
stellen.  Diejenigen,  die  sich  gegen  diese  Verordnung 
vergehen,  sind  mit  Arrest  bis  zu  zw'ei  Monaten  und 
einer  Geldbuße  bis  600  K  zu  bestrafen. 

Entschädigung  für  die  übergebenen  Brenn¬ 
apparate.  In  einer  \'"erordnung  vom  31.  August  1.  J. 
stellt  der  Landesverteidigungsminister  die  Entschädigung 
für  die  auf  Grund  der  Verordnung,  Zahl  10.297,  über¬ 
gebenen  Spiritusbrennapparate  für  jedes  kg  des  von  der 
(’bernahmskommission  festgestellten  Kupfers,  bezie¬ 
hungsweise  Messings  mit  4  K  fest.  Darin  sind  auch 
jene  Kosten  eingerechnet,  die  durch  die  Abmontierung 
der  Apparate  und  ihre  Beförderung  auf  den  innerhalb 
der  Gemeinde  bezeichneten  Sammelplatz  eventuell  sich 
ergeben  haben.  Die  Verordnung,  die  sich  auch  auf 
Kroatien-Slawonien  erstreckt,  tritt  am  Tage  ihrer  Ver¬ 
lautbarung  ins  Leben. 

Deutschland. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Einer  amtlichen  Be¬ 
kanntmachung  vom  I.  September  1.  J.  zufolge  fallen 
unter  das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Verband-  und  Arzneimitteln  sowie  von  ärztlichen  In¬ 
strumenten  und  Geräten  die  folgenden  Gegenstände: 

1.  alle  Stoffe,  Verbindungen  und  Zubereitungen,  die 
zur  Verhütung,  Erkennung  und  Behandlung  von  Krank¬ 
heiten,  Leiden  und  Körperschäden  jeder  Art  für  Men¬ 
schen  und  Tiere  dienen  ■; 

2.  Verbandwatte,  Verbandgaze  und  andere  Verband¬ 
mittel  ; 

3.  chirurgische  und  andere  ärztliche  Instrumente  und 
Geräte  zur  Verhütung,  Erkennung  und  Behandlung  von 
Krankheiten  für  Menschen  und  Tiere,  zum  Gebrauch 
bei  der  Krankenpflege  und  in  den  Laboratorien  sowie 
Teile  solcher  Gegenstände  und  Halbfabrikate; 

4.  chemische  und  bakteriologische  Geräte,  auch  Teile 
davon  und  Halbfabrikate ; 

5.  Material  für  bakteriologische  Nährböden,  wie  Agar- 
Agar,  Lackmusfarbstoff ; 

6.  Schutzimpfstoffe  und  Immunsera,  wie  Schutzsera, 
Heilsera,  diagnostische  Sera; 

7.  Versuchstiere. 

Verbot  des  Vorverkaufs  von  Erbsen,  Bohnen 
und  Linsen.  Eine  Bekanntmachung  über  das  Verbot 
des  Vorverkaufs  von  Erbsen,  Bohnen  und  Linsen  aus 
der  Ernte  des  Jahres  1915  vom  26.  August  1915  besagt: 

Auf  Cirund  des  §  2  der  Wrordnung  über  das  Verbot 
des  Vorverkaufs  der  Ernte  1915  u.  s.  w.  vom  17.  Juni 
•9LS  (K.-G.-Bl.  Seite  340  wird  bestimmt:  Kauf¬ 
verträge  über  Erbsen,  Bohnen  und  Linsen  aus  der  in¬ 
ländischen  Ernte  des  Jahres  1915  sind  nichtig.  Dies  gilt 
auch  für  Verträge,  die  vor  Verkündung  dieser  Verord- 
nung  geschlossen  sind,  soweit  diese  Verträge  nicht 
bereits  seitens  des  Verkäufers  erfüllt  sind. 

Höchstpreise  für  Speisekartoffeln.  Eine  Bekannt¬ 
machung  über  das  Außerkrafttreten  der  Bekanntmachung 
iiber  die  Höchstpreise  für  Speisekartoffeln  (vom 
15.  Februar  1915)  vom  26.  August  1915  lautet: 


I  Der  Bundesrat  hat  auf  Grund  des  §  7,  Abs.  i,  Satz  2, 
der  Bekanntmachung  über  die  Höchstpreise  für  Speise¬ 
kartoffeln  vom  15.  Februar  1915  (R.-G.-Bl.  Seite  95) 
folgende  Verordnung  erlassen:  Die  Bekanntmachung 
über  die  Höchstpreise  für  Speisekartoffeln  vom 
15.  Februar  1915  (R.-G.-Bl.  Seite  95)  tritt  hiermit  außer 
Kraft. 

Viehzählung.  Eine  Bekanntmachung  über  die  Vor¬ 
nahme  einer  \hehzwischenzählung  am  i.  Oktober  1915 
vom  26.  August  1915  besagt: 

Der  Bundesrat  hat  auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes 
über  die  Ermächtigung  des  Bundesrates  zu  wirtschaft¬ 
lichen  Maßnahmen  u.  s.  w.  vom  4.  August  19I4  (R.-G.-Bl 
Seite  327)  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Am  I.  Oktober  1915  findet  eine  Viehzwischen- 
zählung  statt.  Die  Zählung  erstreckt  sich  auf  Pferde, 
Rindvieh,  Schafe,  Schweine,  Ziegen  und  Federvieh.  Sie 
erfolgt  nach  Maßgabe  des  beiliegenden  Erhebungs 
musters^). 

§  2.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung. 

§  3.  Dem  kaiserlichen  Statistischen  Amte  ist  nach 
beiliegendem  Zusammenstellungsmuster^)  eine  vorläufige, 
sämtliche  Lhiterabteilungen  des  Zusammenstellungs¬ 
musters  enthaltende  Übersicht  der  Zählungsergebnisse 
nebst  den  von  den  Bundesstaaten  erlassenen  Aus¬ 
führungsvorschriften  bis  zum  15.  Oktober  1915,  die  end¬ 
gültige  Zusammenstellung  bis  zum  15.  November  1915 
einzusenden. 

§  4.  Wer  vorsätzlich  eine  Anzeige,  zu  der  er  auf 
Grund  dieser  Verordnung  aufgefordert  wird,  nicht  er¬ 
stattet  oder  wissentlich  unrichtige  oder  unvollständige 
Angaben  macht,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs 
Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M.  bestraft; 
auch  kann  Vieh,  dessen  Vorhandensein  verschwiegen 
worden  ist,  im  Urteil  für  den  Staat  verfallen  erklärt 
werden. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Kakaoschalen.  Eine  Verordnung  vom  21.  August 
1915  enthält  folgende  Vorschriften  über  das  Unbrauch¬ 
barmachen  von  gepulverten  Kakaoschalen  zum  Genüsse 
für  Menschen. 

Auf  Grund  des  §  3  der  Verordnung  des  Bundesrates 
über  den  Verkehr  mit  Kakaoschalen  vom  19.  August 
1915  (R.-G.-Bl.  Nr.  507)  wird  hierdurch  vorge¬ 

schrieben:  Gepulverte  Kakaoschalen  und  mit  gepul¬ 
verten  Kakaoschalen  vermischte  Erzeugnisse,  die  zum 
Genüsse  für  Menschen  unbrauchbar  gemacht  werden 
sollen,  sind  mit  kurz  geschnittenem  Strohhäcksel  oder 
Heuhäcksel  oder  mit  Spreu  (Kaff)  von  Getreide  oder 
Buchw^eizen  gleichmäßig  zu  vermischen.  Je  100  Ge¬ 
wichtsteilen  von  Schalen  oder  Schalengemischen  sind 
3  Gewichtsteile  Häcksel  oder  5  Gewichtsteile  Spreu  zu¬ 
zusetzen. 

Bestandserhebung  von  Schlafdecken  und  Pferde¬ 
decken.  Durch  eine  mit  ihrer  Verkündung  am 
31.  August  1915  in  Kraft  getretene  Bekanntmachung 
wird  eine  Bestandserhebung  von  Schlafdecken  und 
Pferdedecken  (Woilachs)  angeordnet.  Wie  mitgeteilt 
wird,  sind  hiernach  alle  nicht  im  Gebrauch  befind¬ 
lichen  Vorräte  an: 

1.  Schlafdecken  aus  Wolle, 

2.  Schlafdecken  aus  Wolle,  gemischt  mit  Baumwolle 
oder  anderen  pflanzlichen  Spinnstoffen, 

3.  Schlafdecken  aus  Baumw'olle, 

4.  Haardecken, 

5.  Pferdedecken  (Woilachs) 


')  Die  Muster  sird  hier  nicht  mitabgedruckt. 
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^nach  dem  Stand  am  Beginn  des  i.  September  1915  zu 
meklen. 

*'  Nicht  meldepflichtig  sind: 

■  a)  Decken  zu  i — 4,  die  nicht  ein  Mindestgewicht 
von  1250  g  sowie  eine  Mindestgröße  von  130  X  180  cw 
(d.  h.  Mindestlänge  von  180  und  Mindestbreite  von 
-130  ent)  haben; 

b)  Tischdecken,  sogenannte  Bettdecken  (d.  h.  Tages- 
iiberdecken  oder  Steppdecken,  Divandecken,  Kommoden¬ 
decken,  Reisedecken,  Wandbehänge,  Decken  mit 
Fransen  (sogenannte  Reisedecken)  ; 

c)  F'ilzdecken ; 

;  d)  Vorräte  an  Decken,  die  geringer  sind  als  (Mindest¬ 
vorräte)  100  Stück  von  einer  einzigen  Qualität  oder 
300  Stück  von  sämtlichen  meldepflichtigen  Beständen 
insgesamt,  gleichgültig,  wieviel  von  einer  einzelnen  Art 
I vorrätig  sind. 

Die  Meldungen  müssen  bis  zum  12.  September  1915 
unter  Benutzung  der  vorschriftsmäßig  auszufüllenden 
amtlichen  Meldescheine  für  Decken  an  das  Webstoff- 
raeldeamt  der  Kriegsrohstoffabteilung  des  Kriegsmini¬ 
steriums,  Berlin  SW.  48,  erstattet  sein.  Die  amtlichen 
Meldescheine  sind  bei  den  örtlich  zuständigen  amtlichen 
Vertretungen  des  Handels  (Handelskammer)  u.  s.  w. 
anzufordern. 

Die  Versicherung  der  Angestellten.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  26.  August  1.  J.  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen: 

I,  §  I.  Die  Zeiten,  in  denen  Versicherte  im  gegen¬ 
wärtigen  Kriege  dem  Deutschen  Reich  oder  der  öster¬ 
reichisch-ungarischen  Monarchie  Kriegs-,  Sanitäts-  oder 
ähnliche  Dienste  geleistet  haben,  werden,  soweit  sie  in 
vollen  Kalendermonaten  bestehen,  auf  die  Wartezeiten 
und  bei  Berechnung  der  Versicherungsleistungen  an 
Ruhegeld  und  Hinterbliebenenrente  nach  dem  Ver¬ 
sicherungsgesetze  für  Angestellte  als  Beitragszeiten  an¬ 
gerechnet,  ohne  daß  Beiträge  entrichtet  zu  werden 
brauchen. 

§  2.  Für  die  Anrechnung  ist  die  Gehaltsklasse  des 
letzten  dem  i.  August  vorhergehenden  Monats  maß¬ 
gebend,  für  den  ein  Pflichtbeitrag  entrichtet  ist.  Für  An¬ 
gestellte,  die  erst  nach  dem  31.  Juli  1914  versicherungs¬ 
pflichtig  geworden  sind,  ist  der  letzte  Pflichtbeitrag 
maßgebend,  der  vor  Antritt  der  im  §  i  bezeichneten 
Dienste  geleistet  worden  ist. 

Sind  in  dem  in  Betracht  kommenden  Monat  nur  Bei¬ 
träge  nach  §  177  des  Versicherungsgesetzes  für  Ange¬ 
stellte  geleistet,  so  ist  die  Gehaltsklasse  E  maßgebend. 

In  den  Fällen  des  §  390  des  Versicherungsgesetzes 
für  Angestellte  wird  nur  der  Arbeitgeberbeitrag  ange¬ 
rechnet. 

§  3.  Die  im  §  I  bezeichneten  Dienste  werden  durch 
die  Militärpapiere  nachgewiesen. 

§  4.  Beiträge,  die  für  die  im  §  i  bezeichneten  Zeiten 
entrichtet  w'orden  sind,  werden,  soweit  sie  nicht  nach 
§  398  des  Versicherungsgesetzes  für  Angestellte  zurück¬ 
zuerstatten  sind,  dem  Arbeitgeber  auf  seinen  Antrag 
ohne  Zinsen  zurückgezahlt ;  der  Arbeitgeber  hat  dem 
Angestellten  den  von  ihm  eingezogenen  Beitragsteil  zu 
erstatten. 

Der  Antrag  auf  Rückerstattung  von  Beiträgen  ist 
spätestens  sechs  Monate  nach  Ablauf  des  Monats  zu 
stellen,  in  welchem  der  Friede  geschlossen  worden  ist. 
Beim  Fehlen  eines  Friedensschlusses  beginnt  der  Lauf 
der  Frist  mit  dem  Schlüsse  desjenigen  Jahres,  in 
welchem  der  Krieg  beendet  ist. 

Ist  der  Antrag  innerhalb  der  Frist  nicht  gestellt  oder 
wird  er  abgelehnt,  so  verbleiben  die  Beiträge  dem  Konto 
des  Angestellten;  eine  Anrechnung  der  Kriegsmonate 
als  Beitragszeiten  nach  §  i  findet  insow'eit  nicht  statt. 
Für  die  Entscheidung  von  Streitigkeiten  über  die  Rück¬ 


erstattung  von  Beiträgen  gelten  die  §§  210  ff  des  Ver¬ 
sicherungsgesetzes  für  Angestellte  entsprechend. 

§  5.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  gelten  ent¬ 
sprechend  für  die  Falle  der  freiwilligen  Versicherung. 
Rückzahlungen  nach  §  4  werden  auf  Antrag  an  den  Ver¬ 
sicherten  geleistet. 

§  6.  Diese  Verordnung  gilt  nicht  für  solche  Ver¬ 
sicherte,  welche  in  dem  nach  §§  2,  5  maßgebenden 

Monat  bei  einer  zugelassenen  Ersatzkasse  (§  372  ff  des 
Versicherungsgesetzes  für  Angestellte)  versichert  waren. 

§  7-  Die  auf  Militärdienstzeiten  bezüglichen  Vor¬ 
schriften  des  §  51,  Nr.  i,  2,  des  Versicherungsgesetzes 
für  Angestellte  gelten  entsprechend  für  die  Zeiten,  in 
welchen  der  \^ersicherte  während  des  gegenwärtigen 
Krieges  sich  in  feindlicher  Gefangenschaft  befindet,  ohne 
daß  die  Voraussetzungen  des  §  51,  Nr.  i  tmd  2,  vor¬ 
liegen. 

III.  §  8.  Versicherte,  die  während  des  gegenwärtigen 
Krieges  infolge  von  Maßnahmen  feindlicher  Staaten 
verhindert  sind,  Beiträge  zur  freiwilligen  Fortsetzung 
der  Versicherung  oder  Anerkennungsgebühr  für  die  Auf¬ 
rechterhaltung  der  erworbenen  Anwartschaften  (§  ic; 
des  Versicherungsgesetzes  für  Angestellte)  einzuzahlen, 
können  die  Beiträge  und  die  Anerkennungsgebühr,  ab¬ 
weichend  von  §  201  des  Gesetzes,  nachzahlen.  Die  Nach¬ 
zahlung  hat  spätestens  bis  zum  Ablauf  desjenigen 
Kalenderjahres  zu  erfolgen,  welches  dem  Jahre  folgt, 
in  welchem  der  Krieg  beendet  ist. 

§  9.  Bezieht  ein  Versicherter  während  des  gegen¬ 
wärtigen  Krieges  infolge  einer  Betriebseinschränkung 
ein  geringeres  Entgelt  als  bisher  oder  wird  er  infolge 
einer  Betriebseinstellung  stellenlos,  so  kann  er  für  die 
Kriegsmonate  Beiträge  bis  zu  dem  Betrag  entrichten, 
welcher  dem  Durchschnitt  der  letzten  sechs  vor  der 
Betriebseinschränkung  oder  -einstellung  entrichteten 
Pflichtbeiträge  entspricht.  Die  Mehrbeiträge  sind  späte¬ 
stens  bis  zum  Ablauf  desjenigen  Kalenderjahres  zu  ent¬ 
richten,  welches  dem  Jahre  folgt,  in  welchem  der  Krieg 
beendet  ist. 

IV.  §  10.  Die  nach  §  392,  Abs.  3,  Nr.  3,  des  Ver¬ 
sicherungsgesetzes  für  Angestellte  an  die  Reichsver¬ 
sicherungsanstalt  für  Angestellte  abgetretenen  Ver¬ 
sicherungsbeiträge,  die  infolge  von  Kriegstodesfällen 
während  des  gegenwärtigen  Krieges  fällig  geworden 
sind  oder  noch  werden,  sind  an  die  Hinterbliebenen  der 
Kriegsteilnehmer  nach  Abzug  der  von  der  Reichsver¬ 
sicherungsanstalt  für  Angestellte  an  die  Lebensver¬ 
sicherungsunternehmungen  weiter  gezahlten  Beiträge, 
zuzüglich  31/2  ^'om  Hundert  Zinsen  und  Zinseszinsen, 
zu  erstatten. 

§  II.  Anspruchsberechtigt  sind  die  im  §  60,  Abs.  2, 
des  Versicherungsgesetzes  für  Angestellte  bezeichneten 
Personen. 

§  12.  Die  Übertragung,  Verpfändung  und  Pfändung 
dieser  Ansprüche  ist  nur  in  dem  in  §  93  des  Ver¬ 
sicherungsgesetzes  für  Angestellte  vorgeschriebenen 
Umfange  zulässig. 

§  13.  Der  Anspruch  auf  Erstattung  verfällt,  wenn  er 
nicht  innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Tode  des  Ver¬ 
sicherten,  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Tod  vor  dem 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  eingetreten  ist,  nicht 
innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  geltend  gemacht  worden  ist. 

§  14.  Für  das  Verfahren  bei  Feststellung  der  Er¬ 
stattungsansprüche  und  bei  Entscheidung  von  Streitig¬ 
keiten  gelten  die  Vorschriften  des  Versicherungsgesetzes 
für  Angestellte  (§  229  ff)  entsprechend. 

V.  §  15-  Die  im  §  395  des  Versicherungsgesetzes  für 
Angestellte  bestimmte  Frist,  innerhalb  welcher  eine  Ab¬ 
kürzung  der  Wartezeit  zum  Bezüge  der  Leistungen 
dieses  Gesetzes  gestattet  werden  kann,  wird  für  die 
Kriegsteilnehmer  bis  zum  Schlüsse  desjenigen  Kalender- 
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jahres  verlängert,  welches  auf  das  Jahr  folgt,  in  welchem 
der  Krieg  beendet  ist. 

\’I.  §  i6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
X'erkündung  in  Kraft.  Die  Bestimmungen  in  den  §§  i 
bis  12  gelten  für  die  Zeit  vom  i.  August  1914  an. 

Luxemburg. 

Ausfuhrverbote.  Ein  großherzoglich  luxembur¬ 
gischer  Beschluß  vom  7-  August  1915  lautet;  Art.  i. 
Artikel  3  unseres  Beschlusses  vom  i.  Juli  1915.  wodurch 
die  Ausfuhr  von  frischem  Fleisch,  geräuchertem  Fleisch 
und  von  Fleischwaren  sowie  von  Schmalz  über  alle 
Grenzen  untersagt  wird,  ist  außer  Kraft  gesetzt  und 
wird  durch  nachstehende  Bestimmungen  ersetzt:  Art.  3. 
Wer  es  unternimmt,  den  in  diesem  Beschlüsse  vorge¬ 
sehenen  Ausfuhrverboten  zuwiderzuhandeln,  wird  mit 
einer  Gefängnisstrafe  von  acht  Tagen  bis  zu  einem 
Jahre  und  mit  einer  Geldbuße  von  75  bis  zu  3000  Francs 
oder  mit  nur  einer  dieser  Strafen  belegt,  vorbehaltlich 
der  höheren  Strafen,  die  für  dieselbe  Zuwiderhandlung 
nach  den  bestehenden  Gesetzen  zu  verhängen  sind. 
Außerdem  wird  die  Beschlagnahme  des  Gegenstandes 
der  Zuwiderhandlung  angeordnet.  Art.  2.  Unser  Staats¬ 
minister,  Präsident  der  Regierung  und  unsere  General¬ 
direktoren  der  Finanzen,  sowie  der  Justiz  und  der 
öffentlichen  Arbeiten  sind,  soweit  es  jeden  von  ihnen 
betrifft,  mit  der  Ausführung  dieses  Beschlusses  beauf¬ 
tragt.  (Memorial  des  Großherzogtums  Luxemburg  Nr.  69 
vom  II.  August  1915-) 

Schweiz. 

Getreideverkauf  und  Mehlvorräte.  Der  Bundesrat 
hat  am  10.  August  1915  folgenden  Beschluß,  betreffend 
den  Verkauf  von  Getreide  und  betreffend  die  Mehl¬ 
vorräte,  gefaßt; 

Artikel  i.  Das  Militärdepartement  wird  ermächtigt, 
die  Anwendung  von  Artikel  3  des  Bundesratsbeschlusses 
vom  8.  September  1914  über  den  Verkauf  von  Getreide, 
lautend;  „Kein  Müller  darf  Mehlprodukte  zur  Anlage 
von  Vorräten  für  mehr  als  einen  Monat  verkaufen. 
Niemand  darf  Vorräte  an  Mehl  anlegen,  die  das  Be¬ 
dürfnis  eines  Monats  übersteigen,“  auf  bestimmte  oder 
unbestimmte  Zeit  einzustellen. 

Artikel  2.  Die  Vorschrift  von  Artikel  4  des  genannten 
Bundesratsbeschlusses  vom  8.  September  1914,  lautend: 
„Wer  vom  Bund  Getreide  kauft,  verzichtet  hierdurch  auf 
alle  Schadenersatzforderungen  für  Nichterfüllung  der 
vor  dem  i.  August  1914  abgeschlossenen  Verträge  über 
Auslandgetreide  gegenüber  denjenigen  Firmen,  die  in 
der  Unmöglichkeit,  das  Getreide  auf  ihren  Namen  in 
die  Schweiz  zu  bringen,  dasselbe  dem  Bunde  verkauft 
haben,“  wird  mit  Bezug  auf  künftige  Getreideverkäufe 
des  Bundes  aufgehoben. 

Artikel  3.  Der  vorstehende  Bundesratsbeschluß  tritt 
mit  dem  Tage  der  Veröffentlichung  in  Kraft. 

Inlandsversorgung  mit  Obst  und  Obstexport 
im  Herbst  1915.  Das  schweizerische  Volkswirtschafts¬ 
departement  hat  am  20.  August  nachstehende  auszugs¬ 
weise  wiedergegebene  Verfügung  getroffen; 

Nach  den  derzeitigen  Ernteaussichten  erscheint  ein 
beschränkter  Obstexport  zulässig.  Die  Ausfuhr  unter¬ 
scheidet  sich  in  Sendungen  bis  zu  100  kg  und  in  Sen¬ 
dungen  über  100  kg.  Bis  zu  100  kg  darf  ein  und  die 
nämliche  Firma  täglich  ohne  besonderer  Bewilligung 
ausführen.  Sendungen  darüber  bedürfen  Spezialbewilli¬ 
gungen  vom  schweizerischen  Volkswirtschaftsdeparte¬ 
ment,  Abteilung  für  Landwirtschaft.  Die  Ausfuhr  von 
Obst  wird  grundsätzlich  dem  Verband  schweizerischer 
Obsthandel-  und  Obstverwertungsfirmen  (Geschäfts¬ 
stelle  in  Sursee)  zugesichert.  Nur  Mitglieder  des  ge¬ 
dachten  Verbandes  können  Ausfuhrbewilligungen  er¬ 


halten.  Für  den  Obstexport  berechtigte  Organisationen 
und  deren  Zentralstellen  sind;  der  genannte  Verband, 
weiters  Verband  ostschweizerischer  landwirtschaft¬ 
licher  Genossenschaften  in  Winterthur ;  Verband  Zentral¬ 
schweizer  landwirtschaftlicher  Genossenschaften  in  Hitz- 
kirch.  Für  den  Kanton  Wallis  übernimmt  das  Departe¬ 
ment  des  Innern  in  Sitten  die  Funktionen  einer  j 
Zentralstelle.  Für  die  Erteilung  von  Ausfuhrbewilli¬ 
gungen  für  Obst  wird  eine  Gebühr  erhoben,  die  unter 
Berücksichtigung  der  Obstqualität  und  der  Marktlage 
von  einer  Fachkommission  bestehend  aus  Vertretern 
der  Obstproduzenten,  der  Obstkonsumenten  und  des 
Obsthandels  vorgeschlagen  und  durch  das  schweizerische 
Volkswirtschaftsdepartement  festgesetzt  wird. 

Belgien. 

Moratorium.  Durch  Verordnung  des  kaiserlich 
deutschen  Generalgouverneurs  in  Belgien  vom 
20.  August  1915  sind  die  Protestfristen  und  sonstige  zur 
Wahrung  des  Regresses  bestimmte  Rechtshandlungen 
bis  zum  30.  September  verlängert  worden.  Ebenso  bleiben 
die  bestehenden  Bestimmungen  über  Zurückziehung  von 
Bankguthaben  bis  zum  30.  September  1915  in  Kraft. 

Beschränkung  der  Warenausfuhr.  Eine  Verord-  , 
nung  des  deutschen  Generalgouverneurs  in  Belgien  vom  i 

22.  Juli  1915  lautet:  ; 

In  Ergänzung  der  Verordnung  vom  i.  Juni  1915  für  | 

die  Ausfuhr  von  Waren  aus  Belgien  wird  bestimmt:  | 

Zu  den  unter  Nr.  i  dieser  Verordnung  aufgeführten  | 
Waren,  deren  Ausfuhr  in  jedem  Falle  der  Genehmigung 
des  Kommissärs  des  Kriegsministeriums  beim  General¬ 
gouvernement  für  Belgien  unterliegt,  treten  noch  die 
folgenden  hinzu: 

Chirurgische  und  andere  ärztliche  Instrumente,  bak¬ 
teriologische  Geräte,  Material  für  bakteriologische  Nähr¬ 
böden  wie  Agar-Agar,  Lackmusfarbstoff,  Schutzimpf¬ 
stoffe  und  Immunsera  wie  Schutzsera,  Heilsera, 
diagnostische  Sera,  Versuchstiere.  Ferner:  Ziegen, 
Esel,  Maultiere,  Maulesel,  Hunde,  Halb-  und  Fertig¬ 
fabrikate  von  Häuten,  Leder,  Fellen,  Pelzen  und  Gerb¬ 
stoffen  jeder  Art. 

Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Niederlande. 

Ausfuhrverbote  für  Vieh,  Eisenwaren,  optische 
und  medizinische  Geräte.  Eine  Kundmachung  des 
Ministeriums  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  vom 

23.  August  1915,  veröffentlicht  am  24.  August  1915» 
sagt; 

Artikel  i.  Allwöchentlich  wird,  vom  Montag  den 
13.  September  1915  an,  Gelegenheit  bestehen  zur  Aus¬ 
fuhr  von  lebendem  Rindvieh  mittels  Schiff  über 
Amsterdam  oder  Rotterdam  oder  mit  der  Eisenbahn 
über  Nieuweschans  Oldenzaal,  Winterswyk,  Zevenaar, 
Wnloo,  Roevmond  und  Rosendaal. 

Artikel  2.  Diese  Ausfuhr  bleibt  beschränkt  auf: 

a)  Stammbuchvieh  jedweden  Alters,  eingeschrieben  ui 
den  Stammbüchern  von  niederländischen  Stammbuch¬ 
vereinen,  die  regelmäßig  jährlich  ein  gedrucktes  Stamm¬ 
buch  herausgeben,  und 

b )  sichtbar  trächtige  Kühe,  bei  welchen  der  Zahn¬ 
wechsel  abgelaufen  ist  und  alle  Zähne  eine  gleiche 
Fläche  zeigen. 

Es  wird  vorausgesetzt,  daß  sich  diese  Tiere  bei  der 
von  Amts  wegen  unmittelbar  vor  der  Ausfuhr  veran- 
laßten  Untersuchung  als  nicht  behaftet  erweisen,  weder 
mit  einer  nach  dem  Gesetze  als  solche  bestimmten  an¬ 
steckenden  Krankheit  noch  mit  einer  Krankheit,  die 
den  Verdacht  einer  Ansteckung  begründen  würde,  noch 
auch  mit  einer  nicht  ansteckenden  Krankheit,  die  gleich- 
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artige  Erscheinungen  (wie  ansteckende  Krankheiten) 
erkennen  läßt. 

Artikel  3 — 6.  Ausführungsbestimmungen. 

Eine  am  22.  August  1915  veröffentlichte  Verordnung 
besagt:  Die  Ausfuhr  von  P  r  o  f  i  1  e  i  s  e  n,  G  e  r  ät¬ 

sch  a  f  t  s  s  t  a  h  1  und  altem  Gußeisen  ist  ver¬ 
boten  vom  22.  August  1915  an.  Zeitweilige  Aufhebung 
dieses  Ausfuhrverbotes  sowie  seine  Aufhebung  für  be¬ 
sondere  Eälle  wird  Vorbehalten. 

Die  Ausfuhr  von  allen  medizinischen  und 
optischen  J  n  s  t  r  u  m  e  n  t  e  n  ist  verboten  vom 
18  August  1915  an.  Zeitweilige  Aufhebung  dieses  Aus¬ 
fuhrverbotes  sowie  seine  Aufhebung  für  besondere 
Fälle  wird  Vorbehalten. 

Hähne  und  Hennen.  Der  Minister  für  Landwirt¬ 
schaft,  Gewerbe  und  Handel  hat  mit  Bezug  auf  seine 
Verfügung  vom  31.  Juli  1915  durch  eine  im  ,,Nederland- 
sche  Staatscourant“  Nr.  187  vom  12.  August  1915  ver¬ 
öffentlichte  Verfügung  bestimmt,  daß  die  Ausfuhr  von 
jungen  Hähnen,  alten  Hähnen  und  alten  Hennen  auch 
über  das  Grenzzollamt  Kapellebrug  mittels  Wagen  an 
jedem  Mittwoch,  und  zwar  zu  der  von  dem  staatlichen 
Bureau  zur  Regelung  der  Ausfuhr  von  Federvieh  fest¬ 
zusetzenden  Stunden  und  unter  Beachtung  der  in  der 
vorgenannten  Verfügung  erwähnten  Bestimmungen  er¬ 
folgen  kann.  (Bericht  des  kaiserlichen  Generalkonsulats 
in  Amsterdam). 

Dänemark. 

Zuckerausfuhrverbot.  Laut  Bekanntmachung  vom 
2.  September  1915  ist  die  Ausfuhr  von  Zucker  bis  auf 
weiteres  verboten  und  tritt  diese  Verordnung  sofort  in 
Kraft. 

Höchstpreise  für  Getreide.  Bekanntmachung  vom 
II.  August  1915,  betreffend  die  Höchstpreise  für  ein¬ 
heimischen  Roggen  und  einheimischen  Weizen.  Unter 
Hinweis  auf  §  i  des  provisorischen  Gesetzes  vom 
7.  August  1914,  betreffend  Regulierung  des  Preises  für 
Lebensmittel  und  Waren,  sowie  auf  das  Gesetz  vom 
16.  November  1914,  betreffend  die  Bestrafung  der  Ver¬ 
gehen  gegen  die  Maßnahmen,  die  auf  Grundlage  des 
genannten  Gesetzes  getroffen  wurden  (im  Anschluß  an 
die  Bekanntmachungen  Nr.  318  vom  31.  Dezember  1914, 
Nr.  120  vom  29.  April  1915,  Nr.  20  vom  28.  Januar 
1915  und  die  Bekanntmachung  vom  7.  August  1915), 
wird  bekanntgegeben:  Es  ist  verboten,  als  Zuschlag  zu 
den  Höchstpreisen  für  einheimischen  Roggen  und  ein¬ 
heimischen  Weizen  irgendwelchen  Betrag  außer  der  ge¬ 
wöhnlichen  gesetzmäßigen  Maklerprovision  als  Ver¬ 
gütung  für  das  Abschließen  des  Geschäftes  zu  erlegen. 
Ferner  ist  es  verboten,  Zahlung  laut  Höchstpreis  nach 
einem  höheren  (holländischen)  Gewicht  als  demjenigen 
zu  berechnen,  zu  welchem  die  verkaufte  Partie  tat¬ 
sächlich  ausgewogen  wurde.  Zuwiderhandlungen  werden 
gemäß  vorgenanntem  Gesetz  vom  16.  November  1914 
bestraft.  Diese  Bekanntmachung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Schweden. 

Ausfuhrverbot.  Durch  königliche  Kundmachung  vom 
30.  Juli  1915  ist  die  Ausfuhr  von  Kerzen  (Nr.  1121  des 
statistischen  Warenverzeichnisses)  verboten  worden. 

Russisch-Polen. 

Getreidehöchstpreise.  Folgende  Bekanntmachung 
wurde  vom  Präsidenten  der  Zivilverwaltung  für  Polen 
links  der  Weichsel  am  13.  August  1915  erlassen: 

Auf  Grund  der  mit  im  §  7,  Abs.  3  und  5,  und  §  ii, 
Abs.  5,  der  Verordnung  des  Herrn  Oberbefehlshabers 
Ost  vom  I.  Juli  1915  über  die  Sicherstellung  der  Ernte 


(Verordnungsblatt  Nr.  12)  erteilten  Ermächtigung  be¬ 
stimme  ich  folgendes: 

Artikel  1.  Der  Gerstenpreis  wird  für  den  deutschen 
Zentner  auf  10  M.  frei  Bahn  festgesetzt.  Der  Hafer¬ 
preis  wird  auf  10  M.  für  den  deutschen  Zentner  frei 
Bahn  erhöht.  Die  Preise  beziehen  sich  auf  gute,  trockene 
Ware;  bei  geringerer  Qualität  tritt  eine  entsprechende 
Preisminderung  ein.  Im  Streitfälle  entscheidet  der  Kreis¬ 
chef. 

Artikel  H.  Die  in  den  §§  7  und  ii  der  Verordnung 
vom  I.  Juli  1915  festgesetzten  Getreidepreise  gelten  nicht 
nur  für  die  Lieferungen  an  die  „Wareneinfuhr“  und  an 
die  deutschen  Heere,  sondern  auch  im  Binnenverkehr 
innerhalb  der  einzelnen  Kreise.  Die  Preise  gelten  für 
den  deutschen  Zentner  (50  kg). 

Artikel  HL  Für  gut  gezogenes  Saatgut  kann  der 
Kreischef  dem  Erzeuger  einen  um  M.  1-50  für  den  Zentner 
(50  kg)  höheren  Preis  bewilligen.  Die  Abgabe  solchen 
anerkannten  Saatguts  darf  nur  durch  die  Vermittlung 
des  Kreischefs  erfolgen.  Die  Abgabe  ist  auch  an  andere 
Kreise  des  besetzten  Gebietes  mit  Zustimmung  der  beiden 
beteiligten  Kreischefs  zulässig. 

Artikel  IV.  Diese  Bestimmungen  treten  am  15.  August 
dieses  Jahres  in  Kraft. 

Zucker.  Folgende  Bekanntmachung  wurde  in  Lodz 
am  24.  August  1915  erlassen: 

Zur  Verteilung  des  Zuckerverbrauches  im  Gebiete 
der  Zivilverwaltung  für  Polen  links  der  Weichsel  sind 
die  einen  polnischen  Zentner  =  41  kg  übersteigenden 
Vorräte  an  Zucker  (Rohzucker,  Farin,  Raffinade)  bis 
zum  27.  August  d.  ].,  mittags  12  LThr,  schriftlich  an¬ 
zumelden,  und  zwar:  für  das  Gebiet  des  Stadtkreises 
Lodz  bei  dem  kaiserlich  deutschen  Polizeipräsidium, 
Lodz,  Evangelickastraße  15,  Schalter  19,  in  den  Dienst¬ 
stunden  von  9  bis  12  LThr  vormittags  und  3  bis  5  LThr 
nachmittags ;  für  das  Gebiet  der  Städte  Zgierz  und 
Pabianice  bei  den  dortigen  Bürgermeisterämtern;  für 
das  Gebiet  der  Landkreise  Lodz  und  Lask  (soweit  es 
unter  deutscher  Verwaltung  steht),  bei  den  Gemeinde¬ 
vorstehern  (Wojts).  Die  aufgeführten  Dienststellen 
haben  die  Meldezettel  fortlaufend  zu  numerieren,  eine 
Zusammenstellung  der  angegebenen  Vorräte  anzu¬ 
fertigen  und  Zettel  wie  Zusammenstellung  bis  zum 
29.  August,  abends  6  LThr,  dem  kaiserlich  deutschen 
Polizeipräsidium  Lodz,  Evangelickastraße  15,  Schalter 
19,  einzureichen.  Falls  Meldungen  nicht  einlaufen,  sind 
Fehlanzeigen  zu  erstatten. 

Roßhaar.  Folgende  Bekanntmachung  wurde  in  Lodz 
am  22.  August  erlassen: 

Alle  Inhaber  von  Betrieben,  deren  Stellvertreter, 
sowie  alle  Händler,  die  in  der  Stadt  Lodz  und  Lask, 
soweit  er  unter  deutscher  V’erwaltung  steht,  wohnen, 
haben  eine  genaue  Aufstellung  ihrer  Bestände  an  un¬ 
verarbeiteten  Roßhaaren  bis  zum  28.  August  1915  dem 
Kreiswirtschaftsausschuß,  Lodz,  Benediktastraße  2, 
schriftlich  einzureichen.  Die  Bestände  gelten  durch  diese 
Bekanntmachung  als  beschlagnahmt.  Bisher  erfolgte  Frei¬ 
gaben  werden  aufgehoben.  Falsche  oder  ungenaue  An¬ 
gaben  ziehen  eine  Bestrafung  bis  zu  1000  M.  nach  sich. 

Zitronensäure,  Weinsteinsäure  und  Kasein. 

Folgende  Bekanntmachung  wurde  in  Lodz  am  21.  August 
1915  erlassen; 

Sämtliche  in  der  Stadt  Lodz,  in  den  Landkreisen 
Lodz  und  Lask,  soweit  er  unter  deutscher  Verwaltung 
steht,  befindlichen  Betriebe,  Vertretungen,  Handlungen 
und  Lager  von  Chemikalien,  chemischen  Rohstoffen  und 
dergleichen  werden  auf  gefordert,  ihre  Vorräte  an 
Zitronensäure,  Weinsteinsäure  und  Kasein  bis  zum 
26.  August,  abends  6  Uhr,  im  Bureau  des  Kreiswdrt- 
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Schaftsausschusses,  Lodz,  Benediktastraße  2,  schriftlich 
anzumelden.  Die  \"orräte  an  diesen  Chemikalien  gelten 
durch  diese  Bekanntmachung  als  beschlagnahmt.  Bisher 
erfolgte  Freigaben  werden  aufgehoben.  Nichtanmeldung 
zieht  strengste  Strafe  und  Konfiskation  nach  sich. 

Griechenland. 

Olivenöl.  Die  Ausfuhr  von  Olivenöl  ist  wiederum 
verboten  worden. 


Änderung  der  Zuckerzölle  in  Schweden.  Die  schwedi¬ 
schen  Zuckerzölle  sind  mit  Wirkung  vom  i.  Januar  igi6 
ab,  wie  folgt,  festgesetzt  worden :  j  ^ 

Öre 

Zucker,  raffiniert,  aller  Art,  wie  Hut-,  Kandis-  und  Form- 

Zucker,  auch  gestoßener  oder  gepulverter  Zucker  .  I0’5 

unraffiniert,  nicht  dunkler  als  Nr.  18  des  im  Welthandel 
geltenden  holländischen  Standards,  wovon  Norraalproben 
seitens  der  Generalzolldirektion  den  Zollkammern  zur 


Verfügung  gehalten  werden .  .  .  I0'5 

dunkler  als  die  erwähnte  Standardnummer,  auch  wenn 
die  Ware  in  aufgelöstem  oder  flüssigem  Zustand  ein¬ 
geführt  wird .  7’5 


Der  Außenhandel  der  Vereinigtei  Staaten  von 
Amerika.  Der  »New  Yorker  Handels-Zeitung«  entnehmen 
wir  nachstehende  Ausführungen; 

Die  Umwälzungen,  welche  der  vor  einem  Jahre  zum 
Ausbruch  gelangte  Krieg  in  Europa  im  Warenverkehr 
Amerikas  mit  dem  Auslande  herbeigeführt  hat,  erhellen 
aus  den  vorliegenden  amtlichen  Angaben  über  Ausfuhr 
und  Einfuhr  in  dem  mit  Juni  abgelaufenen  Fiskaljahr. 
Während  darnach  gegen  das  vorhergehende  Jahr  die 
Wareneinfuhr  eine  Wertabnahme  von  21g  Millionen 
Dollar  erfahren  hat,  allein  solche  von  125  Millionen 
Dollar  in  zollpflichtigen  Artikeln,  hat  sich  die  Ausfuhr 
um  404  Millionen  Dollar  erhöht.  Das  hat  die  Wirkung, 
daß  der  Exportüberschuß  für  den  vorjährigen 

um  623  Millionen  Dollar  überstiegen  und  die  noch 
nicht  erlebte  Werthöhe  von  über  einer  Milliarde  Dollar 
erreicht  hat.  Im  einzelnen  sind  die  Einfuhr-  und  Aus¬ 
fuhrziffern  für  Juni,  beziehungsweise  das  ganze  letzte 
Fiskaljahr,  im  Vergleich  mit  dem  vorhergehenden  Jahre, 


die  folgenden : 

Einfuhr. 

1914  1915  1914  1915 

Juni  Fiskaljahr 

in  tausend  Dollar 

Zollfrei .  93-446  99.284  1,127.502  1,033.577 

Zollpflichtig  ....  64.083  58.462  766.422  610.643 

Zusammen  .  .  157.529  157.746  1,893.924  1,674.220 

A  US  fu  hr. 

Einheimische  Pro¬ 
dukte  . 154. 105  264097  2,329.684  2,716.131 

Ausländische  Pio- 

dukte . .  2.966  4.503  34-895  52-512 

Zusammen  .  .  157. 071  268.600  2,364.579  2,768.643 

Mehrausfuhr  .  .  458‘)  110.856  470.655  1,094.422 


Die  Schwankungen  in  der  Gold-  und  Silbereinfuhr 
und  -ausfuhr  während  der  letzten  drei  Fiskaljahre  waren 
die  folgenden: 


Einfuhr . 

Ausfuhr . 

Gold. 

1912 

D 

.  69,194.025 
.  77,762.622 

1914 

0  1  1  a  r 

66,538.659 

112,538.529 

191.5 

J7', 568.755 
146,224.148 

Mehrausfuhr  . 

•  8,568.597 

■Silber. 

45,499-870 

25,344-607^) 

Einfuhr . 

.  41,268.5  16 

30,326.604 

29,110.323 

Ausfuhr . 

-  71.614.311 

54,965.023 

50,942.187 

Mehrausfuhr  . 

-  30,345-795 

24,638.419 

21,831.864 

*)  Mehrausfuhr. 
’)  Mehreinfuhr. 


Die  Detailstatistik  der  Ein-  und  Ausfuhr  liegt  bisher 
nur  bis  Mai  inklusive  vor  und  bringen  deren  Angaben 
die  Wirkungen  des  europäischen  Krieges  auf  den  Außen¬ 
handel  der  Vereinigten  Staaten  noch  stärker  zum  Aus¬ 
druck.  Während  die  britische  Seemacht  es  möglich  ge¬ 
macht  hat,  den  Handel  der  Vereinigten  Staaten  mit 
Deutschland  und  Österreich  schließlich  gänzlich  zu  unter¬ 
binden,  ist  die  Ausfuhr  nach  den  Ländern  der  Alliierten 
gegen  das  Vorjahr  in  enormer  Weise  gestiegen.  Auch 
die  an  regelmäßiger  Einfuhr  deutscher  und  österreichi¬ 
scher  Produkte  behinderten  neutralen  Ländern  Nord¬ 
europas  haben  ihren  Bezug  an  amerikanischen  Waren 
bedeutend  erhöht.  Die  betreffenden  Ziffern  sind  die 


folgenden : 

Mai  Juli  bis  Mai 

1914  1915  1914  1915 

in  tausend  Dollar 

Frankreich . 9-644  49.723  152.933  326.289 

Großbritannien  ....  37.725  98.669  557.837  823.611 
Europäisches  Rußland  .  2.196  6.718  28.487  23.560 

Italien  . 4489  11.483  68.529  169.636 

Deutschland . 19-295  400  328.115  28.861 

Österreich-Ungarn.  .  .  1.471  20  21.280  I.240 

Dänemark . 1.278  4-935  14-444  75-485 

Schweden . 1.427  4.343  13-595  76-254 

Holland . 8.179  12.924  101.469  135.615 

Norwegen . T.006  2.072  8.599  37-967 

Belgien .  4-237  858  56.835  19.O78 


Die  Erzeugung  von  Benzol  und  Toluol  in  Italien. 

Im  »Corriere  della  serra«  vom  12.  August  wurde  von 
fachmännischer  Seite  auf  den  Mangel  des  Benzols  und 
des  Toluols  in  Italien  hingewiesen.  Diese  Artikel,  welche 
für  die  Munitionsindustrie  von  größter  Wichtigkeit  sind, 
werden  in  Italien,  nicht  wie  in  Deutschland,  separat  ge¬ 
wonnen,  sondern  wie  Leuchtgas  verbrannt.  Es  wird 
daher  vorgeschlagen,  die  Leuchtgasindustrie  nach  deut¬ 
schem  Muster  einzurichten,  wodurch  diese  Stoffe  separat 
erhalten  werden  können,  und  schließlich  die  ganze  Pro¬ 
duktion  zu  requirieren.  Derzeit  werden  durch  einfache 
Destillation  des  Steinkohlenteers  kaum  320  ^  der  er¬ 
wähnten  Kohlenwasserstoffe  erhalten. 

Spitzbergen-Kohle.  Gegenwärtig,  da  das  Kohlenpro¬ 
blem  fast  überall  von  brennendem  Interesse  geworden  ist, 
kann  es,  wie  »Stockholms  Dagblad«  ausführt,  von  Interesse 
sein,  etwas  mehr  über  die  in  vieler  Beziehung  bemerkens¬ 
werte  und  großangelegte  Arbeit  zu  erfahren,  die  in  Spitz¬ 
bergen,  einer  der  abgelegensten  Gegenden  der  Welt,  vor 
sich  geht,  um  eine  neue  Bezugsmöglichkeit  für  Kohle  zu 
schaffen.  Schweden  ist  ebenfalls  an  der  Kohlenförderung 
auf  Spitzbergen  interessiert,  teils  durch  die  umfangreichen 
Untersuchungen,  die  schwedische  Geologen  dort  aus¬ 
geführt  haben,  teils  direkt  durch  die  Aktiengesellschaft 
Isfjorden  Bellsund.  Der  Kohlenbergbau  auf  Spitzbergen 
steht  schon  derzeit  als  eine  gesicherte,  bedeutende, 
entwicklungsfähige  wirtschaftliche  Tatsache  da.  Bisher 
hat  nur  in  den  Küstenstrecken  des  großen  polaren 
Inselgebietes  eine  rationelle  Bearbeitung  der  reichen 
Kohlenvorräte  stattgefunden.  Der  im  Gang  befind¬ 
liche  Betrieb  ist  auf  die  Gruben  bei  Green  Harbour, 
Advent  Bay  und  Bracancabucht  bei  Bellsund  be¬ 
schränkt.  Von  diesen  sind  es  wiederum  besonders  die 
Gruben  bei  Advent  Bay,  die  von  der  nordamerikani¬ 
schen  Gesellschaft  »The  Arctic  Coal  Comp.«  zu  einem 
Industrieunternehmen  von  wirklicher  Bedeutung  ent¬ 
wickelt  worden  sind.  Was  von  englischer,  schwedischer 
und  norwegischer  Seite  bisher  in  dieser  Richtung  unter¬ 
nommen  wurde,  ist  fast  nur  als  ein  Versuch  zu  bezeichnen. 

Die  rationelle  Bearbeitung  der  Gruben  in  der  Advent 
Bay  wird  seit  7 — 8  Jahren  mit  stets  wachsender  Aus¬ 
beute  durchgeführt.  Es  sind  im  Verlauf  dieser  Zeit 
Kohlenmengen  bis  zu  60.000  t  gewonnen  worden, 
die  hauptsächlich  nach  Norwegen  geliefert  wurden. 
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WO  die  großen  Dampfergesellschaften  die  bedeutendsten 
Verbraucher  waren.  Ein  Teil  ist  auch  nach  Archangelsk 
verschifft  worden.  Hauptsächlich  wegen  der  großen 
Transportkosten  dürften  auch  bei  einer  künftigen 
intensiveren  Ausnützung  der  Gruben  diese  nördlichen 
Gegenden  nahezu  die  einzigen  Käufer  der  Kohle  Spitz¬ 
bergens  sein.  Mit  Hinblick  auf  die  riesige  Entwicklung 
die  man  jetzt  für  Archangelsk  und  die  Häfen  des  Weißen 
Meeres  in  ihrer  Gesamtheit  voraussagt,  wenn  der  Krieg 
einmal  zu  Ende  sein  wird,  bedarf  es  kaum  eines  weiteren 
Hinweises  darauf,  welchen  hochwichtigen  Platz  eine 
natürliche  Kohlenslation  wie  Spitzbergen  von  nicht  zu 
weitem  Abstand  von  der  nordeuropäischen  Polarküste 
in  dieser  Zukuoftssperspektive  einnehmen  kann.  Über¬ 
dies  ist  die  Qualität  der  Spitzbergen-Kohle  nach  Aussage 
aller  Sachverständigen  so  vortrefflich,  daß  sie  eher  über 
als  unter  der  gewöhnlichen  englischen  Kohle  steht.  Sie 
soll  sowohl  mehr  wärmeentwickelnd,  wie  auch  weniger 
schlackenbildend  sein  als  diese. 

Amerikanische  Eisen-  und  Stahlproduktion.  Aus 

New  York  wird  der  »Frkf.  Ztg.«  gemeldet:  Das  American 
fron  and  Steel  Institute  veröffentlicht  soeben  seine 
übliche  jährliche  Nachweisung  über  die  Eisen-  und  Stahl¬ 
produktion.  Die  gesamte  Stahlerzeugung  stellt  sich  dem¬ 
nach  wie  folgt: 


1904  1913  1914 

(Rekordjahr) 
i  n  1000  Tonnen 

Offenherd . 5.908  21.599  *7-174 

Bessemer . 7-859  9-545  6.220 

Tiegelguß  .  83  12 1  89 

Elektrisch .  —  30  24 

Sonstige .  9  4  3 


Insgesamt.  .13-859  31-300  23.513 

Über  die  Produktion  einiger  der  hauptsächlichsten 
Fertigerzeugnisse  gibt  folgende  Aufstellung  Aufschluß: 


1912 

1913 

1914 

i 

n  1000  T  0 

n  n  e  n 

Schienen . 

-  -  3327 

3502 

1945 

Bleche  und  Platten . 

-  -  -  5875 

575* 

47*9 

Drahtstäbe . 

2464 

2431 

Baustahl . 

3004 

2031 

Die  Eisenerzeugung  stellte  sich  in 

den  beiden  Hälften 

des  Vorjahres  und  in  der 

ersten  Hälfte  des 

laufenden 

Jahres  wie  folgt : 

1.  Hälfte 

2.  Hälfte 

1.  Hälfte 

1914 

1913 

1915 

i  n 

1000  Tonn 

i  e  n 

Basisches . 

4.660 

5-259 

Bessemer  und  phosphorarmes  . 

4-378 

3.481 

4.238 

Gießerei . 

2.454 

2.078 

2.207 

Andere  . 

684 

573 

520 

Zusammen  .  . 

12.526 

10.792 

12.224 

Von  den  448  Hochöfen  in  den  Vereinigten  Staaten 
waren  am  30.  Juni  d.  J.  236  in  Betrieb,  gegen  164 
bei  Schluß  des  letzten  Jahres. 

Die  amerikanische  Baumwollproduktion  1914/15. 

In  seiner  üblichen,  als  verläßlich  angesehenen  Übersicht 
über  das  abgelaufene  Baumwolljahr  gibt  Henry  G.  Hester, 
der  Sekretär  der  New  Orleanser  Baumwollbörse,  wie 
die  »Frkf.  Ztg.«  mitteilt,  die  letztjährige  Ernte  auf 
15,108.011  Ballen  an,  eine  Zunahme  von  225.5 1 8  Ballen 
gegen  das  Vorjahr.  Die  Qualität  war  vorzugsweise 
»middling«,  d.  h.  ein  besonderes  Abweichen  nach  oben 
oder  unten  war  nicht  zu  konstatieren.  Der  Durchschnitts¬ 
preis  für  »middling«  war  7^94  Cts.  im  Vorjahre,  i2'3o  in 
1912  und  IO' 16  in  19 ii).  Der  niedrigste  notierte  Preis 
war  6‘5o  Cts.,  indessen  sind  in  Texas  viele  Abschlüsse  zu 
5'50  und  575  Cts.  gemacht  worden.  Das  ins  neue  Jahr 
zu  übernehmende  Quantum  Baumwolle  ist  bei  weitem 
das  größte,  das  je  dagewesen  ist.  Herr  Hester  gibt 
keine  Berechnung  über  den  Gesamtvorrat,  sondern  be¬ 
schränkt  sich  auf  folgende  Aufstellung: 

dieses  Jahr  Vorjahr 
auf  Lager  (in  1000  Hallen) 


In  südlichen  Fabriken . 

651 

343 

In  nördlichen  Fabriken  .  .  .  . 

847 

582 

Auf  Plantagen . 

1888 

300 

3386 

*225 

:r  Jahreskonsum  in  Amerika 

bezifferte 

sich 

5,781.000  (5,634.000)  Ballen. 


^iid[eritnjei0en» 

Die  neuen  Konkursjesetze.  Durch  die  §  If-Verorduuag  vom 
IO.  Dezember  19 14  wurde  ein  jetzt  wichtiges  Gebiet  des  kauf¬ 
männischen  Lebens,  der  Konkurs  und  der  Ausgleich,  auf  voll¬ 
kommen  neue  Grundlagen  gestellt.  Die  Kenntnis  derselben  ist 
für  den  Kaufmann  von  größter  Wichtigkeit,  da  bei  den  Er¬ 
schütterungen,  denen  unser  Wirtschaftsleben  jetzt  ausgesetzt  ist, 
jeder  in  die  Lage  kommt,  sich  mindestens  wegen  eines  seiner 
Debitoren  damit  vertraut  zu  machen.  Es  ist  daher  wärmstens  zn 
begrüßen,  daß  der  rührige  Kompaßverlag  ein  Werk  herausgibt, 
in  welchem  der  bekannte  juristische  Fachschriftsteller  Be¬ 
zirksrichter  Dr.  Albert  Ehrenzweig  die  neue  Konkursordnun g 
und  die  Ausgleichsordnung  gemeinverständlich  erläutert.  Es 
handelt  sich  hier  um  keine  subtilen  juristischen  Distinktionen, 
sondern  dem  Manne  der  Praxis  werden  in  klarer  und  verständ¬ 
licher  Sprache  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  und  seine  An¬ 
wendung  erläutert.  Das  Werk,  das  als  der  erste  Kommentar 
zur  neuen  Konkursordnung  und  Ausgleichsordnung  zu  bezeichnen 
ist,  wird  für  die  Geschäftswelt  sowie  für  juristische  Fachkreise 
von  Nutzen  sein.  Das  Buch  ist  um  2  K  vom  Kompaßverlag  in 
Wien,  IX/4  und  in  sämtlichen  Buchhandlungen  zu  beziehen. 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./,,  Berggasse  i 

Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


6,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  BaumwoUwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siajn. 


Pitteilungen  kee  llllgeinelnen  C[^e^^(^et^eltti(^n  ke«  U»  U»  $lleereid)i|'djen 

^nnkel0inu0euin0» 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 


beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehürigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar- 
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tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Ilandelsmuseums,  Wien,  III.  Lothringerstraße  I2, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu- 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708). 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen ' 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  w’orden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedw'aren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 


Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 

Vollmilchpulver  (Trockenmilch).  Von  Seite  eines 
vertrauenswürdigen  Agenten  in  Amsterdam  liegt  eine 
günstige  Offerte  auf  I.ieferung  von  Vollmilchpulver 
vor  und  werden  Interessenten  eingeladen,  in  die  näheren 
Daten  im  Bureau  Einsicht  zu  nehmen.  (A.  E.  705.) 

Damenkleiderstoffe.  Eine  Firma  in  Amsterdam, 
w'elche  der  Exportsektion  gut  empfohlen  wurde,  inter¬ 
essiert  sich  für  den  Einkauf  von  wollenen  Damenkleider¬ 
stoffen  aller  Art.  (A.  E.  704.) 

Textilwaren.  Eine  seit  20  Jahren  in  Rotterdam  be¬ 
stehende  Firma,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  von 
Herrenhüten  und  Mützen  befaßt  und  über  die  günstige 
Auskünfte  vorliegen,  interessiert  sich  für  eine  Ver¬ 
bindung  mit  Lieferanten  von  zur  Mützenfabrikation  ge¬ 
eigneten  Stoffen.  (A.  E.  703.) 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr  beabsichtigt  nach 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  Frankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 
Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn¬ 
liche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
Warenhäusern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  wäre,  daß  es  sich  momentan  nicht 
so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt, 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 
sein.  (A.  E.  702.) 

Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich. 
Ein  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent, 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
Verbindungen  besitzt.  Firmen,  welche  sich  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 
obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be¬ 
reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vom  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er¬ 
strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 


VERANTWORTLICHER  REDAKTEUR;  DR.  EMIL  LOEW. 
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GESTATTET. 


DIE  WIRTSCHAFTLICHE  LAGE  NIEDER¬ 
LÄNDISCH  -  INDIENS. 

(Aus  dem  Handelsberichte  des  k.  u.  k.  Konsulats' in  Batavia 
für  das  Jahr  1914.) 

Die  allgemeine  Lage  Niederländisch  -  Indiens  war  in 
der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1914  sowohl  für  das  Im¬ 
port-  als  für  das  Exportgeschäft  weit  schlechter  als  im 
Jahre  1913.  Durch  die  günstigen  Jahre  1911,  1912  und 
1913  verleitet,  wurde  zuviel  Importware  bestellt,  wo¬ 
durch  sich  übergroße  Vorräte  ansammelten;  selbstver¬ 
ständlich  wurden  dadurch  die  Verkaufspreise  sehr  beein¬ 
flußt.  Was  den  Export  von  Landesprodukten  betrifft, 
gab  es  fast  gar  keinen  Regen,  und  infolgedessen  litten 
die  Anpflanzungen  bedeutend.  Die  kleinen  Ernten  wirkten 
wieder  direkt  auf  die  Kauflust  der  Bevölkerung  für 
Importartikel  zurück.  Dieser  Zustand  verschlimmerte  sich 
noch  bedeutend,  als  im  August  der  Krieg  ausbrach. 
Anfangs  stocken  die  Geschäfte  ganz  und  gar;  Kredite 
wurden  von  Europa  aus  eingezogen  und  die  Einlagen 
wurden  aus  den  Banken  zurückgezogen.  Glücklicher¬ 
weise  trat  die  Javasche  Bank  in  die  Bresche,  indem  sie 
dem  Platze  namhafte  Mittel  zur  Verfügung  stellte. 

Am  25.  Juli  waren  an  Bankpapier  1 10,000.000  fl.  in 
Zirkulation,  der  Umlauf  stieg  allmählich  auf  139,000.000  fl. 
und  betrug  zu  Ende  des  Jahres  131,000.000  fl. ;  nötigen¬ 
falls  kann  die  Bank  noch  150,000.000  fl.  ausgeben,  und 
da  die  Deckung  an  Gold  und  Silber  jetzt  mehr  als  zwei 
Fünftel  beträgt,  ist  die  Lage  durchaus  gesund. 

Die  außergewöhnlich  lange  Trockenheit  schädigte  die 
Ernten  und  es  kam  weniger  Geld  in  die  Hände  der 
Bevölkerung.  Das  Importgeschäft  lag  andauernd  schlecht, 
und  obgleich  die  Anfuhren  kleiner  wurden,  blieben  die 
Vorräte  viel  zu  groß.  Von  England  wurden  stets  zu 
billigen  Preisen  Textilwaren  offeriert,  so  daß  Vorräte 
nur  mit  Verlust  zu  verkaufen  waren.  Die  Importeure 
schränkten  sich  deshalb  ein.  Das  Produktengeschäft 
hatte  gleichfalls  schwere  Zeiten,  da  Verschiffungen  sehr 
gefährlich  waren  und  die  Schiffahrt  außerdem  durch 
England  sehr  belästigt  wurde.  Da  ungefähr  alles  als 
Konterbande  bezeichnet  wurde,  war  der  Handel  mit 
Amsterdam  sehr  erschwert. 

Die  holländischen  Dampfschiffahrtsgesellschaften  wollen 
einen  direkten  monatlichen  Dienst  von  Java  nach  New 
York  eröffnen;  somit  werden  alle  Produkte,  welche  früher 
via  England  verschifft  oder  dort  für  Amerika  eingekauft 
wurden,  jetzt  direkt  ihren  Weg  finden  können. 

Das  Exportgeschäft  würde  sich  allmählich  normal  ge¬ 
stalten,  wenn  nicht  der  große  Mangel  an  Schiffsgelegen¬ 
heit  herrschen  würde,  da  die  Dampfer  der  Deutsch- 
Australischen  Linie  ganz  ausgefallen  sind  und  die  eng¬ 
lischen  Dampfer  der  Holt -Linie  zu  Hause  angehalten 
werden.  Die  Lagerhäuser  sind  daher  mit  Produkten 
überfüllt. 

Was  dem  ganzen  Handel  zugute  kam,  war,  daß,  ob¬ 
wohl  in  der  ganzen  Welt  das  Diskonto  bedeutend  höher 
stand,  die  Javasche  Bank  keine  Änderung  eintreten  ließ. 
Es  gilt  noch  immer  der  Zinssatz  vom  i.  August  1909 
unverändert,  nur  bei  Verpfändung  von  Aktien  wurde 
der  Zinsfuß  von  4^2  Prozent  auf  5  Prozent  erhöht. 

Die  schwächeren  Importhäuser  verkaufen,  um  zu  Geld 
zu  kommen,  die  größeren  Häuser  sind  für  Orders  fast 
nicht  zu  sprechen.  Zweifelsohne  wird  der  Vorrat  von 
Textilwaren  mit  Verlust  geräumt  werden  müssen,  da  die 
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englischen  Notierungen  stets  niedriger  werden,  nachdem 
Rohbaumwolle  so  bedeutend  im  Preise  fiel.  Gebleichte 
und  ungebleichte  Manufakturwaren,  wie  Shirtings,  Cam- 
brics  und  dergleichen  werden  von  England  um  5  bis 
20  Prozent  niedriger  angeboten. 

Die  koloniale  Ausstellung  in  Samarangwar 
zwar  eine  sehr  reichhaltige,  aber  sie  ist  nicht  zu  ihrem 
Rechte  gekommen,  da  infolge  des  Krieges  keine  Fremden 
nach  der  Kolonie  kamen  und  die  anwesenden  Fremden 
eiligst  nach  der  Heimat  zurückkehrten.  Auch  der 
Rubber  Kongreß  und  die  Ausstellung  in  Ba¬ 
tavia  litten  stark  durch  den  Krieg,  da  Fachleute  nicht 
herkamen,  doch  hat  der  Kongreß  und  die  Ausstellung 
doch  einen  günstigen  Erfolg  gehabt,  da  die  Interessenten 
in  Batavia  einen  Kautschukmarkt  eingerichtet  haben 
und  das  Produkt  jetzt  in  Batavia  selbst  verkauft  werden 
kann.  Die  holländisch-indischen  Auktionen  bedeuten  die 
Unabhängigkeit  von  London.  Zweifelsohne  wird  Amerika 
direkt  in  Batavia  einkaufen. 

Die  Produktion  der  G  o  1  d  m  i  n  e  n  stellte  sich  folgen¬ 
dermaßen  : 

1913 

Gulden 

Redjang  Lebong  ....  2,477.500 

Simau . 2,013.000 

Ketahoen . 425.500 

Paleleh . 870.000 

Totok . 673.000 

Der  Zuckerexport  Niederländich  -  Indiens 
1913:  1471,146.000  kg,  1914:  1484,868.000  kg 
richtete  sich  1914  nach  folgenden  Ländern: 

Kilogramm 

Holland .  100.421 

England . 520,096.557 

Frankreich . 13,719.000 

Gibraltar .  2,122.000 

Ägypten . 70,680.000 

Penang .  1,338.000 

Singapore . 72,731.000 

Bangkok .  9,296.000 

Hongkong . 167,128.400 

Shangai . 23,363.000 

China .  33. 178*770 

Japan . 119,497.000 

Britisch-Indien . 453,804.000 

Die  Ein-  und  Ausfuhr  Niederländisch-Indiens 
bewegte  sich  in  den  Jahren  1905  bis  1913  in  folgenden 
Werten : 


1914 


1,599.700 

1,838.000 

319.000 

813.000 

4II.5OO 


betrug 
und 


Einfuhr 


Ausfuhr 


G 


l  d 


1905  . 

.  .  217,781.000 

309,103.000 

1906  .  . 

.  .  235,888.000 

330,929.000 

1907  .  . 

.  .  247,270.000 

364,558.000 

1908  .  . 

.  .  280,561.000 

470,714.000 

1909  .  . 

.  .  281,634.000 

455,094.000 

1910  .  . 

•  •  345.294-000 

452,597.000 

I9II  .  . 

.  .  400,514.000 

521,600.000 

1912  .  . 

•  .  434,788.000 

596,662.000 

1913  .  . 

•  •  493,341*000 

683,946.000 

1914  .  . 

.  .  noch  nicht  bekannt. 

Die  Schiffahrt  litt  nicht  bloß  unter  dem  Ausfall 
mehrerer  Linien,  es  kam  auch  häufig  vor,  daß  die  Dampfer, 
welche  in  Europa  ankamen,  mit  großen  Verzögerungen 
beim  Löschen  der  Ladung  zu  rechnen  hatten ;  in  London 
benötigte  ein  Dampfer  30  Tage,  um  2000  t  zu  löschen. 
Durch  diese  Verzögerung  und  wegen  der  höheren  Kohlen¬ 
preise  sahen  sich  die  holländischen  Linien  veranlaßt, 
die  Frachten  anfangs  um  25  Prozent,  später  um  50  Pro¬ 
zent,  und  dann  nochmals  um  25  Prozent,  also  im  ganzen 
um  100  Prozent  zu  erhöhen,  aber  nichtsdestoweniger  blieb 
der  fühlbare  Mangel  an  Verschiffsgelegenheit  bestehen. 

Im  geregelten  Verkehr  mit  Europa,  also  in  festen 
Linien,  kamen  418  Steamer  mit  1,369.883  Register- 


tonnen,  und  zwar : 

1914 

191.1 

Steamer 

Beg.-T. 

Steamer 

Reg.-T. 

Niederländische  .  . 

.  204 

7 10.451 

225 

710.090 

Englische  .  .  .  . 

.  184 

560.957 

203 

584255 

Deutsche . 

98.475 

57 

173.878 

Zusammen  . 

.  .  420 

1,369.883 

485 

1,468.223 

KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Gebührenerleichtervmgen.  Eine  kaiserliche  \’er- 
ordnung  vom  6.  September  1915  wegen  \' erhängerung 
der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  vom  9.  Juli  1913,  R.-G.- 
Bl.  Nr.  135,  betreffend  die  Ermächtigung  zur  zeit¬ 
weiligen  Außerkraftsetzung  der  Bestimmungen  über  den 
Einfluß  der  Zinsfußerhöhung  auf  die  zu  Konver¬ 
tierungszwecken  gewährten  Gebührenerleichterungen, 

§  I.  Das  Gesetz  vom  9.  Juli  1913,  R.-G.-Bl.  Nr.  135, 
betreffend  die  Ermächtigung  zur  zeitweiligen  Außer¬ 
kraftsetzung  der  Bestimmungen  über  den  Einfluß  der 
Zinsfußerhöhung  auf  die  zu  Konvertierungszwecken  ge¬ 
währten  Gebührenerleichterungen,  wird  dahin  abge¬ 
ändert,  daß  an  die  Stelle  des  im  §  i  und  im  §  3,  Ab¬ 
satz  I,  Z.  2,  angeführten  Endzeitpunktes  (31.  Dezember 
1915)  der  31.  Dezember  1918  zu  treten  hat.  Im  übrigen 
bleibt  dieses  Gesetz  unberührt. 

§  2.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  am  i.  Januar 
1916  in  Wirksamkeit.  Mit  ihrem  X'ollzuge  ist  der 
Finanzminister  betraut. 

Bescheinigung  für  anerkanntes  Saatgut.  Eine 
Kundmachung  des  Ackerbauministeriums  vom  8.  Sep¬ 
tember  1915  lautet: 

In  Ergänzung  des  vorletzten  Absatzes  der  Kund¬ 
machung  vom  23.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  207,  be¬ 
treffend  die  Modalitäten  des  Verkehres  mit  Saatgut, 
wird  kundgemacht,  daß  die  Bescheinigung  für  aner¬ 
kanntes  Saatgut  den  in  Steiermark,  Salzburg,  Krain, 
Tirol,  Böhmen,  Schlesien  und  Galizien  seither  gebil¬ 
deten  Saatgutanerkennungskommissionen  zusteht. 

Der  Brotpreis  in  Niederösterreich.  Eine  Verord¬ 
nung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzogtum  Österreich 
unter  der  Enns  vom  13.  September  1915,  Z.  W* — 217018, 
mit  welcher  die  Verordnung  vom  15.  August  1915,  L.-G.- 
und  V.-Bl.  Nr.  103,  teilweise  abgeändert  wird,  lautet: 

Artikel  I.  An  Stelle  des  §  4  der  Statthaltereiverord¬ 
nung  vom  15.  August  1915,  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  103, 
haben  nachstehende  Bestimmungen  zu  treten: 

§  4.  \'om  16.  November  1915  an  darf  der  Preis  des 
Brotes  4  h  pro  70  g  nicht  übersteigen. 

Bis  dahin  bleiben  die  im  §  2  a  der  Statthaltereiver¬ 
ordnung  vom  10.  April  1915,  L.-G.-  u.  V.-Bl.  Nr.  34, 
festgesetzten  Brotpreise  in  Geltung. 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Kraft. 

Regelung  der  Abgabe  von  Weizenbackmehl. 
Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erzherzog¬ 
tum  Österreich  unter  der  Enns  vom  13.  September  1915, 
Z.  W — 2314/9,  verfügt: 

§  I.  Bäcker  sowie  jene  Personen  und  Unter¬ 
nehmungen,  die  gewerbsmäßig  Mahlprodukte  gegen  Ent¬ 
gelt  an  Dritte  abgeben  (also  auch  Konsumvereine  und 
ähnliche  Vereinigungen),  dürfen  an  Konsumenten 
Weizenbackmehl  nur  dann  abgeben,  wenn  die  Abnehmer 
gleichzeitig  wenigstens  dieselbe  Menge  von  Weizen¬ 
kochmehl  oder  von  anderen  Mehlsorten  beziehen. 

§  2.  Ein  Abdruck  dieser  Verordnung  ist  in  den  Wr- 
kaufsräumen  der  im  §  i  angeführten  Personen  und 
Unternehmungen  an  einer  jedermann  sichtbaren  Stelle 
anzuschlagen. 

§  3.  (Vertretungen  dieser  Wrordnung  werden  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  nach  den  Bestimmungen  des 
§  33  der  kaiserlichen  Wrordnung  vom  21.  Juni  1915. 
R.-G.-Bl.  Nr.  167,  bestraft. 
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Bei  einer  \’erurteilung  kann  nach  §  36  der  ange¬ 
führten  kaiserlichen  V'erordnung  auch  auf  den  \^erlust 
der  Ciewerheberechtigung  erkannt  werden. 

§  4.  Diese  \'erordnung  tritt  am  16.  Septemljer  1915 
in  Kraft. 

Ungarn. 

Neue  Spiritusverordnungen.  Das  Amtsblatt  ver¬ 
öffentlicht  am  8.  1.  M.  zwei  neue  Regierungsverord¬ 
nungen,  durch  welche  der  Betrieb  der  der  Konsum¬ 
steuer  unterliegenden  Spiritusbrennereien  in  der  Pro¬ 
duktionskampagne  1915/16  beschränkt  und  die  Be¬ 
teiligung  des  Staates  an  dem  Verkaufspreise  des  in 
dieser  Kampagne  erzeugten  Spiritus  erhöht  wird.  Die 
beiden  Verordnungen  lauten  wie  folgt: 

1.  Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanz- 
ministers  Z.  99700/1915  in  Angelegenheit  der  Be¬ 
schränkung  des  Betriebes  der  der  Konsumsteuer  unter¬ 
liegenden  Spiritusbrennereien  in  der  Produktions¬ 
kampagne  1915/16  behufs  Sicherstellung  der  zur  Ap- 
])rovisionierung  der  Bevölkerung  sowie  der  zur  Er¬ 
haltung  des  Viehstandes  notwendigen  Produkte.  Mit 
Rücksicht  auf  die  außerordentlichen  Verhältnisse  er¬ 
weist  es  sich  als  notwendig,  behufs  Sicherstellung  der 
zur  Approvisionierung  der  Bevölkerung  sowie  zur  Er¬ 
haltung  des  Viehstandes  erforderlichen  Produkte  in  der 
Produktionskampagne  1915/16  hinsichtlich  der  Spiritus¬ 
produktion  der  der  Konsumsteuer  unterliegenden 
Spiritusbrennereien,  beziehungsweise  hinsichtlich  der 
Verarbeitung  der  einzelnen  Produkte  zu  Spiritus  ge¬ 
wisse  Beschränkungen  vorzunehmen.  Zu  diesem  Behufe 
wird  auf  Grund  der  Ermächtigung  des  Ministerrates 
folgendes  angeordnet: 

§  I.  Weizen,  Halbfrucht  und  Hafer  dürfen  die  der 
Konsumsteuer  unterliegenden  (gewerblichen  und  land¬ 
wirtschaftlichen)  Spiritusbrennereien  in  der  Produk¬ 
tionskampagne  1915/16  entsprechend  der  in  der 
Nummer  vom  10.  August  1915  im  „Budapesti  Közlöny“ 
veröffentlichten  und  unter  Z.  2936/M.-E.  erlassenen 
Verordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums 
vom  7.  August  1915  überhaupt  nicht  verarbeiten. 

§  2.  Roggen  und  Gerste  dürfen  als  Grundstoff  nur 
die  auch  Preßhefe  erzeugenden  Spiritusbrennereien  zur 
Spiritusproduktion  verwenden,  und  zwar  von  den  im 
Sinne  des  §  i  der  erwähnten  V erordnung  beschafften 
Mengen  Roggen  bis  zur  Höhe  der  effektiven  Gewichts¬ 
menge  des  in  der  betreffenden  Brennerei  in  der  Pro¬ 
duktionskampagne  1913/14  verarbeiteten  Roggens, 
Gerste  aber,  die  ausschließlich  in  der  Form  von  Malz 
verarbeitet  werden  darf,  bis  zur  Höhe  der  in  der  er¬ 
wähnten  Produktionskampagne  in  der  Form  von 
trockenem  und  grünem  Malz  verarbeiteten  Gersten¬ 
menge. 

Die  Preßhefe  nicht  erzeugenden  Spiritusbrennereien 
dürfen  Roggen  überhaupt  nicht  zur  Spiritusproduktion 
verwenden,  Gerste  aber  nur  in  der  Form  des  zu  der  aus 
den  sonstigen  Stoffen  erzeugbaren  Maische  gebräuch¬ 
lichen  Malzes  und  in  einem  Ausmaße,  das  für  jeden 
hl  der  herzustellenden  Alkoholmenge  von  den  im  Sinne 
des  §  I  der  erwähnten  Verordnung  beschafften  Getreide¬ 
mengen  höchstens  nach  dem  zweiten  Alinea  des  §  2  der 
unter  Z.  2936/1915  M.-E.  erlassenen  Verordnung  zu 
berechnen  ist. 

§  3.  Die  gleichzeitig  mit  der  Spiritusproduktion  auch 
Preßhefe  erzeugenden  gewerblichen  und  landwirtschaft¬ 
lichen  Spiritusbrennereien  dürfen  außer  dem  im  §  2 
dieser  Verordnung  erwähnten  auch  sonstige  Spiritus¬ 
fabrikationsmaterialien  in  solchem  Maße  verarbeiten, 
daß  ihre  gesamte  Spiritusproduktion  aus  den  ihnen  zur 
Verfügung  stehenden  Materialien  in  der  Produktions¬ 
kampagne  1915/16  die  Menge  ihrer  in  der  Produktions- 


kanipagne  1913/14  erreichten  Spiritusproduktion  nicht 
überschreiten  darf. 

Jene  Spiritusbrennereien,  die  in  der  Produktions¬ 
kampagne  1914/15  Preßhefe  nicht  erzeugt  haben,  dürfen 
sich  in  der  Produktionskampagne  1915/16  mit  der  Er¬ 
zeugung  von  Preßhefe  nicht  beschäftigen.  Dieses  Verbot 
erstreckt  sich  nicht  auf  jene  Kontingent  besitzenden 
land\\irtschaftlichen  Spiritusbrennereien,  die  in  der 
jetzt  erwähnten  Produktionskampagne  zum  erstenmal  in 
Betrieb  gelangen.  Die  Spiritusproduktion  solcher  Bren¬ 
nereien  in  der  Kampagne  1915/16  darf  jedoch  die 
Menge  des  ihnen  zugeteilten  Stammkontingents  nicht 
übersteigen. 

Bei  jenen  auch  Preßhefe  erzeugenden  Spiritusbrenne¬ 
reien,  die  sich  mit  der  Erzeugung  von  Preßhefe  zum 
erstenmal  erst  in  der  Produktionskampagne  1 914/15  be¬ 
schäftigten,  ist  ihre  in  der  erwähnten  Produktions¬ 
kampagne  erzielte  Spiritusproduktion  als  Spiritus¬ 
produktion  des  Jahres  1 91 3/1 4  anzusehen. 

§  4.  Die  dem  obigen  §  3  nicht  unterliegenden  ge¬ 
werblichen  und  landwirtschaftlichen  Brennereien 
dürfen,  wenn  sie  als  Grundstoff  ausschließlich  oder  mit 
anderen  Materialien  gemischt,  aber  überwiegend  Kar¬ 
toffeln  verarbeiten,  ein  80  Prozent  ihrer  in  der  Pro¬ 
duktionskampagne  1913/14  erzielten  Gesamtproduktion 
entsprechendes  Quantum  Spiritus  erzeugen. 

§  5.  Im  Falle  der  Verarbeitung  sonstiger  Spiritus¬ 
fabrikationsmaterialien  (Mais,  Zuckerrübe,  Melasse 
u.  s.  w.)  dürfen  sowohl  die  gewerblichen  als  die  land¬ 
wirtschaftlichen  Spiritusbrennereien  höchstens  eine 
75  Prozent  ihrer  in  der  Produktionskampagne  1913/14 
erzielten  Spiritusproduktion  entsprechende  Menge 
Spiritus  erzeugen. 

§  6.  Die  im  §  3  nicht  erwähnten  Spiritusbrennereien 
dürfen  Zuckerrübe  (Rübenköpfe)  auch  in  dem  im  §  4, 
beziehungsweise  §  5  dieser  Verordnung  festgestellten 
Maße  nur  dann  zur  Spiritusproduktion  verwenden,  wenn 
die  zu  verarbeitenden  Zuckerrüben  (Rübenköpfe)  hin¬ 
sichtlich  gewerblicher  Brennereien  in  der  zum  Unter¬ 
nehmen  des  Unternehmers  der  betreffenden  Spiritus¬ 
brennerei  gehörenden  Landwirtschaft,  hinsichtlich  der 
landwirtschaftlichen  Brennereien  aber  auf  den  in  ge¬ 
setzmäßiger  \^erbindung  mit  der  betreffenden  Brennerei 
stehenden  landwirtschaftlichen  Feldern  unmittelbar  für 
Spiritusfabrikationszwecke  produziert  wurden. 

Falls  beabsichtigt  wird,  Zuckerrüben  (Rübenköpfe) 
und  sonstige  Spiritusfabrikationsgrundstoffe  in  ein  und 
derselben  monatlichen  Anmeldungsperiode  zu  verar¬ 
beiten,  ist  die  aus  der  zur  Produktion  angemeldeten 
Zuckerrübe  (Rübenköpfe)  verfertigte  Maische  von  der 
aus  sonstigen  Stoffen  hergestellten  Maische  vollkommen 
abgesondert  auf  den  Brennapparat  zu  übertragen  und 
abgesondert  zu  destillieren,  so  daß  das  aus  Zucker¬ 
rüben  (Rübenköpfen)  hergestellte  Spiritusprodukt  laut 
der  in  diesem  Belange  bestehenden  Normen  stets  genau 
festgestellt  werden  könne.  Demzufolge  ist  das  zur  Ver¬ 
arbeitung  in  einer  monatlichen  Anmeldungsperiode  an¬ 
gemeldete  Zuckerrübenquantum  immer  in  continuo  zu 
produzieren. 

§  7.  Mais  oder  Kartoffeln  dürfen  die  einzelnen 
Spiritusbrennereiunternehmungen  von  anderen  Wirt¬ 
schaften  bei  Einhaltung  der  Bestimmungen  der  in  An¬ 
gelegenheit  der  Inverkehrsetzung  von  Mais  und  Kar¬ 
toffeln  eventuell  zu  erlassenden  Verordnungen  und  unter 
Berücksichtigung  der  im  Punkt  2  a,  §  5  G.-A.  XX/1899, 
betreffend  die  landwirtschaftlichen  Brennereien  fest¬ 
gesetzten  Anforderungen  höchstens  bis  zur  Höhe 
der  von  ihnen  in  der  Produktionskampagne  1913/14 
verarbeiteten  Mais-,  beziehungsweise  Kartoffelmenge 
erwerben.  Ein  Abweichen  hiervon  kann  nur  auf  Grund 
einer  besonderen  Erlaubnis  am  Platze  sein,  um  welche 
unter  Bezeichnung  der  Menge  der  zur  Verfügung 
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stehenden  Brennereimaterialien  schriftlich  anzusuchen 
ist.  \^on  der  auf  diese  Art  zu  erwerbenden  Maismenge 
dürfen  jedoch  die  gewerblichen  Spiritusbrennereien  bis 
auf  weitere  \'erfügung  vorläufig  nicht  mehr  zur 
Spiritusproduktion  verwenden  als  50  Prozent  der  in  der 
Produktionskampagne  1913/14  von  ihnen  faktisch  ver¬ 
arbeiteten  Maismenge;  sie  haben  auch  dafür  zu  sorgen, 
daß  der  auf  diese  Art  zurückzuhaltende  Mais,  insofern 
er  nicht  schon  zur  Zeit  der  Anschaffung  für  den 
menschlichen  Genuß  oder  zur  Viehfütterung  ungeeignet 
war,  vor  dem  ^'erderben  bewahrt  werden. 

§  8.  Behufs  Feststellung  des  im  §  4,  beziehungsweise 
§  5  dieser  \^erordnung  bemessenen  Produktionsverhält¬ 
nisse,  beziehungsweise  der  laut  §  5  anschaffbaren  Stoff¬ 
menge  ist  für  jene  gewerblichen  Spiritusbrennereien, 
deren  zugeteiltes  Stammkontingent  5000  hl  nicht  über¬ 
steigt,  statt  des  Gesamtproduktes,  beziehungsweise  der 
Materialverarbeitung  des  Jahres  1913/14  das  für  die 
]3rennerei  günstigere  Produktionsergebnis  der  Kam¬ 
pagnen  1911/12,  beziehungsweise  1912/13  zu  berechnen. 

Als  Gesamtprodukt  pro  1913/14  der  in  der  Produk¬ 
tionskampagne  1 91 3/14  außer  Betrieb  stehenden  sowie 
der  in  der  Produktionskampagne  1914/15  zum  ersten¬ 
mal  in  Betrieb  gelangenden  landwirtschaftlichen  Bren¬ 
nereien  ist  die  Menge  des  ihnen  zugeteilten  Stanim- 
kontingents,  für  diejenigen  aber,  die  kein  Kontingent 
besitzen,  eine  Alkoholmenge  von  720  hl  in  Rechnung  zu 
ziehen. 

Die  in  der  Produktionskampagne  1915/16  das  erste¬ 
mal  in  Betrieb  gelangenden  landwirtschaftlichen  Bren¬ 
nereien  dürfen  im  Falle  der  Verarbeitung  welchen  einem 
Verbote  nicht  unterliegenden  Materials  immer  eine  dem 
ihnen  zugeteilten  Stammkontingent  entsprechende 
Menge  Spiritus  produzieren. 

Der  Alkoholertrag,  der  auf  die  von  den  landwirt¬ 
schaftlichen  Brennereien  als  Zusatz  verarbeitbaren  Roh¬ 
materialien  entfällt,  unterliegt  dersellien  Beurteilung 
wie  der  Alkoholertrag  der  gleichzeitig  zur  Verarbeitung 
gelangenden  Grundstoffe. 

§  9.  Wenn  eine  Spiritusbrennerei  in  der  Produktions¬ 
kampagne  1915/16  vollkommen  außer  Betrieb  gelassen 
wird,  darf  sie  nach  obigem  die  in  dieser  Produktions¬ 
kampagne  von  ihr  erzeugbare  Spiritusmenge  auf  Grund 
der  im  vorhinein  schriftlich  zu  erbittenden  be¬ 
sonderen  Erlaubnis  zu  dem  größeren  Steuersatz  und  im 
Namen  der  bestehenden  gesetzlichen  Verfügungen  auch 
in  einer  anderen  Spiritusbrennerei  desselben  Charakters 
und  Kontingents  erzeugen. 

§  10.  Jene  Kontingentmenge,  die  infolge  der  Be¬ 
schränkung  der  Spiritusproduktion  laut  dieser  Verord¬ 
nung  zur  Verfügung  gelangt,  wird  unter  andere  Bren¬ 
nereien  als  Nachtragskontingent  nicht  verteilt  werden. 

§  11.  Von  all  jenen  gewerblichen  oder  landwirtschaft¬ 
lichen  Spiritusbrennereien,  welche  die  in  dieser  Ver¬ 
ordnung  festgestellten  Verbote  und  Rahmen  über¬ 
schreiten,  werden  von  diesem  Zeitpunkte  an  weitere 
Steueranmeldungen  nicht  angenommen  werden  und 
außerdem  wird  die  Regierung  seinerzeit  der  Gesetz¬ 
gebung  dem  Bedarf e  entsprechend  einen  Vorschlag 
wegen  Ahndung  der  Außerachtlassung  der  aus  öffent¬ 
lichem  Interesse  verfügten  Verbote  und  festgestellten 
Rahmen  unterbreiten. 

§  12.  Diese  \Vrordnung  berührt  im  übrigen  die  hin¬ 
sichtlich  der  Spiritussteuer  bestehenden  gesetzlichen 
Verfügungen  in  keiner  Weise  und  sie  tritt  mit  Geltung 
vom  1.  September  1915  sofort  in  Kraft. 

IT.  Verordnung  des  königlich  ungarischen  Finanz¬ 
ministers  Zahl  99800/1915  über  die  Modifikation  der 
unter  Z.  49390/1915  erlassenen  Verordnung  in  Ange¬ 
legenheit  des  Wrkaufsmodus  des  Spiritus  und  der  Be¬ 
teiligung  des  Ärars  an  seinem  Verkaufspreise.  Als 
Modifikation  der  am  6.  Mai  1915  unter  Z.  49390  er¬ 


lassenen  und  in  der  Nummer  106  des  Jahres  1915  des 
„ Budapest i  Közlöny“  erschienenen  Verordnung  über  den 
Verkauf  des  in  den  der  Konsulnsteuer  unterliegenden 
Spiritusbrennereien  in  der  Produktionskampagne 
1915/16,  das  ist  vom  i.  September  1915  an  zu  produ¬ 
zierenden  Spiritus  wird  folgendes  angeordnet: 

a)  Wenn  der  in  den  der  Konsumsteuer  unterliegenden 
Spiritusbrennereien  von  dem  erwähnten  Zeitpunkte  an 
produzierte  Spiritus  aus  den  im  Punkt  a,  §1,  der 
zitierten  Verordnung  bezeichneten  Unternehmungen 
wegbefördert  wird,  hat  der  Absender  vom  Verkaufs¬ 
preise  bei  Exkontingentrohspiritus  pro  Hektolitergrad 
K  i'io,  bei  raffiniertem  Exkontingentspiritus  pro 
Hektolitergrad  K  i'20,  bei  Kontingentspiritus  aber  den 
die  vorerwähnten  Sätze  um  20  h  übersteigenden  Teil, 
wenn  aber  der  Spiritus  aus  Zuckerrüben  erzeugt  wurde 
und  aus  der  Brennerei  wegbefördert  wird,  hat  er  außer 
den  nach  obigen  Sätzen  entfallenden  Beträgen  pro 
Hektolitergrad  dem  Staatsärar  noch  20  h  einzuliefern. 

b)  Im  Ealle  der  Wegbeförderung  des  seit  dem  i.  Sep¬ 
tember  1915  produzierten  Spiritus  aus  den  im  Punkt  b, 
§  I,  der  obigen  Verordnung  bezeichneten  Spiritusfrei¬ 
lagern  hat  der  Absender  von  dem  dort  festgestellten 
Verkaufpreise  bei  Exkontingentrohspiritus  pro  Hekto¬ 
litergrad  K  i'i3,  bei  Exkontingent  raffiniertem  Spiritus 
pro  Hektolitergrad  K  i'23,  bei  Kontingentspiritus  aber 
den  die  obigen  Sätze  um  20  h  übersteigenden  Teil  dem 
Staatsärar  einzuliefern. 

Demnach  ist  in  all  jenen  Eällen,  wenn  dem  könig¬ 
lichen  Ärar  im  Sinne  der  Bestimmungen  der  obigen 
Verordnung  eine  Beteiligung  an  dem  Verkaufspreise 
des  Spiritus  zukommt  und  der  Spiritus  seit  dem  i.  Sep¬ 
tember  1915  auf  dem  Gebiete  der  Länder  der  heiligen 
ungarischen  Krone  produziert  oder  von  diesem  Zeit¬ 
punkte  an  dahin  eingeführt  wird,  dem  Staatsärar  pro 
Hektolitergrad  eine  Beteiligung  von  60  h  einzuliefern. 

Der  l’roduktionssteuer  unterliegende  Spiritusbrenne¬ 
reien  haben  jedoch  auch  weiterhin  die  im  §  8  der 
zitierten  Verordnung  festgestellte  Beteiligung  von  40  h 
pro  Hektolitergrad  zu  bezahlen. 

Von  dem  \’erkaufspreise  jenes  Spiritus,  der  in  den 
der  Konsumsteuer  unterliegenden  Brennereien  vom 
I.  September  1915  an  aus  Zuckerrüben  erzeugt  wird, 
hat  der  Absender  im  Falle  der  Wegbeförderung  solcher 
Spiritusmengen  aus  den  der  Konsumsteuer  unter¬ 
liegenden  Brennereien  vom  i.  September  1915  an  von 
dem  im  §  i,  beziehungsweise  im  zweiten  Alinea  des 
§  4  der  unter  Zahl  49490/1915  erlassenen  Verordnung 
festgestellten  Verkaufspreis  die  besondere  Beteiligung 
von  20  h  pro  Hektolitergrad  dem  Staatsärar  in  jedem 
Falle,  also  auch  dann  einzuliefern,  wenn  solcher 
Spiritus  mit  der  Steuer  belastet  oder  zu  steuerfreier 
Verwendung,  beziehungsweise  beim  Idjerweisungsver- 
fahren  wegbefördert  wird. 

Hinsichtlich  der  Fälligkeit  der  Beteiligung  von  20  h 
pro  Hektolitergrad  und  des  Zeitpunktes  ihrer  Ein¬ 
lieferung  sind  die  im  §  5  der  unter  Zahl  49390/1915 
festgestellten  Normen  maßgebend. 

Diese  Verordnung  berührt  im  übrigen  nicht  die  Be¬ 
stimmungen  der  in  Angelegenheit  des  \^erkaufsmodus 
des  Spiritus  und  der  Beteiligung  des  Ärars  an  seinem 
Verkaufspreise  unter  Zahl  49390/1915  erlassenen  Ver¬ 
ordnung.  Sie  tritt  mit  Geltung  vom  i.  September  1915 
sofort  in  Kraft. 

Bosnien-Hereegovina. 

Moratorium.  Durch  Verordnung  der  Landesregie¬ 
rung  für  Bosnien  und  die  Hereegovina  vom  31.  August 
dieses  Jahres  endet  die  Stundung  für  die  nicht  schon 
nach  den  §§  4  und  5  des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1915 
von  der  Stundung  ausgenommenen  Beträge  von  For¬ 
derungen  gegen  Kreditstellen  aus  laufender  Rechnung, 
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Kassenscheinen  oder  Einlagebüchern  mit  dem 
31.  August  1915.  Die  Sonderbestimmungen  für  Kredit¬ 
stellen  in  den  durch  die  Kriegsereignisse  unmittelbar 
betroffenen  Bezirken  (Verordnung  der  Landesregierung 
vom  30.  Mai  1915  und  vom  i.  Juni  1915)  bleiben  auf¬ 
recht. 

Deutschland. 

Änderung  der  Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine 
amtliche  Bekanntmachung  vom  10.  1.  M.  bestimmt; 

.  •  I.  Es  wird  verboten  die  Aus-  und  Durchfuhr  von: 

'  a)  Waren  der  Nrn.  32,  60  a  und  60  b,  71a, 
:!f72  a,  b,  c,  73,  91a  bis  94/^,  970  bis  99,  130  bis  132, 
141,  142,  143,  158,  160  a  bis  161,  1660  bis  172  des 
statistischen  Warenverzeichnisses,  Weinen  mit  Heil¬ 
mittelzusätzen  der  Nr.  184,  chemisch  zubereiteten 
Nährmitteln,  z.  B.  Plasmon,  Somatose,  Tropon,  Pepsin 
der  Nr.  217,  irländischem  Moos  (Perl-,  Carrageenmoos) 
der  Nr.  68  0  des  statistischen  Warenverzeichnisses; 

b)  sämtlichen  Waren  des  2.  Abschnittes  des  Zoll- 
tarifes  (mineralische  und  fossile  Rohstoffe,  Mineral¬ 
öle)  ; 

c)  sämtlichen  Waren  des  3.  Abschnittes  des  Zolltarifs 
(zubereitetes  Wachs,  feste  Fettsäuren,  Paraffin  und 
ähnliche  Kerzenstoffe,  Lichte,  Wachswaren,  Seifen  und 
andere  unter  Verwendung  von  Fetten,  Ölen  oder  Wachs 
hergestellte  Waren); 

•  d)  sämtlichen  Waren  des  4.  Abschnittes  des  Zoll- 
■  tarifs  (chemische  und  pharmazeutische  Erzeugnisse, 
Farben  und  Farbwaren). 

II.  Diese  Bekanntmachung  tritt  an  die  Stelle 
'  aller  seitherigen  Bekanntmachungen, 

die  dergleichen  Rohstoffe  und  Erzeugnisse  zum  Gegen¬ 
stände  haben. 

III.  Das  Verbot  unter  I  erstreckt  sich  nicht 
auf  folgende  Waren  und  Nummern  des  statistischen 
Warenverzeichnisses: 

Waren  der  Nrn.  221  (außer  Formersand)  und  222; 

Kreide  der  Nr.  224  c, 

natürlichen  kohlensauren  Kalk,  Dolomit,  gebrannten 
Kalk,  gebrannten  gelöschten  Kalk,  Kalkmörtel  der 
Nr.  227  a ; 

Gips  (schwefelsauren  Kalk)  der  Nr.  228; 

Waren  der  Nrn.  229  bis  230  fc; 

Eisstein  (Kryolith,  Grönlandspat),  natürlichen,  der 
.Nr.  232  d; 

Waren  der  Nrn.  2330  bis  235  5; 

sogenannte  Neuburger  Kieselkreide,  Neuburger 
Kieselweiß  der  Nr.  225  c; 

Steinkohlenpech  (dem  alle  als  Heizöle  verwendbaren 
öle  entzogen  sein  müssen)  der  Nr.  244  5 ; 

Waren  der  Nrn.  280  a,  281  und  282; 

Natronwasserglas  (Natriumsilikat)  der  Nr.  307; 

Kreide  der  Nr.  329  a; 

Farben  in  Aufmachungen  für  den  Kleinverkauf  der 
Nr.  336  a,  jedoch  mit  Ausnahme  von  Farben,  die  den 
Nrn.  319  bis  321  angehören; 

Waren  der  Nrn.  336  b,  337,  339  und  340,  einschließ¬ 
lich  der  Tintenstifte; 

Waren  der  Nr.  354,  jedoch  mit  Ausnahme  von  Benz¬ 
aldehyd,  Anisaldehyd  (Aubepine),  Vanillin,  Brom¬ 
styrol  ; 

Waren  der  Nrn.  356  a  bis  358,  jedoch  mit  Ausnahme 
von  Zahnseife ; 

Waren  der  Nr.  371 ; 

Lederleim  (Hautleim),  Knochenleim  der  Nr.  375  o; 

Gelatine  der  Nr.  375  b  (mit  Ausnahme  der  pflanz¬ 
lichen  Gelatine)  ; 

Waren  der  Nr.  376  mit  Ausnahme  der  gefüllten 
Kapseln ; 

Farbmuster  bis  zu  20  g. 


Bekanntmachung  der  Fassung  der  Verordnung 
über  die  Errichtung  von  Vertriebsgesellschaften 
für  den  Steinkohlen-  und  Braunkohlenbergbau. 

Eine  amtliche  Verlautbarung  vom  30.  August  1915  (ent¬ 
halten  im  „Deutschen  Reichsanz.“  vom  3.  1.  M.)  publi¬ 
ziert  folgende  neue  Fassung  der  Verordnung  über  die 
Errichtung  von  Vertriebsgesellschaften  für  den  Stein¬ 
kohlen-  und  Braunkohlenbergbau: 

Artikel  1.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  die  Be¬ 
sitzer  von  Steinkohlenbergwerken  und  Braunkohlen¬ 
bergwerken  allgemein  oder  für  bestimmte  Bezirke  oder 
für  bestimmte  Arten  von  Bergwerkserzeugnissen  ohne 
ihre  Zustimmung  zu  Gesellschaften  zu  vereinigen,  denen 
die  Regelung  der  Förderung  sowie  der  Absatz  der  Berg¬ 
werkserzeugnisse  der  Gesellschafter  obliegt. 

Artikel  11.  Für  eine  auf  Grund  des  Artikels  I  er¬ 
richtete  Gesellschaft  gelten  folgende  Bestimmungen: 

§  I.  Die  Rechtsverhältnisse  der  Gesellschaft  und  der 
Gesellschafter  werden,  soweit  sie  nicht  in  dieser  Ver¬ 
ordnung  geregelt  sind,  durch  die  Satzung  bestimmt. 

Die  Satzung  wird  vom  Reichskanzler  erlassen.  Sie  ist 
durch  den  deutschen  Reichsanzeiger  bekanntzumachen. 
Mit  der  Bekanntmachung  entsteht  die  Gesellschaft. 

Die  Gesellschaft  ist  rechtsfähig. 

§  2.  Die  Satzung  trifft  Bestimmungen  über: 

1.  Namen  und  Sitz  der  Gesellschaft; 

2.  den  Zeitpunkt,  von  dem  ab  die  Gesellschaft  die 
Regelung  der  Förderung  sowie  den  Absatz  der  Berg¬ 
werkserzeugnisse  der  Gesellschafter  übernimmt  (Ge¬ 
schäftsbeginn)  ; 

3.  die  Gegenstände,  über  die  die  Gesellschafterver¬ 
sammlung  zu  beschließen  hat,  sowie  die  Voraussetzungen 
und  die  Form  ihrer  Einberufung,  das  Stimmrecht  und 
die  V ertretung  der  Gesellschafter ; 

4.  die  Zusammensetzung  und  die  Wahl,  die  Amts¬ 
dauer  und  die  Befugnisse  des  Vorstandes,  seine  Ein¬ 
berufung  und  Beschlußfassung,  die  Vertretung,  insbe¬ 
sondere  die  Zeichnung  schriftlicher  Erklärungen,  die 
Form  für  den  Ausweis  der  Vorstandsmitglieder  und  die 
Beurkundung  ihrer  Beschlüsse; 

5.  die  Höhe  des  Betriebskapitals  und  die  Art  seiner 
Aufbringung  sowie  die  Beiträge  der  Gesellschafter; 

6.  die  Regelung  des  Absatzes  durch  die  Gesellschaft 
und  die  Festsetzung  der  Preise  und  der  Lieferungs¬ 
bedingungen  ; 

7.  die  Überwachung  der  Mitglieder  und  ihrer  Betriebe; 

8.  die  Festsetzung  von  Ordnungsstrafen  und  die  da¬ 
gegen  zulässigen  Rechtsmittel ; 

9.  die  Form  für  die  Bekanntmachungen  der  Gesell¬ 
schaft  ; 

10.  die  Aufstellung,  Prüfung  und  Abnahme  der 
Jahresrechnungen ; 

11.  die  Auflösung  und  die  Liquidation  der  Gesell¬ 
schaft. 

§  3.  Die  Beteiligung  der  Gesellschafter  an  der  För¬ 
derung  und  am  Absatz  wird  durch  die  Gesellschafts¬ 
organe  festgesetzt.  Gegen  die  Festsetzung  findet  Be¬ 
rufung  an  einen  Ausschuß  statt,  der  aus  einem  vom 
Reichskanzler  ernannten  Vorsitzenden  und  aus  Mit¬ 
gliedern  besteht,  von  denen  je  die  Hälfte  durch  die  Ge¬ 
sellschafterversammlung  gewählt  und  vom  Reichs¬ 
kanzler  ernannt  wird. 

Das  Nähere  bestimmt  die  Satzung. 

§  4.  Soweit  nicht  diese  Verordnung  oder  die  Satzung 
Ausnahmen  zuläßt,  sind  die  Gesellschafter  verpflichtet, 
vom  Geschäftsbeginne  der  Gesellschaft  ab  ihre  Berg¬ 
werkserzeugnisse  der  Gesellschaft  zum  Zwecke  des  Ab¬ 
satzes  zu  überlassen. 

Hat  ein  Gesellschafter  vor  dem  Geschäftsbeginne  der 
Gesellschaft  sich  vertraglich  verpflichtet,  einem  Dritten 
Bergwerkserzeugnisse  zu  liefern,  die  nach  dem  Zwecke 
des  Vertrages  in  dem  eigenen  Betriebe  des  Erwerbers 
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verbraucht  werden  sollen,  sei  es  in  unverändertem  oder 
in  verarbeitetem  Zustand  (Koks,  Briketts),  so  erstreckt 
sich  die  Uberlassungspflicht  nicht  auf  die  zur  Erfüllung 
des  Vertrages  erforderlichen  Mengen.  Dies  gilt  nur, 
wenn  sich  der  Erwerber  der  Gesellschaft  gegenüber  aus¬ 
drücklich  verpflichtet,  die  Berg^verkserzeugnisse  nicht 
ohne  Zustimmung  der  Gesellschaft  weiter  zu  veräußern. 

Ob  die  Voraussetzungen  des  Abs.  2  vorliegen,  ent¬ 
scheidet  im  Streitfall  die  höhere  Verwaltungsbehörde 
endgültig.  Welche  Behörde  als  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  anzusehen  ist,  bestimmt  der  Reichskanzler. 

Der  Reichskanzler  kann  bestimmen,  daß  die  Vorschrift 
des  Abs.  2  keine  oder  nur  beschränkte  Anwendung 
findet,  wenn  der  Vertrag  innerhalb  einer  von  ihr  zu  be¬ 
zeichnenden  Frist  von  längstens  sechs  Monaten  vor 
dem  Geschäftsbeginne  der  Gesellschaft  geschlossen  ist. 

§  5.  Die  allgemeinen  V erkaufspreise  für  die  Berg¬ 
werkserzeugnisse  (Richtpreise)  werden  durch  die  Ge¬ 
sellschafterversammlung  festgesetzt.  Die  erstmalige 
Festsetzung  bedarf  der  Zustimmung  des  Reichskanzlers, 
dem  das  Recht  der  Ermäßigung  der  beschlossenen  Preise 
zusteht. 

Anträge  auf  Erhöhung  der  festgesetzten  Verkaufs¬ 
preise  bedürfen  zur  Annahme  der  Zustimmung  von  mehr 
als  70  vom  Hundert  aller  Stimmen.  Werden  Anträge  auf 
Ermäßigung  der  festgesetzten  Verkaufspreise  gegen  eine 
Minderheit  von  mindestens  30  vom  Hundert  aller 
Stimmen  abgelehnt,  so  entscheidet  der  Reichskanzler 
darüber,  ob  die  Preisherabsetzung  erfolgen  soll. 

§  6.  Staatliche  Bergwerke  dürfen  ihre  Erzeugnisse  an 
Verwaltungs-  und  Betriebsstellen  des  Reiches  und  der 
Bundesstaaten  unmittelbar  absetzen  und  sind  hierbei 
hinsichtlich  der  Menge  und  des  Preises  Beschränkungen 
nicht  unterworfen.  Im  übrigen  genießen  die  staatlichen 
Bergwerke  keine  Vorzüge  vor  den  nicht  dem  Staate  ge¬ 
hörigen. 

§  7.  Die  Gesellschaft  untersteht  der  Aufsicht  des 
Reichskanzlers. 

Der  Reichskanzler  ist  nach  näherer  Bestimmung  der 
Satzung  befugt,  an  den  Versammlungen  der  Gesell¬ 
schaf  tsorgane  durch  einen  Vertreter  mit  beratender 
Stimme  teilzunehmen.  Der  Vertreter  kann  Beschlüsse 
wegen  Verletzung  der  Gesetze,  der  Satzung  oder  öffent¬ 
licher  Interessen  beanstanden.  Der  Reichskanzler  ent¬ 
scheidet  über  die  Berechtigung  der  Beanstandung.  Die 
Ausführung  der  beanstandeten  Beschlüsse  hat  so  lange 
zu  unterbleiben,  als  nicht  der  Reichskanzler  die  Be¬ 
anstandung  für  unberechtigt  erklärt  hat. 

Sind  Beschlüsse  wegen  Verletzung  öffentlicher  Inter¬ 
essen  beanstandet,  so  hat  der  Reichskanzler  vor  der  Ent¬ 
scheidung  über  die  Beanstandung  einen  Beirat  zu  hören, 
in  den  er  Vertreter  der  Bergwerksbesitzer,  der  Berg¬ 
arbeiter,  des  Kohlenhandels,  der  Industrie,  der  Land¬ 
wirtschaft,  der  Städte  und  der  Eisenbahnverwaltung  zu 
berufen  hat. 

§  8.  Wer  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  zuwider 
Bergwerkserzeugnisse  der  Gesellschaft  nicht  überläßt, 
wird  unbeschadet  der  auf  Grund  der  Satzung  zu  ver¬ 
hängenden  Ordnungsstrafe  mit  Geldstrafe  zu  100.000  M. 
bestraft.  Im  Falle  der  Wiederholung  nach  voran¬ 
gegangener  Bestrafung  kann  außerdem  auf  Gefängnis 
bis  zu  sechs  Monaten  erkannt  werden. 

Ebenso  wird  bestraft,  wer  entgegen  einer  nach  §  4, 
Abs.  2,  übernommenen  Verpflichtung  unbefugt  Berg¬ 
werkserzeugnisse  weiter  veräußert. 

Artikel  HI.  Von  der  Ermächtigung  des  Artikels  I  ist 
kein  Gebrauch  zu  machen,  wenn  innerhalb  einer  durch 
d.en  Reichskanzler  zu  bestimmenden  Frist  von  Berg¬ 
werksbesitzern,  deren  Förderung  nach  amtlichen  Förder¬ 
nachweisungen  mehr  als  97  vom  Hundert  der  Gesamt¬ 
förderung  des  in  Betracht  kommenden  Bezirkes  aus¬ 
macht,  eine  Vereinigung  zu  den  im  Artikel  I  bezeich- 


neten  Zwecken  durch  Vertrag  gebildet  wird  und  der 
Reichskanzler  durch  den  geschlossenen  Vertrag  die 
öffentlichen  Interessen  für  gewahrt  erachtet. 

Artikel  IV.  Eine  auf  Grund  des  Artikels  I  errichtete 
Gesellschaft  wird  durch  den  Reichskanzler  aufgelöst, 
w'enn  für  den  in  Betracht  kommenden  Bezirk  von  Berg¬ 
werksbesitzern,  die  über  die  im  Artikel  HI  bezeichnete 
Förderung  verfügen,  eine  Vereinigung  zu  den  im  Ar¬ 
tikel  I  bezeichneten  Zwecken  durch  Vertrag  gebildet 
wird  und  der  Reichskanzler  durch  den  geschlossenen 
Vertrag  die  öffentlichen  Interessen  für  gewahrt  er¬ 
achtet. 

Artikel  V.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  die 
ihm  auf  Grund  dieser  Verordnung  zustehenden  Befug¬ 
nisse  der  Landeszentralbehörde  zu  übertragen.  Diese 
Übertragung  ist  wüderruflich. 

Artikel  VI.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
ihrer  Verkündung  in  Kraft.  Sie  tritt  zwei  Jahre  nach 
Friedensschluß  außer  Kraft;  der  Bundesrat  kann  einen 
früheren  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens  bestimmen. 

Mit  dem  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens  dieser  Ver¬ 
ordnung  gelten  die  gemäß  Artikel  I  errichteten  Gesell¬ 
schaften  als  aufgelöst. 

Auf  Grund  des  Artikels  V  der  Verordnung  über  die 
Errichtung  von  Vertriebsgesellschaften  für  den  Stein¬ 
kohlen-  und  Braunkohlenbergbau  vom  30.  August  1915 
übertrug  der  Stellvertreter  des  Reichskanzlers  die  durch 
diese  Verordnung  erteilten  Befugnisse  der  Landes¬ 
zentralbehörde. 

Ausprägung  von  Fünfpfennigstücken  aus  Eisen. 
Der  Bundesrat  hat  am  4.  August  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

§  I.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  außerhalb 
der  im  §  8  des  Münzgesetzes  vom  i.  Juni  1909 
(R.-G.-Bl.  Seite  507)  für  die  Ausprägung  von  Nickel¬ 
und  Kupfermünzen  bestimmten  Grenze  Fünfpfennig¬ 
stücke  aus  Eisen  bis  zur  Höhe  von  5,000.000  M.  her¬ 
steilen  zu  lassen.  Im  übrigen  finden  auf  diese  Münzen 
die  für  die  Fünfpfennigstücke  aus  Nickel  geltenden 
Vorschriften  mit  folgenden  Maßgaben  entsprechende 
Anwendung: 

a)  die  Fünfpfennigstücke  aus  Eisen  sind  im  ge¬ 
rippten  Ringe  zu  prägen; 

h )  sie  tragen  auf  der  Schriftseite  über  der  Zahl  „5“ 
die  Umschrift  ,, Deutsches  Reich“  und  unter  dieser  Zahl 
das  Wort  ,, Pfennig“  in  wagerechter  Stellung,  darunter 
die  Jahreszahl. 

§  2.  Die  Fünfpfennigstücke  aus  Eisen  sind  spätestens 
zwei  Jahre  nach  Friedensschluß  außer  Kurs  zu  setzen. 
Die  hierzu  erforderlichen  Bestimmungen  erläßt  der 
Bundesrat. 

Beschränkung  der  Milchverwendung.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  2.  September  1915  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen: 

§  I.  Es  ist  verboten: 

1.  Vollmilch  oder  Sahne  in  gewerblichen  Betrieben 
zum  Backen  zu  verwenden ; 

2.  geschlagene  Sahne,  allein  oder  in  Zubereitungen,  im 
Kleinhandel,  insbesondere  in  Milchläden,  Konditoreien, 
Bäckereien,  Gast-,  Schank-  und  Speisewirtschaften  sowie 
in  Erfrischungsräumen  zu  verabfolgen ; 

3.  Sahne  in  Konditoreien,  Bäckereien,  Gast-,  Schank- 
und  Speisewirtschaften  sowie  in  Erfrischungsräumen  zu 
verabfolgen. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
stimmten  Behörden  können  Ausnahmen  von  diesem  Ver¬ 
bote  zulassen. 

§  2.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  Polizei 
beauftragten  Sachverständigen  sind  befugt,  in  die 
I  Räume,  in  denen  Backware  in  gewerblichen  Betrieben 
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.  bereitet,  gelagert,  aufbewahrt,  feilgehalten  oder  verpackt 
wird,  sowie  in  die  Geschäftsräume  der  nach  §  i,  Nr.  2 
und  3,  in  Betracht  kommenden  Betriebe  jederzeit  ein¬ 
zutreten,  daselbst  Besichtigungen  vorzunehmen,  Ge¬ 
schäftsaufzeichnungen  einzusehen,  auch  nach  ihrer  Aus¬ 
wahl  Proben  zum  Zwecke  der  Untersuchung  gegen  Emp¬ 
fangsbestätigung  zu  entnehmen. 

Die  Unternehmer  sowie  die  von  ihnen  bestellten  Be¬ 
triebsleiter  und  Aufsichtspersonen  sind  verpflichtet,  den 
Beamten  der  Polizei  und  den  Sachverständigen  Auskunft 
über  das  Verfahren  bei  Herstellung  ihrer  Erzeugnisse, 
über  die  zur  Verarbeitung  gelangenden  Stoffe  und  deren 
Herkunft  sowie  über  Art  und  Umfang  des  Absatzes  zu 
erteilen. 

§  3.  Die  Sachverständigen  sind,  vorbehaltlich  der 
dienstlichen  Berichterstattung  und  der  Anzeige  von  Ge¬ 
setzwidrigkeiten,  verpflichtet,  über  die  Einrichtungen 
und  Geschäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht  zu 
ihrer  Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu  beobachten 
und  sich  der  Mitteilung  und  Verwertung  der  Geschäfts¬ 
und  Betriebsgeheimnisse  zu  enthalten.  Sie  sind  hierauf 
zu  vereidigen. 

§  4.  Die  Unternehmer  haben  einen  Abdruck  dieser  Ver¬ 
ordnung  in  ihren  Verkaufs-  und  Betriebsräumen  auszu¬ 
hängen. 

§  5.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  können 
weitergehende  Anordnungen  zur  Beschränkung  der 
Milchverwendung  treffen. 

§  6.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis 
bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  den  Vorschriften  des  §  i  zuwiderhandelt; 

2.  wer  wissentlich  Backware,  die  der  Vorschrift  des 
§  I  zuwider  bereitet  ist,  verkauft,  feilhält  oder  sonst  in 
den  Verkehr  bringt; 

3.  wer  den  Vorschriften  des  §  3  zuwider  Ver¬ 
schwiegenheit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteilung  oder 
Verwertung  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen 
sich  nicht  enthält; 

4.  wer  den  nach  §  5  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  oder  Anordnungen  zuwiderhandelt. 

In  dem  Falle  der  Nr.  3  tritt  die  Verfolgung  nur  auf 
Antrag  des  Unternehmers  ein. 

§  7.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  150  M.  oder  mit  Haft  wird 
bestraft: 

■  '  I.  wer  den  Vorschriften  des  §  2,  Abs.  i,  zuwider  den 
Eintritt  in  die  Räume,  die  Besichtigung,  die  Einsicht  in 
die  Geschäftsaufzeichnungen  oder  die  Entnahme  einer 
Probe  verweigert; 

2.  wer  die  in  Gemäßheit  des  §  2,  Abs.  2,  von  ihm  er¬ 
forderte  Auskunft  nicht  erteilt  oder  bei  der  Auskunfts¬ 
erteilung  wissentlich  unwahre  Angaben  macht; 

3.  wer  den  in  §  4  vorgeschriebenen  Aushang  unter¬ 
läßt. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  6.  September 
1915  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

.  Verkehr  mit  Margarine,  Der  Bundesrat  hat  am 
9.  September  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Die  Inschrift  auf  Gebinden  oder  Kisten,  in  denen 
Margarine,  Margarinekäse  oder  Kunstspeisefett  ge¬ 
werbsmäßig  verkauft  oder  feilgehalten  wird  (§2,  Abs.  i, 
2  des  Gesetzes,  betreffend  den  Verkehr  mit  Butter, 
Käse,  Schmalz  und  deren  Ersatzmitteln,  vom  15.  Juni 
1897,  R.-G.-Bl.  Seite  475),  kann  bei  ausländischen  Er¬ 
zeugnissen  an  Stelle  des  Namens  oder  der  Firma  sowie 
der  Zeichen  (Fabrikmarke)  des  Fabrikanten  den  Namen 
,und  den  Wohnort  oder  die  Firma  und  den  Sitz  des  Ver¬ 
käufers,  der  die  Ware  eingeführt  hat,  enthalten. 


§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Änderung  der  Verordnung  vom  28.  Juni  1915 
über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Hafer.  Der 
Bundesrat  hat  am  9.  September  1915  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen: 

Artikel  i.  Der  §  16,  Abs.  2,  der  Verordnung  vom 
28.  Juni  1915  über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Hafer 
(R.-G.-Bl.  Seite  393)  erhält  folgende  Fassung: 

„Jedoch  dürfen  die  Kommunalverbände  von  den  zu 
diesem  Ausgleich  bestimmten  Mengen  in  besonderen 
Fällen  unter  entsprechender  Kürzung  der  auf  Einhufer 
oder  Zuchtbullen  entfallenden  Mengen  auch  an  Besitzer 
von  anderen  Spann-  und  Zuchttieren  Hafer  abgeben 
und  einzelnen  Einhufern  oder  Zuchtbullen  größere 
Mengen  Hafer  zuweisen.“ 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  zum  Vollzüge  der  Verord¬ 
nung  über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Hafer 
vom  28.  Juni  1915.  Der  Bundesrat  hat  am  9.  Sep¬ 
tember  1915  über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Hafer 
vom  28.  Juni  1915  für  die  Halter  von  Zuchtbullen  fol¬ 
gendes  bestimmt: 

1.  zu  §  6,  Abs.  20:  Halter  von  Zuchtbullen  dürfen 
durchschnittlich  für  den  Tag  und  Bullen  kg  Hafer 
verfüttern; 

2.  zu  §  IO,  Abs.  2  a:  Bei  der  Enteignung  sind  jedem 
Besitzer  für  jeden  Zuchtbullen  185  kg  Hafer  zu  be¬ 
lassen. 

Änderung  der  Bekanntmachung  über  die  Siche¬ 
rung  der  Ackerbestellung  vom  31.  März  1915.  Der 
Bundesrat  hat  am  9.  September  1915  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen: 

Artikel  i.  Im  §  2  der  Bekanntmachung  über  die 
Sicherung  der  Ackerbestellung  vom  31.  März  1915  ist 
die  Zahl  „1915“  zu  ersetzen  durch  „1916“. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Großbritannien  und  Irland. 

Maßnahmen  gegen  den  Handel  mit  dem  Feinde. 

Eine  königliche  Verordnung  vom  25.  Juni  1915  be¬ 
stimmt  folgendes: 

Da  es  angebracht  erscheint,  Geschäftsunternehmungen 
zwischen  britischen  Staatsangehörigen  und  Personen 
feindlicher  Staatsangehörigkeit,  die  in  China,  Siam, 
Persien  oder  Marokko  wohnen  oder  dort  Geschäfte  be¬ 
treiben,  in  der  durch  diese  Verordnung  bestimmten 
Weise  zu  verhindern,  so  wird  hiermit  folgendes  ver¬ 
ordnet: 

I.  Die  zurzeit  hinsichtlich  des  Handels  mit  dem 
Feinde  in  Geltung  befindiche  königliche  Verordnung 
soll  vom  26.  Juli  1915  ab  auf  jede  in  China,  Siam, 
Persien  oder  Marokko  wohnende  oder  dort  geschäftlich 
tätige  Person  oder  Vereinigung  von  Personen  eind- 
licher  Staatsangehörigkeit  in  gleicher  Weise  An¬ 
wendung  finden,  wie  sie  für  Personen  oder  Vereinigung 
von  Personen  gilt,  die  in  einem  feindlichen  Lande 
wohnen  oder  dort  geschäftlich  tätig  sind. 

Wenn  indes  ein  Feind  ein  örtlich  in  China,  Siam, 
Persien  oder  Marokko  gelegenes  Zweiggeschäft  besitzt, 
so  soll  nichts  in  Artikel  6  der  königlichen  Verordnung 
Nr.  2,  betreffend  den  Handel  mit  dem  Feinde,  so  aus¬ 
gelegt  werden,  als  ob  dadurch  ein  Geschäftsverkehr  von 
oder  mit  jener  Zweigstelle,  der  als  Geschäftsunter¬ 
nehmen  von  oder  mit  einem  Feinde  gilt,  verhindert 
wird. 
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2.  Nichts  in  dieser  Verordnung  soll  so  angenommen 
werden,  als  ob  dadurch  irgend  etwas  unterbunden  würde, 
was  ausdrücklich  durch  königliche  Genehmigung  oder 
durch  eine  im  Namen  des  Königs  gegebene  Genehmi¬ 
gung  eines  Staatssekretärs,  des  Handelsamtes  oder  der 
Leiter  des  Schatzamtes  gestattet  w'äre. 

3.  Diese  Verordnung  kann  als  die  „Verordnung,  be¬ 
treffend  den  Handel  mit  dem  Feinde  (China,  Siam, 
Persien  und  Marokko),  vom  Jahre  1915“  bezeichnet 
werden. 

Frankreich. 

Silberausfuhrverbot.  Durch  ein  Dekret  vom 
25.  August  1915  ist  die  Ausfuhr  und  Wiederausfuhr 
von  Silbergeld  aus  dem  Zollgebiet  (sous  un  regime 
douanier  quelconque)  verboten.  In  besonderen  Fällen 
können  Ausnahmen  unter  den  vom  Finanzminister  be¬ 
stimmten  Bedingungen  gewährt  werden. 

Ausfuhrerlaubnis  für  Champagner.  Das  im 

August  dieses  Jahres  von  der  französischen  Regierung 
erlassene  Ausfuhrverbot  für  Wein  ist  durch  Dekret  des 
Finanzministers  dahin  eingeschränkt  w'orden,  daß  die 
Ausfuhr  von  Champagner  wieder  erlaubt  wird.  Aus¬ 
genommen  sind  die  unter  Sequester  gestellten  Häuser, 
deren  Verwaltern  jeder  Handelsakt  untersagt  ist. 

Schweiz. 

Aufnahme  von  Warenbeständen.  Der  Bundesrat 
hat  am  27.  August  folgenden  Beschluß  gefaßt: 

Artikel  i.  Der  Bundesrat  ordnet,  sow’eit  sich  ein 
Bedürfnis  hierfür  geltend  macht,  die  Aufnahme  der  Be¬ 
stände  von  Waren  an,  die  sich  im  Lande  befinden. 

Er  kann  hierfür  die  Mitwirkung  der  kantonalen,  Be¬ 
zirks-  und  Gemeindebehörden  sowie  beruflicher  Ge¬ 
nossenschaften  und  Verbände  in  Anspruch  nehmen  und 
deren  Vorstände  mit  den  erforderlichen  Vollmachten 
ausrüsten. 

Er  kann  diese  Befugnis  an  kantonale,  Bezirks-  und 
Gemeindebehörden  übertragen. 

Artikel  2.  Unwahre  Angaben  über  vorhandene 
Warenbestände  gegenüber  den  mit  der  Bestandauf¬ 
nahme  beauftragten  Organen  werden  mit  Geldbuße  bis 
auf  10.000  Erancs  bestraft. 

Artikel  3.  Die  Verfolgung  und  Beurteilung  dieses 
Vergehens  liegt  den  Kantonen  ob.  Der  erste  Abschnitt 
des  Bundesgesetzes  über  das  Bundesstrafrecht  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  vom  4.  Februar 
1853  findet  Anwendung. 

Artikel  4.  Das  politische  Departement  und  das  Volks¬ 
wirtschaftsdepartement  werden  mit  dem  Vollzüge  be¬ 
auftragt. 

Ausfuhrbewilligung  für  Wein.  Nach  einer  Aus¬ 
kunft  des  schweizerischen  politischen  Departements, 
Handelsabteilung,  sind  bei  der  Erteilung  von  schweize¬ 
rischen  Ausfuhrbewilligungen  über  Wein  folgende  Ge¬ 
sichtspunkte  maßgebend: 

1.  Die  Ausfuhr  von  Wein  jeder  Herkunft  wird  be¬ 
willigt,  sofern  die  Weine  vor  dem  Erlaß  des  italieni¬ 
schen  Ausfuhrverbotes  vom  13.  Juni  1915  bereits  in 
der  Schweiz  lagerten ; 

2.  die  Ausfuhr  spanischer  Weine,  welche  über  Frank¬ 
reich  nach  der  Schweiz  kamen,  wird  bewilligt,  sofern 
die  Sendung  von  Spanien  vor  dem  Erlaß  des  schweize¬ 
rischen  Ausfuhrverbotes  vom  14.  Juni  1915  abgegangen 
war. 

Ursprungszeugnisse  für  Warensendungen  nach 
Italien.  Laut  Bekanntmachung  sind  für  Güter  nach 
italienischen  Bestimmungsorten  wegen  der  differen¬ 
tiellen  Behandlung,  der  die  Erzeugnisse  einiger  Länder 
zurzeit  in  Italien  unterliegen,  Ursprungszeugnisse  er¬ 
forderlich. 


Nach  Artikel  3  des  schweizerisch  -  italienischen 
Handelsvertrages  vom  13.  Juli  1904  können  die  Zeug¬ 
nisse  von  der  Lokalbehörde  des  Versendungsortes  oder 
von  Handelskammern  ausgestellt  werden.  Die  italieni¬ 
sche  Zollverwaltung  verlangt  jedoch,  daß  sie  von  einem 
Konsul  beglaubigt  seien. 

Gemäß  der  nämlichen  \'^ertragsbestimmungen  soll  die 
Gebühr  für  die  Ausstellung  oder  das  Visum  der  Ur¬ 
sprungszeugnisse  und  anderer  Aktenstücke  über  den  Ur¬ 
sprung  der  Waren  50  Rappen  pro  Stück  nicht  über¬ 
steigen. 

Italienische  Konsulate  bestehen  in: 

Zürich  (Generalkonsulat)  für  die  Kantone  Zürich, 
Glarus,  Schaffhausen,  Appenzell-A.-Rh.  und  L-Rh., 
St.  Gallen,  Thurgau,  Graubünden  und  Zug; 

Basel  (Generalkonsulat)  für  die  Kantone  Basel- Stadt 
und  Basel-Land,  Solothurn,  Aargau,  Luzern,  Uri, 
Schwyz,  Obwalden  und  Nidwalden; 

Lugano  (Generalkonsulat)  für  den  Kanton  Tessin; 

Genf  (Generalkonsulat)  für  die  Kantone  Genf,  Frei¬ 
burg,  Waadt  und  Neuenburg; 

Brig  (Vizekonsulat  1.  Klasse)  für  den  Kanton  Wallis. 

Im  Kanton  Bern  wird  die  konsularische  Tätigkeit 
durch  die  italienische  Gesandtschaft  in  der  Bundesstadt 
ausgeübt. 

Für  die  Ursprungszertifikate  ist  keine  bestimmte 
Form  vorgeschrieben. 

Käsepreise.  Das  „Schweizerische  Handelsamts¬ 
blatt“  teilt  mit:  Die  Mitglieder  der  Genossenschaft 
schweizerischer  Käseexportfirmen  sind  verpflichtet,  vom 
I.  September  an  für  den  Inlandsbedarf  Käse  in  ganzen 
Laiben  zu  folgenden  Höchstpreisen  das  kg  abzugeben: 

1.  Fette  Emmentaler-,  Gruyere-  und  Sbrinzschnitt¬ 
käse:  bei  Lieferungen  bis  zu  800  kg  prima  Francs  2‘25, 
Sekunda  Francs  2’i5;  bei  Lieferungen  von  800 — 2500  feg 
prima  Francs  2’20,  Sekunda  Francs  2'io;  bei  Liefe¬ 
rungen  von  mehr  als  2500  feg  prima  Francs  2'i6, 
Sekunda  Francs  2'o6. 

Für  gute  halbfette  Käse  gelten  die  gleichen  Höchst¬ 
preise  wie  für  Sekunda,  Sbrinzreibkäse  wird  je  nach 
Qualität  und  Alter  zu  angemessenen  Preisen  geliefert. 

2.  Magerkäse:  Handmagerkäse  Francs  i'fio,  Zentri¬ 
fugenkäse  Francs  i’20. 

3.  Tilsiter:  vollfette  für  einzelne  Laibe  2  Francs,  für 
ganze  Rollen  (8 — 12  Stück)  Francs  i’Ss;  halbfette  für 
einzelne  Laibe  Francs  i’8o,  für  ganze  Rollen  Francs 
i'6o;  magere  für  einzelne  Laibe  Francs  i’fio,  für  ganze 
Rollen  Francs  1*30. 

Die  Preise  verstehen  sich  ab  Lager,  beziehungsweise 
nächste  Poststelle  oder  Eisenbahnstation  der  Liefe¬ 
ranten,  bei  Abnahme  von  wenigstens  einem  ganzen 
Laibe  gegen  Barzahlung.  Für  besondere  Verpackung, 
wo  eine  solche  nötig  ist,  werden  die  Selbstkosten  be¬ 
rechnet. 

Sekunda-,  halbfette  und  Magerkäse  werden  abge¬ 
geben,  so  lange  der  Vorrat  reicht.  Diese  Käse  dürfen 
auch  von  der  Genossenschaft  nicht  exportiert  werden. 

Die  Mitgliederverzeichnisse,  in  denen  angegeben  ist, 
bei  welchen  Firmen  die  einzelnen  Käsesorten  vorrätig 
sind,  werden  von  der  Genossenschaft  schw’eizerischer 
Käseexportfirmen,  Bern,  kostenfrei  abgegeben. 

Mitgliedern  der  Genossenschaft  schweizerischer  Käse¬ 
exportfirmen,  die  diese  Preise  und  Lieferungsbedin¬ 
gungen  nicht  einhalten,  wird  jede  Exportberechtigung 
für  Käse  entzogen. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Ausfuhr  von  Leinen¬ 
garnen  und  Wirkgarnen  sowie  Gütern,  die  teilweise 
oder  ganz  daraus  hergestellt  werden  und  für  militäri¬ 
sche  Zwecke  verwendbar  sind,  ist  verboten. 
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l')urch  königliche  V'erorclnung  vom  22.  August  1915 
ist  die  Ausfuhr  von  Profileisen,  Werkzeugstahl  und 
altem  Gußeisen  verboten  worden. 

Ausfuhrerlaubnis  für  Rinder  und  Pferde.  Das 

1  andwirtschaftsministerium  hat  unterm  23.  August  1915 
,  bestimmt,  daß  vom  13.  September  1915  ab  von  Woche 
,  zu  Woche  Ausfuhrbewilligungen  für  lebende  Rinder 
unter  gewissen  Bedingungen  erteilt  werden  können. 

Das  Landwirtschaftsministerium  hat  ferner  durch 
-  Verfügung  vom  25.  August  1915  —  mit  Wirkung  vom 
■  30.  August  1915  ab  —  die  Ausfuhr  von  Hengsten  und 
Wallachen  im  Alter  von  unter  20  Monaten  für  einige 
Zeit  gestattet. 

Bulgarien. 

Aufhebung  von  Ausfuhrverboten.  Das  Finanz¬ 
ministerium  hat  auf  Grund  eines  Beschlusses  des 
Ministerrates  durch  Runderlaß  an  die  Zollämter  von 
7.  August  (n.  St.)  1915  das  Ausfuhrverbot  für  Kleie 
sowie  für  Hirse,  Erbsen,  Linsen  und  Futterwicken, 
soweit  diese  Erzeugnisse  aus  der  vorjährigen  Ernte 
stammen,  aufgehoben. 


Bulgarien.  {Nichtgestattung  der  Einlagerung  von 
Waren  in  den  Zollniederlagen.)  Ein  Zirkular  vom 
.  4.  August  1915  lautet  wie  folgt: 

»Es  ist  den  Kaufleuten  mitzuteilen,  daß  bis  auf  weitere  Ver- 
fügung  die  Einlagerung  von  Waren  irgend  welcher  Art  nicht 
I  gestattet  werden  kann  und  daß  die  für  früher  eingelagerte 
Waren  ursprünglich  gewährte  Frist  nach  ihrem  Ablaufe  nicht 
,  verlängert  werden  kann.  Nach  Ablauf  der  ursprünglich  ge¬ 
währten  Frist  sind  die  Importeure  verpflichtet,  die  Waren  zu 
verzollen. 

Die  Zollniederlagsbücher  sind  durchzusehen  und  nach  erfolgter 
Vermerkung  der  Fristen  ist  den  Einlagerern  20  Tage  vorher 
.  schriftlich  mitzuteilen,  daß  die  Waren  zu  verzollen  sind;  ferner 
ist  ihnen  mitzuteilen,  daß  die  Waren  im  entgegengesetzten 
Falle  gemäß  den  Artikeln  II4  bis  12 1  der  Zollordnung  der 
Reihe  nach  im  Wege  der  öffentlichen  Versteigerung  veräußert 
werden,  a 


Zollbehandlung  der  von  österreichischen  und  un¬ 
garischen  Handelsreisenden  eingeführten  Muster  in 
Schweden.  Laut  Kundmachung  der  schwedischen  Ge¬ 
neralzolldirektion  vom  12.  Juni  1915  haben  die  schwedi¬ 
schen  Bestimmungen,  betreffend  die  Zollbehandlung  der 
von  deutschen  Handelsreisenden  eingeführten  Waren¬ 
muster  auch  bei  der  Zollbehandlung  der  von  öster¬ 
reichischen  und  ungarischen  Handelsreisenden  eingeführten 
Warenmuster  als  Richtschnur  zu  dienen. 


ganlrd» 

Der  schweizerische  Stickereimarkt.  Aus  s  t.  G  a  1 1  e  n 

wird  uns  geschrieben :  So  erfreulich  die  in  den  letzten 
Berichten  signalisierte  Belebung  des  Stickereigeschäftes 
ist,  so  bedeutet  dieselbe,  der  »Stickerei -Ind.«  zufolge, 
doch  noch  keineswegs  die  Rückkehr  in  die  früheren 
Verhältnisse  ;  es  ist  vielmehr  offenkundig,  daß  die  höheren 
Löhne,  welche  durch  das  Vorhandensein  vermehrter 
Aufträge  zu  stände  kamen,  auf  die  verhältnismäßig  kleine 
Zahl  disponibler  Maschinen  zurückzuführen  sind,  weil 
noch  immer  sehr  viele  Sticker  durch  den  Dienst  bei 
den  Grenztruppen  von  ihren  Maschinen  ferngehalten 
sind.  Diejenigen  Maschinen-  und  Fabrikbesitzer,  welche 
über  genügendes  Arbeiterpersonal  verfügen,  haben  denn 


auch  den  ersten  Vorteil  des  lebhafteren  Geschäftsganges 
gehabt,  indem  sie  ein  Steigen  der  Sticklöhne  bis  zu 
25  Prozent  erlebten,  namentlich  auch  deshalb,  weil  die 
eingegangenen  Orders  meist  mit  verhältnismäßig  kurzer 
Lieferfrist  gegeben  waren.  Was  übrigens  die  Frage  der 
Lieferfristen  anlangt,  so  ist  es  interessant,  zu  beob¬ 
achten,  wie  auch  hier  die  veränderten  Zeitumstände 
veränderte  Anschauungen  hervorgebracht  haben.  In 
normalen  Zeiten  war  es  nichts  Ungewöhnliches,  daß  die 
Kundschaft  Bestellungen  mit  einer  Lieferfrist  von  drei, 
ja  vielleicht  zwei  Wochen  für  zu  fabrizierende  Ware 
gab,  und  wenn  der  Fabrikant  dies  als  unausführbar  ab¬ 
lehnen  wollte,  so  gab  es  scheinbar  immer  Tausend¬ 
künstler,  welche  solche  Orders  annahmen  und  vielleicht 
auch  einmal  ausführten.  Heute,  bei  den  so  gründlich 
veränderten  Speditionsmöglichkeiten,  begnügt  sich  der 
Auftraggeber  mit  ganz  anderen  Lieferfristen,  selbst  für 
dringliche  Ware,  und  das  hat  gewiß  auch  sein  Gutes. 

Daß  sich  bei  alledem  das  Geschäft  mit  den  Ver¬ 
einigten  Staaten  von  Amerika  nur  langsam  entwickelt, 
geht  aus  den  Ausfuhrziffern  des  abgelaufenen  Halbjahres 
und  des  letzten  Monats  hervor.  War  im  Laufe  der  ersten 
sechs  Monate  dieses  Jahres  die  rückläufige  Bewegung 
im  Export  allmählich  so  weit  korrigiert  worden,  daß 
der  Monat  Juni  eine  Zunahme  von  etwa  100.000  Francs 
gegenüber  dem  Juni  1914  zeigte,  so  weist  der  Monat 
Juli  schon  wieder  einen  Rückgang  gegenüber  dem  Juli 
des  Vorjahres  um  zirka  drei  Viertelmillionen  Francs 
auf,  indem  der  Ausfuhrziffer  von  4'42  Millionen  von 
1914  nur  3'65  Millionen  pro  1915  gegenüberstehen. 

Die  Zufuhr  von  baumwollenen  Stoffen  und  Garnen 
hat  infolge  der  Forderungen  der  englischen  Behörden 
große  Schwierigkeiten  erfahren.  Hiervon  profitieren  die¬ 
jenigen  schweizerischen  Spinner  und  Weber,  welche  aus 
ihren  Baumwollbeständen  fabrizieren  können.  In  der 
Tat  ist  die  schweizerische  Feinweberei  ausgezeichnet 
beschäftigt,  da  sie  nicht  genug  halbdichte  Stickböden  : 
Mousselines,  Voiles,  Transparents  u.  s.  w.  herstellen  kann, 
für  welche  Stoffe  in  St.  Gallen  starke  Nachfrage  herrscht. 
Die  dichten  Stickbödeii  englischer  Provenienz  werden 
zwar  zur  Einfuhr  zugelassen,  soweit  sie  ausschließlich 
Stickereizwecken  dienen,  aber  es  liegt  auf  der  Hand, 
daß  schon  allein  die  Kontrollmaßnahmen  fatale  Ver¬ 
zögerungen  mit  sich  bringen. 

Haben  die  Stoffhändler  und  Maschinenbesitzer  gegen¬ 
wärtig  gute  Zeiten,  trotz  dem  Kriege,  so  gilt  dasselbe 
nicht  von  den  Bleichern  und  Appreteuren,  die  im  all¬ 
gemeinen  die  Ungunst  der  Verhältnisse  mehr  zu  spüren 
haben,  zumal  sie  in  einem  unbegreiflichen  Preisunter¬ 
bietungskampfe  sich  selbst  empfindlich  geschädigt  haben . 
Versuche  zu  einer  Sanierung  der  bedauerlichen  Ver¬ 
hältnisse  haben  bis  jetzt  zu  keinem  Resultate  geführt. 

In  der  Handmaschinenstickerei  sind  die  Verhältnisse 
immer  noch  unbefriedigende;  in  mittlerer  und  geringerer 
Ware,  wie  auch  in  einzelnen  Spezialitäten,  wie  z.  B. 
Tüchli,  ist  eher  wieder  Mangel,  und  für  die  vorhandene 
Ware  sind  die  Preise  zum  Teil  so  niedrig,  daß  es  für 
den  Sticker  kaum  möglich  ist,  sich  durchzubringen. 

Die  Wirkung  des  europäischen  Krieges  auf  den 
Handel  New  Yorks.  Nach  einem  Bericht  des  deutschen 
Generalkonsulats  in  New  York  wird  die  Wirkung  des 
europäischen  Krieges  auf  den  Außenhandel  des  Hafens 
von  New  York  durch  die  von  der  New  Yorker  Zoll¬ 
behörde  veröffentlichte  Übersicht  für  das  mit  dem 
30.  Juni  abgelaufene  Rechnungsjahr  1914/15  dargetan. 
Darnach  ist  die  Warenausfuhr  in  dem  verflossenen 
Rechnungsjahre  die  größte  gewesen,  die  die  Geschichte 
des  New  Yorker  Hafens  zu  verzeichnen  hat,  während 
die  Einfuhr  um  etwa  ii '5  Prozent  im  Werte  gegenüber 
dem  Vorjahr  zurückgegangen  ist.  Ausschließlich  der  Ein- 
und  Ausfuhr  von  Gold  und  Silber  betrug  der  Wert  des 
gesamten  Außenhandels  des  Hafens  von  New  York  im 
Berichtsjahr  rund  2107  Millionen  Dollar,  d.  s.  203  Mil¬ 
lionen  Dollar  oder  10^/3  Prozent  mehr  als  im  Vorjahr. 
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Der  Wert  der  ausgeführten  Waren  ist  infolge  der  ge¬ 
waltigen  Lieferung  von  Kriegsmaterial  an  die  Alliierten 
sowie  infolge  der  umfangreichen  Einkäufe,  die  neutrale 
Länder  in  den  Vereinigten  Staaten  gemacht  haben,  um 
nicht  weniger  als  rund  308  Millionen  Dollar  oder 
36'5  Prozent,  nämlich  von  844  Millionen  Dollar  im 
Jahre  1913/14  auf  1153  Millionen  Dollar  im  Jahre 
1914/15  gestiegen.  Er  hat  somit  eine  Höhe  erreicht, 
wie  sie  keines  der  Vorjahre  aufweisen  kann.  Nicht  ein- 
geschlosscn  in  diese  Zahlen  ist  die  Wiederausfuhr  von 
Waren  ausländischen  Ursprunges,  die  im  Jahre  1914/15 
einen  Wert  von  33*4  Millionen  Dollar  gegen  I9'2  Mil¬ 
lionen  Dollar  im  Jahre  1913/14  hatten.  Die  beträcht¬ 
liche  Abnahme  des  Wertes  der  über  den  New  Yorker 
Hafen  eingeführten  Waren,  der  im  abgelaufenen  Rech¬ 
nungsjahr  um  120  Millionen  Dollar,  nämlich  von  1040 
Millionen  Dollar  auf  920  Millionen  Dollar  gefallen  ist, 
zeigt  ebenfalls  deutlich  die  Wirkungen  des  europäischen 
Krieges. 

An  Gold  und  Silber  wurden  im  Berichtsjahr  für 
44'3  Millionen  Dollar  (191314  für  37  9  Millionen  Dollar) 
eingeführt;  der  Wert  der  Gold-  und  Silberausfuhr  stellte 
sich  auf  84'4  Millionen  Dollar  (i37’5  Millionen  Dollar). 
Darunter  waren  65  Millionen  Dollar  (3’3  Millionen 
Dollar)  ausländischer  Herkunft. 

Der  Rückgang  der  Wareneinfuhr  hat  naturgemäß  einen 
Ausfall  an  Zolleinnahmen  zur  Folge  gehabt;  sie  beliefen 
sich  im  Rechnungsjahre  1914/15  auf  rund  145  Millionen 
Dollar  gegen  197  Millionen  Dollar  im  Jahre  1913/14. 
Auch  die  sonstigen  Einnahmen  der  Zollbehörde,  zu 
denen  Kopfsteuer  für  Einwanderer  und  Schiffsgebühren 
gehören,  weisen  eine  erhebliche  Verminderung  auf:  sie 
sind  von  5'2  Millionen  Dollar  im  Vorjahre  auf  i'9  Mil¬ 
lionen  Dollar  im  Berichtsjahr  gesunken. 

Für  den  vorliegenden  Bericht  mußten  Angaben  ver¬ 
wendet  werden,  die  für  den  Monat  Juni  nur  auf 
Schätzungen  beruhen.  Bevor  die  genauen  Zahlen  für  das 
laufende  Rechnungsjahr  veröffentlicht  werden,  werden 
noch  Monate  vergehen.  Die  Schätzungen  sind  jedoch 
so  genau,  daß  das  Gesamtbild  nicht  verändert  wird. 

Brasiliens  KafFeeernte  1914/15.  Die  Statistik  des 

am  30.  Juni  abgeschlossenen  Erntejahres  hat  der 
»Deutschen  Ztg.  in  Sao  Paulo«  zufolge  ergeben,  daß 
die  Zufuhren  in  Santos  die  meisten  Ernteschätzungen 
erheblich  übertrafen.  Sie  betrugen  9,497-553  Sack, 
während  die  Schätzung  des  Ackerbausekretariates  sich  auf 
8,622.730  Sack  belief  unter  Einschluß  des  Kaffees  aus 
Südminas  und  aus  Parana,  der  über  die  Mogyana,  be¬ 
ziehungsweise  über  die  Sorocabana  den  Weg  zum 
Meere  sucht.  Die  Differenz  zwischen  Schätzung  und 
wirklichem  Ergebnis  beziffert  sich  somit  auf  nicht 
weniger  als  874.823  Sack.  Selbst  wenn  man  annimmt,  daß 
250.000 — 275  000  Sack  aus  früheren  Ernten  stammten, 
so  war  die  Zufuhr  doch  noch  um  600.000  Sack  größer 
als  die  Schätzung.  Von  den  Zufuhren  kamen  in  Santos 
an  im  ersten  Halbjahr  6,066.40g  Sack  und  im  zweiten 
Halbjahr  3,431.144.  Sack.  Ausgeführt  wurden  9,641.699 
Sack,  und  zwar  4,500.985  Sack  im  ersten  und  5,140. 7 14 
Sack  im  zweiten  Halbjahr.  Davon  waren  8564  Sack 
für  brasilianische  Häfen  und  960  Sack  für  den  Ver¬ 
brauch  an  Bord  bestimmt,  so  daß  für  die  Ausfuhr 
nach  dem  Auslande  9,632.175  Sack  verblieben.  Von 
der  gesamten  Zufuhr  stammten  aus  Sao  Paulo  8,679957 
Sack,  aus  Minas  796.502  Sack,  aus  Paranä  20.894 
Sack  und  aus  Santa  Catharina  200  Sack.  Die  Ziele 
der  Ausfuhr  ergaben  angesichts  des  Krieges  eine  ganz 
andere  Reihenfolge  als  in  normalen  Jahren,  mit  der 
Ausnahme,  daß  auch  diesmal  die  Vereinigten  Staaten 
an  der  Spitze  standen.  Es  wurden  ausgeführt  nach : 
Vereinigte  Staaten  4,372.924  Sack,  Holland  1.581.736 
Sack,  Frankreich  1,204.875  Sack,  Skandinavien  1,089.761 
Sack,  Italien  543.362  Sack,  England  423  465  Sack.  Die 
Vereinigten  Staaten  nahmen  45  Prozent  der  Gesamt¬ 
ausfuhr  auf. 
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Die  schweizerische  Schokoladeindustrie  im  Jahre  1 

1914.  Über  die  Lage  der  schweizerischen  Schokolade-  i 
Industrie  im  Jahre  1914  entnehmen  wir  dem  Berichte  | 
der  Zürcher  Handelskammer  folgende  Ausführungen:  i 

Seit  Kriegsausbruch  war  für  die  Schokoladeindustrie  | 
wie  für  die  meisten  Industriezweige  die  geregelte  Zufuhr  ; 
von  Rohstoffen  Gegenstand  größter  Aufmerksamkeit  und 
steter  Sorge.  Deutschland  verschloß  seine  Grenzen  für 
den  Bezug  von  Rohkakao  und  Frankreich  war  durch 
die  Mobilisation  gehindert,  genügend  Rohmaterial  für 
den  Transport  gekaufter  Waren  zu  stellen.  Besser  wurde 
die  Situation  erst  im  Oktober,  als  sich  die  Transport¬ 
anstalten  den  veränderten  Verhältnissen  angepaßt  hatten 
und  auch  die  Möglichkeit  vorhanden  war,  die  eine  oder 
andere  Partie  Kakao  über  Italien  hereinzubringen.  Bald 
aber  zeigte  es  sich,  daß  die  europäischen  Vorräte  zu¬ 
folge  des  großen  Herbstbedarfes  stark  gelichtet  wurden ; 
einzelne  Sorten  waren  fortan  unerhältlich,  und  die 
anderen  stiegen  im  Preise,  so  daß  man  am  Jahresschluß 
für  Rohkakao,  gleichgültig  welcher  Provenienz,  einen 
Durchschnittspreis  von  95  Francs  für  50  kg  loko  Havre 
oder  Bordeaux  anlegen  mußte. 

Daß  die  Kakao-  und  Schokoladenprodukte  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  keine  Preiserhöhung  erlitten, 
ist  in  der  Hauptsache  dem  Umstande  zuzuschreiben, 
daß  die  Industrie  mit  früher  gekauften,  billigen  Roh¬ 
stoffen  auf  Monate  hinaus  versorgt  war.  Diese  Tatsache 
machte  es  möglich,  großen  Bevölkerungsschichten  selbst 
in  dieser  Zeit  der  allgemeinen  Teuerung  bis  heute  ein 
billiges  und  schmackhaftes  Nahrungsmittel  zu  erhalten. 

Die  Erschütterung,  die  der  Kriegsausbruch  brachte, 
war  so  tief  und  einschneidend,  daß  der  Bericht  über 
das  Jahr  1914  die  beiden  Zeitabschnitte  vor  und  nach 
dem  I.  August  scharf  trennen  muß.  Die  ausländischen 
Verbrauchsgebiete  erfüllten  bis  zum  kritischen  Moment 
alle  berechtigten  Erwartungen ;  einzelne  Länder  wie 
Großbritannien  und  Italien  zeigten  nach  der  eidgenössi¬ 
schen  Statistik  des  ersten  Halbjahres  sogar  Steigerungen, 
die  nach  den  im  Vorjahre  konstatierten  Hemmungen 
geradezu  überraschen  konnten.  Bis  Ende  Juni,  also  in 
der  ersten  Jahreshälfte,  bewertete  sich  die  Schokolade¬ 
ausfuhr  aus  der  Schweiz  nach  Italien  auf  3,162.137 
Francs  (1913  2,789121  Francs),  nach  Großbritannien 
auf  9,873.115  Francs  (1913  7,107.261  Francs)  und  die 
Gesamtausfuhr  auf  25,922.414  Francs  (1913  23,583.694 
Francs).  Der  Geschäftsgang  war  durchaus  zufrieden¬ 
stellend,  als  die  politische  Krisis  eintrat  und  zunächst 
alles  über  den  Haufen  warf. 

Anfang  August  erließ  der  schweizerische  Bundesrat 
ein  allgemeines  Ausfuhrverbot  für  Nahrungsmittel,  wo¬ 
durch  jeder  Export  unterbunden  wurde.  Um  die  Be¬ 
deutung  dieser  Maßregel  für  die  Schokoladeindustrie 
zu  ermessen,  vergegenwärtige  man  sich,  daß  gut  70  Pro¬ 
zent  der  schweizerischen  Gesamtproduktion  für  den 
Export  bestimmt  sind;  dazu  kam  noch,  daß  auch  der 
bedeutende  inländische  Verbrauch  der  Fremdenindustrie 
fast  gänzlich  auf  hörte.  Diese  gewaltige  Stockung  hatte 
zur  Folge,  daß  die  Fabriken  während  des  Monats  August 
und  bis  über  die  Mitte  September  hinaus  ihre  Arbeiter¬ 
schaft  nur  ganz  schwach  zu  beschäftigen  im  stände 
waren,  obschon  diese  durch  die  militärischen  Aufgebote 
stark  gelichtet  war.  Die  absolute  Unsicherheit  über  die 
in  der  Zukunft  liegenden  Verhältnisse  erlaubte  nicht, 
die  schon  vorhandenen  Vorräte  fertiger  und  halb¬ 
fertiger  Ware  wesentlich  zu  vergrößern.  Eine  Wendung 
zum  Bessern  begann  langsam  einzusetzen,  als  der 
Bundesrat  beschloß,  für  gewisse  Nahrungsmittel,  darunter 
auch  Schokolade,  in  einzelnen  Fällen  ausnahmsweise 
den  Export  freizugeben,  so  daß  schon  Anfang  September 
wieder  eine  wenn  auch  sehr  beschränkte  Ausfuhrtätig¬ 
keit  anfing,  die  dann  mit  der  gänzlichen  Aufhebung 
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des  Exportverbotes  für  Schokolade  am  i8.  September 
wieder  voll  einsetzte.  Mit  diesem  Moment  begann,  her¬ 
vorgerufen  durch  den  ungeheuren  Bedarf  der  krieg- 
führenden  Staaten  und  durch  die  in  einigen  Ländern 
eingetretenen  Erschwerungen  der  Eigenproduktion,  ein 
außerordentlich  reger  Export.  Er  wurde  aber  auf  An¬ 
regung  der  Industrie  selber  von  der  Regierung  einge¬ 
schränkt,  als  die  Konjunktur  spekulative  Geister  aller 
Art  veranlaßte,  sich  mit  dem  Schokoladenaufkauf  und 
-Export  zu  befassen.  Der  Bundesrat  erließ  später,  am 
22.  Januar  1915,  ein  neues  Ausfuhrverbot  und  erteilte 
nur  den  Fabrikanten  selbst  generelle  Ausfuhrbewilli¬ 
gungen,  wodurch  der  ungesunde,  rein  spekulative 
Zwischenhandel  und  die  daraus  entstandenen  Auswüchse 
beseitigt  wurden.  Für  die  kleinen  privaten  Bedürfnisse 
genügt  der  Postversand,  der  frei  blieb.  Um  jede  Mög¬ 
lichkeit  einer  verschleierten  Ausfuhr  von  Rohmaterial 
auszuschließen,  blieb  die  Ausfuhr  von  Kakaomasse 
streng  verboten,  und  Kakaopulver  sowie  Schokolade  in 
Stücken  von  über  500  g  konnten  nur  auf  Grund  be¬ 
sonderer  Bewilligungen,  die  für  jede  einzelne  Sendung 
neu  eingeholt  werden  mußten,  die  Grenze  passieren. 

Beim  Übertritt  ins  neue  Jahr  waren  die  Produktions¬ 
mengen  der  Industrie  nicht  sehr  wesentlich  von  den 
normalen  entfernt.  Einer  Gesamtausfuhr  von  Schokolade 
und  Kakaopulver  des  Jahres  1913  im  Werte  von 
58,170.660  Francs  steht  für  1914  ein  Gesamtausfuhr¬ 
wert  von  55,333.569  Francs  gegenüber;  das  Berichts¬ 
jahr  schließt  also  mit  einem  Manko  von  ca.  3  Millionen 
Francs  ab. 

Im  letztjährigen  Bericht  wurde  die  mit  dem  i.  Januar 
1914  in  Kraft  tretende  Preiskonvention  erwähnt.  Die 
gestörten  Verhältnisse  des  Berichtsjahres  gestatteten 
nicht,  über  die  Wirkungen  dieser  Konvention  ein  ab¬ 
schließendes  Urteil  zu  fällen.  Es  darf  aber  mit  ziem¬ 
licher  Gewißheit  gesagt  werden,  daß  keiner  der  Betei¬ 
ligten  die  Zustände  zurückwünschen  möchte,  die  vorher 
geherrscht  haben. 

Die  ägyptische  Baumwollernte.  Der  in  Kairo  er¬ 
scheinenden  Zeitung  »Mokattam«  zufolge  wird  die 
heurige  Baumwollernte  Ägyptens  auf  nicht  mehr  als 
5  Millionen  q  bei  einer  Anbaufläche  von  1,180.000 
Feddan  geschätzt  gegen  6'3  Millionen  q  und  eine  An¬ 
baufläche  von  1,755.000  Feddan  im  Vorjahre.  Die 
Bewässerungsverhältnisse  waren  nicht  ungünstig,  aber 
die  Baumwollkultur  wurde  durch  den  Mangel  an  Kunst¬ 
dünger  sowie  an  Arbeitstieren  (infolge  der  Rinderpest) 


nicht  unerheblich  beeinträchtigt.  Das  Durchschnitts¬ 
ergebnis  wird  vielfach  auf  4  q  pro  Feddan  geschätzt, 
obgleich  manche  Produktionsgebiete,  wie  Dahcalia, 
Garbia  und  Bahai'ra  nicht  mehr  als  2  q  pro  Feddan  er¬ 
geben  sollen. 

Radiumproduktion  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Einem  Berichte  der  schweizerischen  Gesandt¬ 
schaft  in  Washington  entnehmen  wir: 

»Es  ist  durch  das  Departement  des  Innern  in 
Washington  offiziell  angezeigt  worden,  daß  es  dem 
Minenbureau  durch  ein  neues  Verfahren  gelungen  ist, 
Radium  aus  Carnotiterz,  welches  in  reichen  Lagern 
im  Staate  Colorado  vorkommt,  zu  einem  viel  billigeren 
Preise  als  bisher  herzustellen. 

Die  Herstellungskosten,  alles  inbegriffen,  eines 
Grammes  Radiummetall,  in  Bromid-Form,  betragen  nach 
dem  neuen  Prozesse  36.050  während  bis  anhin  jedes 
Gramm  auf  120.000  $  bis  160.000  $  zu  stehen  ge¬ 
kommen  sei. 

Immerhin,  so  wird  hervorgehoben,  dürfte  das  Pu¬ 
blikum  nicht  einen  sofortigen  Preissturz  erwarten. 

Angesichts  der  glänzenden  Resultate,  welche  die¬ 
jenigen  Ärzte,  denen  das  Metall  zur  Krebsbehandlung 
jetzt  schon  zur  Verfügung  gestanden  hat,  erzielt  haben, 
wird  gehofft,  daß  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten 
alles  Vorkehren  werde,  um  die  vorhandenen  großen 
Carnotitlager  baldmöglichst  für  die  leidende  Menschheit 
auszubeuten.« 


Sammlung  der  im  kaufmännischen  Verkehr  gebräuchlichen 
Fremdwörter  nebst  deren  Verdeutschung.  Von  J.  Koutek.  Mit 
einem  Anhänge  von  J.  Süsser:  i.  Groß-  oder  Kleinschreibung, 
Getrennt-  oder  Zusammenschreibung?  2.  Die  häufigsten  Verstöße 
gegen  den  kaufmännischen  Briefstil.  Schul  wissenschaftlicher  Verlag 
A.  Haase.  Prag  1915.  Preis  80  Heller,  104  Seiten. 

Das  Hauptziel  dieses  Büchleins  besteht  darin,  für  die  im  kauf¬ 
männischen  Verkehr  viel  zu  häufig  gebrauchten  Fremdwörter  eine 
gute  Verdeutschung  zu  geben,  anderseits  auch  für  zahlreiche 
Fachausdrücke  eine  faßliche  Erklärung  zu  bieten,  wodurch  das 
Werkchen  gewissermaßen  auch  zu  einem  Nachschlagebuch  für 
gewisse  Seiten  des  kaufmännischen  Wissens  wird.  Der  Verfasser 
hofft,  das  Ziel  zu  erreichen,  daß  zahlreiche  Fremdworte  durch 
Anwendung  der  von  ihm  vorgeschriebenen  Verdeutschungen 
überflüssig  werden.  Er  denkt  hierbei  besonders  an  die  Schüler 
der  kaufmännischen  Lehranstalten,  glaubt  aber  auch  den  bereits 
im  Geschäftsleben  tätigen  Kaufleuten  und  Angestellten  von 
Nutzen  sein  zu  können.  Der  Verfasser  bekämpft  eine  Reihe 
sprachlicher  Unrichtigkeiten,  die  im  kaufmännischen  Briefverkehr 
üblich  sind.  Das  handliche  Büchlein  verdient  warme  Empfehlung. 


^jekanntmitdfuttgert  h*  k* 

^itnM0}nu0euw$^ 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./j,  Berggasse  16,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 


Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Äbsatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 


PtitteiUm0etf  ker  JlU0e}ttelneit  (iBrirairtrckttait  kcö  k*  k« 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 

beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Är- 


Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
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tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  III.  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Ex])ort  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  <ir- 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Wrtreters 
vor.  (A.  E.  708). 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vor  liegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 


Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 

Vollmilchpulver  (Trockenmilch).  Von  Seite  eines 
vertrauenswürdigen  Agenten  in  Amsterdam  liegt  eine 
günstige  Offerte  auf  L.ieferung  von  \Mllmilchpulver 
vor  und  werden  Interessenten  eingeladen,  in  die  näheren 
Daten  im  Bureau  Einsicht  zu  nehmen.  (A.  E.  705.) 

Damenkleiderstoffe.  Eine  Firma  in  Amsterdam, 
welche  der  Exportsektion  gut  empfohlen  wurde,  inter¬ 
essiert  sich  für  den  Einkauf  von  wollenen  Damenkleider¬ 
stoffen  aller  Art.  (A.  E.  704.) 

Textilwaren.  Eine  seit  20  Jahren  in  Rotterdam  be¬ 
stehende  Firma,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  von 
Herrenhüten  und  Mützen  befaßt  und  über  die  günstige 
Auskünfte  vorliegen,  interessiert  sich  für  eine  Ver¬ 
bindung  mit  Lieferanten  von  zur  Mützenfabrikation  ge¬ 
eigneten  Stoffen.  (A.  E.  703.) 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr  beabsichtigt  nach 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  Frankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 
Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn¬ 
liche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
Warenhäusern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  wäre,  daß  es  sich  momentan  nicht 
so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt, 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 
sein.  (A.  E.  702.) 

Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich. 
Ein  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent, 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
\'^erbindungen  besitzt.  Firmen,  welche  sich  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 
obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be- 
^  reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vom  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er¬ 
strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Verlängerung  des  Moratoriums  für  Galizien  und 
die  Bukowina.  Eine  Verordnung  des  Gesamtmini¬ 
steriums  vom  17.  September  1915  über  die  Stundung 
privatrechtlicher  Geldforderungen  gegen  Schuldner  in 
Galizien  und  der  Bukowina  bestimmt: 

§  I.  (i)  Schuldnern,  die  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder 
ihre  ständige  geschäftliche  Niederlassung  im  König¬ 
reiche  Galizien  und  Lodomerien  mit  dem  Großherzog- 
tume  Krakau  oder  im  Herzogtume  Bukowina  haben, 
wird  Stundung  nach  folgenden  Bestimungen  gewährt: 

(2)  Vor  dem  i.  August  1914  entstandene  privatrecht¬ 
liche  Geldforderungen,  einschließlich  der  Forderungen 
aus  Wechseln  oder  Schecks,  ferner  Geldforderungen  aus 
Versicherungsverträgen,  die  vor  diesem  Tage  abge¬ 
schlossen  wurden,  sind,  wenn  sie  vor  dem  i.  Januar  1916 
fällig  geworden  sind  oder  fällig  werden,  vorläufig  bis 
einschließlich  31.  Dezember  1915  gestundet. 

(3)  Für  die  vor  dem  i.  August  1914  ausgestellten 
gezogenen  Wechsel  oder  Schecks,  deren  Bezogener,  und 
für  die  vor  demselben  Tage  ausgestellten  eigenen 
Wechsel,  deren  Aussteller  in  den  im  Absatz  i  bezeich- 
neten  Gebieten  seinen  Wohnsitz  hat,  wird  der  Zahlungs¬ 
tag,  wenn  der  Wechsel  oder  Scheck  zwischen  dem 
I.  August  1914  und  dem  31.  Dezember  1915  fällig  ge¬ 
worden  ist  oder  fällig  wird,  vorläufig  auf  den  i.  Januar 
1916  hinausgeschoben.  Dementsprechend  verschiebt  sich 
auch  die  Frist  für  die  Protesterhebung.  Für  die  Anwen¬ 
dung  dieser  Verordnung  gilt  bei  gezogenen  Wechseln 
und  Schecks  der  bei  dem  Namen  oder  der  Firma  des 
Bezogenen  angegebene  Ort  als  der  Wohnsitz  des  Be¬ 
zogenen,  bei  eigenen  Wechseln  der  Ort  der  Ausstellung 
als  der  Wohnsitz  des  Ausstellers. 

Von  der  Stundung  ausgenommene  For¬ 
derungen.  §  2.  Von  der  im  §  i  festgesetzten  Stun¬ 
dung  sind  ausgenommen: 

1.  Forderungen  aus  Dienst-  und  Lohnverträgen 
(§§  1151  bis  1163  a.  b.  G.-B.)  ; 

2.  Forderungen  aus  Miet-  und  Pachtverträgen; 

3.  Forderungen  für  verkaufte  Sachen  oder  gelieferte 
Waren  auf  Grund  von  Verträgen,  die  vor  dem  i.  August 
1914  abgeschlossen  worden  sind,  wenn  die  Übergabe 
oder  Lieferung  erst  nach  dem  31.  Juli  1914  bewirkt 
worden  ist  oder  bewirkt  wird,  es  sei  denn,  daß  sie  vor 
dem  I.  August  1914  vorzunehmen  war; 

4.  Forderungen  der  Vereinskrankenkassen  (§60  des 
Gesetzes  vom  30.  März  1888,  R.-G.-Bl.  Nr.  33)  und  der 
Ersatzinstitute  (§  65  des  Gesetzes  vom  16.  Dezember 
1906,  R.-G.-Bl.  Nr.  I  von  1907,  und  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  25.  Juni  1914;  R.-G.-Bl.  Nr.  138)  auf 
Zahlung  der  Beiträge  zur  Kranken-  und  Pensions¬ 
versicherung; 

5.  Ansprüche  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  Annuitäten: 

a)  auf  Grund  von  Forderungen,  die  als  vorzugsweise 

Deckung  von  Pfandbriefen  und  fundierten  Bankschuld¬ 
verschreibungen  dienen ; 

h )  auf  Grund  von  Forderungen  der  Sparkassen  gegen 
Gemeinden  oder  andere  öffentliche  Körperschaften ; 

c)  auf  Grund  anderer  bücherlich  sichergestellter 
Forderungen ; 
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6.  Rentenforderungeii  und  Ansprüche  auf  Leistung 
des  Unterhaltes; 

7.  Porderungen,  die  der  Gesellschaft  vom  Roten  Rreuz, 
ferner  einem  Fonds  zur  Unterstützung  der  Angehörigen 
von  Mobilisierten  oder  zu  sonstiger  Hilfeleistung  aus 
Anlaß  des  Krieges  unmittelbar  oder  auf  Grund  einer 
Anweisung  (§  1048  a.  b.  G.-B.)  zustehen; 

8.  Forderungen  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  auf  Ka¬ 
pitalsrückzahlungen  aus  staatsgarantierten  Verpflich¬ 
tungen. 

h'  o  r  d  e  r  u  n  g  e  n  aus  Versicherungsver¬ 
trägen.  §  3.  (i)  Von  der  Stundung  sind  ferner  aus¬ 
genommen  Ansprüche: 

a )  aus  Lebensversicherungsverträgen  auf  Rückkauf 
oder  Gewährung  von  Darlehen  bis  zur  Hohe  von  200  K 
und  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  bis  zur  Höhe 
von  500  K, 

b)  aus  Versicherungsverträgen,  die  für  den  Todesfall 
im  Kriege  besonders  abgeschlossen  worden  sind,  bis  zur 
vollen  Höhe  der  Versicherungssumme, 

c)  in  allen  anderen  Versicherungszweigen  auf  Ent¬ 
schädigung  bis  zur  Höhe  von  400  K. 

(2)  Die  im  Vertrage  an  die  gänzliche  oder  teilweise 
Nichtleistung  einer  Lebensversicherungsprämie  ge¬ 
knüpften  Rechtsnachteile  kann  der  Versicherer  vom 
zweiten  Versicherungsjahre  angefangen  während  der 
Dauer  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  nicht  geltend 
machen,  es  sei  denn,  daß  der  Versicherungsnehmer  binnen 
14  Tagen  nach  Ablauf  der  vertragsmäßigen,  für  die 
Zahlung  der  Prämie  festgesetzten  Nachfrist  erklärt  hat, 
die  Versicherung  nicht  fortzusetzen.  Hat  der  Versiche¬ 
rungsnehmer  eine  solche  Erklärung  nicht  rechtzeitig  ab¬ 
gegeben,  so  ist  er  zur  Zahlung  der  Prämie  verpflichtet. 

Forderungen  aus  laufender  Rechnung, 
Kassenscheinen  und  E  i  n  1  a  g  e  b  ü  c  h  e  r  n. 

§  4.  (i)  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  und  aus 
Einlagen  gegen  Kassenscheine  sind  mit  der  Einschrän¬ 
kung  gemeldet,  daß  innerhalb  eines  Kalendermonats  bei 
Landes-  und  Aktienbanken  Zahlung  bis  zur  Höhe  von 
3  Prozent  der  am  i.  August  1914  bestandenen  Forde¬ 
rung,  mindestens  aber  von  400  K  und  höchstens  von 
lüoo  K,  bei  anderen  Kreditstellen  mit  Ausnahme  der 
Raiffeisenkassen  (Gesetz  vom  i.  Juni  1889,  R.-G.-Bl. 
Nr.  91)  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  2  Prozent  jener 
Forderung,  mindestens  aber  von  200  K  und  höchstens 
von  500  K,  und  bei  Raiffeisenkassen  Zahlung  bis  zur 
Höhe  von  50  K  begehrt  werden  kann. 

(2)  Gegen  das  Begehren  um  Überweisung  von  Forde¬ 
rungen  aus  laufender  Rechnung  auf  bestehende  oder  nen 
zu  eröffnende  Konti  bei  derselben  Kreditstelle  kann  die 
Stundung  nicht  eingewendet  werden;  doch  kann  die 
Auszahlung  der  überwiesenen  Beträge  während  der 
Dauer  der  Stundung  nicht  gefordert  werden. 

§  5.  Forderungen  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch, 
die  vor  dem  i.  August  1914  gemacht  wurden,  sind  mit 
der  Einschränkung  gestundet,  daß  von  derselben  Einlage 
innerhalb  eines  Kalendermonats  bei  Landes-  und  Aktien¬ 
banken  sowie  Sparkassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von 
200  K,  bei  anderen  Kreditstellen  mit  Ausnahme  der 
Raiffeisenkassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  100  K  und 
hei  Raiffeisenkassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  50  K 
begehrt  werden  kann. 

§  6.  Hat  eine  Kreditstelle  auf  Grund  laufender  Rech¬ 
nung,  auf  eine  Einlage  gegen  Kassenschein  oder  gegen 
Einlagebuch  mehr  gezahlt,  als  jeweils  nach  den  früheren 
Stundungsverordnungen  und  n^'ch  dieser  Verordnung 
zurückgefordert  werden  konnte,  so  kann  sie  den  Mehr¬ 
betrag  bei  einem  neuen  Zahlungsbegehren  einrechnen. 

Ersatzansprüche  aus  der  Bezahlung 
bevorrechteter  Forderungen.  §  7.  Forde¬ 
rungen  auf  Ersatz  der  für  einen  Dritten  bezahlten 
Schuld  an  Steuern  oder  öffentlichen  Abgaben  unterliegen 


der  Stundung  nach  den  Bestimmungen  des  §  i,  genießen 
aber  im  Exekutionsverfahren  das  Vorrecht  der  berich¬ 
tigten  Forderung.  Die  Bestimmungen  des  §  54  K.-O.  und 
des  §  24  Ausgl.-O.  bleiben  unberührt. 

Einfluß  der  höheren  Gewalt  auf 
Wechsel  und  Schecks.  §  8.  (i)  Steht  bei 

Wechseln  oder  Schecks,  ohne  Unterschied  des  Zah¬ 
lungsortes  und  des  Ausstellungstages,  der  Präsentation 
oder  der  Protesterhebung  ein  infolge  der  kriegerischen 
Ereignisse  eingetretenes  unüberwindliches  Hindernis 
(höhere  Gewalt)  entgegen,  so  wird  die  Zahlungszeit, 
die  Frist  für  die  Präsentation  zur  Annahme  oder  zur 
Zahlung  und  für  die  Protesterhebung  um  so  viel  hinaus¬ 
geschoben,  als  erforderlich  ist,  um  nach  Wegfall  des 
Hindernisses  die  wechselrechtliche  Handlung  vorzu¬ 
nehmen,  mindestens  aber  bis  zum  Ablauf  von  zehn  Werk¬ 
tagen  nach  Wegfall  des  Hindernisses.  Im  Protest  ist 
das  Hindernis  und  dessen  Dauer  soweit  als  tunlich  fest¬ 
zustellen. 

(2)  Für  Wechsel  und  Schecks,  die  vor  dem  i.  Oktober 
1915  ausgestellt  wurden,  und  in  Galizien  oder  in  der 
Bukowina  zahlbar  sind,  ferner  für  Wechsel  und  Schecks, 
die  zwischen  dem  i.  August  1914  und  dem  30.  Sep¬ 
tember  1915  ausgestellt  wurden,  und  deren  Bezogener, 
und  bei  eigenen  Wechseln,  deren  Aussteller  in  Galizien 
oder  in  der  Bukowina  wohnhaft  ist  (Art.  4,  Z.  8,  und 
Art.  97  W.-O.),  wird  der  Zahlungstag  und  die  Frist 
für  die  Präsentation  zur  Annahme  oder  zur  Zahlung 
vorläufig  auf  den  ersten  Januar  1916  hinausgeschoben. 
Dementsprechend  verschiebt  sich  auch  die  Frist  für  die 
Protesterhebung. 

(3)  Bei  Wechseln  und  Schecks,  die  nach  dem  30.  Sep¬ 
tember  1915  ausgestellt  werden,  findet  unbeschadet  der 
Bestimmungen  des  ersten  Absatzes  eine  gesetzliche 
Stundung  nicht  statt. 

Z  i  n  s  e  n  V  e  r  g  ü  t  u  n  g  und  K  a  s  s  e  n  s  k  o  n  t  0. 

§  9.  (i)  Für  die  Zeit,  um  die  infolge  der  Stundung  (§§  i, 
3,  4  5  und  8)  die  Zahlung  hinausgeschoben  wird,  sind 
die  gesetzlichen  oder  die  nach  dem  Vertrage  gebührenden 
höheren  Zinsen  zu  entrichten. 

(2)  Bei  Berechnung  des  Betrages,  der  aus  einer  ge¬ 
stundeten  Forderung  nach  Ablauf  der  Stundung  zu 
leisten  ist,  darf  im  Zweifel  der  Kassenskonto  nicht  ab¬ 
gezogen  werden. 

Verjährungs-  und  Klagefristen.  §  10.  Die 
Dauer  der  Stundung  wird  bei  der  Berechnung  der  Ver¬ 
jährungsfrist  und  der  gesetzlichen  Fristen  zur  Erhebung 
der  Klage  nicht  eingerechnet. 

Kündigung  und  vereinbarte  Rechts¬ 
nachteile.  §  II.  (i)  Die  Kündigung  einer  Geld¬ 
forderung,  die,  wenn  sie  fällig  wäre,  der  Stundung  unter¬ 
läge,  gilt  als  erklärt: 

a)  am  i.  Oktober  1914,  wenn  sie  zwischen  dem 
I.  August  und  dem  28.  September  1914  erklärt  worden 
ist; 

b)  am  I.  Dezember  1914,  wenn  sie  zwischen  dem 
29.  September  und  dem  25.  November  1914  erklärt 
worden  ist; 

c)  am  I.  Februar  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  26.  No¬ 
vember  1914  und  dem  31.  Januar  1915  erklärt  worden 
ist ; 

d)  am  I.  April  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  i.  Fe¬ 
bruar  und  dem  31.  März  1915  erklärt  worden  ist; 

e)  am  i.  Juli  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  i.  April 
und  dem  31.  Mai  1915  erklärt  worden  ist; 

f)  am  I.  Oktober  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  i.  Juni 
und  dem  30.  September  1915  erklärt  worden  ist  oder 
erklärt  wird ; 

g)  am  I.  Januar  1916,  wenn  sie  zwischen  dem  i.  Ok¬ 
tober  und  dem  31.  Dezember  1915  erklärt  wird. 

(2)  Von  einer  auf  diese  Weise  fällig  gewordenen 
Geldforderung  können  während  der  Zeit,  um  die  durch 
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die  Stundung  die  Zahlung  des  fälligen  Betrages  hinaus¬ 
geschoben  wird,  nur  die  nach  dem  Vertrage  gebührenden 
Zinsen  gefordert  werden. 

(3)  Das  dem  Gläubiger  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Zahlung  von  Zinsen,  Annuitäten  oder  Raten 
privatrechtlicher,  vor  dem  i.  August  1914  entstandener 
Geldforderungen  vertragsmäßig  eingeräumte  Recht  zur 
Kündigung  oder  sofortigen  Rückforderung  von  Kapitals¬ 
beträgen  oder  sonstige  für 'den  bezeichneten  Fall  ver- 
'  einbarte  Rechtsnachteile  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur 
Zahlung  von  Verzugszinsen  können  nicht  geltend  ge¬ 
macht  werden,  wenn  der  Schuldner  nur  mit  Zinsen,  An¬ 
nuitäten  oder  Raten  im  Rückstände  ist,  die  vor  dem 
I.  Januar  1916  fällig  geworden  sind  oder  fällig  werden. 

Aufrechnung.  §  12.  Der  Umstand,  daß  eine 
Forderung  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
gestundet  ist,  steht  ihrer  Aufrechnung  gegen  eine  an¬ 
dere  Forderung  nicht  entgegen. 

Prozeßrechtliche  Vorschriften.  §  13. 

.  (i)  Das  gerichtliche  Verfahren  über  Klagen,  mit  denen 
die  Zahlung  gestundeter  Forderungen  begehrt  wird,  ist 
bis  zum  Ablaufe  der  Stundungsfrist  nicht  fortzusetzen, 
es  sei  denn,  daß  der  Beklagte  die  Aufnahme  des  unter¬ 
brochenen  Verfahrens  beantragt.  Wenn  jedoch  schon 
vor  dem  i.  August  1914  die  erste  Tagsatzung  im  Sinne 
des  §  239  Z.-P.-O.  oder  eine  mündliche  Streitverhand¬ 
lung  stattgefunden  hat,  ist  das  gerichtliche  Verfahren 
fortzusetzen,  und  im  Urteil  die  Frist  für  die  Leistung 
einschließlich  der  Prozeßkosten  derart  zu  bestimmen, 
daß  sie-  vom  letzten  Tage  der  Stundungsfrist  (§  i)  be¬ 
ginnt.  Wurde  dieser  Tag  kalendermäßig  angegeben,  so 
verschiebt  sich  der  Beginn  der  Leistungsfrist  auf  den 
Tag,  an  dem  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
Zahlung  zu  leisten  ist. 

Exekution.  §  14.  (i)  Exekutionshandlungen,  ein¬ 
schließlich  der  Exekution  zur  Sicherstellung,  zu  gunsten 
gestundeter  Forderungen  sind  während  der  Stundungs¬ 
frist  nicht  zu  bewilligen,  bereits  bewilligte  nicht  zu 
vollziehen.  Ein  anhängiges  Exekutionsverfahren  mit 
Ausnahme  der  Zwangsverwaltung  und  Zwangsverpach¬ 
tung  ist  nicht  fortzusetzen.  Schon  zugestellte  Über¬ 
weisungsbeschlüsse  bleiben  wirksam.  Durch  Exekution 
eingebrachte  Beträge  sind  zu  verteilen. 

(2)  Exekutionshandlungen,  die  vorgenommen  wurden, 
bevor  die  kaiserliche  Verordnung  vom  13.  August  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  216,  beim  Exekutionsgerichte  bekannt  ge¬ 
worden  ist,  bleiben  wirksam. 

(3)  Einstweilige  Verfügungen  zu  gunsten  gestundeter 
Forderungen  können  bewilligt  und  vollzogen  werden. 

Richterliche  Stundung.  §  15.  (i)  Den  in 
§  I,  Abs.  I,  bezeichneten  Personen  kann  das  angerufene 
Gericht  für  Verpflichtungen  aller  Art  nach  den  fol¬ 
genden  Bestimmungen  (§§  16 — 19)  Stundung  gewähren 
und  ebenso  aussprechen,  daß  Rechtsnachteile,  die  für 
den  Fall  nicht  rechtzeitiger  Erfüllung  vereinbart  worden 
sind,  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von  Ver¬ 
zugszinsen  nicht  eintreten  oder  aufgehoben  werden. 

(2)  Das  Gericht  kann  ferner  erkennen,  daß  die 
Rechtsfolgen  des  Nichteintrittes  einer  Bedingung  nach¬ 
gesehen  oder  aufgehoben  werden,  wenn  der  Eintritt  der 
Bedingung  durch  die  kriegerischen  Ereignisse  unmög¬ 
lich  geworden  ist.  Erforderlichenfalls  ist  für  die  Er¬ 
füllung  der  Bedingung  eine  neuerliche  Frist  zu  setzen. 

§  16.  (i)  Das  Prozeßgericht  kann  auf  Antrag  des 
Beklagten,  wenn  dessen  wirtschaftliche  Lage  es  recht¬ 
fertigt  und  der  Gläubiger  dadurch  keinen  unverhältnis¬ 
mäßigen  Nachteil  erleidet,  hinsichtlich  von  Forde¬ 
rungen,  die  von  der  gesetzlichen  Stundung  ausgenommen 
sind,  im  Urteil  eine  längere  als  die  gesetzmäßige 
Leistungsfrist  bestimmen.  Eine  solche  Frist  kann  für 
die  ganze  Forderung  oder  einen  Teil,  jedoch  nicht  über 


den  31.  Dezember  1915  hinaus  gewährt  werden.  Eine 
bis  einschließlich  30.  September  1915  gewährte  oder 
nach  §  16  der  Verordnung  vom  25.  Mai  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  139,  bis  zu  diesem  Tage  verlängerte  richterliche 
Stundung  gilt  als  bis  einschließlich  31.  Dezember  1915 
verlängert;  das  Gericht  kann  jedoch  auf  Antrag  des 
Gläubigers  und  nach  Einvernehmung  des  Schuldners 
(§  56  E.-O.)  eine  Abkürzung  der  Frist  beschließen. 

(2)  Der  Beklagte  hat  die  tatsächlichen  Behauptungen, 
auf  die  er  seinen  Antrag  stützt,  glaubhaft  zu  machen. 

(3)  Das  Gericht  kann  die  Bewilligung  der  Frist  von 
einer  Sicherheitsleistung  abhängig  machen. 

(4)  Gegen  die  Bewilligung  der  richterlichen  Stun¬ 
dung,  ferner  gegen  deren  Verweigerung  durch  das  Ge¬ 
richt  11.  Instanz  findet  kein  Rechtsmittel  statt. 

(5)  Diese  Bestimmungen  finden  auf  Forderungen  aus 
Wechseln  oder  Schecks  keine  Anwendung. 

§  t?-  (i)  Der  Schuldner  kann  beim  Bezirksgerichte, 
in  dessen  Sprengel  der  Gläubiger  seinen  Wohnsitz  hat, 
unter  Anerkennung  der  Forderung  des  Gläubigers 
dessen  Ladung  zur  Verhandlung  über  die  Bestimmung 
einer  Zahlungsfrist  für  eine  von  der  gesetzlichen  Stun¬ 
dung  ausgenommene  Schuldverbindlichkeit  beantragen. 
Einen  solchen  Antrag  kann  der  Schuldner  auch  dann 
stellen,  wenn  seine  Verbindlichkeit  in  einem  exekutions¬ 
fähigen  Notariatsakte  festgestellt  ist. 

(2)  Das  Gericht  hat  in  dem  auf  Antrag  des  Gläubigers 
zu  fällenden  Anerkenntnisurteil,  wenn  jedoch  die  Par¬ 
teien  in  einem  über  die  Schuldverbindlichkeit  abge¬ 
schlossenen  gerichtlichen  Vergleiche  dem  Gerichte  die 
Bestimmung  einer  Zahlungsfrist  überlassen  oder  wenn 
die  Verbindlichkeit  des  Schuldners  in  einem  exekutions¬ 
fähigen  Notariatsakte  festgestellt  ist,  in  einem  be¬ 
sonderen  Beschlüsse  über  die  Zahlungsfrist  zu  erkennen. 
Die  Kosten  der  Verhandlung  hat  der  Schuldner  dem 
Gläubiger  zu  ersetzen,  es  sei  denn,  daß  der  Gläubiger 
das  außergerichtlich  vom  Schuldner  gestellte  und  offen¬ 
bar  begründete  Begehren  um  Stundung  abgelehnt  hat. 

(3)  Die  Bestimmungen  des  §  16  finden  entsprechende 
Anwendung. 

§  18.  (i)  Wenn  durch  richterliche  Stundung  die  Be¬ 
zahlung  von  Bestandzinsen  in  Raten  bewilligt  wurde, 
treten  Rechtsnachteile,  die  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Erfüllung  vereinbart  worden  sind,  nur  bei  nicht 
rechtzeitiger  Entrichtung  dieser  Raten  ein. 

(2)  Wird  eine  solche  Rate  nicht  rechtzeitig  ent¬ 
richtet,  so  kann  der  Bestandgeber  dem  Bestandnehmer 
mit  Wirksamkeit  für  den  nächsten  Kündigungstermin 
kündigen. 

§  19.  (i)  Das  Exekutionsgericht  kann  auf  Antrag 
des  Verpflichteten  unter  den  im  §  16,  Abs.  i,  bezeich¬ 
neten  Voraussetzungen  die  Exekution  zu  gunsten  einer 
Forderung,  die  von  der  gesetzlichen  Stundung  ausge¬ 
nommen  ist,  bis  längstens  31.  Dezember  1915  auf¬ 
schieben  und  die  Aufhebung  bereits  vollzogener  Exe¬ 
kutionsakte  auch  ohne  die  in  §  43,  Abs.  2  E.-O.,  ver¬ 
langte  Sicherheitsleistung  anordnen.  Eine  solche  Auf¬ 
schiebung  ist  unzulässig,  wenn  das  Prozeßgericht  be¬ 
reits  gemäß  §§  16  oder  17  eine  Zahlungsfrist  be¬ 
willigt  hat. 

(2)  Auf  die  Bewilligung  der  Aufschiebung  finden  die 
Bestimmungen  des  §  16,  Abs.  2 — 4,  entsprechende  An¬ 
wendung. 

(3)  Eine  nach  den  Bestimmungen  der  früheren  Stun¬ 
dungsverordnungen  aufgeschobene  Exekution  kann, 
wenn  die  Aufschiebungsfrist  nicht  bereits  vor  dem 
30.  September  1915  abgelaufen  ist,  unter  denselben 
Voraussetzungen  auf  Antrag  des  Verpflichteten  weiter 
bis  längstens  31.  Dezember  1915  aufgeschoben  werden. 

(4)  Der  betreibende  Gläubiger  hat  keinen  Anspruch 
auf  Ersatz  der  für  die  aufgeschobene  Exekution  auf¬ 
gelaufenen  Exekutionskosten,  wenn  er  das  außergericht- 
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lieh  vom  Schuldner  gestellte  und  offenbar  begründete 
Begehren  um  Stundung  abgelehnt  hat. 

Gegenseitigkeitsrecht.  §  20.  Insoweit 

Gläubiger,  die  im  Inland  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  haben, 
in  einem  anderen  Staate  privatrechtliche  Forderungen  | 
nur  in  geringerem  Ausmaße  oder  unter  weitergehenden 
Beschränkungen  geltend  machen  können,  als  in  dieser 
Verordnung  bestimmt  ist,  unterliegen  die  Forderungen 
von  Gläubigern,  die  in  diesem  Staat  ihren  Wohnsitz 
(Sitz)  haben,  den  gleichen  Einschränkungen.  1 

§  21.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Oktober  1915  in  j 
Wirksamkeit.  Gleichzeitig  tritt  die  Verordnung  vom  : 
25.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  139,  außer  Kraft.  j 

I 

Verkehr  mit  Flachs.  Eine  Verordnung  des  Handels-  | 
ministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  1 
Ministern  vom  15.  September  1915  über  den  Verkehr 
mit  Flachs  bestimmt: 

Feststellung  der  Flachsernte.  §  i.  Zum 
Zwecke  der  Feststellung  des  zu  gewärtigenden  Ertrages 
der  heurigen  Flachsernte  ist  von  den  Gemeindeämtern 
eine  Aufnahme  der  geernteten  und  eine  möglichst  ge¬ 
naue  Einschätzung  der  zu  erntenden  ungerösteten,  luft¬ 
trockenen  und  entsamten  Rohstengelflachsmengen  in  q 
vorzunehmen. 

Das  Ergebnis  dieser  Aufnahme  ist  längstens  bis 
30.  September  von  den  Gemeindeämtern  den  politischen 
Behörden  I.  Instanz  bekanntzugeben,  welche  hierüber 
unverzüglich  dem  Handelsministerium  zu  berichten 
haben. 

Anzeigepflicht.  §  2.  Wer  zum  Zwecke  der 
Veräußerung  Stengelmaterial  ausarbeitet,  ist  ver¬ 
pflichtet,  am  30.  eines  jeden  Monats  Ausweise  über  die 
Mengen  der  bezogenen  Stengelflachse  und  das  hieraus 
hergestellte  Fertigmaterial  (Flachs  und  Werg)  zu  ' 
Händen  des  Vereines  der  Flachsspinner  Österreichs  in 
Trautenau  abzuliefern,  welche  zur  Entgegennahme 
dieser  Ausweise  beauftragt  ist. 

Die  erste  Anzeige  hat  alle  Vorräte  zu  umfassen, 
während  sich  die  nächstfolgenden  nur  auf  jene  Mengen 
zu  erstrecken  haben,  welche  seit  der  unmittelbar  vorher¬ 
gegangenen  Anzeige  bezogen  oder  ausgearbeitet  worden 
sind,  und  auf  das  daraus  hergestellte  Fertigmaterial. 

§  3.  Der  Verein  der  Flachsspinner  hat  über  Wahr¬ 
nehmungen  in  Betreff  der  Versäumung  der  im  §  2  fest¬ 
gestellten  Verpflichtungen  dem  Handelsministerium  zu 
berichten. 

Sollte  sich  die  Besichtigung  der  Lagerräume  oder 
sonstigen  Anlagen  oder  die  Einsicht  in  Bücher  und 
Korrespondenzen  als  notwendig  erweisen,  so  trifft  das 
Handelsministerium  die  erforderliche  Verfügung  und 
bestimmt  das  Kontrollorgan. 

Flachsverkauf.  Anbotzwang.  Höchst¬ 
preise.  §  4.  Wer  zum  Zwecke  der  Veräußerung 
Stengelflachs  österreichischer  Provenienz  ausarbeitet, 
ist  verpflichtet,  das  gesamte  gewonnene  Spinnmaterial 
(Flachs  und  Werg)  unverzüglich  der  Zentraleinkaufs¬ 
stelle  des  Vereines  der  Flachsspinner  Österreichs  in 
Trautenau  unter  Beobachtung  der  nachgenannten 
Höchstpreise  zum  Kaufe  anzubieten.  Die  gleiche  Ver¬ 
pflichtung  hat  jeder,  der  ausgearbeitetes  Flachs-  und 
Wergmaterial  österreichischer  Provenienz  zu  Verkaufs¬ 
zwecken  besitzt.  Der  Zentraleinkaufsstelle  steht  über¬ 
dies  das  Recht  zu,  auf  Grund  der  vorliegenden  Vorrats¬ 
anzeigen  vor  der  Anbietung  Flachs  und  Werg  zu  den 
Höchstpreisen  anzufordern. 

Die  Zentraleinkaufsstelle  ist  verpflichtet,  über  das 
Anbot  —  wenn  tunlich  auch  auf  Grund  vorgelegter  ver¬ 
läßlicher  Muster  —  innerhalb  21  Tagen  zu  entscheiden 
und  das  von  ihr  gekaufte  Material  sofort  zu  übernehmen 
und  bar  zu  bezahlen. 


Geht  dem  Anbotsteller  innerhalb  21  Tagen  keine  Ent¬ 
scheidung  der  Zentraleinkaufsstelle  zu,  so  kann  er  über 
diesen  Vorrat  verfügen. 

Bei  Nichtübernahme  der  angebotenen  Flachse  seitens 
der  Zentraleinkaufsstelle  trägt  diese  die  gesamten 
Kosten  des  Hin-  und  Rücktransportes  einschließlich  der 
Versicherungskosten. 

§  5.  Als  Höchstpreise  für  in  Österreich  ausgearbeitete, 
lufttrockene,  lagerfeste  Ware  werden  bestimmt: 

Rronen 
pro  100-^^ 


für 


Schwungflachs,  Wasserröste,  I.  Qualität  . 


II. 

III. 


>} 


270 

220 

180 


Hechelflachs  I.  Qualität,  der  in  der  Spin¬ 
nerei  keiner  Nachhechelung  bedarf 

Brechflachs,  prima . 

„  I.  Qualität . 

11.  . 

III.  „  ..... 

Brechflachswerg  und  Wergflachs,  I.  Qualität 

tt  >)  t)  ,, 

III.  ,, 


270 

220 

200 

180 

160 

120 

90 

60 


„  Brechabfallwerg  (Hatschke),  soweit  es  für 

Zwecke  der  Flachsspinnerei  geeignet  ist  30 

Die  Preise  verstehen  sich  ohne  Emballage,  franko 
der  Ubernahmsstelle  der  Zentraleinkaufsstelle,  bei 
direkter  Versendung  an  Spinnereien  franko  Spinnerei¬ 
station. 

Als  Bindematerial  darf  nur  gleichwertiger  Flachs  ver¬ 
wendet  werden. 

Die  Nässung  der  zur  Ablieferung  gelangenden  Ware 
ist  verboten. 

§  6.  Zum  Zwecke  der  Übernahme  der  Flachse  durch 
die  Zentraleinkaufsstelle  werden  von  dieser  vorläufig  in 
Trautenau,  Deutschbrod  und  in  der  Gegend  von 
Mährisch-Schönberg  übernahmsstellen  geschaffen. 

Die  Vergütung  für  die  von  der  Zentraleinkaufsstelle 
übernommenen  Flachse  ist  mangels  eines  gütlichen 
Übereinkommens  unter  Zuziehung  der  Parteien  vom 
Bezirksgerichte,  in  dessen  Sprengel  sich  die  Ware  be¬ 
findet,  im  außerstreitigen  Verfahren  nach  Anhörung  von 
Sachverständigen  festzusetzen. 

In  diesem  Falle  hat  die  Zentraleinkaufsstelle  bei  der 
Übernahme  vorläufig  den  von  ihr  gebotenen  Kaufpreis 
bar  zu  bezahlen. 

Die  Entscheidung  des  Bezirksgerichtes  kann  binnen 
acht  Tagen  mit  Rekurs  angefochten  werden.  Gegen  die 
Entscheidung  der  II.  Instanz  ist  ein  weiteres  Rechts¬ 
mittel  unzulässig. 

Inwiefern  die  Kosten  des  Verfahrens  von  einer  der 
Parteien  zu  ersetzen  oder  unter  die  Parteien  zu  teilen 
sind,  entscheidet  das  Gericht  nach  freiem  Ermessen. 

Die  Pflicht  zur  Lieferung  wird  durch  das  gerichtliche 
Verfahren  nicht  aufgeschoben. 

Strafbestimmungen.  §  7.  Der  Verkauf  der 
■Bl  §  5  genannten  Materialien  zu  einem  höheren  Preis 
als  zu  den  festgesetzten  Höchstpreisen  ist  verboten.  Wer 
diesem  Verbote  zuwiderhandelt,  bei  Geschäften,  die  zu 
einem  höheren  Preise  abgeschlossen  werden  sollen,  ver¬ 
mittelt  oder  in  anderer  Weise  bei  deren  Abschluß  mit¬ 
wirkt  oder  wer  sich  eine  sonstige  Zuwiderhandlung 
gegen  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  zuschulden 
kommen  läßt,  wird  von  den  politischen  Behörden  erster 
Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder  Arrest¬ 
strafen  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft,  insoferne  die 
Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 


S  c  h  1  u  ß  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  §  8.  Diese  Verord¬ 
nung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kundmachung  in  Wirk¬ 
samkeit,  Von  diesem  Tage  angefangen  darf  Stengel¬ 
flachs  der  Ernte  1915  nur  an  österreichische  Brechereien 
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frei  verkauft  werden,  welche  nicht  mit  Flachsspinne¬ 
reien  verbunden  sind.  Der  Verkauf  an  andere 
Brechereien  ist  an  die  einvernehmliche  Zustimmung  des 
Ackerbauministeriums  und  Handelsministeriums  ge¬ 
bunden:  zum  Transporte  ist  in  diesem  Falle  eine  Be¬ 
scheinigung  der  beiden  Zentralstellen  erforderlich. 

Gleichzeitig  tritt  §  i  der  Verordnung  vom  30.  Juli 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  219,  außer  Kraft. 

Vorratserhebung  von  Baumwolle  und  baum¬ 
wollenen  Gespinsten  und  Beschränkung  der  Ver¬ 
arbeitung  von  Baumwolle.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  und  Ministers  für  Landesverteidigung 
vom  15.  September  1915  verfügt: 

§  I.  Den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  unter¬ 
liegen:  Baumwolle,  roh,  gebleicht  und  gefärbt,  sowohl 
in  Originalballen  als  in  geöf¥netem  Zustand  und  in 
allen  Stadien  der  Verarbeitung  sowie  Baumwollgarne 
jeder  Art,  soweit  nicht  durch  diese  Verordnung  be¬ 
sondere  Ausnahmen  vorgesehen  sind. 

§  2.  Effiloches  und  Kunstbaumwolle  (im  Sinne  der 
Ministerialverordnung  vom  2.  August  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  225)  sowie  Baumwollabfälle  unterliegen  nicht  den 
Bestimmungen  dieser  Verordnung  über  Vorrats¬ 
erhebung. 

§  3.  Wer  die  im  §  i  bezeichneten  Waren  gewerbs¬ 
mäßig  verwendet,  verarbeitet,  erzeugt  oder  in  Ver¬ 
wahrung  hat,  ist  verpflichtet,  nach  Maßgabe  der  fol¬ 
genden  Bestimmungen  die  am  30.  September  1915  in 
seinem  Besitz  oder  in  seiner  Verwahrung  befindlichen 
Mengen  bis  längstens  10.  Oktober  1915  im  Wege  der 
Vereinigten  österreichischen  und  ungarischen  Baum- 
wollzentrale,  Wien,  I.  Maria  Theresienstraße  Nr.  32(34, 
beim  Handelsministerium  anzuzeigen. 

In  der  Eolge  ist  diese  Anzeige  nach  dem  Bestände 
vom  I.  eines  jeden  Monats  bis  ii.  des  betrefifenden 
Monats  zu  erstatten. 

Materialien,  die  sich  am  30.  September  1915  oder  in 
der  Folge  am  i.  eines  Monats  auf  dem  Transporte  be- 
,  finden,  sind  von  dem  Empfänger  unverzüglich  nach  Ein¬ 
treffen  der  Sendung  anzuzeigen.  Materialien,  welche  bei 
Spediteuren  eingelagert  sind,  sind  nicht  von  diesen, 
sondern  von  den  V erfügungsberechtigten  anzuzeigen. 

Befreit  von  der  Anzeigepflicht  sind  diejenigen,  deren 
Gesamtvorräte  geringer  sind  als  300  kg  in  allen  ihren 
Lager-,  beziehungsweise  Betriebsstätten  zusammen¬ 
genommen. 

Die  Anzeigen  haben  ausschließlich  auf  den  amtlichen, 
durch  die  Baumwollzentrale  zu  beziehenden  Scheinen, 
die  in  allen  Rubriken  auf  Grund  der  besonderen,  aus 
diesen  Scheinen  ersichtlichen  Bestimmungen  auszu¬ 
füllen  sind,  zu  erfolgen. 

Für  die  im  Besitze  der  k.  k.  Staatsbahnen  befindlichen 
-Vorräte  gelten  besondere  Bestimmungen. 

§  4.  Das  Mischen,  Bleichen,  Färben,  Verspinnen  und 
sonstige  Verarbeiten  von  Baumwolle  allein  oder  mit 
irgend  welchen  anderen  Spinnstoffen  ist  vom  20.  Sep¬ 
tember  1915,  6  Uhr  morgens  an,  nur  insoweit  gestattet, 
als  die  daraus  hergestellten  Erzeugnisse  unmittelbar 
oder  mittelbar  zur  Erfüllung  von  Aufträgen  der 
Militärverwaltung  oder  einer  k.  k.  oder  k.  ung.  Behörde 
■oder  zur  Herstellung  von  Artikeln  erforderlich  sind, 
deren  Erzeugung  laut  des  angeschlossenen  Verzeich¬ 
nisses  zulässig  ist. 

Der  Nachweis  dieser  Verwendung  ist  dem  Handels¬ 
ministerium  im  Wege  der  Baumwollzentrale  wie  folgt 
,  zu  erbringen : 

a)  Für  Erzeugnisse,  die  zur  Erfüllung  von  Auf- 
i-  trägen  der  Militärverwaltung  odier  einer  k.  k.  oder 
'  k.  ung.  Behörde  dienen,  durch  eine  vom  direkten  Liefe¬ 


ranten  dieser  Behörde  in  duplo  auszustellende  eides- 
stättige  Erklärung  über  den  Verwendungszweck  dieser 
Erzeugnisse.  Falls  sie  nicht  von  dem  direkten  Heeres¬ 
lieferanten  selbst  bezogen  werden,  ist  diese  Erklärung 
von  allen  an  der  Lieferung  beteiligten  Firmen  mit  aus¬ 
zufüllen  und  zu  fertigen. 

b)  Für  die  laut  des  angeschlossenen  Verzeichnisses 
zur  Erzeugung  zugelassenen  Artikel  durch  Bestätigung 
der  Baumwollzentrale. 

Gestattet  ist  ohne  weiteren  Nachweis  die  Verwendung 
von  Baumwollgarnen  zur  Herstellung  von  Spindel¬ 
schnüren  und  Baumwollseilen  für  den  eigenen  Betrieb. 

§  5-  Baumwollspinnereien  sowie  Rohbaumwolle  ver¬ 
arbeitende  Abfall-  und  Vigognespinnereien  dürfen  in 
der  Zeit  vom  20.  September  bis  5.  Oktober  1915  die  Er¬ 
zeugung  ohne  Rücksicht  auf  die  Verwendung  der  Ge¬ 
spinste  fortsetzen,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß 
die  Gesamterzeugung  in  dieser  Periode,  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  den  Verwendungszweck  der  Garne,  nicht  mehr 
als  ein  Drittel  der  Vollerzeugung  betragen  darf.  Unter 
Vollerzeugung  wird  für  die  genannten  Spinnereien  die¬ 
jenige  Zahl  von  Spindelstunden  angesehen,  die  sich  aus 
der  Multiplikation  der  betriebsfähigen  Spinnspindeln 
mit  der  Zahl  140  ergibt.  Die  Spinnereien  dürfen  daher 
in  der  Periode  vom  20.  September  bis  5.  Oktober  1915 
nur  den  dritten  Teil  der  so  ermittelten  Spindelstunden 
in  Betrieb  sein. 

Nach  dem  5.  Oktober  1915  unterliegen  auch  die  in 
diesem  Paragraphen  genannten  Betriebe  den  allge¬ 
meinen  Bestimmungen  des  §  4. 

§  6.  Ausgenommen  von  der  Verarbeitungsbeschrän¬ 
kung  (§§  4  und  5)  sind  diejenigen  Mengen  von  ge¬ 
bleichter  oder  gefärbter  Baumwolle  in  allen  Stadien  der 
Verarbeitung,  die  am  20.  September  1915  bereits  ge¬ 
bleicht  oder  gefärbt  waren  oder  sich  im  Bleich-  oder 
Färbverfahren  befanden. 

Freigegeben  zu  beliebiger  Verwendung  bleiben  den 
Baumwolle  verarbeitenden  Betrieben  mit  Ausnahme 
von  Baumwollspinnereien  und  Rohbaumwolle  ver¬ 
arbeitenden  Abfall-  und  Vigognespinnereien  10  Prozent 
von  dem  bei  der  Vorratsaufnahme  vom  30.  September 
vorhandenen  eigenen  Vorrat  an  Baumwolle,  jedoch  min¬ 
destens  1000  und  höchstens  5000  feg. 

Ebenso  unterliegt  Baumwolle,  welche  nach  dem 
I.  September  1915  aus  dem  Ausland  in  das  öster¬ 
reichisch-ungarische  Zollgebiet  eingeführt  worden  ist, 
nicht  den  Bestimmungen  der  Verordnung  betreffs  Ver¬ 
arbeitung. 

§  7.  Das  Handelsministerium  kann  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Interesses  Ausnahmen  von  den  Bestim¬ 
mungen  über  die  Verarbeitungsbeschränkung  bewilligen. 
Die  diesbezüglichen  Ansuchen  sind  im  Wege  der  Baum¬ 
wollzentrale  einzureichen. 

§  8.  Zur  Sicherung  der  Einhaltung  der  Bestimmungen 
dieser  \Trordnung  kann  das  Handelsministerium  eigene 
Kontrollorgane  aufstellen,  die  zu  allen  von  der  Ver¬ 
ordnung  betroffenen  Betrieben  jederzeit  Zutritt  haben 
und  denen  über  Verlangen  Einsicht  in  alle  Geschäfts¬ 
bücher,  Korrespondenzen  und  sonstige  Aufschreibungen 
zu  gewähren  ist. 

§  9.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  IO.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 
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der  Artikel,  für  welche  Baumwollgarne  im  Sinne  des 
§  4  außer  zur  Erfüllung  von  Aufträgen  der  Militär¬ 
verwaltung  hergestellt  werden  dürfen: 

1.  Nähzwirne, 

2.  Strick-  und  Häkelgarne, 

3.  Baumwollstoffe  zur  Herstellung  von  Getreide-, 
Mehl-,  Zucker-,  Düngemittel-  und  Salzsäcken. 

Vorratserhebung  von  Baumwollwaren  sowie 
Verarbeitungs-  und  Veräußerungsbeschränkungen 
von  Baumwollgarnen  und  -waren.  Eine  Verordnung 
des  Handelsministers  und  Ministers  für  Landesverteidi¬ 
gung  vom  15.  September  1915  bestimmt: 

Vorratserhebung.  §  i.  Der  Vorratserhebung 
unterliegen  Web-  und  Wirkwaren,  die  aus  Baumwoll¬ 
garnen  allein  oder  gemischt  mit  Leinengarnen  herge¬ 
stellt  sind,  und  zwar: 

a)  Baumwollstoffe  nach  Vorschrift  der  Militärver¬ 
waltung; 

b )  andere  Baumwollstoffe,  bei  denen  Garne  unter 
Nr.  60  englisch  verwendet  sind,  mit  Ausnahme  von 
Möbel-  und  Vorhangstoffen,  Gardinen,  Spitzen,  Tüllen 
und  Stickereien; 

c)  fertige  Männerwäsche  aus  Baumwolle  gestrickt, 
gewirkt  oder  aus  baumwollenen  Web-  und  Wirkstoffen 
hergestellt ; 

d)  andere  für  militärische  Zwecke  dienende,  aus 
Baumwollstoffen  konfektionierte  Artikel  (wie  Uni¬ 
formen,  Bettensorten,  Rucksäcke,  Brotsäcke,  Zelt¬ 
blätter,  Nackenschützer,  Leibbinden,  Baschliks  u.  s.  w.) 
in  allen  Stadien  der  Verarbeitung; 

e )  rohe  und  gebleichte  Baumwollwatte  und  andere  aus 
Baumwolle  hergestellte  Sanitätsartikel. 

Der  \^orratserhebung  unterliegt  ferner  fertige 
Männerwäsche  aus  Halbwolle  oder  reiner  Wolle  gewirkt 
oder  gestrickt  oder  aus  halbwollenen,  beziehungsweise 
wollenen  Web-  und  Wirkstoffen  hergestellt. 

§  2.  Personen,  Firmen,  Vereine  und  autonome  Körper¬ 
schaften,  welche  die  im  §  i  bezeichneten  Gegenstände 
gewerbsmäßig  oder  zu  gemeinnützigen  Zwecken  er¬ 
zeugen,  verwenden,  verarbeiten  oder  in  Verwahrung 
haben,  sind  verpflichtet,  nach  Maßgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  die  am  30.  September  1915  iii  ihrem 
Besitze  oder  in  ihrer  Verwahrung  befindlichen  Mengen 
bis  längstens  8.  Oktober  im  Wege  der  Vereinigten 
österreichischen  und  ungarischen  Baumwollzentrale  in 
Wien,  1.  Maria  Theresienstraße  Nr.  32/34,  beim 
Handelsministerium  anzuzeigen. 

Waren,  die  sich  am  30.  September  auf  dem  Trans¬ 
porte  befinden,  sind  von  dem  Empfänger  unverzüglich 
nach  dem  Eintreffen  der  Sendung  anzuzeigen.  Waren, 
welche  bei  Spediteuren  eingelagert  sind,  sind  nicht  von 
diesen,  sondern  von  den  Verfügungsberechtigten  anzu¬ 
zeigen. 

Wer  in  den  im  §  i  angeführten  Gegenständen  direkte 
Lieferungsaufträge  seitens  des  k.  u.  k.  Kriegsmini¬ 
steriums,  k.  k.  Ministeriums  für  Landesverteidigung 
oder  des  k.  ung.  Landesverteidigungsministeriums  hat, 
ist  unbeschadet  der  Anzeigepflicht  gehalten,  diejenigen 
Mengen  nach  Maß  (Stückzahl)  und  beiläufigem  Ge¬ 
wichte  bekanntzugeben,  zu  deren  Lieferung  er  am 
30.  September  1915  noch  verpflichtet  ist.  Als  noch  zu 
liefernd  gelten  im  Sinne  dieser  Verordnung  jene 
Mengen,  welche  der  Lieferant  am  30.  September  1915 
noch  nicht  einer  Transportanstalt  zur  Beförderung  an 
die  bestellende  Behörde  übergeben  hat. 

Die  Anzeigen  haben  ausschließlich  auf  den  amtlichen, 
von  der  Baumwollzentrale  zu  beziehenden  Scheinen,  die 
in  allen  Rubriken  genau  auszufüllen  sind,  zu  erfolgen. 

Befreit  von  der  Anzeigepflicht  sind  diejenigen,  deren 
gesamte  Vorräte  in  allen  ihren  Betriebsstätten  oder 


Lagerräumen  insgesamt  geringer  sind  als  5000  in  von 
anzuzeigenden  Stoffen  oder  500  Stück  konfektionierter 
Artikel,  wenn  die  Vorräte  aus  verschiedenen  Sorten, 
oder  1000  in,  beziehungsweise  300  Stück,  wenn  die  Vor¬ 
räte  aus  einer  Sorte  bestehen. 

Ferner  sind  von  der  Anzeigepflicht  befreit  Detail¬ 
händler  und  Hausierer,  in  deren  Geschäftsbetrieb  die 
im  §  I  bezeichneten  Stoffe  überwiegend  im  Ausschnitt 
oder  bei  konfektionierten  Artikeln  stückweise  zum  Ab¬ 
satz  gelangen. 

Für  die  im  Besitze  der  k.  k.  Staatsbahnen  befindlichen 
V^orräte  gelten  besondere  Bestimmungen. 

Verarbeitungs-  und  Veräußerungs¬ 
beschränkungen.  §  3.  Ab  20.  September  1915 
dürfen  Baumwollgarne  unter  Nr.  60  englisch  allein  oder 
in  Verbindung  mit  anderen  Garnen  nur  zu  solchen  Ar¬ 
tikeln  verarbeitet  werden,  die  nicht  laut  der  ange¬ 
schlossenen  Liste  als  verboten  bezeichnet  sind. 

Jedoch  ist  die  Herstellung  der  laut  dieser  Liste  ver¬ 
botenen  Artikel  nach  dem  20.  September  1915  insoweit 
gestattet,  als  dies 

1.  zur  Erfüllung  von  unmittelbaren  oder  mittelbaren 
Aufträgen  der  Militärverwaltung  oder  einer  k.  k.  oder 
k.  ung.  Behörde, 

2.  zur  Aufarbeitung  der  nachstehend  bezeichneten 
Garnmengen  erforderlich  ist: 

a)  von  rohen  Kettengarnen,  die  am  20.  September 
1915  auf  Scherwalzen  oder  Kettenbäumen  in  Weberei¬ 
betrieben  fertig  sind,  mit  Ausnahme  von  Garnen  über 
Nr.  16  und  unter  Nr.  22  engl.; 

b)  zur  Aufarbeitung  von  am  20.  September  1915  in 
Wirkereibetrieben  vorrätigen,  bereits  gespulten  Garnen; 

c)  von  in  Tüll-,  Gardinen-  und  Spitzenfabriken  am 
20.  September  1915  vorrätigen,  bereits  zur  Fabrikation 
vorbereiteten  Garnen; 

d)  von  gebleichten,  gefärbten  oder  merzerisierten 
Schuß-  oder  Kettengarnen,  insoweit  diese  Garne  am 
20.  September  1915  gebleicht,  gefärbt  oder  merzerisiert 
waren  oder  sich  an  diesem  Tage  im  Bleich-,  Färbe-  oder 
Merzerisierungsverfahren  befunden  haben. 

Wer  von  der  sub  a  bis  d  vorgesehenen  Gestattung 
Gebrauch  machen  will,  hat  dies  mit  einem  von  der 
Baumwollzentrale  zu  beziehenden  und  an  diese  nach 
genauer  Ausfüllung  aller  Rubriken  rückzusendenden  be¬ 
sonderen  Anmeldeschein  anzuzeigen. 

§  4.  Die  am  20.  September  1915  vorhandenen  Vor¬ 
räte  an  rohen  einfachen  Garnen  über  Nr.  16  und  unter 
Nr.  22  engl,  dürfen  nur  unmittelbar  oder  mittelbar  zur 
Erfüllung  von  Aufträgen  der  Militärverwaltung  oder 
einer  k.  k.  oder  k.  ung.  Behörde  oder  zur  Herstellung 
normaler  Militärsorten  verwendet  werden. 

Rohwaren,  die  aus  einfachen  Garnen  über  Nr.  16 
und  unter  Nr.  22  englisch  hergestellt  sind,  dürfen  nur 
unmittelbar  oder  mittelbar  zur  Erfüllung  von  Auf¬ 
trägen  der  Militärverwaltung  oder  einer  k.  k.  oder 
k.  ung.  Behörde  oder  zur  Herstellung  konfektionierter 
Militärsorten  verwendet  werden. 

Diese  Verwendung  der  vorerwähnten  Garne  und  Roh¬ 
waren  ist  mittels  eines  von  der  Baumwollzentrale  zu  be¬ 
ziehenden  und  an  diese  nach  genauer  Ausfüllung  aller 
Rubriken  rückzusendenden  besonderen  Anmeldescheines 
zu  erbringen. 

Jede  andere  Verarbeitung,  Veräußerung  oder  Ab¬ 
lieferung  dieser  Garne  und  Waren  ist  nur  auf  Grund 
einer  besonderen,  im  Wege  der  Baumwollzentrale  ein¬ 
zuholenden  Bewilligung  des  Handelsministeriums  zu¬ 
lässig. 

§  5.  Ausgenommen  von  den  Bestimmungen  des  §  3 
bleibt  die  Verarbeitung  von  Garnen  und  die  Ver¬ 
wendung  von  Waren,  die  nach  dem  i.  September  191S 
aus  dem  Auslande  in  das  österreichisch-ungarische  Zoll¬ 
gebiet  eingeführt  worden  sind  oder  aus  Baumwolle  her- 
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gestellt  sind,  die  nach  diesem  Termin  eingeführt  worden 
ist,  insoweit  die  Einfuhr  nach  diesem  Termin  durch 
eine  mit  Frachtbriefen  und  Fakturen  belegte,  im  Wege 
der  Baumwollzentrale  beim  Handelsministerium  zu  er¬ 
stattende  Anmeldung  nachgewiesen  ist. 

Die  Baumwollzentrale  stellt  über  jede  ordnungs¬ 
gemäße  Anmeldung  eine  Bestätigung  aus,  die  als  Nach¬ 
weis  für  die  freie  Verwendung  solcher  Garne  und 
Waren  aufzubewahren  und  den  Kontrollorganen  vor¬ 
zuweisen  ist. 

§  6.  Das  Handelsministerium  kann  aus  Gründen  des 
öffentlichen  Interesses  Ausnahmen  von  den  in  dieser 
Verordnung  enthaltenen  Erzeugungsbeschränkungen  be¬ 
willigen.  Die  diesbezüglichen  Ansuchen  sind  im  Wege 
der  Baumwollzentrale  einzubringen. 

S  c  h  1  u  ß  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  §  7.  Zur  Sicherung 
der  Einhaltung  der  Bestimmungen  dieser  V erordnung 
kann  das  Handelsministerium  eigene  Kontrollorgane 
aufstellen,  die  zu  allen  von  der  Verordnung  betroffenen 
Betrieben  jederzeit  Zutritt  haben  und  denen  über  Ver¬ 
langen  Einsicht  in  alle  Geschäftsbücher,  Korre¬ 
spondenzen  und  sonstige  Aufschreibungen  zu  ge¬ 
währen  ist. 

§  8.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verzeichnis 

der  Baumwollwaren,  deren  Herstellung  im  Sinne  des 
§  3  der  Ministerialverordnung  vom  15.  September  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  269,  verboten  ist; 

■  I.  Stoffe  für  Haus-  und  Tischwäsche,  als:  Tischzeuge 
und  Tischtücher,  Servietten,  Handtücher  und  Handtuch¬ 
stoffe  im  Stück,  Küchentücher,  Abwischtücher,  Staub¬ 
tücher,  Frottierstoffe,  Inletts,  roh  und  farbig.  Ein¬ 
schütt  u.  s.  w. 

2.  Die  nachbenannten  Bekleidungsstoffe,  und  zwar: 
Stickereistoffe,  Filets,  Tülle,  Schleierstoffe,  Kleider- 
frotees,  Kleidervelvets,  Plüsche,  Samte,  Spitzen  und 
Fransen. 

3.  Stoffe  für  Inneneinrichtung:  Matratzengradl  und 
Drille,  Wandbespannungsstoffe,  Tapeziererstoffe,  Möbel¬ 
stoffe  (auch  Möbelplüsche,  Läufer-  und  Teppichstoffe), 
Tisch-  und  sonstige  Decken,  Vorhangstoffe  aller  Art, 
Fellstoffe,  Kretons,  Kofferstoffe,  Buchbinderstoffe  und 
Gardinen. 

4.  Stoffe  für  technische  Artikel:  Seile,  Stricke,  Bind¬ 
fäden,  Schlauchstoffe,  Walzentücher,  Preßtücher. 

5.  Bänder,  Börteln,  Gurten,  Besatzartikel  und 
Posamenterie. 

6.  Wirkwaren  jeder  Art  mit  Ausnahme  von 

Strümpfen  und  Socken. 

Verboten  ist  ferner  die  Erzeugung  von  Baumwoll¬ 
waren,  die  den  gleichen  Zwecken  dienen  wie  die  unter 
I  bis  4  angeführten  Stoffe  und  im  wesentlichen  als 
gleichwertig  anzusehen  sind,  wenn  sie  auch  unter 
anderen  Bezeichnungen  gehandelt  werden. 

Das  Verbot  erstreckt  sich  nicht  auf  die  sub  i — 6  be- 
zeichneten  Waren,  insoweit  deren  Herstellung  zur  Er¬ 
füllung  von  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Aufträgen 
der  Militärverwaltung  oder  einer  k.  k.  oder  k.  ung.  Be¬ 
hörde  erforderlich  ist. 

Das  Verbot  erstreckt  sich  ferner  nicht  auf  die  Her¬ 
stellung  von  Seilen  und  Schnüren  für  den  eigenen  Be¬ 
trieb  ohne  Rücksicht  auf  die  dazu  verwendeten  Garn¬ 
nummern. 


Einfuhr  von  Getreide,  Hülsenfrüchten  und 
Mahlprodukten.  Eine  Verordnung  des  Ministers  des 
Innern  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
vom  16.  September  1915,  betreffend  die  Einfuhr  von 
Getreide,  Hülsenfrüchten  und  Mahlprodukten  aus  dem 
Zollauslande,  verfügt: 

§  I.  Weizen,  Roggen,  Gerste,  Hafer,  Mais,  Hülsen¬ 
früchte  und  die  daraus  durch  Vermahlen,  Rollen, 
Schroten  und  Schälen  erzeugten  Produkte  und  Abfälle, 
allein  oder  in  Mischungen  auch  mit  anderen  Erzeug¬ 
nissen,  welche  nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung 
aus  dem  Zollauslande  in  das  Gebiet  der  im  Reichsrate 
vertretenen  Königreiche  und  Länder  eingeführt  werden, 
dürfen  nur  durch  die  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  in 
den  inländischen  Verkehr  gebracht  werden. 

Unter  Zollausland  wird  im  Sinne  dieser  Verordnung 
das  besetzte  feindliche  Gebiet  nicht  verstanden. 

§  2.  Wer  die  in  §  i  bezeichnet en  Artikel  aus  dem 
Zollauslande  einführt,  hat  dieselben  an  die  Kriegs- 
getreideverkehrsanstalt  abzugeben. 

Der  Minister  des  Innern  erläßt  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  die  näheren  Bestimmungen 
über  die  Übernahme  durch  die  Kriegsgetreideverkehrs¬ 
anstalt  sowie  die  erforderlichen  Ausführungsbestim- 
niungen ;  er  bestimmt  auch,  unter  welchen  Bedingungen 
diese  Verordnung  auf  die  Durchfuhr  keine  Anwendung 
findet. 

§  3.  Die  Eisenbahn-  und  Dampfschiffahrtsunter¬ 
nehmungen  sind  verpflichtet,  jede  nach  dem  17.  Sep¬ 
tember  1915  aus  dem  Zollauslande  eingelangte  Sendung 
von  Getreide,  Hülsenfrüchten  oder  Mahlprodukten  (§1) 
der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  oder  deren  zustän¬ 
digen  Zweigstelle  gleichzeitig  mit  der  vorschrifts¬ 
mäßigen  Verständigung  des  Adressaten,  unter  Angabe 
der  Aufgabestation  des  Adressaten,  der  Art  und  des 
Gewichtes  der  Sendung  durch  die  Bestimmungsstation 
anzuzeigen. 

§  4.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  werden  von  der  politischen  Behörde 
mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis 
zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Bosnien-Hercegovina. 

Abänderungen  des  Moratoriumsgesetzes.  Das 

Gesetz-  und  Verordnungsblatt  bringt  unter  Nr.  87 
eine  Verordnung,  mit  welcher  die  Bestimmungen  des 
§  6  des  letzten  Moratoriumsgesetzes  vom  30.  Mai  1915 
über  die  Stundung  von  Forderungen  aus  laufender 
Rechnung,  Kassenscheinen  und  Einlagebüchern  dahin 
ergänzt  werden,  daß  für  diese  Forderungen  die  gesetz¬ 
liche  Stundung  mit  31.  August  1915  auf  hört.  Mit  dem 
Aufhören  der  gesetzlichen  Stundung  ist  der  größte  Teil 
der  Bestimmungen  des  letzten  Stundungsgesetzes  gegen¬ 
standslos  gew'orden;  dagegen  bleiben  jene  Vorschriften 
in  Geltung,  die  nicht  eine  gesetzliche  Stundung,  sondern 
die  Behebung  von  Nachteilen  und  Härten  im  Gefolge 
der  kriegerischen  Ereignisse  zum  Gegenstände  haben, 
so  insbesondere  die  Bestimmungen  über  die  richterliche 
Stundung  (§§  18 — 21,  23,  24),  die  es  zulassen,  im  ein¬ 
zelnen  Fall  unter  billiger  Abwägung  der  Interessen  des 
Gläubigers  und  des  Schuldners  diesem  eine  Hinaus¬ 
schiebung  seiner  Zahlungspflicht  zu  bewilligen.  Wirk¬ 
sam  bleiben  ferner  die  Vorschriften  über  den  Einfluß 
der  höheren  Gewalt  auf  Wechsel  und  Schecks  (§  ii), 
dann  die  Vorschriften  des  §  3,  Abs.  4  (Aufhebung  von 
Rechtsnachteilen  wegen  nicht  rechtzeitiger  Zahlung  von 
Lebensversicherungsprämien  während  des  laufenden 
Jahres),  §  14  (Nichteinrechnung  der  Stundungszeit  in 
Verjährungs-  und  Klagefristen)  und  §  ifi,  Abs.  2  (Be¬ 
schränkung  des  vertragsmäßigen  Kündigungs-  und 
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Rückforderungsrechtes  bei  Säumnis  mit  Zinsen,  Annui¬ 
täten  und  Raten  bis  spätestens  am  31.  August  1915  | 
fällig  geworden  sind). 

Zur  Vermeidung  von  Mißverständnissen  hebt  die  Ver¬ 
ordnung  noch  ausdrücklich  hervor,  daß  die  Sonder¬ 
bestimmungen  für  Kreditstellen  in  den  durch  die  Kriegs¬ 
ereignisse  unmittelbar  betroffenen  Bezirken  (Verord¬ 
nung  der  Landesregierung  vom  30.  Mai  1915,  Gesetz- 
und  Verordnungsblatt  Nr.  60)  aufrecht  bleiben. 

Deutschland. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine  amtliche  Be¬ 
kanntmachung  vom  II.  September  1915  bringt  nach¬ 
stehendes  zur  öffentlichen  Kenntnis: 

I.  Es  wird  verboten  die  Aus-  und  Durchfuhr  von: 
Borsten,  rohen  unbearbeiteten  Schweinehaaren,  un¬ 
gebündelt,  Ziegenhaaren, 

Schuhen  mit  Leder-  oder  Kautschuk-  (sogenannten 
Gummi-)  sohlen, 

Lederriemen  (Schnürriemen,  Schuhriemen  aus  Leder), 
Pumpen  zur  Luftentleerung  doppelwandiger  Glas¬ 
gefäße  (Boas-,  Gaedepumpen  u.  a.), 

M  ineralwasserflaschen  (ungefüllt) , 
Rohrreinigungsbürsten, 

Grammophonnadeln, 

Zentrifugen  (Schleudermaschinen), 

Drahtwebstühlen, 

Zink,  gestreckt,  gewalzt,  der  Nr.  857  des  Zolltarifs, 
Zinkdraht  der  Nr.  858  des  Zolltarifs, 
grobe  Zinkgußwaren  und  weiterverarbeitete  Zink¬ 
bleche, 

Zangen  aller  Art. 

II.  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  von: 

Gemüsesamen  aller  Art. 

III.  Das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  unter  I, 
Ziffer  I,  der  Bekanntmachung  vom  17.  August  1915 
(Reichsanzeiger  Nr.  193  vom  gleichen  Tage)  erstreckt 
sich  nicht  auf  Bänder,  Wäscheborden,  Barmer  Bogen  j 
(sogenannte  Festons),  Grätenstiche  und  Nachahmungen! 
von  Madeirastickereien. 

IV.  Das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Thermosflaschen  (Reichsanzeiger  Nr.  53  vom  4.  März 
1915)  erstreckt  sich  auf  alle  doppelwandigen  Glas¬ 
flaschen,  deren  Zwischenraum  zwischen  den  beiden 
Wandungen  luftleer  gepumpt  ist,  und  Ersatzgläser. 

\\  Das  Ausfuhr-  und  Durchfuhrverbot  für  Dampf¬ 
turbinen  (Bekanntmachung  vom  8.  Mai  1915)  wird 
ausgedehnt  auf: 

Teile  von  Dampfturbinen. 

VI.  Das  Ausfuhr-  und  Durchfuhrverbot  für  Kugel¬ 
lager,  soweit  sie  als  Teile  von  Kraftfahrzeugen,  Motor¬ 
pflügen,  Motorbooten,  Motorlokomotiven,  Fahrrädern 
aller  Art  (Bekanntmachung  vom  27.  Juni  1915)  ver¬ 
wendet  werden,  wird  ausgedehnt  auf: 

Kugellager  aller  Art  und  lose  Kugeln  für  Kugellager. 

Änderung  der  Prisengerichtsordnung.  Eine 
kaiserliche  Verordnung  vom  4.  September  1915  be¬ 
stimmt: 

Artikel  i.  Die  Prisengerichtsordnung  wird  dahin  ge¬ 
ändert: 

I.  Im  §  26,  Abs.  I,  erhält  der  Satz  2  folgende 
Fassung: 

Die  Frist  darf  nicht  weniger  als  zwei  Wochen  und 
-soll  in  der  Regel  nicht  mehr  als  drei  Monate  betragen. 

II.  Im  §  28  wird  der  folgende  Satz  hinzugefügt: 
Solange  das  Urteil  noch  nicht  gesprochen  ist,  kann 

das  Gericht  einem  Beteiligten,  der  ohne  sein  Ver¬ 
schulden  verhindert  war,  die  Reklamationsfrist  einzu¬ 
halten,  auf  Antrag  eine  neue  Frist  gewähren. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 


Änderung  des  Gesetzes  über  den  Absatz  von 
Kalisalzen.  Eine  kaiserliche  \^erordnung  vom  7.  Sep¬ 
tember  1915  verfügt: 

Einziger  Paragraph.  In  dem  Gesetz  über  den  Absatz 
von  Kalisalzen  vom  25.  Mai  1910  (R.-G.-Bl.  Seite  775) 
wird 

I.  im  §  17,  Abs.  I,  hinter  den  Worten  ,,am  i.  Januar 
1912“  eingefügt: 

mit  Wirksamkeit  bis  zum  31.  Dezember  1917; 

II.  im  §  20  hinter  Abs.  i  eingeschaltet: 

Für  die  Zeit  vom  i.  Oktober  1915  bis  31.  März  1916 
dürfen  die  Preise  für  das  Inland: 

für  Rohsalze  mit  12 — 15  Prozent  KgO  im  gemahlenen 
Zustand  11^2  Pfennig, 

für  Düngesalze  mit  40 — 42  Prozent  K^O  17  Pfennig 
für  I  Prozent  Kali  (K^O)  im  q  nicht  übersteigen; 

III.  im  §  27  als  Abs.  3  hinzugefügt: 

Für  das  Rechnungsjahr  1915  wird  die  Abgabe  außer 
Hebung  gesetzt.  Bereits  erhobene  Abgaben  sind  zu  er¬ 
statten.  Die  zur  Deckung  der  dem  Reiche  aus  der  Aus¬ 
führung  dieses  Gesetzes  und  zur  Hebung  des  Kali¬ 
absatzes  entstehenden  Kosten  sind  für  das  Rechnungs¬ 
jahr  1915  aus  dem  angesammelten  Reservefonds  zu 
decken. 

Bestimmungen  zur  Ausführung  des  Gesetzes 
über  den  Absatz  von  Kalisalzen.  Auf  Grund  des 
I  §  51  des  Gesetzes  über  den  Absatz  von  Kalisalzen 
j  vom  25.  Mai  1910  und  unter  Bezugnahme  auf  die  Be- 
I  kanntmachung  vom  i.  Juli  1914  hat  der  Bundesrat  am 
j  6.  September  1915  beschlossen: 

Für  die  Salze  der  Gruppe  I  des  §  20  des  Gesetzes  über 
den  Absatz  von  Kalisalzen  wird  die  Bestimmung  der 
Ausgangsstation  Mülhausen  (Elsaß)  für  den  Frachten¬ 
ausgleich  und  die  Frachtvergütung  bis  auf  weiteres  auf¬ 
gehoben. 

Einfuhr  von  Getreide,  Hülsenfrüchten,  Mehl 
und  Futtermitteln.  Der  Bundesrat  hat  am  ii.  Sep¬ 
tember  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Roggen,  Weizen,  Gerste,  Hafer,  Mais,  Hülsen- 
friiehte,  Roggen-  und  Weizenmehl,  Roggen-,  Weizen- 
und  Gerstenkleie,  allein  oder  in  Mischungen  auch  mit 
anderen  Erzeugnissen,  die  nach  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sind 
an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin 
zu  liefern. 

Für  die  Lieferung  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft 
gelten  die  vom  Reichskanzler  festzusetzenden  Be¬ 
dingungen. 

§  2.  Als  Ausland  im  Sinne  der  vorstehenden  Be¬ 
stimmung  gilt  nicht  das  besetzte  Gebiet. 

§  3.  Der  Reichskanzler  erläßt  die  erforderlichen  Aus¬ 
führungsbestimmungen  ;  er  kann  Ausnahmen  zulassen. 
Der  Reichskanzler  bestimmt  auch,  unter  welchen  Be¬ 
dingungen  diese  Verordnung  auf  die  Durchfuhr  keine 
Anwendung  findet. 

§  4.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft,  wer  der 
Lieferungspflicht  nach  §  i  nicht  nachkommt  oder  den 
von  dem  Reichskanzler  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt. 

§  5.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Verkehr  mit  Zucker  im  Betriebsjahr  1915/16. 

Eine  Verordnung  vom  13.  1.  M.  bestimmt: 

I.  Verteilungsstelle  für  Rohzucker.  §  i.  Als  Ver¬ 
teilungsstelle  gilt  die  durch  Verfügung  vom  19.  Februar 
1915  (Deutscher  Reichsanzeiger  Nr.  43  vom  20.  Februar 
1915)  errichtete  Verteilungsstelle. 
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-  §  2.  Die  Verteilungsstelle  bestimmt,  welche  Mengen 
von  den  einzelnen  Rohzuckerfabriken  an  die  einzelnen 
Verbrauchszuckerfabriken  zu  liefern  sind  sowie  den 
Zeitpunkt  der  Lieferung.  Hierbei  ist  einerseits  auf  die 
Betriebsweise  der  einzelnen  Verbrauchszuckerfabriken, 
.  anderseits  auf  eine  möglichst  gleichmäßige  Zuteilung 
an  alle  Verbrauchszuckerfabriken  nach  Maßgabe  ihrer 
Bedarfsanteile  Rücksicht  zu  nehmen. 

§  3.  Die  Verteilungsstelle  bestimmt,  nach  welchen 
Grundsätzen  die  verfügbaren  Rohzuckermengen  den 
einzelnen  Verbrauchszuckerfabriken  zugeteilt  werden 
.  sollen.  Auf  den  tatsächlichen  Bedarf,  die  Wünsche  der 
Beteiligten,  die  Lage  der  Fabriken  und  die  festgesetzten 
Preise  ist  tunlichst  Rücksicht  zu  nehmen. 

§  4.  Die  Zuteilung  erfolgt  nach  Maßgabe  dieser  Ver¬ 
ordnung  und  der  von  der  Verteilungsstelle  gegebenen 
besonderen  Weisungen  durch  die  Geschäftsführer. 

§5.  Die  Zuckerfabriken  sind  zur  Anzeige  der  vor¬ 
handenen  Bestände  und  der  eingetretenen  Änderungen 
an  die  Geschäftsführer  in  dem  Umfang  verpflichtet,  in 
dem  die  Verteilungsstelle  es  zur  Durchführung  ihrer 
Aufgabe  für  erforderlich  erachtet. 

§  6.  Die  Mitglieder,  Geschäftsführer  und  Angestellten 
der  Verteilungsstelle  sowie  alle  zu  den  Arbeiten  der 
Verteilungsstelle  hinzugezogenen  Personen  sind  zur 
.  Geheimhaltung  aller  durch  die  Verteilungsstelle  zu 
ihrer  Kenntnis  kommenden  Angelegenheiten  verpflichtet. 
-  Die  der  Verteilungsstelle  gemachten  Angaben  dürfen 
nur  für  die  Zwecke  der  Verteilungsstelle  verwandt 
werden. 

§  7.  Die  Verteilungsstelle  bestimmt  auf  Grund  der 
§§  I  und  2  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Zucker  im  Betriebs] ahr  1915/16  den  Abgabeanteil  der 
einzelnen  Rohzuckerfabriken.  Sie  kann  den  Abgabe¬ 
anteil  derjenigen  Rohzuckerfabriken,  die  für  andere 
Fabriken  angebaute  Rüben  verarbeiten,  entsprechend 
,  der  erworbenen  Rübenmenge  erhöhen. 

§  8.  Bedarfsanteil  der  einzelnen  Verbrauchszucker¬ 
fabriken  ist,  sofern  nicht  eine  besondere  Bestimmung 
getroffen  ist,  die  aus  ihnen  unmittelbar  oder  mittelbar  in 
zwölf  aufeinanderfolgenden,  aus  der  Zeit  vom  i.  Oktober 
1908  bis  30.  September  1913  auszuwählenden  Monaten 
'Steueramtlich  zum  Inlandsverbrauch  abgefertige  Ver¬ 
brauchszuckermenge,  zuzüglich  ihrer  versteuerten  Vor¬ 
räte  bei  Beginn  und  abzüglich  der  versteuerten  Vorräte 
.am  Ende  der  gewählten  zwölf  Monate. 

Bedarfsanteil  der  dem  Verbände  deutscher  Zucker¬ 
raffinerien,  G.  m.  b.  H.,  Berlin,  angehörenden  Ver¬ 
brauchszuckerfabriken  ist  ihre  Beteiligungszahl  beim 
Verbände. 

§  9.  Von  dem  Bedarfsanteil  der  einzelnen  Ver¬ 
brauchszuckerfabriken  werden  abgeschrieben  diejenigen 
Mengen  Rohzucker  und  Verbrauchszucker,  die  mit  Be¬ 
ginn  des  I.  Oktober  1915  im  Besitz  jeder  einzelnen  Ver¬ 
brauchszuckerfabrik  sind,  abzüglich  derjenigen  Mengen, 
die  zur  Erfüllung  solcher  Verträge  erforderlich  sind, 
die  ihrem  Inhalt  nach  bereits  vor  dem  i.  Oktober  1915 
erfüllt  werden  mußten  (Rohzucker  im  Verhältnis  von 
IO  zu  9  auf  Verbrauchszucker  umgerechnet). 

§  IO.  Die  Bedarfsanteile  sind  mit  Genehmigung  der 
Verteilungsstelle  übertragbar. 

§  II.  Rüben  verarbeitenden  Verbrauchszuckerfabriken 
sind  vorab  55  Hundertteile  ihrer  eigenen  voraussicht¬ 
lichen  Gewinnung  zuzuteilen. 

§  12.  Gegen  Anordnungen  der  Geschäftsführer  kann 
jede  Zuckerfabrik,  die  ein  berechtigtes  Interesse  hat, 

■  die  Entscheidung  der  Verteilungsstelle  nachsuchen.  Das 
Ersuchen  ist  an  die  Geschäftsstelle  zu  richten. 

Gegen  Beschlüsse  und  Entscheidungen  der  Ver¬ 
teilungsstelle  steht  den  Beteiligten  die  Beschwerde  an 
den  Reichskanzler  (Reichsamt  des  Innern)  zu,  und  zwar 
gegen  Beschlüsse  allgemeiner  Art  jederzeit,  gegen  Ent¬ 


scheidungen  in  einzelnen  Fällen  binnen  einer  Aus¬ 
schlußfrist  von  einer  Woche  nach  Bekanntgabe  der 
Entscheidungen.  Beschwerden  sind  bei  der  Geschäfts¬ 
stelle  einzulegen. 

11.  Versendung  und  Einlagerung  des  Rohzuckers. 
§  13.  Soweit  Rohzucker  aus  den  Fabriken  Anklam, 
Alt-Ranft,  Barth,  Demmin,  Greifenberg,  Jarmen, 
Malchin,  Stavenhagen,  Teterow  nach  Stettin  oder  über 
Stettin  bezogen  wird,  ist  der  Käufer  verpflichtet,  in  die 
bestehenden  Frachtverträge  dieser  Fabriken  einzutreten. 

§  14.  Rohzuckerfabriken,  die  zu  Wasser  zu  verladen 
pflegen,  können  von  der  Verteilungsstelle  verpflichtet 
werden,  Raffinerien  zugeteilten  Rohzucker,  der  wegen 
Sperrung  der  Schiffahrt  nicht  verladen  werden  kann, 
bis  zum  Aufgang  der  Schiffahrt  gegen  eine  Gebühr  von 
drei  Pfennig  für  einen  Monat  und  für  50  kg  versichert 
zu  lagern,  soweit  sie  genügende  Lagerräume  haben.  Die 
Raffinerie  ist  verpflichtet,  den  Zucker  gegen  Aushändi¬ 
gung  des  Lagerscheines  zu  bezahlen.  Die  Rohzucker¬ 
fabrik  ist  verpflichtet,  den  Zucker  bei  Aufgang  der 
Schiffahrt  ohne  weitere  Entschädigung  zu  verladen. 

§  15.  Außerhalb  des  Standortes  der  Rohzuckerfabrik 
darf  Rohzucker  nur  mit  Einwilligung  der  Verteilungs¬ 
stelle  eingelagert  werden.  Anträge  sind  durch  einge¬ 
schriebenen  Brief  oder  eingeschriebenes  Telegramm  zu 
stellen.  Sie  gelten  als  genehmigt,  wenn  sie  nicht  binnen 
einer  Woche  nach  Eingang  des  Antrages  abgelehnt 
sind. 

HL  Verkaufs-  und  Zahlungsbedingungen.  §  16.  So¬ 
weit  sich  nicht  aus  den  bestehenden  Verordnungen 
etwas  anderes  ergibt,  gelten  die  vor  dem  i.  August 
1914  üblich  gewesenen  Verkaufs-  und  Zahlungs¬ 
bedingungen. 

Verbrauchszuckerfabriken,  die  früher  nicht  nach  den 
Bedingungen  für  den  Danziger  Zuckerhandel  Rohzucker 
zu  kaufen  pflegten,  können  verlangen,  daß  ihnen  statt 
der  in  den  Danziger  Bedingungen  vorgesehenen  Bank¬ 
garantie  oder  Vorausbezahlung  Bezahlung  gegen 
Frachtbriefdoppelstücke  gestattet  wird.  Der  Empfänger 
ist  berechtigt,  den  Frachtbrief  selbst  auszustellen. 

§  17.  Bei  Lieferung  von  Verbrauchszucker  in  Säcken 
wird  berechnet  M.  i'5o  für  den  Sack  von  75  bis  100  kg, 
M.  i’25  für  den  Sack  von  50  kg  und  M.  075  für  den 
Sack  von  25  kg. 

Bei  Zucker  in  Broten  und  bei  Zucker  in  Platten  wird 
Papier  und  Faden  als  Zucker  gewogen  und  berechnet. 
Würfelzucker  in  Kisten  wird  mit  2  vom  Hundert  Tara¬ 
verlust  geliefert.  Bei  anderem  Zucker  in  Kisten  und 
bei  Zucker  in  Fässern  werden  Reifen,  Nägel  und  Papier 
als  Zucker  gewogen  und  berechnet. 

§  18.  Jede  Rohzuckerfabrik  hat  auf  Erfordern  der 
Verteilungsstelle  für  den  verteilten  und  jede  Ver¬ 
brauchszuckerfabrik  für  den  zugeteilten  Rohzucker  eine 
Gebühr  von  ^4  Pfennig  für  je  50  kg  an  den  „Verein 
der  deutschen  Zuckerindustrie  zu  Berlin“  zu  zahlen. 

Beschlagnahme  von  Militärtuchen.  Das  preußi¬ 
sche  Kriegsministerium  erließ  am  ii.  1.  M.  folgende 
Bekanntmachung: 

In  Ergänzung  der  durch  die  Militärbefehlshaber  ver¬ 
öffentlichten  Ausführungsbestimmungen  Nr.  W.  I.  77/6, 
15  K.-R.-A.  (Ziffer  I — IX),  zu  der  Bekanntmachung, 
betreffend  Plerstellungsverbot,  Beschlagnahme  und  Be¬ 
standserhebung  für  Militärtuche  (W.  1.  1/5.  15, 

K.-R.-A.),  macht  das  Kriegsministerium,  Kriegsroh¬ 
stoffabteilung,  unter  Nr.  W.  I.  1556/8  15,  K.-R.-A.,  noch 
folgendes  bekannt: 

1.  Die  in  §  3  der  Bekanntmachung  W.  1.  1/5  15, 
K.-R.-A.,  ausgesprochene  Beschlagnahme  hat  die  Wir¬ 
kung,  daß  die  Vornahme  von  Veränderungen  an  den 
von  ihr  berührten  Gegenständen  verboten  ist  und  rechts¬ 
geschäftliche  .Verfügungen  über  sie  nichtig  sind.  Den 
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rechtsg’eschäftlichen  Verfügungen  stehen  Verfügungen 
gleich,  die  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder 
Arrestvollziehungen  erfolgen.  Trotz  der  Beschlagnahme 
sind  Veränderungen  und  Verfügungen  zulässig,  die  mit 
Zustimmung  des  Webstoffmeldeamtes  der  Kriegsroh¬ 
stoffabteilung  des  Kriegsministeriums  erfolgen. 

II.  §  3,  Abs.  2,  Ziffer  3,  wird  folgendermaßen  aus- 
gelegt: 

Diejenigen  Vorräte  an  Mannschaftstuchen,  die  in  ein 
und  derselben  Warengattung  (Qualität)  eine  Menge  von 
180  m  bei  doppelt  breiter  Ware,  von  360  m  bei  einfach 
breiter  Ware  nicht  erreichen,  sind  nur  dann  von  der 
Beschlagnahme  ausgenommen,  wenn  diese  Vorräte  ord¬ 
nungsgemäß  mittels  Meldescheines  2  angemeldet  worden 
sind,  bereits  am  15.  Mai  1915  vorhanden  waren  und 
auch  damals  nicht  einen  Teil  einer  größeren  Menge 
bildeten. 

Das  Webstoffmeldeamt  der  Kriegsrohstoffabteilung 
des  Kriegsministeriums  kann  jederzeit  den  Nachweis 
dieser  Voraussetzungen  verlangen. 

Beschlagnahmt  sind  somit  alle  Mengen  unter  180  m, 
die  erst  nach  dem  15.  Mai  1915  hergestellt  oder  aus  dem 
Auslande  eingeführt  oder  von  einer  größeren  Menge  ab¬ 
gezweigt  worden  sind  (z.  B.  dadurch,  daß  sie  bei  Ab¬ 
lieferung  eines  Heeresauftrages  zurückgewiesen 
wurden).  Diese  Mengen  sind  auch  unverzüglich  mittels 
Meldescheines  i  anzumelden. 

Der  Ankauf  von  Gerste  für  die  Brauereien  und 
die  anderen  Gerste  verarbeitenden  Betriebe.  Die 
Reichsfuttermittelstelle  veröffentlicht  folgende  Be¬ 
kanntmachung: 

Nach  §  20,  Absatz  i,  der  Verordnung  über  den  Ver¬ 
kehr  mit  Gerste  aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni 
1915  hat  die  Reichsfuttermittelstelle  festzusetzen, 
welche  Betriebe  Gerste  verarbeiten  oder  verarbeiten 
lassen  dürfen  und  in  welcher  Menge  (Kontingent).  Sie 
kann  weiter  die  zur  Durchführung  und  Überwachung 
erforderlichen  Anordnungen  treffen. 

Auf  Grund  dieser  Ermächtigung  hat  die  Reichsfutter¬ 
mittelstelle  im  Einvernehmen  mit  ihrem  Beirat  ange¬ 
ordnet,  daß  der  Ankauf  von  Gerste  für  Gerste  ver¬ 
arbeitende  Betriebe  ausschließlich  gegen  die  von  ihr 
ausgestellten  Gerstenbezugsscheine  erfolgen  darf ;  daß 
sämtliche  Gerstenbezugsscheine  bis  auf  weiteres  der 
Gerstenverwertungsgesellschaft  m.  b.  H.,  Berlin  und 
München,  ausgehändigt  werden,  der  darnach  allein  die 
Möglichkeit  des  Ankaufes  von  Gerste  für  die  Braue¬ 
reien  und  für  die  anderen  Gerste  verarbeitenden  Be¬ 
triebe  gegeben  ist.  Ein  unmittelbarer  Ankauf  von  Gerste 
ist  diesen  Betrieben  daher  nicht  gestattet.  Wenn  sie 
Gerste  kaufen  wollen,  so  müssen  sie  dies  entweder  durch 
die  Gerstenverwertungsgesellschaft  tun  oder  sich  von 
ihr  als  Kommissionäre  bestellen  lassen.  Gegenteilige 
Pressenachrichten  sind  unzutreffend. 

Wer  unbefugt  (also  ohne  Gerstenbezugsschein)  be¬ 
schlagnahmte  Vorräte  (alle  Gerste  ist  zu  gunsten  der 
Kommunalverbände  beschlagnahmt)  verkauft,  kauft 
oder  ein  anderes  Veräußerungs-  oder  Erwerbsgeschäft 
über  sie  abschließt,  wird  nach  §  10,  Ziffer  2,  der 
j!  Gerstenverordnung  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M.  bestraft. 

Gerste,  die  ein  Betriebsunternehmer  unbefugt  er¬ 
worben  oder  verarbeitet  hat,  verfällt  ohne  Entgelt  zu 
gunsten  der  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der  Heeres¬ 
verpflegung  (nach  §  28  der  Gerstenverordnung). 

Kraftfuttermittel.  Anordnungen  zu  der  Bekannt¬ 
machung  über  den  Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln  vom 
28.  Juni  1915  lauten: 

Zu  §  4.  Der  Eigentümer  hat  die  Ware  auf  Verlangen 
der  Bezugsvereinigung  in  Säcken  zu  versenden.  Die 


Säcke  hat  er  mitzuliefern.  Die  Lieferung  von  Futter¬ 
mitteln  der  Gruppen  A  und  C  kann  auch  in  Leihsäcken 
erfolgen,  die  der  Eigentümer  zu  besorgen  hat.  Ansprüche 
gegen  die  Bezugsvereinigung  aus  der  Stellung  von  Leih¬ 
säcken  entstehen  nicht.  Hat  der  Empfänger  die  vom 
Eigentümer  leihweise  überlassenen  Säcke  binnen  vier 
Wochen  nach  Empfang  der  Ware  nicht  zurückgesandt, 
so  hat  er  dem  Eigentümer  als  Ersatz  für  die  Säcke  r  M. 
für  den  Zentner  Futtermittel  zu  bezahlen.  Ölkuchen 
können  lose  geliefert  werden. 

Zu  §  5.  Im  Zeitpunkt  des  Gefahrüberganges  hat  der 
Eigentümer  die  Mengen,  die  er  der  Bezugsvereinigung 
liefern  will,  von  seinen  übrigen  Beständen  abzusondern. 
Er  hat  den  Zustand,  in  dem  sie  sich  befinden,  durch 
Sachverständige  feststellen  zu  lassen,  die  von  der  Land¬ 
wirtschaftskammer  oder  der  entsprechenden  landwirt¬ 
schaftlichen  Vertretung  seines  Bezirkes  ernannt  werden. 
Befinden  sich  die  Gegenstände  in  unverdorbenem  Zu¬ 
stand,  so  hat  der  Eigentümer  eine  Bescheinigung  der 
Sachverständigen  hierüber  unverzüglich  der  Bezugs¬ 
vereinigung  beizubringen.  Können  die  Sachverständigen 
diese  Bescheinigung  nicht  abgeben,  so  ist  unter  ihrer 
Aufsicht  nach  den  angeschlossenen  Probenahmevor¬ 
schriften  Probe  zu  entnehmen,  die  versiegelte  Probe  der 
landwirtschaftlichen  Versuchsstation  des  Bezirkes  zur 
Feststellung  der  Beschaffenheit  zu  übersenden  und  die 
Versuchsstation  zur  unverzüglichen  Mitteilung  des  Be¬ 
fundes  an  die  Bezugsvereinigung  zu  veranlassen.  Die 
Kosten  fallen  dem  Eigentümer  zur  Last. 

Genossenschaften  dürfen  die  am  i.  Juli  1915  in  ihrem 
Besitz  befindlichen  Futtermittel  der  in  §  i  bezeichneten 
Art  unbeschadet  der  Vorschrift  in  §  3  an  ihre  Genossen 
abgeben. 

Die  Probenahme  hat  entweder  im  Beisein  des  Eigen¬ 
tümers  oder  seines  Vertreters  oder  unter  Mitwirkung 

o 

einer  unparteiischen,  mit  diesen  Bedingungen  vorher  be¬ 
kannt  zu  machenden  Persönlichkeit  oder  durch  einen 
vereidigten  Probenehmer  nach  folgendem  Verfahren  zu 
geschehen: 

a)  Bei  Ölkuchen  sind  von  verschiedenen  Stellen 
mindestens  12  ganze  Kuchen  zu  entnehmen;  diese  sind 
durch  den  vollkommen  gereinigten  Ölkuchenbrecher  oder 
auf  sonst  geeignete  Weise  in  etwa  walnußgroße  Stücke 
zu  zerschlagen;  sodann  ist  aus  dieser  zerkleinerten  Masse 
nach  ihrer  gründlichen  Mischung  ein  Muster  von  i^/, 
bis  2  kg  zu  entnehmen.  Eine  weitergehende  Zerkleine¬ 
rung  der  Probe  ist  zu  vermeiden. 

b)  Bei  Körnern,  Mehlen,  Kleien  u.  dgl.  sind 
mittels  eines  geeigneten  Probeziehers,  welcher  in  der 
Längsrichtung  der  liegenden  Säcke  einzuführen  ist, 
oder,  falls  ein  solcher  nicht  vorhanden,  mittels  eines 
Löffels  oder  einer  kleinen  Schaufel  (nicht  mit  der  Hand) 
aus  15  Prozent  der  Säcke  oder  mehr,  mindestens  aber 
aus  5  Säcken  (bei  weniger  als  5  Säcken  aus  jedem  Sack) 
Proben  zu  ziehen,  und  zwar  aus  verschiedenen  Schichten 
(nicht  lediglich  aus  der  Mitte).  Diese  Einzelproben  sind 
auf  trockener,  reiner,  horizontaler  LTnterlage  sorgfältig 
zu  mischen;  aus  der  Mischung  ist  eine  Menge  von  2  kg 
als  Probe  zu  entnehmen.  Hierbei  ist  besonders  darauf 
zu  achten,  daß  auch  die  feineren  Teile  (wie  z.  B.  Sand), 
die  nach  dem  Durchmischen  sich  hauptsächlich  in  den 
unteren  Schichten  der  ausgebreiteten  Probe  vorfinden, 
nicht  Zurückbleiben.  In  der  Probe  vorkommende  Klumpen 
und  Zusammenballungen  sind  nicht  zu  zerdrücken. 
Nasse  oder  beschädigte  oder  in  der  äußeren  Beschaffen¬ 
heit  erheblich  abweichende  Säcke  oder  Teile  der  lagern¬ 
den  Menge  sind  von  dieser  Probenahme  auszuschließen; 
aus  ihnen  ist  eine  besondere  Probe  zu  ziehen.  Das 
gleiche  gilt  für  Klumpen,  wenn  deren  Menge  oder  Be¬ 
schaffenheit  auf  Verderbnis  deutet.  Es  ist  auch  zu¬ 
lässig,  die  vorgeschriebene  Anzahl  Säcke  zu  stürzen, 
auf  einer  reinen  Unterlage  den  Inhalt  zu  mischen,  die 
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Mischung  in  etwa  30  cm  hoher  Schicht  zu  formen  und 
daraus  an  verschiedenen,  mindestens  20  Stellen  (nicht 
vom  Rande)  mittels  einer  Schaufel  in  der  oben  be¬ 
schriebenen  Weise  Proben  zu  ziehen.  Liegt  die  Ware  in 
losen  Haufen,  so  ist  sie  ebenfalls  zunächst  in  eine  etwa 
30cm  hohe  Schicht  zu  formen;  aus  ihr  sind  sodann  in 
derselben  Weise  Proben  zu  ziehen. 

c)  Von  der  gezogenen  Hauptprobe  sind  drei  Teil¬ 
proben  zu  bilden,  die  in  trockene,  reine,  nicht  poröse 
Gefäße  von  etwa  l  Inhalt  (am  besten  Blech-  oder 
Glasgefäße)  zu  füllen  sind.  Die  Gefäße  sind  dicht  (nicht 
mit  Papier)  zu  verschließen,  mit  Inhaltsangabe  zu  ver¬ 
sehen  und  vom  Probenehmer  zu  versiegeln. 

d)  ln  das  Formular  für  die  Bescheinigung  über  den 
Vollzug  der  Probenahme  ist  die  Bezeichnung  des  Futter¬ 
mittels,  dessen  Gewicht,  die  Zahl  der  Säcke  sowie  die 
nähere  Bezeichnung  des  Lagerraumes  einzutragen. 

Diese  Bescheinigung  ist  sowohl  vom  Probenehmer  als 
auch  vom  Eigentümer,  beziehungsweise  seinem  Ver¬ 
treter  zu  unterschreiben.  Von  den  drei  Proben  ist  eine 
an  die  landwirtschaftliche  Versuchsstation  des  Bezirkes 
einzusenden,  die  zweite  an  die  Bezugsvereinigung  der 
deutschen  Landwirte,  Berlin  W.  35,  Potsdamerstraße  30, 
die  dritte  hat  der  Besitzer  der  Ware  oder  dessen  Ver¬ 
treter  kühl  und  trocken  aufzubewahren.  Die  der  Bezugs¬ 
vereinigung  übersandte  Probe  ist  auf  Wunsch  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  einzusenden. 

Bekanntmachung  über  die  Ausdehnung  der  Ver¬ 
ordnung  über  den  Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln 
vom  28.  Juni  1915  auf  weitere  Futtermittel,  Eine 
Verordnung  vom  13.  September  1915  bestimmt; 

Den  im  §  i  der  Verordnung  genannten  Gegenständen 
treten  hinzu:  Futtermittel,  die  durch  Aufschließung  von 
Stroh  oder  Holz  gewonnen  sind. 

Bekanntmachung  der  Reichsfuttermittelstelle, 
betreffend  die  Gerstenkontingente  der  Brauereien. 

Die  Reichsfuttermittelstelle  veröffentlichte  am  15.  1.  M. 
folgende  Bekanntmachung: 

1.  Die  Feststellung  des  Gerstenkontingents  der 
Brauereien  für  die  Zeit  vom  i.  Oktober  191S  zum 
31.  Oktober  1916  gemäß  §  20,  Abs.  i,  der  Verordnung 
über  den  Verkehr  mit  Gerste  vom  28.  Juni  1915 
(R.-G.-Bl.  Seite  384)  erfolgt  im  Aufträge  der  Reichs¬ 
futtermittelstelle  durch  die  Steuerbehörden.  Die  Mit¬ 
teilung  über  die  Höhe  ihres  Gerstenkontingents  wird 
den  einzelnen  Brauereien  von  den  Steuerbehörden  un¬ 
mittelbar  zugesandt. 

2.  Bei  dieser  Feststellung  wird  für  jede  Brauerei  nur 
dasjenige  Malzkontingent  zu  gründe  gelegt,  das  nach 
§§  I  und  2  der  Verordnung,  betreffend  Einschränkung 
der  Malzverwendung  in  den  Bierbrauereien,  vom  15.  Fe¬ 
bruar  1915  (R.-G.-Bl.  Seite  97)  von  der  Steuerbehörde 
festzusetzen  war.  Soweit  Bierbrauereien  von  dem  ihnen 
nach  §  3  dieser  Verordnung  zustehenden  Rechte  der 
Übertragung  der  für  sie  festgesetzten  Malzmenge  auf 
andere  Brauereien  des  nämlichen  Brausteuergebietes  für 
die  Zeit  vom  i.  Oktober  1915  bis  31.  Oktober  1916  oder 
einen  Teil  dieses  Zeitraumes  Gebrauch  machen,  so  haben 
sie  von  der  Übertragung  unter  Angabe  der  Brauerei, 
die  die  betreffende  Malzmenge  übernommen  hat,  sowohl 
ihrer  zuständigen  Steuerbehörde  als  auch  der  Gersten¬ 
verwertungsgesellschaft,  Berlin  (für  Bayern  rechts  des 
Rheins  der  Gerstenverwertungsgesellschaft,  Filiale 
München),  Anzeige  zu  erstatten.  Der  Steuerbehörde  ist 
gleichzeitig  die  der  Brauerei  im  Aufträge  der  Reichs¬ 
futtermittelstelle  zugestellte  Mitteilung  über  die  Höhe 
des  Gerstenkontingents  zur  Berichtigung  mit  einzu¬ 
reichen. 

Die  Steuerbehörden  sind  von  zuständiger  Stelle  an¬ 
gewiesen  Wörden,  auf  dieser  Mitteilung  die  der  ver¬ 


kauften  Malzmenge  entsprechenden  Gerstenmengen  ab¬ 
zusetzen  und  denjenigen  Brauereien,  die  die  Malz¬ 
mengen  erworben  haben,  Zusatzscheine  für  ein  ent¬ 
sprechendes  Gerstenkontingent  auszustellen.  Die  Be¬ 
nachrichtigung  an  die  Gerstenverwertungsgesellschaft 
ist  erforderlich,  damit  diese  die  Gerste  denjenigen 
Brauereien  zuführen  kann,  die  das  Malzkontingent  und 
damit  das  Gerstenkontingent  erworben  haben. 

Eine  Mitteilung  über  den  Verkauf  und  Zukauf  von 
Malzkontingenten  an  die  Reichsfuttermittelstelle  hat 
nicht  zu  erfolgen. 

3.  Da  nach  §  27,  Abs.  i,  der  Verordnung  über  den 
Verkehr  mit  Gerste  auf  das  Gerstenkorttingent  für  die 
Zeit  vom  r.  Oktober  1915  bis  zum  31.  Oktober  1916  die 
Vorräte  an  Gerste  und  Malz  anzurechnen  sind,  die  eine 
Brauerei  am  i.  Oktober  besitzt,  so  haben  die  Braue¬ 
reien  bis  zum  5.  Oktober  ihrem  zuständigen  Steuer¬ 
amte  anzuzeigen: 

1.  welche  Vorräte  an  Gerste  alter  Ernte, 

2.  welche  Vorräte  an  Malz  aus  Gerste  alter  Ernte 
sie  noch  besitzen.  Die  Angaben  sind  in  q  zu  machen. 
Nicht  anzuzeigen  sind  Vorräte  an  Gerste  neuer  Ernte, 
die  bereits  auf  Gerstenbezugsschein  bezogen,  und  an 
Malz,  die  aus  solcher  Gerste  hergestellt  sind  sowie 
solche  Vorräte  an  Gerste,  die  nach  dem  12.  März  1915 
und  an  Malz,  die  nach  dem  15.  Februar  1915  aus  dem 
Auslande  eingeführt  sind. 

Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  ihr  beauftragten 
Sachverständigen  sind  nach  §  29  der  Gerstenverordnung 
ermächtigt,  sich  von  der  Richtigkeit  der  gemachten  An¬ 
gaben  zu  überzeugen  und  befugt,  zu  dem  Zwecke  in  die 
Räume,  in  denen  Gerste  oder  Malz  verarbeitet  wird, 
jederzeit,  in  die  Räume,  in  denen  Gerste  oder  Malz 
aufbewahrt,  feilgehalten  oder  verpackt  wird,  während 
der  Geschäftszeit,  einzutreten,  daselbst  Besichtigungen 
vorzunehmen,  Geschäftsaufzeichnungen  einzusehen  und 
die  vorhandenen  Gersten-  oder  Malzmengen  festzu¬ 
stellen. 

Die  Steuerbehörden  haben  auf  den  Mitteilungen  an 
die  Brauereien  über  die  Höhe  des  Gerstenkontingents 
für  die  Zeit  vom  i.  Oktober  1915  bis  zum  31.  Oktober 
1916  die  angezeigten  Vorräte  an  Gerste  und  Matz  alter 
Ernte  sowie  etwa  aus  dem  Vierteljahr  Oktober  bis  De¬ 
zember  zur  Verarbeitung  vor  dem  l.  Oktober  vorweg 
genommene  Teile  der  Malzkorltingente  (Verordnung 
vom  5.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Seite  490)  abzuschreiben 
und  der  Reichsfuttermittelstelle  eine  Zusammenstellung 
über  die  Höhe  der  Abzüge  von  dem  festgestellten 
Gerstenkontingent  bis  zum  20.  Oktober  d.  J.  einzu¬ 
reichen. 

4.  Für  Malzkontingente,  die  in  dem  Vierteljahr  Juli 
bis  September  nicht  verarbeitet  worden  sind,  kann  die 
nachträgliche  Ausstellung  eines  Gerstenkontingents  zur 
Verarbeitung  nach  dem  i.  Oktober  nicht  erfolgen.  In¬ 
sofern  ist  daher  die  nach  §  3  der  Verordnung  über  die 
Malzverwendung  in  den  Bierbrauereien  vom  15.  Februar 
1915  (R.-G.-Bl.  Seite  97)  zugelassene  Übertragung  in 
das  nächste  Vierteljahr  beim  Übergang  in  die  neue  mit 
dem  I.  Oktober  beginnende  Kontingentsperiöde  ohne 
praktische  Wirkung  für  die  Brauereien. 

5.  Die  zum  Ankauf  von  Gerste  für  Gerste  verar¬ 
beitende  Betriebe  allein  berechtigenden  Gerstenbezugs¬ 
scheine  werden  sämtlich  der  Gerstenverwertungsgesell¬ 
schaft  übergeben.  Ein  unmittelbarer  Ankauf  von  Gerste 
durch  diese  Betriebe  kann  daher  nicht  stattfinden,  son¬ 
dern  die  Gerste  muß  von  dieser  Gesellschaft  bezogen 
oder  in  ihrem  Aufträge  erworben  werden,  wobei  die  den 
Ankauf  selbst  bewirkenden  Betriebe  als  Kommissionäre 
der  Gerstenverwertungsgesellschaft  tätig  sind. 

Diese  Regelung  gilt  aber  bei  Brauereien  nur  für  die 
gewerblichen  Betriebe.  Die  privaten,  sogenannten  Haus¬ 
trunkbrauereien,  die  nur  ganz  geringe  Gerstenmengen 
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verarbeiten  und  die  diese  Mengen  entweder  aus  selbst 
gebauter  Gerste  entnehmen  oder  doch  der  Regel  nach 
aus  der  nächsten  Nachbarschaft  innerhalb  des  Kom¬ 
munalverbandes  kaufen  werden,  haben  lediglich  ihrem 
Kommunalverbande  die  Mitteilung  der  Steuerbehörde 
über  die  Höhe  ihres  Gerstenkontingents  vorzulegen  und 
dabei  anzuzeigen,  wie  viel  selbstgebaute  Gerste  sie  für 
ihren  Brauereibetrieb  in  Anspruch  nehmen  oder  von 
wem  und  in  welchem  Umfange  sie  die  Gerste  beziehen. 

Die  Kommunalverbände  haben  über  die  von  diesen 
Haustrunkbrauereien  verbrauchten  oder  erworbenen 
Gerstenmengen  besondere  Mitteilung  auf  den  monat¬ 
lichen  Gerstenbestandsanzeigen  an  die  Reichsfutter¬ 
mittelstelle  zu  erstatten. 

6.  Will  der  Unternehmer  einer  gewerblichen  Brauerei 
die  im  eigenen  landwirtschaftlichen  Betriebe  gewonnene 
Gerste  auf  sein  Kontingent  verarbeiten  (§  6,  Abs.  2, 
der  Gerstenverordnung),  so  hat  er  Bezugsscheine  in 
entsprechender  Höhe  von  der  Gerstenverwertungsgesell¬ 
schaft  einzufordern  unter  Vorlegung  einer  Bescheini¬ 
gung  des  Kommunalverbandes,  daj3  er  die  entsprechende 
Menge  Gerste  in  seinem  Betriebe  geerntet  hat  und  sie 
selbst  verarbeiten  will.  Die  Kommunalverbände  werden 
ersucht,  Anträgen  landwirtschaftlicher  Unternehmer  auf 
Ausstellung  solcher  Bescheinigungen  zu  entsprechen. 

Bekanntmachung  der  Reichsfuttermittelstelle, 
betreffend  die  Gerstenkontingente  der  Brenne¬ 
reien.  Eine  Verlautbarung  der  Reichsfuttermittelstelle 
vom  15.  1.  M.  bestimmt: 

I.  Die  Steuerbehörden  werden,  nachdem  die  Höhe 
des  Durchschnittsbrandes  für  das  Betriebsjahr  1915/16 
vom  Bundesrat  festgesetzt  sein  wird,  das  entsprechende 
Gerstenkontingent  feststellen  und  den  Brennereien  in 
unserem  Auftrag  mitteilen. 

Hierbei  wird  bei  Kartoffelbrennereien  die  zur  Her¬ 
stellung  des  erforderlichen  Grünmalzes  notwendige 
Gerstenmenge  mit  16  kg  Gerste  für  i  hl  reinen  Alkohol 
in  Ansatz  gebracht. 

Bei  Kornbrennereien  ist  aus  den  Betriebsplänen  der 
Jahre  1912/13  und  1913/14  festzustellen,  in  welchem 
Verhältnis  zu  den  übrigen  Getreidearten  in  diesen  beiden 
Jahren  Gerste  verarbeitet  worden  ist.  Unter  Zugrunde¬ 
legung  des  gleichen  Verhältnisses  ist  das  Gersten¬ 
kontingent  für  das  Betriebsjahr  1915/16  in  der  für  den 
Durchschnittsbrand  erforderlichen  Menge  festzusetzen. 

Bis  zur  Festsetzung  der  Gerstenkontingente  durch 
die  Steuerbehörden  werden  die  Brennereien  ermächtigt, 
Gerste  in  nach  den  vorgenannten  Maßstäben  berech¬ 
netem  Verhältnis  zur  jeweils  erzeugten  Alkoholmenge 
zu  Grünmalz  zu  verarbeiten.  Die  bis  zur  endgültigen 
Festsetzung  des  Gerstenkontingents  verarbeitete 
Gerstenmenge  ist  auf  das  festgesetzte  Kontingent  an- 
zurechnen.* 

2.  Da  die  Brennereien  meist  selbst  gewonnene  Gerste 
verarbeiten  werden  (§  6,  Abs.  2,  der  Verordnung  über 
den  Verkehr  mit  Gerste  vom  28.  Juni  1915,  R.-G.-Bl. 
Seite  384),  so  wird  von  der  Ausstellung  von  Bezugs¬ 
scheinen  für  sie  in  diesen  Fällen  abgesehen.  Die  An¬ 
rechnung  der  aus  dem  eigenen  landwirtschaftlichen  Be¬ 
triebe  verarbeiteten  Mengen  auf  die  abzuliefernde 
Hälfte  der  Gerstenernte  (§  24  a.  a.  O.)  hat  zu  erfolgen, 
sobald  dem  Kommunalverband  von  dem  Brennerei¬ 
besitzer  die  Benachrichtigung  der  Steuerbehörde  über 
die  Höhe  seines  Kontingents  vorgelegt  wird.  Die  Kom¬ 
munalverbände  haben  mit  den  monatlichen  Gersten¬ 
bestandsanzeigen  besondere  Nachweisungen  über  die 
den  einzelnen  Brennereien  auf  diese  Weise  gut¬ 
geschriebenen  Gerstenmengen  der  Reichsfuttermittel¬ 
stelle  einzureichen. 

3.  Soweit  die  Brennereibesitzer  innerhalb  des  ihnen 
zustehenden  Kontingents  Gerste  zur  Verarbeitung 


kaufen  wollen,  haben  sie  sie  von  der  Gerstenverwer¬ 
tungsgesellschaft,  Berlin  (in  Bayern  von  der  Filiale 
der  Gesellschaft  in  München)  zu  beziehen,  der  durch 
die  Reichsfuttermittelstelle  Bezugsscheine  in  Höhe 
dieser  Anforderungen  überwiesen  werden.  Den  An- 
trägen  der  Brennereien  an  die  Gerstenverwertungs¬ 
gesellschaft  auf  Überweisung  von  Gerste  auf  Bezugs¬ 
scheine  ist  eine  Bescheinigung  des  Kommunalverbandes 
darüber  beizufügen,  ob  und  in  welcher  Höhe  ihnen 
Gerste  aus  ihrem  eigenen  landwirtschaftlichen  Betriebe 
auf  das  Kontingent  zur  Verarbeitung  bereits  freigegeben 
und  angerechnet  worden  ist. 

Die  Kommunalverbände  werden  ermächtigt,  bis  zur 
Festsetzung  des  Gerstenkontingents  durch  die  Steuer¬ 
behörden  den  Brennereien  auf  Antrag  Bescheinigungen 
über  die  Berechtigung  zum  Gerstenbezuge  für  eine  Ver¬ 
arbeitung  bis  zu  20  vom  Hundert  des  allgemeinen 
Durchschnittsbrandes  der  Brennerei  auszustellen. 

4.  Wenn  eine  landwirtschaftliche  Brennerei  keine 
oder  nicht  genügend  Gerste  für  die  Verarbeitung  auf  ihr 
Kontingent  in  ihrem  landwirtschaftlichen  Betriebe  ge¬ 
erntet  hat,  so  kann  sie  beantragen,  daß  ihr  an  Stelle  der 
Gerste  Gemenge  oder  Hafer  aus  ihrer  Wirtschaft  bis 
zur  Höhe  des  Kontingents  zur  Verarbeitung  freigegeben 
wird.  Diese  Anträge  sind  mit  einer  Bescheinigung  des 
Kommunalverbandes  über  das  Vorliegen  obiger  Voraus¬ 
setzungen  der  Reichsfuttermittelstelle  zur  Genehmigung 
einzureichen. 

5.  Soweit  Brennereien  von  dem  Rechte  der  Über¬ 
tragung  ihres  Durchschnittsbrandes  auf  andere  Bren¬ 
nereien  Gebrauch  machen,  haben  sie  der  zuständigen 
Steuerbehörde  mit  dem  Anträge  auf  Genehmigung  der 
Übertragung  gleichzeitig  die  ihnen  im  Aufträge  der 
Reichsfuttermittelstelle  von  der  Steuerbehörde  über¬ 
sandte  Mitteilung  über  die  Höhe  ihres  Gerstenkontin¬ 
gents  einzureichen.  Die  Steuerbehörden  werden  auf 
dieser  Mitteilung  die  entsprechenden  Gerstenmengen 
absetzen  und  gleichzeitig  den  Brennereien,  die  den 
Durchschnittsbrand  erworben  haben,  Zusatzscheine  für 
ein  entsprechendes  Gerstenkontingent  zustellen. 

Schlachtverbot  für  trächtige  Kühe  und  Sauen. 
Eine  Bekanntmachung  über  ein  Schlachtverbot  für 
trächtige  Kühe  und  Sauen  vom  26.  August  1915  besagt: 

Der  Bundesrat  hat  auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes 
über  die  Ermächtigung  des  Bundesrates  zu  wirtschaft¬ 
lichen  Maßnahmen  u.  s.  w.  vom  4.  August  1914 
(R.-G.-Bl.  Seite  327)  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Kühe,  Rinder,  Kalbinnen  sowie  Sauen,  welche 
sich  in  einem  derart  vorgeschrittenen  Zustand  der 
Trächtigkeit  befinden,  daß  diese  den  mit  ihnen  beschäf¬ 
tigten  Personen  erkennbar  ist,  dürfen  nicht  geschlachtet 
werden. 

§  2.  Ausnahmen  können  in  Einzelfällen  bei  Vorliegen 
eines  dringenden  wirtschaftlichen  Bedürfnisses  von  den 
durch  die  Landeszentralbehörden  bestimmten  Behörden 
zugelassen  werden. 

§  3.  Das  Verbot  (§  i)  findet  keine  Anwendung  auf 
Schlachtungen,  die  erfolgen,  weil  zu  befürchten  ist,  daß 
das  Tier  an  einer  Erkrankung  verenden  werde,  oder 
weil  es  infolge  eines  Unglücksfalles  sofort  getötet 
werden  muß.  Solche  Schlachtungen  sind  jedoch  der  nach 
§  2  zuständigen  Behörde  spätestens  innerhalb  dreier 
Tage  nach  der  Schlachtung  anzuzeigen. 

§  4.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  können 
weitere  Beschränkungen  für  das  Schlachten  von  Vieh 
anordnen. 

§  5.  Wer  diese  Verordnung  oder  die  auf  Grund  des 
§  4  erlassenen  Bestimmungen  oder  Anordnungen  über- 
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tritt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  3.  September 
1915  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens.  Die  Verordnung  findet 
auf  das  aus  dem  Auslande  eingeführte  Schlachtvieh 
keine  Anwendung. 

Luxemburg. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Beschluß  der  groß¬ 
herzoglich  luxemburgischen  Regierung  vom  30.  August 
1915  ist  die  Ausfuhr  von  Milch  sowie  aller  Milch¬ 
produkte,  von  Eiern  und  von  Rotklee-  und  Luzerner- 
samen  provisorisch  über  alle  Grenzen  untersagt. 

Italien. 

Abänderung  des  Prisenkommissionsgesetzes. 

Ein  Dekret  der  Statthalterschaft,  betreffend  Kompetenz¬ 
änderungen  der  Prisenkommission  (,,Gazetta  Uffiziale“ 
vom  18.  August  1915,  Nr.  205)  lautet; 

Artikel  i.  Die  mit  Dekret  vom  30.  Mai  Nr.  807  er¬ 
richtete  Prisenkommission^)  ist  zur  Beurteilung  eines 
jeden  Schadenersatzanspruches  zuständig,  welcher  gegen 
den  Staat  aus  solchen  Handlungen  geltend  gemacht 
wird,  welche  mit  der  Ausübung  des  Prisenrechtes 
während  des  gegenwärtigen  Kriegszustandes  im  Zu- 
sammenh.inge  stehen. 

Das  Verfahren  wird  mit  der  Überreichung  des  An¬ 
suchens  beim  Marineministerium  beginnen  und  seinen 
Lauf  nach  jenen  Bestimmungen  nehmen,  welche  zu 
diesem  Zwecke  in  der  Geschäftsordnung  der  Prisen¬ 
kommission  festgesetzt  sein  werden. 

Artikel  2.  Artikel  12  des  Dekretes  vom  30.  Mai  1915 
Nr.  807  wird  durch  folgenden  Artikel  ersetzt: 

Art.  12.  Durch  Dekrete  des  Marineministers,  welche 
vom  Rechnungshöfe  eingetragen  w’erden  müssen,  wird 
der  Betrag  der  Entschädigungen  und  Gehälter  fest¬ 
gesetzt  werden,  welche  den  Mitgliedern  der  Prisen¬ 
kommission  sowie  deren  Schriftführer  und  Schrift¬ 
führerstellvertreter  gebühren.  Diese  Beträge  werden  aus 
dem  Budget  des  Marineministeriums  (Kapitel,  betreffend 
die  Kriegsausgaben)  entrichtet  werden. 

Aus  demselben  Kapitel  werden  die  Gebühren  für  das 
dem  Sekretariate  zugeteilte  Personal,  die  Auslagen  für 
die  Anschaffung  von  Publikationen,  für  die  Druckerei¬ 
arbeiten,  Übersetzungen  und  alle  übrigen  mit  dem 
Dienste  und  Funktionieren  der  Prisenkommission  zu¬ 
sammenhängenden  Nebenauslagen  entrichtet  werden. 

Artikel  3.  Vorliegendes  Dekret  hat  vom  30.  Mai 
1915,  von  jenem  Tage,  an  dem  die  Prisenkonimission 
mit  Dekret  vom  30.  Mai  1915  ins  Leben  gerufen  wurde, 
rückwirkende  Kraft. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königliche  Verord¬ 
nung  vom  2.  September  1915  ist  die  Ausfuhr  von 
Hammelfleisch  verboten  worden. 

Die  Ausfuhr  von  Sauerkohl,  gesalzenen  Gemüsen,  ge¬ 
trockneten  Schneidebohnen  und  Spargelbohnen  ist  vom 
[I.  September  1915  ab  verboten. 

Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Eine  Bekanntmachung  vom 
24.  August  1915  verbietet  die  Ausfuhr  folgender  Waren; 

Fahrräder  und  Fahrradbestandteile;  Röntgenapparate 
mit  Zubehör;  Aluminium-,  Blei-,  Nickel-  und  Schwefel¬ 
verbindungen  ;  Barium,  Brom,  Kalzium,  Kalium, 
Magnesium,  Natrium,  Strontium  sowie  ihre  Verbin¬ 
dungen;  Balsame,  Gummi  und  Harze;  Rinden,  Blätter, 


*)  Vgl,  Nr.  80  des  »Handelsmuseurasa  vom  29.  Juli  1.  J.  Se-te  459- 


Wurzeln  und  Kräuter  zum  medizinischen  Gebrauche; 
medizinische  Besonderheiten,  z.  B.  Atophan ;  organische 
Säuren  und  ihre  Verbindungen;  flüchtige  (Me;  Senfmehl. 

Bekanntmachung,  betreffend  Änderung  der  Be¬ 
stimmungen  bezüglich  des  Maximalpreises  für 
einheimischen  Roggen  und  einheimischen  Weizen. 

Eine  dänische  Verordnung  vom  4.  August  1.  J.  lautet; 

§  I.  Bei  Wrkauf  von  Roggen  und  Weizen,  welcher 
dazu  bestimmt  ist,  im  Herbst  1915  als  Saatkorn  ver¬ 
wendet  zu  werden,  wird  es  dem  Besitzer  dänischen 
Roggens  oder  dänischen  Weizens  erlaubt,  gleichviel,  ob 
er  selbst  Produzent  ist  oder  nicht,  für  die  Ware  einen 
höheren  Preis  als  den  durch  obengenannte  Bekannt¬ 
machungen  für  Roggen  und  Weizen  festgesetzten 
Maximalpreis  zu  verlangen. 

§  2.  Falls  ein  solch  höherer  Preis  für  Roggen  und 
Weizen  als  Saatkorn  bezahlt  wird,  muß  der  Käufer  eine 
Erklärung  auf  Treu  und  Glauben  darüber  abgeben,  daß 
das  gekaufte  Getreide  ausschließlich  in  seinem  eigenen 
Betriebe  im  Laufe  des  Herbstes  1915  zum  Säen  zu  ver¬ 
wenden  ist.  In  Fällen,  in  welchen  der  Verkauf  durch 
einen  landwirtschaftlichen  Verein,  einen  Häuslerverein 
oder  einen  Pflanzenzuchtverein  erfolgt,  wird  die  Er¬ 
klärung  an  den  betreffenden  Verein  abgegeben  und  von 
demselben  aufbewahrt.  In  sonstigen  Fällen  wird  die  Er¬ 
klärung  nebst  einer  Kopie  derselben  an  den  Vor¬ 
sitzenden  der  Preisregulierungskommission  in  der¬ 
jenigen  Kommune  abgegeben,  in  welcher  der  Käufer 
wohnhaft  ist.  Der  Vorsitzende  liefert  die  Kopie  mit 
einer  Anmerkung  über  den  Empfang  der  Erklärung  ver¬ 
sehen  zurück  und  nur  wenn  der  Käufer  eine  solche 
Kopie  abliefert,  ist  es  dem  betreffenden  Verkäufer  ge¬ 
stattet,  einen  höheren  Preis  als  den  Maximalpreis  zu 
verlangen;  die  Originalerklärung  wird  von  der  Preis¬ 
regulierungskommission  in  Verwahrung  genommen. 

Formulare  für  die  erwähnten  Erklärungen  werden 
durch  das  Ministerium  des  Innern  ausgefertigt  und 
Exemplare  davon  den  Preisregulierungskommissionen 
zugestellt,  wo  sie  erhältlich  sein  werden.  Weitere  Exem¬ 
plare  werden  vom  Getreidebureau  des  Ministeriums  des 
Innern  ausgeliefert. 

§  3.  Diese  Bekanntmachung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Eine  Verordnung  vom  7.  August  1915  bestimmt 
ferner,  daß  die  für  einheimischen  Roggen  und  ein¬ 
heimischen  Weizen  der  Ernte  1914  gültigen  Bestim¬ 
mungen,  betreffend  Maximalpreise  etc.,  vorläufig,  bis 
eine  andere  Entscheidung  nach  späterer  Untersuchung 
getroffen  werden  möge,  auch  für  einheimischen  Roggen 
und  einheimischen  Weizen  der  Ernte  1915  gelten  sollen. 

Regelung  des  Verbrauches  und  der  Ausfuhr 
von  Lebensmitteln,  Das  Ministerium  hat  am24.  August 
1915  Beschlüsse  gefaßt,  wonach  die  Ausfuhr  von 
lebendem  und  geschlachtetem  Rindvieh  nicht  beschränkt 
werden  soll.  Dagegen  sollen  die  sogenannten  Schlächter¬ 
abfälle  von  Schweinen  vollständig  dem  dänischen  Markt 
Vorbehalten  werden ;  nur  ein  Teil  der  Schweinsköpfe 
soll  bis  auf  weiteres  zur  Ausfuhr  zugelassen  werden. 
Die  Höchstpreise  für  geschlachtete  Schweine  und  die 
davon  abhängigen  Kleinverkaufspreise  sowie  die  Preise 
für  Schweineabfälle  werden  ermäßigt  werden.  Zu¬ 
bereitete  Waren  aus  Erzeugnissen,  die  dem  einheimi¬ 
schen  Markte  Vorbehalten  sind,  werden  von  der  Aus¬ 
fuhr  ausgeschlossen.  Bis  zur  Herausgabe  einer  amt¬ 
lichen  Bekanntmachung  bleiben  die  bisherigen  Regeln 
in  Geltung. 

Festsetzung  von  Maximalpreisen  für  Produkte 
der  einheimischen  Schweinezucht.  Eine  Verordnung 
vom  26.  August  1.  J.  verfügt: 
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§  I.  Der  Maximalpreis  für  hierzulande  geschlachtete 
Schweine  in  ganzen  Rümpfen  wird  wie  folgt  fest¬ 
gesetzt: 

für  geschlachtete  Schweine  ohne  Kopf  und  Füße 
140  Ore  pro  kg  geschlachtetes  Gewicht; 

für  geschlachtete  Schweine  mit  Kopf  und  Füßen 
132  Öre  pro  kg  geschlachtetes  Gewicht. 

§  2.  Für  Schlachtabfälle  von  Schweinen  werden  nach¬ 
stehende  Maximalpreise  für  den  Verkauf  aus  den 
Schlächtereien  festgesetzt: 

Der  Maximalpreis  Der  Maxiraalpreis 
der  Schlächtereien  der  Schlächtereien 


bei  Verkauf  an 

bei  Verkauf  an 

GroOkaufleute 

Öre 

Detailhändler 

Öre 

Hals-  und  Schinkenknochen 

. 

35 

40 

Rückenknochen  mit  Schwanz  .  .  » 
Zwerchfell  (nicht  trichinenunter- 

20 

25 

sucht)  .  . . 

55 

60 

Köpfe  (ohne  Zunge)  .... 

30 

35 

»  (mit  Zunge)  .  . 

34 

39 

Zungen  (sauber  abgeschnitten) 

» 

100 

no 

Leber  . 

» 

70 

80 

Herzen . 

15 

17 

Nieren . 

» 

3 

3 

Zehen . . 

J) 

4 

5 

Unter  keiner  Form  darf  für  die  vorgenannten  Waren 
im  frischen  oder  gepökelten  Zustande  beim  Verkauf  aus 
einheimischen  Schlächtereien  ein  höherer  Preis  verlangt 
werden. 

§  3.  Der  Maxinialpreis  im  Kleinverkauf  wird  für 
nachstehende  Produkte  des  Schweines  folgendermaßeti 


festgesetzt : 

Öre 

Speck . kir  150 

Schinken . »  170 

Bugstück  mit  Unterschenkel . >>  120 

»  ohne  Unterschenkel .  »  136 

Unterschenkel  ....  »  70 

Brustspeck . »  170 

Karbonade  mit  Speck  . »  170 

Hals-  und  Schinkenknochen .  »  50 

Rückenknochen  mit  Schwanz  ...  .  »  30 

Zwerchfell  (nicht  trichinenuntersucht)  .  .  »  70 

Köpfe  (ohne  Zunge)  ...  .  .  .  .  n  40 

»  (mit  Zunge) . »  44 

Zungen  (sauber  abgeschnitten) . »  120 

Leber . »  go 

Herzen . Stück  20 

Nieren .  »  4 

Zehen . «  6 


Unter  keinei*  Form  darf  im  Kleinverkauf  für  die 
obengenannten  Waren  im  frischen  oder  gepökelten  Zu¬ 
stand  ein  höherer  Preis  berechnet  werden,  gleichviel 
ob  die  Schlachtung  hierzulande  in  den  Schlächtereien 
(§  2)  oder  anderswo  erfolgt  ist. 

§  4.  Für  geräucherte  Waren  darf  außer  den  in  §§  2 
und  3  genannten  Preisen  ein  Zuschlag  von  bis  zu 
16  Öre  pro  kg  berechnet  werden. 

§  5.  Der  Maximalpreis  für  ungewürztes  Schweine¬ 
schmalz  im  Klein  verkauf  wird  auf  160  Öre  pro  kg  und 
für  besonders  zubereitetes  Gewürzschmalz  auf  200  Öre 
pro  kg  festgesetzt.  Bei  Wrkauf  reinen,  ungewürzten 
Schweineschmalzes  aus  den  Schlächtereien  an  Groß¬ 
kaufleute  ist  der  Maximalpreis  144  Öre  pro  kg  und  bei 
Verkauf  an  Detailhändler  150  Öre  pro  kg. 

Unter  keiner  Form  darf  für  die  Ware  im  Klein¬ 
verkauf  ein  höherer  Preis  verlangt  werden.  Wird  die 
Ware  in  Blasen,  Eimern  oder  sonstiger  besonderer  Ver¬ 
packung  geliefert,  darf  für  dieselbe  nur  der  gangbare 
Preis  berechnet  werden. 

§  6.  Aus  Schweineprodukten  ohne  Anwendung  vom  ^ 
.Schweinekopf  oder  Unterschenkel  hergestelltes  Füllsel 
darf  im  Kleinverkauf  nicht  zu  einem  höheren  Preise  - 
als  160  Öre  pro  kg  berechnet  werden. 

Ganz  oder  teilweise  aus  Schweineköpfen  oder  Unter- ; 
Schenkeln  hergestelltes  Füllsel  darf  im  Kleinverkauf 
nicht  zu  einem  höheren  Preise  als  100  Öre  pro  kg  be¬ 
rechnet  werden.  ! 


Bei  Herstellung  von  Füllsel  aus  Schweinefleisch  (ver¬ 
gleiche  Abs.  I  und  2)  zum  Weiterverkauf  darf  weder 
Mehl  noch  Wasser  hineingemischt  werden. 

§  7.  Bei  Verkauf  vorgenannter  Waren  darf  der  Ver¬ 
käufer,  wenn  er  für  die  Erlegung  der  Kaufsumme  Auf¬ 
schub  gewährt,  Zinsen  bis  zu  i  Prozent  über  dem 
jederzeit  gültigen  Nationalbankdiskont  berechnen. 

§  8.  In  Geschäftsräumen,  in  denen  die  oben  erwähnten 
Waren  im  Kleinverkauf  verkauft  werden,  ist  nach 
näherer  Bestimmung  des  Ministeriums  des  Innern  ein 
Anschlag  mit  Angabe  der  Maximalpreise  etc.  aufzu¬ 
hängen. 

§  9.  Diese  Bekanntmachung  tritt  am  28.  August  1915 
in  Kraft,  für  den  Kleinverkauf  jedoch  erst  am  30.  des¬ 
selben  Monats.  Jeder  Vertrag,  der  später  abgeschlossen 
wird,  gehört  unter  ihre  Bestimmungen  und  ist,  falls  er 
auf  irgend  einem  Punkte  gegen  dieselben  streitet,  in¬ 
soweit  ungültig,  wobei  jeder,  welcher  der  Bekannt¬ 
machung  zuwiderhandelt,  er  möge  Produzent,  Ver¬ 
käufer  oder  Käufer  sein,  Strafverantwortung  gemäß 
dem  Gesetze  vom  16.  November  1914  verfallen  ist 
(Geldstrafe  von  5  K  bis  1 0.000  K  oder  Gefängnis,  ver¬ 
gleiche  allgemeines  bürgerliches  Strafgesetz,  §  25). 

Norwegen. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Ein  Rundschreiben  des 
Departements  des  Äußern  vom  21.  August  1915  ver¬ 
bietet  die  Ausfuhr  von  Steinkohlenteer. 

Ein  Rundschreiben  des  Departements  des  Äußern 
vom  7.  August  1915  verbietet  die  Ausfuhr  von  Alu¬ 
miniumsalzen. 

Die  Ausfuhr  folgender  Artikel  ist  verboten  worden: 

Hanf,  roh  und  gehechelt;  Leinöl;  Leinsamen;  Zink, 
unbearbeitet  und  bearbeitet,  Abfall  von  Zink;  Kali¬ 
salze  (Chlorkalium,  37prozentiger  Kalidünger  und 
Kainit  sowie  daraus  hergestellte  Fabrikate,  wie  chlor¬ 
saures  Kali,  überchlorsaures  Kali,  Kalisalpeter,  Kali¬ 
hydrat,  Kalilauge). 

Ein  Rundschreiben  des  Departements  des  Äußeren 
verbietet  vom  7.  September  1915  ab  die  Ausfuhr  von 
Quecksilber. 

Serbien. 

Geplante  Zwangsverwaltung  des  Vermögens 
feindlicher  Untertanen.  Ein  von  der  Skupschtina 
angenommener  Gesetzentwurf  bestimmt  nach  den  Ber¬ 
liner  ,, Nachrichten  für  Handel  und  Industrie“  fol- 
gaides : 

Artikel  i.  Zum  Schutze  der  öffentlichen  Interessen 
Serbiens  und  zur  Erlangung  einer  Sicherheit  für  den 
Fall  der  Schädigung  des  Vermögens  des  serbischen 
Staates  und  seiner  Lhitertanen  durch  die  Staaten,  mit 
denen  Serbien  in  Feindschaft  ist,  oder  durch  deren 
b^ntertanen  werden  durch  dieses  Gesetz,  abweichend 
von  den  bestehenden  Verordnungen  über  den  Schutz  der 
Fremden  und  ihrer  Rechte,  besondere  Maßregeln  be¬ 
züglich  des  Vermögens  fremder  Untertanen  vorge¬ 
schrieben. 

Artikel  2.  Die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  finden  An¬ 
wendung  auf  das  Vermögen  der  L^ntertanen  österreich- 
LTngarns,  des  Deutschen  Reiches,  des  Ottomanischen 
Reiches  sowie  auf  das  der  LTntertanen  jener  Staaten,  die 
etwa  künftig  mit  Serbien  Krieg  führen  sollten.  Sie 
gelten  für  physische  und  juristische  Personen. 

Artikel  3.  Soweit  das  Vermögen  fremder  LTntertanen 
die  einzige  und  notwendige  Quelle  ihres  Unterhalts 
bildet,  unterliegt  es  nicht  den  Vorschriften  dieses  Ge¬ 
setzes  und  bedarf  nicht  der  Inventarisierung  und  der 
besonderen  Verwaltung. 
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Was  an  \'ermögen  mehr  vorhanden  ist,  unterliegt  der 
Inventarisierung  und  der  Zvvangsverwaltung  im  Sinne 
der  Vorschriften  dieses  Gesetzes. 

Artikel  4.  Alle  V ermögensgegenstände  fremder  Unter¬ 
tanen  zerfallen  in  zwei  Klassen:  i.  Unternehmungen, 
wie  Fabriken,  Banken,  kaufmännische  Geschäfte,  Werk¬ 
stätten  u.  s.  w. ;  2.  Vermögensgegenstände  aller  Art,  wie 
Bargeld,  Wertpapiere,  Geldforderungen  und  unbeweg¬ 
liche  Güter.  Für  jede  Klasse  gelten  besondere  Vor¬ 
schriften. 

Artikel  5.  Alle  Unternehmungen,  die  Untertanen 
feindlicher  Staaten  im  Sinne  des  Artikels  2  dieses  Ge¬ 
setzes  gehören,  werden  unter  besondere  Aufsicht  des 
Handelsministers  gestellt. 

Ob  ein  Unternehmen,  das  einen  gemischten  Charakter 
hat  und  an  dem  serbisches  Kapital  oder  Kapital  von 
Untertanen  nicht  feindlicher  Staaten  beteiligt  ist,  dieser 
Aufsicht  unterstellt  werden  soll,  bestimmt  der  Handels¬ 
minister. 

Artikel  6.  Hat  das  Unternehmen  zu  Beginn  oder  im 
l.aufe  des  Krieges  seinen  Betrieb  eingestellt,  so  hat  der 
Handelsminister  zu  beschließen,  ob  es  im  Interesse  des 
Staates  oder  des  Unternehmens  selbst  notwendig  ist, 
den  Betrieb  wiederaufzunehmen  oder  eine  teilweise  oder 
vollständige  Liquidierung  durchzuführen. 

Artikel  7.  Die  Geschäftsleitung  eines  Unternehmens, 
das  den  Betrieb  auf  Grund  des  Beschlusses  des  Handels¬ 
ministers  wieder  aufnimmt,  wird  der  bisherigen  Ver¬ 
waltung  übertragen,  wenn  sie  noch  besteht  und  wenn 
aus  besonderen  Rücksichten  für  die  öffentliche  Sicher¬ 
heit  nicht  erforderlich  werden  sollte,  die  Verwaltung 
oder  irgend  ein  Mitglied  der  Verwaltung  von  diesem 
Dienst  auszuschließen.  Darüber  sowie  über  die  Auswahl 
der  neuen  Verwaltung  oder  einzelner  Mitglieder  ent¬ 
scheidet  der  Handelsminister. 

Artikel  8.,  Wird  das  LTnternehmen  auch  während  des 
Krieges  betrieben,  so  hat  der  Handelsminister  zur  Auf¬ 
sicht  einen  besonderen  Staatskommissär  zu  ernennen, 
wenn  das  LTnternehmen  groß  und  von  besonderer  Be¬ 
deutung  ist.  Ist  das  Unternehmen  von  geringerem  Um¬ 
fang,  so  übt  der  Handelsminister  durch  seine  Beamten 
oder  besonders  bestimmte  Personen  eine  zeitweilige 
Überwachung  aus. 

Die  Bestimmung  des  Artikels  7  über  die  Verwaltung 
findet  auch  hier  Anwendung. 

Artikel  9.  Die  Verwaltung  von  Aktiengesellschaften 
muß  aus  mindestens  drei  Mitgliedern  bestehen. 

Besteht  keine  Verwaltung  mehr  oder  besteht  sie  aus 
weniger  als  drei  Mitgliedern,  so  hat  der  Handelsminister 
eine  neue  Verwaltung  einzusetzen  oder  die  bestehende 
durch  Ernennung  angesehener  Bürger  zu  Mitgliedern 
zu  ergänzen. 

Artikel  10.  Auch  für  Unternehmungen,  die  gemäß 
Beschluß  des  Handelsministers  den  Betrieb  wieder  auf¬ 
nehmen,  wird  in  dem  im  Artikel  8  dieses  Gesetzes  vor¬ 
gesehenen  Falle  ein  Staatskommissär  eingesetzt.  Im 
übrigen  stehen  diese  Unternehmungen  unter  der  zeit¬ 
weiligen  Aufsicht  des  Handelsministers. 

Artikel  ii.  Alle  Geldmittel,  die  zum  Betriebe  des 
LTnternehmens  nicht  notwendig  sind,  werden  auf  den 
Namen  des  Unternehmens  bei  der  Fondsverwaltung 
hinterlegt;  diese  hat  sie  aufzubewahren,  bis  nach  Be¬ 
endigung  des  Krieges  endgültig  darüber  verfügt  wird. 

Artikel  12.  Der  ständige  Staatskommissär  und  die 
zeitweiligen  Staatsdelegierten  sind  verpflichtet,  nach 
Maßgabe  der  Weisungen  des  Handelsministeriums,  die 
sie  zu  befolgen  haben,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die 
Verwaltung  das  Unternehmen  sachgemäß  leitet,  daß  die 
Interessen  serbischer  Staatsbürger  gewahrt  werden  und 
daß  durch  den  Betrieb  oder  mittels  des  Vermögens  des 
Unternehmens  die  Interessen  des  serbischen  Staates 
nicht  bedroht  werden. 


Artikel  13.  Die  Kosten  der  Verwaltung  und  der  stän¬ 
digen  oder  zeitweiligen  Aufsicht  sowie  die  Vergütung 
für  die  Personen,  denen  die  Verwaltung  oder  die  Auf¬ 
sicht  anvertraut  ist,  sind  von  dem  Unternehmen  zu 
tragen. 

Artikel  14.  Alle  Unternehmungen  von  Untertanen 
feindlicher  Staaten  oder  gemischten  Charakters  (Ar¬ 
tikel  5)  können,  gleichviel  ob  sie  den  Betrieb  fort¬ 
führen  oder  eingestellt  haben,  auf  Grund  eines  Be¬ 
schlusses  des  Handelsministers  der  Liquidation  unter¬ 
worfen  werden,  wenn  dies  durch  besondere  öffentliche 
Interessen  erforderlich  wird. 

Artikel  15.  Alle  vorstehenden  Vorschriften  über  die 
Verwaltung  der  Unternehmungen  gelten  auch  für  die 
Durchführung  der  Liquidation. 

Artikel  16.  Gewöhnliche,  nicht  betriebene  Handels¬ 
geschäfte  feindlicher  Untertanen  können  auf  Grund 
eines  Beschlusses  des  Handelsministers  geöffnet  und  der 
Leitung  zweier  Kuratoren  unterstellt  werden. 

Wird  das  Geschäft  auch  während  des  Krieges  be¬ 
trieben,  so  kann  der  Handelsminister  nach  Bedarf  ent¬ 
weder  einen  ständigen  Kommissär  bestimmen  oder  an¬ 
statt  dessen  einen  Kurator  ernennen  oder  zur  Sicher¬ 
stellung  des  Reinertrages  des  Geschäftes  und  zur  Ver¬ 
hinderung  der  Verwendung  des  Reinertrages  in  einer 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  nicht  entsprechenden 
Art  eine  zeitweilige  Aufsicht  ausüben. 

Auf  diese  Verwaltung  finden  in  Zweifelsfällen  die 
Vorschriften  des  Kuratelgesetzes  entsprechende  An¬ 
wendung. 

Artikel  17.  Das  aus  Bargeld,  Wertpapieren,  Wert¬ 
sachen  und  anderen  beweglichen  Sachen  bestehende  Ver¬ 
mögen  der  Untertanen  feindlicher  Staaten  oder  ihrer 
Unternehmungen  ist  zu  inventarisieren  und  auf  den 
Namen  des  Besitzers  gemäß  der  Vorschrift  des  Ar¬ 
tikels  II  dieses  Gesetzes  zu  hinterlegen. 

Artikel  18.  Unbewegliche  Güter  sind  zu  inventari¬ 
sieren  und  zu  schätzen.  Das  Verzeichnis  wird  dem 
Handelsminister  übergeben.  Soweit  infolge  der  Ab¬ 
wesenheit  des  Eigentümers  die  Einsetzung  einer  Ver¬ 
waltung  dieses  Vermögens  erforderlich  wird,  ist  nach 
den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  und 
des  Kuratelgesetzes  zu  verfahren,  mit  der  Maßgabe, 
daß  der  Reinertrag  des  Vermögens  dem  allgemeinen 
Depot  des  Vermögens  fremder  Untertanen  im  Sinne 
des  Artikels  ii  dieses  Gesetzes  übergeben  wird. 

Die  Ernennung  der  Kuratoren  hat  der  Handels¬ 
minister  zu  veranlassen. 

Artikel  19.  Alle  Forderungen  der  Untertanen  feind¬ 
licher  Staaten  und  ihrer  Unternehmungen  außerhalb 
Serbiens,  gleichviel,  ob  sie  kaufmännischer  oder  nicht 
kaufmännischer  Natur  und  ob  sie  durch  Wechsel,  Obli¬ 
gationen,  bestätigte  Rechnungen,  Handelsbücher  oder 
auf  eine  andere  Art  festgestellt  sind,  müssen  von  den 
Schuldnern,  die  serbische  Untertanen  sind,  dem 
Handelsministerium  angemeldet  werden  und  sind  von 
diesem  in  ein  besonderes  Verzeichnis  einzutragen.  Die 
Geheimhaltung  dieser  Angaben  muß  gewährleistet  sein, 
jede  Kundmachung  oder  Verbreitung  wird  auf  Klage 
der  Beteiligten  oder  des  Handelsministers  mit  einer 
Geldstrafe  von  300 — 1200  Dinar  oder  mit  Freiheits¬ 
strafe  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Artikel  20.  Alle  Beschlüsse  des  Handelsministers  sind 
rechtsgültig. 

Artikel  21.  So  lange  der  Kriegszustand  dauert  und  die 
Liquidierung  des  Vermögens  fremder  Untertanen  nicht 
durchgeführt  wird,  ist  es  verboten,  die  im  Artikel  17 
bezeichneten  Forderungen  ganz  oder  teilweise  zu  er¬ 
füllen.  Jede  Zuwiderhandlung  wird  auf  Klage  des 
Handelsministers  mit  Freiheitsstrafe  von  einem  Monat 
bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 
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Artikel  22.  Wer  seine  Schuld  an  einen  außerhalb 
Serbiens  befindlichen  Untertanen  eines  feindlichen 
Staates  oder  an  ein  außerhalb  Serbiens  ansässiges 
Unternehmen  eines  solchen  Untertanen  begleichen  will, 
kann  das  Geld  bei  dem  im  Artikel  1 1  bezeichneten  all¬ 
gemeinen  Depot  hinterlegen  und  Quittung  darüber  er¬ 
halten. 

Artikel  23.  Die  gesamte  Arbeit  der  X’ermögens- 
inventarisierung  und  die  Stellung  unter  Kuratel  einer 
besonderen  \'erwaltung  gemäß  den  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  ist  vom  Handelsministerium  mit  Hilfe  seiner 
Organe  oder  der  Polizeibehörden  durchzuführen. 

Artikel  24.  Der  Ministerrat  kann  auf  Vorschlag  des 
Handelsministers  beschließen,  daß  die  durch  Spezial¬ 
gesetze,  durch  königliche  oder  sonstige  Verordnungen 
oder  auf  eine  andere  Art  für  gewisse  Unternehmungen, 
Erwerbs-  oder  Industriebetriebe  verliehenen  Begünsti¬ 
gungen  ihre  Gültigkeit  verlieren,  wenn  diese  Unter¬ 
nehmungen  sich  ganz  oder  teilweise  im  Gebiete  des 
Königreichs  Serbien  befinden  und  das  Kapital  (gleich¬ 
viel  ob  es  in  Aktien  besteht  oder  nicht)  ganz  oder  teil¬ 
weise  den  Untertanen  oder  Lhiternehmungen,  Fabriken, 
Banken  u.  s.  w.  feindlicher  Staaten  gehört. 

Die  Beschlüsse  des  Ministerrates  darüber  sind  rechts¬ 
gültig. 

Artikel  25.  Der  Handelsminister  wird  ermächtigt, 
nähere  Bestimmungen  zur  Durchführung  dieses  Ge¬ 
setzes  zu  erlassen  sowie  den  Tarif  und  die  Grundsätze 
für  Kosten  und  Vergütungen  gemäß  Artikel  13  fest¬ 
zusetzen  u.  s.  w. 

Artikel  26.  Dieses  Gesetz  tritt  an  dem  Tage  in  Kraft, 
wo  es  vom  König  kundgemacht  und  in  „Srpske  Novine“ 
veröffentlicht  wird. 

Australischer  Bund. 

Maßnahmen  gegen  den  Handel  mit  dem  Feinde. 

Ein  australisches  Gesetz  vom  24.  Mai  1915  —  Nr.  ii 
vom  Jahre  1915  —  bestimmt: 

§  I.  Dieses  Gesetz  kann  als  das  Gesetz  vom  Jahre 
1915,  betreffend  Nichtigkeitserklärung  von  Wrträgen 
mit  Feinden,  bezeichnet  werden. 

§  2.  In  diesem  Gesetze  bedeutet  „feindlicher  Staats¬ 
angehöriger“: 

a)  jede  Person,  die  im  Sinne  einer  von  dem  König 
oder  dem  Generalgouverneur  erlassenen  und  im  Amts¬ 
blatt  veröffentlichten  Verordnung  über  den  Handel  mit 
dem  Feinde  als  Feind  gilt; 

b)  jede  Person,  Firma  oder  Gesellschaft,  deren  Ge¬ 
schäftsbetrieb  unmittelbar  oder  mittelbar  durch  feind¬ 
liche  Staatsangehörige  oder  unter  dem  Einfluß  von 
solchen  geleitet  oder  beaufsichtigt  wird  oder  deren  Ge¬ 
schäfte  ganz  oder  überwiegend  zu  gunsten  oder  im  Auf¬ 
trag  feindlicher  Staatsangehöriger  betrieben  werden, 
selbst  wenn  die  Firma  oder  Gesellschaft  innerhalb  der 
Gebiete  Seiner  Majestät  eingetragen  ist  oder  Rechts¬ 
fähigkeit  erlangt  hat ; 

,,der  gegenwärtige  Krieg“  den  Krieg  mit  Deutsch¬ 
land,  der  am  4.  August  1914  begonnen  hat  und  mit  allen 
\'erbündeten  Deutschlands  in  diesem  Kriege. 

§  3.  I.  In  diesem  Paragraphen  bedeutet  ,, Vertrag  mit 
einem  Feinde“  jeden  Vertrag, 

a)  bei  dem  ein  Teil  ein  feindlicher  Staatsangehöriger 
ist,  oder 

b)  an  dem  nach  der  Überzeugung  des  Generalstaats¬ 
anwaltes  ein  feindlicher  Staatsangehöriger  ein  Wr- 
mögensinteresse  hat,  oder 

c)  der  feindlichen  Staatsangehörigen  oder  dem  feind¬ 
lichen  Handel  zu  nützen  bestimmt  oder  geeignet  ist. 

2.  Ein  Vertragsteil  kann  bei  dem  Generalstaatsanwalt 
des  Australischen  Bundes  eine  Abschrift  des  Vertrages 
einreichen  und  eine  Feststellung  darüber  beantragen,  ob 


der  Vertrag  im  Sinne  dieses  Paragraphen  ein  Vertrag 
mit  einem  Feinde  ist  oder  nicht. 

3.  Stellt  der  Generalstaatsanwalt  fest,  daß  der  Ver¬ 
trag  ein  Vertrag  mit  einem  Feinde  ist,  so  ist  nach 
Veröffentlichung  dieser  Feststellung  im  Amtsblatt  der 
Wrtrag  als  ein  Vertrag  mit  einem  Feinde  anzusehen. 

4.  Stellt  der  Generalstaatsanwalt  fest,  daß  der  Ver¬ 
trag  kein  Vertrag  mit  einem  Feinde  ist,  so  ist  nach 
\'^eröfifentlichung  dieser  Feststellung  im  Amtsblatt  der 
Vertrag  nicht  als  ein  Vertrag  mit  einem  Feinde  anzu¬ 
sehen. 

5.  Jeder  vor  dem  Beginne  des  gegenwärtigen  Krieges 
mit  einem  Feinde  geschlossene  Wrtrag  wird  hiermit  in 

!  Ansehung  aller  daraus  herzuleitenden  Rechte  und  Wr- 
pflichtungen  als  vom  Beginne  des  Krieges  an  null  und 
nichtig  erklärt,  ausgenommen  hinsichtlich  derjenigen 
Rechte  und  Verpflichtungen,  die  sich  auf  die  zu  dieser 
Zeit  bereits  abgelieferten  Güter  oder  auf  die  zu  dieser 
Zeit  bereits  ausgeführten  Handlungen  beziehen  sowie 
derjenigen  Rechte  und  Verpflichtungen,  die  aus  einer 
solchen  Leistung  oder  als  Gegenleitsung  dafür  ent¬ 
stehen. 

6.  Jeder  vor  oder  nach  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes 
während  der  Dauer  des  gegenwärtigen  Krieges  mit 
einem  Feinde  geschlossene  Vertrag  wird  hiermit  als  null 
und  nichtig  und  in  jeder  Beziehung  als  unwirksam 
erklärt. 

§  4.  I.  Ein  Vertrag,  auf  den  dieser  Paragraph  An¬ 
wendung  findet,  kann  von  jedem  Teile  durch  schriftliche 
Erklärung  gegenüber  dem  anderen  Teile  hinsichtlich 
aller  Rechte  und  AVrpflichtungen  gekündigt  werden,  die 
j  sich  auf  zukünftige  Lieferungen  oder  Leistungen  aus 
'dem  \Trtrage  beziehen. 

j  2.  Verträge,  auf  welche  dieser  Paragraph  Anwendung 
i  findet,  sind  alle  A'erträge  über  den  Verkauf  oder  die 
J  Lieferung  von  Gütern,  wenn  ihre  Erfüllung 

a)  gemäß  gesetzlichen  Vorschriften  oder  gemäß  den 
Bestimmungen  des  Vertrages  aufgeschoben  ist,  oder 

b)  durch  die  Handlung  des  einen  Teiles  aufgeschoben 
ist  oder  auf  geschoben  werden  kann,  oder 

c)  von  dem  Teile,  demgegenüber  die  Kündigung  er¬ 
klärt  wird,  während  oder  infolge  des  gegenwärtigen 
Krieges  als  aufgeschoben  betrachtet  wird, 

3.  Die  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  erklärte 
1  Kündigung  eines  Vertrages  soll  wirksam  sein,  als  ob 
j  dieses  Gesetz  vor  der  Erklärung  der  Kündigung  in  Kraft 
j  getreten  wäre. 

I  4.  Findet  dieser  Paragraph  auf  einen  Vertrag  An- 
1  Wendung,  so  kann  eine  Klage  wegen  Nichterfüllung  des 
i  Vertrages  nach  Kriegsausbruch  gegen  einen  A'^ertrags- 
teil  nicht  erhoben  werden. 


'  Der  Außenhandel  Schwedens  im  ersten  Halbjahr 
1915.  Aus  Stockholm  wird  uns  berichtet: 

Der  Wert  des  schwedischen  Importes  im  ersten 
Halbjahr  1915  wird  auf  590  g  Millionen  Kronen  ge¬ 
schätzt  gegen  4o8'5  Millionen  Kronen  in  1914;  der 
Wert  des  Exportes  auf  356‘4  Millionen  Kronen  gegen 
3604  Millionen  Kronen  in  der  gleichen  Zeit  1914 
veranschlagt.  Diese  Ziffern  sind  approximativ  und  werden 
später  noch  wesentliche  Korrekturen  eintreten  müssen. 
Den  Berechnungen  liegen  die  Durchschnittspreise  von 
1913  zu  gründe,  während  die  Preise  sowohl  für  Import 
wie  Export  für  das  Jahr  1915  im  allgemeinen  wesent¬ 
lich  höher  sind.  Ferner  ist  zu  bemerken,  daß  der  Krieg 
einen  Export  für  gewisse  Waren  herbeigeführt  hat,  für 
welche  in  normalen  Zeiten  so  gut  wie  keiner  statlfindet 
und  sind  diese  deshalb  auch  nicht  in  der  Monatsstatistik 
aufgenommen. 
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Nachstehend  folgt  eine  Zusammenstellung  der  wich¬ 
tigeren  Warenarten  des  Importes  für  das  erste  Halb¬ 
jahr  Januar — Juni  1915,  wozu  die  Ziffern  für  die  gleiche 
Zeitperiode  von  1914  beigefügt  sind. 

Import. 

Januar  bis  Juni 
1915  1914 

i  n  1000  Tonnen 


Hafer . 

.  29-07 

39  63 

Mais  . 

17-60 

Roggen . 

,  .  34-08 

40-38 

Weizen . 

83-61 

Kaffee . . 

16-99 

Sirup . 

8-37 

Tabak  . 

2-40 

Baumwolle  .  ,  . 

■  • 

.  .  109-95 

12-96 

Jute . 

3-12 

Leinen . 

2-31 

Wolle . 

3-03 

Häute . 

6-45 

Leuchtöle  .  .  . 

.  • 

•  27-13 

5f33 

Andere  Öle  .  .  . 

28-09 

Vegetabilische  Öle 

. 

.  .  1103 

7-17 

Pflanzenfett  .... 

672 

Ölkuchen . 

67-99 

Koks . 

194-20 

Steinkohlen  .... 

•  .  181779 

1940-31 

Kalisalze . 

40-12 

Schwefel  .... 

.  .  12-57 

10-73 

Eisen  und  Stahl  .  . 

122-32 

Kupfer  ... 

.  .  7  85 

5-14 

Zink . 

2-93 

Winkeleisen  .  .  . 

27-87 

Eisenbahnschienen  . 

.  .  14  53 

36-32 

Rohre  .....  . 

12-49 

in  Millionen  Kronen 

Schiffe . 

6-30 

Fuhrwerke  .... 

2*21 

Maschinen  .... 

8  82 

12-39 

im  ersten  Halbjahr  kaum  den 

vierten 

Teil  des 

jahres  erreichte. 

Der  Export  für  die  wichtigeren  Waren  stellt 

wie  folgt : 

Export. 

Januar  bis  Juni 

1915 

1914 

i  n  1000 

Tonnen 

Schweinefleisch  . 

1062 

6-38 

Sahne  . 

0-44 

3-26 

Rindfleich . 

5-20 

2-24 

Butter . 

7-84 

10-83 

Eier  (pro  20  Millionen  Stück) 

261 

1-35 

Holzteer  ...  . 

3-52 

3-58 

Holzwaren  (lOOO  m^)  .  .  . 

497‘54 

545.57 

j>  gesägte  (1000 

1264-58 

1473-44 

Holzmasse . 

274-79 

39424 

1)  naß,  mechanisch  . 

32-88 

106-56 

»  trocken,  Sulfit 

ii;8-6q 

188-68 

»  »  Sulfat 

25-85 

30-32 

Pappe  . 

14-97 

14*02 

Papier . 

82  99 

88-63 

Zement  . 

41-06 

18-64 

Eisenerz . 

2026-76 

2527-99 

Superphosphat . 

1778 

32-53 

Flaschen . 

6-24 

6-85 

Zündhölzer . 

20-14 

i8-i8 

Eisen  und  Stahl . 

218-63 

17779 

Winkeleisen . 

46-39 

48-17 

Gewalzter  Draht  . 

13-35 

16-09 

in  Millionen  Kronen 

Steine . 

2-81 

7-08 

Maschinen . 

32-20 

3378 

davon:  elektrische  .  .  .  . 

2-58 

175 

»  Separatoren  .  .  . 

6-95 

10-58 

»  Motoren . 

553 

519 

»  Kugellager  .  .  . 

4-21 

1-93 

»  Telephone  .  .  .  . 

2-14 

3-61 

Ein  besonderes  Interesse  beansprucht  der  Holzwaren- 


Die  englische  Handelspolitik  hat  für  die  bedeutenderen 
schwedischen  Importartikel  keineswegs  erfreuliche  Wir¬ 
kungen.  Nicht  nur  bei  Waren,  die  zur  Aufrechterhaltung 
der  einheimischen  Industrie  gebraucht  werden,  macht 
sich  dies  bemerkbar,  sondern  auch  bei  den  Waren,  bei 
welchen  die  schwedischen  Kaufleute  sich  infolge  der 
Kriegslage  neue  Einnahmsquellen  schaffen  konnten.  Be¬ 
sonders  tritt  dies  zutage  seit  der  Blockadeorder  vom 
1 1 .  März. 

Der  Kaffeeimport  umfaßte  im  ersten  Quartal  ii’Sy 
Tausend  /  gegen  9-65  Tausend  t  1914,  somit  eine 
Steigerung  von  2*22  Tausend  /;  im  ersten  Quartal 
machte  die  Steigerung  3‘8i  Tausend  t  aus  und  ist  die¬ 
selbe  für  April — Juni  bedeutend  geringer,  was  auf  den 
Monat  Mai  zurückzuführen  ist,  für  welchen  der  Kaffee- 
iraport  640  t  geringer  war  als  im  Vorjahre.  Der  Ge¬ 
samtimport  an  Baumwolle  im  ersten  Halbjahr  beträgt 
I09’93  Tausend  t  und  weist  somit  gegen  das  Vorjahr 
eine  Steigerung  von  insgesamt  96'97  Tausend  /  auf, 
wovon  48‘34  Tausend  t  auf  das  erste,  4^'63  Tausend  t 
auf  das  zweite  Quartal  entfallen.  Einen  besonders  starken 
Rückgang  weist  der  Leuchtölimport  auf,  wogegen  die 
Einfuhr  anderer  Öle  erhöht  werden  konnte;  letztere 
Steigerung  rührt  jedoch  vom  ersten  Quartal  her. 

Die  Wirkungen  des  englischen  Steinkohlenexports¬ 
verbotes  sind  besonders  in  die  Augen  fallend.  Während 
Januar — März  Schweden  21 '33  Tausend  /  mehr  als  im 
Vorjahre  importierte,  hat  sich  im  zweiten  Quartal  der 
Import  um  143  85  Tausend  t  vermindert,  indem  der¬ 
selbe  sich  auf  ioi8'64  Tausend  t  (ii62'49  im  Vorjahre) 
stellte.  Der  Koksiroport  hat  sich  dagegen  gesteigert,  in 
der  Hauptsache  infolge  der  Zufuhr  von  Deutschland; 
gegen  i94’20  Tausend  t  Januar — Juni  1914  treten  in 
diesem  Jahre  425-11  Tausend  t,  eine  Steigerung  also 
von  nicht  weniger  als  230-91  Tausend  t. 

Der  Import  an  Metallen  wurde  nach  Überwindung 
großer  Schwierigkeiten  im  Herbst  nicht  nur  beibehalten, 
sondern  er  steigerte  sich  noch  ganz  beträchtlich.  Da¬ 
gegen  ist  der  Import  von  Eisen-  und  Stahlprodukten 
erheblich  zurückgegangen ;  besonders  tritt  dies  für  den 
Import  von  Eisenbahnschienen.  Noch  nennenswert  ist 
der  geringe  Import  von  Fahrzeugen  (Schiffen), 


export.  Am  besten  hat  sich  der  Export  für  geschlagene 
Holzarten  gehalten,  welcher  im  ersten  Halbjahr  nur  einen 
Rückgang  von  48-000  zeigt.  Der  Export  an  ge¬ 
sägten  und  gehobelten  Waren  ist  mit  mehr  als  zirka 
208.000  ni^  zurückgegangen.  Auch  der  Holzmasseexport 
zeigt  ungünstige  Ziffern.  Die  Zementausfuhr  gibt  ein 
gutes  Bild  und  hat  sich  dieselbe  infolge  der  guten  Kon- 
unktur  mehr  als  verdoppelt.  Der  Eisenerzexport  ist  sehr 
stark  zurückgegangen,  und  zwar  nicht  weniger  als  um 
ca.  19  Prozent;  dagegen  ist  der  Export  von  Eisen-  und 
Stahlprodukten  nennenswert  gestiegen.  Erfreulicherweise 
hat  der  Krieg  auf  den  Export  der  mechanischen  Werk- 
s'ätten  nur  gering  eingewirkt. 

Der  Wert  des  Importes  und  Exportes  auf  die  ver¬ 
schiedenen  Monate  des  ersten  Halbjahres  verteilt,  mit 
einer  Gegenüberstellung  der  beiden  Vorjahre,  stellt  sich 
wie  folgt: 


I 

m  p  0 

r  t 

E 

X  p  0  1 

t 

1915 

1914 

191S 

1915 

1914 

191S 

i  n  M 

i  1  1  i  0  n 

e  n  K 

r  0  n  e  n 

Januar  .  .  . 

.  65-8 

61-2 

60-2 

48-1 

45'9 

45‘i 

Februar  .  .  . 

•  946 

54-6 

60-2 

50-3 

45'6 

43'3 

März  .... 

.  126-0 

68-0 

62-5 

57'3 

49-0 

44-1 

April  .... 

.  128-6 

75-5 

72-9 

52-1 

565 

61-6 

Mai  .... 

.  103-6 

80-3 

76-2 

701 

837 

847 

Juni  .... 

•  72-4 

67-1 

6i-8 

78-5 

72-8 

71-2 

Was  die  verschiedenen  Warenarten  betrifft,  so  zeigt 
der  Import  von  folgenden  Waren  eine  bedeutende 
Steigerung  (der  Wert  der  Steigerung  in  Millionen  Kronen 
in  Klammern):  Salz,  Hering  (1-2),  Mais  (10-8),  Weizen 
(2  6),  Weizenmehl  (2-0),  Kaffee  (7-0),  Häute  (9'6),  Öl¬ 
kuchen  (1-9),  Baumwolle  (118-7),  Leinen  (1-2),  Kupfer 
(2-3),  Zinn  (12-5),  vegetabische  Öle  (2-1),  Pflanzenfett 
(2-0),  Steinkohlen  und  Koks  (4-2).  Eine  Reduzierung 
zeigen  dagegen  folgende  Waren:  Kautschuk  (i'ö),  Hafer 
(i-i),  Chilesalpeter  (1-8),  Wollgarn  (3-0),  Leuchtöl  (3-4). 

Der  Export  hat  sich  erhöht  für  folgende  Waren : 
Pferde  (3-1),  Rinder  (1-5),  Salzheringe  (2  3),  Schweine¬ 
fleisch  (4-5),  Rindfleisch  (2-2),  Eier  (i‘6),  Wollgewebe 
(4-4),  Zinn  (12-0),  Kugellager  (2-3),  Öfen  (3-4);  ver¬ 
mindert  dagegen  für  folgende  Waren:  Sahne  (2-5), 
Butter  (6-4),  Hafer  (3-5),  Rinderhäute  (3-8),  Pelzwerk 
I  (2-9),  Eisenerz  (5-4),  Pflastersteine  (3-3),  Separatoren  (3-6). 


welcher 
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Schließlich  verteilt  sich  der  Export  im  ersten  Halb 
jahr,  eingeteilt  in  verschiedene  Hauptrubriken,  aul' 
folgende  Weise : 


Landwirtschaftliche  Produkte  , 
Holzwaren . 


Diverse 


Januar  bis  Juni 

1914 

1915 

•  •  757 

73-2 

—  2-5 

80  3 

—  5-6 

54-3 

—  8-6 

37-8 

—  9-8 

•  •  43-8 

61-4 

+  >7-6 

349 

-  17 

•  7-9 

>4-5 

+  6-6 

360-4 

356-4 

—  4-0 

Rußlands  Außenhandel  im  ersten  Halbjahre  1915 

Das  russische  Zolldepartement  hat  eine  Übersicht  über 
den  Außenhandel  über  die  europäischen  und  kaukasi- 


die  Fahrt  unterhalten  würden.  Infolgedessen  und  weil 
Kopra  in  Holland  lebhaft  begehrt  wurde,  stiegen  die  Preise 
gegen  Ende  des  Jahres  und  es  fand  ein  regelmäßiger 
Export  statt,  welcher  noch  bedeutender  gewesen  wäre, 
wenn  genug  Verschiffsgelegenheit  bestanden  hätte. 
Während  früher  Padang-Kopra  fast  ausschließlich  nach 
Marseille  verkauft  wurde,  wurden  Abladungen  nach 
Marseille  nach  Ausbruch  des  Krieges  zuerst  schwierig 
und  später  unmöglich,  weshalb  die  Ware  nach  Amsterdam 
gesandt  wurde.  Mithin  ist  der  Markt  für  Padang-Kopra 
seit  Ausbruch  des  Krieges  von  Marseille  nach  Amsterdam 
übersiedelt. 


sehen  Grenzen  sowie  über  den  Handel  mit  Finland 
während  des  ersten  Halbjahres  1915  herausgegeben. 
Insgesamt  ist  der  Umsatz  um  nicht  weniger  als 
1.111Y2  Millionen  Rubel  oder  80  Prozent  zurück¬ 
gegangen.  Derselbe  hat  nämlich  über  die  europäischen 
und  kaukasischen  Grenzen  sowie  Finnland  einen  Wert 
von  276T  Millionen  Rubel  gegen  1387-6  Millionen  in 
der  Zeit  Januar — ^Juni  1914  gehabt. 

Der  Import  ist  von  710-1  Millionen  Rubel  im  Vor¬ 
jahre  auf  181-2  Millionen  Rubel  im  laufenden  Jahre 
zurückgegangen,  das  ist  um  282  6  Millionen  oder 
85-99  Prozent. 

Der  Export  hatte  einen  Wert  von  94-9  Millionen 
Rubel  gegen  677-5  Millionen  Rubel  im  Vorjahre,  hat 
sich  also  um  528-9  Millionen  Rubel  oder  74-48  Pro¬ 
zent  verringert. 

Gegen  einen  Importüberschuß  von  326  Millionen 
Rubel  im  ersten  Halbjahre  1914  steht  also  in  diesem 
Jahre  ein  Importüberschuß  von  86-3  Millionen  Rubel, 
was  eine  Verschlechterung  der  Handelsbilanz  um  53-7 
Millionen  Rubel  bedeutet. 

Wie  sich  Import  und  Export  auf  die  verschiedenen 
Warengruppen  verteilen,  geht  aus  der  nachfolgenden 
Zusammenstellung  hervor : 


1915  19U 

Millionen  Rubel 

Lebensmittel . 51-8  SgQ.i 

Rohwaren  und  Halbfabrikate  .  .  34-9  251-1 

Animalische  Produkte . —  II -8 

Fertige  Waren . 8  r  15-4 

Insgesamt  .  .  94-4  ^77-5 

Import. 

1915  1914 

Millionen  Rubel 

Lebensmittel  . . 32*0  83'9 

Rohwaren  und  Halbfabrikate  .  .  78-2  359-8 

Animalische  Produkte .  0-6  1-2 

Fertige  Waren . 70-3  265-2 


Insgesamt  .  .  1812  710-1 

Der  Handel  mit  Finnland  hat  sich  sowohl  mit  Hin¬ 
sicht  auf  den  Export  wie  Import  bedeutend  vergrößert. 
Der  Export  ist  auf  57-4  Millionen  Rubel  (ein  Plus  von 
33-8  Millionen)  und  der  Import  auf  86-1  Millionen 
Rubel  (plus  53-2  Millionen)  gestiegen. 


Niederländisch-indische  Kopraausfuhr.  Der  k.  u.  k. 

Vizekonsul  in  Pa  dang  berichtet: 

Ein  sehr  wichtiger  und  namentlich  der  für  die  West¬ 
küste  bedeutendste  Artikel  ist  Kopra.  Die  Produktion 
von  Kopra  nimmt  stets  zu.  Es  wurden  1914  von  Padang 
ausgeführt  296.000  Pikuls  von  61-76  kg.  Gleich  nach 
Ausbruch  des  Krieges  war  Kopra  hier  nahezu  unver¬ 
käuflich  infolge  der  Unsicherheit,  ob  Ausfuhren  während 
des  Krieges  möglich  wären.  Die  Exporteure  wollten  nur 
zur  Hälfte  der  früheren  Preise  auf  Lager  nehmen,  was 
jedoch  die  Gewinnung  von  Kopra  für  die  Eingeborenen 
nicht  mehr  lohnend  machte,  so  daß  dieselben  die 
Früchte  in  Abwartung  besserer  Zeiten  auf  den  Bäumen 
ließen.  Es  zeigte  sich  jedoch  einige  Wochen  später,  daß 
Abladungen  regelmäßig  möglich  waren,  und  daß  die 
holländischen  Dampferlinien  auch  während  des  Krieges 


Die  Lage  der  mährischen  Konfektionsindustrie. 

Dem  eben  erschienenen  Jahresberichte  der  Olmützer 
Handelskammer  pro  1914  entnehmen  wir: 

Vor  dem  Kriege  bewegte  sich  das  Inlandsgeschäft 
in  den  normalen  Grenzen.  Aufträge  waren  genügend 
vorhanden,  die  Verluste  überstiegen  nicht  den  Rahmen, 
den  die  Branche  für  Verluste  kalkuliert.  Auslandsauf¬ 
träge  und  Besuche  ausländischer  Kunden,  bis  auf  Serbien, 
waren  sogar  stärker  als  im  Vorjahre.  Auch  wurden  von 
diesen  Kunden  Aufträge  auf  weite  Termine  erteilt.  Zu 
Beginn  des  Jahres  setzte  in  dem  Hauptsitze  der  In¬ 
dustrie,  Proßnitz,  eine  Lohnbewegung  ein,  welche 
aber  im  gütlichen  Wege  beigelegt  wurde.  Der  schlechte 
Geschäftsgang  im  Jahre  1913  brachte  es  mit  sich,  daß 
der  Lohntarif,  welcher  bis  Ende  1912  in  Kraft  war 
und  am  31.  Dezember  1912  ablief,  nicht  erneuert  wurde. 
Erst  zu  Beginn  des  Jahres  1914  begannen  neuerliche 
Verhandlungen,  welche  als  Resultat  die  Inkraftsetzung 
des  früheren  Lohntarifes  zur  Folge  hatten. 

Nach  Ausbruch  des  Krieges  war  die  gesamte  In¬ 
dustrie  fast  durch  zwei  Monate  ohne  jede  Beschäftigung 
und  vollkommen  lahmgelegt.  Man  bemühte  sich,  den 
Arbeitern  während  dieser  Zeit  Arbeitsgelegenheit  zu  be¬ 
schaffen,  und  zwar  durch  Lohnarbeiten,  welche  für  die 
Uniformierungsanstalten  übernommen  wurden.  Diese 
Arbeiten  waren  ohne  jeden  Nutzen  für  den  Konfektionär 
und  brachten  auch  den  Arbeitern  nicht  sehr  lohnenden 
Verdienst.  Direkte  Heereslieferungen  bekam  die  Industrie 
erst  anfangs  Oktober.  Seither  sind  auch  die  Arbeiter 
überaus  stark  beschäftigt  und  mußten  einige  Betriebe 
maschinell  eingerichtet  werden,  um  den  Ausfall  an 
Arbeitern,  welche  unter  die  Waffen  gerufen  wurden,  zu 
ersetzen.  Die  starke  Beschäftigung  brachte  ein  großes 
Ausgebot  an  Arbeitsgelegenheit  und  ist  damit  selbst¬ 
verständlich  eine  ganz  bedeutende  Lohnerhöhung  ver¬ 
bunden. 

Das  normale  Geschäft  für  Zivil  ist  gänzlich  unter¬ 
bunden:  I.  aus  Mangel  an  Tuch  und  sonstigen  Roh¬ 
waren,  weil  sämtliche  Tuchfabriken  bloß  für  Militär¬ 
zwecke  arbeiten;  2.  sind  die  Arbeiter  jetzt  auf  Uni¬ 
formen  und  Mäntel  eingerichtet,  erhalten  hierfür  sehr 
gute  Preise,  übernehmen  daher  keine  Zivil  wäre;  3.  wird 
aus  diesem  Grunde  auch  nicht  oder  sehr  wenig  gereist. 
i,s  werden  keine  Aufträge  aufgenommen  und  es  wird 
nur  das  vorhandene  Warenlager  (Rohware)  verschnitten. 
Der  Export  ist  gänzlich  lahmgelegt. 

Die  Amsterdamer  Diamantindustrie.  Die  Amster¬ 
damer  Handelskammer  schreibt  in  ihrem  Berichte  für 
das  Jahr  1914: 

Der  ungünstige  Zustand  der  Diamantindustrie  dauerte 
auch  im  Jahr  1914  fort.  Im  Anfang  des  Jahres  waren 
Handel  und  Industrie  notleidend,  besonders  die  Ro¬ 
settenbranche,  so  daß  die  Ziffer  der  Arbeitslosen  sich 
während  des  ersten  Quartals  zwischen  2000  und  3000 
iewegte.  Als  später  die  Aussichten  günstiger  zu  werden 
schienen,  als  im  April  die  Produktion  der  deutschen 
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Diamantfelder  für  die  nächste  Kontraktperiode  dem 
englischen  Syndikat  überwiesen  wurde  und  man  aus 
dem  Ankauf  für  amerikanische  Rechnung  große  Hoff¬ 
nungen  schöpfte,  brach  plötzlich  die  Katastrophe  aus, 
von  deren  Folgen  für  die  Diamant  Industrie  man  sich 
vorderhand  noch  gar  keinen  Begriff  machen  kann.  Der 
ungünstige  Zustand  wird  am  deutlichsten  durch  die 
fortwährend  hohe  Ziffer  der  Arbeitslosen  charakterisiert. 
Im  ersten  Halbjahr  war  die  niedrigste  Ziffer  2308,  die 
höchste  5113,  während  für  das  ganze  Jahr  die  nie¬ 
drigste  Ziffer  2308  und  die  höchste  8872  ist.  Die 
höchsten  Ziffern  fallen  in  die  Monate  August  und  Sep¬ 
tember;  im  Jahre  1913  hatten  diese  Ziffern  zwischen 
1299  und  4855  geschwankt. 

Die  Preise  von  Rohdiamant  blieben  fest,  im  ersten 
Halbjahr  war  die  Nachfrage  nach  roh  normal.  Haupt¬ 
sächlich  für  die  Preise  von  mel6  und  klein  hatte  man 
von  der  Zuweisung  der  deutschen  Diamantproduktion 
an  das  englische  Syndikat  günstige  Erwartungen  ge¬ 
hegt.  Das  Syndikat  von  Antwerpen  aber,  welches  das 
nicht  verkaufte  Gut  selbst  bearbeiten  ließ,  war  ein  ge¬ 
fürchteter  Konkurrent  seiner  eigenen  Abnehmer.  Im 
Juli  kamen  die  bedeutendsten  Diamantproduzenten  in 
London  zusammen,  um  über  die  Einschränkung  der 
Fabrikation  zu  beraten.  Diese  Zusammenkunft  hatte  ein 
günstiges  Resultat  und  die  Produktion  sollte  bedeutend 
eingeschränkt  werden.  Indessen  wurde  der  Kontrakt  mit 
der  deutschen  Regie  vom  englischen  Syndikat  auf 
Grund  der  Kriegsklausel  gebrochen  und  kamen  von 
diesem  Syndikat  vom  Ausbruch  des  Krieges  an  wenig 
Diamanten  mehr  auf  den  Markt. 

In  1914  erschienen  in  Antwerpen  die  Kongo¬ 
diamanten  auf  den  Markt,  aber  weder  ihre  Qualität,  noch 
ihre  Quantität  ist  vorderhand  von  Bedeutung. 

Die  Ausfuhr  von  geschliffenem  und  rohem  Diamant 
nach  Amerika  betrug  in  1914  13,949.000  fl.  gegen 

27,541.000  in  1913. 

Durch  Fallimente  im  Ausland  und  einzelner  nicht 
bedeutender  Amsterdamer  Firmen  wurde  der  durch  die 
vorhergehenden  ungünstigen  Jahre  ohnedies  schon  not- 
leidende  Kleinhandel  empfindlich  getroffen. 

Ein  von  der  Regierung  entworfener  und  zur  Aus¬ 
führung  gebrachter  Plan  setzte  den  Allgemeinen  nieder¬ 
ländischen  Diamantarbeiterbund  in  den  Stand,  seinen 
Mitgliedern  Unterstützungen  zu  gewähren,  ohne  daß  die 
Organisation  finanziell  erschöpft  wurde.  Außerdem  wurde 
ein  aus  den  Vorständen  der  verschiedenen  Organisa¬ 


tionen  bestehendes  Komitee  errichtet,  um  kleinen 
Händlern  und  Zwischenpersonen  beizuspringen.  Eine 
»Kommission  für  Beherzigung  der  Interessen  des  Handels 
in  geschliffenem  Diamant«  beschloß,  mit  allen  ihr  zu 
Dienst  stehenden  Mitteln  gegen  jeden  Versuch,  die 
Preise  zu  drücken,  aufzutreten.  Dieses  einmütige  Zu¬ 
sammenhalten  milderten  viele  der  Folgen  des  Krieges. 
Dieser  zwang  viele  deutsche  und  österreichische  Diamant¬ 
händler,  Antwerpen  zu  verlassen;  viele  ließen  sich  in 
Holland  nieder.  Wieweit  letzteres  einen  bleibenden 
Charakter  haben  wird,  und  welche  Folgen  für  den 
amsterdamschen  Diamanthandel  sich  daraus  ergeben 
werden,  ist  schwer  zu  sagen. 


Kriegskalender  des  »Fremden-Blatt«  I9l4/i5.  Wien,  1915. 
Verlag  Elbemühl.  136  Seiten,  nebst  mehreren  Kartenbeilagen. 
Preis  2  K. 

Dieser  Kriegskalender  ist  als  Festgabe  zum  l8.  August  I915 
gedacht  und  enthält,  nach  Tagen  geordnet,  vom  I.  August  19 14 
bis  31.  Juli  1915  reichhaltige  Angaben  über  den  Verlauf  des 
Weltkrieges  in  dessem  ersten  Jahre.  Es  stellt  hiedurch  ein 
brauchbares  militärisch-diplomatisches  Handbuch  für  die  Kriegs¬ 
ereignisse  dar;  das  Verständnis  wird  noch  durch  die  übersicht¬ 
lich  angeordneten,  deutlichen  Kartenbeilagen  erhöht.  Die  zeich¬ 
nerische  und  sonstige  Buchausstattung  ist  einer  Festgabe  ent¬ 
sprechend  gehalten. 

Politische  Briefe  über  den  Weltkrieg.  Von  L.  v.  Wiese. 

Verlag  von  Duncker  &  Humblot.  München  und  Leipzig,  1914. 
Preis  geheftet  2  M. 

Diese  Skizzen  zeichnen  sich  durch  die  ruhige  und  klare  Er¬ 
fassung  der  darin  behandelten  Themen  aus.  Der  Verfasser,  voll 
hochstrebender  Wünsche  und  Erwartungen  für  Deutschlands  Zu¬ 
kunft,  bleibt  doch  immer  auf  reapolitischem  Boden.  Er  läßt  sich 
nirgends  von  blindem  Haß  gegen  unsere  Gegner,  besonders  Eng¬ 
land,  hinreißen,  dessen  Verdienste  für  die  gesamte  europäische 
Sache  in  Afrika  und  Asien  er  ruhig  anerkennt.  Dies  macht  seine 
eingehende  Erörterung  der  ostasiatischen  Frage  besonders  be¬ 
achtenswert.  Obwohl  das  Buch  Ende  1914  erschienen  ist,  steht 
es  doch  hinsichtlich  der  pazifischen  Besitzungen  Deutschlands 
bereits  auf  jenem  Standpunkt,  der  sich  im  Laufe  des  Jahres  19^5 
immer  mehr  durchgerungen  hat.  Dieser  Standpunkt  geht  nämlich 
dahin,  daß  Deutschland  seine  militärisch-maritimen  Kräfte  nicht 
auf  entfernt  gelegene,  schwer  zu  verteidigende  Besitzungen  zer¬ 
splittern  dürfe,  sondern  seinen  überseeischen  Kolonialbesitz  in 
einer  mächtigen  afrikanischen  Gruppe  Zusammenhalten  müsse ; 
diese  Gruppe  könnte  vielleicht  durch  ein  in  türkischen  Besitz 
übergegangenes  Ägypten  eine  besondere  Sicherung  und  beinahe 
sogar  eine  Landverbindung  mit  Mitteleuropa  erhalten.  Aus  ähn¬ 
lichen  Gründen  gibt  Wiese  die  pazifischen  Kolonien  Deutschlands 
preis,  wenn  er  sich  auch  nicht  zur  völligen  Beschränkung  des 
deuts’chen  Überseebesitzes  auf  Afrika  entschließen  mag. 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./i,  Berggasse  16,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen. 


Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht; 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  > 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 
für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


Vorliegende  Spezialberichte : 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  V enezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 


Pittciltttt0ett  iier  3tU0Cittelnen 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 


beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar- 
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tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder,  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  III.  Lothringerstraße  I2, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  «er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Landern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 


Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 

Vollmilchpulver  (Trockenmilch).  Von  Seite  eines 
vertrauenswürdigen  Agenten  in  Amsterdam  liegt  eine 
günstige  Offerte  auf  I.ieferung  von  Vollmilchpulver 
\mr  und  werden  Interessenten  eingeladen,  in  die  näheren 
Daten  im  Bureau  Einsicht  zu  nehmen.  (A.  E.  705.) 

Damenkleiderstoffe.  Eine  Firma  in  Amsterdam, 
welche  der  Exportsektion  gut  empfohlen  wurde,  inter¬ 
essiert  sich  für  den  Einkauf  von  wollenen  Damenkleider¬ 
stoffen  aller  Art.  (A.  E.  704.) 

Textilwaren.  Eine  seit  20  Jahren  in  Rotterdam  be¬ 
stehende  Firma,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  von 
Herrenhüten  und  Mützen  befaßt  und  über  die  gjinstige 
Auskünfte  vorliegen,  interessiert  sich  für  eine  Ver¬ 
bindung  mit  Lieferanten  von  zur  Mützenfabrikation  ge¬ 
eigneten  Stoffen.  (A.  E.  703.) 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr  beabsichtigt  nach 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  Frankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 
Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn¬ 
liche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
W  arenhäusern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  wäre,  daß  es  sich  momentan  nicht 
so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt, 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 
sein.  (A.  E.  702.) 

Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich. 
Ein  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent, 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  bei 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
Verbindungen  besitzt.  Firmen,  welche  sith  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 
obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be¬ 
reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vom  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er¬ 
strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 
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GESTATTET. 


SCHUTZZÖLLNERISCHE  VORSTÖSSE  IN 

GROSSBRITANNIEN. 

Von  Dr.  Sigmund  Schilder. 

Als  Josef  Chamberlain  am  2.  Juli  1914  starb, 
wurde  in  den  meisten  englischen  Blättern,  sogar  in 
jenen  konservativ-unionistischer  Richtung,  bei  dieser 
Gelegenheit  dargelegt,  daß  der  Verstorbene  das  Ziel 
der  letzten  anderthalb  Jahrzente  seines  Lebens,  nämlich 
die  Umwandlung  des  bisherigen  unbedingten  britischen 
Freihandelssystems  in  ein  solches  gemäßigten  Schutz¬ 
zolles,  völlig  verfehlt  habe;  der  britische  Freihandel 
stehe  am  Sterbetage  seines  entschiedensten  Bekämpfe« 
fester  als  je.  Etwa  einen  Monat  später  trat  weniger  in 
Großbritannien  selbst  als  vielmehr  überall  auf  dem 
Kontinent  die  Ansicht  zutage,  daß  die  gewaltigen,  von 
englischer  Seite  anfangs  unterschätzten,  aber  auf  dem 
Kontinent  gleich  zu  Beginn  weit  richtiger  veranschlagten 
riesigen  Kosten  des  Weltkrieges  dazu  beitragen 
könnten,  in  Großbritannien  eine  handelspolitische  Ent¬ 
wicklung  im  Sinn  Chamberlains  herbeizuführen. 

Bekanntlich  haben  Kriege  seit  jeher  schutzzöllnerischen 
Kreisen  erwünschten  Anlaß  geboten,  Zollerhöhungen 
und  Neueinführung  von  Zöllen  als  scheinbar  b  e- 
quemstes  Hilfsmittel  zur  Verzinsung  und 
Tilgung  derKriegsschuldenzu  empfehlen.  Nicht 
selten  erwies  es  sich  dann,  daß  die  der  Bevölkerung 
als  fiskalisches  Hilfsmittel  angepriesenen  Zollmaßregeln 
eine  entschieden  schutzzöllnerische  Wirkung  ausübten, 
so  daß  sogar  einzelne  von  ihnen,  vom  fiskalischen 
Standpunkt  aus  betrachtet,  wenig  ergiebig  blieben.  Die 
Beispiele  hierfür  sind  zahlreich  genug:  der  Umschwung 
der  Handelspolitik  der  Vereinigten  Staaten  nach  dem 
Sklavenkrieg  von  1861 — 1865,  der  Wandel  in  der  fran¬ 
zösischen  Handelspolitik  nach  dem  Krieg  mit  Deutsch¬ 
land  von  1870/71,  die  mit  den  großen  Ausgaben  un¬ 
mittelbar  vor  dem  russisch- türkischen  Krieg  von  1877/78 
und  während  dieses  Krieges  zusammenhängend^  handels¬ 
politischen  Veränderungen  in  Rußland,  die  starken 
russischen  Zollerhöhungen  zur  Deckung  der  Kosten  der 
Teilnahme  Rußlands  an  der  an  und  für  sich  mäßig  be¬ 
langreichen  Boxerexpedition  vom  Jahr  1900,  die  freilich 
bald  wieder  rückgängig  gemachten  schutzzöllnerischen 
Versuche  in  England  während  des  Burenkrieges,  die 
bedeutenden  Erhöhungen  des  japanischen  Zolltarifes 
während  des  Krieges  mit  Rußland  von  1904/05  und 
seither  etc. 

Für  Großbritannien  besteht  derzeit  mehrfacher  An¬ 
reiz  zu  einem  Versuch  mit  fiskalisch  verkleideten  Schutz¬ 
zöllen.  Vorerst  wäre  der  Wunsch  der  wohlhabenderen 
Bevölkerung  zu  erwähnen,  zur  Deckung  der  Kriegs¬ 
kosten,  unter  Schonung  der  zur  Einkommensteuer  und 
anderen  direkten  Steuern  herangezogenen  Kreise,  so 
weit  als  möglich  Verbrauchssteuern  zu  verwenden. 
So  sollen  sich,  nach  einer  Meldung  der  »Times«,  unter 
einer  Abordnung  von  Citymännern,  die  Mitte  Juli  1915 
vor  dem  Ministerpräsidenten  Asquith  den  Wunsch  aas- 
sprachen,  die  Einfuhr  ausgiebig  zu  besteuern,  auch 
Persönlichkeiten  befunden  haben,  die  bisher  als  eifrige 
Freihändler  bekannt  waren.  In  zweiter  Linie  mag  noch 
das  Bestreben  von  Wichtigkeit  sein,  den  Wirtschafts¬ 
krieg  gegen  die  Zentralmächte  und  ihre  Ver¬ 
bündeten  auch  nach  dem  Weltkrieg  mittels  Vorzugs¬ 
zölle  für  die  Vierverbandsstaaten  und  Zollbenachteili- 
gung  der  Zentralmächte  fortzusetzen.  Endlich  dürfte 
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mancherseits  auch  daran  gedacht  werden,  den  wirt¬ 
schaftlichen  Zusammenschluß  mit  den  Überseebe¬ 
sitzungen,  die  Großbritannien  während  des  Welt¬ 
krieges  wertvolle  wirtschaftliche  und  politisch-militärische 
Hilfeleistungen  gewährten,  nach  dessen  Beendigung  durch 
Vorzugszölle  des  Mutterlandes  für  koloniale  Erzeugnisse 
noch  inniger  zu  gestalten. 

Die  Vorlage  über  die  Deckung  der  Kriegskosten,  die 
Schatzsekretär  MacKeniia  am  2  i .  September  1915 
dem  Unterhaus  unterbreitete,  scheint  ähnlich,  aber  in 
noch  viel  weitergehendem  Ausmaß  eine  schutzzöllnerische 
Wandlung  vorzubereiten,  wie  das  berühmte  Kriegs¬ 
budget,  das  der  Schatzkanzler  Sir  Michael  Hicks  Beach 
am  14.  April  1902  vorlegte,  dem  bereits  die  Ausfuhr¬ 
zölle  für  Kohle  und  die  Einfuhrzölle  für  Zucker  (April 
1901)  sowie  Erhöhungen  der  Teezölle  (April  1900) 
vorangegangen  waren. 

Es  fehlt  zwar  der  Vorlage  Mac  Kennas  nicht  an 
Zöllen,  die  vorwiegend  fiskalischer  Art  sein  dürften, 
wie  jene  auf  Tee,  Kaffee,  Kakao,  Zichorie,  ge¬ 
trocknetes  Obst,  Tabak,  die  gegenüber  den  bis¬ 
herigen  Sätzen  um  50  Prozent  erhöht  werden  sollen. 
Allerdings  könnten  auch  diese  Zölle  handelspolitische 
Bedeutung  gewinnen,  wenn  der  gerade  während  des  Welt¬ 
krieges  besonders  häufig  erörterte  Plan  eines  innigeren 
handelspolitischenZusammenschlussesGroß- 
britanniens  und  seiner  Ü  b  e  r  s  e  e  b  e  s  i  t  z  u  n  g  e  n 
zur  Tatsache  werden  sollte.  Dies  gilt  insbesondere  für 
Tee  (Interesse  Ceylons  und  Indiens),  Kakao  (Interesse 
einiger  westindischer  und  westafrikanischer  Kolonien) 
und  getrocknetes  Obst  (Interessen  Australiens  und  Süd¬ 
afrikas).  Als  wertvolle  Verhandlungszölle  kämen  in  Be¬ 
tracht:  jene  auf  Kaffee  gegenüber  Brasilien,  die  auf  ge¬ 
trocknetes  Obst  gegenüber  den  Mittelmeerländern,  die 
Tabakzölle  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten,  Brasilien, 
Griechenland,  Bulgarien  und  der  Türkei.  Im  Jahre  1912 
betrug  in  Pfund  Sterling  die  Einfuhr  von  Tee  13,125.689, 
Kaffee  2,516,383,  Kakao  mit  Kakaobutter  und  Kakao¬ 
fabrikaten  3,595  494  (darunter  deutsche  Kakao fabrikate 
für  184.068),  Zichorie  51,635,  Korinthen  1,606.124, 
Rosinen  1,532.799,  Feigen  und  Feigenkuchen  217.565, 
getrocknete  Pflaumen  267.067,  Rohtabak  und  Tabak¬ 
waren  6,292.598  Pfund  Sterling. 

Im  Budget  ist  auch  von  »Steuererhöhungen« 
für  Zucker,  flüssige  Brennstoffe  und  Patent¬ 
medizinen  (Geheimmittel)  die  Rede,  die  aber  vom 
Ausland  gleich  Zöllen  empfunden  werden  dürften. 
Namentlich  der  Zuckerzoll  würde  im  Fall  einer  zoll¬ 
politischen  Bevorzugung  der  britischen  Überseebesitzungen 
sicherlich  sehr  große  Bedeutung  erlangen.  So  betrug  im 
Jahre  1912  in  Pfund  Sterling:  die  britische  Einfuhr  von 
raffiniertem  Zucker  13,371.013  (darunter  aus  Deutsch¬ 
land  für  4,298.621),  von  rohem  Rübenzucker  4,1 12.742 
(aus  Deutschland  für  1,722.817),  von  rohem  Rohrzucker 
7,665.906,  Traubenzucker  661.207,  Melasse  und  Invert¬ 
zucker  843.998,  flüssigem  Karamel  25.416.  Die  Einfuhr 
von  »Motorspiritus«  (dieser  dürfte  jedenfalls  unter 
den  »flüssigen  Brennstoffen«  gemeint  sein;  ob  auch 
Petroleum  und  Benzol  darunter  verstanden  wird,  ist  den 
bisher  vorliegenden  Nachrichten  nicht  mit  Sicherheit  zu 
entnehmen)  machte  im  Jahre  1912  2,092.448,  jene  von 
Drogen  und  Arzneien  1,391.881  (darunter  aus  Deutsch¬ 
land  316.517)  Pfund  Sterling  aus. 

Ganz  entschieden  schutzzöllnerisch  sind  aber  neu  ein¬ 
geführte  Zölle  von  33-5  Prozent  des  Wertes  für  Auto- 
mobile.  Filme,  ühren,  Musikinstrumente, 
Spiegelglas  und  Hüte.  Das  mehr  handelspolitische 
als  finanzpolitische  Wesen  der  letztgenannten  Zölle  ergibt 
sich  aus  einer  Reihe  von  ümständen.  Vor  allem  wird 
von  diesen  Zöllen,  trotz  ihrer  hohen  Sätze,  kein  sehr 
großer  Ertrag  erwartet.  Die  Eingänge  aus  der  Erhöhung 
der  Zuckersteuer  werden  auf  11-7  Millionen  Pfund 
Sterling  geschätzt.  Das  Erträgnis  der  Zollerhöhungen 
auf  Tee  wird  mit  4’5,  jenes  der  Zollerhöhung  für  Tabak 


auf  5T  Millionen  Pfund  Sterling  angenommen.  Dagegen 
sollen  alle  genannten  Zölle  zu  33-5  Prozent  des  Wertes 
nur  i'95  Millionen  Pfund  Sterling  ergeben. 

Freilich  wird  in  der  Begründung  zu  diesen  hohen 
Zollsätzen,  welche  die  seinerzeitigen  Zollvorschläge 
Chamberlains  und  seiner  Tarifkommission  bedeutend 
überragen,  ausgeführt,  daß  hierdurch  im  Interesse  der 
Handels-  und  Zahlungsbilanz  während  der  schweren  Kriegs¬ 
zeit  überflüssige  Verausgabungen  für  »Luxus¬ 
waren»  eingedämmt  werden  sollen.  Es  mag  wohl 
fraglich  sein,  inwiefern  alle  die  betreffenden  Waren  oder 
wenigstens  alle  Sorten  dieser  Waren  überhaupt  als  Luxus¬ 
gegenstände  bezeichnet  werden  können.  Aber  ähnliche 
Begründungen  sind  bei  schutzzöllnerischen  Zollmaßregeln, 
die  im  Anschluß  an  einen  Krieg  getroffen  wurden,  nichts 
Neues.  Denn  die  meisten  Kriege  wirken  dahin,  die  In¬ 
landserzeugung  zu  erschweren  und  zu  vermindern  und 
den  Bedarf  des  kriegführenden  Landes  in  erhöhtem 
Ausmaß  durch  Einfuhr  vom  Ausland  her  zu  decken.  In 
ähnlicher  Weise  wurden  z.  B.  die  Zollerhöhungen  be¬ 
gründet,  die  in  Rußland  anläßlich  des  russisch-türkischen 
Krieges  von  1877/78  bis  in  die  1880er  Jahre  hinein 
vorgenommen  wurden,  sowie  jene,  die  in  Japan  anläß¬ 
lich  des  Krieges  von  1904/05  bis  zu  seinem  derzeitigen, 
am  17.  Juli  1911  in  Kraft  getretenen  hochschutzzöllne- 
rischen  Tarif  zur  Einführung  gelangten.  Bei  den  russi¬ 
schen  Zollmaßregeln  von  1877  an  wurde  sogar  noch 
ein  Beweggrund  angeführt,  der  erstaunlicher  und  uner¬ 
warteterweise  auch  für  das  Großbritannien  des  Welt¬ 
krieges  einigermaßen  in  Betracht  kommen  dürfte,  näm¬ 
lich  die  Bekämpfung  des  Goldagios. 

In  Großbritannien  selbst  haben  sich  die  dem  Frei¬ 
handel  noch  aufrichtig  ergebenen  Politiker  aus  Arbeiter¬ 
und  liberalen  Kreisen  durch  die  Bezeichnung  »L  u  x  u  s- 
zölle«  nicht  darüber  täuschen  lassen,  daß  es  sich  um 
einen  sehr  ernsthaften  Vorstoß  des  konser- 
vativ-unionistischenSchutzzöllnertums  oder 
vielmehr  Hochschutzzöllnertums  handle.  Hat  sich  doch 
der  gemäßigt  schutzzöllnerische  Chamberlain  in  seinen 
Zollvorschlägen  für  Fabrikate  zumeist  auf  10 — 15  Pro¬ 
zent  des  Wertes  beschränkt  und  20  Prozent  nur  selten 
verlangt,  während  hier  mit  einem  Sprung  der  bereits 
als  hochschutzzöllnerisch  zu  bezeichnende  Satz 
von  mehr  als  ein  Drittel  des  Wertes  erreicht  wird. 

Hierbei  wäre  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  bei 
diesen  Zöllen  von  33'5  Prozent  des  Wertes  zum  ersten 
Mal  seit  dem  Übergang  Großbritanniens  zum  Freihandel¬ 
system  wiederum  Wertzölle  statt  der  seither  einge¬ 
hobenen  spezifischen  Zölle  (Gewichtszölle)  angewendet 
werden  sollen.  Im  allgemeinen  können  Wertzölle  weit 
leichter  zu  Zollschikanen  mißbraucht  werden  als 
Gewichts-  oder  Stückzölle.  Es  bleibt  abzuwarten,  ob  sich 
die  britische  Regierung  bei  Handhabung  des  neuen 
Zollsystems  die  Zollverwaltung  der  Vereinigten  Staaten 
zum  Muster  nehmen  wird,  die  mit  den  Exporteuren 
aller  Länder  der  Erde  einen  ewigen  Kleinkrieg  führt, 
oder  nach  dem  Beispiel  der  Zollverwaltungen  Indiens 
und  Ägyptens  Vorgehen  will;  diese  arbeiteten  bisher 
fast  reibungslos  mit  Hilfe  zeitweilig  erneuerter  Zollwert¬ 
tarife  für  die  einzelnen,  mit  Wertzöllen  belegten  Waren, 
wobei  der  Einfuhrhandel  bei  Feststellung  der  Zollwerte 
von  der  Zollverwaltung  zu  Rate  gezogen  wurde. 

Abgesehen  von  diesen  allgemeinen  Umständen  ergibt 
sich  die  schutzzöllnerische  Wendung  auch  bei  Betrach¬ 
tung  der  einzelnen,  den  Zöllen  von  3 3 '5  Prozent  des 
Wertes  unterworfenen  Warengattungen.  Die  britische 
Automobilindustrie  hat  sich  in  den  letzten  Jahren 
zwar  sehr  rasch  entwickelt.  In  den  Jahren  1910 — 1913 
stieg  die  Erzeugung  von  185.000  auf  rund  500.000  Stück, 
und  die  Zahl  der  im  Betrieb  stehenden  Automobile  von 
495.000  auf  1,260.000,  wozu  noch  440.000  Motorräder 
kamen.  Die  Ausfuhr  von  Automobilen  und  Automobil¬ 
bestandteilen  erreichte  im  Jahr  1913  5'35,  die  Einfuhr 
hiervon  freilich  sogar  7-66  Millionen  Pfund  Sterling  j 
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außerdem  war  eine  Ausfuhr  von  Motorrädern  für  073 
Millionen  Pfund  Sterling  im  Jahr  1913  zu  verzeichnen 
gegenüber  einer  gleichzeitigen  Einfuhr  von  rund  60.000 
Pfund  Sterling’).  Aber  die  an  und  für  sich  recht  um¬ 
fangreiche  Entwicklung  der  britischen  Automobilindustrie 
blieb  hinter  dem  weit  gewaltigeren  Wachstum  derselben 
Industrie  in  den  Vereinigten  Staaten  stark  zurück. 
Die  dortigen  großen  Fabriken  vermochten  durch  Massen¬ 
erzeugung  gleichartiger,  auswechselbarer  Automobilteile 
(Standardisierung)  derart  billig  zu  produzieren,  daß  die 
während  des  Weltkrieges  unter  mancherlei  Hemmnissen 
arbeitende  britische  Automobilindustrie  der  Zeit  nach 
Friedensschluß  mit  großer  Besorgnis  entgegensah. 

Diese  Besorgnisse  wurden  in  einer  Denkschrift  aus¬ 
einandergesetzt,  welche  die  Automobilunternehmungen 
im  August  1915  der  britischen  Regierung  überreichten. 
Hierin  wurde  insbesondere  auf  den  berücksichtigungs¬ 
werten  Umstand  hingewiesen,  daß  die  fast  ausschließlich 
mit  Krieglieferungen  beschäftigte  britische  Auto¬ 
mobilindustrie  ohne  Möglichkeit  einer  Abwehr  zusehen 
müsse,  wie  sich  die  nordamerikanischen  Fabriken  im 
Privatgeschäft  festsetzen.  Sollten  die  vielbesprochenen 
Pläne  je  verwirklicht  werden,  die  auf  eine  wechselseitige 
Zollbevorzugung  der  Länder  des  Vierverbandes  und 
ihrer  Verbündeten  abzielen,  bei  nachteiliger  Zollbehand¬ 
lung  der  Zentralmächte  und  einer  dazwischen  die  Mitte 
haltenden  Behandlung  der  Neutralen,  dann  dürften 
hierfür  die  britischen  Automobilzölle  ein  recht  brauch¬ 
barer  Behelf  sein.  Denn  zu  den  Ausfuhrländern  für 
Automobile  gehörten  bis  zum  Weltkrieg  nicht  nur  die 
mit  England  verbündeten  Industriestaaten  Frankreich, 
Italien  und  Belgien,  sondern  auch  das  feindliche  Deutsch¬ 
land,  das  auch  ziemlich  viel  Motorfahrräder  nach 
Großbritannien  sandte,  sowie  die  neutralen  Vereinigten 
Staaten. 

In  ähnlicher  Weise  sind  an  der  Ausfuhr  der  gleich¬ 
falls  mit  33'5  Prozent  des  Wertes  zu  verzollenden  Filme 
nach  allen  Verbrauchsländern  der  Erde  nicht  nur  das 
mit  Großbritannien  verbündete  Frankreich,  sondern  auch 
die  neutralen  Vereinigten  Staaten  und  das  feindliche 
Deutschland  beteiligt.  Die  britische  Einfuhrstatistik  bringt 
Filme  nicht  für  sich  allein,  sondern  in  der  Post  »Wissen¬ 
schaftliche  Instrumente  und  Apparate  (außer  elektrischen), 
in  einzelnen  Teilen  eingehend,  einschließlich  Kinemato- 
graphenfilme,  photographische  Platten  und  Filme  und 
lichtempfindliches  photographisches  Papier«  mit  einer 
Einfuhr  von  2,434.057  Pfund  Sterling  im  Jahre  1912, 
darunter  319.548  Pfund  Sterling  aus  Deutschland,  und 
mit  einer  Ausfuhr  von  955.138  Pfund  Sterling,  darunter 
90.206  Pfund  Sterling  nach  Deutschland.  Ende  Juni 
1914  wurde  von  der  »Daily  Mail«  darauf  hingewiesen, 
daß  in  Großbritannien  zwar  ungefähr  13 '5  Millionen 
Pfund  Sterling  im  Kinematographengeschäft  angelegt 
seien;  doch  sei  die  britische  Filmerzeugung  hinter  jener 
Frankreichs,  Deutschlands  und  der  Vereinigten  Staaten 
stark  zurückgeblieben. 

Die  britische  Uhrenindustrie  gehörte  schon  seit 
langem  zu  jenen  Fabrikationen  des  Inselreiches,  die  sich 
gegenüber  fremdländischem,  in  diesem  Fall  insbesondere 
schweizerischem,  nordamerikanischem,  französischem  und 
deutschem  Wettbewerb  nur  schwer  behaupten  konnten. 
Im  Jahr  1912  hatte  Großbritannien  folgende  Ein¬ 
fuhrziffern  zu  verzeichnen ;  Goldene  Taschenuhren 
332.219,  silberne  237.918,  solche  aus  anderem 
Material  485.236  (darunter  aus  Deutschland  30.912), 
goldene  Gehäuse  zu  Taschenuhren  168.824,  silberne 
54.951,  Uhrfurnituren  147-375  Pfund  Sterling.  Am 
14.  Januar  1915  brachte  die  »Times«  eine  Nachricht, 
es  seien  im  altberühmten  englischen  Uhrenfabriksplatz 
Clerkenwell  zwei  oder  drei  neue  Fabriken  in 

*)  Im  Jahr  1912  stammten  von  einer  7,145.927  Pfund  Sterling  betragenden 
Einfuhr  von  Automobilen  und  Teilen  davon  1,207.155  Pfund  Sterling’  aus 
Deutschland ;  von  der  236.675  Pfund  Sterling  betragenden  Einfuhr  von 
Motorrädern  und  Teilen  davon  entfielen  91.453  Pfund  Sterling  auf  deutsche 
Herkünfte. 


Gründung  begriffen;  diese  würden  nach  deutschem 
Muster  (die  Schweiz  wird  mit  Stillschweigen  übergangen) 
die  billigere  maschinelle  Massenproduktion  einführen  an 
Stelle  der  zwar  sehr  gediegenen,  aber  teuren,  halb 
kunstgewerblichen  Art,  in  der  angeblich  bisher  in  Cler¬ 
kenwell  die  Uhren  mehr  für  Liebhaber  und  zu  Lieb¬ 
haberpreisen  als  für  die  gewöhnliche  Käuferschaft  erzeugt 
worden  seien. 

In  ähnlicher  Weise  hat  die  britische  Klavier fabrikation 
einen  schweren  Stand  insbesondere  gegenüber  dem 
deutschen  Erzeugnis.  Auch  dürfte  geplant  sein,  der 
deutschen  und  österreichischen  Ausfuhr  von  Streich- 
und  Blasinstrumenten  erhöhte  Schwierigkeiten  zu  bereiten. 
Im  Jahre  1912  waren  in  Großbritannien  folgende  Ein¬ 
fuhren  in  Pfund  Sterling  zu  verzeichnen :  Klaviere 
632.646  (darunter  aus  Deutschland  für  600.884),  Orgeln 
und  Harmoniums  55.827,  andere  Musikinstrumente  62.086 
(darunter  aus  Deutschland  für  44.521  Pfund  Sterling). 

Die  britische  Spiegelglaserzeugung  und  sonstige 
Glaswarenfabrikation  hatte  bis  zum  Krieg  einen  schweren 
Kampf  nicht  nur  mit  deutschen  und  österreichischen 
Erzeugnissen,  sondern  namentlich  mit  jenen  verbündeter 
Länder,  wie  Belgien  und  Frankreich,  zu  bestehen,  so 
daß  die  Möglichkeit  von  Abstufungen  in  der  Zoll¬ 
behandlung  je  nach  der  politischen  Annäherung  oder 
Entfremdung  bestünde.  Auch  wirkte  in  England  die  Er¬ 
fahrung  sehr  verstimmend,  daß  bald  nach  Beginn  des 
Weltkrieges  die  Absperrung  von  den  bisherigen  deutschen, 
österreichischen,  belgischen  und  teilweise  auch  französi¬ 
schen  Bezugsquellen  eine  höchst  empfindliche  Teuerung 
und  Knappheit  in  Spiegel-  und  Fensterglas  sowie  in 
optischen  Gläsern  hervorrief.  Im  Jahr  1912  betrug  in 
Pfund  Sterling  die  britische  Einfuhr  von  Spiegelglas 
435.846  (darunter  aus  Deutschland  19.049),  jene  von 
Fensterglas  sowie  Glasschirmen  und  Glaszylindern  763.328 
(darunter  aus  Deutschland  162.584  Pfund  Sterling). 

Bei  den  Zöllen  auf  Hüten  dürfte  es  sich  in  handels¬ 
politischer  Beziehung  insbesondere  um  Woll-  und  Filz¬ 
hüte  handeln.  Im  eigenen  Gebiet  wie  in  fremden  Ländern 
konnte  die  britische  Hutfabrikation  schon  vor  dem  Welt¬ 
krieg  den  Wettbewerb  deutscher,  österreichischer,  italieni¬ 
scher,  französischer  und  belgischer  Erzeugnisse  nur 
schwer  bestehen.  Im  Jahr  1912  betrug  die  britische 
Filzhuteinfuhr  407.310  Pfund  Sterling,  darunter  für 
152.725  Pfund  Sterling  aus  Deutschland;  hierzu  kam 
noch  die  Einfuhr  von  Strohhüten  für  125.842  und  von 
anderen  Hüten  für  630.781  Pfund  Sterling. 

Auffällig  ist  es,  daß  die  englische  Seiden industrie,  die 
sich  schon  längst  nach  einem  Zollschutz  gegenüber  über¬ 
mächtigem  fremdländischen  Wettbewerb  sehnt  und  auch 
gewissermaßen  Luxusindustrie  ist,  von  den  33'5P’^®" 
zentigen  Zöllen  unberührt  blieb.  Hierfür  waren  wohl 
Rücksichten  auf  besonders  empfindliche  Interessen  Frank¬ 
reichs,  Italiens  und  auf  Vertragsrechte  Japans^)  maßgebend. 
In  einer  August  1915  in  Manchester  abgehaltenen 
Versammlung  der  britischen  Seidenwarenfabrikanten  war 
die  Regierung,  unter  Hinweis  auf  die  im  Durchschnitt 
der  letzten  Jahre  ungefähr  dreizehn  Millionen  Pfund 
Sterling  betragende  Einfuhr  von  Seidenwaren  2),  aufge¬ 
fordert  worden,  die  Einfuhr  von  Seidenwaren  aller  Art 
bis  zur  Beendigung  des  Krieges  durch  einen  Zoll  von 
zehn  Prozent  des  Wertes  zu  erschweren.  Der  deutsche 
Anteil  an  der  britischen  Einfuhr  von  Seidenwaren  sowie 
Seidengarnen  und  -zwirnen  betrug  im  Jahr  1912  fast 
2'5  Millionen  Pfund  Sterling. 

Während  der  Dauer  des  Weltkrieges  dürfte  in  Groß¬ 
britannien  die  Entscheidung  zwischen  Freihandel  und 
Schutzzoll  noch  in  Schwebe  bleiben.  Sogar  die  Schutz¬ 
zöllner  werden  wohl,  um  des  Burgfriedens  willen,  ge- 


Ira  britisch-japanischen  Handelsvertrag  vom  3.  April  1911 
iie  Zollfreiheit  für  »Habutae  aus  reiner  Seide,  ungefärbt  oder  “»he- 
kt«  und  für  »Taschentücher  aus  Habutae  von  reiner  Seide,  ungefärbt 
unbedruckttt  bis  zum  16.  Juli  1923  gebunden.  j  c  •  i 

Hierzu  kam  noch  eine  Einfuhr  von  Seidengarn  und  eidenzwirn  im 
!•  1 _ _ n-Ä_A-7  MJllinnftn  Pfund  bteriinff. 
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neigt  sein,  die  erwähnten  schutzzöllnerischen  Vorstöße 
als  vorübergehende  finanzielle  Aushilfen  und  Maßregeln 
zur  Niederhaltung  überflüssigen  Verbrauches  zu  recht- 
fertigen.  Erst  nach  Beendigung  des  Weltkrieges 
dürfte  es  zur  Entscheidung  kommen;  ähnlich  wurde 
über  jene  schutzzöllnerischen  Versuche,  die  während 
des  Burenkrieges  von  1899 — 1902  zu  verzeichnen  waren, 
die  Entscheidung  erst  dann  getroffen,  als  gegen  Ende 
April  1903  das  dem  Parlament  vorzulegende  Budget 
im  Ministerrat  zur  Erörterung  gelangte;  bekanntlich 
siegte  hierbei  der  liberale  Schatzkanzler  Hicks  Beach, 
der  den  damaligen  schutzzöllnerischen  Vorstoß  aufrichtig 
nur  als  vorübergehende  finanzielle  Aushilfe  mitgemacht 
hatte,  und  der  Kolonialsekretär  Chamberlain  trat  aus 
dem  konservativ-unionistischen  Ministerium  aus. 

Derzeit  hat  es  das  britische  Schutzzöllnertum,  im 
Gegensatz  zu  den  Vorgängen  zur  Zeit  des  Burenkrieges, 
klüglicherweise  vermieden,  mit  den  Lebensmittel¬ 
zöllen  zu  beginnen,  die  bei  der  Arbeiterschaft  und 
den  breiten  Massen  Großbritanniens  stets  besonderen 
Anstoß  erregten.  Aber  ohne  solche  Zölle  ist  der  Über¬ 
gang  vom  bisherigen  unbedingten  Freihandel  zum  ge¬ 
mäßigten  Schutzzoll,  geschweige  denn  zum  Hochschutz¬ 
zoll  mit  Zollsätzen  von  einem  Drittel  des  Wertes  wohl 
kaum  möglich ;  dem  stünde  die  große  Macht  des  agrari¬ 
schen  Flügels  der  Schutzzöllner  im  Unterhaus  und  schon 
gar  im  Oberhaus  entgegen.  Erst  wenn  es  die  britischen 
Schutzzöllner  nach  dem  Friedensschluß  wagen  dürften, 
sich  über  die  Abneigung  der  breiten  Volksmassen  gegen 
Lebensmittelzölle  hinwegzusetzen,  erst  dann  wäre  die 
Sache  des  britischen  Freihandels  endgültig  verloren. 


DER  SCHWEIZERISCHE  EINFUHRTRUST. 

Der  Schweizer  Bundesrat  hat  in  seiner  Sitzung  vom 
2^.  d.  M.  den  Vorlagen  des  Politischen  Departements 
über  die  Gründung  einer  Schweizerischen  Importgesell¬ 
schaft  (Societe  Suisse  de  surveillance  economique)  und 
die  Organisation  der  Wareneinfuhr  aus  dem  und  über 
das  Gebiet  der  verbündeten  Staaten  mit  einigen  Vor¬ 
behalten  zugestimmt. 

Dem  Statutenentwurf  entnehmen  wir  nach  der  „Neuen 
Zürcher  Zeitung“  folgende  Grundsätze: 

Die  Societe  Suisse  de  surveillance  economique 
(S.  S.  S.)  ist  ein  Verein  mit  Sitz  in  Bern,  der  im  Han¬ 
delsregister  einzutragen  ist.  Die  Mitgliederzahl  beträgt 
höchstens  15.  Voraussetzung  der  Mitgliedschaft  ist  der 
Besitz  des  Schweizer  Bürgerrechts  und  die  Genehmigung 
durch  den  Bundesrat.  Der  Verein  besorgt  die  Einfuhr 
von  Rohstoffen,  Halbfabrikaten  und  Fabrikaten  für 
Rechnung  Dritter  und  die  Abgabe  an  diese  behufs  Ver¬ 
wendung  oder  Verarbeitung  in  der  Schweiz  unter  den 
an  die  Einfuhr  der  Waren  geknüpften  Bedingungen. 
Er  überwacht  die  getreue  Erfüllung  dieser  Aufgaben. 

Der  Verein  ist  nicht  befugt,  Handelsgeschäfte  auf 
eigene  Rechnung  abzuschließen ;  er  bezweckt  keinen  Ge¬ 
winn;  er  wird  seine  kaufmännische  Geschäftsführung 
immerhin  so  einzurichten  trachten,  daß  die  Betriebs¬ 
kosten  gedeckt  werden,  und  auf  das  vom  Bund  vorge¬ 
schossene  Betriebskapital  von  100.000  Francs  eine  an¬ 
gemessene  Verzinsung  entrichtet  werden  kann. 

Aus  den  in  den  Ausführungsbestimmungen 
niedergelegten  Grundsätzen  ist  folgendes  hervorzuheben: 

Der  Bundesrat  teilt  der  S.  S.  S.  die  Liste  der  durch 
ihre  Vermittlung  einzuführenden  Waren  und  in  der 
Folge  die  Kontingente  mit,  die  für  zahlreiche  Waren¬ 
kategorien  im  gemeinsamen  Benehmen  der  alliierten 
Regierungen  und  des  Bundesrates  auf  Grund  der  Ein¬ 
fuhrstatistik  über  die  Jahre  1911 — 1913  festgesetzt 
werden.  Die  Waren,  die  durch  Vermittlung  der  S.  S.  S. 
bezogen  werden,  dürfen  nur  für  die  Betriebe  in  der 


Schweiz  verwendet  werden.  Keine  im  Handelsregister 
eingetragene  Firma  kann  unter  Berufung  auf  die  Na¬ 
tionalität  der  Inhaber,  Gesellschafter,  Genossenschafter 
oder  Aktionäre  von  dem  Bezug  von  Waren  durch  Ver¬ 
mittlung  der  S.  S.  S.  ausgeschlossen  werden.  Hiervon 
werden  lediglich  die  seit  i.  Juli  1914  im  Handels¬ 
register  eingetragenen  und  die  nichteingetragenen 
Firmen  ausgenommen;  für  diese  bleibt  Ver¬ 
ständigung  im  einzelnen  Falle  Vorbehalten.  Die  Tä¬ 
tigkeit  der  S.  S.  S.  umfaßt  auch  die  bereits  in  der 
Schweiz  befindlichen  Lager  der  Importeure,  die  sich  der 
Vermittlung  der  S.  S.  S.  bedienen,  und  ebenso  Waren, 
die  zur  Zeit  der  Gründung  auf  dem  Transporte  sich  be¬ 
finden. 

Die  S.  S.  S.  wird  darauf  hinwirken,  daß  die  ver¬ 
schiedenen  wirtschaftlichen  Branchen  sich  zu  Syndi¬ 
katen  vereinigen.  Vorerst  sind'  folgende  Syndikate 
geplant:  Metalle,  chemische  Industrie,  Färbereien,  Textil¬ 
industrie,  Nahrungsmittel.  Sobald  ein  solches  Syndikat 
geschaffen  ist,  so  wird  die  S.  S.  S.  nur  an  dieses  liefern. 
Bei  der  Konstituierung  dieser  Syndikate  sollen,  soweit 
es  die  Verhältnisse  erlauben,  die  im  Einvernehmen  mit 
den  Interessenten  festgestellten  Statuten  des  Metall¬ 
syndikats  als  Vorbild  benützt  werden. 

Was  den  Export  der  durch  Vermittlung  der  S.  S.  S. 
eingeführten  Rohstoffe  und  der  aus  ihnen  erstellten  Fa¬ 
brikate  anlangt,  so  gelten  folgende  Grundsätze: 

a)  Frei  ist  der  Reexport  von  Rohstoffen  und  Produkten 
in  die  Länder,  aus  denen  oder  durch  welche  die  Waren 
eingeführt  werden,  und  in  die  Länder,  die  im  Bündnis¬ 
verhältnis  mit  diesen  Ländern  stehen; 

b)  frei  ist  der  Reexport  ferner  in  die  neutralen  Länder, 
sofern  der  Konsum  in  denselben  gewährleistet  ist.  Ist 
indessen  der  Reexport  nur  möglich  mittels  Transits 
durch  Gebiete  eines  Landes,  welches  mit  dem  die  Ein¬ 
fuhr  in  die  Schweiz  ermöglichenden  Lande  im  Kriegs¬ 
zustände  sich  befindet,  so  ist  Verständigung  mit  der  Re¬ 
gierung  dieses  Landes  erforderlich. 

cj  In  Länder,  die  sich  mit  den  die  Einfuhr  der  Waren 
in  die  Schweiz  ermöglichenden  Ländern  im  Kriegs¬ 
zustand  befinden,  ist  eine  Wiederausfuhr  im  Grundsatz 
ausgeschlossen;  doch  werden  eine  Reihe  wichtiger  Aus¬ 
nahmen  gemacht: 

Einmal  wird  eine  Ausnahme  gemacht  mit  Bezug  auf 
Fabrikate,  die  durch  Vermittlung  der  S.  S.  S.  einge¬ 
führte  Rohstoffe  nur  in  unbedeutenden  Mengen  enthalten; 
sodann  mit  Bezug  auf  die  Fabrikate  der  Metallbranche 
(mit  Ausschluß  des  Kupfers),  sofern  der  Hauptwert  der 
in  einen  kriegführenden  Staat  zu  exportierenden  Fa¬ 
brikate  nicht  in  Materialien  liegt,  deren  Einfuhr  durch 
einen  mit  diesem  im  Kriegszustand  befindlichen  Staat 
ermöglicht  worden  ist;  ferner  mit  Bezug  auf  Maschinen 
und  Apparate,  bei  denen  das  Kupfer  nicht  mehr  als 
15  Prozent,  bei  elektrischen  Maschinen  nicht  mehr  als 
30  Prozent  des  Gesamtwertes  repräsentiert;  endlich 
nachstehende  Fabrikate  schweizerischer  Industrie,  so¬ 
weit  sie  nicht  dazu  dienen,  die  kriegerischen  Operationen 
zu  erleichtern:  Schokolade  im  Rahmen  des  durchschnitt¬ 
lichen  Exportes  1911  bis  1913,  Rohseide,  Florettseide 
(Schappe),  Seidenstoffe  und  Seidenbänder  für  Kleider 
und  Möbel  mit  Ausschluß  der  Seidenabfälle  aller  Arten; 
Uhren,  Spielwerke,  Grammophone,  Kompasse,  chirurgi¬ 
sche  Instrumente,  Stickereien  und  Blattstichgewebe; 
Baumw'ollgarne,  einfach  oder  gezwirnt,  mit  Ausnahme 
der  englischen  Nummern  10 — 18,  20 — 25  und  der  Num¬ 
mern  40 — 60  stark  gedreht;  Baumwollgew'ebe,  mit  Aus¬ 
nahme  derjenigen  aus  vorstehend  genannten  Garnen; 
kondensierte  Milch;  Geflechte  (Dressen)  für  Hüte; 
Wirk-  und  Strickwaren  für  Frauen  und  Kinder,  mit 
Ausnahme  solcher  aus  Wolle;  elastische  Gewebe  und 
Bänder  für  Gürtel,  Korsetten,  Hosenträger,  Strumpf- 
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bänder;  Zigarren  und  Zigaretten;  Frauen-  und  Kinder¬ 
schuhe  aller  Art;  Hüte. 

Zum  Zwecke  des  Austausches  von  Waren,  die  von 
auswärtigen  Staaten  mit  Ausfuhrverbot  belegt  sind, 
mittels  Waren,  die  dem  schweizerischen  Ausfuhrverbot 
unterliegen,  können  alle  Produkte  ausgeführt  werden, 
die  die  Schweiz  selbst  erzeugt  (z.  B.  Agrar-  und  son¬ 
stige  Bodenprodukte),  ferner  die  Fabrikate  aus  eigenen 
Rohstoffen  (z.  B.  Kalziumkarbid,  Nitrate),  und  endlich 
die  Fabrikate  aus  Stoffen,  die  von  dem  den  Austausch 
bewerkstelligenden  Lande  eingeführt  werden  (z.  B.  Alu¬ 
minium,  Ferrosilizium  u.  s.  w.). 

Sodann  haben  die  Alliierten  der  schweizerischen  Re¬ 
gierung  zum  Zwecke  der  Austauschtransaktionen  mit 
den  Zentralmächten  die  von  diesen  in  der  Schweiz  er¬ 
richteten  beträchtlichen  Lager  an  importierten  Nah- 
rungs-  und  Futtermitteln  zur  Verfügung  gestellt.  Für 
weitere  Kompensationen  ist  Verständigung  von  Fall  zu 
Fall  Vorbehalten. 

Sehr  eingehende  Bestimmungen  sind  über  den  Ver¬ 
edlungsverkehr  mit  Metallen  (Kupfer,  Zinn,  Zink,  Blei, 
Nickel)  aufgestellt. 

Soweit  es  zur  Aufklärung  bestimmter  Fälle  von  Zu¬ 
widerhandlung  gegenüber  den  übernommenen  Verpflich¬ 
tungen  nötig  ist,  wird  die  S.  S.  S.  den  Vertretern  des 
Bundesstaates  und  der  Alliierten  die  erforderlichen  Er¬ 
klärungen  geben  und  ihnen  helfen,  den  Tatbestand  an 
Hand  der  Akten  festzustellen.  Statistische  Aufzeich¬ 
nungen  über  Importe  und  Exporte  sowie  über  den  Ver¬ 
edlungsverkehr  sind  von  der  S.  S.  S.  monatlich  den  be¬ 
teiligten  Regierungen  einzureichen. 

Aus  den  Statuten  des  Metalleinfuhrsyndikats  heben 
wir  folgendes  hervor: 

Das  Syndikat  hat  die  Form  einer  eingetragenen  Ge¬ 
nossenschaft  mit  einem  aus  neun  Mitgliedern  bestehenden 
Verwaltungsrate,  von  denen  ein  Mitglied  durch  den 
Bundesrat  ernannt  wird.  Die  Genossenschafter  sind 
unter  Androhung  des  Ausschlusses  verpflichtet,  alle 
Sendungen  von  Materialien,  die  auf  der  Liste  der  Ge¬ 
nossenschaft  stehen,  und  für  welche  sie  Käufe  abge¬ 
schlossen  haben,  zum  Zwecke  der  Einfuhr  in  die  Schweiz 
an  die  S.  S.  S.  adressieren  zu  lassen.  Sie  verpflichten 
sich,  diese  aus  dem  Auslande  bezogenen,  oder  zurzeit  auf 
Lager  liegenden  Materialien  in  der  Schweiz  direkt  zu 
verwenden  oder  in  der  eigenen  Fabrikation  zu  ver¬ 
brauchen. 

Die  Genossenschaft  hat  das  Recht,  durch  ihre  Organe 
bei  ihren  Mitgliedern  jede  ihr  gut  scheinende  Kontrolle 
über  die  Einhaltung  der  den  Mitgliedern  überbundenen 
Verpflichtungen  auszuüben.  Für  diese  Kontrolle  ist  ihr 
freier  Zutritt  in  die  Fabriken,  Magazine  und  Bureaus 
und  freier  Einblick  in  alle  Bücher  und  Belege  zu  ge¬ 
währen.  Ein  gleiches  Kontrollrecht  steht  den  vom  Ver¬ 
waltungsrat  der  S.  S.  S.  hierzu  abgeordneten  Mitgliedern 
zu.  Es  ist  indessen  streng  darauf  zu  halten,  daß  die 
Kontrolle  durch  Personen,  welche  einem  Konkurrenz¬ 
geschäft  angehören,  nur  mit  ausdrücklicher  Einwilligung 
des  der  Kontrolle  unterstellten  Mitgliedes  ausgeübt 
werden  kann. 

Übertretungen  der  übernommenen  Verpflichtungen 
w'erden  mit  Konventionalstrafen  im  mindest  dreifachen 
Betrage  des  Wertes  jener  Waren  geahndet,  die  unrecht¬ 
mäßig  ausgeführt  oder  im  Widerspruch  mit  erlassenen 
Vorschriften  über  den  Veredlungsverkehr  benützt  worden 
sind.  Zur  Sicherstellung  dieser  Konventionalstrafen  ist 
eine  Kaution  (in  Bar,  Wertpapieren  oder  Bankgarantie) 
zu  leisten,  die  dem  Werte  der  ermittelten  Lagervorräte 
und  der  jeweils  durch  Vermittlung  der  S.  S.  S.  be¬ 
zogenen  Waren  entspricht. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Abänderung  der  Aus-  und  Durchfuhrverbote. 

Eine  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der 
Einanzen,  des  Handels  und  des  Ackerbaues  vom  20.  Sep¬ 
tember  1915,  womit  das  Verbot  der  Aus-  und  Durch¬ 
fuhr  mehrerer  Artikel  ergänzt,  beziehungsweise  abge¬ 
ändert  wird,  verfügt: 

§  I.  Die  in  den  Ministerialverordnungen  vom  9.  Fe¬ 
bruar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  vom  15.  März  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  61,  vom  8.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  119, 
vom  24.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  151,  vom  5.  Juli  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  188,  vom  31.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  226, 
und  vom  23.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  247,  aufge¬ 
stellten  Listen  der  in  der  Aus-,  beziehungsweise  Durch¬ 
fuhr  verbotenen  Artikel  werden  wie  folgt  ergänzt,  be¬ 
ziehungsweise  abgeändert: 

Punkt  5  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten: 

5.  Raps-  und  Rübsaat,  ferner  Zuckerrübensamen; 

Am  Schlüsse  des  Punktes  18  der  Gruppe  H  ist  an¬ 
zufügen: 

„ferner  Binder-,  Brauer-,  Bürstenbinder-  und  Seiler¬ 
pech“;  VL 

Im  Punkte  96  der  Gruppe  H  ist  nach  dem  Worte: 
„Taschenfeuerzeuge“  anzufügen ; 

„auch  Lunten  zu  diesen“; 

Im  Punkte  112  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  Worte: 
„Ammoniak“  einzufügen: 

„Glaubersalz  und  Bittersalz,  Wasserstoffsuperoxyd, 
Chlorkalk“,  und  nach  dem  Worte:  „Formaldehyd¬ 
lösungen“  einzufügen: 

„Lysoform“. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Fristen  zur  Anfechtung  von  Rechtshandlungen 
der  Schuldner  in  Galizien  und  in  der  Bukowina. 

Eine  Verordnung  des  Justizministers  vom  23.  September 
1915  bestimmt: 

§  I.  In  die  gesetzlichen  Fristen  zur  Anfechtung  von 
Rechtshandlungen  der  Schuldner,  die  ihren  Wohnsitz 
(Sitz)  oder  ihre  ständige  geschäftliche  Niederlassung  in 
Galizien  oder  in  der  Bukowina  haben,  wird  nicht  einge¬ 
rechnet: 

Die  Zeit  vom  i.  Januar  bis  zum  31.  Dezember  1915- 
wenn  auf  die  Rechtshandlung  die  Bestimmungen  des 
Anfechtungsgesetzes  vom  16.  März  1884,  R.-G.-Bl. 

Nr.  36,  Anwendung  finden  (Artikel  IX,  Abs.  i,  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Dezember  1914) 
R.-G.-Bl.  Nr.  337),  und  die  Zeit  vom  12.  Dezember  1914 
bis  zum  31.  Dezember  1915,  wenn  auf  die  Rechtshandlung 
die  Bestimmungen  der  Konkursordnung  über  die  An¬ 
fechtbarkeit  von  Rechtshandlungen  und  die  Bestim¬ 
mungen  der  Anfechtungsordnung  vom  10.  Dezember 
1914,  R.-G.-Bl.  Nr;  337,  Anwendung  finden. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Oktober  1915 
Wirksamkeit. 

Am  gleichen  Tage  tritt  die  Verordnung  vom  28.  Mai 
T915,  R.-G.-Bl.  Nr.  147,  außer  Kraft. 

Übernahme  der  Hülsenfrüchte  durch  die  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt.  Eine  Verordnung  des  Mi¬ 
nisters  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbau¬ 
minister,  dem  Handelsminister  und  dem  Finanzminister 
vom  21.  September  1915  verfügt: 

§  I.  Von  den  im  eigenen  Betriebe  geernteten  Erbsen, 
Linsen  und  Bohnen  aller  Art  dürfen  Landwirte  höch¬ 
stens  ein  Viertel  in  ihrem  eigenen  Haushalte  (Wirt¬ 
schaft)  verbrauchen  und  zur  Aussaat  verwenden. 

§  2.  Die  gesamten  übrigen  Hülsenfrüchte  der  in  §  i 
genannten  Art  sind  an  die  Kriegsgetreideverkehrs- 
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anstalt  oder  an  deren  Beauftragte  um  den  Übernahms¬ 
preis  zu  verkaufen. 

Dieser  Übernahmspreis  wird  für  die  Zeit  bis  zur  Ernte 
des  Jahres  1916  für  i  q  Erbsen  oder  Linsen  mit  55  K, 
Bohnen  aller  Art  mit  Ausnahme  von  Abfall(Futter)- 
bohnen  mit  40  K,  Abfall(Futter)bohnen  mit  30  K  fest¬ 
gesetzt. 

Die  Preise  für  Saatgut  bestimmt  das  Ackerbaumini¬ 
sterium  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des 
Innern. 

§  3.  Der  Übernahmspreis  versteht  sich  ab  Verlade¬ 
station,  soferne  nicht  die  von  der  Kriegsgetreidever¬ 
kehrsanstalt  für  die  Aufbewahrung  bestimmte  Lage¬ 
rungsstelle  dem  Orte  der  Lieferung  näher  gelegen  ist, 
und  schließt  die  Kosten  der  Verladung  und  des  Trans¬ 
portes  bis  zur  nächsten  Eisenbahn-  oder  Schiffsstation 
oder  der  Lagerungsstelle  in  sich. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Kartoffeln. 

Eine  Verordnung  des  Handelsministers,  des  Ackerbau¬ 
ministers  und  des  Ministers  des  Innern  im  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  Finanzminister  vom  22.  September 
1915,  betreffend  die  Festsetzung  der  Höchstpreise  für 
Kartoffeln,  verfügj;: 

§  I.  Beim  Verkaufe  von  Kartoffeln  der  Ernte  des 
Jahres  1915  in  Mengen  von  mehr  als  10  q  durch  den 
Erzeuger  dürfen  nachstehende  Höchstpreise  nicht  über¬ 
schritten  werden: 

Preise  in  Kronen  pro  1  7  Kartoffeln  mit 
Ausnahme  dfr  Kipfler 
Speisekartoff-ln  Nicht  bandgeklaubte 
In  den  Monaten  handgeklaubte  Kartoffeln  {Industrie- 

(gelbe,  weiße,  Rosen)  und  Futterkartoffeln 
Oktober-November  .  8‘ —  7‘ — 

Dezember  .....  8‘50  7-50 

Januar .  870  770 

Februar .  9' —  8' — 

März .  9'50  8‘SO 

April .  I0‘ —  9- — 

Mai  .  ir —  io‘  — 

§  2.  Beim  Weiterverkäufe  der  Kartoffeln  im  Groß¬ 
handel  darf  ein  einmaliger  Zuschlag  von  40  h  pro  i  q 
dem  im  §  I  festgesetzten  Höchstpreise  hinzugerechnet 
werden. 

§  3.  Im  Hinblicke  auf  die  Frachtlage  erhöhen  sich  in 
folgenden  Ländern  die  nach  den  §§  i  und  2  für  den 
Großhandel  sich  ergebenden  Höchstpreise  um  die  nach¬ 
stehend  verzeichneten  Beträge: 

T  j  Zuschläge  in  Kronen 

L  ^  für  U 


Oberösterreich .  I  ■ — 

Salzburg  .  1-50 

Steiermark,  Kärnten,  Krain .  i’5o 

Görz  und  Gradiska,  Triest,  Istrien  .  2' — 

Tirol,  Vorarlberg .  2' — 

Dalmatien . .  3' — 


§  4.  Die  politische  Landesbehörde  ist  ermächtigt,  be¬ 
hufs  Erleichterung  des  Bezuges  von  Kartoffeln  aus  Pro¬ 
duktions-  nach  Konsumgebieten  ihres  Verwaltungs- 
bereiches  entsprechende  Zuschläge  zu  den  Großhandels¬ 
preisen  fcstzusetzen. 

§  5.  Die  Preise  im  Detailhandel,  das  ist  beim  Ver¬ 
kaufe  von  Mengen  bis  zu  10  q  an  den  Verbraucher 
dürfen  die  Großhandelspreise  (§§  2,  3  und  4)  nicht  um 
mehr  als  höchstens  40  Prozent  übersteigen.  Innerhalb 
dieser  Grenze  hat  die  politische  Landesbehörde  im  Be¬ 
darfsfälle  abgestuft  nach  den  handelsüblichen  Kartoffel- 
Eorten,  die  Detailpreise  festzusetzen. 

§  6.  Die  Höchstpreise  verstehen  sich  für  den  Ort  der 
vertragsmäßigen  Lieferung,  und  zwar  für  100  kg,  bei 
Industrie-  und  Futterkartoffeln  mit  einem  Gutgewichte 
von  5  kg,  ohne  Sack  gegen  Barzahlung  (netto  per 
Kasse).  Wird  der  Sack  nicht  vom  Käufer  beigestellt, 
so  ist  der  \"erkäufer  bei  \’erkäufen  ab  Verladestation 
berechtigt,  auf  Kosten  des  Käufers  auch  das  zur  Aus¬ 


polsterung  des  Waggons  und  zur  Bedeckung  der  Kar¬ 
toffeln  nötige  Stroh  beizustellen. 

Die  Höchstpreise  schließen  die  Kosten  der  Verladung 
und  des  Transportes  bis  zur  Verladestation,  beziehungs¬ 
weise  bis  zur  Betriebssätte  in  sich. 

§  7.  Der  Besitzer  von  Kartoffelvorräten  kann  von  der 
politischen  Landesbehörde  aufgefordert  werden,  die¬ 
selben,  soweit  sie  nicht  für  seinen  eigenen  Hausbedarf 
notwendig  sind,  zu  den  festgesetzten  Höchstpreisen  zu 
liefern.  Landwirten  und  Produktionsgewerbetreibenden 
sind  die  zur  Fortführung  ihrer  Wirtschaft,  beziehungs¬ 
weise  ihrer  Gewerbebetriebe  erforderlichen  Mengen  zu 
belassen. 

Weigert  sich  der  Besitzer,  dieser  Aufforderung  zu 
entsprechen,  so  kann  die  politische  Landesbehörde  die 
Vorräte  auf  Rechnung  und  Kosten  des  Besitzers  ver¬ 
kaufen;  den  Verkaufspreis  hat  die  politische  Landes¬ 
behörde  unter  Berücksichtigung  der  Höchstpreise  sowie 
der  Güte  und  Verwendbarkeit  der  Ware  nach  An¬ 
hörung  von  Sachverständigen  endgültig  zu  bestimmen. 

§  8.  Diese  Verordnung  findet  auf  den  Bezug  von  Kar¬ 
toffeln  aus  dem  Zollauslande  keine  Anwendung. 

§  9.  Für  den  Verkehr  mit  Saatgut  kann  der  Acker¬ 
bauminister  über  Antrag  einer  landwirtschaftlichen 
Korporation  oder  der  k.  k.  Samenkontrollstation  in  Wien 
Ausnahmen  von  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
gestatten. 

§  IO.  Übertretungen  der  Bestimmungen  dieser  Ver¬ 
ordnung  und  der  auf  Grund  dieser  erlassenen  Vor¬ 
schriften  werden  an  den  Verkäufern  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K 
oder  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  geahndet. 

§  II.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Oktober  1915  in 
Wirksamkeit. 

Inanspruchnahme  und  Ablieferung  von  Metall¬ 
geräten.  Eine  Verordnung  des  Ministeriums  für 
Landesverteidigung  im  Einvernehmen  mit  den  be¬ 
teiligten  Ministerien  und  im  Einverständnisse  mit  dem 
k.  u.  k.  Kriegsministerium  vom  23.  September  1915, 
betreffend  die  Inanspruchnahme  und  Ablieferung  von 
Metallgeräten,  verfügt: 

§  I.  Die  nachstehend  angeführten  Gegenstände,  die 
ganz  oder  zum  überwiegenden  Teil  aus  den  nach¬ 
benannten  Metallen  bestehen,  werden  für  Kriegszwecke 
in  Anspruch  genommen  und  sind  nach  den  Vorschriften 
dieser  Verordnung  abzuliefern,  und  zwar: 

1.  Kochgeschirre  (Koch-,  Einsiede-,  Gefroreneskessel, 
Töpfe,  Kasserollen,  Pfannen,  Kannen,  Backformen 
u.  dgl.)  und  einfaches  Tafelgerät  (Kühler,  Schüsseln, 
Tassen,  Schalen,  Leuchter  u.  dgl.)  aus  Kupfer  (auch 
verzinnt  oder  mit  anderen  Metallen  überzogen)  ; 

2.  die  unter  i  angeführten  Geschirre  und  Geräte  (mit 
Ausnahme  von  „Gürtlerwaren“,  wie  Suppentöpfen, 
Kannen,  Sieben,  Sauceschalen,  Gemüseschüsseln  u.  dgl.) 
aus  Reinnickel ; 

3.  Küchengeräte  (wie  Mörser,  Mörserstößel,  Schnee¬ 
kessel,  einfache  Leuchter  —  mit  Ausnahme  von  Blech¬ 
leuchtern  —  Bügeleisen,  Tassen  u.  dgl.)  aus  Messing; 

4.  Waschkessel,  Wasserschiffe  der  Herde,  einfache 
Wasserbehälter  sowie  Badewannen  aus  Kupfer  (auch 
verzinnt  oder  mit  anderen  Metallen  überzogen)  ; 

5.  Obsteinsiedekessel  aus  Kupfer  oder  Messing,  in¬ 
soweit  sie  nicht  in  fabrikmäßigen  Betrieben  verwendet 
werden ; 

6.  einfache  Glut-  oder  Feuerbecken  und  einfache 
Ofenvorlagen  aus  Kupfer,  Messing,  Bronze,  Tombak; 

7.  Messinggewichte  im  Einzelgewicht  von  ^2  und 
darüber ; 

8.  einfache  Vorhangstangen  [Rohre)  und  -träger, 
Teppich-,  Griff-  und  Schutzstangen  (Rohre)  aus 
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Messing,  die  leicht  abnehmbar  sind  und  keine  oder  eine 
leicht  entfernbare  Einlage  besitzen. 

Mit  Kupfer,  Messing,  Bronze,  Tombak  oder  Nickel 
lediglich  überzogene  oder  plattierte  Gegenstände  aus 
anderem  Metall  sind  nicht  abzuliefern. 

§  2.  Der  im  §  i  getroffenen  Anordnung  unterliegen: 

1.  Erzeuger  und  Händler,  die  die  angeführten  Gegen¬ 
stände  hersteilen  oder  verkaufen  und  jeder,  der  solche 
Gegenstände  für  andere  in  Verwahrung  hält; 

2.  Haushaltungen; 

3.  Hauseigentümer; 

4.  Inhaber  von  Gast-  und  Schankgewerben,  Bäcke¬ 
reien  und  Zuckerbäckereien; 

5.  Vereine,  Klöster,  Spitäler,  Sanatorien,  Erholungs¬ 
heime,  Bäder,  Lehr-  und  Erziehungsanstalten,  Speise¬ 
anstalten  und  sonstige  Anstalten; 

6.  jeder,  der  Gegenstände  der  im  §  i  unter  6,  7  oder  8 
angeführten  Art  besitzt  oder  in  Verwahrung  hält,  hin¬ 
sichtlich  dieser  Gegenstände. 

Für  Gegenstände  der  angeführten  Art,  die  sich  im 
Besitze  des  Staates  oder  staatlicher  Anstalten  befinden, 
werden  besondere  Anordnungen  getroffen. 

§  3.  Die  nach  §  i  in  Anspruch  genommenen  Gegen¬ 
stände  verbleiben  bis  zu  ihrer  Ablieferung  in  der  Be¬ 
nützung  des  Besitzers;  er  ist  verpflichtet,  sie  ordnungs¬ 
mäßig  zu  verwahren.  Diese  Gegenstände  dürfen  nicht 
verarbeitet  werden  und  es  darf  sich  der  Besitzer  ihrer 
nur  nach  Maßgabe  der  Bestimmungen  der  §§  4  und  5 
entäußern. 

Gegenstände,  die  das  Zugehör  eines  Gebäudes  bilden 
oder  Betriebsmittel  eines  Unternehmens  sind,  dürfen 
jedoch  mit  diesen  veräußert  werden. 

Wird  binnen  sechs  Monaten  nach  Kundmachung 
dieser  Verordnung  die  Ablieferung  der  in  Anspruch  ge¬ 
nommenen  Gegenstände  nicht  angeordnet,  so  kann  der 
Besitzer  über  sie  wieder  frei  verfügen. 

§  4.  Der  „patriotischen  Kriegsmetallsammlung“ 

(Wien,  Kriegsministerium)  können  die  in  Anspruch  ge¬ 
nommenen  Gegenstände  jederzeit  gespendet  werden. 

§  5.  Die  Besitzer  der  in  Anspruch  genommenen 
Gegenstände  können  diese  bis  zum  30.  November  1915 
an  die  Metallzentrale  A.-G.  in  Wien  oder  an  die  zum 
Ankäufe  dieser  Gegenstände  besonders  bevollmächtigten 
Einkaufsstellen  der  genannten  Gesellschaft  freihändig 
veräußern. 

Nach  diesem  Tage  wird  die  Ablieferung  der  in  An¬ 
spruch  genommenen  Gegenstände  angeordnet  werden, 
insoweit  sie  bis  dahin  nicht  bereits  nach  diesem  oder 
dem  vorstehenden  Paragraphen  abgegeben  wurden. 

§  6.  Für  die  Übernahme  der  abzuliefernden  Gegen¬ 
stände  werden  Übernahmskommissionen  bestellt,  die  aus 
einem  Vertreter  der  politischen  Behörde  erster  Instanz 
oder  einem  von  ihr  zu  bestellenden  Vertrauensmann, 
einem  Vertreter  der  Militärverwaltung  und  dem  Ge¬ 
meindevorsteher  oder  einem  von  diesem  bestimmten  Ver¬ 
treter  bestehen.  Jeder  Kommission  wird  ein  von  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  zu  bestimmender 
Sachverständiger  beigegeben. 

Die  politische  Behörde  hat  dem  bestellten  Vertrauens¬ 
mann  das  Gelöbnis  unparteiischer  und  gewissenhafter 
Erfüllung  seiner  Obliegenheiten  (§  12)  abzunehmen 
und  den  Sachverständigen  zu  beeiden,  soferne  dieser 
nicht  bereits  als  Gerichtssachverständiger  bestellt  ist. 

Den  Vorsitz  in  der  Kommission  führt  der  Vertreter 
der  politischen  Behörde  oder  der  von  ihr  bestellte  Ver¬ 
trauensmann.  Wenn  die  Militärverwaltung  einen  Ver¬ 
treter  nicht  entsendet,  so  bildet  dies  für  die  Tätigkeit 
j  der  Kommission  kein  Hindernis.  Bei  Stimmengleich¬ 
heit  entscheidet  der  Vorsitzende. 

Der  von  der  politischen  Behörde  bestellte  Vertrauens¬ 
mann  kann  mit  der  Leitung  mehrerer  Übernahms¬ 
kommissionen  betraut  werden. 


In  größeren  Gemeinden  sind  von  der  politischen  Be¬ 
hörde  nach  Erfordernis  mehrere  Kommissionen  zu  be¬ 
stellen. 

§  7.  Die  Ablieferung  der  Gegenstände  hat  in  dem  in 
jeder  Gemeinde  öffentlich  bekannt  zu  machenden  Zeit¬ 
punkte  bei  den  hierfür  bestimmten,  innerhalb  des  Ge¬ 
meindegebietes  gelegenen  Sammelstellen  zu  erfolgen. 

Die  mit  dem  Namen  und  Wohnort  des  Besitzers  in 
haltbarer  Weise  einzeln  zu  bezeichnenden  Gegenstände 
sind  daselbst  vom  Ablieferungspflichtigen  oder  durch 
eine  von  ihm  beauftragte  Person  der  Übernahms¬ 
kommission  zu  übergeben. 

Für  Gegenstände,  die  im  Haushalte,  zum  Betriebe  der 
betreffenden  Unternehmung  oder  Anstalt  oder  zur  Be¬ 
nützung  des  betreffenden  Gebäudes  an  sich  notwendig 
sind,  die  jedoch  durch  Geräte  aus  anderen  Materialien 
ersetzt  werden  können,  hat  sich  der  Besitzer  im  eigenen 
Interesse  den  Ersatz  noch  vor  dem  festgesetzten  Ab¬ 
lieferungstage  zu  beschaffen.  Wenn  ihm  dies  ausnahms¬ 
weise  rechtzeitig  nicht  möglich  war,  so  hat  er  diesen 
Umstand  und  die  betreffenden  Gegenstände  bei  der 
Übernahmskommission  anzugeben.  Die  Übernahms¬ 
kommission  entscheidet,  ob  solche  Gegenstände  dem  Be¬ 
sitzer  als  unentbehrlich  zu  belassen  sind,  oder  sie  er¬ 
teilt  ihm  eine  angemessene  Frist  zur  nachträglichen 
Ablieferung.  Ist  eine  Ersatzbeschaffung  für  Wasch¬ 
kessel  notwendig,  so  sind  bei  der  Kommission  die  Maße 
für  obere  Weite  und  Tiefe  des  Kessels  anzugeben,  da 
für  den  Ersatz  dieser  Kessel  besondere  Vorsorge  ge¬ 
troffen  werden  wird.  Die  Ablieferung  solcher  zu  er¬ 
setzender  Kessel  wird  besonders  angeordnet. 

§  8.  Wenn  die  politische  Behörde  die  Entsendung 
der  Übernahmskommission  in  die  Räume  des  Ab¬ 
lieferungspflichtigen  anordnet  oder  wenn  sich  dieser 
Vorgang  sonst  als  erforderlich  erweist,  so  erfolgt  die 
Übernahme  der  abzuliefernden  Gegenstände  entweder  an 
Ort  und  Stelle,  oder  es  ist  dem  Besitzer  zum  Zwecke 
ihrer  Einlieferung  an  die  zu  bezeichnende  Sammelstelle 
eine  kurze  Frist  zu  erteilen.  Im  übrigen  haben  in  diesem 
Falle  die  Bestimmungen  des  §  7  sinngemäß  Anwendung 
zu  finden. 

§  9.  Gegenstände,  die  nach  den  Anordnungen  dieser 
Verordnung  nicht  abzuliefern  waren,  sind  dem  Besitzer 
oder  der  von  ihm  beauftragten  Person  von  der  Über¬ 
nahmskommission  sofort  zurückzustellen. 

In  diesem  Falle  sowie  in  jenen  Fällen,  in  denen  dem 
Besitzer  Gegenstände  wegen  Unentbehrlichkeit  oder  zum 
Zwecke  der  vorherigen  Ersatzbeschaffung  dauernd  oder 
vorübergehend  belassen  werden,  ist  ihm  oder  seinem 
Vertreter  eine  diesen  Umstand  bezeugende  Bestätigung 
einzuhändigen.  In  der  Bestätigung  sind  der  Name  und 
Wohnort  des  Besitzers,  Gattung,  Material  und  Gewicht 
der  belassenen  Gegenstände  sowie  der  Grund  und  die 
Dauer  der  Belassung  ersichtlich  zu  machen. 

Die  Bestätigung  dient  als  Ausweis  über  die  Recht¬ 
mäßigkeit  des  weiteren  Besitzes  solcher  Gegenstände 
und  ist  den  kontrollierenden  Organen  vom  Besitzer  auf 
Verlangen  vorzuweisen. 

^  IO.  Die  Übernahmskommission  hat  die  den  Ab¬ 
lieferungspflichtigen  gebührende  Vergütung  nach  den 
mit  Minister ialkundmachung  festgesetzten  Vergütungs¬ 
sätzen  zu  bestimmen. 

Dem  Besitzer  oder  der  von  ihm  beauftragten  Person 
ist  eine  Bestätigung  über  die  vollzogene  Ablieferung 
auszufolgen.  In  der  Bestätigung  sind  neben  dem 
Namen  und  Wohnort  des  Besitzers  die  Gattung,  das 
Material  und  das  Gewicht  der  abgelieferten  Gegen¬ 
stände  nach  den  in  Betracht  kommenden  Vergütungs¬ 
sätzen  gesondert  anzuführen.  Die  Auszahlung  des  von 
der  Kommission  zuerkannten  Vergütungsbetrages  an 
den  Besitzer  erfolgt  auf  Grund  der  von  der  Übernahms¬ 
kommission  an  die  politische  Behörde  erster  Instanz 
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vorzulegenden  Abrechnung;  die  politische  Behörde  über¬ 
sendet  die  Abrechnung  an  die  Intendanz  des  Militär¬ 
kommandos,  die  den  Betrag  im  Wege  des  Postspar¬ 
kassenamtes  auszahlt. 

Hinsichtlich  des  Ausspruches  der  Kommission  über 
die  Verpflichtung  zur  Ablieferung  der  Gegenstände  und 
über  die  hierfür  gebührende  Vergütung  bleiben  dem  Be¬ 
sitzer  die  in  den  §§31  und  33  des  Gesetzes  vom  26.  De¬ 
zember  1912,  R.-G.-Bl.  Nr.  236,  betreffend  die  Kriegs¬ 
leistungen,  vorgesehenen  Rechtsmittel  gewahrt. 

§  II.  Die  Übernahmskommission  ist  berechtigt,  inner¬ 
halb  des  ihr  zugewiesenen  Bezirkes  alle  erforderlichen 
Besichtigungen  vorzunehmen.  Auf  Verlangen  sind  ihr 
vom  Befragten  alle  erforderlichen  Auskünfte  zu  er¬ 
teilen. 

§  12.  Das  Amt  eines  Vertrauensmannes  (§6)  ist  ein 
Ehrenamt.  Bei  Personen,  die  im  öffentlichen  Dienste 
stehen,  ist  zur  Annahme  dieses  Amtes  die  Zustimmung 
der  Dienstbehörde  erorderlich.  Die  Mitglieder  der  Über¬ 
nahmskommission  und  der  Sachverständige  haben  ihr 
Amt  mit  bestem  Wissen  und  Gewissen  ohne  Ansehung 
der  Person  und  mit  strenger  Geheimhaltung  aller  zu 
ihrer  Kenntnis  gelangenden  privaten  Verhältnisse  und 
Geschäftsgeheimnisse  zu  versehen. 

Die  Entlohnung  der  Sachverständigen  wird  von  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  bestimmt. 

§  13-  Wer  vor  der  Behörde  den  Besitz  von  Gegen¬ 
ständen,  die  mit  dieser  Verordnung  in  Anspruch  ge¬ 
nommen  sind,  verheimlicht,  den  Vorschriften  dieser 
Verordnung  in  anderer  Weise  oder  den  auf  Grund  der¬ 
selben  getroffenen  behördlichen  Anordnungen  zuwider¬ 
handelt,  v^ird  von  der  politischen  Behörde  erster  Instanz 
mit  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  Arreststrafe  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft,  insoferne  die  Handlungen  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen. 

§  14.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Festsetzung  von  Vergütungen  für  Metallgeräte. 

Eine  Kundmachung  des  Ministeriums  für  Landesver¬ 
teidigung  im  Einvernehmen  mit  den  übrigen  beteiligten 
Ministerien  und  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegs¬ 
ministerium  vom  23.  September  1915,  betreffend  die  Fest¬ 
setzung  von  Vergütungssätzen  für  Metallgeräte,  lautet: 

Auf  Grund  der  Bestimmungen  der  §§  18  und  24  der 
Durchführungsverordnung  vom  14.  November  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  326,  zum  Gesetze  vom  26.  Dezember  1912, 
R.-G.-Bl.  Nr.  236,  betreffend  die  Kriegsleistungen, 
wurden  für  die  nach  der  Ministerialverordnung  vom 
23.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  283,  in  Anspruch  ge¬ 
nommenen  Metallgeräte  folgende  Vergütungssätze  fest¬ 
gesetzt: 

I.  Geräte  aus  Kupfer: 

Kronen  für 
das  Kilo¬ 
gramm  Ge- 

.  samtgewicht 

1.  Kochgeschirre: 

ohne  Beschläge  aus  anderem  Material  .  .  .  5- _ 

mit  Beschlägen  aus  anderem  Material  .  .  4- _ 

Übersteigt  im  letzteren  Falle  das  Gewicht  der 
Beschläge  schätzungsweise  20  Prozent  des  Ge¬ 
samtgewichtes  des  Gegenstandes,  so  wird  der  die 
20  Prozent  übersteigende  Prozentsatz  von  dem 
Einheitssätze  von  K  4’5o  in  Abzug  gebracht. 

2.  Einfaches  Tafelgerät .  5. _ 

3.  Waschkessel  und  Obsteinsiedekessel  .  !  ]  !  5-— 

4.  Wasserschiffe  der  Herde  samt  Pipen  .  .  .  4-50 

5.  Einfache  Wasserbehälter .  4- _ 

6.  Badewannen .  _ 

7.  Einfache  Glut-  und  Feuerbecken .  4- _ 

8.  Einfache  Ofenvorlagen .  4- _ 

Für  Eisenteile  der  vorstehend  unter  3  bis  8  an¬ 
geführten  Gegenstände  tritt  ein  schätzungsweiser 
Abschlag  ein. 

II.  Geräte  aus  Nickel: 

Gezogene  Kochgeschirre  (Kochtöpfe,  Kessel, 

Kasserollen,  Deckel,  Pfannen,  Schalen,  Tassen)  12- — 
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K  ronen  für 
das  Kilo¬ 
gramm  Ge 

..  samtgewicht 

111.  Gerate  aus  Messing: 

1.  Messing-  und  Tombakblechware  (Schnee¬ 
kessel,  Obsteinsiedekessel,  Tassen  u.  dgl.),  ferner 
einfache  Glut-  und  Feuerbecken  und  einfache 
Ofenvorlagen  aus  Messing,  Bronze  oder  Tombak 

ohne  Beschläge  aus  anderem  Material  .  . 
mit  Beschlägen  aus  anderem  Material  .  . 

2.  Mörser  und  Mörserstößel . 

3.  Einfache  Leuchter . 

(bei  Ausfüllung  mit  minderwertigem  Ma¬ 
terial  tritt  ein  schätzungsweiser  Abschlag 
ein) 

4.  Bügeleisen  (rund)  .  3-50 

„  (flach)  .  3-_ 

5.  Gewichte  von  kg  und  darüber .  3- — 

6.  Sonstige  ordinäre  Gußware .  2- — 

7.  Einfache  Vorhangstangen  (Rohre)  und  -träger, 

Teppich-,  Griff-  und  Schutzstangen  (Rohre)  ohne 
oder  mit  leicht  entfernbarer  Einlage,  deren  Ge¬ 
wicht  bei  Bemessung  der  Vergütung  außer  An¬ 
schlag  bleibt .  3-50 

IV.  Gemeinsame  Bestimmungen. 

Für  schadhafte  oder  stark  abgenützte  Geräte  ist  die 
Vergütung  in  einem  entsprechend  niedrigeren  Ausmaße 
zu  gewähren. 

Für  nachweisbar  erforderliche  Ausbau-  oder  Mon¬ 
tierungsarbeiten  wird  eine  besondere  Vergütung  bis  50  h 
für  das  kg  der  betreffenden  übernommenen  Gegenstände 
geleistet. 

Für  sonstige  Inanspruchnahmen  wurden  neben  den 
vorstehenden  überdies  folgende  Vergütungsssätze  fest¬ 
gesetzt: 

Geräte  aus  Messing: 

Kronen  für 
das  Kilo¬ 
gramm  Ge¬ 
samtgewicht 

8.  Pipen  .  4.50 

9.  Brunnenzeug  (Brunnenstiefel,  Ventile, 

Kolben)  .  _ 

10.  Ketten  .  . .  3.50 

11.  Möbelschuhe  . .  3- 

12.  Einfache  Türdrücker  und  Fensteroliven 

(Eisenteile  werden  nicht  vergütet) .  2-90 

Höchstpreise  für  Blech-  und  Gußwaren.  Eine 
Verordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit 
dem  Minister  des  Innern  und  im  Einverständnisse  mit 
dem  Kriegsminister  vom  23.  September  1915,  betreffend 
die  Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  Blech-  und  Guß¬ 
waren  (Ersatz  für  Metallgeräte),  bestimmt: 

§  I.  Für  den  Verkauf  von  emailliertem  Stahlblech¬ 
geschirr,  Gußeisengeschirr,  verzinntem  sowie  rohem, 
innen  geschliffenem  Eisengeschirr  und  von  Waschkesseln 
und  ähnlichen  Kesseln  werden  die  in  den  beige¬ 
schlossenen  Verzeichnissen  I  bis  IV^)  angeführten 
Höchstpreise  festgesetzt. 

§  2.  Die  Verkäufer  sind  verpflichtet,  in  den  Verkaufs¬ 
räumen  wenigstens  ein  Stück  des  betreffenden  Verzeich¬ 
nisses  zur  Einsicht  der  Käufer  bereit  zu  halten. 

In  den  Räumen,  in  denen  ein  Kleinverkauf  solcher 
Waren  stattfindet,  ist  überdies  an  einer  für  jedermann 
sichtbaren  Stelle  in  auffallender  Schrift  der  Anschlag 
anzubringen:  „Die  amtliche  Höchstpreisliste  für  Blech¬ 
geschirr,  Gußgeschirr  und  Waschkessel  liegt  auf.“  (In 
dem  Anschlag  hat  die  Anführung  nicht  zum  Verkauf  ge¬ 
langender  Waren  zu  entfallen.) 

Die  amtlichen  Höchstpreislisten  sind  bei  den  politi¬ 
schen  Behörden  erster  Instanz  zu  beziehen. 

§  3-  Die  (,'berwachung  hinsichtlich  der  Einhaltung  der 
Vorschriften  dieser  Verordnung  obliegt  der  Gewerbe¬ 
behörde. 

§  4.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
\'^erordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder 

Hier  nicht  abg^edruckt,  enthalten  in  dem  am  28.  September  19*5  aus- 
gegebenen  CXXXV.  Stücke  des  R.-G.-Bl.  unter  Nr.  285,  sowie  in  der 
»Wiener  Zeitung«  vom  28.  1.  M. 
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Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Bruderladengesetz.  Eine  kaiserliche  Verordnung 
vom  16.  September  1915,  betreffend  die  Ausdehnung 
der  Bestimmungen  des  §  9  des  Bruderladengesetzes  vom 
28.  Juli  1889,  R.-G.-Bl.  Nr.  127,  auf  Bruderlademit¬ 
glieder,  welche  im  gegenwärtigen  Kriege  dem  Deutschen 
Reiche  unmittelbar  oder  mittelbar  Kriegs-,  Sanitäts¬ 
und  ähnliche  Dienste  leisten,  verfügt: 

§  I.  Die  Bestimmungen  des  §  9  des  Bruderladen¬ 
gesetzes  vom  28.  Juli  1889,  R.-G.-Bl.  Nr.  127,  finden 
auch  auf  Bruderlademitglieder  Anwendung,  welche  imi 
gegenwärtigen  Kriege  dem  Deutschen  Reiche  unmittel¬ 
bar  oder  mittelbar  Kriegs-,  Sanitäts-  und  ähnliche 
Dienste  leisten. 

§  2.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
ihrer  Kundmachung  in  Wirksamkeit.  Sie  gilt  für  die 
Zeit  vom  i.  August  1914  ab. 

Die  Regierung  ist  ermächtigt,  den  Zeitpunkt  zu  be¬ 
stimmen,  in  welchem  diese  kaiserliche  Verordnung 
wieder  außer  Kraft  tritt. 

§  3.  Mit  dem  Vollzüge  ist  der  Minister  für  öffentliche 
Arbeiten  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister  des  Innern 
betraut. 

Ungarn. 

Maximalpreise  für  Konsumzucker.  Das  Amts¬ 
blatt  veröffentlicht  am  23.  September  eine  Regierungs¬ 
verordnung  über  die  Feststellung  der  für  Konsum¬ 
zucker  im  Großhandelsverkehr,  sowie  in  dem  den 
Zwecken  des  unmittelbaren  Konsums  dienenden  Ver¬ 
kehr  zulässigen  Höchstpreise,  der  zwei  Tabellen  beige¬ 
geben  sind.  Die  Tabelle  I  zählt,  nach  Komitaten  und 
Städten  geordnet,  die  auf  der  Basis  von  Großbroten 
ersten  Ranges  die  Transportdifferenz  für  die  einzelnen 
Konsumplätze  für  volle  Wagenladungen  enthaltenden 
Grundpreise  für  Konsumzucker  auf,  während  die  Ta¬ 
belle  II  die  Preisdifferenzen  zwischen  Großbroten  ersten 
Ranges  und  sonstigen  Zuckergattungen  feststellt.  Die 
einzelnen  Bestimmungen  der  Verordnung  sind  die  fol¬ 
genden; 

§  I.  Für  Konsumzucker  darf  im  Großhandelsverkehr 
pro  100  kg  höchstens  ein  um  2  K  höherer  Preis  als 
jener  die  Transportdifferenz  für  die  einzelnen  Konsum¬ 
plätze  für  volle  Wagenladungen  enthaltende  Grund¬ 
preis  berechnet  werden,  der  an  dem  betreffenden  Kon¬ 
sumplatz  laut  Tabelle  I  in  Geltung  steht.  Diese  Höchst¬ 
preise  verstehen  sich  für  Großbrote  ersten  Ranges,  ab 
Ankunftsstation,  volle  Wagenladungen,  gegen  Bargeld 
mit  2  Prozent  Kassenskonto.  Insofern  die  Lieferung 
nicht  in  Großbroten  ersten  Ranges,  sondern  in  sonstigen 
Konsumzuckergattungen  oder  in  einer  anderen  Ver¬ 
packung  erfolgt,  ist  die  Aufrechnung  oder  der  Abschlag 
des  in  der  Tabelle  II  festgestellten  Preiszuschlages  am 
Platze.  Wenn  der  gekaufte  Zucker  aus  dem  Geschäfts¬ 
lokal  oder  dem  Lager  des  verkaufenden  Großhändlers 
wegbefördert  oder  dort  übergeben  wird,  darf  der  Ver¬ 
käufer  außer  den  2  K  für  Transportspesen  und  eventuell 
als  lokale  Gebühren  jenen  Betrag  aufrechnen,  den  die 
Verwaltungsbehörde  festgestellt  und  kundgemacht  hat. 
Die  Anrechnung  der  Transportspesen  und  der  etwaigen 
lokalen  Gebühren  ist  auch  dann  am  Platze,  wenn  die 
Wegbeförderung  oder  die  Übergabe  von  jener  Eisen¬ 
bahnstation  oder  Schiffsstation  erfolgt,  an  der  der 
Zucker  für  den  verkaufenden  Großhändler  angelangt  ist, 
dort  aber  ihre  Umladung  oder  ihr  Umtransport  not¬ 
wendig  wurde.  Insofern  der  Transport  nicht  in  vollen 
Wagenladungen,  sondern  in  kleineren  Mengen  erfolgt, 
ist  die  Anrechnung  folgenden  Preiszuschlages  für 
Transportmehrspesen  am  Platze:  bei  30  q  und  mehr 


50  h,  bei  weniger  als  50  g  i  K  pro  q.  Die  in  der  Ta¬ 
belle  I  anrechenbaren  Preiszuschläge,  beziehungsweise 
Spesen  dürfen  auch  im  Falle  wiederholter  Verkäufe 
durch  den  Zwischenhändler  nicht  erhöht  werden. 

§  2.  Unter  Großhandelsverkehr  ist  jener  Verkehr  zu 
verstehen,  der  zwischen  dem  den  Konsumzucker  un¬ 
mittelbar  aus  der  Fabrik  kaufenden  Großhändler  und 
jenem  Kaufmann  abgewickelt  wird,  der  den  Konsum¬ 
zucker  zum  Weiterverkauf  zu  Zwecken  des  unmittel¬ 
baren  Konsums  vom  Großhändler  in  der  Original¬ 
fabrikverpackung  kauft. 

§  3.  Der  in  dem  den  Zwecken  des  unmittelbaren 
Konsums  dienenden  Verkehr  zulässige  Höchstpreis  für 
Konsunizucker  wird  wie  folgt  festgestellt;  Zu  dem  in 
der  Tabelle  I  für  den  betreffenden  Konsumplatz  fest¬ 
gestellten  und  unter  Berücksichtigung  der  Preis¬ 
differenz  laut  Tabelle  H  eventuell  umgerechneten 
Grundpreis  dürfen  der  für  den  Großhandel  pro  100  kg 
bewilligte  Preiszuschlag  von  2  K  pro  100  kg  und  pro  kg 
höchstens  8  h  dazugeschlagen  werden.  Außerdem  darf, 
insofern  es  keine  Eisenbahnstation  im  Orte  gibt,  oder 
die  Ankunftsstation  in  der  Tabelle  I  nicht  besonders  an¬ 
geführt  ist,  für  Transportspesen  und  eventuell  lokale 
Gebühren  auch  der  von  der  Verwaltungsbehörde  fest¬ 
gestellte  Betrag  angerechnet  werden.  In  dem  dem  un¬ 
mittelbaren  Konsum  dienenden  Verkehr  darf  der  Ver¬ 
käufer  die  ihm  eventuell  angerechneten  Transportmehr¬ 
spesen  dem  Konsumenten  nicht  anrechnen.  Bei  der  Be¬ 
rechnung  des  Preises  des  den  Zwecken  des  unmittel¬ 
baren  Konsums  dienenden  Zuckers  bleibt  der  unter 
einem  Heller  bleibende  Bruchteil  des  Preises  unberück¬ 
sichtigt,  wenn  wenigstens  i  kg  Konsumzucker  verkauft 
wird;  bei  einem  geringeren  Quantum  wird  dieser  Bruch¬ 
teil  als  voller  Heller  in  Rechnung  gezogen. 

§  4.  Die  in  den  §§  i  und  3  erwähnten  Transportspesen 
stellen  in  Budapest  der  Magistrat,  in  mit  dem  Munizipal¬ 
recht  bekleideten,  sowie  in  Städten  mit  geordnetem 
Magistrat  der  Bürgermeister,  in  Groß-  und  Klein¬ 
gemeinden  der  Oberstuhlrichter,  in  Kroatien  die  vom 
Banus  bezeichneten  Verwaltungsbehörden  fest. 

§  5.  Die  in  dem  den  Zwecken  des  unmittelbaren  Kon¬ 
sums  dienenden  Verkehr  zulässigen  Höchstpreise  sind 
von  den  lokalen  Verwaltungsbehörden  in  der  üblichen 
Weise  zu  verlautbaren.  Die  den  unmittelbaren  Konsu¬ 
menten  verkaufenden  Kaufleute  haben  diese  Höchst¬ 
preise  in  ihren  Geschäftslokalen  an  auffallender  Stelle 
auszuhängen. 

§  6.  Die  in  dieser  Verordnung  festgestellten  Höchst¬ 
preise  treten  am  4.  Oktober  ins  Leben.  Die  Übertretung 
der  Verordnung  wird  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten 
und  einer  Geldbuße  bis  zu  600  K  bestraft.  Die  Ver¬ 
ordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlautbarung  in  Kraft  und 
ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auf  das  ganze  Gebiet 
der  heiligen  ungarischen  Krone.  In  Kroatien-Slawonien 
vollzieht  sie,  insofern  ihre  Durchführung  in  den  Kreis 
der  dortigen  Autonomie  gehört,  der  Banus. 

Deutschland. 

Fernhaltung  unzuverlässiger  Personen  vom 
Handel.  Die  vom  Bundesrat  am  23.  September  1.  J. 
erlassene  Verordnung  zur  Fernhaltung  unzuverlässiger 
Personen  vom  Handel  hat  folgenden  Wortlaut: 

§  I.  Der  Handel  mit  Gegenständen  des  täglichen  Be¬ 
darfs,  insbesondere  Nahrungs-  und  Futtermittel  aller 
Art,  sowie  rohen  Naturerzeugnissen,  Heiz-  und  Leucht¬ 
stoffen  oder  mit  Gegenständen  des  Kriegsbedarfs  ist 
zu  untersagen,  wenn  Tatsachen  vorliegen,  die  die  Un¬ 
zuverlässigkeit  des  Handelstreibenden  in  bezug  auf  den 
Handelsbetrieb  dartun.  Das  Handelsgewerbe,  dessen 
Betrieb  untersagt  wird,  ist  genau  zu  bezeichnen.  Die 
Untersagung  ist  im  Amtsblatt  der  untersagenden  Be¬ 
hörde  und  im  „Reichsanzeiger“  bekanntzugeben.  Bei 
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der  Feststellung  der  Tatsachen,  welche  die  Un¬ 
zuverlässigkeit  in  bezug  auf  den  Handelsbetrieb  dartun, 
sind  insbesondere  zu  berücksichtigen:  Zuwider¬ 

handlungen  gegen  die  Vorschriften  über  Höchstpreise, 
Vorratserhebungen,  Preisaushang  und  übermäßige  Preis¬ 
steigerung. 

§  2.  Die  Untersagung  des  Handelsbetriebes  gilt  für 
das  Reichsgebiet.  Ist  dem  Handelstreibenden  für  den 
untersagten  Handelsbetrieb  ein  Erlaubnisschein  (Wander¬ 
gewerbeschein,  Legitimationskarte  und  dergleichen)  er¬ 
teilt,  so  hat  die  Untersagung  den  Verlust  dieses 
Scheines  ohne  weiteres  zur  Folge.  Die  Behörde,  die 
den  Betrieb  untersagt  hat,  kann  seine  Wiederaufnahme 
gestatten,  sofern  seit  der  Untersagung  mindestens  drei 
Monate  verflossen  sind. 

§  3.  Der  Reichskanzler  und  die  Landeszentralbehörden 
können  anordnen,  daß  der  Beginn  des  Handels  mit 
Gegenständen  der  bezeichneten  Art  allgemein  oder  unter 
bestimmten  A^'oraussetzungen  einer  Erlaubnis  bedarf. 
Die  Erlaubnis  darf  nur  versagt  werden,  wenn  gegen 
den  Nachsuchenden  Tatsachen  vorliegen,  die  seine  Un¬ 
zuverlässigkeit  in  bezug  auf  den  Handelsbetrieb  dartun. 
Auf  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  sind  die  \'’or- 
schriften  nicht  anzuwenden.  Der  Wandergewerbeschein 
und  die  Legitimationskarte  sind  aber  zu  versagen,  wenn 
bei  demjenigen,  für  welchen  sie  beantragt  werden,  die 
bezeichneten  Voraussetzungen  zutreffen. 

§  4.  Gegen  die  Untersagung  des  Betriebes  und  gegen 
die  Versagung  der  Erlaubnis  ist  nur  Beschwerde  zu¬ 
lässig.  Sie  hat  keine  aufschiebende  Wirkung;. 

§  5.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  wird  bestraft,  wer  der  gegen 
ihn  ergangenen  Untersagung  des  Llandelsbetriebes 
zuwiderhandelt  und  w'er  den  Handelsbetrieb  ohne  die 
erforderliche  Erlaubnis  beginnt. 

§  6.  Im  §  6  des  Gesetzes,  betreffend  Höchstpreise  vom 
4.  August  1914  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung 
vom  17.  Dezember  1914  wird  folgender  Absatz  einge¬ 
fügt:  In  den  Fällen  der  Nummer  i  und  2  kann  neben 
der  Strafe  angeordnet  werden,  daß  die  Verurteilung  auf 
Kosten  des  Schuldigen  öffentlich  bekanntzugeben  ist. 
Auch  kann  neben  Gefängnisstrafe  auf  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden. 

§  7-  Im  §  5  der  Wrordnung  gegen  übermäßige  Preis¬ 
steigerung  v'om  23.  Juli  wird  folgender  Absatz  3  einge¬ 
fügt:  Neben  Gefängnisstrafe  kann  auf  Verlust  der 

bürgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden. 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Verarbeitung  von  Kartoffeln  in  Getreidebrenne¬ 
reien  im  Betriebsjahr  1915/16.  Der  Bundesrat  hat 
am  16.  September  1915  beschlossen; 

Auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes  über  die  Ermächti¬ 
gung  des  Bundesrates  zu  wirtschaftlichen  Alaßnahmen 
u.  s.  w.  vom  4.  August  1914  (R.-G.-Bl.  Seite  327)  wird 
allen  Brennereien,  die  bisher  Getreide  verarbeitet  haben, 
gestattet,  im  Betriebsjahr  1915/16  Kartoffeln,  auch 
wenn  sie  diese  nicht  selbst  gewonnen  haben,  zur  Brannt- 
weinl)ereitung  zu  verwenden,  ohne  daß  hierdurch  ihre 
Brennereiklasse  geändert  wird  oder  ihnen  für  die  künf¬ 
tige  steuerliche  Behandlung  ein  Nachteil  entsteht. 

Regelung  des  Absatzes  von  Erzeugnissen  der 
Kartoffeltrocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabri¬ 
kation.  Der  Bundesrat  hat  am  16.  September  1915  fol¬ 
gende  A  erordnung  erlassen: 


§  I.  AVer  Erzeugnisse  der  landwirtschaftlichen  oder 
gewerblichen  Kartoffeltrocknerei  herstellt  oder  durch 
andere  herstellen  läßt  (Trockner),  ist  bis  zum  30.  Sep¬ 
tember  1916  verpflichtet,  seine  gesamten  Erzeugnisse, 
einschließlich  der  Bestände,  an  die  Trockenkartoffel¬ 
verwertungsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  zu  liefern. 
Die  Lieferung  hat  entsprechend  den  Anweisungen  der 
Gesellschaft  zu  erfolgen.  Der  Trockner  hat  die  An¬ 
weisung  nach  Fertigstellung  von  je  100  q  einzuholen. 

Die  Herstellung  der  Erzeugnisse  in  Lohn  ist  nur  mit 
Genehmigung  der  Gesellschaft  gestattet. 

§  2.  Die  Vorschriften  des  §  i  gelten  nicht  für  Erzeug¬ 
nisse  oder  Bestände,  die  zur  Verwendung  im  eigenen 
AVirtschaftsbetriebe  des  Herstellers,  bei  Genossen¬ 
schaften  oder  Gesellschaften  im  AVirtschaftsbetrieb 
ihrer  Mitglieder  erforderlich  sind. 

Der  Trockner  hat  der  Trockenkartoffelverwertungs- 
gesellschaft  spätestens  bis  zum  31.  Dezember  1915  an¬ 
zuzeigen,  welche  Mengen  auf  Grund  des  Abs.  i  be¬ 
ansprucht  werden;  der  Anspruch  erlischt,  wenn  die  An¬ 
zeige  nicht  rechtzeitig  erfolgt.  Werden  beanspruchte 
Mengen  nachträglich  geliefert,  so  darf  die  Gesellschaft 
einen  Preisabschlag  von  6  M.  für  i  q  festsetzen. 

§  3.  Der  Trockner  hat  der  Trockenkartoffelverwer¬ 
tungsgesellschaft  auf  Erfordern  binnen  zwei  Wochen 
Auskunft  zu  erteilen: 

1.  über  Umfang,  Betrieb  und  Leistungsfähigkeit 
seiner  Kartoffeltrockenanlage; 

2.  über  die  Mengen  an  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei,  welche  von  ihm  hergestellt,  verbraucht  oder 
auf  Lager  genommen  sind. 

§  4.  Jeder  Trockner  ist  berechtigt,  der  Trocken¬ 
kartoffelverwertungsgesellschaft  unter  den  Bedingungen 
des  Gesellschaftsvertrages  beizutreten. 

§  5.  Hinsichtlich  der  Verwertung  der  gelieferten  Er¬ 
zeugnisse  durch  die  Gesellschaft  unterliegt  der 
Trokner,  der  von  dem  Rechte,  Gesellschafter  zu  werden, 
keinen  Gebrauch  gemacht  hat,  denselben  Bedingungen 
wie  die  Gesellschafter  mit  der  Maßgabe,  daß  über 
Rechtsstreitigkeiten  zwischen  ihm  und  der  Gesellschaft 
die  ordentlichen  Gerichte  entscheiden. 

§  6.  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei  im  Sinne 
dieser  Verordnung  sind: 

a)  Kartoffelschnitzel  und  -krümel, 

b )  Kartoffelflocken, 

c)  Kartoffelwalzmehl. 

Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  die  Vorschriften 
dieser  Verordnung  auf  andere  Erzeugnisse  der  Kar¬ 
toffeltrocknerei  auszudehnen. 

§  7.  Wer  Kartoffelstärke  oder  Kartoffelstärkemehl 
herstellt  oder  durch  andere  herstellen  läßt,  ist  bis  zum 
30.  September  1916  verpflichtet,  seine  gesamten  Er¬ 
zeugnisse,  einschließlich  der  Bestände,  an  die  Trocken¬ 
kartoffelverwertungsgesellschaft  zu  liefern. 

Der  Reichskanzler  setzt  die  Bedingungen  fest. 

§  8.  Die  A^orschriften  des  §  7  gelten  nicht  für  Er¬ 
zeugnisse  oder  Bestände,  die  für  den  Hausbedarf  des 
Herstellers  oder  seiner  Angestellten  erforderlich  sind. 

§  9.  Die  Trockenkartoffelverwertungsgesellschaft  hat 
die  Erzeugnisse  und  Bestände  (§§  i  und  7)  abzunehmen. 

§  10.  Die  zuständige  Behflrde  kann  auf  Antrag  der 
Trockenkartoffelverwertungsgesellschaft  ihr  oder  einem 
von  ihr  bezeichneten  Trockner  (§  i)  oder  Stärke- 
liersteller  (§  7)  das  Eigentum  an  frischen  Kartoffeln 
übertragen,  auch  soweit  Höchstpreise  für  sie  nicht  fest¬ 
gesetzt  sind. 

Der  Übernahmspreis  wird  unter  Berücksichtigung  des 
Höchstpreises  sowie  der  Güte  und  ATrwertbarkeit  der 
Kartoffeln  von  der  höheren  A’"erwaltungsbehörde  nach 
Anhörung  von  Sachverständigen  endgültig  festgesetzt ; 
bei  Kartoffeln,  für  die  keine  Höchstpreise  festgesetzt 
sind,  tritt  an  Stelle  des  Höchstpreises  der  von  der 
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Landeszentralbehörde  zu  bestimmende  Preis.  Die  höhere 
Verwaltungsbehörde  bestimmt  darüber,  wer  die  baren 
Auslagen  des  Verfahrens  zu  tragen  hat. 

§  II.  Kartoffeln,  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei, 
Kartoffelstärke  oder  Kartoffelstärkemehl  dürfen  zur 
Herstellung  gewerblicher  Erzeugnisse,  wie  insbesondere 
Dextrin,  Glukose,  löslicher  Stärke,  nur  mit  Einwilligung 
der  Trockenkartoffelverwertungsgesellschaft  verwendet 
werden. 

§  12.  Die  Trockenkartoffelverwertungsgesellschaft 

untersteht  der  Aufsicht  des  Reichskanzlers. 

§  13.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  er¬ 
forderlichen  Ausführungsbestimmungen. 

§  14.  Der  Reichskanzler  kann  anordnen,  daß  Erzeug¬ 
nisse  der  Kartoffeltrocknerei  und  Kartoffelstärkefabri¬ 
kation,  die  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  an  die 
Trockenkartoffelverwertungsgesellschaft  zu  liefern  sind. 
Er  setzt  die  Bedingungen  fest. 

§  15.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  wird  bestraft: 

1.  wer  der  Lieferungspflicht  nach  den  §§  i,  7  oder  14 
nicht  nachkommt; 

2.  wer  die  nach  §  3  von  ihm  erforderte  Auskunft 
innerhalb  der  gesetzten  Frist  nicht  erteilt  oder  wissent¬ 
lich  unvollständige  oder  unrichtige  Angaben  macht; 

3.  wer  der  Vorschrift  des  §  n  zuwiderhandelt; 

4.  wer  wissentlich  Erzeugnisse,  die  dem  Verbote  des 
§  II  zuwider  hergestellt  sind,  in  seinem  Gewerbebetriebe 
verwendet,  verkauft,  feilhält  oder  sonst  in  den  Verkehr 
bringt. 

§  16.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Oktober  1915  in 
Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Höchstpreise  für  Erzeugnisse  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  sowie  der  Kartoffelstärkefabrikation. 

Der  Bundesrat  hat  am  16.  September  1915  folgende 
Verordnung  erlassen: 

§  I.  Für  den  Verkauf  der  Erzeugnisse  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  Kartoffelstärkefabrikation  werden  fol¬ 
gende  Preisgebiete  festgesetzt: 

1.  die  preußischen  Provinzen  Ostpreußen,  West¬ 
preußen,  Posen,  Schlesien,  Pommern,  Brandenburg,  die 
Großherzogtümer  Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg- 
Strelitz ; 

2.  die  preußische  Provinz  Sachsen,  der  Kreis  Herr¬ 
schaft  Schmalkalden,  das  Königreich  Sachsen,  das 
Großherzogtum  Sachsen  ohne  die  Enklave  Ostheim  am 
Rhön,  der  Kreis  Blankenburg,  das  Amt  Calvörde,  die 
Herzogtümer  Sachsen-Meiningen,  Sachen-Altenburg, 
Sachsen-Coburg  und  Gotha  ohne  die  Enklave  Königs¬ 
berg  i.  Fr.,  Anhalt,  die  Fürstentümer  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Schwarzburg-Rudolstadt,  Reuß  ä.  L., 
Reuß  j.  L. ; 

3.  die  preußischen  Provinzen  Schleswig-Holstein, 
Hannover,  Westfalen  ohne  den  Regierungsbezirk  Arns¬ 
berg  und  den  Kreis  Recklinghausen,  der  Kreis  Graf¬ 
schaft  Schaumburg,  das  Großherzogtum  Oldenburg  ohne 
das  Fürstentum  Birkenfeld,  das  Herzogtum  Braun¬ 
schweig  ohne  den  Kreis  Blankenburg  und  das  Amt  Cal¬ 
vörde,  die  Fürstentümer  Schaumburg-Lippe  und  Lippe, 
Lübeck,  Bremen,  Hamburg; 

4.  die  übrigen  Teile  des  Deutschen  Reiches. 

§  2.  Der  Preis  für  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei 
und  Kartoffelstärkefabrikation  darf  beim  Verkaufe 
durch  den  Trockner  oder  Stärkefabrikanten  nicht  über¬ 
steigen  für  I  o: 

Mark 

Kartoffelflocken . zS'go 

Kartoffelschnitzel . 27'65 

Kartoffelwalzmehl . 32‘90 

Trockene  Kartoffelstärke  und  Kartoffelstärkemehl  40' — 


Bei  allen  weiteren  Verkäufen  darf  der  Preis  nicht 


übersteigen  für  i 

r- 

Kartoffel¬ 

Kartoffel¬ 

Kartoffel¬ 

Trockene 

Kartoffelstärke 

flocken 

schnitzel 

walzmehl 

und  Kartoffel¬ 

Mark 

Mark 

Mark 

stärkemehl 

Mark 

Im  ersten  Preisgebiete 

3070 

29'4S 

3470 

41*30 

»  zweiten  » 

.  31-20 

29'9S 

35*20 

41*80 

»  dritten  » 

3170 

30-45 

3570 

42*30 

»  vierten  » 

.  32-20 

30-95 

36-20 

42*80 

Bei  Verkäufen 

von  Kartoffelflocken  und 

Kartoffel- 

schnitzeln,  die  5  t  nicht  übersteigen,  und  bei  Verkäufen 
von  Kartoffelwalzmehl,  trockener  Kartoffelstärke  und 
Kartoffelstärkemehl,  die  i  t  nicht  übersteigen,  erhöhen 
sich  die  Höchstpreise  im  Abs.  2  um  i  M.  für  i  q.  Bei 
Verkäufen,  die  5  kg  nicht  übersteigen,  gelten  die 
Höchstpreise  nicht. 

Ein  nach  den  Absätzen  2  oder  3  in  einem  Preisgebiete 
bestehender  Höchstpreis  gilt  für  die  Erzeugnisse,  die 
in  diesem  Gebiet  abzunehmen  sind. 

Für  Kartoffelwalzmehl,  das  besonderen  Ansprüchen 
auf  Sichtung  genügt,  ist  eine  Preiserhöhung  bis  zu  2  M. 
für  I  q  gestattet;  die  Art  der  Sichtung  bestimmt  der 
Reichskanzler. 

§  3.  Die  Höchstpreise  gelten  für  Lieferung  ohne  Sack, 
bei  Kartoffelwalzmehl,  trockener  Kartoffelstärke  und 
Kartoffelstärkemehl  für  Lieferung  mit  Sack. 

Sie  gelten  für  Barzahlung  bei  Empfang.  Wird  der 
Kaufpreis  gestundet,  so  dürfen  bei  den  Höchstpreisen 
nach  §  2,  Abs.  i,  bis  zu  zwei,  bei  den  Höchstpreisen 
nach  §  2,  Abs.  2,  bis  zu  eins,  bei  den  Höchstpreisen 
nach  §  2,  Abs.  3,  bis  zu  drei  vom  Hundert  Jahreszinsen 
über  Reichsbankdiskont  hinzugeschlagen  werden. 

§  4.  Die  Höchstpreise  nach  §  2,  Abs.  i,  schließen  die 
Kosten  des  Transportes  bis  zum  nächsten  Güterbahn¬ 
hofe,  bei  Wassertransport  bis  zur  nächsten  Anlegestelle 
des  Schiffes  oder  Kahnes  sowie  die  Kosten  der  Ver¬ 
ladung  ein. 

Die  Höchstpreise  nach  §  2,  Abs.  2,  schließen  die 
Kosten  des  Transportes  bis  zum  Bahnhof  des  Ortes  ein, 
wo  die  Ware  abzunehmen  ist. 

Die  Höchstpreise  nach  §  2,  Abs.  3,  gelten  ab  Lager. 

§  5.  Für  andere  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei 
und  der  Kartoffelstärkefabrikation  als  die  ira  §  2  ge¬ 
nannten  kann  der  Reichskanzler  Höchstpreise  unter  Be¬ 
rücksichtigung  der  Höchstpreise  dieser  Verordnung  fest¬ 
setzen. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  November  1915  in 
Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Außerkraftsetzung  der  Bekanntmachung  über 
die  Regelung  des  Absatzes  von  Erzeugnissen  der 
Kartoffeltrocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabri¬ 
kation  vom  25.  Februar  1915.  Auf  Grund  des  §  14, 
Abs.  I,  der  Bekanntmachung  vom  25.  Februar  1915  über 
die  Regelung  des  Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kar¬ 
toffeltrocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabrikation  be¬ 
stimmt  eine  Verordnung  vom  16.  1.  M.: 

Die  Bekanntmachung  über  die  Regelung  des  Absatzes 
von  Erzeugnissen  der  Kartoffeltrocknerei  und  der  Kar¬ 
toffelstärkefabrikation  vom  25.  Februar  1915  (R.-G.-Bl. 
Seite  118)  tritt  mit  dem  i.  Oktober  1915  außer  Kraft. 

Außerkrafttreten  der  Bekanntmachung  über  die 
Höchstpreise  für  Futterkartoffeln  und  Erzeug 
nisse  der  Kartoffeltrockner  ei  sowie  der  Kartoffel¬ 
stärkefabrikation  vom  25.  Februar  1915.  Der 

Bundesrat  hat  am  16.  September  1915  bestimmt: 

Die  Bekanntmachung  über  die  Höchstpreise  für 
Futterkartoffeln  und  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei 
sowie  der  Kartoffelstärkefabrikation  vom  25.  Februar 
1915  (R.-G.-Bl.  Seite  116)  tritt,  soweit  sie  sich  auf 
Futter-  und  Feldkartoffeln  bezieht,  mit  dem  17.  Sep- 
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tember  1915,  im  übrigen  mit  dem  i.  November  1915 
außer  Kraft. 

Anordnung  zur  Bekanntmachung  über  die 
Höchstpreise  für  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrock¬ 
nerei  sowie  der  Kartoffelstärkefabrikation  vom 
16.  September  1915.  Auf  Grund  des  §  2,  Abs.  5,  der 
Bekanntmachung  über  die  Höchstpreise  für  Erzeugnisse 
der  Kartoffeltrocknerei  sowie  der  Kartoffelstärkefabri¬ 
kation  vom  16.  September  1915  wird  bestimmt,  daß  Kar¬ 
toffelwalzmehl,  für  welches  die  Überschreitung  des 
Höchstpreises  bis  zu  2  M.  für  je  100  kg  gestattet 
werden  soll,  mindestens  auf  Seidengaze  Nr.  i  (19  Fäden 
auf  I  cm)  gesichtet  sein  muß. 

Aufhebung  des  Verbotes  des  Vorverkaufs  von 
Erbsen,  Bohnen  und  Linsen  aus  der  Ernte  des 
Jahres  1915.  Mit  Verfügung  vom  16.  September  1915 
wurde  bestimmt: 

Kaufverträge  über  Erbsen,  Bohnen  und  Linsen  aus 
der  inländischen  Ernte  des  Jahres  1915  dürfen  vom 
Tage  der  Verkündung  dieser  Bekanntmachung  an  ab¬ 
geschlossen  werden.  Die  Bestimmungen  der  Bekannt¬ 
machung  über  den  Verkehr  mit  Hülsenfrüchten  vom 
26.  August  1915  werden  hierdurch  nicht  berührt. 

Ergänzung  der  Verordnung  vom  26.  August 
1915  über  den  Verkehr  mit  Hülsenfrüchten.  Der 
Bundesrat  hat  am  20.  September  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

Artikel  I.  In  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Hülsenfrüchten  vom  26.  August  1915  werden  folgende 
Änderungen  vorgenommen: 

I.  Der  §  I,  Abs.  2,  Nr.  3,  erhält  folgende  Fassung: 

für  Hülsenfrüchte,  die  von  Unternehmern  landwirt¬ 
schaftlicher  Betriebe  oder  von  Händlern  mit  Saatgut 
für  Saatzwecke  geliefert  werden,  soweit  die  Unter¬ 
nehmer  oder  die  Händler  sich  nachweislich  in  den 
letzten  zwei  Jahren  mit  dem  Verkauf  oder  auf  Grund 
von  Anbauverträgen  (Vermehrungsverträgen)  mit  der 
Lieferung  von  Hülsenfrüchten  zu  Saatzwecken  befaßt 
haben.  Der  Nachweis  ist  durch  eine  behördlich  be¬ 
glaubigte  Bescheinigung  zu  erbringen.  Die  Landes¬ 
zentralbehörden  bestimmen,  wer  für  Ausstellung  dieser 
Bescheinigungen  zuständig  ist; 

3.  Der  §  IO  erhält  folgenden  Zusatz: 

Diese  Beschränkungen  gelten  nicht  für  anerkanntes 
Saatgut  und  Saatgut,  das  nachweislich  zum  Gemüse¬ 
anbau  bestimmt  ist.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen 
die  näheren  Bestimmungen  über  die  Anerkennung  und 
den  N  achweis. 

Artikel  11.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Wiederholung  der  Anzeige  der  Bestände  von 
Verbrauchszucker.  Eine  amtliche  Bekanntmachung 
vom  21.  September  1915  bestimmt: 

Wer  Verbrauchszucker  mit  Beginn  des  i.  Oktober 
1915  in  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vor¬ 
handenen  Mengen  getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern 
unter  Nennung  der  Eigentümer  der  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  anzuzeigen.  Zu  diesem 
Zweck  haben  die  Berechtigten,  deren  Zucker  in  fremdem 
Gewahrsam  liegt,  den  Lagerhaltern  nach  dem  i.  Ok¬ 
tober  1915  unverzüglich  die  ihnen  zustehenden  Mengen 
anzuzeigen.  Die  Anzeigen  an  die  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  m.  b.  H.  sind  bis  zum  10.  Oktober  1915  ab¬ 
zusenden.  Anzeigen  über  Mengen,  die  sich  mit  Beginn 
des  T.  Oktober  1915  auf  dem  Transport  befinden,  sind 
unverzüglich  nach  dem  Empfang  von  dem  Empfänger 
zu  erstatten. 


Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht: 

1.  auf  Mengen,  die  im  Eigentume  des  Reiches,  eines 
Bundesstaates  oder  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im 
Eigentume  der  Heeresverwaltung  oder  der  Marine¬ 
verwaltung  sowie  im  Eigentum  eines  Kommunal¬ 
verbandes  stehen; 

2.  auf  Mengen,  die  insgesamt  weniger  als  50  q  be¬ 
tragen. 

Italien. 

Änderung  der  Konterbandeliste.  Mit  Erlaß  vom 
15-  Juli  1915  wurde  die  am  3.  Juli  1915,  7839,  ver¬ 
öffentlichte  Konterbandeliste  wie  folgt  modifiziert: 

Absolute  Konterbande.  Ad  Nr.  4  des  Artikels  i,  I, 
wird  der  Passus  „sowie  sämtliche  essig¬ 
saure  Aletallverbindungen“  gestrichen. 

Ad  Nr.  2  des  Artikels  i  ist  das  Wort  „sowie 
K  r  i  o  1  i  t  h“  einzusetzen.  Zum  selben  Artikel  sind  fol¬ 
gende  Nummern  hinzuzufügen: 

38.  Toluol  und  Mischungen  von  Toluol,  aus  Teer,  aus 
Petroleum  sowie  durch  irgend  einen  anderen  Vorgang 
erzeugt. 

39.  Drehbänke  und  andere  Maschinen  und  maschinelle 
Werkzeuge,  die  zur  Erzeugung  von  Kriegsmunition 
dienen  können. 

40.  Landkarten  und  Pläne  jedes  Gebietes,  welches 
seitens  irgend  eines  Kriegführenden  als  Kriegsgebiet 
lerklärt  oder  in  der  Zone  der  Kriegsoperation  einbe¬ 
griffen  ist,  in  Skala  i  :  250.000  und  darüber  sowie 
Reproduktionen  derartiger  Karten  und  Pläne  durch 
Photographie  oder  durch  irgend  eines  anderen  Vor¬ 
ganges  ausgeführt. 

Zu  Artikel  2  (Relative  Konterbande)  ist  „N  r.  14, 
Leinöl“  hinzuzufügen. 

Bulgarien. 

Einschränkung  der  Ausfuhr-  und  Durchfuhr¬ 
verbote.  Auf  Grund  eines  Beschlusses  des  Minister¬ 
rates  hat  das  Finanzministerium  durch  Rundschreiben 
an  die  Zollämter  vom  30.  August  1915,  Nr.  15.086,  das 
Ausfuhrverbot  für  Roggen  aus  der  Ernte  1914  aufge¬ 
hoben. 

Das  Finanzministerium  hat  durch  Runderlaß  an  die 
Zollämter  vom  i.  September  1915  angeordnet,  daß  ge¬ 
brauchte  Säcke,  sofern  sie  als  übliche  Verpackung  für 
zur  Ausfuhr  zugelassene  Waren  dienen,  gegen  Hinter¬ 
legung  einer  Sicherheit  von  5  Francs  für  einen  Sack 
zeitweilig  mit  den  betreffenden  Waren  ausgeführt 
werden  dürfen. 

Einem  Beschlüsse  des  Ministerrates  zufolge  wird 
künftig  die  Wiederausfuhr  und  Durchfuhr  der  nach¬ 
stehenden  Waren  aus  oder  durch  Bulgarien  unter  der 
Bedingung  gestattet,  daß  von  jeder  Sendung  30  vom 
Hundert  der  betreffenden  Warenmenge  dem  freien 
Handel  in  Bulgarien  zugeführt  werden:  Zucker, 
Petroleum,  Benzin,  Gasöl,  Schmier-  und  Mineralöle 
aller  Art,  Kaffee,  Reis,  Pflanzenöle  zu  Speise-  und  Be¬ 
leuchtungszwecken,  Felle  und  Häute  aller  Art,  be¬ 
arbeitet  oder  roh.  Wolle,  Valonea,  Seife  und  andere, 
später  noch  zu  bestimmende  Waren. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Ausfuhr  von  neuen 
Säcken  ist  durch  Verordnung  vom  29.  August/ii.  Sep¬ 
tember  1915  unbedingt  verboten.  Gebrauchte  Säcke 
können,  wenn  sie  als  übliche  Verpackung  für  Waren 
dienen,  deren  Ausfuhr  gestattet  ist,  gegen  Hinterlegung 
ihres  Wertes  zeitweilig  ausgeführt  werden,  wobei  sie 
nach  ihrem  heutigen  Marktwerte  mit  fünf  Leva  das 
Stück  zu  bewerten  sind ;  gebrauchte  Säcke  sind  solche, 
die  deutliche  Merkmale  ihrer  durch  längere  Zeit  er¬ 
folgten  Benützung  an  sich  tragen. 


30.  SEPTEMBER  1915]  DAS  HAN  DE  LS  MUSEUM.  617 


Durch  Verordnung  vom  1./13.  September  1915  wird 
auf  Grund  der  Artikel  ii  und  13  der  Zollordnung  und 
des  Artikels  109  der  Verfassung  verfügt: 

1.  Die  Ausfuhr  von  reinem  und  vermischtem  Bienen¬ 
wachs  aus  dem  Gebiete  des  Königreiches  ist  verboten. 
Dieses  Verbot  tritt  von  dem  Tage  an  in  Kraft,  an  dem 
es  den  Zollämtern  und  den  Zweigzollämtern  mitgeteilt 
wird. 

2.  Dieser  Ukas  ist  der  Einsichtnahme  und  Genehmi¬ 
gung  der  Sobranje  zu  unterbreiten. 


Amsterdamer  Holzhandel.  Wie  die  Handelskammer 
zu  Amsterdam  in  ihrem  Berichte  für  das  Jahr  1914 
ausführt,  ist  1914  auch  für  den  Holzhandel  ein  außer¬ 
ordentliches  Jahr  gewesen.  Ging  in  den  sieben  ersten 
Monaten  alles  nach  Wunsch  und  war  der  Umsatz  bei 
guten  Preisen  und  mäßigen  Frachten  befriedigend,  so 
wurde  dies  mit  dem  Ausbruch  des  Krieges  anders.  Der 
Konsum  nahm  bedeutend  ab,  da  bereits  angefangene 
Bauwerke  zum  Teil  unvollendet  gelassen  und  neue  nicht 
angefangen  wurden.  Überdies  hatten  die  Importeure 
große  Schwierigkeiten  beim  Beziehen  von  Holz  aus 
Liegführenden  Ländern,  welche  die  Ausfuhr  nach  neu¬ 
tralen  Staaten  nur  gestatten,  wenn  dafür  garantiert  wird, 
daß  das  Holz  nicht  an  ihre  Gegner  verkauft  wird.  Vier 
Ladungen,  die  in  Archangel  zum  Transport  bereit  lagen, 
wurden  von  der  niederländischen  Regierung  gekauft  und 
durften  dann  erst  ausgeführt  werden.  Die  betreffenden 
Partien  dürfen  überdies  nicht  vor  Abschluß  des  Friedens 
verkauft  werden.  Nachdem  der  Bezug  von  Holz  aus 
Rußland  auf  hörte,  konnte  man  einen  Teil  des  Bedarfes 
durch  Zufuhr  aus  Schweden  decken.  Da  aber  von 
dort  in  den  letzten  Jahren  keine  Balken  ausgeführt 
wurden,  so  konnte  der  Handel  die  Lücke  nicht  aus¬ 
füllen,  ein  Übelstand,  der  für  die  Sägemühlen  schlimme 
Folgen  haben  kann.  Nachdem  die  Beruhigung  in  ge¬ 
wissem  Grad  wieder  zurückgekehrt  war,  stiegen  trotz 
des  geringeren  Bedarfes  die  Preise.  Anfuhr  von  Pitch- 
pine-Balken  und  gesägtem  Holz  fand  infolge  der  sehr 
hohen  Preise  nicht  mehr  statt.  Die  Anfuhr  betrug: 


1912 

1913 

Standard 

19U 

Gesägtes  Holz  .  . 

.  .  .  93.185 

106.040 

73-520 

Balken . 

.  .  .  45450 

53.660 

12.660 

Schwellen  .... 

7-350 

4.400 

Die  Anfuhr  von  Teak(Djati)-Holz  aus  Niederländisch- 
Indien  war  bis  zum  Anfang  des  Krieges  sehr  bedeutend ; 
dann  aber  ging  der  Handel,  auch  in  Djatiholz,  ungemein 
zurück.  Die  Preise  waren  in  der  ersten  Hälfte  des 
Jahres  im  allgemeinen  hoch;  sie  bewegten  sich  im  letzten 
Quartal  trotz  der  geringeren  Nachfrage  infolge  der 
kleinen  Anfuhr  und  der  hohen  Frachten  in  steigender 
Richtung.  In  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  wurden  auch 
aus  Borneo  verschiedene  Holzsorten  angeführt  und  hier 
zu  befriedigenden  Preisen  verkauft.  Die  weitere  Ent¬ 
wicklung  dieses  Geschäftes  ist  durch  die  Umstände  ver¬ 
hindert  worden.  Die  Einfuhr  von  Java  betrug  (in 


1912 

1913 

1914 

behauen 

16.500 

15.600 

besägt  . 

4.100 

2.500 

Total  .  . 

26.700 

20.600 

18.100 

Ausfuhr  nach 

dem  Ausland 

(in  »2*)- 

1912 

1913 

1914 

behauen 

•  ••••••• 

7.000 

5.100 

5-900 

besägt  . 

1.600 

900 

Total  .  . 

9.600 

6.700 

6.800 

Mehr  eingeführt  als  ausgeführt  ± 

17.100 

13-900 

11.300 

Durchfuhr  .  .  . 

— 

6.000 

1.800 

Amerikanischer  Pelzhandel.  Zu  den  amerikanischen 
Geschäftszweigen,  welchen  durch  die  britischen  Kriegs¬ 
maßnahmen  unberechenbarer  und  nicht  wieder  einzu¬ 
bringender  Schaden  zugefügt  wird,  gehört,  wie  die 
»New  Yorker  H.-Ztg.«  schreibt,  der  New  Yorker  Handel 
in  Rohpelzen.  Auch  der  genannte  Artikel  ist  von 


Großbritannien  für  Bannware  erklärt  worden,  und  der 
schwere  Rückschlag,  welchen  dadurch  das  Einfuhr-  und 
Ausfuhrgeschäft  der  New  Yorker  Großfirmen  der  Pelz¬ 
branche  erlitten  hat,  erklärt  sich  leicht  aus  dem  Um¬ 
stande,  daß  Deutschland  vorher  nicht  nur  hauptsächlich 
den  amerikanischen  Markt  mit  europäischen  Pelzfellen 
versorgt  hat,  sondern  gleichzeitig  bisher  auch  den  zweit¬ 
größten  Absatzmarkt  für  amerikanische  Pelzfelle  gelie¬ 
fert  hat.  Von  Seiten  der  Mitglieder  der  Raw  Für 
Merchants’  Ass.,  sowie  der  Für  Merchants’  Credit  Ass. 
ist  infolge  dessen  ein  gemeinsamer  Beschluß  gefaßt 
worden,  an  Präsident  Wilson  einen  Appell  zu  richten, 
mit  dem  Gesuche,  dahin  zu  wirken,  daß  die  britische 
Regierung  mindestens  ihre  Konterbandorder  modifiziere. 
Die  Petition  an  den  Präsidenten  ist  durch  die  im 
Handel  mit  Europa  unter  gegenwärtigen  Verhältnissen 
bestehenden  Verhältnisse  herbeigeführt  worden,  wie  sie 
schlimmer  kaum  sein  könnten.  Kennzeichnend  für  die¬ 
selbe  ist,  daß  eine  große  für  Schweden  bestimmte  Kon¬ 
signation  wertvoller  Pelze  einer  New  Yorker  Firma  auf 
Verfügung  der  britischen  Regierung  dem  Empfänger 
nicht  ausgeliefert  worden  ist.  Was  solchen  brutalen 
Eingriffen  in  den  Handelsverkehr  zwischen  neutralen 
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Ländern  für  den  New  Yorker  Pelzhandel  bedeuten, 
zeigt  die  Tatsache,  daß  drei  Viertel  allen  Einkaufs-  und 
Verkaufsgeschäftes  der  Branche  sich  in  New  York  voll¬ 
ziehen,  wo  auch  die  Pelzzurichtungsindustrie  zu  80  Pro¬ 
zent  domiziliert  ist.  Der  Abfall  in  Einfuhr  und  Aus¬ 
fuhr  ist  ein  so  schwerer,  daß  seit  Anfang  Mai  die  Er- 
stere,  welche  sich  früher  im  Jahre  auf  etwa  8  Millionen 
Dollars  bewertete,  nahezu  ganz  zum  Stillstand  gekommen. 
Letztere  im  Werte  von  etwa  18  Millionen  Dollars  im 
Jahre  auf  4  Millionen  zurückgegangen  ist.  Allerdings 
bringen  die  durch  den  Krieg  geschaffenen  Verhältnisse 
dem  amerikanischen  Pelzhandel  auch  gewisse  Vorteile. 
Während  die  Einkäufer  sonst  regelmäßig  die  europäi¬ 
schen  Märkte  besucht  und  daselbst  große  Orders  pla¬ 
ciert  haben,  sind  sie  jetzt  genötigt,  ihre  Einkäufe  hier 
zu  machen.  Mangels  Ausfuhr  nach  Deutschland,  dem 
zweitgrößten  Abnehmer  von  amerikanischen  Pelzen,  ist 
der  New  Yorker  Markt  reichlich  versorgt.  Dem  Ver¬ 
kehr  zwischen  New  York  und  Leipzig  hat  Großbri¬ 
tannien  zwar  auch  in  Pelzen  ein  Ende  zu  machen  ge¬ 
wußt,  wenngleich  über  neutrale  Länder  immer  noch 
einige  Importationen  von  daher  hereinkommen.  Dafür 
gelangen  jetzt  Pelze  auf  den  amerikanischen  Markt,  die 
früher  ausschließlich  Deutschland  erhielt,  so  schwedi¬ 
sche  Pelze,  besonders  Blaufüchse,  auch  russische,  seit¬ 
dem  Rußland  sein  Ausfuhrverbot  auf  Bemühungen  der 
amerikanischen  Regierung  aufgehoben  hat.  Auch  von  Eng¬ 
land  treffen  große  Pelzsendungen  ein,  aber  nicht  zum  Ver¬ 
kauf,  sondern  zum  Zurichten.  Da  es  jetzt  in  London 
an  den  geschickten  deutschen  Färbern  fehlt,  deren  Ar¬ 
beit  sonst  London  viel  Geschäft  brachte,  muß  England 
die  Arbeit  jetzt  hier  verrichten  lassen,  doppelt  so  hohe 
Löhne  und  doppelte  Fracht  bezahlen. 


Mährische  Graphitindustrie.  Dem  Jahresberichte  der 
Olmützer  Handelskammer  pro  1914  entnehmen  wir: 
Das  Graphitgeschäft  des  vergangenen  Jahres  litt  bis 
Ende  Juli  unter  der  rückgängigen  Eisenkonjunktur, 
welche  auf  die  Absatzverhältnisse  von  Graphit,  für  den 
zum  allergrößten  Teile  die  Eisenindustrie  in  Betracht 
kommt,  ungünstig  einwirkte.  Die  übrigen  fünf  Monate 
des  Jahres  1914  standen  völlig  unter  dem  Einfluß  des 
ausgebrochenen  Weltkrieges.  Im  August  hatten,  unter 
dem  ersten  Eindrücke  der  Ereignisse,  die  meisten  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  Eisenwerke  ihren  Betrieb 
teils  sehr  stark  reduziert,  teils  vollständig  stillgelegt,  so 
daß  Aufträge  beinahe  überhaupt  ausblieben.  Abgesehen 
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davon  waren  die  Eisenbahnen  durch  die  Mobilisierung 
vollständig  von  der  Heeresverwaltung  in  Anspruch  ge¬ 
nommen,  so  daß  im  August  überhaupt  nicht  geliefert 
werden  konnte.  Später  machte  sich  der  Bedarf  des 
Heeres  an  Geschoß-  und  Geschützmaterial  im  großen 
Maße  geltend,  speziell  auch  die  deutschen  Stahl-  und 
Eisenwerke  wurden  durch  Heereslieferungen  stark  be¬ 
schäftigt,  was  auch  den  Graphitwerken  einigermaßen 
befriedigende  Aufträge  einbrachte. 

Leider  wurde  damals  die  Graphitindustrie  durch  die 
Erlassung  des  Graphitausfuhrverbotes  schwer  geschädigt, 
welches  hinderte,  den  Lieferungsverpflichtungen  nach 
Deutschland,  einem  der  wichtigsten  Absatzgebiete  nach¬ 
zukommen.  Auf  wiederholte  Vorstellungen  bei  den  be¬ 
teiligten  Zentralstellen  wurde  ein  Quantum  im  Oktober 
freigegeben,  im  November  jedoch  wurde  die  Ausfuhr 
abermals  gesperrt.  Diese  Maßregel  hat  den  Absatz  im 
vergangenen  Jahre  derart  gedrückt,  daß  derselbe  weit 
hinter  jenem  früherer  Jahre  zurückblieb. 

Die  Erteilung  von  Ausfuhrbewilligungen  ist  auch  weiter 
mit  Schwierigkeiten  verbunden,  zumal  die  Grenzzollämter 
sich  streng  an  den  Buchstaben  der  bezüglichen  Ver¬ 
ordnungen  halten  und  Waggons  oft  unnütz  anhalten, 
wodurch  Wagenstandsgelder  entstehen. 

Die  vom  Finanzministerium  erteilten  Ausfuhrbewilli¬ 
gungen  werden  meist  nur  für  kurze  Fristen  gültig  (ein 
Monat)  erteilt  und  es  ereignet  sich  wiederholt,  daß, 
bevor  der  Waggon  von  der  Bahn  beigestellt  wird  und 
die  Grenze  erreicht,  die  Ausfuhrbewilligung  abgelaufen  ist. 

Die  Graphitbergbaugesellschaft  in  Mährisch -Altstadt 
berichtet  nachfolgendes:  Im  Jahre  1914  erzeugten  wir: 
39.192  Zentner  geschlemmten  Graphit  im  Durchschnitts¬ 
preise  von  ä  K  6’3I.  Im  Inlande  haben  wir  abgesetzt: 
Mähren  und  Schlesien  4100,  Deutschland  35.092. 

Die  Baumwollproduktion  im  Ferghanagebiet.  Die 

Baumwollernte  der  Saison  1913/14  hat  nach  den  Fest¬ 
stellungen  der  Verwaltung  der  Mittelasiatischen  Eisen¬ 
bahn  im  Ferghanagebiete  7,871.712  Pud  Rohgewicht 
gereinigter  Baumwolle  betragen.  Das  Börsenkomitee  von 
Kokand  nimmt  an,  daß,  wenn  man  auf  die  Tara  2  ^4 
Prozent  oder  175.000  Pud,  auf  Linterbaurawolle  200.000 
Pud  und  auf  die  alte  Baumwolle  100.000  Pud  abrechne, 
das  Gewicht  der  Baumwolle  der  Saison  1913/14 
7>39^-7^2  Pud  ausmache.  Die  Ernte  sei  demnach  recht 
groß  und  der  Qualität  nach  gut  ausgefallen.  Die  Aus¬ 
saat  der  Baumwolle  begann  im  Jahre  1914  schon  seit 
Mitte  März,  d.  h  um  zwei  Wochen  früher  als  im  Vor¬ 
jahre. 

Nach  den  Angaben  der  Verwaltung  der  Mittel- 
asiatischen  Eisenbahn  hat  die  Saison  19 14/15  im  Ferg¬ 
hanagebiet  am  15.  d.  J.  April  8,226.000  Pud  Rohgewicht 
ungereinigter  Baumwolle  ergeben.  Der  Durchschnitts¬ 
ertrag  pro  Dessjatine  stellte  sich  nach  der  Berechnung 
des  Auskunftsbureaus  der  turkestanischen  Verwaltung 
für  Landwirtschaft  und  Reichsdomänen  ungefähr  auf 
90  Pud  Rohbaumwolle.  In  der  Qualität  erwies  sich  die 
Baumwolle  der  neuen  Ernte  als  besser  als  im  Vorjahre, 
ebenso  auch  die  Erträge  an  reiner  Baumwolle.  Wenn 
man  in  der  Saison  1913/14  den  durchschnittlichen 
Faserertrag  von  i  Pud  aus  3  Pud  18  Pfund  berechnen 
konnte,  so  erzielte  man  in  der  Saison  19 14/15  schon 


aus  3  Pud  15  Pfund  i  Pud  reiner  Faser.  Hinsichtlich 
der  verschiedenen  Sorten  war  die  Ernte  von  1914/15 
normal :  auf  den  Anteil  der  I.  Sorte  entfielen  70  Prozent 
der  Ernte,  auf  die  geringere  Sorte  10  Prozent,  auf  die 
Zwischensorte  15  Prozent  und  auf  die  II.  und  III.  Sorte 
5  Prozent.  Hinsichtlich  des  Feuchtigkeitsgehaltes  muß 
die  verflossene  Saison  als  vollkommen  normal  bezeichnet 
werden.  Die  Bemängelungen  in  Moskau  bei  der  Ab 
lieferung  der  Ware  wegen  übermäßigen  Feuchtigkeits 
gehaltes  im  Jahre  1913/14  kamen  in  der  Saison  1914/15 
nicht  vor,  und  auch  in  den  Ankaufsplätzen  der  Baum¬ 
wolle  wurden  darüber  keine  Klagen  laut. 

Als  durchschnittliche  Preise  für  Rohbaumwolle  1.  Sorte 
müssen  4  Rubel  bis  Rubel  4‘io,  für  Faser  14  Rübe, 
das  Pud  angenommen  werden;  es  gingen  jedoch  in  der 
Folge  die  Preise  stark  in  die  Höhe  und  erreichten  zu 
Anfang  Januar  schon  an  Ort  und  Stelle  die  Höhe  von 
Rubel  19-25  für  das  Pud.  Der  größte  Teil  der  Baum¬ 
wolle  aus  dem  Ferghanagebiete  (bis  5  Millionen  Pud 
gereinigter  Baumwolle)  war  zum  erstgenannten  Preise 
abgesetzt  worden. 

Die  Baumwollernte  im  Ferghanagebiete,  die  auf  rund 
8,250.000  Pud  Rohgewicht  reiner  Faser  mit  Linter  be¬ 
rechnet  wird,  hat  im  Jahre  1 914/15  ungefähr  ^4  Mil¬ 
lionen  Pud  mehr  betragen  als  im  Vorjahre  und  ®/^  Mil¬ 
lionen  Pud  mehr  als  im  Jahre  1912/13. 

Zieht  man  nun  in  Betracht,  daß  in  dieser  Ziffer  die 
Tara  der  versandten  Baumwolle  mit  ungefähr  200.000 
Pud  und  ebenso  die  Baumwolle  der  alten  Ernte  in 
einer  Menge  von  etwa  150.000  Pud  enthalten  sind,  so 
wird  das  Reingewicht  der  Baumwolle  der  neuen  Ernte 
7,900.000  Pud  betragen  haben.  Hierbei  muß  man  die 
Menge  der  Linterbaumwolle  auf  nicht  weniger  als 
350,000  Pud  veranschlagen,  weil  ihr  größter  Teil  noch 
von  der  vorhergehenden  Saison  wegen  des  Fehlens 
einer  Nachfrage  verblieben  und  auf  die  Saison  1914/15 
übergegangen  war.  Demnach  hat  der  annähernde  Wert 
der  gesamten  Baumwollernte  des  Ferghanagebietes  des 
Jahres  1914/15  betragen:  die  I.  Sorte  5,425.000  Pud 
zu  14  Rubel  =  75,950.000  Rubel,  die  geringere  Sorte 
775.000  Pud  zu  Rubel  13-30  =  10,307.150  Rubel,  die 
Mittelsorte  1,162.500  Pud  zu  13  Rubel  —  15,112.500 
Rubel,  die  II.  und  III.  Sorte  387.500  Pud  zu  ii  Rubel  = 

4.262.500  Rubel,  Linter  350.000  Pud  zu  Rubel  6-50  = 
2,2"] ^.000  Rubel,  Baumwollsamen  16  Millionen  Pud  zu 
53  Kopeken  =  8,480.000  Rubel,  im  ganzen  also 

116.387.500  Rubel.  Im  Vorjahre  1913/14  ist  der  Ge¬ 
samtwert  der  Baumwollernte  im  Ferghanagebiet  auf 
102,200.000  Rubel  geschätzt  worden. 


Krieg  und  Wirtschaftlseben.  Von  Dr.  Georg  Mollat,  Syndikus 
der  Handelskammer  zu  Siegen.  3.  Auflage.  Siegen,  Verlag  des 
Volksbildungsvereines.  1915.  28  Seiten. 

In  dieser  kleinen  Schrift  wird  die  deutsche  Siegeszuversicht 
im  Weltkrieg  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  aus  zu  begründen 
versucht.  Hierbei  legt  der  Verfasser,  getreu  der  Grundansicht 
seines  wirtschaftlichen  Ideals  Friedrich  List,  das  Hauptgewicht 
weniger  auf  die  vorhandenen  Vermögenswerte  als  auf  die  Fähig¬ 
keit,  Reichtümer  zu  schaffen. 


^^bunntwitdfttnöe«  htv  Jtu^enljintbde^eUe  k.  b* 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./i,  Berggasse  16,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 


Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836) ; 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 


30.  SEPTEMBER  1915] 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


G19 


IltitteiUmgcn  iiev  ItUjemelne«  CfBrirottfeHtiait  k*  k*  ä|lm*eld|ifdjeu 

^itnkel0mu$euttf0« 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lotbringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Gescbäftszablen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfragen.) 


Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  III.  Lothringerstraße  i2, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708O 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (Ä-  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 


Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen;  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 

Vollmilchpulver  (Trockenmilch).  Von  Seite  eines 
vertrauenswürdigen  Agenten  in  Amsterdam  liegt  eine 
günstige  Offerte  auf  Lieferung  von  Vollmilchpulver 
vor  und  werden  Interessenten  eingeladen,  in  die  näheren 
Daten  im  Bureau  Einsicht  zu  nehmen.  (A.  E.  705.) 

Damenkleiderstoffe.  Eine  Firma  in  Amsterdam, 
welche  der  Exportsektion  gut  empfohlen  wurde,  inter¬ 
essiert  sich  für  den  Einkauf  von  wollenen  Damenkleider¬ 
stoffen  aller  Art.  (A-  E.  704.) 

Textilwaren.  Eine  seit  20  Jahren  in  Rotterdam  be¬ 
stehende  Firma,  welche  sich  mit  der  Erzeugung  von 
Herrenhüten  und  Mützen  befaßt  und  über  die  günstige 
Auskünfte  vorliegen,  interessiert  sich  für  eine  Ver¬ 
bindung  mit  Lieferanten  von  zur  Mützenfabrikation  ge¬ 
eigneten  Stoffen.  (A.  E.  703.) 

Geschäftsverbindung  mit  Berlin.  Ein  der  Sektion 
vorteilhaft  bekannter  deutscher  Kaufmann  ersucht,  ihn 
leistungsfähigen  Fabrikanten  als  Vertreter  in  Vorschlag 
zu  bringen.  Der  betreffende  Herr  beabsichtigt  nach 
Friedensschluß  die  Einführung  einer  Reihe  von  Artikeln, 
welche  bisher  aus  Frankreich  und  England  bezogen 
wurden,  nunmehr  aus  Österreich  zu  betreiben,  und  zwar 
würde  es  sich  um  folgende  Artikel  handeln:  Bandwaren 
in  Baumwolle,  Seide,  Taffet  und  ähnliche  Artikel  für 
Hutschmuckzwecke,  Tülle,  Spitzen,  Schleier  und  ähn¬ 
liche  Gewebe,  Hand-  und  Maschinstickereien  für 
Kleider,  Blusen  etc.  Er  würde  sich  für  ganz  Deutsch¬ 
land,  besonders  aber  für  Berlin,  wo  er  zu  den  großen 
Warenhäusern  gute  Beziehungen  unterhält,  inter¬ 
essieren.  Zu  bemerken  wäre,  daß  es  sich  momentan  nicht 
so  sehr  um  sofortige  größere  Geschäftsschlüsse  handelt, 
sondern  darum,  Zeit  zu  finden  für  die  Vorbereitung  der 
Beziehungen,  um  beim  Wiedereintritt  normaler  Ver¬ 
hältnisse  über  die  Absatzfähigkeit  und  den  Absatz¬ 
markt  der  genannten  Artikel  vollkommen  informiert  zu 
.ein.  (A.  E.  702.) 
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Einkäufer  holländischer  Waren  für  Österreich 
Ein  seit  mehreren  Jahren  in  Brüssel  etablierter  Agent 
über  welchen  sehr  gute  Auskünfte  vorliegen,  hat  sich  be 
Ausbruch  des  Krieges  nach  Holland  begeben  und  in 
Amsterdam  etabliert.  Infolge  der  Stagnation  im  Export¬ 
geschäfte  beabsichtigt  derselbe  nunmehr,  sich  für  öster¬ 
reichische  Häuser  mit  dem  Einkauf  holländischer 
Waren,  und  zwar  Nahrungsmittel,  Konserven,  Produkte 
u.  s.  w.  zu  befassen,  da  er  in  Holland  hierzu  die  nötigen 
Verbindungen  besitzt.  Firmen,  welche  sich  für  den  Bezug 
von  Lebensmitteln  in  Holland  interessieren,  können  unter 
obgenannter  Adresse  in  die  vorliegenden  geschäftlichen 
Angaben  Einsicht  nehmen.  (A.  E.  701.) 

Kollektivreisender  für  die  okkupierten  Gebiete 
Russisch-Polens.  Ein  seit  vielen  Jahren  Rußland  be¬ 
reisender  österreichischer  Kaufmann,  dessen  Tätigkeit 
lange  Jahre  vom  österreichischen  Exportverein  kon¬ 
trolliert  wurde,  beabsichtigt  während  des  Krieges  seine 
Tätigkeit  ausschließlich  auf  Russisch-Polen  zu  er¬ 
strecken  und  stellt  sich  Interessenten  zur  Anbahnung 
von  Geschäften  dahin  gerne  zur  Verfügung.  Derselbe 
ist  der  russischen  Sprache  in  Wort  und  Schrift  mächtig 
und  vermöge  seines  langjährigen  Aufenthaltes  in  Ruß¬ 
land  mit  den  Usancen  dortselbst  vollkommen  vertraut. 

(A.  E.  700.) 

plUteiluttgett  irctr 

Vorstandssitzung  vom  14.  September  1915. 

Unter  dem  Vorsitze  des  Übmannes  der  Österreichisch- 
Russischen  Sektion,  Sektionschef  Dr.  Brosche,  fand 
am  14.  September  eine  Sitzung  des  Sektionsvorstandes 
statt.  In  derselben  erstattete  der  Leiter  der  Direktion 
des  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  namens  des 
Bureaus  Bericht  über  die  bisherige  Tätigkeit  sowie  über 
die  gegenwärtige  wirtschaftliche  Lage  in  den  besetzten 
Gebieten  von  Russisch-Polen.  Alle  Umstände,  welche 
gegenwärtig  die  Geltendmachung  früherer  Forderungen 
sowie  die  Anknüpfung  neuer  Verbindungen  beeinflussen, 
wurden  ausführlich  erörtert.  Der  Konsulent  des  Export¬ 
förderungsdienstes,  Herr  Ernst  John,  informierte  über 
die  von  Seite  des  k.  k.  Handelsministeriums  getroffenen 
Einleitungen  hinsichtlich  der  Vormerkung  von  Forde¬ 
rungen  sowie  in  bezug  auf  die  Erleichterung  des  Ver¬ 
kehres  und  brachte  u.  a.  zur  Kenntnis,  daß  die  Ent¬ 
sendung  eines  kaufmännischen  Delegierten  zur  Wahr¬ 
nehmung  österreichischer  geschäftlicher  Interessen  in 
Warschau  in  Aussicht  genommen  wurde.  Nach  ein¬ 
gehender  Erörterung,  in  der  alle  geschäftlichen  Momente 
zur  Sprache  kamen,  beschloß  der  Vorstand  die  Ent¬ 
sendung  des  in  Aussicht  genommenen  Delegierten 
bestens  zu  begrüßen ;  über  eine  zu  gelegener  Zeit  etwa 
weiters  in  Aussicht  zu  nehmende  Entsendung  von 
Beamten,  beziehungsweise  amtlichen  Delegierten  wäre 
vorher  die  Äußerung  der  Sektion  einzuholen.  Als 
dringend  erwünschte  Unterstützung  der  kaufmännischen 
Bestrebungen  auf  dem  polnischen  Markte,  sei  die  Er¬ 
richtung  von  Bankfilialen  im  okkupierten  Gebiete  an¬ 
zustreben.  Unerläßlich  sei  die  beschleunigte  Einrichtung 
des  direkten  Postverkehres  auch  mit  Lodz  und 
Warschau.  An  die  maßgebenden  Stellen  sind  im  Sinne 
der  gefaßten  Beschlüsse  die  geeigneten  Eingaben  zu 
richten.  Der  Vorstand  beschloß  sodann,  mit  den  all¬ 
monatlichen  Sektionsversammlungen  im 
November  zu  beginnen,  wobei  zu  einer  weiteren  Er¬ 
örterung  der  wirtschaftlichen  Fragen  hinsichtlich  der 
okkupierten  Gebiete  Gelegenheit  gegeben  sein  wird. 

Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt:  '4 

,,In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 

Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 

Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 

Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 

Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

1)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museumtt  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonicren  Verständigung  der 

P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
!hrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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DIE  INDUSTRIE  SCHWEDENS  WÄHREND 
DES  KRIEGES. 

(Aus  dem  Berichte  des  k.  u.  k.  Generalkonsulates  in  Stock¬ 
holm  für  das  Jahr  1914.) 

Die  in  der  schwedischen  Volkswirtschaft  eine  so  wich¬ 
tige  Rolle  spielende  Ausfuhr  von  Eisenerzen  ist 
durch  den  Kriegsausbruch  schwer  beeinträchtigt  worden, 
denn  der  im  Vorjahre  6,440.000  t  betragende  Export 
ging  1914  auf  4,681.000  t,  also  um  1,759.000  t,  bezie¬ 
hungsweise  ca.  27  Prozent,  zurück,  ein  Rückgang,  der 
ausschließlich  auf  die  letzten  fünf  Monate  des  Jahres 
entfällt,  denn  bis  zum  31.  Juli  1914  waren  ca.  3,400.000  t 
Eisenerz  gegen  3,284.000  t  während  der  gleichen  Vor¬ 
jahrsperiode  verschifft.  Ende  September  wurde  außerdem 
bekannt,  daß  England  —  im  Gegensatz  zu  den  Bestim¬ 
mungen  der  Londoner  Deklaration  —  Eisenerz  als  be¬ 
dingte  Konterbande  erklärt  habe,  und  obwohl  es  bezüg¬ 
lich  der  schwedischen  Ausfuhr  dieserhalb  zu  einem  Kom¬ 
promiß  mit  der  englischen  Regierung  kam,  sind  dem 
Export  via  Narvik  im  Frühjahr  1915  seitens  Englands 
wiederum  Hindernisse  in  den  Weg  gelegt  worden. 

Bezeichnend  für  die  Verhältnisse  auf  diesem  Gebiet 
ist  das  Gewinnresultat  des  größten  schwedischen  Eisenerz¬ 
bergwerk-Unternehmens,  der  Grängesberg-Gesellschaft, 
die  für  1914  einen  Reingewinn  von  nur  14,670.000  K, 
gegen  25,540.463  K  für  1913,  nachweist,  also  eine  Ver¬ 
ringerung  von  rund  ii  Millionen  Kronen  oder  zirka 
43  Prozent.  Da  vom  vorjährigen  Gewinn  6,425.000  K 
vorgetragen  worden  waren,  erhöht  sich  der  zur  Ver¬ 
fügung  stehende  Gesamtreingewinn  auf  21,095.000  K 
(gegen  30,780.000  K  im  Vorjahre).  Indessen  ist  gegen 
das  Vorjahr  ein  inzwischen  um  ca.  15  Millionen  Kronen 
auf  90,720.000  K  erhöhtes  Aktienkapital  dividenden¬ 
berechtigt.  Die  Direktion  des  LInternehmens  hat  für  1914 
die  Verteilung  einer  Dividende  von  15  Prozent  (gegen 
32Prozent  im  Vorjahre)  vorgeschlagen,  was  13,608.000  K 
gegen  24,190.000  K  für  1913,  beanspruchen  würde. 

Die  nunmehr  für  1913  vorliegende  Produktionsstatistik 
beziffert  die  Förderung  direkt  verwendbaren  Eisenerzes 
(also  ohne  Anreicherungserze)  auf  7,474.571  t  gegen 
6,699.226  t  während  1912. 

Für  die  schwedische  Eisen-  und  Stahlindu¬ 
strie  war  1914  ein  ungünstiges  Jahr.  Produktion  wie 
Export  blieben  ganz  erheblich  gegen  1913  zurück,  und 
zwar  die  Gesamtausfuhr  um  ca.  120.000  t  oder  25  Pro¬ 
zent,  auch  war  sie  um  ca.  24.000  t  geringer  als  die  Durch¬ 
schnittsziffer  des  letzten  Dezenniums.  Man  hatte  aller¬ 
dings  bereits  im  ersten  Halbjahr  sinkende  Konjunk¬ 
turen,  daß  aber  auch  hier  der  Krieg  die  Hauptursache 
des  Exportrückganges  war,  ergibt  sich  schon  daraus,  daß 
während  der  ersten  sechs  Monate  die  Ausfuhrverminde¬ 
rung  gegen  das  Vorjahr  nur  37.300  f,  im  zweiten  Halb¬ 
jahr  indessen  82.300  t  betrug.  Deutschland  und  England 
blieben  auch  nach  Kriegsausbruch  als  gute  Abnehmer 
im  Markt,  Frankreich  zeigte  sich  dagegen  sehr  zurück¬ 
haltend,  und  auch  nach  Amerika  war  der  Export  1914 
bedeutend  geringer  als  gewöhnlich.  Einige  infolge  der 
veränderten  Verhältnisse  gewonnene  neue  Absatzgebiete 
konnten  für  diese  Ausfälle  keinen  nennenswerten  Ersatz 
bieten. 

Dem  verminderten  Auslandsabsatz  stand  anderseits 
eine  starke  Reduktion  der  Erzeugung  gegenüber,  die  ihre 
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IVsache  zimi  Teil  in  einem  während  1914  fjanz  unge- 
wöhn liehen  Wh'issernianj^el  hatte.  Dieser  Umstand  hat 
hauptsächlich  dazu  heif^etrasren,  eine  die  Preise  schädi¬ 
gende  l  herproduktion  zu  verhindern.  In  gewissen  Fällen 
konnten  die  Preise  entsprechend  den  verteuerten  Produk¬ 
tionskosten  sogar  heraufgesetzt  werden.  Nachdem  man 
sich  nach  der  ersten  lähmenden  Wirkung  des  Kriegs¬ 
ausbruchs  in  der  ungewölndichen  Situation  etwas  orien¬ 
tiert  hatte,  kam  die  Eisenproduktion  zwar  wieder  in 
Gang,  aber  längere  Zeit  hindurch  nur  in  beschränktem 
.MaListahe.  \'on  August  bis  Dezember  1914  war  nur 
ungefähr  die  Hälfte  der  124  Hochöfen  angehlasen,  mehr 
als  50  fTozent  der  vorhandenen  260  Lancashire-Herde 
wurden  kaltgestellt,  von  75  Martinöfen  nur  45,  von 
24  Hessemeröfen  nur  6  in  Betrieb  gehalten. 

Während  des  ersten  Halbjahres  1914  betrug  die  Roh¬ 
eisenproduktion  63.200  t  pro  Monat,  während  der  Kriegs¬ 
monate  sank  dieselbe  auf  monatlich  ca.  43.000  i.  Die 
Monatsproduktion  von  Rohluppen  ging  nach  Kriegs¬ 
ausbruch  von  11.200  f  auf  6800  t,  die  von  Bessemer- 
und  Martin-Ingots  von  45.500  t  auf  36.900  f  zurück. 
Infolge  des  Wassermangels  ist  auch  die  unter  günstigen 
Aussichten  im  \’orjahre  in  größerem  Maßstahe  in  Gang 
gesetzte  Roheisenerzeugung  auf  elektrischem  Wege 
während  1914  weit  hinter  den  Erwartungen  zurück¬ 
geblieben;  sie  betrug  nur  27.000  f  gegen  32.000  t  im 
Jahre  1913. 

Der  Rückgang  in  der  Produktion  von  1914  im  Ver¬ 
gleich  zum  Vorjahre  betrug  für; 

Roheisen  83.200  t,  wovon  68.000  t  auf  August  bis  De¬ 
zember  entfallen, 

Rohluppen  und  Gußblöcke  128.400  t,  wovon  103.600  t 
auf  August  bis  Dezember  entfallen. 

•Angesichts  der  geschilderten  Wrhältnisse  waren  die 
Gewinnresultate  der  Eisenindustrie  1914  keine  glän¬ 
zenden. 

Die  Einfuhr  von  Roheisen  ist  von  94.600  t  auf 
103.200  t  gestiegen,  was  durch  stärkere  Einlagerung  bei 
den  Gießereien  zu  erklären  sein  dürfte;  im  übrigen  sind 
durchwegs  \  erminderungen  bei  der  Einfuhrziffer  gegen 
das  \h)rjahr  zu  konstatieren. 

Der  einheimische  Markt  hat  sich  infolge  des  Auf¬ 
schwunges  in  verschiedenen  Zweigen  der  weiterverar¬ 
beitenden  Eisenindustrie  nach  Kriegsausbruch  recht  auf¬ 
nahmefähig  gezeigt  und  dazu  beigetragen,  das  Preis¬ 
niveau  zu  stützen. 

ficgcn  Ende  ries  Jahres  machte  sich  eine  gewisse  \'er- 
hesserung  auf  dem  Eisenmarkte  bemerkbar,  die  sich  An¬ 
fang  1915  bei  steigender  Nachfrage  für  Export  weiter 
akzentuierte,  so  daß  die  Werke  im  laufenden  fahre  nach 
und  nach  wieder  volle  Beschäftigung  erhalten  haben. 
Auch  die  Wasserverhältnisse  haben  sich  mit  dem  Früh¬ 
jahr  gebessert,  so  daß  man  von  der  Verteuerung  der 
Steinkohlen  nicht  mehr  in  dem  Grade  betroffen  wird, 
wie  wfdireiul  des  Winters.  Die  Holzkohlenzufuhr  w'ar 
im  Winter  reichlich.  äVenn  auch  die  Preise  auf  dem 
hdsenin;  rkt  mit  wenigen  Ausnahmen  erheblich  herauf¬ 
gesetzt  werden  konnten,  so  war  die  gleichzeitige  Steige¬ 
rung  der  Unkosten  und  Rohstoff'preise  doch  stärker,  was 
die  Aussichten  für  1915  ungünstig  beeinflußt.  Dazu  hat 
man  mit  Erschwerung  der  Ausfuhr  infolge  Erachten- 
Hausse  und  Tonnagcmangel  sowie  mit  Wrlusten  durch 
Kapereien,  wie  sie  bereits  vorgekommen  sind,  zu  rechnen. 
Schwierig  gestaltet  sich  auch  die  Deckung  des  Bedarfes 
an  Legierungsmetallen  und  sonstigen  nötigen  Hilfs¬ 
stoffen. 

1  n  der  M  a  s  c  h  i  n  e  n-  und  W  e  r  k  z  e  u  g  i  n  d  u- 
s  t  r  i  e  machte  sich  während  des  ersten  Halbjahrs  die 
allgemeine  Konjunktursabschwächung  allmählich  be¬ 
merkbar.  Der  Kriegsausbruch  verursachte  dann  auch  in 
dieser  Industrie  Betriehsbeschränkungen,  beziehungs¬ 
weise  -einstellungen,  infolge  entstehenden  Mangels  an 
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Rohstoffen,  Kohlen,  Koks,  Metallen,  die  erst  wieder  be¬ 
schafft  werden  konnten,  nachdem  die  Schiffahrt  all¬ 
mählich  im  Gang  war,  dann  aber  nur  zu  bedeutend  er¬ 
höhten  Preisen. 

Der  gesamte  E.xport  während  1914  ist  gegen  1913 
im  Werte  etwas  zurückgegangen ;  der  einheimische 
•Markt  lag  schwach.  Die  vergleichsweisen  Wrtziffern 
des  Importes  und  Exportes  an  Maschinen,  Werkzeugen, 
Geräten,  Instrumenten  etc.  stellen  sich  wie  folgt: 


Kiufuhr  A  üsful-r 

K  r  o  D  o  n 

1913  . 23,776.083  53,209.417 

1914  . 21,957.830  51,031.888 


1913  wies  die  Ausfuhr  gegen  das  Vorjahr  eine  Ver¬ 
mehrung  um  18  Prozent  auf,  1914  eine  Verminderung 
um  4  Prozent,  was  auch  hier  ersichtlich  durch  den  Krieg 
verursacht  ist,  da  während  der  ersten  sieben  Monate 
von  1914  ansehnliche  Erhöhungen  gegen  die  entspre¬ 
chende  \orjahrszeit  bereits  eingetreten  w'aren. 

Von  diesem  allgemeinen  Bild  weichen  einzelne  Spe¬ 
zialerzeugnisse  ab.  So  waren  beispielsweise  Fabriken, 
die  Bestellungen  der  Regierung  auf  Kriegsmaterial  er¬ 
halten  hatten,  sehr  gut  beschäftigt;  auch  hier  fand  eine 
Anpassung  der  ursprünglich  nicht  dafür  eingerichteten 
Betriebe  an  derartige  Nachfragen  statt.  Auch  die  Werk¬ 
zeugmaschinenfabriken  können  die  starke  ausländische 
Nachfrage  kaum  befriedigen.  Besonders  die  Herstellung 
elektrischer  Apparate  hat  sich  während  des  vergangenen 
Jahres  entwdckelt  und  zum  Export  derartiger  Erzeug¬ 
nisse,  die,  man  bisher  aus  Deutschland  bezog,  speziell 
nach  Rußland  geführt. 

Die  Aussichten  für  die  nächste  Zukunft  sind  in  dieser 
Branche  nicht  leicht  zu  beurteilen;  man  befürchtet  noch 
größere  Schwierigkeiten  für  den  schon  stark  verteuerten 
und  erschwerten  Bezug  von  Roh-  und  Hilfsstoff'en. 

Auch  für  die  schwedische  Holzindustrie  war 
1914'  in  der  Zeit  nach  Kriegsausbruch  reich  an  Er¬ 
eignissen,  w'ährend  über  die  ersten  sieben  Monate  wenig 
zu  berichten  ist.  Die  Verkäufe  für  1914  begannen  bei 
guter  Nachfrage  bereits  im  Oktober  1913;  dieselbe  ließ 
im  Dezember  nach,  worauf  die  Ablader  ihre  Preise  etwas 
ermäßigten  und  im  Februar  und  März  wieder  zufrieden¬ 
stellende  Abschlüsse  erzielten.  Bei  Beginn  der  Schiff¬ 
fahrt  waren  etwa  700.000  Standards  oder  60  Prozent 
der  dann  für  1914  berechneten  Produktionsquantität 
(gegen  73  Prozent  im  Vorjahre)  verkauft.  Der  Markt 
wurde  darnach  schwächer.  Am  31.  Juli  waren  (laut 
Statistik  des  Schwedischen  Holzex])ortvereins)  zirka 
842.000  Standards  oder  72  Prozent  der  dann  berech¬ 
neten  Produktionsquantität  für  T914  verkauft  (gegen 
ca.  929.OÜO  Standards  zur  gleichen  Zeit  des  Vorjahres). 
Pliervon  waren  hei  Kriegsausbruch  nur  ca.  462.000  Stan¬ 
dards  (—  42  Prozent  der  Exportmenge  von  1913)  ver¬ 
schifft.  Sofort  nach  Kriegsausbruch  stockten  Verkäufe 
wie  Wrschiffungen  fast  gänzlich,  was  sehr  bald  Ein¬ 
schränkungen  im  Betrieb  der  Sägewerke  zur  Folge  hatte; 
Mitte  August  waren  von  78  Werken  nur  28  voll,  39  un¬ 
gefähr  zur  Hälfte  im  Betrieb  und  i  r  hatten  den  Betrieb 
ganz  eingestellt.  Ende  August  kamen  die  Verschiffungen 
(nach  Einführung  der  staatlichen  Kriegsversicherung) 
allmählich  wieder  etwas  in  Gang,  und  es  entwickelte  sich 
bei  steigenden  Preisen  ein  lebhaftes  Geschäft,  haupt¬ 
sächlich  nach  England,  so  daß  die  Sägewerke  den  Be¬ 
trieb  bald  wieder  in  normalem  L’^mfange  aufnehmen 
konnten.  Dadurch,  daß  Deutschland  am  23.  November 
1914  alle  Arten  Hölzer  als  bedingte  Kriegskonterbande 
erklärte,  erlitt  die  schwedische  Holzindustrie  einen 
schweren  Schlag,  denn  alle  Verkäufe  und  Verschiffungen 
über  die  Ostsee  hörten  auf;  es  blieben  dadurch  zunächst 
ca.  100.000  Standards,  die  zur  Ausfuhr  vor  jahresschluß 
in  Norrland  noch  bereit  waren,  liegen.  Man  versuchte 
zwar  über  die  norwegischen  Häfen  Drontheim  und 
Narvik  zu  exportieren,  doch  konnte  diese  Ausfuhr  in- 
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folge  Transportschwierigkeiten  keinen  großen  Umfang 
annehmen ;  nach  neutralen  Ländern  und  von  Häfen  der 
Westküste  verschiffte  man  allerdings  so  viel  wie  möglich 
weiter. 

Der  gesamte  Holzexport  Schwedens  während  1914  ist 
infolgedessen  gegen  das  Vorjahr  um  ca.  225.000  Stan¬ 
dards  zurückgegangen  und  betrug  nur  874.044  Standards 
gegen  1,098.532  Standards  im  Jahre  1913. 

Bei  den  Preisnotierungen  für  die  verschiedenen  Ab¬ 
satzmärkte  verursachten  die  außerordentlichen  Schwan¬ 
kungen  der  Wechselkurse  große  Schwierigkeiten.  Auch 
die  revolutionierenden  Wirkungen  des  Krieges  auf  die 
Schiffahrt,  mit  der  Hausse  auf  dem  Frachtenmarkt, 
machten  sich  recht  erschwerend  fühlbar.  Der  für  Sunds- 
vall-London  Anfang  des  Jahres  22 j6  sh.  pro  Standard 
betragende  Frachtsatz  war  Ende  September  auf  35  sh. 
angelangt  und  ging  dann  rasch  weiter  in  die  Höhe. 
Der  gewöhnlich  21  sh.  betragende  Satz  Gothenburg — 
London  war  im  Februar  1915  bis  auf  iio  sh.  gestiegen, 
ging  dann  aber  bald  wieder  zurück. 

Am  23.  März  1915  verlautete,  daß  Deutschland  die 
schwedische  Holzausfuhr  von  der  Ostsee  wieder  frei¬ 
geben  würde,  was  in  der  Form  bekanntgegeben  wurde, 
daß  die  staatliche  Kriegsversicherungskommission  wieder 
die  Versicherung  dieser  Verschiffungen,  unbeschadet 
ihres  Bestimmungsortes  (ausgenommen  sind  nur  wie 
vorher  ,, Brennholz“  und  ,, Grubenhölzer“)  übernahm. 

Abschlüsse  für  Lieferung  1915  wurden  erst  im  De¬ 
zember  1914  in  sehr  begrenztem  Lhirfange  getätigt,  so 
daß  bei  Jahreswechsel  nur  ca.  50.000  Standards  verkauft 
waren.  In  den  ersten  beiden  Monaten  des  neuen  Jahres 
besserte  sich  die  Konjunktur,  und  bis  Ende  März  1915 
dürften  ca.  200.000  Standards  verkauft  sein.  Was  die 
Aussichten  für  die  Marktlage  während  1915  angeht,  so 
sieht  man  bei  Fortgang  des  Krieges,  ungehinderte  Ver¬ 
schiffungsmöglichkeiten  vorausgesetzt,  die  Stellung  der 
schwedischen  Ablader  als  recht  stark  an,  rechnet  aber 
nach  Aufhören  des  Krieges  auch  mit  großem  Bedarf  an 
Hölzern. 

Auf  dem  einheimischen  Holzmarkt  hat  die  Verringe¬ 
rung  der  Bautätigkeit  Rückgang  im  Absatz  zur  Folge 
gehabt. 

Der  Markt  in  Holzmasse  und  Zellulose  ist 
von  der  Konjunktur  in  der  Papierindustrie  abhängig, 
die  bereits  1913  im  Zeichen  der  Depression  stand.  Was 
mechanische  H  o  1  z  m  a  s  s  e  (Holzschliff)  betrifft, 
beschränkten  sich  angesichts  fester  Preislage  die  Käufer 
im  ersten  Halbjahr  auf  Mindestquantitäten,  worauf  die 
Preise  etwas  nachgaben,  um  nach  Kriegsausbruch,  in¬ 
folge  plötzlicher  starker  Nachfrage  nach  Zeitungspapier, 
erheblich  zu  steigen,  nach  kurzer  Zeit  aber  wieder  zu 
sinken,  so  daß  sie  am  Ende  des  Jahres  auf  ungefähr 
gleichem  Niveau  wie  vor  Kriegsausbruch  standen.  Der 
Export  nach  Belgien  und  Frankreich  war  nach  Kriegs¬ 
ausbruch  völlig  unterbunden.  Anderseits  hat  Wasser¬ 
mangel  eine  fühlbare  Produktionseinschränkung  verur¬ 
sacht,  die  für  Holzschliff  auf  ca.  125.000  bis  150.000  t 
Naßgewicht  veranschlagt  wird,  so  daß  sich  trotz  der 
Absatzverminderung  bei  den  Werken  keine  Lager 
sammeln  konnten.  Die  Jahresproduktion  für  1915  ist 
bereits  zu  zwei  Dritteln  verkauft.  AVas  chemische 
Holzmasse  (Zellulose)  anlangt,  waren  ungefähr 
80  Prozent  der  für  1914  berechneten  Produktion  bereits 
Anfang  des  Jahres  verkauft.  Trotz  späterer  großer  Zu¬ 
rückhaltung  der  Käufer  blieben  die  Preise  zunächst  fest. 
Im  Oktober  verursachte  die  Depression  in  der  Papier¬ 
industrie  einen  Preisfall,  obwohl  Schweden  und  Nor¬ 
wegen,  da  deutsches,  österreichisches,  finnisches  und 
russisches  Angebot  ausblieb,  allein  den  Exportmarkt  be¬ 
herrschten.  Man  erwartet  ein  Anziehen  der  Preise,  so¬ 
bald  Frankreich  als  Abnehmer  wieder  in  den  Markt 
kommt. 


Die  Ausfuhrziffern  der  Hauptexportqualitäten  waren 
1914  wie  folgt: 

1914  1913 

Tonnen 

Chemische  Sulfitholzmasse  (Zellulose),  un¬ 
gebleicht,  trocken . 509.838  508.134 

Mechanische  Flolzmasse  (Holzschliff),  naß  .  201. 134  264.049 

Die  Gesamtausfuhr  betrug 

1914  19 IS 

r  o  n  n  e  n 

Chemische  Holzmasse  (Zellulose),  naß  und 

trocken . 690.556  678.111 

Mechanische  Holzmasse  (Holzschliff),  naß 

und  trocken . 238.742  323-247 

Das  Geschäft  in  Zellulose  war  demnach  1914  gün¬ 
stiger  als  das  in  Holzschliff. 

Auch  auf  die  schwedische  Papierindustrie  ist 
der  Krieg  von  größtem  Einfluß  gewesen.  Betriebs¬ 
einschränkungen,  beziehungsweise  gänzliche  Betriebs¬ 
einstellungen,  traten  bei  einer  großen  Anzahl  Papier¬ 
fabriken  nach  Kriegsausbruch  ein,  da  man  mit  Mangel 
an  nötigen  Hilfsstoffen  der  Fabrikation  und  der  Kohlen, 
deren  Verbrauch  noch  durch  Wassermangel  gesteigert 
wurde,  und  deren  Bezug  sehr  verteuert  worden  war,  zu 
kämpfen  hatte ;  außerdem  häufte  sich  infolge  Stockung 
des  Exports  die  fertige  Ware  in  den  Ausfuhrhäfen,  und 
über  die  Aufrechterhaltung  der  vorhandenen  Bestellungen 
herrschte  Ungewißheit.  Als  dann  der  Handel  wieder  in 
Gang  kam,  standen  die  allerdings  erfolgten  Preis¬ 
erhöhungen  nicht  im  A^erhältnis  zu  den  eingetretenen 
enormen  Frachtsteigerungen  und  waren  übrigens  auch 
nicht  von  Bestand,  trotz  des  Ausbleibens  deutscher, 
österreichischer,  belgischer  Konkurrenz  u.  s.  w. 

Die  schwedische  Papierausfuhr  geht  in  der  Haupt¬ 
sache  nach  England,  wenn  man  auch  von  diesem  Markt 
infolge  der  durch  die  direkten  schwedischen  Übersee¬ 
linien  erweiterten  Absatzgebiete  nicht  mehr  so  abhängig 
ist  wie  früher.  Man  hatte  während  1914  auf  dem  engli¬ 
schen  Markt  mit  scharfer  norwegischer  Konkurrenz  zu 
kämpfen,  die  mit  vorteilhafteren  Frachtsätzen  arbeiten 
konnte. 

Der  schwedische  Export  an  Papier  ist  gegen  1913  um 
ca.  27.000  t  zurückgegangen,  was  als  Folge  des  Krieges 
bezeichnet  wird,  und  betrug  an; 

1914  191S 

Tonnen 

Pappe . 26.747  25.917 

Zeitungspapier .  55-309  61.649 

anderes  Papier . 103.781  125.108 

Während  1914  wurde  keine  neue  Fabrik  gegründet, 
dagegen  eine  bestehende  stillgelegt. 


BESTREBUNGEN  ZUR  HEBUNG  DER 
INDUSTRIE  IN  CHINA. 

Wn  kaufmännischer  Seite  geht  uns  folgender  Bericht 
aus  Shanghai  zu ; 

Eine  der  zweckdienlichsten  Maßnahmen  der  chinesi¬ 
schen  Regierung  in  letzter  Zeit  ist  die  Schaffung  einer 
Handel  s-  und  I  n  d  u  s  t  r  i  e  k  o  m  m  i  s  s  i  o  n,  die 
ihr  Entstehen  den  Bemühungen  des  Ministers  für  Handel, 
Industrie  und  Ackerbau,  Herrn  Chow  Tze-chi,  verdankt, 
der  sofort  nach  Antritt  seines  Amtes  wahrnahm,  daß 
ein  fühlbarer  Mangel  an  einer  richtigen  Organisation, 
Sammlung  und  Verbreitung  von  Mitteilungen  über 
Chinas  Hilfsquellen  und  Handel  besteht.  Die  Kommis¬ 
sion  setzt  sich  aus  drei  Abteilungen  zusammen;  eine 
Abteilung  für  Handels-  und  Industrieausstellungen,  eine 
zweite  Abteilung  hat  zum  Gegenstände  die  Förderung 
einer  Auskunftei  über  kommerzielle  und  industrielle  Ver¬ 
hältnisse,  während  die  dritte  Abteilung  sich  mit  allerlei 
ATrsuchen,  die  mit  der  Förderung  von  Handel  und  In¬ 
dustrie  im  Zusammenhänge  stehen,  befassen  soll. 

Gegenwärtig  soll  sich  die  Kommission  hauptsächlich 
mit  dem  Studium  der  handelspolitischen  und  industriellen 
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Verhältnisse  beschäftigen;  für  diesen  Zweck  wurden 
sieben  b'nterabteilungen  gegründet,  und  zu’ar: 

1.  Einheimische  Handels-  und  Industriegesellschaften, 

2.  Ausländische  Handels-  und  Industriegesellschaften, 

3.  Organisation, 

4.  Ausfuhr  und  Einfuhr, 

5.  Bank-  und  Rechnungswesen, 

6.  Bergbau,  Transport,  \*erkehr  und  Zoll, 

7.  Allgemeines. 

Ein  erheblicher  I-'ortschritt  in  den  Arbeiten  ist  in  der 
Sammlung  von  Einzelheiten  über  die  wirtschaftlichen 
\  erhältnisse  in  der  Provinz  Chihli  zu  verzeichnen. 

Die  Schaffung  dieser  Kommission  ist  zweifelsohne 
von  hoher  Bedeutung,  nicht  nur  für  die  chinesischen 
Industriekreise  selbst,  sondern  auch  für  den  ausländi¬ 
schen  Kaufmann  in  China.  Es  ist  sicherlich  anzunehmen, 
daß  auch  der  letztere  von  den  Arbeiten,  wirtschaftlichen 
Aufschlüssen,  Absatzfähigkeiten  seitens  dieser  Kommis¬ 
sion  ebenfalls  unterrichtet  werden  wird.  Die  chinesische 
Industrie,  die  fast  im  ganzen  ungeheuren  Reiche  noch 
in  den  Kinderschuhen  steckt,  macht  jetzt  ernsthafte  An¬ 
strengungen,  im  eigenen  Lande  das  zu  schaffen,  was 
bisher  in  großen  Mengen  vom  Auslande  eingeführt 
werden  mußte,  insbesondere  aber  von  Japan.  Die  Forde¬ 
rungen  des  letzteren  Staates  im  vergangenen  Frühjahr 
haben  bei  den  Chinesen  böses  Blut  gemacht  und  eine  in 
jeder  Hinsicht  vollständig  organisierte  Boykott¬ 
bewegung  gegen  japanische  Waren  setzte 
im  ganzen  Lande  ein.  Die  einflußreichen  Sundries-  und 
Piccegoodsgilden  verfolgen  diese  Bewegung  sehr  genau 
und  bei  dem  maßgebenden  Einflüsse,  den  sie  ausüben, 
ist  es  den  Urhebern  dieser  Boykottbewegung  nicht  schwer 
geworden,  sie  mit  Erfolg  in  Szene  zu  setzen.  Die  Ein¬ 
fuhr  von  japanischen  Wharen  hat  auch  in  den  letzten 
Monaten  stark  nachgelassen;  für  den  europäischen  Kauf¬ 
mann  war  der  Boykott  gegen  die  japanischen  Waren 
nui  vom  \''orteil,  da  ihm  dadurch  manche  Ware  zu  seinen 
teureren  Preisen  abgenommen  wurde,  die  sonst  Japan  zu 
erheblich  billigeren  Preisen  liefern  konnte. 

Es  ist  kein  Zweifel,  daß  diese  Kommission,  wie  auch 
die  Anstrengungen  der  chinesischen  Industrie,  sich  vom 
fremden  Handel  ein  wenig  unabhängiger  zu  machen, 
sehr  ernsten  Charakters  sind  und  eine  nennenswerte  Ar¬ 
beit  geleistet  werrlen  wird.  Tn  verschiedenen  Artikeln 
steht  ja  die  chinesische  Industrie  heute  schon  in  China 
an  hervorragender  Stelle;  Artikel,  die  noch  vor  einigen 
Jahren  in  großem  Maßstabe  vom  Auslande  bezogen 
wurden,  erzeugen  heute  chinesische  Fabriken,  die  infolge 
ihrer  ungewöhidich  billigen  Arbeitskräfte  und  Ersparung 
der  teuren  Seefracht  sehr  gut  konkurrieren  können.  In 
der  Provinz  Chekiang  haben  in  letzter  Zeit  einige 
kleinere  Fabriken  den  Betrieb  begonnen,  die  die  Er¬ 
zeugung  von  Metallwaren  aufgenommen  haben  und  zum 
Teil  sogar  Präzisionsarbeiten  schwierigerer  Art,  wie 
•Schrauben,  Düsen  etc.  übernehmen. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Aufnahme  der  Getreidevorräte.  Das  Ministerium 
des  Innern  hat  auf  Grund  des  §  8  der  kaiserlichen  Wr- 
ordnung  vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  be¬ 

ziehungsweise  auf  Grund  des  §  i  der  kaiserlichen  Ver- 
(  rdnung  vom  7.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  228,  eine 
„Aufnahme  der  Vorräte  an  Getreide,  Mahlprodukten  und 
Hülsenfrüchten“  mit  dem  Stichtage  vom  15.  Oktober  1915 
angeordnet. 

Diese  Wrratsaufnahme  umfaßt  nicht  alle  Haushalte, 
sie  erstreckt  sich  vielmehr  bloß  auf: 
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I.  die  landwirtschaftlichen  Betriebe,  in  denen  eine  der 
anzumeldenden  Arten  von  Getreide  oder  Hülsenfrüchten 
geerntet  wurde, 

H.  alle  gewerblichen  und  Handelsbetriebe,  in  denen 
Getreide,  Mahlprodukte  oder  Hülsenfrüchte  verwendet, 
umgesetzt  oder  eingelagert  werden,  sonach 

a)  von  gewerblichen  Betrieben  insbesondere:  Mahl- 
und  Schälmühlen,  Bäckereien,  Zuckerbäckereien,  Teig¬ 
warenfabriken,  Nährmittelfabriken,  Rollgerstefabriken, 
Malzkaffeefabriken,  Weizenstärkefabriken,  Mälzereien, 
Meiereien,  Molkereien  mit  eigenem  Viehstande,  Mäste¬ 
reien  und  Züchtereien,  Schlachtviehhöfe  und  Viehmarkt¬ 
hallen,  Brauereien,  Branntweinbrennereien  und  Hefe¬ 
fabriken  ; 

b)  von  Handelsbetrieben  insbesondere:  Handel  mit 
Mahlprodukten  und  Hülsenfrüchten  und  mit  Lebens¬ 
mitteln  im  allgemeinen,  Konsumvereine,  Lagerhäuser 
und  \üehhändler. 

IH.  Alle  Gemeinden,  öffentlichen  Körperschaften  oder 
sonstigen  Approvisionierungsstellen,  die  infolge  der  neuen 
Verbrauchsorganisation  Lagerbestände  an  Getreide, 
Mahlprodukten  oder  Hülsenfriiehten  halten. 

Die  Vorratsaufnahme  bezieht  sich  auf  alle  Vorräte 
an  Getreide,  Mahlprodukten  und  Hülsenfrüchten  ohne 
Unterschied  der  Herkunft,  sonach  auch  auf  ungarische 
und  ausländische  Provenienzen. 

Zur  Anmeldung  verpflichtet  ist  derjenige,  der  die 
Vorräte  —  für  sich  oder  für  andere  —  in  Verwahrung 
hat.  Es  sind  also  auch  die  Vorräte,  die  anderen,  ins¬ 
besondere  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  gehören, 
vom  Verwahrer  (Lagerhaus,  Mühle  u.  s.  w.)  und  nicht 
vom  Eigentümer  anzumelden. 

Die  Angabe  der  Vorräte  hat  in  der  Gemeinde  zu  er¬ 
folgen,  in  der  sie  sich  am  15.  Oktober  d.  J.  befinden. 

Die  vorhandenen  Vorräte  sind  vollständig  anzugeben. 
Es  ist  nicht  gestattet,  irgend  welche  Abzüge  für  den  Be¬ 
darf  des  Haushaltes,  des  gewerblichen  oder  landwirt¬ 
schaftlichen  Betriebes,  für  Saatgut,  für  Hintergetreide 
oder  für  irgend  einen  anderen  Zweck  zu  machen.  Es 
unterliegen  daher  auch  dieWrräte  der  Konservenfabriken 
an  unverarbeiteten  Hülsenfrüchten  der  Anmeldepflicht. 
Dagegen  sind  konservierte  Hülsenfrüchte  überhaupt 
nicht  anzumelden. 

Die  am  15.  Oktober  auf  dem  Transporte  befindlichen 
Vorräte  hat  der  Empfänger  binnen  drei  Tagen  nach 
Empfang  anzumelden. 

Sämtliche  Vorräte  sind  nach  dem  Gewicht  in  Kilo¬ 
gramm  anzugeben.  Jede  andere  Gewichts-  oder  Mengen¬ 
angabe  ist  unzulässig. 

Die  Vorratserhebung  erfolgt  durch  Anmeldeblätter. 
Das  Anmeldeblatt  muß  vom  Anmeldungspflichtigen 
unterfertigt  werden.  Anmeldeblätter  ohne  Unterfertigung 
gelten  als  nicht  abgegeben. 

Es  bleibt  der  örtlichen  Organisation  der  Durchführung 
überlassen,  ob  und  in  welchem  Umfange  die  Anmelde¬ 
blätter  von  dem  Anmeldungspflichtigen  selbst  oder  von 
den  Beauftragten  der  Behörde  auszufüllen  sind.  In  dieser 
Beziehung  wird  auf  die  von  den  politischen  Bezirks¬ 
behörden  zu  erlassenden  Kundmachungen  hingewiesen. 

Strafbestimmungen.  i.  Wer  vorsätzlich  in  seinem 
Besitz  oder  in  seiner  Wrwahrung  befindliche  Vorräte 
an  Getreide  oder  an  Mahlprodukten  der  Behörde  ver¬ 
heimlicht,  wird  vom  Gerichte  wegen  t'bertretung  mit 
Arrest  von  einer  Woche  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 
Neben  der  hreiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis  zu  2000  K 
verhängt  werden. 

2.  Wer  die  bei  der  \'"orratsaufnahme  von  ihm  ge¬ 
forderten  Angaben  nicht  innerhalb  der  gesetzten  Frist 
liefert,  die  an  ihn  gerichteten  Fragen  zu  beantworten 
sich  weigert  oder  unrichtig  beantwortet,  wer  den  Be¬ 
auftragten  der  Behörde  den  Eintritt  in  seine  Betriebs-, 
\'orrats-  oder  sonstigen  Räume,  die  Einsicht  in  seine 
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Wirtschafts-  oder  geschäftlichen  Aufzeichnungen  oder 
die  Erteilung  von  Auskünften  verweigert  oder  unrichtige 
Auskünfte  erteilt,  wird  vom  Clerichte  wegen  Übertretung 
mit  Arrest  von  drei  Tagen  bis  zu  drei  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  von  20  K  bis  zu  2000  K  bestraft. 

Neben  der  Freiheitsstrafe  kann  Geldstrafe  bis  zu 
2000  K  verhängt  werden. 

Bei  einer  Verurteilung  nach  Punkt  i  der  vorstehenden 
Strafbestimmungen  kann  auch  auf  den  Wrlust  einer  Ge¬ 
werbeberechtigung  erkannt  werden. 

Anmeldepflichtige  Vorräte,  deren  Anmeldung  unter¬ 
lassen  wird,  werden  von  der  Behörde  zu  gunsten  des 
Staates  als  verfallen  erklärt  werden. 

Höchstpreise  für  Kartoffeln.  Eine  Verordnung  des 
Statthalters  im  Erzherzogtum  Österreich  unter  der  Enns 
vom  30.  September  1915,  Z.  W — 2057,  mit  welchcr 
Durchführungsbestimmungen  zu  der  Ministerialverord- 
nung  vom  22.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  276,  be¬ 
treffend  die  Festsetzung  der  Höchstpreise  für  Kar¬ 

toffeln,  erlassen  werden,  verfügt: 

§  I.  Behufs  Erleichterung  des  Bezuges  von  Kar¬ 

toffeln  aus  Produktionsgebieten  werden  für  die  Gebiete 
der  k.  k.  Reichshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  und  der 
Städte  mit  eigenem  Statute  Wiener-Neustadt  und  Waid¬ 
hofen  an  der  Ybbs  folgende  Zuschläge  zu  den  Groß¬ 
handelspreisen  (§§  I  und  2  der  Ministerialverordnung 
vom  22.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  276)  festgesetzt: 

Zuschläge  in  Kronen 
für  1  q 

Wien . 3‘ — 

Wiener-Neustadt . -'SO 

Waidhofen  an  der  Ybbs  ....  i‘50 

Für  die  Gebiete  anderer  als  der  oben  angeführten  Ge¬ 
meinden  können  unter  g'anz  besonderen  Umständen  von 
den  zuständigen  politischen  Bezirksbehörden  mit  Ge¬ 
nehmigung  der  Statthalterei  entsprechende  Zuschläge 
zu  den  Großhandelspreisen  festgesetzt  werden. 

§  2.  Die  Preise  im  Detailhandel,  das  ist  beim  Ver¬ 
kaufe  von  Mengen  bis  zu  10  q  an  den  Verbraucher, 
dürfen  die  Großhandelspreise  (§§  2,  3  und  4  der  ange¬ 
führten  Ministerialverordnung)  bei  Abgabe  von  wenig¬ 
stens  I  q  um  höchstens  i  h,  bei  Abgabe  unter  i  q  um 
höchstens  3  h  pro  kg  übersteigen. 

Bruchteile  unter  i  h  haben  für  einen  ganzen  Heller 
zu  gelten. 

§  3.  Übertretungen  der  Bestimmungen  dieser  Verord¬ 
nung  werden  an  den  Verkäufern  von  den  politischen  Be¬ 
zirksbehörden  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder  mit 
Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  geahndet. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Oktober  1915  in 
Wirksamkeit. 

Höchstpreise  für  Kartoffelstärke.  Eine  Verord¬ 
nung  des  Handelsministers,  des  Ackerbauministers  und 
des  Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  dem 
Finanzminister  vom  i.  Oktober  1915,  betreffend  ^die 
h’estsetzung  von  Höchstpreisen  für  (trockene)  Kar¬ 
toffelstärke  und  Kartoffelstärkemehl,  verfügt: 

§  I.  Der  Preis  für  100  kg  Nettogewicht  hochprima 
trockene  Kartoffelstärke  und  hochprima  Kartoffelstärke¬ 
mehl  darf  beim  Verkaufe  durch  den  Stärkeei  zeuger 
74  K  ohne  Rücksicht  auf  die  Lieferfrist  nicht  über¬ 
steigen. 

§  2.  Der  im  §  i  festgesetzte  Höchstpreis  versteht  sich 
für  ganze  Waggoiiladungen  ab  Bahnstation  (odei 
Schiffsstation)  der  Erzeugungsstätte  ohne  Sack  gegen 
Barzahlung  ohne  Skonto. 

Wird  der  Sack  über  Verlangen  des  Käufers  vom  Ver¬ 
käufer  beigestellt,  darf  dieser  hierfür  nicht  mehr  als 
3  K  pro  100  kg  Stärke  oder  Stärkemehl  in  Anrechnung 
bringen. 


Für  V'ersendung  in  geringeren  Mengen  als  in  ganzen 
Waggonladungen  kann  zu  dem  festgesetzten  Höchst¬ 
preise  ein  Zuschlag  von  2  K  pro  100 /^g  berechnet 
werden. 

Der  Höchstpreis  schließt  die  Kosten  der  Verladung 
und  des  Transportes  bis  zur  Wrladestation  in  sich. 

§  3.  Beim  Weiterverkäufe  im  Großhandel  darf  nebst 
den  Eracht-  und  Zufuhrspesen  ein  einmaliger  Zuschhig 
von  H/,  Prozent  dem  Höchstpreise  hinzugerechnet 
werden. 

Die  politischen  Landesbehörden  sind  ermächtigt,  fiir 
Kartoffelstärke  und  Kartoffelstärkemehl  Höchstpreise 
für  den  Detailhandel  festzusetzen. 

§  4.  Der  Besitzer  von  Kartoffelstärkemehl  kann  von 
der  politischen  Landesbehörde  aufgefordert  werden,  die 
in  seinem  Besitze  befindliche  Ware  zum  festgesetzten 
Höchstpreise  zu  liefern.  Weigert  er  sich,  dieser  Auf¬ 
forderung  zu  entsprechen,  so  kann  die  politische  Landes¬ 
behörde  die  Vorräte  auf  Rechnung  und  Kosten  des  Be¬ 
sitzers  verkaufen;  den  Verkaufspreis  hat  die  politische 
Landesbehörde  unter  Berücksichtigung  des  Höchst¬ 
preises  sowie  der  Güte  und  Verwendbarkeit  der  Ware 
nach  Anhörung  von  Sachverständigen  endgültig  zu  he- 
stimmen. 

§  5.  Diese  Verordnung  bezieht  sich  nicht  auf  den 
Bezug  von  Kartoffelstärke  oder  Kartoffelstärkemehl  aus 
dem  Zollauslande. 

§  6.  Übertretungen  der  Bestimmungen  dieser  Wr- 
ordnung  und  der  auf  Grund  derselben  erlassenen  Vor¬ 
schriften  werden  an  den  Verkäufern  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K 
oder  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  geahndet. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Oktober  1915  di 
Wirksamkeit. 

Gleichzeitig  tritt  die  Verordnung  des  Handels¬ 
ministers,  Ackerbauministers  und  Ministers  des  Innern 
vom  30.  Januar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  25,  betreffend  die 
Festsetzung  des  Höchstpreises  für  Kartoffelstärkemehl, 
außer  Kraft. 

Einschränkung  der  Verwendung  bestimmter 
Rohstoffe  zur  Branntweinerzeugung.  Eine  Ver¬ 
ordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Innern,  des 
Handels  und  des  Ackerbaues  vom  29.  September  1915 
wegen  Einschränkung  der  Verwendung  bestimmter  Roh¬ 
stoffe  zur  Branntweinerzeugung  in  der  Betriebsperiode 
1915/16,  bestimmt: 

§  I.  In  gewerblichen  Brennereien  dürfen  in  der  Be¬ 
triebsperiode  1915/^0  Kartoffeln  zur  Branntwein¬ 
erzeugung  nicht  verwendet  werden. 

Zuckerrübe  darf  in  der  Betriebsperiode  WU/iG  nur 
in  jenen  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Bren¬ 
nereien,  welche  auch  in  der  Betriebsperiode  WU/U 
Zuckerrübe  verarbeitet  haben,  und  nur  in  der  vom 
Finanzministerium  für  jede  dieser  Brennereien  zu  be¬ 
stimmenden  Höchstmenge  zur  Branntweinerzeugung 
verwendet  werden. 

§  2.  Die  verbotswidrige  Verwendung  von  Erzeugungs¬ 
stoffen  bei  der  Branntweinerzeugung  (§  i)  wird  mit 
100  K  für  jeden  q  der  verbotswidrig  verwendeten  Stoffe, 
jedoch  höchstens  mit  $000  K,  bestraft.  Diese  Strafe 
trifft  den  Betriebsleiter  der  Brennerei  unter  unmittel¬ 
barer  Haftung  des  Unternehmers,  insofern  der  Letzt¬ 
genannte  selbst  den  Betrieb  leitet. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Beschlagnahme  von  Kupfervitriol.  Eine  Verord¬ 
nung  des  Ackerbauministers  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsminister  und  dem  Minister  des  Innern  vom 
28.  September  1915,  betreffend  die  Beschlagnahme  von 
Kupfervitriol,  verfügt: 
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§  I.  Alle  vorhandenen  Mengen  an  Kupfervitriol  sind 
mit  dem  Tage  der  Kundmachung  dieser  \'erordnung  zu 
gunsten  des  Staates  beschlagnahmt. 

Hiervon  ausgenommen  sind  nur  \'orräte  eines  Be¬ 
sitzers,  welche  zusammen  loo  kg  nicht  übersteigen,  ferner 
jene  \'orräte,  die  zur  Erfüllung  von  Aufträgen  der 
Militärverwaltung  oder  zur  Erfüllung  von  Aufträgen 
staatlicher  Betriebe,  insbesondere  der  Staatsbahnen  und 
der  Post-  und  Telegraphenanstalt  unbedingt  benötigt 
werden. 

Hinsichtlich  der  im  Zeitpunkte  der  Kundmachung 
dieser  Verordnung  noch  nicht  erzeugten  Mengen  Kupfer¬ 
vitriol  tritt  die  Beschlagnahme  mit  dem  Zeitpunkte  der 
Eertigstellung  ein. 

§  2.  Die  nach  §  i  erfolgende  Beschlagnahme  des 
Kupfervitriols  hat  die  Wirkung,  daß  die  beschlagnahmten 
Mengen  weder  verarbeitet  noch  verbraucht,  noch  frei¬ 
willig  oder  zwangsweise  veräußert  oder  verpfändet 
werden  dürfen,  insoferne  sie  nicht  vom  Ackerbauniini- 
sterium  in  Einvernehmen  mit  dem  Elandelsministerium 
freigegeben  oder  von  diesen  Ministerien  andere  Ver¬ 
fügungen  getroffen  werden. 

§  3.  Rechtsgeschäfte,  welche  gegen  die  Bestimmungen 
des  §  2  dieser  ^Vrordnung  geschlossen  werden,  sind 
nichtig.  Bestehende  Schlüsse  stehen  der  Beschlagnahme 
nicht  entgegen  und  sind  ohne  rechtliche  Wirkung. 

§  4.  Wer  Kupfervitriol  in  Mengen  über  100  kg  vor¬ 
rätig  oder  in  Verwahrung  hält,  hat  die  am  Tage  der 
Kundmachung  dieser  Verordnung  vorhandenen  Mengen 
unter  Nennung  des  Eigentümers  binnen  acht  Tagen 
nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Wrordnung  unmittelbar 
dem  Ackerbauministerium  anzuzeigen. 

Bezüglich  der  auf  dem  Transport  befindlichen  Mengen 
trifft  die  Anzeigepflicht  den  Empfänger. 

Die  Erzeuger  von  Kupfervitriol  haben  bis  zum  15. 
eines  jeden  Monats  die  im  Vormonate  erzeugten  Mengen 
dem  Ackerbauministerium  anzuzeigen. 

§  fi.  Die  Eigentümer  der  beschlagnahmten  Mengen  sind 
verpflichtet,  diese  über  einen  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsminister  ergangenen  Auftrag  des  Ackerbau¬ 
ministers  an  die  von  diesem  bezeichneten  Stellen  um  den 
gemäß  §  8  festzusetzenden  Preis  zu  liefern. 

§  6.  Kommt  der  Verpflichtete  dem  gemäß  §  5  er¬ 
gangenen  Aufträge  nicht  nach,  so  wird  die  Ablieferung 
nach  Weisung-  des  Ackerbauministeriums  auf  Kosten  und 
Gefahr  des  Verpflichteten  durch  die  politische  Behörde 
erster  Instanz  durchgeführt. 

Gegen  die  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmungen 
getroffenen  Entscheidungen  und  Verfügungen  der  politi 
sehen  Behörde  erster  Instanz  ist  eine  Berufung  nicht  zu¬ 
lässig. 

§  7.  Die  beschlagnahmten  Mengen  sind  vom  Besitzer 
bis  zur  Abnahme  durch  das  Ackerbauministerium  oder 
eine  von  diesem  bezeichnete  Stelle  kostenlos  aufzu¬ 
bewahren  und  zu  erhalten. 

§  8.  Die  Ablieferung  der  beschlagnahmten  Mengen  an 
die  im  Sinne  des  §  5  bezeichneten  Stellen  hat,  wenn  eine 
Vereinbarung  nicht  zu  stände  kommt,  zu  dem  vom 
Ackerbauministerium  im  Einvernehmen  mit  dem 
Handelsministerium  nach  fachmännischem  Ermessen 
endgültig  festgesetzten  Preise  zu  erfolgen. 

§  9.  Die  Wirkung  der  Beschlagnahme  endigt: 

1.  mit  der  Aufhebung  der  Beschlagnahme  durch  den 
Ackerbauminister, 

2.  mit  der  Ablieferung  an  die  gemäß  §  5  bezeichneten 
Stellen. 

§  IO.  Die  Produzenten  und  Besitzer  von  Kupfervitriol 
sind  verpflichtet,  dem  Ackerbauministerium  alle  zur 
Sicherstellung  des  Erfolges  der  Beschlagnahme  er¬ 
forderlichen  Auskünfte  ungesäumt  wahrheitsgetreu  zu 
erteilen. 


Sie  sind  ferner  verpflichtet,  behördlichen  Organen  be¬ 
hufs  Eeststellung  der  vorhandenen  \'orräte  die  Besichti¬ 
gung  der  Betriebsräume  und  Magazine  sowie  die  Ein¬ 
sichtnahme  in  die  Geschäftsbücher  zu  gestatten. 

§  II.  AVer  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  Über¬ 
tritt  oder  die  auf  Grund  derselben  erlassenen  Ver¬ 
fügungen  außer  acht  läßt,  wer  die  verlangte  Auskunft 
innerhalb  der  gestellten  Frist  nicht  erteilt  oder  unrichtig 
erteilt,  wird  von  den  politischen  Behörden  erster  Instanz 
mit  Geld  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs 
Monaten  bestraft,  sofern  die  Handlung  oder  Unterlassung 
nicht  nach  den  bestehenden  Gesetzen  einer  strengeren 
Strafe  unterliegt. 

§  12.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Verkehr  in  Rinds-  und  Roßhäuten.  Eine  Verord 
mmg  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem 
Minister  des  Innern  vom  28.  September  1915,  betreffend 
den  \^erkehr  in  Rinds-  und  Roßhäuten,  bestimmt: 

§  I.  Wer  entgegen  den  mit  der  Ministerialverordnung 
vom  12.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  198,  festgesetzten  Ver¬ 
kehrsbeschränkungen  Rinds-  oder  Roßhäute  kauft  oder 
für  sich  kaufen  läßt  oder  bei  einem  solchen  Kaufe  mit¬ 
wirkt,  macht  sich  ebenfalls  einer  Zuwiderhandlung 
gegen  die  Vorschriften  der  angeführten  Verordnung 
schuldig  und  ist  von  der  politischen  Behörde  erster  In 
stanz  in  Geld  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  zu  bestrafen. 

§  2.  Das  Handelsministerium  kann  die  zwangsweise 
Abnahme  solcher  unbefugt  angekaufter  Vorräte  an¬ 
ordnen.  Hierbei  sind  die  Vorschriften  des  §  4  der 
Ministerialverordnung  vom  19.  August  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  243,  anzuwenden. 

§  3.  Diese  Wrordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Einstellung  des  Belegverkehres  in  requirierten 
Metallen.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im 
Ein\  ernehnien  mit  dem  Minister  für  Landesverteidigung 
und  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegsminister  vom 
21.  September  1915,  betreffend  die  Einstellung  des  Be¬ 
legscheinverkehres  in  requirierten  Metallen,  lautet: 

In  teilweiser  Abänderung  der  Ministerialverordnung 
vom  29.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  81,  betreffend  die 
Verwendung  der  Vorräte  an  bestimmten  Metallen  und 
Legierungen,  wird  angeordnet  wie  folgt: 

§  T.  Die  Abgabe  von  Metallen  und  Legierungen  und 
metallenen  Gegenständen,  die  für  Kriegszwecke  in  An¬ 
spruch  genommen  wurden,  gegen  Belegschein  (§  2  der 
.Ministerialverordnung  vom  29.  März  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  81)  ist  nicht  mehr  gestattet.  Eine  solche  Abgabe  an 
andere  darf  weiterhin  nur  mehr  auf  Grund  einer  Be¬ 
willigung  des  Handelsministeriums  (Freigabeschein)  er¬ 
folgen.  Diese  Bestimmung  bezieht  sich  nicht  auf  jene 
Materialien,  die  der  Metallbesitzer  an  andere,  von  ihm 
zur  Ausführung  von  Aufträgen  der  Militärverwaltung 
herangezogene  Betriebe  zu  diesem  Behufe  abgibt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 


Ungarn. 

Beschlagnahme  der  Maisernte.  Das  Amtsblatt  vom 
26.  September  veröffentlicht  unter  Z.  3511/1915  M.-E. 
eine  Wrordnung  des  königlich  ungarischen  Ministeriums 
über  die  Beschlagnahme  der  Maisernte  des  Jahres  1915, 
deren  wesentliche  Verfügungen  wir  in  folgendem  nach 
dem  ,,Pester  Lloyd“  wiedergeben: 

1.  Die  Beschlagnahme  der  Maisernte 
des  Jahres  19LS-  §  i-  Im  Interesse  der  Sicherung 

der  allgemeinen  Approvisionierung  und  des  allgemeinen 
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Bedarfs  während  der  Kampagne  1915/16  darf  bis  zur 
Außerkraftsetzung  der  gegenwärtigen  Verordnung  der 
Verkauf  und  die  sonstige  Inverkehrsetzung  der  Mais¬ 
ernte  des  Jahres  1915  nur  im  Sinne  der  Verfügungen 
des  Ministeriums  und  unter  den  durch  dasselbe  fest¬ 
gestellten  Bedingungen  erfolgen.  Zu  diesem  Behufe  wird 
die  Maisfechsung  des  Jahres  1915  aller  Produzenten 
durch  die  gegenwärtige  Verordnung  beschlagnahmt;  der 
Produzent  darf  während  der  Gültigkeit  der  gegenwärtigen 
Verordnung  über  sie  nur  unter  den  in  ihr  festgestellten 
Grenzen  verfügen.  Als  Produzent  gilt  auch  derjenige, 
der  aus  der  Maisfechsung  des  Jahres  1915  Mais  vom 
Produzenten  unter  dem  Titel  von  Arbeitslohn,  Bearbei¬ 
tungsanteil  oder  als  Konvention  erhält. 

§  2.  Der  Produzent  darf  jenen  Teil  einer  hechsung, 
welchen  er  für  den  eigenen  Haus-  und  Wirtschafts¬ 
gebrauch  behalten  kann,  zu  diesem  Zwecke  frei  ver¬ 
wenden.  Als  häuslicher  Bedarf  ist  bis  zur  Beendigung 
der  Konsumperiode  1916  unter  Berücksichtigung  jener 
Personen,  die  im  Haushalt  des  Produzenten  in  der  Regel 
in  natura  Verpflegung  genießen,  so  \'iel  Mais  in  Rech¬ 
nung  zu  nehmen,  wie  viel  unter  normalen  Verhältnissen 
in  jener  Gegend  zu  derartigen  Zwecken  innerhalb  des¬ 
selben  Zeitraumes  in  der  Regel  benötigt  wurde.  Als 
Wirtschaftsbedarf  sind  bis  zum  Ende  der  Konsum¬ 
periode  1916  nur  die  in  natura  zu  verabfolgenden  Na¬ 
turalzuwendungen  (der  Arbeitslohn  der  Angestellten, 
des  Gesindes  und  der  Arbeiter,  deren  Anteil  oder  Kon¬ 
vention),  ferner  der  Bedarf  an  Saatgut  und  an  Futter  für 
den  Aüehstand  in  Rechnung  zu  ziehen,  wobei  unter  diesem 
Titel  der  Produzent  nicht  nur  den  Bedarf  am  Produk¬ 
tionsort,  sondern  auch  den  in  seinen  anderswo  sich  be¬ 
findlichen  Wirtschaften  und  daselbst  nicht  gedeckten 
Bedarf  in  Rechnung  stellen  darf. 

Für  die  Aufarbeitung  in  landwirtschaftlichen  Spiritus¬ 
brennereien  kann  der  Produzent  aus  seiner  Maisfech¬ 
sung  jene  Quantität  an  Mais  in  Anspruch  nehmen, 
welche  im  §  5  der  Verordnung  Z.  99700  des  königlich 
ungarischen  Finanzministers  vom  7.  September  1915 
festgestellt  ist.  Dafür,  wie  viel  Mais  der  Produzent  in 
seinem  sonstigen  Betriebe  verwenden  darf,  ist  §  10  der 
gegenwärtigen  Verordnung  maßgebend. 

'  §  3.  Der  Produzent  ist  verpflichtet,  seine  Maisfechsung 
übA  Aufforderung  der  Verwaltungsbehörde  anzumelden 
oder  zu  eröffnen,  und  jenen  Teil,  der  seinen  eigenen 
Haus-  und  Wirtschaftsbedarf  übersteigt,  für  die  Zwecke 
des  öffentlichen  Bedarfes  zu  überlassen.  Der  Ackerbau¬ 
minister  stellt  fest,  wie  viel  Mais  auf  dem  Gebiete  der 
einzelnen  Munizipien  für  die  Zwecke  des  öffentlichen 
Bedarfes  in  Anspruch  zu  nehmen  sind.  Die  Inanspruch¬ 
nahme  dieser  Maisquantitäten  innerhalb  des  Gebietes  der 
einzelnen  Munizipien  hat  nach  den  Weisungen  des  ersten 
Beamten  des  Munizipiums  im  Sinne  einer  durch  den 
Ackerbauminister  zu  erlassenden  Verordnung  zu  er¬ 
folgen.  Ist  der  in  Anspruch  genommene  Mais  noch  nicht 
gebrochen  oder  gerebelt,  so  ist  der  Eigner  verpflichtet, 
für  das  Brechen  und  Rebeln  seinerzeit  zu  sorgen  und 
mit  der  pflichtgemäßen  Fürsorge  darauf  bedacht  zu  sein, 
daß  die  Qualität  der  in  Anspruch  genommenen  Bestände 
bis  zur  Übernahme  nicht  verderbe  und  daß  diese  in  einem 
für  menschliche  Nahrungszwecke  geeigneten  Zustand 
konserviert  bleiben.  Für  die  Verwahrung  und  Erhaltung 
der  in  Anspruch  genommenen  Bestände  gebühren  dem 
Eigner  vom  Zeitpunkte  der  Inanspruchnahme  bis  zur 
Übernahme  pro  Monat  und  pro  q  50  Heller,  doch  kann 
die  Vergütung  unter  diesem  Titel  pro  q  den  Betrag  von 
3  K  nicht  übersteigen.  Für  die  zu  menschlichen  Nah¬ 
rungszwecken  geeigneten  Bestände  wird  der  behördlich 
festgestellte  Maximalpreis  (§  13)  bezahlt  werden. 
Wünscht  jedoch  die  Behörde  den  Mais  in  ungerebeltem 
Zustande  zu  übernehmen,  so  ist  der  Vergütungspreis 


um  20  Prozent  geringer  als  der  behördlich  festgestellte 
Maximalpreis. 

Ist  der  in  Anspruch  genommene  Maisvorrat  aus  irgend 
einem  Grunde  ^-erdorben  mul  für  die  Zwecke  des  allge¬ 
meinen  Bedarfes  nicht  verwendbar  und  nicht  über¬ 
nehmbar,  so  verfügt  der  erste  Beamte  des  Munizipiums 
trotzdem  über  den  verdorbenen  Vorrat,  doch  wird  diesen 
nur  ein  der  Qualität  entsprechender  Preis  bezahlt,  der 
höchstens  75  Prozent  des  hehördlich  festgesetzten  Ma¬ 
ximalpreises  betragen  kann. 

Die  Produzenten  sind  verpflichtet,  ihre  in  Anspruch 
genommenen  Bestände  entweder  der  Kriegsprodukten- 
aktiengesellschaft  oder  anderen  durch  die  Behörden  be- 
zeichneten  Organen  in  dem  festgestellten  Zeitraum  zu 
verabfolgen  und  zu  diesem  Behufe  zur  hezeichneten 
nächsten  Eisenbahn-  oder  Schiffstation  zuzuführen.  Der 
Gegenwert  ist  bei  der  Ablieferung  der  Ware  an  der  be- 
zeichneten  Station  zahlbar.  Wer  seine  Maisfechsung 
über  Aufforderung  der  Behörde  nicht  anmeldet  oder  er¬ 
öffnet  oder  dieselbe  verbirgt  oder  verheimlicht,  wer  die 
in  Anspruch  ^genommenen  A'orräte  widerrechtlich  in  An¬ 
spruch  nimmt  oder  den  Anordnungen  der  requirierenden 
Behörde  zuwiderliandelt,  ist  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Mo¬ 
naten  oder  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  600  K  zu  be¬ 
strafen. 

§  4.  jenen  Teil  der  Maisfechsung,  welcher  den  Haus¬ 
und  Wirtschaftsgebrauch  übersteigt  und  der  für  die 
Zwecke  des  allgemeinen  Bedarfes  nicht  in  Anspruch  ge¬ 
nommen  wurde,  darf  der  Produzent  im  Wege  eines  Ver¬ 
kaufes  oder  sonstwie  veräußern,  jedoch  nur  an  solche 
Personen,  die  im  Sinne  der  gegenwärtigen  Verordnung 
7 — 10)  befugt  sind,  Mais  vom  Produzenten  zu  er¬ 
werben.  Im  übrigen  kann  der  Produzent  über  seinen 
den  Eigenbedarf  übersteigenden  Teil  seiner  Maisfech¬ 
sung  nicht  verfügen,  denselben  nicht  aufbrauchen,  nicht 
vermahlen  lassen  und  keinem  anderen  ein  Recht  auf  ihn 
einräumen.  Der  Produzent,  der  diesen  A^erfügungen  zu¬ 
widerhandelt,  oder  seinen  Alaisvorrat  nicht  mit  der 
pflichtgemäßen  Fürsorge  verwahrt  oder  ihn  absichtlich 
für  menschliche  Nahrungszwecke  ungeeignet  macht,  ’st 
hierfür  im  Sinne  der  gegenwärtigen A^erordnung  haftbar. 

Der  Produzent  darf  seine  Maisfechsung  von  dem  Ge¬ 
biete  jenes  Munizipiums,  auf  dem  sich  seine  AAürtschaft 
befindet,  nicht  versenden.  Auch  bei  der  Benützung  in 
einer  anderen  AAhrtschaft,  welche  die  gegenwärtige  Ver¬ 
ordnung  zuläßt,  ist  zur  ATrsendung  die  Erlaubnis  des 
ersten  Beamten  des  Munizipiums  erforderlich.  Dagegen 
können  diejenigen  Personen,  die  laut  §  i  Mais  als  Ar¬ 
beitslohn,  Anteil  oder  Konvention  erhalten,  denselben 
an  den  Grt  ihres  gewöhnlichen  Domizils  auch  dann  ver¬ 
senden,  wenn  der  Produktionsort  auf  dem  Gebiete  eines 
anderen  Alunizipiums  liegt.  Der  Ackerbauminister  kann, 
wo  es  auch  bisher  üblich  war,  die  Erlaubnis  erteilen,  daß 
die  Produzenten  ihren  Mais  per  Achse  auf  das  Gebiet 
eines  benachbarten  Munizipiums  überführen,  zum  Zwecke 
des  ATrkaufes  auf  offenen  Märkten  oder  zum  ander¬ 
weitigen  ATrkauf  an  solche  Personen,  die  durch  die 
gegenwärtige  A'erordnung  die  Berechtigung  zum  Mais¬ 
ankauf  bei  den  Produzenten  eingeräumt  erhalten.  Die 
.Sperre  des  Alaises  behindert  die  exekutive  Beschlag¬ 
nahme  nicht;  diesbezüglich  ist  die  Verordnung  Zahl 
2958T913  M.-E.  des  königlich  ungarischen  Ministeriums 
maßgebend. 

II.  Einkauf  für  den  eigenen  Haus-  u  n  d 
W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  g  e  b  r  a  u  c  h.  §  5.  Derjenige,  der 
nicht  selbst  Produzent  ist  oder  dessen  eigenen  Haus¬ 
und  Wirtschaftsgebrauch  die  eigene  Fechsung  nicht 
deckt,  ist  bis  zum  i.  April  1916  berechtigt,  für  deii 
eigenen  Haus-  und  AA'irtschafts, gebrauch  durch  AMrkauf 
oder  durch  effektiven  Kauf,  auch  durch  einen  Bevoll¬ 
mächtigten,  von  welchem  Produzenten  und  wo  immer, 
Mais  zu  kaufen.  In  besonders  begründeten  Fällen  kann 
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der  Ilandelsminister  diese  Frist  hinsichtlich  einzelner 
AInnizipien  auch  erstrecken.  Hinsichtlich  der  Feststellung 
des  Tl.'uis-  und  Wirtschaftsgebrauches  ist  §  2  der  gegen¬ 
wärtigen  A^erordnung  maßgebend,  hinsichtlich  der  Be¬ 
schaffung  jener  AI  aismenge  aber,  welche  die  Partei  zur 
Aufarbeitung  im  eigenen  Betriebe  oder  zur  Viehfütte- 
rung  benötigt,  sind  die  Normen  des  §  lo  anzuwenden. 

§  6.  Wünscht  der  Kcäufer  solcher  angekauften  Alais- 
mcngen  dieselben  infolge  veränderter  Umstände  zu  ver¬ 
kaufen,  so  darf  er  das  nur  an  Personen  bewerkstelligen, 
die  im  Sinne  der  §§  7,  8  und  10  zu  Alaisankäufen  be¬ 
rechtigt  sind.  Zum  Verkauf  ist  die  Genehmigung  der 
lokalen  Verwaltungsbehörde  erforderlich. 

III.  Einkauf  zu  Zwecken  der  allge¬ 
meinen  A  p  j)  r  o  i  s  i  o  n  i  e  r  u  n  g  und  für  so  n- 
s  t  i  g  e  öffentliche  Zwecke,  für  den 
Wiederverkauf  und  für  gewerbliche 
Zwecke.  §  7.  Behufs  Sicherung  der  allgemeinen 
Approvisionierung  können  Komitats-  und  Stadtmuni- 
zipien,  Städte  mit  geordnetem  Alagistrat,  größere  In¬ 
dustrieniederlassungen,  A^erkehrs-  und  sonstige  Gesell¬ 
schaften,  Konsumgenossenschaften,  Asyle,  Internate, 
Spitäler,  Heil-,  Straf-,  Korrektionsanstalten  und  sonstige 
(iffentliche  Institute  bis  zum  i.  April  1916  durch  ihre 
ordentlichen  AVrtretungsorgane  oder  auch  im  AVege 
ihrer  Bevollmächtigten  von  den  Produzenten  im  AAVge 
des  AVrkaufes  oder  effektiven  Kaufes  aus  der  Fechsung 
des  Jahres  1915  so  viel  Mais  verkaufen,  als  für  den 
Bedarf  der  durch  sie  zu  versorgenden  Personen  voraus¬ 
sichtlich  bis  zum  Schlüsse  der  Konsumperiode  1916  be¬ 
nötigt  wird.  Die  Kriegsproduktenaktiengesellschaft  und 
deren  Kommissionäre  können  jedoch  wo  immer  Alais 
in  beliebiger  Alenge  einkaufen. 

§  8.  Die  landwirtschaftlichen  AVreine  können  für  ihre 
eigenen  Alitglieder  Saatgut  bei  den  Produzenten  un¬ 
mittelbar  einkaufen.  Genossenschaften  kann  der  Acker¬ 
bauminister  auch  zum  AA^iederverkauf  den  Einkauf  von 
Saatgut  gestatten;  er  stellt  gleichzeitig  die  zulässigen 
AVrlcaufspreise  beim  AViederverkauf  des  Saatgutes  fest. 

§  9.  Kaufleute,  namentlich  auch  Konsumgenossen¬ 
schaften,  die  sich  bisher  mit  dem  Ein-  und  Verkauf  von 
Alais  beschäftigt  haben,  dürfen  auf  dem  Gebiete  des 
Alunizipiums  ihres  Domizils  von  den  Produzenten  Alais 
zu  Zwecken  des  AViederverkaufes  auch  weiter  einkaufen, 
jedoch  nur  bei  solchen  Produzenten,  deren  zum  A^erkauf 
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Solche  Maismengen  kann  der  Käufer  nur  dem  Staate 
oder  der  Kriegsproduktenaktiengesellschaft  verkaufen, 
hür  solchen  Mais  darf  der  Kaufmann  oder  die  Konsum¬ 
genossenschaft  nur  einen  solchen  A^erkaufspreis  fordern, 
welcher,  wenn  er  auch  den  behördlich  festgestellten 
Alaximalpreis  übersteigt,  nicht  unverhältnismäßig  höher 
ist,  als  der  für  ihn  an  den  Produzenten  gezahlte  Ein¬ 
kaufspreis. 

§  10.  Den  Alais  verwendenden  Industrieunterneh¬ 
mungen  sowie  den  mit  landwirtschaftlichen  Betrieben 
nicht  verbundenen,  sich  mit  der  A'^iehmästung  gewerbs¬ 
mäßig  beschäftigenden  Unternehmungen  kann  der  erste 
Beamte  des  Alunizipiums  ihres  Domizils  gestatten,  zu 
Zwecken  ihres  Betriebes  von  flen  Produzenten  auch  im 
AA^ege  von  Bevollmächtigten  wo  immer  so  viel  Alais 
einzukaufen,  wieviel  drei  A'  iertel  der  unter  demselben 
Titel  in  der  Kampagne  1913/14  verbrauchten  Alaismenge 
entspricht.  Der  Käufer  solcher  Alaismengen  ist  ver¬ 
pflichtet,  seine  Ankäufe  und  den  Ort  der  Lagerung  dem 
ersten  Beamten  des  Alunizipiums  anzumelden.  Der  In¬ 
haber  einer  Alastanlage  darf  aus  seinen  AMrräten  höch¬ 
stens  den  Bedarf  einer  AVoche  vermahlen  lassen. 

Den  Spiritusbrennereien  erteilt  von  Fall  zu  Fall  der 
h  inanzminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbau¬ 
minister  die  Genehmigung  zum  Einkauf  jener  Alais¬ 
mengen,  welche  im  Sinne  der  Verordnung  99700/1915 


des  h  inanzministers  in  diesen  Betrieben  verarbeitet 
werden  dürfen.  Den  Kaffeesurrogat-  und  den  Stärke¬ 
fabriken  aber  erteilt  der  Handelsminister  im  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  Alinister  des  Innern  und  dem  Acker¬ 
bauminister,  beziehungsweise  in  Kroatien-Slawonien  mit 
dem  Banns  die  Bewilligung  zum  Einkauf  von  Alais  im 
Sinne  der  Regierungsverordnung  2986/1915. 

§  II.  Diejenigen,  die  im  Sinne  der  §§  9  und  10  Alais 
eingekauft  haben,  sind  ebenfalls  verhalten,  mit  pflicht¬ 
gemäßer  Fürsorge  darauf  zu  achten,  daß  ihre  Alais- 
bestände  bis  zu  deren  A'erbrauch  oder  rechtlicher  ATr 
äußerung  nicht  verderben  und  für  die  Zwecke  des 
menschlichen  Gebrauches  geeignet  bleiben. 

1 A  .  Nachweis  der  E  i  n  k  a  u  f  s  b  e  r  e  c  h  t 
g  u  n  g.  §  12.  Jede  auf  Grund  der  gegenwärtigen  Ver¬ 
ordnung  erhaltene  behördliche  Bewilligung  (§§  8  und  10) 
i.st  vor  Beginn  des  Einkaufes  bei  der  Lokalbehörde,  wo 
der  Einkauf  erfolgt,  vorzuweisen.  Auch  die  Bevollmäch¬ 
tigten  der  laut  §  7  zum  Einkauf  berechtigten  Personen, 
nicht  minder  die  Kommissionäre  der  Kriegsprodukten- 
aktiengesellschaft,  sind  vor  Beginn  des  Einkaufes  ver 
pflichtet,  ihre  Einkaufsberechtigung  bei  der  kompetenten 
Behörde  behufs  A'idimierung  vorzuweisen  und  über  Auf 
forderung  der  Behörde  stets  vorzulegen. 

A'^.  Der  Kaufpreis.  §  13.  Eür  den  auf  Grund 
der  gegenwärtigen  AVrordnung  verkauften  Mais  darf 
kein  höherer  Kaufpreis  bedungen  werden  als  derjenige, 
welcher  im  Zeiträume  der  Expedition  (bei  der  Aufgabe 
an  die  Bahn-  oder  Schiffsstation)  den  behördlich  fest¬ 
gestellten  Preisen  entspricht.  Eine  zuwiderlaufende 
ATreinbarung  hinsichtlich  des  Überpreises  ist  ungültig. 
Die  laut  §  7  zum  Einkauf  berechtigten  Personen  können 
bei  dem  AA'^eiterverkauf  des  durch  sie  eingekauften 
Alaises  diejenigen  Preise  anrechnen,  welche  der  Handels¬ 
minister  genehmigt. 

Hinsichtlich  des  Alaises  bleiben  die  mit  der  A-'erord- 
nung  Z.  1114/1915  AL-E.  (am  31.  März  d.  J.)  fest¬ 
gestellten  Höchstpreise  samt  den  in  AVrbindung  mit 
dieser  AVrordnung  getroffenen  sonstigen  Anordnungen 
auch  weiter  in  Kraft. 

AH.  AV  i  r  k  s  a  m  k  e  i  t  der  Geschäfte.  Straf- 
b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  §  14.  Die  Erfüllung  von  entgegen 
dieser  AVrordnung  ohne  Kaufsberechtigung  geschlos¬ 
senen  Geschäften  kann  der  Käufer  nicht  fordern;  über 
die  Rückerstattung  der  eventuell  geleisteten  Angabe 
hinaus  kann  er  keine  sonstigen  Rechte  geltend  machen. 
Der  Verkäufer  eines  Abschlusses,  welcher  im  Sinne  der 
gegenwärtigen  AVrordnung  mit  einer  zum  Einkauf  be¬ 
rechtigten  Partei  geschlossen  wurde,  ist  verpflichtet,  den 
A  ertrag,  den  stipulierten  Bedingungen  entsprechend,  zu 
erfüllen,  und  der  Käufer  kann  zu  diesem  Behufe  auch 
die  Hilfe  der  A^erwaltungsbehörde  in  Anspruch  nehmen. 
AVenn  der  Verkäufer  solchen  Alais,  den  er  einer  zum 
Einkauf  berechtigten  Partei  in  gültiger  AA'^eise  verkauft 
hat,  dem  Vertrage  entsprechend  dem  Käufer  nicht  über- 
gibt,  kann  die  Behörde  die  AVare  bei  ihm  zu  einem 
solchen  Preise  requirieren,  welcher  im  Sinne  des  mit 
dem  Käufer  abgeschlossenen  Vertrages  dem  A^erkäufer 
gebührt. 

§  15  regelt  die  Strafbestimmungen,  wobei  nicht  nur 
der  Zuwiderhandelnde  Produzent,  sondern  auch  der  AVr- 
mittler  unerlaubter  Geschäfte,  ferner  auch  die  AVr- 
säumnis  der  pflichtgemäßen  Eürsorge  mit  Arrest  bis  zu 
zwei  Alonaten  und  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  600  K 
belegt  werden.  Auch  die  Unterlassung  der  Anmeldung 
oder  die  AHrmahlung  eines  größeren  als  einwöchigen 
Bedarfes  wird  in  gleicher  AAVise  bestraft.  In  unberech¬ 
tigter  AA'^eise  erworbene  Alaisvorräte  werden  konfisziert. 
Rechtskräftig,  im  Sinne  des  §  9  verurteilte  Personen 
^  erlieren  ihre  Einkaufsberechtigung.  Der  entgegen  dieser 
ATrordnung  erfolgte  Alaiseinkauf  wird  behördlich  er¬ 
hoben  werden;  Zuwiderhandelnde  können  durch  wen 
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immer  bei  der  Behörde  angezeigt  werden,  wobei  ein 
l''ünftel  des  Wertes  der  zu  konfiszierenden  Vorräte  dem 
Anzeiger  gebührt. 

VII.  S  c  h  1  u  ß  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  §  i6.  Die  Be¬ 
stimmungen  der  Wrordnung  1198/1915  M.-E.  über  das 
\’erbot  und  die  Ungültigkeit  von  Vorverkäufen  der  zu¬ 
künftigen  Ernte  bleiben,'  sofern  sie  der  gegenwärtigen 
Verordnung  nicht  widersprechen,  auch  weiter  in  Kraft. 

§  17.  Ordnet  der  Ackerbauminiter  über  die  Bestim¬ 
mungen  des  §  3  der  gegenwärtigen  V erordnung  hinaus¬ 
gehend,  auch  für  sonstige  andere  Vorräte  die  Beschlag¬ 
nahme  an,  so  sind  die  Verfügungen  des  §  3  auch  bei 
solchen  Inanspruchnahmen  entsprechend  anzuwenden. 

§  18.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
lautbarung  in  Kraft  und  sie  erstreckt  sich  auch  auf 
Kroatien  und  Slawonien. 

Änderung  der  Verordnungen  über  den  Häute- 
und  Lederverkehr.  Eine  neue  ungarische  Verordnung 
verfügt,  daß  jene  Bestimmung  des  Verbotes  der  Be¬ 
schwerung  von  Leder,  wonach  der  gestattete  höchste 
Fettgehalt  bei  braunem  Rindsoberleder,  braunem  Kalbs¬ 
leder  und  braunem  Blankleder  mit  23  Prozent  des  Ge¬ 
wichtes  des  absolut  trockenen  Leders,  bei  glattem 
schwarzen  Rindsoberleder  und  bei  schwarzem  Blank¬ 
leder  mit  27  Prozent  des  Gewichtes  des  absolut  trockenen 
Leders  festgestellt  wurde,  außer  Kraft  gesetzt  wird. 

Weiters  wird  die  Verordnung  über  die  Inverkehr¬ 
setzung  der  Rinds-  und  Roßhäute  folgendermaßen  ge¬ 
ändert,  beziehungsweise  ergänzt:  Wenn  die  Leder- 
zentrale-A.-G.  ein  Offert  annimmt,  hat  sie  innerhalb 
acht  Tage  hinsichtlich  der  Lieferung  zu  disponieren. 
Der  Verkäufer  hat  die  Ware  unverzüglich  auf  den  von 
der  Zentrale  bezeichneten  Übernahmsort  zu  schicken 
und  gleichzeitig  den  Frachtbrief,  die  Rechnung  und 
einen  die  Qualität  und  das  Gewicht  der  einzelnen  Stücke 
enthaltende  Liste  beizubringen.  Nach  dem  Einlangen 
dieser  Dokumente  hat  die  Aktiengesellschaft  unverzüg¬ 
lich  80  Prozent  ihrer  Schuld,  den  Rest  aber,  wenn  sich 
kein  Einwand  ergibt,  innerhalb  vierzehn  Tagen  nach 
der  Verständigung  über  das  Anlangen  der  Ware  zu  be¬ 
zahlen.  Ergibt  sich  bezüglich  der  Qualität  der  Ware  und 
des  Preises  ein  Einwand,  so  kann  die  Gesellschaft  diesen 
nur  geltend  machen,  w'enn  sie  ihn  innerhalb  der  er¬ 
wähnten  vierzehn  Tage  dem  Verkäufer  mitgeteilt  und 
die  Ware  bis  zur  gerichtlichen  Feststellung  ihrer 
Qualität  im  Zustande  ihres  Anlangens  gelassen  hat.  Im 
Falle  eines  Einwandes  in  bezug  auf  Qualität  und  Preis 
ist  der  Rest  des  Kaufpreises  erst  nach  dessen  end¬ 
gültiger  Feststellung  zu  bezahlen.  Fleischhauer  und 
Viehschlachtunternehmungen  können  jenen,  denen  sie 
ihre  Rinds-  und  Roßhäute  in  der  Zeit  vom  i.  bis 
31.  März  1.  J.  geliefert  haben,  auch  weiter  liefern.  Die¬ 
jenigen,  die  wöchentlich  nicht  produzieren  oder  nicht 
mehr  als  zehn  Häute  sammeln,  dürfen  ihre  Vorräte  auf 
dem  Gebiete  der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone 
frei  verkaufen.  Die  im  §  i  der  jetzt  geänderten  Verord¬ 
nung  aufgezählten  Personen  dürfen  ihre  Vorräte  den  in 
einer  besonderen  \^erordnung  namhaft  gemachten  Groß¬ 
händlern  verkaufen.  Diese  haben  ihre  gesammelten  Vor¬ 
räte  der  Zentrale  zum  Kaufe  anzubieten.  Häutehändler, 
die  in  der  Zeit  vom  i.  bis  31.  März  d.  J.  solchen  Leder¬ 
fabrikanten  (Gerbern)  geliefert  haben,  die  in  ihrem  Be¬ 
triebe  wöchentlich  nicht  mehr  als  50  Häute  verarbeiten, 
dürfen  diesen  Lederfabrikanten  (Gerbern)  die  zu  ihrem 
vierwöchigen  Betrieb  erforderlichen  Häute  weiter 
liefern,  doch  dürfen  diese  Betriebe  mehr  als  200  un¬ 
verarbeitete  Häute  nicht  auf  Lager  halten.  Sollten  die 
Parteien  sich  in  bezug  auf  Qualität  und  Preis  nicht 
einigen  können,  stellt  den  Kaufpreis  eventuell  nach  An¬ 
hörung  von  Experten  das  Budapester  Zentralbezirks¬ 
gericht  fest. 


Die  dritte  Verordnung  enthält  die  Liste  jener  Firmen, 
an  welche  allein  Rinds-  und  Roßhäute  verkauft  werden 
dürfen. 

Deutschland. 

Preisprüfungsstellen  und  Versorgungsregelung. 

Der  ,, Reichsanzeiger“  veröffentlicht  folgende  Bundes¬ 
ratsverordnung  über  Preisprüfungsstellen  und  Ver¬ 
sorgungregelung  vom  25.  September  1.  J.: 

1.  Errichtung  von  P  r  e  i  s  prüfungs¬ 
stellen.  §  I.  Zur  Schaffung  von  Unterlagen  für  die 
Preisregehmg  der  Gegenstände  des  notwendigen  Lebens¬ 
bedarfes  und  zur  Unterstützung  der  zuständigen  Stellen 
bei  der  Überwachung  des  Verkehrs  mit  diesen  Gegen¬ 
ständen  werden  Preisprüfungsstellen  errichtet. 

§  2.  Gemeinden  mit  mehr  als  10.000  Einwohnern  sind 
verpflichtet,  andere  Gemeinden  sowie  Kommunal¬ 
verbände  sind  berechtigt,  Preisprüfungsstellen  zu  er¬ 
richten.  Die  Landeszentralbehörden  können  die  Er¬ 
richtung  von  Preisprüfungsstellen  auch  in  Gemeinden, 
die  nicht  mehr  als  10.000  Einwohner  haben,  anordnen. 
Die  Errichtung  einer  Preisprüfungsstelie  für  den  Kom¬ 
munalverband  entbindet  die  dem  Kommunalverband  an- 
gehörigen  Gemeinden  von  der  im  Satz  i  bezeichneten 
Verpflichtung. 

Kommunalverbände,  Gemeinden  und  Gutsbezirke 
können  sich  zur  gemeinsamen  Errichtung  einer  Preis¬ 
prüfungsstelle  vereinigen. 

Die  Landeszentralbehörden  sind  befugt.  Kommunal¬ 
verbände,  Gemeinden  und  Gutsbezirke  zur  gemeinsamen 
Errichtung  einer  Preisprüfungsstelle  zusammenzu¬ 
schließen. 

§  3.  Die  Prüfungsstellen  bestehen  aus  einem  Vor¬ 
sitzenden  und  einer  angemessenen  Zahl  von  Mitgliedern. 

Der  Vorsitzende  würd  im  Falle  des  §  2,  Abs.  i,  vom 
Vorstand  der  Gemeinde  oder  des  Kommunalverbandes 
ernannt,  im  Falle  des  §  2,  Abs.  2,  von  den  Vorständen 
der  beteiligten  Kommunal  verbände,  Gemeinden  und 
Gutsbezirke  gewählt  oder,  sofern  eine  Einigung  nicht 
erfolgt  sowie  im  Falle  des  §  2,  Abs.  3,  von  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  ernannt.  Der  Vorsitzende  bedarf 
der  Bestätigung  der  höheren  Verwaltungsbehörde,  so¬ 
weit  er  nicht  von  ihr  ernannt  oder  Inhaber  eines  Staats¬ 
oder  Gemeindeamtes  ist. 

Für  den  Vorsitzenden  können  ein  oder  mehrere  Stell¬ 
vertreter  berufen  werden.  Abs.  2  findet  entsprechende 
Anw'endung. 

Die  Mitglieder  sind  vom  Vorstand  der  Gemeinde 
oder  des  Kommunalverbandes,  in  den  Fällen  des  §  2, 
Abs.  2  und  3,  von  den  Vorständen  der  beteiligten  Kom¬ 
munalverbände,  Gemeinden  und  Gutsbezirke  zu  berufen, 
und  zwar  zur  einen  Hälfte  aus  dem  Kreise  der  Waren¬ 
erzeuger,  der  Großhändler  und  der  Kleinhändler,  zur 
anderen  Hälfte  aus  unbeteiligten  Sachverständigen  und 
Verbrauchern. 

Die  näheren  Bestimmungen  über  Zusammensetzung 
und  Verfahren  erlassen  die  Landeszentralbehörden:  sie 
können  bei  schon  bestehenden  Einrichtungen,  die  den 
Prüfungsstellen  entsprechen,  bestimmen,  daß  in  den 
Fällen  des  Absatzes  4  die  Berufung  in  einer  anderen  als 
der  dort  \T)rgeschriebenen  Weise  erfolgt. 

§  4.  Die  Preisprüfungsstellen  haben  die  Aufgabe; 

T.  aus  ihrer  Kenntnis  der  Marktverhältnisse  auf  der 
Grundlage  der  Erzeugungs-,  Verarbeitungs-  und  son¬ 
stigen  Gestehungskosten  die  den  örtlichen  Verhältnissen 
angemessenen  Preise  zu  ermitteln; 

2.  die  zuständigen  Stellen  bei  der  Überwachung  des 
Handels  mit  Gegenständen  des  notw'endigen  Lebens¬ 
bedarfes  sowüe  bei  der  Verfolgung  von  Zuwiderhand¬ 
lungen  gegen  die  Vorschriften  über  Höchstpreise  und 
über  die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Gegenständen  des 
notwendigen  Lebensbedarfes  zu  unterstützen; 
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3-  Gutachten  über  die  Angemessenheit  von  Preisen 
für  Gerichte  und  erwaltungsbehörden  abzugehen ; 

4-  die  zuständigen  Stellen  bei  der  Aufklärung  der  Be- 
^■olkerung  über  die  Preisentwicklung  und  deren  Ur¬ 
sachen  zu  unterstützen. 

§  5-  Die  Preisprüfungsstellen  können  bestimmen,  daß, 
wer  bestimmte  Gegenstände  des  notwendigen  Lebens¬ 
bedarfes  im  Kleinhandel  feilhält,  verpflichtet  ist,  ein 
N'erzeichnis  in  seinem  \’crkaufsraum  oder  an  seinem 
X'ertriebsstand  anzubringen,  aus  dem  der  genaue  Ver¬ 
kaufspreis  der  ^\'aren  im  einzelnen  sowie  ein  etwa  vor- 
geschricbener  Höchstpreis  ersichtlich  ist.  Die  Preis¬ 
ankündigung  im  \'erzeichnis  gilt  als  Preisforderung  im 
.Sinne  des  §  s.  Abs.  i,  Nr.  i,  der  Bekanntmachung 
gegen  übermäßige  Preissteigerung  vom  23.  Juli  1915 
(R.-(i.-Bl.  Seite  467). 

Die  angekündigten  Preise  dürfen  nicht  überschritten 
werden.  Die  Abgabe  der  im  Kleinverkauf  üblichen 
.Mengen  an  ^''erbraucher  zu  dem  angekündigten  Preise 
gegen  Barzahlung  darf  nicht  ^■erweigert  werden. 

Die  Preisprüfungsstellen  erlassen  die  näheren  ^'or- 
schriften.  Sie  sind  befugt,  Ausnahmen  zu  gestatten. 

Die  Bekanntmachung  über  den  Aushang  von  Preisen 
in  \  erkaufsräumen  des  Kleinhandels  rom  24.  luli  1913 
( R.-G.-Bl.  Seite  353)  und  die  auf  Grund  dieser  Be¬ 
kanntmachungen  erlassenen  Anordnungen  bleiben  un¬ 
berührt. 

§  6.  Die  Preisprüfungsstellen  sind  befugt,  mit  anderen 
Preisprüfungsstellen  in  gegenseitigem  Nachrichten¬ 
austausch  über  Zufuhr,  Bestand  und  Preise  der  Gegen¬ 
stände  des  notwendigen  Lehensbedarfes  zu  treten. 

Sie  sind  ferner  befugt,  innerhalb  ihres  Bezirkes: 

1.  von  jedermann  über  alle  Tatsachen  Auskunft  zu 
verlangen,  die  für  die  Preisbildung  von  Wichtigkeit 
sind,  insbesondere  über  den  Bestand,  die  Zufuhr  und 
die  Preise  von  Gegenständen  des  notwendigen  Lebens¬ 
bedarfes  Erhebungen  anzustellen ; 

2.  Räume,  in  denen  Gegenstände  des  notwendigen 
Lebensbedarfes  hergestellt,  gelagert  oder  feilgehalten 
werden,  zu  betreten  und  daselbst  Besichtigungen  vor¬ 
zunehmen  ; 

3.  mit  Zustimmung  der  zuständigen  Behörde  die  \’or- 
lage  von  Schlußscheinen,  Rechnungen,  Frachtbriefen, 
Konnossements,  Lagerscheinen,  Ladescheinen  und  son¬ 
stigen  im  Handelsverkehr  üblichen  Schriftstücken  und 
Büchern,  soweit  sie  sich  auf  den  Ein-  oder  Verkauf 
von  Gegenständen  des  notwendigen  Lebensbedarfes  be¬ 
ziehen,  zu  fordern  und  darin  Einsicht  zu  nehmen. 

Die  Befugnisse  aus  Absatz  2  können  durch  Beauf¬ 
tragte  ausgeübt  werden. 

§  7.  Der  \^orsitzende  der  Preisprüfungsstelle  sowie 
dessen  Stellvertreter  sind  befugt,  Zeugen  und  Sachver¬ 
ständige,  die  im  Bezirke  der  Preisprüfungsstelle  wohnen 
oder  sich  aufhalten,  eidlich  zu  vernehmen.  Die  Vor¬ 
schriften  der  Zivilprozeßordnung  über  den  Zeugenbeweis 
und  über  den  Beweis  durch  Sachverständige  finden  ent- 
sprechende  Anwendung.  Die  Zeugen  und  Sachverstän¬ 
digen  erhalten  Gebühren  nach  Maßgabe  der  Gebühren¬ 
ordnung  für  Zeugen  und  Sachverständige  (R.-G.-Bl. 
1898  Seite  689,  1914  Seite  214).  Über  Beschwerden 
gegen  die  Entscheidungen  des  \  orsitzenden  oder  seines 
Stellvertreters  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig. 

§  8.  Die  Preisprüfungsstellen  sind  befugt,  Preis- 
l)rüfungsstellen,  Gerichte  und  andere  Behörden  inner¬ 
halb  ihrer  Zuständigkeit  um  X'ernehmungen  von  Zeugen 
und  Sachverständigen  zu  ersuchen.  Auf  die  von  den 
Gerichten  zu  leistende  Rechtshilfe  finden  die  \'or- 
schriften  des  13.  Titels  des  Gerichtsverfassungsgesetzes 
entsprechende  Anwendung. 

§  9.  Die  V^orsitzenden,  Stellvertreter,  Mitglieder  und 
Beauftragten  der  Preisprüfungsstellen  sind,  vorbehalt¬ 


lich  der  dienstlichen  Berichterstattung  und  der  Anzeige 
von  Gesetzwidrigkeiten,  verpflichtet,  über  die  Einrich¬ 
tungen  und  Geschäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aus¬ 
übung  ihrer  Befugnisse  zu  ihrer  Kenntnis  kommen 
Verschwiegenheit  zu  beobachten  und  sich  der  Mit¬ 
teilung  und  \’erwertung  der  Geschäfts-  und  Betriebs¬ 
geheimnisse  zu  enthalten.  Sie  sind  hierauf  von  der  nach 
§  3  zu  ihrer  Berufung  bestimmten  Stelle  zu  vereidigen. 

§  IO.  Die  Errichtung  von  Preisprüfungsstellen  für 
größere  Bezirke  bleibt  den  Landeszentralbehörden  über 
lassen. 

Die  §§  6 — 9  finden  Anwendung. 

§  iT.  Für  das  Reichsgebiet  wird  eine  Prüfungsstelle 
mit  dem  Sitze  in  Berlin  errichtet.  Sie  besteht  aus  einem 
Wrstand  und  einem  Beirat.  Der  Reichskanzler  ernennt 
den  Vorstand  und  die  Mitglieder  des  Beirats;  er  führt 
die  Aufsicht  und  erläßt  die  näheren  Bestimmungen. 

Der  Preisprüfungsstelle  für  das  Reich  liegt  ob: 

1.  den  Reichskanzler  in  allen,  die  Versorgung  der 
Bevölkerung  mit  Gegenständen  des  notwendigen  Lebens¬ 
bedarfes  betreffenden  Fragen,  namentlich  über  die  Preis¬ 
verhältnisse,  zu  beraten ; 

2.  soweit  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  erforderlich 
mit  den  anderen  Preisprüfungsstellen  sowie  mit  den  zur 
Bestimmung  der  Höchstpreise  berufenen  Stellen  in  Ver¬ 
bindung  zu  treten,  deren  Arbeitsergebnisse  zu  sammeln 
sowie  überhaupt  sich  über  Zufuhr,  Bestand  und  Preise 
von  Gegenständen  des  notwendigen  Lebensbedarfes  im 
Reiche  fortlaufend  zu  unterrichten ; 

3.  wichtige  Ergebnisse  dieser  ihrer  Ermittlungen 
anderen  Preisprüfungsstellen  zugänglich  zu  machen. 

Der  Vorstand  hat  die  im  §  6,  Abs.  2,  Nr.  i,  und  §  8 
bezeichneten  Befugnisse.  Auf  ihn  und  die  Mitglieder 
des  Beirates  findet  §  9  Anwendung. 

H.  Versorgungsregelung.  §  12.  Zur  Durch¬ 
führung  der  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  be¬ 
stimmten  Gegenständen  des  notwendigen  Lebensbedarfes 
zu  angemessenen  Preisen  können  die  Gemeinden  mit 
Zustimmung  der  Landeszentralbehörden  oder  der  von 
ihnen  bestimmten  Behörden: 

I.  für  die  Handels-  und  Gewerbetreibenden  ihres  Be¬ 
zirkes  \Mrschriften  hinsichtlich  des  Betriebes,  ins¬ 
besondere  des  Erwerbes,  des  Absatzes,  der  Preise  und 
der  Buchführung  erlassen ; 

2.  unter  Ausschluß  des  Handels  und  Gewerbes  die 
Versorgung  selbst  übernehmen ; 

3.  die  ausschließliche  Versorgung  gemeinnützigen 
Einrichtungen  oder  bestimmten  Handels-  und  Gewerbe¬ 
treibenden  übertragen  und  dabei  über  den  Betrieb,  ins¬ 
besondere  den  Weiterverkauf  und  die  Preise,  Bestim¬ 


mungen  treffen. 


Mit 


Zustimmung  der  Landeszentralbehörden 


S  Iß. 

oder  der  von  ihnen  bestimmten  Behörden  können  die 
Gemeinden  für  ihre  Bezirke  anordnen: 

1.  daß,  wer  Gegenstände  des  notwendigen  Lebens¬ 
bedarfes  in  Gewahrsam  hat,  die  vorhandenen  Mengen 
getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter  Nennung 
der  letzteren  binnen  einer  zu  bestimmenden  EVist  an¬ 
zeigt  ; 

2.  daß  Handels-  und  Gewerbetreibende  verpflichtet 
sind: 

a)  binnen  einer  zu  bestimmenden  I'rist  Auskunft  über 
die  Verträge  zu  geben,  kraft  deren  sie  Lieferung  von 
Gegenständen  der  von  einer  Maßnahme  nach  §  12  be¬ 
troffenen  Art  verlangen  können  sowie 

b )  ihre  Vorräte  der  Gemeinde  auf  Verlangen  käuf¬ 
lich  zu  überlassen. 

§  14.  Erfolgt  die  t'berlassung  nicht  freiwillig,  so  kann 
das  Eigentum  daran  der  Gemeinde  durch  Beschluß  der 
zuständigen  Behörde  übertragen  werden.  Das  Eigen¬ 
tum  geht  über,  sobald  der  Beschluß  dem  Besitzer  zugeht. 
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Uer  Übernahmepreis  wird,  falls  eine  Einigung  mit 
dem  Besitzer  nicht  zu  stände  kommt,  unter  Berücksichti¬ 
gung  des  Einkaufs-,  Herstellungs-  oder  Erzeugungs¬ 
preises  und  der  Güte  und  Verwendbarkeit  der  Gegen¬ 
stände  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach  An¬ 
hörung  der  Preisprüfungsstelle  endgültig  festgesetzt. 
Bestehende  Höchstpreise  dürfen  dahei  nicht  über¬ 
schritten  werden. 

§  15.  Die  Befugnisse,  die  in  diesem  Abschnitt  den  Ge¬ 
meinden  übertragen  sind,  stehen  auch  Kommunalver¬ 
bänden,  sowie  Vereinigungen  von  Kommunalverbänden, 
Gemeinden  und  Gutsbezirken  zu. 

Die  Landeszentralbehörden  können  Kommunalver¬ 
bände,  Gemeinden  und  Gutsbezirke  für  die  Zwecke  der 
Wrsorgungsregelung  vereinigen  und  ihnen  die  Befug¬ 
nisse  aus  den  §§  12 — 14  ganz  oder  teilweise  übertragen. 

Die  Landeszentralbehörden  können  die  Versorgung 
der  Bevölkerung  ihres  Bezirkes  oder  eines  Teiles  ihres 
Bezirkes  selbst  regeln;  die  §§  12 — 14  finden  ent¬ 
sprechende  Anwendung. 

Soweit  nach  Absatz  i  oder  2  die  Versorgung  für  einen 
größeren  Bezirk  geregelt  wird,  ruhen  die  Befugnisse 
der  zu  dem  Bezirke  gehörenden  Gemeinden  und  Kom¬ 
munalverbände. 

§  16.  Die  Landeszentralbehörde  hat  vor  Erteilung  der 
Zustimmung  zu  einer  Anordnung  gemäß  §  13,  Abs.  i, 
Nr.  2  b,  oder  vor  Erlaß  einer  solchen  Anordnung  dem 
Reichskanzler  Gelegenheit  zu  geben,  im  Interesse  der 
Gesamtversorgung  des  Reichsgebietes  Einspruch  zu  er¬ 
heben.  Macht  der  Reichskanzler  von  dieser  Befugnis 
Gebrauch,  so  ist  die  Zustimmung  zu  versagen  oder  vom 
Erlaß  der  Anordnung  abzusehen. 

III.  Strafbestimmungen.  §  17.  Mit  Gefängnis 
bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M. 
wird  bestraft: 

1.  wer  die  ihm  irach  §  6,  Abs.  2,  Nr.  i,  obliegende 
Auskunft  wissentlich  unvollständig  oder  unrichtig  er¬ 
stattet  oder  den  Vorschriften  des  §  6,  Abs.  2,  Nr.  2 
und  3,  zuwider  den  Eintritt  in  die  Räume,  die  Be¬ 
sichtigung,  die  Vorlage  der  Geschäftsaufzeichnungen 
oder  die  Einsicht  in  sie  verweigert; 

2.  wer  den  auf  Grund  des  §  12  erlassenen  Anord¬ 
nungen  zuwiderhandelt ; 

3.  wer  die  ihm  nach  §  13  obliegende  Anzeige  oder 
Auskunft  nicht  innerhalb  der  gesetzten  Frist  erstattet 
oder  wer  wissentlich  unvollständige  oder  unrichtige  An¬ 
gaben  macht ; 

4.  wer  den  von  den  Landeszentralbehörden  erlassenen 
Ausführungsvorschriften  zuwiderhandelt. 

§  18.  Wer  der  Vorschrift  des  §  9  zuwider  Ver¬ 
schwiegenheit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteilung  oder 
Verwertung  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen 
sich  nicht  enthält,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M. 
oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft;  die 
Verfolgung  tritt  nur  auf  Antrag  des  Unternehmers  ein. 

§  19.  Wer  den  auf  Grund  des  §  5,  Ahs.  i  und  3,  er¬ 
lassenen  Vorschriften  oder  den  .Vorschriften  des  §  5- 
Abs.  2,  zuwiderhandelt,  wird,  sofern  nicht  andere  \  or- 
schriften  schwerere  Strafen  androhen,  mit  GeldstratV 
bis  zu  150  M.  und  im  Unvermögensfalle  mit  Haft  bis 
zu  vier  Wochen  bestraft. 


füllung  von  Verträgen  mit  den  vorgenannten  Stellen 
bestimmt  sind. 

§  21.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  he- 
stimmen,  wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde,  zustän¬ 
dige  Behörde,  Kommunalverband,  Gemeinde,  Vorstand 
des  Kommunalverbandes  und  (jemeindevorstand  im 
Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 

§  22.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
in  dieser  Verordnung  begründeten  Verpflichtungen  zu¬ 
lassen. 

§  23.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündigung  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Anordnungen  zur  Bekanntmachung  über  die 
Regelung  des  Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kar¬ 
toffeltrocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabri¬ 
kation  vom  16.  September  1915.  Auf  Grund  des  §  7, 
Abs.  2,  der  Verordnung  des  Bundesrates  über  die  Rege¬ 
lung  des  Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabrikation  vom 
16.  September  1915  werden  unterm  17.  September  1.  J. 
unter  Aufhebung  der  Bekanntmachung  vom  26.  Februar 

1915  für  die  Lieferung  von  trockener  Kartoffelstärke 
und  Kartoffelstärkemehl  sowie  feuchter  Kartoffelstärke 
an  die  Trockenkartoffel  Verwertungsgesellschaft  m.  h.  H. 
folgende  Bedingungen  festgesetzt: 

1.  Preise.  Für  die  der  Trockenkartoffelverwertungs¬ 
gesellschaft  m.  b.  PL  gelieferten  Plrzeugnisse  erhält  der 
Lieferant  einen  Abschlagspreis.  Der  Abschlagspreis 
wird  vom  Ausschuß  der  Gesellschaft  mit  Zustimmung 
des  Reichskanzlers  festgesetzt.  Maßgebend  für  die  Be¬ 
rechnung  ist  bei  V^ersendung  mit  der  Eisenbahn  das 
Datum  des  Annahmestempels,  bei  anderen  V  ersen- 
dungen  das  Datum  der  PTachturkunde.  Der  Abschlags¬ 
preis  ist  spätestens  innerhalb  zwei  Wochen  von  diesem 
Datum  ab  zu  zahlen. 

Als  Restzahlung  erhält  der  Fabrikant  M.  0'50  für 
100  kg  brutto  der  abgelieferten  Mengen  nach  Fertig¬ 
stellung  der  Bilanz  für  das  mit  dem  30.  September 

1916  endigende  Geschäftsjahr.  Diese  Restzahlung  wird 
entsprechend  ermäßigt,  wenn  die  Trockenkartoffel¬ 
verwertungsgesellschaft  den  Trocknern  eine  geringere 
Nachzahlung  als  M.  0'50  für  100  kg  gewährt. 

H.  Beschaffenheit  der  Ware.  Die  Preise  für  trockene 
Kartoffelstärke  und  Kartoffelstärkemehl  gelten  für  Er¬ 
zeugnisse,  die  auf  den  ersten  Wurf  gewonnen  sind  und 
regelmäßigen  Ansprüchen  an  Reinheit,  Parbe  und  Be¬ 
schaffenheit  genügen.  Die  Erzeugnisse  müssen  frei  von 
Chlor  und  technisch  säurefrei  sein  und  dürfen  bis  20 
vom  Hundert  Feuchtigkeit  enthalten.  Jede  Lieferung 
muß  in  sich  gleichmäßig  ausfallen.  Liber  die  Beschaffen¬ 
heit  der  feuchten  Stärke  werden  von  der  Trockenkar¬ 
toffelverwertungsgesellschaft  Bestimmungen  getroffen. 

Bei  Ablieferung  von  Ware  von  geringerer  Beschaffen¬ 
heit  können  die  Geschäftsführer  der  Gesellschaft  Preis¬ 
abzüge  festsetzen.  Gegen  ihre  Entscheidung  kann  der 
Lieferant  binnen  einer  Frist  von  drei  Tagen  die  Ent¬ 
scheidung  der  Sachverständigenkommission  der  Gesell¬ 
schaft  anrufen.  Diese  Entscheidung  ist  für  die  Parteien 


IW  S  c  h  1  u  ß  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  §  20.  Die  Befug¬ 
nisse  gemäß  §  6,  Abs.  2,  §§  12  und  13  greifen  nicht 
Platz  gegenüber  dem  Reiche,  den  Bundesstaaten,  Elsaß- 
Lothringen,  Gemeinden  und  Kommunalverbänden,  der 
Reichsgetreidestelle,  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  h.  H.  sowie  den  den  Kriegsministerien  oder  dem 
Reichsmarineaint  unterstellten  Gesellschaften,  Vei- 
bänden  und  Abrechnungsstellen. 

Die  Überlassung  der  Vorräte  (§  13.  Abs.  i,  Nr.  2  h') 
kann  nicht  verlangt  werden,  soweit  die  V^orräte  zur  Er- 


bindend. 

Für  Erzeugnisse  von  Kartoffelstärkemehl  und 
trockener  Kartoffelstärke,  die  ihrer  Beschaffenheit  nach 
als  Abfall  anzusehen  sind  und  sich  nicht  zur  Brot¬ 
bereitung  eignen,  ermäßigt  sich  der  Preis  um  mindestens 
2  M.  für  100  kg.  Die  Preise  für  feuchte  Kartoffelstärke 
werden  im  Streitfall  von  dem  Ausschuß  der  Gesellschaft 
endgültig  festgesetzt. 

HL  Lieferung.  Die  Lieferung  der  trockenen  Kar¬ 
toffelstärke  und  des  Kartoffelstärkeinehls  sowie  der 
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feuchten  Kartoffelstärke  hat  entsprechend  den  An¬ 
weisungen  der  Trockenkartoffelverwertungsgesellschaft 
zu  erfolgen. 

Der  Hersteller  ist  verpflichtet,  die  Anweisung  der 
Gesellschaft  nach  Fertigstellung  von  je  loo  q  einzu¬ 
holen.  Die  Lieferung  hat  frei  Waggon  der  nächsten 
Eisenbahnstation  des  Herstellers  zu  erfolgen. 

Trockene  Kartoffelstärke  und  Kartoffelstärkemehl 
sind  in  einwandfreien,  loo  kg  fassenden  Säcken  zu 
liefern.  Die  Verladung  erfolgt  in  geschlossenen  oder  in 
offenen,  mit  einer  Decke  versehenen  Wagen. 

IVh  Auskunftspflicht.  Der  Hersteller  ist  verpflichtet, 
in  regelmäßigen,  von  der  Geschäftsführung  der  Trocken¬ 
kartoffelverwertungsgesellschaft  zu  bestimmenden  Zeit¬ 
punkten  der  Geschäftsführung  Angaben  darüber  zu 
machen,  welche  Mengen  an  Kartoffelstärke  und  Kar¬ 
toffelstärkemehl  von  ihm  hergestellt  und  inwieweit  sie 
von  ihm  verbraucht  oder  auf  Lager  genommen  sind. 

Der  Hersteller  ist  nicht  verpflichtet,  Auskunft  über 
die  innere  Verwaltung  und  den  technischen  Betrieb  zu 
geben. 

Die  Gerstenkontingente  der  Gerste  verarbeiten 
den  Betriebe.  Die  Reichsfuttermittelstelle  erließ  am 


1/.  I.  M.  folgende  Bekanntmachung: 

1.  Die  Feststellung  des  Gerstenkontingents  der 

Brauereien  und  Brennereien  für  die  Zeit  vom  i.  Ok¬ 
tober  1915  bis  31.  Oktober  1916  erfolgt  durch 
die  Steuerbehörden.  Die  näheren  Bestimmungen  über 
die  Gerstenkontingente  der  Brauereien  und  Brennereien 
finden  sich  in  den  besonderen  Bekanntmachungen  vom 
15.  September  d.  J.  (,, Reichsanzeiger“  Nr.  219). 

2.  Die  Feststellung  des  Gerstenkontingents  der 

Gersten-  und  Malzkaffeefabriken,  der  Preßhefefabriken, 
der  Graupenmühlen,  der  Malzextraktfabriken  und  der 
Mummebrauereien  erfolgt  für  die  Zeit  vom  i.  Oktober 
1915  bis  31.  Oktober  1916  unmittelbar  durch  die  Reichs¬ 
futtermittelstelle.  Den  einzelnen  Betrieben  wird,  sobald 
die  erforderlichen  LTnterlagen  über  die  von  ihnen  in 
der  Zeit  vom  i.  Juli  1912  bis  30.  Juni  1914  tatsäch¬ 
lich  verarbeiteten  Mengen  an  Rohgerste  oder  Gersten¬ 
malz  beigebracht  und  in  Ordnung  befunden  sind,  die 
Mitteilung  über  die  Hohe  des  festgesetzten  Gersten¬ 
kontingents  von  der  Reichsfuttermittelstelle  zugestellt. 

3-  Die  zum  Ankauf  der  Gerste  für  diese  Betriebe 
allem  berechtigenden  Gerstenbezugsscheine  werden  der 
Gerstenverwertungsgesellschaft  übergeben.  Der  Ankauf 
der  Gerste  ist  daher  nicht  den  einzelnen  Betrieben  un¬ 
mittelbar  gestattet,  sondern  sie  haben  sich  wegen  Lie¬ 
ferung  der  Gerste  mit  der  Gerstenverwertungsgesell¬ 
schaft  in  Verbindung  zu  setzen.  Soweit  die  Betriebe  die 
Gerste  selbst  einkaufen  wollen,  können  sie  das  nur, 
wenn  sie  sich  als  Kommissionäre  der  Gesellschaft  be¬ 
auftragen  lassen  und  für  sie  kaufen.  Die  Gerstenbezugs¬ 
scheine  werden  ihnen  nur  als  Kommissionären  zur  Legi¬ 
timation  beim  Einkauf  ausgehändigt. 

4.  Wenn  ein  Betrieb  das  für  ihn  festgestellte  Gersten¬ 
kontingent  zu  dem  angegebenen  Erzeugnis  nicht  oder 
nur  zum  Teil  verarbeitet,  so  darf  er  die  dafür  auf  Be¬ 
zugsschein  erworbene  aber  unverwendet  bleibende  Gerste 
nicht  anderweit  verwenden  oder  an  andere  Gerste  ver¬ 
arbeitende  Betriebe  weitergeben,  muß  sie  vielmehr  der 
Reichsfuttermittelstelle  zur  Verfügung  stellen.  Will  ein 
Betrieb  die  Übertragung  seines  Kontingents  oder  eines 
Teiles  davon  an  einen  anderen  Betrieb  der  gleichen 
Fabrikation  vornehmen,  so  muß  er  unter  Rückgabe  der 
Mitteilung  über  die  Festsetzung  seines  Gerstenkontin¬ 
gents  bei  der  Reichsfuttermittelstelle  einen  ent¬ 
sprechenden  Antrag  stellen.  Das  nicht  verarbeitete 
Kontingent  wird  dann  abgesetzt  werden  und,  falls  die 
Zustimmung  der  Übertragung  erteilt  wird,  dem  erwer¬ 
benden  Betriebe  ein  Zusatzkontingentschein  ausgestellt 


werden,  auf  den  dieser  dann  die  unverwendete  Gerste 
übernehmen  kann. 

5.  Soweit  Ausputzgerste  nach  §  32  der  Gerstenver¬ 
ordnung  an  die  Zentralstelle  zur  Beschaffung  der 
Heeresverpflegung  abgeliefert  wird,  erfolgt  Ausstellung 
eines  Zusatzkontingents  in  entsprechender  Höhe. 

Vorübergehende  Änderung  der  Eisenbahnver¬ 
kehrsordnung.  Mit  13.  September  1915  wurde  verfügt: 

Auf  Grund  des  §  2,  Abs.  (4),  der  Eisenbahnverkehrs¬ 
ordnung  wird  §  62,  Abs.  (8),  dieser  Ordnung  während 
der  Dauer  des  Krieges  wie  folgt  geändert:  „Die  Eisen¬ 
bahn  kann  verlangen,  daß  Stückgüter  vom  Absender  mit 
dem  Namen  der  Versandstation,  dem  Tage  der  Aufgabe 
und  dem  Namen  der  Bestimmungsstation  dauerhaft  be¬ 
zeichnet  werden,  wenn  es  ihre  Beschaffenheit  ohne  be¬ 
sondere  Schwierigkeit  zuläßt.  Die  Änderung  tritt  sofort 
in  Kraft. 

Zulassung  von  eisernen  Gewichten  zur  Eichung. 
Auf  Grund  des  §  19  der  Maß-  und  Gewichtsordnung 
vom  30.  Mai  1908  erläßt  die  kaiserliche  Normal¬ 
eichungskommission  mit  II.  August  1.  J.  nachstehende 
Bestimmungen: 

§  I.  I.  Für  die  Dauer  des  gegenwärtigen  Krieges 
werden  folgende  aus  Eisen  gefertigte  Gewichte  zur 
Eichung  zugelassen: 

Handelsgewichte  zu  50,  20,  10  g 

^  5,  2,  I  „ 

Präzisionsgewichte  zu  2,  i  kg 

500,  200,  100  g 

50,  20,  IO  „ 

5,  2,  I  „ 

und  Goldmünzgewichte  in  den  durch  §  81  der  Eich¬ 
ordnung  vom  8.  November  1911  (R.-G.-Bl.,  Be¬ 
sondere  Beilage  zu  Nr.  62)  zugelassenen  Gewichts¬ 
größen. 

2.  Die  Oberfläche  der  bei  Nr.  i  genannten  Gewichte 
muß  glatt  abgedreht  und  zum  Schutze  gegen  Rost  mit 
einem  festhaftenden  Überzüge  (Metall  oder  Oxyd)  voll¬ 
ständig  bedeckt  sein.  Bei  den  Goldmünzgewichten  ist 
nur  Vergoldung  zulässig. 

3.  Die  Präzisionsgewichte  von  2  kg  bis  100  g  ein¬ 
schließlich  müssen  eine  Justierhöhlung  haben.  Die  Prä¬ 
zisionsgewichte  und  die  Handelsgewichte  von  50  g  ab¬ 
wärts  sind  ohne  Justierhöhlung  herzustellen,  sie  müssen 
aus  gezogenem  Eisen  gedreht  sein. 

4-  Für  die  Gestalt  und  Einrichtung  im  übrigen  sowie 
für  Bezeichnung,  Fehlergrenzen  und  Stempelung  der 
Gewichte  sind  die  Bestimmungen  der  Eichordnung  in 
§§  76 — 80  und  83 — 86  zum  Anhalt  zu  nehmen. 

§  2.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  treten  mit  dem 
Tage  ihrer  Verkündung  in  Kraft. 

Bestandserhebungen  von  Spinnstoffen.  Am 

28.  September  1915  wurde  durch  die  Militärbefehlshaber 
eine  Bekanntmachung,  betreffend  Bestandserhebung  von 
tierischen  und  pflanzlichen  Spinnstoffen  (Wolle,  Baum¬ 
wolle,  Flachs,  Ramie,  Hanf,  Jute,  Seide)  und  daraus 
hergestellten  Web-  und  Strickgarnen,  veröffentlicht.  Die 
Bekanntmachung  führt  eine  monatliche  Meldepflicht 
für  die  genannten  Spinnstoffe  und  Garne  ein  und  setzt 
die  Bestimmungen  der  früheren  Bekanntmachungen,  be¬ 
treffend  Bestandserhebung  unversponnener  Schafwolle, 
von  Bastfaserrohstoffen  u.  s.  w.,  für  Baumwolle  insoweit 
außer  Kraft,  als  sie  regelmäßig  wiederkehrende  Bestand¬ 
erhebungen  angeordnet  haben. 

Eine  Nachtragsverordnung  zu  der  Bekanntmachung, 
betreffend  Bestandserhebung  und  Beschlagnahme  von 
alten  Baumwollumpen  und  neuen  baumwollenen  Stoff¬ 
abfällen  vom  29.  September  1915  erweitert  die  Melde¬ 
pflicht  dahin,  daß  die  Bestandsmeldungen,  die  nach  den 
Meldebestimmungen  zum  letzten  Male  am  i.  August 
1915  unter  Einhaltung  einer  Einreichungsfrist  bis  zum 
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15.  August  zu  erfolgen  hatten,  nunmehr  allmonatlich 
stattfinden;  die  Meldungen  müssen  nach  dem  Stande  der 
\'orräte  am  r.  eines  jeden  Monats  unter  Einhaltung 
einer  Einreichungsfrist  bis  zum  lo.  des  betreffenden 
Monats  erfolgen.  Die  für  die  Meldung  zu  benutzenden 
amtlichen  Meldescheine  werden  auf  schriftliches  Er¬ 
suchen  von  der  ,, Aktiengesellschaft  zur  Verwertung  von 
Stoffabfällen'b  Berlin,  postfrei  versandt. 

Italien. 

Erklärung  der  Baumwolle  als  Konterbande.  Laut 
Verordnung  Nr.  1334  vom  2.  September  1915  sind  Roh¬ 
baumwolle,  Baumwollfasern,  -abfälle  und  -garne  vom 
gleichen  Tage  ab  als  unbedingte  Konterbande  erklärt 
worden. 

Vorschriften  zur  Ausfuhr  von  Baumwollgarnen 
und  Baumwollgeweben.  Dem  ,,Corriere  della  Sera“ 
ist  zu  entnehmen: 

,,Die  Ausfuhr  sämtlicher  Baumwollgarne  sowie  Baum- 
wollgewebe,  welche  nicht  zu  militärischen  Zwecken 
dienen,  müssen,  wenn  auch  nach  den  verbündeten 
Staaten  sowie  nach  Amerika  oder  über  den  Suezkanal 
bestimmt,  zur  Ausfuhr  eine  Spezialbewilligung  der  Zoll¬ 
behörde  haben.  Die  Ausfuhr  nach  den  erwähnten 
Staaten  ist  nur  dann  zu  gestatten,  wenn  die  ent¬ 
sprechenden  Garantien  geleistet  werden,  daß  die  Waren 
für  den  Konsum  im  Inlande  bestimmt  sind.  Die  Re¬ 
gierung  behält  sich  vor,  die  speziellen  Vorschriften,  be¬ 
treffend  der  erforderlichen  Garantien,  zu  veröffentlichen. 

Da  die  schweizerische  Regierung  bereits  erklärt  hat, 
nicht  in  der  Lage  zu  sein,  die  verlangten  Garantien  zu 
leisten,  so  wurde  die  Ausfuhr  sämtlicher  Baumwollgarne 
und  Baumwollgewebe  von  Italien  nach  der  Schweiz  ver¬ 
boten. 

Die  Ausfuhr  der  imprägnierten  Baumwollstoffe  zu 
militärischen  Zwecken  kann  nur  mit  Spezialbewilligung 
des  Ministeriums  erfolgen.“ 

Rußland. 

Gerichtsbarkeit  in  den  besetzten  Gebieten  von 
Russisch-Polen.  Das  kaiserlich  deutsche  Obergericht 
für  das  Generalgouvernement  Warschau  hat  mitgeteilt, 
daß  Bezirksgerichte  zurzeit  an  folgenden  Orten 
Russisch-Polens  errichtet  sind:  Bentzin,  Czenstochau, 
Kalisch,  Konin,  Kutno,  Lenczyca,  Lodz,  Wielun, 
Wloclawek,  Grodzisk,  Grojec,  Skierniwice,  Lowicz, 
Kawa,  Lipno,  Plock,  Mlawa,  Pultusk,  Nowo-Minsk, 
Gancolin.  Falls  die  Zuständigkeit  eines  bestimmten  Be¬ 
zirksgerichtes  nicht  feststeht,  sind  Klagen  und 
Mahnungen  an  das  kaiserlich  deutsche  Obergericht  für 
das  Generalgouvernement  Warschau  zu  senden,  welches 
sie  an  die  zuständige  Stelle  weitergibt.  Es  empfiehlt  sich 
für  die  deutschen  Gläubiger,  vor  Erhebung  der  Klage 
eine  Mahnung  mit  Unterlagen  einzureichen  unter  dem 
gleichzeitigen  Ersuchen  an  das  Gericht,  den  Schuldner 
vorzuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königliche  Verord¬ 
nungen  vom  10.  und  vom  ii.  September  191^5 
Ausfuhr  von  Schnittbohnen  aller  Art,  ferner  von  ge¬ 
trockneten  Schnittbohnen  und  getrockneten  Prinzeß¬ 
bohnen  verboten  worden.  Ausfuhrbewilligungen  für  der¬ 
artige  getrocknete  Schnittbohnen  sollen  nach  einer  Mit¬ 
teilung  des  ,, Nieuwe  Rotterdamsche  Courant“  vom 
13.  September  1915  in  keinem  Falle  erteilt  werden. 

Der  Minister  für  Landwirtschaft,  Gewerbe  und 
Handel  will  vorläufig  keine  Ausfuhrbewilligung  für 
Schweine  erteilen,  da  augenblicklich  Mangel  an  diesen 


Schlachttieren  herrscht.  Die  Preise  sind  noch  außer¬ 
ordentlich  hoch  und  die  Anfuhr  auf  dem  Amsterdamer 
Markt  w’ar  in  den  letzten  Wochen  so  gering,  daß  bei¬ 
nahe  ausschließlich  von  der  Regierung  zur  Verfügung 
gestellte  Schweine  geschlachtet  wurden. 

Ausfuhrbewilligung  für  Weißkohl,  Prunk¬ 
schnittbohnen,  Prinzeßbohnen  und  Heinrichs¬ 
riesenbohnen.  Eine  mit  Bezug  auf  die  königliche 
Verordnung  vom  18.  August  1915,  betreffend  das  Aus¬ 
fuhrverbot  für  Weißkohl,  Prunkschnittbohnen,  Prinzeß¬ 
bohnen  und  Heinrichsriesenbohnen,  von  dem  Minister 
für  Landwirtschaft,  Gewerbe  und  Handel  unterm 
21.  August  1915  erlassene  Verfügung  bestimmt: 

Artikel  i.  Die  Ausfuhr  der  vorgenannten  Erzeug¬ 
nisse  darf  nur  dann  gegen  Vorzeigung  von  Erlaubnis¬ 
scheinen,  die  von  dem  Sekretär  des  niederländischen 
Gartenbaurates  auszustellen  sind,  stattfinden,  wenn  die 
Erzeugnisse  unter  amtlicher  Aufsicht  zum  Zwecke  der 
Ausfuhr  an  den  von  dem  Minister  zu  bezeichnenden 
Plätzen  eingeladen  werden  u.  s.  w. 

Artikel  2.  Erlaubnisscheine  werden  denjenigen  er¬ 
teilt,  die  als  Ausführer  für  die  vorgenannten  Erzeug¬ 
nisse  eingeschrieben  sind  und  die  nachstehenden  Ver¬ 
pflichtungen  erfüllen. 

Artikel  3.  Als  Ausführer  können  auf  schriftlichen, 
vor  dem  25.  August  1915  bei  dem  vorgenannten 
Sekretär  einzureichenden  Antrag  diejenigen  in  die 
Liste  der  Ausführer  eingeschrieben  werden,  die  bereits 
vor  dem  31.  Juli  1914  als  Exporteure  die  vorgenannten 
Erzeugnisse  ausgeführt  haben  u.  s.  w. 

Artikel  4.  Die  Ausführer  müssen  eine  Erklärung 
unterzeichnen,  in  der  sie  sich  dem  Sekretär  des  nieder¬ 
ländischen  Gartenbaurates  gegenüber  damit  einver¬ 
standen  erklären,  der  in  Artikel  5  beschriebenen  Ver¬ 
pflichtung  nachzukommen  und  ihren  Anteil  an  allen  aus 
dieser  Regelung  entstehenden  Kosten,  einschließlich  der 
Kosten  für  Verwaltung,  Aufsicht  u.  s.  w.  zu  tragen. 

Artikel  5.  Die  Ausführer  sind  verpflichtet,  von  jeder 
Post,  die  sie  mit  Erlaubnis  auszuführen  wünschen, 
einen  Teil,  dessen  Beschaffenheit  mit  der  auszuführen¬ 
den  Post  genau  übereinstimmt,  für  den  inländischen 
Verbrauch  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Artikel  6.  Der  Minister  bestimmt  für  jede  Ware: 

a)  rvelchen  Gewichtsprozentsatz  ihrer  Ausfuhr  die 
Ausführer  für  den  inländischen  Verbrauch  zur  Ver¬ 
fügung  stellen  müssen ; 

b)  den  Einheitspreis,  der  ihnen  dafür  vergütet  werden 
soll. 

Artikel  7.  Ausführer,  die  ihren  übernommenen  Ver¬ 
pflichtungen  nicht  nachkommen,  werden  aus  der  in  Ar¬ 
tikel  3  genannten  Liste  gestrichen. 

Dänemark. 

Festsetzung  von  Maximalpreisen  für  amerikani¬ 
schen  Speck.  Eine  dänische  Verordnung  vom  10.  1.  M. 
verfügt : 

§  I.  Für  den  Verkauf  von  gepökeltem  amerikanischen 
Speck  (Rückenspeck)  zum  Verbrauche  hierzulande 
werden  folgende  Maximalpreise  festgesetzt:  bei  Ver¬ 
kauf  an  Detailhändler  iio  Öre  pro  kg,  im  Detailverkauf 
130  Öre  pro  kg. 

Unter  keiner  Form  darf  ein  höherer  Preis  verlangt 
werden;  jedoch  darf  der  Verkäufer,  wenn  er  für  die 
Erlegung  der  Kaufsumme  Aufschub  gewährt,  Zinsen 
bis  zu  I  Prozent  über  dem  jederzeit  gültigen  Diskont 
der  Nationalbank  berechnen. 

§  2.  Amerikanischer  Speck,  der  im  Detailverkauf  aus¬ 
geboten  wird,  muß  einer  LTntersuchung  bezüglich 
Trichinen,  Qualität  und  Frische  unterworfen  werden. 
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ln  betreff  auf  die  Stadt  Kopenhagen  muß  aller  dort 
eingeführter  Speck,  der  im  Detailhandel  verkauft  werden 
soll  und  bei  der  Untersuchung  frisch  und  guter  Qualität 
befunden  worden  ist,  mit  dem  gewöhnlichen  Stempel 
für  Trichinenuntersuchung  sowie  mit  einer  Marke  in 
blauer  b'arbe  versehen  werden.  Mit  diesem  Stempel  ver¬ 
sehener  Speck  kann  nicht  ohne  Erlaubnis  vom  Land¬ 
wirtschaftsministerium  nach  dem  Auslande  exportiert 
werden. 

Obige  llestimnnmg,  betreffend  die  Markierung,  ändert 
nichts  an  dem  durch  Oesetz  vom  12.  April  1911,  be¬ 
treffend  den  \’ertrieb  von  Butter  und  ausländischen 
I  andwirtschaftsprodukten,  vorgeschriebenen  Marken  der 
hier  erwähnten  Waren. 

§  3.  Diese  Bekanntmachung  tritt  sofort  in  Kraft. 
Schweden. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Die  schwedische 
Regierung  hat  eine  X’erordnung  erlassen,  welche  einer¬ 
seits  eine  fortgesetzte  Clültigkeit  der  Verordnung  vom 
18.  September  1914  wegen  nachträglichen  Aufschubes 
für  bestimmte  Fälle  bei  Bezahlung  \on  Schulden,  ander¬ 
seits  wegen  Aufschub  der  Zahlung-sfrist  für  die  Er¬ 
legung  gewisser  Batentabgaben  betrifft.  Dieser  \'erord- 
mmg  gemäß  soll  das  Moratorium  für  ausländische 
Schulden  und  Patentahgaben,  welches  bis  zum  i.  Ok¬ 
tober  1915  gilt,  ohne  Wränderung  verlängerte  Gültig¬ 
keit  bis  Ablauf  dieses  Jahres  erhalten.  Die  erstgenannte 
\'  erordnung  findet  keine  Anwendung,  wenn  die 
(iläubiger  in  den  Wreinigten  Staaten  von  Amerika,  den 
Niederlanden,  Norwegen,  der  Schweiz  oder  Spanien 
ansässig  sind. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  einer  Meldung  aus 
Stockholm  wurden  folgende  neue  Ausfuhrverbote  er¬ 
lassen,  und  zwar:  für  Kautschuk,  aufgelöst  oder  in 
Teigform,  jedoch  nicht  gewalzt,  in  Platten  oder  weiter 
bearbeitet,  Arbeiten  aus  weichem  Kautschuk,  mit  Aus¬ 
nahme  von  Treibriemen  und  Transportriemen  sowie 
Schuhe,  Arbeiten  aus  Hartgummi,  Harzöle,  Firnisse, 
Druckerschwärze,  Buch-,  Stein-  und  Kupferdruckfarben, 
Farben  mit  Öl  zubereitet  und  Spielsachen  aus 
Kautschuk. 

b'erner  wurden  Ausfuhrverhote  auf  folgende  Waren 
erlassen: 

Vieh,  Konserven,  Heringe,  gesalzen  und  konserviert, 
\\hirstwaren,  frisches  und  konserviertes,  gesalzenes 
sowie  geräuchertes  Fleisch,  Sirupe  und  Melassen.  Die 
Ausfuhr  kann  von  Fall  zu  Fall  auf  Grund  eines  An¬ 
suchens  seitens  der  Regierung  bewilligt  werden. 

Die  schwedische  Regierung  hat  für  Kupfervitriol  ab 
30.  September  1915  ein  Ausfuhrverbot  erlassen. 

Tm  Staatsrat  vom  2t.  September  1915  ist  der  Erlaß 
eines  Ausfuhrverbotes  für  Käse  mit  Wirkung  vom 
23.  September  1915  ab  beschlossen  worden. 

Am  3.  d.  M.  erließ  rlie  schwedische  Regierung  fol¬ 
gende  Ausfuhrverbote:  Gesteppte  Oberteile  zu  Schuhen, 
Knochen,  gesägte,  geschnitzelte,  gespaltene,  geraspelte 
oder  unbearbeitete,  hydraulische  Pressen,  Ammonium¬ 
nitrat. 

Auslegung  von  Ausfuhrverboten.  Gemäß  Ent¬ 
scheidung  der  schwedischen  Regierung  oder  der  General¬ 
zolldirektion  werden  nachstehend  genannte  Waren  als 
unter  die  geltenden  Ausfuhrverbote  fallend  angesehen: 

Stechmaschinen  (stickningsmaskiner),  als  nach  sach¬ 
kundigem  Gutachten  zu  den  Drehbänken  für  Metall¬ 
bearbeitung  gehörend ; 

Ananashanf  (Ananassa  sativa)  ; 

Buchdruckerschriften  aus  einer  Bleilegierung,  ver¬ 
worfene  ; 


[7.  OKTOBER  1915 


Tiegelasche,  erhebliche  Mengen  von  metallischem 
Zinn  enthaltend; 

Graphittiegelschrot ; 

Graphitbereitungen  mit  Fettgehalt,  zur  Verwendung 
als  Schmiermittel,  eingeführt  unter  den  Benennungen 
üildag  und  Gredag; 

Radreifen  aus  Eisen  für  Kraftwagen; 

Häute,  getrocknet,  nicht  rein  geschnitten,  im  Stück¬ 
gewicht  von  etwa  7  kg,  die  unmittelbar  vor  der  An¬ 
meldung  zur  Ausfuhr  naßgemacht  und  gesalzen  worden 
sind ; 

Jagdgewehrteile ; 

Konservenbüchsen  aus  verzinntem  Eisenblech,  teil¬ 
weise  gefirnist; 

Machetemesser,  für  den  Kriegsgebrauch  bestimmte 
Hiebwaffen ; 

Nickeldraht ; 

Lederriemen,  r5  cvi  breit,  durch  Leimen  zusamnien- 
gefügt,  in  Fängen  \'on  etwa  o'5  m  eingehend ; 

Schlachtmesser  mit  Holzschaft,  bei  einer  Länge  von 
etwa  0-5  III,  mit  bajonettähnlicher,  einseitig  scharf¬ 
geschliffener  Klinge; 

Tornister  aus  Geweben,  mit  Leder  eingefaßt  und  mit 
Federriemen  ausgerüstet  ; 

Bierkühlapi)arate,  gebrauchte,  aus  Kupfer  und  Eisen. 

Norwegen. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Am  14.  September  ist  durch 
Resolution  bestimmt  worden,  daß  die  Ausfuhr  von  ge¬ 
salzenem  l'isch  jeder  Art,  welcher  nach  dem  i.  Juli  1.  j. 
gefangen  wurde,  ab  20.  September  1915  bis  auf  weiteres 
verboten  wird.  Der  Export  kann  jedoch  unter  der  Be¬ 
dingung  geschehen,  daß  der  betreffende  Exporteur  beim 
Export  einen  gewissen  Prozentsatz,  bis  auf  weiteres 
IO  Prozent  aller  exportierten  Marken,  zurückhält  und 
diese  Quantität  dem  inländischen  Konsum  zu  freier 
^Trfügung  stellt,  und  dies  in  der  Weise,  zu  dem  Preise 
und  innerhalb  des  Zeitraumes,  wie  von  der  staatlichen 
Proviantierungskommission  bestimmt  wird. 

Eine  königliche  Entschließung  vom  14.  September 
1915  verbietet  mit  Wirkung  vom  20.  September  1915 
ab  die  Ausfuhr  von  gesalzenen  Fettheringen  aller 
Marken  bis  zu  25  Stück  auf  i  kg,  gefangen  nach  dem 
I.  Juli  1915,  soweit  nicht  der  Ausführer: 

a)  nachweist,  daß  er  zur  Deckung  des  inländischen 
Bedarfes  eine  gewisse  Menge  zurückgestellt  hat,  die  bis 
auf  weiteres  auf  je  10  vom  Hundert  aller  Marken  der 
Ausfuhrmengen  festgesetzt  wird ; 

b)  die  so  zurückgehaltenen  Heringe,  gepackt  in 
Fässern  zu  90  kg  Reingewicht,  in  solcher  Weise,  zu 
solchen  Preisen  und  für  eine  so  lange  Zeit,  wie  sie  der 
.staatliche  Proviantierungsausschuß  bestimmt  und  unter 
der  Kontrolle  des  Aufschlusses  dem  inländischen  Ver¬ 
brauch  zur  Verfügung  stellt. 

Ermächtigung  zum  Erlaß  eines  Einfuhrverbotes 
für  Branntwein,  Bier  und  Wein.  Ein  Gesetz  vom 
20.  August  1915  lautet: 

§  I.  Der  König  kann,  wenn  er  findet,  daß  außerordent¬ 
liche  Umstände  zur  Aufrechterhaltung  der  öffentlichen 
Ruhe  und  Ordnung  es  erfordern,  zeitweilig  ganz  oder 
teilweise  die  Einfuhr  von  Branntwein,  Bier  und  Wein 
aus  dem  Ausland  sowie  den  Versand  solcher  Getränke 
innerhalb  des  Reiches  verbieten. 

§  2.  Übertretungen  eines  Verbotes  gemäß  §  i  werden 
mit  Geldbuße  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft.  Mhiren,  die  \'erbotenerweise  eingeführt  oder 
versandt  werden,  werden  zu  gunsten  der  Staatskasse 
eingezogen.  Ist  zur  Einziehung  der  Waren  selbst  keine 
Gelegenheit,  so  kann  ihr  Wert  von  dem  Schuldigen  ein¬ 
gezogen  werden. 
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§  3.  Das  Gesetz  tritt  sofort  in  Kraft. 

Auslegung  von  Ausfuhrverboten.  Ein  Rund¬ 
schreiben  vom  4.  September  teilt  mit,  daß  das  Mini¬ 
sterium  des  Äußern  in  Übereinstimmung  mit  einer  vom 
Ausschuß  für  Handel,  Industrie  und  Schiffahrt  abge¬ 
gebenen  Erklärung  entschieden  hat : 

Gehärtetes  Walfett,  auch  in  Verbindung  mit  anderen 
Fettstoffen  und  gehärtete  pflanzliche  ()le  in  fester  Form 
sind  nicht  zu  den  Schmiermitteln  zu  rechnen.  Ob  Fette 
aller  Art,  auch  in  Verbindung  mit  anderen  Fettstoffen, 
und  andere  pflanzliche  Fettstoffe  als  diejenigen,  welche 
in  den  geltenden  Ausfuhrverboten  genannt  sind,  unter 
die  erwähnte  Bezeichnung  fallen,  muß  in  jedem  einzelnen 
Falle  Gegenstand  einer  besonderen  Untersuchung  sein. 

Die  norwegische  Regierung  hat  bestimmt,  daß  Waren 
auch  ohne  spezielles  Ausfuhrverbot  nicht  ausgeführt 
werden  dürfen,  wenn  dieselben  aus  Rohmaterial,  dessen 
Ausfuhr  verboten  ist,  hergestellt  sind  und  bei  Her¬ 
stellung  die  Absicht  bestand,  eine  Exportmöglichkeit  für 
verwendete  Rohmaterialien  oder  Halbfabrikate  zu 
schaffen. 

Wiederausfuhr  von  Waren,  deren  Ausfuhr  ver¬ 
boten  ist.  Ein  Rundschreiben  des  Finanz-  und  Zoll¬ 
departements  vom  6.  September  1915  lautet:  ,, Hierdurch 
wird  zur  Kenntnis  gebracht,  daß  das  Ministerium  des 
Äußern  auf  Veranlassung  mitgeteilt  hat,  daß  nach  Nor¬ 
wegen  eingeführte  Waren,  welche  unter  ein  bestehendes 
Ausfuhrverbot  fallen,  in  der  Regel  ohne  besondere  Er¬ 
laubnis  nicht  nach  dem  ausländischen  Absendeorte 
zurückgesandt  werden  können,  selbst  wenn  sie  irrtümlich 
hierher  gesandt  worden  sind  oder  wenn  die  Annahme 
vom  Empfänger  verweigert  wird.  Was  kleinere  Sen¬ 
dungen  betrifft,  so  kann  eine  Rücksendung  stattfinden, 
wenn  darauf  geachtet  wird,  daß  das  Frachtstück  nach 
demselben  Orte,  von  dem  es  angekommen  ist,  oder  auf 
dem  gleichen  Wege  wieder  ausgeführt  wird,  auf  dem  es 
eingetroffen  ist.“ 

Bulgarien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Der  ,, Bulgarischen  Handels¬ 
zeitung“  vom  18.  V.  M.  zufolge  hat  der  Ministerrat  be¬ 
schlossen,  für  folgende  Artikel  Ausfuhrverbote  zu  er¬ 
lassen;  Schweineschmalz,  Linsen,  Erbsen,  Kartoffeln, 
Zwiebeln,  Salz,  Paprika,  Säuren,  Tee,  Wein,  Brannt¬ 
wein,  Spiritus,  Brennmaterial,  Spreu,  Gerste,  Heu, 
Stroh  und  Roggen.  Bei  den  Getreidearten  gilt  die  Be¬ 
stimmung  für  die  alten  und  neuen  Ernten. 

Spanien. 

Ausfuhrverbote.  Die  spanische  Regierung  hat  ein 
Ausfuhrverbot  auf  folgende  Waren  erlassen:  Aloehanf, 
mexikanischen  Sisalhanf,  afrikanischen  Sisalhanf, 
Henequen,  Wollabfälle,  Ammoniak,  Baumwollabfälle, 
Holzkohle,  Zuckerrübensamen.  Durch  königliche  Verord¬ 
nung  vom  24.  August  1915  ist  die  Aufnahme  folgender 
Erzeugnisse  in  die  Zusammenstellung  der  Waren,  deren 
Ausfuhr  verboten  ist,  angeordnet  worden:  hasern  von 
Aloe,  Mauritiushanf,  mexikanischen  und  ostafrikani¬ 
schen  Sisalhanf  und  der  Agave;  Abfälle  von  Wolle  und 
Baumwolle:  Ammoniak;  bearbeiteter  Graphit:  Wolfram 
(Tungstein) ;  Superphosphat  und  die  übrigen  minerali¬ 
schen  Düngemittel;  Braunkohlen  und  Samen  von 
Zuckerrüben. 

Weizenzölle.  Durch  die  besonders  günstigen  Aus¬ 
sichten  auf  die  spanische  Weizenernte,  deren  Ergebnis 
ungefähr  auf  3,923.382  t  veranschlagt  wurde,  was  gegen¬ 


über  dem  Durchschnitte  des  letzten  Quinquenniums 
einem  Plus  von  525.674  t  und  gegenüber  der  Ernte  des 
Jahres  1914  einem  solchen  von  763.934t  entspricht; 
ferner  dmrch  den  Umstand,  daß  die  Preise  auf  den 
kastilischen  Märkten  im  Durchschnitte  des  Monats  Juni 
Pesetas  36'29  pro  100  kg,  beziehungsweise  im  Durch¬ 
schnitte  der  ersten  Juliwoche  Pesetas  35'84  betrugen, 
sah  sich  die  Regierung  veranlaßt,  mittels  königlichen 
Dekretes  vom  12.  Juli  1.  J.  (publiziert  in  der  „Gaceta 
de  Madrid“  vom  16.  Juli  1.  J.)  zu  bestimmen,  daß; 

a)  jene  Weizen-  und  Weizenmehlsendungen,  die  laut 
Ladungsmanifest  oder  behördlich  vidiertem  Konnosse¬ 
ment,  spätestens  bis  31.  Juli  1.  J.  inklusive  nach  Spanien 
abexpediert  werden,  ein  Zoll  von  2,  beziehungsweise 
5  Pesetas  pro  100  kg  erhoben  werde; 

b)  für  die  Sendungen,  die  vom  r.  Juli  1.  J.  angefangen 
nach  Spanien  abexpediert  wurden  oder  werden  oder  auf 
dem  Landwege  zur  Einfuhr  gelangen,  der  Transport¬ 
steuer  unterliegen ; 

c)  zu  Beginn  des  Monats  August  die  hiermit  betraute 
Kommission  den  Durchschnittspreis  des  Monats  Juli  un¬ 
verzüglich  bekanntgebe. 

Da  nun,  laut  Meldung  dieser  Kommission,  der  Durch¬ 
schnittspreis  des  Monats  Juli  auf  Pesetas  34'59  sank 
und  eine  weitere  sinkende  Tendenz  daraus  hervorgeht, 
daß  in  den  letzten  Tagen  Transaktionen  zum  Preise 
von  Pesetas  31 '22,  beziehungsweise  Pesetas  30'72  ge¬ 
macht  wurden,  bestimmt  eine  königliche  Verordnung 
vom  4.  August  1.  J.  (publiziert  in  der  ,, Gaceta  de 
Madrid“  vom  5.  August  1.  J.),  daß  nach  den  oben 
unter  a  erwähnten  Sendungen  im  Laufe  des  Monats 
August  dieses  Jahres  ein  Zoll  von  5,  beziehungsweise 
8  Pesetas  pro  100  kg  netto  erhoben  werde. 

Steuerbegünstigungen  für  Aktiengesellschaften. 

ln  voller  Erkenntnis  des  LTmstandes,  daß  die  durch  den 
Weltkrieg  hervorgerufene  Unterbringung  der  inter¬ 
nationalen  Verkehrsadern  natürlich  auch  die  Industrie 
und  den  Handel  Spaniens  stark  in  Mitleidenschaft  ge¬ 
zogen  hat,  sah  sich  die  Regierung  veranlaßt,  mittels 
königlichen  Dekretes  vom  9.  Juli  1.  J.  (publiziert  in  der 
..Gaceta  de  Madrid“  vom  10.  Juli  1.  J.)  eine  Kom¬ 
mission  zum  Studium  der  Lage  der  spanischen  In¬ 
dustrie  sowie  der  zur  Förderung  des  Exporthandels  zu 
treffenden  Maßnahmen  zu  entsenden  sowie  mittels  des 
königlichen  Dekretes  vom  16.  Juli  1.  J.  (publiziert  in 
der  ,, Gaceta  de  Madrid“  vom  18.  Juli  1.  J.)  zu  be¬ 
stimmen,  daß  den  Aktien-  und  Kommanditgesellschaften 
unter  gewissen  Bedingungen,  deren  gewichtigste  die 
Einwilligung  zur  Zulassung  staatlicher  Kontrolle  der 
Geschäftsgebarung  anzusehen  ist,  bedeutende  Steuer¬ 
begünstigungen,  beziehungsweise  Nachlässe  gewährt 
werden  können. 

Glukoseausfuhr.  Eine  königliche  ^Trordmmg  vom 
30.  luli  1.  J.  (publiziert  in  der  „Gaceta  de  Madrid“  vom 
3.  August  1.  ].),  gestattet  die  Ausfuhr  von  Glukose 
unter  Nachlaß  der  hierfür  bestehenden  Produktions¬ 
steuer  von  12  Pesetas  pro  100  kg. 


Der  österreichisch-ungarische  Export  nach  Brasi¬ 
lien.  Aus  Curityba  geht  uns  folgender  Bericht  zu: 
Die  Handelsbeziehungen  der  Monarchie  zu  dem  Staate 
Paranä  sind  seit  Ausbruch  des  europäischen  Krieges 
nahezu  vollständig  unterbrochen.  Nur  vereinzelt  kommen 
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noch  kleinere  Warensendungen  aus  der  Monarchie  auf 
dem  Umwege  über  neutrale  Staaten  durch. 

Bis  zum  Kriegsbeginn  kamen  für  den  Import  aus 
Österreich-Ungarn  folgende  Artikel  in  Betracht:  Malz 
und  Hopfen,  Möbel  aus  gebogenem  Holz,  Herren-  und 
Damenwäsche,  Glaswaren,  Gablonzer  Artikel,  gewisse 
Textilwaren  (Brünner  Ware),  Kopftücher,  etwas  Damen¬ 
stoffe,  gewisse  Eisenwaren  (Sensen,  Feilen),  Leder- 
galanleriewaren.  Hüte,  Schreibpapier,  Mineralwasser 
(Mattoni  und  Hunyady  Jänos),  ungarische  Weine  und 
Liköre. 

Die  Einfuhr  in  Malz  und  Hopfen,  in  der  die  Mon¬ 
archie  bis  dahin  an  erster  Stelle  überhaupt  gestanden 
ist,  wurde  seither  von  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  beziehungsweise  für  Hopfen  auch  von  Chile 
übernommen.  Es  besteht  jedoch  keine  Gefahr,  daß 
unsere  Provenienzen  auf  die  Dauer  vom  brasilianischen 
Markt  verdrängt  werden  können,  da  dieselben  hier  viel 
zu  gut  eingeführt  und  zu  hochwertig  sind,  um  nach 
Wiederkehr  normaler  Verhältnisse  die  nordamerika¬ 
nische,  beziehungsweise  chilenische  Konkurrenz  fürchten 
zu  müssen. 

Auch  den  anderen  genannten  Importartikeln  aus  der 
Monarchie  wird  der  brasilianische  Markt  zweifellos  er¬ 
halten  bleiben.  Nur  in  Artikeln,  wie  gebogene  Möbel 
und  Kopftücher,  die  von  der  Industrie  Brasiliens  selbst 
konkurrenziert  werden,  dürfte  auch  nach  dem  Kriege 
ein  Rückgang  zu  verzeichnen  sein.  Anderseits  aber 
könnte  sich  unseren  Industriellen  nach  dem  Kriege  ein 
anderes  Feld  in  manchen  Artikeln  eröffnen,  deren  bis¬ 
herige  französische  und  englische  Bezugsquellen  von 
der  größtenteils  deutschen,  beziehungsweise  brasilianisch¬ 
deutschen  Kaufmannschaft  in  Brasilien  künftighin  ver¬ 
mieden  werden  dürften. 

Bis  zur  Wiederherstellung  der  normalen  Schiffsver¬ 
bindungen  mit  Europa,  dürften  die  Vorräte  an  Import¬ 
ware  bereits  derart  zusammengeschrumpft  sein,  daß  trotz 
der  ungünstigen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  wieder 
eine  gewisse  Aufnahmsfähigkeit  vorhanden  sein  wird. 
Es  wird  sich  daher  empfehlen,  wenn  sich  unsere  In¬ 
dustriellen  und  Exporteure  bei  den  brasilianischen  Im¬ 
porthäusern  rechtzeitig  über  den  künftighin  zu  gewärti 
genden  Bedarf  in  geeignet  erscheinender  Weise  infor¬ 
mieren,  um  gegebenenfalls  sofoit  mit  bestimmten 
Offerten  an  dieselben  herantreten  zu  können.  Unter 
allen  Umständen  werden  hierbei  wieder  die  vor  dem 
Kriege  üblichen  langfristigen  Zahlungsusanzen  zu  beob¬ 
achten  sein.  Welche  Bedeutung  diesen  zukommt,  er¬ 
hellt  am  besten  daraus,  daß  die  nordamerikanischen 
Firmen,  die  durch  den  Krieg  für  sie  geschaffene  gün¬ 
stige  Situation  schon  deshalb  nicht  entsprechend  aus 
nützen  können,  weil  sie  meistens  nicht  in  der  Lage 
sind,  langfristige  Kredite  zu  gewähren.  Selbstveiständ- 
lich  sollen  derartige  Geschäftsverbindungen  nur  mit 
Firmen  angeknüpft  werden,  über  deren  Güte  man  sich 
vorher  in  zuverlässiger  Weise  informiert  hat. 

Der  Handel  der  Vereinigten  Staaten  mit  Süd- 

Amerika.  Wie  der  »Köln.  Ztg'«  aus  New  York  be¬ 
richtet  wird,  bereisen  amerikanische  Vertreter  unausge¬ 
setzt  die  südamerikanischen  Länder,  stellen  die  Bedürf¬ 
nisse  fest  und  versuchen  insbesondere  eine  Besserung 
des  Kredit-  und  Warenverkehrs  herbeizuführen;  ersteres 
durch  Errichtung  von  Bankniederlassungen,  letzteres 
durch  Anregung  neuer  Schiffahrtslinien.  Süd-Amerika 
ist  augenblicklich  genötigt,  sich  nach  den  Vereinigten 
Staaten  zu  wenden,  und  dies  beweist  noch  keineswegs, 
daß  es  auch  ewig  so  bleiben  wird.  Immerhin  kann 
nicht  geleugnet  werden,  daß  der  Rückgang  in  dem 
amerikanischen  Ausfuhrhandel  nach  Süd-Amerika,  der 
während  des  ersten  Kriegsjahres  sich  ganz  auffallend 
bemerkbar  machte  —  die  Ausfuhr  betrug  nur  loo  Mil¬ 
lionen  Dollar  gegen  124  Millionen  im  Vorjahre  —  im 
Monat  Juni,  für  den  jetzt  die  amtlichen  Zahlen  vor¬ 
liegen,  einem  nicht  minder  auffallendem  Aufschwung 


Platz  gemacht  hat. 

Für  den 

Monat  Juni 

lauten  die 

Ziffern : 

1914 

1915 

in 

Dollars 

Argentinien . 

5.250300 

Bolivia . 

88.854 

Brasilien . 

3.213.078 

Chile . 

1,686.598 

Columbia . 

858.063 

Ecuador  . 

361.644 

U'alkland-lnseln  .  .  . 

Guiana  Britisch-  .  . 

.  .  118.799 

147.132 

»  Holländisch-  . 

35-484 

»  Französisch-  . 

20.965 

Paraguay . 

6.992 

Peru . 

755-943 

Uruguay  . 

568.006 

Venezuela  . 

750.981 

Summe  . 

■  ■  7.573-487 

13.744090 

Der  Schatzamtssekretär  hat  soeben  in  einem  amt¬ 
lichen  Bericht  an  den  Präsidenten  eine  ausgiebige 
Unterstützung  der  süd-  und  mittelamerikanischen  Handels¬ 
propaganda  durch  die  Regierung  und  mit  Regierungs¬ 
mitteln  empfohlen.  Namentlich  regt  er  die  Unterstützung 
von  Dampferlinien  an,  da  man  «nicht  erwarten«  könne, 
daß  das  Privatkapital  sich  an  diese  Unternehmen  heran¬ 
wage,  das  »im  Anfang  zu  groß«  für  dasselbe  sei.  Er 
fordert  400  Fahrzeuge  von  annähernd  1,172.000/  und 
außerdem  324  von  je  150  /,  die  auch  im  Kriegsfälle 
—  zur  Küstenverteidigung  —  verwendet  werden  könnten. 


Die  amerikanische  Baumwollernte.  Die  Baumwoll¬ 
ernte  in  den  Vereinigten  Staaten  wird,  wie  die  »New 
York  Times«  mitteilt,  jetzt  auf  11,800.000  Ballen  ge¬ 
schätzt,  während  sie  im  vorigen  Jahr  16,135.930  Ballen 
betrug.  Die  zuständige  amtliche  Stelle  schätzte  am 
25.  August  den  Stand  für  die  ganze  Union  auf  6g‘2 
Prozent  des  Normalen,  während  einen  Monat  vorher 
die  Schätzung  auf  75-3  Prozent  lautete.  Der  Rückgang 
beruht  neben  ungünstiger  Witterung  darauf,  daß  auf 
der  im  ganzen  31535.000  Acker  (acres)  betragenden 
Anbaufläche  die  Menge  der  verwendeten  Düngemittel 
um  40  Prozent  geringer  als  sonst  war. 

Amerikanische  Glasindustrie.  Das  k.  u.  k.  Kon¬ 
sularamt  in  Pittsburg  berichtet:  Die  Produktion  von 
Fenster-  und  Spiegelglas  im  Jahre  1914  war 
eine  verhältnismäßig  sehr  geringe.  Die  meisten  Fabriken 
arbeiteten  während  der  Kampagne  1913 — 1914  nicht 
mehr  als  durch  sieben  Monate  und  für  die  1914 — ■1915er 
Kampagne  dürfte  sich  dies  noch  verringern.  Die  Vor¬ 
räte  nahmen  zu  und  die  Preise  sanken.  Die  Merkmale 
einer  gefährlichen  Überproduktion  sowie  einer  dro¬ 
henden  Kri-^e  in  dieser  Branche  machten  sich  immer 
mehr  bemerkbar.  Zwei  moderne  Werke  mit  Hand¬ 
betrieb  gingen  zu  Maschinenbetrieb  über  und  dürften 
in  absehbarer  Zeit  noch  mehrere  Werke  diesem  Bei¬ 
spiel  folgen. 

Die  Draht-Glasindustrie  zeigt  Zeichen  des 
.Aufschwunges.  Drahtglas  erfreut  sich  als  Feuerschutz- 
miitel  einer  großen  Nachfrage  und  kommt  dasselbe 
immer  mehr  und  mehr  in  Gebrauch. 

In  der  Flaschenfabrikation  ist  der  Übergang 
von  Hand  zu  maschinellem  Betrieb  bereits  praktisch 
durchgeführt.  Die  wenigen  Fabriken,  die  noch  mit 
Handbetrieb  arbeiten,  schränken  ihre  Tätigkeit  immer 
mehr  ein. 

Der  Krieg  in  Europa  hatte  im  Allgemeinen  keinen 
besonderen  Einfluß  auf  die  Glasindustrie.  Der  Import 
von  Glaswaren  erlitt  durch  den  Ausfall  der  belgischen 
Einfuhr  eine  kleine  Einbuße. 

Während  des  Finanzjahres  vom  i.  Juli  1913  bis  zum 
30.  Juni  1914  wurden  Glaswaren  im  Werte  von 
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8,191.833  $  im  Auslande  gekauft.  Hiervon  entfallen 
auf  Deutschland  2,498.513  $,  auf  Belgien  2,091.353  S, 
auf  Frankreich  1,217.969  $,  auf  Österreich-Ungarn 
1,074371  S,  auf  Großbritannien  972.690  $. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  eine  Übersicht  über  die 


Einfuhr  von  Glas  nach  den 

Vereinigten 

Staaten  in 

den  Jahren  1913 — 1914: 

1913 

191-1 

D  0 

1  a  r  s 

Flaschen,  einfach . 

-  947-807 

1,064.371 

»  verziert . 

1,178.028 

768-773 

Fensterglas . 

.  1,070.485 

1,316.902 

Spiegelglas . 

489  359 

Optische  Gläser,  zollpflichtige  .  .  . 

.  770.811 

494.987 

»  »  zollfrei  .  ... 

-  545422 

575-747 

Übrige  Gläser . 

2,149.129 

2,153.881 

Zusammen  . 

.  7,172.740 

6,864.020 

Der  Fenster-  und  Spiegelglasexport  der  Vereinigten 
Staaten  hat  während  des  Krieges  infolge  des  Ausfalles 
Belgiens  ziemlich  stark  zugenommen.  Nachstehend  folgt 
die  Statistik  über  den  Glasexport  in  den  Vereinigten 


Staaten  in  den  Jahren  1913  — 1914. 

1913  1914 

Dollars 

Flaschen . 821.194  651.747 

Fensterglas . 388.651  405.196 

Spiegelglas .  35-164  >  93-^74 

Übrige  Gläser  .  .  .  ■  .  2,887.782 _ 2,285.894 

Zusammen  .4,132.791  3,536.711 


Trotz  des  Aufschwunges  den  der  Export  von  Fenster- 
und  Spiegelglas  genommen  hat,  erfüllten  sich  die  Hoff¬ 
nungen  der  Exporteure  nicht.  Einerseits  eröffneten 
sich  neue  ausländische  Geschäftsverbindungen  infolge 
der  durch  den  Krieg  geschaffenen  Lage,  anderseits  er¬ 
laubte  die  Unsicherheit  der  Geschäftsverbindungen  es 
den  Exporteuren  nicht,  sich  sofort  neue  Absatzquellen 
zu  sichern.  Dazu  kommt  noch,  daß  die  finanziellen 
Verhältnisse  der  Länder,  die  wie  China,  Südamerika 
u.  s.  w.  als  Abnehmer  für  amerikanisches  Glas  in  Be¬ 
tracht  kommen,  keine  solchen  sind,  daß  sie  ein  groß¬ 
zügiges  Exportgeschäft  ermutigen  würden. 

Holländisch-indische  Zinnproduktion.  Die  Betriebs¬ 
ergebnisse  der  von  der  Regierung  betriebenen  Zinn¬ 
minen  auf  der  Insel  Banka  waren  im  Jahre  1914, 
wie  uns  aus  Padang  berichtet  wird,  befriedigend.  Die 
Regierung  zeigte  das  Bestreben,  da  wo  es  technisch 
und  wirtschaftlich  vorteilhaft  ist,  die  Zahl  ihrer  maschi¬ 
nellen  Einrichtungen  zu  vergrößern,  um  bei  hohen  Zinn¬ 
preisen  auch  einen  Teil  der  bisher  als  unabbauwürdig 
geltenden  Zinnerzseifen  nutzbar  machen  zu  können. 

Der  Zinnabbau  auf  Billiton  ist  als  Konzession 
einer  Privatgesellschaft,  der  Billiton  Maatschappy,  über¬ 
lassen,  Die  Zahl  der  Minen  wurde  stark  verringert, 
wodurch  an  manchen  Stellen  allmählich  mehr  zu  ma¬ 
schinellem  Betrieb  übergegangen  werden  kann.  Wie 
immer,  herrschte  monatelang  großer  Wassermangel. 
Die  Arbeiter  sind  zum  größten  Teile  importierte  Chi¬ 
nesen.  Die  Insel  soll  noch  große  Mengen  Zinn  in 
Seifen  enthalten.  Die  Produktion  ist  gegen  frühere 
Jahrzehnte  stark  gesunken. 

Die  japanische  Baumwollindustrie.  Die  letzten  Be 

richte  vom  amerikanischen  Baumwollmarkt  melden  sehr 
bedeutende  Baumwollankäufe  Japans.  Seit  Kriegsbeginn 
und  auch  schon  vorher  ist  die  japanische  Baumwoll¬ 
industrie  gewaltig  erstarkt.  Der  «Köln.  Ztg.«  zufolge 
ist  die  Zahl  der  Baumwollspindeln,  die  im  März  1914 
rund  2,415.000  betrug,  jetzt  um  mindestens  eine  halbe 
Million  vermehrt  worden,  und  auch  die  Webstühle  sind 
um  mehr  als  3000  verstärkt  worden.  Dadurch,  daß 
der  Betrieb  in  Japan  hauptsächlich  mit  weiblichen  Ar¬ 
beitskräften  besorgt  wird  (nach  der  neuesten  Zählung 
gab  es  144000  weibliche  gegen  26.000  männliche 
Arbeiter),  hat  es  die  japanische  Baumwollindustrie  ver¬ 
standen,  durch  billige  Angebote  den  Wettbewerb  an¬ 
derer  Länder,  besonders  für  Schirtinge,  immer  mehr 
auszuschalten.  Sehr  beträchtlich  ist  die  Steigerung  des 


unmittelbaren  Ausfuhrgeschäftes  in  baumwollenen  Fla¬ 
nellen  nach  China  und  Hongkong.  Man  berechnet,  daß 
die  Ausfuhr  in  diesem  Artikel  beinahe  die  Hälfte  der 
Erzeugung  ausmacht.  Es  ist  auch  beachtenswert,  daß 
die  japanischen  Webereien  jetzt  Velvets,  die  sonst  fast 
ausschließlich  von  Deutschland  und  England  bezogen 
wurden,  herzustellen  beginnen.  Selbst  die  Ausfuhr  nach 
Indien,  die  im  Verhältnis  noch  recht  unbedeutend  war, 
weist  eine  Steigerung  der  Ziffern  auf;  ja,  es  gibt  opti¬ 
mistische  japanische  Baumwollfabrikanten,  welche  schon 
an  ein  bevorstehendes  großes  Ausfuhrgeschäft  nach 
Europa  denken. 


Schwedische  Schiffahrtsfragen.  »Svenska  Dag- 
bladet«  schreibt:  »Die  derzeit  auf  dem  Frachtmarkt  und 
in  der  Schiffbauindustrie  herrschenden  abnormen  Ver¬ 
hältnisse  haben  eine  gewaltsame  Preissteigerung  für  alle 
Art  von  Tonnage  hervorgerufen,  welche  sich  zumeist 
für  die  gewöhnlichen  Typen  der  Üzeanfrachtdampfer 
geltend  machen  dürfte.  Die  Werften  sind  derart  mit 
Arbeiten  überhäuft,  daß  die  Lieferungszeiten  auf  2 — 3 
Jahre  hinausgedehnt  werden  und  die  Preise  bis  auf  das 
Doppelte  und  mehr  im  Vergleich  mit  der  letzten  Zeit 
vor  dem  Kriege  gestiegen  sind. 

Unter  diesen  Verhältnissen  ist  es  ganz  natürlich,  daß 
es  die  schwedischen  Reeder  lockt,  ihre  Fahrzeuge  zu 
verkaufen  und  auf  diese  Weise  einen  leicht  verdienten 
Gewinn  einzustecken,  anstatt  einen  Betrieb  fortzusetzen, 
der  sicherlich  große  Gewinnchancen  bietet,  aber  auch 
mit  viel  Risiko  und  Mühe  verbunden  ist.  Die  Folge 
davon  ist  eine  starke  Reduzierung  unserer  Tonnage 
gewesen  und  aus  der  kürzlich  publizierten  Halbjahrs¬ 
statistik  für  1915  ist  ersichtlich,  daß  Schwedens  Fahr¬ 
zeugbestand  in  seiner  Gesamtheit  sich  um  40  Stück 
Fahrzeuge  mit  zusammen  22477  Bruttotonnen  ver- 
mirdeit  hat.  Es  sind  vom  Ausland  13  Dampfer  er¬ 
worben  worden,  während  gleichzeitig  30  schwedische 
Dampfer  in  ausländischen  Besitz  tibergegangen  sind. 
Abgesehen  davon  hat  natürlich  die  bedeutende  Zahl 
verunglückter  Schiffe  zur  Reduzierung  unserer  Handels¬ 
flotte  beigetragen. 

Nun  scheint  es  jedoch,  als  ob  die  Verkäufe  nach 
dem  Halbjahreswechsel  in  noch  rascherem  Tempo  vor 
sich  gehen.  Hauptsächlich  kaufen  norwegische  Reede¬ 
reien  schwedische  Dampfer  für  Nordsee-  und  Ozean¬ 
fahrt  und  machen  damit  glänzende  Geschäfte.  Wäh¬ 
rend  die  schwedische  Flotte  zurückgeht,  wächst  die 
norwegische  sowohl  durch  Ankäufe  als  große  Schifts- 
bauten  und  eine  norwegische  Werft  nach  der  andern 
wird  umgebaut  oder  erweitert.  Vor  einigen  Tagen 
ging  durch  die  Presse  eine  Notiz  über  eine  neue  groß¬ 
artige  norwegische  Werftanlage  für  Fahrzeuge  bis  zu 
unserem  projektierten  großen  Amerikadampfertypus. 

Nachdem  die  Norweger  Schweden  in  der  Seefahrt 
stets  voraus  waren,  ist  es  nicht  zu  verwundern,  daß  sie 
größere  Unternehmungslust  zeigen  und  besser  in  der 
Lage  sind,  die  Vorteile  der  Kriegskonjunktur  auszu¬ 
nützen  als  Schweden.  Wenn  auch  Schweden  in  dieser 
Entwicklung  nicht  folgen  kann,  so  müßte  aber  doch 
wenigstens  die  vorhandene  Tonnage  beibehalten  werden. 
Die  Neuanschaffung  kann,  so  wie  die  Verhältnisse  jetzt 
liegen,  mit  Schwierigkeit  die  Verluste  durch  Unglücks¬ 
fälle  oder  Kondemnierung  decken.  Selbst  wenn  die 
schwedische  Werftenindustrie  aufgerüttelt  wird,  kann 
sie  kaum  die  Lücken  in  der  Tonnage  füllen.  Durch 
Einkauf  im  Auslande  wird  möglicherweise  das  gedeckt 
werden  können,  was  verloren  und  nicht  durch  Neu¬ 
bauten  auf  schwedischen  Werften  ersetzt  wurde  und 
eine  Beibehaltung  des  Status  quo  ist  wahrscheinlich 
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das  beste,  was  erreicht  werden  kann.  Es  ist  aber  klar, 
daß  ein  fortgesetzter  Verkauf  von  Fahrzeugen  nach 
dem  Auslande  diesen  Haushaltungsplan  vollständig  ver¬ 
rücken  muß  und  das  schwedische  Seefahrtsgewerbe 
ernstlich  bedroht.  Wir  befinden  uns  in  einer  Periode, 
da  mehr  als  irgend  wann  das  Land  von  der  Aufrecht¬ 
haltung  der  Seefahrt  in  größtmöglichstem  Umfange  ab¬ 
hängig  ist.  Nach  dem  Kriege  dürfte  ein  Aufschwung 
von  Handel  und  Gewerbe  eintreten,  der  erhöhte  Ton¬ 
nage  erfordert  und  günstige  Gelegenheit  für  die  seefah¬ 
renden  Nationen,  alte  Touren  aufzuarbeiten  und  neues 
Terrain  zu  gewinnen.  In  Ermanglung  der  erforder¬ 
lichen  Tonnage  wird  Schwedens  Reedereigewerbe  außer 
Stande  sein,  die  günstige  Situation  auszunützen  und 
statt  dessen  von  Dänemark  und  Norwegen  überholt 
werden,  welche  gewußt  haben,  ihre  Handelsflotte  bei¬ 
zubehalten  und  zu  stärken. 

Es  ist  von  sachkundiger  Seite  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  in  der  gleichen  Zeit,  wo  gute  schwedische 
Dampffahrzeuge  nach  dem  Auslande  verkauft  werden, 
nach  Schweden  ein  ganz  Teil  norwegischer  Segelfahr¬ 
zeuge  zu  unsinnig  hohen  Preisen  eingekauft  wird.  Das 
ist  ein  Ausschlag  ungesunder  Spekulation  in  die  hohen 
krachten.  Man  kauft  einen  alten  Segler  in  der  Hoff¬ 
nung,  mit  einigen  wenigen  geglückten  Reisen  die  ganze 
Einkaufssumme  verdienen  zu  können.  Es  ist  leicht  zu 
verstehen,  daß  dem  schwedischen  Seefahrtgewerbe  mit 
dem  Erwerb  von  dergleichen  Fahrzeugen  nicht  gedient 
ist,  denn  sobald  auf  dem  Frachtmarkt  wieder  normale 
Verhältnisse  eintreten,  sind  solche  alte  Segler  nicht 
mehr  konkurrenzfähig  und  können  den  Verlust  an 
erstklassiger  Dampfertonnage  nicht  ersetzen. 

Aus  den  vorstehend  ausgeführten  Gründen  scheint 
der  einzig  effektive  Ausweg,  um  einer  Verminderung 
unserer  Dampfertonnage  vorzubeugen,  ein  Exportverbot 
für  Fahrzeuge  für  die  Dauer  des  Krieges.  In  Fällen, 
wo  die  besonderen  Umstände  für  einen  Verkauf  nach 
dem  Auslande  sprechen,  könnte  ja  die  Regierung  Li¬ 
zenzen  bewilligen.  Von  allen  Verteidigungsmaßnahmen 
ökonomischer  Natur,  zu  welchen  uns  der  Krieg  ge¬ 
zwungen  hat  oder  zwingen  kann,  dürfte  kaum  eine 
besser  motiviert  sein,  als  ein  Exportverbot,  welches  die 
schwedische  Seefahrt  gegen  Tonnagemangel  in  einer 
kritischen  Periode,  wo  Fahrzeuge  ebenso  notwendig  wie 
schwer  beschaffbar  sind,  schützen  würde.« 


Deutschlands  Stellung  Im  Welthandel  und  im  Weltverkehr. 

Nach  statistischen  Quellen  bearbeitet  von  Rudolf  Barmm, 
Rektor  in  Hamburg.  Ein  Handbuch  zur  Wirtschaftskunde 
Deutschlands.  Hamburg  und  Braunschweig  1914,  Verlag  George 
Westermann.  145  Seiten.  Preis  geh.  5  M.,  geb.  M.  5 ‘50. 

Wenn  man  künftighin  einen  Überblick  über  jene  bedeutsame 
wirtschaftliche  Stellung  erhalten  will,  die  Deutschland  unmittelbar 
vor  dem  Ausbruch  des  Weltkrieges  erworben  hat  und  hierdurch 
die  Grundlage  zum  britischen  Haudelsneid,  diesem  wichtigen 
Faktor  zur  Entstehung  des  W^eltkrieges  legte,  dann  wird  vor¬ 
liegende  Schrift  mit  ihrer  knappen,  übersichtlichen  Darstellung 


einen  recht  brauchbaren  Behelf  abgeben.  Obwohl  diese  Arbeit 
bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1914  abgeschlossen  war, 
kommt  sie  bezeichnenderweise  an  zahlreichen  Stellen  auf  den 
britisch-deutschen  Wettbewerb  zu  sprechen,  indem  die  deutsche 
mit  der  britischen  Leistungsfähigkeit  in  verschiedenen  Zweigen 
von  Handel,  Industrie  und  Verkehrswesen  sorgfältig  verglichen 
wird.  Darüber  hinaus  enthält  die  Schrift  noch  viel  anderes,  was 
zur  Erkenntnis  der  Stellung  Deutschlands  in  der  Weltwirtschaft, 
ja  sogar  der  Entwicklung  der  Weltwirtschaft  im  allgemeinen 
höchst  dienlich  ist.  Die  eine  Fülle  statistischer  Daten  in  höchst 
übersichtlicher  Weise  bringende  und  mit  leicht  verständlichen 
Erklärungen  dieser  Daten  versehene  Schrift  ist  zur  Kenntnis¬ 
nahme  wärmstens  zu  empfehlen. 

Der  europäische  Schiffahrfsverkehr  nach  Australien.  Von 

Dr.  Walter  Dreßler.  Verlag  Duncker  &  Humblot,  München 
und  Leipzig  1915,  Heft  182  der  von  Schmoller  und  Sering 
herausgegebenen  »Staats-  und  sözialwissenschaftlichen  For¬ 
schungen«.  190  Seiten,  Preis  5  M. 

Diese  sorgfältig,  gearbeitete  eingehende  Darstellung  hat  trotz 
aller  Störungen  der  von  ihr  behandelten  Verhältnisse  durch  den 
Weltkrieg  an  Interesse  durchaus  nicht  verloren.  Der  Verfasser 
behandelt  nämlich  seinen  Gegenstand  inmitten  grundsätzlicher 
Erörterungen  von  Schiffahrtsverhältnissen  und  Schiffahrtsfragen 
aller  Art.  Man  erfährt  von  ihm  am  Beispiel  der  Schiffahrts¬ 
verhältnisse  Australiens  eine  Menge  bemerkenswerter  Einzel¬ 
heiten  über  die  Übergang  von  der  Segelschiffahrt  zum  Dampf¬ 
schiff,  über  die  Einwirkungen  des  Suezkanals,  der  Linie  um 
das  Kap  Horn,  des  Panamakanals,  über  staatliche  Schiffahrts¬ 
subventionen,  über  das  Verbandswesen  in  der  Schiffahrt,  über 
den  deutsch-britischen  Wettbewerb  in  der  Seeschiffahrt  etc. 
Auch  beschäftigt  er  sich  mit  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
Australiens  selbst  von  den  ersten  Tagen  der  Besiedlung  bis  zum 
Ausbruch  des  Weltkrieges.  Die  inhaltsreiche  Schrift  ist  jeder¬ 
mann,  der  sich  für  Schiffahrtsfragen  interessiert,  warm  zu 
empfehlen.  Für  Österreich-Ungarn  ist  die  eingehende  Behand¬ 
lung  der  von  Fiume  nach  Australien  führenden  Dampferlinie  von 
besonderem  Interesse. 

Der  Handelsagent.  Seine  soziale  Stellung  und  volkswirt¬ 
schaftliche  Bedeutung.  Von  Dr.  Paul  Be  hm.  Berlin  1913. 
Verlag  von  Franz  .Siemenroth.  202  Seiten.  Preis  4  M.,  ge¬ 
bunden  5  M. 

Diese  Schrift  sucht  die  Bedeutung  des  Handelsagenten  für 
das  gesamte  Wirtschaftsleben  sowie  seine  Stellung  inmitten  an¬ 
derer  Hilfsmittel  zur  Förderung  des  Warenumsatzes  klarzulegen. 
Hierbei  wird  das  Hauptgewicht  darauf  gelegt,  daß  man  es  beim 
Handelsagenten  mit  einer  selbständigen  kaufmännischen  Persön¬ 
lichkeit  zu  tun  hat,  die,  eben  als  individuelle  Persönlichkeit,  in 
einem  gewissen  Gegensatz  zu  der  fortschreitenden  Versachlichung 
unseres  gesamten  Wirtschafts-  und  Gesellschaftslebens  steht. 
Selbstverständlich  ist  hierbei  von  verfälschenden  Zwischenformen 
abzusehen,  wie  sie  etwa  durch  den  Festangestellten  mit  einem 
daneben  herlaufenden  Provisionsanspruch  oder  auch  durch  den 
Handelsreisenden  gebildet  werden,  der  neben  festem  Gehalt 
sowie  mehr  oder  weniger  reichlich  bemessener  Spesenvergütung 
auch  noch  Provisionsansprüche  besitzt.  Der  Verfasser  ist  von 
seinem  Gegenstand  ungemein  eingenommen,  und  das  Buch  klingt 
stellenweise  fast  wie  ein  begeisterter  Lobgesang  auf  einen 
größeren,  geschäftlich  tätigen  Personenkreis,  der  durch  Tüchtig¬ 
keit,  Findigkeit,  ausgleichende  Gerechtigkeit  gegenüber  Erzeuger 
und  Händler  etc.  für  die  Entwicklung  des  neueren  Handels¬ 
verkehres  von  hervorragender  Bedeutung  geworden  ist.  Man 
möchte  geneigt  sein,  in  vielem  dem  Verfasser  Recht  zu  geben, 
wofern  er  nur  die  dornige  Frage  der  dauernden  Provisionsan¬ 
sprüche  hinsichtlich  einmal  zugeführter  Kunden  etwas  weniger 
flüchtig  behandeln  würde.  Es  ist  doch  einigermaßen  fraglich, 
ob  bei  den  zahlreichen,  widerwärtigen  persönlichen  und  Rechts- 
Streitigkeiten,  die  sich  gerade  an  diese  Frage  knüpfen,  immer 
der  Handelsagent  im  R“cht  und  der  mit  ihm  in  Verbindung 
stehende  Unternehmer  im  Unrecht  ist,  wie  der  Verfasser  anzu¬ 
nehmen  scheint.  Abgesehen  von  die  er  einen,  vielleicht  nicht 
hinlänglich  beantworteten  Präge  ist  die  vorliegende  Arbeit  allen 
für  das  Geschäftsleben  interessierten  Kreisen  als  eine  tief  drin¬ 
gende  Behandlung  ihres  wichtigen  Gegenstandes  auf  das  wärmste 
zu  empfehlen. 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./,,  Berggasse  i 

Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht; 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


6,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Bamnwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lotbringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Gescbäftszablen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfragen.) 


Eduard  Eisinger  f.  Herr  Eduard  Eisinger,  der 
Seniorchef  eines  der  ältesten  Mitglieder  des  früheren 
Exportvereines,  der  Firma  J.  M.  Eisinger  &  Söhne,  ist 
in  hohem  Alter  verschieden.  Die  persönlichen  Eigen¬ 
schaften  des  energischen  Mannes,  der  sich  in  mehr  als 
5ojähriger  Tätigkeit  besonders  um  die  Hebung  der  öster¬ 
reichischen  Wachstuchindustrie  verdient  gemacht  hatte, 
sichern  ihm  ebenso  wie  bei  seinen  Mitarbeitern, 
Beamten  und  Arbeitern,  auch  in  den  weiten  Kreisen 
der  österreichischen  Industrie  und  bei  den  Alitgliedern 
der  allgemeinen  Exportsektion  des  k.  k.  Handels¬ 
museums  ein  ehrendes  Andenken. 

Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  HL  Lothringerstraße  I2, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika.  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs¬ 
und  Transportversicherung  solcher  Sendungen  inter¬ 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  ist,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 


ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen;  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
'  und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlw'aren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (Ä-  E.  706.) 
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Vorstandssitzung  vom  14.  September  1915. 
Unter  dem  \  orsitze  des  Übinannes  der  Üsterreichisch- 
Russischen  Sektion,  Sektionschef  Dr.  Brosche,  fand 
am  14.  September  eine  Sitzung  des  Sektionsvorstandes 
statt.  In  derselben  erstattete  der  Leiter  der  Direktion 
des  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  namens  des 
Bureaus  Bericht  über  die  bisherige  Tätigkeit  sowie  über 
die  gegenwärtige  wirtschaftliche  Lage  in  den  besetzten 
Gebieten  von  Russisch-Polen.  Alle  Umstände,  welche 
gegenwärtig  die  Geltendmachung  früherer  Forderungen 
sowie  die  Anknüpfung  neuer  Verbindungen  beeinflussen, 
wurden  ausführlich  erörtert.  Der  Konsulent  des  Export- 
forderungsdienstes,  Herr  Ernst  John,  informierte  über 
die  von  Seite  des  k.  k.  Handelsministeriums  getroffenen 
Einleitungen  hinsichtlich  der  Vormerkung  vmn  Forde- 
lungen  sowie  in  bezug  auf  die  Erleichterung  des  Ver¬ 
kehres  und  brachte  u.  a.  zur  Kenntnis,  daß  die  Ent¬ 
sendung  eines  kaufmännischen  Delegierten  zur  Wahr¬ 
nehmung  österreichischer  geschäftlicher  Interessen  in 
Warschau  in  Aussicht  genommen  wurde.  Nach  ein¬ 
gehender  Erörterung,  in  der  alle  geschäftlichen  Momente 
zur  Sprache  kamen,  beschloß  der  Vorstand  die  Ent¬ 
sendung  des  in  Aussicht  genommenen  Delegierten 
bestens  zu  begrüßen ;  über  eine  zu  gelegener  Zeit  etwa 
weiters  in  Aussicht  zu  nehmende  Entsendung  von 
Beamten,  beziehungsweise  amtlichen  Delegierten  wäre 
vorher  die  Äußerung  der  Sektion  einzuholen.  Als 
dringend  erwünschte  Unterstützung  der  kaufmännischen 
Bestrebungen  auf  dem  polnischen  Markte,  sei  die  Er¬ 
richtung  von  Bankfilialen  im  okkupierten  Gebiete  an¬ 
zustreben.  Unerläßlich  sei  die  beschleunigte  Einrichtung 
des  direkten  Postverkehres  auch  mit  Lodz  und 
W  arschau.  An  die  maßgebenden  Stellen  sind  im  Sinne 
der  gefaßten  Beschlüsse  die  geeigneten  Eingaben  zu 
richten.  Der  Vorstand  beschloß  sodann,  mit  den  all¬ 
monatlichen  S  e  k  t  i  o  n  s  V  e  r  s  a  m  m  1  u  n  g  e  n  im 
November  zu  beginnen,  wobei  zu  einer  weiteren  Er¬ 
örterung  der  wirtschaftlichen  Fragen  hinsichtlich  der 
okkupierten  Gebiete  Gelegenheit  gegeben  sein  wird. 

Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  würd  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  W'clcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Wrwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Llmfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszw'ang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanw'älte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
hüllen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf  1 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver- | 
w'altung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung} 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w.  j 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 


Gebiete  links  der  W^eichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 

Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 

Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  „War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 

I  ostkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
weiden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein- 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (14.774.) 


*J  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  Handelsmuseums  die  W'ochenschrift  »Das  Handels- 
museum«^  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  beson  leren  Verständigung  der 
P.  T,  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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Buenos  Aires,  Mitte  August  1915. 

Je  länger  der  europäische  Krieg  dauert,  um  so  deut¬ 
licher  wird  der  innige  Zusammenhang  zwischen  der 
argentinischen  Volkswirtschaft  und  den  Ereignissen  im 
alten  Erdteil.  Die  Ziffern  des  argentinischen  Außen¬ 
handels,  der  ja  vor  allem  die  derzeit  kriegführenden 
Länder  betrifft,  für  das  erste  Semester  des  laufenden 
Jahres  beweisen  dies  in  schlagender  Weise.  Die  be¬ 
züglichen  Daten  der  ersten  Halbjahre  pro  1915  und 
1914  sind  nämlich: 


1915  19U 

Millionen  ^  Gold 


Import . 

.  .  .  100 

171 

Export . 

.  .  .  311 

214 

Überschuß  des  Exports 

über 

den  Import  .... 

43 

Während  also  der  Import  um  40  Prozent  gesunken 
ist,  ist  der  Export  um  46  Prozent  gewachsen  und  ist 
jetzt  über  dreimal  so  groß  als  der  Import.  Der  Überschuß 
der  Ausfuhr  über  die  Einfuhr  in  den  letzten  zehn 
Jahren  ist  nicht  einmal  auch  nur  annähernd  so  hoch 
gewesen,  wie  die  nachfolgende  Tabelle  beweist: 


1906  . 47,257.720 

1907  . 54,872.768 

1908  . 91,802.906 

1909  .  110,535-379 

1910  . 23,277.739 

1911  . 18,674.736 

1912  . 61,343-587 

1913  . 83,902.367 

1914  . 42,717.290 

1915  . 210,782.458 


Diese  ungeheure  Zunahme  ist  beinahe  ausschließlich 
auf  den  Export  von  Cerealien  zurückzuführen,  denn  es 
wurde  sowohl  quantitativ  ungleich  mehr  ausgeführt  als 
vergangenes  Jahr,  wo  die  Ernte,  besonders  die  des 
Maises  durch  die  Regengüsse  gegen  Ende  des  Sommers 
so  schwer  gelitten  hatte,  als  die  Preise  infolge  des  ge¬ 
steigerten  Bedarfs  an  Brotfrüchten  der  kriegführenden 
Länder  auch  sehr  bedeutend  gestiegen  sind.  Der  Wert 
der  exportierten  Viehzuchtsprodukte  ging  dagegen  sogar 
etwas  zurück.  Der  Wert  der  Ausfuhr  im  allgemeinen 
und  der  Getreideausfuhr  im  besonderen  im  ersten  Se¬ 
mester  1915  war  der  höchste  bisher  dagewesene,  ebenso 
wie  anderseits  die  Einfuhrziffer  die  niedrigste  des 
letzten  Jahrzehnts  war. 

Dieses  Resultat  schien  nun  an  und  für  sich  erfreulich 
und  müßte  eigentlich  zur  raschen  Gesundung  der  wirt¬ 
schaftlichen  Lage  in  Argentinien  beitragen.  Dem  ist 
aber  doch  nicht  so;  denn  erstens  ist  die  gesamte 
Zahlungsbilanz  Argentiniens  infolge  der  un¬ 
geheuren  Verpflichtungen  im  Ausland  erheblich  un¬ 
günstiger,  als  die  Handelsbilanz,  und  zweitens  kommt 
der  Überschuß  der  Handelsbilanz  in  erster  Linie  nur 
der  einen  begrenzten  Klasse  der  Großgrundbesitzer  zu 
gute;  da  diese  fast  ausnahmslos  schwer  verschuldet  sind, 
kommen  allerdings  mindestens  die  Hypothekeninstitute 
zu  ihrem  vergangenes  Jahr  arg  gefährdeten  Gelde.  Das 
Erübrigende  in  Geschäfte  zu  stecken,  daran  denkt  vor¬ 
läufig  aber  niemand;  es  herrscht  Geldüberfluß,  aber  es 
wird  nicht  investiert,  sondern  nach  wie  vor  thesauriert, 
wie  es  heißt  600  Millionen  von  den  1000  Millionen,  die 
in  Zirkulation  sind.  Europäisches  und  nordamerika- 
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nisches  Kapital  kommt  aus  naheliegenden  Ursachen 
keines  mehr  ins  Land  und  der  Einheimische  unternimmt, 
sei  es  nun  aus  allgemeinem  Mangel  an  Unternehmungs¬ 
und  Arbeitslust,  sei  es,  daß  ihm  die  Spekulationskrise 
der  letzten  Jahre  und  die  letztes  Jahr  ausgestandene 
Angst  doch  zu  sehr  in  die  Glieder  gefahren  ist,  gar 
nichts,  um  das  Geld  nutzbringend  zu  verwerten.  Argen¬ 
tinien  ist  gezwungen  in  eine  Periode  des  sich  Selbst- 
geniigens,  der  Konzentrierung  eingetreten,  nach  der  die 
hier  nach  Beendigung  des  Krieges  wieder  auftretende 
europäische  Schaffenskraft  und  Arbeitsfreude  lebhaft  be¬ 
grüßt  werden  wird,  wenn  auch  Einsichtige  schon  jetzt 
darauf  hinweisen,  daß  dies  erst  lange  nach  Beendigung 
des  Krieges  möglich  sein  wird. 

Aus  sich  selbst  heraus  wird  Argentinien  wohl  noch 
lange  wenig  leisten.  Drei  Projekte  des  Deputierten 
Dr.  Zeballos,  die  zugleich  mit  einem  vierten  weiter  unten 
besprochenen  in  der  Deputiertenkammer  eingebracht 
wurden  und  die  die  Enteignung  der  für  den  Export  be¬ 
stimmten  \  iehzuchts-  und  Bodenprodukte  und  deren 
Verkauf  durch  die  Banco  de  la  Nacion,  die  Schaffung 
einer  nationalen  Handelsmarine  und  den  Bau  eines 
Netzes  von  hier  so  bitter  fehlenden  Fahrstraßen  betrifft, 
welch  letztere  Projekte  erst  die  Verwertung  der  argen¬ 
tinischen  Produktion  voll  gestatten  würden  und  wofür 
ein  Aufwand  von  300  Millionen  Pesos  vorgesehen  ist, 
werden  jedenfalls  nicht  über  die  Konnnissionsberatung 
hinauskommen. 

Der  Goldbetrag  des  obenerwähnten  Über¬ 
schusses  der  Handelsbilanz  liegt  nun  aber,  vermöge  der 
seinerzeit  getroffenen  Bestimmung,  daß  die  hierher  ge¬ 
schuldeten  Goldbeträge  zu  Order  der  argentinischen 
Gesandtschaften  im  Auslande  —  besonders  derjenigen 
in  London  —  erlegt  werden  sollen,  in  der  letzteren  Stadt 
und  ist  daher  gerade  jetzt  die  erwähnte  Maßnahme  der 
Regierung  vielfach  besprochen  und  kritisiert  worden. 

Versuche,  größere  Goldbeträge  aus  diesem  Bestand 
herüberzuschaffen,  scheiterten,  einmal  weil  die  Ver¬ 
sicherungsgesellschaften  hierüber  keine  Polizze  aus 
stellen  wollten,  ein  anderes  Mal,  weil  die  in  Rede 
stehende  (englische)  Dampfergesellschaft  erklärte,  nicht 
mehr  als  100.000  Goldpesos  auf  einer  Reise  befördern 
zu  können;  der  hierherzuschaffende  Betrag  übersteigt 
aber  bereits  75  Millionen  Goldpesos  =  ca.  400  Millionen 
Kronen  und  wird  nächstes  Jahr  um  diese  Zeit  vielleicht 
das  doppelte  betragen.  Eine  Einwirkung  der  englischen 
Regierung,  die  durch  eine  direkte  Untersagung  der  Aus¬ 
fuhr  die  argentinische  Regierung  doch  nicht  vor  den 
Kopf  stoßen  wollte,  oder  verwandter  Faktoren,  dürfte 
hierbei  bestimmt  Vorgelegen  haben;  jedenfalls  bleibt  das 
Gold  aber  in  England. 

Der  oben  erwähnt  gewesene  Minister  des  Äußern  und 
Deputierte  Zeballos,  kein  besonderer  Freund  Englands, 
hat  nun  einen  Gesetzentwurf  eingebracht,  wonach  die 
Bestimmung,  daß  das  Gold  bei  den  Gesandtschaften 
hinterlegt  werden  darf,  aufgehoben  werden  soll;  daß 
dieser  Gesetzentwurf  angenommen  wird,  ist  zweifelhaft; 
in  letzter  Linie  nehmen  die  Kammern,  wenn  sie  auch 
hie  und  da  Miene  machen,  zu  frondieren,  doch  nur  an, 
was  die  Regierung  wünscht. 

Die  Trage,  ob  das  Gold  in  der  Konversionskasse  oder 
in  der  Bank  von  England  zu  Händen  der  argentinischen 
Gesandtschaft  in  London  erliegt,  ist  ja  nun  allerdings, 
solange  die  Konversionskasse  der  ^  erpflichtung  ent¬ 
hoben  ist,  Gold  für  Papier  auszugeben,  eine  mehr  for¬ 
melle;  tatsächlich  kann  aber  eben,  solange  jene  Be¬ 
stimmung  zu  Recht  besteht,  die  Konversionskasse  ihre 
normalen  Operationen  nicht  beginnen  und  liegt  trotz  der 
abnorm  hohen  theoretischen  Metalldeckung  von  70  Pro¬ 
zent  eine  faktische  Papierwährung  vor;  daß  dies  auf 
den  derzeitigen  Geschäftsgang  einen  Einfluß  hat,  ist 
allerdings  kaum  zu  vermuten. 


Der  Finanzminister  Dr.  Carbo  gab  neulich  in  der  De 
putiertenkammer  sowohl  über  diesen  Gegenstand,  als 
über  die  wirtschaftliche  Lage  im  allgemeinen  Erklä 
rungen  ab;  hierbei  betonte  er,  daß  nach  Ansicht  der 
Regierung  die  Golddepots  nicht  die  geringste  Gefahr 
liefen. 

Bei  der  Besprechung  der  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s-  (speziell 
der  Grundbesitz-)  Krisis  erklärte  der  Minister,  von 
einer  Krisis  der  landwirtschaftlichen  Grundbesitzer 
könne  bei  den  glänzenden  Preisen  für  Viehzucht-  und 
Ackerbauprodukte  unmöglich  die  Rede  sein,  es  handle 
sich  jetzt  nur  um  die  durch  Hypotheken  überlasteten 
städtischen  Grundstücke.  Das  ist  cum  grano  salis  zu 
nehmen,  denn  spekuliert  hat  man  auch  auf  dem  Lande 
reichlich.  Von  dem  außerordentlich  schlechten  Ge¬ 
schäftsgang  des  Handels  erwähnte  er  nichts;  dem¬ 
selben  kann  aber  auch,  solange  der  Krieg  dauert,  wenig 
geholfen  werden. 

Mit  der  längeren  Dauer  des  Krieges  und  der  Er¬ 
schöpfung  der  bei  Beginn  desselben  vorhandenen  Vor¬ 
räte  beginnt  dieses  Land  immer  mehr  unter  der  stei¬ 
genden  Teuerung  oder  dem  mehr  oder  minder  fühlbaren 
Mangel  mancher  Eiaifuhrartikel  (besonders  aus  Deutsch¬ 
land)  zu  leiden;  erwähnt  seien  nur  Kohle,  Farbstoffe, 
Tuche,  Seidenwaren,  Medikamente,  Maschinen  und  Ma¬ 
schinenersatzbestandteile  u.  a.  m.  Teilweise  nur  werden 
diese  Waren  durch  Waren  schlechterer  Qualität  aus 
Nordamerika  ersetzt. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Regelung  des  Verkehrs  in  Eichen-  und  Fichten¬ 
rinde.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  Minister  für  öffentliche  Arbeiten, 
dem  Ackerbauminister,  dem  Minister  für  Landesver¬ 
teidigung  und  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegs¬ 
minister  vom  24.  September  1915,  betreffend  die  Re¬ 
gelung  des  Verkehrs  in  Eichen-  und  Fichtenrinde,  ver¬ 
fügt: 

§  I.  Eichen-  und  Fichtenrinde  (in  zerkleinertem  oder 
nicht  zerkleinertem  Zustande)  darf  nur  nach  den  Be¬ 
stimmungen  dieser  Verordnung  in  Verkehr  gebracht 
werden. 

§  2.  Die  Vorräte  an  Eichen-  und  Fichtenrinde  sind 
ohne  Unterschied,  ob  sie  noch  im  Wald  lagern  oder  ob 
sie  bereits  eingebracht  sind,  nach  dem  Vorratsstand  vom 
8.  Oktober  1915  der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G.  in 
Wien  zum  Kaufe  anzubieten. 

Die  Angebote  sind  bis  20.  Oktober  1915  an  die  ge¬ 
nannte  Gesellschaft  mit  Post  rekommandiert  abzu¬ 
senden.  Die  Postgebühr  ist  dem  Anbotsteller  von  der  Ge¬ 
sellschaft  rückzuvergüten. 

Der  Anbotsteller  ist  an  sein  Anbot  14  Tage,  die  vom 
Tage  der  Postaufgabe  des  Anbotes  an  zu  rechnen  sind, 
gebunden.  Geht  ihm  innerhalb  dieser  Frist  die  An¬ 
nahmeerklärung  der  Gesellschaft  nicht  zu,  so  kann  er 
über  die  angebotene  Ware  frei  verfügen. 

Nimmt  die  Gesellschaft  das  Anbot  an,  so  hat  sie 
binnen  14  Tagen  nach  dessen  Annahme  wegen  Ab¬ 
lieferung  der  Ware  zu  verfügen.  Der  Verkäufer  hat  die 
Ware  ehestens  in  versandfähigen  Zustand  zu  bringen 
und  sie  sodann  entsprechend  den  Verfügungen  der  Ge¬ 
sellschaft  auf  deren  Kosten  an  die  von  ihr  bezeichnete 
Stelle  ohne  Verzug  abzusenden.  Als  Erfüllungsort  hat 
der  Bestimmungsort  der  Ware  zu  gelten,  wenn  dieser  in 
den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern 
gelegen  ist.  Andernfalls  gelten  hierfür  die  allgemeinen 
Bestimmungen  des  Artikels  324  des  Handelsgesetz¬ 
buches. 
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Die  Absendung  hat  nach  Verfügung  der  Gesellschaft 
in  Säcken  oder  unverpackt  zu  erfolgen.  Die  Gesellschaft 
hat  die  züm  Transport  erforderlichen  Säcke  und,  falls 
der  Transport  im  offenen  Wagen  zu  geschehen  hat,  über 
Wunsch  des  Verkäufers  auch  die  notwendigen  Platten 
beizustellen. 

Der  Verkäufer  hat  gleichzeitig  mit  der  Absendung 
der  Ware  der  Gesellschaft  einzusenden: 

1.  ein  Verzeichnis  über  die  Qualität  der  zur  Ab¬ 
sendung  gebrachten  Ware, 

2.  die  Rechnung, 

3.  das  die  amtliche  Gewichtsangabe  enthaltende 
Frachtbriefduplikat. 

Die  Gesellschaft  hat  80  Prozent  des  dem  Verkäufer 
nach  diesen  Belegen  gebührenden  Kaufpreises  sofort 
nach  Eingang  der  Belege  zu  bezahlen  und  den  Restbetrag 
ihrer  Schuldigkeit  binnen  acht  Tagen  nach  Übernahme 
der  Ware  zu  berichtigen. 

Die  Übernahme  hat  innerhalb  acht  Tagen  nach  Ver¬ 
ständigung  des  Adressaten  vom  Einlangen  der  Ware  in 
der  Bestimmungsstation  zu  erfolgen.  Der  Adressat  hat 
dem  Absender  das  Einlangen  der  Ware  in  der  Bestim¬ 
mungsstation  sofort  schriftlich  anzuzeigen. 

Im  übrigen  sind  für  die  Rechte  und  Pflichten  der  ver¬ 
tragschließenden  Teile  die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze 
maßgebend. 

§  3.  Abweichend  von  den  Vorschriften  des  §  2  darf 
Eichen-  und  Fichtenrinde  in  folgenden  Fällen  in  Ver¬ 
kehr  gebracht  werden : 

a)  Wer  Vorräte  besitzt,  die  zusammen  2500  kg  nicht 
übersteigen,  darf  sie  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  frei  veräußern ; 

b)  Ledererzeuger  dürfen  ihre  Vorräte  im  eigenen  Be¬ 
triebe  verwenden.  Wenn  sie  die  Vorräte  zu  veräußern 
beabsichtigen,  so  haben  sie  sie  der  Lederzentrale-A.-G. 
in  Wien  zum  Kaufe  anzubieten.  Auf  dieses  Anbot  finden 
die  Bestimmungen  des  §  2  sinngemäße  Anwendung; 

c)  die  vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  abge¬ 
schlossenen  Käufe  der  Ledererzeuger  dürfen  erfüllt 
werden,  wenn  der  Käufer  den  Nachweis  über  den  Ge¬ 
schäftsabschluß  dem  Handelsministerium  binnen  acht 
Tagen  nach  Inkrafttreten  der  Verordnung  vorlegt  und 
das  Handelsministerium  den  Nachweis  als  richtig  an¬ 
erkennt  ; 

d)  sonstige  Ausnahmen  können  über  besonderes  An¬ 
suchen,  das  beim  Handelsministerium  einzubringen  ist, 
aus  rücksichtswürdigen  Gründen  bewilligt  werden. 

Die  vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  abgeschlos¬ 
senen  Käufe  der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G.  werden 
durch  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  nicht  berührt. 

Im  übrigen  besteht  die  Anbotpflicht  (§  2)  unab¬ 
hängig  von  anderweitigen  Lieferungsverpflichtungen  des 
Vorratsbesitzers. 

Diese  Verordnung  erstreckt  sich  nicht  auf  Vorräte, 
die  sich  im  staatlichen  Besitze  befinden. 

§  4.  Behufs  Zuweisung  von  Eichen-  und  Fichtenrinde 
haben  die  Ledererzeuger  ihren  einjährigen  Bedarf  unter 
Angabe  ihrer  Vorräte  und  der  von  ihnen  durch  Schlüsse 
gesicherten  Mengen  der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G. 
bis  I.  November  1915  bekanntzugeben. 

§  5.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  fiooo  K  oder 
Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern  diese  Hand¬ 
lungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Regelung  des  Verkehrs  in  Knoppern.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit 
dem  Minister  für  öffentliche  Arbeiten,  dem  Ackerbau¬ 


minister,  dem  Minister  für  Landesverteidigung  und  im 
Einverständnisse  mit  dem  Kriegsminister  vom  24.  Sep¬ 
tember  iQifii  betreffend  die  Regelung  des  Verkehres  in 
Knoppern,  bestimmt: 

§  I.  Knoppern  dürfen  nur  nach  den  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  in  Verkehr  gebracht  werden. 

§  2.  Die  Vorräte  an  Knoppern  sind  ohne  Rücksicht 
auf  etwaige  anderweitige  Lieferungsverpflichtungen  des 
Besitzers  an  die  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G.  zum 
Kaufe  in  folgenden  Terminen  anzubieten: 

1.  Nach  dem  Vorratsstande  vom  8.  Oktober  1915  bis 
20.  Oktober  1915; 

2.  die  weiters  zuwachsenden  Vorräte  an  jedem  weiteren 
15.  und  I.  Monatstag. 

Die  Angebote  sind  zu  den  angegebenen  Terminen  an 
die  genannte  Gesellschaft  mit  der  Post  rekommandiert 
abzusenden.  Die  Postgebühr  ist  dem  Anbotsteller  von 
der  Gesellschaft  rückzuvergüten. 

Der  Anbotsteller  ist  an  sein  Anbot  21  Tage,  die  vom 
Tage  der  Postaufgabe  des  Anbotes  an  zu  rechnen  sind, 
gebunden.  Geht  ihm  innerhalb  dieser  Frist  die  Annahme¬ 
erklärung  der  Gesellschaft  nicht  zu,  so  kann  er  über  die 
angebotene  Ware  frei  verfügen. 

Nimmt  die  Gesellschaft  das  Anbot  an,  so  hat  sie 
binnen  14  Tagen  nach  dessen  Annahme  wegen  Ab¬ 
lieferung  der  Ware  zu  verfügen.  Der  Verkäufer  hat  die 
Ware  ehestens  in  versandfähigen  Zustand  zu  bringen 
und  sie  sodann  entsprechend  den  Verfügungen  der  Ge¬ 
sellschaft  auf  deren  Kosten  an  die  von  ihr  bezeichnete 
Stelle  ohne  Verzug  anzusenden.  Als  Erfüllungsort  hat 
der  Bestimmungsort  der  Ware  zu  gelten,  wenn  dieser  in 
den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern 
gelegen  ist.  Andernfalls  gelten  hierfür  die  allgemeinen 
Bestimmungen  des  Artikels  324  des  Handelsgesetz¬ 
buches. 

Die  Absendung  hat  nach  Verfügung  der  Gesellschaft 
in  Säcken  oder  unverpackt  zu  erfolgen.  Die  Gesellschaft 
hat  die  zum  Transport  erforderlichen  Säcke  und,  falls 
der  Transport  im  offenen  Wagen  zu  geschehen  hat,  über 
Wunsch  des  Verkäufers  auch  die  notwendigen  Platten 
beizustellen. 

Der  Verkäufer  hat  gleichzeitig  mit  der  Absendung 
der  Ware  der  Gesellschaft  einzusenden: 

1.  ein  Verzeichnis  über  die  Qualität  der  zur  Absen¬ 
dung  gebrachten  Ware, 

2.  die  Rechnung, 

3.  das  die  amtliche  Gewichtsangabe  enthaltende  Fracht¬ 
briefduplikat. 

Die  Gesellschaft  hat  80  Prozent  des  dem  V erkäufer 
nach  diesen  Belegen  gebührenden  Kaufpreises  sofort 
nach  Eingang  der  Belege  zu  bezahlen  und  den  Rest¬ 
betrag  ihrer  Schuldigkeit  binnen  acht  Tagen  nach  Über¬ 
nahme  der  Ware  zu  berichtig.en. 

Die  Übernahme  hat  innerhalb  acht  Tagen  nach  Ver¬ 
ständigung  des  Adressaten  vom  Einlangen  der  Ware 
in  der  Bestimmungsstation  zu  erfolgen.  Der  Adressat 
hat  dem  Absender  das  Einlangen  der  Ware  in  der  Be¬ 
stimmungsstation  sofort  schriftlich  anzuzeigen. 

Im  übrigen  sind  für  die  Rechte  und  Pflichten  der  ver¬ 
tragschließenden  Teile  die  allgemeinen  Rechtsgrundsätze 
maßgebend. 

§  3.  Abweichend  von  den  Vorschriften  des  §  2  dürfen 
Knoppern  in  folgenden  Fällen  in  Verkehr  gebracht 
werden: 

a)  Wer  Vorräte  besitzt,  die  zusammen  2500  kg  nicht 
übersteigen,  darf  sie  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreichen  und  Ländern  frei  veräußern ; 

b )  Ledererzeuger  dürfen  ihre  Vorräte  im  eigenen  Be¬ 
triebe  verwenden.  Wenn  sie  die  Vorräte  zu  veräußern 
beabsichtigen,  so  haben  sie  sie  der  Lederzentrale-A.-G. 
in  Wien  zum  Kaufe  anzubieten.  Auf  dieses  Anbot  finden 
die  Bestimmungen  des  §  2  sinngemäße  Anwendung; 
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c)  sonstige  Ausnahmen  können  über  besonderes  An¬ 
suchen,  das  beim  Handelsministerium  einzubring'en  ist, 
aus  rücksichtswürdigen  Gründen  bewilligt  werden. 

§  4.  Behufs  Zuweisung  von  Knoppern  haben  die 
Ledererzeuger  ihren  einjährigen  Bedarf  unter  Angabe 
ihres  \'orrates  der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G.  bis 
I.  November  J915  bekanntzugeben. 

Die  vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  abge¬ 
schlossenen  Käufe  der  Häute-  und  Lederzentrale-A.-G. 
werden  durch  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  nicht 
berührt. 

Im  übrigen  besteht  die  Anbotpflicht  (§  2)  unab¬ 
hängig  von  anderweitigen  Lieferungsverpflichtungen  des 
V'orratsbesitzers. 

Diese  Verordnung  erstreckt  sich  nicht  auf  VOrräte, 
die  sich  im  staatlichen  Besitze  befinden. 

§  5.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften 

dieser  Verordnung  sind  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K 
oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  von  den  poli¬ 
tischen  Behörden  erster  Instanz  zu  ahnden,  insofern  diese 
Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Höchstpreise  für  heimische  Gerbstoffe.  Eine 
Verordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit 
dem  Ackerbauminister  und  dem  Minister  für  Landes¬ 
verteidigung  vom  24.  September  1915,  betreffend  die 
h  estsetzung  von  Höchstpreisen  für  heimische  Gerb¬ 
stoffe,  verfügt: 

§  I.  bür  Eichen-  und  h'ichtenrinde  und  Knoppern 
werden  ,  die  in  dem  beigeschlossenen  V  erzeichnisse  an¬ 
geführten  Höchstpreise  festgesetzt. 

§  2.  Gemeinnützigen  Vereinigungen,  die  sich  mit  der 
Beschaffung  von  Gerbstoffen  für  Kriegsbedarf  befassen, 
kann  vom  Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit  der 
Militärverwaltung  die  Bewilligung  erteilt  werden,  daß 
sie  die  beschafften  Gerbstoffe  mit  einem  festzusetzenden 
entsprechenden  Zuschläge  zu  den  Höchstpreisen  ab¬ 
geben. 

§  3.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  finden  auch 
hinsichtlich  der  bestehenden  Lieferverpflichtungen  in¬ 
soweit  Anwendung,  als  diese  am  Tage  des  Inkraft¬ 
tretens  der  Verordnung  noch  nicht  erfüllt  sind.  An 
Stelle  hierbei  vereinbarter  höherer  Preise  gelten  die  in 
der  Verordnung  festgesetzten  Höchstpreise. 

§  4.  Der  V  erkauf  der  in  §  i  genannten  Gegenstände 
zu  einem  höheren  Preise  als  zu  den  festgesetzten  Höchst¬ 
preisen  ist  verboten.  Wer  diesem  Verbote  zuwider¬ 
handelt,  bei  Geschäften,  die  zu  einem  höheren  Preise 
abgeschlossen  werden  sollen,  vermittelt,  als  Käufer  in 
anderer  V\  eise  bei  deren  Abschluß  mitwirkt,  oder  wer 
sich  eine  sonstige  Zuwiderhandlung  gegen  die  Vor¬ 
schriften  dieser  V  erordnung  zu  Schulden  kommen  läßt, 
wird  von  den  politischen  Behörden  erster  Instanz  mit 
Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs 
Monaten  bestraft. 

§  5-  fhr  die  Strafbemessung  hat  es  einen  erschwe¬ 
renden  Umstand  zu  bilden,  wenn  der  Schuldige  es  ver¬ 
sucht  hat,  sich  den  Anordnungen  der  V  erordnung  durch 
eine  Umgehung  ihrer  Bestimmungen  zu  entziehen. 
Hierliei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  die  Umgehung 
durch  l'orderung  besonderer  Vergütungen,  durch  eine 
ungewöhnliche  Spesenberechnung,  durch  die  in  einem 
Zusammenhang  mit  dem  Verkaufe  der  preisbeschränkten 
Ware  gestellte  Forderung  nach  Übernahme  von  Waren, 
für  die  die  Höchstpreisbestimmung  nicht  gilt,  zu  einem 
den  Marktpreis  offensichtlich  übersteigenden  Preise 
oder  der  Lieferung  solcher  VWaren  zu  einem  offensichtlich 
unter  dem  Vlarktpreise  liegenden  Preise  versucht  oder 
ob  hierzu  sonstige  Mittel  angewendet  worden  sind. 


Herkunft 


§  6.  Diese  Verordnung  tritt  am  8.  Oktober  1915  in 
Kraft. 

Verzeichnis 

der  Höchstpreise  für  nachgenannte  Gerbstoffe. 

A.  Fichtenrinde 

gesund,  trocken,  höchstens  bis  35  Prozent  schuppig: 

Preise  in  Kronen  für  100^^ 

.  u  ,,  gebrochen 

Köllen  oder  gestampft 

Alpenländern  und  Ungarn .  30  36 

Schlesien  .  25  30 

Sonstige  Herkunft .  22  26 

£.  Eichenrinde 

gesund,  trocken  mit  (  “Adestens  50  Prozent  la.  Rinde 
I  höchstens  50  »  II  a.  » 

Ohne  Unterschied  der  Preise  in  Kronen  für  100  ig' 

Herkunft  in  Bündeln  geschnitten  gemahlen 

30  32  34 

C.  Knoppern 

Prima:  durch  Feuchtigkeit  nicht  beschädigte,  von  fremden  Bei¬ 
mengungen  frei,  gut  manipulierte  Ware.  Sekunda:  infolge  von 
Feuchtigkeit  oder  anderen  Einflüssen  höchstens  in  einem  Drittel 
beschädigte  Ware.  Tertia:  mehr  beschädigte  Ware. 

M  ft.  Preise  in  Kronen  für  100 

^  r  k  u  nt  t  Sekunda  Tertia 

Länder  der  ungarischen  Krone  (mit 

Ausnahme  der  Komitate  Varasd, 

Zagreb,  Modrus- Fiume ,  Lika- 

Krbava  und  Körös) .  55  41  27 

Sonstiger  Herkunft .  45  32  23 

Gemeinsame  Bestimmungen. 

In  den  Höchstpreisen  sind  die  Kosten  der  Zufuhr  bis  zur 
Verladestation  und  die  Verladespesen  oder  (beim  Verkaufe  von 
Fichtenrinde  in  Rollen,  von  Eichenrinde  in  Bündeln  oder  ge¬ 
schnitten)  die  Kosten  der  Zustellung  bis  zum  Lohwerke  inbe¬ 
griffen. 

Für  das  Gewicht  ist  die  auf  der  Aufgabestation  vorgenommene 
amtliche  Abwage  maßgebend. 

Die  bei  Zeitverkäufen  etwa  geforderten  Zinsen  dürfen,  für  das 
Jahr  gerechnet,  den  Zinsfuß  im  Wechseleskont  der  Österreichisch- 
ungarischen  Bank  nicht  um  mehr  als  2  Prozent  übersteigen. 

Beschwerung  von  Leder.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministeriums  im  Einvernehmen  mit  dem  Mini¬ 
sterium  für  öffentliche  Arbeiten  vom  24.  September  1915, 
betreffend  die  Beschwerung  von  Leder,  verfügt: 

§  I.  Die  im  §  2,  dritter  Absatz,  der  Ministerialver- 
ordnung  vom  21.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  199,  getroffene 
V  orschrift,  womit  der  zulässige  Gehalt  an  Fettstoffen 
für  naturbraunes  Blank-  und  Oberleder  mit  23  Prozent 
und  für  schwarzes  Blank-  und  Oberleder  mit  27  Prozent 
begrenzt  wurde,  wird  außer  VVhrksamkeit  gesetzt. 

§  2.  Diese  V^ erordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 


Anzeige  der  Raps-  und  Rübsenvorräte.  Eine 
V  erordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ackerbauminister,  dem  Minister  des  Innern 
und  dem  Eisenbahnminister  vom  5.  Oktober  1915  über 
die  Verpflichtung  zur  Anzeige  der  V'orräte  an  Raps  und 
Rübsen,  bestimmt: 

§  I.  Wer  Raps  und  Rübsen  aus  der  inländischen 
Ernte  des  Jahres  1915  gedroschen  oder  ungedroschen  in 
eigenen  oder  fremden  Räumen  vorrätig  oder  für  andere 
in  Verwahrung  hält,  ist  verpflichtet,  diese  Vorräte  dem 
Handelsministerium  binnen  acht  Tagen  nach  Kund¬ 
machung  dieser  Ministerialverordnung  anzuzeigen. 

Die  Verpflichtung  zur  Anzeige  erstreckt  sich  nicht  auf 

1.  V^'orräte,  die  bereits  von  der  Österreichischen  Kon- 
trollbank  für  Industrie  und  Handel  durch  deren  Beauf¬ 
tragte  angekauft  sind, 

2.  V^orräte,  die  von  der  österreichischen  Kontroll- 
bank  für  Industrie  und  Handel  an  Rübölerzeuger  ab¬ 
gegeben  wurden,  oder  die  sich  schon  vor  Kundmachung 
der  Ministerialverordnung  vom  25.  Juli  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  210,  im  Besitze  von  Rübölerzeugern  befunden  haben 
und  von  diesen  in  Gemäßheit  der  Bestimmungen  des 
§  18  dieser  Verordnung  bereits  dem  Handelsministerium 
angezeigt  wurden. 
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3.  Vorräte,  die  sich  im  Besitze  des  Staates  oder  der 
Militärverwaltung  befinden, 

4.  Vorräte,  welche  von  Unternehmern  landwirtschaft¬ 
licher  Betriebe,  die  sich  regelmäßig  mit  dem  Anbau  von 
Raps  und  Rübsen  befassen,  zu  Staatszwecken  zurück¬ 
behalten  wurden,  insoweit  diese  Saatgutmengen  das  den 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  des  betreffenden  Unter¬ 
nehmers  entsprechende  Ausmaß  nicht  überschreiten, 

5.  Saatgutmengen,  deren  Bezug  nach  §  12,  Abs.  2, 
der  Ministerialverordnung  vom  25.  Juli  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  210,  durch  das  Ackerbauministerium  Unternehmern 
landwirtschaftlicher  Betriebe  bewilligt  wurde. 

§  2.  Die  Anzeigen  sind  unmittelbar  an  das  Handels¬ 
ministerium  zu  richten  und  haben  zu  enthalten; 

1.  Den  Namen  (Firma)  und  Wohnort  (Standort)  des 
Anzeigers, 

2.  den  Namen  (Firma)  und  Wohnort  (Standort)  des¬ 
jenigen,  dem  etwa  das  Verfügungsrecht  über  die  ange¬ 
zeigten  Vorräte  zusteht, 

3.  die  Art  der  Vorräte  und  deren  Menge  in  q.  Bei 
ungedroschenen  Vorräten  ist  unter  Beifügung  dieses 
Umstandes  die  zu  gewärtigende  Menge  schätzungs¬ 
weise  anzugeben, 

4.  den  Lagerort  der  Vorräte. 

§  3.  Die  Erfüllung  der  Anzeigepflicht  wird  durch  das 
Handelsministerium  unter  Heranziehung  geeigneter 
Organe  überwacht.  Diese  Organe  sind  berechtigt,  die 
Richtigkeit  der  in  den  Anzeigen  enthaltenen  Angaben 
am  Lagerorte  der  Vorräte  zu  überprüfen  und  in  die  ein¬ 
schlägigen  Geschäfts-  und  Wirtschaftsbücher  Einsicht 
zu  nehmen. 

§  4.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  soferne  sie  nicht 
der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu 
5000  K  oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Ungarn. 

Maximalpreise  für  Kartoffeln.  Das  Amtsblatt  ver¬ 
öffentlichte  am  5.  Oktober  1.  J.  folgende  Verordnung 
über  die  Feststellung  des  für  Kartoffeln  zulässigen 
Maximalpreises  und  über  die  zum  Kartoffeltransport  er¬ 
forderlichen  Zertifikate: 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  auf 
Grund  der  gesetzlichen  Maßnahmen  über  die  für  den 
Kriegsfall  getroffenen  Ausnahmeverfügungen  folgendes 
an : 

§  I.  Der  für  Kartoffeln  zulässige  Maximalpreis  wird 
pro  q  (100  kg)  Nettogewicht  folgendermaßen  festge¬ 
stellt: 

Für  Speisekartoffeln,  namentlich  für  Rosen-,  Schnee¬ 
flocken-,  Magnum  bonum-,  Kipfel-  sowie  gelbe  Kar¬ 
toffeln  bis  inklusive  31.  Oktober  1915  9  K,  vom  i.  bis 
inklusive  30.  November  K  9'40,  vom  i.  bis  inklusive 
31.  Dezember  10  K,  vom  i.  Januar  bis  inklusive  29.  Fe¬ 
bruar  1916  K  I0'50,  vom  I.  bis  inklusive  31.  März  1916 
II  K; 

für  alle  anderen  Kartoffeln  bis  inklusive  31.  Dezember 
1915  8  K,  über  diesen  Termin  hinaus  9  K. 

Dieser  Maximalpreis,  der  auch  die  Transportspesen 
zur  Ladestation  enthält,  ist  ohne  Sack,  für  Verkäufer 
gegen  Barzahlung  zu  verstehen. 

§  2.  Die  durch  diese  Verordnung  festgestellten  Ma¬ 
ximalpreise  treten  am  10.  Oktober  1915  ins  Leben. 

Über  diesen  Tag  hinaus  dürfen  Kartoffeln  —  mit 
Ausnahme  des  im  §  3  festgestellten  Verkaufes  —  nicht 


teurer  als  zu  den  festgestellten  Maximalpreisen  ver¬ 
kauft  werden. 

Derjenige,  der  dieses  Verbot  verletzt,  die  Wrfügungen 
dieser  Verordnung  ausspielt,  oder  an  ihrer  Ausspielung 
auf  welche  Weise  immer  mitwirkt,  begeht  eine  Über¬ 
tretung  und  ist  anf  Grund  des  §  9,  G.-A.  L/1914  mit 
Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und  mit  einer  Geldbuße  bis 
zu  600  K  zu  bestrafen. 

Das  Verfahren  wegen  dieser  ifliertretungen  gehört  in 
den  Wirkungskreis  der  Verwaltungsbehörde  als  Polizei¬ 
strafgericht,  auf  dem  Gebiete  der  hauptstädtischen  Staats¬ 
polizei  aber  in  den  Wirkungskreis  der  königlich  unga¬ 
rischen  Staatspolizei. 

§  3'  Wenn  der  \^erkauf  der  Kartoffeln  in  tlein  dem 
unmittelbaren  Konsum  dienenden  Verkehr  (im  Detail¬ 
oder  Ratenhandel)  für  den  menschlichen  Konsum  er¬ 
folgt,  darf  der  Verkäufer  nur  einen  solchen  Preis  an¬ 
rechnen,  der  nicht  unverhältnismäßig  höher  als  der  fest¬ 
gestellte  Maximalpreis  ist. 

Zuwiderhandelnde  sind  im  Sinne  des  §  4  der  am 

5.  August  1914  unter  Pr.-Z.  5600/1914  B.-M.  erlassenen 
Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  zu  bestrafen. 

§  4.  Die  unter  Zahl  1371/1915  M.-E.  erlassene  Ver¬ 
ordnung,  betreffend  die  Überlassung  der  Kartoffelvorräte 
an  die  Landeswirtschaftskommission  und  die  Feststel¬ 
lung  der  zulässigen  Maximalpreise  für  Kartoffeln  wird 
dahin  modifiziert,  daß  bei  der  Überlassung  der  Kartoffel¬ 
vorräte  an  die  Landeswirtschaftskommission  als  Ma¬ 
ximalpreis  nur  ein  solcher  Preis  gefordert  werden  kann, 
der  um  eine  Krone  niedriger  ist  als  der  durch  die  gegen¬ 
wärtige  Verordnung  für  die  Zeit  der  Übernahme  fest¬ 
gestellte  Maximalpreis  der  entsprechenden  Kartoffeln. 

§  5.  Die  unter  Zahl  1935/1915  M.-E.  erlassene  Ver¬ 
ordnung,  betreffend  die  Gestattung  des  Transports  von 
Kartoffeln  ohne  Zertifikat  wird  außer  Kraft  gesetzt,  so 
daß  Kartoffeln  fürderhin  pro  Bahn,  Schiff  oder  Kraft¬ 
wagen  wieder  nur  im  Sinne  der  Verfügungen  der  unter 
Zahl  952/1915  M.-E.  erlassenen  Verordnung  mit  dem 
dort  festgestellten  Transportzertifikat  befördert  werden 
dürfen. 

§  6.  Auf  den  Bezug  von  Kartoffeln  aus  dem  Zoll¬ 
ausland  bezieht  sich  die  gegenwärtige  Verordnung  nicht. 
Die  Modalitäten  der  Inverkehrsetzung  und  die  Maximal¬ 
preise  der  aus  dem  Zollausland  bezogenen  Kartoffeln 
stellt  der  Ackerbauminister  fest. 

Aus  dem  Gesichtspunkte  dieser  Verordnung  wird  das 
besetzte  feindliche  Gebiet  nicht  als  Zollausland  be¬ 
trachtet. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  ins  Leben.  Ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  nicht 
auf  Kroatien-Slawonien. 

Maximalpreis  für  Samenwicke.  Das  Amtsblatt 
vom  4.  1.  M.  verlautbarte  eine  Regierungsverordnung, 
durch  welche  der  für  Samenwicke  zulässige  Maximal¬ 
preis  pro  100  kg  Nettogewicht  mit  40  K  festgestellt 
wird.  Ist  die  Samenwicke  mit  anderen  Produkten  ver¬ 
mengt,  kann  ein  dem  Verhältnis  dieser  Mischung  ent¬ 
sprechender  Preis  gefordert  werden.  Der  Maximal¬ 
preis  enthält  auch  die  Spesen  der  Zufuhr  zur  Verlade¬ 
station,  er  versteht  sich  im  übrigen  exklusive  Sack, 
gegen  Barzahlung.  Der  für  Samenwicke  festgestellte 
Maximalpreis  tritt  am  10.  d.  in  Kraft.  Anf  die  sogenannte 
Mühlenwicke,  das  Abfallproflukt  der  Mühlenindustrie, 
ist  diese  Wrordnung  nicht  anwendbar,  denn  für  dieses 
Produkt  darf  auch  weiter  nur  der  in  der  unter  Zahl 
2727/1915  M.-E.  erlassenen  Verordnung  festgesetzte 

Maximalpreis  von  18  K  gefordert  werden.  Auch  auf 
Import  aus  dem  Zollauslande  ist  die  gegenwärtige  Ver¬ 
ordnung,  die  sich  auf  Kroatien-Slawonien  nicht  er¬ 
streckt,  nicht  anzuwenden. 
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Deutschland. 

Bekanntmachung  über  die  Anmeldung  des  im 
Inland  befindlichen  Vermögens  von  Angehörigen 
feindlicher  Staaten.  Der  Bundesrat  hat  am  7.  Oktober 
1915  folgende  \^erordnung  erlassen: 

§  I.  Das  im  Inland  befindliche  Vermögen  von  Ange¬ 
hörigen  feindlicher  Staaten  ist  nach  Maßgabe  der  vom 
Reichskanzler  zu  erlassenden  ^^orschriften  anzumelden. 

§  2.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  bei 
welchen  Stellen  die  Anmeldungen  zu  erfolgen  haben. 

Auf  Erfordern  dieser  Stellen  ist  jedermann  ver¬ 
pflichtet,  binnen  einer  von  der  Anmeldestelle  festzu¬ 
setzenden  hrist  eine  Erkhärung  darüber  abzugeben,  ob 
bei  ihm  die  Wraussetzungen  der  Anmeldepflicht  vor¬ 
liegen,  sowie  eine  abgegebene  Erklärung  oder  Anmel¬ 
dung  durch  nähere  .Auskünfte  zu  ergänzen. 

§  3-  Die  mit  der  Entgegennahme  oder  Bearbeitung  der 
Anmeldung  befaßten  Personen  sind  verpflichtet,  über  die 
aus  Anlaß  der  Anmeldung  zu  ihrer  Kenntnis  gelangten 
\  erhältnisse  Wrschwiegenheit  zu  beobachten. 

§  4.  Als  feindliche  Staaten  im  Sinne  dieser  Verord- 
nung  gelten  Großbritannien  und  Irland,  Frankreich, 
Rußland  und  Finnland  sowie  die  Kolonien  und  aus¬ 
wärtigen  Besitzungen  dieser  Staaten. 

Der  Reichskanzler  kann  die  Vorschriften  dieser  Ver¬ 
ordnung  ganz  oder  teilweise  auch  auf  andere  feindliche 
Staaten  sowie  auf  Länder,  die  vom  Feinde  besetzt  sind, 
für  anwendbar  erklären. 

§  5-  .Liristiscbe  Personen,  die  im  feindlichen  Ausland 
(§  4)  ihren  Sitz  haben,  stehen  einem  Angehörigen  der 
feindlichen  Staaten  im  Sinne  dieser  Verordnung  gleich. 

§  6.  Zu  dem  im  Inland  befindlichen  X’ermögen  im 
Sinne  dieser  \"erordnung  gehören  insbesondere  auch 
Beteiligungen  an  einem  Unternehmen,  das  im  Inland 
seinen  Sitz  hat,  sowie  vermögensrechtliche  Ansprüche 
aller  Art,  wenn  sie  gegen  Personen  gerichtet  sind,  die 
im  Inland  ihren  Wohnsitz  oder  Sitz  haben. 

§  7-  Ist  nach  flem  31.  Juli  1914  ein  im  Inland  hefind- 
licher  ^^ermögensgegenstand  von  einem  Angehörigen  der 
feindlichen  Staaten  veräußert  oder  abgetreten  worden 
und  ist  anzunehmen,  daß  die  Veräußerung  oder  Ab¬ 
tretung  geschehen  ist,  um  ihn  den  deutschen  Wrgeltungs- 
maßnahmen  zu  entziehen,  so  kann  der  Reichskanzler  an¬ 
ordnen,  daß  die  Veräußerung  oder  Abtretung  für  die 
Anwendung  dieser  Verordnung  als  nicht  geschehen  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  8.  Im  Inland  befindliches  Vermögen  von  An¬ 
gehörigen  feindlicher  Staaten,  insbesondere  auch  ein 
dazu  gehöriger  Anspruch,  kann  vom  Inkrafttreten  dieser 
^'^erordnung  an,  unbeschadet  weitergehender  Anord¬ 
nungen  der  Militärbefehlshaber,  nur  mit  Genehmigung 
des  Reichskanzlers  veräußert,  abgetreten  oder  belastet 
werden. 

Unberührt  bleibt  die  Zulässigkeit  der  Ausübung  eines 
vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  erlangten  ding¬ 
lichen  Rechtes  oder  kaufmännischen  Zurückbehaltungs¬ 
rechtes. 

§  9.  Die  im  §  8  bezeichneten  Beschränkungen  gelten 
nicht:  i.  für  das  \  ermögen  feindlicher  Staatsange¬ 

höriger,  die  sich  im  Inland  aufhalten;  2.  für  das  Ver¬ 
mögen  feindlicher  Staatsangehöriger,  das  zu  einem  im 
Inland  befindlichen  Betriebe  gehört,  soweit  es  sich  um 
\  eräußerungen,  Abtretungen  oder  Belastungen  zu 
gunsten  von  Personen  handelt,  die  im  Inland  ihren 
Wohnsitz,  Sitz  oder  dauernden  Aufenthalt  haben. 

Die  im  §  8  bezeichneten  Beschränkungen  gelten  ferner 
nicht  für  das  einer  staatlichen  Aufsicht  oder  Verwal¬ 
tung  nach  Maßgabe  der  Bundesratsverordnungen  vom 
4.  September  und  26.  November  1914  unterstehende  Ver¬ 
mögen. 

§  IO.  Es  ist  bis  auf  weiteres  verboten,  ohne  Genehmi¬ 
gung  des  Reichskanzlers  Sachen,  die  im  Eigentume  von 


Angehörigen  feindlicher  Staaten  stehen,  insbesondere 
auch  Wertpapiere  und  Geldstücke,  unmittelbar  oder 
mittelbar  nach  dem  Ausland  abzuführen,  soweit  es  sich 
nicht  um  die  Mitnahme  von  Reisegut  handelt.  Der 
Reichskanzler  kann  nähere  Bestimmungen  darüber  er¬ 
lassen,  was  als  Reisegut  anzusehen  ist. 

§  II.  Die  weitergehenden  Vorschriften  der  Bekannt¬ 
machungen,  betreffend  die  Zahlungsverbote  gegen  Eng¬ 
land,  Frankreich  und  Rußland,  vom  30.  September, 
20.  Oktober  und  19.  November  1914  bleiben  unberührt. 

§  12.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft: 

1.  wer  vorsätzlich  den  gemäß  §  i  ergehenden  Anord¬ 
nungen  des  Reichskanzlers  über  die  Vermögensanmeldung 
oder  einer  gemäß  §  2,  Abs.  2,  ergehenden  Aufforderung 
nicht  oder  nicht  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist 
nachkonnnt ; 

2.  wer  bei  der  Anmeldung  oder  bei  einer  nach  §  2, 
Abs.  2,  abzugebenden  Erklärung  oder  Auskunft  wissent¬ 
lich  unvollständige  oder  unrichtige  Angaben  macht; 

3.  wer  den  Vorschriften  des  §  3  zuwider  Verschwie¬ 
genheit  nicht  beobachtet. 

In  dem  Falle  der  Nr.  3  tritt  die  \'erfolgung  nur  auf 
Antrag  ein. 

§  13.  Mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  und  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  50.000  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen 
wird,  sofern  nicht  nach  anderen  Strafgesetzen  eine 
höhere  Strafe  verwirkt  ist,  bestraft,  wer  wissentlich  dem 
Verbote  des  §  10  zuwiderhandelt. 

§  14.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung,  die  Vorschrift  des  §  13  tritt  jedoch  erst  mit 
dem  II.  Oktober  1915  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt,  wann  und  in  welchem 
Lhnfang  diese  Verordnung  außer  Kraft  tritt. 

Beschlagnahme  von  Schlafdecken,  Haardecken 
und  Pferdedecken  (Woilachs).  Die  Militärbehörden 
haben  am  30.  September  1.  J.  folgende  Bekanntmachung 
erlassen : 

§  I.  Inkrafttreten.  Die  Bekanntmachung  tritt  mit 
ihrer  Verkündung  in  Kraft. 

§  2.  Beschlagnahmte  Gegenstände.  Hiermit  werden 
sämtliche  \  orräte  an  Decken  und  Deckenstoffen  be¬ 
schlagnahmt,  gleichgültig,  ob  sie  bereits  fertig  herge¬ 
stellt  oder  noch  in  der  Herstellung  befindlich  sind,  oder 
ob  sie  künftig  noch  hergestellt  werden,  und  zwar: 

1.  Schlafdecken  aus  Wolle, 

2.  Schlafdecken  aus  Wolle  gemischt  mit  Baumwolle 
oder  anderen  pflanzlichen  Spinnstoffen, 

3.  Schlafdecken  aus  Baumwolle, 

4.  Haardecken, 

5.  Pferdedecken  (Woilachs), 

6.  Deckenstoffe  und  nicht  abgepaßte  Deckenstücke. 

Nicht  beschlagnahmt  sind: 

a)  gebrauchte  Decken; 

b)  Decken  zu  i — 4,  die  nicht  ein  Mindestgewicht  von 
1250  g  sowie  eine  Mindestgrößte  von  180  X  130 
(d.  h.  Mindestlänge  von  180  und  Mindestbreite  von 
130  cw)  haben; 

c)  Tischdecken,  sogenannte  Bettdecken  (d.  h.  Tages¬ 
überdecken  oder  Steppdecken),  Divandecken,  Kom¬ 
modendecken,  Wandbehänge,  Decken  mit  Fransen  (so¬ 
genannte  Reisedecken)  ; 

d)  Filzdecken  (im  Filzverfahren  hergestelte  Decken); 

e)  die  am  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Bekannt¬ 
machung  vorhandenen  \^orräte  (Mindestvorräte)  der¬ 
selben  Person,  die  geringer  sind  als: 

aa)  100  Stück  von  einer  einzigen  Qualität  oder 

bb)  300  Stück  von  sämtlichen  der  Beschlagnahme 
unterliegenden  Deckenqualitäten  insgesamt,  gleichgültig, 
wieviel  von  einer  einzigen  Qualität  vorhanden  sind; 
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cc )  200  m  Deckenstof¥  einer  einzigen  Qualität,  gleich¬ 
gültig,  welche  Breite  und  welches  Gewicht  die  Stücke 
haben. 

Dagegen  sind  sämtliche  in  der  Herstellung  befind¬ 
lichen  und  künftig  herzustellenden  Decken  und  Decken- 
stofife  beschlagnahmt,  ganz  gleichgültig,  in  welchen 
Mengen,  Größen  und  Gewichten  sie  hergestellt  werden, 
und  zwar  in  dem  Augenblick,  wo  sie  abgewebt  den 
Webstuhl  verlassen. 

§  3.  Wirkung  der  Beschlagnahme.  Die  Beschlagnahme 
hat  die  Wirkung,  daß  die  Vornahme  von  Veränderungen 
an  den  von  ihr  berührten  Gegenständen  verboten  ist 
und  rechtsgeschäftliche  Verfügungen  über  sie  nichtig 
sind.  Den  rechtsgeschäftlichen  Verfügungen  stehen  Ver¬ 
fügungen  gleich,  die  im  Wege  der  Zw'angsvollstreckung 
oder  Arrestvollziehung  erfolgen.  Trotz  der  Beschlag¬ 
nahme  sind  alle  Veränderungen  und  Verfügungen  zu¬ 
lässig,  die  mit  ausdrücklicher  Zustimmung  des  Web¬ 
stoffmeldeamtes  der  Kriegsrohstoffabteihmg  des  könig¬ 
lichen  Kriegsministeriums  in  Berlin  SW.  48,  Ver¬ 
längerte  Hedemannstraße  ii,  erfolgen. 

Die  Fertigstellung  der  noch  nicht  fertiggestellten 
(nach  §  2  beschlagnahmten)  Decken  und  Deckenstoffe 
ist  erlaubt. 

Die  Mengen  von  Decken,  die  vor  der  Verkündung 
dieser  Bekanntmachung  von  einer  deutschen  Militär¬ 
oder  Marinebehörde  unmittelbar  oder  mittelbar  in  Auf¬ 
trag  gegeben  oder  gekauft,  aber  noch  nicht  abgeliefert 
sind,  dürfen  trotz  der  Beschlagnahme  abgeliefert  werden 
unter  der  Bedingung,  daß  von  jeder  einzelnen  Abliefe¬ 
rung  dem  Webstoffmeldeamt  brieflich  Kenntnis  gegeben 
wird. 

Die  Mengen  von  Decken,  deren  Herstellung  die  könig¬ 
liche  Feldzeugmeisterei  in  Berlin  oder  das  Bekleidungs¬ 
beschaffungsamt  in  Berlin  nach  der  Verkündung  dieser 
Bekanntmachung  unmittelbar  in  Auftrag  geben,  können 
an  die  von  der  bestellenden  Behörde  bezeichneten 
Stellen  ohneweiters  abgeliefert  werden.  Alle  von  einer 
Militärbehörde  zurückgewdesenen  Decken  fallen  durch 
die  Zurückweisung  unter  die  Beschlagnahmebestimmung. 

§  4.  Verwahrung  der  beschlagnahmten  Gegenstände. 
Die  Besitzer  der  beschlagnahmten  Gegenstände  sind 
verpflichtet,  diese  bis  auf  weiteres  zu  verwahren  und 
pfleglich  zu  behandeln. 

Ein  Wechsel  im  Gewahrsam  der  beschlagnahmten 
Gegenstände  darf  nur  mit  Einwilligung  des  Webstoft- 
meldeamtes  erfolgen. 

§  5.  Nachweis  von  früheren  Veränderungen  im  Be¬ 
sitzstände  der  beschlagnahmten  Gegenstände.  Soweit  in 
den  Eigentums-  oder  Gewahrsamsverhältnissen  der 
Decken  seit  ihrer  Anmeldung  (gemäß  der  Bekannt¬ 
machung  Nr.  W.  I.  734/8.  15,  K.-R.-A.)  bis  zu  ihrer 
Beschlagnahme  eine  Veränderung  eingetreten  ist,  soll 
derjenige,  der  die  Anmeldung  der  Decken  bewirkt  hat, 
unverzüglich  dem  Webstoff  meldeamte  Mitteilung 
machen  unter  Beifügung  eines  Auszuges  aus  dem  gemäß 
§  7  der  Bekanntmachung  Nr.  W.  I.  734/8.  15,  K.-R.-A., 
zu  führenden  Lagerbuch. 

§  6.  Eigentumsübertragung.  Das  Webstoffmeldeamt 
der  Kriegsrohstoffabteilung  des  königlich  preußischen 
Kriegsministeriums  wird  ermächtigt,  das  Eigentum  an 
den  beschlagnahmten  Gegenständen  gemäß  §  i  der  Be¬ 
kanntmachung  über  die  Sicherstellung  von  Kriegsbedarf 
auf  die  von  ihm  zu  bezeichnenden  Personen  zu  über¬ 
tragen. 

§  7.  Anfragen  und  Anträge.  Alle  Anfragen  und  An¬ 
träge,  die  vorliegende  Bekanntmachung  betreffen,  sind 
an  das  Webstoffmeldeamt  der  Kriegsrohstoffabteilung 
des  königlichen  Kriegsministeriums,  Berlin  SW.  48, 
Verlängerte  Hedemannstraße  ii,  zu  richten. 


Die  Fragen  und  Anträge  müssen  auf  dem  Brief¬ 
umschlag  sowie  am  Kopfe  des  Briefes  den  Vermerk 
tragen:  „Betrifft  Deckenbeschlagnahme“. 

Regelung  der  wirtschaftlichen  Betriebsverhält¬ 
nisse  der  Branntweinbrennereien.  Der  Bundesrat 
hat  folgende  Verordnung  erlassen: 

1.  Für  das  Betriebsjahr  1915/16  wird  der  Durch¬ 
schnittsbrand  der  Brennereien  auf  90  Hundertteile  des 
allgemeinen  Durchschnittsbrandes  gekürzt. 

2.  Auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes  über  die  Ermächti¬ 
gung  des  Bundesrates  zu  wirtschaftlichen  Maßnahmen 
u.  s.  w.  vom  4.  August  1914  wird  das  Kontingent  der 
Brennereien  im  Königreiche  Bayern  (einschließlich 
Jungholz  und  Mittelberg),  im  Königreiche  Württem¬ 
berg  und  im  Großherzogtume  Baden  und  die  sonst  zu 
einem  ermäßigten  Verbrauchsabgabensatze  herstellbare 
Alkoholmenge  für  die  einzelne  Brennerei  im  Betriebs¬ 
jahr  1915/16  auf  80  Hundertteile  derjenigen  Alkohol¬ 
menge  festgesetzt,  die  der  Brennerei  für  das  Betriebs¬ 
jahr  1914/15  auf  Grund  der  Vorschrift  in  Nr.  2  unter 
a  oder  b  der  Bekanntmachung  vom  15.  Oktober  1914 
zugewiesen  worden  war,  wenn  diese  Menge  mehr  als 
300  hl  betragen  hatte.  Betrug  die  der  Brennerei  für 
das  Betriebsjahr  1914/15  zugewiesene  Alkoholmenge 
300  hl  oder  weniger,  so  behält  es  hierbei  auch  für  das 
Betriebsjahr  1915/16  sein  Bewenden.  Betrug  diese 
Menge  mehr  als  300  hl  Alkohol,  so  flndet  eine  Herab¬ 
setzung  unter  diese  Grenze  nicht  statt. 

3.  Die  Vergällungspflicht  der  Brennereien  wird  für 
das  Betriebsjahr  1915/16  dahin  geregelt,  daß  70  Hundert¬ 
teile  der  innerhalb  des  Durchschnittsbrandes  her¬ 
gestellten  Erzeugung  der  Vergällungspflicht  unter¬ 
liegen  und  die  übrigen  30  Hundertteile  davon  befreit 
bleiben. 

Hierzu  wird  auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes  über  die 
Ermächtigung  des  Bundesrates  zu  wirtschaftlichen  Maß¬ 
nahmen  u.  s.  vv.  vom  4.  August  1914  bestimmt: 

a)  Während  des  Betriebsjahres  1915/16  gilt  ab¬ 
weichend  von  der  Vorschrift  in  §  72,  Abs.  4,  des  Brannt¬ 
weinsteuergesetzes  vom  15.  Juli  1909  in  der  Fassung 
des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1912  der  Nachweis,  daß  an 
Stelle  des  vergällungspflichtigen  Branntweins  eine 
gleiche  Menge  Branntwein,  die  der  Vergällungspflicht 
nicht  unterlag,  vollständig  vergällt  oder  ausgeführt 
worden  ist,  als  Erfüllung  der  Vergällungspflicht  nicht, 
wenn  der  vergällungsfreie  Branntwein  vor  dem  9.  Ok¬ 
tober  1915  vollständig  vergällt  oder  ausgeführt  worden 
ist,  oder  wenn  er  erst  nach  dem  8.  Oktober  1915  aus¬ 
geführt  wird.  Die  Frist  für  die  Gültigkeit  der  Ver¬ 
gällungsscheine,  die  für  eine  vor  dem  9.  Oktober  1915 
geschehene  Vergällung  oder  Ausfuhr  erteilt  sind,  wird 
bis  zum  Ablauf  des  Betriebsjahres  unterbrochen  und 
läuft  frühestens  am  25.  Dezember  1916  ab. 

b )  Gegen  Entrichtung  eines  Zuschlags  zur  Betriebs¬ 
auflage  nach  dem  Satz  von  40  M.  für  das  hl  Alkohol 
darf  der  vergällungspflichtige  Branntwein  ganz  oder 
zum  Teil  als  vergällungsfrei  abgefertigt  werden. 

4.  Besondere  Erleichterungen: 

Auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes  über  die  Ermächti¬ 
gung  des  Bundesrates  zu  wirtschaftlichen  Maßnahmen 
u.  s.  w'.  vom  4.  August  1914  wird  bestimmt: 

a)  Mit  Ausnahme  der  im  §  40  des  Branntweinsteuer¬ 
gesetzes  vom  15.  Juli  1909  bezeichneten  Brennereien, 
die  nach  Maßgabe  der  §§  152  e  und  312  b  der  Brennerei¬ 
ordnung  (,, Zentralblatt  für  das  Deutsche  Reich  für 
1912“,  S.  603)  das  für  das  einzelne  Betriebsjahr  zu- 
gewiesene  Kontingent,  oder  die  zu  einem  ermäßigten 
Verbrauchsabgabensatze  herstellbare  Alkoholmenge  in 
einem  anderen  Betriebsjahr  abtrennen  dürfen,  ist  jeder 
Brennerei  gestattet,  den  ihr  für  das  Betriebsjahr  1915/16 
zugewiesenen  Durchschnittsbrand  einschließlich  des 
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damit  verbundenen  Kontingents  oder  des  damit  verbun¬ 
denen  Rechtes,  Branntwein  zu  einem  ermäl3igten  Ver¬ 
brauchsabgabensatz  abzugeben,  auf  eine  andere  Bren¬ 
nerei  zu  übertragen.  Die  Teile  der  Branntweinsteuer¬ 
gemeinschaft,  in  denen  das  Kontingent  aufgehoben  ist, 
mit  Ausschluß  der  hohenzollernschen  Lande  einerseits 
und  das  Königreich  Bayern,  das  Königreich  Württem¬ 
berg,  das  Großherzogtum  Baden  und  die  hohenzollern¬ 
schen  Lande  anderseits,  bilden  zwei  gesonderte  Gebiete 
mit  der  Folge,  daß  die  Übertragung  nur  zulässig  ist  unter 
Brennereien,  die  in  demselben  Gebiete  liegen. 

Eine  außerhalb  des  Königreiches  Bayern,  des  König¬ 
reiches  Württemberg  und  des  Großherzogtums  Baden 
liegende  Brennerei  darf  das  Recht,  Branntwein  zu  einem 
ermäßigten  Verbrauchsabgabensatze  herzustellen,  nur 
dann  auf  eine  andere  Brennerei  übertragen,  wenn  der 
Besitzer  der  abgebenden  Brennerei  sich  verpflichtet, 
weder  mehr  als  die  dem  ermäßigten  Satz  entsprechende 
Jahresmenge  Alkohol  unter  Einrechnung  der  dem  über- 
ti  agenen  Recht  entsprechenden  Alkoholmenge  selbst  her¬ 
zustellen,  noch  den  über  diese  Grenze  etwas  hinaus¬ 
gehenden  Teil  des  Durchschnittsbrandes  an  eine  andere 
Brennerei  abzugeben. 

bür  das  mit  dem  zu  übertragenden  Durchschnitts¬ 
brande  verbundene  Kontingent  oder  für  die  zu  einem 
ermäßigten  Verbrauchsabgabensatze  herstellbare  Al¬ 
koholmenge  kann  ein  Verbrauchsabgabensatz,  der  hinter 
dem  für  die  abgebende  Brennerei  zutreffenden  höchsten 
ermäßigten  Satze  zurückbleibt,  nur  dann  beansprucht 
werden,  wenn  der  den  Durchschnittsbrand  abgebende 
Brennereibesitzer  sich  verpflichtet,  Branntwein  über  die 
dem  beanspruchten  Satze  entsprechende,  im  §  5  des 
Gesetzes  vom  14.  Juni  1912,  betreffend  Beseitigung  des 
Branntweinkontingents  (Reichs-Gesetzblatt,  S.  378)  als 
Jahreserzeugung  bezeichnete  Alkoholmenge  unter  Ein¬ 
rechnung  der  dem  übertragenen  Recht  entsprechenden 
Alkoholmenge  hinaus  weder  selbst  herzustellen,  noch 
den  über  diese  Grenze  etwa  hinausgehenden  Teil  des 
Durchschnittsbrandes  auf  eine  andere  Brennerei  zu 
übertragen. 

Der  auf  eine  andere  Brennerei  übertragene  Durch¬ 
schnittsbrand  wächst  dem  eigenen  Durchschnittsbrand 
der  erwerbenden  Brennerei  mit  der  Wirkung  zu,  als 

V  enn  die  Summe  des  eigenen  und  des  erworbenen 
Durchschnittsbrandes  der  Brennerei  für  das  Betriebsjahr 
1915/16  als  Durchschnittsbrand  zugewiesen  wäre.  Die 

V  erbrauchsabgabe  für  den  innerhalb  des  erworbenen 
Durchschnittsbrandes  hergestellten  Branntwein  ist  so  zu 
berechnen,  als  ob  er  in  der  den  Durchschnittsbrand  ab¬ 
gebenden  Brennerei  hergestellt  worden  wäre.  Auf  er¬ 
worbenen  Durchschnittsbrand  darf  die  Branntwein¬ 
erzeugung  erst  angerechnet  werden,  wenn  die  Brennerei 
diren  eigenen  Durchschnittsbrand  erschöpft  hat.  Wird 
Durchschnittsbrand  von  mehreren  Brennereien  erw'orben, 
so  ist  stets  zunächst  der  erworbene  Durchschnittsbrand 
der  einen  Brennerei  vollständig  zu  erledigen,  bevor 
Branntwein  auf  den  erworbenen  Durchschnittsbrand 
einer  weiteren  Brennerei  angerechnet  werden  darf. 

Die  näheren  Anordnungen  über  das  Verfahren  bei 
der  Übertragung  des  Durchschnittsbrandes,  über  die 
Buchführung  und  den  statistischen  Nachweis  trifft  der 
Reichskanzler. 

b)  Im  Betriebsjahr  1915/16  dürfen  landwirtschaft¬ 
liche  Brennereien  die  Rückstände  der  Branntweinerzeu- 
pmg  und  den  gewonnenen  Dünger  unbeschränkt  ver¬ 
äußern  oder  abweichend  von  den  Bestimmungen  des 
§  4  der  Brennereiordnung  verwenden,  ohne  daß  sie  da¬ 
durch  ihre  landwirtschaftliche  Eigenschaft  verlieren. 

c)  Tm  ^lonat  Oktober  1915  dürfen  die  Brennereien, 
sofern  sie  Hefe  erzeugen,  Rohzucker  nach  Maßgabe  der 
^  Urschriften  unter  Ziffer  3  und  5  der  Bekanntmachung 


vom  4.  Februar  1915  (Reichs-Gesetzblatt,  S.  57)  ver¬ 
arbeiten. 

d)  Soweit  im  Betriebsjahr  1915/16  Melasse  verarbeitet 
werden  darf,  verlieren  Brennereien,  die  vor  dem  i.  April 
1909  als  landwirtschaftliche  Brennereien  mit  Hefe¬ 
erzeugung  betrieben  sind  (§  13,  letzter  Satz  des  Ge¬ 
setzes  vom  15.  Juli  1909)  und  die  Hefeerzeugung  bei¬ 
behalten,  infolge  der  Melasseverarbeitung  nicht  ihre 
Eigenschaft  als  landwirtschaftliche  Brennerei. 

e)  Im  Betriebsjahr  1915/16  ist  die  in  §  43,  Nr.  4 
und  5,  und  im  §  47  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1909  vor¬ 
gesehene  besondere  Betriebsauflage  nur  in  den  Monaten 
zu  erheben,  in  denen  die  Brennerei  Melasse  allein  oder 
gemischt  mit  anderen  Stoffen  verarbeitet. 

f)  Brennereien,  die  im  letzten  Jahre  ihres  Betriebes 
vor  dem  i.  Oktober  1914  ausschließlich  Roggen, 
Weizen,  Buchweizen,  Hafer  oder  Gerste  verarbeitet 
haben  und  damals  Anspruch  auf  die  in  §  5,  Abs.  i, 
Ziffer  2,  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1912,  und  im  §  45, 
Ziffer  2,  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1909  vorgesehenen 
Ermäßigungen  der  Verbrauchsabgabe  und  der  Betriebs¬ 
auflage  hatten,  oder  bei  Einhaltung  der  dort  vor¬ 
gesehenen  Erzeugungsgrenzen  diesen  Anspruch  gehabt 
hätten,  behalten  ihn  im  Betriebsjahre  1915/16  auch 
dann,  wenn  sie  anstatt  Roggen,  Weizen,  Buchweizen, 
Hafer  oder  Gerste  andere  mehlige  Stoffe  verarbeiten, 
sich  aber  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Erzeugungs¬ 
grenzen  halten.  Gewerbliche  Brennereien  der  im  §  5, 
Abs.  I,  Ziffer  2,  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1912,  be- 
zeichneten  Art  behalten  die  dort  vorgesehene  Vergünsti- 
gung  nur  dann,  wenn  sie  nicht  Hefe  erzeugen. 

g)  Brennereien,  die  im  letzten  Jahre  ihres  Betriebes 
vor  dem  i.  Oktober  1914  mit  Hefegewinnung  betrieben 
wurden,  im  Betriebsjahre  1915/16  aber  keine  Hefe  her¬ 
steilen  oder  Hefe  nach  dem  Würzeverfahren  gewinnen, 
während  sie  vorher  nach  dem  Wiener  Verfahren  ge¬ 
arbeitet  haben,  oder  umgekehrt  statt  des  Würzever¬ 
fahrens  das  Wiener  Verfahren  anwenden,  erleiden  aus 
Anlaß  dieser  Betriebsänderung  wieder  die  im  §  1 1  des 
Gesetzes  vom  14.  Juni  1912  vorgesehene  Kürzung  des 
Durchschnittsbrandes,  noch  eine  Kürzung  des  Kontin¬ 
gents  nach  §§  33  und  39  des  Gesetzes  vom  15.  Juli 
1909.  Ebenso  unterbleibt  eine  solche  Kürzung  bei 
Brennereien,  die  im  Betriebsjahr  1914/15  einen  in  der 
angegebenen  Weise  geänderten  Betrieb  gehabt  haben. 

h)  Die  Vorschrift  im  §  72,  Abs.  5;  des  Branntw^ein- 
steuergesetzes,  in  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  14.  Juni 
1912  ward  für  das  Betriebsjahr  1915/16  dahin  erweitert, 
daß  in  Brennereien,  die  in  einzelnen  Monaten  ausschließ¬ 
lich  Roggen,  \\  eizen,  Buchw’eizen,  Hafer  oder  Gerste 
^  erarbeiten  und  nicht  Hefe  nach  dem  Würzeverfahren 
herstellen,  der  in  diesen  Monaten  gewonnene  Brannt¬ 
wein  von  der  Vergällungspflicht  befreit  bleibt.  Die  Be¬ 
freiung  tritt  nur  für  die  Monate  ein,  für  die  der 
Brennereibesitzer  vorher  erklärt,  den  Betrieb  in  der  oben 
angegebenen  Weise  auszuführen. 

B  e  t  r  i  e  b  s  a  u  f  1  a  g  e  V  e  r  g  ü  t  u  n  g  e  n.  Die  aus  den 

Einnahmen  an  Betriebsauflage  zu  gewährenden  Vergü¬ 
tungen  werden  mit  Wirkung  vom  9.  Oktober  1915  ab 
wie  folgt  festgesetzt; 

1.  Für  vollständig  vergällten  Branntwein  a)  des  ver¬ 
gällungspflichtigen  Überbrandes  auf  M.  0-07,  h)  anderer 
Art  auf  M.  0-23. 

2.  Für  unvollständig  vergällten  Branntwein,  der  ver¬ 
wendet  w  irfl  a)  zur  Herstellung  von  Essig  auf  M.  o‘20, 
b)  zur  Herstellung  von  essigsauren  Salzen  (Bleizucker 
u.  s.  w.),  Zellhorn  (Zelluloid),  Kunstseide  und  Kunst¬ 
leder  (ein  mit  Zellhorn  oder  ähnlichen  Stoffen  über- 
strichenes  Gewebe),  sowie  von  Teerfarbstoffen  und 
ihren  organischen  Vorerzeugnissen  auf  M.  0’i8,  cj  zu 
anderen  Zwecken  auf  M.  0'i5. 
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3.  Bei  der  Ausfuhr:  a)  für  Branntwein  aus  Steinobst 
oder  Beeren  und  Liköre,  wenn  die  Ausfuhr  in  Flaschen 
bis  zu  I  l  oder  in  Fässern  oder  Korbflaschen  bis  zu 
100  l  Ranmgehalt  erfolgt  (§  48  unter  b  und  c  der 
Branntweinsteuer,  Befreiungsordnung),  auf  M.  o‘i4; 
b)  für  rohen  und  gereinigten  Branntwein,  sowie  für 
Branntwein  und  Branntweinerzeugnisse  anderer  Art  als 
unter  0  angegeben  (§  48  unter  a,  dj  e  und  f  der  Brannt¬ 
weinsteuerbefreiungsordnung),  auf  M.  o'07. 

4.  Für  Branntwein,  der  unter  amtlicher  Überwachung 
durch  V'erdunstung  oder  sonst  durch  natürliche  Ein¬ 
flüsse  verloren  geht  (§  36  der  Branntweinbegleitschein¬ 
ordnung,  §  32,  Abs.  3,  der  Branntweinlagerorclnung, 
§  27,  Abs.  3,  der  Branntweinreinigungsordnung),  und 
zwar  a)  des  vergällungspflichtigen  Überbrandes  auf 
M.  0’07,  b)  anderer  Art  auf  M.  0‘i3  für  das  l  Alkohol. 

6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  Wirkung  vom  i.  Ok¬ 
tober  1915  in  Kraft,  soweit  nicht  vorstehend  etwas 
anderes  bestimmt  ist. 

Verschroten  von  Brotgetreide  zu  Futterzwecken. 

Der  Bundesrat  hat  am  2.  Oktober  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

§  I.  Die  Reichsgetreidestelle  kann  Brotgetreide,  das 
ihr  angehört,  zu  Futterzwecken  verschroten  lassen. 

§  2.  Die  Pflicht  der  Kommunalverbände  zur  Liefe¬ 
rung  der  festgesetzten  Getreidemengen  (§20  der  Bundes¬ 
ratsverordnung  über  den  V erkehr  mit  Brotgetreide  und 
Mehl  aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Januar  1915, 
R.-G.-Bl.  S.  363)  erstreckt  sich  auch  auf  das  nicht¬ 
mahlfähige  Getreide. 

§  3.  Die  Reichsgetreidestelle  ist  befugt,  nicht  mahl¬ 
fähiges  Brotgetreide  zu  Futterzwecken  verwenden  oder 
verarbeiten  zu  lassen. 

Die  Kommunalverbände  dürfen  ohne  Genehmigung 
der  Reichsgetreidestelle  auch  nichtmahlfähiges  Brot¬ 
getreide  nicht  zu  Futterzwecken  aus  der  Beschlagnahme 
freigeben  oder  verschroten  lassen.  Dies  gilt  auch  für 
selbst  wirtschaftende  Kommunalverbände  und  auch  für 
die  Vorräte  ihres  Bedarfsanteils.  Ohne  Genehmigung 
der  Reichsgetreidestelle  freigegebenes  Brotgetreide  wird 
auf  den  Bedarfsanteil  angerechnet. 

Die  Vorschrift  über  Hinterkorn  im  §  19,  Abs.  2,  der 
Bundesratsverordnung  über  den  Verkehr  mit  Brot¬ 
getreide  und  Mehl  aus  dem  Erntejahr  1915  vom 
28.  Juni  1915  wird  hiervon  nicht  berührt. 

§  4.  Die  Reichsgetreidestelle  stellt  das  aus  ihrem 
Brotgetreide  hergestellte  Futterschrot  entsprechend  den 
Verteilungsbestimmungen,  die  von  der  Reichsfutter¬ 
mittelstelle  mit  Zustimmung  der  Abteilung  des  Beirats 
für  Kraftfuttermittel  erlassen  werden,  den  Kommunal¬ 
verbänden  zur  Verwendung  in  ihren  Bezirken  zur  Ver¬ 
fügung. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Bestimmungen  über  die  Lieferung  und  Abnahme 
von  Hülsenfrüchten.  Eine  Verordnung  vom  26.  Sep¬ 
tember  1915  verfügt: 

1.  Der  nach  §  i,  Satz  i,  zur  Lieferung  an  die  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  Verpflichtete  hat 
die  Hülsenfrüchte  bis  zu  der  Verladestelle  des  Ortes, 
von  dem  die  Ware  mit  der  Bahn  oder  zu  Wasser  ver¬ 
sandt  wird,  zu  befördern  und  daselbst  einzuladen.  Die 
Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  für  die  Verladung  eine 
angemessene  Frist  zu  stellen,  die  nicht  weniger  als  acht 
Tage  betragen  darf. 

Kommt  der  Verpflichtete  der  Aufforderung  zur  Ver¬ 
ladung  innerhalb  der  gesetzten  Frist  nicht  nach,  so  kann 
die  zuständige  Behörde  auf  Antrag  der  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  die  Verladung  mit  den  Mitteln  des  land¬ 


wirtschaftlichen  oder  kaufmännischen  Betriebs  des  Ver¬ 
pflichteten  oder  durch  einen  Dritten  ausführen  lassen. 
Die  hierdurch  entstehenden  Kosten  sind  vom  Übernahme¬ 
preis  zu  kürzen. 

H.  Die  Bestimmungen  unter  1.  finden  im  Falle  der 
Enteignung  von  Hülsenfrüchten  gemäß  §  7,  Abs.  2, 
entsprechende  Anwendung. 

HL  Wird  gemäß  §  5,  Abs.  i,  Satz  2,  die  Abnahme 
verlangt,  so  ist  zugleich  die  Verladestelle  anzugeben, 
von  der  die  Ware  mit  der  Bahn  oder  zu  Wasser  ver¬ 
sandt  werden  soll. 

Ausführungsbestimmungen  zur  Bekannt¬ 
machung,  betreffend  die  Einfuhr  von  Getreide, 
Hülsenfrüchten,  Mehl  und  Futtermitteln.  Eine 
amtliche  Bekanntmachung  vom  i.  1.  M.  bestimmt: 

§  I.  Die  Empfänger  von  Roggen,  Weizen,  Gerste, 
Hafer,  Mais,  Hülsenfrüchten,  Roggen-  und  Weizen¬ 
mehl,  Roggen-,  Weizen-  und  Gerstenkleie,  allein 
oder  in  Mischungen  auch  mit  anderen  Erzeug¬ 
nissen,  die  vom  13.  September  1915  ab  ans  dem 
Ausland  eingeführt  sind,  sind  verpflichtet,  die  emp¬ 
fangenen  Mengen  getrennt  nach  Arten  und  Eigen¬ 
tümern  und  Nennung  der  Eigentümer  der  Zentral-Ein- 
kaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  schriftlich  anzu¬ 
zeigen.  Die  Anzeige  ist  binnen  einer  Woche  nach  dem 
Empfange  zu  erstatten.  Geht  der  Gewahrsam  an  den 
angezeigten  Mengen  nach  Erstattung  der  Anzeige  auf 
einen  anderen  über,  so  hat  der  Anzeigepflichtige  und 
jeder  spätere  Inhaber  des  Gewahrsams  binnen  einer 
Woche  den  Verbleib  der  Mengen  der  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  schriftlich  anzuzeigen. 

§  2.  Die  Besitzer  der  in  §  i  bezeichneten  Erzeugnisse 
haben  diese  bis  zur  Abnahme  durch  die  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  aufzubewahren,  pfleglich  zu  behandeln  und 
in  handelsüblicher  Weise  zu  versichern.  Sie  haben  der 
Gesellschaft  auf  Anfordern  Auskunft  zu  geben,  Proben 
gegen  Erstattung  der  Portoko.sten  einzusenden,  die  Be¬ 
sichtigung  zu  gestatten  und  auf  Abruf  zu  verladen. 

Die  Besitzer  sind  befugt,  die  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  schriftlich  aufzufordern,  die  Erzeugnisse  inner¬ 
halb  zweier  Wochen  abzunehmen.  Nach  Ablauf  dieser 
Frist  geht  die  Gefahr  der  Verschlechterung  und  des 
Untergangs  auf  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  über,  und 
der  Kaufpreis  ist  mit  i  vom  Hundert  über  Reichsbank- 
Diskont  seitens  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  zu  ver¬ 
zinsen. 

§  3.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  dem  Ver¬ 
käufer  für  die  abgenommenen  Mengen  einen  ange¬ 
messenen  (Ibernahmepreis  zu  zahlen,  wobei  auf  Art  und 
Güte  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Der  von  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  zu  zahlende 
Preis  soll  regelmäßig  den  dem  ausländischen  Produ¬ 
zenten  gezahlten  Einkaufspreis  mit  einem  Zuschlag  von 
10  vom  Hundert,  falls  der  Verkäufer  vor  dem  13.  Sep¬ 
tember  1915  fest  gekauft  hatte,  und  mit  einem  Zu¬ 
schlag  von  5  vom  Hundert  für  alle  sonstigen  Fälle  zu¬ 
züglich  der  Kosten  der  Einfuhr  und  der  inländischen 
Lagerung  nicht  übersteigen. 

Wenn  die  Ware  seit  dem  nach  Absatz  2  für  die  Preis¬ 
bemessung  zu  gründe  zu  legenden  Einkauf  bis  zu  dem 
Zeitpunkt,  zu  welchem  die  Gefahr  auf  die  Zentralein¬ 
kaufsgesellschaft  übergeht,  sich  verschlechtert  hat,  ver¬ 
mindert  sich  der  in  Absatz  2  bezeichnete  Preis  ent¬ 
sprechend. 

§  4.  Für  leihweise  Überlassung  der  Säcke  darf  eine 
Sackleihgebühr  bis  zu  i  M.  für  die  Tonne  gezahlt 
werden.  Werden  die  Säcke  nicht  binnen  einem  Monat 
nach  der  Lieferung  zurückgegeben,  so  darf  die  Leih¬ 
gebühr  um  25  Pf.  für  die  Woche  bis  zum  Höchst¬ 
betrage  von  2  M.  erhöht  werden.  Werden  die  Säcke 
mitverkauft,  so  darf  der  Preis  für  Säcke,  die  75  kg 
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oder  mehr  enthalten  nicht  mehr  als  M.  i-20,  im  übrigen 
nicht  mehr  als  8o  Pf.  betragen. 

§  5.  Ist  der  Verkäufer  mit  dem  von  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  festgesetzten  Preise  nicht  einver¬ 
standen,  so  erfolgt  die  endgültige  Entscheidung  über  den 
Preis  durch  einen  Ausschuß.  Dieser  besteht  aus  einem 
^  orsitzenden  und  vier  Mitgliedern  sowie  deren  Stell¬ 
vertretern,  die  sämtlich  vom  Reichskanzler  ernannt 
werden.  Die  Mitglieder  und  ihre  Stellvertreter  werden 
je  zur  Hälfte  aus  Sachverständigen  des  Handels  und 
der  Landwirtschaft  auf  Vorschlag  des  Deutschen 
Handelstags  und  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  ent¬ 
nommen. 

Die  Reichsgetreidestelle,  die  Reichsfuttermittelstelle 
und  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  sind  von  den 
Sitzungen  des  Ausschusses  zu  benachrichtigen;  sie  sind 
befugt,  zu  den  Sitzungen  Wrtreter  ohne  Stimmrecht  zu 
entsenden. 

Der  Reichskanzler  kann  allgemeine  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  an  die  der  Ausschuß  bei  seinen  Entscheidungen 
gebunden  ist. 

Der  Ausschuß  darf  von  den  Bestimmungen  des  §  3, 
Abs.  2,  abweichen,  soweit  die  Anwendung  dieser  Be¬ 
stimmungen  zu  offenbaren  Unbilligkeiten  führen  würde. 

Der  Ausschuß  bestimmt,  wer  die  baren  Auslagen  des 
\'’erfahrens  zu  tragen  hat. 

§  6.  Erfolgt  die  tlberlassung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  der  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  durch  Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf 
die  Zentraleinkaufsgesellschaft  oder  die  von  ihr  in  dem 
Antrag  bezeichnete  Person  übertragen.  Die  Anordnung 
ist  an  den  Besitzer  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über, 
sobald  die  Anordnung  dem  Besitzer  zugeht. 

§  7.  Soweit  nicht  nach  §  5  der  Ausschuß  zuständig 
ist,  entscheidet  die  höhere  Verwaltungsbehörde  endgültig 
über  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den  Betei¬ 
ligten  aus  der  Aufforderung  zur  käuflichen  Überlassung 
sowie  aus  der  Überlassung  ergeben. 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
zuständige  Behörde  und  als  höhere  Verwaltungsbehörde 
im  Sinne  dieser  Bestimmungen  anzusehen  ist. 

§  9.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  darf  die  er¬ 
worbenen  Mengen  nur  an  die  von  dem  Reichskanzler 
zu  bestimmenden  Stellen  abgeben. 

§  10.  Auf  Hülsenfrüchte,  die  der  Bekanntmachung 
über  den  Verkehr  mit  Hülsenfrüchten  vom  26.  August 
1915  (R.-G.-Bl.  S.  520)  unterliegen,  finden  die  vor¬ 
stehenden  Vorschriften  keine  Anwendung,  soweit  sie 
mit  denen  der  Bekanntmachung  vom  26.  August  1915 
nicht  vereinbar  sind. 

Hülsenfrüchte  dieser  Art  unterliegen  der  Anzeige¬ 
pflicht  aus  §  I  nicht,  soweit  sie  vor  dem  i.  Oktober  1915 
ins  Inland  gelangt  sind;  im  übrigen  sind  sie  nach  §  i 
anzeigepflichtig. 

§  II.  Die  Bekanntmachung,  betreffend  die  Einfuhr 
von  Getreide,  Hülsenfrüchten,  Mehl  und  Futtermitteln, 
vom  II.  September  1915  findet  keine  Anwendung; 

1.  auf  frisches  Gemüse  und  auf  eingemachte  Hülsen¬ 
früchte  in  geschlossenen  Behältern  (Konserven), 

2.  auf  die  unmittelbare  Durchfuhr  durch  Deutsch¬ 
land,  sofern  die  Frachtbriefe  auf  das  Reichsausland 
lauten,  und  die  Durchfuhr  ohne  absichtlich  hervorsfe- 
rufene  Wrzögerung  oder  Unterbrechung  erfolgt. 

Bekanntmachung  über  zuckerhaltige  Futter¬ 
mittel.  Eine  Bekanntmachung  des  Stellvertreters  des 
Reichskanzlers  vom  25.  September  1915  lautet: 

Der  Bundesrat  hat  auf  Grund  des  §  3  des  Gesetzes 
über  die  Ermächtigung  des  Bundesrates  zu  wirtschaft¬ 
lichen  Maßnahmen  u.  s.  -w.  vom  4.  August  1914  fol¬ 
gende  Wrordnung  erlassen: 


§  I.  Den  Vorschriften  dieser  Verordnung  unterliegen 
nachstehend  aufgeführte  Gegenstände  (zuckerhaltige 
huttermittel):  Melasse,  Rohzucker  zu  Futterzwecken, 
Melassefutter,  Zuckerrüben,  frisch  oder  getrocknet,  ganz 
oder  zerschnitten,  ausgelaugt  oder  unausgelaugt, 
Melassetrockenschnitzel. 

Etwa  bestehende  noch  unerfüllte  Lieferungsverträge 
begründen  keine  Ausnahme  von  den  Vorschriften  dieser 
Verordnung. 

§  2.  Zuckerhaltige  Futtermittel  dürfen  nur  durch  die 
Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte,  G.  m.  b.  H., 
in  Berlin  abgesetzt  werden. 

Dies  gilt  nicht  in  folgenden  Fällen: 

1.  Die  Kommunalverbände  und  die  vom  Reichskanzler 
bestimmten  Stellen  (§  10)  dürfen  zuckerhaltige  Futter¬ 
mittel  absetzen,  die  sie  von  der  Bezugsvereinigung  zu 
diesem  Zweck  erhalten  haben  (§  ii). 

2.  Händler  dürfen  zuckerhaltige  Futtermittel  absetzen, 
die  sie  von  den  Kommunalverbänden  oder  von  den  vom 
Reichskanzler  bezeichneten  Stellen  zu  diesem  Zwecke 
erhalten  haben  (§  ii). 

3.  Zuckerrüben  dürfen  an  rübenverarbeitende  Zucker¬ 
fabriken  zur  Zuckerherstellung  und  zur  Trocknung  ge¬ 
liefert  werden. 

4.  Rübenverarbeitende  Zuckerfabriken  dürfen  höch¬ 
stens  75  vom  Hundert  des  Gesamtgewichts  der  an¬ 
fallenden  nassen  Schnitzel  in  Form  von  nassen  Schnitzeln 
oder  die  entsprechende  Menge  in  Form  von  Trocken¬ 
schnitzeln  oder  Melasseschnitzeln,  40  vom  Hundert  des 
Gesamtgewichts  der  anfallenden  Zuckerschnitzel 
(Steffenssche  Brühschnitzel),  40  vom  Hundert  des  Ge¬ 
samtgewichts  der  anfallenden  getrockneten  Rüben  an 
die  rübenliefernden  Landwirte  zurückliefern.  Ein  Teil 
Trockenschnitzel  oder  Melassetrockenschnitzel  ist  minde¬ 
stens  10  Teilen  nassen  Schnitzeln  gleichzusetzen.  Zucker¬ 
fabriken  dürfen  ihren  Schnitzeln  Melasse  eigener  Er¬ 
zeugung  antrocknen,  doch  darf  im  ganzen  nicht  mehr 
Melasse  angetrocknet  werden,  als  einem  Halben  vom 
Hundert  des  Gesamtgewichts  der  auf  Zucker  zu  ver¬ 
arbeitenden  Rüben  entspricht. 

§  3.  Wer  zuckerhaltige  Futtermittel  bei  Beginn  eines 
Kalendervierteljahrs  in  Gewahrsam  hat,  hat  die  bei 
Beginn  eines  jeden  Kalendervierteljahrs  vorhandenen 
Mengen,  getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern,  unter 
Nennung  der  letzteren,  der  Bezugsvereinigung  anzu¬ 
zeigen.  Die  Anzeigen  sind  jeweils  bis  zum  fünften  Tage 
des  Kalendervierteljahrs  zu  erstatten.  Die  Anzeigepflicht 
gilt  nur  für  frische  Zuckerrüben  sowie  für  zuckerhaltige 
Futtermittel,  die  gemäß  §§  10,  ii  abgegeben  sind.  Sie 
gilt  ferner  nicht  für  Landwirte  hinsichtlich  der  nach 
§  2,  Abs.  2,  Nr.  4,  ihnen  gelieferten  Schnitzel  und  ge¬ 
trockneten  Zuckerrüben. 

Zuckerfabriken  haben  bis  zum  fünften  Tage  jedes 
Kalendervierteljahrs  anzuzeigen,  welche  Mengen  Me¬ 
lasse,  Rübenschnitzel,  Melasseschnitzel,  Zuckerschnitzel 
und  getrocknete  Zuckerrüben  sie  in  dem  laufenden 
Kalendervierteljahre  voraussichtlich  hersteilen  werden. 
Hierbei  ist  anzugeben,  wieviel  Schnitzel  und  getrocknete 
Zuckerrüben  sie  auf  Grund  des  §  2,  Abs.  2,  Nr.  4,  an 
die  rübenverarbeitenden  Landwirte  zurückliefern. 

Die  Anzeigepflichtigen  haben  zugleich  anzugeben,  ob 
und  wie  lange  sie  die  Gegenstände  ohne  wesentliche 
Störung  ihres  Betriebs  nach  Maßgabe  der  vorhandenen 
Einrichtungen  aufbewahren  können. 

§  4.  Die  Eigentümer  von  zuckerhaltigen  Futtermitteln 
haben  diese  der  Bezugsvereinigung  auf  Verlangen  käuf¬ 
lich  zu  überlassen  und  auf  deren  Abberuf  zu  verladen. 
Sie  haben  die  ^  orräte  bis  zur  Abnahme  aufzubewahren, 
pfleglich  zu  behandeln  und  in  handelsüblicher  Weise  zu 
versichern.  Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestim¬ 
mungen  hierüber  erlassen. 
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Rübenverarbeitende  Zuckerfabriken  haben  die  Rüben¬ 
schnitzel,  deren  käufliche  Überlassung  die  Bezugsvereini¬ 
gung  verlangen  kann,  soweit  sie  Anlagen  dazu  besitzen, 
zu  trocknen. 

Von  der  Verpflichtung  zur  käuflichen  t’berlassung  an 
die  Bezugsvereinigung  sind  ausgenommen: 

r.  frische  Zuckerrüben,  die  an  Zuckerfabriken  zur 
Zuckererzeugung  oder  Trocknung  geliefert  und  hierzu 
benutzt  werden ; 

2.  Schnitzel  und  getrocknete  Zuckerrüben,  die  von 
Zuckerfabriken  auf  Grund  von  §  2,  Abs.  2,  Nr.  4,  an 
die  rübenbauenden  Landwirte  zurückgeliefert  und  von 
diesen  im  eigenen  Betriebe  verfüttert  werden ; 

3.  Zuckerrüben,  die  in  dem  Wirtschaftsbetrieb,  in  dem 
sie  gewonnen  werden,  verfüttert  oder  auf  Branntwein 
verarbeitet  werden. 

§  5.  Die  Bezugsvereinigung  hat  auf  Antrag  des  Eigen¬ 
tümers  binnen  vier  Wochen  nach  Eingang  des  Antrags 
zu  erklären,  welche  bestimmt  zu  bezeichnenden  Mengen 
sie  übernehmen  will.  Für  diejenigen  Mengen,  welche 
die  Bezugsvereinigung  hiernach  nicht  übernehmen  will, 
erlischt  die  Absatzpflicht  nach  §  2.  Das  gleiche  gilt, 
soweit  die  Bezugsvereinigung  eine  Erklärung  binnen 
der  Frist  nicht  abgiht. 

Alle  Mengen,  die  hiernach  dem  Absatz  durch  die 
Bezugsvereinigung  Vorbehalten  sind,  müssen  von  ihr 
abgenommen  werden.  Der  Eigentümer  hat  der  Bezugs¬ 
vereinigung  anzuzeigen,  von  welchem  Zeitpunkt  ab  er 
zur  Lieferung  bereit  ist.  Erfolgt  die  Abnahme  nicht 
binnen  vier  Wochen  nach  diesem  Zeitpunkt,  so  ist  der 
Kaufpreis  vom  Ablauf  der  Frist  ab  mit  i  vom  Hundert 
über  den  jeweiligen  Reichsbankdiskont  zu  verzinsen. 
Mit  dem  Zeitpunkt,  an  dem  die  Verzinsung  beginnt, 
geht  die  Gefahr  des  zufälligen  Verderbens  oder  der  zu¬ 
fälligen  Wertverminderung  auf  die  Bezugsvereinigung 
über.  Für  die  Aufbewahrung,  pflegliche  Behandlung  und 
Versicherung  (§  4,  Abs.  i)  erhält  der  Eigentümer  vom 
Zeitpunkt  des  Gefahrüberganges  ab  eine  Vergütung, 
deren  Höhe  der  Reichskanzler  festsetzt.  Der  Eigentümer 
hat  nach  näherer  Anweisung  des  Reichskanzlers  I’est- 
stellungen  darüber  zu  treffen,  in  welchem  Zustand  sich 
die  Gegenstände  im  Zeitpunkt  des  Gefahrüberganges 
befinden:  im  Streitfall  hat  er  den  Zustand  nachzuweisen. 

Die  Melasse  darf  auch  nach  dem  Zeitpunkt  des 
Gefahrüberganges  (Abs.  2,  Satz  4)  ungetrennt  von  den 
übrigen  Melassemengen  aufbewahrt  werden,  wenn  die 
getrennte  Aufbewahrung  nur  mit  unverhältnismäßigen 
Aufwendungen  möglich  ist. 

§  6.  Die  Bezugsvereinigung  hat  dem  Eigentümer  für 
die  von  ihr  abgenommenen  Mengen  einen  angemessenen 
Übernahmepreis  zu  zahlen.  Dieser  Preis  darf  die  vom 
Bundesrate  bestimmten  Grenzen  nicht  übersteigen;  so¬ 
weit  der  Bundesrat  keine  Bestimmungen  trifft,  kann  der 
Reichskanzler  sie  treffen. 

Ist  der  Verkäufer  mit  dem  von  der  Bezugsvereinigung 
gebotenen  Preise  nicht  einverstanden,  so  setzt  die  zu¬ 
ständige  höhere  Wrwaltungsbehörde  den  Preis  end¬ 
gültig  fest.  Sie  bestimmt  darüber,  wer  die  baren  Aus¬ 
lagen  des  Verfahrens  zu  tragen  hat.  Bei  der  Festsetzung 
ist  der  Preis  zu  berücksichtigen,  der  zur  Zeit  des  Ge¬ 
fahrübergangs  (§  5,  Abs.  2,  Satz  4)  angemessen  war 
Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die  endgültige 
Festsetzung  des  llbernahmepreises  zu  liefern,  die  Bezugs¬ 
vereinigung  vorläufig  den  von  ihr  für  angemessen  er¬ 
achteten  Preis  zu  zahlen. 

Erfolgt  die  t'lberlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  der  Bezugsvereinigung  durch  An¬ 
ordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  sie  oder  die  von 
ihr  in  dem  Antrag  bezeichnete  Person  übertragen.  Die 
Anordnung  ist  an  den  Eigentümer  zu  richten.  Das 
Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anordnung  dem  Eigen¬ 
tümer  zugeht. 


§  7.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach 
Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  diese  Frist 
mit  dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  der  Bezugs\ereinigung  zugeht. 

§  8.  Die  Bezugsvereinigung  hat  die  Futtermittel  an 
die  Wrbraucher  zu  Einheitspreisen  zu  liefern,  die  der 
Reichskanzler  auf  Grund  der  Übernahmepreise  festsetzt. 

Zu  diesen  Einheitspreisen  ist  ein  Aufschlag  bis  zu 
7  vom  Plündert  zulässig.  Von  dem  Aufschlag  entfallen 
auf  die  Bezugsvereinigung  vier  Siebentel,  auf  den 
Weiterverkäufer  drei  Siebentel. 

Die  Lieferung  erfolgt  frei  jeder  deutschen  Eisen¬ 
bahnempfangsstelle.  Für  bare  Auslagen  und  Transport¬ 
kosten  ward  ein  weiterer  Zuschlag  berechnet,  dessen 
Plöhe  der  Reichskanzler  festsetzt. 

§  9.  Die  Bezugsvereinigung  darf  von  dem  Umsatz 
2  vom  Tausend  als  Vermittlungsgebühr  zurückhehalten. 

Der  Reingewinn  ist  zur  Beschaffung  von  P^uttermitteln 
aus  dem  Ausland  zu  verwenden.  Über  den  etwa  verblei¬ 
benden  Rest  verfügt  der  Reichskanzler. 

§  xo.  Die  Bezugsvereinigung  darf  die  zuckerhaltigen 
Futtermittel  nur  an  Kommunalverbände  oder  an  die 
vom  Reichskanzler  bestimmten  Stellen  nach  den  von  der 
Reichsfuttermittelstelle  aufzustellenden  Grundsätzen  ab¬ 
geben. 

§  II.  Die  Kommunalverbände  und  die  vom  Reichs¬ 
kanzler  bestimmten  Stellen  haben  ihren  Abnehmern  für 
den  Weiterverkauf  und  die  V erw'endung  bestimmte  Be¬ 
dingungen  und  Preise  vorzuschreiben.  Die  Kommunal¬ 
verbände  haben  insbesondere  vorzuschreiben,  daß  der 


Weiterverkauf  und  die  Verwendung  nur  zur  Vieh¬ 


fütterung  innerhalb  ihres  Bezirkes  erfolgen  darf. 

§  12.  Wer  Melassebassins  oder  Melassekesselwagen 
besitzt,  hat  dies  der  Bezugsvereinigung  unter  Mitteilung 
des  Fassungsvermögens  und  der  Anzahl  bis.  zum  10.  Ok¬ 
tober  1915  anzuzeigen. 

Auf  Wrlangen  der  Bezugsvereinigung  haben  die  Be¬ 
sitzer  von  Melassebassins  Melasse  auf  Lager  zu  nehmen, 
zu  versichern  und  pfleglich  zu  behandeln,  Besitzer  von 
Melassekesselwagen  und  Melassefässern  diese  der  Be¬ 
zugsvereinigung  mietweise  zu  überlassen.  Der  Reichs¬ 
kanzler  setzt  die  zu  zahlende  Vergütung  fest. 

Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestimmungen  er¬ 
lassen  :  er  kann  die  im  Abs.  i  und  2  bezeichneten  \'er- 
pflichtungen  auf  die  Besitzer  anderer  zur  Lagerung  von 
Melasse  geeigneter  Einrichtungen  ausdehnen,  auch  eine 
Wiederholung  der  Anzeige  anordnen. 

§  13.  Melasse  darf,  abgesehen  von  dem  Falle  des  §  2, 
Abs.  2,  Nr.  4,  nur  mit  Zustimmung  der  Bezugsvereini¬ 
gung  verarbeitet  w’erden. 

Zuckerfabriken  und  Melassemischanstalten  haben  auf 
Verlangen  der  Bezugsvereinigung  aus  eigener  oder  ihnen 
zugewiesener  Melasse  Melassemischfutter  herzustellen, 
sow'eit  sie  nach  ihren  Betriebsverhältnissen  hierzu  in  der 
Lage  sind.  Soweit  nicht  §  6  Platz  greift,  kann  die 
Reichsfuttermittelstelle  die  Vergütung  festsetzen, 

§  14.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  gelten  nicht 
für  die  Heeresverwuiltungen,  die  Marineverwaltung  und 
die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 

Sie  beziehen  sich  nicht  auf  zuckerhaltige  Futtermittel, 
die  selbst  oder  deren  Rohstoffe  nachweislich  nach  dem 
Inkrafttreten  dieser  Verordnung  aus  dem  Ausland  ein¬ 
geführt  sind.  Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Wrschrift 
gilt  nicht  das  besetzte  Gebiet. 

§  15.  Die  Landeszcntralbehörden  können  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung  erlassen. 
Sie  bestimmen,  w'er  als  höhere  \^erwaltungsbehörde  und 
als  Kommunalverband  im  Sinne  dieser  Verordnung  an¬ 
zusehen  ist. 

§  16.  Streitigkeiten  über  die  sich  aus  den  §§  4,  5, 
12,  13  ergebenden  Verpflichtungen  der  Eigentümer  von 
zuckerhaltigen  Futtermitteln,  der  Zuckerfabriken,  der 
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Besitzer  von  Melassebassins,  Melassekesselwagen,  Me- 
lassef.ässern  und  anderer  zur  Lagerung  von  klelasse  ge¬ 
eigneten  Einrichtungen  sowie  der  Melasseniischanstalten 
entscheidet  die  höhere  \'erwaltungsbehörde  endgültig. 

Zur  Erfüllung  der  \'^erpflichtungen  aus  §  13,  Abs.  2, 
können  die  Fabriken  und  Melasseniischanstalten  durch 
Ordnungsstrafen  bis  zu  1 0.000  M.  von  der  höheren  ^’^cr- 
w  altungsbehörde  angehalten  werden.  Gegen  die  Ver¬ 
fügung  der  höheren  Wrwaltungsbehörde  ist  die  Be¬ 
schwerde  an  die  Aufsichtsbehörde  zukässig,  die  endgültig 
entscheidet.  Durch  Einlegung  der  Beschwerde  wird  die 
\  ollstreckung  der  festgesetzten  Strafe  nicht  aufgehalten. 
Die  Ordnungsstrafe  kann  wiederholt  festgesetzt  werden, 
falls  der  Verpflichtete  innerhalb  einer  von  der  höheren 
\'erwaltungsbehörde  festgesetzten  Frist  seiner  Verpflich-' 
tung  nicht  nachkonnnt. 

§  17.  IMit  Gefängnis  b  is  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft; 

1.  wer  dem  §  2  zuwider  zuckerhaltige  Futtermittel 
in  anderer  Meise  als  durch  die  Bezugsvereinigung  der 
deutschen  Landwirte  absetzt ; 

2.  wer  die  ihm  nach  §§  3,  12  obliegenden  Anzeigen 
nicht  in  der  festgesetzten  Frist  erstattet  oder  wissent- 
li(di  unvollständige  oder  unrichtige  Angaben  macht: 

3.  wer  der  Wrpflichtung  zur  Aufbewahrung  und  pfleg¬ 
lichen  Behandlung  (§  4,  Abs.  i),  zum  Trocknen  der 
Schnitzel  (§  4,  Abs.  2),  zur  Lagerung  und  pfleglichen 
Behandlung  von  Melasse  oder  zur  t’bcrlassimg'  der 
.Melassekesselwagen  und  Melassefässer  (§  12)  zuwider¬ 
handelt  : 

4-  wer  den  ihm  auf  Grund  des  §  11  auferlegten  \  er- 
pflichtungen  zuwiderhandelt ; 

5.  wer  ohne  Zustimmung  der  Bezugsvereinigung 
Melasse  verarbeitet  (§  13)  ; 

6.  wer  den  auf  Grund  fies  §  15  erlassenen  Aus¬ 
führungsbestimmungen  zuwiderhandelt. 

§  18.  Lieferungsverpflichtungen,  welche  infolge  eines 
auf  Grund  der  Bekanntmachung  über  zuckerhaltige 
huttermittel  vom  12.  Februar  1915  ausgesprochenen 
l  berlassungsverlangens  seitens  der  BezugSA'ereinigung 
entstanden  sind,  werden  durch  diese  Verordnung  nicht 
berührt ;  insbesondere  bleiben  für  den  t’’bernahmepreis 
die  bisherigen  Wrschriften  maßgebend.  Soweit  zucker¬ 
haltige  Futtermittel  vor  dem  26.  September  1915  von 
Kommunalverbänden  oder  flen  vom  Reichskanzler  be¬ 
stimmten  Stellen  bestellt  worden  sind,  richtet  sich  der 
\T'rbraucherpreis  nach  den  bisherigen  Bestimmungen. 
Ln  übrigen  treten  mit  dem  Inkrafttreten  dieser  Verord¬ 
nung  die  bisherigen  Vorschriften  über  zuckerhaltige 
Futtermittel  außer  Kraft,  unbeschadet  der  Vorschrift  im 
Artikel  III  der  Bekanntmachung  vom  13.  April  1913 
wegen  Änderung  der  ATrordnung,  betreffend  Wrkehr 
mit  Zucker,  vom  12.  Februar  1915. 

§  19.  Der  Reichskanzler  kann  von  den  X'orschriften 
dieser  Wrordnung  .A^usnahmen  gestatten.  Er  ist  er¬ 
mächtigt,  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  auf  andere 
als  die  im  §  i  genannten  Gegenstände  auszudehnen. 

Diese  Wrordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Wrkün- 
dung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit- 
I)unkt  des  Außerkrafttretens.  Die  Verordnung  über 
zuckerhaltige  Futtermittel  vom  28.  Juni  1915  wird  auf¬ 
gehoben. 

Bulgarien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Das  Finanzministerium  hat 
durch  Runderlaß  vom  20.  September  1915  an  flie  Zoll¬ 
ämter  die  Ausfuhr  folgender  Waren  verboten: 

Schweineschmalz,  Erbsen,  Linsen,  Kartoffeln,  Zwiebeln 
zum  Genuß  faueb  Knoblauchzwiebeln),  Salz,  Paprika, 
Zitronen-  und  Weinsteinsäure,  Tee,  Wein,  Branntwein, 
Spiritus  aller  Art,  Brennstoffe  aller  Art,  Stroh,  \’ieh- 
futter,  Gerste  und  Roggen,  geschnittene  Bretter  zu 
Ilolzkisten. 


österreichisch-ungarischer  Zwischenverkehr.  Das 

Handelsministerium  veröffentlicht  die  statistischen  Er¬ 
gebnisse  des  Warenverkehrs  mit  Ungarn  im  zweiten  Viertel¬ 
jahre  1915.  Die  Ziffern  der  Ein-  und  Ausfuhr  gestalteten 
sich  in  den  Monaten  April — ^Juni,  mit  den  gleichartigen 
Ergebnissen  des  Vorjahres  verglichen,  folgendermaßen: 

Einfuhr  Ausfuhr 


aus 

Ungarn 

nach  Ungarn 

Millionen  Kronen 

1914 

1915 

1914 

1915 

April  . 

79-1 

127-0 

95-0 

Mai  . 

■  . . . 

•  107-5 

78-7 

126-5 

86-8 

Juni  ,  . 

93-0 

Il8-g 

90-7 

Zusammen 

3'3-9 

2507 

372-4 

272-5 

Ebenso  wie  im  ersten  Jahresviertel  erreichte  also  auch 
im  zweiten  Jahresviertel  der  Warenverkehr  mit  Ungarn 
nicht  jenen  Umfang  wie  im  gleichen  Zeiträume  des 
Jahres  1914.  Die  Einfuhr  blieb  in  den  Monaten  April 
bis  Juni  um  ungefähr  20  Prozent,  die  Ausfuhr  um 
36  Prozent  gegenüber  den  in  den  gleichen  Vorjahrs¬ 
monaten  erzielten  Umsatzziffern  zurück. 

Im  ganzen  ersten  Halbjahre  1915  erreichte 
unsere  Einfuhr  aus  Ungarn  eine  Wertziffer  von  557’7 
Millionen  Kronen  gegenüber  600  Millionen  Kronen  im 
ersten  Halbjahre  i9H>  Ausfuhr  belief  sich  auf 

538  9  Millionen  Kronen  gegen  691  Millionen  Kronen. 
Die  Einfuhr  war  sonach  um  rund  42  Millionen  Kronen, 
die  Ausfuhr  hingegen  um  152  Millionen  Kronen  ge¬ 
ringer  als  im  ersten  Halbjahre  1914.  Der  Menge  nach 
hat  die  Einfuhr  viel  bedeutender  abgenommen  als  die 
Ausfuhr.  Daß  gleichwohl  der  Wertrückgang  bei  der 
Einfuhr  viel  stärker  zum  Ausdrucke  kommt  als  bei  der 
Ausfuhr,  hat  nicht  nur  in  der  verschiedenen  Zusammen¬ 
setzung  der  Ein-  und  Ausfuhr  sondern  vor  allem  darin 
seinen  Grund,  daß  bei  diesen  provisorischen  Nach¬ 
weisungen  der  Bewertung  im  allgemeinen  noch  die 
alten,  für  das  Jahr  1913  festgesetzten  Handelswerte  zu 
gründe  gelegt  wurden  und  nur  für  eine  Reihe  wich¬ 
tigerer  Rohstoffe  neue  Handelswerte  erhoben  wurden, 
welche  den  wesentlich  gestiegenen  Preisen  Rechnung 
tragen.  Diese  Artikel  spielen  aber  im  Zwischenverkehre 
nur  in  der  Einfuhr  aus  Ungarn  eine  Rolle,  so  daß  bei 
dieser  der  Mengenausfall  teilweise  durch  die  höheren 
Werte  ausgeglichen  wurde.  Nach  diesen  provisorischen 
Wertziffern  ergibt  sich  also  fürs  erste  Halbjahr  1915 
aus  unserem  Warenverkehr  mit  Ungarn  ein  Einfuhr¬ 
überschuß  (Passivum)  von  iS'S  Millionen  Kronen, 
während  das  Bilanzergebnis  des  ersten  Semesters  1914 
ein  Aktivum  von  91  Millionen  Kronen  war. 

Nach  den  drei  Hauptgruppen:  Rohstoffe,  Halb-  und 
und  Ganzfabrikate,  gliedern  sich  die  oben  ausgewiesenen 
Verkehrsziffern  des  ersten  Halbjahres  folgendermaßen: 

Einfuhr  Ausfuhr 

aus  Ungarn  nach  Ungarn 


1914 

1915 

Rohstoffe . 

■  -  332-7 

394-3 

Halbfabrikate  .  . 

■  ■  •  44-3 

46-5 

Ganzfabrikate  .  .  . 

116-9 

Millionen  Kronen 
1914 


1915 

75’4 

7S-2 


79-8 
gö'z 

515-0  388-3 

Die  stärkste  Verkehrsabnahme  sowohl  in  der  Einfuhr 
wie  auch  in  der  Ausfuhr  zeigen  demnach  die  Ganz¬ 
fabrikate.  Bei  der  Einfuhr  kommt  hierbei  in  erster 
Linie  die  Abnahme  der  Mehleinfuhr  in  Betracht.  In  der 
Ausfuhr  verteilt  sich  der  Rückgang  so  ziemlich  auf  alle 
wichtigeren  Warengruppen  und  es  ist  eine  Mehrausfuhr 
im  Vergleiche  zum  Vorjahre  eigentlich  nur  bei  den 
Artikeln  Zucker  und  Wein  zu  verzeichnen.  Auch  Halb¬ 
fabrikate  und  Rohstoffe  wurden  nach  Ungarn  größten¬ 
teils  in  geringerer  Menge  ausgeführt.  Eine  Zunahme  er¬ 
fuhr  nur  die  Ausfuhr  von  Kaffee,  Häuten  und  Fellen 
und  Kohle.  In  der  Einfuhr  zeigen  Rohstoffe  und  Halb¬ 
fabrikate  in  den  Gesamtziffern  eine  Wertzunahme.  Die¬ 
selbe  beruht  bei  den  Rohstoffen  vor  allem  auf  der 
bereits  erwähnten  Berücksichtigung  der  höheren  Preise, 
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die  bei  einer  Reihe  von  Artikeln  trotz  niedrigerer 
Mengenziffer  einen  höheren  Einfuhrwert  ergab. 

Der  Handel  in  chemischen  Düngemitteln  in  Griechen¬ 
land.  Ein  kürzlich  erlassenes  griechisches  Gesetz  lautet : 

Artikel  i.  Kunst-  oder  chemischer  Dünger  ist  jede 
Substanz,  welche  nach  vorheriger  maschineller  oder 
chemischer  Bearbeitung  zum  Düngen  des  Bodens  dient. 

Artikel  2.  Wer  den  Handel  oder  die  Industrie  in 
chemischen  Düngemitteln  ausüben  will,  muß  hierzu  die 
Bewilligung  des  Ministeriums  für  Volkswirtschaft  ein¬ 
holen,  welches  dieselbe  einen  Monat  nach  Unterbreitung 
des  bezüglichen  Gesuches  erteilt. 

Artikel  3.  Durch  königliche  Verordnung  wird  das 
Minimalausmaß  der  nützlichen  Elemente  und  das  Maxi¬ 
malausmaß  der  schädlichen  Elemente,  welche  die  chemi¬ 
schen  Düngemittel  enthalten  sollen,  festgesetzt  werden. 
Der  Verkauf  von  chemischen  Düngemitteln,  welche  nütz¬ 
liche  Elemente  unter  dem  festgesetzten  Minimalausmaße 
und  schädliche  Elemente  unter  dem  festgesetzten  Maxi¬ 
malausmaße  enthalten  ist  untersagt. 

Artikel  4.  Die  in  Griechenland  erzeugten  und  die 
aus  dem  Auslande  eingeführten  Düngemittel  dürfen  nur 
in  versiegelten  Säcken,  Fässern,  Kisten  oder  anderen 
Behältern  verkauft  werden,  auf  denen  der  Name  des 
griechischen  Fabrikanten  oder  Händler.s,  die  Benennung 
des  Düngemittels,  der  Gehalt  an  Düngeelementen  und 
das  Nettogewicht  der  enthaltenen  Düngemittel  ver¬ 
zeichnet  sein  muß. 

Ausnahmsweise  wird  auch  der  Verkauf  von  Dünge¬ 
mitteln  ira  verpackten  Zustande  gestattet,  die  verkaufte 
Menge  darf  aber  bei  jedem  Abschlüsse  100  kg  nicht 
übersteigen.  In  diesem  Falle  ist  der  Verkäufer  ver¬ 
pflichtet,  in  dem  Depot  des  Düngemittels  an  bemerk¬ 
barer  Stelle  eine  Tafel  anzubringen,  in  welcher  in  leicht 
lesbarer  Schrift  der  Gehalt  der  Düngemittel  an  Dünge¬ 
elementen  und  die  Benennung  derselben  verzeichnet  ist. 

Der  Händler  mit  chemischen  Düngemitteln  ist  ver¬ 
pflichtet,  dem  Käufer  von  wenigstens  50  kg  eine  von 
ihm  unterschriebene  Drucksorte  zu  übergeben,  aus 
welcher  der  Name  des  verkauften  Düngemittels,  der 
Gehalt  an  Azot,  Phosphorsäure  und  an  Kali,  die 
chemische  Form,  in  welcher  sich  diese  Elemente  oder 
ein  Teil  derselben  in  dem  Düngemittel  befinden,  und 
die  Menge  der  in  dem  Dünger  enthaltenen  schädlichen 
Substanzen  ersichtlich  ist. 

Diese  Drucksorte  ist  ein  Beweis,  daß  der  Verkäufer 
gegenüber  dem  Käufer  für  die  obigen  Elemente  die 
Garantie  übernimmt. 

Artikel  5.  Zur  Entnahme  von  Mustern,  behufs  Kon- 
trollierung  der  zum  Verkaufe  gelangenden  Düngemittel, 
sind  die  landwirtschaftlichen  Beamten,  die  Polizeiorgane, 
die  Zollbeamten,  die  Steuerbeamten,  die  Friedensrichter 
sowie  die  Präsidenten  der  Handels-  und  der  landwirt¬ 
schaftlichen  Kammern  berechtigt. 

Die  landwirtschaftlichen  Beamten  oder  die  von  dem 
Ministerium  für  Volkswirtschaft  ermächtigten  sonstigen 
Staatsbeamten,  können  aus  freiem  Entschluß  zur  Ent¬ 
nahme  von  Mustern,  der  entweder  auf  dem  Zollamte 
nach  deren  Einfuhr  aus  dem  Auslande  befindlichen 
oder  zum  Verkaufe  aufgestellten  Düngemittel  schreiten. 
Diese  Muster  werden  vor  einem  oder  zwei  Zeugen  ent¬ 
nommen  und  werden  an  das  landwirtschaftliche  chemi¬ 
sche  Laboratorium  des  Bezirkes  geschickt,  welches 
deren  Analyse  auf  Staatskosten  vornimmt. 

Wenn  der  Interessent  die  Analyse  nicht  anerkennt, 
so  wird  dieselbe  bei  dem  landwirtschaftlichen  Zentral¬ 
laboratorium  erneuert,  falls  der  Interessent  die  Kosten 
der  neuen  Analyse  erlegt.  In  dem  Falle,  als  die  erste 
Analyse  bereits  bei  dem  Zentrallaboratorium  vorge 
nommen  wurde,  wird  die  neue  Analyse  im  chemischen 
Laboratorium  der  Universität  stattzufinden  haben. 

Artikel  6.  Die  aus  dem  Auslande  eingeführten  chemi¬ 
schen  Düngemittel  sowie  die  zur  Erzeugung  derselben 


dienenden  Rohmaterialien  sind  von  jeder  Zoll-,  Hafen-, 
Stadt-  oder  anderen  Gebühr  befreit.  Desgleichen  sind 
von  den  obigen  Gebühren  befreit  die  im  Innein  des 
Landes  von  Ort  zu  Ort  überführten  Düngemittel. 

Mit  königlicher  Verordnung  werden  über  Vorschlag 
der  Minister  der  Finanzen  und  der  Volkswirtschaft, 
auf  Grund  eines  Gutachtens  des  konsultativen  Konseils 
der  landwirtschaftlichen  Abteilung,  die  Rohmaterialien 
festgesetzt  werden,  welche  zur  Erzeugung  von  chemi¬ 
schen  Düngemitteln  dienen. 

Artikel  7.  Durch  königliche  Verordnung,  welche  unter 
den  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Modalitäten 
herausgegeben  werden  soll,  kann  die  Ausfuhr  von  jed¬ 
wedem  Material  nach  dem  Auslande  verboten  werden, 
welches  zur  Erzeugung  von  chemischen  Düngemitteln 
dient. 

Durch  königliche  Verordnung  können  über  Vorschlag 
der  Minister  der  Finanzen  und  der  Volkswirtschaft 
die  erforderlichen  Maßnahmen  getroffen  werden,  daß 
die  Einfuhr  der  in  diesem  Gesetze  angeführten  Mate¬ 
rialien  nicht  gestattet  werde,  wenn  dem  Empfänger 
nicht  die  Drucksorten  im  Sinne  des  Artikels  4  ein¬ 
gesendet  werden, 

Artikel  8.  Wenn  nachgewiesen  wird,  daß  irgend  ein 
in  der  in  dem  Artikel  4  vorgeschriebenen  Garantie¬ 
drucksorte  verzeichnetes  Element  nicht  ganz  mit  dem 
Gehalte  der  Düngemittel,  unter  Rücksichtnahme  auf  die 
in  dem  folgenden  Alinea  festgesetzte  Toleranzgrenze, 
wird  der  der  Übertretung  schuldig  Befundene  mit 
einer  Arreststrafe  bis  zu  drei  Monaten  und  einer 
Geldstrafe  bis  zu  1000  Drachmen  oder  mit  einer  dieser 
Strafen  bestraft.  Im  Wiederho'ungsfalle  wird  derselbe 
mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  und  einer  Geldstrafe 
bis  zu  1000  Drachmen  oder  mit  einer  dieser  Strafen 
bestraft.  Gleichzeitig  kann  demselben  die  nach  dem 
Artikel  2  erteilte  Lizenz  zur  Ausübung  des  Handels 
oder  der  Industrie  mit  chemischen  Düngemitteln  ent¬ 
zogen  werden.  Derjenige,  dem  auf  diese  Weise  die 
Lizenz  zur  Ausübung  des  Handels  oder  der  Industrie 
entzogen  wurde,  kann  eine  neue  Lizenz  vor  Ablauf  von 
zwei  Jahren  nicht  erhalten. 

Für  jedes  in  der  Drucksorte  angeführte  Element  ist 
im  Vergleiche  zu  der  garantierten  Menge  eine  Toleranz 
nach  oben  und  nach  unten  gestattet.  Die  Grenzen  dieser 
Toleranzen  werden  durch  königliche  Verordnung  fest¬ 
gesetzt  werden. 

Mit  den  in  dem  Alinea  a  angeführten  Strafen  werden 
auch  bestraft: 

1.  Wer  ohne  Lizenz  den  Handel  oder  die  Industrie 
in  chemischen  Düngemitteln  ausübt. 

2.  Wer  sich  wissentlich  einer  Übertretung  der  Be¬ 
stimmungen  der  Artikel  3  und  4  Alinea  ä,  b  und  c 
schuldig  macht. 

3.  Wer  sich  weigert,  den  im  Artikel  5  angeführten 
Personen  die  Muster  zu  übergeben. 

Die  verurteilende  Entscheidung  wird  durch  den 
Staatsanwalt  in  den  lokalen  Zeitungen  sowie  in  zwei 
Tagesblättern  der  Residenz  veröffentlicht  und  durch 
zwei  Monate  in  den  Handels-,  Gewerbe-  und  landwirt¬ 
schaftlichen  Kammern  angeschlagen,  in  deren  Bereiche 
der  Bestrafte  wohnt, 

Artikel  9.  Auf  Grund  des  Gutachtens  des  konsul¬ 
tativen  Konseils  der  landwirtschaftlichen  Abteilung 
werden  mittels  königlicher  Verordnung  die  Art  und 
Weise  der  Entnahme  der  Muster,  die  Methoden  der 
Analyse  derselben,  die  Gebühren  für  die  im  Artikel  5 
des  vorstehenden  Gesetzes  vorgesehenen  zweiten  Analyse, 
die  Festsetzung  der  Toleranzgrenzen  des  Gehaltes  an 
Elementen,  die  Form  der  von  den  chemischen  Labora 
torien  auszustellenden  Bescheinigungen  sowie  alle  sonstigen 
Bedingungen  zur  Durchführung  der  vorstehenden  Ver¬ 
ordnung  bestimmt  werden. 
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Inbttftrte, 

Rumänische  Petroleumindustrie.  Die  rumänische 
Petroleumproduktion  stellte  sich  in  den  ersten  sechs 
Monaten  des  laufenden  Jahres  auf  745.241  /  gegen 
869.105  t  im  gleichen  Zeitraum  von  1914.  Davon  ent¬ 
fallen  auf  Benzin  190. 174  t  (im  Vorjahre  208.040  /), 
Leuchtöl  129704  t  (im  Vorjahre  190.902/),  Schmieröl 
60.219  ^  Vorjahre  47.828  /),  Rückstände  365.084  t 
(im  Vorjahre  422.335  /).  Die  Gesamtproduktion  ist 
mithin  um  123  864  /  zurückgegangen,  wobei  die  stärkste 
Produktionsverringerung  auf  Leuchtöl  entfällt.  Aber  auch 
die  Benzinproduktion  ist  namhaft  zurückgegangen.  Zu¬ 
genommen  hat  die  Erzeugung  von  Schmieröl. 

Die  schwedische  Zündholzindustrie.  Aus  Stock¬ 
holm  wird  uns  geschrieben:  Die  schwedische  Zünd¬ 
holzindustrie  befindet  sich  gegenwärtig  in  einer  glänzenden 
Periode  und  die  schwedischen  Zündhölzer  sind  niemals 
so  begehrt  gewesen,  wie  jetzt,  noch  haben  sie  jemals 
mit  den  gegenwärtigen  vergleichbare  Preise  erzielt.  Vor 
nur  ungefähr  Jahren  wurden  beispielsweise  Streich¬ 
hölzer  von  den  P'aLiken  cif  Stockholm  zu  25  K  pro 
Kiste,  bei  einem  Ankauf  von  so  relativ  kleinen  Mengen 
wie  5  Kisten,  verkauft.  Derzeit  ist  der  entsprechende 
Preis  K  51 ‘25,  jedoch  fob  Fabrik.  Dessenungeachtet 
ist  der  Umsatz  auf  dem  einheimischen  Markte  sehr 
lebhaft.  Es  kommt  hinzu,  daß  die  schwedischen  Zünd¬ 
hölzer  in  England,  wo  sie  immer  gut  eingeführt  waren, 
von  der  belgischen,  österreichischen  und  russischen 
Konkurrenz  befreit  wurden  und  daß  Frankreich  seinen 
Markt  für  schwedische  Zündhölzer  geöffnet  hat  und  die¬ 
selben  jetzt  dort  ebenfalls  sehr  begehrt  sind.  Ein  be¬ 
deutender  Export  nach  Frankreich  ist  bereits  im  Gange. 
Die  Fabriken  arbeiten  unter  Hochdruck  und  der  Zufluß 
von  Bestellungen  scheint  nicht  versiegen  zu  wollen. 

Die  Petroleumindustrie  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Die  Gesamtproduktion  der  Vereinigten  Staaten  im  Be¬ 
richtsjahre  betrug  ca.  284,000.000  Barrels.  Im  Vor¬ 
jahre  wurden  248,446.236  Barrels  produziert. 

Der  Anteil  Pennsylvaniens  an  dieser  Produktion  wird 
nach  einem  Berichte  des  k.  u.  k.  Konsularamtes  in 
Pittsburg  für  das  Jahr  1914  mit  ca.  7,000000  Barrels, 
für  das  Jahr  1913  7>963  c*oo  Barrels  angegeben. 

Die  diesjährige  Produktion  der  Vereinigten  Staaten  er¬ 
reichte  eine  noch  nie  dagewesene  Größe.  Pennsylvania 
dagegen  weist  ein  allerdings  nicht  sehr  großes  Minus 
auf.  Trotz  dieser  enormen  Produktion  oder  vielleicht 
infolge  derselben  und  der  durch  den  Krieg  hervor¬ 
gerufenen  abnormalen  Verhältnisse,  herrschte  auf  dem 
Petroleummarkte,  besonders  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Berichtsjahres  Unsicherheit  und  machten  sich  große 
Stockungen  bemerkbar. 

Der  Export  von  Rohöl  (crude  oil),  Schmieröl  (lubri- 
cating  oil)  und  Öl  tür  Beleuchtungszwecke  (illuminating 
oil)  weist  im  Verhältnisse  zum  Vorjahre  eine  ziemlich 
bedeutende  Abnahme  auf.  Hingegen  wurde  Betriebs¬ 
gas  (motor  spirit),  Brennöl  (liquid  fuel)  und  Gasöl  (gas 
oil)  in  größeren  Mengen  als  im  Vorjahre  exportiert. 

Zu  erwähnen  wäre,  daß  seit  der  Auffindung  einer 
größeren  Anzahl  von  Ölquellen  in  Lakewood  bei  Cle¬ 
veland,  auch  die  Suche  nach  neuen  Quellen  in  Penn- 
sylvanien  eine  Neubelebung  erfuhr.  Es  wurden  jedoch 
keine  bedeutenden  neuen  Quellen  gefunden. 


Norwegens  Handelsflotte  während  des  Krieges. 

^V ährend  der  ersten  13  Kriegsmonate  (i.  August  1914 
bis  I.  September  1915)  hat  Norwegens  Handelsflotte 
191  Fahrzeuge  mit  zusammen  225.144  Bruttoregister¬ 


tonnen  verloren,  hiervon  118  Dampfer  mit  zusammen 
161.803  Bruttoregistertonnen.  In  der  gleichen  Zeit  sind 
durch  Erwerb  und  Neubauten  der  Flotte  241  Fahr¬ 
zeuge  mit  insgesamt  274.737  ^  zugeführt  worden,  hiervon 
149  Dampfer  mit  insgesamt  216.798  /.  Das  Resultat 
ergibt  somit  einen  Gewinn  von  50  Fahrzeugen  mit  zu¬ 
sammen  49593  /,  hiervon  31  Dampfer  mit  54.995  /. 
Unter  den  Verlusten,  welche  die  norwegische  Handels¬ 
flotte  erlitten  hat,  sind  58  Fahrzeuge,  darunter  39  Dampfer 
mit  insgesamt  83.200  /  zu  vermerken,  welche  auf  eine 
oder  die  andere  Art  durch  Kriegsrisken  untergegangen 
sind. 


^Üd)er(tttfei0en. 

Ein  deutsch-österreichisch-ungarischer  Zollverband.  Von  Pro¬ 
fessor  Dr.  Julius  Wolf,  Vizepräsident  des  Mitteleuropäischen 
^Virtscliaftsvereines  in  Deutschland,  zweite  vermehrte  und  ver¬ 
besserte  Auflage,  Leipzig  r9i5,  Verlag  A.  Deichert,  36  Seiten, 
Preis  M.  i'20;  »Mitcelduropa«.  Von  Friedrich  Naumann,  Mit¬ 
glied  des  Reichstages,  Berlin  1915,  Verlag  Georg  Reimer, 
299  .Seiten,  Preis  3  M.,  gebunden  M.  3‘50. 

Diese  beiden  Schriften  sind  der  ebenso  wichtigen  wie  schwie¬ 
rigen  Frage  gewidmet,  wie  der  auf  den  Schlachtfedern  glänzend 
bewährte  und  durch  den  Beitritt  der  Türkei  wertvoll  unter¬ 
stützte  Bund  der  Zentralmächte  nach  Friedensschluß  durch  eine 
wirtschaftliche  und  namentlich  handelspolitische  Einigung  aus¬ 
zugestalten  und  für  immer  zu  befestigen  sei.  Wolf  befaßt  sich 
in  knapper,  aber  ungemein  klarer  und  übersichtlicher  Darstellung 
mit  der  handelspolitischen  Hauptfrage.  Er  bezeichnet  mit  einigem 
Bedauern  und  innerem  W^iderstreben  die  glatte,  vollständige 
Zollvereinigung  als  derzeit  undurchführbar.  Anderseits  hält  er 
aber  auch  das  alleinige  wechselseitige  Gewähren  vertragsmäßiger 
Vorzugszölle  für  unzulänglich  und  mäßig  wertvoll.  Er  ist  viel¬ 
mehr  der  Ansicht,  daß  grundsätzlich  die  vollständige  Zollver¬ 
einigung  schon  derzeit  angestrebt  und  mit  Hilfe  einer  allmählich 
abgebauten  Zwischenzollinie  vorbereitet  werden  müsse;  es  könne 
aber  eine  sehr  lange  Frist,  unter  Umständen  auch  fünfzig  bis 
sechzig  Jahre  zur  schrittweisen  Durchführung  der  vollständigen 
Zollvereinigung  eingeräumt  werden. 

Naumann  teilt  im  rein  Handelspolitischen  der  Hauptsache 
nach  die  Ansichten  Wolfs.  Dagegen  richtet  er  den  Blick  auf 
ein  weit  umfassenderes  Ziel,  nämlich  auf  einen  nicht  bloß  wirt¬ 
schaftlichen,  sondern  auch  politisch-militärischen  mitteleuro¬ 
päischen  Bund  mit  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  als  Kern 
und  Ausstrahlungen  nach  Westen,  Osten,  Südosten  und  vielleicht 
sogar  Norden,  je  nach  den  zur  Zeit  der  Niederschrift  seines 
Buches  (Ende  April  bis  Juli  1915)  noch  nicht  übersehbaren  Er¬ 
eignissen  des  Weltkrieges.  Naumann  ist  schon  wegen  des  viel 
größeren  Umfanges  seiner  Darstellung  weit  eher  in  der  Lage, 
auch  allen  politischen,  sentimentalen,  staatsrechtlichen,  dyna¬ 
stischen  und  anderen  Schwierigkeiten  des  Wirtschaftsbundes  ge¬ 
recht  zu  werden,  als  Wolf  hierzu  im  Stande  ist,  der  sich,  da  er 
nur  einen  Vortrag  zur  Flugschrift  ausgestaltete,  auf  eine  knappe 
Darlegung  der  Hauptfrage  beschränken  muß.  Hierdurch  wird 
Naumanns  Buch  zu  einer  wahren  Fundgrube  für  jedermann,  der 
über  die  schwierige  Frage  eines  Wirtschaftsbundes  der  Zentral¬ 
mächte  Belehrung  zu  erhalten  wünscht  und  namentlich  für  jeden, 
der  diesen  Bund  aus  innerer  Überzeugung  anstrebt.  Denn  Nau¬ 
mann  ist  stets  bemüht,  über  die  Anfangsschwierigkeiten  hinweg 
auf  die  großartigen  Möglichkeiten  der  Zukunft  für  beide  Teile 
hinzuweisen;  hierbei  betont  er  besonders  die  Notwendigkeit,  im 
XX.  Jahrhundert  entweder  den  Kern  eines  großen,  weltreich- 
artigen  W^irtschaftskörpers  zu  bilden  oder  sich  einem  solchen 
Körper  anzuschließen.  Bemerkenswert  ist  seine  Andeutung,  daß 
die  Verfügung  über  das  gemeinsam  eroberte  Kongreßpolen  in 
hohem  Grade  davon  abhängen  werde,  ob  der  engere  Wirtschafts¬ 
bund  zwischen  beiden  Zentralmächten  Zustandekommen  wird 
oder  nicht. 

Der  Nachlaßvertrag  nach  Schweizer  Recht.  Wegweiser  für 
Schuldner  und  Gläubiger.  Praktische  Darstellung  in  Fragen  und 
Antworten.  Von  Dr.  Oskar  Leimgrub  er.  Mit  alphabetischem 
Sachregister  und  Gesetzestext.  16.  Band  von  Orell  Füßlis 
Praktischer  Rechtskunde.  Verlag  Orell  Füßli.  Zürich  1915. 
104  Seiten.  Gebunden  2  Francs. 

Das  vorliegende  Büchlein  behandelt  einen  für  den  Geschäfts¬ 
verkehr  mit  der  Schweiz  wichtigen  Gegenstand,  nämlich  das 
Wiesen  und  die  Voraussetzungen  des  Nachlaßvertrages,  das 
hierbei  zu  beobachtende  Verfahren  und  die  von  diesem  Vertrag 
ausgehenden  Wirkungen.  Das  Verfahren  wird  in  einer  für 
juristische  Laien  hinlänglichen  Ausführlichkeit  besprochen.  Es 
ist  eine  Ergänzung  zu  Band  VI  der  Praktischen  Rechtskunde 
über  die  Schuldbetreibung  und  zu  Nr.  ii  über  das  Konkursrecht 
in  der  Schweiz. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX. /i,  Berggasse  i6,  unter  den  beigesetzten  Gescbäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 


i  Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht : 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 
für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 
für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


fjJl 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 

Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg 


zu 

einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
,  hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
sow'eit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  ungehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschensw'ert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  HL  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika.  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs¬ 
und  T^ransportversicherung  solcher  Sendungen  inter¬ 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  ist,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschw^ert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importw'aren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 


schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metalhvaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowüe  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 
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Vorstandssitzung  vom  14.  September  1915. 
Unter  dem  Vorsitze  des  Obmannes  der  Üsterreichisch- 
Russischen  Sektion,  Sektionschef  Dr.  Brosche,  fand 
am  14.  September  eine  Sitzung  des  Sektionsvorstandes 
statt,  ln  derselben  erstattete  der  Leiter  der  Direktion 
des  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  namens  des 
Bureaus  Bericht  über  die  bisherige  Tätigkeit  sowie  über 
die  gegenwärtige  wirtschaftliche  Lage  in  den  besetzten 
Gebieten  von  Russisch-Polen.  Alle  Umstände,  welche 
gegenwärtig  die  Geltendmachung  früherer  Forderungen 
sowie  die  Anknüpfung  neuer  Verbindungen  beeinflussen, 
wurden  ausführlich  erörtert.  Der  Konsulent  des  Export¬ 
förderungsdienstes,  Herr  Ernst  J  o  h  n,  informierte  über 
die  von  Seite  des  k.  k.  Handelsministeriums  getroffenen 
Einleitungen  hinsichtlich  der  Vormerkung  von  Forde¬ 
rungen  sowie  in  bezug  auf  die  Erleichterung  des  Ver¬ 
kehres  und  brachte  u.  a.  zur  Kenntnis,  daß  die  Ent¬ 
sendung  eines  kaufmännischen  Delegierten  zur  Wahr¬ 
nehmung  österreichischer  geschäftlicher  Interessen  in 
Warschau  in  Aussicht  genommen  wurde.  Nach  ein¬ 
gehender  Erörterung,  in  der  alle  geschäftlichen  Momente 
zur  Sprache  kamen,  beschloß  der  Vorstand  die  Ent¬ 
sendung  des  in  Aussicht  genommenen  Delegierten 
bestens  zu  begrüßen;  über  eine  zu  gelegener  Zeit  etwa 


j  Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
I  klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 


weiters  in  Aussicht  zu  nehmende  Entsendun°' 


von 


Beamten,  beziehungsweise  amtlichen  Delegierten  wäre 
vorher  die  Äußerung  der  Sektion  einzuholen.  Als 
dringend  erwünschte  Unterstützung  der  kaufmännischen 
Bestrebungen  auf  dem  polnischen  Markte,  sei  die  Er¬ 
richtung  von  Bankfilialen  im  okkupierten  Gebiete  an¬ 
zustreben.  Unerläßlich  sei  die  beschleunigte  Einrichtung 
des  direkten  Postverkehres  auch  mit  Lodz  und 
Warschau.  An  die  maßgebenden  Stellen  sind  im  Sinne 
der  gefaßten  Beschlüsse  die  geeigneten  Eing'aben  zu 
richten.  Der  Vorstand  beschloß  sodann,  mit  den  all¬ 
monatlichen  Sektionsversammlungen  im 
N  o  V  e  m  b  e  r  zu  beginnen,  wobei  zu  einer  w'eiteren  Er¬ 
örterung  der  wirtschaftlichen  Fragen  hinsichtlich  der 
okkupierten  Gebiete  Gelegenheit  gegeben  sein  wird. 


Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  w^erden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 

Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerw'eise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 


Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  bür  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  w'elcher  u.  a. 
besagt: 

„In  dem  unter  deutscher  Verw'altung  stehenden  Ge- 
lete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Eriedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wne  in  Deutschland. 
Ainvaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochniann  aus. 
\  or  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
ällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver- 
w  idtung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 


Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  „War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post- 
j  Sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind ;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (14.774.) 


Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
K.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
rauseum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T,  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine  Verordnung  der 
Ministerien  des  Innern,  der  Finanzen,  des  Handels  und 
des  Ackerbaues  vom  15.  Oktober  1915,  womit  das  Ver¬ 
bot  der  Aus-  und  Durchfuhr  mehrerer  Artikel  ergänzt, 
beziehungsweise  abgeändert  wird,  verfügt; 

§  I.  Die  in  den  Ministerialverordnungen  vom  9.  Fe¬ 
bruar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  vom  15.  März  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  61,  vom  8.  Mai  1915.  R.-G.-Bl.  Nr.  119, 
vom  24.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  151,  vom  5.  Juli  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  188,  vom  31.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  226, 
vom  23.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  247,  und  vom  20.  Sep¬ 
tember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  277,  aufgestellten  Listen  der 
in  der  Aus-,  beziehungsweise  Durchfuhr  verbotenen 
Artikel  werden,  wie  folgt,  ergänzt,  beziehungsweise  ab¬ 
geändert; 

Am  Schlüsse  des  Punktes  2  der  Gruppe  II  ist  an- 
zufügen ; 

,, ferner  deutsche  Schäferhunde  (Wolfshunde),  Aire¬ 
daleterriers,  Dobermannpinscher,  rauhhaarige  Pinscher 
(deutsche  Schnauzer),  deutsche  Doggen,  kurzhaarige  und 
langhaarige  Bernhardinerhunde  und  Neufundländer,“ 
Punkt  6  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten; 

6.  Ölhaltige  Samen  aller  Art,  wie  insbesondere  Lein- 
und  Hanfsaat,  Baumwollsamen,  Sesam,  Erdnüsse,  Palm¬ 
kerne,  Kopra,  Sojabohnen,  Buchein  (Bucheckern), 
Sonnenblumensaat,  Kürbiskerne,  Melonenkerne,  Trauben- 
und  Steinobstkerne,  Lindenfrüchte  (-samen),  Kleesaat, 
Kümmel,  Roßkastanien  und  Eicheln, 

Am  Schlüsse  des  Punktes  7  der  Gruppe  H  ist  anzu¬ 
fügen  ; 

„Darmsaiten“, 

Am  Schlüsse  des  Punktes  10  der  Gruppe  H  ist  anzu¬ 
fügen  ; 

„ferner  Holzstifte  (Holznägel)  und  sogenanntes 
Pflockholz“, 

Nach  Punkt  26  der  Gruppe  H  ist  folgende  Anmerkung 
aufzunehmen; 

Anmerkung;  Hierher  fallen  auch  Hopfenstengel  und 
Brennesseln. 

Am  Schlüsse  des  Punktes  30  der  Gruppe  II  ist 
zwischen  den  Wörtern  ,, Quadratmeter“  und  „sowie“  ein¬ 
zufügen; 

,, Linoleum“ 

Punkt  34  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten; 

34.  Nicht  besonders  benannte  wollene  Webewaren  der 
T.-Nr.  229  sowie  Samte  und  samtartige  Gewebe  der 
T.-Nr.  230;  wollene  Decken  und  Kotzen  sowie  Halina- 
tuch  der  T.-Nr.  228,  wollene  Bandwaren  der  T.-Nr.  231, 
Wirk-  und  Strickwaren  aus  Wolle  der  T.-Nr.  233  und 
technische  Artikel  aus  Wolle  der  T.-Nr.  239, 

Die  Anmerkung  zu  Post  43  der  Gruppe  II  ist  zu  be¬ 
zeichnen  mit;  „Anmerkung  i.“ 

Als  Anmerkung  2  ist  folgendes  aufzunehmen; 
Anmerkung  2.  Lhiter  das  Verbot  fallen  auch  Leder¬ 
abfälle  aller  Art,  wie  Oberleder-  und  Sohlenlederabfälle, 
Fettspäne,  Chromsalzspäne,  Ledermehl  und  Lederkuchen. 
Punkt  45  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten; 

45.  Männerschuhe  und  -Stiefel  ohne  Rücksicht  auf  das 
Gewicht,  ferner  Opanken, 
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Punkt  6o  der  Gruppe  II  ist  zwischen  den  Worten 
„Art  und  „Drahtseile“  folgender  Text  einzuschalten: 

„Drahtstifte  mit  einem  Durchmesser  über  i  inni  und 
Drahtklammern  mit  einem  Durchmesser  über  2  mm“, 

Am  Schlüsse  des  Punktes  74  der  Gruppe  II  ist ’an- 
zufügen: 

„Maßstäbe“, 

Im  Punkt  HO  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  W'orte 
„Schwefelsäure“  einzuschalten : 

„Chlorschwefel“, 

Am  Schlüsse  des  Punktes  iio  der  Gruppe  II  ist  an¬ 
zufügen: 

„Chlorzink  und  Chlorzinklauee  “ 

Im  Punkt  112  der  Gruppe  II  ist  vor  dem  Worte  „Na¬ 
triumoxalat“  einzufügen : 

„Oxalsäure  und“ 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Zeitweilige  Außerkraftsetzung  der  Zölle  für 
^^ßt'ere  Artikel,  Eine  Verordnung  der  Alinisterien  der 
hinanzen,  des  Handels  und  des  Ackerbaues  vom  13.  Ok¬ 
tober  1915  bestimmt: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  \Vrordnung  vom  24  Sep¬ 
tember  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  251,  werden  einvernehmlich 
mit  der  königlich  ungarischen  Regierung  im  Nachhange 
zu  den  Wrordnungen  vom  9.  Oktober  1914,  R.-G.-Bl. 
Nr.  270,  vom  22.  Jänner  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  16,  vom 
9.  und  22.  Februar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  31  und  43,  vom 
16.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  62,  vom  19.  April  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  103,  vom  14.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  122' 
dann  vom  7.  Juni  1915,  R.-G.-Bl. '  Nr.  159,  und  vom 
23.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  246,  die  Zölle  für 
Schweine  bis  zum  Gewichte  von  60  kg  der 
T.-Nr.  70  und  für  Mennige  der  T.-Nr.  597 1  des 
nnt  dem  Gesetze  vom  30.  Dezember  1907,  R.-G.-Bl. 
Nr.  278,  kundgemachten  Vertragszolltarifes  der  beiden 
Staaten  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  bis 
auf  weiteres  außer  Kraft  gesetzt. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 


Gewährung  von  Gebührenbefreiungen  für 
Zwecke  der  Zeichnung  der  dritten  österreichischen 
Kriegsanleihe.  Eine  kaiserliche  Verordnung  vom 
13-  Oktober  1915  bestimmt: 

§  I.  Die  Regierung  wird  ermächigt,  für  die  grund¬ 
bucherliche  Eintragung  des  Pfandrechtes  zu  gunsten 
^on  Darlehen,  welche  gegen  Verpfändung  von  unbeweg¬ 
lichen  Sachen  oder  von  Hypothekarforderungen  zum 
Zwecke  der  Beschaffung  der  für  die  Zeichnung  der 
dritten  österreichischen  Kriegsanleihe  erforderlichen 
Barmittel  aufgenommen  werden,  ferner  für  die  anläßlich 
der  Aufnahme  und  Rückzahlung  solcher  Hypothekar¬ 
darlehen  auszustellenden  Schuld-  und  Löschungsurkunden 
sowie  für  die  Eingaben  und  grundbücherliche  Eintra¬ 
gung  oder  Löschung  des  Pfandrechtes  für  diese  Dar¬ 
lehen  die  Befreiung  von  den  Stempel-  und  unmittelbaren 
(.rebühren  zu  gewähren. 

Werden  zu  dem  bezeichneten  Zwecke  Hypothekar¬ 
forderungen  entgeltlich  abgetreten,  so  kann  die  Be¬ 
freiung  von  den  Stempel-  und  unmittelbaren  Gebühren 
für  die  aus  Anlaß  der  Abtretung  auszustellenden  Llr- 
kunden,  für  die  grundbücherliche  Übertragung  des 
Pfandrechtes  zu  gunsten  der  abgetretenen  Forderungen 
sowie  für  die  hierzu  erforderlichen  gerichtlichen  Ein¬ 
gaben  zuerkannt  werden. 

Die  Bedingungen,  unter  denen  die  in  den  vorher¬ 
gehenden  Absätzen  angeführten  Begünstigungen  gewährt 
werden,  sind  durch  Verordnung  festzusetzen. 

§  2.  Die  näheren  Bestimmungen  über  das  Verfahren 
bei  Erwirkung  der  im  §  i  bezeichneten  Begünstigungen, 


über  den  Nachweis,  daß  die  Voraussetzungen  erfüllt 
wuylen,  von  denen  diese  Begünstigungen  abhängig 
sind,  und  über  die  sonstigen  zur  Sicherstellung  des  Staats¬ 
schatzes  gegen  mißbräuchliche  Inanspruchnahme  der 
Begünstigungen  erforderlichen  Maßnahmen  werden  durch 
\Vrordnung  getroffen. 

§  3-  Werden  die  Titres  der  dritten  österreichischen 
Kriegsanleihe  von  Kreditinstituten,  Sparkassen  oder  Er- 
werbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  innerhalb  der 
für  die  Bezahlung  der  Kriegsanleihe  festgesetzten  Frist 
zu  dem  Zwecke  belehnt,  um  dem  Zeichner  dieser  Titres 
die  zu  ihrer  Bezahlung  erforderlichen  Barmittel  zu  be¬ 
schaffen,  so  sind  unter  den  durch  AVrordnung  festzu¬ 
setzenden  Bedingungen  diese  Belehnungen  und  deren 
etwaige  Prolongierung  sowie  die  aus  diesen  Anlässen 
auszustellenden  Urkunden  von  den  Stempel-  und  un¬ 
mittelbaren  Gebühren  befreit.  Die  gleiche  Begünstigung 
gilt  unter  den  durch  Verordnung  festzusetzenden  Be¬ 
dingungen  auch  für  die  Belehnung  anderer  Wertpapiere, 
insofern  sie  erforderlich  ist,  um  die  durch  Belehnung 
der  Kriegsanleihe  beschaffbaren  Mittel  auf  den  Betrag 
des  Zeichnungspreises  zu  ergänzen. 

§  4-  Eingaben,  mit  denen  um  pflegschafts-  oder 
stiftungsbehördliche  Zustimmung  zur  Zeichnung  der 
dritten  österreichischen  Kriegsanleihe  durch  einen  Pflege¬ 
befohlenen  (durch  eine  Stiftung)  oder  zur  Erfolglassung 
dei  für  die  Barzahlung  der  gezeichneten  Kriegsanleihe 
erforderlichen  Vermögenschaften  eingeschritten  wird 
sind  stempelfrei. 

§  5-  Mit  dem  Vollzüge  dieser  kaiserlichen  Verord- 
nung,  welche  rückwirkend  auf  den  seit  7.  Oktober  191  ^ 
verflossenen  Zeitraum  am  Tage  ihrer  Kundmachung  iii 
Kraft  tritt,  ist  der  Finanzminister  betraut. 

Überwachung  von  Unternehmungen  und  Liegen¬ 
schaften.  Eine  \  erordnung  des  Gesamtministeriums 
vom  7.  Oktober  1915  bestimmt- 

§ 


I.  In  Ausübung  des  Vergeltungsrechtes  können 
solche  im  Geltungsgebiete  dieser  Verordnung  tätige 
LTnternehmungen  oder  Zweigniederlassungen  von  Lhiter- 
nehmungen,  die  vom  feindlichen  Auslande  aus  geleitet 
oder  beaufsichtigt  werden  oder  deren  Erträgnisse  ganz 
oder  zum  Teile  in  das  feindliche  Ausland  abzuführen 
sind  oder  deren  Kapital  ganz  oder  zum  Teile  Auge 
hörigen  des  feindlichen  Auslandes  zusteht,  wo  immer 
diese  ihren  Wohnsitz  haben,  durch  ministerielle  Ver¬ 
fügung  unter  besondere  iTerwachung  gestellt  werden 

Die  Überwachung  kann  ohne  Verfahren  und  ohne  An 
gäbe  von  Gründen  verhängt  werden. 

§  2.  Die  Anwendung  dieser  V'erordnung  wird  dadurch 
nicht  ausgeschlossen,  daß  zur  Verdeckung  der  Bezie- 
hungen  zum  feindlichen  Auslande  Angehörige  anderei 
Staaten  oder  Inländer  vorgeschoben  werden  oder  daß  seil 
dem  Eintritte  des  Kriegszustandes  mit  dem  betreffender 
feindlichen  Staate  Änderungen  in  der  Beteiligung  ar 
der  Unternehmung  vorgenommen  wurden  oder  daß  dit 
Unternehmung  oder  der  Betrieb  seit  diesem  Zeitpunkte 
an  andere  Personen  übergegangen  ist. 

§  3.  Zum  Zwecke  der  Überwachung  werden  auf  Kosten 
und  Gefahr  der  Unternehmung  f’berwachungspersonen 
bestellt,  die  dafür  zu  sorgen  haben,  daß  der  Geschäfts¬ 
betrieb  wahrend  des  Krieges  in  einer  den  inländischen 
Interessen  entsprechenden  Weise  geführt  wird. 

Die  Überwachungsperson  ist  insbesondere  befugt: 

1.  Auskunft  über  alle  Geschäftsangelegenheiten  zu 
verlangen ; 

2.  die  Bücher  und  Schriften  der  Ilnternehmung  einzu¬ 
sehen,  den  Bestand  an  Bargeld  und  Wertpapieren  zu 
untersuchen ; 

3-  Postsendungen,  die  an  die  LInternehmung  einlangen, 
von  der  Postanstalt  für  die  Unternehmung  in  Empfang 
zu  nehmen ; 
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4.  geschäftliche  Maßnahmen  aller  Art,  so  Verfügungen  1 
über  Vermögenswerte  und  Mitteilungen  über  geschäft¬ 
liche  Angelegenheiten  zu  untersagen ; 

5.  anzuordnen,  daß  die  Unternehmung  ihre  privat¬ 
rechtlichen  Ansprüche  bei  Gericht  geltend  macht; 

6.  anzuordnen,  daß  Geld  oder  Wertpapiere,  deren  AI)- 
fuhr  oder  Überweisung  in  das  feindliche  Ausland  ver¬ 
boten  ist,  zu  grinsten  der  Berechtigten  bei  der  öster¬ 
reichisch-ungarischen  Bank,  bei  der  Postsparkasse  oder 
einer  anderen  inländischen  Kreditstelle  hinterlegt 
werden ; 

7.  die  Prokura  und  Handlungsvollmacht  zu  wider¬ 
rufen. 

Die  Überwachungsperson  ist  nicht  befugt,  die  Unter¬ 
nehmung  gerichtlich  und  außergerichtlich  zu  vertreten. 

§  4.  Die  Leiter  und  Angestellten  der  Unternehmung 
haben  den  von  der  Überwachungsperson  getroffenen  An¬ 
ordnungen  und  Weisungen  Folge  zu  leisten. 

§  5.  Ist  für  eine  unter  Überwachung  gestellte  Unter¬ 
nehmung  kein  solcher  Leiter  oder  Angestellter  im  In¬ 
lande  vorhanden,  der  zu  Rechtshandlungen  für  die  Unter¬ 
nehmung  befugt  ist,  nimmt  der  Leiter  oder  Angestellte 
die  Geschäfte  nicht  wahr,  oder  leistet  er  den  Anord¬ 
nungen  der  Überwachungsperson  keine  Folge,  so  ist  auf 
Antrag  der  Überwachungsperson  ein  Betriebsführer  zu 
bestellen. 

§  6.  Der  Betriebsführer  wird  bei  Unternehmungen, 
deren  Firma  im  Handelsregister  erscheint,  vom 
Handels-  oder  Handels-  und  Seegerichte  (Handelssenat 
der  Kreis-  oder  Landesgerichte),  bei  anderen  Lhiterneh- 
mungen  vom  Gerichtshöfe  erster  Instanz  bestellt,  in 
dessen  Sprengel  die  Unternehmung  ihren  Sitz  hat. 

Über  die  Auswahl  des  Betriebsführers  ist  die  Über¬ 
wachungsperson  zu  hören. 

Ist  die  überwachte  Unternehmung  in  das  Handels¬ 
register  eingetragen,  so  ist  die  Bestellung  des  Betriebs¬ 
führers  von  Amts  wegen  in  das  Register  einzutragen. 

Das  Gericht  hat  die  Bestellung  des  Betriebsführers 
auf  Antrag  der  Überwachungsperson  wieder  aufzuheben. 

Die  Bestellung  und  Enthebung  des  Betriebsführers  ist 
im  außerstreitigen  Verfahren  durchzuführen. 

§  7.  Die  Vollmacht  des  Betriebsführers  erstreckt  sich 
auf  die  in  Artikel  47,  Abs.  i  und  2,  H.-G.-B.  bezeichneten 
Geschäfte  und  Rechtshandlungen. 

Er  hat  die  Geschäfte  der  überwachten  Unternehmung 
mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  zu 
führen. 

§  8.  Der  Betriebsführer  hat  Anspruch  auf  Erstattung 
barer  Auslagen  und  auf  eine  angemessene  Vergütung 
für  seine  Tätigkeit.  Die  Beträge  sind  von  dem  Gerichte, 
das  ihn  bestellt  hat,  nach  Anhörung  der  Überwachungs¬ 
person  zu  bestimmen  und  monatlich  im  nachhinein  von 
der  überwachten  Lfnternehmung  zu  bezahlen. 

Den  Anordnungen  und  Weisungen  der  Überwachungs¬ 
person  hat  der  Betriebsführer  gleich  einem  Leiter  und 
.4ngestellten  (§  4)  Folge  zu  leisten. 

Während  der  Dauer  der  Bestellung  eines  Betriebs¬ 
führers  ruht  die  Vertretungsbefugnis  jedes  Machthabers 
sowie  der  Leiter  und  Angestellten. 

Der  Betriebsführer  hat  in  der  Weise  zu  zeichnen,  daß 
er  der  Firma  seinen  Namen  mit  dem  Zusatze  ,, Betriebs¬ 
führer“  beifügt. 

§  9.  Überwachte  Unternehmungen  können  mit  Zu¬ 
stimmung  der  Überwachungsperson  privatrechtliche  An¬ 
sprüche  bei  Gericht  geltend  machen,  ohne  an  den  Nach¬ 
weis  der  Gegenseitigkeit  gebunden  zu  sein. 

Die  Zustimmung  der  Überwachungsperson  ist  bei 
Überreichung  der  Klage  darzutun. 

§  IO.  Schadenersatzansprüche  des  Inhabers  der  Llnter- 
nehmung  oder  eines  an  der  LTnternehmung  Beteiligten 
gegen  die  Überwachungsperson  oder  den  Betriebsführer 


können  nur  mit  Genehmigung  der  Behörde,  welche  die 
Überwachung  verfügt  hat,  geltend  gemacht  werden. 

Die  Genehmigung  ist  zu  erteilen,  wenn  eine  schuld¬ 
hafte  Pflichtverletzung  vorliegt.  Gegen  die  Erteilung  oder 
Verweigerung  der  Genehmigung  ist  jede  Beschwerde  un¬ 
zulässig.  Soweit  die  Genehmigung  nicht  erteilt  wird, 
ist  auch  der  Rechtsweg  unzulässig. 

§  II.  Leiter,  Angestellte  und  Betriebsführer,  die  den 
von  der  Überwachungsperson  getroffenen  Anordnungen 
und  Weisungen  nicht  Folge  leisten,  werden  von  den  poli¬ 
tischen  Behörden  erster  Instanz  an  Geld  bis  zu  1000  K 
oder  mit  Arrest  bis  zu  14  Tagen  bestraft. 

§  12.  Die  Bestimmungen  der  §§  i  ff.  finden  auch  auf 
Häuser,  Landgüter  und  Grundstücke  Anwendung. 

§  13.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  finden 
ohne  neuerliche  Verfügung  der  Überwachung  auch  auf 
solche  Unternehmungen  Anwendung,  die  auf  Grund  der 
Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  22.  Oktober 

1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  292,  unter  Überwachung  gestellt 
worden  sind. 

§  14.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft.  Gleichzeitig  verliert  die  Verordnung 
des  Gesamtministeriums  vom  22.  Oktober  1914,  R.-G.-Bl. 
Nr.  292,  ihre  Wirksamkeit. 

Anzeige  der  Vorräte  an  Leder  und  an  Bedarfs¬ 
materialien  der  Lederindustrie.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  vom  13.  Oktober  1915  verfügt: 

§  I.  Die  mit  der  Ministerialverordnung  vom  4.  März 

1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  53,  vorgeschriebenen  Anzeigen  über 
die  Vorräte  und  die  Veränderungen  im  Vorratsstande 
von  Häuten  und  Fellen,  Leder,  Gerbstoffen  und  Degras 
sind  vom  26.  Oktober  1915  angefangen  allwöchentlich 
— •  an  jedem  Dienstag'  nach  dem  Stande  vom  vorher¬ 
gehenden  Samstag  —  und  zwar  nunmehr  unmittelbar 
an  das  k.  k.  Handelsministerium  (handeis-  und  zwischen¬ 
verkehrsstatistischer  Dienst)  einzusenden. 

§  2.  Die  Anzeigen  sind  in  einfacher  Ausfertigung  zu 
erstatten. 

Die  Ledererzeuger  haben  in  ihren  Anzeigen  die  Häute, 
die  sie  im  Wege  der  Häute-  und  Lederzentrale  bezogen 
haben,  getrennt  von  dem  übrigen  Häuteeingang  anzu¬ 
führen  (§  6  der  Ministerialverordnung  vom  12.  Juli 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  198).  Zu  diesem  Behufe  ist  in  den 
Anzeigeblättern  für  Häute  und  Felle  die  Spalte  ,, Seit¬ 
heriger  Eingang“  in  zwei  Spalten  unterzuteilen.  In  die 
eine  dieser  Spalten  sind  die  im  Wege  der  Häute-  und 
Lederzentrale  bezogenen  Häute  unter  dem  Schlagwort 
„Zentral“  einzutragen,  in  die  andere  der  sonstige  Häute¬ 
eingang  unter  dem  Schlagwort  ,, direkt“. 

Die  übrigen  Bestimmungen  der  Ministerialverord¬ 
nung  vom  4.  März  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  53,  bleiben  un¬ 
berührt. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Ersichtlichmachung  des  Verbotes,  Brot  oder 
Mehl  ohne  Brotkarte  abzugeben,  in  den  Geschäfts¬ 
lokalen.  Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erz¬ 
herzogtum  Österreich  unter  der  Enns  vom  12.  Oktober 
1915,  Z.  W — 1898/26,  verfügt: 

§  I.  Gewerbetreibende,  die  Mahlprodukte  verarbeiten, 
und  solche,  die  Brot  oder  Mahlprodukte  gegen  Entgelt 
an  Dritte  abgeben,  einschließlich  der  Gast-  und  Schank¬ 
gewerbetreibenden,  haben  in  ihren  Geschäftslokalen  leicht 
sichtbare  und  leserliche  Anschläge  des  Inhaltes  anzu¬ 
bringen,  daß  bei  sonstiger  Ahndung  an  dem  Verkäufer 
und  Käufer  die  Abgabe  von  Brot  und  Mehl  nur  gegen 
Abtrennung  der  entsprechenden  Anzahl  von  Brotkarten¬ 
abschnitten  gestattet  ist. 

§  2.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  nach 
§  35  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  21.  Juni  1915) 
R.-G.-Bl.  Nr.  167,  von  der  politischen  Bezirksbehörde 
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mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  K  oder  mit  Arrest  bis 
zu  drei  Monaten,  bei  erschwerenden  Umst.änden  aber 
mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis 
zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Bei  einer  Verurteilung  kann  nach  §  36  der  angeführten 
kaiserlichen  Verordnung  auch  auf  den  Wrlust  einer 
Gewerbeberechtigung  erkannt  werden. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Melasse  und  Os¬ 
mosewasser,  Eine  im  Einvernehmen  mit  dem  Acker¬ 
bau-  und  Finanzminister  sowie  dem  Minister  des  Innern 
erlassene  Verordnung  des  österreichischen  Handels¬ 
ministers  vom  24.  September  1915  verfügt: 

§  I.  Zum  Zwecke  der  Regelung  des  Verkehrs  mit 
Melasse  und  Osmosewasser  wird  eine  Melassezentrale 
(M.  Z.)  in  Prag  errichtet. 

Der  Handelsminister  ernennt  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  zur  Leitung  der  Geschäfte  der 
Zentrale  einen  Geschäftsführer.  Die  Zentrale  wird  nach 
außen  durch  den  Geschäftsführer  vertreten. 

Die  Zentrale  steht  unter  staatlicher  Aufsicht,  die 
durch  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  den 
beteiligten  Ministern  ernannte  Regierungskommissäre 
ausgeübt  wird. 

§  2.  Der  Melassezentrale  wird  ein  Beirat  beigegeben, 
der  aus  Vertretern  der  Zuckerindustrie,  der  Melasse  und 
Osmosewasser  verarbeitenden  Industrien  und  der  Land¬ 
wirtschaft  zusammengesetzt  ist.  Die  Mitglieder  werden 
vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  den  be¬ 
teiligten  Ministern  ernannt. 

Der  Geschäftsführer  der  Melassezentrale  führt  in  den 
Sitzungen  des  Beirates  den  Vorsitz. 

Der  Beirat  wird  nach  Bedarf  vom  Handelsminister 
einberufen.  Die  Einberufung  hat  insbesondere  zu  er¬ 
folgen,  wenn  der  Geschäftsführer  der  Melassezentrale 
oder  mindestens  zwei  Mitglieder  des  Beirates  dies  be 
antragen. 

Der  Beirat  hat  über  Fragen  der  Verteilung  der  Melasse 
sowie  über  von  der  Regierung  oder  vom  Geschäftsführer 
der  Zentrale  zur  Beratung  gestellte  Fragen  der  Ge¬ 
schäftsführung  Gutachten  abzugeben  und  kann  in 
solchen  Fragen  auch  selbständig  ^^orschläge  erstatten. 

Die  Einberufung  des  Beirates  hat  in  der  Regel  nach 
\\  ien  zu  erfolgen.  Wenn  es  die  Geschäftsführung  der 
Zentrale  erfordert,  kann  der  Beirat  auch  nach  Prag 
einberufen  werden. 

Die^  Mitgliedschaft  des  Beirates  ist  ein  Ehrenamt. 
Auswärtige  Mitglieder  erhalten  für  die  Teilnahme  an 
den  Sitzungen  des  Beirates  den  Ersatz  der  Fahrtaus¬ 
lagen  und  Diäten  in  derselben  Höhe  wie  die  Mitglieder 
des  Industrierates. 

§  3-  Wer  Melasse  oder  Osmosewasser  vorrätig  oder 
in  Verwahrung  hält,  ist  verpflichtet,  diese  Vorräte,  so¬ 
fern  sie  100  q  übersteigen,  nach  dem  Stande  Vom 
26.  September  1915,  6  Uhr  früh,  bis  längstens  4.  Ok¬ 
tober  1915  unter  Angabe  der  Menge  und  des  Lagerungs¬ 
ortes  der  Melassezentrale  in  Prag  unmittelbar  anzu¬ 
zeigen. 

Mengen,  die  sich  am  26.  September  19115  auf  dem 
Transport  befinden,  sind  sofort  nach  dem  Empfange 
vom  Empfänger  der  Melassezentrale  zur  Anzeige  zu 
bringen. 

Zuckerfabriken  haben  während  der  Dauer  ihres  Be¬ 
triebes  am  I.  und  15.  jedes  Monats  die  in  der  vorher¬ 
gegangenen  Monatshälfte  erzeugten  sowie  die  in  der 
folgenden  Monatshälfte  voraussichtlich  anfallenden 
Mengen  an  Melasse  und  Osmosewasser  der  Melasse¬ 
zentrale  anzuzeigen. 

Uber  Verlangen  der  Melassezentrale  sind  die  Zucker 
fabriken  gehalten,  die  von  ihnen  verarbeiteten  Rüben 
und  Rohzuckermengen  zur  Anzeige  zu  bringen. 


§  4.  Sämtliche,  am  26.  September  1915  vorhandenen, 
anzeigepflichtigen  (§  3)  Vorräte  an  Melasse  und  Osmose¬ 
wasser  sowie  die  in  der  Betriebsperiode  191=5/16  er¬ 
zeugten  Mengen  an  Melasse  und  Osmosewasser  werden 
unter  Sperre  gelegt.  Die  Sperre  hat  die  Wirkung,  daß 
die  gesperrten  Stoffe  weder  verarbeitet,  verbraucht,  ver¬ 
füttert,  noch  freiwillig  oder  zwangsweise  veräußert 
werden  dürfen,  sofern  nicht  im  nachfolgenden  andere 
Anordnungen  getroffen  werden. 

Die  Sperre  erlischt  durch  die  von  der  Melassezentrale 
verfügte  Zuweisung  an  den  Verbraucher. 

Melasse  und  Osmosewasser  verarbeitende  Lhitcr- 
nehmungen  dürfen  die  am  26.  September  191=5  in  ihren 
Betriebsräumen  lagernden  Vorräte  an  Melasse  und 
Osmosewasser  weiter  verarbeiten,  insolange  die 
Melassezentrale  nichts  anderes  verfügt. 

Ferner  ist  Zuckerfabriken  gestattet,  bis  längstens 
31-  Mai  1916  bis  zu  10  Prozent  der  von  ihnen 
während  der  Betriebsperiode  1915/16  erzeugten  Me¬ 
lassen  an  ihre  eigenen  Ökonomien  und  an  Landwirte 
zum  Zwecke  der  Verfütterung  zu  einem  Preise,  welcher 
bei  Füllung  in  Füllgefäßen  K  15-50  für  100  kg  nicht 
übersteigt,  abzugeben.  Die  jeweilig  für  diese  Zwecke  ab¬ 
gegebenen  Mengen  sind  der  Melassezentrale  gleich¬ 
zeitig  mit  der  Wrlage  der  im  §  3,  Abs.  3,  vorgeschrie¬ 
benen  Anzeige  anzumelden. 

§  5-  ^  on  den  gesamten,  während  der  Betriebsperiode 
1915/16  erzeugten  Melassen  werden  25  Prozent  für 
Zwecke  der  Verfütterung  Vorbehalten. 

Die  Verteilung  dieser  Mengen  erfolgt,  sofern  sie 
nicht  im  Sinne  des  §  4,  Abs.  4,  durch  Zuckerfabriken 
an  deren  Ökonomien  oder  an  Landwirte  abgegeben 
werden,  durch  die  Melassezentrale  nach  den  Weisungen 
des  Ackerbauministers. 

Die  Wrteilung  der  nicht  zur  Verfütterung  bestimmten 
^lelassen  und  C)smosewässer  obliegt  der  Alelassezentrale 
nach  den  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  zu  erlassenden  Weisungen. 

Die  Verteilung  erfolgt  durch  ausdrückliche  Zuweisung 
seitens  der  Melassezentrale. 

§  6.  Die  Melassezentrale  ist  ausschließlich  berech¬ 
tigt  und  verpflichtet,  sämtliche  gesperrte  Melassen  und 
Osmosewässer  zu  kaufen  und  über  diese  nach  Maßgabe 
dieser  Wrordnung  zu  verfügen. 

Die  Erzeuger,  Besitzer  und  Wrwahrer  gesperrter 
Melassen  und  Osmosewässer  und  diejenigen  Ver¬ 
braucher,  welche  auf  Zuweisung  von  Melasse  oder 
Osmosewässer  Anspruch  erheben,  sind  verpflichtet,  den 
Anordnungen  und  Wrfügungen  der  Melassezentrale 
über  Lieferung  und  Übernahme  von  Melasse  und  Osmose¬ 
wasser  Folge  zu  leisten.  Sie  sind  gehalten,  der  Melasse¬ 
zentrale  auf  ihr  \  erlangen  alle  Behelfe  und  Ausweise 
vorzulegen,  deren  sie  zur  Durchführung  ihrer  Aufgabe 
bedarf. 

Melasse  und  Osmosewasser  verarbeitende  Unter¬ 
nehmungen  sind  verpflichtet,  die  in  ihren  Betrieben  vor¬ 
rätigen  sowie  die  ihnen  von  der  Melassezentrale  zu¬ 
gewiesenen  Melassen  und  Osmosewässer  in  der  Betriebs¬ 
periode  1915/16  in  dem  Betriebe  zu  verarbeiten,  für  den 
die  Zuweisung  erfolgt  ist.  Insofern  die  Melassezentrale 
nicht  Ausnahmen  von  dieser  X'erpflichtung  bewilligt, 
sind  die  Melasse  verarbeitenden  Unternehmungen  ver¬ 
pflichtet,  mit  ihrem  Betriebe  so  rechtzeitig  zu  beginnen 
und  diesem  nach  Maßgabe  der  erfolgten  Zuweisungen 
an  Melasse  auch  fortzuführen,  daß  die  vollständige  Ver¬ 
arbeitung  der  bei  ihnen  vorrätigen  und  ihnen  zugewie¬ 
senen  Melassen  innerhalb  der  Kampagne  1915/16  sicher¬ 
gestellt  erscheint. 

Wenn  eine  Ihiternehmung  dieser  Verpflichtung  nicht 
nachkommt,  kann  ihr  die  Melassezentrale  zur  Erfüllung 
direr  Verpflichtung  eine  angemessene  Frist  setzen;  wird 
innerhalb  dieser  Frist  der  Verpflichtung  nicht  ent- 
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sprochen,  kann  die  Melassezentrale  über  die  zugew  iesenen  | 
Mengen  anderweitig  verfügen,  ohne  daß  der  Unter¬ 
nehmung  ein  Anspruch  auf  Ersatz  der  ihr  erwachsenen 
Unkosten  für  Lagerüng,  Transport  u.  s.  w'.  der  ihr  zu¬ 
gewiesenen  und  bei  ihr  eingelagerten  Mengen  zukommt. 
“Gegen  Anordnungen  und  Verfügungen  der  Melasse¬ 
zentrale  steht  den  Beteiligten  binnen  einer  Woche 
nach  Bekanntgabe  der  Anordnung  der  Zentrale  die  Be¬ 
schwerde  an  den  Handelsminister  zu,  welcher,  wenn 
und  insoweit  landwirtschaftliche  Interessen  in  Frage 
kommen,  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister 
entscheidet. 

§  7.  Der  Übernahmepreis  der  gesperrten  Melasse  be¬ 
trägt  15  K  für  100  kg,  Basis  50  Prozent  Polarisation, 
netto  Kassa  ohne  Skonto  ab  Lieferstation,  bei  Lieferung 
in  Kesselwagen.  Der  Preis  für  Melassen  galizischer  und 
Bukow'inaer  Provenienz  beträgt  K  1575  für  100  kg 
abzüglich  der  Fracht  von  der  Lieferfabrik,  beziehungs¬ 
weise  Lieferstation  nach  Olmütz.  Bei  Lieferung  in  Füll¬ 
gefäßen  auf  Verlangen  des  LTnternehmers  erhöhen  sich 
die  Preise  um  50  h  für  100  kg.  Die  erforderlichen 
Kesselwagen  und  Füllgefäße  hat  der  Übernehmer  frei 
Lieferstation  beizustellen. 

Bei  Lieferung  von  Osmosewasser  ist  der  Melassepreis 
mit  der  Maßgabe  zu  gründe  zu  legen,  daß  für  100  kg 
Osmosew'asser  für  den  Polarisationsgrad  ein  Fünfzigstel 
des  Melassepreises  zu  bezahlen  ist,  w'obei  auch  Bruch¬ 
teile  von  Polarisationsgraden  proportioneil  zu  berechnen 
sind. 

Für  Lieferung,  Übernahme  und  Bezahlung  von 
Melasse  und  Osmosewasser  im  Verkehre  zwischen  der 
Melassezentrale  und  den  Zuckerfabriken  gelten  je  nach 
dem  Standort  der  Lieferfabrik  die  Usancen  der  Prager 
und  Wiener  Börse  mit  der  Abänderung,  daß  Melasse 
unter  46  Prozent  Polarisation  mit  dem  usancemäßigen 
Preisabschlag  lieferbar  ist. 

Für  Lieferung,  Übernahme  und  Bezahlung  von  Me¬ 
lasse  und  Osmosewasser  im  Verkehre  zwischen  der 
Melassezentrale  und  den  Verbrauchern  gelten  die  Be¬ 
stimmungen  des  vorstehenden  Absatzes  mit  der  Ab¬ 
änderung,  daß  der  Kaufpreis  für  Melasse  nach  erfolgter 
Aufforderung  zur  Beistellung  der  Kessehvagen  oder 
Füllgefäße  unter  Zugrundelegung  einer  5oprozentigen, 
der  Kaufpreis  für  Osmosew'asser  unter  Zugrundelegung 
einer  3oprozentigen  Polarisation  gegen  spätere  Verrech¬ 
nung  vorausbezahlt  werden  muß,  daß  ferner  bei  Liefe¬ 
rungen  ab  einer  Spiritusfabrik  die  Vergütung  für  Mehr- 
und  Minderpolarisation  per  Polarisationsprozent  von 
50  Prozent  bis  45  Prozent  ein  Fünfzigstel  und  von 
45  Prozent  bis  44  Prozent  mit  einem  Dreißigstel  des 
Preises  von  15  K  zu  berechnen  ist,  schließlich,  daß 
Melasse  unter  44  Prozent  Polarisation  oder  unter 
70  Prozent  Balling  ab  Spiritusfabrik  nicht  geliefert 
werden  darf. 

Falls  die  Melassezentralc  Melassen  oder  Osmose¬ 
w'asser  einlagert  und  diese  einem  anderen  Übernehmer 
als  dem  Einlagerer  zuw-eist,  kann  sie  die  für  Einlage¬ 
rung,  Fracht,  Aus-  und  Einpumpung,  Zinsen  u.  s.  wv 
erw'achsenden  Lhikosten  vom  Übernehmer  erheben. 

Die  Melassezentrale  kann  ferner  für  die  durch  sie 
zugewiesenen  Melassen  und  Osmosew’ässer  Zuschläge 
zu  dem  festgesetzten  Preise  einheben,  deren  Höhe  der 
Genehmigung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen 
mit  dem  Ackerbauminister  unterliegt. 

Von  jenen  Mengen  Melasse  und  Osmosewasser,  welche 
aus  einer  Zuckerfabrik  an  die  ihr  gehörige,  am  Tage  der 
Kundmachung  dieser  V  erordnung  schon  bestehende 
Futtermittel-,  Spiritus-  oder  Preßhefefabrik  durch  die 
Melassezentrale  zugewiesen  werden,  können  Zuschläge 
nicht  eingehoben  werden. 

§  8.  Die  gewerblichen  Spiritus-  und  Preßhefefabriken, 
die  die  Zuweisung  von  Melasse  oder  Osmosewasser  be¬ 


anspruchen,  sind  verpflichtet,  auf  Aufforderung  der 
Melassezentrale  zum  Zwecke  der  Übernahme  und  Lage¬ 
rung  sämtlicher  in  der  Betriebsperiode  1915/16  zur  Ab¬ 
lieferung  gelangenden  Melassen  und  Osmosewässer  ihre 
Kesselwagen  und  Lagerräume  (Reservoire)  beizu¬ 
stellen. 

Sie  sind  ferner  verpflichtet,  die  bei  ihnen  zur  Ein¬ 
lagerung  gelangenden  Melassen  und  Osmosewässer  zu 
übernehmen  und  die  zur  Bezahlung  erforderlichen  Bar¬ 
mittel  samt  Zuschlägen  an  die  Melassezentrale  abzu¬ 
führen. 

Insoweit  die  von  einer  Spiritus-  oder  Preßhefefabrik 
eingelagerten  Melassen  und  Osmosew'ässer  ihr  von  der 
Melassezentrale  bis  Ende  der  Betriebsperiode  1915/16 
nicht  zugew'iesen  w'erden,  hat  ihr  die  Melassezentrale 
die  für  die  nicht  zugewiesenen  Melassen  und  Osmose¬ 
wässer  erhaltenen  Beträge  samt  Zinsen  und  an¬ 
gemessener  Vergütung  für  Transport-,  Lager-  und  son¬ 
stige  Spesen  zurückzuerstatten.  Die  Höhe  dieser  Ver¬ 
gütungen  sowie  der  Zinsen  w'erden  von  der  Melasse¬ 
zentrale  mit  Genehmigung  des  Handelsministers  be¬ 
stimmt. 

§  9.  Alle  vor  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  abge¬ 
schlossenen  Kauf-,  Verkauf-  und  Lieferungsverträge  über 
Melasse  und  Osmosewässer  aus  der  Betriebsperiode 
1915/16  werden  aufgehoben. 

Die  Gültigkeit  von  Verträgen  über  Melasse  aus 
späteren  Betriebsperioden  sowie  der  in  Rübenlieferungs¬ 
verträgen  enthaltenen  Verpflichtungen  über  Lieferung 
von  Melasse  w'ird  hierdurch  nicht  berührt. 

§  IO.  Die  zwischen  Zuckerfabriken  und  ihren  Kommis¬ 
sionären  und  Agenten  bestehenden  Verträge  werden  in 
Ansehung  der  zu  zahlenden  Kommissionsgebühren  und 
Provisionen  nicht  berührt. 

§  II.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  A'ereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  w'erden,  sofern  sie  nicht 
der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  den 
politischen  Behörden  1.  Instanz  mit  Geld  bis  zu  5000  K 
oder  nach  dem  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  bestraft. 

§  12.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Beschlagnahme  der  Traubenkeme.  Eine  Verord¬ 
nung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  den 
beteiligten  Ministern  vom  14.  Oktober  1915  verfügt: 

§  I.  Die  Traubenkerne  aus  der  inländischen  Trauben¬ 
ernte  des  Jahres  1915,  welche  im  Zeitpunkte  des  In¬ 
krafttretens  dieser  Verordnung  in  bereits  vorhandenen 
oder  erst  zu  gew'innenden  Trestern  enthalten  sind,  w'erden 
zu  gunsten  des  Staates  beschlagnahmt.  Diese  Bestimmung 
bezieht  sich  auch  auf  Traubenkerne  in  solchen  Trestern, 
welche  zur  Hausw'ein-  oder  Branntweinerzeugung  ver¬ 
wendet  w'urden  oder  verw'endet  w'erden  sollen. 

§  2.  Die  Beschlagnahme  hat  die  Wirkung,  daß  die  be¬ 
schlagnahmten  Kerne  weder  verarbeitet  noch  anderweitig 
verbraucht,  verfüttert  oder  veräußert,  noch  als  Abfall 
w'eggeworfen  oder  vernichtet  werden  dürfen,  soferne 
nicht  in  dieser  Verordnung  andere  Anordnungen  getrofifen 
sind.  Rechtsgeschäfte,  die  gegen  dieses  Verbot  verstoßen, 
sind  nichtig. 

§  3.  Die  Traubenkerne  sind  aus  den  Trestern  von 
deren  Besitzern  abzusondern,  zu  trocknen  und  sorgsam 
aufzubew'ahren.  So  weit  die  Trester  nicht  zur  Brannt¬ 
weinerzeugung  verwendet  w'erden,  hat  die  Absonderung 
der  Traubenkerne  aus  den  Trestern  längstens  bis  15.  No¬ 
vember  1915,  bei  Trestern,  die  der  Branntw'einerzeugung 
zugeführt  werden,  bis  längstens  i.  März  1916  zu  erfolgen. 

§  4.  Die  Mengen  der  gewonnenen  Traubenkerne  sind 
im  allgemeinen  bis  spätestens  30.  November  1915.  die 
Mengen  der  Traubenkerne  aus  jenen  Trestern  hingegen. 
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die  zur  Branntweinerzeugung  verwendet  wurden,  bis 
spätestens  15.  März  1916  von  den  Besitzern  bei  der  zu¬ 
ständigen  Gemeindevorstehung  anzumelden. 

Die  Gemeindevorstehung  ist  verpflichtet,  die  Liste  der 
Besitzer  der  Traubenkerne  nebst  Angabe  der  \'orrats- 
mengen  spätestens  fünf  Tage  nach  Ablauf  der  ange¬ 
führten  Anmeldetermine  der  Österreichischen  Öl-  und 
h ettzentrale  A.-G.  in  Wien,  I.,  Stubenring  Sjio,  und 
der  Futtermittelzentrale  in  Wien,  I.,  Graben,  Trattner- 
hof  I,  schriftlich  bekanntzugeben. 

§  5.  Die  Österreichische  Öl-  und  Fettzentrale  ist  ver¬ 
pflichtet,  die  nach  §  4  bei  ihr  angemeldeten  Kerne  an¬ 
zukaufen ;  die  Übernahme  erfolgt  zu  den  im  §  6  fest¬ 
gesetzten  Preisen  und  Bedingungen  unter  Mitwirkung 
der  Gemeindevorstehung  an  einem  im  Einvernehmen  mit 
der  Österreichischen  Öl-  und  Fettzentrale  zu  bestim¬ 
menden  Tage.  Seitens  der  Gemeinde  ist  für  die  Bei¬ 
stellung  eines  geeigneten  Übernahmslokales  und  einer 
Whage  zu  sorgen. 

§  6.  Der  Übernahmspreis  beträgt  ab  Übernahmsstelle 
20  K  pro  100  kg.  Die  übernommene  Menge  ist  von  der 
Österreichischen  Öl-  und  Fettzentrale  mittels  Quittung 
zu  bestätigen  und  innerhalb  14  Tagen  zu  bezahlen.  Die 
Säcke  sind  von  der  {')]-  und  Fettzentrale  beizustellen; 
im  Falle  der  Beistellung  durch  den  Verkäufer  sind  für 
Säcke  in  gutem  Zustande  4  K  pro  100  kg  Nettoinhalt 
zu  vergüten.  \Mrstehender  Übernahmspreis  gilt  für  gut 
getrocknete,  schimmelfreie  Ware,  die  nicht  mehr  als 
5  Prozent  Beimengungen  (Hülsen,  Kämme  u.  s.  w.) 
enthält. 

halls  über  die  Höhe  des  Preises  für  Ware,  welche  den 
obigen  Anforderungen  nicht  entspricht,  eine  Verein¬ 
barung  zwischen  den  Parteien  nicht  zustandekommt,  ist 
dieser  Preis  unter  Zuziehung  der  Parteien  vom  Bezirks¬ 
gerichte,  in  dessen  Sprengel  sich  die  Ware  befindet,  im 
auflerstreitigen  Verfahren  nach  Anhörung  von  Sach¬ 
verständigen  festzusetzen.  In  diesem  Falle  hat  die  Öster¬ 
reichische  Öl-  und  Fettzentrale  bei  der  Übernahme  vor¬ 
läufig  den  von  ihr  gebotenen  Kaufpreis  bar  zu  bezahlen. 
Die  Entscheidung  des  Bezirksgerichtes  kann  binnen  acht 
Tagen  mit  Rekurs  angefochten  werden.  Gegen  die  Ent¬ 
scheidung  der  II.  Instanz  ist  ein  weiteres  Rechtsmittel 
unzulässig.  Inwiefern  die  Kosten  des  Verfahrens  von 
einer  der  Parteien  zu  ersetzen  oder  unter  die  Parteien 
zu  teilen  sind,  entscheidet  das  Gericht  nach  freiem  Er¬ 
messen.  Die  Pflicht  zur  Lieferung  wird  durch  das  ge¬ 
richtliche  Verfahren  nicht  aufgeschoben. 

§  7.  Sendungen  von  Traubenkernen  dürfen  von  Eisen¬ 
bahnen  und  Schiffahrtsunternehmungen  nur  dann  zur 
Beförderung  angenommen  werden,  wenn  den  Fracht¬ 
papieren  für  jede  Sendung  eine  Transportbescheinigung 
beiliegt,  die  von  der  Gemeindevorstehung,  aus  deren 
Bereich  die  Sendung  stammt,  auszustellen  ist. 

§  8.  Die  Österreichische  Öl-  und  Fettzentrale  hat  für 
die  Verarbeitung  der  Kerne  und  die  Verwertung  des 
aus  diesen  gewonnenen  Öles  nach  Maßgabe  ihrer 
Satzungen  zu  sorgen.  Sie  ist  verpflichtet,  der  Futter¬ 
mittelzentrale  die  aus  der  Verarbeitung  der  Kerne  her¬ 
rührenden  Kuchen  und  Extraktionsmehle  käuflich  zu 
überlassen,  wogegen  die  Futtermittelzentrale  diese 
Kuchen-  und  Mehle  zu  übernehmen  hat. 

§  9.  Weigert  sich  der  Besitzer  von  Trestern,  die  Kerne 
zeitgerecht  abzusondern,  so  hat  die  politische  Behörde 
1.  Instanz,  in  deren  Sprengel  sich  die  Vorräte  befinden, 
zwangsweise  die  Entkernung  auf  Kosten  des  Besitzers 
zu  verfügen. 

Wrweigert  der  Besitzer  den  Verkauf  der  beschlag¬ 
nahmten  Kerne  an  die  Österreichische  öl-  und  Fett¬ 
zentrale,  so  hat  die  politische  Behörde  1.  Instanz,  in 
deren  Sprengel  sich  die  Vorräte  befinden,  über  die  ATr- 
pflichtung  zur  Abgabe  der  Vorräte  zu  erkennen  und  er¬ 
forderlichenfalls  die  zwangsweise  Übergabe  zu  verfügen. 


Bei  zwangsweiser  Übergabe  sind  von  dem  Übernahms¬ 
preis  zehn  Prozent  in  Abschlag  zu  bringen.  Die  zwangs¬ 
weise  abgenommenen  Wrräte  sind  von  dem  letzten  Be¬ 
sitzer  bis  zum  Abtransporte  aufzubewahren  und  pfleglich 
zu  behandeln. 

§  10.  Übertretungen  dieser  \'erordnung  und  jede  Mit 
Wirkung  bei  der  X'ereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  \  erpflichtungen  werden,  soferne  sie  nicht 
der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  der  poli¬ 
tischen  Behörde  1.  Instanz  mit  Geld  bis  zu  5000  K 
oder  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  II.  Diese  Verordnung  tritt  am  16.  Oktober  1915 
vorläufig  für  Niederösterreich,  Steiermark,  Böhmen  und 
Mähren  in  Wirksamkeit. 

Transportbescheinigung  für  Traubenkern¬ 
sendungen. 

Name  des  Absenders . 

in  (Ort) . ist  berechtigt,  .  . 

Traubenkerne  in  der  Zeit  vom . 19 

bis . 19  .  .  von  (Wrsandstationj  .  . 

nach  (Bestimmungsstation) . mittels  (Eisen¬ 
bahn  oder  Dampfschiff) . an  (Name  und 

Wohnort  des  Empfängers) . 

zu  befördern. 

. ,  am . 19  .  .  . 

Gemeindeamt . 

Der  Gemeindevorsteher: 


kg 


L.  S. 


Diese  Bescheinigung  ist  dem  Frachtdokumente  haltbar 
anzuheften.  Die  Beigabe  der  Bescheinigung  ist  im  Fracht¬ 
dokumente  zu  vermerken.  Die  Bescheinigung  ist  von  der 
Bestimmungsstation  mit  dem  Frachtdokumente  dem  Emp¬ 
fänger  auszufolgen. 

Deutschland. 

Bekanntmachung,  betreffend  Vorschriften  über 
die  Anmeldung  des  im  Inland  befindlichen  Ver¬ 
mögens  von  Angehörigen  feindlicher  Staaten.  Eine 
Verordnung  vom  10.  Oktober  1915  bestimmt: 

Artikel  i.  Angehörige  eines  feindlichen  Staates,  die 
ihren  Aufenthalt  im  Inland  haben  —  mit  Ausnahme  der 
Kriegsgefangenen  —  haben  ihr  gesamtes  im  Inland  be¬ 
findliches  Aktivvermögen  unter  Angabe  der  einzelnen 
dazu  gehörigen  Vermögensgegenstände  nach  Maßgabe 
des  Anmeldebogens  A  anzumelden. 

Artikel  2.  Wer  im  Inland  befindliche  Vermögenswerte 
eines  feindlichen  Staatsangehörigen  oder  eines  im  feind¬ 
lichen  Ausland  ansässigen  Unternehmens  verwaltet  oder 
in  Verwahrung  hat,  hat  diese  Wrmögenswerte  unter  Auf¬ 
führung  der  einzelnen  Gegenstände  und  unter  Angabe 
von  Namen,  Wohnort  (Firma  und  Sitz)  und  Staatsange¬ 
hörigkeit  des  Berechtigten  nach  Maßgabe  des  Anmelde¬ 
bogens  B  anzumelden. 

Artikel  3.  Wer  einem  im  Ausland  befindlichen  feind¬ 
lichen  Staatsangehörigen  oder  einem  im  feindlichen  Aus¬ 
land  ansässigen  Unternehmen  eine  auf  Geld  lautende 
Leistung  schuldet,  hat  deren  Betrag  sowie  Namen,  Wohn¬ 
ort  (Firma  und  Sitz)  und  Staatsangehörigkeit  des  Be¬ 
rechtigten  nach  Maßgabe  des  Anmeldebogens  C  anzu¬ 
melden.  Anzumelden  haben  nur  diejenigen  natürlichen 
oder  juristischen  Personen,  welche  im  Inland  ihren 
Wohnsitz  oder  Sitz  haben. 

Gesamtschulden  sind  als  solche  zu  bezeichnen. 

Bei  wiederkehrenden  Leistungen  ist  die  Jahresleistung 
und  die  Zeitdauer,  für  die  sie  geschuldet  werden,  änzu- 
geben.  W  ird  die  Leistung  auf  Lebenszeit  geschuldet,  so 
ist  das  Alter  des  Berechtigten  anzugeben. 

Artikel  4.  Die  Leiter  oder  Geschäftsführer  eines  im 
Inland  ansässigen  Unternehmens,  an  dem  feindliche 
Staatsangehörige  beteiligt  sind,  haben  Namen,  WMhnort 
und  Staatsangehörigkeit  der  beteiligten  feindlichen 
Staatsangehörigen  sowie  Art  und  Llmfang  ihrer  Betei- 
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ligung  nach  Maßgabe  des  Anmeldebogens  D  anzu- 
inelden.  Als  Beteiligung  im  Sinne  dieser  Vorschrift  gilt 
auch  der  Aktienbesitz.  Dieser  ist  anzumelden,  soweit  den 
Leitern  oder  Geschäftsführern  bekannt  ist,  ob  und  in 
welchem  Umfang  Aktien  im  Besitze  feindlicher  Staats¬ 
angehöriger  sind. 

Artikel  5.  Ist  keiner  der  Inhaber  eines  im  feindlichen 
Ausland  ansässigen  Unternehmens  feindlicher  Staats¬ 
angehöriger,  so  entfällt  die  Anmeldeptlicht  nach  Artikel  2 
bis  4. 

Ein  im  nichtfeindlichen  Ausland  ansässiges  Unter¬ 
nehmen,  dessen  sämtliche  Inhaber  feindliche  Staatsange¬ 
hörige  sind,  steht  einem  im  feindlichen  Ausland  an¬ 
sässigen  Unternehmen  im  Sinne  der  Vorschriften  der 
Artikel  2  bis  4  gleich. 

Artikel  6.  Einem  feindlichen  Staatsangehörigen  im 
Sinne  dieser  Bekanntmachung  stehen  privatrechtliche 
oder  öffentlich-rechtliche  juristische  Personen,  die  in  den 
feindlichen  Staaten  ihren  Sitz  haben,  insbesondere  diese 
Staaten  selbst  gleich. 

Artikel  7.  Besteht  Zweifel  über  die  Staatsangehörig¬ 
keit  einer  Person,  die  ihren  Wohnsitz  oder  ihren  dau¬ 
ernden  Aufenthalt  im  feindlichen  Ausland  hat,  so  hat  der 
Anmeldepflichtige  sie  als  feindlichen  Staatsangehörigen 
im  Sinne  dieser  Bekanntmachung  zu  behandeln. 

Artikel  8.  Beträgt  das  vom  Anmeldepflichtigen  anzu¬ 
meldende  Vermögen  eines  feindlichen  Staatsangehörigen 
weniger  als  500  M.,  so  darf  die  Anmeldung  dieses  Ver¬ 
mögens  unterbleiben. 

Bei  wiederkehrenden  Leistungen  ist  der  Jahresbetrag 
maßgebend. 

Artikel  9.  Für  die  Anmeldung  auf  Grund  der  Verord¬ 
nung  scheidet  das  von  einer  Reichs-,  Staats-  oder  Kom¬ 
munalbehörde  verwaltete,  verwahrte  oder  geschuldete 
Vermögen  sowie  das  nach  den  Verordnungen  vom 
4.  September  und  26.  November  1914  (R.-G.-Bl.  S.  397, 
487)  unter  staatlicher  Überwachung  oder  zwangsweiser 
Verwaltung  stehende  Vermögen  aus.  Für  Staatsbanken 
hat  es  bei  der  Anmeldepflicht  nach  Maßgabe  dieser  Be¬ 
kanntmachung  zu  bewenden.  Das  gleiche  gilt  auch  hin¬ 
sichtlich  der  Reichsbank. 

Artikel  10.  Nicht  anzumelden  sind; 

1.  Bürgschafts-  und  Regreßverbindlichkeiten,  es  sei 
denn,  daß  der  Bürgschafts-  oder  Regreßfall  schon  einge¬ 
treten  ist, 

2.  Versicherungsprämien ;  Verpflichtungen,  welche  die 
Zahlung  einer  Versicherungsleistung  zum  Gegenstände 
haben,  sind  nur  insoweit  anzumelden,  als  der  Versiche¬ 
rungsfall  eingetreten  ist, 

3.  Urheberrechte  und  gewerbliche  Schutzrechte,  unbe¬ 
schadet  der  Anmeldung  von  vermögensrechtlichen  An¬ 
sprüchen,  die  auf  Grund  solcher  Rechte  entstanden  sind, 

4.  Seeschiffe. 

Artikel  ii.  Bedingte  oder  bestrittene  Verbindlichkeiten 
sind  mit  dem  Vermerk  „bedingt“  oder  ,, bestritten“  zu 
kennzeichnen. 

Ist  eine  Leistung  von  einer  noch  ausstehenden  Gegen¬ 
leistung  abhängig,  so  entfällt  die  Anmeldepflicht. 

Artikel  12.  Für  die  Anmeldung  auf  Grund  der  Artikel 
I,  2,  3  und  4  sind  Anmeldebogen  nach  den  als  Anlage 
beigefügten  Mustern  (A,  B,  C,  D)  zu  verwenden. 

Artikel  13.  Maßgebend  für  die  Anmeldung  ist,  vor¬ 
behaltlich  besonderer  Anordnungen  auf  Grund  des  §  7 
der  Verordnung,  der  Stand  am  Tage  des  Inkrafttretens 
dieser  Bekanntmachung. 

Artikel  14.  Die  Anmeldung  hat  bis  zum  15.  Dezember 
1915  zu  erfolgen;  dem  Anmeldepflichtigen  kann  auf 
seinen  Antrag  eine  Nachfrist  gewährt  werden. 

Artikel  15.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage 
der  Verkündung  in  Kraft. 


Änderung  der  Bekanntmachung  über  die  Sicher¬ 
stellung  von  Kriegsbedarf  vom  24.  Juni  1915.  Der 

Bundesrat  hat  am  9.  Oktober  1915  folgende  Verordnung 
erlassen : 

Artikel  I.  In  der  Bekanntmachung  über  die  Sicher¬ 
stellung  von  Kriegsbedarf  vom  24.  Juni  1915  (R.-G.-Bl. 
S.  357J  werden  folgende  Änderungen  vorgenommen; 

1.  Dem  §  I  wird  folgender  Abs.  3  hinzugefügt: 

Der  Besitzer  ist  verpflichtet,  die  Gegenstände  heraus¬ 
zugeben,  insbesondere  sie  auf  Verlangen  und  Kosten  des 
Erwerbers  zu  überbringen  oder  zu  versenden. 

2.  Im  §  6  wird  als  Nummer  i  eingefügt: 

I.  wer  der  Verpflichtung,  die  enteigneten  Gegenstände 
herauszugeben  oder  sie  auf  Verlangen  des  Erwerbers  zu 
überbringen  oder  zu  versenden,  zuwiderhandelt; 

Die  bisherigen  Nummern  i,  2,  3  erhalten  die  Nummern 

3.  4- 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Verwendung  tie¬ 
rischer  und  pflanzlicher  Öle  und  Fette.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  9.  Oktober  1915  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen; 

§  I.  Tierische  und  pflanzliche  Üle  und  Fette  dürfen 
zu  Schmierzwecken,  zu  Brennzwecken  sowie  zum  Ein¬ 
fetten  oder  sonstigen  Behandeln  von  Metallen,  Werk¬ 
zeugen,  Maschinenteilen  und  Metallgegenständen  nicht 
uuvermischt  verwendet  werden. 

Die  Vorschrift  des  Abs.  i  bezieht  sich  nicht  auf  die 
Verwendung  zu  Härtungs-  und  Kühlungszwecken;  der 
Reichskanzler  kann  die  Vorschrift  auf  die  Verwendung 
zu  diesen  Zwecken  ausdehnen. 

§  2.  Gemischte  Öle,  konsistente  Fette  und  andere 
Schmierfette  dürfen  mit  keinem  höheren  Gehalt  an  tie¬ 
rischen  und  pflanzlichen  Ölen  und  Fetten  als  25  vom 
Hundert  des  Gewichts  des  Enderzeugnisses  hergestellt 
werden. 

Der  Reichskanzler  kann  das  Mischungsverhältnis  ab¬ 
weichend  bestimmen. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  von  den  Vorschriften 
dieser  Verordnung  Ausnahmen  zulassen. 

§  4.  Wer  den  Vorschriften  der  §§  i,  2  dieser  Ver¬ 
ordnung  zuwiderhandelt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu 
1500  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten 
bestraft. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  10.  November 
1915  in  Kraft.  Den  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens  be¬ 
stimmt  der  Reichskanzler. 

Außerkrafttreten  der  Bekanntmachung  über  das 
Verbot  des  Vorverkaufs  von  Erzeugnissen  der 
Kartoffeltrocknerei  sowie  der  Kartoffelstärkefabri¬ 
kation  aus  der  inländischen  Ernte  des  Jahres  1915. 

Eine  Verordnung  vom  ii.  Oktober  1915  bestimmt: 

Die  Bekanntmachung  über  das  Verbot  des  Vorverkaufs 
von  Erzeugnissen  der  Kartoffeltrocknerei  sowie  der 
Kartoffelstärkefabrikation  aus  der  inländischen  Ernte  des 
Jahres  1915  vom  7.  Juli  1915  tritt  hiermit  außer  Kraft. 

Verarbeitung  von  Bucheckern.  Der  Bundesrat  hat 
am  14.  Oktober  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Die  gewerbliche  Verarbeitung  von  Bucheckern 
darf  nur  durch  den  Kriegsausschuß  für  pflanzliche  und 
tierische  Öle  und  Fette  G.  m.  b.  H.  in  Berlin  erfolgen. 

Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestimmungen  er¬ 
lassen  und  Ausnahmen  zulassen. 

§  2.  Der  Kriegsausschuß  hat  für  die  alsbaldige  \^er- 
arbeitung  der  ihm  gelieferten  Bucheckern  zu  sorgen.  Er 
hat  das  gewonnene  Öl  und  die  Preßrückstände  nach  den 
Weisungen  des  Reichskanzlers  abzugeben. 

§  3.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft. 


664 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


[21.  OKTOBER  1915 


1.  wer  der  \  orschrift  des  §  i  oder  den  von  dem  Reichs¬ 
kanzler  erlassenen  Ausfiihrungsbestimmungen  zuwider¬ 
handelt  ; 

2.  wer  wissentlich  ()I,  das  der  \"orschrift  des  §  i  zu¬ 
wider  hergestellt  ist,  verkauft,  feilhält  oder  sonst  in  den 
\’erkehr  bringt. 

§  4.  Diese  \'erordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Einheitspreise  für  zuckerhaltige  Futtermittel. 

Im  ,, Reichsanzeiger  werden  folgende  Bestimmungen 
des  Reichskanzlers  veröffentlicht:  Für  die  Abgabe 
zuckerhaltiger  huttermittel  durch  die  Bezugsvereinigung 
der  deutschen  Landwirte  G.  m.  b.  H.  gelten  bei  Bestel¬ 
lungen  auf  prompte  Lieferung  vom  27.  September  1915 
bis  19.  Dezember  1915  einschließlich  die  nachstehenden 
Einheitspreise  für  je  50  kg  ohne  Sack  (die  Zahlen  in 
Klammern  bedeuten  die  Preise  mit  Sack): 

-Mark 

Rohzucker,  Lrstprodukt . 12-50  (13-00) 

Rohzucker,  Nacliprodukt  . 11-50  (12-00) 

'rrockensclinitzel  . 8-00  (  9-75) 

Zuckerschnitzel  nach  dem  Steffenschen  Brüh¬ 
verfahren  . .  9-50  (11-25) 

Melassetrockenschnitzel  . 8-00  (  9-75) 

Getrocknete  Rüben . 10-00  (11-50) 

Jfäckselmelasse  mit  mindestens  33  Prozent 

Zucker  . . 5.90  (  6-55) 

1  läckselmelasse  mit  mindestens  35  Prozent 

Zucker  .......  . 6.25  (  7.00) 

tiackselinelassc  mit  mindestens  40  Prozent 

Zucker  . . 9.50  (  7-75) 

iortinelasse  mit  inmdestens  35  Prozent 

Zucker  . . 4-90  (  5-45) 

Iortinelasse  mit  mindestens  37V2  I’rozeiit 

Zucker . 5.20  (  5.75) 

Rohmelasse  ohne  Füllmasse . 4-40 

Bei  Lieferung  frei  Eisenbahnempfangsstelle  des  Emp¬ 
fängers  ist  für  bare  Auslagen  und  Transportkosten  ein 
Zuschlag  zulässig  von  20  M.  für  die  t  bei  Ladungen 
von  mindestens  10  t  und  von  30  M.  für  die  t  bei 

Ladungen  von  weniger  als  10,  aber  mindestens  5  t. 

Italien. 

Ausfuhr  von  Bergamottöl.  Die  Ausfuhr  von  Ber¬ 
gamottöl  aus  Italien  nach  allen  Ländern,  mit  Ausnahme 
von  Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  ist  gestattet, 
unter  der  Bedingung,  daß  als  Kompensation  beim  Ex¬ 
porte  der  Kupferbehälter  des  Öles  eine  entsprechende 
Menge  Rohkupfer  nach  Italien  importiert  werde. 

Ausfuhr  von  Kastanien.  Die  Ausfuhr  von  Kastanien 
aus  Italien  ist  nach  allen  Ländern,  mit  Ausnahme  von 
Österreich-Ungarn  und  Deutschland,  gestattet.  Die  Be¬ 
willigung  zur  Ausfuhr  nach  den  einzelnen  Ländern  be¬ 
schränkt  sich  auf  die  Mengen,  welche  im  Jahre  1913 
ausgeführt  wurden. 

Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Der  schweizerische  Bundes¬ 
rat  beschließt  auf  Antrag  seines  politischen  Depar¬ 
tements: 

Artikel  i.  Die  am  18.  September,  20.  und  27.  Ok¬ 
tober,  27.  November,  i.  und  14.  Dezember  1914,  22.  Ja¬ 
nuar,  5.  und  16.  Februar,  2.  und  16.  März,  6.  und 
23.  Aprd,  14.  Juni,  2.  und  16.  Juli  1915  erlassenen  Aus¬ 
fuhrverbote  werden  auf  folgende  Artikel  ausgedehnt: 

Lumpen  (Hadern)  aus  Wolle  und  Halbwolle  (zu 
Düngezwecken  sowohl  als  auch  zu  anderer  Verwendung) 
aus  den  Nr.  162  und  288  des  Zolltarifs. 

Walzdraht  in  Ringen,  sowie  in  runden  oder  flachen 
Stäben  von  jeder  Stärke  (Nr.  715,  aus  den  Nrn.  812 
bis  714,  716,  717  und 

Schraubstöcke,  neue  und  gebrauchte  (aus  den  Nrn.  757 
bis  760,  798  bis  801,  808  und  809). 


Seile  und  Taue  aus  Eisen  und  Stahldraht  (Nrn.  764 
und  765). 

Schwebebahnanlagen  (Hängebahnen),  sowie  deren 
Bestandteile  wie:  Getriebe,  Laufkatzen,  Rollen,  Hänge 
schienen,  Hängewagen  und  Wagenkisten,  Aufhängeisen, 
Schutznetze,  Maste  u.  dgl.  (aus  den  Nrn.  894c  bis 
8986,  M9  und  aus  Nr.  899). 

Ghlorkalk  (Nr.  1012). 

Nadeln  für  Stick-,  Strick-  und  Wirkmaschinen  (aus 
Nr.  1145). 

Artikel  2.  Dieser  Beschluß  tritt  am  13.  Oktober  1915 
in  Kraft. 

Rußland. 

Die  Liquidation  von  Handelsuntemehmungen 
feindlicher  Staatsangehöriger.  Der  deutsche  Handels¬ 
vertragsverein  teilt  folgende  neue  Instruktionen  mit, 
welche  das  russische  Finanzministerium  in  Überein¬ 
stimmung  mit  dem  Ministerium  für  Handel  und  In¬ 
dustrie  und  dem  Justizministerium  anläßlich  ver¬ 
schiedener  Anfragen  von  Kameralhöfen  und  wirtschaft¬ 
lichen  Organisationen  ausgearbeitet  hat: 

1.  Da  die  Einführung  und  Ernennung  von  Liquida¬ 
toren  laut  Gesetz  vom  10.  Mai  den  Handelsgerichten  zu¬ 
kommt,  wobei  sich  deren  Zuständigkeit  jeweils  nicht 
weiter  als  auf  den  Kreis  und  die  Stadt  ihres  Sitzes  er¬ 
streckt,  so  sind  die  Kameralhöfe  verpflichtet,  denselben 
Verzeichnisse  der  in  ihrem  Bezirke  zu  liquidierenden 
Unternehmungen  zu  schicken.  Über  alle  sonstigen  Unter¬ 
nehmungen  haben  sie  dem  Kreisgericht  Mitteilung  zu 
machen. 

2.  Beschwerden  über  falsche  Eintragung  in  die  Liqui¬ 
dationsverzeichnisse  und  Anträge  auf  Streichung  daraus 
sind  bei  dem  zuständigen  Kameralhof  anzubringen  mit 
dem  Rechte  eventueller  weiterer  Berufung  an  das  Finanz¬ 
ministerium. 

3-  Die  einem  feindlichen  Untertan  —  allein  oder  als 
Mitbesitzer  gehörenden  Handelsunternehmungen, 

sowie  die  der  zur  Rechnungslegung  verpflichteten  oder 
der  auf  Grund  von  Gesetzen  feindlicher  Staaten  er¬ 
richteten  und  in  Rußland  zum  Geschäftsbetrieb  zuge¬ 
lassenen  Gesellschaften  unterliegen  dann  nicht  der 
Wirkung  der  Verordnungen  über  die  Liquidation  feindes¬ 
ländischer  Handelsunternehmungen,  wenn  sie  vor  dem 
I.  Juni  d.  J.  aber  nicht  nur  zeitweilig,  pachtw'eise 
oder  in  irgemhvelcher  sonstiger  Form  —  in  das  Eigen¬ 
tum  von  Untertanen  Rußlands  oder  verbündeter  oder 
neutraler  Staaten  übergegangen  sind. 

Handelsunternehmungen  solcher  Handelsgesell¬ 
schaften,  zu  deren  Gesellschaftern  feindliche  Untertanen 
gehören,  unterliegen  dann  nicht  der  Liquidation,  wenn 
letztere  vor  dem  i.  April  aus  dem  Mitgliederbestände 
ausgeschieden  sind,  dieser  Austritt  unzweifelhaft 
notariell  durch  bis  dahin  abgeschlossene  Verträge  nach- 
gew  iesen  werden  kann  und  offiziell  bekanntgegeben 
worden  ist,  somit  kein  Geschäftsanteil  des  feindlichen 
Lhitertanen  mehr  vorhanden  ist. 

4.  Wenn  die  Alleininhaber  oder  Mitbesitzer  von 
Handelsunternehmungen  oder  die  vollen  Gesellschafter 
in  Gesellschaften,  denen  Handelsunternehmungen  ge¬ 
hören,  feindliche  LIntertanen  slawischen,  französischen 
oder  italienischen  Ursprungs  oder  Türken  christlichen 
Glaubens  sind,  so  unterliegen  diese  Unternehmungen 
nicht  der  Liquidation. 

5.  Das  Gesetz  vom  10.  Mai  setzt  die  Regeln  für  die 
Liquidation  lediglich  für  Handelsunternehmungen  fest. 
Wenn  jedoch  den  feindlichen  Untertanen  nicht  allein 
Handelsunternehmungen,  sondern  auch  industrielle  ge¬ 
hören,  so  unterliegen  die  letzteren  nicht  der  Liquidation; 
ebensowenig  auch  Kontore  und  Anstalten,  die  diesen  in¬ 
dustriellen  Etablissements  dienen. 
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6.  Die  Liquidatoren  haben  das  Recht,  die  Unterneh¬ 
mungen  —  in  vollem  Betriebe  oder  auch  in  Teilen  —  zu 
verkaufen  oder  auch  das  Eigentum  zu  realisieren.  In 
keinem  Falle  jedoch  dürfen  die  Unternehmungen  während 
der  Liquidation  ihre  reguläre  Handelstätigkeit  fortsetzen. 
Im  Zusammenhang  damit  ist  die  Frage  nach  der  Ver¬ 
pflichtung  der  zu  liquidierenden  Handelsunternehmungen 
zur  Zahlung  der  Staatssteuern  für  die  Periode  ihrer 
Liquidation  zu  verneinen. 

Türkei, 

Gesetz,  betreffend  die  Vermögen,  Schulden  und 
Forderungen  von  verschickten  Personen.  Ein  provi¬ 
sorisches  türkisches  Gesetz  vom  13.  September  1.  j. 
verfügt : 

Artikel  i.  Die  Vermögenschaften,  Schulden  und  For¬ 
derungen  der  physischen  und  juristischen  Personen,  die 
nach  dem  provisorischen  Gesetze  vom  14.  Mai  1331  ver¬ 
schickt  werden,  gelangen  durch  die  Gerichte  auf  Grund 
einer  für  jede  Person  durch  eine  hierzu  besonders  be¬ 
rufene  Kommission  errichtete  Bilanz  zur  Liquidation. 

Artikel  2.  Die  Gebäude  (Vakf-Idjari-Teinli)  und  die 
Gründe  (Vakfs),  die  den  im  Artikel  i  erwähnten  Per¬ 
sonen  gehören,  werden  auf  den  Namen  der  Kasse  des 
Ministeriums  der  frommen  Stiftungen  eingetragen.  Un¬ 
bewegliche  Güter  anderer  Art  werden  auf  den  Namen 
des  Finanzministeriums  eingetragen.  Der  Rest  des 
Wertes,  der  von  einem  der  beiden  Ministerien  bezahlt 
wird,  soll  nach  Ordnung  der  Lage  des  Eigentümers  ihm 
zurückgegeben  werden. 

In  der  Verhandlung  über  die  lüegenschaften,  mag  es 
sich  nun  um  die  Frage  des  Eigentums  oder  um  andere 
Fragen  handeln,  wird  das  Staatsinteresse  von  den  Be¬ 
amten  des  Katasters  vertreten.  Zum  Nachweis  des  Eigen¬ 
tums  sind  auch  andere  Beweise  als  die  von  der  Kataster¬ 
behörde  ausgestellten  Eigentumserklärungen  zulässig, 
sofern  es  sich  nicht  um  gefälschte  Aktenstücke  handelt. 
Scheingeschäfte  und  Betrug  bei  den  Eigentumsübertra¬ 
gungen  der  oben  genannten  Personen  machen  das  Ge¬ 
schäft  ungültig,  sofern  die  Vermögensübertragung  inner¬ 
halb  15  Tagen  vor  ihrer  Verschickung  vorgenommen 
wurde. 

Artikel  3.  Bargelder,  zurückgelassene  Fahrnisse,  For¬ 
derungen  und  Depots  der  verschickten  Personen  werden 
vereinigt,  übernommen,  beziehungsweise  eingetrieben  von 
den  Präsidenten  der  eingesetzten  Kommissionen,  die 
auch  den  Verkauf  der  Fahrnisse  veranlassen,  sofern  kein 
Eigentumsanspruch  an  ihnen  geltend  gemacht  wird.  Der 
Erlös  verbleibt  im  Depot  des  Finanzministeriums  auf 
den  Namen  des  Eigentümers. 

Artikel  4.  Wer  ein  Recht  an  den  hinterbliebenen  Fahr¬ 
nissen  oder  Forderungen  gegen  die  verschickten  Personen 
behauptet,  hat  sich  binnen  zwei  Monaten  persönlich  oder 
durch  einen  Bevollmächtigten  bei  den  Kommissionen  zu 
melden  und  seine  Ansprüche  vormerken  zu  lassen.  Diese 
Frist  erstreckt  sich  auf  die  Personen  im  Auslande  bis 
zu  vier  Monaten.  Dieselben  haben  am  Sitze  der  Kom¬ 
missionen  ihren  Wohnsitz  zu  nehmen,  um  Mitteilungen 
von  ihr  empfangen  zu  können.  Die  nach  Ablauf  der 
Frist  angestrengten  Prozesse  folgen  im  gewöhnlichen 
Prozeßrecht;  die  Gewinner  in  diesen  Prozessen  werden 
auf  die  zufolge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  gewonnene 
Liquidierungsmasse  nicht  greifen  können. 

Artikel  5.  Die  Kommissionen  prüfen  die  Belege  für 
jede  Forderung  und  Schuld  und  nehmen  die  gehörig  be¬ 
wiesen  gefundenen  zur  Vormerkung  an.  Sie  verweisen 
die  Gläubiger  vor  die  kompetenten  Gerichte  nach  Vor¬ 
merkung  der  Klage  auf  die  zurückgebliebenen  Aktiven. 
Hierauf  errichtet  die  Kommission  für  jede  Person  den 
Aktiv-  und  Passivsaldo  und  verlautbart  diese  Bilanz 
durch  öffentlichen  Anschlag;  das  Original  mit  allen  Be¬ 
legen  wird  dem  Generalprokurator  zur  Kenntnis  gebracht. 


Der  Prokurator  verweist  die  Bilanz  mit  allen  Belegen 
an  den  Gerichtshof  erster  Instanz,  der  für  den  Wohn¬ 
sitz  des  Schuldners  vor  dessen  Verschickung  zuständig 
war;  der  Gerichtshof  merkt  die  Forderungsbelege  vor. 
Hierbei  können  die  Gläubiger  innerhalb  15  Tagen  nach 
der  Verlautbarung  ihre  Einwendungen  Vorbringen. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  prüft  der  Gerichtshof  die 
Rechnungen  in  Gegenwart  des  Generalprokurators,  und 
bei  Einwendungen  auch  in  der  schleunigst  zu  veran¬ 
lassenden  Gegenwart  des  Reklamanten  und  des  Präsi¬ 
denten  der  Kommissionen  oder  seines  Stellvertreters,  um 
vom  Anspruch  und  den  Einwendungen  Kenntnis  zu  er¬ 
langen.  Hierbei  nimmt  der  Gerichtshof  die  Verände¬ 
rungen  an  der  Bilanz  vor,  merkt  sie  an  und  übergibt 
sie  in  Form  eines  Urteiles  der  Kommission  zur  Aus¬ 
führung  nach  den  Bestimmungen  des  folgenden  Artikels. 
Diese  Urteile  unterliegen  keinerlei  Einwendungen,  Ap¬ 
pellationen  oder  Kassationen. 

Artikel  6.  Den  Liquidationskommissionen  und  deren 
Exekutionsorganen  obliegt  die  Auszahlung  der  privi¬ 
legierten  und  gewöhnlichen  Schulden  im  Sinne  des  defi¬ 
nitiven  Urteils  des  Gerichtshofes.  Wenn  die  Summe  der 
Aktiven  des  Schuldners  zur  völligen  Begleichung  seiner 
privilegierten  und  gewöhnlichen  Schulden  nicht  aus¬ 
reicht,  werden  die  privilegierten  Schulden  nach  dem  Ver¬ 
hältnisse  der  Aktiven  beglichen. 

Artikel  7.  Die  gerichtlichen  oder  administrativen  Exe¬ 
kutionen  zur  Sicherstellung  und  zur  Befriedigung  auf  die 
Güter  der  verschickten  Personen  sind  nichtig.  Die 
Gläubiger  haben  nach  dem  vorliegenden  Gesetze  vor¬ 
zugehen.  Bereits  anhängige  Prozesse  gegen  verschickte 
Personen  können  nach  Wahl  des  Klägers  im  ge¬ 
wöhnlichen  Prozeßwege  fortgesetzt  werden,  wenn  er 
nicht  das  Verfahren  nach  dem  vorliegenden  Gesetz  vor¬ 
zieht.  Auf  diejenigen,  die  sich  nicht  an  die  Kommissionen 
wenden,  findet  die  Bestimmung  des  Artikels  4,  letztes 
Alinea,  Anwendung.  Bereits  anhängige  Prozesse  zu 
gunsten  verschickter  Personen  werden  vom  Präsidenten 
der  Kommissionen  oder  dessen  Bestellten  fortgeführt. 

Artikel  8.  Die  Bestellung  der  Kommissionen  und  die 
Anwendung  der  Bestimmungen  des  vorliegenden  Ge¬ 
setzes  werden  im  Verordnungswege  festgestellt  werden. 

Artikel  9.  Die  Gebäude  (Vakf-Idjari-Teinli)  und  die 
Gründe  (Vakfs)  und  die  anderen  unbeweglichen  Güter, 
die  auf  den  Namen  des  Ministeriums  der  Stiftung-en  und 
der  Finanzen  eingeschrieben  werden,  können  nach  den 
Bestimmungen  für  die  Einwanderer  an  eingewanderte 
Personen  erteilt  werden. 

Artikel  10.  Die  Minister  des  Evkaf,  des  Innern,  der 
Justiz  und  der  Finanzen  sind  mit  der  Durchführung  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  betraut. 

Artikel  ii.  Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  seiner 
Kundmachung  in  Kraft. 


ianirel* 

Japans  Handel  mit  Rußland.  Der  »Voss.  Ztg.»  wird 
aus  Tokio  berichtet: 

»Bisher  hatte  sich  der  japanische  Handel  mit  Ruß¬ 
land  nur  mühselig  hingeschleppt,  so  daß  die  Ausfuhr 
sich  nur  etwas  auf  jährlich  durchschnittlich  sechs  Mil¬ 
lionen  Yen  belief  bei  einer  kaum  nennenswerten  Ein¬ 
fuhr.  Nach  dem  Ausbruch  des  Krieges  fing  die  Ausfuhr 
schnell  zu  steigen  an,  so  daß  Japan  im  Verlauf  des 
letzten  Jahres  für  12,380.000  Yen  seiner  Produkte  an 
Rußland  absetzte,  wovon  freilich  noch  ein  Teil  auf  die 
erste  Hälfte  des  Jahres  kommt.  Zumeist  bestanden  diese 
Produkte  wohl  aus  Kriegsbedarf,  so  daß  die  Nachfrage 
darnach  mit  dem  Ende  des  Krieges  auch  ihr  Ende 
finden  wird,  aber  japanische  Handelskreise  hoffen  auch 
auf  eine  weitere  günstige  Entwicklung  des  Handels 
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zwischen  beiden  Ländern.  Unter  den  Hindernissen,  die 
dieser  Entwicklung  bisher  entgegenstanden,  waren 
Mangel  an  genügenden  Transportmitteln,  die  hohen 
Frachten  der  Sibirischen  Bahn,  die  nach  dem  Kriege 
wohl  auch  nicht  niedriger  werden  dürften,  Unvoll¬ 
kommenheit  der  Finanzinstitute,  und  der  lange,  von 
russischen  Importeuren  verlangte  Kredit.  Inzwischen 
haben  die  amtlichen  Zahlen  für  das  verflossene  Halb¬ 
jahr  jedoch  die  gehegten  Hoffnungen  bestätigt.  Die  Ge¬ 
samtausfuhr  nach  Rußland  während  desselben  belief 
sich  auf  36,528.000  Yen.  Die  hauptsächlichsten  Artikel 
und  Beträge  waren:  Wollwaren  10,430.156  Yen;  Leder, 
Häute  und  daraus  hergestellte  Artikel  2,58  '.380  Yen; 
Schuhe  und  Stiefel  2,460.325  Yen.  Die  Einfuhr  von 
Rußland  anderseits  belief  sich  auf  einen  Gesamtwert 
von  2,2  ig. 000  Yen.  Sie  bestand  hauptsächlich  aus 
Bohnenkuchen  und  Bohnen  im  Betrage  von  1,111.827 
beziehungsweise  275.821  Yen.  Die  Erklärung  für  diese 
außerordentliche  Steigerung  wird  in  der  Hauptsache 
darin  gefunden,  daß  der  Ausschluß  aller  deutschen 
Importartikel  durch  den  Krieg,  die  bis  dahin  eine 
wichtige  Rolle  im  russischen  Markte  gespielt  hatten,  sich 
wegen  seiner  Bedarfsartikel  nach  Japan  zu  wenden. 
Zum  Teil  war  diese  Steigerung  auch  dem  zunehmenden 
Verbrauch  von  Munition  an  der  russischen  Front  zu¬ 
zuschreiben.  Es  wird  daher  den  japanischen  Fabrikanten 
in  Erinnerung  gebracht,  daß  sie  große  Anstrengungen 
machen  müssen  (wozu  Japaner  im  allgemeinen  wenig 
geneigt  sind),  um  sich  diesen  Handel  den  Anstrengungen 
der  Deutschen  nach  dem  Kriege  gegenüber  zu  er 
halten.» 

1  »Die  durch  den  Krieg  beziehungsweise  durch  die 
Unterbindung  der  Zufuhren  bewirkte  Knappheit  an 
Kupfer  lenkt  naturgemäß  die  Aufmerksamkeit  auf 
Kupferlager,  die  in  Friedenszeiten  weniger  Beachtung 
finden,  denen  man  aber  in  Zukunft  nach  den  Lehren 
dieses  Krieges  größeren  Wert  beimessen  dürfte.  Auch 
die  Türkei  hat  nicht  unerhebliche  Kupferlagerstätten. 
Bislang  deckte  allerdings  die  Türkei  ihren  großen  Be¬ 
darf  an  Kupfer  —  Kupfergeschirr,  wie  Kessel,  Becken, 
Kannen,  bildet  im  türkischen  Haushalt  einen  unentbehr¬ 
lichen,  selbst  bei  den  ärmsten  Familien  und  in  den 
Zelten  der  Nomaden  nicht  fehlenden  Gegenstand  — 
hauptsächlich  durch  Einfuhr  aus  dem  Ausland,  und 
Kupferscheiben,  auch  aus  Deutschland,  sind  ein  wich¬ 
tiger  Importartikel.  Und  dabei  ist  nach  übereinstimmen¬ 
den  Berichten  verschiedener  Forscher  Kleinasien  ein 
an  Kupfererzen  reiches  Land.  Wie  der  ganze  Bergbau 
in  der  Türkei,  so  leidet  auch  die  Kupfergewinnung 
hauptsächlich  unter  den  bekannten  Nachteilen  des 
türkischen  Konzessionssystems  und  teilweise  unter 
Transportschwierigkeiten.  Durch  den  zu  erwartenden 
Ausbau  des  Netzes  der  anatolischen  Eisenbahnen  dürfte 
in  den  nächsten  Jahren  die  geographische  Lage  der 
Kupfererzvorkommnisse  einer  planmäßigen  Ausbeute 
nicht  mehr  im  Wege  stehen,  wenn  nur  die  türkische 
Regierung  durch  geeignete  Gesetzgebung  und  deren 
Handhabung  die  Möglichkeit  einer  rationellen  Er¬ 
schließung  der  Mineralschätze  ihres  Landes  schafft. 

Nach  verschiedenen  geologischen  Berichten  ist  der 
wichtigste  Fundort  trotz  seiner  ungünstigen  Lage  das 
Kupferbergwerk  von  Arghanä  Maddn  an  den  Tigris¬ 
quellen.  Der  Kupferkies  in  Arghanä  enthält  13  bis 

14  Prozent  Kupfer.  In  Arghanä  wird  nur  Schwarz¬ 
kupfer  produziert.  In  den  letzten  Jahren  betrug  die 
Produktion  etwa  1500  t  dieses  Schmelzproduktes  von 

70  uis  75  Prozent  Gehalt.  Das  Schwarzkupfer  wird  zur¬ 
zeit  auf  Kamelen  nach  Tokat  gebracht  und  dort  in 
außerordentlich  primitiven  Schmelzöfen  geläutert.  Die 
Gruben  sind  Eigentum  der  Regierung,  ihre  Ausbeute 
ist  aber  Privaten  überlassen,  die  das  verhüttete  Kupfer 
an  die  Regierung  zu  einem  vertragsmäßig  festgesetzten 
Preis  abführen  müssen.  Die  Überführung  des  Kupfers 
in  den  Verbrauch  ist  nur  durch  Vermittlung  des  türki- 
sehen  Handelsministeriums  möglich.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  daß  die  Unternehmer  den  schlimmsten  Raubbau 
betreiben,  und  der  Weg  durch  das  türkische  Handels¬ 
ministerium  die  Konkurrenzfähigkeit  des  einheimischen 
Kupfers  nicht  erhöht.  Nach  den  Berichten  eines  deut¬ 
schen  Fachmannes  sind  in  der  Nähe  der  Stadt  Tokat 
außerordentlich  reiche  Kupfererzlager  von  über  50  Pro¬ 
zent  Kupfergehalt  entdeckt  worden.  Das  Hinterland 
von  Trapezunt  (Gümüschhaneh,  Matchka,  weiterhin 
Kerasund  und  Karahissar)  ist  ebenfalls  reich  an  Kupfer¬ 
erzen,  die  von  den  Kupferschmieden  von  Trapezunt 
und  Matchka  zu  allen  möglichen  Kupfergeräten  ver¬ 
arbeitet  werden  und  einen  auch  nach  Konstantinopel 
ausgeführten  und  sehr  gesuchten  Artikel  in  den  Basaren 
von  I  rapezunt  bilden.  Ein  weiteres  sehr  ergiebiges  Ge¬ 
biet  ist  das  Hinterland  von  Sinope;  nahe  dieser  Gegend 
liegen  die  silberhaltigen  Kupferbergwerke  von  Bakyr 
Küresi;  als  vielversprechend  werden  auch  die  Minen 
von  Kalabak  bei  Balikesri  in  Nordwestasien  bezeichnet. 

Vor  einigen  Jahren  sind  durch  einen  Kerasunder 
Bankier  aus  dem  Bezirke  des  Schwarzen  Meeres  zwei 
kleinere  Probesendungen  nach  Antwerpen  verschifft  und 
von  einer  rheinischen  Hütte  gekauft  worden.  Das  Pro¬ 
dukt  hat  vollen  Anklang  gefunden,  eine  regelmäßige 
Verschiffung  ist  aber  aus  dem  Versuch  nicht  erwachsen, 
weil  sich  bekanntlich  türkisches  Kapital  zur  industriellen 
Anlage  nicht  entschließt,  und  europäische  Geldkräfte 
durch  die  ungünstige  Landesgesetzgebung  und  aus 
Furcht  vor  unvorhergesehenen  Nebenausgaben  sich  von 
der  Erschließung  der  türkischen  Bodenschätze  bis  jetzt 
mit  sehr  geringen  Ausnahmen  ferngehalten  hat.  Früher 

Gewinnung  neuer  Spinnfasern  in  Deutschland.  Auf 

Veranlassung  des  Kriegsministeriums  ist  kürzlich,  wie 
der  »Manufakturist«  mitteilt,  eine  Kriegskommission  zur 
Beschaffung  neuer  Spinnfasern  mit  einer  Geschäftsstelle 
in  Harburg  (Elbe)  geschaffen  worden,  die  dem  bereits 
bestehenden  Kriegsjuteausschuß  angegliedert  werden  soll. 
Ihre  Aufgabe  besteht  darin,  alle  Inlandpflanzen,  die  für 
Gewinnung  von  Spinnfasern  in  Frage  kommen,  ein¬ 
gehend  zu  prüfen  und  dieselben  möglichst  für  die 
deutsche  Textilindustrie  nutzbar  zu  machen.  Es  handelt 
sich  also  nicht  allein  um  eine  Arbeits-,  sondern  auch 
um  eine  Organisationskommission.  In  erster  Linie 
dürften  für  die  Beschaffung  von  Ersatzfasern  an  In¬ 
landpflanzen  in  krage  kommen:  die  Hopfenranke  (vom 
wilden  und  vom  angebauten  Hopfen),  die  Brennessel 
und  der  Ginster,  die  sämtlich  in  großen  Mengen  in 
Deutschland  Vorkommen.  Die  Kommission  wird  dem¬ 
nächst  mit  Merkblättern  über  das  Einernten  dieser 
Stengel  und  die  weitere  Behandlung  derselben  bis  zur 
Abgabe  an  die  Verbraucher  an  die  Öffentlichkeit  treten. 
Die  allgemeine  Aufmerksamkeit  soll  schon  jetzt  auf  die 
Arbeiten  der  Kommission  gelenkt  werden  und  die 
Interessenten  veranlassen,  die  fraglichen  Pflanzenarten,  für 
die  möglicherweise  in  absehbarer  Zeit  ein  Absatz  zu  an¬ 
gemessenen  Preisen  an  die  Textilindustrie  in  Aussicht 
steht,  zu  schonen.  Es  dürfte  dies  um  so  leichter  geschehen 
können,  als  für  die  Industrie  bei  Hopfen  und  Nesseln 
lediglich  die  Ranken,  beziehungsweise  die  Stengel,  nicht 
aber  die  Blätter  und  Blüten  in  Frage  kommen.  Ob  auch 
der  Bast  der  Korbweide  eine  spinnfähige  Faser  enthält, 
unterliegt  zurzeit  der  Prüfung  durch  Sachverständige. 
Immerhin  dürfte  auch  dieser  in  Massen  im  Inland  vor¬ 
kommenden  Pflanze  entsprechende  Aufmerksamkeit  zu 
schenken  sein.  Die  vom  Verband  Deutscher  Jute¬ 
industrieller  bereits  früher  vorgenommenVersuche  mit  den 
verschiedenen  Epilobium-(Weidenröschen-)Arten  werden 
zurzeit  ebenfalls  noch  weiter  fortgesetzt. 

Kupferbergbau  in  der  Türkei.  Der  »Deutschen  Le- 
vante-Ztg.«  entnehmen  wir  folgende  Ausführungen: 
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fiel  auch  noch  der  Mangel  an  einheimischem  Brenn¬ 
material  für  die  Rentabilität  von  Bergwerksunterneh- 
mungen  ins  Gewicht,  ein  Mißstand  der  durch  die  Er¬ 
schließung  der  Kohlenlager  an  der  Küste  des  Schwarzen 
Meeres  und  die  Ausdehnung  des  kleinasiatischen  Eisen¬ 
bahnnetzes  zum  guten  Teil  beseitigt  ist.  Nach  den  in 
diesem  Kriege  gesammelten  Erfahrungen  hat  die  türki¬ 
sche  Regierung  selber  das  allergrößte  Interesse,  die 
sonstigen  Voraussetzungen  zu  schaffen,  die  für  eine 
systematische  Erschließung  der  reichen  Kupferminen 
ihres  Landes  durch  europäisches  Kapital  notwendig 
sind.« 


Deutsch-russisches  Wörterbuch.  Von  Michael  Kulhanek. 
(Sammlung  Göschen  Nr.  717).  19T4. 

Die  gewöhnlichen  deutsch-russischen  Wörterbücher,  besonders 
die  kleineren,  enthalten  oft  nicht  die  richtigen  Fachausdrücke, 
die  der  Kaufmann  bei  Abfassung  von  Geschäftsbriefen  und 
im  persönlichen  Verkehr  mit  der  russischen  Handelswelt  be¬ 
nötigt.  Das  vorliegende  Fachwörterbuch  wird  deshalb  jedermann 
willkommen  sein,  der  mit  russischen  Geschäftsleuten  in  Ver¬ 
bindung  treten  sollte,  auch  wenn  er  die  russische  Sprache  un¬ 
genügend  beherrscht.  Vorteilhaft  ist  es,  daß  im  russischen  Text 
überall  die  ziemlich  schwierige  Betonung  sowie  das  grammatische 
Geschlecht  angegeben  wurde  und  die  für  die  Handelswelt  in 
Betracht  kommenden  Ausdrücke  angeführt  sind. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./i,  Berggasse  16,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 


Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erftagen.) 


Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert,  | 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  HL  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika.  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs¬ 
und  Transportversicherung  solcher  Sendungen  inter-- 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 


Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  ist,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwaren  Industrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 
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Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgef ordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 


fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stellen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 
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Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Wrwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13-606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 

Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  , .War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
'und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent- 
I  sendet  worden  sind ;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 

I  Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
\  werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
I  Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (14.774.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseuni  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museumtt  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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DIE  BESCHÄFTIGUNG  DER  INDUSTRIE 
IM  JAHRE  1914. 

Der  ebeti  erschienene  Bericht  der  k.  k.  Ge¬ 
werbeinspektoren  über  ihre  Amtstätig¬ 
keit  im  Jahre  1914  enthält  eine  ausführliche  Dar¬ 
stellung  der  Beschäftigungsverhältnisse  der  Industrie  im 
vorigen  Jahre,  der  wir  folgendes  entnehmen: 

Bei  Untersuchung  und  Beurteilung  des  Beschäftigungs¬ 
grades  der  Industrie  und  des  Gewerbes  und  mithin  auch 
der  Arbeitsgelegenheit  während  des  Berichtsjahres  er¬ 
geben  sich  mit  Rücksicht  auf  den  in  der  Berichtsperiode 
eingetretenen  Kriegszustand  drei  Zeitperioden,  in  deren 
jeder  die  industrielle  Lage  im  großen  und  ganzen  ein 
wesentlich  anderes  Bild  bietet.  Der  erste  Zeitraum  ist  der 
von  Jahresbeginn  bis  zum  Kriegsausbruch,  beziehungs¬ 
weise  der  Verlautbarung  der  allgemeinen  Mobilisierung. 
Daran  schließt  sich  die  nur  kurze  Zeitperiode  während 
der  Mobilisierung,  beziehungsweise  der  ersten  Wochen 
des  Kriegszustandes  und  schließlich  folgt  der  Zeitraum 
von  ungefähr  Mitte  August  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres. 

In  der  Zeit  vor  Kriegsausbruch  machte  sich  in  bezug 
auf  die  gewerbliche  und  industrielle  Bautätigkeit  gegen¬ 
über  dem  Vorjahre  eine,  wenn  auch  geringe  Besserung 
bemerkbar.  Im  gleichen  Umfang  trat  auch  hinsichtlich 
des  Beschäftigungsgrades  der  Industrie  manchenorts  eine 
unverkennbare  Besserung  zutage  (Wiener-Neustadt, 
Salzburg,  Triest,  Trient,  Karlsbad,  Teschen  und  Krakau). 
In  einer  Reihe  von  Aufsichtsbezirken  hielt  die  bereits 
in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1913  eingetretene  Ver¬ 
mehrung  der  Arbeitsgelegenheit  im  ersten  Halbjahre 
1914  nicht  nur  an,  sondern  sie  fand  vielmehr  eine  weitere 
Steigerung  (Wien  III,  Linz,  Zara,  Prag  III,  Reichen¬ 
berg).  Dagegen  berichten  die  Gewerbeinspektoren  von 
WienI,  II,  IV,  V,  St.  Pölten,  Graz,  Leoben,  Laibach,  Inns¬ 
bruck,  Bregenz, Trautenau,Tetschen,Teplitz,  Pilsen,  Bud- 
weis,  Pardubitz,  Königgrätz,  Brünn  I,  II,  Kremsier  und 
Mährisch-Ostrau,  daß  auch  die  erste  Hälfte  des  Berichts¬ 
jahres  im  Zeichen  einer  ungünstigen  Konjunktur  stand, 
beziehungsw'eise  daß  sich  die  wirtschaftliche  Depression 
des  Vorjahres  in  der  Berichtsperiode  weiterhin  fühlbar 
machte.  Der  Berichterstatter  von  Troppau  vermeint 
gegenüber  dem  Jahre  1913  sogar  eine  Verschlechterung 
der  Lage  des  Arbeitsmarktes  feststellen  zu  können.  Die 
Folge  der  weiteren  Andauer  der  geschäftlichen  Stagna¬ 
tion  w'ar  natürlich,  daß  in  den  betroffenen  Gebieten  auch 
in  der  ersten  Jahreshälfte  vielfach  mit  reduziertem 
Arbeiterstand,  verkürzter  Arbeitszeit,  Feierschichten  etc. 
gearbeitet  werden  mußte,  weshalb  die  wirtschaftliche 
Lage  der  Arbeiterschaft  in  den  letzterwähnten  Auf¬ 
sichtsbezirken  sich  gegenüber  dem  \^orjahre  nicht  bessern 
konnte. 

Die  Verlautbarung  der  allgemeinen  Mobilisierung  und 
der  Eintritt  des  Kriegszustandes  wirkte  auf  w^eite  Kreise 
der  Industrie  und  des  Gewerbes  geradezu  lähmend  (Wien 
III,  IV,  V,  Wiener-Neustadt,  St.  Pölten,  Linz,  Salzburg, 
Graz,  Laibach,  Triest,  Zara,  Innsbruck,  Bregenz,  Trau- 
tenau.  Reichenberg,  Karlsbad,  Pilsen,  Budweis,  Brünn  I, 
Mährisch-Ostrau,  Troppau,  Teschen,  Krakau).  In  jenen 
Industriezweigen,  die  schon  im  ersten  Halbjahre  mit 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  hatten,  trat  eine  weitere 
Verschlimmerung  ein,  die  eine  Reihe  von  Betriebsein¬ 
schränkungen  und  vorübergehenden  sowie  auch  bis 
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Jahresschluß  andauernden  Betriebseinstellungen  zur 
Folge  hatte.  Aber  auch  jene  Industrien,  die  sich  in  den 
ersten  sieben  Monaten  des  Jahres  einer  günstigen  Kon¬ 
junktur  und  eines  sich  stetig  steigernden  Beschäftigungs¬ 
grades  erfreuten,  hatten  unter  dem  jähen  Ausbruch  des 
Krieges  schwer  zu  leiden.  Das  plötzliche  Aufhören  fast 
des  gesamten  Exportes,  die  Stornierung  von  Aufträgen, 
insbesondere  aus  dem  feindlichen  Auslande,  die  Aus¬ 
fuhrverbote  für  verschiedene  Waren  und  Halbfabrikate, 
die  Einstellung  des  Güterverkehres  und  die  damit  in 
\^erbindung  stehende  Unmöglichkeit  der  Beschaffung 
\  on  Kohle  und  Rohstoffen  sowie  des  Abtransportes  der 
erzeugten  \\  aren,  die  Einberufung  von  Lhiternehmern, 
Beamten,  Betriebsleitern,  Werkführern,  qualifizierten 
Arbeitspersonen  und  Hilfsarbeitern  zur  militärischen 
Dienstleistung,  die  Einbeziehung  von  Pferden,  P'uhr- 
werken  und  Autos  für  militärische  Zwecke,  die 
Schwierigkeit  der  Geldbeschaffung  und  die  Wirkungen 
des  Moratoriums  mußten  selbstverständlich  das  gesamte 
industrielle  und  gewerbliche  Erwerbsleben  für  die  erste 
Zeit  in  schwerster  Weise  beeinflussen.  Die  in  den  Küsten¬ 
gebieten  ansässige  Industrie,  die  sich  großenteils  mit  der 
\  erarbeitung  von  Produkten  des  Meeres  und  von  land¬ 
wirtschaftlichen  Erzeugnissen  der  Küstenstriche  befaßt, 
hatte  zudem  unter  der  gänzlichen  Einstellung  der 
Fischerei  und  der  Beeinträchtigung  der  Seeschiffahrt 
zu  leiden. 

In  welch  bedeutendem  Maße  sich  aber  auch  alle  die 
angeführten  Momente  für  die  Industrie  fühlbar  machten, 
so  kann  doch  von  einer  auffallenderen  und  länger  an¬ 
dauernden  Arbeitslosigkeit  im  allgemeinen  nicht  die 
Rede  sein  und  heben  dies  die  Gewerbeinspektoren  von 
Wien  HI,  Wiener-Neustadt,  St.  Pölten,  Graz,  Leoben, 
Klagenfurt,  Laibach,  Trient,  Prag  II,  HI,  Teplitz,  Par¬ 
dubitz,  Brünn  I  und  H  ausdrücklich  hervor.  In  einer 
Reihe  der  genannten  Aufsichtsbezirke  fanden  die  in  der 
Industrie  brotlos  gewordenen  Arbeiter  während  der 
Dauer  der  Krise  in  der  Landwirtschaft  und  in  Bergbau¬ 
betrieben  lohnende  Beschäftigung,  in  welchen  Wirt¬ 
schaftsgebieten  infolge  der  zahlreichen  militärischen 
Einberufungen  ein  Mangel  an  Arbeitskräften  herrschte. 
Wie  die  Berichterstatter  von  Wien  IV,  V  und  Budweis 
besonders  bemerken,  wurde  von  den  Unternehmern  ins¬ 
besondere  größerer  Betriebe  selbst  unter  großen  Opfern 
alles  daran  gesetzt,  um  ihre  Fabriken  in  Gang  zu  halten 
und  solcherart  ihren  Arbeitern  wenigstens  eine  be¬ 
schränkte  Verdienstmöglichkeit  zu  bieten.  Im  Aufsichts¬ 
bezirke  Salzburg  war  allerdings  in  der  ersten  Zeit  des 
Kriegszustandes  die  Arbeitslosigkeit  besorgniserregend; 
dieselbe  nahm  jedoch  sehr  schnell  ab  und  bereits  Mitte 
Oktober  konnten  im  ganzen  Lande  nur  mehr  172  Arbeits¬ 
lose  gezählt  werden.  In  weit  höherem  Maße  machte  sich 
die  Arbeitslosigkeit  in  Vorarlberg  geltend.  Dortselbst 
ist  aber  diese  betrübende  Erscheinung  darauf  zurück¬ 
zuführen,  daß  ein  ganzer  Industriezweig,  der  die  Haupt¬ 
einkommensquelle  der  Bevölkerung  bildet,  notleidend 
wurde.  Eine  schwer  fühlbare  Arbeitslosigkeit  machte  sich 
ferner  noch  in  den  Glaszentren  des  Aufsichtsbezirkes 
Prag  HI  und,  wohl  nur  vorübergehend,  im  Gebiete  der 
Aufsichtsbezirke  Pardubitz  und  Olmütz  geltend.  Am 
drückendsten  war  die  Beschäftigungslosigkeit  im  Auf¬ 
sichtsbezirke  Krakau,  dessen  Gebiet  allerdings  durch  die 
kriegerischen  Ereignisse  stark  in  Mitleidenschaft  ge¬ 
zogen  war. 

Aber  schon  einige  Wochen  nach  Kriegsausbruch  trat 
auf  fast  allen  Gebieten  der  Industrie  eine  wesentliche 
Änderung  zum  Besseren  ein.  Gab  schon  die  Wieder¬ 
eröffnung  des  Güterverkehres  auf  den  Eisenbahnen  sowie 
bei  den  Binnenschiffahrtsunternehmungen  und  zum  Teil 
auch  bei  der  Küstenschiffahrt  einer  ganzen  Reihe  von  ge¬ 
werblichen  Betrieben  die  Aktionsfähigkeit  wieder,  so  trat 
eine  entschiedene  Besserung  infolge  der  Vergebung  von 


umfangreichen  direkten  und  indirekten  Heereslieferungen 
ein.  Und  speziell  gelegentlich  der  Vergebung  dieser  Lie¬ 
ferungen  offenbarte  die  Industrie  insofern  ein  hohes  Maß 
von  Anpassungsfähigkeit,  als  es,  wie  die  Gewerbe¬ 
inspektoren  von  Wien  II,  Wiener-Neustadt,  Triest,  Zara, 
Teplitz,  Pilsen,  Mährisch-Ostrau,  Troppau  und  Teschen 
berichten,  einer  großen  Zahl  von  Betrieben,  die  infolge 
der  Kriegsereignisse  notleidend  geworden  wären,  in 
kürzester  Zeit  gelang,  durch  Neuanschaffung  von  Ma¬ 
schinen  und  Betriebseinrichtungen  sowie  durch  Ände¬ 
rung  des  Betriebsverfahrens  Arbeiten  zur  Deckung  des 
Heeresbedarfes  übernehmen  zu  können  und  solcherart 
ihrer  Arbeiterschaft  eine  lohnende  Beschäftigung  zu 
bieten.  Manche  Industriezweige  waren  in  einem  solchen 
Maße  mit  Aufträgen  für  das  Heer  versorgt,  daß  sie  nicht 
nur  den  Arbeiterstand  über  das  Normale  hinaus  erhöhen, 
sondern  auch  in  zwei  Schichten,  beziehungsweise  mit 
Überstunden  arbeiten  mußten.  Die  Folge  dieser  inten¬ 
siven  Inanspruchnahme  eines  großen  Teiles  von  Industrie 
und  Gewerbe  war  ein  mehrfach  recht  empfindlich  fühl¬ 
barer  Mangel  insbesondere  an  qualifizierten  Arbeitern 
(Wien  V,  Wiener-Neustadt,  St.  Pölten,  Linz,  Klagen¬ 
furt,  Trient,  Karlsbad,  Brünn  I). 

Eine  weitere  Besserung  der  Arbeitsgelegenheit  ergab 
sich  im  Herbste  durch  die  Eröffnung  vieler  Kampagne¬ 
betriebe  der  Nahrungsmittelindustrie,  insbesondere  von 
Zuckerfabriken. 

Außer  den  angeführten  Momenten,  die  eine  wesent¬ 
liche  Steigerung  der  Arbeitsgelegenheit  im  Gefolge 
hatten,  bot  noch  die  bald  nach  Kriegsausbruch  erfolgte 
Inangriffnahme  militär-ärarischer  Bauten,  speziell  von 
Baracken  für  Kranke  und  Kriegsgefangene  sowie  von 
Schanzarbeiten,  und  schließlich  die  Aufnahme  staatlicher, 
städtischer  und  von  den  einzelnen  Landesverwaltungen 
vergebener  Notstandsarbeiten  Tausenden  von  Arbeitern 
die  Möglichkeit  eines  Verdienstes  (Wien  I,  St.  Pölten, 
Salzburg,  Klagenfurt,  Triest,  Reichenberg,  Königgrätz, 
Wien  Bauarbeiten). 

Bezüglich  der  Ausführungen  über  die  Beschäftigungs- 
Verhältnisse  in  den  einzelnen  Industriezweigen  sei  auf 
die  eingehenden  Berichte  der  Gewerbeinspektoren  selbst 
verwiesen. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Inanspruchnahme  der  Wollvorräte.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit 
dem  Minister  für  Landesverteidigung  und  dem  Acker¬ 
bauminister  und  im  Einverständnisse  mit  dem  Kriegs¬ 
ministerium  vom  20.  Oktober  1915,  betreffend  die  In¬ 
anspruchnahme  der  Schafwollvorräte,  verfügt: 

§  I.  Die  in  den  im  Reichsrate  vertretenen  König¬ 
reichen  und  Ländern  am  Tage  des  Inkrafttretens  dieser 
Verordnung  vorhandenen  sowie  die  später  hinzukom¬ 
menden  Schafwollvorräte,  und  zwar  an  Schweißwollen, 
Wollen  in  Rückenwäsche,  in  Hand-  und  Fabrikwäsche, 
Haut-,  Gerber-,  Sterblings-  und  Kürschnerwollen,  in 
rohem  oder  bloß  gewaschenem  Zustande,  werden  für 
Kriegszwecke  in  Anspruch  genommen. 

§  2.  Die  Inanspruchnahme  erstreckt  sich  nicht: 

a)  auf  die  am  Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Ver¬ 
ordnung  in  den  Wolle  verarbeitenden  Fabriken  vorhan¬ 
denen  Vorräte,  insoweit  diese  nachweislich  zur  Er¬ 
füllung  von  militärischen  Aufträgen  bestimmt  sind; 

b)  ohne  Rücksicht  auf  den  Lagerungsort  der  Wollen 
auf  alle  jene  Mengen,  welche  von  Wolle  verarbeitenden 
Fabriken  vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  gekauft 
wurden  und  nachweislich  zur  Ausführung  eines  vor  In¬ 
krafttreten  dieser  Verordnung  erteilten  Auftrages  des 
k.  und  k.  Kriegsministeriums,  k.  k.  Ministeriums  für 
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Landesverteidigung  oder  königl.  ung.  Landesverteidi- 
gungsministeriuras  benötigt  werden; 

c)  auf  diejenigen  Schafwollvorräte,  welche  zu  haus¬ 
industriellen  Zwecken  benötigt  werden,  wenn  der  Vorrat 
an  gewaschener  Wolle  30  kg  nicht  übersteigt; 

d)  auf  jene  Mengen,  welche  über  fallweises  Ansuchen 
vom  Handelsministerium  freigegeben  werden; 

e)  auf  Kunstwolle  und  Schaf wollabf alle. 

Der  Nachweis  zu  a  und  b  ist  innerhalb  acht  Tagen 
nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  dem  Handels¬ 
ministerium  zu  erbringen,  welchem  die  endgültige  Ent¬ 
scheidung  zusteht. 

§  3.  Demjenigen,  der  die  in  §  1  genannten  Wollen  aus 
dem  Auslande  einführt,  wird  grundsätzlich  die  freie 
Verfügung  über  die  eingeführten  Materialien  belassen. 
Zu  diesem  Zwecke  ist  die  erfolgte  Einfuhr  sofort  nach 
Einlangen  der  Sendung  unter  Vorlage  der  Einfuhrbelege 
dem  Handelsministerium  anzuzeigen,  das  nach  Prüfung 
der  Belege  über  das  Vorhandensein  der  erwähnten  Vor¬ 
aussetzung  erkennt. 

Soll  sich  dieses  Erkenntnis  auch  auf  denjenigen  er¬ 
strecken,  an  den  solches  Material  im  Inlande  veräußert 
wird,  so  hat  der  Verkäufer  den  Verkauf  dem  Handels¬ 
ministerium  unter  Namhaftmachung  des  Käufers  anzu¬ 
zeigen. 

§  4.  Jede  Verfügung  über  die  in  Anspruch  genom¬ 
menen  Schafwollvorräte  ist  verboten.  Jedoch  ist  es  ge¬ 
stattet,  Wolle  bis  zum  15.  November  1915  an  solche 
Händler  zu  verkaufen,  w'elche  seitens  der  Gewerbe¬ 
behörde  erster  Instanz  zum  Einkauf  von  Schafwolle  legi¬ 
timiert  werden.  Solche  Legitimationen  dürfen  nur  an 
Händler  ausgegeben  werden,  die  sich  bereits  vor  dem 
I.  August  1914  dem  Handel  mit  Schafwolle  gewerbs¬ 
mäßig  befaßt  haben. 

Auch  die  von  den  eben  genannten  Händlern  erwor¬ 
benen  Vorräte  sind  dem  Verfahren  nach  §  5  dieser  Ver¬ 
ordnung  unterworfen. 

§  5.  Die  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  in  An¬ 
spruch  genommenen  Vorräte  an  Schafwolle  sind  von 
den  Eignern  oder  Verwahrern  das  erstemal  am  15.  No¬ 
vember  1915,  die  später  hinzukommenden  Vorräte  am 
15.  jedes  Monats  bei  der  Schafwollübernahmskommission 
im  Handelsministerium  in  Wien  zur  Ablieferung  anzu- 
nielden. 

Wollen,  die  sich  am  15.  November  1915  oder  in  der 
Folge  am  15.  eines  Monats  auf  dem  Transporte  be¬ 
finden,  sind  von  dem  Empfänger  unverzüglich  nach  Ein¬ 
treffen  der  Sendung  anzumelden.  Wollen,  welche  bei 
Spediteuren  eingelagert  sind,  sind  nicht  von  diesen, 
sondern  von  den  Verfügungsberechtigten  anzumelden. 

In  den  Anmeldungen  ist  anzugeben  der  Name  des 
Eigners  oder  Verwahrers  der  Schafwolle,  der  Bezirk  und 
die  Gemeinde,  wo  sich  die  Wolle  befindet,  ferner  die 
Wollgattung  im  Sinne  der  im  §  i  angeführten  Bezeich¬ 
nungen,  gesondert  das  Gewicht  des  Vließes  und  der  Bei¬ 
lagen  (Bauch-,  Fuß-  und  Abfallwolle)  und  allenfalls 
die  Schafsorte,  von  welcher  die  Wolle  stammt. 

Die  Übernahmskommission  bestimmt  den  Zeitpunkt 
der  Einlieferung  der  Wolle  und  den  Ort,  wohin  sie  zu 
verfrachten  ist,  und  stellt  die  vom  Handelsministerium 
ausgefertigte  Transportbescheinigung  zur  Verfügung. 

Diejenigen,  welche  auf  Weisung  der  Übernahmskom¬ 
mission  ihre  Wollvorräte  abzuliefern  haben,  sind  ver¬ 
pflichtet,  diese  als  Frachtgut  abzusenden.  Vließ  und 
Beilagen  sind  klunkerfrei  gesondert  zu  verpacken,  und 
ist  die  Anzahl  der  Packstücke  und  deren  Gewicht 
bahnamtlich  bestätigen  zu  lassen.  Auf  dem  Frachtbriefe 
ist  die  Wollsorte  im  Sinne  der  Bezeichnungen  des  §  i 
anzugeben. 

Mit  der  Aufgabe  der  Wolle  ist  zugleich  ein  Ver¬ 
zeichnis  an  die  Übernahmskommission  einzusenden.  In 
diesem  Verzeichnisse  sind  anzugeben:  Name  des  Eigners 


oder  Verwahrers,  Bezirk  und  Gemeinde,  wo  sich  die 
Wolle  befand,  Aufgabeort,  Art  der  Verpackung,  Zeichen 
der  Verpackung,  das  bahnamtlich  festgestellte  Brutto¬ 
gewicht,  die  Anzahl  der  Packstücke  und  das  Netto¬ 
gewicht  der  Wolle. 

§  6.  Zur  Übernahme  der  nach  den  Bestimmungen  des 
§  5  einzusendenden  Schafwollvorräte  wird  im  Handels¬ 
ministerium  in  Wien  eine  Übernahmskommission  für 
Schafwolle  errichtet.  Mitglieder  der  Kommission  sind  je 
ein  Vertreter  des  Handelsministeriums,  Ackerbauministe¬ 
riums  und  der  Militärverwaltung,  ferner  je  zwei  vom 
Handelsministerium  und  vom  Ackerbauministerium  zu 
ernennende  Sachverständige. 

§  7.  Die  Übernahmskommission  prüft  die  eingelangten 
Sendungen  und  schickt  die  für  Heereszwecke  ungeeignet 
befundenen  Vorräte,  als  von  der  Inanspruchnahme  be¬ 
freit,  dem  Absender  zurück.  Die  Verpackungs-,  Ein- 
lieferungs-,  Einlagerungs-  und  Rücksendungskosten 
trägt  die  Militärverwaltung,  außer  wenn  Wolle  ein¬ 
gesendet  wurde,  die  nicht  zu  den  in  §  i  angeführten 
Gattungen  gehört,  und  hat  der  Absender  auf  eine  andere 
Vergütung  keinen  Anspruch. 

§  8.  Die  für  Heereszwecke  geeignet  befundenen  Vor¬ 
räte  werden  nach  Gewicht  von  der  Übernahmskommis¬ 
sion  übernommen,  welche  die  Vergütung  im  Rahmen  der 
festgesetzten  Höchstpreise  bestimmt.  Die  Verpackungs¬ 
und  Einlieferungskosten  werden  von  der  Militärverwal¬ 
tung  getragen. 

Im  Bedarfsfälle  kann  die  Übernahmskommission  bei 
diesen  Feststellungen  die  Dienste  einer  Wollkonditionier- 
anstalt  in  Anspruch  nehmen. 

§  9.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  10.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verwendung  von  SchafwoIIvorräten.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  den 
beteiligten  Ministern  vom  20.  Oktober  1915,  betreffend 
Abänderung  der  Ministerialverordnung  vom  2.  Juni 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  150,  über  die  Beschränkung  der  Ver¬ 
wendung  von  SchafwoIIvorräten  und  des  Verkehres  mit 
denselben,  bestimmt: 

§  I.  Die  Bestimmungen  des  §  i  der  Ministerialver¬ 
ordnung  vom  2.  Juni  1915)  R.-G.-Bl.  Nr.  150,  werden 
dahin  ergänzt,  daß  das  im  §  i  ausgesprochene  Verbot 
der  freien  Verarbeitung  von  Wollen  sich  auch  auf  Sterb- 
lings-,  Gerber-  und  Kürschnerwollen  erstreckt. 

Die  im  §  2  derselben  Verordnung  vorgesehenen  Trans¬ 
portbescheinigungen  werden  vom  Handelsministerium 
erteilt: 

a)  In  allen  Fällen  der  Versendung  von  Schweißwolle, 
Wolle  in  Rückenwäsche,  Hand-  und  Fabrikwäsche  sowie 
Haut-,  Gerber-,  Sterblings-  und  Kürschnerwolle  in 
öffentliche  Lagerhäuser  oder  Wollwäschereien  des 
eigenen  Staatsgebietes  und  in  solche  in  den  im  Reichs¬ 
rate  vertretenen  Königreichen  und  Ländern  sowie  in 
den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  gelegene 
Wolle  verarbeitende  Fabriken,  welche  sich  durch  ein 
Zertifikat  des  k.  und  k.  Kriegsministeriums,  des  k.  k. 
Ministeriums  für  Landesverteidigung  oder  königl.  ung. 
Honvedministeriums  über  einen  entsprechenden,  vor  In¬ 
krafttreten  dieser  Verordnung  erteilten  militärischen 
Lieferungsauftrag  und  die  Bestimmung  der  Schafwolle 
zu  dessen  Ausführung  sowie  über  den  Ankauf  der  Wolle 
vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  ausweisen ; 
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b)  zum  Zwecke  der  Versendung  von  Kunstwolle  oder 
Wollabfällen,  ohne  daß  hierzu  die  Beibringung  eines 
Zertifikates  der  im  Punkt  a  genannten  Ministerien  er¬ 
forderlich  wäre; 

c)  zur  Verfrachtung  von  VWlle  nach  Weisung  der 
Schafwollübernahmskommission  im  Handelsministerium 
in  W  ien  sowie  bis  zum  15.  November  1915  zum  Trans¬ 
porte  an  die  im  Sinne  des  §  4  der  Verordnung  vom 
20.  Oktober  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  313,  zum  Einkäufe  von 
Schafwolle  legitimierten  Pländler; 

d)  nach  Ermessen  des  Handelsministeriums  in 
sonstigen  berücksichtigungswürdigen  Fällen. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Höchstpreise  für  Wolle.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten 
Ministern  vom  20.  Oktober  I9i5>  betreffend  Abänderung 
der  Ministerialverordnung  vom  5.  Mai  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  109,  über  die  Festsetzung  von  Höchstpreisen  für 
weile,  verfügt: 

Artikel  i.  An  Stelle  der  §§  i  und  2  der  Ministerial¬ 
verordnung  vom  5.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  109,  treten 
folgende  Bestimmungen: 

§  I.  Der  Höchstpreis  für  i  kg  der  im  nachstehenden 
genannten  Wollgattungen  wird  auf  Basis  fabrik¬ 
gewaschener  Wolle  festgesetzt,  wie  folgt: 

I.  Schurwolle  (auch  Lammwolle) : 
bei  feinster  Merinowolle  mit  20  K, 

bei  Streich-  und  Kammwolle  AAA/AA  mit  17  K, 

bei  Streich-  und  Kammwolle  AjB  mit  15  K, 

bei  Streich-  und  Kammwolle  C  mit  ii  K, 

bei  Cigayawolle  (D-Wolle)  mit  K  9-50, 

bei  Raczka-  (Zackel-)  Wolle  (E-Wolle)  mit  K  7'5o; 

II.  Haut-,  Gerber-  und  Sterblingswolle  bei  AAA/B- 
Qualität  mit  13  K, 

bei  C-Qualität  mit  10  K, 

bei  Cigayawolle  (D-Wolle)  mit  K  8-50, 

bei  Zackel\\olle  (E-Wolle)  mit  K  6'6o; 

III.  Kürschnerwolle  AAA/B-Qualität  mit  8  K,  bei 
bei  C-Qualität  mit  7  K, 

bei  Cigayawolle  (D)  mit  6  K, 
bei  Zackelwolle  (E)  mit  K  4-50. 

Dieser  Höchstpreis,  welcher  auch  die  Kosten  der  Ver¬ 
sendung  bis  zur  Verladestation  einschließt,  gilt  mit  Ver¬ 
packung  (Sack),  aber  ohne  Waschlohn,  für  den  Fall  des 
Verkaufes  gegen  Barzahlung. 

§  2.  Wolle  zu  einem  höheren  als  dem  bestimmten 
Höchstpreise  zu  verkaufen,  ist  während  der  Geltungs¬ 
dauer  dieser  V^erordnung  verboten. 

Artikel  2.  Diese  V'^erordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Anzeige  der  Schafwollvorräte.  Eine  Verordnung 
des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  den  be¬ 
teiligten  Ministerien  vom  20.  Oktober  1915,  betreffend 
Abänderung  der  Ministerialverordnung  vom  14.  Mai 
R.-G.-Bl.  Nr.  121,  über  die  Verpflichtung  zur 
Anzeige  der  V'orräte  an  Schafwolle,  verfügt: 

§  I.  Die  Bestimmungen  der  Ministerialverordnung 
vom  14.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  121,  hinsichtlich  der 
Anzeigepflicht  werden  auch  auf  Sterblings-,  Gerber-  und 
Kürschnerwollen  ausgedehnt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Ungarn. 

V^erordnungen,  betreffend  die  Schafwollvorräte. 

Das  Amtsblatt  vom  19.  1.  M.  enthält  vier  Regierungsver¬ 
ordnungen,  die  sich  auf  die  Anmeldung  der  Schafwoll¬ 
vorräte,  die  Beschränkung  ihres  Verkehrs,  die  neuerliche 
Feststellung  der  Höchstpreise  für  Schafwolle  und  die 


Inanspruchnahme  der  Schafwollvorräte  für  Kriegszwecke 
beziehen. 

Durch  die  \Trordnung  in  Angelegenheit  der  Ergän¬ 
zung  der  unter  Z.  1663/1915  M.-E.  am  15.  Mai  1.  J.  er¬ 
lassenen  Regierungsverordnung,  betreffend  die  A  n- 
meldung  der  Schafwollvorräte  werden  die 
V^erfügungen  der  letzteren  Verordnung  auch  auf  Aas-, 
Gerber-  und  Kürschnerwolle  ausgedehnt. 

Ebenso  wird  durch  eine  weitere  V^erordnung  die  Rechts¬ 
kraft  der  am  2.  Juni  1.  J.  unter  Z.  1662/1915  M.-E.  er¬ 
lassenen  V^erordnung  über  die  Verwendung  und 
In  Verkehrsetzung  von  Schafwollvor¬ 
räte  n  auch  auf  Aas-,  Gerber-  und  Kürschnerwolle 
erstreckt. 

Durch  die  dritte  Verordnung  werden  die  für  Schaf¬ 
wolle  zulässigen  Maxim  alpreise  wie 
folgt  neuerdings  festgestellt: 

1.  Bei  Wolle  (auch  Lämmerwolle),  von  lebenden  Tieren 
geschoren,  beträgt  der  höchste  Preis  für  das  ganze 
Gebiet  der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone:  i.  bei 
feinster  Merino-Schafwolle  20  K,  bei  Stoff-  und  Kamm¬ 
wolle  AAA/AA  17  K,  bei  Stoff-  und  Kammwolle  A/B 
15  K,  bei  Stoff-  und  Kammwolle  C  ii  K,  bei  Cigäja  (D) 
K  9-50  und  bei  Zackel  (E)  K  7'50. 

2.  Bei  Hautwolle,  Gerber-  und  Aaswolle:  Qualität 
AAA/B  13  K,  Qualität  C  10  K,  Cigäjawolle  (D)  K  8-50 
und  bei  Zackel  K  6'6o. 

3.  Bei  Kürschnerwolle:  Qualität  AAA/B  8  K,  Qua¬ 
lität  C  7  K,  bei  Cigäjawolle  (D)  6  K,  bei  Zackel  (E) 
K  TSO. 

Diese  Maximalpreise,  die  auch  die  Kosten  des  Trans¬ 
ports  zur  Ladestation  enthalten,  sind  mit  Verpackung 
(Sack),  aber  ohne  Waschkosten,  für  den  Fall  des  Ver¬ 
kaufes  gegen  Bargeld,  zu  verstehen.  Diese  Maximal¬ 
preise  treten  am  20.  Oktober  1915  ins  Leben.  Von  diesem 
Tage  an  ist  es  verboten,  Schafwolle  auf  dem  ganzen 
Gebiete  der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone 
während  der  Zeit  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung 
teurer  als  zu  dem  festgesetzten  Maximalpreise  zu  ver¬ 
kaufen.  Derjenige,  der  dieses  Verbot  verletzt,  begeht  eine 
Übertretung  und  ist  im  Sinne  des  §  9  G.-A.  L/1914  mit 
Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und  einer  Geldbuße  bis 
zu  600  K  zu  bestrafen. 

Auf  die  Beschaffung  von  Schafwolle  vom  Auslande 
bezieht  sich  diese  Verordnung  nicht.  Für  Verkäufe,  die 
vor  dem  Inslebentreten  dieser  Verordnung  in  Schur¬ 
wolle  erfolgt  sind,  bleibt  auch  weiter  die  Verordnung 
Z.  1581/1915  M.-E.  in  Kraft,  im  übrigen  tritt  aber 
an  ihre  Stelle  die  gegenwärtige  Verordnung. 

Schließlich  wird  eine  \  erordnung  des  Landesvertei- 
digungsministers  in  Angelegenheit  der  Inanspruch¬ 
nahme  der  Schafwollvorräte  veröffentlicht, 
deren  wesentliche  Verfügungen  die  folgenden  sind: 

Laut  §  I  erklärt  der  Landesverteidigungsminister  die 
am  Tage  des  Inslebentretens  dieser  Verordnung  vor¬ 
handenen  und  die  später  hinzukommenden  Vorräte  an 
Schweißw'olle,  geschw^emmter  Wolle,  Wolle  in  Rücken¬ 
wäsche,  in  Hand-  und  Fabrikwäsche,  ebenso  in  Haut-, 
Gerber-,  Aas-  und  Kürschnerwolle  in  rohem  oder  ge¬ 
waschenem,  aber  weiter  nicht  verarbeitetem  Zustande, 
als  für  Kriegszwecke  in  Anspruch  genommen. 

Laut  §  2  erstreckt  sich  die  Inanspruchnahme  nicht: 

I.  auf  jene  Vorräte,  die  am  Tage  des  Inslebentretens 
dieser  Verordnung  sich  in  einer  Schafwolle  verarbei¬ 
tenden  Fabrik  befinden,  insoferne  diese  Vorräte  nach¬ 
weislich  für  bereits  erhaltene  Militärlieferungen  bestimmt 
sind;  2.  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Lagerung  auf 
jene  Vorräte,  welche  Wolle  verarbeitende  Fabriken  vor 
dem  Inslebentreten  dieser  Verordnung  gekauft  haben 
und  welche  nachweislich  zur  Erfüllung  einer  Lieferung 
für  das  Kriegsministerium,  das  Landesverteidigungs¬ 
ministerium  oder  das  k.  k.  Landwehrministerium  er- 
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forderlich  sind;  3.  auf  die  zu  hausindustriellen  Zwecken 
notwendigen  Schaf wollvorräte,  die  jedoch  bei  einzelnen 
Besitzern  30  kg  Schweiß-  oder  Waschwolle  nicht  über¬ 
steigen  dürfen ;  4.  auf  Kunstwolle  und  Wolleabfälle.  In 
motivierten  Fällen  kann  der  Handelsminister  weitere 
Ausnahmen  gestatten.  Auf  die  in  den  Punkten  i  und 
2  festgestellte  Befreiung  von  der  Inanspruchnahme  kann 
man  sich  nur  in  dem  Falle  berufen,  wenn  die  zur  Fest¬ 
stellung  erforderlichen  Daten  innerhalb  acht  Tagen  dem 
Handelsminister  unterbreitet  wurden  und  er  die  Be¬ 
freiung  festgestellt  hat. 

§  3  verfügt,  daß  die  Partei  die  in  Anspruch  genom¬ 
menen  Vorräte  bis  zum  15.  November  verkaufen  und 
einem  solchen  Kaufmann  übergeben  darf,  der  von  der 
Gewerbebehörde  erster  Instanz  durch  eine  Legitimation 
zum  Einkauf  von  Schafw'olle  ermächtigt  wird.  Jede 
andere  Disposition  hinsichtlich  des  in  Anspruch  genom¬ 
menen  Vorrats  ist  verboten.  Die  derart  gekauften  Vor¬ 
räte  sind  auch  beim  Käufer  in  Anspruch  genommen. 
Die  Gewerbebehörde  kann  die  Legitimation  nur  solchen 
Kaufleuten  erteilen,  die  sich  schon  vor  dem  i.  August 
1914  mit  dem  Schafwollhandel  beschäftigt  haben. 

Laut  §  4  kann  derjenige,  der  im  §  i  bestimmte  Schaf¬ 
wolle  aus  dem  Auslande  einführt,  über  die  einge¬ 
führten  Wollvorräte  frei  verfügen,  doch  ist  die  Einfuhr 
unter  Vorlegung  der  Einfuhrzertifikate  sofort  dem 
Handelsminister  anzumelden,  der  dann  das  freie  Ver¬ 
fügungsrecht  einräumt.  Wenn  dieses  Recht  auch  der¬ 
jenige  genießen  will,  dem  die  eingeführte  Wolle  im  In¬ 
lande  verkauft  wird,  hat  der  Verkäufer  dies  unter  An¬ 
gabe  des  Namens  des  Käufers  dem  Handelsminister  an¬ 
zumelden. 

§  5  verfügt,  daß  zur  Übernahme  der  durch  diese  Ver¬ 
ordnung  in  Anspruch  genommenen  Wollvorräte  in 
Budapest  eine  ,,Schafwollübernahmskommission“  ge¬ 
bildet  wird,  die  aus  je  einem  Vertreter  des  Ackerbau¬ 
ministers,  des  Handelsministers,  sowie  der  Militärver¬ 
waltung  und  aus  je  zwei  vom  Ackerbauminister  und 
vom  Handelsminister  zu  designierenden  Experten  besteht. 

Laut  §  6  sind  die  für  Kriegszw^ecke  in  Anspruch  ge¬ 
nommenen  Schafwollvorräte  von  ihren  Besitzern  oder 
jenen,  die  sie  verwahren,  am  15.  November  ipiSi  die 
später  hinzukonnnenden  Vorräte  aber  am  15.  eines  jeden 
Monates  bei  der  Schafwollübernahmskommission  in 
Budapest  zur  Übernahme  anzumelden.  Unter  Trans¬ 
port  befindliche  Bestände  sind  unverzüglich  nach 
Ankunft  der  Ware  anzumelden.  Bei  Transport¬ 
unternehmungen  eingelagerte  Bestände  hat  nicht  das 
Transportunternehmen,  sondern  derjenige  anzumelden, 
der  über  die  Ware  verfügt.  Zur  Anmeldung  sind  bei 
den  Gemeindevorstehungen  und  den  Handelskammern 
erhältliche  Blankette  zu  verwenden.  Die  Übernahms¬ 
kommission  bezeichnet  den  Zeitpunkt  der  Einsendung 
der  angemeldeten  Wolle  und  den  Ort,  an  welchen  sie  zu 
senden  ist  und  sie  stellt  das  vom  Handelsministerium 
ausgestellte  Transportzertifikat  zur  Verfügung. 

Laut  §  7  überprüft  die  Kommission  die  eingelangten 
Sendungen  und  schickt  die  eventuell  für  Kriegszwecke 
ungeeigneten  Bestände  dem  Aufgeber  zurück. 

§  8  verfügt,  daß  die  als  geeignet  befundene  Wolle 
von  der  Kommission  nach  Gewicht  übernommen  wird. 
Die  Kommission  stellt  die  für  die  Ware  gebührende  Ent¬ 
schädigung  fest,  wobei  sie  dem  Bedarf  entsprechend 
auch  die  Mitwirkung  der  Wollkonditionierungsanstalt 
in  Anspruch  nimmt. 

Laut  §  9  stellt  die  Kommission  die  Entschädigung 
unter  Zugrundelegung  der  Maximalpreise  fest. 

§  IO  bemißt  die  Übertretung  der  Verfügungen  dieser 
Verordnung  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und  einer 
Geldstrafe  bis  zu  600  K. 


Laut  §  II  tritt  diese  sich  auch  auf  Kroatien-Slawo¬ 
nien  erstreckende  Verordnung  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  ins  Leben. 

Beschlagnahme  von  Landwirtschaftsmaschinen. 

Das  Amtsblatt  vom  22.  1.  M.  veröffentlicht  einen  Re¬ 
gierungserlaß,  wonach  Dampfpflüge  sowie  andere  Motor¬ 
oder  Dampfmaschinen,  welche  landwirtschaftlichen 
Zw'ecken  dienen,  behufs  Sicherstellung  ihrer  eventuellen 
Inanspruchnahme  zu  Kriegszw'ecken  mit  Sperre  belegt 
werden  und  bis  zum  31.  Oktober  1915  beim  Ackerbau¬ 
ministerium  anzumelden  sind. 

Deutschland. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine  amtliche  Be¬ 
kanntmachung  vom  16.  1.  M.  verfügt: 

1.  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  von: 

Murmeltierfellen  zur  Pelzwerk-  (Rauhwaren-)  Berei¬ 
tung,  roh,  sowie  Teilen  von  solchen  Pellen  der  Nr.  155 
des  Zolltarifs ;  deutschen  Schäferhunden,  Airedale¬ 
terriern,  Dobermannpinschern  und  Rottweilern. 

H.  Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

Murmeltierfellen  zur  Pelzwerkbereitung,  halb-  oder 
ganzgar,  und  Pelzwaren  daraus  der  Nrn.  563,  564  und 
565  des  Zolltarifs; 

mit  Kautschuk  überzogenen  oder  getränkten  (soge¬ 
nannten  gummierten)  Stoffen,  Kleidern,  Putzw'aren  und 
sonstigen  genähten  Gegenständen  aus  Gespinstwaren 
oder  Eilz,  mit  Kautschuk  überzogen  oder  getränkt  oder 
durch  Zwischenlagen  aus  Kautschuk  verbunden  oder  in 
Verbindung  mit  Kautschukfäden  der  Nr.  522  des  Zoll¬ 
tarifs  ; 

unbelichteten  Filmen. 

III.  Das  Verbot  unter  I  der  Bekanntmachung  vom 
10.  September  1915  (Deutscher  Reichsanzeiger  Nr.  215 
vom  II.  September  1915)  erstreckt  sich  nicht  auf: 

Nachtlichte  aus  Wachsdraht  der  Nr.  252  des  Zoll¬ 
tarifs  ;  Wachsblumen,  -figuren,  -früchte,  -köpfe,  -masken 
und  dergleichen;  fein  geformte  Wachswaren  der  Nr.  253a 
des  Statistischen  Warenverzeichnisses; 

Sprechmaschinen-  (Phonographen-,  Grammophon- 
u.  s.  w'.)  Platten  und  -walzen  aller  Art  der  Nr.  253  des 
Statistischen  Warenverzeichnisses ; 

Zündhölzchen,  Zündstäbchen  aus  Pappe  der  Nr.  367 
des  Zolltarifs. 

IV.  Das  Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von 
Trockenplatten  für  photographische  Zw^ecke  der  Aus¬ 
fuhrnummer  749  des  statistischen  Warenverzeichnisses 
(Nr.  376  des  Zolltarifs)  bleibt  bestehen. 

V.  Das  Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr  von  Eisen¬ 
draht  und  Stahldraht  der  Nrn.  791  und  792  des  Zoll¬ 
tarifs  (Bekanntmachung  vom  13.  Januar  1915)  erstreckt 
sich  nicht  auf  Stahlsaiten  in  abgepaßten  Längen  bis  zu 
2  m  und  einer  Stärke  bis  zu  i'5  mm. 

Ferner  wird  das  Aus-  und  Durchfuhrverbot  für 
Postkarten  durch  nachstehende  Bestimmungen  ersetzt: 

Es  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

Postkarten  mit  Abbildungen  von  Städten,  Stadtteilen, 
geographisch  genau  bestimmbaren  Ortschaften  und  Land¬ 
schaften,  besonders  hervorragenden  Baulichkeiten  und 
Denkmälern  Deutschlands,  Österreich-Ungarns,  der 
Türkei  und  der  von  den  verbündeten  deutschen,  öster¬ 
reichisch-ungarischen  und  türkischen  Heeren  besetzten 
feindlichen  Gebiete. 

Das  Verbot  umfaßt  auch  die  zu  Postkarten  vorge¬ 
richteten  Drucke  (halbfertige  Postkarten,  auch  in  ganzen 
Bogen). 

Ausnahmen: 

Postkarten  mit  Abbildungen  von  Städten,  Stadtteilen, 
geographisch  genau  bestimmbaren  Ortschaften  und  Land¬ 
schaften,  besonders  hervorragenden  Baulichkeiten  und 
Denkmälern  Österreich-Ungarns  können  nach  öster- 
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reich-Ungarn,  der  Türkei  in  die  Türkei,  der  besetzten 
Gebiete  des  Westens  nach  dem  Westen  und  des  Ostens 
nach  dem  Osten  ausgeführt  werden. 

Nicht  unter  das  \  erbot  fallen  Sendungen  im  Feld¬ 
postverkehr  und  an  Truppenkörper  oder  Militär¬ 
behörden  in  feindlichen  Gebieten. 

Laut  Bekanntmachung  vom  22.  1.  M.  wird  weiter  ver¬ 
boten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

1.  I.  Kupfer,  Zinn,  Aluminium,  Blei,  Antimon,  Nickel 
und  Zink  auch  als  Altmetall,  Abfälle  und  Rückstände, 

2.  Legierungen  und  Verbindungen  der  unter  Ziffer  i 
genannten  Metalle  untereinander  und  mit  anderen 

I  Stoffen,  auch  in  Altmetall,  Abfällen  und  Rückständen, 

3.  Waren  jeder  Art  und  in  jedem  Zustand  der  Be¬ 
arbeitung,  zu  deren  Herstellung  die  oben  genannten 
Metalle  oder  deren  Legierungen  und  Verbindungen 
(Ziffer  I,  I,  2)  verwendet  worden  sind. 

11.  Ausgenommen  von  dem  Ausfuhr-  und  Durchfuhr¬ 
verbote  zu  Ziffer  I  sind  Sendungen  von  Erzeugnissen 
der  oben  genannten  Metalle  oder  ihrer  Legierungen  und 
Verbindungen  (Ziffer  I,  i,  2),  soweit  sie  ein  Gewicht 
von  2  kg  nicht  übersteigen  oder  nicht  mehr  als  2  kg  der 
oben  genannten  Metalle  oder  ihrer  Legierungen  undVer- 
bindungen  (Ziffer  I,  i,  2)  enthalten. 

Bekanntmachung,  betreffend  Veräußerung  von 
Kauffahrteischiffen  an  Nichtreichsangehörige.  Der 

Bundesrat  hat  am  21.  Oktober  1915  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen: 

§  I.  Alle  Rechtsgeschäfte,  durch  die  das  Eigentum  an 
Kauffahrteischiffen  (Gesetz  vom  22.  Juni  1899,  § 
R.-G.-Bl.  1899  S.  319,  R.-G.-Bl.  1901  S’  184)  ganz  oder 
teilweise  an  Nichtreichsangehörige  übertragen  werden 
soll,  sind  verboten. 

Das  gleiche  gilt  für  Kauffahrteischiffe,  die  sich  für 
Rechnung  eines  Reichsangehörigen  im  Bau  befinden. 

§  2.  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Verordnung 
werden  mit  Gefängnis  bis  drei  Jahren  und  mit  Geldstrafe 
bis  zu  50.000  M.  oder  mit  einer  dieser  Strafen  bestraft, 
sofern  nicht  nach  anderen  Strafgesetzen  eine  höhere 
Strafe  verwirkt  ist.  Die  Zuwiderhandlung  ist  auch  straf¬ 
bar,  w'enn  ein  Deutscher  sie  im  Ausland  begeht. 

Der  Versuch  ist  strafbar. 

§  3.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  dem  Ver¬ 
bote  des  §  I  zulassen. 

§  4-  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  ICraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt,  wann  und  in  welchem 
Umfang  diese  Verordnung  außer  Kraft  tritt. 

Erweiterung  der  Bekanntmachung  über  Vor¬ 
ratserhebungen  vom  2.  Februar  1915.  Der  Bundesrat 
hat  am  21.  Oktober  1915  folgende  Verordnung  erlassen; 

Artikel  I.  In  der  Bekanntmachung  über  Vorratserhe¬ 
bungen  vom  2.  Eebruar  1915  (R.-G.-Bl.  S.  54)  werden 
folgende  Änderungen  vorgenommen: 

1.  Der  §  4  erhält  folgenden  Abs.  2: 

Die  zuständige  Behörde  ist  befugt,  zur  Ermittlung 
richtiger  Angaben  die  Einrichtung  und  Eührung  be¬ 
sonderer  Lagerbücher  vorzuschreiben. 

2.  Der  §  5,  Abs.  i,  erhält  folgenden  Satz  2: 

Ebenso  würd  bestraft,  wer  vorsätzlich  die  vorge¬ 
schriebenen  Lagerbücher  einzurichten  oder  zu  führen 
unterläßt. 

3.  Der  §  5,  Abs.  2,  erhält  folgenden  Satz  2: 

Ebenso  wird  bestraft,  wer  fahrlässig  die  vorge¬ 
schriebenen  Lagerbücher  einzurichten  oder  zu  führen 
unterläßt. 

Artikel  11.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 


Bekanntmachung  über  die  Kartoffel  Versorgung. 
Der  Bundesrat  hat  am  9.  Oktober  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

1.  Reichskartoffelstelle.  §  i.  Es  wird  eine 
Reichskartoffelstelle  mit  einer  Verwaltungsabteilung  und 
einer  Geschäftsabteilung  gebildet.  Die  Verwaltungsab- 
teilung  hat  die  Verwaltungsangelegenheiten  zu  erledigen, 
die  Geschäftsabteilung  nach  den  grundsätzlichen  Anwei¬ 
sungen  der  Verwaltungsabteilung  die  ihr  darnach  ob¬ 
liegenden  geschäftlichen  Aufgaben  durchzuführen.  Der 
Reichskanzler  führt  die  Aufsicht. 

§  2.  Die  Verwaltungsabteilung  ist  eine  Behörde;  sie 
besteht  aus  einem  Vorstand  und  einem  Beirat. 

Der  Vorstand  besteht  aus  einem  Vorsitzenden,  einem 
oder  mehreren  stellvertretenden  Vorsitzenden,  aus 
ständigen  und  nichtständigen  Mitgliedern.  Der  Reichs¬ 
kanzler  ernennt  den  Vorsitzenden,  die  stellvertretenden 
Vorsitzenden,  die  ständigen  und  nichtständigen  Mit¬ 
glieder. 

Der  Beirat  setzt  sich  zusammen  aus  dem  Vorsitzenden 
des  Vorstands  als  Vorsitzenden,  vier  Bevollmächtigten 
zum  Bundesrat,  vier  Vertretern  der  Landwirtschaft,  ein¬ 
schließlich  der  landwürtschaftlichen  Genossenschaften, 
vier  Vertretern  der  Kommunalverbände  und  vier  Ver¬ 
tretern  des  Handels  und  der  Verbraucher.  Der  Reichs¬ 
kanzler  ernennt  die  Mitglieder  des  Beirates.  Er  erläßt 
die  näheren  Bestimmungen. 

§  3.  Die  Geschäftsabteilung  ist  eine  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung. 

Bei  der  Gesellschaft  würd  ein  Aufsichtsrat  gebildet; 
er  besteht  aus  dem  Vorsitzenden  des  Vorstands  der  Ver¬ 
waltungsabteilung  als  Vorsitzenden  und  26  Mitgliedern, 
von  denen  sieben  auf  Reich  und  Bundesstaaten,  sieben 
auf  Kommunalverbände  und  Verbraucher,  vier  auf  den 
Handel,  vier  auf  die  Landwirtschaft,  vier  auf  die  land¬ 
wirtschaftlichen  Genossenschaften  entfallen.  Die  Ver¬ 
treter  der  Kommunalverbände  und  Verbraucher,  des 
Handels  sowie  der  landwirtschaftlichen  Genossen¬ 
schaften  w'erden  von  den  entsprechenden  Gruppen  der 
Gesellschaften  bezeichnet.  Die  übrigen  Mitglieder  er¬ 
nennt  der  Reichskanzler. 

Der  Aufsichtsrat  bestellt  die  Geschäftsführer.  Die  Be¬ 
stellung  bedarf  der  Bestätigung  des  Reichskanzlers. 

§  4-  Die  Reichskartoffelstelle  hat  für  die  Verteilung 
von  Kartoffelvorräten  zur  Ernährung  der  Bevölkerung  zu 
sorgen.  Sie  kann  sich  dabei  der  Hilfe  der  Kommunal¬ 
verbände  bedienen.  Diese  haben  der  Reichskartoffelstelle 
auf  Erfordern  Auskunft  zu  geben  und  ihren  Ersuchen 
Folge  zu  leisten. 

H.  Beschaffung  der  Kartoffeln.  §5.  In¬ 
soweit  die  zur  Ernährung  der  Bevölkerung  eines  Kom¬ 
munalverbandes  für  Herbst  und  Winter  1915/16  er¬ 
forderlichen  Kartoffeln  nicht  beschafft  worden  sind  oder 
zu  angemessenen  Preisen  anderweitig  nicht  beschafft 
werden  können,  hat  der  Kommunalverband  den  Fehl- 
l)etrag  bei  der  Reichskartoffelstelle  anzumelden.  Die 
Heeresverwaltungen  und  die  Marineverwaltung  sind  be¬ 
rechtigt,  ihren  nicht  anderweitig  gedeckten  Bedarf  eben¬ 
falls  bei  der  Reichskartoffelstelle  anzumelden. 

Die  Kommunalverbände,  die  Heeresverwaltungen  und 
die  Marineverwaltung  haben  den  von  ihnen  angemeldeten 
Bedarf  abzunehmen.  Die  näheren  Bestimmungen  über 
die  Abnahme  erläßt  die  Reichskartoffelstelle,  soweit  keine 
Vereinbarung  zustandekommt. 

Die  Kommunalverbände  haben  dafür  zu  sorgen,  daß 
w'ährend  der  Kälteperiode  ausreichende  Kartoffelmengen 
zur  Ernährung  der  Bevölkerung  zur  Verfügung  stehen. 
Die  zuständige  Behörde  kann  Vorschriften  darüber  er¬ 
lassen,  welche  Mengen  zu  sichern  und  wie  sie  zu  lagern 
sind. 
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Über  Streitigkeiten,  die  sich  bei  der  Durchführung 
dieser  Verordnung  zwischen  einem  Kommunalverband 
und  der  Reichskartoffelstelle  ergeben,  entscheidet  die 
Verwaltungsabteilung  der  Reichskartoffelstelle  endgültig. 

§  6.  Die  Reichskartoffelstelle  hat  zunächst  zu  ver¬ 
suchen,  den  angemeldeten  Bedarf  im  freien  V erkehr  zu 
decken.  Insoweit  dies  zu  den  Grundpreisen  (§  lo),  bei 
Lieferungen  nach  dem  31.  Dezember  1915  zuzüglich  einer 
Vergütung  für  Verwahrung  (§  8,  Abs.  2)  nicht  möglich 
ist,  kann  sie  bestimmen,  welche  Kartoffelmengen  aus  den 
Kommunalverbänden  an  die  Reichskartoffelstelle  oder 
an  die  von  dieser  bezeichneten  Personen  abzugeben  sind. 
Dabei  sind  den  Kommunalverbänden  die  zur  Deckung 
ihres  Bedarfs  erforderlichen  Mengen  zu  belassen. 

§  7.  Zum  Zwecke  der  Sicherstellung  der  nach  §  6  ab- ' 
zugebenden  Mengen  sind  alle  Kartoffelerzeuger  mit  mehr 
als  IO  ha  Kartoffelanbaufläche  verpflichtet,  10  vom 
Hundert  ihrer  gesamten  Kartoffelernte  bis  zum  29.  Fe¬ 
bruar  1916  zur  Verfügung  des  Kommunalverbandes  zu 
halten.  Die  Kartoffeln  müssen  Speisekartoffeln  oder  Kar¬ 
toffeln  sein,  aus  denen  Speisekartoffeln  verlesen  werden 
können. 

Schuldhafte  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Verpflich¬ 
tung  begründen  eine  Schadenersatzpflicht  gegenüber  der 
Reichskartoffelstelle.  Mit  Zustimmung  der  Reichs¬ 
kartoffelstelle  kann  die  Verpflichtung  aufgehoben  werden. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
zeichneten  Behörden  können  nähere  Bestimmungen  über 
die  Durchführung  der  Verpflichtung  aus  Abs.  i  erlassen. 

§  8.  Zur  Beschaffung  der  nach  §  6  abzugebenden 
Mengen  kann  das  Eigentum  an  Vorräten  der  Kartoffel¬ 
erzeuger  mit  mehr  als  10  ha  Kartoffelanbaufläche  bis 
zur  Höhe  von  10  vom  Hundert  ihrer  Ernte  auf  Antrag 
des  Kommunalverbandes  oder  der  Reichskartoffelstelle 
durch  Anordnung  der  zuständigen  Behörde  einer  in  der 
Anordnung  bezeichneten  Person  übertragen  werden.  Die 
Anordnung  ist  an  den  Besitzer  der  Vorräte  zu  richten; 
sobald  sie  dem  Besitzer  zugeht,  geht  das  Eigentum  über. 
Der  Anordnung  hat  eine  Aufforderung  an  den  Besitzer 
vorauszugehen,  die  zu  enteignende  Menge  innerhalb 
einer  bestimmten  Erist  auszusondern.  Der  Enteignungs¬ 
preis  wird  unter  Berücksichtigung  der  Güte  und  Ver¬ 
wertbarkeit  der  Kartoffeln  von  der  höheren  Verwaltungs¬ 
behörde  nach  Anhörung  von  Sachverständigen  end¬ 
gültig  festgesetzt  und  darf  den  Grundpreis  nach  §  10 
nicht  übersteigen.  Die  höhere  Verwaltungsbehörde  be¬ 
stimmt  darüber,  wer  die  baren  Auslagen  des  Verfahrens 
zu  tragen  hat. 

Bei  Enteignungen  nach  dem  31.  Dezember  1915  kann 
die  zuständige  Behörde  neben  dem  Enteignungspreis 
eine  Vergütung  für  Verwahrung  gewähren,  die  die  von 
der  Reichskartoffelstelle  festgesetzten  Höchstgrenzen 
nicht  übersteigen  darf.  Über  Streitigkeiten,  die  sich  bei 
den  Enteignungsverfahren  ergeben,  entscheidet  vorbe¬ 
haltlich  der  Vorschrift  im  §  5,  Abs.  4,  die  höhere  Ver¬ 
waltungsbehörde  endgültig. 

§  9.  Die  Reichskartoffelstelle  kann  Kommunalverbände 
zur  Deckung  des  von  ihnen  angemeldeten  Bedarfs,  durch 
Ausstellung  von  Bezugsscheinen  ermächtigen,  Kartoffeln 
aus  den  gemäß  §  6,  Satz  2,  abzugebenden  Vorräten  zu  er¬ 
werben.  Diese  Mengen  sind  dem  Kommunalverband,  aus 
dessen  Bezirke  sie  erworben  werden,  auf  die  abzu¬ 
gebenden  Mengen  dem  Kartoffelerzeuger  auf  die  nach 
§  7  zur  Verfügung  zu  haltenden  Mengen  anzurechnen. 
Der  erwerbende  Kommunalverband  hat  der  Reichskar¬ 
toffelstelle  und  dem  Kommunalverband,  aus  dessen 
Bezirk  die  Kartoffeln  erworben  werden,  Mitteilung  zu 
machen. 

§  10.  Der  Grundpreis  (§  8)  für  die  Tonne  inländischer 
Speisekartoffeln  aus  der  Ernte  1915  beträgt  beim  Ver¬ 
kaufe  durch  den  Kartoffelerzeuger 


Mark 

in  den  preußischen  Provinzen  Ostpreußen,  West¬ 
preußen,  Posen,  Schlesien,  Pommern,  Brandenburg, 
in  den  Großherzogtümern  Mecklenburg-Schwerin, 

Mecklenburg-Strelitz . 55 

in  der  preußischen  Provinz  Sachsen,  im  Kreise 
Herrschaft  Schmalkalden,  im  Königreiche  Sachsen, 
im  Großherzogtume  Sachsen  ohne  die  Enklave 
Ostheim  a.  Rhön,  im  Kreise  Blankenburg,  im  Amte 
Calvörde,  in  den  Herzogtümern  Sachsen-Meiningen, 
Sachsen-Altenburg,  Sachsen-Coburg  und  Gotha 
ohne  die  Enklave  Amt  Königsberg  i.  Er.,  Anhalt, 
in  den  Fürstentümern  Schwarzburg-Sondershausen, 
Schwarzburg-Rudolstadt,  Reuß  ä.  L.,  Reuß  j.  L.  .  57 
in  den  preußischen  Provinzen  Schleswig-Holstein, 
Hannover,  Westfalen  ohne  den  Regierungsbezirk 
Arnsberg  und  den  Kreis  Recklinghausen,  im  Kreise 
Grafschaft  Schaumburg,  im  Großherzogtum  Olden¬ 
burg  ohne  das  Fürstentum  Birkenfeld,  im  Herzog- 
tume  Braunschweig  ohne  den  Kreis  Blankenburg 
und  das  Amt  Calvörde,  in  den  Fürstentümern 
Schaumburg-Lippe,  Lippe  in  Lübeck,  Bremen, 

Hamburg . 59 

in  den  übrigen  Teilen  des  Deutschen  Reichs  ...  61 
§  II.  Die  Grundpreise  gelten  für  gute,  gesunde  Speise¬ 
kartoffeln  von  3'4  cm  Mindestgröße  bei  sortenreiner  Lie¬ 
ferung. 

§  12.  Die  Grundpreise  eines  Bezirkes  gelten  für  die  in 
diesem  Bezirk  erzeugten  Kartoffeln. 

§  13.  Die  Grundpreise  gelten  für  Lieferung  ohne 
Sack  und  für  Barzahlung  bei  Empfang;  wird  der  Kauf¬ 
preis  gestundet,  so  dürfen  bis  zu  zwei  vom  Hundert 
Jahreszinsen  über  Reichsbankdiskont  hinzugeschlagen 
werden.  Die  Grundpreise  schließen  die  Kosten  des  Trans¬ 
ports  bis  zum  nächsten  Güterbahnhof,  bei  Wassertrans¬ 
port  bis  zur  nächsten  Anlegestelle  des  Schiffes  oder 
Kahnes  und  die  Kosten  der  Verladung  ein.  Die  Kar¬ 
toffeln  sind  an  der  Verladestation  abzunehmen.  Die 
näheren  Bestimmungen  setzt  die  Reichskartoffelstelle 
fest. 

HL  Versorgung  der  Bevölkerung.  §  14. 
Die  Kommunalverbände  haben  die  zur  Versorgung 
der  Bevölkerung  mit  Kartoffeln  notwendigen  Maßnahmen 
zu  treffen.  Sie  können  den  Gemeinden  die  Versorgung 
der  Bevölkerung  für  den  Bezirk  der  Gemeinde  über¬ 
tragen.  Gemeinden,  die  nach  der  letzten  Volkszählung 
mehr  als  10.000  Einwohner  hatten,  können  die  Über¬ 
tragung  verlangen. 

§  15.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Verwaltungsbehörden  können  die  Art  der 
Regelung  (§  14)  vorschreiben. 

§  16.  Die  Kommunalverbände  oder  diejenigen  Ge¬ 
meinden,  denen  die  Versorgung  übertragen  ist,  haben  den 
Preis  für  die  Kartoffeln,  die  sie  unmittelbar  oder  durch 
^Vrmittlung  des  Handels  abgeben,  nach  den  von  der 
Reichskartoffelstelle  aufgestellten  Grundsätzen  fest¬ 
zusetzen.  Etwaige  Überschüsse  sind  für  die  Volksernäh¬ 
rung  zu  verwenden. 

§  17.  Die  Kommunalverbände  oder  diejenigen  Ge¬ 
meinden,  denen  die  Versorgung  übertragen  ist,  können 
in  ihrem  Bezirke  Lagerräume  für  die  Lagerung  der 
Mengen  in  Anspruch  nehmen.  Die  Vergütung  setzt  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  endgültig  fest. 

§  18.  Die  Landeszentralbehörden  können  Bestimmungen 
über  das  Verfahren  beim  Erlasse  der  Anordnungen 
treffen.  Diese  Bestimmungen  können  von  den  Landes¬ 
gesetzen  abweichen. 

§  19.  Über  Streitigkeiten,  die  bei  der  Regelung  der 
Versorgung  (§§  14 — 18)  entstehen,  entscheidet  die  höhere 
Verwaltungsbehörde  endgültig. 

IV.  Schlußbestimmungen.  §  20.  Die 

Landeszentralbehörden  erlassen  die  erforderlichen  Aus- 
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führungsbestimmimgen.  Sie  bestimmen,  wer  als  böbere 
\^erwaltungsbebörde,  als  zuständige  Behörde,  als  Kom¬ 
munalverband  oder  als  Gemeinde  im  Sinne  dieser  Ver¬ 
ordnung  anzuseben  ist. 

§  21.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
\  orschriften  dieser  \’erordnung  gestatten. 

§  22.  Wer  den  Anordnungen  zuwiderhandelt,  die  ein 
Kommunal  verband  oder  eine  Gemeinde,  der  die  Versor¬ 
gung  übertragen  ist,  gemäß  §  14  erlassen  hat,  wird  mit 
Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis 
zu  1500  M.  bestraft.  Ebenso  wird  bestraft,  wer  den  von 
den  Landeszentralbehörden  erlassenen  Ausführungsbe¬ 
stimmungen  oder  den  auf  Grund  des  §  7,  Abs.  3,  er¬ 
lassenen  Bestimmungen  zuwiderhandelt. 

§  23.  Diese  \^erordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Milchverwendung.  Eine  preußische  Regierungsver¬ 
ordnung  vom  18.  1.  M.  bestimmt: 

§  I.  Es  ist  verboten: 

1.  Sahne  in  Verkehr  zu  bringen,  außer  zur  Her¬ 
stellung  von  Butter; 

2.  Milch  jeder  Art  oder  Sahne  zur  Herstellung  von 
Schokoladen  und  anderen  kakaohaltigen  Zubereitungen, 
Bonbons  und  ähnlichen  Erzeugnissen  zu  verwenden; 

3.  Schlagsahne  herzustellen,  auch  im  Haushalte; 

4.  Vollmilch  an  Kälber  und  Schweine,  die  älter  als 
sechs  Wochen  sind,  zu  verfüttern ; 

5.  Milch  jeder  Art  bei  der  Brotbereitung  zu  ver¬ 
wenden  ; 

6.  Milch  jeder  Art  bei  der  Zubereitung  von  Farben  zu 
verwenden ; 

7.  Milch  zur  Herstellung  von  Casein  für  technische 
Zwecke  zu  verwenden; 

8.  Sahnepulver  herzustellen. 

§  2.  Als  Milch  im  Sinne  dieser  Anordnung  gilt  auch 
eingedickte  Milch  und  Trockenmilch;  als  Sahne  gilt  jede 
mit  Fettgehalt  angereicherte  Milch,  auch  in  eingedickter 
und  eingetrockneter  Form. 

§  3.  Zuwdderhandlungen  gegen  diese  Anordnung 

werden  nach  §  6,  Ziffer  4,  der  Bekanntmachung  über  Be¬ 
schränkung  der  Milchverwendung  (R.-G.-Bl.  S.  545)  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu 
drei  Monaten  bestraft. 

§  4-  Der  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  kann  Aus¬ 
nahmen  von  dem  Verbote  in  §  i,  Ziffer  i,  2,  3,  5,  6, 
7  und  8,  bewilligen. 

§  5.  Diese  Anordnung  tritt  am  25.  Oktober  1915  in 
Kraft. 

Höchstpreise  für  Butter.  Der  Oberbefehlshaber  in 
den  Marken,  Generaloberst  v.  Kessel,  hat  am  16.  1.  M. 
folgende  Bekanntmachung  erlassen: 

Tm  Kleinhandel  mit  Butter  ist  in  den  letzten  Tagen 
eine  sprunghafte  Steigerung  der  Preise  eingetreten. 
Maßnahmen  der  Reichs-  und  Staatsregierung  zur  Re¬ 
gelung  der  Preisbewegung  am  Buttermarkte  stehen 
bevor.  LTin  einer  weiteren  Preissteigerung  bis  dahin  vor¬ 
zubeugen,  sehe  ich  mich  veranlaßt,  folgendes  anzuordnen: 
Auf  Grund  des  §  4  des  Gesetzes  über  den  Belagerungs¬ 
zustand  vom  4.  Juni  1851  im  Zusammenhänge  mit  dem 
Reichsgesetz  vom  4.  August  1914,  bestimme  ich  für  das 
Gebiet  der  Stadt  Berlin  und  der  Provinz  Brandenburg: 
Im  Kleinverkauf  darf  der  Preis  für  Butter  den  Betrag 
von  M.  2‘8o  für  das  Pfund  nicht  überschreiten.  Dieser 
Preis  gilt  nur  für  beste  Ware;  für  geringere  Ware  ist 
der  Preis  entsprechend  niedriger  zu  bemessen.  Diese 
\^orschrift  tritt  sofort  in  Kraft  und  gilt  zunächst  bis 
Zinn  31.  Oktober  1915  einschließlich.  Überschreitungen 
des  festgesetzten  Höchstpreises  werden  gemäß  §  4  des 
Reichsgesetzes  vom  4.  August  1914  mit  Geldstrafe  bis 


zu  3000  M.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft.  Ich  weise  ferner  darauf  hin,  daß  die  Händler, 
welche  die  von  ihnen  zur  Veräußerung  erworbene  Butter 
zurückhalten,  um  durch  ihre  Veräußerung  einen  über¬ 
mäßigen  Gewinn  zu  erzielen,  oder  welche  den  Handel 
mit  Butter  einschränken,  um  deren  Preis  zu  steigern, 
nach  §  5  der  Bundesratsverordnung  vom  23.  Juli  1915 
mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr  und  mit  Geldstrafe 
bis  zu  10.000  M.  bestraft  werden.  Die  Polizeibehörden 
sind  zur  unnachsichtigen  Anwendung  dieser  Strafvor¬ 
schriften  angewiesen. 

Bekanntmachung  über  Ausdehnung  der  Ver¬ 
ordnung  über  den  Verkehr  mit  Ölfrüchten  u.  s.  w. 

Eine  Verordnung  vom  19.  Oktober  1915  verfügt: 

Artikel  I.  Die  \"orschriften  der  Verordnung  werden 
ausgedehnt  auf 

1.  die  aus  Raps,  Rübsen,  Hederich  und  Ravison, 
Dotter,  Mohn,  Lein  und  Hanf  gewonnenen  Ölfrüchte, 
die  künftig  aus  dem  Ausland,  auch  abgesehen  von  den 
besetzten  Gebieten,  eingeführt  werden; 

2.  die  nachstehend  benannten  Ölfrüchte  Ölrettich-, 
Sonnenblumen-,  Sesam-,  Baumwoll-  und  Rizinussamen, 
Erdmandeln,  Erdnüsse,  Bucheckern,  Sojabohnen,  Mowra- 
saat,  Illipe-,  Schi-  und  geraspelte  Kokosnüsse,  Palm¬ 
kerne  und  Kopra,  soweit  sie  künftig  aus  dem  Ausland 
eingeführt  werden. 

Artikel  11.  Diese  Bestimmungen  treten  am  23.  Oktober 
1915  in  Kraft. 

Verbot  des  Anstreichens  mit  Farben  aus  Blei¬ 
weiß  und  Leinöl.  Der  Bundesrat  hat  am  14.  Oktober 
1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Die  Außenseiten  von  Häusern  sowie  Mauern  und 
Zäune  dürfen  nicht  mit  Farben  angestrichen  werden,  zu 
deren  Herstellung  Bleiweiß  und  Leinöl  verwendet  ist. 

Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  zulassen. 

§  2.  Wer  der  Vorschrift  des  §  i,  Abs.  i,  zuwider¬ 
handelt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit 
Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  25.  Oktober  1915 
in  Kraft.  Den  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens  bestimmt 
der  Reichskanzler. 

Bekanntmachung,  betreffend  Änderung  der  Ver¬ 
ordnung  vom  26.  August  1915  über  den  Verkehr 
mit  Hülsenfrüchten.  Der  Bundesrat  hat  am  21.  Ok¬ 
tober  T915  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  i.  In  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Hülsenfrüchten  vom  26.  August  1915  fällt  der  §  i, 
Abs.  3,  fort. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  25.  Oktober 
1915  in  Kraft. 

Ergänzung  der  Verordnung  über  den  Verkehr 
mit  Gerste  aus  dem  Emtejahr  1915  vom  28.  Juni 
1915.  Der  Bundesrat  hat  am  21.  Oktober  1915  folgende 
^Trordnlmg  erlassen: 

Artikel  i.  In  der  \’erordnung  über  den  Verkehr  mit 
Gerste  aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915 
(R.-G.-BI.  S.  384)  werden  folgende  Änderungen  vorge- 
nonnnen : 

T.  Der  §  II,  Abs.  3,  erhält  folgenden  Zusatz: 

LInternehmer,  die  weniger  als  20  q  Gerste  geerntet 
haben,  können  im  Falle  nachgewiesenen  Bedürfnisses 
durch  den  Kommunalverband  von  der  Lieferungspflicht 
nach  Abs.  i  insoweit  befreit  werden,  als  ihnen  im  Falle 
der  Lieferung  weniger  als  10  q  verbleiben  würden; 

die  ihnen  hiernach  über  die  Hälfte  ihrer  Ernte  ver¬ 
bleibenden  Mengen  sind  auf  die  dem  Kommunalverbande 
nach  dem  dritten  Abschnitt  obliegenden  Lieferungen  an¬ 
zurechnen. 
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2.  §  24  erhält  folgenden  Satz  2: 

Anznrechnen  sind  ferner  die  nach  §11.  Abs.  3,  Satz  2, 
freigelassenen  Mengen. 

3.  Im  §  26  ist  hinter  den  Worten  „herausgegangen 
ist“  einzufiigen: 

,  wieviel  Gerste  nach  §  11,  Abs.  3,  Satz  2,  freigelassen 
ist. 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
■;  Verkündung  in  Kraft. 

>  Verbot  des  Vorverkaufs  von  Stroh  der  Ernte 
'  des  Jahres  1915.  Eine  Wrordnung  vom  21.  Oktober 
1915  verfügt: 

Kaufverträge  über  das  Stroh  von  Roggen,  Weizen, 
Hafer  und  Gerste  aus  der  inländischen  Ernte  des  Jahres 
1915  sind  nichtig.  Dies  gilt  auch  für  Verträge,  die  vor 
Verkündung  dieser  A'erordnung  geschlossen  sind;  es 
gilt  nicht  für  Verträge  mit  den  Heeresverwaltungen  oder 
der  Marineverwaltung. 

Änderung  der  Verordnung  vom  8.  Juli  1915  über 
die  Höchstpreise  für  Petroleum  und  die  Verteilung 
der  Petroleumbestände.  Der  Bundesrat  hat  am  21.  Ok¬ 
tober  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  I.  In  der  Bekanntmachung  über  die  Höchstpreise 
für  Petroleum  und  die  A'erteilung  der  Petroleumbestände 
vom  8.  Juli  1915  (R.-G.-BI.  S.  420)  werden  folgende 
Änderungen  vorgenommen : 

T.  Im  §  2  wird  als  dritter  Absatz  folgende  Vorschrift 
eingestellt : 

Bei  Lieferung  aus  Strallentankwagen  darf  ohne  Rück¬ 
sicht  auf  die  Größe  der  abgegebenen  Mengen  der  Preis 
für  je  einen  Liter  Petroleum  bis  zu  28  Pf.  betragen. 

2.  §  6  erhält  folgende  Fassung: 

Unter  Berücksichtigung  der  von  den  Landeszentral- 
behörden  zu  beschaffenden  Bedarfsnachweisungen  kann 
der  Reichskanzler  die  Grundsätze  bestimmen,  nach  denen 
die  Verteilung  der  im  Handel  befindlichen  und  in  den 
Handel  kommenden  Petroleumbestände  an  die  V’er- 
braucher  zu  erfolgen  hat.  Der  Reichskanzler  kann  die 
zur  Durchführung  der  Verteilung  erforderlichen  An¬ 
ordnungen  erlassen.  Soweit  er  von  dieser  Befugnis 
keinen  Gebrauch  macht,  können  die  Landeszentral¬ 
behörden  oder  die  von  ihnen  bezeichneten  Stellen  solche 
Anordnungen  erlassen. 

Der  Reichskanzler  kann  die  Verwendung  von  Petro¬ 
leum  für  bestimmte  Zwecke  verbieten. 

Wer  den  auf  Grund  des  Abs.  i,  Satz  2,  3,  oder  auf 
Grund  des  Abs.  2  erlassenen  Anordnungen  zuwider¬ 
handelt,  wird  mit  Geldstrafe  bis  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  bestraft. 

Artikel  TT.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Zahlungsverbot  gegen  Ägypten  und  Französisch- 
Marokko.  Eine  V^erordnung  vom  14.  Oktober  1915  be¬ 
stimmt:. 

Artikel  i.  Die  V'orschriften  der  A'erordnung  vom 
30.  September  1914  werden  im  Wege  der  A^ergeltung 
auch  auf  das  britische  Okkupationsgebiet  in  Äg3^pten 
sowie  auf  die  unter  französischem  Protektorat  stehenden 
Gebietsteile  Alarokkos  für  anwendbar  erklärt. 

Die  Anwendung  unterliegt  folgenden  Einschränkungen: 

1.  Für  die  Frage,  ob  die  Stundung  gegen  den  Erwerber 
wirkt  oder  nicht  (§  2,  Abs.  2  der  Verordnung),  kommt 
es  ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnsitz  oder  Sitz  des  Er¬ 
werbers  nur  darauf  an,  ob  der  Erwerb  nach  dem  Inkraft¬ 
treten  dieser  Bekanntmachung  oder  vorher  stattgefunden 
hat. 

2.  Soweit  in  der  Verordnung  vom  30.  September  1914 
auf  den  Zeitpunkt  ihres  Inkrafttretens  verwiesen  wird, 


tritt  der  Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  dieser  Bekannt¬ 
machung  an  die  Stelle. 

Artikel  2.  Diese  Bekanntmachung  tritt  mit  dem  Tage 
der  VTrkündung,  hinsichtlich  der  Strafbestimmung  des 
§  6  der  Verordnung  vom  30.  September  1914  jedoch  erst 
mit  dem  20.  Oktober  1915  in  Kraft. 

F  rankreich. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Das  allgemeine 
Moratorium  wurde  durch  einen  Erlaß  um  weitere 
60  Tage  his  zum  31.  Dezember  1915  verlängert.  Die  Re¬ 
gierung  beabsichtigt,  nach  diesem  Tage  den  Zeitpunkt 
für  die  Fälligkeit  der  bisher  unter  das  Moratorium 
fallenden  Handelspapiere  festzusetzen. 

Großbritannien  und  Irland. 

Ausfuhrverbote.  Durch  Ratsverordnung  vom  16.  Sep¬ 
tember  1915  sind  folgende  Änderungen  in  den  Ausfuhr¬ 
verboten  getroft'en  worden: 

1.  Der  Absatz  ,,Last-,  Reit-  und  Zugtiere,  zur  ATr- 
wendung  im  Kriege  geeignet“,  in  der  Liste  der  Waren, 
deren  Ausfuhr  nach  sämtlichen  Bestimmungsländern  ver¬ 
boten  ist,  ist  zu  streichen  und  dafür  zu  setzen:  ,,Last-, 
Reit-  und  Zugtiere,  die  zur  A^erwendung  im  Kriege  ge¬ 
eignet  sind  oder  geeignet  werden  können“. 

2.  Der  Absatz  ,, Diamanten,  roh,  für  gewerbliche 
Zwecke  geeignet“,  in  der  Liste  der  Waren,  deren  Aus¬ 
fuhr  nach  sämtlichen  Bestimmungsländern  verboten  ist, 
ist  zu  ersetzen  durch  ,, Diamanten,  roh,  für  gewerbliche 
Zwecke  geeignet,  einschließlich  des  brasilianischen  (bra- 
zilian  carbon)“. 

3.  Die  Ausfuhr  folgender  Waren  ist  nach  allen  Be¬ 
stimmungsländern  verboten : 

,, Eisenerz,  Cumberland  Hämatit“. 

4.  Die  Ausfuhr  folgender  AA^aren,  die  zur  Zeit  nach 
allen  Bestimmungsländern  verboten  ist,  ist  nach  allen 
ausländischen  Bestimmungsländern,  außer  nach  den 
britischen  Besitzungen  und  Schutzgebieten,  verboten: 

,, Bohnen,  einschließlich  der  AVelschbohnen,  Burma-  und 
Rangunbohnen;  gemischte  Kuchen  und  Mehle;  Baum- 
wollsaatkuchen,  mit  und  ohne  Hülsen,  sowie  Baumwoll- 
saatmehl;  Linsen;  Leinsaatkuchen  und  -mehl;  Mais; 
Malzkaff,  -mehl,  -stengel,  -keime  oder  -abfall ;  Patent- 
und  Spezialfutter  aller  Art;  grobes  Reismehl  (oder  Kleie) 
und  Reisstaub“. 

5.  Der  Absatz  , .Knochenasche“  in  der  Liste  derjenigen 
AA'aren,  deren  Ausfuhr  nach  allen  ausländischen  Bestim¬ 
mungsländern,  außer  nach  den  britischen  Besitzungen 
und  Schutzgebieten,  verboten  ist,  ist  zu  ersetzen  durch 
,, Knochen  für  Düngezwecke,  aufgelöste  Knochen, 
Knochenmehl,  feines  und  grobes,  sowie  Knochenasche“. 

6.  Die  Ausfuhr  folgender  AALaren  nach  allen  auslän¬ 
dischen  Bestimmungsländern,  außer  nach  den  britischen 
Besitzungen  und  Schutzgebieten,  ist  verboten: 

,, Schwefelchloride ; 

echtes  Gelbholz  (  Abschnitte  und  Auszüge)  sowie  Blau¬ 
holz  (Abschnitte  und  Auszüge)  einschließlich  Hämatin¬ 
kristalle  und  andere  Blauholzzubereitungen; 

AA^alfischmehl“. 

7.  Die  Ausfuhr  folgender  AA^aren,  die  zur  Zeit  nach 
allen  Bestimmungsländern  verboten  ist,  wird  nach  allen 
fremden  Ländern  in  Europa  und  am  Mittelländischen 
und  Schwarzen  Aleere,  mit  Ausnahme  von  Frankreich, 
Rußland  (ausgenommen  die  Baltischen  Häfen),  Italien, 
Spanien  und  Portugal,  verboten: 

,,Bier-  und  Branntweintreber,  getrocknete  Brauerei¬ 
hefe,  Kokosnuß-  und  Kokosnußölkuchen ;  Glutenmehl 
oder  Glutenfutter:  Maismehl,  grobes  und  feines;  Mehl¬ 
staub  und  Ausgesiebtes  jeder  Art“. 

8.  Der  Absatz  „Maiskeimmehl“  in  der  Liste  derjenigen 
AA^aren,  deren  Ausfuhr  nach  allen  Bestimmungsländern 
verboten  ist.  ist  zu  streichen  und  dafür  in  der  Liste  der- 
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jenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  nach  allen  fremden 
Ländern  in  Europa  und  am  Mittelländischen  und 
Schwarzen  Meere,  mit  Ausnahme  von  Frankreich,  Ruß¬ 
land  (ausgenommen  die  Baltischen  Häfen),  Italien,  Spa¬ 
nien  und  Portugal,  verboten  ist,  zu  setzen:  ,, Mais¬ 
keime  und  Maiskeimmehl“. 

9.  Die  Ausfuhr  von  Aluminiumsalzen  (mit  Ausnahme 
von  Alaunstein  und  Aluminiumnitrat),  die  zur  Zeit  nach 
allen  ausländischen  Bestimmungsländern,  außer  nach  den 
britischen  Besitzungen  und  Schutzgebieten,  verboten  ist, 
wird  nach  allen  fremden  Ländern  in  Europa  und  am 
Mittelländischen  und  Schwarzen  Meere,  mit  Ausnahme 
von  Frankreich,  Rußland  (ausgenommen  die  Baltischen 
Häfen),  Italien,  Spanien  und  Portugal,  verboten. 

10.  Der  Absatz  „Melasse  für  Viehfütterung“  in  der 
Liste  derjenigen  Waren,  deren  Ausfuhr  nach  allen 
fremden  Ländern  in  Europa  und  am  Mittelländischen 
und  Schwarzen  Meere,  mit  Ausnahme  von  Frank¬ 
reich,  Rußland  (ausgenommen  die  Baltischen  Häfen), 
Italien,  Spanien  und  Portugal,  verboten  ist,  ist  zu 
streichen. 

11.  Der  Absatz  „Eisenerz“  in  der  Liste  derjenigen 
Waren,  deren  Ausfuhr  nach  allen  fremden  Ländern  in 
Europa  und  am  Mittelländischen  und  Schwarzen  Meere, 
mit  Ausnahme  von  Frankreich,  Rußland  (ausgenommen 
die  Baltischen  Häfen),  Italien,  Spanien  und  Portugal, 
verboten  ist,  ist  zu  streichen,  und  zu  ersetzen  durch 
,, Eisenerz  (ausgenommen  Cumberland  Hämatit-Eisen¬ 
erz“,  dessen  Ausfuhr  nach  allen  Ländern  verboten  ist). 

*  12.  Die  Ausfuhr  folgender  Waren  wird  nach  allen 
fremden  Ländern  in  Europa  und  am  Mittelländischen 
und  Schwarzen  Meere,  mit  Ausnahme  von  Frankreich, 
Rußland  (ausgenommen  die  Baltischen  Häfen),  Italien, 
Spanien  und  Portugal  verboten: 

Kalziumsulfid ; 

Kaolin  (einschließlich  chinesischer  Glasurkalk  und 
Töpferton)  ; 

Gaskohle; 

Kapokhanffasern ; 

Von  \^orräten  und  Lebensmitteln  für  menschliche  Er¬ 
nährung  die  folgenden: 

Bohnenmehl,  feines  und  grobes;  alle  Arten  von 
Biskuit,  Brot  und  Kuchen;  feines  Mehl  aus  Getreide; 
Grütze  aus  Getreide;  grob  gemahlener  Mais;  Linsen¬ 
mehl,  feines  und  grobes;  Makkaroni,  Spaghetti  und  Ver- 
micelli ;  Fleisch  aller  Art  (mit  Ausnahme  von  Haus¬ 
geflügel  und  Wild),  nicht  einbegriffen  Rindfleisch  und 
Hammelfleisch,  frisch  oder  gefroren  (dessen  Ausfuhr 
schon  nach  allen  Ländern  verboten  ist) ;  Erbsenmehl, 
feines  und  grobes;  zubereitete  Nahrungsmittel,  die  ganz 
oder  teilweise  aus  Getreide  hergestellt  sind;  Grieß. 

Laut  Meldung  vom  19.  Oktober  1915  wurden  Aus¬ 
fuhrverbote  erlassen  für  alle  Baumwollwaren,  aus¬ 
genommen  Baumwollspitzen  und  Baumwollabfälle,  ferner 
für  bearbeitetes  und  unbearbeitetes  Rauh  werk  und  die 
daraus  hergestellten  Artikel  nach  neutralen  Ländern, 
die  an  feindliche  Länder  grenzen,  einschließlich  Skan¬ 
dinavien  ;  ferner  für  Koks,  Tierhaar,  die  daraus  her¬ 
gestellten  Artikel,  isolierten  Kupferdraht  und 
Kabel  für  elektrische  Leitungen  nach  allen  Orten 
außerhalb  des  britischen  Reiches. 

Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Der  schweizerische  Bundes¬ 
rat  beschloß  am  19.  Oktober  1915  folgendes: 

Artikel  i.  Bis  auf  weiteres  ist  die  Ausfuhr  folgender 
Artikel  verboten: 

Baumwolle,  gefärbt  etc.  (aus  Nr.  342  des  Zoll¬ 
tarifs)  ; 

Baumwoll Watte,  andere  als  die  dem  Verbot  bereits 
unterstellte  gebleichte,  chemisch  reine  Watte;  Werg  aus 
Baumwolle,  karriert,  in  Lagen  (aus  Nr.  346); 


Baumwollgarne,  roh,  gedämpft,  gebleicht,  glasiert, 
merzerisiert,  gefärbt,  bedruckt,  einfach  oder  gezwirnt 
(aus  den  Nrn.  347  bis  357); 

Xügognegarne,  unecht  (Nr.  358); 

Artikel  2.  Im  Sinne  der  Vorbemerkung  zum  Ab¬ 
schnitt  VH  des  schweizerischen  Zolltarifs  (Spinn-  und 
Flechtstoffe  etc.)  findet  das  Ausfuhrverbot  bis  auf 
weiteres  auch  Anwendung  auf  gemischte  Garne  der  in 
Artikel  i  bezeichneten  Art,  soweit  sie  nach  dem  Tarif 
den  Garnen  aus  reiner  Baumwolle  gleichgestellt  sind. 

Garne  aus  Baumwolle  mit  Beimischung  von  anderen 
pflanzlichen  oder  tierischen  Spinnstoffen  sind,  sofern  sie 
infolge  dieser  Beimischung  unter  andere  als  die  im  Ar¬ 
tikel  I  aufgeführten  Tarifnummern  fallen,  dem  Verbot 
ebenfalls  unterstellt,  wenn  die  Absicht  der  Umgehung 
desselben  zu  vermuten  ist. 

Die  Zollämter  werden  angewiesen,  in  solchen  Fällen 
der  Oberzolldirektion  Muster  einzusenden.  Erweist  sich 
der  Verdacht  als  begründet,  so  ist  nach  Artikel  3  des 
Bundesratsbeschlusses  vom  18.  September  1914  (A.  S. 
n.  F.  XXX,  483)  das  Strafverfahren  einzuleiten. 

Dieser  Beschluß  tritt  mit  dem  19.  Oktober  1915  in 
Kraft. 

Italien. 

Ausfuhr  von  Südfrüchten.  Die  Grenzzollämter 
wurden  verständigt,  daß  die  Ausfuhr  von  Agrumen, 
Mandeln  und  Haselnüssen  nach  allen  Ländern,  mit  Aus¬ 
nahme  der  feindlichen  Staaten,  ohne  Spezialbewilligung 
gestattet  ist. 

Ausfuhrerlaubnis  für  Weinsteinsäure.  Laut 
Zirkular  des  italienischen  Handelsministeriums  ist  die 
Ausfuhr  von  Weinsteinsäure  nach  den  alliierten  Staaten, 
sowie  nach  Übersee  frei,  während  die  Ausfuhr  nach 
anderen  Staaten  an  eine  Spezialbewilligung  des  Finanz¬ 
ministeriums  gebunden  ist. 

Niederlande. 

Ausfuhrbewilligung  für  die  Ausfuhr  von  Eiern. 
Der  Minister  für  Ackerbau,  Industrie  und  Handel  hat 
am  14.  1.  M.  angeordnet: 

Artikel  i.  Die  Ausführung  aller  Maßnahmen,  welche 
im  Verbände  mit  dem  vorerwähnten  Verbote  getroffen 
werden,  wird  an  den  Verein  der  Eierhändler  unter  Auf¬ 
sicht  einer  durch  den  Minister  anzuweisenden  Kom¬ 
mission  übertragen. 

Artikel  2.  Gelegenheit  zur  Ausfuhr  von  Eiern  soll 
vom  18.  Oktober  an  unter  den  nachfolgenden  Be¬ 
dingungen  ermöglicht  werden. 

Artikel  3.  Bedingungen  für  Mitglieder  der  Eier¬ 
kontrolle  des  Niederländischen  Geflügelzuchtvereines: 

1.  Die  unter  der  Kontrollmarke  des  Geflügelzuchtver¬ 
eines  versandten  Eier  können  ausgeführt  werden,  wenn 
sie  mit  einer  Ausfuhrbewilligung  für  frische  Eier  ver¬ 
sehen  sind. 

2.  Für  jede  Ausfuhr  muß  eine  unter  Genehmigung  des 
Ministers  durch  die  Aufsichtskommission  der  Eier¬ 
händler  zu  bestimmende  Menge  Eier  von  einer  durch 
die  Kommission  näher  zu  bestimmenden  Sorte  sicher¬ 
gestellt  werden  für  den  inländischen  Verbrauch.  Den¬ 
jenigen  die  diese  Eier  zur  Verfügung  stellen,  bleibt  die 
Art  und  Weise  des  Verkaufes  dieser  Eier  freigestellt, 
sie  können  dieselben  an  die  sub.  2  dieses  Artikels  des 
Erlasses  bestimmte  Auktion  liefern. 

Artikel  4.  Bestimmungen  für  Händler  und  Personen, 
die  nicht  Mitglieder  des  Niederländischen  Geflügel¬ 
zuchtvereines  sind: 

I.  Die  Ausfuhr  von  Eiern,  seien  es  frische,  seien  es 
konservierte,  kann  nur  gegen  dafür  erteilte  Ausfuhrbe¬ 
willigungen  erfolgen.  Die  Überwachung  dieser  Ausfuhr 
geschieht  entweder  auf  der  Grenzstation  oder  bei  der 
Verpackung  durch  von  Seite  der  im  Artikel  dieses  Er- 
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lasses  bestimmten  Aufsichtskommission  zu  ernennenden 
Kontrolleure. 

2.  Für  jede  Ausfuhrbewilligung  muß  eine  durch  die 
Aufsichtskommission  näher  zu  bezeichnende  Qualität 
und  Sorte  zur  Verfügung  des  Vereines  der  Eierhändler 
gestellt  werden,  welche  diese  Eier  auf  den  durch  den 
Verein  mit  Zustimmung  der  Aufsichtskommission  zu 
bestimmenden  Plätzen  öfifentlich  verkauft. 

Dänemark. 

Maximalpreise  für  Produkte  der  einheimischen 
Schweinezucht.  Eine  dänische  Verordnung  vom  23.  Sep¬ 
tember  1.  J.  trifft  folgende  Entscheidungen,  betreffend 
Maximalpreise  für  Produkte  der  einheimischen  Schw'eine- 
zucht : 

§  I.  Köpfe  und  Zehen  von  hierzulande  geschlachteten 
Schweinen  dürfen  in  abgeschwartetem  Zustande  weder 
gekauft  noch  verkauft  werden.  Schwarte  der  genannten 
Schweineprodukte  darf  weder  hierzulande  zum  V erkauf 
angeboten  noch  aus  dem  Lande  ausgeführt  werden. 

§  2.  Ausfuhr  jeder  Art  von  Schwarte  von  hierzulande 
geschlachteten  Schw'einen  darf  nur  seitens  der  vo*n 
Landwirtschaftsministerium  dazu  ermächtigten  Betrieben 
vorgenommen  werden. 

§  3.  In  dem  in  §  2  der  Bekanntmachung  vom 
26.  August  1915  festgesetzten  Maximalpreis  für  den 
Verkauf  aus  Schlächtereien  an  Detailhändler  ist  die 
Fracht  mitinbegriffen. 

§  4.  Der  in  derselben  Bekanntmachung  §  3  festgesetzte 
Maximalpreis  im  Detailverkauf  für  Schinken,  170  Öre 
pro  kg,  gilt  für  Schinken  mit  Lhiterschenkeln.  Für 
Schinken  ohne  Unterschenkeln  wird  der  Maximalpreis 
im  Detailverkauf  auf  180  Öre  pro  kg  festgesetzt. 

Unter  Langrücken  mit  Schwanz,  vergleiche  denselben 
Paragraphen,  wird  die  aus  den  Schlächtereien  her¬ 
rührende  derart  bezeichnete  Ware  verstanden. 

§  5.  Die  im  §  5  derselben  Bekanntmachung  fest¬ 
gesetzten  Maximalpreise  für  reines  ungewürztes 
Schweineschmalz  gelten  auch  für  Schmer. 

§  6.  Die  in  der  Bekanntmachung  vom  26.  August 
1915,  §§  3 — 6,  sowie  in  gegenwärtiger  Bekanntmachung 
festgesetzten  Maximalpreise  im  Detailverkauf  dürfen 
unter  keiner  Form  im  Großverkauf  überschritten  werden. 

§  7.  Diese  Bekanntmachung  tritt  sofort  in  Kraft.  Die 
in  den  §§  7 — 9  der  Bekanntmachung  vom  26.  August 
1915  enthaltenen  Bestimmungen  gelangen  in  betreff  auf 
die  gegenwärtige  Bekanntmachung  entsprechend  zur  An¬ 
wendung. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  einheimische 
Schweinezucht.  Eine  Verordnung  vom  2.  Oktober  1.  J. 
bestimmt,  daß  das  in  der  Bekanntmachung  des  Mini¬ 
steriums  des  Innern  vom  25.  März  d.  J.  enthaltene  Ver¬ 
bot  gegen  Schlachten  von  sichtbar  trächtigen  Säuen 
sowie  von  Schweinen,  die  weniger  als  65  kg  lebenden 
Gewichtes  wiegen,  dahin  erweitert  wird,  auch  sichtbar 
trächtige  Ferkel  zu  umfassen.  Es  wird  hinzugefügt,  daß 
das  Landwirtschaftsministerium  Maßnahmen  getroffen 
hat,  damit  das  Schlachten  von  Säuen  (d.  h.  Säuen  oder 
Ferkeln,  welche  trächtig  sind  oder  gewesen  sind)  zwecks 
Ausfuhr  künftighin  nicht  stattfinden  kann.  Diese  Be¬ 
kanntmachung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Bekanntmachung,  betreffend  Verbot  des  Ver¬ 
kaufs  dänischer  Schiffe  an  das  Ausland.  Eine  Ver¬ 
ordnung  vom  6.  Oktober  1.  J.  bestimmt: 

§  I.  Es  soll  bis  auf  weiteres  verboten  sein,  unter 
irgendwelcher  Form  Schiffe,  welche  in  das  dänische 
Schiffsregister  eingetragen  sind,  oder  für  welche  provi¬ 
sorisches  dänisches  Nationalitätszertifikat  ausgefertigt 
ist,  an  das  Ausland  (ausländische  Staatsbürger,  aus¬ 
ländische  Firmen  etc.)  zu  verkaufen. 


§  2.  Anmeldung,  betreffend  Löschung  aus  dem  Schiffs¬ 
register  anläßlich  Verkaufes  an  das  Ausland  wird  bis 
auf  weiteres  vom  Registrierungs-  und  Schiffsmessungs¬ 
bureau  nicht  angenommen. 

§  3.  Diese  Bekanntmachung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Schweden. 

Regelung  der  Ausfuhr  und  des  einheimischen 
Verbrauchs  von  Schweinefleisch.  Im  Staatsrat  vom 

2.  Oktober  1915  ist  ein  Übereinkommen  mit  den  Aus¬ 
fuhrschlächtereien  und  öffentlichen  Schlachthäusern  über 
die  Ausfuhr  von  Schweinefleisch  während  der  Zeit  vom 

3.  bis  30.  Oktober  1915  bestätigt  worden.  Die  Ausfuhr¬ 
schlächtereien  dürfen  während  dieser  ganzen  Zeit 
905.600  kg  und  die  Schlachthäuser  67.000  kg  Schweine¬ 
fleisch  ausführen.  Die  Ausfuhrgerechtigkeit  wird  gemäß 
Übereinkunft  mit  dem  staatlichen  Lebensmittelausschuß 
auf  die  verschiedenen  Schlächtereien  verteilt.  Die 
Schlächtereien  haben  dem  Warenvermittlungsbureau 
eine  Menge  in  der  Höhe  der  Hälfte  der  zugelassenen 
Ausfuhr  (also  die  Ausfuhrschlächtereien  452.800  und 
die  Schlachthäuser  33.500  kg)  zur  Verfügung  zu  stellen, 
erstklassiges  frisches  Schweinefleisch  zu  K  i’5o  für 
I  kg  und  leicht  gesalzenes  Schweinefleisch  zu  K  i-6o  für 
I  kg,  frei  Bahnstation  des  Lieferers. 

Rußland. 

Konterbandeliste.  Ein  kaiserlicher  Erlaß  vom 
IO. (23.  Mai  1.  J.  über  die  Abänderung  des  Artikels  I 
des  allerhöchsten  Erlasses  vom  8./21.  Dezember  1914, 
betreffend  die  Anwendung  der  von  der  Londoner  See¬ 
rechtskonferenz  1908/09  ausgearbeiteten  Seekriegsregeln, 
enthalten  in  der  Sammlung  der  Gesetze  und  Regierungs¬ 
verordnungen  vom  19.  Mai/i.  Juni  1915,  Nr.  143  sub. 
Z.  1097,  lautet: 

In  Erkenntnis  der  Notwendigkeit,  nach  Abschluß  des 
Abkommens  mit  den  verbündeten  Regierungen  Frank¬ 
reichs  und  Großbritanniens,  den  Artikel  I  unseres  Er¬ 
lasses  vom  8.(2 1.  Dezember  1914  über  die  Anwendung 
der  auf  der  Londoner  Seekriegsrechtskonferenz  von 
1908/09  ausgearbeiteten  Bestimmungen  abzuändern, 
ordnen  wir  unter  Billigung  der  Vorschläge  des  Minister¬ 
rates  über  diesen  Gegenstand  an  wie  folgt: 

Artikel  I  des  genannten  Erlasses  ist  durch  folgenden 
zu  ersetzen: 

Artikel  1.  Als  absolute  Konterbande  werden  angesehen: 

1.  Gewehre  aller  Art,  auch  für  Jagd  und  Sport,  sowie 
deren  Bestandteile; 

2.  Geschosse,  Kartuschen  und  Patronen  aller  Art  und 
deren  Bestandteile; 

3.  Pulver  und  Sprengstoffe,  die  speziell  im  Kriege  ver¬ 
wendet  werden ; 

4.  Bestandteile  der  Explosivstoffe,  und  zwar:  Salpeter¬ 
säure,  Schw’efelsäure,  Glyzerin,  Azeton,  essigsaures 
Kalzium  und  alle  anderen  metallischen  Salze  der  Essig¬ 
säure,  Schwefel,  salpetersaures  Kali,  die  Produkte  der 
stufenweisen  Destillation  des  Steinkohlenteers  zwischen 
Benzol  bis  einschließlich  Kreosol,  Anilin,  Methylanilin, 
Dimethylanilin,  Ammoniumperchlorat,  Natriumper¬ 
chlorat,  Natriumchlorat,  Bariumchlorat,  Ammonium¬ 
nitrat,  Cyanamide,  Kaliumchlorat  (Bertholetsalz),  Kal¬ 
ziumnitrat,  Quecksilber. 

5.  Harze,  Kampher,  Terpentinöl  und  Terpentin; 

6.  Kanonenlafetten,  Protzkasten,  Protzwagen,  Fur- 
gons,  Feldschmieden  und  deren  Bestandteile; 

7.  Entfernungsmesser  und  deren  Bestandteile; 

8.  Militärische  Ausrüstungs-  und  Bekleidungsgegen¬ 
stände  aller  Art; 

9.  Reit-,  Zug-  und  Saumtiere,  die  zur  militärischen 
Verwendung  tauglich  sind ; 

10.  Militärisches  Geschirr  aller  Art; 

11.  Lagergerät  und  dessen  Bestandteile; 
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12.  Panzerplatten; 

13.  erroverbindinig’en,  inklusive  Wolfraineisen,  Mo¬ 
lybdäneisen,  Ferroinangan,  \''anadiumeisen,  Chromeisen; 

14.  Folgende  Metalle:  Wolfram,  Molybdän,  Vanadium, 
Nickel,  Selen,  Kobalt,  Hämatitroheisen,  Mangan; 

15.  Folgende  Erze;  Wolframit,  Scheelit,  Molybdänit, 
Manganerze,  Nickelerze,  Chromerze,  Roteisenerz,  Zink¬ 
erze,  Bleierze,  Bauxit; 

16.  Aluminium,  Tonerde  und  Aluminiumsalze; 

17.  Antimon  mit  seinen  Schwefelverbindungen  und 
(dxyden ; 

t8.  Kupfer,  un-  oder  halbverarbeitet,  Kupferdraht; 

19.  Blei  in  Blöcken,  Blechen  und  Röhren; 

20.  Stacheldraht  sowie  alle  Instrumente  zu  dessen 
Befestigung  und  Durchschneidung; 

21.  Kriegsschiffe  und  Schaluppen  und  deren  Bestand¬ 
teile,  sofern  sie  ihrer  Natur  nach  nicht  anders  als  zur 
\  erwendung  auf  Kriegsschiffen  geeignet  sind; 

22.  Unterwasserschallsignalapparate ; 

23.  Aeroplane,  Aerostate,  Luftballone  und  alle  Arten 
von  Apparaten  für  Luftschiffahrt,  deren  Bestandteile 
sowie  alles  Zubehör,  Gegenstände  und  Materialien,  die 
offensichtlich  Fliegerzwecken  dienen ; 

24.  Motorfahrzeuge  aller  Art,  samt  deren  Bestand¬ 
teilen  ; 

25.  Reifen  für  Motorfahrzeuge  und  Fahrräder,  samt 
ihren  Bestandteilen  und  dem  Material,  das  speziell  zur 
Herstellung  oder  Reparatur  von  Gummireifen  dient; 

26.  Kautschuk  (inklusive  roher,  alter  und  regene¬ 
rierter)  und  Gegenstände,  die  zur  Gänze  aus  Kautschuk 
hergestellt  sind; 

27.  Eisenkies ; 

28.  Mineralöle,  Benzin  und  anderes  flüssiges  Heiz¬ 
material  für  Explosionsmotoren; 

29.  Werkzeuge  und  Geräte,  die  ausschließlich  zur  Her¬ 
stellung  von  Kriegsvorräten  sowie  zur  Herstellung  oder 
Reparatur  von  Waffen  und  Kriegsausrüstungsgegen¬ 
ständen  zu  Lande  und  zu  Wasser  dienen; 

30.  Rohwolle,  Abfälle  und  Kämmlinge,  Wollgarne  und 
gedrehte  Wolle; 

31.  Zinn,  Chlorzinn  und  Zinnerze; 

Rizinusöl : 

Paraffin ; 

Jodkupfer; 

Schmierstoffe ; 

Felle  von  Hornvieh,  Büffeln,  Pferden,  Kälbern, 
Schweinen,  Schafen,  Ziegen,  Hirschen;  Häute,  unbe¬ 
arbeitet  und  bearbeitet,  soweit  sie  zur  Herstellung  von 
Sätteln,  Geschirren  und  militärischer  Beschuhung  und 
Bekleidung  verwendbar  sind ; 

37.  Ammoniak  und  dessen  Salze,  einfache  und  zu¬ 
sammengesetzte;  flüssiges  Ammoniak,  Harnsäure,  Anilin 
und  seine  Verbindungen. 

Als  bedingte  Konterbande  wird  angesehen; 

T.  Lebensmittel: 

2.  Fourage  und  Viehfutter; 

3.  Kleider  und  Kleiderstoffe,  ebenso  Schuhe,  wenn  für 
militärische  Zwecke  tauglich; 

4.  Gold  und  Silber  in  IMünzen  und  Barren,  Papier¬ 
geld  : 

5.  E Uhrwerke  aller  Art,  ausgenommen  solche  mit  Mo¬ 
toren,  sofern  sie  zu  militärischen  Zwecken  geeignet  sind, 
samt  deren  Bestandteilen ; 

6.  Schiffe,  Boote  und  Fahrzeuge  aller  Art,  Schwimm¬ 
docks,  Teile  von  Docks,  sowie  deren  Bestandteile; 

7.  bestes  und  rollendes  Eisenbahnmaterial,  Material 
für  Telegraphie,  Telephonie  und  Radiotelegraphie ; 

8.  Heizmaterial,  ausgenommen  Mineralöle,  Benzin  und 
anderes  Heizmaterial  für  Explosionsmotore ; 

9.  Pulver  und  Sprengstoffe,  die  nicht  nur  ausschließ¬ 
lich  im  Kriege  gebraucht  werden ; 


10.  Hufeisen  und  Hufschmiedematerial; 

11.  Geschirr  und  Sattelzeug; 

12.  Binokels,  Ferngläser,  Chronometer  und  die  diversen 
nautischen  Instrumente; 

13.  Gerbstoffe  aller  Art  (einschließlich  aller  zum 
Gerben  verwendeten  Extrakte)  ; 

Unter  der  Bezeichnung  „Lebensmittel“  und  „Fourage 
und  Futtermittel  für  Tiere“  (Punkt  i  und  2)  sind  auch 
zu  verstehen:  ölhaltige  Samen,  Nüsse  und  Körner;  öle 
und  Fette  tierischer  und  pflanzlicher  Provenienz  (aus¬ 
genommen  Leinöl),  die  zur  Herstellung  von  Margarine 
verwendet  werden  können ;  Kuchen  und  Mehl  aus  öl¬ 
haltigen  Samen,  Nüssen  und  Körnern. 

Griechenland. 

Neues  Ausfuhrverbot.  Die  griechische  Regierung 
hat  die  Ausfuhr  von  ^^allonea  und  Fichtenrinden  ver 
boten. 


Veränderungen  im  norwegischen  Zolltarif.  Ab  i.  Juli 

laufenden  Jahres  sind  folgende  wesentliche  Veränderungen 
des  norwegischen  Zolltarifes  in  Kraft  getreten : 


32. 

33- 

34. 

35- 

36. 


T.-Nr. 

Minimal  Maximal 
Kronen 

früher 

Minimal  Maximal 
Kronen 

60 

gedruckte  Baumwoll- 
waren  .  .  .  pro  O'go 

1-30 

i-io 

i'45 

i8o(i 

Zündhölzer  ausWachs, 

Stearin  u.  a.  pro  I-75 

1-90 

0-15 

0'20 

i8o5 

Zündhölzer  aus  ande¬ 
rem  Material  pro 1-60 

1-70 

0-15 

0-20 

180c 

Feuerzeuge  aller  Art 
(neue  Nr.)  pro  Stk.  i- — 

2*20 

i88<7 

Glas  in  Platten,  foli- 
iert,  mit  Fasset-  od. 
Kantenschleifung 

pro  0-35 

0-50 

0-30 

0-40 

189a 

Glas  in  Platten,  un- 
foliiert,  mit  Fasset- 
0.  Kantenschleifung 

pro,^,^  0-25 

0-40 

020 

030 

1965 

andere  Glaswaren, 

nicht  besonders  ge¬ 
nannte 

a)  geschliffene,  ge¬ 
ätzte,  gemalte,  de¬ 
korierte  etc. 

pro  0-50 

075 

0-35 

0-50 

196c 

ö)  sonst  .  .  »  »  0'I5 

0-20 

035 

0-50 

605 

Schuhmacher  arbeit 
(f)  aus  Fell  od.  Le¬ 
derlausgenommen 
Fettleder)  pro^^  1-50 

2* — 

2*  — 

2-50 

606 

e)  Wasserstiefel  u. 
and.  Schuhzeug 
aus  Fettleder 

pro  kg  I  ■ — 

1-50 

ISO 

2- — 

751 

Bier  aller  Art,  auf  Fla¬ 
schen  oder  Kruken 

pro  l  0-38 

0-55 

0-30 

0-55 

752 

Bier  aller  Art,  in  an¬ 
derer  Emballage 

pro  l  0-33 

0-45 

0-25 

0-45 

Der  Außenhandel  Frankreichs.  Auf  Grund  der  soeben 
veröffentlichten  statistischen  Nachweise  der  Zollverwal¬ 
tung  gibt  der  »Temps«  einen  Überblick  über  die  Ent¬ 
wicklung  des  französischen  Handels  in  den  ersten  neun 
Monaten  des  laufenden  Jahres,  verglichen  mit  demselben 
Zeitraum  im  Jahre  1914.  Ausfuhr  und  Einfuhr  betragen 
in  Tausenden  Francs: 

Einfuhr: 

1915  1914 

Nahrungsmittel . 1.806-015  i.333’579  -b  472-436 

Rohstoffe  für  Industrie  und 

Halbfertigwaren  ...  .  2.283-691  3.186-296  —  902-605 

Fertigwaren . I  969-132  -J-  782-435 

Insgesamt  .  .  .  5.841-273  5.489-OO7  -j-  352-266 
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Ausfuhr: 

191.5  1914 

Nahrungsmittel .  405'39g  493'663  —  88’264 

Rohstoffe  für  Industrie  und 

Halbfertigwaren  ....  472‘57i  I.i8rs76  —  70g  "005 

Fertigwaren  .  I.i85‘996  2.254‘555  — i.o68‘55g 

Postpakete .  II9’828  3I9'867  —  200'039 

Insgesamt  .  .  .  2.183794  4.249'66i  — 2.o65'867 

Änderungen  der  Vorschriften  für  Handelsreisende 
in  Argentinien.  Der  k.  u.  k.  Generalkonsul  in  Buenos 
Aires  teilt  folgende  Änderungen  der  Vorschriften  für 
Handelsreisende  in  den  argentinischen  Provinzen  mit : 

I.  Buenos  Aires:  Den  Gesuchen  um  Ausstellung 
des  Patentes  ist  eine  Photographie  des  Reisenden  an¬ 
zuschließen,  welche  dem  Zulassungschein  angeheftet  und 
vom  Gesuchsteller  vor  der  Behörde  mit  seiner  Unter¬ 
schrift  versehen  werden  muß. 


2.  Corrientes:  Jährlich  600$. 

3.  San  Luis:  Für  jede  vertretene  Firma  jährlich 
400  $. 

4.  Santiago  del  Estero:  Während  des  ersten 


Semesters  fürs  ganze  Jahr  300  $,  später  150 

5.  Salta:  Das  Patent  ist  teilbar  nach  Semestern  vom 
I.  Januar  bis  30.  Juni  und  vom  i.  Juli  bis  31.  Dezember. 
Für  jede  vertretene  Firma  bezahlt  der  Reisende  nach 
folgendem  Tarif,  sobald  er  Muster  in  die  Provinz  ein¬ 
brachte  oder  Waren  an  Hand  von  Katalogen  oder  ähn¬ 
lichen  Behelfen  anbot : 


Vertretene  Waren 


Papierpesos 

jährlicli 


Gewebe .  1000 

Kurzwaren .  600 

Lebensmittel  .  .  400 

Eisenwaren .  55*3 

Keramik  und  Glas .  250 

Schuhe .  400 

Bazarwaren .  300 

Tabak .  200 

Möbel  .  ,  .  .  250 

Spielwaren  und  Körbe  .  100 

Hüte .  200 

Konfektion  für  Männer  und  Kinder  .  .  800 

Konfektion  für  Frauen .  200 

Zucker  .  lOOO 

Eisenbetten .  100 

Wolltuch .  200 

Wein .  200 


Schnaps . 450 

Eingemachtes . 200 

Gebäck .  150 

Sattler-  und  Taschnerwaren .  250 

Messer  und  Waffen .  200 

Yerba  Mate  .....  3^0 

Gewürze,  gemahlen . .  .  100 

Nähmaschinen .  100 

Drogen .  iOO 

Geruchmittel .  300 

Leere  Säcke  ........  ...  60 

Farben,  Tapeten  . .  100 

Fett,  Seife,  Kerzen  .  100 

Installationsartikel  .  400 

Kinderkonfektion  allein .  400 

Papier  und  Bücher .  500 

Druckereiwaren .  300 

Hemden .  200 

Krawatten .  100 


6.  Jujuy:  Jährlich  200  $  mjn,  übertragbar,  für  eine 
vertretene  Firma,  jede  weitere  100  $  mehr. 

7.  San  Juan:  Im  ersten  Dritteljahr  400*^,  im  zweiten 
Dritteljahr  300  $,  im  dritten  Dritteljahr  200  $,  unüber¬ 
tragbar. 

8.  Mendoza:Im  ersten  Dritteljahr  700  im  zweiten 
Dritteljahr  600  $,  im  dritten  Dritteljahr  500  S. 

9.  Nationalterritorien:  Jährlich  $,  übriges 
wie  bisher. 


Die  Rohseidenerzeugung  der  Türkei.  Der  Handels¬ 
sachverständige  beim  deutschen  Generalkonsulat  in 
Konstantinopel  berichtet : 


Die  Seidenzucht  wird  in  verschiedenen  Bezirken  der 
Türkei  betrieben;  das  Haupterzeugungsgebiet  von  Seiden¬ 
kokons  ist  aber  Kleinasien  und  dort  wiederum  die 
beiden  Bezirke  Brussa  und  Ismidt. 

In  und  bei  den  Ortschaften  Brussa  und  Ismidt  drängt 
sich  auch  fast  die  ganze  Seidenspinnerei  der  Türkei 
zusammen. 

Die  Gesamtzahlen  der  türkischen  Seidenerzeugung 
sind  zurzeit  nicht  erhältlich,  doch  dürften  sie  kaum 
wesentlich  über  die  Zahlen  für  Brussa  und  Ismidt  hin¬ 
ausgehen. 

Für  diese  beiden  Bezirke  sind  folgende  amtliche 
Zahlen  angegeben  worden: 

Ernte  von  frischen  Kokons 
1912/13  1913/14 

Kilogram  m 

Bezirk  Brussa . 3,185.859  3,891.256 

Bezirk  Ismidt  .  .  •  .  .  .  942.414  868.374 

4,128.273  4.759-630 

Die  folgenden  Zahlen  geben  die  Ausfuhr  von  Roh¬ 
seide  : 

1912/13  1913/14 

Kilog:ramm 

Bezirk  Brussa . 368.168  327.003 

Bezirk  Ismidt . 219.858  144.538 

588.026  471.541 

An  Florettseide  und  sonstiger  Abfallseide  wurden  aus¬ 
geführt: 

1912/13  1913/14 

Kilogramm 

Bezirk  Brussa .  532-430  400.397 

Bezirk  Ismidt  ....  .  .  137.977 _ 138-550 

670.407  538-947 

Für  1914/15  stehen  die  Zahlen  noch  nicht  zur  Ver¬ 
fügung,  doch  ist  es  nicht  zu  bezweifeln,  daß  die  Seiden¬ 
erzeugung  in  allen  ihren  Zweigen  infolge  des  Krieges 
und  infolge  anderer  wirtschaftlicher  Umstände  ganz 
wesentlich  zurückgegangen  ist.  In  den  fachkundigen 
Kreisen  schätzt  man  die  diesmalige  Erzeugung  von 

Rohseide  auf  nur  etwa  200.000  kg,  davon  etwa  90  Pro¬ 
zent  weiß  und  10  Prozent  gelb.  Die  Seide  ging  früher 
fast  ausschließlich  nach  Frankreich;  in  den  letzten  Jahren 
hat  aber  die  italienische  Industrie  sich  in  solchem  Maße 
auf  die  Verarbeitung  türkischer  Rohseide  eingerichtet, 
daß  die  Ausfuhr  nach  Italien  diejenige  nach  Frankreich 
übertraf.  Die  Ausfuhr  nach  Deutschland  hatte  bisher 
nur  geringen  Umfang. 

Der  Brussaseide  wird  schöne  Farbe,  Elastizität  und 
Stärke  nachgerühmt.  Es  werden  alle  Stärken  von  9/1 1 
23/25  gesponnen.  Einige  Betriebe  stellen  auch  30/32 
her.  In  letzter  Zeit  soll  der  Kurzhaspel  bevorzugt  worden 
sein.  Der  gegenwärtige  Preis  für  die  Stärken  13/15  bis 
18/20  beträgt  29  bis  30  M.,  für  die  Stärken  9/1 1, 
10/12  und  11/13  M.  30'50  bis  3r50  für  i  kg  frei 
Konstantinopel.  Es  empfiehlt  sich  ira  allgemeinen  nicht, 
direkte  Verbindungen  mit  den  Spinnern  in  Brussa  und 
Ismidt  zu  suchen,  da  es  ihnen  meist  an  der  nötigen 
geschäftlichen  Organisation  für  die  Ausfuhr  fehlt.  Der 
Einkauf  im  Markte  von  Konstantinopel  ist  vorzuziehen. 

Argentiniens  Wolierzeugung  und  -ausfuhr  1914/15. 

Einem  Berichte  des  deutschen  Generalkonsulats  in 
Buenos  Aires  entnehmen  wir : 

Die  Gesamterzeugung  Argentiniens  an  Wolle  seit 
dem  I.  Oktober  1914  hat  etwa  ebensoviel  (360.000 
Ballen  zu  440  4:^  =  158.400  t)  betragen  wie  im  vorigen 
Jahre.  Auch  im  Verhältnis  der  verschiedenen  Wollsorten 
untereinander  und  in  der  Verteilung  der  Erzeugung  auf 
die  verschiedenen  Landesteile  sind  wesentliche  Ver¬ 
änderungen  nicht  vorgekommen.  Die  S  ch  a  f  b  e s  t  än  d e 
Argentiniens  setzen  sich  heute  aus  etwa  70 — 75  Prozent 
Kreuzungen  (mit  grobhaariger  Wolle),  15 — 20  Prozent 
Merinos  (mit  feinhaariger  Wolle)  und  10 — 15  Prozent 
Lincolns  und  Southdowns  zusammen. 

Die  Provinz  Buenos  Aires  ist  nach  wie  vor  das 
Haupterzeugungsgebiet  (etwa  45  Prozent).  Auf  die  Pro¬ 
vinzen  Entre  Rios  und  Corrientes  entfallen  etvva  I5) 
auf  die  südlichen  Landesteile  28  und  auf  die  übrigen 
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Landesteile  etwa  12  Prozent.  In  den  südlichen  Landes¬ 
teilen  wird  allgemein  eine  Zunahme  der  Schafzucht  er¬ 
wartet.  Bezüglich  der  übrigen  Landesteile  (Provinz 
Buenos  Aires,  Pampa  Central  u.  s.  w.)  gehen  die  An¬ 
sichten  auseinander.  In  den  Provinzen  Entre  Rios  und 
Corrientes  soll  die  beträchtliche  Sterblichkeit,  die  dort 
in  den  letzten  Jahren  unter  den  Herden  geherrscht  hat, 
einer  Zunahme  der  Schafzucht  auch  jetzt  noch  entgegen¬ 
stehen.  In  der  Provinz  Buenos  Aires  —  dem  Haupt¬ 
erzeugungsgebiet  —  erwarten  die  einen  eine  weitere 
Verdrängung  der  Schafzucht  durch  Ackerbau  und 
Rindviehzucht,  andere  eine  Wiederzunahme,  der  wenn 
auch  kleinere,  so  doch  sicherere  Erträge  abwerfenden 
Schafzucht.  Für  die  Schur  1915/16  wird  jedenfalls  mit 
einer  nennenswerten  Steigerung  der  Gesamterzeugung 
noch  nicht  gerechnet. 

Die  Wollverschiffungen  aus  Argentinien  in  der 
Zeit  vom  i.  Oktober  1914  bis  zum  30.  Juni  1915 
werden  von  der  Firma  Staudt  &  Cia.  in  Buenos  Aires 
auf  etwa  278.000  Ballen  (==  etwa  125.000/)  berechnet. 
Fast  die  gesamte  Erzeugung  wird  ausgeführt.  Die  in 
Argentinien  verbleibende,  verhältnismäßig  geringe  Menge 
wird  zum  Teil  zur  Herstellung  von  Matratzen  verwendet, 
zum  anderen  Teil  von  der  in  den  letzten  Jahren  unter 
hohen  Schutzzöllen  erstarkten  einheimischen  Industrie 
zu  reinwollenen  Decken,  Ponchos,  Tüchtern,  Flanellen, 
Militär-  und  Heirentuchen  verarbeitet.  Eür  die  besseren 
Tuche  werden  die  Garne  aus  Europa  eingeführt.  Während 
des  Krieges  hat  die  argentinische  Industrie  starke  Auf¬ 
träge  aus  den  kriegführenden  Ländern,  namentlich  für 
französische  Rechnung  erhalten. 

Die  Besorgnisse,  daß  die  Saison  19 14/15  für  die 
argentinischen  Wollverkäufer  wegen  des  Krieges  und  der 
hohen  Schiffsfrachten  ungünstig  ausfallen  könnte,  haben 
sich  nicht  bestätigt.  Bereits  bis  etwa  Mitte  Februar 
1915  —  also  ungewöhnlich  früh  —  war  die  Schur  zum 
größten  Teil  verkauft.  Die  Preise  waren  sehr  unregel 
mäßig,  erreichten  aber  eine  Höhe,  die  sie  seit  vielen 
Jahren  nicht  erreicht  hatten.  Die  Preissteigerung  betrug 
bei  Kreuzwolle  bis  zu  45  und  bei  Merinos  bis  zu  etwa 
25  Prozent.  Die  Hauptkäufer  waren  Großbritannien  und 
die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

Die  Aussichten  für  die  Wollsaison  1915/16  sind  bis 
jetzt  günstig.  Die  Schur  verspricht  nach  Menge  und 
Güte  etwa  ebenso  auszufallen  wie  19 14/15. 

Die  Brauindustrie  in  Polen.  Der  »Deutschen  War¬ 
schauer  Zeitung«  entnehmen  wir : 

Die  Brauerei  tritt  in  Rußland  an  Bedeutung  gegen¬ 
über  der  Spiritusbrennerei  wesentlich  zurück.  Nach  den 
allerdings  veralteten  Ziffern  des  Jahres  1905  wurde  von 
der  460  Millionen  Pud  (i  Pud  =  i6’85  kg)  betragenden 
Gerstenernte  nur  rund  der  50.  Teil,  nämlich  9-14  Mil¬ 
lionen  Pud,  für  Brauereizwecke  verarbeitet,  davon  174 
Millionen  Pud  in  Russisch-Polen.  Von  dieser  Gersten¬ 
menge  wurden  7 '47  Millionen,  davon  i‘34  Millionen 
in  Polen,  zu  Malz  verarbeitet.  Nehmen  wir  dieses  Ver¬ 
hältnis  auch  für  die  letzten  gemeldeten  Ernteerträgnisse 
des  Jahres  1913  mit  121  Millionen  /,  so  ergibt  sich 
für  dieses  Jahr  ein  Verbrauch  der  Brauerei  von  9^24 
Millionen  t  (rund  14-64  Millionen  Pud).  Diese  Ziffern 
werden  annähernd  richtig  sein,  da  sich  die  Zahl  der 
polnischen  Brauereien  in  diesem  Zeiträume  nur  um 
fünf  Betriebe,  nämlich  von  192  auf  197  Betriebe  er¬ 
höhte.  Die  geringere  Bedeutung  der  polnischen  Brauerei¬ 
industrie  gegenüber  dem  Brennereigewerbe  ist  im  Hin¬ 
blick  auf  die  Fürsorge,  welche  die  russische  Staats¬ 
regierung  dem  Brennereigewerbe  aus  finanziellen  Gründen 
zuteil  werden  ließ,  wohl  erklärlich.  Die  ganze  landwirt¬ 
schaftliche  Struktur  Polens  würde  aber  dem  Brauerei- 
.gewerbe  eine  viel  größere  Bedeutung  zuweisen.  Polen 
erzeugt  nicht  nur  einen  beträchtlichen  Teil  der  von 
Rußland  ausgeführten  Gerste,  sondern  auch  einen  noch 
größeren  Anteil  des  in  Rußland  erzeugten  Hopfens. 
Nach  der  russischen  Anbaustatistik  sind  in  Polen  2069 


polnische  Morgen  mit  Hopfen  bebaut.  Von  der  Hopfen¬ 
produktion  Rußlands  von  155.000  Pud  wurden  in 
Russisch-Polen  40.589  Pud  erzeugt.  Der  Hopfenverbrauch 
betrug  1910:  an  inländischem  Hopfen  in  ganz  Rußland 
87.322  Pud,  in  Polen  20.191  Pud;  an  ausländischem 
Hopfen  in  ganz  Rußland  32.436  Pud,  in  Polen  1659  Pud.  ^ 

In  dem  ausländischen  Hopfen  befindet  sich  nach 
Versicherung  von  fachmännischer  Seite  aber  eine  be¬ 
deutende  Menge  polnischen  Hopfens,  der  als  Roh¬ 
produkt  ausgeführt  im  Ausland,  meist  in  Deutschland, 
veredelt  und  geschwefelt  und  dann  meist  als  Preßhopfen 
wieder  nach  Rußland  zurückgebracht  wird.  In  Polen 
befinden  sich  zwar  einige  Betriebe,  welche  die  gleichen  - 
Vorrichtungen  besitzen,  doch  sind  deren  Einrichtungen 
für  den  Gesamtbedarf  nicht  zureichend. 

In  den  polnischen  Hopfenanlagen  steckt  ein  Kapital 
von  rund  2^!^  Millionen  Rubel  (1  Rubel  =  M.  2-16), 
die  Bearbeitungskosten  werden  auf  jährlich  500.000 
Rubel  berechnet.  Die  Selbstkosten  für  das  Pud  (16-38  kg) 
Hopfen  belaufen  sich  auf  9  Rubel,  während  der  Ver¬ 
kaufspreis  wiederholt  nur  4 — 5  Rubel  betrug.  Dem 
stehen  allerdings  auch  Jahre  mit  Verkaufspreisen  von 
16  bis  30  Rubel,  ja  selbst  40  bis  50  Rubel  das  Pud 
(1911)  gegenüber. 

Die  Anzahl  die  Brauereien  betrug  1905  in  ganz 
Rußland  726  Betriebe  mit  6, 185. 000  hl  Jahresproduktion, 
in  Russisch-Polen  192  Betriebe  mit  1,095.000^/  Er¬ 
zeugung.  Einen  Rückschluß  auf  die  Entwicklung  und 
die  gegenwärtige  Verteilung  der  Produktion  lassen  auch 
die  Ziffern  über  die  aus  dem  Biere  gewonnenen  Steuer- 
erträgnisse  zu.  Die  Biersteuer,  in  Rußland  Akzise  ge¬ 
nannt,  wird  mit  Rubel  1-8  für  i  Pud  verarbeitetes 
trockenes  Malz  erhoben.  Die  eingelaufenen  Beträge  aus 
dieser  Steuer  verteilen  sich  folgendermaßen  : 

Jahr  der  Ganz  Rußland  Russisch-Polen 

Erhebung  Rubel  Rubel 

1905 . 11,473.000  2,016.000 

19^0 . 16,665.000  2,711.000 

1912 .  ?  2,711.000 

Im  ganzen  sind  in  der  Brauindustrie  Russisch-Polens 
rund  100.000  Arbeiter  beschäftigt. 

Von  der  polnischen  Produktion  entfallen  mehr  als 
zwei  Fünftel  auf  die  vier  größeren  Brauereien  Warschaus, 
die  zusammen  467.000-^/  erzeugen.  Die  Qualität  des 
erzeugten  Bieres  steht  bezüglich  des  Alkoholgehaltes 
dem  der  ausländischen  Produktionsgebiete  nach,  denn 
der  Alkoholgehalt  des  polnischen  Bieres  mit  2-67  bis 
3-8  Prozent  des  Gewichtes  oder  3-34  bis  4-2  Prozent 
des  Inhaltes  ist  geringer  als  der  ausländischer  Biersorten  . 
(Münchener  Bier  z.  B.  3-62  Prozent  des  Gewichtes 
—  4-55  Prozent  des  Inhaltes).  \ 

Über  die  Aussichten  der  Brauindustrie  ist  gegenwärtig  ' 
schwer  ein  Urteil  zu  fällen.  Wie  in  anderen  Produktions¬ 
ländern  geht  die  Brauindustrie  vielleicht  keiner  sehr  . 
erfreulichen  Zukunft  entgegen.  Die  allgemeine  wirtschaft¬ 
liche  Lage,  die  Teuerung  aller  Lebensmittel,  die  zu¬ 
nehmende  Arbeitslosigkeit,  der  Mangel  an  Umlaufsmitteln 
wird  den  Absatz  des  Produktes  wesentlich  erschweren. 
Für  die  polnischen  Brauereien  tritt  dazu  noch  eine 
Reihe  weiterer  ungünstiger  Umstände.  Das  im  ver¬ 
gangenen  Jahre  ergangene  Verkaufsverbot  für  alkoholi¬ 
sche  Getränke  jeder  Art  zwang  die  Brauereien,  ihren 
Betrieb  zunächst  einzustellen.  Allerdings  gingen  die 
meisten  bald  dazu  über,  sogenannte  alkoholfreie  Biere 
zu  brauen.  In  kurzer  Zeit  waren  allein  in  Warschau 
60  Sorten  sogenannte  alkoholfreie  Biere  auf  dem  Markt. 
Das  Publikum  jedoch  konnte  sich  nur  schwer  daran 
gewöhnen.  Um  jenen  Brauereien,  welche  keine  Kühl¬ 
anlagen  besaßen,  die  Verwertung  des  Bieres  zu  ermög¬ 
lichen,  erlaubte  die  Regierung,  es  zu  denaturieren. 
Dieses  denaturierte  Bier  wurde  dann  meist  von  Gerbereien 
aufgekauft.  Die  größeren  Betriebe,  welche  mit  Kühl¬ 
anlagen  versehen  sind,  konnten  ja  allerdings  ihr  Produkt 
über  die  normale  Lagerzeit  aufbewahren.  So  verfügen 
manche  Brauereien  noch  über  Biere,  welche  12  bis 
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14  Monate  alt  sind.  Der  Absatz  dieser  Biere  wird  durch 
starken  Verbrauch  der  Truppenteile  beschleunigt.  Eine 
schwierige  Frage  ist  für  viele  Brauereien,  wie  sie  sich 
mit  der  durch  die  deutsche  Regierung  verfügten  Ein¬ 
schränkung  des  Gerstenverbrauches  für  Brauereizwecke 
abfinden  können.  Das  polnische  Bier  wird  im  allge¬ 
meinen  nur  aus  Gerstenmalz  hergestellt,  die  Vorräte 
fast  aller  Brauereien  sind  völlig  aufgebraucht.  Endlich 
bildet  noch  der  Mangel  an  Brennmaterial  ein  schweres 
Hindernis,  Anderseits  wird  das  auch  von  der  deutschen 
Regierung  aufrecht  erhaltene  Verbot  des  Branntwein¬ 
verkaufes  für  die  Brauindustrie  eine  starke  Stütze  sein. 
Der  Bierverbrauch  in  Rußland  wie  in  Russisch-Polen 
ist  noch  starker  Steigerung  fähig. 

^LSMUSEUM.  683 

^Üd)erftnfel0ett. 

Die  wichtig<iten  Faserpflanzen.  Von  Dr.  R.  Thiele,  Dozent 
für  tropische  Agrikultur  an  der  deutschen  Kolonialschule  in 
Wilhelmshof  zu  Witzenhausen.  Mit  17  Abbildungen.  Verlag 
Theodor  Thomas.  Leipzig  1913.  Nr.  107  — 109  von  Thomas’  Volks¬ 
büchern.  107  Seiten.  Geheftet  60  Pfg.,  gebunden  85  Pfg. 

Im  vorliegenden  Bändchen  werden  die  wichtigsten  Rohstoffe 
der  Textilindustrie  besprochen,  und  zwar  hauptsächlich  hinsichtlich 
Erzeugung,  Verwendungsweise  nebst  einigen  geschichtlichen 
Bemerkungen.  Produktionsstatistische  Angaben  finden  sich 
nicht  vor.  Besondere  Berücksichtigung  wurde  den  in  den 
deutschen  Kolonien  vorhandenen  und  möglichen  Textilrohstoff¬ 
gewinnungen  gewidmet.  Neben  den  wichtigsten  und  bekanntesten 
pflanzlichen  Textilrohstoffen,  wie  Baumwolle,  Flachs,  Jute, 
werden  auch  die  minder  bekannten  tropischen  Faserpflanzen 
verhältnismäßig  eingehend  erörtert.  Ein  Literaturverzeichnis  er¬ 
möglicht  eingehendere  Studien. 

^fbrtn«twttrlfttn0e«  hev 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./,,  Berggasse 

Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 

6,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien^  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 

Ptitteilungeif  bei?  ^Ugemeittett 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  1 

zu  er 

Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  III.  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika.  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs¬ 
und  Transportversicherung  solcher  Sendungen  inter¬ 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 

orrtfehtia«  ke«  k*  k* 
m0euitt0« 

inter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
lagen.) 

Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  ist,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu- 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (Ä.  E.  707.) 
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Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
fndustriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein- 


j  fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 


PttUUun0en  hn  fchti«»«/) 


Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Wrwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz- 
komniissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
\'or  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation  1 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau,  Die  amtliche  „War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (14.774.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

*)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  Handelsmuseunis  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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MIT  WOCHENBEILAGE: 

WARENPREISBERICHTE. 


WIRTSCHAFTLICHE  VERHÄLTNISSE  IN 
DEN  NEUBULGARISCHEN  PROVINZEN. 

Aus  Sofia  geht  uns  nachstehender  Bericht  zu: 

Der  Präsident  und  der  Sekretär  der  Handelskammer 
in  Sofia  haben  kürzlich  eine  Studienreise  nach  den  Be¬ 
zirken  von  N  e  V  r  o  k  o  p  und  M  e  h  o  m  i  a  unter¬ 
nommen,  um  insbesondere  die  gegenwärtige  Lage  des 
Handels  und  der  gewerblichen  Produktion  in  jenen  Ge¬ 
genden  zu  erforschen.  Obwohl  die  Ergebnisse  dieser 
Studienreise  bisher  noch  nicht  publiziert  worden  sind, 
werfen  die  inzwischen  bekannt  gewordenen  Vorschläge 
über  die  Maßnahmen,  welche  die  erwähnten  Funktionäre 
der  Handelskammer  zur  Hebung  der  materiellen  Lage 
der  dortigen  Bevölkerung  unterbreitet  haben,  doch  Streif¬ 
lichter  auf  die  dortigen  einschlägigen  Verhältnisse  und 
gestatten  Rückschlüsse  auf  die  Gestaltung  des  wirt¬ 
schaftlichen  Lebens  jener  Gebiete. 

Die  Meliorationsmaßnahmen  sind  folgende: 

1.  Die  Anwendung  des  Gesetzes  über  die  Organisie¬ 
rung  und  Förderung  der  Gewerbe  sollte  auf  unbestimmte 
Zeit  verschoben  werden,  da  dieses  Gesetz  den  lokalen 
Bedingungen  ganz  und  gar  nicht  entspricht,  und  zum 
Verfalle  der  Gewerbe  beitragen  wird,  falls  es  schon 
jetzt  in  Kraft  gesetzt  werden  sollte. 

In  Mehomia  und  Nevrokop  sind  die  Kaufleute,  Land¬ 
wirte  und  Gewerbetreibenden  während  des  zweiten 
Balkankrieges  durch  Brände  stark  in  Mitleidenschaft 
gezogen  worden,  so  daß  jede  Maßregel,  welche  geeignet 
wäre,  die  Erwerbsmöglichkeiten  der  Bevölkerung  ein¬ 
zuschränken,  sorgsam  vermieden  werden  sollte. 

2.  Zur  Hebung  der  Gewerbetätigkeit  wären  in  den 
Städten  Nevrokop  und  Mehomia  temporäre  unentgelt¬ 
liche  Kurse,  und  zwar  namentlich  für  Schuhmacher  und 
Schneider,  zu  aktivieren. 

3.  Um  den  Kaufleuten  und  Gewerbetreibenden  unter 
die  Arme  zu  greifen,  wären  Populärbanken  zu  errichten 
und  praktische  Handelskurse  zu  organisieren. 

4.  Die  Einführung  des  metrischen  Maß-  und  Gewichts¬ 
systems,  welches  auch  in  Altbulgarien  in  Geltung  steht, 
wäre  baldmöglichst  in  Angriff  zu  nehmen,  da  die  Kauf¬ 
leute  bei  der  Anwendung  der  alten  Maße  und  Gewichte 
großen  Schwierigkeiten  und  Llnzukömmlichkeiten  be¬ 
gegnen. 

Die  beiden  Handelskammerfunktionäre  haben  unter 
anderem  konstatiert,  daß  in  jenen  Gebieten  im  Geschäfts¬ 
verkehre  die  traditionelle  Redlichkeit  vorherrscht,  wes¬ 
halb  der  Kredit  dortselbst  auf  solidem  Grundsätze  be¬ 
ruht  und  es  selten  zur  gerichtlichen  Austragung  von 
geschäftlichen  Differenzen  kommt.  Die  dortigen  Kauf¬ 
leute  und  Gewerbetreibenden  seien  intelligent,  aufge¬ 
weckt  und  arbeitsliebend,  so  daß  man  mit  voller  Zu¬ 
versicht  auf  die  Erzielung  einer  befriedigenden  Ver¬ 
besserung  ihrer  materiellen  Lage  in  absehbarer  Zeit 
rechnen  könne. 

Zu  bemerken  wäre  noch,  daß  die  Handelskammer  in 
Sofia  während  des  Jahres  1914  und  heuer  bereits  tem¬ 
poräre  praktische  Kurse  für  Gewerbetreibende  in  einigen 
Orten  der  neu  erworbenen  Gebiete,  so  zum  Beispiel  in 
Petric,  Gorna-Djumnaja  und  Strumitza  organisiert  hat, 
welche  gut  besucht  waren. 


DAS  HAN  DE  LS  MUSEUM.  [4.  November  1915 


Die  einzelnen  Zweige  der  gewerblichen  Produktion 
sind  in  jenen  Gebieten  im  allgemeinen  schwach  ent¬ 
wickelt,  und  sollen  sich  ungefähr  auf  jener  Stufe  be¬ 
finden,  wie  in  Altbulgarien  vor  der  Befreiung. 


DIE  RADIUMVORKOMMEN  IN  DEN  VER¬ 
EINIGTEN  STAATEN. 

Dem  Berichte  des  k.  u.  k.  Konsulats  in  Denver 
für  das  Jahr  1914  entnehmen  wir  folgende  Ausfüh¬ 
rungen  ; 

Die  Entdeckung  hochwertiger,  das  seltene  Radium 
enthaltender  Erzlagerstätten  im  nordwestlichen  Kolorado 
und  östlichen  Utah,  sowie  die  Tatsache,  daß  in  der 
Gilpin  County,  dem  ältesten  Grubendistrikt  Kolorados, 
in  dem  schon  in  den  Jahren  1857  und  1858  gold-  und 
silberhaltige  Erze  erschürft  wurden,  Pechblende  vor¬ 
kommt,  die  in  den  Siebziger-  und  Achtzigerjahren  des 
XIX.  Jahrhunderts  als  wertloses  Nebenprodukt  bei  dem 
Abbau  der  goldführenden  Gänge  weggeworfen  wurde, 
hat  zu  Beginn  des  Jahres  1914  im  amerikanischen  Pu¬ 
blikum  große  Sensation  erregt.  Sie  wurde  durch  das 
Bekanntwerden  der  Tatsache  gesteigert,  daß  in  den 
vorhergehenden  Jahren  radiumhaltige  Erze  auf  den 
europäischen  Markt  gebracht  wurden,  von  wo  sie  dann, 
auf  Radium  verarbeitet,  teilweise  nach  Amerika  rück¬ 
exportiert  wurden  und  Preise  erzielten,  die  zu  den  ur¬ 
sprünglich  für  die  Erze  gezahlten  in  keinerlei  Verhältnis 
standen.  Die  Wahrheit  dieser  ursprünglich  für  Zeitungs¬ 
phantasien  gehaltenen  Veröffentlichungen  wurde  nach¬ 
träglich  amtlich  seitens  des  United  States  Bureau  of 
Mines  festgestellt.  Zum  Verständnis  solcher  in  Europa 
nicht  denkbarer  Vorkommnisse  muß  man  sich  vor  Augen 
halten,  daß  der  Bergbau  in  Amerika  nur  zu  einem  ge¬ 
ringen  Grade  der  staatlichen  Oberaufsicht  unterliegt. 
Es  dürfte  daher  angezeigt  erscheinen,  einen  kurzen  Über¬ 
blick  über  das  Bergrecht  der  Vereinigten  Staaten, 
welches  den  Besitz  von  Erz-  und  Kohlenlagern  sowie 
von  Ölquellen  regelt,  und  vom  10.  Mai  1872  datiert, 
zu  geben.  Dieses  Gesetz  ist  nunmehr  in  allen  Staaten 
der  Union  in  Rechtskraft;  nur  in  einigen  Orten  Alaskas, 
Kaliforniens  und  Utahs  sind  allen  Betrieben  gewisse 
Privilegien  eingeräumt,  die  sich  in  ihrer  geschichtlichen 
Entwicklung  auf  spanische  und  mexikanische  Bergrechte 
zurückführen  lassen. 

Die  Erzlagerstätten  Amerikas  zerfallen  in  Privat- 
higerstätten  und  in  „Puhlic  doniains“,  d.  h.  solche,  die 
der  Bundesregierung  gehören.  In  die  erste  Klasse  fallen 
die  Erzbergwerke  der  Zentralstaaten,  die  bereits  vor 
Schaffung  des  föderalen  Berggesetzes  sich  im  Privat¬ 
besitze  befanden.  Zur  zweiten  Kategorie  gehören  die 
Erzlager  der  Staaten  des  Amtsbezirkes  von  Denver  und 
jener  des  k.  u.  k.  Konsulats  in  San  Francisco,  obwohl, 
wie  bereits  oben  erwähnt,  durch  Privilegien  auch  bereits 
in  Alaska,  Utah  und  Kalifornien  gewisse  Fundstellen 
I^rivateigentum  geworden  sind. 

Die  Ausbeutung  der  Erzlager  des  ,, Public  domain“ 
erfolgt  auf  Grund  von  Konzessionen,  die  von  der  Bundes¬ 
regierung  erteilt  werden.  Eine  Konzession  in  nicht  limi¬ 
tierter  Anzahl  kann  jeder  volljährige  Bürger  der  Ver¬ 
einigten  Staaten  oder  auch  ein  Ausländer,  der  die  Ab¬ 
sicht  zur  Erwerbung  des  amerikanischen  Bürgerrechtes 
kundgibt,  erwerben.  Ein  Qualifikationsnachweis  zur  Er¬ 
öffnung  eines  solchen  Betriebes  wird  nicht  verlangt. 
Nach  Erfüllung  gewisser  Formalitäten  bezüglich  der 
„Mining  Claim“  (Schürfrecht)  muß  sich  der  betreffende 
Prospektor  bei  der  kompetenten  County  (Kreisbehörde) 
eintragen  lassen,  worüber  ihm  ein  Mietschein,  der  sein 
ausschließliches  Recht  auf  einem  gewissen  Territorium 
begründet,  ausgestellt  wird.  Es  wird  ihm  dadurch  die 
Verpflichtung  auferlegt,  innerhalb  der  nächsten  fünf 


Jahre  wenigstens  hundert  Dollar  für  die  Ausgestaltung 
und  Entwicklung  seines  Betriebes  auszugeben.  Kommt 
er  dieser  Vorschrift  nach,  so  erwirkt  er  einen  Anspruch 
auf  ein  sogenanntes  Patent,  das  ihm  von  der  United 
States  Land  Office  seines  Staates  ausgestellt  wird,  das 
dem  Besitzer  sodann  alle  gesetzlichen  Rechte  gibt  und 
ihm  zugleich  Rechtschutz  nach  außen  gewährt. 

Daraus  kann  man  leicht  ersehen,  wie  durch  unratio¬ 
nelles  Wirtschaften  inkompetenter  Grubenbesitzer  das 
Nationalvermögen  geschädigt  werden  kann,  ohne  daß 
auf  Grund  der  bestehenden  Gesetze  der  Regierung  eine 
Handhabe  zum  Einschreiten  gegeben  wäre.  Um  nun  zu 
verhindern,  daß  radiumhaltige  Erze  aus  Kolorado  und 
Utah,  wie  dies  in  den  Jahren  1911  und  1912  geschah, 
aus  Unwissenheit  der  Besitzer  billig  exportiert  werden, 
oder  auch,  daß  sie  einer  privaten  Ausbeute  verfallen, 
hat  die  Bundesregierung  die  in  Kolorado  und  Utah 
entdeckten  Radiumlager  als  „Public  domain“  erklärt, 
beziehungsweise  beschlagnahmt.  Dies  rief,  besonders  im 
Staate  Kolorado,  einen  derartigen  Sturm  der  Entrüstung 
hervor,  daß  sich  die  Bundesregierung  gezwungen  sah, 
ihre  obige  Verordnung  dahin  abzuändern,  daß  bloß  alle 
nach  dem  15.  Januar  1914  entdeckten,  Radium  ent¬ 
haltenden  Erzlagerstätten  als  Regierungseigentum  er¬ 
klärt  wurden.  Die  Prospektoren  und  diejenigen,  welche 
die  Absicht  haben,  eine  solche  Claim  zu  erwerben,  sind 
verpflichtet,  das  gesamte  Erz  an  das  Bureau  of  Mines 
zu  einem  vom  Secretary  of  the  Inferior  von  Zeit  zu  Zeit 
festzusetzenden  Preise  abzuliefern.  Außerdem  ist  ihnen, 
nei  Verfall  ihrer  Rechte,  die  Verpflichtung  auferlegt, 
wenigstens  acht  Monate  des  Jahres  sogenanntes  ,, Assess¬ 
ment  Work“  zu  verrichten,  d.  h.  daran  zu  arbeiten.  Es 
befinden  sich  derzeit  beim  Kongresse  in  Washington 
Vorlagen,  betreffend  Errichtung  von  Versuchs-  und  Auf¬ 
bewahrungsanstalten,  welche  sich  an  das  National  Ra¬ 
dium  Institute  in  New  York  anlehnen  sollen  und  die 
auch  einen  Schutz  vor  Vergeudung  dieses  kostbaren 
Minerals  bieten  sollen.  Große  Verdienste  für  diese  Be- 
wegung  hat  sich  Dr.  Jades  Douglas,  ein  gebürtiger 
Kanadier,  welcher,  als  Teilhaber  der  Phelps  Dodge 
Company  in  New  York,  in  den  Kohlenzechen  von 
Dawson,  New  Mexico,  und  den  Kupferbergwerken  von 
Bisbee  und  Dorglas,  Arizona,  welche  beide  in  diesem 
Amtsbezirke  gelegen  sind,  stark  interessiert  ist,  er¬ 
worben. 

Die  radiumhältige  Pechblende  kommt,  wie  bereits 
hervorgehoben,  im  Amtsbezirke  von  Denver  bloß  in  der 
Gilpin  County  vor  und  wird  in  den  Kirk-,  Wood-, 
German-,  Beicher-  und  Calhoun-Gruben,  alle  etwa  3000  in 
hoch  in  unmittelbarer  Nähe  von  der  Kreishauptstadt 
Central  City  gelegen,  gewonnen.  Die  Beicher-  und 
German-Grube  sind  die  ergiebigsten  und  betrug  ihre 
Ausbeute  vom  Herbst  1911  bis  Januar  1913  240  Pfund 
hochwertiges  Erz.  Neuere  Daten  über  Förderung  waren 
nicht  erhältlich.  Beide  Gruben  gehören  dem  bekannten 
Millionär  Alfred  J.  Dupont  von  Wilmington,  Delaware. 

Wichtiger  als  die  Pechblende  der  Gilpin  County  sind 
die  Radium  enthaltenden  Carnotitlager  in  Coal  Creek, 
Rio  Blanco  County,  und  Skull  Creek,  Routt  County, 
Kolorado  und  Green  River,  Thompsons,  Paradox  Valley, 
Utah.  Allen  Lagerstätten  ist  das  Vorkommen  des 
Carnotits  in  Sandsteinen  gemeinsam,  in  vielen  Lager¬ 
stätten  ist  aber  das  Mineral  so  geringwertig,  daß  eine 
lohnende  Ausbeute  wohl  kaum  in  Frage  kommen  dürfte. 

Nachdem  viele  Sachverständige  die  Anschauung  v'er- 
treten,  daß  Vanadium  in  Carnotitlagerstätten  konzentriert 
wurde  und  daß  überhaupt  alle  Vanadiummineralien  mit 
Carnotit  vergesellschaftet  sind,  wurden  die  größten  und 
wertvollsten  Vanadinlager  der  V^ereingten  Staaten, 
welche  sich  im  westlichen  Kolorado  im  Gebiete  der 
San  Juan  Mountains,  San  Miguel  County,  befinden  und 
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im  Jahre  1899  entdeckt  wurden,  die  Zielscheibe  allge¬ 
meinen  Interesses  und  verschiedentlichster  Spekulationen. 
Spuren  von  Carnotit  wurden  in  denselben  bisher  nicht 
gefunden.  Auch  in  der  Huerfano  und  Eagle  County, 
Kolorado,  und  in  der  Sierra  County,  New  Mexico, 
wurden  V'anadiumerzlager  entdeckt. 

Wie  aus  dem  vorstehenden  ersichtlich  ist,  verfügt 
Kolorado  über  enorme  Carnotit-  und  Vanadiumlager  und 
wird  nunmehr  die  Zukunft  lehren,  ob  alle  entdeckten 
und  zum  Abbau  bestimmten  Erzlagerstätten  wirklich 
gewinnbringende  Resultate  haben  werden.  Daß  diese 
Funde  bereits  Anlaß  zu  unlauteren  Spekulationen  gaben, 
kann  daraus  ersehen  werden,  daß  sich  eine  Gesellschaft 
unter  dem  Namen  ,, German  Gold-  und  Uranium  Mining 
Company“  unter  einem  gewissen  Hugh  C.  Brown  in 
Central  City  gebildet  hat  und  einen  Riesenschwindel 
durch  den  Verkauf  wertloser  Shares  aus  einem  angeb¬ 
lichen,  in  Wirklichkeit  nicht  existierenden  Millionen¬ 
kapital,  eingeleitet  hat.  Glücklicherweise  beging  die  Ge¬ 
sellschaft  die  Unvorsichtigkeit,  sich  des  Namens  des 
bereits  früher  erwähnten,  diesem  Unternehmen  gänzlich 
fernstehenden  Alfred  J.  Dupont  zu  bedienen,  und  eine 
strafrechtliche  Verfolgung  bereitete  diesem  Schwindel  ein 
Ende,  ehe  er  allzu  große  Dimensionen  erreicht  hatte. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Gebühren-  und  Steuererleichterung  für  Kriegs¬ 
kreditbanken.  Eine  kaiserliche  Verordnung  vom 
24.  Oktober  1915  über  die  Abänderung  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  25.  Februar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  44, 
betreffend  die  Gewährung  von  Gebühren-  und  Steuer¬ 
erleichterungen  für  Kriegskreditbanken  und  andere  aus 
Anlaß  des  Kriegszustandes  errichtete,  öffentlichen  Inter¬ 
essen  dienende  Unternehmungen  und  Anstalten,  verfügt; 

§  I.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  die  im  §  t, 
Abs.  I  und  2,  beziehungsweise  im  §  2  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  25.  Februar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  44, 
vorgesehene  Befreiung  von  den  Stempel-  und  unmittel¬ 
baren  Gebühren  für  die  Erteilung  von  Darlehen  bei  Zu¬ 
treffen  der  sonstigen  daselbst  angeführten  Voraus¬ 
setzungen  auch  dann  zu  gewähren,  wenn  die  Frist  zur 
Tilgung  des  Darlehens  nicht  auf  drei  Jahre,  vom  Tage 
der  Ausstellung  der  Schuldurkunde  an  gerechnet,  ein¬ 
geschränkt  ist. 

§  2.  Der  Finanzminister  wird  ermächtigt,  die  im  §  i, 
Abs.  I  und  2,  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  25.  Fe¬ 
bruar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  44,  vorgesehenen  Befreiungen 
von  den  Stempel-  und  unmittelbaren  Gebühren,  mit  der 
-im  vorhergehenden  Paragraphen  bezeichneten  Abände¬ 
rung,  auch  selbständigen  Abteilungen  bestehender  Ge¬ 
sellschaften,  Genossenschaften,  Vereine  und  Anstalten 
zuzuerkennen,  wenn 

1.  statutenmäßig  feststeht,  daß  der  Geschäftsbetrieb 
dieser  Abteilungen  sachlich  in  der  gleichen  Weise  ab¬ 
gegrenzt  ist  wie  derjenige  der  Niederösterreichischen 
Kriegskreditbank,  und  wenn  weiter 

2.  die  Gebarung  und  Rechnungslegung  dieser  Ab¬ 
teilungen  von  der  sonstigen  Gebarung  und  Rechnungs¬ 
legung  der  Unternehmung  vollständig  gesondert  ist. 

Die  näheren  Bestimmungen  hierüber  und  die  zur 
Sicherung  des  Staatsschatzes  gegen  die  mißbräuchliche 
Inanspruchnahme  der  Begünstigung  erforderlichen  V  er- 
fügungen  werden  durch  Verordnung  getroffen. 

§  3.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer 
Kundmachung  in  Kraft.  Die  Bestimmung  des  §  i  hat 
auf  die  seit  dem  28.  Februar  191S  erteilten  Darlehen 
der  in  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  25.  Februar 


1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  44,  bezeichneten  Art  Anwendung  zu 
finden. 

Verwendung  und  Ablieferung  bestimmter  Me¬ 
talle  und  Legierungen.  Eine  Verordnung  des  Mini¬ 
steriums  für  Landesverteidigung  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministerien  und  im  Einverständnisse  mit 
dem  Kriegsministerium  vom  26.  Oktober  1915  bestimmt: 

§  I.  Nach  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  sind 
abzuliefern: 

I.  Nachstehend  angeführte  Materialien,  die  auf  Grund 
der  Ministerialverordnung  vom  29.  März  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  81,  für  Kriegszwecke  in  Anspruch  genommen 
wurden,  und  zwar: 

Aluminium,  Antimon,  Blei  (auch  Hartblei),  Kupfer, 
Messing,  Nickel  und  Rotguß  in  Form  von  Rohmaterial, 
Altmaterial  und  Abfällen  (mit  Ausnahme  von  Aschen 
und  Krätzen). 

II.  Die  vorhandenen  Vorräte  an  nachstehend  ange¬ 
führten  Materialien,  die  kraft  gegenwärtiger  Verordnung 
für  Kriegszwecke  in  Anspruch  genommen  werden,  und 
zwar: 

1.  Bronze,  Tombak  und  Zinn  in  Form  von  Roh¬ 
material,  Altmaterial  und  Abfällen ; 

2.  Bleche,  Drähte  und  Röhren  in  der  Materialstärke 
von  ^(2  und  darüber,  ferner  Tafeln,  Platten  und 
Stangen  aus  Aluminium,  Blei  (auch  Hartblei),  Nickel, 
Kupfer,  Bronze,  Messing,  Rotguß,  Tombak  und  Zinn, 
auch  wenn  diese  Materialien  abgeschnitten  oder  zuge¬ 
schnitten,  aber  sonst  nicht  weiter  bearbeitet  sind; 

3.  Rohgußstücke  aus  Blei  (auch  Hartblei),  Nickel, 
Kupfer,  Bronze,  Messing,  Rotguß,  Tombak  und  Zinn. 

Unter  Bronze  ist  Nickelbronze  und  Manganbronze 
nicht  zu  verstehen.  Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen 
der  §§  I  bis  6  der  Ministerialverordnung  vom  7.  Fe¬ 
bruar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  28,  auch  auf  die  nach  der 
gegenwärtigen  Verordnung  in  Anspruch  genommenen 
Vorräte  Anwendung. 

§  2.  Die  im  §  i  angeführten  Materialien  sind  von  den 
Besitzern  oder  Verwahrern  nach  dem  Stande  vom  31.  Ok¬ 
tober  1915,  bis  längstens  zum  8.  November  1915.  ent¬ 
sprechend  und  womöglich  nach  den  einzelnen  Metall¬ 
sorten  abgesondert  verpackt,  nach  bahnamtlicher  Fest¬ 
stellung  der  Zahl  und  des  Gewichtes  der  aufgegebenen 
Güterstücke  an  die  zuständige  k.  k.  Übernahmskommis¬ 
sion  für  Metalle  und  Legierungen  (Graz,  Prag,  Salzburg 
oder  Wien;  laut  Ministerialverordnung  vom  19.  März 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  66)  als  Frachtgut  abzusenden. 

Im  P'rachtbriefe  sind  die  aufgegebenen  Sorten  unter 
Angabe,  ob  sie  Neu-  oder  Altmaterialien,  Bruchkupfer 
und  dergleichen  sind,  anzuführen.  Die  Verpackungs-  und 
Transportkosten  werden  dem  Versender  von  der  Militär¬ 
verwaltung  vergütet;  werden  die  V^orräte  für  Kriegs¬ 
zwecke  ungeeignet  befunden,  so  trägt  die  Militärver¬ 
waltung  auch  die  Kosten  der  Rücksendung. 

Hinsichtlich  der  weiteren  Vergütung  gelten  in  beiden 
Fällen  die  Bestimmungen  der  §§  2  und  3  der  Ministerial¬ 
verordnung  vom  7.  Februar  1915.  R.-G.-Bl.  Nr.  23.  Auf 
die  im  §  i  und  II,  Punkt  2,  der  gegenwärtigen  Verord¬ 
nung  angeführten  Vorräte  sind  die  Bestimmungen  des 
Punktes  2  der  Ministerialkundmachung  vom  19.  März 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  65,  anzuwenden. 

Unbeschadet  der  vorstehend  angeordneten  Ablieferung 
sind  die  Vorratsanzeigen,  die  auf  Grund  der  Vorschrift 
der  Ministerialverordnung  vom  7.  Februar  1915. 
R.-G.-Bl.  Nr.  27,  nach  dem  Stande  vom  31.  Oktober 
1915  am  8.  November  1915  zuständigen  poli¬ 

tischen  Behörde  erster  Instanz  einzubringen  sind,  ord¬ 
nungsgemäß  zu  erstatten. 

§  3.  Der  Besitzer  oder  Verwahrer  hat  gleichzeitig 
mit  der  Aufgabe  der  Materialien  zur  Bahn  ein 
Verzeichnis  der  zur  Ablieferung  gelangenden  Materia- 
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lien  an  die  zuständige  Übernahmskommission  einzu¬ 
senden.  In  diesem  \  erzeichnisse  sind  anzugeben:  der 
Besitzer  und  gegebenenfalls  der  bisherige  Verwahrer 
der  Materialien,  der  politische  Bezirk  und  der  Ort,  wo 
das  Material  bisher  lagerte,  der  \’ersendungsort,  die 
\  erpackungsart  und  die  auf  den  \"erpackungen  ange¬ 
brachten  Kennzeichen,  die  bahnamtlich  festgestellte 
Anzahl  und  das  Bruttogewicht  der  aufgegebenen  Güter- 
stücke,  die  einzelnen  Sorten  der  eingesendeten  Materia¬ 
lien  und  deren  Nettogewicht.  Das  Verzeichnis  ist  vom 
Absender  zu  fertigen. 

Eine  zweite  gleichlautende  Ausfertigung  des  V'^er- 
zeichnisses  ist  unmittelbar  an  die  k.  k.  Zentralrequisi¬ 
tionskommission  (Wien,  1.,  KriegsministeriumJ  einzu¬ 
senden. 

Handelt  es  sich  um  Materialien,  die  sich  am  Orte  der 
Übernahmskommission  selbst  oder  in  dessen  nächster 
Umgebung  befinden  und  daher  nicht  mittels  Bahn  be¬ 
fördert,  sondern  zugefahren  werden  sollen,  so  sind  bis 
längstens  8.  November  1915  vorerst  die  erwähnten  Ver¬ 
zeichnisse  an  die  Zentralrequisitionskommission  und  an 
die  zuständige  Übernahmskommission  einzusenden, 
worauf  Ablieferungstag  und  Ort  von  letzterer  bestimmt 
werden. 

§  4.  Nicht  abzuliefern  sind: 

1.  Vorräte,  die  der  Ablieferungspflichtige  zur  Er¬ 
füllung  von  Aufträgen  der  Militärverwaltung  in  seinem 
eigenen  Betriebe  oder  in  anderen  von  ihm  hierzu  heran¬ 
gezogenen  Betrieben  weiterhin  unbedingt  benötigt ; 

2.  Vorräte,  die  folgende  Mengen  nicht  überschreiten, 
und  zwar:  bei  Aluminium  20  kg,  Antimon  y)  kg,  Blei 
100  kg,  Nickel  I  kg,  Kupfer  30  kg,  Bronze,  Messing, 
Rotguß  und  Tombak  je  200  kg  und  Zinn  50  kg-, 

3.  50  Prozent,  soweit  sich  die  Materialien  im  Besitze 
von  Betrieben  der  elektrotechnischen  Industrie  be¬ 
finden,  die  sich  mit  der  Herstellung  von  Maschinen,  Ap¬ 
paraten,  Leitungen  und  mit  der  Ausführung  elektrischer 
Anlagen  befassen; 

4.  30  Prozent  in  den  sonstigen  Fällen. 

Soferne  die  unter  Punkt  3  und  4  angeführten  pro¬ 
zentuellen  Anteile  die  unter  Punkt  2  bezeichneten 
Mengen  nicht  erreichen,  dürfen  jedenfalls  diese  Mengen 
frei  verwendet  werden. 

Weiter  sind  nicht  abzuliefern: 

5.  Altmaterialien  und  Abfälle,  die  die  Besitzer  auf 
Rohmetalle  im  eigenen  Betriebe  verarbeiten  oder  in 
fremden  inländischen  Betrieben  auf  solche  verarbeiten 
lassen.  Eine  Verwendung  des  gewonnenen  Rohmetalles 
ist  nur  mit  Bewilligxmg  des  k.  k.  Handelsministeriums 
oder  zur  Erfüllung  von  Aufträgen  der  Militärverwaltung 
gestattet,  die  dem  Besitzer  der  Materialien  erteilt 
wurden. 

6.  Vorräte  an  Aluminium,  welche  die  Inhaber  von  Be¬ 
trieben  der  Eisen-  und  Stahlerzeugung  zur  Deckung  ihres 
Bedarfes  bis  Ende  Dezember  1915  benötigen. 

7.  Jene  Mengen  der  beanspruchten  Materialien,  die 
die  Besitzer  für  Ausbesserungen  zum  Zwecke  der  Auf¬ 
rechterhaltung  des  eigenen  Betriebes  bis  Ende  Dezember 
1915  benötigen.  Letztere  Ausnahme  tritt  jedoch  nur 
dann  ein,  wenn  ein  Ersatz  durch  andere  Materialien  nach 
der  Eigenart  der  Werkseinrichtungen  nicht  möglich  ist. 

In  dem  im  Punkt  i  erwähnten  Falle  hat  der  Besitzer 
oder  Verwahrer  der  Materialien  der  Zentralrequisitions¬ 
kommission  bis  20.  Oktober  1915  die  militärische  Stelle 
namhaft  zu  machen,  die  den  Auftrag  erteilt  hat,  den 
Gegenstand  des  Auftrages  zu  bezeichnen  sowie  Datum 
und  Zahl  des  Auftrages  anzugeben.  Sonst  darf  eine 
Zurückbehaltung  oder  Abgabe  von  Materialien  aus  den 
abzuliefernden  Vorräten  nur  auf  Grund  einer  Bewilligung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  erfolgen. 

§  5.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  sind  von  den  politischen  Behörden  erster 


I  Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder  Arrest- 
I  strafen  bis  zu  sechs  Monaten  zu  ahnden,  insoferne  diese 
Handlungen  nicht  unter  eine  strengere  Strafbestimmung 
fallen. 

§  6.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Verkehr  mit  Saatgut.  Eine  Verordnung  des  Mi¬ 
nisters  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  den  Alinistern’ 
des  Ackerbaues,  des  Handels  und  der  hinanzen  vom 
26.  Oktober  1915,  mit  welcher  die  Ministerialverord- 
mmg  vom  22.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  204,  betreffend 
den  Verkehr  mit  Saatgut,  abgeändert  wird,  verfügt: 

Artikel  I.  §  6  der  Alinisterialverordnung  vom  22.  Juli 
1915.  R--G.-B1.  Nr.  204,  betreffend  den  V^erkehr  mit 
Saatgut,  wird  abgeändert  und  hat  zu  lauten: 

Für  das  Saatgut  im  Sinne  des  §  5  kann  der  Besitzer 
auf  Grund  des  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt  vorzu¬ 
legenden  Angebotes  des  Käufers  außer  dem  mit  der  Ver¬ 
ordnung  vom  12.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  196,  festge¬ 
setzten  Ubernahmspreis  bis  15.  November  1915  bei 
W^intergetreide  und  bis  15.  April  1916  bei  Sommer¬ 
getreide  oder  Wechselweizen  einen  Zuschlag  bis  zu 
6  K  pro  q  beanspruchen. 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Kraft. 

Aufhebung  der  Anzeigepflicht  für  Rohgummi 
und  Kraftwagenbereifungen.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Minister 
des  Innern  und  für  Landesverteidigung  vom  28.  Ok¬ 
tober  1915  verfügt: 

§  I.  Die  Ministerial Verordnung  vom  18.  März  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  73,  über  die  V^erpflichtung  zur  Anzeige 
von  Rohgummi  und  Kraftwagenbereifungen  wird  außer 
Kraft  gesetzt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Beschränkung  der  Spiritusversteuerung.  Eine 
Verordnung  des  Finanzministers  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  vom  29.  Oktober  1915  be¬ 
stimmt: 

§  I.  Aus  den  der  Konsumabgabe  unterliegenden  Bren¬ 
nereien  und  aus  den  Branntweinfreilagern  dürfen  im 
Monat  November  1915  höchstens  drei  Prozent,  weiterhin 
während  eines  Kalendermonats  höchstens  3^/^  Prozent  | 
jener  nach  Hektolitergraden  Alkohol  berechneten 
Spiritusmenge  gegen  V  ersteuerung  weggebracht  werden,  | 
welche  aus  den  einzelnen  Unternehmungen  in  der  Be-  1 
triebsperiode  1912/13  versteuert  weggebracht  worden  ist.  | 
Hinsichtlich  jener  Unternehmungen,  welche  erst  im  j 
Laufe  der  Betriebsperiode  1912^13  oder  später  in 

Betrieb  gesetzt  worden  sind,  bestimmt  das  Finanzmini-  1 

sterium  die  monatlich  gegen  V^ersteuerung  wegzubrin-  I 

gende  Höchstmenge.  Ij 

Die  vorstehenden  Beschränkungen  finden  auf  die  ver-  | 
steuerte  Wegbringung  von  Spiritus,  welcher  erwiesener-  1 
maßen  entweder  von  der  Militärverwaltung  bezogen  | 
wird,  oder  zur  Erfüllung  von  Lieferungen  an  die  Alili-  | 
tärverwaltung  erforderlich  ist,  oder  endlich  zur  Liefe-  { 
rung  an  Krankenanstalten  bestimmt  ist,  keine  An-  j 
Wendung.  || 

§  2.  Wer  in  einem  vor  dem  i.  November  1915  abge-  | 
schlossenen  V^ertrage  die  V^erpflichtung  zur  Lieferung 
von  der  Besteuerung  unterliegendem  Spiritus  über¬ 
nommen  hat,  ist  während  der  Wirksamkeitsdauer  dieser 
Verordnung  nur  zur  Lieferung  von  40  Prozent  der  nach 
dem  Vertrage  jeweils  zu  liefernden  Spiritusmenge  ver¬ 
pflichtet. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund-  | 
machung  in  Kraft. 
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Ungarn. 

Requirierung  von  Metallen.  Das  Amtsblatt  ver¬ 
öffentlichte  am  27.  Oktober  1.  J.  eine  Verordnung  des 
Landesverteidigungsministeriums  Z.  15209/20  B.  in  An¬ 
gelegenheit  der  Inanspruchnahme  einzelner  Bestände  von 
Metallen  und  Legierungen  für  Kriegszwecke,  sowie  be¬ 
züglich  der  Einlieferung  einzelner  bereits  mit  der  Ver¬ 
ordnung  Z.  3820/20  B.  am  29.  März  1.  J.  in  Anspruch 
genommenen  Materialien. 

Laut  §  I  sind  von  den  in  der  letzteren  Verordnung 
angeführten  Materialien  abzuliefern:  die  am  31.  Ok¬ 
tober  1.  J.  bestehenden  Vorräte  an  Aluminium,  Antimon, 
Blei  (auch  Hartblei),  aus  Kupfer,  Messing,  Nickel  und 
Rotmetall,  einerlei  ob  im  Zustande  des  Rohmetalls,  Alt¬ 
materials  oder  Abfalls,  jedoch  mit  Ausnahme  der 
Metallasche. 

Ferner  werden  die  Bestände  der  nachstehend  ange¬ 
führten  Materialien  hierdurch  als  für  Kriegszwecke  in 
Anspruch  genommen  deklariert:  i.  Die  aus  Bronze, 
Tombak  und  Zinn  bestehenden  Vorräte  an  Rohmetall, 
Altmaterial  und  Abfällen;  2.  von  Aluminium,  Blei  (auch 
von  Hartblei),  von  Nickel,  Kupfer,  Bronze,  Messing, 
und  einen  Durchmesser  von  ^/^  nun  oder  mehr  auf¬ 
stärkeren  Platten  und  Drähte,  ferner  die  aus  diesen 
Metallen  hergestellten  Tafeln,  gewalzte  Blätter,  Stangen 
und  einen  Durchmesser  von  Y2  oder  mehr  auf¬ 

weisenden  Rohre  auch  dann,  wenn  diese  Materialien 
bereits  abgeschnitten  oder  ausgemessen  sich  auf  Lager 
befinden,  aber  darüber  hinaus  nicht  bearbeitet  sind ; 
3.  aus  Blei  (auch  aus  Hartblei),  Nickel,  Kupfer,  Bronze, 
Rotmetall,  Tombak  und  Zinn  verfertigte  Legierungen, 
wenn  sie  noch  nicht  bearbeitet  sind.  Nicht  einzusenden 
sind  die  Nickel-  und  Manganbronzevorräte.  Die  In¬ 
anspruchnahme  erstreckt  sich  auf  jene  Vorräte  nicht, 
welche  sich  im  Besitze  des  Staates,  namentlich  der 
staatlichen  Betriebe,  der  königlich  ungarischen  Staats¬ 
bahnen,  der  Post-  und  Telegraphenbetriebe  oder  auf  dem 
Gebiete  der  Kriegsoperationen  im  Besitze  irgendeiner 
anderen  Eisenbahn  sich  befinden. 

Alle  vorstehend  angeführten  Vorräte  müssen  die  In¬ 
haber  oder  diejenigen,  die  diese  Vorräte  für  andere  auf 
Lager  halten,  laut  §  2  nach  dem  Zustande  vom  31.  Ok¬ 
tober,  jedoch  spätestens  bis  8.  November  an  die  im  Sinne 
der  gegenwärtigen  Verordnung  konstituierten  und  kom¬ 
petenten  Übernahmskommissionen  (Budapest,  Pozsony, 
Zägräb)  einliefern.  Unabhängig  hiervon  besteht  auch 
weiter  die  durch  die  Verordnung  Z.  504/1915  M.-E.  vom 
6.  Februar  1.  J.  angeordnete  Anmeldungspflicht  hin¬ 
sichtlich  der  zur  Versendung  gelangenden  Materialien, 
so  daß  diese  nach  dem  Zustande  vom  31.  Oktober  eben¬ 
falls  bis  8.  November  1915  anzumelden  sind. 

§  3  verfügt,  daß  die  zur  Versendung  bestimmten  Mate¬ 
rialien  bis  8.  November,  möglichst  nach  Metallen  ge¬ 
sondert,  aber  zusammen  verpackt,  an  die  kompetenten 
Übernahmskommissionen  per  Bahn  als  Frachtgut  ver¬ 
sendet  werden  müssen.  Die  Emballage-  und  Transport¬ 
spesen  werden  dem  Aufgeber  zurückvergütet.  Sofern  die 
eingesandten  Bestände  für  Kriegszwecke  als  nicht  ent¬ 
sprechend  befunden  werden,  deckt  das  Militärärar  auch 
die  Kosten  des  Rücktransportes. 

Hinsichtlich  der  für  die  übernommenen  Materialien 
zu  leistenden  Ablösungspreise  sind  laut  §  4  die  Ver¬ 
ordnungen  4600/20  B.  1915  vom  19.  April,  6760/20  B. 
1915  vom  28.  Mai  und  1597/20  B.  1915  vom  6.  Fe¬ 
bruar  1.  J.  maßgebend. 

Gleichzeitig  mit  der  Aufgabe  der  Materialien,  bei  den 
Bahnstationen  sind  laut  §  5  genaue  Verzeichnisse  über 
die  zum  Versand  gelangten  ^Materialien  den  kompetenten 
Übernahmskommissionen  einzusenden  und  diese  \  er- 
zeichnisse  vom  Aufgeber  zu  unterschreiben.  Ein  Duplikat 
ist  dem  Materialrequirierungszentralkomitee  (in  Buda¬ 
pest,  Handelsministerium,  gewerbetechnische  Abteilung) 
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einzusenden.  Handelt  es  sich  um  solche  Materialien, 
welche  am  Domizil  oder  in  der  unmittelbaren  Nähe  der 
Übernahmskonnnission  sich  befinden  und  deshalb  per 
Bahn  nicht  versandt  werden  können,  sind  am  8.  No¬ 
vember  vorläufig  nur  die  betreffenden  Verzeichnisse  ein¬ 
zusenden.  Tag  und  Ort  der  Übernahme  werden  sodann 
durch  die  Übernahmskommission  festgestellt. 

Nicht  eingesandt  müssen  werden  im  Sinne  des  §  6: 
I.  solche  Bestände,  welche  im  eigenen  oder  in  anderen 
Betrieben  unbedingt  notwendig  sind,  um  Aufträge  für  die 
Militärverwaltung  auszuführen;  2.  solche  Bestände, 
welche  die  folgenden  Quantitäten  nicht  übersteigen:  bei 
Aluminium  20,  bei  Antimon  10,  bei  Blei  100,  bei  Nickel  i, 
bei  Kupfer  30,  bei  Bronze,  Messing,  Rotmetall  und 
Tombak  je  200  und  bei  Zinn  50  kg\  3.  50  Prozent 
der  in  Anspruch  genommenen  Materialien,  wenn  die¬ 
selben  in  solchen  elektrotechnischen  gewerblichen  Be¬ 
trieben  sich  befinden,  die  sich  mit  der  Herstellung  von 
Maschinen,  Apparaten  und  Leitungen  oder  von  elek¬ 
trischen  Einrichtungen  beschäftigen;  4.  deren  30  Prozent 
in  allen  anderen  Fällen;  5.  Altmaterial  und  Abfälle, 
wenn  der  Eigner  dieselben  in  eigenen  oder  fremden  in¬ 
ländischen  Betrieben  zu  eigenen  Zwecken  zu  Rohmetall 
aufarbeitet  oder  aufarbeiten  läßt;  das  produzierte  Roh¬ 
metall  darf  jedoch  nur  mit  Genehmigung  des  Handels¬ 
ministers  oder  zur  Effektuierung  solcher  Aufträge  der 
Militärverwaltung  verwendet  werden,  welche  der  Eigner 
des  Materials  erhalten  hat ;  6.  Aluminiumbestände, 

welche  die  Eigner  von  Eisen-  und  Stahlfabrikations¬ 
betrieben  zur  Deckung  des  eigenen  Bedarfes  bis  Ende 
Dezember  1.  J.  benötigen;  7.  solche  Mengen  der  in  An¬ 
spruch  genommenen  Metalle  und  Legierungen,  welche 
die  Eigner  behufs  Vornahme  von  Reparaturen,  behufs 
Aufrechterhaltung  der  eigenen  Betriebe  bis  Ende  De¬ 
zember  unbedingt  benötigen.  Diese  letztere  Ausnahme 
besteht  jedoch  nur  in  dem  Falle,  wenn  die  Materialien 
infolge  besonderer  Betriebseinrichtungen  nicht  durch 
andere  entsprechende  Materialien  ersetzt  werden  können. 

Die  Übertretung  dieser  Vorschriften  wird  mit  Arrest 
bis  zu  zwei  Monaten  und  mit  einer  Geldbuße  bis  zu 
600  K  bestraft.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer 
Verlautbarung  in  Kraft  und  ihre  Wirksamkeit  erstreck: 
sich  auch  auf  Kroatien  und  Slawonien. 

Requirierung  des  Getreides.  Die  ungarische  Re¬ 
gierung  hat  die  Verordnung  vom  16.  Juni,  welche  ge¬ 
stattet,  daß  Getreide  auch  zu  privaten  und  Wirtschafts¬ 
zwecken  verwendet  wird,  außer  Kraft  gesetzt  und  im 
Wege  einer  neuen  Verordnung,  welche  im  Amtsblatt 
vom  30.  Oktober  1.  J.  erschienen  ist,  die  Requirierung 
des  Getreides  angeordnet. 

Im  Sinne  der  Verordnung  darf  vom  1.  November  an 
niemandem  Getreide  verkauft  werden,  nur  für  Rechnung 
der  Kriegsproduktenaktiengesellschaft,  und  darf  nie¬ 
mand  Getreide  kaufen  als  die  Getreideproduktenaktien- 
gesellschaft,  welche  dafür  sorgen  wird,  daß  auch  die 
kleineren  Besitzer  auf  ihrem  Gebiete  ihre  Produkte  ent¬ 
sprechend  den  A^orschriften  bezüglich  der  Maximalpreise 
verkaufen  können.  Bis  zum  25.  November  kann  jeder 
seine  Vorräte  der  Kriegsproduktenaktiengesellschaft 
oder  deren  Vertreter  direkt  anmelden  und  verkaufen. 
Bis  28.  November  muß  jeder  Besitzer  von  Produkten 
seine  Vorräte  bei  der  Gemeindevorstehung  mit  genauer 
Bezeichnung  der  Lagerräume  mündlich  oder  schriftlich 
genau  anmelden,  welches  sein  A^orrat  an  AVeizen,  Roggen, 
Halbfrucht,  Gerste,  Hafer  und  Mehl  ist,  welches 
Quantum  er  zum  eigenen  und  Wirtschaftsgebrauch  zu¬ 
rückbehält,  wieviel  er  bereits  verkauft,  aber  noch  nicht 
abgeliefert  hat  und  wieviel  sein  Überschuß  beträgt.  Die 
überflüssigen  A^orräte  hat  nicht  nur  der  Produzent,  son¬ 
dern  jeder  anzumelden,  der  ein  größeres  Quantum  be¬ 
sitzt,  als  sein  Haus-  und  AVirtschaftsgebrauch  erfordert. 
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Es  haben  somit  Mühlen,  geschäftliche  und  gewerbliche 
Unternehmungen,  Gemeinden  u.  s.  w.  ihre  Vorräte  an¬ 
zumelden. 

Die  Gemeindevorstehungen  (Bürgermeister)  haben  die 
ihnen  angemeldeten  Wrräte  bis  lo.  Dezember  der 
Kriegsproduktenaktiengesellschaft  zu  unterbreiten.  Die 
angemeldeten  Wrräte  können  bis  25.  Dezember  der 
Kriegsproduktenaktiengesellschaft  verkauft  werden.  Wer 
seine  100  q  übersteigenden  Vorräte  bis  25.  Dezember  der 
Kriegsproduktenaktiengesellschaft  in  irgend  einer  Form 
zum  Kauf  angeboten  hat  oder  wer  seine  100  q  nicht 
erreichenden  geringeren  Vorräte  am  25.  November  als 
verkäuflichen  Überschuß  anmeldet,  erhält  den  Kaufpreis 
nach  laut  den  auf  die  Maximalpreise  bezüglichen  Vor¬ 
schriften,  und  wenn  die  Kriegsproduktenaktiengesell- 
schaft  die  Vorräte  bis  i.  Januar  1916  nicht  übernimmt, 
von  da  an  bis  zur  Übernahmszeit  pro  q  und  Monat  außer¬ 
dem  noch  eine  Aufbewahrungsgebühr  von  20  Heller  für 
jeden  begonnenen  Monat. 

Am  25.  Dezember  wird  jedoch  jeder  Vorrat,  welcher 
über  den  Haus-  und  Wirtschaftsbedarf  hinaus  vorhanden 
ist,  im  Sinne  dieser  \Vrordnung  für  die  Zwecke  des 
öffentlichen  Bedarfes  als  requiriert  betrachtet.  Nach  dem 
25.  Dezember  darf  niemand  seine  Vorräte  verkaufen. 
Über  diese  kann  der  Eigentümer  nicht  mehr  verfügen, 
sondern  ist  verpflichtet,  sie  zu  bewahren  und  sie  auf  be¬ 
hördliche  Anordnung  an  einer  bezeichneten  nächsten 
Eisenbahn-  oder  Schiffsstation  der  Kriegsprodukten- 
aktiengesellschaft  zu  übergeben.  Für  die  auf  diese  Weise 
für  den  öffentlichen  Bedarf  in  Anspruch  genommenen 
Vorräte  wird  jedoch  nicht  mehr  der  Maximalpreis,  son¬ 
dern  ein  um  4  K  pro  q  niedrigerer  Preis  bezahlt  und 
dafür  keine  weitere  Aufbewahrungsgebühr  entrichtet. 
Von  den  requirierten  Vorräten  hat  die  Kriegsprodukten- 
aktiengesellschaft  entsprechende  Quantitäten  in  erster 
Reihe  der  Bevölkerung  der  betreffenden  Munizipien 
u.  s.  w.  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Von  der  Requirierung  werden  nur  jene  Quantitäten 
ausgenommen,  welche  der  Produzent  im  Sinne  der  bis¬ 
herigen  Verordnungen  für  seinen  eigenen  und  Wirt¬ 
schaftsgebrauch  bis  15.  August  1916  braucht.  Als  Haus¬ 
gebrauch  können  für  Landwirte  insgesamt  18  kg  pro 
Kopf  und  Monat  für  jene  Personen  gerechnet  werden, 
die  Naturalverpflegung  genießen.  Unter  Wirtschafts¬ 
gebrauch  sind  die  in  natura  auszufolgenden  Bezüge, 
Anbausamen  sowie  die  zur  Erhaltung  und  Fütterung 
der  Haustiere  notwendigen  Quantitäten  zu  verstehen. 


Vorräte  nicht  bloß  der Kriegsproduktenaktiengesellschaft, 

sondern  auch  auf  offenem  Markte  zu  Zwecken  des 
direkten  Konsums  sowie  solchen  Kaufleuten  verkaufen 
darf,  die  sich  mit  lokalem  Kleinhandel  von  Hülsen¬ 
früchten  beschäftigen.  Nach  dem  25.  Dezember  jedoch 
ist  der  Vorrat  als  requiriert  zu  betrachten,  und  zwar  zu 
einem  um  4  K  pro  q  niedrigeren  als  dem  Maximalpreis. 

Deutschland. 

Ausfuhrverbot  für  Gamaschen.  Durch  Verordnung 
des  deutschen  Reichskanzlers  vom  24.  Oktober  1915 
wurde  die  Ausfuhr  von  Wickelgamaschen  aus  dem 
Deutschen  Reiche  verboten. 

Bekanntmachung,  betreffend  die  Fristen  des 
Wechsel-  und  Scheckrechts  für  Elsaß-Lothringen, 
Ostpreußen  u.  s.  w.  Der  Bundesrat  hat  am  21.  Ok¬ 
tober  1.  J.  folgende  AVrordnung  erlassen; 

Artikel  i.  Der  Artikel  i  der  Bekanntmachung,  be¬ 
treffend  die  Fristen  des  Wechsel-  und  Scheckrechts  für 
Elsaß-Lothringen,  Ostpreußen  u.  s.  w.  vom  22.  Juli  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  450)  wird  dahin  geändert,  daß  an  Stelle 
des  30.  Oktobers  1915  der  31.  Jänner  1916  tritt. 

Artikel  2.  Diese  Wrordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Deckung  des  Inlandsbedarfs  von  Nähfaden.  Zur 

Deckung  des  Inlandsbedarfs  von  Nähfaden  beabsichtigt 
die  deutsche  Heeresverwaltung  die  zur  Herstellung  von 
Nähfaden  erforderlichen  Ausnahmen  von  dem  Verar¬ 
beitungsverbot  für  Baumwolle  nach  folgenden  Bestim¬ 
mungen  über  die  Herstellung  von  Nähzwirnen  und  Näh¬ 
faden  zu  bewilligen: 

Den  Nähfadenfabriken  wird  gestattet  werden,  die 
Mengen  von  Rohgarnen  in  beliebigjen  Qualitäten  in 
den  Nummern  20  englisch  und  aufwärts  hersteilen  zu 
lassen,  die  zur  Erzeugung  von  einem  Drittel  des  bis¬ 
herigen  Inlandsverbrauchs  an  Nähzwirn  und  Nähfaden 
erforderlich  sind.  Die  Bewilligung  erfolgt  nur  auf  be¬ 
sonderen  Antrag  für  jeden  Einzelfall. 

Als  Grundlage  für  die  Berechnung  des  Inlandsver¬ 
brauchs  gilt  der  \  erbrauch  der  Nähfadenindustrie  an 
Rohgarnen  in  der  Zeit  vom  i.  August  1913  bis  31.  Juli 
1914  unter  Absetzung  der  Mengen  von  Rohgarn,  die 
zur  Herstellung  von  Nähfaden  für  die  Ausfuhr  und  zur 
Herstellung  von  Häkel-  und  Strickgarnen  verwendet 
wurden. 


Bezüglich  der  Spiritusbrennereien  bleiben  die  bisherigen 
Bestimmungen  in  Kraft. 

Die  vor  dem  i.  November  verkauften  Vorräte  können 
dem  Käufer  ausgefolgt  werden;  wenn  es  sich  jedoch 
um  Quantitäten  von  mehr  als  100  q  handelt,  so  muß 
dies  der  Kriegsproduktenaktiengesellschaft  sofort  ange¬ 
meldet  werden. 

Diejenigen,  die  ihre  Vorräte  nicht  anmelden,  ver¬ 
stecken  oder  verheimlichen,  sowie  diejenigen,  die  ihr 
Getreide  oder  Mehl  in  der  Zeit  vom  i.  November  bis 
25.  Dezember  einem  anderen  als  der  Kriegsprodukten- 
aktiengesellschaft  oder  deren  Kommissionären  verkaufen, 
ferner  diejenigen,  die  Getreide  oder  Mehl  entgegen 
diesen  Bestimmungen  sich  beschaffen,  nicht  minder  die¬ 
jenigen,  die  derart  verbotene  Geschäfte  vermitteln  oder 
gegen  irgend  eine  Verfügung  dieser  Verordnung  handeln, 
machen  sich  einer  Übertretung  schuldig,  die  mit  Frei¬ 
heitstrafen  bis  zu  zwei  Monaten  und  Geldstrafen  bis 
1 00  K  bestraft  wird. 

In  derselben  Verordnung  wird  auch  hinsichtlich 
der  Anmeldung  und  Requirierung  der 
B  ohne  n-,  Erbsen-  und  L  i  n  s  e  n  v  o  r  r  ä  t  e  ver- 
fügt,  und  zwar  werden  dieselben  Anordnungen  getroffen, 
wie  hinsichtlich  des  Getreides  und  Mehles.  Die  Ab¬ 
weichung  besteht  nur  darin,  daß  der  Produzent  seine 


Nähfadenfabriken,  die  nach  diesen  Grundsätzen  Garne 
durch  Spinnereien  anfertigen  lassen  wollen,  haben  spä¬ 
testens  bis  zum  30.  Oktober  1915  eine  eidesstattliche 
Versicherung  einzureichen,  aus  der  sich  die  Mengen 
von  Rohgarnen  ergeben,  die  von  ihnen  in  der  Zeit  vom 
I.  August  1913  bis  31.  Juli  1914  verarbeitet  wurden: 

a)  zu  Nähfaden  für  den  Inlandsverbrauch, 

b)  zu  Nähfaden  für  die  Ausfuhr  und 

c)  zu  Häkel-  und  Strickgarnen. 

Hierbei  sind  auch  die  auf  die  Beteiligungsziffer  jeder 
Nähfadenfabrik  anzurechnenden  Garnmengen  anzugeben, 
die  seit  dem  i.  Oktober  1915  auf  Grund  von  Ausnahme¬ 
bewilligungen  der  Kriegsrohstoffabteilung  oder  auf 
Grund  von  Belegscheinen  bereits  bezogen  worden  sind. 

Von  der  Kriegsrohstoffabteilung  wird  auf  der  in 
Abs.  I  und  2  bezeichneten  Grundlage  eine  Beteiligungs¬ 
ziffer  für  jede  Nähfadenfabrik  festgesetzt,  die  deren  An¬ 
teil  an  der  gesamten  deutschen  Erzeugung  von  Näh¬ 
faden  (Häkel-  und  Strickgarne  ausgeschlossen)  des 
Jahres  1913/14  entspricht. 

Zwecks  Anfertigung  der  zur  Nähfadenerzeugung 
nötigen  Garne  ist  der  bei  dem  Webstoffmeldeamt  der 
Kriegsrohstoffabteilung  erhältliche  Vordruck  eines  Frei¬ 
gabeantrags  auszufüllen.  In  den  Vordruck  ist  die  Spin¬ 
nerei,  die  den  Auftrag  erhält,  sowie  die  bestellte  Garn- 
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menge  einzutragen.  Für  jede  Spinnerei  ist  ein  besonderer 
Freigabeantrag  auszufüllen.  Die  von  einer  Nähfaden¬ 
fabrik  gestellten  Anträge  sind  fortlaufend  zu  nume¬ 
rieren.  Der  ordnungsmäßig  ausgefüllte  Vordruck  ist  der 
Kriegsrobstoffabteilung  Sektion  W  II  zur  Prüfung  ein¬ 
zureichen,  die  ihn,  so  lange  die  der  einzelnen  Näh¬ 
fadenfabrik  zustehende  Beteiligungsziffer  nicht  über¬ 
schritten  wird,  mit  dem  Genehmigungsvermerk  versieht 
und  an  die  Spinnerei  weiter  gibt.  Auf  Grund  des  Ge¬ 
nehmigungsvermerks  ist  die  Spinnerei  zur  Anfertigung 
der  in  dem  Vordruck  bezeichneten  Menge  Garn  bis  zum 
20.  Dezember  1915  berechtigt. 

Die  auf  Grund  derartiger  Freigaben  bezogenen 
Mengen  Garn  dürfen  nur  zu  Nähfaden,  nicht  zu  Häkel¬ 
oder  Strickgarnen  verarbeitet  werden. 

Belegscheine  werden  für  die  Anfertigung  von  Näh¬ 
faden  nicht  mehr  erteilt.  Die  einzelnen  Nähfadenfabriken 
bereits  gewährten  Ausnahmebewilligungen  kommen  in 
Fortfall. 

Regelung  der  Butterpreise.  Der  Bundesrat  hat  am 
22.  Oktober  1915  beschlossen: 

§  I.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  Grundpreise 
für  Butter  am  Berliner  Markte  festzusetzen.  Der  Grund¬ 
preis  ist  der  Preis,  den  der  Hersteller  beim  Verkauf  im 
Großhandel  frei  Berlin,  einschließlich  Verpackung, 
fordern  kann. 

Die  Grundpreise  werden  unter  Berücksichtigung  der 
Gestehungskosten  und  der  Marktlage  von  einem  Sach¬ 
verständigenausschuß,  dessen  Zusammensetzung  und 
Verfahren  der  Reichskanzler  bestimmt,  ermittelt  und 
laufend  nachgeprüft. 

§  2.  Die  Grundpreise  sind  für  das  Reichsgebiet  maß¬ 
gebend,  soweit  nicht  gemäß  §  3  abweichende  Bestim¬ 
mungen  getroffen  werden. 

§  3.  Zur  Berücksichtigung  der  besonderen  Marktver¬ 
hältnisse  in  den  verschiedenen  Wirtschaftsgebieten 
können  die  Landeszentralbehörden  mit  Zustimmung  des 
Reichskanzlers  für  ihren  Bezirk  oder  Teile  ihres  Be¬ 
zirks  Abweichungen  von  den  Grundpreisen  anordnen. 

Bei  Verschiedenheit  der  Preise  am  Orte  der  gewerb¬ 
lichen  Niederlassung  des  Käufers  und  des  Verkäufers 
sind  die  für  den  letzteren  Ort  geltenden  Preise  maß¬ 
gebend. 

§  4.  Der  Reichskanzler  erläßt  Vorschriften  über  die 
Preisstellung  für  den  Weiterverkauf  im  Großhandel  und 
im  Kleinhandel. 

§  5.  Gemeinden  mit  mehr  als  10.000  Einwohnern  sind 
verpflichtet,  andere  Gemeinden  sowüe  Kommunalverbände 
sind  berechtigt  und  auf  Anordnung  der  Landeszentral¬ 
behörde  verpflichtet,  Höchstpreise  für  den  Kleinhandel 
mit  Butter  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  ört¬ 
lichen  Verhältnisse  festzusetzen.  Die  Höchstpreise 
müssen  sich  innerhalb  der  vom  Reichskanzler  festge¬ 
setzten  Grenzen  (§  4)  halten.  Soweit  Preisprüfungs¬ 
stellen  bestehen,  sind  diese  vor  der  Festsetzung  der 
Höchstpreise  zu  hören. 

Sind  die  Höchstpreise  am  Orte  der  gewerblichen 
Niederlassung  des  Verkäufers  andere  als  am  Wohnort 
des  Käufers,  so  sind  die  ersteren  maßgebend. 

§  6.  Gemeinden  können  sich  miteinander  und  mit  Kom¬ 
munalverbänden  zur  gemeinsamen  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  (§  5)  vereinigen. 

Die  Landeszentralbehörden  können  Kommunalver¬ 
bände  und  Gemeinden  zur  gemeinsamen  Festsetzung 
von  Höchstpreisen  vereinigen. 

§  7.  Soweit  die  Höchstpreise  für  einen  größeren  Bezirk 
geregelt  w^erden,  ruht  die  Verpflichtung  oder  die  Be¬ 
fugnis  der  zu  dem  Bezirke  gehörenden  Gemeinden  und 
Kommunalverbände. 

§  8.  Die  auf  Grund  dieser  Verordnung  festgesetzten 
Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  be¬ 


treffend  Höchstpreise  vom  4.  August  1914  in  der 
Fassung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914 
(R.-G.-Bl.  S.  516)  in  Verbindung  mit  der  Bekannt¬ 
machung  vom  23.  September  1915  (R.-G.-Bl.  S.  603). 

§  9.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  des  §  3-  Sie  können  anordnen, 
daß  die  Festsetzungen  nach  §  5  anstatt  durch  die  Ge¬ 
meinden  und  Kommunalverbände  durch  deren  Vorstand 
erfolgen.  Sie  bestimmen,  wer  als  Kommunalverband,  als 
Gemeinde  oder  als  Vorstand  im  Sinne  dieser  Verord¬ 
nung  anzusehen  ist. 

§  10.  Als  Kleinhandel  im  Sinne  dieser  Verordnung 
gilt  der  Verkauf  an  den  Verbraucher,  soweit  er  nicht 
Mengen  von  mehr  als  5  kg  zum  Gegenstände  hat. 

§  II.  Der  Reichskanzler  ist  befugt,  über  ausländische 
Butter  besondere  Vorschriften  zu  erlassen. 

§  12.  Wer  den  nach  §  ii  erlassenen  Vorschriften 
zuwiderhandelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  (22.  Oktober  1915)  ^11  Kraft.  Der  Reichskanzlei- 
bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Festsetzung  der  Grundpreise  für  Butter  und  die 
Preisstellung  für  den  Weiterverkauf.  Eine  amtliche 
Bekanntmachung  vom  24.  Oktober  1915  bestimmt: 

I.  Der  Preis  für  Butter,  den  der  Hersteller  beim  Ver¬ 
kauf  im  Großhandel  frei  Berlin,  einschließlich  Ver¬ 
packung,  fordern  kann  (Grundpreis),  wird  bis  auf 
weiteres 

für  Handelsware  T  auf  höchstens  240  M. 

„  „  II  -  230  „ 

„  „  ni  „  215  „ 

„  abfallende  Ware  „  ,,  180  „ 

für  50  kg  festgesetzt. 

II.  Der  Zuschlag  für  den  Weiterverkauf  darf 
höchstens  betragen  beim  Verkauf 


im  Großhandel . 4M. 

im  Kleinhandel . n  ,, 

auf  je  50  kg. 


III.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  i.  November 
1915  in  Kraft. 

Vornahme  einer  Erhebung  der  Vorräte  von 
Brotgetreide,  Hafer  und  Mehl  am  16.  November 
1915.  Der  Bundesrat  hat  am  22.  Oktober  1915  folgende 
Verordnung  erlassen: 

§  I.  Am  16.  November  1915  findet  eine  Aufnahme  der 
Vorräte  von  Brotgetreide,  Hafer  und  Mehl  statt. 

§  2.  Die  Aufnahme  der  Brotgetreide-  und  Hafervor¬ 
räte  erstreckt  sich  auf  sämtliche  landwirtschaftliche 
Betriebe. 

Die  Aufnahme  der  Mehlvorräte  erstreckt  sich  auf  die 
Unternehmer  landwirtschaftlicher  Betriebe,  die  nach 
§  6  der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Brotgetreide 
und  Mehl  aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  363)  das  Recht  als  Selbstversorger  in 
Anspruch  genommen  haben. 

Außerdem  sind  die  Brotgetreide-,  Hafer-  und  Mehl¬ 
vorräte  festzustellen,  die  sich  im  Gewahrsam  von  Kom¬ 
munalverbänden  oder  für  einen  Kommunalverband  als 
Empfänger  am  Erhebungstag  auf  dem  Transporte  be¬ 
finden  oder  von  Konnnunalverbänden  bereits  an  Bäcker, 
Konditoren  und  Händler  sowie  an  Tierhalter  abgegeben, 
aber  am  16.  November  1915  noch  vorhanden  sind. 

§  3.  Zur  Aufnahme  der  Vorräte  und  wahrheitsgemäßen 
Anzeige  der  vorhandenen  Vorräte  sind  die  Betriebs¬ 
inhaber  oder  deren  Vertreter  verpflichtet. 

§  4.  Die  Aufnahme  soll  die  Vorräte  der  nachstehend 
aufgeführten  Getreide-  und  Mehlarten  erfassen,  die  sich 
in  der  Nacht  vom  15.  zum  16.  November  1915  im  Ge¬ 
wahrsam  der  zur  Angabe  Verpflichteten  befunden  haben. 


692 


DAS  HANDELSMUSEUM. 


[4.  NOVEMBER  1915 


^  oj  Roggen,  Weizen,  Spelz  (Dinkel,  Fesen)  sowie 
Einer  und  Einkorn,  allein  oder  mit  anderem  Getreide 
außer  Hafer  gemischt; 

b)  Hafer  sowie  Mengkorn  und  Mischfrucht,  worin  sich 
Hafer  befindet; 

Roggen-  und  l\'eizenmehl  (auch  Dunst),  allein  oder 
mit  anderem  Mehl  gemischt,  einschließlich  des  zur 
menschlichen  Ernährung  dienenden  Schrotes  und  Schrot¬ 
mehls. 

\Mrrate,  die  in  fremden  Speichern,  Getreideböden, 
Schrannen,  Schiffsräumen  und  dergleichen  lagern  oder 
von  Selbstversorgern  oder  Kommunalverbänden  an 
Trocknungsanstalten  oder  Mühlen  zum  Trocknen  oder 
Vermahlen  überwiesen  worden  sind,  sind  vom  Wr- 
fügungsberechtigten  anzugeben,  auch  dann,  wenn  er  die 
\  orräte  nicht  unter  eigenem  Verschlüsse  hat. 

§  5.  Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht: 

a)  auf  \  orräte,  die  im  Eigentume  des  Reiches,  eines 
Bundesstaats  oder  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im 
Eigentum  eines  Mihtärfiskus  oder  der  Marineverwaltung 
stehen ; 

b)  auf  Vorräte,  die  im  Eigentume  der  Reichsgetreide¬ 
stelle  G.  m.  b.  H.  oder  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  b.  H.  stehen; 

c)  auf  Hinterkorn  und  Hinterkornschrot,  das  von 
einem  Kommunalverbande,  sowie  auf  zur  menschlichen 
Ernährung  ungeeignetes  Brotgetreide  und  Mehl,  das  von 
der  Reichsgetreidestelle  zum  Verfüttern  freigegeben 
worden  ist ; 

d)  auf  Brotgetreideschrot,  das  von  der  Reichsgetfeide- 
stelle  zum  Wrfüttern  freigegeben  worden  ist. 

§  6.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  zur  Aus¬ 
führung  der  Erhebung  erforderlichen  ATrordnungen  unc 
Bekanntmachungen. 

§  7.  Die  Erhebung  der  Vorräte  erfolgt  gemeindeweise. 
Die  Ausführung  der  Erhebung  liegt  den  Gemeinde 
behörden  ob.  Sie  erfolgt  grundsätzlich  durch  Ortslisten. 
Die  Landeszentralbehörden  können  bestimmen,  inwieweit 
neben  oder  an  Stelle  von  Ortslisten  Anzeigeformulare 
zu  verwenden  sind.  Bei  der  Erhebung  kommen  folgende 
Drucksachen^)  in  Anwendung: 

I.  Ortsliste, 

H.  Zusammenstellungsmuster, 

HL  Anzeige. 

Diese  Drucksachen  sind  für  die  Ausführung  der  Er 
hebung  hinsichtlich  des  Inhalts  maßgebend.  Die  Landes¬ 
zentralbehörden  sind  berechtigt,  Änderungen  der  Fassung 
der  Ortsliste  und  Anzeige  vorzunehmen. 

§  8.  Die  Bevölkerung  ist  in  geeigneter  Weise  auf  die 
bevorstehende  Erhebung  aufmerksam  zu  machen.  Die 
mit  der  Durchführung  der  Erhebung  betrauten  Behörden 
haben  die  Verteilung  der  Drucksachen  an  die  Gemeinde¬ 
behörden  so  zeitig  vorzunehmen,  daß  das  Ausfüllen  der 
Zählpapiere  am  16.  November  1915  erfolgen  kann.  Die 
Gemeindebehörden  haben  die  abgeschlossenen  Orts¬ 
listen  bis  zum  20.  November  1915  an  die  Kommunal¬ 
verbände  einzusenden. 

Die  Kommunalverbände  haben  bis  zum  27.  November 
1915  der  von  der  Landeszentralbehörde  bestimmten  Be¬ 
hörde  eine  Zusammenstellung  der  vorhandenen  Vor¬ 
räte  einzureichen.  \'orräte  an  ausländischem  Brot¬ 
getreide  oder  Mehl,  die  nach  dem  31.  Januar  1915,  sowie 
\  orräte  an  ausländischem  Hafer,  die  nach  dem  16.  Fe¬ 
bruar  1915  aus  dem  Ausland  eingeführt  wurden  und  sich 
nach  der  Kenntnis  des  Kommunalverbandes  im  Bezirke 
befinden,  sind  gesondert  anzugeben. 

Die  Landeszentralbehörden  haben  bis  zum  ii.  De¬ 
zember  T915  der  Reichsgetreidestelle  ein  Verzeichnis  der 
vorhandenen  Vorräte  an  Brotgetreide  und  Mehl,  der 
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Reichsfuttermittelstelle  ein  solches  der  Vorräte  an 
Hafer  nach  Kommunalverbänden  einzureichen. 

§  9.  Die  Herstellung  und  Versendung  der  Druck¬ 
sachen  erfolgt  durch  die  mit  der  Durchführung  der  Er¬ 
hebung  betrauten  Landesbehörden.  Die  durch  die  Her¬ 
stellung  und  V  ersendung  der  Drucksachen  entstehenden 
Kosten  werden  den  Landesbehörden  ersetzt. 

§  10.  Die  zuständige  Behörde  oder  die  von  ihr  beauf¬ 
tragten  Beamten  sind  befugt,  zur  Ermittlung  richtiger 
Angaben  V'orrats-  und  Betriebsräume  oder  sonstige  Auf- 
bew  ahrungsorte,  wo  V  orräte  von  Brotgetreide,  Hafer 
oder  Mehl  zu  vermuten  sind,  zu  untersuchen  und  die 
Bücher  des  zur  Anzeige  Verpflichteten  zu  prüfen. 

§  II.  Wer  vorsätzlich  die  Anzeige,  zu  der  er  auf 
Grund  dieser  Verordnung  verpflichtet  i.st,  nicht  in  der 
gesetzten  hrist  erstattet  oder  wissentlich  unrichtige  oder 
unvollständige  Angaben  macht,  wird  mit  Gefängnis  bis 
zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M. 
bestraft;  auch  können  die  V^orräte,  die  verschwiegen 
sind,  im  Urteil  als  dem  Staate  verfallen  erklärt  werden. 

WTr  fahrlässig  die  Anzeige,  zu  der  er  auf  Grund 
dieser  Verordnung  verpflichtet  ist,  nicht  in  der  gesetzten 
hrist  erstattet  oder  unrichtige  oder  unvollständige  An¬ 
gaben  macht,  wird  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000  M.  oder 
im  ■Unvermögensfalle  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  bestraft. 

§  12.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  V^er- 
kündung  (22.  Oktober  1915)  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Regelung  der  Kar¬ 
toffelpreise.  Der  Bundesrat  hat  am  28.  Oktober  1.  L 
beschlossen: 

§  I.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  nach  Preis¬ 
gebieten  getrennt,  für  Kartoffeln  Höchstpreise  festzu¬ 
setzen,  die  beim  Verkauf  im  Großhandel  durch  den 
Kartoffelerzeuger  nicht  überschritten  werden  dürfen. 

Die  Höchstpreise  eines  Bezirkes  gelten  für  die  in 
diesem  Bezirke  erzeugten  Kartoffeln. 

Die  Höchstpreise  gelten  für  Lieferung  ohne  Sack  und 
für  Barzahlung  bei  Empfang;  wird  der  Kaufpreis  ge¬ 
stundet,  so  dürfen  bis  zu  zwei  vom  Hundert  Jahres¬ 
zinsen  über  Reichsbankdiskont  hinzugeschlagen  werden. 
Die  Höchstpreise  schließen  die  Kosten  des  Transportes 
bis  zum  nächsten  Güterbahnhofe,  bei  Wassertransport 
bis  zur  nächsten  Anlegestelle  des  Schiffes  oder  Kahnes 
und  der  Kosten  der  Verladung  ein. 

Die  Höchstpreise  werden  von  einem  Sachverständigen- 
ausschusse,  dessen  Zusammensetzung  und  Verfahren  der 
Reichskanzler  bestimmt,  nachgeprüft. 

§  Her  Reichskanzler  erläßt  V  orschriften  über  die 
Preisstellung  für  den  Weiterverkauf  im  Großhandel  und 
im  Kleinhandel. 

§  3.  Zur  Berücksichtigung  der  besonderen  Markt- 
lerhältnisse  in  den  verschiedenen  VV’^irtschaftsgebieteu 
A'önneii  die  Landeszentralbehörden  mit  Zustimmung  des 
Reichskanzlers  für  ihren  Bezirk  oder  Teile  ihres  Be¬ 
zirkes  Abweichungen  von  den  gemäß  §§  i  und  2  für 
den  V'erkauf  und  den  Weiterverkauf  im  Großhandel  und 
im  Kleinhandel  festgesetzten  Preisen  anordnen. 

Bei  Verschiedenheit  der  Preise  am  Orte  der  gewerb- 
ichen  Niederlassung  des  Käufers  und  des  Verkäufers 
sind  die  für  den  letzteren  Ort  geltenden  Preise  maß¬ 
gebend. 

§  4.  Gemeinden  mit  mehr  als  zehntausend  Einwohnern 
sind  verpflichtet,  andere  Gemeinden  sowie  Kommunal- 
x'erbände  sind  berechtigt  und  auf  Anordnung  der  Landes¬ 
zentralbehörde  oder  der  von  ihr  bestimmten  Behörden 
erpflichtet,  Höchstpreise  für  den  Kleinhandel  mit  Kar¬ 
toffeln  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  örtlichen 
V  erhältnisse  festzusetzen.  Die  Höchstpreise  müssen  sich 
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innerhalb  der  nach  §§  2  und  3  festgesetzten  Grenzen 
halten.  Soweit  Preisprüfungsstellen  bestehen,  sind  diese 
vor  der  Festsetzung  der  Höchstpreise  zu  hören. 

Sind  die  Höchstpreise  am  Orte  der  gewerblichen 
Niederlassung  des  Verk.äufers  andere  als  am  Wohnort 
des  Käufers,  so  sind  die  crsteren  maßgebend. 

§  5.  Gemeinden  können  sich  miteinander  und  mit 
Kommunalverbänden  zur  gemeinsamen  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  (§4)  vereinigen. 

Die  Landeszentralbehörden  können  Kommunalverbände 
und  Gemeinden  zur  gemeinsamen  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  vereinigen. 

§  6.  Soweit  die  Plöchstpreise  für  einen  größeren  Be¬ 
zirk  geregelt  werden,  ruht  die  Verpflichtung  oder  die 
Befugnis  der  zu  dem  Bezirke  gehörenden  Gemeinden 
und  Kommunalverbände. 

§  7.  Die  auf  Grund  dieser  Verordnung  festgesetzten 
Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  be¬ 
treffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914  in  der 
Fassung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914 
(R.-G.-Bl.  S.  516)  in  Verbindung  mit  den  Bekannt¬ 
machungen  vom  21.  Januar  1915  (R.-G.-Bl.  S.  25)  und 
vom  23.  September  1915  (R.-G.-Bl.  S.  603).  Die  Be¬ 
fugnisse  aus  §  2  und  §  4  des  Gesetzes,  betreffend  Höchst¬ 
preise,  erleiden  jedoch  gegenüber  den  Kartoffelerzeugern 
folgende  Einschränkungen : 

1.  Die  Anordnung  wegen  Übertragung  des  Eigentums 
und  die  Aufforderung  zum  Verkauf  ist  nur  zulässig 
gegenüber  Kartoffelerzeugern  mit  mehr  als  i  ha  Kar¬ 
toffelanbaufläche. 

2.  Durch  die  Übertragung  des  Eigentums  und  die  Auf¬ 
forderung  zum  Verkaufe  darf  höchstens  über  zwanzig 
\om  Hundert  der  gesamten  Kartoffelernte  eines  Kar¬ 
toffelerzeugers  verfügt  werden. 

Auf  die  Mengen,  die  hiernach  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  sind  die  Mengen  anzurechnen,  die  der 
Landwirt  bereits  nachweislich  nach  dem  10.  Oktober 
1915  als  Speisekartoffeln  verkauft  hat.  Der  Anordnung, 
durch  die  enteignet  wird,  hat  eine  Aufforderung  an  den 
Besitzer  vorauszugehen,  die  zu  enteignende  Menge 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  auszusondern.  Kommt 
er  dieser  Aufforderung  nicht  nach,  so  kann  die  zu¬ 
ständige  Behörde  die  Aussonderung  auf  seine  Kosten 
^■ornehmen.  Das  gleiche  gilt  von  der  Anlieferung  der 
enteigneten  Kartoffeln  von  der  Niederlassung  des  Land¬ 
wirtes  bis  zum  nächsten  Güterbahnhofe. 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  können 
anordnen,  daß  die  Festsetzungen  nach  §  4  anstatt  durch 
die  Gemeinden  und  Kommunalverbände  durch  deren 
Vorstand  erfolgen.  Sie  bestimmen,  wer  als  Kommunal- 
^■erband,  als  Gemeinde  oder  als  Vorstand  im  Sinne 
dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 

§  9.  Als  Kleinhandel  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt 
der  Verkauf  an  den  Verbraucher,  soweit  er  nicht  Mengen 
von  mehr  als  500  kg  zum  Gegenstände  hat. 

§  IO.  Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den 
\"orschriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

Er  ist  befugt,  über  ausländische  Kartoffeln  besondere 
Vorschriften  zu  erlassen. 

§  II.  Wer  den  nach  §  10,  Absatz  2,  erlassenen  Vor¬ 
schriften  zuwiderhandelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzehn¬ 
hundert  Mark  bestraft. 

§  12.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Festsetzung  der  Höchstpreise  für  Kartoffeln  und 
die  Preisstellung  für  den  Weiterverkauf.  Auf  Grund 
der  §§  I  und  2  der  Bekanntmachung  über  die  Regelung 


der  Kartoffelpreise  vom  28.  Oktober  1915  wird  folgendes 
bestimmt: 

1.  Der  Höchstpreis  für  Kartoffeln  beim  Verkaufe 
durch  den  Kartoffelcrzeuger  im  Großhandel  beträgt  für 
die  Tonne: 

in  den  preußischen  Provinzen  Ostpreußen,  West¬ 
preußen,  Posen,  Schlesien,  Pommern,  Brandenburg,  in 
den  Großherzogtümern  Mecklenburg-Schwerin,  Mecklen- 
burg-Strelitz  55  M.; 

in  der  preußischen  Provinz  Sachsen,  im  Kreise  Herr¬ 
schaft  Schmalkalden,  im  Königreiche  Sachsen,  im  Groß¬ 
herzogtum  Sachsen  ohne  die  Enklave  Ostheim  a.  Rhön, 
im  Kreise  Blankenburg,  im  Alte  Calvörde,  in  den  Herzog¬ 
tümern  Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg,  Sachsen- 
Koburg  und  Gotha  ohne  die  Enklave  Amt  Königsberg 
1.  Fr.,  Anhalt,  in  rlen  Fürstentümern  Schwarzburg- 
Sondershausen,  Schwarzburg- Rudolstadt,  Reuß  ä.  L., 
Reuß  j.  L.  57  M.; 

in  den  preußischen  Provinzen  Schleswig-Holstein, 
Hannover,  Westfalen  ohne  den  Regierungsbezirk  Arns¬ 
berg  und  den  Kreis  Recklinghausen,  im  Kreise  Graf¬ 
schaft  Schaumburg',  im  Großherzogtum  Oldenburg  ohne 
das  Fürstentum  Birkenfeld,  im  Herzogtume  Braun¬ 
schweig  ohne  den  Kreis  Blankenburg  und  das  Amt  Cal¬ 
vörde,  in  den  Fürstentümern  Schaumburg-Lippe,  Lippe, 
in  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg  59  M.; 

in  den  übrigen  Teilen  des  Deutschen  Reiches  61  M. 

H.  Der  Kleinhandelshöchstpreis  darf  den  Erzeuger¬ 
höchstpreis  des] engen  Preisgebietes,  in  welches  die  Kar¬ 
toffeln  zum  Wrbrauche  geschafft  werden,  um  nicht  mehr 
als  insgesamt  M.  1-30  für  50  kg  übersteigen. 

HI.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Einschränkung  des  Fleisch-  und  Fettverbrauchs. 

Der  Bundesrat  hat  am  28.  Oktober  1.  J.  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen : 

§  I.  Dienstag  und  Freitag  dürfen  Fleisch,  Fleisch¬ 
waren  und  Speisen,  die  ganz  oder  teilweise  aus  Fleisch 
bestehen,  nicht  gewerbsmäßig  an  Verbraucher  verabfolgt 
werden.  Dies  gilt  nicht  für  die  Lieferung  unmittelbar 
an  die  Heeresverwaltungen  und  an  die  Marine- 
^■erwaltung. 

§  2.  In  Gastwirtschaften,  Schank-  und  Speisewirt¬ 
schaften  sowie  in  Vereins-  und  Erfrischungsräumen 
dürfen 

I.  Montag  und  Donnerstag  Fleisch,  Wild,  Geflügel, 
Fisch  und  sonstige  Speisen,  die  mit  Fett  oder  Speck  ge¬ 
braten,  gebacken  oder  geschmort  sind  sowie  zerlassenes 
Fett  mul 

2.  Samstag  Schweinefleisch 
nicht  verabfolgt  werden. 

Gestattet  bleibt  die  Verabfolgung  des  nach  Nr.  i 
xler  2  verbotenen  Fleisches  als  Aufschnitt  auf  Brot. 

§  3.  Als  Fleisch  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt 
Rind-,  Kalb-,  Schaf-,  Schweinefleisch  sowie  Fleisch  von 
Geflügel  und  Wild  aller  Art.  Als  Fleischwaren  gelten 
Fleischkonserven,  Würste  aller  Art  und  Speck.  Als  Fett 
gilt  Butter  und  Butterschmalz,  Öl,  Kunstspeisefette 
..Iler  Art,  Rinder-,  Schaf-  und  Schweinefett. 

§  4.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  Polizei 
beauftragten  Sachverständigen  sind  befugt,  in  die  Ge¬ 
schäftsräume  der  dieser  Verordnung  unterliegenden 
l’ersonen,  insbesondere  in  die  Räume,  in  denen  Fleisch, 
l'Ieischwaren  und  Fett  gelagert,  zubereitet,  feilgehalten 
oder  verabfolgt  werden,  jederzeit  einzutreten,  daselbst 
Besichtigungen  vorzunehmen,  Geschäftsaufzeichnungen 
einzusehen,  auch  nach  ihrer  Auswahl  Proben  zum  Zwecke 
der  Untersuchung  gegen  Empfangsbestätigung  zu  ent- 
nehinen. 
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Die  Unternehmer  sowie  die  von  ihnen  bestellten  Be¬ 
triebsleiter  und  Aufsichtspersonen  sind  verpflichtet,  den 
Beamten  der  Polizei  und  den  Sachverständigen  Aus¬ 
kunft  über  das  Verfahren  bei  Herstellung  ihrer  Erzeug¬ 
nisse,  über  die  zur  Erarbeitung  gelangenden  Stoffe  und 
deren  Herkunft  sowie  über  Art  und  Umfang  des  Ab¬ 
satzes  zu  erteilen. 

§  5.  Die  Sachverständigen  sind,  vorbehaltlich  der 
dienstlichen  Berichterstattung  und  der  Anzeige  der  Ge¬ 
setzwidrigkeiten,  verpflichtet,  über  die  Einrichtungen  und 
Geschäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht  zu 
ihrer  Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu  beob¬ 
achten  und  sich  der  Mitteilung  und  Verwertung  der  Ge¬ 
schäfts-  und  Betriebsgeheimnisse  zu  enthalten.  Sie  sind 
hierauf  zu  vereidigen. 

§  6.  Die  Unternehmer  haben  einen  Abdruck  dieser 
X'erordnung  in  ihren  \^erkaufs-  und  Betriebsräumen  aus¬ 
zuhängen. 

§  7.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1300  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft; 

1.  wer  den  \Mrschriften  des  §  i  oder  des  §  2  zuwider¬ 
handelt  ; 

2.  wer  den  Vorschriften  des  §  3  zuwider  Erschwiegen- 
heit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteilung  von  Geschäfts¬ 
oder  Betriebsgeheimnissen  sich  nicht  enthält; 

3.  \^•er  den  nach  §  6  vorgeschriebenen  Aushang  unter¬ 
läßt  ; 

4.  wer  den  nach  §  10  erlassenen  Ausführungsvor¬ 
schriften  zuwiderhandelt. 

Tn  dem  Falle  der  Nr.  2  tritt  die  Verfolgung  nur  auf 
Antrag  des  Unternehmers  ein. 

§  8.  Die  zuständige  Behörde  kann  Gastwirtschaften, 
Schank-  und  Speisewirtschaften,  Vereins-  und  Erfri¬ 
schungsräume  schließen,  deren  Unternehmer  oder  Be¬ 
triebsleiter  sich  in  Befolgung  der  Pflichten  unzuver¬ 
lässig  zeigen,  die  ihnen  durch  diese  Verordnung  oder  die 
dazu  erlassenen  Ausführungsbestimmungen  auferlegt 
sind.  Das  gleiche  gilt  für  sonstige  Geschäfte,  in  denen 
Fleisch,  l'leischwaren  und  Speisen,  die  ganz  oder  teil¬ 
weise  aus  Fleisch  bestehen,  feilgehalten  werden. 

Gegen  die  Verfügung  ist  Beschwerde  zulässig.  Uber 
die  Beschwerde  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig.  Die  Beschwerde  bewirkt  keinen  Auf¬ 
schub. 

§  9.  Die  \^orschriften  dieser  Verordnung  finden  auch 
auf  Verbrauchsvereinigungen  Anwendung. 

§  IO.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Be¬ 
stimmungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie 
bestimmen,  wer  als  zuständige  Behörde  und  als  höhere 
\^erwaltungsbehörde  im  Sinne  dieser  Verordnung  an¬ 
zusehen  ist. 

L)ie  I.andeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be- 
zeichneten  Behörden  sind  befugt,  an  Stelle  der  in  den 
§§  I  und  2  bezeichneten  Tage  andere  zu  bestimmen 
sowie  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  in  den  §§  i 
bis  3  zu  gestatten. 

§  IT.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  i.  November 
1913  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit- 
])unkt  des  Außerkrafttretens. 

Regelung  der  Fisch-  und  Wildpreise.  Eine  Ver¬ 
ordnung  vom  28.  Oktober  1.  J.  bestimmt: 

§  T.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  Preise  für 
l’ische  und  Wild  im  Großhandel  am  Berliner  Markte 
nach  Anhörung  von  Sachverständigen  festzusetzen 
(Grundpreis). 

Die  Grundpreise  werden  unter  Berücksichtigung  der 
Gestehungskosten  und  der  Marktlage  von  einem  Sach- 
verständigenausschusse,  dessen  Zusammensetzung  und 
\  erfahren  der  Reichskanzler  bestimmt,  laufend  nach¬ 
geprüft. 


§  2.  Die  Grundpreise  sind  für  das  Reichsgebiet  maß¬ 
gebend,  soweit  nicht  gemäß  §  3  abweichende  Bestim¬ 
mungen  getroffen  werden. 

§  3.  Zur  Berücksichtigung  der  besonderen  Markt¬ 
verhältnisse  in  den  verschiedenen  Wirtschaftsgebieten 
können  die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Behörden  für  ihren  Bezirk  oder  Teile  ihres 
Bezirkes  Abweichungen  von  den  Grundpreisen  an¬ 
ordnen. 

Bei  Verschiedenheit  der  Preise  am  Orte  der  gewerb¬ 
lichen  Niederlassung  des  Käufers  und  des  Verkäufers 
sind  die  für  den  letzteren  Ort  geltenden  Preise  maß¬ 
gebend. 

§  4.  Insoweit  Grundpreise  gemäß  §  i  festgesetzt  sind, 
sind  Gemeinden  mit  mehr  als  zehntausend  Einwohnern 
verpflichtet,  andere  Gemeinden  sowie  Kommunalverbände 
berechtigt  und  auf  Anordnung  der  Landeszentralbehörde 
verpflichtet,  Höchstpreise  im  Kleinhandel  mit  Fischen 
und  Wild  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  ört¬ 
lichen  Verhältnisse  festzusetzen.  Der  Reichskanzler  ist 
befugt,  Vorschriften  über  die  Grenzen  zu  erlassen,  inner¬ 
halb  deren  sich  die  Kleinhandelshöchstpreise  zu  bewegen 
haben.  Soweit  Prüfungsstellen  bestehen,  sind  diese  vor 
der  Festsetzung  zu  hören. 

Sind  die  Höchstpreise  am  Orte  der  gewerblichen 
Niederlassung  des  Verkäufers  andere  als  am  Wohnort 
des  Käufers,  so  sind  die  ersteren  maßgebend. 

§  3.  Gemeinden  können  sich  miteinander  und  mit 
Kommunalverbänden  zur  gemeinsamen  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  (§  4)  vereinigen. 

Die  Landeszentralbehörden  können  Kommunal¬ 
verbände  und  Gemeinden  zur  gemeinsamen  Festsetzung 
von  Höchstpreisen  vereinigen. 

§  6.  Soweit  die  Höchstpreise  für  einen  größeren  Be¬ 
zirk  geregelt  werden,  ruht  die  Verpflichtung  oder  die 
Befugnis  der  zu  dem  Bezirke  gehörenden  Gemeinden 
und  Kommunalverbände. 

§  7.  Die  auf  Grund  dieser  Verordnung  festgesetzten 
Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  be¬ 
treffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914  in  der 
Fassung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914 
(R.-G.-Bl.  S.  316)  in  Verbindung  mit  der  Bekannt¬ 
machung  vom  23.  September  1915  (R.-G.-Bl.  S.  603). 

§  8.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  des  §  4.  Sie  können  anordnen, 
daß  die  Festsetzungen  nach  §  4  anstatt  durch  die  Ge¬ 
meinden  und  ICommunalverbände  durch  deren  Vorstand 
erfolgen.  Sie  bestimmen,  wer  als  Kommunalverband,  als 
Gemeinde  oder  als  Vorstand  im  Sinne  dieser  Verordnung 
anzusehen  ist. 

§  9.  Als  Kleinhandel  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt 
der  Verkauf  an  den  Verbraucher,  soweit  er  nicht  Mengen 
von  mehr  als  10  kg  zum  Gegenstände  hat. 

§  IO.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  November  1913 
in  Ivraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt 
des  Außerkrafttretens. 

Niederlande. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königlichen  Beschluß 
vom  18.  Oktober  1913,  kundgemacht  am  20.  Oktober 
1913,  wurde  die  Ausfuhr  nachstehender  Waren  verboten: 
Baumwollsamenöl,  Kokosöl,  Kokosfett,  Sesamöl,  Soyaöl, 
Erdnußöl  und,  insoferne  die  Ausfuhr  nicht  bereits  ver¬ 
boten  ist,  von  allen  eßbaren  Fetten  mit  Ausnahme  von 
Margarine,  insoferne  dieselbe  durch  ihre  Zubereitung 
mit  Milch  und  Milchbestandteilen  geeignet  angefertigt 
ist,  um  Butter  zu  ersetzen. 

Ferner  wurde  vom  20.  Oktober  1913  an  die  Ausfuhr 
von  rundem,  viereckigem  und  sechseckigem  Stabeisen 
und  Stabstahl  über  40  mm  Seitendurchmesser,  sowie 
Werkzeugstahl,  gleichgültig  ob  alt  oder  neu  verboten. 
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Durch  königlichen  Beschluß  vom  2i.  Oktober  1915 
wurde  vom  21.  Oktober  1915  an  die  Ausfuhr  von 
Nickel-  und  bronzenen  Scheidemünzen  des  Königreiches 
der  Niederlande  verboten. 

Temporäre  Aufhebung  und  Aufhebung  der  erwähnten 
Ausfuhrverbote  wird  in  besonderen  Fällen  Vorbehalten. 

Schließlich  wurde  ab  25.  Oktober  1915  die  Ausfuhr 
von  Flachs  verboten 


Dänemark. 
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Festsetzung  von  Maximalpreisen  für  einhei¬ 
mischen  Roggen  und  Roggenkleie.  Eine  dänische 
Verordnung  vom  19.  Oktober  1.  J.  bestimmt: 

§  I.  Unter  dem  Maximalpreise  ist  der  höchste  Preis 
zu  verstehen,  den  ein  Inhaber  dänischen  Roggens,  er 
möge  Produzent  sein  oder  nicht,  unter  irgend  welcher 
Form  für  die  Ware  berechnen  darf,  Vergütungen  für 
den  Iransport  der  Ware  auf  Wagen  vom  Produktions¬ 
orte  bis  zur  nächsten  Eisenbahnstation,  zum  Hafen 
(Schiffseite),  zu  dem  Orte  des  Vermahlens  oder  des 
Vertriebes,  ferner  die  Kosten  der  Lagerung,  hierunter 
auch  Versicherung  und  Werfen,  jeder  Kaufmannsver¬ 
dienst  und  jede  Wrgütung  für  Schwund,  sowie  sämt¬ 
liche  sonstigen  Kosten  mit  Ausnahme  der  in  §  3  er¬ 
wähnten  mit  einbegriffen. 

§  2.  Der  Maximalpreis  für  einheimischen  Roggen 
wird  auf  K  i8'5o  pro  100  kg  guter  gesunder  Waren 
der  Ernte  1914  und  der  Ernte  1915,  Gewicht  120  hol¬ 
ländische  Pfund  nach  dem  Kopenhagener  Börsengewicht 
festgesetzt. 

Hierzu  kommt  ein  Zuschlag  von  20  Öre  pro  100  kg 
für  jedes  volle  Pfund  holländisches  Gewicht  bis  zu 
125  Pfund  (K  i9'5o)  und  ein  Abzug,  ebenfalls  von 
20  Öre  pro  100  kg  für  jedes  volle  Pfund  holländisches 
Gewicht  bis  zu  117  Pfund  (K  i7'9o).  Roggen  hol¬ 
ländischen  Gewichtes  116  Pfund  wird  ebenfalls  zu  einem 
Preise  von  K  I7‘90  berechnet,  und  für  Roggen  hol¬ 
ländischen  Gewichtes  115  Pfund  und  darunter  ist  der 
Maximalpreis  K  1770. 

Für  Bruchteile  eines  holländischen  Pfundes  und  für 
Übergewicht  von  mehr  als  125  holländische  Pfund  er¬ 
folgt  kein  Zuschlag;  auch  erfolgt  kein  zwangsweiser 
Abzug  für  Gewicht  unter  115  holländische  Pfund. 

Zahlung  laut  dem  Maximalpreise  darf  nach  keinem 
höheren  holländischen  Gewicht  berechnet  werden  als 
demjenigen,  zu  welchem  die  verkaufte  Partie  tatsächlich 
ausgewogen  ist. 

§  3.  Dem  Maximalpreise  dürfen  nur  i.  tatsächlich  er¬ 
legte,  durch  den  Eisenbahn-  und  Schiff-  oder  Boot¬ 
transport,  sowie  durch  Transport  des  Roggens  von  der 
Ankunftstation  oder  dem  Ankunfthafen,  von  der  Mühle 
oder  vom  Vertriebsorte  entstandene  Kosten,  hierunter 
Aufwinden  auf  Boden  od.  dgl.,  2.  tatsächlich  durch 
Qualitätsverbesserung  des  Roggens  durch  Ofendarre  er¬ 
legte  direkte  Kosten,  jedoch  nicht  über  i  K  pro  100  kg, 
sowie  3.  gewöhnliche  gesetzmäßige  Maklerprovision 
(jedoch  keinerlei  sonstige  Vergütung  für  das  Abschließen 
des  Geschäftes)  berechnet  werden. 

Für  Miete  von  Säcken  dürfen  höchstens  3  Öre  pro 
laufende  14  Tage  für  einen  Sack  zu  100  kg  mit  Zuschlag 
der  Kosten  bei  tatsächlich  stattgefundener  Rücksendung 
an  den  Vermieter  berechnet  werden.  Folgt  der  Sack  mit 
in  den  Kauf,  darf  nur  der  gangbare  Preis  berechnet 
werden. 


fc'J  I  I 

ilW  §  4.  Bei  Verkauf  einheimischen  Roggens  zu  Preisen, 
kK  die  mit  den  Bestimmungen  in  den  §§  i — 3  überein- 
«  stimmen,  darf  der  Verkäufer,  wenn  er  für  die  Erlegung 
..8  -  der  Kaufsumme  Aufschub  gewährt,  Zinsen  bis  zu  einem 
^  Prozent  über  dem  jederzeit  gültigen  Nationalbank- 
W  diskont  berechnen. 


§  5.  Die  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  8.  März  1915  verbleibt  in  Kraft,  jedoch 
derart,  daß  der  Maximalpreis  für  im  Inlande  herge¬ 
stellte  Roggenkleie  (hiernnter  Streumehl,  das  durch  Rei¬ 
nigen  Entfernte  etc.)  auf  16  K  pro  100  kg  festgesetzt 
wird. 

§  6.  Diese  Bekanntmachung  tritt  sofort  in  Kraft.  Sie 
übt  keinen  Einfluß  auf  die  Erfüllung  von  Verträgen  aus, 
welche  vorher  abgeschlossen  sind,  jeder  Vertrag  aber, 
der  später  abgeschlossen  wird,  gehört  unter  ihre  Bestim¬ 
mungen  und  ist,  falls  er  auf  irgend  einem  Punkte  gegen 
dieselben  streitet,  insofern  ungültig,  wobei  sowohl  Ver¬ 
käufer  als  Käufer  dem  Gesetze  vom  16.  November  1914 
gemäß  haften  (Geldstrafe  von  5  K  bis  10.000  K  oder  Ge¬ 
fängnis,  vergleiche  §  25  des  allgemeinen  Strafgesetzes). 

Maximalpreis  für  100kg  einheimischen  Roggens: 


Hollänilisclios  Gewicht  Kroren 

125  und  darül>er . IQ'SO 

124  . 19-30 

123  . 19-10 

122  . 18-90 

121  . 18-70 

120  . 18-50 

. ; . 18-30 

1 18  . 18-10 

I17  . 17-90 

1 16  . 17-90 

IIS  und  darunter . 17-70 


Ferner  Zuschlag  nach  §  3. 

Der  Maximalpreis  für  im  Inlande  hergestellte  Roggen¬ 
kleie:  16  K  pro  100  kg,  ferner  Zuschlag  laut  Bekannt¬ 
machung  vom  8.  März  1915,  §  6. 

Festsetzung  von  Maximalpreisen  für  einhei¬ 
mischen  Weizen  und  Weizenkleie.  Eine  dänische 
Verordnung  vom  19.  Oktober  1.  J.  bestimmt: 

§  I.  Unter  dem  Maximalpreise  für  dänischen  Weizen 
ist  der  höchste  Preis  zu  verstehen,  den  ein  Besitzer 
solchen  Weizens,  er  möge  Produzent  sein  oder  nicht, 
unter  irgend  einer  Form  für  die  Ware  berechnen  darf, 
Vergütungen  für  den  Transport  der  Ware  auf  Wagen 
vom  Produktionsorte  bis  zur  nächsten  Eisenbahnstation, 
zum  Hafen  (Schiffseite),  zu  dem  Orte  des  Wrinahlens 
oder  des  Vertriebes,  ferner  die  Kosten  der  Lagerung, 
hierunter  auch  Versicherung  und  Werfen,  jeder  Kauf¬ 
mannsverdienst  und  jede  A^ergütung  für  Schwund,  sowie 
sämtliche  sonstige  Kosten  mit  Ausnahme  der  im  §  3 
erwähnten  mit  einbegriffen. 

§  2.  Der  Maximalpreis  für  einheimischen  Weizen  wird 
auf  19  K  pro  100  kg  guter  gesunder  Waren  der  Ernte 
1914  und  der  Ernte  1915,  Gewicht  130  holländische 
Pfund  nach  dem  Kopenhagener  Börsengewicht  fest¬ 
gesetzt. 

Hierzu  kommt  ein  Zuschlag'  von  20  Öre  pro  100  kg 
für  jedes  volle  Pfund  holländisches  Gewicht  bis  zu 
133  Pfund  (K  19-60)  und  ein  Abzug,  ebenfalls  von 
20  Öre  pro  100  kg  für  jedes  volle  Pfund  holländisches 
Gewicht  bis  zu  126  holländische  Pfund  (K  18-20)  ; 
ferner  erfolgt  ein  Abzug  von  40  Öre  pro  100  kg  für  jedes 
\'olle  Pfund  holländisches  Gewicht  bis  zu  122  Pfund 
(K  i6-6o). 

Für  Bruchteile  eines  holländischen  Pfundes  und  für 
i'bergewicht  von  mehr  als  133  holländische  Pfund  er¬ 
folgt  kein  Zuschlag;  auch  erfolg't  kein  zwangsweiser  Ab¬ 
zug  für  Gewicht  unter  122  holländische  Pfund. 

Zahlung  laut  dem  Maximalpreise  darf  nach  keinem 
höheren  holländischen  Gewicht  berechnet  werden  als 
demjenigen,  zu  welchem  die  verkaufte  Partie  tatsächlich 
ausgewogen  ist. 

§  3.  Dem  Maximalpreise  dürfen  nur  i.  tatsächlich  er¬ 
legte,  durch  den  Eisenbahn-  und  Schiff-  oder  Boot¬ 
transport,  sowie  durch  Transport  des  W^eizens  von  der 
Ankunftstation  oder  dem  Ankunfthafen,  von  der  Mühle 
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oder  vom  \'ertriebsorte  entstandene  Kosten,  hierunter  j 
Aufwinden  auf  Boden  od.  dgl.,  sowie  2.  die  gewöhnliche  | 
gesetzmähige  Maklerprovision  (jedoch  keinerlei  sonstige 
\’ergütung  für  das  Abschließen  des  Geschäftes)  hinzu¬ 
gefügt  werden. 

Für  Miete  von  Säcken  dürfen  höchstens  3  Üre  pro 
laufende  14  Tage  für  einen  Sack  zu  100  kg  mit  Zuschlag 
der  Kosten  hei  tatsächlich  stattgefundener  Rücksendung 
an  den  Vermieter  berechnet  werden.  Folgt  der  Sack  mit 
in  den  Kauf,  darf  nur  der  gangbare  Preis  berechnet 
werden. 

§  4.  Bei  \'erkauf  einheimischen  Weizens  zu  Preisen, 
die  mit  den  Bestimmungen  in  den  §§  i — 3  überein¬ 
stimmen,  darf  der  Wrkäufer,  wenn  er  für  die  Erlegung 
der  Kaufsumme  Aufschub  gewährt,  Zinsen  bis  zu  einem 
Prozent  über  dem  jederzeit  gültigen  Diskont  der 
Nationalbank  berechnen. 

§  5.  Die  Bekanntmachung  des  Ministeriums  des  Innern 
vom  8.  März  1915  verbleibt  in  Kraft,  jedoch  derart,  daß 
der  Maximalpreis  für  hierzulande  hergestellte  Weizen¬ 
kleie  (Streumehl,  das  durch  Reinigen  Entfernte  etc.) 
auf  16  K  pro  100  kg  festgesetzt  wird. 

§  6.  Diese  Bekanntmachung  tritt  sofort  in  Kraft.  Sie 
übt  keinen  Einfluß  auf  die  Erfüllung  von  Verträg'en  aus, 
welche  vorher  abgeschlossen  sind,  jeder  Wrtrag  aber, 
der  später  abgeschlossen  wird,  gehört  unter  ihre  Bestim¬ 
mungen  und  ist,  falls  er  auf  irgend  einem  Punkte  gegen 
dieselben  streitet,  insofern  ungültig,  wobei  sowohl  Ver¬ 
käufer  als  Käufer  dem  Gesetze  vom  t6.  November  1914 
gemäß  haften  (Geldstrafe  von  5  bis  10.000  K  oder  Ge¬ 
fängnis,  vergleiche  §  25  des  allgemeinen  Strafgesetzes). 

Maximalpreis  für  100  einheimischen  Weizens: 


HoHändisches  Gewicht  Kronen 

133  und  darüber . ip'öo 

132  . I9'40 

131  . I9'20 

130  . 19' — 

129  . i8-8o 

128  . i8-6o 

127  . i8'40 

126  . i8-20 

125  . 17-80 

124  . I7'40 

123  .  .  .  .  , . i7’— 

122  und  darunter  . i6-6o 


Ferner  Zuschlag  laut  §  3. 

Maxinialpreis  für  hierzulande  hergestellte  Weizen- 
klcie:  16  K  pro  100  kg,  ferner  Zuschlag  laut  Bekannt¬ 
machung  vom  8.  März  1915,  §  6. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  Meldung  aus  Stock¬ 
holm  vom  30.  Oktober  1915  wurden  Ausfuhrverbote  er¬ 
lassen  für  nicht  parfümierte  Toilettenseifen,  Kern-  und 
Schmierseifen,  V'^aschmittel,  fest,  pulverisiert  oder 
flüssig,  hergestellt  aus  Seife,  Fett  oder  Oien,  ferner  für 
Harzseife,  Harzleim,  fest  oder  flüssig  und  Gerberleim. 

Norwegen. 

Butterausfuhrverbot.  Eine  königliche  Entschließung 
vom  18.  Oktober  1915  hat  die  Ausfuhr  von  Butter  aus 
Norwegen  verboten. 

Rumänien. 

Mindestpreise  für  Ausfuhrgetreide  und  Höchst¬ 
preise  für  das  Inland.  Die  rumänische  Getreidever¬ 
kaufs-  und  Ausfuhrkommission  gibt  folgendes  bekannt: 
F.ntsi)recbend  dem  Artikel  5  des  Reglements  der  Kom¬ 
mission  werden  folgende  Mindestpreise  für  Ausfuhr¬ 
getreide  zur  allgemeinen  Kenntnis  gebracht: 

Für  Weizen  (Gewicht  74  kg.  fünf  Prozent  Fremd¬ 
körper  zulässig),  Mais  (drei  bis  fünf  Prozent  beschädigt. 
Ernte  1914),  Hafer  (Gewicht  38  kg  pro  hl,  fünf  Prozent 


F'remdkörper  zulässig),  Gerste  und  Roggen  (Gewicht 
70  kg,  drei  Prozent  Fremdkörper  zulässig)  3500  Lei, 
Hirse  4000  Lei,  Bohnen  (bei  höchstens  fünf  Prozent 
Fremdkörper)  5000  Lei  und  für  Erbsen  4000  Lei  für 
je  10.000  kg.  Die  Wrladung  erfolgt  in  Säcken  auf 
Kosten  des  Käufers,  dem  auch  die  Exporttaxe  und  die 
Transportgebühren  zur  Last  fallen,  da  sich  die  Preise 
ab  Bahnstation  verstehen. 

F'ür  den  Inlandsverbrauch  hat  die  Kommission  fol¬ 
gende  Höchstpreise  festgesetzt:  Weizen  1800  Lei,  Mais 
1200  bis  1400  Lei,  Hafer  1500  Lei,  Gerste  1600  Lei 
für  je  10.000  kg.  Die  Kommission  lenkt  die  Aufmerk¬ 
samkeit  darauf,  daß  entsprechend  dem  Reglement 
niemand  Kaufverträge  für  Ausfuhrgetreide  anders  als 
durch  Wrmittlung  der  Kommission  abschließen  darf. 

Rußland. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Die  deutsche 
Übersetzung  eines  am  13. /26.  September  1915  veröffent¬ 
lichten  kaiserlichen  Erlasses  an  den  Finanzminister  vom 
7./20.  September  1915  lautet: 

„In  Ergänzung  LTnserer  dem  Finanzminister  am  20.  und 
25.  Juli,  12.  und  19.  September  und  ii.  November  1914 
a.  St.  und  13.  Jänner,  17.  März,  16.  April  und  12.  Juni 
1915  a.  St.  gegebenen  Erlässe,  betreffend  Einräumung 
des  Rechts,  Wechselproteste  aufzuschieben  und  betreffend 
temporäre  Sistierung  von  Protesten  und  Betreibungs¬ 
maßregeln  bestimmte  Wechsel,  geruhen  Wir  zu  befehlen: 

I.  Gegen  Wechsel,-  die  bis  zum  10.  Juli  1915  ausge¬ 
stellt  worden  sind,  mit  Termin  zwischen  diesem  Datum 
und  dem  10.  Januar  1916  inklusive,  deren  Zahlungsort 
sich  in  den  Gouvernements  Wilna,  Grodno,  Kowno,  Kur¬ 
land,  Livland,  Minsk,  sowie  in  den  Bezirken  Wladimir- 
Wolhynsk,  Dubno,  Kremenetz,  Kowel,  Lutzk,  Ostrog, 
Rowno  und  Staro-Konstantinow  im  Gouvernement  von 
Wolhynien  und  in  den  Bezirken  von  Kamanetz-Podolsk 
und  Proskurow  im  Gouvernement  von  Podolien  befindet, 
sind  die  Proteste  und  Betreibungsmaßregeln  auf  sechs 
Monate,  vom  jeweiligen  Verfallstage  eines  jeden  solchen 
Wechsels  an  gerechnet,  aufzuschieben. 

II.  Bei  Wechseln,  auf  welche  sich  die  Wirkung  des 
gegenwärtigen  Erlasses  erstreckt,  sind  die  in  der  Ab¬ 
teilung  II  und  IV  des  Erlasses  vom  12.  September  1914 
festgesetzten  Regeln  anzuwenden. 

IH.  Dem  Finanzminister  wird  anbeimgestellt,  die  in 
den  Abteilungen  I  und  II  des  gegenwärtigen  Erlasses 
erwähnten  Ausnahmen  von  der  allgemeinen  Ordnung, 
betreffend  Protest  und  Betreibung  von  bis  zum  10.  Juli 
1915  ausgestellten  Wechseln  nötigenfalls  auch  auf 
andere  Gegenden  des  Reiches  auszudehnen,  sowie  die 
in  den  erwähnten  Abteilungen  für  den  Wechselprotest 
und  die  Wechselbetreibungen  festgesetzten  Aufschub¬ 
termine  zu  verlängern.“ 

Die  Abteilungen  II  und  des  Erlasses  vom  12.  Sep¬ 
tember  1914  a.  St.,  auf  die  sich  die  Abteilung  II  des 
gegenwärtigen  Erlasses  beruft,  lauten: 

II.  Die  Wechselforderungen,  auf  welche  sich  die  Wir¬ 
kung  des  Ukases  vom  25.  Juli  1914  und  der  Abteilung  I 
des  gegenwärtigen  LIkases  erstreckt,  können  nach  Ein¬ 
tritt  der  Zahlungsfrist  der  Wechsel  zur  Einlösung  gegen 
jeglicher  Art  anderer  Verpflichtungen  vorgestellt  werden. 

I\''.  Für  Wechsel,  auf  welche  sich  die  Wirkung  des 
LTkases  vom  25.  Juli  d.  J.  und  der  Abt.  I  und  III  dieses 
LIkases  erstreckt,  werden  für  die  ganze  Zeit  des  durch 
diese  LTkase  geschenkten  Aufschubes  die  Prozente 
folgendermaßen  berechnet:  Für  Wechsel,  die  in  russischer 
Valuta  geschrieben  sind  —  um  ein  Prozent  höher  als 
der  am  Tage  des  Ablaufens  der  Frist  von  der  Staats¬ 
bank  für  den  Diskont  von  sechsmonatigen  Wechseln 
festgestellte,  und  für  Wechsel,  die  in  ausländischer 
Valuta  geschrieben  sind  —  als  der  offizielle  Diskont  des 
Landes  dieser  Valuta. 
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Die  Steigerung  der  Warenpreise  in  Engiand.  Nach 

den  vom  »Economist«  veröffentlichten  Daten  sind  die 
Warenpreise  in  England  im  Monat  September  außer¬ 
ordentlich  stark  gestiegen.  Die  publizierte  Indexzahl  des 
»Economist«  zeigt  seit  dem  Monat  August  eine  Steige¬ 
rung  von  nicht  weniger  als  40  Punkten  und  stellt  sich 
für  den  Monat  September  auf  3336  Punkte,  was  nicht 
nur  die  höchste  Zahl  seit  Kriegsbeginn,  sondern  die 
höchste  Zahl  seit  4g  Jahren  bedeutet.  Es  ist  in  diesem 
Zeitraum  von  49  Jahren,  abgesehen  von  den  Kriegs¬ 
monaten,  nur  einmal  die  Grenze  von  3000  Punkten 
überschritten  worden.  Seit  Anfang  dieses  Jahres  sind 
die  Ziffern  auf  über  3000  Punkte  hinaufgegangen,  um 
im  April  und  Mai  die  Höhe  von  3327  Punkten  zu  er¬ 
reichen  und  nach  einem  kurzen  Niedergange  im  Juni 
laufenden  Jahres  nunmehr  im  September  auf  3336  Punkte 
zu  steigen.  Die  stärkste  Preissteigerung  entfällt  auf  die 
Gruppe  III,  Textilwaren,  welche  Gruppe  um  39  Punkte 
in  einem  Monat  hinaufgegangen  ist,  es  folgt  die 
Gruppe  II,  Butter,  Zucker,  Kaffee  etc.  mit  einer  Steige¬ 
rung  von  32  Punkten  und  Gruppe  IV,  Metalle,  mit 
9  Punkten.  Einen  Preisrückgang  zeigen  die  Gruppen  I 
(Lebensmittel  im  eigentlichen  Sinne,  Getreide  und  Fleisch) 
und  Gruppe  V  (Gummi,  Öle,  Holz  waren,  Farben  etc.). 
Es  sind  also  die  Preissteigerungen  für  Tee,  Butter, 
Zucker,  Baumwolle,  Kupfer  und  Blei,  welche  das  allge¬ 
meine  Niveau  der  Warenpreise  in  England  so  stark 
hinaufgetrieben  haben. 


Die  staatlichen  Wasserkraftwerke  in  Schweden. 

Aus  Stockholm  wird  uns  geschrieben: 

Für  ein  Land  mit  dem  großen  Kohlenimportbedarf 
Schwedens  (und  der  dadurch  entstehenden  Abhängig¬ 
keit  vom  liefernden  Ausland)  hat  sich  die  Bedeutung 
der  Nutzbarmachung  einheimischer  Kraft-  und  Wärme¬ 
quellen,  wie  sie  sich  in  den  zahlreichen  Wasserfällen 
des  Landes  darbieten,  gerade  durch  den  Krieg  noch 
augenfälliger  erwiesen. 

Nach  dem  Bericht  des  Schwedischen  Wasserkraft¬ 
vereines  sind  während  1914  durch  weiteren  Ausbau 
von  Wasserfällen  (Neuanlagen  und  Erweiterungen)  ins¬ 
gesamt  ca.  40.000  H  P.  (abgesehen  von  dem  nahezu 
vollendeten  staatlichen  Wasserkraftwerk  am  Porjus)  ge¬ 
wonnen  worden,  gegen  ca.  53.000  H.  P.  während  1913 
und  ca.  73.000  H.  P  während  1912.  Von  diesen  zirka 
40.000  H.  P.  wurden  von  der  Eisen-  und  Grubenindustrie 
ca.  15.000  H.  P.,  von  der  Holz-,  Zellulose-  und  Papier¬ 
industrie  ebenfalls  ca.  15.000,  von  der  Textilindustrie 
ca.  1000  und  von  Kraftverteilungsanlagen  für  ver¬ 
schiedenen  kleineren  Bedarf  ca.  9000  H.  P.  in  Anspruch 
genommen.  Man  hat  berechnet,  daß  die  durch  moderne 
Anlagen  in  Schweden  ausgenutzte  Wasserkraft  Ende  1914 
etwa  760000  Turbinen-H.  P.  ergibt.  Einschließlich  bei 
Jahresschluß  noch  nicht  vollendeter  Ausbauten  sind  nun¬ 
mehr  ca.  915.000  H.  P.  oder  ca.  15  Prozent  der  vor¬ 
handenen  Wasserkräfte  in  Gebrauch  genommen. 

Kraftwerk  am  Trollhättafall.  Die  während 
1914  generierte  Kraft  beträgt  etwas  über  220  Kilo¬ 
wattstunden  (200  in  1913).  Der  höchste  Kraftverbrauch 
war  ca.  57.000  H.  P.  an  den  Turbinenachsen,  gegen 
ca.  48.000  im  Vorjahre.  Mit  verschiedenen  größeren 
industriellen  Unternehmungen  sind  Kraftlieferungsver¬ 
träge  abgeschlossen  worden.  Die  dritte  Abteilung  ist 
weiter  ausgebaut  worden;  der  Anbau  zum  Maschinen¬ 
hause  und  ein  weiterer  Fangdamm  sind  in  Angriff  ge¬ 
nommen. 

Kraftwerk  am  Porjusfall.  Am  17.  Oktober  1914 
wurde  die  erste  Turbine  in  Gang  gesetzt;  am  5.  No¬ 


vember  konnte  zum  erstenmal  eine  elektrische  Loko¬ 
motive  und  am  7.  November  1914  der  erste  beladene 
Erzzug  bei  Kiruna  mit  vom  Porjuswerk  gelieferter  elek¬ 
trischer  Kraft  gefahren  werden.  Planmäßig  sollen  vor¬ 
erst  vier  große  Turbinen  eingesetzt  werden ;  diese  waren 
sämtlich  betriebsfertig.  Von  den  dazugehörigen  Gene¬ 
ratoren  waren  zwei  einphasige  betriebsfertig;  ein  drei¬ 
phasiger  sollte  zum  i.  Februar  1915  fertig  montiert 
sein.  Die  gesamte  maschinelle  Ausrüstung  für  vier  Ma¬ 
schinenaggregate  sollte  Mitte  Januar  1915  zum  Probe¬ 
betrieb  fertig  sein.  Die  Kraftleitungen  nach  Kiruna  und 
Cellivare  sind  fertiggestellt. 

Kraftwerk  bei  Älfkarleby.  Die  Arbeiten  am 
Ausbau  dieses  Werkes  sind  während  1914  auf  einer 
zwischen  630  und  850  Mann  variierenden  Arbeitsstärke 
fortgesetzt  worden.  Die  gesamten  Dammanlagen  sind  in 
der  Hauptsache  fertiggestellt  worden.  In  der  Kraftstation 
selbst  waren  nur  noch  einige  Einrichtungsarbeiten  aus¬ 
zuführen.  Zwei  der  großen  Turbinen  waren  fertigmontiert; 
mit  der  Montage  der  Generatoren  sollte  Anfang  1915 
begonnen  werden.  Die  Kraftleitungsanlagen  sind  weiter 
gefördert. 

Elektrische  Erzschmelzung.  Aus  Stockholm  wird 
uns  berichtet:  Nachdem  die  Verwendung  von  Holz¬ 
kohle  in  den  Hüttenbetrieben  wegen  des  steigenden 
Bedarfes  von  Holz  für  die  Produktion  von  Holzmasse 
eingeschränkt  werden  mußte,  ist  man  vielfach  in  Schweden 
auf  die  Verwendung  von  elektrischer  Energie  für  die 
Erzschmelzung  übergegangen.  Ein  von  dem  Eisenkontor 
im  Jahre  1910  in  Trollhättan  angelegtes  Versuchswerk 
hat  sehr  befriedigende  Resultate  ergeben,  so  daß  die 
Uddeholms  A/B  in  Hagfors  im  Jahre  1911  zwei  elek¬ 
trische  Schmelzhütten  mit  je  4000  H.  P.  in  Hagfors 
anlegte  und  nunmehr  ihren  Betrieb  um  eine  dritte  Hütte 
mit  4000  H.  P.  und  eine  vierte  mit  6500  H.  P.  erweitert 
hat.  Vor  kurzem  hat  auch  die  Stora  Kopparbergs 
Bergslags-Gesellschaft  in  Söderfors  eine  elektrische  Erz¬ 
schmelzhütte  mit  10.000  H.  P.  in  Betrieb  gesetzt  und 
neuerdings  die  Anlage  einer  weiteren  Hütte  mit 
10.000  H.  P.  für  eine  Produktion  von  25.000  t  Roh¬ 
eisen  pro  Jahr  in  Domnarfvet  beschlossen.  Für  sämt¬ 
liche  Anlagen  sind  Öfen  nach  Konstruktion  der  Aktie- 
bolaget  Elektrometall  verwendet  worden,  welche  sich 
als  den  höchsten  Anforderungen  gewachsen  erwiesen 
haben. 

Die  Herstellung  von  Chlorkalk  und  Ätznatron  in 
Schweden.  Die  Uddeholms  Aktiebolaget  wird  im 
Monat  November  dieses  Jahres  die  Herstellung  von 
konzentrierter  Chlorkalklösung  aufnehmen  und  jährlich 
1000  t  35/37prozentigen  Chlorkalk  fabrizieren  Die  An¬ 
lage  einer  größeren  Fabrik  mit  einer  jährlichen  Pro¬ 
duktion  von  4500  t  Chlorkalk  und  1800  t  Ätznatron 
ist  in  Aussicht  genommen  und  soll  im  Jahre  1917 
fertiggestellt  sein.  Der  Verbrauch  von  Chlorkalk  in 
Schweden  beträgt  8000  bis  9000  t  pro  Jahr. 


Gesellschaft  österreichischer  Volkswirte.  Jahrbuch  1914. 
Wien  1914.  Manzscher  Verlag.  217  Seiten. 

Dieses  Jahrbuch  enthält  eine  Anzahl  von  Vorträgen,  die  an 
den  Vereinsabenden  zu  einer  Zeit  gehalten  worden  sind,  die  vom 
Ausbruch  des  Weltkrieges  mehr  oder  weniger  entfernt  war, 
und  zwar  von  Anfang  Oktober  1913  bis  Ende  März  1914'  G-e- 
rade  durch  die  ICriegsereignisse  haben  einzelne  dieser  Vorträge 
eine  unerwartete  Aktualität  erlangt.  Am  wenigsten  trifft  dies 
vielleicht  für  den  Einleitungsvortrag  »Fünfzig  Jahre  Geschichte 
einer  W^iener  Bank«  vom  verstorbenen  Bankdirektor  Karl 
Morawitz  zu.  Schon  der  Vortrag  über  »Wohnungsfürsorge 
Österreichs«  von  Baron  Felix  O  p  p  enh e i m  e r  ist  durch  die  große 
Wanderbewegung  der  Flüchtlinge  aus  dem  Nordosteu  und  Süd¬ 
westen  des  Reiches  von  unerwartetem  Interesse  geworden.  »Die 
neuerd  Finanzgesetzgebung  des  Deutschen  Reiches«  von  Pro¬ 
fessor  W.  Gerl  off  läßt  in  ihrer  vorsichtig  zurückhaltenden 


DAS  HÄNDE  LS  MUSEUM.  [4.  November  1915 


Art  die  gewaltige  wirtschaftlich-kapitalistische  Leistungsfähigkeit 
kaum  vermuten,  die  Deutschland  während  des  Krieges  bewiesen 
hat.  Von  geradezu  brennendem  Interesse  ist  gegenwärtig  der 
Vortrag  von  Professor  K.  Michels  über  »Italienischen  Im¬ 
perialismus«  geworden.  Er  setzt  darin  auseinander,  daß  Italien 
ein  »reales  Bedürfnis  nach  Ausdehnung«  habe.  Dies  hänge 
zwar  zum  Teil  mit  Empfindungen  nationalen  Stolzes  zusammen, 
sei  aber  in  überwiegendem  Ausmaße  wirtschaftlich  begründet 
durch  die  starke  Auswanderung  des  Landes;  diese  komme  in¬ 
folge  des  Mangels  an  Siedlungskolonien  einer  offenen  Wunde 
am  Körper  des  italienischen  Volkes  gleich,  mag  diese  Aus¬ 
wanderung  auch  zum  Teil  durch  die  Vernachlässigung  einer  im 
weiten  Umfang  möglichen  inneren  Kolonisation  veranlaßt  worden 
sein.  Die  »Agrarfrage  in  Bosnien — Hereegovina«  von  Sektions¬ 
chef  A.  Shek  V.  Vugrovec  stellt  gewissermaßen  eine  morali¬ 
sche  Rechtfertigung  tur  die  Okkupation  und  schließliche  Anne¬ 
xion  dieser  ehemals  türkischen  Provinzen  dar.  Der  sachkundige 
Referent  weist  den  bedeutenden  Fortschritt  im  einzelnen  nach, 
den  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  beider  Provinzen  seit 
der  Beendigung  der  türkischen  Herrschaft  gemacht  hat,  unter¬ 
läßt  aber  nicht  den  Hinweis  darauf,  daß  noch  ein  großes  Stück 
Arbeit  nötig  sei,  um  einerseits  das  Kmetenverhältnis  gänzlich 
aufzuheben,  anderseits  die  wirtschaftlich  wenig  geschulte  Land¬ 
bevölkerung  nicht  in  dem  Sumpf  einer  Schuldknechtschaft  gegen¬ 
über  den  Dorfwucherern  versinken  zu  lassen.  Der  Vortrag  von 
Karl  Steinmetz  über  die  »Wirtschaftlichen  Verhältnisse  Al¬ 
baniens«  bespricht  ein  Land,  das  zur  Zeit,  da  der  Vortrag  ge¬ 
halten  w^urde  (Mitte  lebruar  1914),  noch  als  ein  Staatswesen 
gelte'n  konnte,  inzwischen  aber  nicht  viel  mehr  als  ein  geo¬ 
graphischer  Begriff  geworden  ist.  Höchst  aktuell  ist  endlich 
der  Schlußvortrag  von  Fmanzrat  H.  Patzauer  über  die  »Re¬ 
form  der  amerikanischen  Notenbanken«.  Die  Volkswirtschaft  der 
Vereinigten  Staaten  konnte  nicht  nur  die  Krise  des  W^eltkrieges 
verhältnismäßig  gut  bestehen,  sondern  hat  zu  dieser  Zeit  auch 
große  wirtschattliche  Vorteile  durch  Anbahnung  des  Übergangs 
der  herrschenden  Stellung  Londons  im  internationalen  Geldmarkt 
auf  New  York  sowie  durch  große  Lieferungen  für  kriegführende 
.Staaten  und  Neutrale  errungen;  dies  ist  nicht  zum  wenigsten 
der  von  Patzauer  besprochenen  Verbesserung  des  dortigen  Noten¬ 
bankwesens  zuzuschreiben.  Bei  der  früheren  ungelenken  Rege¬ 
lung  der  einschlägigen  V'erhältnisse  wäre  die  Volkswirtschaft  der 
Union  hierzu  nicht  im  Staude  gewesen. 

Geldmarkt  und  Hypothekeiibankobligationen.  Von  Hans 
Lud  ewig.  Verlag  Duncker  &  Humblot,  München  und  Leipzig 
1915-  Heft  181  der  von  Schmoller  und  Sering  herausgegebenen 
»Staats-  und  sozialwissensctiaftlichen  Forschungen«.  14.0  Seiten. 
Preis  4  M. 

In  dieser  viele  wertvolle  statistische  Angaben  enthaltenden 
Schrift  werden  die  Gründe  untersucht,  warum  die  Kurse  der 
Hypothekenbankobligationen,  mögen  sie  auch  mit  der  jeweiligen 
Lage  des  Kapitalsmarktes  in  engem  Zusammenhang  stehen,  den¬ 
noch  von  dieser  nicht  so  stark  abhängig  sind,  w'ie  dies  bei  den 
Staatspapieren  der  lall  ist;  dies  drückt  sich  auch  in  verhältnis- 
mäßig  weniger  starken  Kursschwankungen  der  genannten  Obli¬ 
gationen  aus.  Der  Verfasser  weist  nach,  daß  dies  vor  allem  in 
der  Inteiventionstätigkeit  der  Hypothekenbanken  bei  ihren 
eigenen  Emissionen  begründet  sei;  diese  Baaken  sind  in  der 
Lage,  durch  ihre  Käute  an  der  Börse  die  Kurse  ihrer  Obliga¬ 
tionen  verhältnismäßig  standfest  zu  machen.  Durch  solche  regu¬ 
lierende  I  ätigkeit  der  Banken  erlangen  die  Pfandbriefe  erst¬ 
klassiger  Hypothekenbanken  den  Charakter  einer  besonders  vor¬ 
teilhaften  und  sicheren  ILapitalsanlage.  Der  Verfasser  untersucht 
sodann,  inwiefern  diese  von  ihm  hinsichtlich  aller  deutschen 
Hypothekenbanken  festgestellte  Tatsache  bei  einzelnen  dieser 
Banken  mehr,  bei  anderen  etwas  weniger  anzutreffen  ist.  Er 
erblickt  die  Ursache  hiervon  insbesondere  in  dem  Umstand,  daß 
einzelne  Hypothekenbanken  staatliche  Garantie  und  Pupillar¬ 
sicherheit  iürer  Obligationen  genießen,  andere  wiederum  nicht. 
Er  bespricht  auch  die  Mißstände,  die  sich  hinsichtlich  der  Pro¬ 
visionen  jener  Vermittler  entwickelt  haben,  welche  den  Absatz 
der  Hypothekenbankobligationen  an  das  Kapitalistenpublikum 
vermitteln.  Es  wäre  zu  bemerken,  daß  die  von  Ludewig  schon 
als  bedenklich  hoch  bezeichneten  einprozentigen  Provisionen  in 
Österreich-Ungarn  fast  den  Mindestsatz  bilden,  der  mitunter  auch 
bis  2  Prozent  steigt. 

Ü6r  nBue  Dreibund.  Ein  politisches  Arbeitsprogramm  für  das 
gesamte  deutsche  Volk  und  seine  Freunde.  Von  Franz  Köhler. 
J.  F.  Lehmans  Verlag,  München  1915,  125  Seiten,  2  M. 

Dieses  Büchlein  behandelt,  abgesehen  von  mannigfachen,  hier 
weniger  interessierenden  Betrachiuugeii  über  die  politisch-mili¬ 
tärische  Kriegsziele  Deutschlands  die  Möglichkeit  eines  wirt- 
schafUichen  Zusammenschlusses  der  beiden  Zentralmächte  mit 
der  I  ürkei.  Die  großen  Vorteile  eines  solchen  Zusammen¬ 
schlusses  hinsichtlich  des  Absatzes  der  Industrieerzeugnisse 
Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  sowie  der  Deckung  ihres 
Rohstoffbedarfes  werden  eingehend  auseinandergesetzt.  Einiger¬ 
maßen  spielen  anch  hier  Zukunftshoffaungen,  wie  die  Erwerbung 
■Ägyptens  durch  die  Türkei,  hinein. 

Rußlands  Kultur  und  Volkswirtschaft.  Aufsätze  und  Vorträge. 
Im  Aufträge  der  Vereinigung  für  staatswissenschaftliche  Fort¬ 
bildung  zu  Berlin  herausgegeben  von  Max  Sering.  Berlin  und 
Leipzig  1913.  Verlag  G.  J.  Göschen.  283  Seiten. 


Die  genannte  Vereinigung  hat  im  Frühjahr  1912  eine  Studien¬ 
reise  nach  Rußland  unter  Führung  der  beiden  Agrarforscher 
Professor  Auhagen  und  Professor  Sering  unternommen,  die  von 
russischer  amtlicher  und  privater  Seite  in  weitgehendem  Aus¬ 
maße  gefördert  und  erleichtert  wurde.  Als  Ergebnis  dieser 
Studienreise  sind  im  vorliegenden  Band  eine  Reihe  von  Auf¬ 
sätzen  über  Rußlands  TVirtschafts-  und  Kulturleben  sowie  poli¬ 
tische  Zustände  vereint.  Es  ist  klar,  daß  die  einzelnen  Verfasser 
nicht  immer  und  überall  übereinstimmen ;  aber  gerade  dieser 
Umstand  erhöht  den  Wert  und  Reiz  dieser  Veröffentlichung.  So 
schätzt  z.  B.  der  Verfasser  des  ersten  Aufsatzes:  »Die  religiösen 
Grundlagen  der  russischen  Kultur«,  der  Berliner  Universitäts¬ 
professor  H  0  1 1,  die  russisch-orthodoxe  Kirche  als  Bewahrerin 
sehr  bedeutsamer  sittlicher  Werte  und  Überlieferungen  ganz  un¬ 
erwartet  hoch  ein.  Dagegen  wird  z.  B.  im  Aufsatz:  »Die  innere 
Entwicklung  Rußlands  seit  1905«  von  Professor  Hoetzsch 
(Seite  84)  von  der  griechisch-orthodoxen  Kirche  als  einer  rein 
äußerlich  herrschenden  Gewalt  ohne  tiefere,  nach  innen  gehende 
Wirkung  auf  die  Gemüter  gesprochen.  Besonders  bemerkenswert 
vom  wirtschaftspolitischen  Standpunkt  sind  die  Darlegungen  von 
Professor  Ballod  über  die  »Wirtschaftsgeographischen  Grund¬ 
lagen  der  russischen  Volkswirtschaft«,  von  Professor  Auhagen 
»Zur  Beurteilung  der  russischen  Agrarreform«,  von  A.  K  o  e  f  o  e  d 
über  »Die  russische  Agrargesetzgebung  und  ihre  Durchführung 
in  der  Praxis«  (die  beiden  letztgenannten  Aufsätze  stellen  sich 
mit  aller  Entschiedenheit  auf  die  Seite  der  vielfach  angegriffenen 
Stolypinschen  Agrarreform),  von  Dr.  OttoGoebel  über  »Russi¬ 
sche  Industrie«  (mit  eingehenden  bemerkenswerten  Darlegungen 
über  die  Verhältnisse  der  russischen  Arbeiterschaft  und  über 
die  Entwicklungstendenz  im  Sinne  des  Großbetriebes),  von 
Wossidlo  über  die  »Petersburger  Industrie«,  vom  W^arschauer 
Universitätsdozenten  Dr.  W^ilkow  über  »Die  russischen 
Pinanzen«  (ein  Aufsatz,  der,  trotz  mancher  interessanter  Einzel¬ 
heiten,  der  Hauptfrage  ausweicht,  wie  das  Gleichgewicht  der 
russischen  Finanzen  ohne  beständige  Neuaufnahme  von  Anleihen 
aufrecht  zu  erhalten  sei),  endlich  die  Ausführungen  von  Pro¬ 
fessor  Kurt  Wiedenfeld  über  »Rußlands  Stellung  in  der 
Weltwirtschaft«.  Im  letztgenannten  Aufsatz  wird  dargelegt,  daß 
die  große  Mehrheit  des  russischen  Volkes,  nämlich  die  Bauern¬ 
schaft,  erst  allmählich  zum  Anschluß  an  die  Weltwirtschaft 
gelangt  und  daß  Rußlands  Außenhandel  eine  Mittlerstellung 
zwischen  dem  hochzivilisierten  Zentral-  und  Westeuropa  einer- 
seUs,  den  halbzivilisierten  Ländern  Asiens  anderseits  einnimmt. 
Hinsichtlich  der  im  Jahre  1913  vielbesprochenen  Frage  der 
Erneuerung  des  deutsch-russischen  Handelsvertrages  stellte  sich 
Wiedenfeld  auf  den  Standpunkt,  daß  für  den  Handelsverkehr 
mit  Rußland  die  von  der  russischen  Regierung  stark  beeinfluß- 
bare  Höhe  der  Eisenbahntarife  und  Schiffahrtsfrachtsätze  noch 
wichtiger  sei,  als  die  der  Zolltarife ;  dies  mag  vielleicht  bis  zu 
einem  gewissen  Grad,  insoweit  es  sich  eben  nicht  um  zweifel¬ 
lose  Prohibitivzölle  handelt,  richtig  sein.  Für  Geschäftskreise,  die 
mit  Rußland  Beziehungen  unterhalten,  dürften  die  Ausführungen 
von  Professor  Neubecker  über  »Die  Grundzüge  des  russi¬ 
schen  Rechtes«  von  Interesse  sein,  worin  er  in  knappen  Dar¬ 
legungen  die  Unübersichtlichkeit  des  russischen  öffentlichen  und 
privaten  Rechtes  sowohl  mit  Hinblick  auf  die  Quellen  als  auch 
bezüglich  gewisser  örtlicher  Verschiedenheiten  (besondere  Rechts¬ 
entwicklung  im  Hauptland  und  in  einzelnen  Grenzprovinzen) 
auseinandersetzt. 

Amerika  und  der  Weltkrieg.  Ein  amerikanisches  Kriegstage¬ 
buch.  Von  Hugo  Münsterberg.  Leipzig  1915,  Verlag  von 
Johann  Ambrosius  Barth,  306  Seiten,  Preis  AJi.  2  40,  gebunden  3  M. 

Dieses  Kriegstagebuch  war  ursprünglich  in  englischer  Sprache 
für  die  Vereinigten  Staaten  geschrieben;  es  sollte  darin  vor  der 
dortigen,  überwiegend  im  Lager  Großbritanniens  und  des  Drei¬ 
verbandes  stehenden  Bevölkerung  gegen  die  Verläumdung  und 
Beschimpfung  der  Zentralmächte  aufgetreten  und  diese  Bevölke¬ 
rung  zum  V  erständnis  für  den  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  aufgezwungenen  Verteidigungskampf  gebracht  werden. 
Unmittelbar  kann  daher  dieses  flüssig  und  geistreich  geschriebene 
Buch  einem  deutschen  oder  österreichischen  Leser  nicht  viel 
Neues  sagen :  mittelbar  belehrt  es  ihn  aber  umsomehr,  indem 
es  über  jene  fast  ausschließlich  gegen  die  Zentralmächte  ge¬ 
wendeten  Stimmungen  unterrichtet,  von  denen  die  öffentliche 
Meinung  der  Vereinigten  Staaten  seit  Beginn  des  Weltkrieges 
fa,st  ausschließlich  beherrscht  war.  Von  besonderem  Interesse  ist 
die  Ansicht  Münsterbergs,  daß  es  falsch  wäre,  für  die  Stellung¬ 
nahme  der  überwiegenden  Mehrheit  in  den  Vereinigten  Staaten 
rein  wirtschaftliche  Gründe  anzunehmen,  wie  etwa  den  Wunsch, 
den  geschäftlichen  Wettbewerb  Deutschlands  in  Handel,  In¬ 
dustrie  und  Schiffahrt  einzuengen,  sowie  das  Interesse  an  den 
großen  Kriegslieferungen  für  die  Gegner  der  Zentralmächte. 
Entscheidend  sei  vielmehr  der  auf  angeblich  moralisch-juristische 
Gründe  gestützte  Widerwille  gegen  Deutschland  gewesen,  der 
durch  eine  jahrelang  genährte  und  zu  Beginn  des  Krieges  noch 
durch  Abschneidung  des  deutschen  Kabelverkehrs  unterstützte 
britisch-französische  Preßmache  erzeugt  worden  sei.  Die  großen 
Kriegslieferungen  seien  eben  nur  durch  diese  Voreingenommen¬ 
heit  möglich  geworden,  da  sie  sonst  durch  einen  Machtspruch 
der  Washingtoner  Regierung  bald  ein  Ende  gefunden  hätten. 

Die  Erschließung  Afrikas  durch  Eisenbahnen.  Von  Geheimen 
Oberbaurat  F.  Baltzer,  mit  einem  Vorwort  des  Staatssekretärs 
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Dr.  Solf  und  einer  Karte  von  Afrika.  Verlag  Dietrich  Reimer 
(Ernst  Vohsen),  Berlin  1913,  36  Seiten.  Preis  l  M. 

Diese  im  Jahre  19 13  verfaßte  Schrift  nimmt  noch  Bezug  auf 
jene  damals  im  Bau  begriffenen  Eisenbahnen,  die  im  ersten 
Halbjahr  19I4  fertiggestellt  wurden.  Sie  gibt  daher  den  der¬ 
zeitigen  Stand  der  Dinge  wieder,  da,  vom  Beginn  des  Welt¬ 
krieges  an,  abgesehen  von  den  strategischen  Eisenbahnlinien  in 
Marokko,  der  Eisenbahnbau  in  Afrika  völlig  stockte.  Für  die 
ungezählten  Milliarden  der  Kosten  des  Weltkrieges  wäre  in 
Afrika  sicherlich  beste  Verwendung  zu  finden  gewesen,  da 
dieser  Erdteil  mit  seinen  30  Millionen  km^  und  rund  136  Mil¬ 
lionen  Einwohnern,  im  Jahre  1913  nur  36.800  km  Eisenbahnen 
besaß;  dagegen  verfügte  z.  B.  Deutschland  allein  mit  nur 
545  000  über  ein  Eisenbahnnetz  von  61.000  km.  Im  vor¬ 

liegenden  Büchlein  wird  darauf  hingewiesen,  daß  bis  vor  wenigen 
Jahren  Deutschland  in  seinen  afrikanischen  Kolonien  hinter  den 
Leistungen  Frankreichs  und  Großbritanniens  im  afrikanischen 
Eisenhahnbau  sehr  zurückstand,  daß  aber  auch  der  Stand  der 
Dinge  von  Mitte  1914  für  die  deutsche  Eisenbahnbautätigkeit  in 
Afrika  noch  große  Aufgaben  beläßt.  Wenn,  wie  zu  hoffen  ist, 
Deutschland  nach  Abschluß  des  Weltkrieges  seinen  afrikanischen 

tLSMUSEUM.  699 

Kolonialbesitz,  vielleicht  sogar  noch  vergrößert,  zurückerhalten 
sollte,  dann  wird  an  die  Ausführungen  vorliegender,  trotz  knapper 
Darstellung  recht  lehrreicher  Schrift  anzuknüpfen  sein. 

Das  Pelroleummonopol  Von  Dr.  Theodor  V  ogelstein.  Verlag 
Duncker  und  Humblot.  München  und  Leipzig  1913.  5^  Seiten. 
Preis  M.  I'20. 

Dieses  Büchlein  war  den  seinerzeitigen  Plänen  gewidmet,  die 
Petroleumversorgung  Deutschlands  durch  Errichtung  eines  staat¬ 
lichen  Monopols  vom  nordamerikanischen  Petroleumtrust  mög¬ 
lichst  unabhängig  zu  machen.  Der  Verfasser  ist  der  Ansicht, 
daß  dieser  Versuch  gegenüber  der  überwältigenden  Macht¬ 
stellung  des  Trusts  und  der  mäßigen  Erdölgewinnung  der  vom 
Trust  nicht  mittelbar  oJer  unmittelbar  beherrschten  Gebiete  von 
keinem  durchschlagenden  Erfolg  begleitet  sein  dürfte.  Die  außer¬ 
ordentlichen  Erfahrungen  des  Weltkrieges  haben  inzwischen  die 
Grundlinien  der  Frage  verschoben.  Die  Vorratsanhäufung  uni 
dauernde  Versorgung  ist  wichtiger  geworden  als  ein  mäßiges 
Auf  und  Ab  in  den  von  Vogelstein  in  erste  Linie  gestellten 
Preisen  selbst.  Auch  unter  diesen  veränderten  Bedingungen 
dürften  die  unparteiischen,  besonnenen  Darlegungen  Vogelsteins 
ihren  Wert  zur  Klarlegung  des  Gegenstandes  behalten  haben. 

^(kitnntwfidfun0en  Wt? 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./j,  Berggasse 

Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604), 
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6,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vorliegende  Spezialberichte; 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12, 

zu  er 

Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  III.  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika.  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
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inter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 
lagen.) 

Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs¬ 
und  Transportversicherung  solcher  Sendungen  inter¬ 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  ist,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 

700  DAS  HAN  DE  LS  MUSE  UM.  [4.  NOVEMBER  1915 


Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 


reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein- 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 
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Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
\'or  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
hällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Flandelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  „War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
i  stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
I  Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (14.774.) 

Firmen  im  Kreis  Pinezow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinezow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Kussiseben  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  heson  leren  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständ'gen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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GESTATTET. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Verkehr  mit  Saatgut  von  Erbsen  und  Bohnen. 

Eine  Verordnung  des  Ministers  des  Innern  im  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  Ackerbauminister,  dem  Handelsminister 
und  dem  Finanzminister  vom  30.  Oktober  1915  verfügt: 

§  I.  Den  Produzenten  wird  gestattet,  die  in  ihrem 
Betriebe  geernteten  Erbsen  und  Bohnen,  die  im  Garten- 
und  Gemüsebau  erzeugt  oder  unter  besonderen  Sorten¬ 
bezeichnungen  als  Spezialsorten  in  den  Verkehr  gebracht 
werden,  bis  i.  Januar  1916  an  befugte  inländische 
Samenhandlungen  oder  inländische  landwirtschaftliche 
Körperschaften  als  Saatgut  freiwillig  gegen  eine  Be¬ 
stätigung  zu  veräußern,  aus  der  der  Name  des  Erwer¬ 
bers,  die  Art  und  Menge  des  Saatgutes  und  der  Tag  der 
Abgabe  ersichtlich  ist. 

Diese  Bestätigung  hat  der  Verkäufer  aufzubewahren 
und  auf  Verlangen  den  Beauftragten  der  Kriegsgetreide¬ 
verkehrsanstalt  vorzuzeigen. 

§  2.  Auf  das  nach  §  i  freiwillig  veräußerte  Saatgut 
finden  die  mit  der  Ministerialverordnung  vom  21.  Sep¬ 
tember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  275,  festgesetzten  Über¬ 

nahmspreise  keine  Anwendung. 

§  3.  Beim  Weiterverkäufe  darf  dieses  Saatgut  nur  in 
verschlossenen  Behältern,  auf  welchen  dessen  Gattung 
und  der  Name  des  Veräußerers  ersichtlich  zu  machen 
sind  in  den  Verkehr  gebracht  werden. 

Die  als  Saatgut  erworbenen  Hülsenfrüchte  dürfen  nur 
für  inländische  Anbauzwecke  verwendet  werden. 

§  4.  Jede  Veräußerung  von  Erbsen  und  Bohnen  an 
eine  Samenhandlung  oder  landwirtschaftliche  Körper¬ 
schaft  ist  vom  Verkäufer  unter  Angabe  des  Käufers 
binnen  längstens  drei  Tagen  der  für  das  Land  be¬ 
stehenden  Zweigstelle  der  Kriegsgetreideverkehrsanstalt 
unter  Angabe  der  Art  und  Menge  anzuzeigen. 

§  5.  Jede  Samenhandlung  und  landwirtschaftliche 
Körperschaft  hat  über  sämtliche  nach  dem  Tage  der 
Kundmachung  dieser  Verordnung  erworbene  Mengen  an 
Erbsen  und  Bohnen  ein  Vormerkbuch  zu  führen,  aus 
dem  der  Name  und  Wohnort  des  Verkäufers,  der  Tag 
der  Übernahme  und  die  Art  und  Menge  ersichtlich 
sein  muß. 

Die  politischen  Bezirksbehörden  und  die  Kriegs¬ 
getreideverkehrsanstalt  können  durch  ihre  Beauftragten 
jederzeit  in  dieses  Vormerkbuch  Einsicht  nehmen. 

§  6.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu 
5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  7.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 
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Errichtung  einer  Spirituszentrale  und  Regelung 
des  Verkehrs  mit  Spiritus.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten 
Ministern  vom  8.  November  1915,  betreffend  die  Er¬ 
richtung  einer  Spirituszentrale  und  den  Verkehr  mit 
Spiritus,  verfügt: 

§  I.  Zum  Zwecke  der  Regelung  des  Verkehrs  mit 
unter  dem  Bande  der  Branntweinkonsumabgabe  stehenden 
Spiritus  wird  eine  Spirituszentrale  in  Wien  errichtet. 
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Der  Handelsminister  ernennt  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  zur  Leitung  der  Geschäfte 
das  Direktorium  der  Zentrale  und  bestimmt  aus  dessen 
Mitte  den  Präsidenten  der  Zentrale.  Der  Präsident  der 
Zentrale  und  die  Mitglieder  des  Direktoriums  üben  ihr 
Amt  als  Ehrenamt  aus.  Die  Zentrale  wird  durch  den 
Präsidenten  nach  außen  vertreten. 

Das  Direktorium  kann  mit  Genehmigung  des  Handels¬ 
ministers  Unterstellen  der  Zentrale  errichten  und  zu 
deren  Leitung  Geschäftsführer  berufen.  Die  Geschäfts¬ 
führer  üben  ihre  Tätigkeit  nach  den  Anordnungen  des 
Direktoriums  und  unter  dessen  Verantwortung  aus.  Sie 
beziehen  für  ihre  Tätigkeit  eine  vom  Direktorium  zu 
bestimmende  Entlohnung. 

Die  Zentrale  steht  unter  staatlicher  Aufsicht,  die 
durch  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  den 
beteiligten  Ministern  ernannte  Regierungskommissäre 
ausgeübt  wird,  und  ist  in  ihrer  gesamten  Geschäfts¬ 
führung  an  die  Weisungen  des  Handelsministers  und 
Finanzministers  gebunden. 

§  2.  Wer  unter  dem  Bande  der  Branntweinkonsum¬ 
abgabe  stehenden  Spiritus  vorrätig  oder  in  Verwahrung 
hält,  ist  verpflichtet,  diese  Vorräte  nach  dem  Stande 
vom  13.  November  1915,  8  Uhr  früh,  bis  längstens 
18.  November  1915  unter  Angabe  der  Menge  und  des 
Lagerungsortes  der  Spirituszentrale  in  Wien  un¬ 
mittelbar  anzuzeigen. 

Mengen,  die  sich  am  13.  November  1915  auf  dem 
Transporte  befinden,  sind  sofort  nach  Empfang  von  dem 
Empfänger  der  Spirituszentrale  zur  Anzeige  zu  bringen. 

Spiritus,  der  auf  Grund  finanzämtlicher  Bewilligung 
zur  abgabefreien  Verwendung  vor  dem  13.  November 
1915  hinweggebracht  ist,  wird  von  der  Anzeigepflicht 
nicht  betroffen. 

Landwirtschaftliche  und  gewerbliche  Brennereien 
sowie  Spiritusraffinerien  haben  während  der  Dauer  ihres 
Betriebes  am  i.  jedes  Monats  die  im  vorangegangenen 
Monat  erzeugten  sowie  die  voraussichtlich  im  folgenden 
Monat  zur  Erzeugung  gelangenden  Mengen  an  Roh¬ 
spiritus  und  raffiniertem  Spiritus  der  Spirituszentrale 
anzuzeigen. 

Spiritusbrennereien  und  -raffinerien  sind  verpflichtet, 
der  Spirituszentrale  über  ihr  Verlangen  alle  Behelfe 
und  Ausweise  vorzulegen,  deren  sie  zur  Durchführung 
ihrer  Aufgabe  bedarf. 

§  3.  Sämtliche  am  13.  November  1915  vorhandenen 
anzeigepflichtigen  (§  2)  Vorräte  an  Spiritus  sowie  die 
während  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  erzeugten 
Mengen  an  Spiritus  werden  unter  Sperre  gelegt. 

Die  Sperre  hat  die  Wirkung,  daß  die  gesperrten  Stoffe 
nur  nach  Maßgabe  der  Verfügungen  der  Spirituszentrale 
verarbeitet,  verbraucht  oder  veräußert  werden  dürfen. 

Spiritusraffinerien  dürfen  die  am  13.  November  1915 
in  ihren  Betriebsräumen  lagernden  Vorräte  an  Roh¬ 
spiritus  weiterverarbeiten,  insolange  die  Spirituszentrale 
nichts  anderes  verfügt. 

§  4.  Die  Spirituszentrale  ist  ausschließlich  berechtigt, 
über  sämtliche  gesperrte  Spiritusmengen  nach  Maßgabe 
dieser  Verordnung  zu  verfügen. 

Die  Erzeuger  von  Rohspiritus  sind  verpflichtet,  den 
Anordnungen  und  Verfügungen  der  Zentrale  über  An¬ 
lieferung  und  Veräußerung  von  Rohspiritus  Folge  zu 
leisten.  Ebenso  sind  die  Raffinerien  verhalten,  den  An¬ 
ordnungen  der  Spirituszentrale  wegen  Übernahme  und 
Ankauf  von  Rohspiritus  Folge  zu  leisten  und  den  für 
alle  Raffinerien  von  der  Zentrale  gleichmäßig  festzu¬ 
setzenden  Preis  für  Rohspiritus  an  die  Zentrale  zu  be¬ 
zahlen. 

Unternehmungen,  welche  Rohspiritus  verarbeiten, 
sind  verpflichtet,  die  in  ihren  Betrieben  vorrätigen  sowie 
die  ihnen  von  der  Spirituszentrale  zugewiesenen  Roh¬ 
spiritusmengen  während  der  Wirksamkeit  dieser  Ver¬ 


ordnung  in  jenem  Betriebe  zu  verarbeiten,  für  den  die 
Zuweisung  erfolgt  ist.  Insofern  die  Spirituszentrale 
nicht  Ausnahmen  von  dieser  Verpflichtung  bewilligt, 
sind  die  Rohspiritus  verarbeitenden  Unternehmungen 
verpflichtet,  mit  ihrem  Betriebe  so  rechtzeitig  zu  be¬ 
ginnen,  und  diesen  nach  Maßgabe  der  erfolgten  Zu¬ 
weisungen  an  Rohspiritus  auch  fortzuführen,  daß  die 
vollständige  Verarbeitung  der  bei  ihnen  vorrätigen  und 
ihnen  zugewiesenen  Rohspiritusmengen  innerhalb  des 
von  der  Zentrale  vorgeschriebenen  Zeitraumes  sicher¬ 
gestellt  erscheint. 

Wenn  eine  Unternehmung  dieser  Verpflichtung  nicht 
nachkommen  kann,  kann  die  Spirituszentrale  zur  Er¬ 
füllung  ihrer  Verpflichtung  eine  angemessene  Frist 
setzen.  Wird  innerhalb  dieser  Frist  der  Verpflichtung 
nicht  entsprochen,  kann  die  Spirituszentrale  über  die 
zugewiesenen  Mengen  Rohspiritus  anderweitig  verfügen, 
ohne  daß  der  Unternehmung  ein  Anspruch  auf  Ersatz 
der  ihr  erwachsenen  Unkosten  für  Lagerung,  Transport 
etc.  der  ihr  zugewiesenen  Rohspiritusmengen  zukommt. 

§  5.  Der  Spirituszentrale  obliegt  die  Verteilung  der 
gesamten  gesperrten  Rohspiritusmengen  an  die  Spiritus¬ 
raffinerien. 

Die  Verteilung  erfolgt  durch  ausdrückliche  Zuweisung 
seitens  der  Zentrale. 

§  6.  Der  Spirituszentrale  obliegt  ferner  im  Rahmen 
der  ihr  vom  Handelsminister  im  Einvernehmen  mit  dem 
Finanzminister  erteilten  Weisungen  die  Obsorge  für  die 
Deckung  des  Bedarfes  an  raffiniertem  und  denaturiertem 
Spiritus. 

Zu  diesem  Zwecke  ist  die  Spirituszentrale  berechtigt, 
den  einzelnen  Raffinerien  vorzuschreiben,  welche  Mengen 
ihrer  Erzeugung  sie  für  eigene  Nebenbetriebe  ver¬ 
wenden  dürfen  und  welche  Mengen  sie,  und  zwar  als 
raffinierten  Spiritus  und  als  denaturierten  Spiritus,  dem 
Konsum  zuzuführen  haben. 

§  7.  Gegen  Anordnungen  und  Verfügungen  der  Spi¬ 
rituszentrale  steht  den  Beteiligten  binnen  einer  Woche 
nach  Bekanntgabe  der  Anordnung  der  Zentrale  die  Be¬ 
schwerde  an  den  Handelsminister  zu,  welcher,  wenn 
und  insoweit  landwirtschaftliche  Interessen  in  Frage 
kommen,  im  Einvernehmen  mit  dem  Ackerbauminister 
entscheidet.  Die  Beschwerde  hat  keine  aufschiebende 
Wirkung. 

§  8.  Der  Übernahmspreis,  welchen  die  Brennereien 
für  den  gesperrten  Rohspiritus  erhalten,  beträgt  92  K 
für  Kontingentspiritus  und  72  K  für  Exkontingent¬ 
spiritus  pro  je  10.000  Literprozent  auf  Grund  des  finanz- 
ämtlichen  Befundes  in  der  Raffinerie  netto  Kasse,  ohne 
Skonto,  frachtfrei  der  nächstgelegenen  Raffineriestation. 

§  9.  Alle  vor  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  ab¬ 
geschlossenen  Kauf-,  \'^erkaufs-  und  Lieferungsverträge 
über  Spiritus  sind  für  die  Geltungsdauer  dieser  Ver¬ 
ordnung  unwirksam,  ohne  daß  den  Vertragsteilen  ein 
Recht  auf  Nachlieferung  oder  Ersatz,  beziehungsweise 
eine  Pflicht  zur  Nachlieferung  oder  zum  Ersatz  er¬ 
wächst. 

Die  Anordnung  des  §  2  der  Ministerialverordnung 
vom  29.  Oktober  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  325,  wird  auf¬ 
gehoben. 

§  IO.  Die  Spirituszentrale  kann  zur  Deckung  des  Be¬ 
triebsaufwandes  der  Zentrale  für  die  durch  sie  zuge¬ 
wiesenen  Rohspiritusmengen  von  den  Spiritusraffinerien 
Zuschläge  einheben,  deren  Höhe  der  Genehmigung  des 
Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanz¬ 
minister  unterliegt 

§  II.  Sendungen  von  Rohspiritus  und  raffiniertem 
Spiritus  einschließlich  denaturiertem  Spiritus  dürfen, 
sofern  das  Gewicht  der  Sendung  100  kg  überschreitet, 
von  Eisenbahnen  oder  Dampfschififahrtsunternehmungen 
nur  dann  zur  Beförderung  angenommen  werden,  wenn 
den  Frachtdokumenten  für  jede  Sendung  eine  von  der 
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Spirituszentrale  ausgestellte  Transportbescheinigung  bei¬ 
gegeben  ist. 

Für  Sendungen  der  Militärverwaltung  sowie  für  Sen¬ 
dungen  aus  dem  Zollauslande  und  aus  Ungarn  sind  der¬ 
artige  Transportbescheinigungen  nicht  erforderlich. 

Sendungen,  die  bereits  der  Transportanstalt  aufge- 
licfert  sind,  werden  durch  diese  Bestimmungen  nicht 
betroffen. 

§  12.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu 
5000  K  oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  am  13.  November  1915 
in  Kraft. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  mit  dem 
allgemeinen  Denaturierungsmittel  denaturierten 
Spiritus.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im 
Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  8.  No¬ 
vember  1915  bestimmt: 

§  I.  Beim  Verkaufe  von  mit  dem  allgemeinen  De¬ 
naturierungsmittel  denaturiertem  Spiritus  in  Kessel¬ 
wagen  oder  Fässern  von  über  500  l  Eichinhalt  dürfen 
nachstehende  Höchstpreise  im  Großhandelsverkehre 
nicht  überschritten  werden: 

Preise  in 

Land  Kronen 


Böhmen,  Mähren,  Schlesien . 104 

Nieder-  und  Oberösterreich . 105 

Salzburg . 106 

Steiermark,  Kärnten,  Krain  und  Westgalizien 

(Oberlandesgerichtssprengel  Krakau) . 109 

Tirol,  Vorarlberg,  Ostgalizien  (Oberlandesgerichts¬ 
sprengel  Lemberg)  und  Bukowina . iii 

Triest,  Istrien,  Görz  und  Gradiska . 113 


Die  Preise  verstehen  sich  für  je  10.000  Literprozent 
netto  Kasse,  frachtfrei  der  dem  Bestimmungsorte  nächst¬ 
gelegenen  Eisenbahnstation,  einschließlich  der  Leih¬ 
gebühr  für  Kesselwagen  und  Fässer,  jedoch  ausschließ¬ 
lich  etwaiger  städtischer  Abgaben. 

In  Fällen,  in  welchen  die  Verfrachtung  zum  Bestim¬ 
mungsorte  wegen  der  Unmöglichkeit  des  Bahntrans¬ 
portes  mittels  Fuhrwerk  erfolgt,  ist  von  der  politischen 
Bezirksbehörde  ein  angemessener  Zuschlag  zu  be¬ 
stimmen;  ebenso  ist  von  der  politischen  Bezirksbehörde 
für  die  ortsüblichen  Zufuhrspesen  von  der  nächstge¬ 
legenen  Eisenbahnstation  ein  angemessener  Zuschlag 
zum  Höchstpreise  zuzulassen. 

Beim  Verkaufe  in  kleineren  Behältnissen  ist  eine  Er¬ 
höhung  von  höchstens  einer  Krone  zulässig. 

§  2.  Die  Preise  im  Kleinverschleiße,  d.  i.  beim  Ver¬ 
kaufe  von  25  l  abwärts,  dürfen  die  nach  dem  vor¬ 
stehenden  Paragraphen  im  Großhandel  zulässigen  Preise 
nicht  um  mehr  als  höchstens  10  Prozent,  in  Galizien 
und  in  der  Bukowina  nicht  um  mehr  als  höchstens 
15  Prozent  übersteigen. 

Innerhalb  dieser  Grenzen  hat  die  politische  Landes¬ 
stelle  oder  in  deren  Auftrag  die  politische  Bezirks¬ 
behörde  die  Preise  für  den  Kleinverschleiß  von  de¬ 
naturiertem  Spiritus  festzusetzen. 

Die  derart  festgesetzten  Preise  im  Kleinverschleiße 
verstehen  sich  pro  l  von  90  Prozent  Alkoholgehalt,  ex¬ 
klusive  Umschließung.  Für  höhergrädige  Ware  erhöht 
sich  der  Preis  verhältnismäßig. 

§  3.  Die  Kleinverschleißer  sind  verpflichtet,  die  Be¬ 
stimmungen  dieser  Verordnung  sowie  die  für  den  Klein¬ 
verschleiß  festgesetzten  Höchstpreise  für  denaturierten 
Spiritus  in  ihrem  Verkaufslokale  ersichtlich  zu  machen. 

Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  haben  die 
Einhaltung  der  für  den  Kleinverschleiß  mit  denatu¬ 


riertem  Spiritus  festgesetzten  Höchstpreise  in  geeigneter 
Weise  zu  überwachen. 

§  4.  Übertretungen  der  Bestimmungen  dieser  Ver¬ 
ordnung  und  der  auf  Grund  derselben  erlassenen  Vor¬ 
schriften  werden  an  den  Verkäufern  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  5000  K 
oder  mit  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  geahndet. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Abänderung  der  Branntweinsteuer-Zuschlags¬ 
verordnung.  Eine  Verordnung  des  Finanzministeriums 
vom  8.  November  1915,  betreffend  die  Abänderung  der 
Branntweinsteuer-Zuschlagsverordnung  vom  23.  Januar 
1914,  lautet: 

In  Vollziehung  des  §  i  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  8.  November  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  330,  werden  unter 
Aufhebung  der  Verordnung  des  Finanzministeriums  vom 
30.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  187,  nachstehende  Bestim¬ 
mungen  der  Verordnungen  des  Finanzministeriums  vom 
23.  Januar  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  12  (Branntweinsteuer- 
Zuschlagsverordnung),  mit  Wirksamkeit  vom  Kund¬ 
machungstage  abgeändert  und  haben  zu  lauten,  wie 
folgt: 

§  I.  Eingang:  „Dem  Branntweinsteuerzuschlage  im 
Betrage  von  K  i'io  vom  Hektolitergrad  Alkohol  (Liter 
Alkohol)  unterliegen:“ 

§  2,  2.  Absatz:  „Es  ist  daher  in  allen  Fällen,  in  denen 
der  Branntweinsteuerzuschlag  zu  gleicher  Zeit  mit  der 
Branntweinabgabe  zu  entrichten  ist,  und  zwar  bei  pro¬ 
duktionsabgabepflichtigem  und  bei  dem  der  Konsum¬ 
abgabe  nach  dem  niedrigeren  Satze  unterliegenden 
Branntwein  ein  Betrag  von  2  K,  bei  dem  der  Konsum¬ 
abgabe  nach  dem  höheren  Satze  unterworfenen  aber 
ein  Betrag  von  K  2‘20  vom  Liter  Alkohol  einzuheben 
und  ungetrennt  zu  verrechnen.  Die  Borgung  kann  in 
diesen  Fällen  nur  für  die  Stammsteuer  einschließlich 
des  Zuschlages  in  Anspruch  genommen  werden.“ 

§  7:  „Der  Branntweinsteuerzuschlag  wird  rückver¬ 
gütet,  soferne  es  sich  nicht  um  Branntwein  handelt,  für 
den  die  Befreiung  vom  Zuschläge  gemäß  §  3  dieser  Ver¬ 
ordnung  in  Anspruch  genommen  wurde: 

1.  bei  der  Versendung  im  Überweisungsverfahren 
nach  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  oder 
nach  Bosnien  und  der  Hercegovina 

a)  mit  K  fio  vom  Liter  Alkohol  in  Rum,  Likör, 
Punschessenz,  ferner  in  gebrannten  geistigen  Flüssig¬ 
keiten,  die  nach  der  üblichen  Herstellungsweise  aus  nach 
der  Konsumabgabe  versteuertem  Spiritus  bestehen  und 
mittels  Destillation  über  Ingredienzien  oder  mittels  Zu¬ 
sätzen  erzeugt  werden, 

b)  mit  55  h  vom  Liter  Alkohol  für  alle  übrigen  ge¬ 
brannten  geistigen  Flüssigkeiten; 

2.  bei  der  Ausfuhr  über  die  Zollinie  mit  55  h  vom 
Liter  Alkohol,  wenn  die  Sendung  mindestens  50  l 
Branntwein  umfaßt. 

Für  jene  Sendungen,  rücksichtlich  deren  die  Ab¬ 
fertigung  durch  das  Versendungsamt  vor  dem  i.  März 
1916  erfolgt,  wird  die  Vergütung  des  Branntweinsteuer¬ 
zuschlages  in  den  unter  Z.  i,  lit.  a,  genannten  Fällen 
nur  mit  70  h,  in  den  unter  Z.  i,  lit.  b,  und  Z.  2  be- 
zeichneten  Fällen  aber  nur  mit  35  h  vom  Liter  Alkohol 
gewährt,  es  sei  denn,  daß  die  Entrichtung  des  erhöhten 
Branntweinsteuerzuschlages  für  den  in  der  Sendung  ent¬ 
haltenen  Alkohol  nachgewiesen  wird.“ 

§  8,  Z.  2,  Absatz  5,  letzter  Satz:  „In  den  Zahlungs¬ 
aufträgen  sind  die  einzelnen  Alkoholmengen,  für  die 
die  Rückvergütung  des  Zuschlages  geleistet  wird,  unter 
Anführung  der  betreffenden  Versendungsregisterposten 
anzugeben  und  die  sich  nach  §  7  ergebenden  Beträge 
getrennt  ersichtlich  zu  machen.“ 
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Deutschland. 

Bekanntmachung  über  die  Verjährungsfristen. 
Der  Bundesrat  hat  am  4.  November  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

Die  in  den  §§  196  und  197  des  bürgerlichen  Gesetz¬ 
buchs  bezeichneten  Ansprüche,  die  zur  Zeit  des  Inkraft¬ 
tretens  der  Wrordnung  über  die  Verjährungsfristen  vom 
22.  Dezember  1914  (R.-G.-Bl.  S.  543)  noch  nicht  ver¬ 
jährt  waren,  verjähren  nicht  vor  dem  Schlüsse  des  Jahres 
1916.  Dies  gilt  auch  insoweit,  als  für  die  Ansprüche  die 
\  erjährungsfrist  durch  andere  reichsgesetzliche  Vor¬ 
schriften  als  die  der  §§  196  und  197  des  bürgerlichen 
Gesetzbuchs  geregelt  ist. 

Ergänzung  der  Bekanntmachung  über  die  Er¬ 
richtung  von  Preisprüfungsstellen  und  die  Ver¬ 
sorgungsregelung  vom  25.  September  1915.  Der 
Bundesrat  hat  am  4.  November  1915  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen: 

Artikel  I.  In  der  Bekanntmachung  über  die  Errich¬ 
tung  von  Preisprüfungsstellen  und  die  Versorgungs¬ 
regelung  vom  25.  September  1915  (R.-G.-Bl.  S.  607) 
erhält  Abschnitt  II,  Versorgungsregelung,  folgende  neue 
Fassung: 

II.  Versorgungsregelung.  §  12.  Zur  Durchführung 
der  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  bestimmten  Gegen¬ 
ständen  des  notwendigen  Lebensbedarfs  zu  angemessenen 
Preisen  können  die  Gemeinden  mit  Zustimmung  der 
Landeszentralbehörden  oder  der  von  ihnen  bestimmten 
Behörden 

1)  für  die  Erzeuger  und  Hersteller  solcher  Gegen¬ 
stände  sowie  für  die  Handel-  und  Gewerbetreibenden 
ihres  Bezirkes  Vorschriften  hinsichtlich  des  Betriebes, 
insbesondere  des  Absatzes,  des  Erwerbes,  der  Preise  und 
der  Buchführung,  erlassen, 

2)  unter  Ausschluß  des  Handels  und  Gewerbes  die 
Versorgung  selbst  übernehmen, 

3)  in  Verträge  über  Lieferung  solcher  Gegenstände 
e intreten, 

4)  die  ausschließliche  Versorgung  gemeinnützigen 
Einrichtungen  oder  bestimmten  Handel-  oder  Gewerbe¬ 
treibenden  übertragen  und  dabei  über  den  Betrieb,  ins¬ 
besondere  den  Weiterverkauf  und  die  Preise,  Bestim¬ 
mungen  treffen, 

5)  Vorschriften  zur  Regelung  des  Verbrauchs  er¬ 
lassen. 

§  13.  Mit  Zustimmung  der  Landeszentralbehörden 
oder  der  von  ihnen  bestimmten  Behörden  können  die 
Gemeinden  für  ihre  Bezirke  anordnen, 

1)  daß,  wer  Gegenstände  des  notwendigen  Lebens¬ 
bedarfs  in  Gewahrsam  hat,  die  vorhandenen  Mengen  ge¬ 
trennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter  Nennung  der 
letzteren  binnen  einer  zu  bestimmenden  Frist  anzeigt; 

2)  daß  Handel-  und  Gewerbetreibende  verpflichtet 
sind, 

a)  binnen  einer  zu  bestimmenden  Frist  Auskunft  über 
die  Verträge  zu  geben,  kraft  deren  sie  Lieferung  von 
Gegenständen  der  von  einer  Maßnahme  nach  §  12  be¬ 
troffenen  Art  verlangen  können; 

b)  ihre  Vorräte  der  Gemeinde  auf  Verlangen  käuflich 
zu  überlassen ; 

c)  der  Gemeinde  die  Benützung  der  Betriebsmittel 
gegen  Entgelt  zu  gestatten. 

§  14.  Erfolgt  die  Überlassung  ihrer  Vorräte  (§  13, 
Nr.  2  b)  nicht  freiwillig,  so  kann  das  Eigentum  daran 
der  Gemeinde  durch  Beschluß  der  zuständigen  Behörde 
übertragen  werden.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald  der 
Beschluß  dem  Besitzer  zugeht. 

Der  Übernahmspreis  wird,  falls  eine  Einigung  mit 
dem  Besitzer  nicht  zu  stände  kommt,  unter  Berück¬ 
sichtigung  des  Einkaufs-,  Herstellungs-  oder  Erzeu¬ 
gungspreises  und  der  Güte  und  Verwertbarkeit  der 


Gegenstände  von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach 
Anhörung  der  Preisprüfungsstelle  endgültig  festgesetzt. 
Bestehende  Höchstpreise  dürfen  dabei  nicht  überschritten 
werden. 

Das  nach  der  Vorschrift  des  §  13,  Nr.  2  c,  zu  ge¬ 
währende  Entgelt  wird  im  Streitfall  von  der  höheren 
\'erwaltungsbehörde  endgültig  festgesetzt. 

§  15.  Die  Befugnisse,  die  in  diesem  Abschnitt  den 
Gemeinden  übertragen  sind,  stehen  auch  Kommunal¬ 
verbänden  sowie  Vereinigungen  von  Kommunal¬ 
verbänden,  Gemeinden  und  Gutsbezirken  zu. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
stimmten  Behörden  können  Kommunalverbände,  Ge¬ 
meinden  und  Gutsbezirke  zur  Regelung  der  Versorgung 
mit  bestimmten  Gegenständen  des  notwendigen  Lebens¬ 
bedarfs  anhalten ;  sie  können  sie  ferner  für  die  Zwecke 
der  Versorgungsregelung  vereinigen  und  ihnen  die  Be¬ 
fugnisse  aus  den  §§  12  bis  14  ganz  oder  teilweise  über¬ 
tragen. 

Die  Landeszentralbehörden  können  die  Versorgung 
der  Bevölkerung  ihres  Bezirkes  oder  eines  Teiles  ihres 
Bezirkes  selbst  regeln;  die  §§  12  bis  14  finden  ent¬ 
sprechende  Anwendung. 

Soweit  nach  Absatz  i  oder  2  die  Versorgung  für  einen 
größeren  Bezirk  geregelt  wird,  ruhen  die  Befugnisse  der 
zu  dem  Bezirke  gehörenden  Gemeinden  und  Kommunal¬ 
verbände. 

§  15  o.  Die  Landeszentralbehörden  können  anordnen, 
daß  die  in  diesem  Abschnitt  den  Gemeinden  und  Kom¬ 
munalverbänden  übertragenen  Befugnisse  anstatt  durch 
die  Gemeinden  und  Kommunalverbände  durch  deren 
Vorstand  wahrgenommen  werden. 

§  15  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Behörden  sind  befugt,  für  die  Zwecke  der 
Versorgungsregelung  in  bestimmten  Bezirken  Erzeuger 
und  Hersteller  von  Gegenständen  des  notwendigen  Le¬ 
bensbedarfs  und  Vereinigungen  von  ihnen  zur  Regelung 
des  Absatzes  und  der  Preise,  Händler  sowie  Vereini¬ 
gungen  von  ihnen  zur  Regelung  der  Beschaffung,  des 
Absatzes  und  der  Preise,  auch  ohne  ihre  Zustimmung, 
zu  Verbänden  zu  vereinigen. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Verbände  werden  durch 
die  Satzung  bestimmt. 

Die  Satzung  wird  von  der  Landeszentralbehörde  oder 
der  von  ihr  bestimmten  Behörde  erlassen.  Die  Verbände 
entstehen  mit  dem  Erlasse  der  Satzung;  sie  sind  rechts¬ 
fähig. 

§  16.  Die  Landeszentralbehörde  hat  vor  Erteilung  der 
Zustimmung  zu  einer  Anordnung  gemäß  §  13,  Nr.  2  b, 
oder  vor  Erlaß  einer  Anordnung  gemäß  §  13,  Nr.  2  b, 
oder  §  1 5  &  dem  Reichskanzler  Gelegenheit  zu  geben, 
im  Interesse  der  Gesamtversorgung  des  Reichsgebietes 
Einspruch  zu  erheben.  Macht  der  Reichskanzler  von 
dieser  Befugnis  Gebrauch,  so  ist  die  Zustimmung  zu 
versagen  oder  vom  Erlaß  der  Anordnung  abzusehen. 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Ausnahmen  vom  Verbot  der  Baumwollverarbei- 
tung.  Gemäß  §  3  der  Bekanntmachung,  betreffend  Her¬ 
stellungsverbot  für  Baumwollstoffe  sowie  gemäß  §  9  der 
Bekanntmachung,  betreffend  Veräußerung,  Verarbeitung 
und  Beschlagnahme  von  Baumwolle,  Baumwollabgängen 
und  Baumwollgespinsten,  bewilligt  das  königliche 
Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung,  mit  Be¬ 
kanntmachung  vom  25.  Oktober  1.  J.  allgemein  folgende 
Ausnahmen: 

1.  Die  Herstellung  beliebiger  Baumwollerzeugnisse 
wird  gestattet,  soweit  sie  ausschließlich  oder  unter  Mit¬ 
verwendung  der  mit  den  allgemeinen  Ausnahmebewilli¬ 
gungen  vom  14.  Juli  1915  (veröffentlicht  im  „Reichs¬ 
anzeiger“  vom  16.  Juli  1915)  freigegebenen  Garne  er- 
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folgt,  aus  farbigen,  bedruckten,  melierten,  jaspierten, 
merzerisierten,  gebleichten,  geschmelzten  Garnen,  Crepe¬ 
garnen,  Eisengarnen,  Frottegarnen,  genoppten  Garnen, 
drei-  und  mehrfach  gezwirnten  Garnen,  wenn  diese 
Garne  vor  dem  14.  August  1915  gesponnen  und  veredelt 
sind. 

Diese  Ausnahme  erstreckt  sich  nicht  auf  grau  gefärbte, 
graumelierte  und  Mako-Imitatgarne. 

II.  Zu  beliebigen  Erzeugnissen  dürfen  ferner  vor  dem 
I.  August  1915  gezettelte  Garne  mit  vor  dem  i.  August 
1915  gesponnenen  Schußgarnen  jeder  Art  aufgearbeitet 
werden. 

III.  Zur  Herstellung  beliebiger  Erzeugnisse  werden 
von  der  Beschlagnahme  freigegeben  diejenigen  Garne, 
die  in  der  Zeit  vom  14.  August  bis  4.  September  1915 
aus  in  der  Flocke  gebleichter  oder  gefärbter  Baumwolle 
gesponnen  worden  sind,  sow'eit  die  Herstellung  aus¬ 
schließlich  aus  diesen  Garnen  oder  unter  Mitverwendung 
der  mit  allgemeinen  Ausnahmebewilligungen  vom  14.  Juli 
1915  freigegebenen  Garne  erfolgt. 

Diese  Ausnahme  erstreckt  sich  nicht  auf  grau  ge¬ 
färbte,  graumelierte  und  Mako-Imitatgarne. 

IV.  Nichtbeschlagnahmte  Garne  Nr.  60  und  darüber 
dürfen  außer  mit  solchen  auch  mit  anderen  Garnen,  deren 
Verarbeitung  zu  beliebigen  Erzeugnissen  gestattet  ist, 
verwebt  werden. 

V.  Die  in  Baumwollspinnereien  auf  den  Maschinen 
befindliche  Baumw-olle,  welche  sich  bereits  in  der  Form 
von  Batteurwickeln  oder  auf  einer  späteren  Erzeugnis¬ 
stufe  befindet,  darf  zu  Garnen  aufgearbeitet  werden, 
auch  ohne  d.aß  bereits  ein  Heeres-  oder  Marineauftrag 
vorliegt,  zu  dessen  Erfüllung  sie  bestimmt  sind.  Diese 
Erlaubnis  findet  jedoch  nur  Anwendung  auf  Baumwolle 
auf  solchen  Maschinen,  die  wegen  Mangels  an  Heeres¬ 
oder  Marineaufträgen  außer  Betrieb  gesetzt  werden 
mußten  und  bei  Erlaß  gegenwärtiger  Verordnung  Still¬ 
stehen. 

Die  auf  Grund  vorstehender  Ausnahmebewilligung 
hergestellten  Garne  sind  mit  Ausnahme  derjenigen, 
welche  aus  in  der  Flocke  gebleichter  oder  gefärbter 
Baumwolle  —  jedoch  nicht  grau,  graumeliert  oder  mako- 
imitat  —  gesponnen  sind,  beschlagnahmt.  Über  ihre 
Menge,  Art  und  Nummer  ist  nach  beendigter  Auf¬ 
arbeitung  an  das  königlich  preußische  Kriegsmini¬ 
sterium,  Kriegsrohstoffabteilung,  Sektion  W  H,  Berlin 
SW.  48,  Verlängerte  Hedemannstraße  10,  schriftliche 
Anzeige  zu  erstatten. 

VI.  Von  den  vorstehenden  Ausnahmebewilligungen 
darf  nur  Gebrauch  gemacht  werden,  wenn  sie  in  allen 
Arbeitssälen  an  sichtbarer  Stelle  ausgehängt  werden. 
Abdrücke  sind  beim  preußischen  Kriegsministerium, 
Webstoffmeldeamt,  Berlin  SW.  48,  Verlängerte  Hede¬ 
mannstraße  II,  erhältlich. 

VII.  Überschreitungen  dieser  Ausnahmebewilligungen 
fallen  unter  die  Strafbestimmungen  des  §  4  des  Her¬ 
stellungsverbotes  für  Baumwollstoffe,  beziehungsweise 
unter  die  Strafbestimmungen  der  in  der  Einleitung  der 
Bekanntmachung,  betreffend  Veräußerung,  Verarbeitung 
und  Beschlagnahme  von  Baumwolle,  Baumwollabgängen 
und  Baumw’ollgespinsten  aufgeführten  Gesetze  und  Ver¬ 
ordnungen. 

Regelung  der  Milchpreise  und  des  Milchver¬ 
brauchs.  Der  Bundesrat  hat  am  4.  November  1915 
folgende  Verordnung  erlassen; 

§  I.  Die  Gemeinden  sind  berechtigt,  Höchstpreise  für 
Milch  beim  Verkaufe  durch  den  Erzeuger  sowie  im 
Groß-  und  Kleinhandel  festzusetzen.  Gemeinden  mit 
mehr  als  10.000  Einwohnern  sind  zur  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  im  Kleinhandel  verpflichtet. 


Die  Höchstpreisfestsetzung  bedarf  der  Zustimmung 
der  Landeszentralbehörde  oder  der  von  ihr  bestimmten 
Behörde. 

Der  Reichskanzler  ist  befugt,  allgemeine  Anord¬ 
nungen  über  die  oberen  Grenzen  für  die  Höchstpreis¬ 
festsetzungen  zu  treffen. 

§  2.  Gemeinden  mit  mehr  als  10.000  Einwohnern  sind 
verpflichtet,  andere  Gemeinden  sind  berechtigt,  die  vor¬ 
zugsweise  Berücksichtigung  der  Kinder,  stillenden 
Mütter  und  Kranken  bei  der  Verteilung  der  vorhandenen 
Milchmenge  sicherzustellen. 

Die  Sicherstellung  kann  durch  Einrichtung  eigener 
Wrkaufsstellen,  durch  Vereinbarung  mit  den  Landwirten 
und  Milchhändlern,  durch  Ausgabe  von  Bezugsberech¬ 
tigungen,  durch  Regelung  des  Milchverkaufs  zu  be¬ 
stimmten  Stunden  oder  sonst  in  einer  den  örtlichen  Ver¬ 
hältnissen  angepaßten  Weise  erfolgen. 

§  3.  Die  Gemeinden  sind  befugt,  die  zur  Durchführung 
der  Sicherstellung  erforderlichen  Anordnungen  zu 
treffen ;  sie  haben  dafür  zu  sorgen,  daß  den  Vorzugs¬ 
berechtigten  keine  höheren  Preise  als  den  übrigen  Ab¬ 
nehmern  berechnet  werden. 

§  4.  Der  Reichskanzler  kann  Vorschriften  über  den 
Maßstab  erlassen,  nach  dem  Kinder,  stillende  Mütter 
und  Kranke  zu  berücksichtigen  sind. 

§  5.  Die  nach  §  i  festgesetzten  Höchstpreise  sind 
Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  betreffend  Höchst¬ 
preise,  vom  4.  August  1914  in  der  Fassung  der  Bekannt¬ 
machung  vom  17.  Dezember  1914  (R.-G.-Bl.  S. 
in  Verbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom  21.  Ja¬ 
nuar  1915  (R.-G.-Bl.  S.  25)  und  vom  23.  September 
1915  (R.-G.-Bl.  S.  603). 

§  6.  Die  Befugnisse,  die  in  dieser  Verordnung  den 
Gemeinden  übertragen  sind,  stehen  auch  Kommunal¬ 
verbänden  sowie  Vereinigungen  von  Kommunalver¬ 
bänden,  Gemeinden  und  Gutsbezirken  zu. 

Die  Landeszentralverbände  können  Kommunalver¬ 
bände,  Gemeinden  und  Gutsbezirke  zum  Zwecke  der 
Regelung  der  Milchpreise  und  des  Milchverbrauchs 
vereinigen  und  ihnen  die  Befugnisse  aus  §§  i  bis  3 
ganz  oder  teilweise  übertragen. 

Die  Landeszentralbehörden  können  die  Milchpreise 
und  den  Milchverbrauch  selbst  regeln.  §  3  findet  ent¬ 
sprechende  Anwendung. 

Soweit  Milchpreise  oder  Milchverbrauch  für  einen 
größeren  Bezirk  geregelt  w'erden,  ruhen  die  Befugnisse 
und  Verpflichtungen  der  zu  dem  Bezirke  gehörenden 
Gemeinden  und  Kommunalverbände. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  können 
anordnen,  daß  die  Festsetzungen  und  Anordnungen 
gemäß  §§  I  bis  3  anstatt  durch  die  Gemeinden  und 
Kommunalverbände  durch  deren  Vorstand  erfolgen.  Sie 
bestimmen,  wer  als  Kommunalverband,  als  Gemeinde 
oder  als  Vorstand  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  8.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  wird  bestraft,  wer  den  gemäß 
§§  3,  6  und  7  erlassenen  Anordnungen  und  Bestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt. 

§  9.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Regelung  der  Preise  für  Schlachtschweine  und 
für  Schweinefleisch.  Der  Bundesrat  hat  am  4-  No¬ 
vember  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 
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§  I.  Beim  \"erkaufe  von  Schweinen  zur  Schlachtung 
darf  der  Preis  für  50  kg  Lebendgewicht  nicht  über¬ 
steigen  für  Schweine  im  Lebendgewicht: 


in : 


über  über  unter 

80— 100 60— 80/&^  60  >1-^ 

Mark  Mark  Mark 


Sauen 

M.irk 


Königsberg 

Danzig 

Bromberg 

Posen  .  . 

P>reslau  . 

Gleiwitz 

Stettin 

Berlin 

Magdeburg 

Kiel  .  . 

Hamburg 

Hannover 

Bremen  . 

Dortmund 

Essen  .  . 

Köln  .  . 

Krefeld  . 

Düsseldorf 

Aachen 

Kassel 

Frankfurt  a 

Wiesbaden 

Mainz 

Leipzig 

Dresden  . 

Zwickau 

Chemnitz 

Plauen 

München 

Nürnberg 

W^ürzburg 

Stuttgart 

Karlsruhe 

Mannheim 

Freil)urg  i. 

Straßburg  i. 

Metz  .  .  . 


Mail 


Br. 

E. 


90 

75 

60 

8S 

90 

75 

60 

85 

90 

75 

60 

85 

90 

75 

60 

85 

95 

80 

6S 

90 

100 

8S 

70 

95 

95 

80 

65 

90 

100 

85 

70 

95 

100 

85 

70 

95 

95 

80 

65 

90 

95 

80 

65 

90 

100 

85 

70 

95 

100 

85 

70 

95 

102 

87 

72 

97 

105 

90 

75 

100 

105 

90 

75 

100 

105 

90 

75 

100 

105 

90 

75 

100 
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92 

77 

102 

105 

90 

75 

100 

108 

93 

78 

103 

108 

93 

78 

103 

108 

93 

78 

103 

105 

90 

75 

100 

105 

90 

75 

100 

105 

90 

75 

100 

105 

90 

75 

100 

105 

90 

75 

100 
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93 

78 
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108 

93 

78 

103 

108 

93 

78 

103 

108 

93 

78 

103 

108 

93 

78 

103 

108 

93 

78 

103 

I  IO 

95 

80 

105 

HO 

95 

80 

105 

HO 

95 

80 

105 

Der  Preis  in  Spalte  i  erhöht  sich  bei  Schw'einen  im 
Lebendgewichte  von  über  100  bis  120  kg  um  10  vom 
Hundert,  von  über  120  kg  um  20  vom  Hundert. 


In  Gemeinden,  die  öffentliche  Schlachthäuser  besitzen 


und  nicht  im  Absatz  i  aufgeführt  sind,  darf  der  Preis 
für  Schweine  beim  Verkaufe  zur  Schlachtung  den 
Höchstpreis  des  nächstgelegenen  der  im  Absatz  1,  ge¬ 
nannten  Orte  nicht  übersteigen.  Bei  gleich  weiter  Ent¬ 
fernung  von  zweien  dieser  Orte  ist  der  höhere  der  beiden 
Höchstpreise  maßgebend. 

Die  Landeszentralbehörden  sind  befugt,  die  sich  aus 
Absatz  3  ergebenden  Höchstpreise  herabzusetzen. 

§  2.  Der  Verkauf  von  Schweinen  zur  Schlachtung 
darf  nur  nach  Lebendgewicht  erfolgen.  Die  Landes¬ 
zentralbehörden  sind  befugt,  Ausnahmen  zuzulassen;  sie 
haben  dabei  festzusetzen,  nach  welchem  Verhältnis  das 
Lebendgewicht  in  Schlachtgewicht  umzurechnen  ist. 

§  3.  Die  zuständige  Behörde  kann  an  den  im  §  i, 
Absatz  I ,  genannten  Orten  Bestimmungen  über  die  Zu¬ 
lassung  der  Käufer  und  die  Verteilung  der  Schweine 
an  sie  auf  den  Schlachtviehmärkten  erlassen.  Schweine, 
die  bis  zum  Marktschluß  unverkauft  bleiben,  müssen  der 
Gemeinde  des  Marktorts  auf  ihr  Verlangen  käuflich 
überlassen  werden.  Der  tJberlassungspreis  beträgt  5  M. 
weniger  für  den  Zentner  als  der  Höchstpreis. 

§  4.  In  Gemeinden  mit  öffentlichen  Schlachthäusern 
kann  die  zuständige  Behörde  bestimmen,  daß  von  außer¬ 
halb  eingeführtes  frisches  Schweinefleisch  nur  an  den 
von  ihr  bezeichneten  Stellen  verkauft  werden  darf. 

§  5.  Bei  Abgabe  an  den  Verbraucher  darf  der  Preis 
für  frisches  (rohes)  Schweinefleisch  140  vom  Hundert, 
für  frisches  (rohes)  Fett  180  vom  Hundert  des  in  der 
nächstgelegenen  Schlachthausgemeinde  für  das  Lebend¬ 
gewicht  der  Schweine  im  Gewichte  von  80  bis  loo  kg 
geltenden  Höchstpreises  nicht  übersteigen.  Die  Landes¬ 
zentralbehörden  oder  die  von  ihnen  bestimmten  Behörden 
können  die  Verhältnissätze  niedriger  festsetzen. 


Die  Gemeinden  können  Höchstpreise  für  die  einzelnen 
Fleischsorten  festsetzen;  sie  dürfen  dafür  den  nach 
Absatz  I  maßgebenden  Preis  nicht  übersteigen. 

Sind  die  Höchstpreise  am  Orte  der  landwirtschaft¬ 
lichen  oder  gewerblichen  Niederlassung  des  Verkäufers 
andere  als  am  WVhnort  des  Käufers,  so  sind  die  ersteren 
maßgebend. 

§  6.  Die  in  dieser  Verordnung  festgesetzten  Preise 
sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  betreffend 
Höchstpreise,  vom  4.  August  1914  in  der  Fassung  der 
Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914  (R.-G.-Bl. 
S.  516)  in  Wrbindung  mit  der  Bekanntmachung  vom 
21.  Januar  1915  (R.-G.-Bl.  S.  25)  und  vom  23.  Sep¬ 
tember  1915  (R.-G.-Bl.  S.  603).  Das  gleiche  gilt  für 
die  auf  Grund  dieser  \'erordnung  festgesetzten  Preise. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  be¬ 
stimmen,  wer  als  Gemeinde  oder  als  zuständige  Behörde 
im  Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 

§  8.  Der  Reichskanzler  ist  befugt,  Ausnahmen  von  den 
Vorschriften  dieser  Wrordnung  zu  erlassen. 

WVr  der  \Wrschrift  des  §  2  oder  den  nach  §  3,  Satz  i, 
§  4  oder  §  7,  Satz  i,  erlassenen  Bestimmungen  zuwider¬ 
handelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft. 

§  10.  Die  zuständige  Behörde  kann  Geschäftsbetriebe, 
deren  PTnternehmer  oder  Betriebsleiter  sich  in  Befolgung 
der  Pflichten  unzuverlässig  zeigen,  die  ihnen  durch  diese 
Verordnung  ocler  die  dazu  erlassenen  Ausführungs¬ 
bestimmungen  auferlegt  sind,  schließen. 

Gegen  die  Wrfügung  ist  Beschwerde  zulässig.  Über 
die  Beschwerde  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig.  Die  Beschwerde  bewirkt  keinen  Auf¬ 
schub. 

§  II.  Die  ^'erordnung  tritt  am  12.  November  1915 
in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt 
des  Außerkrafttretens. 


Italien. 

Ausfuhr  von  Teigwaren.  Laut  Meldung  vom 
31.  Oktober  1915  wurden  die  italienischen  Zollbehörden 
befugt,  die  Ausfuhr  von  Teigwaren  nach  den  alliierten 
Staaten  sowie  nach  Amerika  und  über  den  Suezkanal 
zu  gestatten.  Die  Ausfuhrbewilligung  nach  den  Ländern, 
die  an  die  Zentralmächte  angrenzen,  ist  an  eine  be¬ 
sondere  Genehmigung  des  Finanzministeriums  gebunden. 


Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Der  Bundesrat  hat  durch 
Beschluß  vom  5.  1.  M.  die  Ausfuhrverbote  ausgedehnt 
auf  Naturwein  in  Fässern  mit  über  15  Prozent  Alkohol 
sowie  alle  nicht  schäumenden  Weinspezialitäten  ohne 
Rücksicht  auf  Alkoholgehalt,  ferner  auf  Holzzement, 
alle  Halbfabrikate  aus  Eisen,  reines  oder  legiertes,  un¬ 
bearbeitetes  oder  gewalztes  Platin  und  Silber  auf  Gold, 
Silber  und  Platin  in  Draht  und  Faden  sowie  Gewebe  aus 
solchen  Fäden,  Blattgold,  Blattsilber,  Gold  und  Platin¬ 
waren  außer  Uhren  und  Schmucksachen,  auf  Goldsalze, 
Platinsalze,  Stickmaschinen,  Nickeloxyd  sowie  eine 
große  Reihe  Roh-  und  Zwischenprodukte  zur  Herstellung 
von  Farbstoffen,  Arzneiwaren,  Artikeln  für  Bleicherei, 
Pyrotechnik  und  für  andere  technische  Zwecke,  endlich 
auf  Firnisse,  Lacke  und  Sikkative. 

Ausfuhrverbot  für  Baumwollgarn.  Der  Schwei¬ 
zerische  Bundesrat  hat  am  19.  Oktober  1915  ein  allge¬ 
meines  Ausfuhrverbot  für  Baumwollgarne  aller  Nummern 
erlassen,  wovon  eine  Ausnahme  solange  nicht  gemacht 
werden  soll,  bis  der  Inlandsbedarf  genügend  gedeckt  ist. 
Einstweilen  erstreckt  sich  das  Verbot  nicht  auf  G  e- 
w  e  b  e. 


11.  NOVEMBER  1915] 
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Niederlande. 

Ausfuhrverbote.  Durch  königlichen  Beschluß  vom 

1.  November  1915  wurde  in  Abänderung  des  Beschlusses 
vom  15.  Oktober  1915  verfügt,  daß  vom  2.  November 
1915  an  die  Ausfuhr  von  Zinrt  und  Zinnlegierungen  als 
Grundstoff  und  bearbeitet  (mit  Ausnahme  von  Staniol 
und  Kapseln),  mit  Ausnahme  von  Artikeln,  bei  deren 
Herstellung  Zinn  und  Zinnlegierungen  nicht  den  Haupt¬ 
bestandteil  bilden,  verboten  ist. 

Gleichzeitig  wurde  die  zeitweilige  Aufhebung  des 
Ausfuhrverbotes  von  Antimon  Regulus  widerrufen  und 
die  Ausfuhr  von  Aluminium  und  Aluminiumlegierungen 
als  Grundstoff  oder  bearbeitet,  mit  Ausnahme  von  Ar¬ 
tikeln,  bei  deren  Anfertigung  Aluminium  nicht  den 
Hauptbestandteil  bildet,  Chlorkalk  und  Natriumsalz  vom 

2.  November  1915  an  verboten. 

Schließlich  wurde  in  Abänderung  der  am  8.  Oktober 
1915  erlassenen  Bestimmungen  verfügt,  daß  vom  2.  No¬ 
vember  1915  an  die  Ausfuhr  von  Eiern,  Eigelb  und  Ei¬ 
weiß  in  frischem  oder  getrocknetem  Zustande  sowie  Er¬ 
zeugnissen  daraus  verboten  ist. 


Schweden. 

Ausfuhrverbote.  Durch  königliche  Verordnung  vom 
27.  Oktober  1915  ist  die  Ausfuhr  der  nachstehend  be- 
zeichneten  Waren  aus  Schweden  nach  dem  Auslande 
von  und  mit  dem  29.  Oktober  1915  verboten  worden: 


Stat.-Nr. 


1122  B — D 
und  1123 
1124  A 
aus  1125  B 
und  1125  I/I  I 


1179 


Seife,  andere  als  parfümierte; 
Schmierseife-; 

Waschmittel,  fest,  in  Pulverform  oder 
flüssig,  welche  aus  Seife,  Fetten  oder 
Ölen  mit  Zusatz  anderer  Stoffe  her¬ 
gestellt  sind; 

Harzseife  oder  sogenannter  Harzleim, 
fest  oder  flüssig,  ebenso  Gerberleim. 


Anmerkung:  In  zweifelhaften  Fällen,  ob  eine  zur 

Ausfuhr  angemeldete  Ware  als  Harzseife  oder  flüssiges 
Harz  (1178  D)  anzusehen  ist,  kann  die  Ware  angeführt 
werden,  wenn  durch  ein  auf  Treu  und  Glauben  abge¬ 
gebenes  schriftliches  Zeugnis  bewiesen  wird,  daß  die 
Ware  aus  Holz  durch  Kochen  von  Sulfatzellulose  her¬ 
gestellt  ist. 

Ferner  wurden  laut  Meldung  aus  Stockholm  vom 
5.  November  1.  J.  in  Schweden  Ausfuhrverbote  erlassen 
für  Fichten-  und  Tannenholz,  Ferrosilizium,  Kiesel- 
manganeisen,  in  Schweden  hergestelltes  Raffinadekupfer, 
Nickelanoden,  gegossen  mit  und  ohne  Löcher  und  Ösen, 
Nickelschrot,  ferner  Platten,  Bänder,  Stangen,  Nägel, 
Nieten,  Röhren  und  Draht  aus  Nickel,  Bronzepulver, 
Brokatbronze. 

Laut  Meldung  aus  Stockholm  vom  7.  November  d.  J. 
wurde  in  Schweden  ein  Aus-  und  Durchfuhrverbot  für 
gesalzenen  amerikanischen  Speck  erlassen. 


Bulgarien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Ukas  vom  25.  Sep¬ 
tember/8.  Oktober  1915  wurde  die  Ausfuhr  nachstehender 
Artikel  aus  Bulgarien  verboten: 

Talg,  Tscherwisch  (geschmolzener  Talg),  Gewebe  und 
Garne  aus  Wolle,  grobe  Gewebe  für  den  Heeresbedarf, 
Tornister,  Patronentaschen,  Schajaks  aller  Art,  Leinen- 
und  Baumwollgewebe  aller  Art,  Zarwuli  und  deren  Zu¬ 
behör,  Schuhe  und  Halbschuhe,  verschiedene  Häute  und 
Sohlenleder,  Wachstuch  und  Kaschkawal. 

Laut  Zollzirkular  vom  17./30.  September  1915  wurde 
die  Ausfuhr  von  Rampen  eiserner  Konstruktion  und  von 
Pontonbrücken,  welche  die  Pontons  mit  dem  Lande  ver¬ 
binden,  verboten. 


flunlieL 

Die  Lage  des  internationalen  Milch-  und  Molkerei- 
produktenmarktes.  Der  »Neuen  Zürcher  Zeitung«  ent¬ 
nehmen  wir  folgende,  auf  einem  Berichte  des  Schweizeri¬ 
schen  Bauernverbandes  über  die  Lage  des  Molkerei- 
produktenmarktes  beruhende  Darstellung;  Die  Produk¬ 
tion  ist  in  allen  europäischen  Staaten  mit  Ausnahme 
von  England  und  Dänemark,  wo  die  Produktion  nor¬ 
mal  war,  und  Holland,  das  eine  größere  Erzeugung 
aufweist,  erheblich  kleiner  als  im  letzten  Jahr.  Starke 
Reduktion  der  Viehbestände,  mangelhafte  Wartung  und 
Pflege  durch  ungeübtes  Personal,  Mangel  an  Kraftfutter 
und  hohe  Futtermittelpreise  mögen  die  Hauptursachen 
dieses  Produktionsrückganges  sein.  Im  Gegensatz  zu 
Europa  weisen  die  Produktionsverhältnisse  der  Ver¬ 
einigten  Staaten  von  Nordamerika  und  Kanada  gün¬ 
stigere  Bedingungen  auf  als  im  letzten  Jahr. 

Entsprechend  der  Verschiedenheit  der  Produktions¬ 
verhältnisse  in  Europa  und  Amerika  zeigen  auch  die 
Milch-  und  Molkereiproduktenmärkte  einen  verschieden¬ 
artigen  Charakter.  In  Europa  waren  die  Preise  fort¬ 
während  fest  und  steigerten  sich  von  Monat  zu  Monat. 
In  Amerika  bestand  eine  Produktion,  die  den  einhei¬ 
mischen  Markt  mehr  als  reichlich  versorgte  und  im 
Hochsommer  eher  weichende  Preise  brachte,  bis 
schließlich  die  starke  Nachfrage  von  Europa  dort  die 
Preise  zu  stützen  vermochte,  ohne  daß  die  Notierungen 
die  letztjährigen  Normen  erreichten. 

Die  Aussichten  für  den  europäischen  Verbraucher 
werden  nicht  besonders  günstig  taxiert,  weil  mit  Be¬ 
ginn  der  Winterfütterung  sich  die  Produktionsverhält¬ 
nisse  noch  schwieriger  gestalten  werden.  Daher 
wird  ein  weiterer  Rückgang  der  Produktion  voraus¬ 
gesehen  und  übereinstimmend  ein  weiteres  Steigen  der 
Milch-  und  Molkereiproduktenpreise  erwartet.  Die  in¬ 
folge  des  Krieges  eingetretene  Steigerung  der  Lebens¬ 
mittelpreise  scheint  den  Höhepunkt  noch  nicht  über¬ 
schritten  zu  haben.  Nur  die  günstigen  Produktions¬ 
verhältnisse  von  Amerika  wirken  beruhigend  auf  den 
Markt.  In  Rücksicht  darauf,  daß  die  Viehbestände  eine 
starke  Reduktion  erfahren  haben,  wird  man,  von  vorüber¬ 
gehenden  Schwankungen  abgesehen,  auf  Jahre  hinaus  mit 
relativ  hohen  Molkereiproduktenpreisen  rechnen  müssen. 

Schwedens  Handel  nach  dem  Kriege.  Aus  Stock¬ 
holm  wird  uns  geschrieben: 

Die  schwedische  Handwerkerorganisation  hat  in  einem 
an  das  Kommerzkollegium  gerichteten  Gutachten  zu  den 
zur  Förderung  des  schwedischen  Exportes  nach  dem 
Kriege  zu  treffenden  Maßnahmen  Stellung  genommen 
und  befürwortet  die  Organisation  einer  Auskunftsstelle 
unter  staatlicher  Leitung  in  engem  Zusammenhänge  mit 
dem  Kommerzkollegium  und  der  Schwedischen  Allge¬ 
meinen  Exportvereinigung  und  mit  Beihilfe  der  schwedi¬ 
schen  Handwerkerorganisation.  Weiters  wird,  um  auch 
den  Handwerkergewerben  eine  Teilnahme  am  Export 
zu  ermöglichen,  eine  Ordnung  des  Kreditwesens  ange¬ 
regt.  Im  allgemeinen  wird  ferner  die  baldige  Anlage 
geeigneter  Freihäfen,  eine  Erweiterung  der  Freilager¬ 
konstitutionen,  Verbesserung  der  Verkehrswege  mit  den 
Nachbarländern,  Verstärkung  des  Konsularwesens  durch 
Attaches  mit  der  besonderen  Aufgabe  der  Förderung 
des  Exportes  von  Industrieerzeugnissen,  Errichtung 
schwedischer  Handelskammern  im  Auslande,  Gründung 
schwedisch  -  ausländischer  Kreditanstalten,  Einführung 
wirksamer  Exporttfrachtarife  in  Vorschlag  gebracht. 


Das  Seidenjahr  1914/15.  Aus  den  von  der  Zürche¬ 
rischen  Seidenindustrie  -  Gesellschaft  herausgegebenen 
statistischen  Tabellen  über  die  mit  30.  Juni  1915 
gelaufene  Seidenkampagne  19 14/15  geht  hervor,  daß 
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der  Krieg  auch  die  Weltseidenerzeugung  von  Rohseide, 
die  von  Jahr  zu  Jahr  einen  steigenden  Ertrag  aufwies 
und  in  der  Kampagne  1913/14  mit  26’2  Millionen  kg 
die  höchste  bisher  bekannte  Ziffer  erreicht  hatte,  in 
ungünstigstem  Sinne  beeinfluf3te.  Das  Ergebnis  der  Kam¬ 
pagne  1914/15  steht  mit  20'9  Millionen  kg  um  nicht 
weniger  als  5'i  Millionen  kg  oder  26  Prozent  hinter 
der  Ziffer  der  vorhergehenden  Kampagne  zurück  und 
entspricht  ungefähr  der  Seidenmenge,  mit  der  vor  zehn 
Jahren  gerechnet  wurde.  Die  Weltseidenerzeugung  der 
Kampagne  19 14/15  weist  aber  auch  in  der  Weise  un¬ 
gewöhnliche  Verhältnisse  auf,  als,  im  Gegensatz  zu  der 
seit  Jahren  beobachteten  Entwicklung,  die  europäische 
Seidenernte  (48  Millionen  kg)  sich  mit  einem  Mehr¬ 
ertrag  von  600.000  kg  einstellt,  die  Ausfuhr  ostasiati¬ 
scher  Rohseiden  (i4’6  Millionen  kg)  dagegen  um  5  Mil¬ 
lionen  kg  zurückgegangen  ist,  wobei  freilich  die  Seiden¬ 
erzeugung  Europas,  und  insbesondere  Italiens  nur  wieder 
den  normalen  Stand  früherer  Jahre  erreicht  hat.  Bei 
den  ostasiatischen  Ziffern  kommt  wohl  weniger  eine 
verminderte  Seidenproduktion  in  Frage  als  vielmehr  eine 
durch  die  Preis-  und  Geschäftsverhältnisse,  wie  auch 
durch  die  Verschiffungschwierigkeiten  zurückgehaltene 
Ausfuhr.  Ähnliches  gilt  für  den  Rückschlag  von 
800.000  kg  gegenüber  der  vorhergehenden  Kampagne 
bei  der  Seidenausfuhr  aus  der  Levante  ,und  insbesondere 
aus  Persien  und  Turkestan,  für  welch  letztere  Ausfuhr 
Angaben  zur  Zeit  überhaupt  nicht  erhältlich  sind.  Die 
Seidenerzeugung  in  Bengalen  scheint  in  rascher  Ab¬ 
nahme  begriffen  zu  sein.  Werden  die  Tus.sahseiden, 
deren  Ausfuhr  sich  auf  960.000  kg  belief,  in  die  Be¬ 
rechnung  eingezogen,  so  stellt  sich  das  Ernte-  und  Aus¬ 
fuhrergebnis  für  die  Kampagne  1 914/15  insgesamt  auf 
21 '9  Millionen  kg.  Über  die  Welterzeugung  von  Roh¬ 
seide  gibt  nachstehende  Tabelle  näheren  Aufschluß : 


W  elterzeugu 

n  g  von 

Rohseide. 

1912/13 

1913/14 

1914/15 

Kilograni 

m 

Europa: 

Frankreich . 

500.000 

350.000 

400.000 

Italien . 

4,100.000 

3,540.000 

4,060.000 

Österreich-Ungarn : 

Tirol,  Friaul,  Istrien  und 

Dalmatien,  Ungarn  und 

Kroatien . 

300.000 

270.000 

300.000 

Spanien . . 

80.000 

80.000 

70.000 

Zusammen  .  . 

4,980.000 

4,240.000 

4,830.000 

Levante  und  Zentral- 

Asien:  Ausfuhr : 

Serbien,  Bulgarien.  Rumänien 

150.000 

140.000 

100  000 

Europäische  Türkei  .... 

26.000 

90.000 

60.000 

Griechenland  und  Kreta  .  . 

50.000 

190.000 

150.000 

Brussa .  .... 

420.000 

470.500 

360.000 

Syrien,  Cypern  u.  s.  w. 

520.000 

620.000 

530.000 

Kaukasus . 

400.000 

400.000 

350  000 

Persien  und  Turkestan  .  .  . 

500.000 

430.000 

— 

Zusammen  .  . 

2,300.000 

2,340.000 

1,550.000 

Ostasien:  Ausfuhr: 

China:  Shanghai*)  .... 

5,106.000 

4,664.000 

3,160.000 

Kanton . 

2,176.000 

2,718.000 

1,878.000 

Japan:  Yokohama  .... 

10,818.000 

12,088.000 

0,402.000 

Indien  :  Kalkutta  u.  Bombay 

180.000 

120.000 

40.000 

Zusammen  .  . 

18,280.000 

19,590.000 

14,570.000 

Gesamtsumme 

25,560.000 

26,170.000 

20,950.000 

Die  Seidenindustrie  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  hat,  aus  den  Rohseidenbezügen  zu  schließen, 
unter  dem  Krieg  nicht  gelitten,  denn  der  Ausfall  gegen¬ 
über  der  ohnedies  außerordentlich  hohen  Ziffer  der 
Kampagne  19 13/14  ist  mit  300.000  kg  oder  2^/2  Pro¬ 
zent  belanglos.  An  der  Gesamteinfuhr  im  Betrage  von 
11,345.000  kg  ist  Japan  mit  8'i  Millionen  kg  oder 
72  Prozent  beteiligt,  Italien  mit  i’2  Millionen  kg  oder 
1 1  Prozent.  Es  sind  in  der  abgelaufenen  Kampagne 
etwas  mehr  Seiden  aus  Italien  und  Kanton  und  etwas 
weniger  Seiden  aus  Japan,  Shanghai  und  Frankreich 

')  Ohne  d  e  Ausfuhr  von  Tussah-.Seiden,  die  sich  für  1914/15  auf  957.000  kg 
beläuft.  —  NB.  Die  Kampagne  schließt  in  Shanghai  Ende  .Mai,  in  Kanton 
Ende  Aprd  und  in  Yokohama,  in  der  Levante  und  in  Europa  Ende  Juni  ab.  I 


in  die  Vereinigten  Staaten  gelangt  als  in  der  Kampagne 
1 913/14.  Eine  Anzahl  Seidentrocknungsanstalten  hat 
ihre  Umsätze  nicht  mehr  veröffentlicht.  Soweit  Angaben 
vorliegen,  läßt  sich  den  entsprechenden  Ziffern  der 
vorhergehenden  Kampagne  gegenüber  ein  ganz  be¬ 
deutender  Ausfall  nachweisen,  wobei  die  Lyoner  An¬ 
stalt  am  stärksten  in  Mitleidenschaft  gezogen  scheint, 
während  für  Mailand  und  für  die  schweizerischen  An¬ 
stalten  Zürich  und  Basel  die  Verhältnisse  sich  etwas 
weniger  ungünstig  darstellen.  Im  ersten  Halbjahr  1915 
ist  allgemein  eine  Wendung  zum  Bessern  wahrnehmbar. 
Die  Ausfuhr  von  Rohseide  aus  den  ostasiatischen  Häfen 
hat  mit  I4'53  Millionen  der  letzten  Kampagne  gegen¬ 
über  um  25  Prozent  abgenommen,  und  zwar  weisen 
alle  drei  Verschiffungshäfen  Yokohama,  Shanghai  und 
Kanton  erhebliche  Ausfälle  auf.  Während  die  Vereinigten 
Staaten  mit  99  Millionen  kg  nur  7  Prozent  weniger 
Rohseiden  ostasiatischen  Ursprunges  aufgenommen 
haben  als  in  der  vorhergehenden  Kampagne  19 13/14, 
beträgt  für  Europa  das  Minus  nicht  weniger  als  50 
Prozent. 

Die  zu  Ende  der  Kampagne  19 14/15  in  öffentlichen 
Lagerhäusern  in  Europa  und  in  Ostasien  liegenden 
sichtbaren  Vorräte  von  Seiden  und  Kokons  beliefen 
sich  auf  2  2  Millionen  kg  und  entsprechen  damit  ziem¬ 
lich  genau  der  Ziffer  vom  30.  Juni  1913,  während  vor 
Jahresfrist,  am  30.  Juni  1914,  mit  i’6  Millionen  kg 
auffallend  kleine  Vorräte  nachgewiesen  waren.  Das  Ver¬ 
hältnis  der  sichtbaren  Vorräte  zu  der  Gesamtseiden¬ 
versorgung  der  Kampagne  beträgt  1 1  Prozent  gegen 
6  Prozent  am  30.  Juni  1914  und  8  Prozent  am 
30.  Juni  1913.  Die  Gesamtseidenversorgung  für  die 
abgelaufene  Kampagne  19 14/15  ist  infolge  des  Aus¬ 
falles  in  der  Seidenerzeugung  und  -ausfuhr  mit  22’3 
Millionen  um  5'8  Millionen  kg  oder  21  Prozent  kleiner 
als  bei  der  vorhergehenden  Kampagne,  die  mit  28' i 
Millionen  kg  allerdings  einen  Rekord  aufgestellt  hatte. 
Da  jedoch  auch  der  Rohseidenverbrauch,  soweit  sich 
dieser  überhaupt  feststellen  läßt,  der  Kampagne  1913/14 
gegenüber  von  insgesamt  zö'S  auf  20'6  Millionen  kg 
zurückgegangen  ist,  so  stellt  sich  der  Gebrauchs¬ 
koeffizient  mit  92  4  Prozent  um  nur  3  Prozent  un¬ 
günstiger  als  1 91 3/14.  Der  gegen  früher  stark  ver¬ 
ringerte  Rohseidenverbrauch  ist  im  wesentlichen  auf 
die  Geschäftslage  in  der  europäischen  Seidenindustrie 
zurückzuführen,  deren  Anteil  am  nachweisbaren  Gesamt¬ 
verbrauch  von  50  und  mehr  Prozent  auf  40  Prozent 
gefallen  ist. 

Von  einer  Schätzung  der  Ausfuhr  aus  der  Levante 
und  aus  Ostasien  hat  die  Seidenindustriegesellschaft 
Umgang  genommen.  Für  die  mittel-  und  westeuropäische 
Seidenproduktion  gelangt  sie  für  das  Jahr  1915  zu 
einer  Menge  von  3'25  Millionen  kg  gegen  4  8  Mil¬ 
lionen  kg  im  Jahre  1914  und  4'2  Millionen  kg  im 
Jahre  1913.  Der  Minderertrag  dieses  Jahres  wird  in 
der  Hauptsache  auf  die  ungünstige  Witterung  zurück¬ 
geführt;  daneben  mag  auch  noch  der  durch  den  Krieg 
verursachte  Mangel  an  Arbeitskräften  einen  Einfluß  aus¬ 
geübt  haben. 

Die  Lage  der  Stickereiindustrie  in  St.  Gallen. 

Der  ,,Neuen  Zürcher  Zeitung“  entnehmen  wür: 

Die  Gesamtlage  des  Stickereimarktes  hat  sich  in  der 
letzten  Zeit  nicht  wesentlich  geändert.  Von  einer  vor¬ 
übergehenden  Abschwächung  in  Ätzartikeln  und  groß- 
rapportigen  Mustern  abgesehen,  ist  der  Beschäftigungs¬ 
grad  durchwegs  ein  zufriedenstellender.  Die  steigenden 
Stichpreise  werden  zwar  für  den  Übernehmer  durch  die 
höheren  Garnpreise  zum  Teil  ausgeglichen,  sie  bilden 
aber  trotzdem  einen  Maßstab  für  die  vermehrte  Nach¬ 
frage.  Neben  der  Schwierigkeit  der  Garnbeschaffung 
hat  auch  die  Unsicherheit  im  Bezug  von  englischen 
Stickbüden  das  Geschäft  erschwert;  doch  ist  in  dieser 
Beziehung  durch  die  Bestimmungen  des  Einfuhrtrustes, 
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wonach  Stickereien  unbehindert  ausgeführt  werden 
können,  auch  wenn  sie  mit  englischen  Halbfabrikaten 
hergestellt  sind,  die  Situation  geklärt  worden.  Einige 
Störung  im  regelmäßigen  Marktverkehr  hatte  die  Grenz¬ 
sperre  zwischen  Österreich  und  der  Schweiz  verursacht, 
indem  die  zahlreichen  Vorarlberger  Fergger  und  Sticker, 
w'elche  jede  Woche  den  Platz  St.  Gallen  besuchen,  um 
Arbeit  zu  übernehmen,  die  Grenze  nicht  überschreiten 
durften;  doch  ist  dieses  Verkehrshindernis  jetzt  wieder 
beseitigt.  Im  allgemeinen  ist  zu  konstatieren,  daß  die 
Gleichgewichtsstörung,  welche  im  Anfang  des  Krieges 
den  Stickereimarkt  zu  bedrohen  schien,  längst  behoben 
ist,  denn  die  Betriebsamkeit  erstreckt  sich  nach  wie  vor 
nicht  nur  auf  die  Fabrikation  des  bekannten  Artikels, 
sondern  auch  auf  die  mannigfachen  Hilfsindustrien  der 
Stickerei,  so  besonders  auf  die  mechanischen  Groß-  und 
Kleinbetriebe,  welche  an  der  Arbeit  sind,  neue  Erfin¬ 
dungen  für  Zwecke  der  Stickereifabrikation  auf  den 
Markt  zu  bringen.  Auch  die  Ersetzung  älterer  Ma¬ 
schinen  durch  solche  neuerer  Systeme,  welche  da  und 
dort  in  Fabriken  vorgenommen  werden  soll,  läßt  auf  die 
zuversichtliche  Beurteilung  der  Zukunft  schließen.  Die 
Handmaschinenstickerei  hat  in  den  Massenartikeln  noch 
immer  einen  schweren  Stand.  Dagegen  kann  sie  in  einer 
Anzahl  Spezialitäten  die  Konkurrenz  der  Schiffli- 
maschine  wohl  ertragen,  so  z.  B.  in  bestickten  Taschen¬ 
tüchern,  in  mehrfarbigen  Artikeln  und  dergleichen.  In 
der  Schifflistickerei  ist  die  Leistungsfähigkeit  der 
Automatmaschinen  stark  in  den  Vordergrund  getreten, 
und  sie  hat  sehr  dazu  beigetragen,  die  Schwierigkeiten 
des  letzten  Winters  einigermaßen  zu  überbrücken. 

Die  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  hat  im  Monat  September  wieder  einen  kleinen 
Rückgang  zu  verzeichnen,  nachdem  der  August  einen 
Fortschritt  anzubahnen  schien.  Der  Totalexport  in  den 
ersten  drei  Quartalen  1915  weist  mit  etwas  über  30  Mil¬ 
lionen  Francs  gegenüber  dem  letztjährigen  entsprechenden 
Zeitraum  einen  Minderbetrag  von  nicht  ganz  4  Mil¬ 
lionen  Francs  auf,  also  immerhin  mehr  als  10  Prozent 
Rückgang.  Diesem  Resultat  steht  aber  die  stark  ver¬ 
mehrte  Ausfuhr  nach  England  gegenüber,  so  daß  das 
Jahresgesamtresultat  wahrscheinlich  nicht  hinter  dem¬ 
jenigen  des  Jahres  1914  Zurückbleiben  wird. 

Die  empfindlichste  Störung  in  der  ausgiebigen  Ent¬ 
faltung  der  Industrie  liegt  gegenwärtig  in  dem  Mangel 
eines  maßgebenden  Modezentrums.  Die  Anregungen, 
welche  sonst  von  Paris  auszugehen  pflegten,  fehlen  fast 
vollständig,  und  man  hat  sich  noch  nicht  daran  gewöhnt, 
ganz  unabhängig  von  Paris  zu  mustern.  Ohne  Zweifel 
wird  man  es  jedoch  in  St.  Gallen,  wo  man  sich  von  jeher 
den  Verhältnissen  anzupassen  verstand,  lernen,  nötigen¬ 
falls  ohne  die  Anleitung  von  Paris  auszukommen.  Dies 
bezieht  sich  ja  überhaupt  nur  auf  die  besseren  Nou- 
veaute-Artikel,  während  für  die  Massenwaren  von  Ätz¬ 
stickereien,  Ätzkragen  u.  s.  w.  die  Vorlagen  von  Paris 
ohnehin  entbehrt  werden  können. 

Kupferproduktion  in  Schweden.  »Stockholms  Dag- 
blad«  vom  22.  Oktober  meldet  die  Gründung  einer 
Patentgesellschaft  mit  einem  Aktienkapital  von  min¬ 
destens  1,000.000  und  höchstens  3,000  000  K,  welche 
zur  Aufgabe  haben  soll,  nach  Erwerb  der  sogenannten 
Ramön-Beskow  und  Ramön  Methode  nebst  den  dazu 
gehörigen  Patenten  dieselben  zu  exploitieren.  Es  sind 
dies  Erfindungen  auf  dem  Gebiete  der  Erzextraktion 
und  Brikettierung,  welche  sich  nicht  nur  auf  die  Ex- 
ploitierung  von  Kupfer,  sondern  auch  von  Eisen  und 
Zink  aus  den  beim  Abrosten  des  Schwefelkieses  in  den 
Sulfit-  und  Schwefelsäurefabriken  entstandenen  Asch¬ 
bränden  beziehen.  Einerseits  sind  dies  die  bekannten 
Ramdn-Beskow-Öfen,  anderseits  neue  Methoden  für  die 
Extraktion  von  Metallen  sowie  für  die  Brikettierung 
von  Erzen,  hierunter  eine  neue  Mothode  für  die  Ge¬ 


winnung  von  Zink  und  Glauberzalz  aus  den  bisher 
wertlosen  Abfallaugen  der  Kupferextraktion.  Helsing¬ 
borgs  Kupferwerk  beabsichtigt,  in  nächster  Zeit  eine 
solche  Fabrik  in  Gang  zu  setzen,  und  man  glaubt, 
große  Werte  aus  diesen  Abfallaugen  gewinnen  zu 
können,  womit  der  Kupfer-  und  Zinkextraktion  weite 
Möglichkeiten  eröffnet  sind.  Eine  kombinierte  An¬ 
wendung  dieser  Methoden  und  der  Brikettierungs¬ 
methoden  hat  ferner  eine  große  Bedeutung  für  die 
Eisenindustrie,  indem  ein  Teil  unreiner,  niedrig¬ 
prozentiger  Eisenerze  zur  Verwendung  kommen  kann, 
nachdem  der  Schwefel-,  Kupfer-  und  Zinkgehalt  der¬ 
selben  ausgeschieden  ist.  Die  Aschbrände,  welche 
entstehen,  wenn  Schwefelkies  abgerostet  wird,  enthalten 
ungefähr  55  —  64  Prozent  Eisen  und  2^/^  Prozent 
Kupfer.  Die  Handhabung,  Abgabe  und  der  Verkauf 
aller  dieser  Methoden  und  Patente  soll  Aufgabe  der 
neu  gegründeten  Gesellschaft  sein.  Die  beiden  ersten 
Unternehmen,  welche  ihre  Herstellungsmethoden  von 
der  Patentgesellschaft  kaufen,  sind  das  dieser  Tage  in 
Norwegen  gegründete  »Det  Norske  Extraktions  werk« 
bei  Fredrikstad  und  eine  schwedische  Gesellschaft,  deren 
Stiftungsurkunde  mit  einem  Aktienkapital  von  1,500.000 
Kronen  in  Kürze  erwartet  wird  und  welche  ein  Kupfer¬ 
extraktionswerk  in  der  Nähe  von  Stockholm  anlegen 
will.  Die  Abtreibungskapazität  dieses  schwedischen 
Werkes  soll  70.000  i  Aschbrände  jährlich  betragen, 
während  die  norwegische  Fabrik  vorläufig  mit  45.000 1 
.Aschbrände  pro  Jahr  anfangen  soll.  Das  schwedische 
Werk  soll  spätestens  bis  November  1916  fertiggestellt 
sein.  Es  ist  schließlich  zu  erwähnen,  das  die  Orkla- 
Grube  A.-G.  bereits  seit  einigen  Jahren  ein  Kupfer¬ 
extraktionswerk  in  Deutschland  (Bochum)  besitzt,  in 
welchem  nach  diesen  Methoden  45.000  t  Aschbrände 
jährlich  abgetrieben  werden. 

Die  Fabrikation  von  Superphosphat  in  Norwegen. 

Die  Gründung  einer  norwegischen  Superphosphatfabrik 
wird  in  Bergen  geplant.  Die  Fabrik  soll  insbesondere 
Schwefelsäure  für  den  einheimischen  Bedarf  sowie  auch 
für  Export  hersteilen,  ferner  Salzsäure  und  Glaubersalz 
für  den  norwegischen  Konsum.  Dieselbe  soll  auf  eine 
Produktion  von  vorerst  30.000  t  Superphosphat  jähr¬ 
lich  eingerichtet  werden.  Der  Verbrauch  an  Superphosphat 
in  Norwegen  nimmt  stetig  zu  und  es  werden  hiervon 
jährlich  40.000  —  50.000  t  importiert. 


Die  Verluste  der  Handelsflotten  im  Kriege.  Es 

wurden  in  den  ersten  10  Kriegsmonaten  annähernd 
2  Prozent  der  im  Weltverkehr  eingestellten  Schiffe  aller 
Gattungen  verloren.  Ohne  Berücksichtigung  der  in  an¬ 
deren  Häfen  zurückgehaltenen  und  gekaperten,  daher 
nicht  eigentlich  »verlorenen«  Schiffe  verteilen  sich  die 
Verluste  auf  die  Deutschland  feindlichen  und  die  neu¬ 
tralen  Staaten  folgendermaßen : 

•  Schiffe  Tonnen 


England .  .327  6oq.934 

Norwegen  ...  -30  M-11^ 

Frankreich  .  .  24  42.233 

Dänemark  .  17  26.521 

Schweden  .  22  22.903 

Holland . .  •  13  18.132 

Rubland . 17  16.024 

Italien,  Griechenland,  Persien,  Spanien  .  .  7  11.879 

Amerika  .  5  9.601 


Diese  am  30.  Juni  vom  »Journal  of  Commerce«  abge¬ 
schlossene  und  nach  den  offiziellen  Mitteilungen  des 
Staatsdepartements  in  Washington  sowie  nach  den  Mel¬ 
dungen  der  deutschen  und  englischen  Admira^stäbe  auf¬ 
gestellte  Liste  dürfte  jedoch,  mindestens  soweit  englische 
Schiffe  in  Frage  kommen,  unzuverlässig  sein,  denn  wie 
die  Berliner  Zeitschrift  »Weltwirtschaft«  feststellt,  sind 
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die  Erfolge  der  deutschen  U-Boote  viel  umfassender, 
als  es  die  amtlichen  englischen  Bekanntmachungen  zu¬ 
gestehen  und  alle  Zeitungsmeldungen  und  -berechnungen 
erkennen  lassen.  Nach  einer  Londoner  Meldung  des 
»Sydsvenska  Dagbladet«  von  Anfang  September  galten 
in  London  bis  zum  31.  August  1915  übrigens  schon 
476  englische  Schiffe  mit  980.773  t  als  verloren.  Da 
Englands  Handelsflotte  bei  Ausbruch  des  Krieges  nach 
der  Berechnung  des  »Journal  of  Commerce«  20,751.000/ 
umfaßte,  würde  diese  Einbuße  bereits  rund  5  Prozent 
bedeuten.  Tatsächlich  dürfte  aber  auch  jene  Zahl  noch 
zu  niedrig  sein,  wie  man  ohne  weiteres  erkennt,  wenn 
man  hört,  daß  ein  einziges  deutsches  U-Boot  allein  im 
August  30  feindliche  Schiffe  mit  75. 000  /  versenkt  hat. 
Unter  Zugrundelegung  der  Ziffern  aus  Lloyds  Register  14, 
das  eine  Weltdampferflotte  von  21.889  Schiffen  mit 
40.749  559  Brutto-Tonnengehalt  angibt,  hat  sich  diese 
Flotte  bis  zum  10.  August  1915  nach  Berechnungen 
der  »Times«,  um  22  Prozent  auf  31,809.899  /  ver¬ 
mindert. 

Der  internationale  Frachtenmarkt.  »Svenska  Dag¬ 
bladet«  berichtet: 

Der  Frachtenmarkt  hat  in  der  letzten  Zeit  eine 
weitere  Tendenz  zur  Festigkeit  gezeigt,  insbesondere 
für  Nord-  und  Ostseetransporte,  was  zum  großen  Teil 
dem  Auftreten  englischer  Unterseebote  in  diesem  Fahr¬ 
wasser  zuzuschreiben  ist.  Trotz  dieser  letzteren  sind 
jedoch  die  Kohlentransporte  von  Deutschland  nach 
Schweden  lebhaft  gewesen,  unter  einem  gleichzeitigen 
Steigen  der  Frachtsätze.  Die  Kohlenverschiffung  von 
F.ngland  wurde  durch  Erleichterung  von  Exportlizenzen 
gefördert,  doch  machte  sich  ein  starker  Mangel  an 
Tonnage  hier  fühlbar. 

Die  Mittelmeerfrachten  zeigten  eine  ganz  bemerkens¬ 
werte  Hausse  ohne  größeren  Zugang  von  Tonnage.  Es 
wurde  bezahlt:  Alexandria — London  29  sh.  pro  60  Kubik- 
fuß,  Spanien  —  englische  Westküste  16,6  sh.  pro  /, 
Huelva  Bristolkanal  für  Erz  i6j — sh.  Die  Sa'zfrachten 
sind  stark  gestiegen  und  bis  auf  28  sh.  nach  Skandinavien 
hinaufgegangen. 

Über  die  Frachten  von  La  Plata  wird  gemeldet: 
Nachdem  die  oberen  Flußhäfen  auf  65  sh.  pro  /  standen, 
gingen  die  Frachten  von  dort  ganz  plötzlich  auf  70  sh., 
um  dann  wiederum  auf  den  erstgenannten  Satz  für  Ge¬ 
treide  nach  England  zurückzugehen.  Nach  skandinavi¬ 
schen  Häfen  wurde  87/6  sh.  und  für  Kaffee  von  Santos 
nach  England  80  sh.  bezahlt. 

Der  Frachtenmarkt  der  Vereinigten  Staaten  ist  recht 
ruhig,  wozu  verschiedene  Umstände  beitragen  Die 
unerhört  hohen  Frachten,  die  sich  hier  mehr  als  irgend 
wo  anders  geboten  haben,  haben  viele  Eigner  ver¬ 
anlaßt,  ihre  Schiffe  über  den  Ozean  zu  schicken,  in  der 
Hoffnung,  den  Markt  dadurch  noch  mehr  hinaufzu¬ 
treiben.  Dies  im  Verein  mit  den  hohen  Getreidepreisen 
in  Amerika  hat  die  Abschlüsse  von  Geschäften  er¬ 
schwert,  und  nachdem  die  Nachfrage  nach  Getreide  in 
Europa  abgenommen  hat,  ist  eine  weitere  Hausse  auf 
diesem  Gebiete  kaum  zu  erwarten.  Folgende  Notierungen 
werden  von  den  nordamerikanischen  Ostküstenhäfen 
gemeldet:  nach  England  12/3  sh.,  nach  Italien  14/6  sh., 
nach  Göteborg  -  Stockholm  15  sh.  Vom  mexikanischen 
Golf  nach  Liverpool  wurde  für  Baumwolle  160  sh. 
notiert  und  nach  Italien  sogar  bis  zu  265  sh.  pro  Std. 
für  pitchpine  bezahlt. 

Die  Kohlen  frachten  stiegen  überall  besonders  für 
Ladungen  nach  Schweden  und  Dänemark  j  es  wurden 
Ende  Oktober  bezahlt:  Wales — italienische  Häfen  39/40  sh., 
Wales  —  Marseille  48  Francs,  Wales— Havre  16  sh., 
Wales  — Dunkerque— Calais  19  sh.  Von  der  englischen 
Ostküste:  nach  italienischen  Häfen  44  sh.,  Port  Said 
45  sh.,  Bordeaux  26  sh.,  Dunkerque  23/6  sh.,  Stock¬ 
holm  20  sh.,  Norrlandshäfen  21/22  sh.,  Sundhäfen 
16  sh.,  Göteborg  15  sh.  Von  Wales  wird  mitgeteilt, 
daß  der  Tonnagemangel  eine  Herabsetzung  der  Preise 


für  Bunkerkohle  um  5  sh.  in  wenigen  Tagen  zur  Folge 
gehabt  hat. 

Die  Frachten  für  Holzverschififung,  die  sich  mit  Be¬ 
ginn  der  kälteren  Jahreszeit  ihrem  Ende  zuneigt,  waren 
fest.  Es  wird  notiert:  Obere  Norrlandshäfen  nach  eng¬ 
lischer  Ostküste  90/ — ,  obere  Norrlandshäfen  nach 
London  105/ — ,  obere  Norrlandshäfen  nach  französischen 
.Atlanthäfen  185/ — ,  Göteborg  für  Props  nach  englischer 
Ostküste  150 — 160  sh. 

Spanischer  Schnellverkehr  Vigo— New  York.  Der 

spanischen  Regierung  ist  von  der  Handelskammer  in 
New  York  der  Vorschlag  gemacht  worden,  eine  Schnell¬ 
dampferlinie  zwischen  Spanien  und  Nordamerika  ein¬ 
zurichten.  Beide  Häfen  befinden  sich  auf  dem  gleichen 
Breitengrad,  die  Fahrt  würde  bei  Vermeidung  der  Eis¬ 
und  Nebelgefahr  um  über  300  Seemeilen,  also  fast  um 
einen  Tag  abgekürzt,  und  die  Bucht  von  Vigo  hat  bei 
5400  ha  Ausdehnung  auch  bei  niedrigstem  Wasser¬ 
stand  15  WZ  Tiefe.  Die  Verwirklichung  des  Planes  kann 
von  größerer  Bedeutung,  wenigstens  für  den  französi¬ 
schen,  spanischen  und  portugiesischen  Verkehr  mit 
Nordamerika  werden.  Doch  würden  dabei  die  spani¬ 
schen  Eisenbahnverhältnisse  (Breitspur  u.  s.  w.)  ein  arges 
Hindernis  darstellen. 


Klein«  Ausgabe  vo.ni  Jahr-  und  Adressenbuch  der  Zucker- 
fobriken-Raffiiier  en  Osterrei  h-Ungarns.  Herausgegeben  vom 
Zentralverein  für  die  Rübenzuckerin  tustrie  Österreich-Ungarns. 
Revidiert  vom  Generalsekretär  Dr.  Gustav  Mikuscb.  XLIII. 
Ausgabe.  Verlag  beim  Herausgeber  Wien,  I.  Elisabethstraße  18. 
—  Dieses  nett  ausgestattele  Nachschlagewerkchen  enthält  außer 
einem  Kalendarium  alle  in  der  Zuckerfabrikation  wichtigsten  Pro- 
duklionsdaten  in  gedrängter  Kürze,  weiters  die  jetzt  wichtigen 
Kriegsverordnungen,  Änderungen  in  den  Usancen  und  Schluß¬ 
briefen,  eine  Statistik  und  sonstige  wichtige  Daten  für  den 
Zuckerfabrikanten.  Dasselbe  kann  allen  Zuckerinteressenten 
bestens  empfohlen  werden. 

EiSenwsrk  Witkowitz.  Im  Selbstverlag  des  Eisenwerks,  1415, 
94  Seiten  und  zahlreiche  Abbildungen  sowie  ein  Lageplan. 
Diese  Darstellung  dürfte  zwar  vorwiegend  Reklamezwecke  ver¬ 
folgen,  ist  aber  nichtsdestoweniger  für  jedermann,  der  öster¬ 
reichische  industrielle  Verhältnisse  kennen  zu  lernen  wünscht, 
von  größtem  Interesse,  da  sie  die  Geschichte  und  gegenwärtige 
(Stand  vom  Jahre  19 14)  Entwicklungsstufe  eines  der  wenigen 
österreichischen  Groübetriebe  von  Weltruf  mit  rund  32.400  Ar¬ 
beitern  behandelt.  Einem  edlen  Ehrgeiz  dient  ein  gleichzeitig 
im  eigenen  Verlag  erschienener  starker  »Ergänzungsband«,  be¬ 
titelt  » Wohlfahrtseinrichtungen  des  Eisenwerkes  Witkowitz«,  von 
87  Seiten  Text  (enthaltend  Darlegungen  über  Wohnungsfürsorge, 
Gesundheitspflege,  Lebensmittelfürsorge,  Altersversicherung  und 
Unterstützungswesen,  Alters-.  Invaliditäts-  und  Hinterbliebenen¬ 
fürsorge,  Spar-  und  Vorschußwesen,  Kinderfürsorge,  Unterricht 
und  Fortbildung  etc.  sowie  die  Statuten  zweier  Pensionsinstitute) 
nebst  88  Seiten  vorzüglich  ausgeführter  Abbildungen  und 
Pläne,  wie  überhaupt  die  Ausstattung  beider  Bände  einer 
Weltfirma  würdig  ist. 

Frid  jof  Nansen.  Sibirien,  ein  Zukunffsland.  Leipzig,  F.  A. 
Brockhau“,  I914.  3^3  Seiten  mit  zahlreichen  Bildern.  Preis 

geb.  IO  M. 

Vor  einigen  Jahren  wurde  in  Rußland  die  Sibirische  Gesell¬ 
schaft  gegründet  zwecks  Erforschung  der  Möglichkeit  einer 
dauernden  H.mdelsverbindung  mit  dem  Innern  Sibiriens  über 
das  Karische  Meer  und  die  Jenisseimündung.  Im  Auftrag  der 
Gesellschaft  wurde  im  August  1913  der  Versuch  gemacht,  auf 
dem  genannten  Weg  den  Jenissei  zu  erreichen.  Nansen  nahm 
an  der  Reise  als  Gast  der  Gesellschaft  teil  und  erreichte  Ende 
September  Krasnojarsk  am  Oberlauf  des  Jenissei.  Von  hier  aus 
setzte  er  seine  Reise  als  Gast  der  russischen  Regierung  fort, 
kam  mit  der  Sibirischen  Bahn  anfangs  Oktober  nach  Wladi¬ 
wostok  und  kehrte,  bei  de:  Rückreise  die  Amurbahn  benützend, 
über  Rußland  zurück. 

Der  erste  Teil  der  Reise  ging  trotz  oft  ungünstiger  Eisver¬ 
hältnisse,  die  das  Schiff  mehrmals  zu  großen  Umwegen  zwangen, 
gut  von  statten,  und  Nansen  gewann  die  Überzeugung,  daß  nach 
genügender  Erforschung  der  ozeanogeographischen  Verhältnisse 
dieser  Gegenden  und  Errichtung  über  die  Eisverhältnisse  Aus¬ 
kunft  gebender  funkentelegraphischer  Stationen  ein  regelmäßiger 
Schiffsverkehr,  wenigstens  in  den  Monaten  August,  September, 
sehr  wohl  möglich  sei.  Dies  wäre  natürlich  für  die  Erschließung 
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Sibiriens  von  großer  Wichtigkeit.  Nansen  erzählt  viel  Be¬ 
merkenswertes  über  die  ethnographischen  Verhältnisse  Sibiriens, 
die  noch  ungenügend  erforscht  sind  und  vielleicht  nie  vollständig 
aufgeklärt  werden  können,  da  einzelne  Volksstämme  bereits  im 
Aussterben  begriffen  sind.  Von  den  wirtschaftlichen  Aussichten 
Sibiriens  hat  Nansen  die  größte  Meinung.  Der  Boden  sei  zum 
Teil  sehr  fruchtbar,  für  Getreidebau,  besonders  aber  für  Vieh¬ 
zucht  geeignet;  Sibirien  expoitierte  ja  in  den  letzten  Jahren 
Butter  in  steigenden  Mengen,  wobei  sich  das  skandinavische 
Element  unter  den  eingewanderten  Kolonisten  am  meisten  ver¬ 
dient  machte.  Die  Flüsse  sind  fischreich  und  die  Wälder  können, 
wenn  sie  nicht,  wie  es  bisher  häufig  geschah,  leichtsinnig  abge¬ 
brannt  würden,  bedeutende  Holzmengen  liefern.  An  vielen 
Stellen,  besonders  im  Osten,  liefert  das  Land  Gold,  auch 
Kohlen-  und  Graphitlager  sind  vorhanden  und  Nansen  ist  der 
Meinung,  daß  es  nur  einer  dichteren  Bevölkerung  bedarf,  um 
Sibiriens  wirtschaftliche  Kräfte  bedeutend  zu  erhöhen ;  dieses 
Land  könne  noch  Millionen  Menschen  aufnehmen,  die  freilich 
bereit  sein  müßten,  mit  harter  Arbeit  zu  beginnen. 


Ein  starkes  Volk.  Von  Dr.  Karl  Hildebrand,  Mitglied  des 
schwedischen  Reichstags.  3.  Auflage.  Verlag  von  E.  S.  Mittler 
&  Sohn.  Berlin  1915.  I7ß  Seiten  Text,  2  M. 

Das  Buch  Hillebrands  ist  das  Ergebnis  eines  eingehenden 
Studiums  der  deutschen  Verhältnisse,  der  geistigen,  moralischen 
und  materiellen  Kräfte  des  deutschen  Volkes.  Der  Verfasser 
war  selbst  an  der  westlichen  Front  und  spricht  mit  Bewunde¬ 
rung  von  dem  Geist  der  deutschen  Truppen,  während  er  die 
Verläumdungen  seiner  Feinde  über  deutsche  Grausamkeiten  und 
deutsche  Zerstörungen  entschieden  zurückweist.  Hildebrand  hat 
aber  auch  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  im  eroberten  Bel¬ 
gien  sorgfältig  unter-ucht  und  gibt  uns  über  die  von  ihm  als 
selbstlos  und  hochherzig  bezeichnete  Wirtschaftspolitik  der  Eroberer 
dankenswerte  Aufschlüsse.  Mehrere  Kapitel  des  Buches  sind  der 
inneren  Organisation  Deutschlands,  d.  h.  der  Nahrungsfürsorge, 
dem  Krieg  dienenden  Industrien,  der  Kriegwohlfahrtspflege  etc., 
gewidmet,  und  der  Verfasser  weist  hier  mit  interessanten  Zahlen¬ 
angaben  auf  die  Größe  der  Leistungen  hin,  welche  die  deutsche 
Industrie  und  Sozialpolitik  vollbracht  haben. 


llu^eitlfitnbehßeUe  be»  h*  b* 
^(inbel0mu9(um0^ 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  IX./i,  Berggasse  l 

Vertretung  österreichischer  Firmen  im  Ausland 
wird  gesucht: 

für  Damenstrohhüte  in  Deutschland  (13.836); 

für  Gablonzer  Knöpfe  und  Prager  Handschuhe  (21.940)  ; 

für  technische  Artikel  in  Plojesti  (6604). 


6,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  zu  erfragen.) 

Vorliegende  Spezialberichte: 

über  den  Absatz  von  Baumwollwaren  (nebst  Mustern) 
aus  Arabien,  Abessinien,  Indien,  den  Straits  Settle¬ 
ments,  Persien,  China,  Kuba,  Venezuela,  Guatemala, 
Chile,  Siam. 


|ttittdlttn0ett  bcr  ^Ugemehtett  CfBriuyrtrektta«  beö  k*  U»  0km*fid|tr4feit 

f)itnbd0mit00um0> 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  W^ien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  HL  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  w'erden  können. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika,  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 


Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs- 
tmd  Transportversicherung  solcher  Sendungen  inter¬ 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  ist,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spiehvarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
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Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vor  liegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 


reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen;  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 


plittfUttitgcn 


Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

„In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  w'erden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zw'ecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  , .War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind ;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,'  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (i4-774) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (i5-7co) 

1)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreirhisch-Russiscben  Sektion  des 
k.  k  österreichisrhen  Handelsmu'^eums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  retfelmäüig’  zugeht,  wird  von  einer  hesonleren  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  Stand  gen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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fügung. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Verarbeitungs-  und  Veräußerungsverbot,  Anbot¬ 
zwang  und  Anzeigepflicht  für  bestimmte  Baum- 
wollmaterialien.  Eine  Verordnung  des  Handelsmini¬ 
sters  iin  Einvernehmen  mit  dem  Minister  für  Landes¬ 
verteidigung  und  im  Einverständnis  mit  dem  Kriegs¬ 
minister  vom  II.  November  1915  bestimmt; 

Verarbeitungs-  und  Veräußerungs¬ 
verbot.  §  I.  Der  Verkauf  oder  die  sonstige  Abgabe 
sowie  jede  Art  der  Verarbeitung  von  rohem,  gebleichtem 
oder  hellfarbigem,  einfachem  oder  gezwirntem  Baumwoll¬ 
garnabfall  (Fäden)  oder  solchen  baumwollenen  Stoff¬ 
abfällen  (gewebt,  gewirkt  oder  gestrickt)  sowie  der  aus 
den  bezeichneten  Materialien  durch  Reißen  oder  andere 
Arten  der  Auflösung  gewonnenen  Baumwollfasern  (Effi- 
loches,  Kunstbaumwolle)  ist  verboten. 

Es  ist  jedoch  gestattet,  die  in  den  Reißereien  vorrätigen 
Garn-  und  Stoffabfälle  auch  vor  der  Entscheidung  der 
Militärverwaltung  über  den  Ankauf  (§§  2 — 4)  weiter  zu 
reißen,  beziehungsweise  auf  Effiloches  oder  Kunstbaum¬ 
wolle  zu  verarbeiten.  Diese  Verarbeitung  hat  aber  derart 
zu  erfolgen,  daß  die  Materialien  nach  Gattung  und  Be¬ 
schaffenheit  getrennt  gehalten  werden  und  jeder  Zusatz 
von  Fett  oder  anderen  Schmelzmitteln  unbedingt  zu 
unterlassen  ist. 

A  n  b  o  t  z  w  a  n  g.  §  2.  Wer  sich  mit  der  Verarbeitung 
oder  Veräußerung  der  im  §  i  bezeichneten  Materialien 
oder  der  daraus  gewonnenen  Baumwollfasern  (Effiloches, 
Kunstbaumwolle)  gewerbsmäßig  befaßt,  ist  verpflichtet, 
die  in  seinem  Besitze  befindlichen  oder  später  in  seinen 
Besitz  gelangenden  Mengen  unter  Vorlage  von  Mustern 
(100  bis  200  g),  die  nach  Gattung  und  Beschaffenheit 
des  Materials  getrennt  zu  halten  sind,  innerhalb  14  Tagen 
nach  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  dem  Kriegsmini¬ 
sterium  zu  Händen  der  Vereinigten  österreichisch-ungari¬ 
schen  Baumwollzentrale  in  Wien,  I.  Maria  Theresien- 
straße  32/34,  zum  Kaufe  anzubieten.  Der  Militär¬ 
verwaltung  bleibt  das  Recht  Vorbehalten,  die  derart  be¬ 
musterten  Bestände  durch  Sachverständige  einer  Be¬ 
sichtigung  am  Lagerorte  zu  unterziehen. 

§  3.  Der  Übernahmspreis  über  jene  Mengen,  für  deren 
Ankauf  sich  die  Militärverwaltung  entschieden  hat,  wird 
durch  eine  Kommission  festgesetzt,  die  aus  einem  Ver¬ 
treter  des  Handelsministeriums,  einem  Vertreter  der 
Militärverwaltung,  einem  Vertreter  der  Baumwollzentrale 
und  zwei  vom  Handelsministerium  bestellten  Sach¬ 
verständigen  besteht. 

Die  Verpflichtung  zur  Lieferung  wird  durch  das  Ver¬ 
fahren  über  die  Preisbestimmung  nicht  aufgeschoben. 

§  4.  Geht  dem  Anbotsteller  innerhalb  21  Tagen  nach 
Eintreffen  der  Muster  bei  der  Baumwollzentrale,  die  ihm 
hierüber  eine  Bestätigung  ausstellt,  keine  Entscheidung 
hinsichtlich  der  Übernahme  zu,  so  kann  er  über  die  an¬ 
gebotene  Menge  wieder  frei  verfügen. 

§  5.  Ebenso  unterliegen  der  freien  Verfügung  die¬ 
jenigen  Mengen  der  im  §  i  genannten  Materialien  und 
Baumwollfasern,  die  nach  dem  15.  September  1915  aus 
dem  Zollausland  eingeführt  wurden  oder  aus  nach  dem 
13.  September  1915  aus  dem  Zollausland  eingeführten 
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Materialien  hergestellt  sind,  insofern  diese  Importe  un¬ 
verzüglich  unter  Beibringung  der  entsprechenden  Belege 
dem  Handelsministerium  im  Wege  der  Baumwollzentrale 
angezeigt  werden. 

§  6.  Behufs  Ausübung  des  in  den  §§  4  und  5  zuge¬ 
standenen  \’erfügungsrechtes  hat  der  Berechtigte  von 
der  Baumwollzentrale  über  die  nicht  erfolgte  Übernahme, ! 
beziehungsweise  über  den  Auslandsbezug  eine  Bescheini-  1 
gung  einzuholen,  worin  ihm  das  freie  Verfügungsrecht! 
über  die  genau  zu  bezeichnenden  Materialien  bestätigt 
wird.  Im  Balle  eines  Besitzwechsels  ist  diese  Bescheini¬ 
gung  mit  der  Ware  auszufolgen. 

Der  Ankauf  oder  die  sonstige  Erwerbung  der  im  §  i 
genannten  Materialien  und  Baumwollfasern  ist  somit  i 
nur  gegen  Vorweisung  und  t  bergabe  dieser  Bescheini¬ 
gung  zulässig. 

§  7.  ^\’er  sich  mit  der  \'erarbeitung  oder  Veräußerung 
der  im  §  i  bezeichneten  und  der  nachfolgenden  Baum- 
wollmaterialien : 

Fäden  (Spinnerei-  und  ^Vebereifäden), 

Kämmlinge, 

Kardendeckelputz. 

Tamhurwolle, 

Linters, 

Flügelwolle, 

Rauhereiabfälle, 

Stoffabfälle, 

gewerbsmäßig  befaßt,  ist  verpflichtet,  die  am  15.  No¬ 
vember  in  seinem  Besitz  oder  seiner  Verwahrung  he- 
findlichen  Mengen  bis  längstens  25.  November  bei  der 
\'^ereinigten  österreichischen  und  ungarischen  Baumwoll¬ 
zentrale  anzumelden.  In  der  Folge  sind  diese  Anmel¬ 
dungen  nach  dem  Stande  vom  15.  eines  jeden  Monates 
innerhalb  10  Tagen  nach  diesem  Termin  der  Baumwoll¬ 
zentrale  zu  erstatten. 

Befreit  von  der  Anzeigepflicht  sind  diejenigen,  deren 
Gesamtvorräte  geringer  sind  als  200  kg  in  allen  ihren 
Lagern  oder  Betriebsstätten  zusammengenommen.  Die 
Anzeigen  haben  ausschließlich  auf  den  durch  die  Baum¬ 
wollzentrale  zu  heziehenden  Scheinen,  die  in  allen  Ru¬ 
briken  auf  Grund  der  besonderen  auf  diesen  Scheinen 
ersichtlichen  Bestimmungen  auszufüllen  sind,  zu  er¬ 
folgen. 

Schluß-  und  S  t  r  a  f  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  §  8.  Zur 
Sicherung  der  Einhaltung  der  Bestimmungen  dieser  Ver¬ 
ordnung  kann  das  Handelsministerium  eigene  Kontroll¬ 
organe  aufstellen,  die  zu  allen  von  der  Verordnung  be¬ 
troffenen  Betrieben  jederzeit  Zutritt  haben  und  denen 
über  Verlangen  Einsicht  in  alle  Geschäftshücher,  Korre- 
.si)ondenzen  und  sonstige  Aufschreibungen  zu  gewähren 
ist. 

§  9.  l  hertretungen  dieser  V^erordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  hei  der  \  ereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  IO.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit.  Mit  diesem  Tage  tritt  die  Ver¬ 
ordnung  vom  2.  .\ugust  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  225I),  außer 
Kraft. 

Bosnien  und  Hereego  v  in  a. 

Moratorium.  Die  Verordnung  der  Landesregierung 
für  Bosnien  und  die  Hereegovina  vom  i.  Oktober  1915 
über  die  Stundung  privatrechtlicher  Geldforderungen 
gegen  Schuldner  in  den  Bezirken  G  r  a  c  a  n  i  c  a,  Gra- 
d  a  c  a  c,  B  r  c  k  o,  B  o  s  n.  -  S  a  m  a  c,  B  o  s  n.  -  B  r  o  d, 
D  e  r  V  e  n  t  a,  M  a  g  1  a  j ,  D  o  b  o  j ,  2  e  p  c  e,  Z  e  n  i  c  a. 


V  i  s  o  k  o,  F  o  j  n  i  c  a,  K  o  n  j  i  c,  N  e  v  e  s  i  n  j  e, 
S  t  o  1  a  c,  L  j  u  b  u  s  k  i,  L  j  u  b  i  n  j  e  und  in  dem  Land- 
und  Stadtbezirke  Tuzla  hat  folgenden  Wortlaut; 

§  I.  (i)  Vor  dem  2.  August  1914  entstandene  privat¬ 
rechtliche  Geldforderungen  gegen  Schuldner  in  den  Be¬ 
zirken  Gracanica,  Gradacac,  Breko,  Bosn.-Samac,  Bosn.- 
Brod,  Derventa,  Maglaj,  Doboj,  2epce,  Zenica,  Visoko, 
Fojnica,  Konjic,  Nevesinje,  Stolac,  Ljubuski,  Ljubinje 
und  in  dem  Land-  und  Stadtbezirke  Tuzla,  einschließlich 
der  Forderungen  aus  Wechseln  oder  Schecks,  ferner  Geld¬ 
forderungen  aus  Versicherungsverträgen,  die  vor  diesem 
Tage  abgeschlossen  wurden,  werden  gemäß  den  folgenden 
Bestimmungen  gestundet. 

(2)  Soweit  in  den  §§  2  bis  5  des  Gesetzes  vom  30.  Mai 
1915,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  52^),  beziehungs¬ 
weise  im  §  2,  Absatz  i  bis  4,  dieser  Verordnung  nichts 
anderes  bestimmt  ist  und  unbeschadet  der  in  den  §§  18 
bis  2  t  des  angeführten  Gesetzes,  beziehungsweise  im 
§  2,  Absatz  ],  8  und  9,  dieser  Verordnung  vorgesehenen 
richterlichen  Stundung  sind  außer  den  Beträgen,  die  be¬ 
reits  durch  die  früheren  Stundungsgesetze  von  der  Stun¬ 
dung  ausgenommen  wurden,  folgende  weitere  Beträge 
von  der  Stundung  ausgenommen  und  zu  bezahlen: 


ZU  bezahlen  am  Datum  des  ursprünglichen 
Von  Forderungen,  die  fällig  Fälligkeitstages 

geworden  sind  im  im  im 

Oktober  1915  November  1915  Dezember  1915 


im  November  1914  .  j  ylerTel)  } 


im  Dezember  1914 


50  Prozent  \ 
(i.u.  2. Viertel)  J 


der  Rest 


T"  ,  f  die  ganze 

im  Jänner  1915  ..  -  _  (Forderung 

Bei  Wechseln  und  Schecks,  die  im  November  oder  De¬ 
zember  I914  fällig  geworden  sind,  sind  im  Oktober  1915  min¬ 
destens  100  K  auch  dann  zu  bezahlen,  wenn  die  oben  angegebenen 
Teilbeträge  von  25  oder  50  Prozent  der  Forderung  weniger  als 
100  K  betragen  würden. 


(3)  Der  im  Oktober  1915  zu  zahlende  Teilbetrag  der 
im  November  oder  Dezember  1914  fällig  gewordenen 
Forderungen  ist  nach  dem  Betrage  der  Forderung  am 
Fälligkeitstage  zu  berechnen;  zugleich  mit  dem  Teil¬ 
beträge  sind  die  bis  zum  Zahlungstage  laufenden  Zinsen 
der  ganzen  unberichtigten  Forderung  und  allfällige  Neben¬ 
gebühren  zu  entrichten. 

(4)  Forderungen,  die  vor  dem  i.  November  1914  oder 
nach  dem  31.  Januar  1915  fällig  geworden  sind  oder 
fällig  werden,  unterliegen  nur  der  richterlichen  Stundung 
gemäß  den  §§  18  bis  21  des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1915, 
Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  52,  insofern  nicht  in 
den  §§  3  bis  5  des  angeführten  Gesetzes  (§  i,  Absatz  i 
bis  4,  8  und  9,  dieser  Verordnung)  etwas  anderes  be¬ 
stimmt  ist. 

§  2.  (i)  Die  §§  2  bis  25  des  Gesetzes  vom  30.  Mai 
1915,  Gesetz-  und  Verordnungshlatt  Nr.  52,  finden  auf 
die  im  §  i,  Absatz  i,  dieser  Verordnung  angeführten 
Geldforderungen  mit  nachstehenden  Abweichungen  An¬ 
wendung. 

(2)  Der  zweite  Absatz  des  §  3  wird  durch  die  nach¬ 
folgende  Bestimmung  ersetzt; 

„(2)  für  die  nicht  schon  nach  Absatz  i  von  der  Stun¬ 
dung  ausgenommenen  Ansprüche  aus  Versicherungsver¬ 
trägen  endet  die  Stundung  mit  dem  31.  Dezember  1915.“ 

(3)  Der  Punkt  HI  des  zweiten  Absatzes  des  §  4  hat 
zu  lauten: 

„HL  in  der  Zeit  vom  i.  Oktober  bis  zum  31.  Dezember 
1915  bis  zur  Höhe  von  25  Prozent  der  am  2.  August  1914 
bestandenen  I'orderimg  aus  laufender  Rechnung  oder  aus 
Einlagen  gegen  Kassenscheine,  soweit  die  Rückzahlung 
nachweislich  zur  Erfüllung  der  einer  Kreditstelle  nach 
diesem  Gesetze  obliegenden  Verpflichtung  zu  Rück¬ 
zahlungen  aus  laufender  Rechnung  oder  aus  Einlagen 
gegen  Kassenscheine  oder  gegen  Einlagebuch  benötigt 


‘)  Vgl.  Nr.  81  des  »Handelsrauseuma  vom  5.  August  1.  J.,  Seite  4C5. 


Vgl.  Nr.  24  des  »Handelsmuseumsa  vom  17.  Juni  1.  J.,  Seite  351. 
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wird.  Zur  Erfüllung  der  einer  Kreditstelle  nach  Z.  I, 
lit.  b,  obliegenden  Verpflichtung  kann  Rückzahlung  im 
Wege  der  Überweisung  oder  Übermittlung  an  die  zur 
Übernahme  berufene  Kasse  ohne  Beschränkung  auf  einen 
bestimmten  Betrag  gefordert  werden.“ 

(4)  An  Stelle  des  zweiten  Absatzes  des  §  5  tritt  nach¬ 
stehende  Bestimmung: 

„(2)  Hat  die  vor  dem  2.  August  1914  bei  einer  Aktien¬ 
bank  oder  bei  einer  Sparkasse  gemachte  Einlage  am 
Tage  der  Kundmachung  dieses  Gesetzes  noch  mehr  als 
2000  K  betragen,  so  können  außerdem  in  der  Zeit  vom 

I.  Oktober  bis  zum  31.  Dezember  1915  zurückgefordert 
werden : 

a)  20  Prozent  der  restlichen  Einlage  zur  Berichtigung 
von  Forderungen  des  Landesärars  oder  von  Steuern  und 
öffentlichen  Abgaben  im  Wege  der  Überweisung  oder 
Übermittlung  an  die  mit  der  Einhebung  betraute  Kasse 
und 

b )  weitere  20  Prozent,  insoweit  sie  bescbeinigtermaßen 
zur  Erfüllung  der  dem  Gläubiger  nach  §  i,  Absatz  2 
bis  4,  obliegenden  Verpflichtungen  erforderlich  sind.“ 

Cs)  Der  dritte  Absatz  des  §  6  hat  zu  entfallen. 

(6)  An  Stelle  des  ersten  Absatzes  des  §  8  tritt  die 
nachstehende  Bestimmung: 

,,(i)  Bei  Wechseln,  die  vor  dem  2.  August  1914  aus¬ 
gestellt  worden  sind,  und  zwischen  dem  i.  November 

1914  und  dem  31.  Januar  1915  fällig  geworden  sind, 
gelten  als  Zablungstage  für  die  nach  §  i,  Absatz  2  und  3, 
dieser  Verordnung  von  der  Stundung  ausgenommenen 
Beträge,  die  dort  bezeichneten  Tage.“ 

C7)  Der  zweite  Absatz  des  §  15  hat  zu  lauten: 

„(2)  Das  dem  Gläubiger  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Zahlung  von  Zinsen,  Annuitäten  oder  Raten 
privatrechtlicher  vor  dem  2.  August  1914  entstandener 
Geldforderungen  vertragsmäßig  eingeräumte  Recht  zur 
Kündigung  oder  sofortigen  Rückforderung  von  Ka¬ 
pitalsbeträgen  oder  sonstige  für  den  bezeichneten  Fall 
vereinbarte  Rechtsnachteile,  mit  Ausnahme  der  Pflicht 
zur  Zahlung  von  Verzugszinsen,  können  nicht  geltend 
gemacht  werden,  wenn  der  Schuldner  nur  mit  Zinsen, 
Annuitäten  oder  Raten  im  Rückstände  ist,  die  spätestens 
am  31.  Dezember  1915  fällig  geworden  sind  oder  fällig 
werden.“ 

(8)  Der  zweite  Absatz  des  §  18  hat  zu  lauten: 

,.(2)  Eine  solche  Frist  kann  für  die  ganze  Forderung 
oder  einen  Teil,  jedoch  nicht  über  den  31.  Dezember  1915 
hinaus  gewährt  werden.  Eine  bis  einschließlich  31.  Mai 

1915  gewährte  oder  bis  zu  diesem  Tage  verlängerte 
richterliche  Stundung  gilt  als  bis  einschließlich  31.  De¬ 
zember  T915  verlängert.  Das  Gericht  kann  über  Antrag 
nach  Einvernehmung  des  Gegners  die  gesetzliche  Ver¬ 
längerung  abkürzen.“ 

(9)  An  Stelle  des  ersten  Absatzes  des  §  20  treten  fol¬ 
gende  Bestimmungen: 

„(i)  Vor  dem  i.  Januar  1916  fällige  Bestandzinse  für 
Räumlichkeiten,  die  ganz  oder  zum  größeren  Teile  für 
ein  geschäftliches  Unternehmen  benützt  werden,  können, 
gleichviel  ob  der  Bestandvertrag  vor  dem  2.  August  1914 
oder  später  abgeschlossen  wurde,  nach  den  Bestimmungen 
der  §§  18  und  19  in  der  Weise  gestundet  werden,  daß 
von  einer  halbjährigen  Zinsrate  die  Hälfte  sofort,  die 
andere  Hälfte  nach  einem  Vierteljahr  und  von  einer 
viertelj  übrigen  Zinsrate  ein  Drittel  sofort  und  ein 
weiteres  Drittel  nach  je  einem  Monate  zu  entrichten  ist. 

(10)  Der  dritte  Absatz  des  §  23  hat  zu  lauten: 

,,(3)  Eine  gemäß  §  18  des  Gesetzes  vom  i.  Oktober 
1914,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  117,  oder  §  23 
der  Gesetze  vom  29.  November  1914-  Gesetz-  und  Ver¬ 
ordnungsblatt  Nr.  165,  und  vom  30-  Januar  I9i5>  Gesetz- 
und  Verordnungsblatt  Nr.  3,  aufgeschobene  Exekution 
kann,  wenn  die  Aufschiebungsfrist  nicht  bereits  vor  dem 


31.  Mai  1915  ahgelaufen  ist,  unter  denselben  Voraus¬ 
setzungen  auf  Antrag  des  \^erpflichteten  weiter  bis  läng¬ 
stens  31.  Dezember  1915  aufgeschohen  werden." 

§  3.  Nach  dem  i.  August  1914  ausgestellte  Wechsel 
und  Schecks,  die  in  einem  der  im  §  i,  Absatz  1,  dieser 
Verordnung  angeführten  Bezirke  zahlbar  sind  oder  deren 
Bezogener  und  bei  eigenen  Wechseln  deren  Aussteller 
in  einem  dieser  Ifezirke  wohnhaft  ist  (§  4,  Punkt  8,  und 
§  97  W.-G. ),  sind,  falls  sie  in  den  Monaten  Juni,  Juli, 
August  und  September  1913  der  besonderen  Stundung 
nach  §  8,  Absatz  2,  der  Verordnung'  vom  30.  Mai  1915, 
Gesetz-  und  \'Trordnungshlatt  Nr.  53,  unterworfen  waren, 
zu  zahlen: 

a)  am  15.  Oktober  1915,  wenn  sie  in  den  IMonaten 
Juni  oder  Juli  1915  fällig  geworden  sind; 

b)  im  November  1915  am  Datum  des  ursprünglichen 
Fälligkeitstages,  wenn  sie  im  Monate  August  1915  fällig 
geworden  sind ; 

c)  im  Monate  Dezember  1915  am  Datum  des  ur¬ 
sprünglichen  Fälligkeitstages,  wenn  sie  im  Monate  Sep¬ 
tember  1915  fällig  geworden  sind. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Die  Verordnung  der  Landesregierung  für  Bosnien  und 
die  Hercegovina  vom  i.  Oktober  1915  über  die  Stundung 
privatrechtlicher  Geldforderungen  gegen  Schiddner  in  den 
Bezirken  B  i  j  e  1  j  i  n  a,  F  o  c  a,  V  i  s  e  g  r  a  d,  R  o  g  a- 
t  i  c  a,  C  a  j  n  i  c  e,  Srebrenica,  K  1  a  d  a  n  j ,  V  lä¬ 
se  n  i  c  e,  G  a  c  k  o,  B  i  1  e  c  a,  T  r  e  h  i  n  j  e,  Z  v  o  r  n  i  k 
und  in  den  Land-  und  Stadtbezirken  Sarajewo  und 
M  o  s  t  a  r  lautet : 

Lim  fang  der  Stundung.  §  i.  (i)  Schuldnern, 
die  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  ihre  ständige  geschäft¬ 
liche  Niederlassung  in  den  Bezirken  Bijeljina,  Foca, 
Visegrad,  Rogatica,  Cajnice,  Srebrenica,  Kladanj,  Vla- 
senice,  Gacko,  Bileca,  Trebinje,  Zvornik  und  in  den 
Land-  und  Stadtbezirken  Sarajewo  und  Mostar  haben, 
wird  Stundung  nach  folgenden  Bestimmungen  gewährt: 

(2)  Vor  dem  2.  August  1914  entstandene  privatrecht¬ 
liche  Geldforderungen,  einschließlich  der  Forderungen 
aus  Wechseln  oder  Schecks,  ferner  Geldforderungen  aus 
Versicherungsverträgen,  die  vor  diesem  Tage  abge¬ 
schlossen  wurden,  sind,  wenn  sie  vor  dem  i.  Januar  1916 
fällig  geworden  sind  oder  fällig  werden,  vorläufig  bis 
einschließlich  31.  Dezember  1915  gestundet. 

{3)  Für  die  vor  dem  2.  August  1914  ausgestellten  ge¬ 
zogenen  Wechsel  oder  Schecks,  deren  Bezogener,  und  für 
die  vor  demselben  Tage  ausgestellten  eigenen  Wechsel, 
deren  Aussteller  in  den  im  Absatz  i  bezeichneten  Bezirken 
seinen  Wohnsitz  hat,  wird  der  Zahlungstag,  wenn  der 
Wechsel  oder  Scheck  zwischen  dem  2.  August 
dem  31.  Dezember  1915  fällig  geworden  ist  oder  fällig 
wird,  vorläufig  auf  den  r.  Januar  1916  hinausgeschoben. 
Dementsprechend  verschiebt  sich  auch  die  Frist  für  die 
Protesterhehung'.  Für  die  Anwendung  dieser  Verordnung 
gilt  bei  gezogenen  Wechseln  und  Schecks  der  hei  dem 
Namen  oder  der  Firma  des  Bezogenen  angegebene  Ort 
als  der  Wohnsitz  des  Bezogenen,  bei  eigenen  Wechseln 
der  Ort  der  Ausstellung  als  der  Wohnsitz  des  Ausstellers. 

Von  der  S  t  u  n  d  u  n  g  a  u  s  g  e  n  o  m  mene  F  o  r- 
d  e  r  u  n  g  e  n.  §  2.  Von  der  im  §  1  festgesetzten  Stundung 
sind  ausgeommen : 

1.  h'orderungen  aus  Dienst-  und  Lohnverträgen; 

2.  Forderungen  aus  Miet-  und  Pachtverträgen; 

3.  Forderungen  für  verkaufte  Sachen  oder  gelieferte 
Waren  auf  Grund  von  Verträgen,  die  vor  dem  2.  August 
1914  abgeschlossen  worden  sind,  wenn  die  t  hergahe  oder 
Lieferung  erst  nach  dem  t.  August  1914  bewirkt  worden 
ist  oder  bewirkt  wird,  es  sei  denn,  daß  sie  vor  dem 
2,  August  1914  vorzunehmen  war; 
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4.  Forderungen  der  Distrikts-,  Betriebs-  und  Vereins¬ 
krankenkassen  und  der  Bruder  laden  (Gesetz  vom 
30.  März  1909,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  55, 
über  die  Arbeiterkrankenversicherung),  auf  Zahlung  der 
Beiträge  zur  Krankenversicherung; 

5.  Ansprüche  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  Annuitäten 

a)  auf  Grund  von  Forderungen,  die  als  vorzugsweise 
Deckung  von  Pfandbriefen  und  fundierten  Bankschuld¬ 
verschreibungen  dienen ; 

b)  auf  Grund  von  Forderungen  der  Sparkassen  gegen 
Gemeinden  oder  andere  öffentliche  Körperschaften ; 

c)  auf  Grund  bücherlich  sichergestellter  Forderungen; 

6.  Rentenforderungen  und  Ansprüche  auf  Leistung  des 
Unterhaltes ; 

7.  Forderungen,  die  der  Gesellschaft  vom  Roten 
Kreuze,  ferner  einem  Fonds  zur  LMterstützung  der  An¬ 
gehörigen  von  Mobilisierten  oder  zu  sonstiger  Hilfe¬ 
leistung  aus  Anlaß  des  Krieges  unmittelbar  oder  auf 
Grund  einer  Anweisung  zustehen ; 

8.  Forderungen  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  auf  Ka- 
]ntalsrückzahlungen  aus  Landesanlehen  und  vom  Lande 
garantierten  \'^erpflichtungen. 

]•'  o  r  d  e  r  u  n  g  e  n  aus  Versicherungsver¬ 
trägen.  §  3.  (i)  Von  der  Stundung  sind  ferner  aus¬ 
genommen  Ansprüche: 

a )  aus  Lebensversicherungsverträgen  auf  Rückkauf 
oder  Gewährung  von  Darlehen  bis  zur  Höhe  von  200  K 
und  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  bis  zur  Höhe 
von  500  K, 

b )  aus  Versicherungsverträgen,  die  für  den  Todesfall 
im  Kriege  besonders  abgeschlossen  worden  sind,  bis  zur 
vollen  Höhe  der  Versicherungssumme, 

c)  in  allen  anderen  Versicherungszweigen  auf  Ent¬ 
schädigung  bis  zur  Höhe  von  400  K. 

(2)  Die  im  Vertrage  an  die  gänzliche  oder  teilweise 
Nichtleistung  einer  Lebensversicherungsprämie  ge¬ 
knüpften  Rechtsnachteile  kann  der  V  ersicherer  vom 
zweiten  Versicherungsjahre  angefangen  während  der 
Dauer  der 'Wirksamkeit  dieser  Verordnung  nicht  geltend 
machen,  es  sei  denn,  daß  der  Versicherungsnehmer  binnen 
14  Tagen  nach  Ablauf  der  vertragsmäßigen,  für  die 
Zahlung  der  Prämie  festgesetzten  Nachfrist  erklärt  hat, 
die  Versicherung  nicht  fortzusetzen.  Hat  der  Versiche¬ 
rungsnehmer  eine  solche  Erklärung  nicht  rechtzeitig  ab¬ 
gegeben,  so  ist  er  zur  Zahlung  der  Prämie  verpflichtet. 

Forderungen  aus  laufender  Rechnung, 
Kassenscheinen  und  Einlagebüchern.  §  4. 
(i)  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  und  aus  Ein¬ 
lagen  gegen  Kassenscheine  sind  mit  der  Einschränkung 
gestundet,  daß  innerhalb  eines  Kalendermonates  bei  den 
Aktienbanken  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  3  Prozent  der 
am  2.  August  1914  bestandenen  Forderung,  mindestens 
aber  von  400  K  und  höchstens  von  1000  K,  bei  anderen 
Kreditstellen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  2  Prozent  jener 
Forderung,  mindestens  aber  von  200  K  und  höchstens 
von  500  K  begehrt  werden  kann. 

(2)  Gegen  das  Begehren  um  Überweisung  von  Forde¬ 
rungen  aus  laufender  Rechnung  auf  bestehende  oder  neu 
zu  eröffnende  Konti  bei  derselben  Kreditstelle  kann  die 
Stundung  nicht  eingewendet  werden ;  doch  kann  die 
Auszahlung  der  überwiesenen  Beträge  während  der 
Dauer  der  Stundung  nicht  gefordert  werden. 

§  5.  Forderungen  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch, 
die  vor  dem  2.  August  1914  gemacht  wurden,  sind  mit 
der  Einschränkung  gestundet,  daß  von  derselben  Einlage 
innerhalb  eines  Kalendernionates  bei  den  Aktienbanken 
sowie  Sparkassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  200  K,  bei 
anderen  Kreditstellen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  100  K 
begehrt  werden  kann. 

§  6.  Hat  eine  Kreditstelle  auf  Grund  laufender  Rech- 
nung,  auf  eine  Einlage  gegen  Kassenschein  oder  gegen 


Einlagebuch  mehr  gezahlt,  als  jeweils  nach  den  früheren 
Stundungsverordnungen  und  nach  dieser  Verordnung 
zurückgefordert  werden  konnte,  so  kann  sie  den  Mehr¬ 
betrag  bei  einem  neuen  Zahhmgsbegehren  einrechnen. 

Ersatzansprüche  aus  der  Bezahlung 
bevorrechteter  Forderungen.  §  7.  Forde¬ 
rungen  auf  Ersatz  der  für  einen  Dritten  bezahlten  Schuld 
an  Steuern  oder  öffentlichen  Abgaben  unterliegen  der 
Stundung  nach  den  Bestimmungen  des  §  i,  genießen  aber 
im  Exekutionsverfahren  das  Vorrecht  der  berichtigten 
Forderung. 

Einfluß  der  höheren  Gewalt  auf 
Wechsel  und  Schecks.  Besondere  Stun¬ 
dung.  §  8.  (i)  Steht  bei  Wechseln  oder  Schecks,  ohne 
Unterschied  des  Zahlungsortes  und  des  Ausstellungtages, 
der  Präsentation  oder  der  Protesterhebung  ein  infolge  der 
kriegerischen  Ereignisse  eingetretenes  unüberwindliches 
Hindernis  (höhere  Gewalt)  entgegen,  so  wird  die  Zah¬ 
lungszeit,  die  Frist  für  die  Präsentation  zur  Annahme 
oder  zur  Zahlung  und  für  die  Protesterhebung  um  so 
A'iel  hinausgeschoben,  als  erforderlich  ist,  um  nach  Weg¬ 
fall  des  Hindernisses  die  wechselrechtliche  Handluns: 
vorzunehmen,  mindestens  aber  bis  zum  Ablaufe  von  zehn 
Werktagen  nach  WVgfall  des  Hindernisses.  Im  Protest 
ist  das  Hindernis  und  dessen  Dauer,  soweit  als  tunlich, 
festzustellen. 

(2)  Für  Wechsel  und  Schecks,  ohne  Lhiterschied  des 
Ausstellungstages,  die  in  den  Bezirken  Bijeljina,  Foca, 
Visegrad,  Rogatica,  Cajnice,  Srebrenica,  Kladanj,  Vla- 
senice,  Gacko,  Bileca,  Trebinje  und  Zvornik  zahlbar 
sind,  ferner  für  W^echsel  und  Schecks,  die  nach  dem 
r.  August  1914  ausgestellt  worden  und  in  einem  der  oben 
bezeichneten  Bezirke  zahlbar  sind  oder  deren  Bezogener, 
und  bei  eigenen  \V echsein  deren  Aussteller  in  einem 
dieser  Bezirke  oder  in  den  Land-  und  Stadtbezirken  Sara¬ 
jewo  und  Mostar  wohnhaft  ist  (§  4,  Punkt  8,  und  §  97 
W.-G.),  wird  der  Zahlungstag  und  die  Frist  für  die  Prä¬ 
sentation  zur  Annahme  oder  zur  Zahlung  vorläufig  auf 
J.  Januar  1916  hinausgeschoben.  Dementsprechend  ver¬ 
schiebt  sich  auch  die  Frist  für  die  Protesterhebung. 

Zinsen  Vergütung  und  Kassenskonto. 
§  9.  (i)  Für  die  Zeit,  um  die  infolge  der  Stundung  (§§  i, 
3,  4,  5  und  8)  die  Zahlung  hinausgeschoben  wird,  sind 
fiie  gesetzlichen  oder  die  nach  dem  Vertrage  gebührenden 
höhren  Zinsen  zu  entrichten. 

(2)  Bei  Berechnung  des  Betrages,  der  aus  einer  ge¬ 
stundeten  Forderung  nach  Ablauf  der  Stundung  zu  leisten 
ist,  darf  im  Zweifel  der  Kassenskonto  nicht  abgezogen 
werden. 

Verjährungs-  und  K  1  a  g  e  f  r  i  s  t  e  n.  §  10. 
Die  Dauer  der  Stundung  wird  bei  der  Berechnung  der 
Verjährungsfrist  und  der  gesetzlichen  Fristen  zur  Er¬ 
hebung  der  Klage  nicht  eingerechnet. 

Kündigung  und  vereinbarte  Rechts¬ 
nachteile.  §  II.  (i)  Die  Kündigung  einer  Geld¬ 
forderung,  die,  wenn  sie  fällig  wäre,  der  Stundung  unter- 
lä&L-  gilt  als  erklärt: 

a)  am  i.  Oktober  1914,  wenn  sie  zwischen  dem 
2.  August  und  dem  29.  September  1914  erklärt  worden 
ist ; 

b)  am  I.  Dezember  1914,  wenn  sie  zwischen  dem 
30.  September  und  dem  30.  November  1914  erklärt 
worden  ist; 

c)  am  I.  Februar  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  i.  De¬ 
zember  1914  und  dem  31.  Januar  1915  erklärt  worden 
ist; 

d)  am  I.  April  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  i.  Fe¬ 
bruar  und  dem  31.  März  1915  erklärt  worden  ist; 

e)  am  i.  Juni  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  i.  April 
und  dem  31.  Mai  1915  erklärt  worden  ist; 
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f)  am  I.  Oktober  1915,  wenn  sie  zwischen  dem  i.  Juni 
und  dem  30.  September  1915  erklärt  worden  ist; 

g)  am  I.  Januar  1916,  wenn  sie  zwischen  dem  i.  Ok¬ 
tober  und  dem  31.  Dezember  1915  erklärt  wird. 

(2)  Von  einer  auf  diese  Weise  fällig  gewordenen  Geld¬ 
forderung  können  während  der  Zeit,  um  die  durch  die 
Stundung  die  Zahlung  des  fälligen  Betrages  hinaus¬ 
geschoben  wird,  nur  die  nach  dem  Vertrage  gebührenden 
Zinsen  gefordert  werden. 

(3)  Das  dem  Gläubiger  für  den  Fall  nicht  rechtzeitiger 
Zahlung  von  Zinsen,  Annuitäten  oder  Raten  privatrecht¬ 
licher  vor  dem  2.  August  1914  entstandener  Geldforde¬ 
rungen  vertragsmäßig  eingeräumte  Recht  zur  Kündigung 
oder  sofortigen  Rückforderung  von  Kapitalsbeträgen  oder 
sonstige  für  den  bezeichneten  Fall  vereinbarte  Rechts¬ 
nachteile  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von 
Verzugszinsen  können  nicht  geltend  gemacht  werden, 
wenn  der  Schuldner  nur  mit  Zinsen,  Annuitäten  oder  i 
Raten  im  Rückstände  ist,  die  vor  dem  i.  Januar  1916 
fällig  geworden  sind  oder  fällig  werden. 

Aufrechnung.  §  12.  Der  Umstand,  daß  eine  For¬ 
derung  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung  ge¬ 
stundet  ist,  steht  ihrer  Aufrechnung  gegen  eine  andere 
Forderung  nicht  entgegen. 

P  r  o  z  e  ß  r  e  c  h  1 1  i  c  h  e  Vorschriften.  §  13. 

(i)  Das  gerichtliche  Verfahren  über  Klagen,  mit  denen 
die  Zahlung  gestundeter  Forderungen  begehrt  wird,  ist 
bis  zum  Ablaufe  der  Stundungsfrist  nicht  fortzusetzen, 
es  sei  denn,  daß  der  Beklagte  die  Aufnahme  des  unter¬ 
brochenen  Verfahrens  beantragt.  Wenn  jedoch  schon 
eine  Verhandlung  stattgefunden  hat,  ist  das  gerichtliche 
Verfahren  fortzusetzen  und  im  Urteil  die  Frist  für  die 
Leistung  einschließlich  der  Prozeßkosten  derart  zu  be¬ 
stimmen,  daß  sie  vom  letzten  Tage  der  Stundungsfrist 
(§  i)  beginnt.  Wurde  dieser  Tag  kalendermäßig  ange¬ 
geben,  so  verschiebt  sich  der  Beginn  der  Leistungsfrist 
auf  den  Tag,  an  dem  nach  den  Bestimmungen  dieser  Ver¬ 
ordnung  Zahlung  zu  leisten  ist. 

(2)  Neue  Klagen  auf  Zahlung  gestundeter  Forderungen 
sind  zurückzuweisen. 

Exekution.  §  14.  (i)  Exekutionshandlungen  zu 

gun.'üen  gestundeter  Forderungen  sind  während  der  Stun¬ 
dungsfrist  nicht  zu  bewilligen,  bereits  bewilligte  nicht  zu 
vollziehen.  Ein  anhängiges  Exekutionsverfahren  mit  Aus¬ 
nahme  der  Sequestration  ist  nicht  fortzusetzen.  Durch 
Exekution  eingebrachte  Beträge  sind  zu  verteilen. 

(2)  Exekutionshandlungen,  die  vorgenommen  wurden, 
bevor  das  Gesetz  vom  14.  August  1914,  Gesetz-  und  Ver¬ 
ordnungsblatt  Nr.  95,  beim  Exekutionsgerichte  bekannt¬ 
geworden  ist,  bleiben  wirksam. 

(3)  Exekutionen  zur  Sicherstellung  und  Sicherungs¬ 
mittel  zu  girnstcn  gestundeter  Forderungen  können  be¬ 
willigt  und  vollzogen  werden. 

Richterliche  Stundung.  §  15.  (i)  Den  im 
§  I,  Absatz  I,  bezeichneten  Personen  kann  das  angerufene 
Gericht  für  Verpflichtungen  aller  Art  nach  den  folgenden 


ebenso  aussprechen,  daß  Rechtsnachteile,  die  für  den  Fall 
nichtrechtzeitiger  Erfüllung  vereinbart  worden  sind,  mit 
Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen 
nicht  eintreten  oder  aufgehoben  werden. 

(2)  Das  Gericht  kann  ferner  erkennen,  daß  die  Rechts¬ 
folgen  des  Nichteintrittes  einer  Bedingung  nachgesehen 
oder  aufgehoben  werden,  wenn  der  Eintritt  der  Bedin¬ 
gung  durch  die  kriegerischen  Ereignisse  unmöglich  ge¬ 
worden  ist.  Erforderlichenfalls  ist  für  die  Erfüllung  der 
Bedingung  eine  neuerliche  Frist  zu  setzen. 

§  16.  (i)  Das  Prozeßgericht  kann  auf  Antrag  des  Be¬ 
klagten,  wenn  dessen  wirtschaftliche  Lage  es  rechtfertigt 
und  der  Gläubiger  dadurch  keinen  unverhältnismäßigen 
Nachteil  erleidet,  hinsichtlich  von  Forderungen,  die  von 


der  gesetzlichen  Stundung  ausgenommen  sind,  im  Urteil 
eine  längere  als  die  gesetzmäßige  Leistungsfrist  be¬ 
stimmen;  diese  Frist  darf  jedoch  nicht  über  den  31.  De- 
.ember  1915  hinaus  gewährt  werden.  Eine  bis  einschließ¬ 
lich  30.  September  1915  gewährte  oder  nach  §  16  der 
\'erordnung  vom  30.  Mai  1915,  Gesetz-  und  Verordnungs¬ 
blatt  Nr.  53,  bis  zu  diesem  Tage  verlängerte  richterliche 
Stundung  gilt  als  bis  einschließlich  31.  Dezember  1915 
verlängert;  das  Gericht  kann  jedoch  auf  Antrag  des 
Gläubigers  und  nach  Einvernehmung  des  Schuldners  eine 
Abkürzung  der  Frist  beschließen. 

(2)  Der  Beklagte  hat  die  tatsächlichen  Behauptungen, 
auf  die  er  seinen  Antrag  stützt,  glaubhaft  zu  machen. 

(3)  Das  Gericht  kann  die  Bewilligung  der  Frist  von 
einer  Sicherheitsleistung  abhängig  machen. 

(4)  Gegen  die  Bewilligung  der  richterlichen  Stundung 
findet  kein  Rechtsmittel  statt. 

§  17.  (i)  Der  Schuldner  kann  beim  Bezirksgerichte, 
in  dessen  Sprengel  der  Gläubiger  seinen  Wohnsitz  hat, 
unter  Anerkennung  der  Forderung  des  Gläubigers,  dessen 
Ladung  zur  Verhandlung  über  die  Bestimmung  einer 
Zahlungsfrist  für  eine  von  der  gesetzlichen  Stundung 
ausgenommene  Schuldverbindlichkeit  beantragen. 

(2)  Das  Gericht  hat  in  dem  auf  Antrag  des  Gläubigers 
zu  fällenden  Urteile  oder,  w'enn  die  Parteien  in  einem 
über  die  Schuldverbindlichkeit  abgeschlossenen  gericht¬ 
lichen  Vergleiche  dem  Gerichte  die  Bestimmung  einer 
Zahlungsfrist  überlassen,  in  einem  besonderen  Beschlüsse 
über  die  Zahlungsfrist  zu  erkennen.  Die  Kosten  der  Ver¬ 
handlung  hat  der  Schuldner  dem  Gläubiger  zu  ersetzen, 
es  sei  denn,  daß  der  Gläubiger  das  außergerichtlich  vom 
Schuldner  gestellte  und  offenbar  begründete  Begehren 
um  Stundung  abgelehnt  hat. 

(3)  Die  Bestimmungen  des  §  16  finden  entsprechende 
Anwendung. 

§  18.  (i)  Wenn  durch  richterliche  Stundung  die  Be¬ 
zahlung  von  Bestandzinsen  in  Raten  bewilligt  wurde, 
treten  Rechtsnachteile,  die  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Erfüllung  vereinbart  worden  sind,  nur  bei  nicht 
rechtzeitiger  Entrichtung  dieser  Raten  ein. 

(2)  Wird  eine  solche  Rate  nicht  rechtzeitig  entrichtet, 
so  kann  der  Bestandgeber  dem  Bestandnehmer  mit  Wirk¬ 
samkeit  für  den  nächsten  Kündigungstermin  kündigen. 

§  19.  (i)  Das  Exekutionsgericht  kann  auf  Antrag  des 
Verpflichteten  unter  den  im  §  16,  Absatz  i,  bezeichneten 
Voraussetzungen  die  Exekution  zu  gunsten  einer  Forde¬ 
rung,  die  von  der  gesetzlichen  Stundung  ausgenommen 
ist,  bis  längstens  31.  Dezember  1915  auf  schieben,  soweit 
es  sich  nicht  um  die  Pfändung  von  Gegenständen  des  be¬ 
weglichen  Vermögens  oder  um  die  zw'angsweise  Pfand¬ 
rechtsbegründung  handelt.  Eine  solche  Aufschiebung  ist 
unzulässig,  w'enn  das  Prozeßgericht  bereits  gemäß  §§  16 
oder  17  eine  Zahlungsfrist  bewülligt  hat. 

(2)  Auf  die  Bewilligung  der  Aufschiebung  finden  die 
Bestimmungen  des  §  16,  Absatz  2  bis  4,  entsprechende 
Anw'endung. 

(3)  Eine  gemäß  §  15  der  Verordnung  vom  21.  No¬ 
vember  1914,  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  164, 
oder  §  18  der  Verordnung  vom  i.  Dezember  1914,  Ge¬ 
setz-  und  Verordnungsblatt  Nr.  166,  oder  §  19  der  Ver¬ 
ordnung  vom  31.  Januar  1915»  Gesetz-  und  Verordnungs¬ 
blatt  Nr.  4,  vom  28.  März  1915,  Gesetz-  und  Verord¬ 
nungsblatt  Nr.  24,  und  vom  30.  Mai  1915,  Gesetz-  und 
Verordnungsblatt  Nr.  53,  aufgeschobene  Exekution  kann, 
wenn  die  Aufschiebungsfrist  nicht  bereits  vor  dem  Tage 
der  Kundmachung  dieser  Verordnung  abgelaufen  ist, 
unter  denselben  Voraussetzungen  auf  Antrag  des  Ver¬ 
pflichteten  weiter  bis  längstens  31.  Dezember  1915  auf¬ 
geschoben  werden. 

(4)  Der  betreibende  Gläubiger  hat  keinen  Anspruch 
auf  Ersatz  der  für  die  aufgeschobene  Exekution  aufge- 
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laufenen  Exekutionskosten,  wenn  er  das  außergerichtlich!  i.  auf  die  Bewachung  der  Betriebsanlagen,  auf  Ar- 
vom  Schuldner  gestellte  und  offenbar  begründete  Be-  '  beiten  zur  Reinigung  und  Instandhaltung,  durch  welche 
gehren  um  Stundung  abgelehnt  hat.  |  der  regelmäßige  Fortgang  des  eigenen  oder  eines  fremden 

§  20.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund-  Betriebes  bedingt  ist  sowie  auf  Arbeiten,  von  welchen  die 
machung  in  Wirksamkeit.  Gleichzeitig  treten  die  Ver-  Wiederaufnahme  des  vollen  werktägigen  Betriebes  ab- 
ordnungen  vom  30.  Mai  1915,  Gesetz-  und  Verordnungs-  hängig  ist; 


blatt  Nr.  53,  und  vom  i.  Juni  1915,  Gesetz-  und  Ver¬ 
ordnungsblatt  Nr.  60,  außer  Kraft. 

Deutschland. 

Aus-  und  Durchfuhrverbote.  Eine  amtliche  Bekannt¬ 
machung  vom  9.  d.  M.  verbietet  die  Ausfuhr  und  Durch¬ 
fuhr  von  Schneeschutzbrillen  mit 
Glas. 


2.  auf  Arbeiten,  welche  zur  Verhütung  des  Verder¬ 
bens  von  Rohstoffen  oder  des  Mißlingens  von  Arbeits¬ 
erzeugnissen  erforderlich  sind; 

3.  auf  die  Beaufsichtigung  des  Betriebes ; 

4.  auf  die  Zu-  oder  Abfuhr  von  Gütern  und  Brenn¬ 
stoffen  und  auf  das  Ent-  und  Beladen  der  Eisenbahn¬ 
grauem  '  wagen. 

I  Die  Landeszentralbehörden  können  eine  weitergehende 
Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  9.  d.  M.  verbietet  Beschränkung  der  Arbeitstage  und  der  täglichen  Arbeits- 
die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von:  j  zeit  anordnen. 

I.  Pappen  (Pappdeckeln),  geformt  (geschöpft)  oder  ge-  ;  §  2.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be- 

gautscht,  auch  aus  zusammengeklebten  Pappen  berge-  ‘  stimmten  Behörden  können  auf  Antrag  Ausnahmen  im 
;  I  öffentlichen  Interesse  zulassen. 

Glanzpappe  (Preßspan)  und  andere  hochgeglättete  §  3.  Mit  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis 
Pappen.  Kunstlederpappe  sowie  andere  feine  Pappen,  auch  bis  zu  drei  Monaten  werden  Gewerbetreibende  bestraft, 
in  der  Masse  gefärbt  (Nr.  651  a  des  statistischen  Waren-  die  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  oder  den  auf 
Verzeichnisses)  ;  i  Grund  des  §  i,  Absatz  5,  erlassenen  Anordnungen  der 

Pappen  aus  mechanisch  oder  chemisch  bereitetem  Holz-  Landeszentralbehörden  zuwiderhandeln. 

Stoff,  auch  aus  solchem  von  gedämpftem  Holze,  fest-'  §  4.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver- 
•gewalzt  (Braunholzpappe,  sogenannter  Lederpappe),  kündung  in  Kraft  und  an  die  Stelle  der  Verordnung  vom 
Stroh-,  Schrenz-  und  Torfpappe  und  anderweit  nicht  ge-  12.  August  1915  (R.-G.-Bl.  S.  495).  Der  Reichskanzler 
nannten  groben  Pappen,  auch  in  der  Masse  gefärbt  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

(Nr.  651  c  des  statistischen  Warenverzeichnisses) ;  j 

Pappen  mit  Asphalt,  Teer  oder  dergleichen  überzogen,  Bekanntmachung  über  Öle  und  Fette.  Der  Bundes- 
getränkt  oder  bestrichen  (Dachpappen)  sowie  Röhren  November  1915  folgende  Verordnung  er- 

aus  solcher  Pappe;  Steinpappe  (Nr.  651  d  des  statisti-  lassen: 

sehen  Warenverzeichnisses);  |  §  Wer  öle  und  Fette  (§  2)  mit  Beginn  des  ii.  No¬ 

ll,  gelbem  Strohpapier  (aus  Nr.  653  des  statistischen  vember  1915  in  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vor- 
Warenverzeichnisses)  ;  1  handenen  Mengen  getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern 

HL  Packpapier,  in  der  Masse  gefärbt,  auch  auf  einer  unter  Bezeichnung  der  Eigentümer  und  des  Lagerungs- 
Seite  glatt  (Nr.  654  des  statistischen  Warenverzeich-  o^tes  dem  Kriegsausschusse  für  pflanzliche  und  tierische 
nisses),  Packpapier,  in  der  Masse  gefärbt,  auf  beiden  ^1^  und  Fette,  G.  m.  b.  H.  in  Berlin  (Kriegsausschuß), 
Seiten  glatt,  und  anderem,  rmgeglättet  oder  geglättet  1^1^  ^^ui  15.  November  1915  anzuzeigen.  Anzeigen  über 
(aus  Nr.  655  d  des  statistischen  Warenverzeichnisses);  Mengen,  die  sich  mit  Beginn  des  ii.  November  1915 
Papierspänen  (Abfällen  von  der  Papierverarbeitung),  unteiwegs  befinden,  sind  von  dem  Empfänger  unver- 
beschriebenem  und  bedrucktem  Papier  als  Altpapier  füglich  nach  Empfang  zu  erstatten. 

(Makulatur),  Papier,  Pappe,  Papier-  und  Pappwaren,  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  auf  Mengen, 

lediglich  zum  Einstampfen  verwendbar  (Nr.  673  a  des 

statistischen  Warenverzeichnisses).  j  uu  Eigentume  des  Reiches,  eines  Bundesstaates  oder 

I  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im  Eigentume  der 
Einschränkung  der  Arbeitszeit  in  Spinnereien,  Heeresverwaltungen  oder  der  Marineverwaltung  oder  der 
Webereien,  Wirkereien  u.  s.  w.  Der  Bundesrat  hat  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  stehen; 
am  7.  November  1915  folgende  Verordnung  erlassen:  2.  insgesamt  (sämtliche  öle  und  Fette  zusammen- 

§  I.  In  gewerblichen  Betrieben,  in  denen  Gespinste,  gerechnet)  weniger  als  10  g  betragen. 

Gewebe,  Wirkstoffe,  Wirk-,  Strick-,  Flecht-  oder  Seiler-  §  2.  Öle  und  Fette  im  Sinne  dieser  Verordnung  sind: 
waren,  Maschinenspitzen,  Watten  oder  Filze  ganz  oder  i.  Sesamöl,  Baumwollsamenöl  (Kottonöl),  Erdnußöl, 
teilweise  aus  Baumwolle,  Wolle,  Kunstwolle,  Flachs,  Palmöl,  Palmkernöl,  Baumwollöl,  Kokosöl,  Rizinusöl,' 
Jute,  Ramie,  Hanf  oder  sonstigen  Seilerfasern  hergestellt  Olivenöl,  Sonnenblumenöl,  Soyabohnenöl,  Maisöl' 
werden,  dürfen  Arbeiter  nur  an  höchstens  fünf  Tagen  in  Mohnöl; 

jeder  Woche  beschäftigt  werden.  Die  tägliche  Arbeits-  2.  Rapsöl,  Rüböl,  Hanföl,  Hederichöl  (Ravisonöl), 
zeit  darf  nicht  über  die  im  Juni  1915  üblich  gewesene  Leinöl,  Dotteröl,  Bohnenöl,  Nußöl,  Sulfuröl,  Illipeöl, 
durchschnittliche  Dauer  verlängert  werden.  In  keinem  Schieöl  und  Schiebutter,  Mauraöl,  Nigeröl ; 

Falle  darf  sie  für  den  einzelnen  Arbeiter  und  für  den  3.  Pflanzentalg  und  tierischer  Talg  jeder  Art  (com- 
Betrieb  zehn  Stunden  ausschließlich  der  Pausen  über-  pound  lard)  ; 

schreiten.  1  4.  Walkfett,  Wollfett  und  -öl,  Knochenfett,  Holzöl, 

Die  Vorschriften  finden  Anwendung  auf  alle  Arbeiten  Tran  jeder  Art,  Klauenöl,  Olein,  Stearin. 

(auch  Vor-  und  Nacharbeiten),  die  dazu  dienen,  die  im  §  3.  Öle  und  Fette,  gehärtet  und  ungehärtet,  Mi- 
-A,bsatz  I  genannten  Erzeugnisse  gebrauchsfertig  her-  schlingen  und  Abfallerzeugnisse  daraus  sowie  die  aus 
zustellen,  insbesondere  auf  die  Bleicherei,  härberei,  diesen  ölen  und  Fetten  gewonnenen  Fettsäuren  dürfen 
Appretur,  Zwirnerei,  Druckerei  u.  dgl.  nur  durch  den  Kriegsausschuß  abgesetzt  werden. 

In  gemischten  Betrieben  finden  die  Beschränkungen  Während  der  Absatzbeschränkung  dürfen  sie  ohne  Zu- 
nur  auf  diejenigen  Teile  des  Betriebes  Anwendung,  Stimmung  des  Kriegsausschusses  nur  nach  Maßgabe  fol- 
\\ eiche  Erzeugnisse  der  bezeichneten  Art  hersteilen.  gender  Vorschriften  verarbeitet  werden:  Betriebe,  in 
Die  Bestimmungen  im  Absatz  i  bis  3  finden  keine  An-  denen  Margarine,  Margarinekäse  und  Kunstspeisefette 
Wendung  auf  die  handelsgewerbliche  Tätigkeit  sowie  hergestellt  werden,  dürfen  bis  zum  15.  Dezember  1915 
ferner:  einschließlich,  andere  Betriebe  bis  zum  i.  Dezember  1915 
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einschließlich  ihre  öle  und  Fette  verarbeiten,  und  zwar 
die  ersteren  bis  zu  einem  Drittel,  die  letzteren  bis  zu 
einem  Sechstel  der  Menge,  die  sie  in  den  drei  Monaten 
August  bis  Oktober  1915  verarbeitet  haben.  Die  ge¬ 
nannten  Betriebe  dürfen  außerdem  so  viel  von  ihren 
ölen  und  Fetten  verarbeiten,  wie  zur  Erfüllung  von  Lie¬ 
ferungsverträgen  mit  den  Heeresverwaltungen  und  der 
Marineverwaltung  erforderlich  ist.  Wer  hiernach  Öle  und 
Fette  verarbeiten  will,  hat  die  dafür  in  Anspruch  ge¬ 
nommenen  Mengen  bis  zum  15.  November  1915  unter 
Mitteilung  der  in  den  Monaten  August  bis  Oktober  1915 
verarbeiteten  Mengen  bei  dem  Kriegsausschuß  anzumelden 
und  die  mit  der  Heeres-  und  Marineverwaltung  laufenden 
Lieferungsverträge  vorzulegen. 

Diese  Vorschriften  finden  keine  Anwendung  auf  die 
im  §  I,  Absatz  2,  bezeichn eten  Mengen  sowie  auf 
Mengen,  die  der  Verpflichtete  vom  Kriegsausschuß  er¬ 
halten  hat. 

§  4.  Wer  Öle  und  Fette  in  Gewahrsam  hat,  hat  sie 
dem  Kriegsausschuß  auf  Verlangen  zu  überlassen  und  auf 
Abruf  zu  verladen.  Er  hat  sie  bis  zur  Abnahme  aufzu¬ 
bewahren  und  pfleglich  zu  behandeln;  auf  Verlangen  hat 
er  dem  Kriegsausschusse  Proben  gegen  Erstattung  der 
Portokosten  einzusenden.  Der  Reichskanzler  kann  nähere 
Bestimmungen  über  diese  Verpflichtungen  erlassen. 

Diese  Vorschriften  finden  keine  Anwendung  auf  die  im 
§  3,  Absatz  3,  bezeichneten  Mengen  sowie  auf  die  Mengen, 
die  nach  §  3,  Absatz  2,  zulässiger'weise  verarbeitet 
werden. 

•  §  5.  Der  Kriegsausschuß  hat  auf  Antrag  des  zur  Über¬ 

lassung  Verpflichteten  binnen  vier  Wochen  nach  Eingang 
des  Antrages,  jedoch  nicht  vor  dem  15.  Dezember  1915, 
zu  erklären,  welche  bestimmt  zu  bezeichnenden  Mengen 
er  übernehmen  will.  Eür  die  Mengen,  die  er  hiernach 
nicht  übernehmen  will,  erlischt  die  Absatzbe'schränkung 
nach  §  3 ;  das  gleiche  gilt,  soweit  er  eine  Erklärung 
binnen  der  Frist  nicht  abgibt.  Ist  der  Verpflichtete  nicht 
zugleich  der  Eigentümer,  so  kann  auch  der  Eigentümer 
den  Antrag  nach  Satz  i  stellen. 

Alle  Mengen,  die  hiernach  dem  Absatz '  durch  den 
Kriegsausschuß  Vorbehalten  sind,  müssen  von  ihm  abge¬ 
nommen  werden.  Der  zur  Überlassung  Verpflichtete  hat 
dem  Kriegsausschuß  anzuzeigen,  von  welchem  Zeitpunkt 
ab  er  zur  Lieferung  bereit  ist.  Erfolgt  die  Abnahme  nicht 
binnen  zwei  Wochen  nach  diesem  Zeitpunkt,  so  ist  der 
Kaufpreis  vom  Ablauf  der  Frist  ab  mit  i  vom  Hundert 
über  den  jeweiligen  Reichsbankdiskont  zu  verzinsen.  Mit 
dem  Zeitpunkt,  an  dem  die  Verzinsung  beginnt,  geht  die 
Gefahr  des  zufälligen  Verderbens  oder  der  zufälligen 
Wertverminderung  auf  den  Kriegsausschuß  über.  Für  die 
Aufbewahrung  und  pflegliche  Behandlung  (§  4,  Absatz  i) 
erhält  der  Verpflichtete  vom  Zeitpunkt  des  Gefahrüber¬ 
ganges  eine  Vergütung,  deren  Höhe  der  Reichskanzler 
festsetzt.  Der  Verpflichtete  hat  nach  näherer  Anweisung 
des  Reichskanzlers  Feststellungen  darüber  zu  treffen,  in 
welchem  Zustand  sich  die  Mengen  im  Zeitpunkt  des  Ge¬ 
fahrüberganges  befinden;  im  Streitfall  hat  er  den  Zustand 
nachzuweisen. 

§  6.  Der  Kriegsausschuß  hat  für  die  von  ihm  über¬ 
nommenen  Öle  und  Fette  einen  angemessenen  Übernahms¬ 
preis  zu  zahlen.  Dieser  Preis  darf  für  den  Doppelzentner 
nicht  übersteigen  bei 

M.i-k 

Leinöl,  Rapsöl,  Rüböl,  Soyabnhnenöl, 
Baumwollöl,  Baumwollsamenöl,  Erdnuß¬ 
öl,  Sesamöl,  Mohnöl,  Sonnenblumenöl,  ■ 

Hanföl,  Dotteröl,  Hederichöl,  Bohnenöl, 

Nußöl  . 250 

denselben  raffiniert . 260 

öls^uren  aus  diesen . 225 

Holzöl  . 260 

Maisöl,  roh  raffinierbar . .  250 

Maisöl,  roh  extrahiert . '  .  .  .  .  225 

Maisölfettsäure  . 225 


.Mn  k 

Olivenöl,  raffiniert . 275 

Olivenöl,  extrahiert  (Sulfuröl) . 220 

Olivenöl,  für  Speisezwecke  raffinierbar  .  .  250 

Rizinusöl  erster  Pressung  .  . . 280 

Rizinusöl  zweiter  Pressung  .  .  - . 270 

Klauenöl,  roh . 275 

Klauenöl,  raffiniert . 300 

Olein . 225 

Kokosöl,  Palmkernöl,  roh . 300 

Kokosbutter,  Kokosfett,  Palmkernöl,  raf¬ 
finiert  . . 330 

Kokosölsäure,  Palmkernölsäure . 270 

Palmöl . 260 

Illipeöl,  Schieöl  und  -butter,  Mäuräöl  und 

Nigeröl  .' . 250 

Illipe-,  Schie-  und  Maurafettsäure  ....  225 
Talg  für  Genußzwecke,  raffiniert  ....  300 

Talg,  technisch . 260 

Talgfettsäure  . ■  ..  .  .  235 

Premier  jus,  Oleomargarin . 330 

Tran,  gehärtet . 275 

Pflanzenöle,  gehärtet,  und  sonst  nicht  ge¬ 
nannter  Pflanzentalg . 275 

Wasserknochenfette  . 225 

Extraktionsknochenfett . 200 

Stearin' . 300 

Fischöl,  Fischfett . .  230 

Fischölsäure . 205 

'  Waltranöl  . . '.  25D 

Medizinaltran,  auch  Dampfmedizinaltran  .  275 

anderen  Tranen . 23D 

Transäure . 205 

Compound  tard . 250 

Walkfett  und  Wollfett  und  -öl  .....  225 

§  7.  Ist  der  Verpflichtete,  mit  dem  vom  Kriegsausschusse 
gebotenen  Preise  nicht  einverstanden,  so  setzt  die  zuständige 
höhere  Verwaltungsbehörde  den  Preis  endgültig  fest.  Sie 
bestimmt  darüber,  wer  die  baren  Auslagen  des  Vef- 
fabrens  zu  tragen  hat.  Bei  der  Festsetzung  ist  der  Preis 
zu  berücksichtigen,  der  zur  Zeit  des  Gefahrüberganges 
(§5,  Absatz  2,  Satz  4)  angemessen  war.  Der  Verpflich¬ 
tete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die  endgültige  Festsetzung 
des  Übernahmspreises  zu  liefern,  der  Kriegsausschuß  vor¬ 
läufig  den  von  ihm  angemessen  erachteten  Preis  zu  zahlen. 

Ist  der  Verpflichtete  nicht  zugleich  der  Eigentümer, 
so  kann  auch  der  Eigentümer  die  Festsetzung  des 
Preises  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde  herbei¬ 
führen.  Sein  Recht  erlischt,  wenn  er  nicht  binnen  drei 
Monaten  nach  Mitteilung  des  Preisangebotes  an  den  Ver¬ 
pflichteten  davon  Gebrauch  macht. 

§  8.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  des  Kriegsausschusses  durch 
Anordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  ihn  oder  die 
von  ihm  in  dem  Antrag  bezeichnete  Person  übertragen. 
Die  Anordnung  ist  an  den  zur  Überlassung  Verpflichteten 
zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anord¬ 
nung  ihm  zugeht. 

■§  9.  Die  Zahlung'  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach  Ab¬ 
nahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  die  Frist  mit 
dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  der  höheren  Ver¬ 
waltungsbehörde  dem  Kriegsausschusse  zugeht. 

§  10.  Streitigkeiten  über  die  aus  dem  §  4  sich  erge¬ 
benden  Verpflichtungen  entscheidet  die  höhere  Verwal¬ 
tungsbehörde  endgültig. 

§  ir.  Der  Kriegsausschuß  verteilt  die, öle  und  Fette 
und  regelt  die  Abgabe  der  aus  den  zugeteilten  ölen  und 
Fetten  hergestellten  Waren. 

Der  Reichskanzler  erläßt  die  näheren  Bestimmungen. 
Er  bestimmt  insbesondere,  an  welche  Stellen  und  zu 
welchem  Preise  die  Waren  abzugeben  sind. 

§  12,  Verboten  ist  die  Verarbeitung  von  Leinöl,  Talg 
und  Dampfmedizinaltran  zur  Herstellung  von  Seifen 
sowie  die  Spaltung  dieser  Stoffe. 

§  13.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt^  die  Vorschriften 
der  Verordnung  auf  andere  Öle  und  Fette  auszudehnen 
und  den  t'bernahmspreis  für  sie  zu  bestimmen. 
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Er  kann  von  den  Vorschriften  der  Verordnung  Aus¬ 
nahmen  gestatten. 

§  14.  Die  Vorschriften  der  Verordnung  beziehen  sich 
nicht  auf  öle  und  Fette,  die  nachweislich  nach  dem 
II.  November  1915  aus  dem  Ausland  eingeführt  sind. 

Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestimmungen  über 
diese  öle  und  Fette  erlassen  und  dabei  anordnen,  daß 
Zuwiderhandlungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten 
oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  bestraft  werden. 

§  15.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  be¬ 
stimmen,  wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde  und  als 
zuständige  Behörde  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  16.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft: 

1.  wer  die  ihm  nach  §  i,  Absatz  i,  oder  §  3,  Absatz  2, 
obliegende  Anzeige  nicht  in  der  gesetzten  Frist  erstattet 
oder  w'issentlich  unvollständige  oder  unrichtige  Angaben 
macht ; 

2.  wer  der  Vorschrift  des  §  3,  Absatz  i,  zuwider  öle 
und  Fette  in  anderer  Weise  als  durch  den  Kriegsausschuß 
absetzt ; 

3.  wer  der  Vorschrift  des  §  3,  Absatz  2,  zuwider  öle 
und  Fette  verarbeitet; 

4.  wer  der  Verpflichtung  zur  Aufbewahrung  und  pfleg¬ 
lichen  Behandlung  (§  4,  Absatz  i)  oder  dem  Verbote 
des  §  12  zuwiderhandelt; 

5.  wer  den  nach  §  15,  Satz  i,  erlassenen  Bestimmungen 
zuwiderhandelt. 

§  17.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung,  die  Vorschriften  des  §  16  treten  mit  dem 
10.  November  1915  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt 
den  Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Freigabe  von  Decken.  Das  Kriegsministerium  ver¬ 
lautbart  am  4.  d.  M.  folgende  allgemeine  Freigabe- 
'  bewilligung  zu  der  Bekanntmachung,  betreffend  Beschlag¬ 
nahme  von  Schlafdecken,  Haardecken  und  Pferdedecken 
(Woilachs) : 

1.  Von  den  beschlagnahmten  Decken  und  Deckenstoffen 
werden  die  Vorräte  eines  und  desselben  Eigentümers 
freigegeben,  die  unter  Berücksichtigung  der  am  Tage  der 
Beschlagnahme  H.  Oktober  1915)  vorhanden  gewesenen, 
zuzüglich  der  nachher  fertiggestellten  Decken  geringer 
sind  als  (Mindestvorräte) 

a)  bei  Decken: 

50  Stück  von  einer  einzigen  Qualität,  gleichgültig,  wie 
groß  die  Gesamtbestände  sind; 

b)  bei  Deckenstoffen: 

100  m  Deckenstoff  einer  einzigen  Qualität,  gleichgültig, 
welche  Breite  die  Stücke  haben. 

Unterschiede  in  Farbe,  Größe  und  Gewicht  begründen 
für  sich  allein  keine  Verschiedenheit  der  Qualität.  Jede 
Teilung  der  Vorräte,  durch  die  sie  der  Beschlagnahme 
entzogen  werden,  ist  verboten  und  strafbar. 

2.  Alle  Decken  und  Deckenstoffe,  die  mindestens  zu 
25"  Prozent  aus  Kamelhaar  bestehen,  werden  freigegeben, 
gleichgültig,  in  welchen  Mengen  sie  vorhanden  sind,  je¬ 
doch  nicht  sogenannte  „Kamelhaarimitate“. 

Verkehr  mit  Stroh  und  Häcksel.  Der  Bundesrat 
hat  am  8.  November  1915  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen: 

§  I.  Den  Vorschriften  dieser  Verordnung  unterliegt 
das  Stroh  von  Roggen,  Weizen,  Dinkel,  Hafer,  Gerste, 
nicht  dagegen  die  beim  Ausdreschen  der  genannten  Ge¬ 
treidearten  entstehende  Spreu. 

§  2.  Wer  Stroh  an  einen  anderen  absetzen  will,  hat 
das  Stroh  der  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Land¬ 
wirte  m.  b.  H.  in  Berlin  unter  Angabe  der  Mengen, 
Art^n  und  des  Eigentümers  zum  Erwerb  anzubieten  und 


sogleich  anzugeben,  ob  er  im  Besitz  einer  Strohpresse 
ist,  oder  ob  er  zum  Ausdrusch  seines  Getreides  eine  Lohn¬ 
dreschmaschine  mit  Strohpresse  benutzt  und  wer  deren 
Eigentümer  ist. 

Dies  gilt  nicht  für  das  Stroh,  das  unmittelbar  an  die 
Heeresverwaltungen  oder  an  die  Marineverwaltung  oder 
auf  Grund  eines  Arbeits-,  Deputats-  oder  Leibzucht¬ 
vertrages  zum  Verbrauch  in  der  Wirtschaft  abgesetzt 
wird.  Es  gilt  ferner  nicht  für  Personen,  die  in  der  Zeit 
bis  zum  I.  August  1916  insgesamt  nicht  mehr  als  4  t 
jeder  Art  absetzen. 

§  3.  Der  nach  §  2,  Absatz  i.  Verpflichtete  hat  das 
Stroh  der  Bezugsvereinigung  auf  Verlangen  käuflich  zu 
überlassen  und  auf  deren  Abruf  zu  verladen.  Besitzt  er 
eine  Strohpresse  oder  benützt  er  zum  Ausdrusch  seines 
Getreides  eine  Lohndreschmaschine  mit  Strohpresse,  so 
hat  er  das  Stroh  auf  Verlangen  der  Bezugsvereinigung 
zu  pressen  oder  pressen  zu  lassen. 

Die  Bezugs  Vereinigung  hat  binnen  14  Tagen  nach 
Eingang  des  Angebots  (§2)  dem  Verpflichteten  mitzu¬ 
teilen,  ob  sie  die  Überlassung  des  Strohes  verlangt;  stellt 
sie  das  Verlangen  nicht,  so  hat  sie  ihm  in  derselben  Frist 
eine  Bescheinigung  darüber  zu  erteilen. 

Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestimmungen  für  die 
Überlassung  und  Verladung  treffen. 

§  4.  Die  Bezugsvereinigung  hat  die  von  ihr  in  An¬ 
spruch  genommenen  Mengen  binnen  drei  Wochen  nach 
Stellung  des  Überlassungsverlangens  abzunehmen. 

Der  zur  Überlassung  Verpflichtete  hat  die  Mengen  von 
der  Stellung  des  Überlassungsverlangens  an  bis  zur  Ab¬ 
nahme  aufzubewahren,  pfleglich  zu  behandeln  und  in 
handelsüblicher  Weise  zu  versichern.  Erfolgt  die  Ab¬ 
nahme  nicht  binnen  drei  Wochen  nach  Stellung  des 
Überlassungsverlangens,  so  erhält  er  vom  Ablauf  der 
Frist  ab  eine  Vergütung  von  15  Pfennig  für  jeden  an¬ 
gefangenen  Monat  und  jede  angefangene  Tonne.  Mit 
diesem  Zeitpunkt  geht  die  Gefahr  des  zufälligen  Ver¬ 
derbens  und  der  zufälligen  Wertverminderung  auf  die 
Bezugsvereinigung  über.  Der  zur  Überlassung  Ver¬ 
pflichtete  hat  nach  näherer  Anweisung  des  Reichs¬ 
kanzlers  Feststellungen  darüber  zu  treffen,  in  welchem 
Zustand  sich  die  Gegenstände  im  Zeitpunkt  des  Gefahr¬ 
überganges  befinden ;  im  Streitfall  hat  er  den  Zustand 
nachzuweisen. 

§  5.  Die  Bezugsvereinigung  hat  für  das  Stroh  einen 
angemessenen  Übernahmspreis  zu  zahlen.  Dieser  darf 
für  1000  kg 

Mark 

bei  Flegeldruschstroh  . 50'— 

„  gepreßtem  Stroh . 47’50 

„  ungepreßtem  Maschinendruschstroh  .  .  .  45‘— - 

nicht  übersteigen.  Ist  das  nicht  von  mindestens  mittlerer 
Art  und  Güte,  so  ist  der  Preis  entsprechend  herab¬ 
zusetzen. 

Ist  der  zur  Überlassung  Verpflichtete  mit  dem  von  der 
Bezugsvereinigung  gebotenen  Preise  nicht,  einverstanden, 
so  setzt  die  zuständige  höhere  Verwaltungsbehörde  den 
Preis  endgültig  fest.  Sie  bestimmt  darüber,  wer  die  baren 
Auslagen  des  Verfahrens  zu  tragen  hat.  Bei  der  Fest¬ 
setzung  ist  der  Preis  zu  berücksichtigen,  der  zur  Zeit 
des  Gefahrüberganges  (§4,  Absatz  2)  angemessen  war. 
Der  Verpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf  die  endgültige 
Festsetzung  des  Übernahmspreises  zu  liefern,  die  Be¬ 
zugsvereinigung  vorläufig  den  ihr  für  angemessen  er¬ 
achteten  Preis  zu  zahlen. 

Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird  das 
Eigentum  auf  Antrag  der  Bezugsvereinigung  durch  An¬ 
ordnung  der  zuständigen  Behörde  auf  sie  oder  die  von 
ihr  in  dem  Antrag  bezeichnete  Person  übertragen.  Die 
Anordnung  ist  an  den  zur  Überlassung  Verpflichteten 
I  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über,  sobald  die  Anord¬ 
nung  dem  Verpflichteten  zugeht. 
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§  6.  Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  14  Tage  nach 
Abnahme  (§  4).  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  diese  j 
Frist  mit  dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  der  Bezugsvereinigung  zu- 
geht.  ^  ^  ^ 

Erfolgt  die  Zahlung  nicht  binnen  dieser  Frist  oder 
bei  nicht  rechtzeitiger  Abnahme  binnen  fünf  Wochen 
nach  Stellung  des  Überlassungsverlangens,  so  ist  der 
Kaufpreis  von  diesem  Zeitpunkte  ab  mit  i  vom  Flundert 
über  den  jeweiligen  Reichsbankdiskont  zu  verzinsen. 

§  7.  Die  Bezugsvereinigung  darf  das  Stroh  nur  an 
die  vom  Reichskanzler  bestimmten  Stellen  abgeben. 

§  8.  Bei  der  Abgabe  des  Strohes  darf  die  Bezugs¬ 
vereinigung  einen  Aufschlag  bis  zu  4  vom  Hundert  von 
dem  Übernahmspreise  zuzüglich  der  Transportkosten  und 
anderer  barer  Auslagen  erheben.  Die  Bezugsvereinigung 
darf  von  dem  Umsatz  2  vom  Tausend  als  Vermittlungs¬ 
gebühr  zurückbehalten. 

Der  Reingewinn  ist  zur  Beschaffung  von  Futtermitteln 
aus  dem  Ausland  zu  verwenden.  Über  den  etwa  ver¬ 
bleibenden  Rest  verfügt  der  Reichskanzler. 

§  9.  Beim  Verkauf  des  der  Absatzbeschränkung  nicht 
unterliegenden  Strohes  durch  den  Erzeuger  dürfen  die 
im  §  5,  Absatz  i,  Satz  2,  bestimmten  Preise  nicht  über¬ 
schritten  werden.  Die  Preise  gelten  für  Stroh  von  min¬ 
destens  mittlerer  Art  und  Güte. 

Die  Preise  gelten  für  Barzahlung  bei  Empfang.  Wird 
der  Preis  gestundet,  so  dürfen  bis  zu  2  vom  Hundert 
Jahreszinsen  über  Reichsbankdiskont  hinzugeschlagen 
werden.  Die  Preise  schließen  die  Beförderungskosten  ein, 
die  der  Verkäufer  vertraglich  übernommen  hat.  Der  Ver¬ 
käufer  hat  auf  jeden  Fall  die  Kosten  der  Beförderung 
bis  zur  Verladestelle  des  Ortes,  von  dem  die  Ware  mit 
der  Bahn  oder  zu  Wasser  versandt  wird  sowie  die  Kosten 
des  Einladens  selbst  zu  tragen. 

Beim  Umsatz  durch  den  Handel  dürfen  zu  den  Preisen 
insgesamt  4  vom  Hundert  zugeschlagen  werden.  Dieser 
Zuschlag  umfaßt  insbesondere  Kommissions-,  Vermitt- 
lune-s-  und  ähnliche  Gebühren  sowie  alle  Arten  von  Auf- 

o 

Wendungen,  nicht  aber  die  Auslagen  für  die  Fracht  von 
dem  Abnahmeorte. 

§  IO.  Bei  Verkauf  von  Häcksel  durch  den  Hersteller 
darf  der  Preis  von  60  M.  für  1000  kg  ohne  Sack  nicht 
überschritten  werden. 

Für  leihweise  Überlassung  der  Säcke  darf  eine  Sack¬ 
leihgebühr  bis  zu  35  Pfennig  für  50  kg  Fassung  be¬ 
rechnet  werden.  Werden  die  Säcke  nicht  binnen  einem 
Monat  nach  der  Lieferung  zurückgegeben,  so  darf  die 
Leihgebühr  dann  um  10  Pfennig  für  die  Woche  bis  zum 
Höchstbetrage  von  M.  1-50  erhöht  werden. 

Werden  die  Säcke  mitverkauft,  so  darf  der  Preis  für 
den  Sack  von  mindestens  40  kg  Fassung  nicht  mehr  als 
A'L  1-20  und  für  den'  Sack,  der  50  kg  oder  mehr  enthält, 
nicht  mehr  als  Rf.  i'50  betragen.  Der  Reichskanzler  kann 
die  Sackleihgebühr  und  den  Sackpreis  ändern.  Beim 
Rückkauf  der  Säcke  darf  der  Unterschied  zwischen  dem 
Verkaufs-  und  Rückkaufspreise  den  Satz  der  Sackleih¬ 
gebühr  nicht  übersteigen.  Im  übrigen  gelten  die  Be¬ 
stimmungen  der  Absätze  2  und  3  des  §  9,  der  Absatz  3 
mit  der  Maßgabe,  daß  der  Zuschlag  von  4  vom  Hundert 
auch  die  Auslagen  für  Säcke  nicht  umfaßt. 

§  II.  Über  Streitigkeiten,  die  sich  bei  dem  Enteignungs¬ 
verfahren,  bei  der  Überlassung,  der  Verladung  und  der 
Aufbewahrung  ergeben,  entscheidet  endgültig  die  zu¬ 
ständige  höhere  Verwaltungsbehörde. 

§  12.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  be¬ 
stimmen,  wer  als  zuständige  Behörde  und  wer  als  höhere 
Verwaltungsbehörde  im  Sinne  der  Verordnung  anzu¬ 
sehen  ist. 

§  13.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  wird  bestraft. 


1.  wer  den  ihm  nach  den  Vorschriften  des  §  2,  des  §  3, 
Absatz  I,  oder  des  §  4,  Absatz  2,  Satz  i,  obliegenden 
Verpflichtungen  oder  den  auf  Grund  des  §  3,  Absatz  3, 
getroffenen  Bestimmungen  nicht  nachkommt; 

2.  wer  den  nach  §  12  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt. 

§  14.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  beziehen 
sich  nicht  auf  Stroh,  das  nach  dem  Inkrafttreten  dieser 
Verordnung  aus  dem  Ausland  eingeführt  wird. 

Der  Reichskanzler  kann  nähere  Bestimmungen  über 
den  Verkehr  mit  aus  dem  Ausland  eingeführtem  Stroh 
treffen  und  bestimmen,  daß  Zuwiderhandlungen  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis 
zu  15.000  M.  bestraft  werden.  Er  kann  Preise  für  dieses 
Stroh  festsetzen. 

Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt  nicht 
das  besetzte  Gebiet. 

§  15.  Der  Reichskanzler  kann  von  den  Vorschriften 
dieser  Verordnung  Ausnahmen  gestatten  und  andere 
Preise  festsetzen,  insbesondere  für  den  Kleinhandel  mit 
Stroh  und  Häcksel. 

§  16.  Die  in  den  §§  9  und  lo  festgesetzten  Preise  sind 
Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  betreffend  Höchst¬ 
preise,  vom  4.  August  1914,  in  der  Fassung  der  Bekannt¬ 
machung  vom  17.  Dezember  1914  (R.-G.-Bl.  S.  51^’)  i'i 
Verbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom  21.  Januar 
1915  (R.-G.-Bl.  S.  25)  und  vom  23.  September  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  603).  Dies  gilt  auch  für  die  Preise,  die  der 
Reichskanzler  nach  §  14  oder  in  Änderung  der  Preise 
in  §§  9,  10  nach  §  15  festsetzt. 

§  17.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung,  der  §  13  aber  erst  mit  dem  12.  November  1915 
in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Ausführungsanweisung  zur  Bekanntmachung 
zur  Regelung  der  Milchpreise  und  des  Milch¬ 
verbrauches  vom  4.  November  1915  (R.-G.-Bl. 

S.  723).  Gemäß  §  7  der  Bekanntmachung  vom  4.  No¬ 
vember  1915  zur  Regelung  der  Milchpreise  und  des 
Milchverbrauchs  wird  zu  deren  Ausführung  unterm 
9.  d.  M.  folgendes  bestimmt: 

1.  Allgemein.  Kommunalverbände  im  Sinne  der  Ver¬ 
ordnung  sind  die  Landkreise.  Die  Gemeindeverfassungs¬ 
gesetze  und  die  Kreisordnungen  bestimmen,  wer  als  Ge¬ 
meinde  und  als  Vorstand  der  Gemeinde  oder  des  Kom¬ 
munalverbandes  anzusehen  ist ;  die  Gutsbezirke  werden 
den  Gemeinden  gleichgestellt. 

Festsetzungen  oder  Anordnungen  gemäß  §§  i  bis  3 
der  Verordnung  können  durch  den  Vorstand  der  Ge¬ 
meinde  oder  des  Kommunalverbandes  erlassen  werden. 

H.  Im  einzelnen.  Zu  §  i.  Die  Höchstpreisfestsetzungen 
bedürfen  der  Zustimmung  des  Regierungspräsidenten,  im 
Gebiete  des  Zweckverbandes  Groß-Berlin  des  Oberpräsi¬ 
denten. 

Bei  der  Festsetzung  der  Höchstpreise  können  die  Ge¬ 
meinden  bestimmen,  was  als  Kleinhandel  im  Sinne  dieser 
Preisfestsetzungen  anzusehen  ist. 

Zu  §  2.  Bis  zu  welchem  Lebensalter  Kinder  vorzugs¬ 
weise  berücksichtigt  werden  müssen,  bestimmen  die 
gemäß  §  4  vom  Reichskanzler  gegebenen  Vorschriften. 

Zu  §  6.  In  wirtschaftlich  zusammenhängenden  Kom¬ 
munalverbänden,  Gemeinden  und  Gutsbezirken  wird  sich 
eine  einheitliche  Regelung  der  Milchpreise  empfehlen, 
um  Stockungen  in  der  Versorgung  zu  vermeiden. 

Die  Kommunalaufsichtsbehörden  wollen  hiernach  auch 
ihrerseits  prüfen,  wo  Vereinigungen  nach  Absatz  i 
zweckmäßig  erscheinen  und  die  erforderlichen  Verhand¬ 
lungen  einleiten. 

Der  Festsetzung  verschiedener  Preise  innerhalb  eines 
Vereinigungsgebietes  oder  Kommunalverbandes  mit 
Rücksicht  auf  die  Zufuhrkosten  stehen  keine  Bedenken 
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entgegen;  z.  B.  wird  in  ländlichen  Bezirken  der  Preis 
in  solchen  Städten,  welche  auf  die  Zufuhr  vom  Lande 
angewiesen  sind,  hhher  bemessen  werden  müssen,  als  für 
die  Abgabe  vom  Erzeugungsorte.  Anderseits  ist  dafür 
Sorge  zu  tragen,  daß  nicht  den  auf  den  Ankauf  von  i\Iilch 
angewiesenen  Teilen  der  Landbevölkerung  diese  IMög- 
lichkeit  durch  unrichtige  Preisfestsetzung  erschwert  wird. 

Der  Zweck  der  \"erordnung  ist,  an  allen  Orten  die 
Milchversorgung  derjenigen  Bevölkerungsteile  zu  sichern, 
die  ihrer  am  meisten  bedürfen,  und  vor  allem  den  Nach¬ 
wuchs  des  deutschen  Volkes  gesund  und  kräftig  zu  er¬ 
halten.  Die  Vorstände  der  Gemeinden  und  Kommunal¬ 
verbände  haben  daher  nicht  nur  auf  die  Preise,  sondern 
auch  auf  die  sachgemäße  Durchführung  der  Verhrauchs- 
regelung  ihr  besonderes  Augenmerk  zu  richten. 

Besonders  wird  noch  darauf  verwiesen,  daß  unsere, 
auf  Grund  des  §  5  der  Bekanntmachung  über  Beschrän¬ 
kung  der  Milchverwendung  vom  2.  September  1915 
(K.-G.-Bl.  S.  545)  erlassene  Anordnung  vom  18.  Ok¬ 
tober  d.  J.  in  vollem  Lhnfange  aufrecht  erhalten  bleibt. 

Zu  §  9.  Diese  Ausführungsanweisung  tritt  am  12.  No¬ 
vember  T915  in  Kraft. 

Schweden. 

Butterausfuhrverbot.  Laut  ^Meldung  aus  Stockholm 
vom  II.  November  1915  ist  ab  15.  November  1915  jede 
freie  Ausfuhr  von  Butter  aus  Schweden  verboten  und 
nur  durch  Lizenzen  möglich. 

Norwegen. 

Ausfuhrverbot.  Ein  Rundschreiben  des  Departe¬ 
ments  des  Äußern  verbietet  vom  2.  November  1915  ab 
die  Ausfuhr  von  Seife. 


Der  Außenhandel  Chiles  1914.  Einem  deutschen 
Konsiliarberichte  aus  Valparaiso  entnehmen  wir;  Nach 
der  chilenischen  Handelsstatistik  pro  1914  betrug  der 
Gesamthandel  Chiles  (in  Goldpesos  zu  18  d): 

1U14  J913 

gegen  1913 

In  der  Einfuhr  .  .  .  273,501.875  329,517.811  —  56,015.936 

In  der  Ausfuhr  .  .  .  299,675.435  396,310.443  —  96,635.008 

Zusammen.  .573,177.310  725,828.254  — 152,650.944 

Nach  den  Warengruppen  der  Statistik  geordnet  setzte 
sich  die  Einfuhr  1914  (und  1913)  —  Wert  in  1000 
Pesos  —  wie  folgt  zusammen ;  Tierische  Erzeugnisse 
15.769  (21.502),  pflanzliche  Erzeugnisse  38.799(38.176), 
mineralische  Erzeugnisse  43.761  (61.027),  Textilwaren 
48.871(76.842),  Öle,  Teere,  Brennstoffe  50625(54.315), 
Papier  und  Papierwaren  6758  (9811),  Getränke  und 
Liköre  4102  (5951),  Parfümerie,  pharmazeutische  und 
chemische  Erzeugnisse  7001  (8331),  Maschinen,  In¬ 
strumente  u.  s.  w.  30.664  (40.990),  Munition,  Waffen  und 
Sprengstoffe  23.668  (3862),  Verschiedenes  3478  (8706). 

Die  Ausfuhr  in  der  gleichen  Weise  geordnet  ergibt 
folgendes  Bild;  Tierische  Erzeugnisse  21.824  (25-224), 
pflanzliche  Erzeugnisse  16.665  (iQöQS)»  mineralische 
Erzeugnisse  255,365  (346.209),  Getränke  und  Liköre 
175  (191).  Verschiedenes  290  (212),  nationalisierte  Waren 
5354  (5073\ 

Die  wichtigsten  Ein-  und  Ausfuhrländer  im  Jahre 
1914  (und  1913)  sind  die  nachstehenden  —  Werte  in 
1000  S  — ;  Einfuhr:  Deutschland  70.930  (81035), 
Großbritannien  61.120  (98.709),  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika  55.201  (55038),  Australien  17.176  (9161), 
Peru  14.740  (13.179),  Frankreich  11.523  (18.145), 
Belgien  11.373  (15.538),  Argentinien  5931  (8938), 

Indien  5423  (8731),  Italien  5415  (8702),  Spanien  2481 
(3112),  Brasilien  1988  (2662),  Uruguay  1446  (1741), 
Ecuador  1231  (1239),  Niederlande  540  (184). 

Ausfuhr;  Großbritannien  109.702  (152.187),  Ver 

ginigte  Staaten  von  Amerika  86,121  (83.324),  Deutsch¬ 


land  49.531  (84.308),  Frankreich  11630  (24.240), 
Belgien  9437  (15.547),  Niederlande  9016  (12246), 
Argentinien  4141  (2835),  Ägypten  2853  (1124),  Schweden 
2280  (— ),  Japan  2256  (3653),  Italien  2023  (1786), 
Dänemark  1393  ( — ),  Peru  977  (2556),  Bolivien  793 
(1499),  Uruguay  642  (1161),  Australien  424  (o'o6), 
Brasilien  415  (1439). 

Von  den  1914  zur  Ausfuhr  gelangten  5^/3  Millionen 
nationalisierter  Waren  sind  rund  40  Prozent  nach 
Argentinien,  30  Prozent  nach  Bolivien  und  10  Prozent 
nach  Großbritannien  gegangen. 

Nach  dem  Vorstehenden  ist  die  Einfuhr  aus  Deutsch¬ 
land,  Großbritannien,  Frankreich  und  Belgien  stark  zu¬ 
rückgegangen,  die  aus  Australien  (Weizen  und  Kohlen) 
erheblich  und  diejenigen  aus  Nordamerika  um  ein  ge¬ 
ringes  gestiegen.  Auch  bei  dem  Ausfuhrrückgang  sind 
Großbritannien,  Deutschland,  Frankreich  und  Belgien 
die  meistbetroffenen  Länder,  während  die  Ausfuhr  nach 
Nordamerika  etwas  zugenommen  hat.  Der  Grund  der 
Ausfuhrsteigerung  nach  Schweden  und  Dänemark  ist 
darin  zu  suchen,  daß  ein  großer  Teil  der  für  Deutsch¬ 
land  bestimmten  Waren  während  des  Krieges  über 
Skandinavien  verfrachtet  worden  ist. 


Zuckerrübenindustrie  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Dem  Jahresberichte  des  k.  k.  Konsularamtes  in  Denver 
pro  1914  entnehmen  wir:  Mit  229.274  /  hatte  Colo¬ 
rado  im  Jahre  1913  die  bisher  höchste  Ausbeute  in 
der  Zuckerrübenproduktion  erreicht.  Wie  auf  anderen 
Gebieten,  hat  die  Ungewißheit  über  die  Wirkungen  des 
neuen  amerikanischen  Zolltarifes  auch  auf  die  Rüben¬ 
zuckerindustrie  lähmend  gewirkt  und  im  Frühjahr  1914 
eine  Verminderung  des  Anbaues  von  Zuckerrüben  zur 
Folge  gehabt.  Der  diesjährige  Ertrag  an  Rübenzucker 
in  Colorado  ist  mit  1 91.000  /  angenommen  worden. 
Trotzdem  behält  Colorado,  welcher  Staat  fast  ein  Drittel 
der  gesamten  Rübenzuckererzeugung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  liefert,  die  erste  Stelle  unter  allen 
Rübenzucker  produzierenden  Staaten  der  Union.  Utah, 
mit  74.000  /  steht  an  vierter  Stelle.  1914  standen  in 
Colorado  12  und  in  Utah  7  Zuckerraffinerien  im  Be¬ 
trieb.  Auch  in  Arizona  hat  man  mit  dem  Anbau  von 
Zuckerrüben  begonnen  und  es  verlautet,  daß  die  Er¬ 
gebnisse  der  Raffinerie  in  Glendale,  Arizona,  als  sehr 
zufriedenstellend  bezeichnet  werden  können.  Auch  im 
Staate  Montana  beginnt  man  der  Kultur  und  Verarbei¬ 
tung  der  Zuckerrübe  erhöhte  Aufmerksamkeit  zu  schenken. 
In  Billings,  Montana,  sind  1914  schon  8000  Acres  mit 
Zuckerrübe  bebaut  worden.  Die  klimatischen  Verhält¬ 
nisse  in  Montana  sind  für  die  Rübenkultur  äußerst 
günstig  und  soll  dieser  Staat  Rüben  liefern,  deren 
Zuckergehalt  jenen  anderer  Provenienzen  der  Union  um 
2  Prozent  übersteigt.  Sachverständige  behaupten,  daß 
dieser  Umstand  in  Zukunft  dazu  führen  wird,  die 
Rübenzuckerindustrie  in  Montana  zu  konzentrieren,  wo¬ 
durch  Colorado  seine  führende  Stelle  in  dieser  Industrie 
einbüßen  würde. 

Die  Entwicklung  der  verhältnismäßig  noch  jungen 
Rübenzuckerindustrie  in  Colorado  führt  nachstehende, 
der  amtlichen  Statistik  entnommene  Aufstellung  vor : 

Anbaufläche  Buben-  Zucker-  An  Zucker  An  Zucker 
Acres  ertrag  erzeugung  gewonnen  nachgewiesen 

in  Tonnen  in  Prozenten 

1904  .  144.456  550-359  62.277  11.32  15.64 

1914  .  .  32.000  1,552.000  I9I.OOO  12.03  15.80 

Man  ist  in  Colorado  bestrebt,  durch  Einführung 
verbesserter  Wirtschaftsmethoden  eine  Steigerung  des 
Zuckergehaltes  der  Rübe  herbeizuführen,  was  man  bei 
den  günstigen  klimatischen  Verhältnissen  für  nicht  un¬ 
möglich  hält.  Die  bei  der  Verarbeitung  der  Rübe  sich 
ergebenden  Abfälle  werden  zur  Viehmästung  verwendet. 
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Das  Kredit-  und  Bankwesen.  Von  Professor  Wilhelm  Lexis. 
Berlin  und  Leipzig  1914.  Verlag  G.  J.  Göschen,  164  Seiten. 
Preis  90  Pf. 

Dieses  kleine,  aber  inhaltsreiche  Büchlein  stellt  ein  wertvolles 
Vermächtnis  des  seither  verstorbenen  berühmten  Gelehrten  dar. 
Es  gehörte  seine  tiefe  Kenntnis  und  große  Darstellungsgabe 
dazu,  auf  so  kleinem  Raum  die  zahlreichen,  hierher  gehörigen 
Fragen  und  Einrichtungen  übersichtlich  zu  erörtern  und  über 
jede  eine  wohlbegründete  Meinung  abzugeben.  Man  hat  es  hier 
mit  einem  ausgezeichneten  Handbuch  nicht  nur  für  Studierende, 
sondern  auch  für  erfahrene  Praktiker  und  geschulte  Theoretiker 
zu  tun. 

Juden  und  Deutsche.  Eine  Sprach-  und  Interessengemeinschaft. 
A^on  Davis  Fritsch.  Wien  1915.  A^erlag  R.  Löwit.  Preis  i  M. 
60  Seiten. 

Dieses  Büchlein  enthält  zum  großen  Teil  Darlegungen,  die 
schon  mehrere  Jahre  alt  sind,  aber  gerade  im  A^erlauf  desAVelt- 
krieges  überraschend  weitgehende  Bestätigungen  erfahren  haben. 
Der  A^’erfasser  weist  darauf  hin,  daß  unter  der  von  ihm  auf 
14'34  Millionen  Köpfe  geschätzten  Judenschaft  der  Erde  nicht 
weniger  als  I2’93  Millionen  sind,  welche  die  deutsche  Sprache 


oder  doch  zum  mindesten  ihre  jüdische  Mundart  beherrschen. 
Diese  Tatsache  hat  schon  bisher  jenen  Staaten,  die  dem  Deutsch¬ 
tum  mehr  oder  weniger  nahestehen,  wie  insbesondere  Deutsch¬ 
land  selbst  und  wohl  auch  Österreich-Ungarn  (von  der  Schweiz 
zu  sprechen,  vergießt  Fritsch)  erheblichen  politischen  und,  was 
an  dieser  Stelle  besonders  interessiert,  wirtschaftlich-geschäft¬ 
lichen  Nutzen  gebracht.  Der  Verfasser  tritt  dafür  ein,  daß  man 
diese  namentlich  in  Deutschland  bisher  nur  als  Tatsache  nicht 
besonders  freudig  aufgenommene  Lage  der  Dinge  mit  Bewußt¬ 
sein  und  Eifer  berücksichtige  und  pflege.  Dies  sei  namentlich 
aus  wirtschaftlich -geschäftlichen  Rücksichten  um  so  mehr  zu 
empfehlen,  als  es  sich  um  eine  überwiegend  städtische,  ver¬ 
hältnismäßig  hochzivilisieite,  geschäftlich  tätige  Bevölkerung 
handle,  durch  deren  Hände  viele  Fäden  der  AA’'eltwirtschaft 
gehen.  Der  Zionismus  mit  seiner  sentimentalen  Vorliebe  für  Er¬ 
weckung  einer  neuhebräischen  Volkssprache  stehe  zum  Gesagten 
durchaus  nicht  im  AViderspruch,  da  auch  von  den  Zionisten  auf 
ihren  Kongressen  in  Europa  und  in  ihren  Lehranstalten  in 
Palästina  das  Deutsche  als  Verhandlungs-  und  Unterrichtssprache 
gegenüber  anderen  AA^eltsprachen  bevorzugt  werde.  Besondere 
Bedeutung  habe  die  Tatsache,  daß  im  weltpolitisch  hoch¬ 
wichtigen  Palästina  die  Zahl  der  W'eitaus  'überwiegend  deutsch 
sprechenden  Juden  von  12.500  irn  Jahre  1867  auf  IIO.OOO  im 
Jahre  1913  gestiegen  sei  und  daß  es  in  den  Vereinigten  Staaten 
2'2  Millionen  deutsch  sprechender  Juden  gebe. 
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(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfragen.) 


Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  HL  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika.  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs¬ 
und  Transportversicherung  solcher  Sendungen  inter¬ 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  ist,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu- 
strien  in  Argentinien,  Wenn  auch  gegenwärtig  der 


Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vor  liegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
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(Eßbestecke,  Messerschmieclwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  V erwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 


Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 
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EINLADUNG 

zu  der  am  M  i  1 1  w  och  d  e  n  24.  November  1915, 
7  Ihr  abends,  im  V  ortrag  ssaale  der  All¬ 
gemeinen  E  X  p  o  r  t  s  e  k  t  i  o  n  des  k.  k.  öster¬ 
reichischen  H  a  n  d  e  1  s  m  u  s  e  u  m  s  (vormals 
(’)sterreichischer  Exportverein),  Wien,  III.  Loth¬ 
ringerstraße  12  (Industriehaus),  stattfindenden 
Plenarversammlung  der  Üsterreichisch-russischen  Sektion 
des  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums. 

Tagesordnung. 

1.  Geschäftliche  Mitteilungen. 

2.  Vortrag  des  Herrn  Dr.  Friedrich  Alfred  Stransky, 
Delegierten  des  k.  k.  Handelsministeriums  für  Russisch- 
Polen:  „Geschäftliche  Verhältnisse  in  Groß-Polen“. 

3.  Allfällige  Anträge. 

Vor  der  Plenarversammlung  findet  eine  Sitzung  des 
Vorstandes  der  Sektion  statt. 

* 

Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz- 
konnnissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
hällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  V'erordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 


zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 

Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  ,, War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind ;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  au.sgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (14.774.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

1)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreirhisch-Russiscben  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museuratt  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständ'gen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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WARENPREISBERICHTE. 


SCHUTZZÖLLNERISCHE  VORSTÖSSE  IN 
GROSSBRITANNIEN^). 

Von  Dr.  Sigmund  Schilder. 

Die  Verhandlungen  des  britischen  Parlaments  über  die 
am  21.  September  1915  eingebrachte  Zollvorlage,  die  erst 
am  29.  Oktober  vom  Unterhaus  beendet  wurden,  bieten 
nach  den  nunmehr  vorliegenden  ausführlicheren  Be¬ 
richten  ein  wesentlich  anderes  Bild,  als  den  unvollstän¬ 
digen  telegraphischen  Nachrichten  anfänglich  zu  ent¬ 
nehmen  war. 

Der  britische  Premierminister  Mr.  Asquith  und  der 
Schatzkanzler  Mac  Ken  na  galten  bisher  als  eifrige 
Freihändler  und  erklärten  anläßlich  der  Unterhaus¬ 
verhandlungen  vom  29.  und  30.  September  und  20.  Ok¬ 
tober  über  die  zollpolitische  Vorlage,  dieser  ihrer  Über¬ 
zeugung,  trotz  des  entgegenstehenden  Scheins  einer  Reihe 
von  Hochschutzzöllen  im  Betrag  von  33^/3  Prozent  des 
Wertes*),  nach  wie  vor  treu  anzuhängen.  In  demselben 
Ministerium  sitzt  aber  auch  eine  Anzahl  eifriger  Ver¬ 
treter  einer  schutzzöllnerischen  Tarif¬ 
reform  aus  dem  unionistischen  Parteilager,  als  deren 
überzeugtester  Vorkämpfer  Bonar  Law  zu  betrachten 
ist.  Zu  Beginn  des  Novembers  1911  wurde  Bonar  Law’ 
von  den  Unionisten  an  Stelle  B  a  1  f  o  u  r  s,  welcher  der¬ 
zeit  die  Marineverwaltung  leitet,  als  Führer  anerkannt, 
da  man  damals  Balfours  Schutzzöllnertum  als  einiger¬ 
maßen  lau  und  unzuverlässig  ansah. 

Bonar  Law  erklärte  gleichfalls  in  der  Unterhaussitzung 
vom  29.  September,  er  habe  zwar  auf  seine  schutz¬ 
zöllnerischen  Überzeugungen  durchaus  nicht  verzichtet; 
aber  die  vorgeschlagenen  33Y3prozentigen  Zölle  wären 
ein  höchst  unpassender  und  ungeschickter  Anfang,  falls 
es  sich  darum  handeln  würde,  das  Land  allmählich  für 
eine  schutzzöllnerische  Tarifreform  zu  gewinnen.  Mittels 
dieser  als  eine  vorübergehende  Kriegsmaßregel  zu  be¬ 
trachtenden  Zölle  würde  nur  das  Ziel  angestrebt,  eine 
überflüssige,  mindestens  zum  Teil  als  Luxusbezüge 
zu  liezeichnende  Einfuhr  einzu  schränken  und 
hierdurch  im  Interesse  notwendiger  Einfuhren  von 
Kriegsmaterial  das  Disagio  des  Pfund  Sterlings  gegen¬ 
über  dem  nordamerikanischen  Dollar  zum  Sinken  zu 
bringen,  ferner  auch  dem  britischen  Fiskus  einige  Ein¬ 
nahmen  zu  verschaffen.  Ein  besonderer  Ausnahmsfall 
bestünde,  wie  der  Schatzkanzler  am  29.  September  aus¬ 
führte,  hinsichtlich  der  Zölle  für  Automobile  und 
Motorfahrräder.  Die  betreffenden  britischen 
Unternehmungen  seien  vollauf  mit  Arbeiten  für  die 
Kriegsverwaltung  beschäftigt,  und  während  sie  dieser 
große  Mengen  von  Munition  liefern,  gewöhne  sich  die 
Käuferschaft  des  Landes  daran,  ihren  Bedarf  in  den 
Vereinigten  Staaten  zu  decken.  Mittels  der  33^/sP^°" 
zentigen  Automobilzölle  soll  nun,  abgesehen  von  den 
früher  genannten  finanzpolitischen  Zielen,  auch  dieser 


')  Vgl.  deo  gleichnamigen  Aufsatz  in  Nr.  89  des  »Handelsrauseums« 
vom  30.  September  1915. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  ein  Irrtum  richtiggestellt,  df^r  sich  wahr¬ 
scheinlich  infolge,  irgend  eines  sonderbaren  Versehens  in  alle  d  utschen 
und  österreichischen  Zeitungen  eingeschlichen  hat:  Es  bandelte  sich  selbst¬ 
verständlich  um  33^/jprozentige  Zölle  für  Automobile  und  Motorfahrrä'ler, 
Taschen-,  Stand-  und  Wanduhren,  Musikinstrumente,  Hüte,  Spiegelglas, 
n  cht  um  83V,prozentige;  diese  wären,  im  Verhältnis  zu  Zöllr^n  von  einem 
Drittel  des  Wertes,  schwer  zu  berechnen  und  eben  deshalb,  schon 
wegen  der  allen  Beteiligten  unnützerweise  auferlegten  weit  größeren  Mühe 
bei  ganz  geringfügigem  Mehrertrag,  geradezu  unbegreiflich  gewesen. 
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Gewöhnung  einigermaßen  entgegengearbeitet  werden. 
Jedenfalls  sei  die  gegenwärtige  Notlage  des  Staates  viel 
zu  groß,  als  daß  sich  die  Freihändler  oder  Schutzzöllner 
innerhalb  des  Ministeriums  erlauben  wollten  oder 
könnten,  einseitigen  handelspolitischen  Lieblingsanschau¬ 
ungen,  ohne  Rücksicht  auf  den  im  Wesen  der  Koali¬ 
tionsregierung  liegenden  parteipolitischen  Waffenstill¬ 
stand,  zu  fröhnen. 

Derartige  Gesichtspunkte  wurden  von  allen  drei  Ka¬ 
binettsmitgliedern,  dem  i\Iinisterpräsidenten,  dem  Schatz¬ 
kanzler  und  Bonar  Law,  entwickelt,  die  sich  an  den 
parlamentarischen  X’erhandlungen  beteiligten.  Weit 
weniger  Zwang  legten  sich  aber  einige  schutzzöllnerische 
.Abgeordnete,  namentlich  in  den  Sitzungen  vom  20.  und 
29.  Oktober,  auf.  Daher  trat  ein  nicht  g  e  r  i  n  g  e  r 
Teil  der  liberalen  Partei,  der  die  alten  frei¬ 
händlerischen  Wahlprogramme  von  1905  und  1910  nicht 
in  \Trgessenheit  geraten  lassen  wollte  und  in  den  33^/,,- 
prozentigen  Einfuhrzöllen  eine  Gefährdung  dieser  Grund¬ 
sätze  erblickte,  jenen  Darlegungen  der  Minister  mit 
Nachdruck  entg'egen.  Führer  dieses  entschieden  frei¬ 
händlerischen  F'lügels  der  liberalen  Abgeordneten  war 
der  bekannte  chemische  Industrielle  Sir  A.  Mond,  Ver¬ 
treter  für  Swansea,  dem  insbesondere  L  o  u  g  h,  Vertreter 
für  Islington,  zur  Seite  stand.  Die  Ausführungen  von 
.Mac  Kenna  am  29.  September,  es  handle  sich  durchaus 
nicht  um  das  dünne  Ende  des  schutzzöllnerischen  Keils, 
wurden  von  diesen  freihändlerischen  Abgeordneten  mit 
Zweifel  und  Mißtrauen  aufgenommen.  Die  erwähnten 
Abgeordneten  gaben  ihre  Auffassung,  die  zweifellosen 
Freihändler  Asquith  und  Mac  Kenna  seien  die  Gefan¬ 
genen  der  unionistisch-schutzzöllnerischen  Kabinetts¬ 
mitglieder,  sehr  deutlich  zu  erkennen;  daher  erklärte 
Bonar  Law  gleichfalls  am  29.  September  mit  Nachdruck, 
Mac  Kenna  habe  seine  zollpolitischen  Vorschläge  un¬ 
beeinflußt  von  den  anderen  Kabinettsmitgliedern  gemacht, 
die  erst  durch  ihn  von  seinen  bezüglichen  Absichten  er¬ 
fahren  hätten.  Dies  steht  freilich  mit  der  Tatsache  im 
Widerspruch,  daß  bereits  im  Juli  und  August  Verhand¬ 
lungen  zwischen  der  Regierung  und  einzelnen  schutzzoll¬ 
lüsternen  britischen  Industriekreisen  stattgefunden  haben. 
Es  ist  wenig  wahrscheinlich,  daß  die  unionistisch-schutz- 
zöllnerischen  Minister  von  diesen  Verhandlungen  gar 
nichts  gewußt  haben  und  an  ihnen  völlig  unbeteiligt  ge¬ 
wesen  sein  sollen. 

Schatzkanzler  Mac  Kenna  wies  gegenüber  scharfen 
Angriffen  der  liberalen  hreihändler  in  der  Sitzung  vom 
29.  Oktober  mit  großem  Nachdruck  darauf  hin,  daß  die 
neuen  33’/3prozentigen  Zölle  schon  deshalb  keine 
dauernde  Preisgabe  der  Freihandels¬ 
grundsätze  bedeuten  könnten,  da  sie  nur  bis  Ende 
Juli  191(1  in  Kraft  bleiben  sollten;  sie  seien  dazu  be¬ 
stimmt,  während  des  Krieges  den  Verbrauch  einzu- 
schr.inken  und  dem  Staat  mäßig  große  Einnahmen  zu¬ 
zuführen,  könnten  aber  den  Juli  1916  nur  im  Fall  einer 
neuerlichen  parlamentarischen  Genehmigung  überdauern, 
ln  diesem  Zusammenhang  wäre  darauf  hinzuweisen,  daß 
in  der  Sitzung  vom  30.  Oktober  der  liberale  Abgeordnete 
H  e  w  e  1 1  D  a  V  i  e  s  (für  Bristol)  einen  Antrag  ein¬ 
brachte,  die  neuen  Einfuhrzölle  seien  auf  Waren  aus  den 
britischen  Uberseebesitzungen  nicht  anzuwenden.  Bei 
dieser  Gelegenheit  zeigte  sich,  daß  der  Gedanke  der 
Z  o  1 1 1)  e  V  o  r  z  u  gu  n  g  kolonialer  Waren  bei 
beiden  großen  Parteien  des  Hauses  zahlreiche  eifrige 
Anhänger  zählt,  indem  Unionisten  (Hewins  für  Here¬ 
ford,  Hunt  für  Ludlow)  und  Liberale  (Sir  J.  Tudor 
Walters  für  Sheffield,  Holt  für  Hexham  in  Northumber- 
land,  Radford  für  Islington)  für  den  Antrag  des  Howell 
Davies  eintraten.  Er  fiel  nur  unter  dem  Druck  der  Re¬ 
gierung,  die  erklärte,  eine  auf  Beeinflussung  der  Handels¬ 
bilanz  und  mäßige  Erhöhung  der  Staatseinnahmen  ge¬ 


richtete  vorübergehende  Maßregel  sei  nicht  der  geeignete 
Anlaß,  dem  wichtigen  Grundsatz  der  Zollbevorzugung 
kolonialer  Waren  zum  Durchbruch  zu  verhelfen. 

Der  Widerwille  innerhalb  der  liberalen  Partei  gegen 
die  finanzpolitisch  zweifelhaften,  aber  handelspolitisch 
unzweideutigen  33^/3prozentigen  Zölle  war  so  groß,  daß 
in  der  Unterhaussitzung  vom  30.  September  das  liberale 
Parteimitglied  B  o  o  t  h  an  den  Ministerpräsidenten  die 
Anfrage  stellte,  ob  diejenigen,  die  gegen  einen  der  vor¬ 
geschlagenen  Zölle  stimmen  sollten,  hiermit  einen  Schritt 
vornehmen  würden,  durch  den  unter  Umständen  das 
Kabinett  zum  Rücktritt  bewogen  werden 
könnte.  Der  Ministerpräsident  antwortete  auf  diese  heikle 
.Anfrage,  daß  zwar  jeder  Abgeordnete  nach  seiner  Über¬ 
zeugung  Vorgehen  müsse,  daß  aber,  vom  Standpunkt  der 
Regierung,  der  in  der  Anfrage  Booths  angedeutete  Stand¬ 
punkt  mit  sehr  ernsten  Bedenken  aufzunehmen  sei.  (I  do 
very  strongly  press  the  inexpediency  of  the  course  sugge- 
sted.)  Unter  dem  Druck  der  in  solcher  Art  angerufenen 
Parteidisziplin  und  wohl  auch  im  Hinblick  auf  die  in 
schwerer  Kriegszeit  mit  dem  Sturz  der  Regierung  ver¬ 
knüpfte  Verantwortung  wurden  die  gerade  in  Verhand¬ 
lung  stehenden,  von  mancher  Seite  heftig  bekämpften 
Automobilzölle  am  30.  September  mit  einer  zustimmenden 
Mehrheit  von  174  gegen  acht  ablehnende  Stimmen  an¬ 
genommen.  Irrtümlicherweise  wurde  diese  Abstimmung, 
deren  eigentlicher  Gegenstand  in  den  betrefifenden 
Telegrammen  nicht  klar  zu  erkennen  war,  in  den  Zei¬ 
tungen  der  Zentralmächte  als  innerliche  Zustimmung  zu 
allen  33i/3prozentigen  Zöllen  überhaupt  aufgefaßt.  Tat¬ 
sächlich  handelte  es  sich  aber  um  ein  rein  politi¬ 
sches  Vertrauensvotum,  dem  sich  die  liberale 
Partei  aus  den  angegebenen  Gründen  kaum  entziehen 
konnte,  mochten  auch  viele  ihrer  Mitglieder  mit  den 
fraglichen  handelspolitischen  Alaßnahmen  noch  so  wenig 
einverstanden  sein. 

Der  Widerstand  dieser  liberalen  Abgeordneten  gegen 
die  Automobilzölle  war  übrigens  nicht  ganz  ergebnislos. 
Der  Schatzkanzler  verzichtete  unter  dem  Eindruck  ihrer 
Darlegungen  auf  die  Verzollung  von  Kautschuk¬ 
reifen,  die  als  Automobilbestandteile  nach  der  ur¬ 
sprünglichen  Absicht  des  Gesetzvorschlages  gleichfalls 
P^'ozent  hätten  entrichten  sollen.  Auch  gestand  er 
zu,  daß  Automobile,  die  zweifellos  nur  Geschäfts¬ 
zwecken  oder  dem  Bedarf  von  Ärzten  und 
Spitälern  dienen  sollen,  zollfrei  eingeführt  werden 
dürfen.  Mit  Recht  konnte  daher  Sir  A.  Mond  am  29.  Sep¬ 
tember  die  Frage  stellen,  w'eshalb  der  Schatzkanzler  an 
einer  Maßregel,  auf  die  er  zum  großen  Teil  bereits  ver¬ 
zichtet  habe,  gewissermaßen  nur  um  des  Grundsatzes 
willen  noch  immer  festhalte.  Bemerkenswert  war  eine 
Äußerung  des  freihändlerisch-liberalen  Abgeordneten 
Mason  in  den  Verhandlungen  vom  20.  Oktober,  der  die 
am  Automobilbau  stark  interessierte  Stadt  Coventry  ver¬ 
tritt.  Darnach  gebe  es  zwar  in  seinem  Wahlbezirk  An¬ 
hänger  der  schutzzöllnerischen  Bewegung;  doch  habe  er 
von  dorther  keine  Aufforderung  erhalten,  eine  schutz¬ 
zöllnerische  Politik  zu  betreiben. 

Zu  den  heftigsten  Gegnern  der  Automobilzölle  gehörten 
die  Vertreter  der  ausländischen,  namentlich 
nordanierikanischen  A  u  t  o  m  o  b  i  1  f  a  b  r  i  k  e  n.  Diese 
Vertreter  selbst  sind  zum  Teil  bedeutende  Firmen,  die 
in  ihr  Geschäft  ein  großes  Kapital,  angeblich  insgesamt 
sechzehn  Millionen  Pfund  Sterling,  hineingesteckt  haben. 
Sie  befürchteten,  daß  ihnen  durch  die  neuen  Zölle  ein 
großer  Geschäftsentgang  erwachsen  und  ihre  angelegten 
Kapitalien  entwertet  würden.  Angeblich  sollen  vom  Zeit¬ 
punkt,  da  die  Absicht  der  Regierung  bekannt  wurde, 
.Automobilzölle  zu  erheben,  bis  Ende  September  zwei¬ 
tausend  Bestellungen  für  .Automobile  zurückgezogen 
worden  sein. 
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Der  Abgeordnete  Lough  fragte  an,  ob  eine  Rück¬ 
vergütung  bei  der  Ausfuhr  bereits  verzollter,  den  33^/3- 
prozentigen  Zöllen  unterliegender  Güter  stattfinden 
werde,  etwa  bei  der  Ausfuhr  von  Automobilen  oder 
iMusikinstrumenten,  zu  deren  Herstellung  ausländische 
zollpflichtige  Bestandteile  verwendet  wurden.  Der  Schatz¬ 
kanzler  erklärte  eine  Zollrückvergütung  unter 
der  Bedingung  des  Identitätsnachweises  für  zulässig. 
Eine  weitere  Anfrage  desselben  Abgeordneten  betraf  die 
Möglichkeit  einer  Berufung  gegen  Klassifi¬ 
zierungen  und  Bewertungen  wertzollpflich¬ 
tiger  Einfuhrwaren  durch  die  Zollbehörden.  Der  Schatz¬ 
kanzler  versprach,  daß  er  in  das  Finanzgesetz  Bestim¬ 
mungen  über  ein  Berufungsverfahren  aufnehmen  werde. 

Bei  der  Beratung  der  Zölle  für  Musikinstru¬ 
mente  am  30.  Oktober  war  ein  eigentümliches  Vor¬ 
kommnis  zu  verzeichnen.  Ein  unionistischer  schutzzöll- 
nerischer  Abgeordneter,  P  e  t  o,  legte  dem  Schatzkanzler 
nahe,  Teile  von  Musikinstrumenten  niedriger  zu  ver¬ 
zollen,  als  die  ganzen  Instrumente.  Ein  freihändlerischer 
liberaler  Abgeordneter,  Sir  J.  W  a  1 1  o  n,  Vertreter  von 
Barnsley,  erklärte  sich  entschieden  dagegen;  durch  diesen 
Vorschlag  sei  es  klargestellt,  daß  es  sich  eben  nicht  um 
eine  rein  finanzpolitische,  sondern  um  eine  schutzzöllneri- 
sche  Maßregel  handle.  Nach  längeren  Erörterungen,  die 
aber  mehr  allgemeine  handelspolitische  Grundsätze,  als 
die  Frage  der  Musikinstrumentenzölle  selbst  betrafen, 
wurden  diese  Zölle  in  der  von  der  Regierung  beantragten 
Höhe  und  Fassung  angenommen.  Auffällig  war  nur,  daß 
hierbei  der  Sozialist  W.  T  h  o  r  n  e  für  die  33^/gpro- 
zentigen  Wertzölle  mit  der  Begründung  eintrat,  diese 
angeblichen  Luxuszölle  seien  ein  gewisser  Aus¬ 
gleich  für  die  weit  ausgiebigeren  fiskalischen  Erhöhungen 
der  Zölle  auf  Tee  und  Zucker,  wodurch  insbesondere  die 
breiten  Massen  betroffen  werden.  Bei  der  Verhandlung 
vom  20.  Oktober  wurde  es  vom  liberalen  Abgeordneten 
Yeo  als  eine  Lhibilligkeit  erklärt,  daß  die  Zollbehörden, 
welche  die  Zollvorlage  schon  seit  dem  21.  September, 
abgesehen  von  deren  bereits  vom  Schatzkanzler  zurück¬ 
gezogenen  Bestandteilen,  zur  Durchführung  brachten, 
auch  allerlei  wohlfeiles  tönendes  Kinderspiel¬ 
zeug  bis  zu  den  Lärminstrumenten  der  Säuglinge  herab 
mit  dem  Zoll  von  einem  Drittel  des  Wertes  belegten. 
Hierauf  erklärte  Mac  Kenna,  diese  Übertreibungen  ent¬ 
sprächen  nicht  den  Absichten  der  Regierung.  In  Beant¬ 
wortung  anderer  Anfragen  fügte  er  hinzu,  daß  die  a  n 
die  Front  und  auf  Kriegsschiffe  gehenden 
Sendungen  von  Mundharmonikas  und  Grammophonen 
gleich  anderen  ins  Ausland  gehenden  Ausfuhrsendungen 
der  Zollrückvergütung  teilhaftig  würden. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wäre  darauf  hinzu  weisen,  daß 
während  der  V^erhandlungen  vom  29.  Oktober  juristi¬ 
sche  Auseinandersetzungen  zwischen  dem  Schatzkanzler 
und  zwei  freihändlerischen  liberalen  Abgeordneten  statt¬ 
fanden,  welche  die  Rechtsgültigkeit  der  zoll¬ 
amtlichen  E  i  n  h  e  b  u  11  g  der  neuen  33^/g  p  r  o- 
zentigen  Einfuhrabgaben  vom  21.  Sep¬ 
tember  an  betrafen.  Es  wurde  nämlich  Mac  Kenna 
vorgehalten,  daß  er  im  Jahr  1913  bei  Beratung  eines 
„Sperrgesetzes“  (Provisional  Collection  of  Taxes  Act 
1913)  die  sofortige  Einhebung  von  Zöllen  nach  Ein¬ 
bringung  der  betreffenden  Vorlage  im  Parlament  auf  Er¬ 
höhungen  bereits  bestehender  Zollsätze  beschränkt  und 
die  Einführung  neuer  Zölle  hiervon  ausgenommen  habe; 
der  Schatzkanzler  habe  dies  damals  derart  begründet, 
man  möge  nicht  unnötigerweise  einer  etwa  künftig  zur 
Macht  gelangenden  schutzzöllnerischen  Regierung  die 
Arbeit  erleichtern.  Mac  Kenna  gab  dies  als  richtig  zu 
und  rechtfertigte  die  Einhebung  der  neuen  Zölle  vom 
21.  September  1915  an  mit  der  sonderbaren  Begründung, 
die  bezüglichen  Zahlungen  der  Einfuhrhändler  seien 


freiwilliger  Art,  da  die  Regierung  an  ihre  zwangsweise 
Beitreibung  nicht  denke.  Die  britischen  Einfuhrhändler 
scheinen  aber,  wie  gerade  aus  den  Anfragen  der  zwei 
liberalen  Abgeordneten  hervorgeht,  die  Zollzahlung  seit 
dem  21.  September  nicht  als  ein  dem  Staat  freiwillig 
gebrachtes  Opfer,  sondern  als  eine  gesetzliche  Verpflich¬ 
tung  angesehen  zu  haben.  Auch  dies  ist  bezeichnend  für 
das  handelspolitische  Zwielicht,  das  derzeit  in  Groß¬ 
britannien  besteht. 

Ein  ganz  anderes  Schicksal  hatten  am  30.  September 
die  nach  den  Musikinstrumenten  zur  Verhandlung  ge- 
gebrachten  Zölle  auf  „H  ü  t  e  hi  i  t  Einschluß  aller 
Art  von  Kopfbedeckunge  n“.  Der  liberale 
ireihändlerische  Abgeordnete  H  a  r  m  s  w  o  r  t  h  für 
Luton  betonte,  daß  er  einen  Wahlbezirk  vertrete,  der 
an  der  Hutfabrikation  ungemein  stark  interessiert  sei. 
Er  teilte  mit,  daß  unter  seinen  Wählern  schwere  Be¬ 
denken  hinsichtlich  der  vorgeschlagenen  Zölle  auf  „Kopf¬ 
bedeckungen  aller  Art“  bestünden.  Die  dortigen  Hut¬ 
fabriken  seien  nämlich  darauf  eingerichtet,  die  H  u  t- 
formen  billig  aus  dem  Ausland  zu  beziehen,  und  be¬ 
fürchten,  daß  die  neuen  Zölle  zum  überwiegenden  Teil 
das  Rohmaterial  ihrer  Industrie  treffen  würden. 

Harmsworth  richtete  zuletzt  an  den  Schatzkanzler  das 
Ersuchen,  den  vorgeschlagenen  Zollsatz  derart  zu  ge¬ 
stalten,  daß  hiervon  nur  fertige  Hüte  und  keine  Behelfe 
der  Hutfabrikation  getroffen  würden.  Der  Schatzkanzler 
erwiderte  hierauf,  daß  er  auf  die  Hutzölle  lieber  ver¬ 
zichte.  Denn  in  ihrer  gegenwärtigen  Gestalt  seien  sie 
nur  eine  Erschwerung  der  britischen  Hutfabrikation 
selbst;  bei  Freilassung  der  Hutformen  wäre  es  aber  eine 
Kleinigkeit,  die  Hutzölle  zu  umgehen,  und  sie  würden 
höchstens  den  Ausfuhrhandel  befreundeter  Staaten,  wie 
Frankreich,  Italien  und  Japan,  einigermaßen  belästigen. 

Ein  nicht  minder  großer  Erfolg  wurde  von  freihänd¬ 
lerischer  Seite  bei  den  am  30.  September  zuletzt  ver¬ 
handelten  Zöllen  für  Spiegelglas  davongetragen. 
Mehrere  liberale  Abgeordnete  machten  den  Schatz¬ 
kanzler  darauf  aufmerksam,  daß  es  in  Großbritannien 
nur  eine  einzige  Spiegelglasfabrik  gäbe;  der  Besitzer 
dieser  Fabrik  sei  ein  überzeugter  schutzzöllnerischer 
Tarifreformer  und  wahrscheinlich  an  der  Einfügung 
dieses  Zolles  in  die  zollpolitischen  Vorschläge  Mac 
Kennas  nicht  unbeteiligt.  Daraufhin  erklärte  der  Schatz¬ 
kanzler,  auf  die  Spiegelglaszölle  zu  verzichten. 

Das  Oberhaus  dürfte  wmhl  bereits  den  Beschlüssen  des 
Unterhauses,  dem  in  finanzpolitischen  Fragen  nach  Her¬ 
kommen  und  Gesetz  die  Hauptentscheidung  Vorbehalten 
ist,  unverändert  zugestimmt  haben,  zumal  die  Partei¬ 
freunde  der  unionistisch-konservativen  Mehrheit  des 
Oberhauses  im  Ministerium  ausgiebig  vertreten  sind.  Im 
großen  und  ganzen  kann  man  diesen  Vorstoß  des  briti¬ 
schen  Schutzzöllnertums  als  recht  mäßig  erfolgreich  be¬ 
zeichnen.  Ohne  die  straffste  Inanspruchnahme  der  Partei¬ 
disziplin  wären  die  ^2>^j^pvozenügen  Wertzölle  vielleicht 
überhaupt  nicht  oder  nur  mit  kleiner  Mehrheit  ange¬ 
nommen  worden.  Ihre  Annahme  ist  wmhl  mehr  auf  Be¬ 
denken  vor  einer  Regierungskrise  in  einem  der  schwierig¬ 
sten  Augenblicke  der  englischen  Geschichte,  als  auf 
sachliche  Billigung  der  in  diesen  Zöllen  zutagetretenden 
Richtung  zurückzuführen.  Bei  den  Automobilzöllen 
mußte  sich  die  Regierung  zu  weitgehenden  Zugeständ¬ 
nissen  entschließen.  Bei  den  Zöllen  für  Musikinstru¬ 
mente  w'urde  tönendes  Kinderspielzeug  ausdrücklich  aus¬ 
genommen.  Die  Zölle  für  Hüte  und  Spiegelglas  wurden 
sogar  unter  Umständen  zurückgezogen,  welche  die  ganze 
Regierungsvorlage  als  mangelhaft  vorbereitet  und  un¬ 
genügend  überlegt  erkennen  ließen.  Überdies  wurde  aus¬ 
drücklich  festgestellt,  daß  auch  die  angenommenen  Zölle 
über  den  31.  Juli  1916  hinaus  nur  nach  neuerlicher  parla¬ 
mentarischer  Genehmigung  in  Kraft  bleiben  sollen,  was 
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auf  zahlreiche  liberale  Abgeordnete  sehr  beruhigend 
wirkte.  Es  ist  schwer  vorauszusagen,  ob  man  diese  Zölle 
auch  dann  noch  fortbestehen  lassen  wird  oder  was  nach 
diesem  Zeitpunkte  an  ihre  Stelle  treten  dürfte.  Aber  die 
Unterhausverhandlungen  sahen  eher  einer  Schlappe  als 
einem  Sieg  des  britischen  Schutzzöllnertums  ähnlich, 
wie  auf  dem  Kontinent  irrigerweise  eine  Zeitlang  an¬ 
genommen  wurde. 


DAS  MORATORIUM  IN  POLEN. 

Das  \  erordnungsblatt  der  k.  u.  k.  Militärverwaltung 
in  f’olen  (XI.  Stück,  ausgegeben  und  versendet  am 
7.  November  1915,  Nr.  43)  veröffentlicht  folgende  Ver¬ 
ordnung  des  Armeeol)erkommandanten  vom  4.  No¬ 
vember  1915  über  die  .Stundung: 

I.  Abschnitt.  Gesetzliche  Stundung.  ,-I.  Um¬ 
fang  und  Gegenstand.  §  i.  Gestundete  Forderungen. 
Geldforderungen,  die  auf  Vertrag  beruhen,  vor  dem 
31.  Juli  1914  entstanden  und  am  31.  Juli  1914  oder 
später  zahlbar  sind,  sind  gestundet,  wenn  sie: 

a)  auf  Liegenschaften  sichergestellt  sind  oder  sich 
gründen  auf 

b)  laufende  Rechnung,  Einlagescheine  oder  Einlage¬ 
bücher, 

c)  \’ersichcrungsverträge, 

d)  Wechsel,  Reverse  oder  notarielle  Schuldverschrei¬ 
bungen. 

B.  Ausnahmen.  §  2.  Zinsen-  und  Ratenzahlung.  An¬ 
sprüche  auf  Zahlung  der  Zinsen  von  den  in  §  i  unter  a 
und  b  bezeichneten  Forderungen  sowie  auf  Zahlung  der 
Raten  von  den  Darlehen  der  Bodenkreditanstalt  in 
Warschau  und  der  städtischen  Kreditanstalten  sind  von 
der  Stundung  ausgenommen. 

§  3.  Kleinere  Kapitalsrückzahlungen.  Ansprüche  des 
Inhabers  einer  laufenden  Rechnung  oder  einer  Einlage 
(§  L  lit-  b)  sind  von  der  Stundung  im  Ausmaße  von 
monatlich  5  Prozent  der  am  30.  Juli  1914  bestandenen 
horderung,  jedoch  mit  der  Einschränkung  ausgenommen, 
daß  der  Mindestbetrag,  den  der  Schuldner  auf  Verlangen 
zahlen  muß,  und  der  Höchstbetrag,  den  der  Gläubiger 
fordern  kann,  beträgt: 

bei  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  und  Ein¬ 
lagescheinen  300  und  1000  K, 

bei  horderungen  aus  Einlagebüchern  loo  und  300  K, 

bei  Forderungen  an  Anstalten  des  Kleinkredites  höch¬ 
stens  100  K. 

Hat  der  Schuldner  nach  dem  30.  Juli  1914  mehr  als 
das  geleistet,  wozu  er  nach  den  jeweiligen  Stundungs¬ 
vorschriften  verpflichtet  war,  so  kann  er  den  Überschuß 
bei  den  späteren  Alonatszahlungen  in  Anrechnung 
bringen. 

§  4.  Größere  Kapitalsrückzahlungen.  Ansprüche  des 
Inhabers  einer  laufenden  Rechnung  oder  einer  Einlage 
(§  L  ßt-  b)  sind  von  der  Stundung  im  Ausmaße  bis  zu 
50  Prozent  der  am  30.  Juli  1914  bestandenen  Forderung 
ausgenommen,  wenn  die  Rückzahlung  notwendig  ist: 

aj  zur  Berichtigung  von  Steuern  oder  sonstigen 
öffentlichen  Abgaben; 

bj  zur  Berichtigung  nicht  gestundeter  Zinsen  und 
Raten  von  den  in  §  i,  lit.  a,  bezeichneten  Forderungen; 

c)  zur  Auszahlung  von  Gehalten  oder  Löhnen  der  im 
eigenen  Betriebe  angestellten  Personen ; 

d)  zur  Wiederaufnahme  oder  Aufrechthaltung  des 
eigenen  gewerblichen  oder  landwirtschaftlichen  Be¬ 
triebes  ; 

c)  zur  Berichtigung  der  laufenden  Auslagen  einer  Ge¬ 
meinde  oder  einer  gemeinnützigen  Körperschaft. 

Eine  weitere  Zahlungspflicht  besteht  erst  nach  .Ablauf 
von  30  Tagen  seit  der  letzten  Zahlung. 

Der  Schuldner  kann  die  Bescheinigung  der  Not¬ 
wendigkeit  der  unter  a  bis  e  bezeichneten  Zahlungen 


verlangen  und  die  Beträge  unmittelbar  den  ausge¬ 
wiesenen  Gläubigern  auszahlen. 

Die  Überweisung  von  Forderungen  aus  laufender 
Rechnung  auf  eine  andere  Rechnung  bei  derselben 
Kreditstelle  unterliegt  keiner  Beschränkung,  doch  wirc 
dadurch  das  in  den  §§  3  und  4  bezeichnete  Ausmaß  der 
Teilzahlungen  nicht  berührt. 

§  5.  Forderungen  aus  Versicherungsverträgen.  Auf 
jene  Ansprüche  aus  Versicherungsverträgen,  die  dem 
Versicherten  nach  dem  30.  Juli  1914  zugefallen  sind 
oder  die  als  Darlehen  gegen  Verpfändung  der  Polizze 
gebühren,  finden  bis  zum  Betrage  von  4000  K  die  §§  3 
und  4  in  der  WTise  Anwendung,  wie  sie  für  Forde¬ 
rungen  aus  Einlagebüchern  gelten. 

§  6.  Einschränkung  der  Ausnahmen.  W^enn  der  In¬ 
haber  einer  laufenden  Rechnung  aus  diesem  Titel  am 
30.  Juli  1914  Schuldner  der  betreffenden  Kreditstelle 
war,  so  ist  nur  die  Zinsenzahlung  (§  2)  von  der  Stun¬ 
dung  ausgenommen. 

Ein  Anspruch,  daß  Zahlungen  auf  Grund  des  §  3  und 
des  §  4  innerhalb  desselben  Monats  nebeneinander  ge¬ 
leistet  werden,  besteht  nicht. 

§  7.  Aberkennung  der  Stundung  einer  Wechselforde¬ 
rung.  Das  Gericht  kann  die  Stundung  einer  Wechsel¬ 
forderung  (§  1,  lit.  d)  aufheben  und  die  Wechsel¬ 
schuldner  verpflichten,  die  Schuld  auf  einmal  oder  in 
Raten  und  längstens  innerhalb  eines  Jahres  vom  Tage 
der  Verlautbarung  des  Urteiles  1.  Instanz  an  gerechnet 
zu  zahlen,  wenn  der  Gläubiger  die  Zahlung  außer¬ 
gerichtlich  gefordert  hat  und  bescheinigt,  daß  der 
Schuldner  oder  einer  von  mehreren  Schuldnern  die 
Zahlung  ohne  Beeinträchtigung  seiner  Wirtschaft 
leisten  kann. 

Die  gerichtliche  Klage  ersetzt  in  diesem  Falle  den 
Protest  wegen  Nichtzahlung. 

H.  Abschnitt.  Richterliche  Stundung  und 
Exekutionsaufschub.  §  8.  Umfang  und  Gegen¬ 
stand.  Das  Gericht  kann  auf  Antrag  des  Schuldners  die 
nicht  in  §  I  bezeichneten  Forderungen  sowie  die  An¬ 
sprüche  auf  Zahlung  der  Zinsen  der  auf  Liegenschaften 
sichergestellten  Forderungen  (§  2)  längstens  für  ein 
Jahr  vom  Tage  der  Verlautbarung  des  LTteiles  1.  In¬ 
stanz  an  gerechnet  stunden,  wenn  die  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  Schuldners  dies  erfordern  und  der 
Gläubiger  durch  die  Stundung  eine  unverhältnismäßige 
Einbuße  nicht  erfährt. 

In  demselben  Umfange  und  unter  denselben  Be¬ 
dingungen  kann  das  Gericht,  nach  Vernehmung  des 
Gläubigers,  die  Einleitung  und  den  Vollzug  der  Exe¬ 
kution  längstens  für  ein  Jahr  vom  Tage  der  Exekutions¬ 
bewilligung  an  gerechnet  aufschieben. 

§  9.  Antrag  auf  Stundung  bei  Gericht.  Der  .Antrag 
des  Schuldners  muff  im  Falle  des  §  8,  Abs.  i,  vor 
:'ällung  des  Urteiles  erster  Instanz,  im  Falle  des  §  8, 
Abs.  2,  innerhalb  sieben  Tagen  nach  Zustellung  des 
ersten  Exekutionsauftrages  gestellt  werden. 

Der  Schuldner  hat  die  zur  Begründung  dienenden  d'at- 
sachen  zu  bescheinigen. 

§  IO,  Antrag  auf  Stundung  beim  Gläubiger.  Wenn  der 
Schuldner  vor  Einbringung  der  Klage  beim  Gläubiger 
Stundung  verlangt  und  nach  Erfordernis  eine  ange¬ 
messene  Sicherstellung  angeboten  hat,  und  der  Gläu¬ 
biger  trotzdem  die  Klage  einbringt,  hat  er,  wenn  das 
Gericht  im  Sinne  des  Vorschlages  des  Schuldners  auf 
Stundung  erkennt,  dem  Schuldner  die  Prozeßkosten  zu 
ersetzen. 

§  II.  Gerichtliche  Entscheidung.  Das  Gericht  kann 
auf  Stundung  erkennen,  die  Leistung  in  Raten  gestatten 
oder  den  .Antrag  abweisen.  Bei  A'erweigerung  der  Stun¬ 
dung  kann  gleichwohl  der  vorhergegangene  Verzug,  in 
den  der  Schuldner  nach  dem  30.  Juli  1914  geraten  ist, 
als  gerechtfertigt  anerkannt  werden. 
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Die  Stundung  kann  von  einer  Sicherstellung  gemäß- 
Artikel  602 — 652  der  Zivilprozeßordnung  abhängig  ge¬ 
macht  werden. 

Im  Falle  des  §  8,  Abs.  i,  entscheidet  das  Gericht  mit 
Urteil.  Im  lAteile  werden  Bestimmungen  für  den  Fall 
getroffen,  daß  der  Schuldner  die  Bedingungen  der  Stun¬ 
dung  nicht  erfüllen  sollte.  Die  Entscheidung  über  die 
Stundung  kann  zusammen  mit  anderen  Bestimmungen 
des  Urteiles  durch  Berufung,  sonst  mit  Inzident alklage 
(Rekurs)  angefochten  werden. 

Im  Falle  des  §  8,  Abs.  2,  finden  die  Bestimmungen 
der  Artikel  16U®  bis  16U®  der  Zivilprozeßordnung  An¬ 
wendung.  Das  Nichterscheinen  einer  oder  beider  Par¬ 
teien  hemmt  die  Entscheidung  nicht.  Der  gerichtliche 
Beschluß,  mit  dem  der  Exekutionsaufschub  bewilligt 
wurde,  kann  vom  Gläubiger  angefochten  werden. 

§  12.  .i^nderung  der  Voraussetzungen  der  Stundung. 
Wurde  die  Leistung  in  Raten  gestattet  (§  11,  Abs.  1), 
so  wird  bei  Nichteinhaltung  der  Frist  einer  Rate  die 
ganze  erübrigende  Forderung  fällig. 

Wenn  die  Lbnstände,  auf  Grund  deren  die  Forderung 
gestundet  wurde,  eine  Änderung  erfahren,  oder  wenn 
die  vom  Schuldner  gegebene  Sicherstellung  gefährdet 
ist,  ohne  daß  er  sofort  eine  andere  ausreichende  Sicher¬ 
stellung  leistet,  kann  die  Stundung,  auf  Antrag  des 
Gläubigers  und  nach  Vernehmung  des  Schuldners,  auf¬ 
gehoben  oder  gekürzt  werden.  Das  Nichterscheinen  einer 
oder  beider  Parteien  hemmt  die  Entscheidung  nicht. 

§  13.  Ausnahmen  von  der  richterlichen  Stundung. 
Von  der  richterlichen  Stundung  sind  ausgenommen: 

a)  Forderungen  der  in  §  i  unter  a,  b  oder  c  bezeich- 
neten  .A.rt,  die  nach  dem  30.  Juli  1914  entstanden  sind; 

b)  Wechselforderungen,  die  nach  dem  31.  Oktober 
1915  entstanden  sind; 

c)  Forderungen  aus  einer  durch  eine  strafbare  Hand¬ 
lung  begründeten  Schadenersatzpflicht ; 

d)  Forderungen,  die  schon  früher  gerichtlich  oder 
vom  Gläubiger  selbst  entsprechend  gestundet  wurden ; 

e)  Forderungen  an  physische  oder  juristische  Per¬ 
sonen,  die  einem  feindlichen  Staate  angehören  und  ent¬ 
weder  ihren  ständigen  Wohnsitz  (Sitz)  außerhalb  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie,  des  österreichisch¬ 
ungarischen  und  des  deutschen  Okkupationsgebietes 
haben,  oder  sich  außerhalb  dieser  Gebiete  aufhalten, 
ohne  aus  denselben  zwangsweise  entfernt  worden  zu 
sein. 

III.  Abschnitt.  Allgemeine  Bestimmungen. 
§  14.  Wirkung  der  Stundung.  Die  gesetzliche  oder 
richterliche  Stundung  bewirkt,  daß  während  ihrer  Dauer 
die  gestundete  Forderung  nicht  gerichtlich  geltend  ge¬ 
macht  werden  kann.  Die  Stundung  hindert  aber  die  Auf¬ 
rechnung  nicht  (Artikel  1292,  Zivilgesetz). 

Durch  die  gesetzliche  oder  richterliche  Stundung  einer 
Forderung  sowie  durch  die  richterliche  Anerkennung 
eines  Verzuges  als  gerechtfertigt  (§  ii)  werden  alle 
Verzugsfolgen  ausgeschlossen,  doch  sind  die  vertrags¬ 
mäßigen  und,  mangels  einer  Vereinbarung,  die  gesetz¬ 
mäßigen  Zinsen  zu  entrichten. 

Bei  Wechselverpflichtungen  sind,  mangels  anderer 
Vereinbarung,  die  Zinsen  nach  dem  Zinsfüße  zu  be¬ 
rechnen,  nach  dem  der  Wechsel  diskontiert  worden  ist. 

§  15.  Fristenlauf.  Die  Stundungsfrist  wird  in  die 

Wrjährungsfrist  und  in  die  Fristen  zur  Erhebung  der 
Klagen  und  zu  anderen  Handlungen  im  Exekutions¬ 
verfahren  nicht  eingerechnet. 

Wechsel  können  auch  nach  Ablauf  der  im  Handels¬ 
gesetze  bestimmten  Fristen  ohne  Verlust  des  Regresses 
und  anderer  Wechselrechte  zur  Zahlung  präsentiert  und 
protestiert  werden. 

§  16.  Zwangsvollstreckung  auf  Liegenschaften. 

Liegenschaften  dürfen  zur  Hereinbringung  einer  pri¬ 
vaten  Geldforderung  nicht  zwangsweise  verkauft  werden. 


Die  \^ornahme  der  Exekutionshandlungen,  die  der  An¬ 
beraumung  und  Durchfübrung  der  Versteigerung  voraus¬ 
gehen,  ist  zulässig. 

§  17,  Wirksamkeitsbeginn.  Diese  Verordnung  tritt 
mit  dem  i.  November  1915  in  Kraft. 

Die  bisherigen  Verordnungen  über  die  Stundung  sowie 
das  Landtagsgesetz  vom  14./26.  April  1818,  G.-Bl.  IV 
412,  und  die  Artikel  136,  137  Zivilprozeßordnung,  sind 
aufgehoben. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Einfuhr  von  Waren  aus  feindlichen  Staaten.  Eine 
\'erordnung  der  Ministerien  der  Finanzen,  des  Handels 
und  des  Ackerbaues  vom  16.  November  T915  bestimmt; 

Das  mit  der  Ministerialverordnung  vom  14.  Mai  1915, 
R.-(j.-Bl.  Nr.  120,  erlassene  Einfuhrverbot  für  ver¬ 
schiedene  Waren,  die  aus  mit  Österreich-Ungarn  im 
Kriegszustände  befindlichen  Staaten  oder  aus  fleren 
Kolonien  und  Schutzgebieten  stammen,  wird  im  Einver¬ 
nehmen  mit  der  königlich  ungarischen  Regierung  für 
R  u  m  der  Tarif-Nr.  108  und  für  photographische 
b"  i  1  m  e  der  Tarif-Nr.  361  c  außer  Wirksamkeit  gesetzt. 

Diese  \^erordnung  tritt  sofort  in  Kraft. 

Abänderung  der  Aus-  und  Durchfuhrverbote. 

Eine  Verordnung  der  Ministerien  des  Innern,  der 
Finanzen,  des  Handels  und  des  Ackerbaues  vom  21.  No¬ 
vember  1915,  womit  das  Verbot  der  Aus-  und  Dureb- 
fuhr  mehrerer  Artikel  ergänzt,  beziehungsweise  abge¬ 
ändert  wird,  verfügt; 

§  I.  Die  in  den  Ministerial  Verordnungen  vom 
9.  Februar  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  30,  vom  15.  März  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  61,  vom  8.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  119, 
vom  24.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  151,  vom  5.  Juli  1915, 
R -G.-Bl.  Nr.  188,  vom  31.  Juli  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  226, 
vom  23.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  247,  vom  20.  Sep¬ 
tember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  277,  und  vom  15.  Oktober 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  31 1,  aufgestellten  Listen  der  in  der 
Aus-,  beziehungsweise  Durchfuhr  verbotenen  Artikel 
werden,  wie  folgt,  ergänzt,  beziehungsweise  abgeändert: 

Punkt  5  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten; 

5.  Sämereien  der  Tarif-Nr.  45  bis  einschließlich  53 
mit  Ausnahme  der  forstlichen  Samen, 

Punkt  6  der  Gruppe  H  hat  zu  lauten: 

6.  Erdnüsse,  Palmkerne,  Kopra,  Sojabohnen,  Buchein 
(Bucheckern),  Trauben-  und  Steinobstkerne,  Linden¬ 
früchte  (-Samen),  Roßkastanien  und  Eicheln, 

Im  Punkte  7  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  Worte 
,,Lamm-“  einzufügen: 

.,  ,  Zickel-“ 

Im  Punkte  8  der  Gruppe  11  ist  nach  den  Worten 
,,(Degras  und  Elainsäure),  ferner“  einzufügen: 

,,der  Tarif-Nr.  99  (Vaselin  und  Lanolin)  und“ 

Im  Punkte  15  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  Worte 
,, Asbest"  anzufügen; 

,,und  Asbestwaren  |ausgenomnien  Asbestzement¬ 
schiefer]  “ 

Zu  Punkt  17  der  Gruppe  H  ist  folgende  Anmerkung 
aufzunehmen; 

.Anmerkung:  Unter  die  hierher  gehörigen  Gerbh()lzcr 
fällt  auch  Edelkastanienholz. 

Am  Schlüsse  des  Punktes  18  der  Gruppe  H  ist  an¬ 
zufügen  : 

,,dann  sämtliche  Harze  und  Gummen  der  Tarif- 
Nr.  174,“ 

Punkt  40  der  Gruppe  H  ist  zu  ergänzen,  wie  folgt: 

„und  Durchschreib  [Indigo-,  Carbon-]  papier“. 

Am  Schlüsse  des  Punktes  65  der  Gruppe  II  ist  nach 
dem  Worte  „Puffer“  anzufügen: 
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„(auch  Pufferfedern  [sogenannte  Volutfedern  für 
Waggons]  ),“ 

Punkt  104  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten; 

104.  chirurgische  und  medizinische  Instrumente,  Ge¬ 
räte  und  Behelfe,  einschließlich  der  Fieberthermometer, 
und  alle  sonstigen  zur  Erkennung,  Verhütung  und  Be¬ 
kämpfung  von  Krankheiten  bei  Menschen  und  Tieren 
dienenden  Instrumente,  Geräte  und  Behelfe,  sowie  Teile 
solcher  Gegenstände,  auch  in  unfertigem  Zustande, 

Im  Punkte  io6  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  Worte 
,, Ferngläser,“  einzufügen: 

,, Schneeschutzbrillen“, 

Im  Punkte  iio  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  Worte 
,, Antimon,“  einzufügen: 

,,Brom  und  seine  Verbindungen“, 

Im  Punkte  112  der  Gruppe  II  ist  nach  dem  Worte 
,,Natriunioxalat,“  einzufügen ; 

,, Ameisensäure,  Ammoniakverbindungen,  wie  z.  B.“ 

Punkt  114  der  Gruppe  II  hat  zu  lauten: 

114.  Arzneistoffe,  Arzneiverbindungen  und  Arznei¬ 
zubereitungen  jeder  Art  und  Form  für  Menschen  und 
Tiere,  einschließlich  der  zur  Erkennung,  \"erhütung  und 
Bekämpfung  von  Krankheiten  bei  Menschen  und  Tieren 
dienenden  Stoffe,  Verbindungen  und  Zubereitungen, 
Wrbandmittel  jeder  Art,  Form  und  Packung, 

Am  Schlüsse  des  Punktes  120  der  Gruppe  II  ist  an¬ 
zufügen: 

,, insbesondere  auch  Hornschläuche“, 

Im  Punkte  124  der  Gruppe  II  ist  vor  dem  Worte 
,, Zelluloid“  einzufügen; 

„Kampfer,  ferner“ 

Neu  sind  folgende  Punkte  in  Gruppe  II  aufzunehmen: 

127.  Seifen, 

128.  Ölfirnisse, 

129.  Stuhlrohr  der  Tarif-Nr.  136  und  279  0, 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Ungarn. 

Neue  Höchstpreise  für  Kochmehl.  Eine  im  Amts¬ 
blatt  vom  14.  d.  M.  veröffentlichte  Regierungsverordnung 
stellt  für  Kochmehl  die  folgenden  Höchstpreise  pro 
100  kg  fest: 

Es  beträgt  der  zulässige  höchste  Preis:  a)  Am  rechten 
Donauufer:  in  den  Komitaten  Baranya,  Fejer,  Györ, 
Komärom,  Moson,  Soniogy,  Sopron,  Tolna,  Vas,  Vesz- 
prem  und  Zala;  in  den  Städten  Györ,  Komärom,  Pecs, 
Sopron  und  Szekesfehervär  K  51  •44.  h)  Am  linken 
Donauufer :  in  den  Komitaten  Bars,  Esztergom,  Hont, 
Nugräd,  Nyitra  und  Pozsony;  in  der  Stadt  Pozsony 
K  5’’44-  In  den  Komitaten  Arva,  Liptö,  Trencsen, 
Turocz  und  Zölyom ;  in  den  Städten  Selmecz-  und  Bela- 
bänya  52  K.  c)  Zwischen  Donau  und  Theiß:  in  den 
Komitaten  Bäcs-Bodrog,  Csongräd  und  Jäsz-Nagykun- 
Szolnok ;  in  den  Städten  Baja,  Hödmezöväsärhely,  Sza- 
badka,  Szeged,  Ujvidek  und  Zombor  51  K.  In  den  Ko¬ 
mitaten  Heves  und  Pest-Pilis-Solt-Kiskun ;  in  der  Stadt 
Kecskemet  K  5i‘44-  In  der  Haupt-  und  Residenzstadt 
Budapest  52  K.  d)  Am  rechten  Theißufer:  in  den  Ko¬ 
mitaten  Abanj-Torna,  Bereg,  Borsod,  Gömör,  Kishont, 
Ung  und  Zemplen ;  in  den  Städten  Kassa  und  Miskolcz 
R  51  ■44-  In  den  Komitaten  Saros  und  Szepes  52  K. 

e)  Am  linken  Theißufer;  in  den  Komitaten  Bekes,  Hajdu 
und  Szabolcs;  in  der  Stadt  Debreczen  51  K.  In  den  Ko¬ 
mitaten  Bihar,  Märamaros,  Szatmär,  Szilagy  und  Ugocsa; 
in  den  Städten  Nagyvärad  und  Szätmärncmeti  51  K. 

f)  ln  der  Theiß-Maros-Ecke:  in  den  Komitaten  Arad, 
Csanäd,  Temes  und  Torontal ;  in  den  Städten  Arad, 
Temesvär.  Versecz  und  Pancsova  51  K.  Im  Komitat 
Krassö-Szöreny  K  51 ‘44-  s)  Jenseits  des  Königssteiges; 
in  den  Komitaten  Als6-Feher,  Besztercze-Naszöd,  Brassö, 
Csik,  Fogaras,  Häromszek,  Hunyad,  Kis-Küküllö,  Kolozs, 


Maros-Torda,  Nagy-Küküllö,  Szeben,  Szolnok-Doboka, 
Torda-Aranyos  und  Udvarhely;  in  den  Städten  Kolozsvär 
und  Marosvdsärhely  52  K.  h)  In  Stadt  und  Bezirk  Fiume 
R  52-52. 

Diese  Preise  treten  sofort  in  Kraft.  Einzelnen  Muni- 
zipien  kann  jedoch  der  Handelsminister  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  des  Innern  in  begründeten  Fällen  ge¬ 
statten,  daß  sie  ihre  Bestände  an  vor  dem  Inslebentreten 
dieser  Verordnung  erzeugtem  Kochmehl  auch  weiter  zu 
den  früheren  Höchstpreisen  verkaufen  dürfen.  Mehl¬ 
verschleißer  dürfen  ihre  auf  Lager  befindlichen  Vorräte 
bis  inklusive  22.  November  zu  den  bisherigen  Höchst¬ 
preisen  in  Verkehr  bringen.  Die  bisherigen  Höchstpreise 
für  Kochmehl  verlieren  durch  diese  Verordnung  ihre 
Gültigkeit.  Diese  Verordnung  erstreckt  sich  auf  Kroatien- 
Slawonien  nicht. 

Höchstpreise  für  Futterstoffe.  Das  Amtsblatt  vom 
18.  November  1.  J.  veröffentlicht  eine  Regierungsver¬ 
ordnung  über  Feststellung  von  Höchstpreisen  für  zu 
Futterstoffzwecken  dienende  industrielle  Produkte  und 
Abfälle,  sowie  betreffend  die  Regelung  der  Herstellung, 
Inverkehrkehrsetzung  und  des  Transports  dieser  Artikel. 
Die  wesentlichsten  Bestimmungen  der  neuen  Regierungs¬ 
verordnung  sind  die  folgenden: 

Der  zulässige  höchste  Preis  für  die  nachstehend  an¬ 
geführten  Initterstoffe  wird  bei  üblicher  Qualität  pro  q 
(100  kg)  Nettogewicht  wie  folgt  festgestellt;  Für 
Sonnenblumenölkuchen  (mindester  Rohprotein-  und  Fett¬ 
gehalt  zusammen  40  Prozent)  38  K,  Kürbiskernölkuchen 
(47  Prozent)  43  K,  Rübsenkernölkuchen  (40  Prozent) 
38  K,  Melasse  (zumindest  45  Prozent  Zuckergehalt) 
18  K,  getrocknete  Rübenschnitte  (zulässig  höchster 
Feuchtigkeitsgehalt  13  Prozent)  22  K,  getrocknete  Mais¬ 
schlempe  der  Spiritusfabriken  (37  Prozent  Protein  und 
Fett,  12  Prozent  Feuchtigkeitsgehalt)  32  K,  getrocknete 
Kartoffelschlempe  der  Spiritusfabriken  (14  Prozent 
Feuchtigkeitsgehalt)  19  K,  getrocknete  Maisschlempe 
der  Stärkefabriken  (18  Prozent  Protein  und  Fett, 
14  Prozent  Feuchtigkeitsgehalt)  32  K,  getrocknete  Kar¬ 
toffelschlempe  der  Stärkefabriken  (14  Prozent  Feuchtig¬ 
keitsgehalt)  19  K,  getrocknete  Biertreber  (26  Prozent 
Protein  und  Fett,  12  Prozent  Feuchtigkeitsgehalt)  26  K. 
In  diesen  Preisen  sind  die  Transportkosten  zur  Verlade¬ 
station  und  die  Spesen  der  Einlagerung,  bei  Melasse  die 
Füllungskosten  in  Fässern  mit  inbegeriffen,  doch  sind 
sie  exklusive  Sack  oder  Faß  verstehen  (§  i). 

Diese  Preise  treten  am  20.  November  1915  in  Kraft 
(§2);  von  diesem  Tage  an  dürfen  diese  Futterstoffe  zu 
höherem  Preise  nicht  verkauft  werden.  Laut  §  3  ist  es 
verboten,  die  Ölkuchen  mit  geringerem  Protein-  und 
Fettgehalt,  die  Melasse  mit  geringerem  Zuckergehalt, 
die  Schlempen  ,  und  den  Biertreber  mit  geringerem 
Protein-  und  Fett-,  beziehungsweise  Feuchtigkeitsgehalt 
herzustellen,  als  es  der  §  i  vorschreibt. 

Die  sich  mit  der  Erzeugung  der  im  §  i  angeführten 
Produkte  oder  Abfälle  befassenden  Fabrikunter¬ 
nehmungen  dürfen  dieselben  nicht  zurückhalten,  sondern 
sie  sind  verpflichtet,  die  derzeit  vorrätigen,  sowie  die 
von  nun  an  herzustellenden  angeführten  Produkte  im 
Wege  der  „Kleiezentrale“  in  ^Vrkehr  zu  bringen.  Aus¬ 
genommen  von  dieser  Bestimmung  sind  jene  Mengen 
der  eingeführten  Produkte,  welche  die  Unternehmungen 
zur  Selbst verfütterung  in  ihren  eigenen  Wirtschaften 
benötigen  (§  4).  Ebenso  bezieht  sich  die  Preisfeststel¬ 
lung  dieser  Verordnung  auf  solche  Melasse  und  ge¬ 
trocknete  Rübenabschnitte  nicht,  die  im  Sinne  der  be¬ 
stehenden  Zuckerrübenkontrakte  den  Produzenten  durch 
die  Zuckerfabriken  umsonst  oder  zu  vertragsmäßig  fest¬ 
gestellten  Preisen  zurückzustellen  sind.  An  Spiritus¬ 
fabriken  haben  Zuckerfabriken  auf  Grund  der  bestehenden 
'V  erträge  yo  Prozent  jener  in  Zukunft  zu  erzeugenden 
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Melasse  abzuliefern,  die  nach  Abzug  der  obenerwähnten 
Rücklieferungen  an  die  Produzenten  verbleibt,  wobei  die 
in  der  gegenwärtigen  Verordnung  enthaltene  Preisfest¬ 
stellung  sich  auf  solche  Ablieferungen  ebenfalls  nicht 
bezieht.  Jeder  sonstige  Vertrag  oder  Schlußbrief  in  den 
im  §  I  angeführten  Produkten  oder  Abfällen  verliert  für 
den  Zeitraum  der  Gültigkeit  dieser  Verordnung  die 
Rechtskraft  (§  5). 

Die  Kleiezentrale  ist  berechtigt,  für  die  Inverkehr¬ 
setzung  obiger  Futterstoffe  pro  q  eine  Kommission  von 
50  h  anzurechnen  (§  6).  Die  erzeugenden  Fabriken 
haben  ihre  Vorräte  und  ihre  jeweilige  Produktion  stets 
bei  der  Kleiezentrale  anzumelden  (§  8).  Eine  Versen¬ 
dung  der  oben  angefübrten  Futterstoffe  ist  nur  auf 
Grund  von  Transportzertifikaten  zulässig,  wie  sie  durch 
die  Verordnungen  Z.  952/1915  M.-E.  und  69.377/1915 
K.-M.  vorgeschrieben  wurden  (§  ii). 

Die  Übertretung  der  Verfügungen  dieser  Verordnung 
wird  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und  einer  Geld¬ 
buße  bis  zu  600  K  bestraft  (§  13). 

Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlautbarung 
in  Kraft  und  ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auf 
Kroatien-Slawonien  nicht. 

Deutschland. 

Änderung  der  Ausführungsbestimmungen  zu 
der  Bekanntmachung,  betreffend  Ein-  und  Durch¬ 
fuhr  von  Erzeugnissen  feindlicher  Länder.  An 

die  Stelle  der  Ausführungsbestimmungen  vom  12.  Fe¬ 
bruar  1915  treten  mit  dem  20.  November  1915  die  nach¬ 
stehenden  Ausführungsbestimmungen. 

§  I.  Werden  Boden-  und  Gewerbserzeugnisse,  deren 
Ein-  und  Durchfuhr  nach  Maßgabe  der  Bekanntmachung, 
betreffend  Ein-  und  Durchfuhr  von  Erzeugnissen  feind¬ 
licher  Länder,  vom  12.  Februar  1915.  verboten  ist,  über 
die  Grenzen  des  Deutschen  Reiches  ein-  oder  durch¬ 
geführt,  so  hat  der  Verfügungsberechtigte  der  Eingangs¬ 
grenzzollstelle  schriftlich  zu  erklären,  daß  sie  nicht  Er¬ 
zeugnisse  von  Frankreich  oder  Großbritannien  oder  von 
den  Kolonien  oder  Schutzgebieten  dieser  Länder  sind,  und 
durch  seine  Unterschrift  die  Haftung  für  die  Richtig¬ 
keit  der  Erklärung  nach  Maßgabe  des  Vereinszoll¬ 
gesetzes  zu  übernehmen. 

Bei  den  in  der  Bekanntmachung  vom  12.  Februar  1915 
genannten  Waren  der  Tarifnummern  402 — 412,  464,  501, 
517  sowie  den  Frauenhüten  der  Tarifnummern  534,  535, 
536,  539,  541  und  542  hat  die  Erklärung  dahin  zu  lauten, 
daß  weder  diese  Waren  noch  die  Gespinstwaren  (Gewebe, 
Spitzen  u.  s.  w.),  aus  denen  sie  zusammengesetzt  sind, 
in  den  aufgeführten  feindlichen  Gebieten  hergestellt  (ge¬ 
webt,  gewirkt,  gestrickt,  gehäkelt,  gestickt,  geklöppelt, 
auf  der  Tüllmaschine  hergestellt,  geflochten,  genäht)  oder 
veredelt  (gefärbt  u.  s.  w.)  sind. 

§  2.  Bei  Waren  der  im  §  i,  Abs.  2,  genannten  Art 
sowie  bei  den  in  der  Bekanntmachung  vom  12.  Februar 
1915  genannten  Schnittblumen  der  Tarifnummer  41 
der  Verfügungsberechtigte  die  Richtigkeit  der  Erklärung 
(§  i  )  durch  eine  Bescheinigung  des  für  den  Erzeugungs¬ 
ort  zuständigen  deutschen  Konsuls  nachzuweisen. 

Bei  den  übrigen  in  der  Bekanntmachung  vom  12.  Fe¬ 
bruar  1915  genannten  Waren  genügt  es,  wenn  der  Ver¬ 
fügungsberechtigte  die  Richtigkeit  der  Erklärung  durch 
behördliche,  nötigenfalls  in  beglaubigter  Übersetzung 
beizubringende  Zeugnisse  des  Herstellungslandes  oder 
in  anderer  Weise  (Vorlegung  von  Frachtbriefen,  Schiffs¬ 
papieren,  Rechnungen,  kaufmännischem  Schriftwechsel 
oder  dergleichen)  glaubhaft  nachweist.  In  diesen  bällen 
kann  der  Amtsvorstand  von  der  Forderung  eines  beson¬ 
deren  Nachweises  der  Richtigkeit  der  Erklärung  Ab¬ 
stand  nehmen,  wenn  er  für  zweifellos  hält,  daß  die  Ware 
in  einem  anderen  als  einem  der  unter  Ziffer  i  genannten 
Länder  erzeugt  oder  hergestellt  ist. 


Verbot  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Gold. 

Der  Bundesrat  hat  am  13.  November  1915  folgende  Wr- 
ordnung  erlassen : 

§  1.  Die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  inländischem 
und  ausländischem  gemünzten  Gold,  b'eingold  und  Gold¬ 
legierungen  von  jegdichem  Gehalt,  wie  insbesondere 
Barren,  Körner,  Dräbte,  Bleche,  Bänder,  Blattgold, 
Schaumgold,  sofern  sie  nicht  weiterverarbeitet  sinrl, 
sowie  von  Bruchgold  ist  verboten. 

Das  \  erbot  findet  auf  die  Reichsbank  keine  An¬ 
wendung. 

§  2.  Wer  es  unternimmt,  dem  Verbote  des  §  1  zuwider 
Gold  aus  dem  Reichsgebiet  auszuführen  oder 
durch  das  Reichsgebiet  durcbzuführen,  wird,  sofern 
nicht  nach  anderen  Strafgesetzen  eine  höhere  Strafe  an- 
gedrcht  ist,  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren  und  mit 
Geldstrafe  in  Höhe  des  doppelten  Wertes  der  Gegen¬ 
stände,  in  bezug  auf  welche  die  strafbare  Handlung  ver¬ 
übt  ist,  jedoch  mindestens  in  Höhe  von  30  M.,  bestraft. 
Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  kann  ausschließ¬ 
lich  auf  Geldstrafe  erkannt  werden. 

ln  dem  L^rteil  sind  die  Gegenstände,  in  bezug  auf 
welche  die  strafbare  Handlung  verübt  ist,  einzuziehen, 
sofern  sie  dem  Täter  oder  einem  Teilnehmer  gehören. 

§  42  des  Strafgesetzbuches  und  §  155  des  Vereinszoll¬ 
gesetzes  finden  Anwendung. 

§  3.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  von  dem  V'er- 
bote  des  §  i  Ausnahmen  zuzulassen. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung,  die  Vorschrift  des  §  2  tritt  jedoch  erst  mit 
dem  15.  November  1915  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  be¬ 
stimmt,  wann  diese  ^^erordnung  außer  Kraft  tritt. 

Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln.  Unterm  8.  No¬ 
vember  1915  wurde  verlautbart; 

Auf  Grund  des  §  15  der  Verordnung  über  den  Ver¬ 
kehr  mit  Kraftfuttermitteln  vom  28.  Juni  1915  (R.-G.-Bl. 
S.  399)  bestimmt : 

Den  im  §  i  der  Verordnung  genannten  Gegenständen 
treten  hinzu:  Eicheln,  Roßkastanien  (Früchte)  und  die 
daraus  hergestellten  Futtermittel. 

Ausdehnung  der  Verordnung  über  die  Regelung 
des  Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabrikation. 

Auf  Grund  des  §  6,  Abs.  2,  der  Verordnung  über  die 
Regelung  des  Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  der  Kartoffelstärkefabrikation  vom 
16.  September  1915  wurde  mit  t.  November  1.  J. 
bestimmt : 

Den  im  §  6  der  Verordnung  genannten  Erzeugnissen 
treten  hinzu:  Kartoffelflockengrieß,  Kartoffelschnitzel¬ 
mehl,  Kartoffelschnitzelbrot,  Kartoffelscheiben,  Kar¬ 
toffelbrocken,  Kartoffelflockenkleie. 

Außerkraftsetzung  der  Verordnung  über  das 
Verbot  des  Vorverkaufs  von  Stroh  der  Ernte  des 
Jahres  1915.  Einer  amtlichen  Bekanntmachung  vom 
IO.  November  1915  zufolge  wurde  die  Verordnung  über 
das  Verbot  des  Vorverkaufs  von  Stroh  der  Ernte  des 
Jahres  1915  vom  21.  Oktober  1915  außer  Kraft  gesetzt. 

Bekanntmachung  über  Kaffee,  Tee  und  Kakao. 

Der  Bundesrat  hat  am  ii.  November  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

§  I.  Der  Reichskanzler  wird  ermächtigt,  Bestimmungen 
über  Bestandesaufnahmen  der  Vorräte  von  Kaffee,  Tee 
und  Kakao  zu  treffen. 

§  2.  Der  Reichskanzler  ist  befugt,  Bestimmungen  über 
die  Regelung  des  Verkehrs  mit  Kaffee,  Tee  und  Kakao 
sowie  über  die  Gestaltung  der  Preise  zu  treffen. 
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§  3.  Der  Reichskanzler  ist  befugt,  die  Vorschriften 
dieser  Verordnung  auf  andere  Kolonialwaren  auszu¬ 
dehnen. 

Er  erläßt  die  Bestimmungen  zur  Ausführung  dieser 
Verordnung.  Er  kann  dabei  anordnen,  daß  Zuwiderhand¬ 
lungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  bestraft  werden;  auch  kann 
er  anordnen,  daß  \'orräte,  die  bei  der  Bestandsaufnahme 
verschwiegen  worden  sind,  im  Urteil  dem  Staat  verfallen 
erklärt  werden  können. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
öffentlichung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Regelung  der  Preise  für  Buchweizen  und  Hirse 
und  deren  Verarbeitungen.  Der  Bundesrat  hat  am 
II.  November  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  Erzeugerpreise 
für  Buchweizen  und  Hirse  sowie  Herstellerpreise  für 
deren  Verarbeitungen  nach  Anhörung  von  Sachverstän¬ 
digen  festzusetzen. 

§  2.  Zur  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse 
in  den  verschiedenen  Wirtschaftsgebieten  können  die 
Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  bestimmten 
Behörden  für  ihren  Bezirk  oder  Teile  ihres  Bezirkes  die 
Preise  (§  i)  herabsetzen. 

Bei  Verschiedenheit  der  Preise  am  Orte  der  landwirt¬ 
schaftlichen  oder  gewerblichen  Niederlassung  des  Käu¬ 
fers  und  des  Verkäufers  sind  die  für  den  letzteren  Ort 
geltenden  Preise  maßgebend. 

§  3.  Insoweit  Preise  gemäß  §  i  festgesetzt  sind,  sind 
Gemeinden  mit  mehr  als  10.000  Einwohnern  verpflichtet, 
andere  Gemeinden  sowie  Kommunalverbände  berechtigt 
und  auf  Anordnung  der  Landeszentralbehörden  oder  der 
von  ihnen  bestimmten  Behörden  verpflichtet,  Höchst¬ 
preise  im  Kleinhandel  mit  Buchweizen  und  Hirse  sowie 
deren  Verarbeitungen  unter  Berücksichtigung  der  be¬ 
sonderen  örtlichen  Verhältnisse  festzusetzen.  Der  Reichs¬ 
kanzler  ist  befugt,  Vorschriften  über  die  oberen  Grenzen 
für  die  Festsetzung  der  Kleinhandelshöchstpreise  zu  er¬ 
lassen.  Soweit  Preisprüfungsstellen  bestehen,  sind  diese 
vor  der  Festsetzung  zu  hören. 

Sind  die  Höchstpreise  am  Orte  der  landwirtschaft¬ 
lichen  oder  gewerblichen  Niederlassung  des  Verkäufers 
andere  als  am  Wohnort  des  Käufers,  so  sind  die  ersteren 
maßgebend. 

§  4.  Gemeinden  können  sich  miteinander  und  mit  Kom¬ 
munalverbänden  zur  gemeinsamen  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  (§  3)  vereinigen. 

§  5.  Soweit  die  Höchstpreise  für  einen  größeren  Bezirk 
geregelt  werden,  ruht  die  Verpflichtung  oder  die  Be¬ 
fugnis  der  zu  dem  Bezirke  gehörenden  Gemeinden  und 
Kommunalverbände. 

§  6.  Die  auf  Grund  dieser  Verordnung  festgesetzten 
Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  be¬ 
treffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914  in  der  Fas¬ 
sung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914  in 
Verbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom  21.  Junuar 
1915  und  vom  23.  September  1915. 

§  7.  Die  Landeszentralhehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  des  §  3.  Sie  können  anordnen, 
daß  die  Festsetzungen  nach  §  3  anstatt  durch  die  Ge¬ 
meinden  und  Kommunalverbände  durch  deren  Vorstand 
erfolgen.  Sie  bestimmen,  wer  als  Kommunalverband,  als 
Gemeinde  oder  als  Vorstand  im  Sinen  dieser  Verordnung 
anzusehen  ist. 

Die  Landeszentralhehörden  oder  die  von  ihnen  he- 
zeichneten  Behörden  sind  befugt.  Ausnahmen  zuzu¬ 
lassen. 

§  S.  Als  Kleinhandel  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt 
der  Verkauf  an  den  Verbraucher. 


§  9.  Buchweizen  und  Hirse  dürfen  nicht  zu  Brannt¬ 
wein  verarbeitet  werden.  Zuwiderhandlungen  werden  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefängnis  bis  zu 
drei  Monaten  bestraft. 

§  10.  Diese  Verordnung  tritt  am  15.  November  1915 
in  Kraft.  Der  Reichskanzler  hestimmt  den  Zeitpunkt  des 
Außerkrafttretens. 

Regelung  der  Preise  für  Gemüse  und  Obst.  Der 
Bundesrat  hat  am  ii.  November  1915  folgende  Verord¬ 
nung  erlassen: 

§  I.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  Erzeugerpreise 
für  Gemüse,  Zwiebeln  und  Obst  sowie  Herstellerpreise 
für  Sauerkraut  nach  Anhörung  von  Sachverständigen 
festzusetzen. 

Insoweit  Preise  festgesetzt  sind,  darf  der  Verkauf  von 
Gemüse,  Zwiebeln  und  Obst  nur  nach  Gewicht  erfolgen. 

§  2.  Zur  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse 
in  den  verschiedenen  Wirtschaftsgebieten  können  die 
I.andeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  bestimmten 
Behörden  für  ihren  Bezirk  oder  Teile  ihres  Bezirkes  die 
Preise  (§  i)  herabsetzen. 

Bei  Verschiedenheit  der  Preise  am  Orte  der  landwirt¬ 
schaftlichen  oder  gewerblichen  Niederlassung  des  Käu¬ 
fers  und  des  Verkäufers  sind  die  für  den  letzteren  Ort¬ 
geltenden  Preise  maßgebend. 

§  3.  Insoweit  Preise  gemäß  §  i  festgesetzt  sind,  sind 
Gemeinden  mit  mehr  als  10.000  Einwohnern  verpflichtet, 
andere  Gemeinden  sowie  Kommunalverbände  berechtigt 
und  auf  Anordnung  der  Landeszentralbehörden  oder  der 
von  ihnen  bestimmten  Behörden  verpflichtet,  Höchst¬ 
preise  im  Kleinhandel  mit  Gemüse,  Zwiebeln,  Obst  und 
Sauerkraut  unter  Berücksichtigung  der  besonderen  ört¬ 
lichen  Verhältnisse  festzusetzen.  Der  Reichskanzler  ist 
befugt,  Vorschriften  über  die  oberen  Grenzen  für  die 
Festsetzung  der  Kleinhandelshöchstpreise  zu  erlassen. 
Soweit  Preisprüfungsstellen  bestehen,  sind  diese  vor  der 
Festsetzung  zu  hören. 

Sind  die  Höchstpreise  am  Orte  der  landwirtschaftlichen 
oder  gewerblichen  Niederlassung  des  Verkäufers  andere 
als  am  Wohnort  des  Käufers,  so  sind  die  ersteren  maß¬ 
gebend. 

§  4.  Gemeinden  können  sich  miteinander  und  mit  Kom¬ 
munalverbänden  zur  gemeinsamen  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  (§  3)  vereinigen. 

Die  Landeszentralbehörden  können  Kommunalverbände 
und  Gemeinden  zur  gemeinsamen  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  vereinigen. 

§  5.  Soweit  die  Höchstpreise  für  einen  größeren  Be¬ 
zirk  geregelt  werden,  ruht  die  Verpflichtung  oder  die 
Befugnis  der  zu  dem  Bezirke  gehörenden  Gemeinden  und 
Kommunalverbähde. 

§  6.  Die  auf  Grund  dieser  Verordnung  festgesetzten 
Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  be¬ 
treffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914  in  der  Fas¬ 
sung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914  in 
Verbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom  21.  Januar 
1915  und  vom  23.  September  1915. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  des  §  3.  Sie  können  anordnen, 
daß  die  Festsetzungen  nach  §  3  anstatt  durch  die  Ge¬ 
meinden  und  Kommunalverbände  durch  deren  Vorstand 
erfolgen.  Sie  bestimmen,  wer  als  Kommunalverband,  als 
Gemeinde  oder  als  Vorstand  im  Sinne  dieser  Verordnung 
anzusehen  ist. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be- 
zeichneten  Behörden  sind  befugt,  Ausnahmen  zuzu¬ 
lassen. 


§  8.  Als  Kleinhandel  im  Sinne  dieser  ^’^erordnung  gilt 
I  der  Verkauf  an  den  Verbraucher. 
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§  9.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Regelung  der  Preise  für  Obstmus  und  sonstige 
Fettersatzstoffe  zum  Brotaufstrich.  Der  Bundesrat 
hat  am  11.  November  1915  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen: 

§  I.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  Herstellerpreise 
für  Übstmus,  Marmeladen,  Honig,  Kunsthonig,  Rüben¬ 
sirup  und  sonstige  Fettersatzstoffe  zum  Brotaufstrich 
nach  Anhörung  von  Sachverständigen  festzusetzen. 

§  2.  Zur  Berücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse 
in  den  verschiedenen  Wirtschaftsgebieten  können  die 
Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  bestimmten 
Behörden  für  ihren  Bezirk  oder  Teile  ihres  Bezirkes  die 
Herstellerpreise  (§  i)  herabsetzen. 

Bei  Verschiedenheit  der  Preise  am  Orte  der  landwirt¬ 
schaftlichen  oder  gewerblichen  Niederlassung  des  Käu¬ 
fers  und  des  Verkäufers  sind  die  für  den  letzteren  Ort 
geltenden  Preise  maßgebend. 

§  Insoweit  Herstellerpreise  gemäß  §  i  festgesetzt 
sind,  sind  Gemeinden  mit  mehr  als  10.000  Einwohnern 
verpflichtet,  andere  Gemeinden  sowie  Kommunalverbände 
berechtigt  und  auf  Anordnung  der  Landeszentralbehörden 
oder  der  von  ihnen  bestimmten  Behörden  verpflichtet, 
Höchstpreise  im  Kleinhandel  mit  Obstmus,  Marmeladen, 
Honig,  Kunsthonig,  Rübensirup  und  sonstigen  Fettersatz¬ 
stoffen  zum  Brotaufstrich  unter  Berücksichtigung  der  be¬ 
sonderen  örtlichen  Verhältnisse  festzusetzen.  Der  Reichs¬ 
kanzler  ist  befugt,  Vorschriften  über  die  oberen  Grenzen 
für  die  Festsetzung  der  Kleinhandelshöchstpreise  zu  er¬ 
lassen.  Soweit  Preisprüfungsstellen  bestehen,  sind  diese 
vor  der  Festsetzung  zu  hören. 

Sind  die  Höchstpreise  am  Orte  der  landwirtschaft¬ 
lichen  oder  gewerblichen  Niederlassung  des  Verkäufers 
andere  als  am  Wohnort  des  Käufers,  so  sind  die  ersteren 
maßgebend. 

§  4.  Gemeinden  können  sich  miteinander  und  mit  Kom¬ 
munalverbänden  zur  gemeinsamen  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  (§3)  vereinigen. 

Die  Landeszentralbehörden  können  Kommunalverbände 
und  Gemeinden  zur  gemeinsamen  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  vereinigen. 

§  5.  Soweit  die  Höchstpreise  für  einen  größeren  Be¬ 
zirk  geregelt  werden,  ruht  die  Verpflichtung  oder  die 
Befugnis  der  zu  dem  Bezirke  gehörenden  Gemeinden 
und  Kommunalverbände. 

§  6.  Die  auf  Grund  dieser  Verordnung  festgesetzten 
Preise  sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  be¬ 
treffend  Höchstpreise,  vom  4.  August  1914  in  der  Fas¬ 
sung  der  Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914  in 
Verbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom  21.  Januar 
1915  und  vom  23.  September  1915. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  des  §  3.  Sie  können  anordnen, 
daß  die  Festsetzungen  nach  §  3  anstatt  durch  die  Ge¬ 
meinden  und  Kommunal  verbände  durch  deren  Vorstand 
erfolgen.  Sie  bestimmen,  wer  als  Kommunalverband,  als 
Gemeinde  oder  als  Vorstand  im  Sinne  dieser  ^^erordnung 
anzusehen  ist. 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be- 
zeichneten  Behörden  sind  befugt,  Ausnahmen  zuzu¬ 
lassen. 

§  8.  Als  Kleinhandel  im  Sinne  dieser  Verordnung  gilt 
der  Verkauf  an  den  Verbraucher. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeit¬ 
punkt  des  Außerkrafttretens. 

Bekanntmachung  über  den  Maßstab  für  den 
Milchverbrauch.  Gemäß  §  4  3er  Bekanntmachung  zur 


Regelung  der  Milchpreise  und  des  Milchverbrauchs  vom 
4.  November  1915  wird  mit  ii.  November  1915  über  den 
Maßstab,  nach  welchem  Kinder,  stillende  Mütter  und 
Kranke  zu  berücksichtigen  sind,  folgendes  bestimmt: 

Kinder  bis  zum  vollendeten  zweiten  Lebensjahre,  so¬ 
weit  sie  nicht  gestillt  werden,  und  stillende  Frauen  sind 
mit  I  l  Milch, 

ältere  Kinder  mit  I, 

Kranke  mit  der  nach  ärztlicher  Bescheinigung  erforder¬ 
lichen,  in  der  Regel  jedoch  i  L  nicht  übersteigenden 
Menge 

für  den  Tag  zu  berücksichtigen. 

Sofern  die  zur  Verfügung  stehende  Milchmenge  vor¬ 
übergehend  eine  volle  Versorgung  nach  dieser  Bestim¬ 
mung  nicht  gestattet,  kann  die  Milchmenge  für  Kinder 
von  mehr  als  zwei  Jahren  —  und  zwar  nach  dem  höheren 
Lebensalter  abgestuft  — •  entsprechend  herabgesetzt 
werden. 

Als  Kinder  im  Sinne  dieser  Bestimmung  gelten  die  im 
Jahre  1902  und  später  Geborenen. 

Bekanntmachung,  betreffend  Einwirkung  von 
Höchstpreisen  auf  laufende  Verträge.  Der  Bundes¬ 
rat  hat  am  II.  November  1915  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen  : 

§  I.  Verträge  über  Lieferung  von  Butter,  Kartoffeln, 
Fischen,  Wild,  Milch,  Buchweizen  und  Hirse  und  deren 
Verarbeitungen,  Obstmus  und  sonstige  Fettersatzstoffe 
zum  Brotaufstrich,  Obst,  Gemüse,  Zwiebeln  und  Sauer¬ 
kraut,  die  zu  höheren  Preisen  als  den  auf  Grund  der  Ver¬ 
ordnungen  : 

über  die  Regelung  der  Butterpreise  vom  22.  Oktober 

1915. 

der  Kartoffelpreise  vom  28.  Oktober  1915; 
der  Fisch-  und  Wildpreise  vom  28.  Oktober  1915, 
zur  R^;gÄlung  der  Milchpreise  und  des  Milchver- 
lirauchs  vom  4.  November  I9i5> 

über  die  Regelung  der  Preise  von  Buchweizen  und 
Hirse  und  deren  Verarbeitungen  vom  ii.  November  1915, 
der  Preise  für  Obstmus  und  sonstige  Fettersatzstoffe 
zum  Brotaufstrich  vom  ii.  November  1915» 

der  Preise  für  Gemüse  und  Obst  vom  ii.  November 

1915 

festgesetzten  Höchstpreisen  abgeschlossen  sind,  gelten 
mit  dem  Inkrafttreten  des  Höchstpreises  als  zum  Höchst¬ 
preis  abgeschlossen,  soweit  die  Lieferung  zu  diesem  Zeit¬ 
punkt  noch  nicht  erfolgt  ist.  Ist  der  Höchstpreis  vor  In¬ 
krafttreten  dieser  Verordnung  festgesetzt  worden,  so  tritt 
er  insoweit  an  die  Stelle  des  Vertragspreises,  als  Liefe¬ 
rung  vor  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  noch  nicht 
erfolgt  ist. 

Ein  vor  dem  Inkrafttreten  dieser  Wrordnung  gezahlter, 
den  Höchstpreis  übersteigender  Preis  kann  nicht  zurück¬ 
gefordert  werden. 

§  2.  Ergeben  sich  bei  Anwendung  des  §  i  Streitig¬ 
keiten  zwischen  den  Vertragsparteien,  so  kann  jede 
Partei  eine  schiedsgerichtliche  Entscheidung  darüber  be¬ 
antragen,  zu  welchen  Bedingungen  der  Vertrag  zu  er¬ 
füllen  ist. 

Die  gleiche  Befugnis  steht  bei  einem  Lieferungsvertrag 
über  die  im  §  i  genannten  Gegenstände,  der  vor  dem  In¬ 
krafttreten  dieser  Verordnung  abgeschlossen  ist,  und  für 
den  ein  Höchstpreis  nicht  besteht,  dem  Käufer  zu,  wenn 
er  behauptet,  daß  ihm  mit  Rücksicht  auf  die  veränderten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  die  Erfüllung  des  Vertrages 
zu  den  vereinbarten  Bedingungen  nicht  zugemutet  werden 
werden  kann ;  die  Anrufung  des  Schiedsgerichtes  ist  aus¬ 
geschlossen,  soweit  Lieferung  vor  dem  Inkrafttreten 
dieser  Verordnung  erfolgt  ist.  Bei  Verträgen  über  Liefe¬ 
rung  von  Milch  und  Butter  hat  der  ATrkäufer  die  ent¬ 
sprechende  Befugnis ;  dies  gilt  auch  dann,  wenn  ein 
Höchstpreis  für  den  Vertrag  besteht. 
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§  3-  Das  Schiedsgericht  setzt  die  \*ertragsbedingungen 
nach  freiem  Ermessen  fest.  Die  Lieferungsfristen  können 
nur  mit  Zustimmung  der  Parteien  geändert  werden.  Das 
Verfahren  ist  gebührenfrei,  und  das  Schiedsgericht  ent¬ 
scheidet,  wer  die  baren  Auslagen  des  Verfahrens  zu 
tragen  hat.  Die  Entscheidungen  des  Schiedsgerichtes 
sind  endgültig  und  für  die  Gerichte  bindend. 

Zuständig  ist  das  Schiedsgericht,  in  dessen  Bezirk  der 
Verkäufer  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat. 

§  4.  Der  Lieferungsverpflichtete  hat  ohne  Rücksicht  auf 
die  Anrufung  des  Schiedsgerichtes  zu  liefern.  Der  Käufer 
hat  vorläufig  den  von  ihm  für  angemessen  erachteten 
Preis  zu  zahlen.  Der  Vorsitzende  des  Schiedsgerichtes 
kann  vorläufige  Anordnungen  über  die  Verpflichtungen 
der  Parteien  erlassen  und  ihre  Vollstreckung  herbei- 
fübren.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Vor¬ 
schriften  über  die  Vollstreckung. 

§  5.  Die  Schiedsgerichte  werden  von  den  Landes¬ 
zentralbehörden  bestellt.  Sie  entscheiden  in  der  Be¬ 
setzung  von  einem  \^orsitzenden  und  zwei  Beisitzern. 
Der  Vorsitzende  muß  ein  ständig  angestellter  Richter 
sein,  den  die  Justizverwaltung  bestellt.  Jeder  Richter  ist 
verpflichtet,  das  Amt  als  Vorsitzender  zu  übernehmen. 
Tm  übrigen  wird  die  Zusammensetzung  des  Schieds¬ 
gerichtes  durch  die  I.andeszentralbehörden,  das  A^'er- 
fahren  vor  ihm  durch  den  Reichskanzler  geregelt. 

ij  6.  Diese  A'erordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  ^'Tr- 
kündung  in  Kraft. 

Abänderung  der  Bekanntmachung  über  die  Re¬ 
gelung  der  Kartoffelpreise.  Der  Bundesrat  hat  am 
IT.  November  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  1.  In  der  Bekanntmachung  über  die  Regelung 
der  Kartoffelpreise  vom  28.  Oktober  1915  werden  fol¬ 
gende  Änderungen  vorgenommen : 

Dem  §  2  wird  folgender  Satz  angefügt: 

Insoweit  dies  nicht  geschieht,  können  die  Landes¬ 
zentralbehörden  oder  die  von  ihnen  bezeichneten  Be¬ 
hörden  solche  Vorschriften  erlassen. 

Im  §  3,  Absatz  i,  werden  hinter  die  Zahl  2  die  Worte 
,,Satz  t“  eingefügt. 

§  7>  Absatz  i,  wird  der  Nummer  i  folgender  Zu¬ 
satz  als  zweiter  Satz  angefügt: 

Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
zeichneten  Behörden  können  bestimmen,  daß  die  Anord¬ 
nung  wegen  Übertragung  des  Eigentums  und  die  Auf¬ 
forderung  zum  Verkauf  auch  gegenüber  Kartoffelerzeu¬ 
gern  mit  einer  geringeren  Kartoffelanbaufläche  zulässig 
ist. 

.\rtikel  11.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Bekanntmachung,  betreffend  Beschlagnahme  und 
Nachmeldung  von  Kupfer  in  Fertigfabrikaten.  Eine 
den  zuständigen  Stellen  zur  Veröffentlichung  übermittelte 
Bekanntmachung  des  königlich  preußischen  Kriegsmini¬ 
steriums  (Kriegsrohstoffabteilung)  lautet: 

§  I.  Inkrafttreten  der  Verordnung.  Die 
\'erordnung  tritt  mit  ihrer  Kundmachung  am  2.  No¬ 
vember  1915  in  Kraft. 

§  2.  Von  der  Verordnung  betroffene 
Gegenstände.  Von  den  auf  Grund  der  Verfügung 
IT.  1./7.  15  —  K.-R.-A.  —  meldepflichtigen  Gegenständen 
aus  Kupfer  werden  folgende  beschlagnahmt^): 

1.  alle  verlegten  Ereileitungen  in  Starkstromanlagen, 
einschließlich  Fahrleitungen  elektrischer  Bahnen  und 
freiliegender  Schienenverbinder ; 

2.  Kabel  und  Leitungen  in  Starkstromanlagen,  ein¬ 
schließlich  Sammelschienen  und  Anschlußleitungen  von 
Schaltanlagen. 

*)  Gegenstände,  die  kein  Kupfer,  sondern  nur  Messing  und  andere 
Kupferlegierungen  enthalten,  werden  von  der  Verordnung  nicht  betroffen. 


a)  oberirdisch  verlegt,  von  mehr  als  50  Quer- 

•schnitt  des  einzelnen  Leiters, 

b)  unterirdisch  verlegt,  von  mehr  als  95  nun-  Quer 
schnitt  des  einzelnen  Leiters ; 

3.  alle  kupfernen  Feuerbüchsen; 

4.  alle  ganz  oder  teilweise  aus  Kupfer  bestehenden  De¬ 
stillations-,  Extraktionsapparate  und  Kühlvorrichtungen; 

5.  alle  ganz  oder  teilweise  aus  Kupfer  bestehenden 
Braukessel ; 

6.  kupferne  Röhren  von  und  über  10  mm  äußerem 
Durchmesser,  soweit  sie  nicht  schon  nach  der  Verfügung 
M.  1./4.  15  —  K.-R.-A.  —  beschlagnahmt  sind; 

7.  alle  Wasch-  und  Zentrifugentrommeln  aus  Kupfer. 

§  3.  Von  der  Verordnung  betroffene 

Personen  u.  s.  w.  Von  dieser  Verordnung  werden 
betroffen : 

a)  alle  Personen,  Kommunen,  öffentlich-rechtliche 
Körperschaften  und  Verbände,  welche  Gegenstände  der 
in  §  2  aufgeführten  Art  in  Gewahrsam  haben  oder  für 
welche  sich  die  Gegenstände  unter  Zollaufsicht  befinden; 

b)  alle  Empfänger  solcher  Gegenstände  nach  Empfang 
derselben,  falls  die  Gegenstände  sich  am  Tage  der  Be¬ 
schlagnahme  auf  dem  Versand  befinden  und  nicht  bei 
einer  der  unter  a  bezeichneten  Personen  u.  s.  w.  in  Ge¬ 
wahrsam  oder  unter  Zollaufsicht  gehalten  werden. 

§  4.  Beschlagnahme.  Die  von  der  Verfügung 
betroffenen  Gegenstände  (§  2)  sind  beschlagnahmt. 

Die  Beschlagnahme  hat  folgende  Wirkung: 

a)  Alle  rechtsgeschäftlichen  Verfügungen,  also  auch 
Verkäufe,  selbst  wenn  sie  der  Ausführung  von  Kriegs¬ 
lieferungen  dienen  sollen,  sind  verboten  und  nichtig.  Den 
rechtsgeschäftlichen  Verfügungen  stehen  Verfügungen 
gleich,  die  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  oder  Arrest¬ 
vollziehung  erfolgen. 

Zulässig  ist  der  Verkauf  ausschließlich  an  die  Metall¬ 
mobilmachungsstelle.  Es  wird  anheimgestellt,  Angebote 
an  deren  Adresse,  Berlin  W  9,  Potsdamerstraße  io|ii, 
einzureichen.  Zulässig  sind  ferner  rechtsgeschäftliche 
Verfügungen,  die  auf  Anordnung  oder  mit  Zustimmung 
der  Metallmobilmachungsstelle  erfolgen. 

b)  Jede  Verwendung  der  beschlagnahmten  Gegen¬ 
stände,  durch  welche  das  darin  enthaltene  Kupfer  der 
Beschlagnahme  entzogen  wird,  ist  verboten. 

c)  Die  von  dieser  Verordnung  betroffenen  Personen 
u.  s.  w.  sind  verpflichtet,  der  Metallmobilmachungsstelle 
und  deren  Beauftragten  über  die  beschlagnahmten  Gegen¬ 
stände  jede  gewünschte  Auskunft  zu  erteilen  und  ihnen 
den  Zutritt  zu  den  Betriebsräumen  zu  gestatten. 

Die  Vorschrift  des  §  5  der  Bekanntmachung  M.  1./7.  15 

K.-R.-A.  —  vom  20.  Juli  1915  wird  bezüglich  der  in 
§  2  der  vorliegenden  Verordnung  bezeichneten  Gegen¬ 
stände  aufgehoben. 

§  5-  Nachnieldung.  Alle  Personen  u.  s.  w.,  welche 
die  durch  die  Verfügung  M.  1./7.  15  —  K.-R.-A.  — ,  be¬ 
treffend  Bestandsmeldung  und  Verwertung  von  Kupfer 
in  Fertigfabrikaten,  vorgeschriebene  Meldung  versäumt 
haben  sollten,  in  welcher  auch  die  durch  §  2  der  vor¬ 
liegenden  Verordnung  beschlagnahmten  Gegenstände  zu 
melden  waren,  haben  bis  spätestens  30.  November  1915 
nachträglich  Meldung  an  die  Metallmobilmachungsstelle 
der  Kriegsrohstoffabteilung  des  königlich  preußischen 
Kriegsministeriums  in  Berlin  W  9,  Potsdamerstraße  lojii, 
Z.U  erstatten.  Für  alle  Nachmeldungen  ist  der  Bestand  zur 
Zeit  des  Inkrafttretens  der  vorliegenden  Verordnung  maß¬ 
gebend.  Der  Meldeschein  für  Kupfer  in  Fertigfabrikaten 
ist  durch  die  Metallmobilmachungsstelle  erhältlich  und  ist 
bis  zum  obengenannten  Zeitpunkt  ordnungsgemäß  aus¬ 
gefüllt  an  die  Metallmobilmachungsstelle,  Berlin  W  9, 
Potsdamerstraße  lo/ii,  einzusenden. 

§  6.  Die  Metallmobilmachungsstelle  des  königlich 
preußischen  Kriegsministeriums  hat  das  Recht,  die  Be- 
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schlagnahme  auch  auf  solche  ganz  oder  teilweise  aus 
Kupfer  bestehenden  Fertigfabrikate  auszudehnen,  die 
nicht  im  §  2  angeführt  sind. 

Bestimmungen  über  Einfuhr  von  Butter  aus 
dem  Ausland.  Eine  Bekanntmachung  vom  15.  November 
1915  bestimmt: 

§  I  (Lieferungspflicht).  Nach  dem  Inkrafttreten 
dieser  Bestimmungen  darf  aus  dem  Ausland  eingeführte 
Butter  nur  durch  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 
in  den  \'^erkehr  gebracht  werden.  Wer  nach  diesem  Zeit¬ 
punkt  Butter  aus  dem  Ausland  einführt,  hat  sie  an  die 
Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  zu  ver¬ 
kaufen  und  zu  liefern. 

§  2  (Anzeigepflicht).  Wer  aus  dem  Ausland  Butter 
einführt,  ist  verpflichtet,  die  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  b.  H.  unter  Angabe  von  Menge,  Preis  und  Bestim¬ 
mungsort  unverzüglich  nach  der  im  Ausland  erfolgten 
\'erladung  der  Butter  Anzeige  zu  erstatten,  auch  alle 
sonstigen  handelsüblichen  Mitteilungen  an  die  Gesell¬ 
schaft  weiterzuleiten.  Er  hat  ferner  den  Eingang  der 
Butter  und  deren  Aufbewahrungsort  der  Gesellschaft  un¬ 
verzüglich  anzuzeigen. 

Die  Anzeigen  und  Mitteilungen  erfolgen  telegraphisch; 
sie  sind  schriftlich  zu  bestätigen. 

§  3  (Aufbewahrungspflicht).  Wer  auf  Grund  des  §  t 
an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  zu  liefern 
hat,  hat  die  Butter  bis  zur  Abnahme  durch  die  Gesell¬ 
schaft  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmanns 
aufzubewahren,  zu  behandeln  und  sie  auf  Verlangen  der 
Gesellschaft  an  einem  von  ihr  zu  bezeichnenden  Orte 
zur  Besichtigung  zu  stellen.  Er  ist  verpflichtet,  etwaige 
\’erladungsanweisungen  der  Gesellschaft  zu  befolgen. 

§  4  (Eigentumsübergang).  Die  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  m.  b.  H.  soll  sich  nach  Empfang  der  Anzeige  von 
der  Einfuhr,  und  wenn  eine  Besichtigung  vorgenommen 
wird,  nach  der  Besichtigung  erklären,  ob  sie  die  Butter 
übernehmen  will.  Das  Eigentum  geht  mit  dem  Zeit¬ 
punkt  auf  die  Gesellschaft  über,  in  dem  die  Übernahme¬ 
erklärung  dem  \'^eräußerer  zugeht. 

§  5  (Übernahmepreis).  Die  Zentraleinkaufsgesell¬ 

schaft  m.  b.  H.  setzt  den  Übernahmepreis  fest. 

§  6  (Entscheidung  von  Streitigkeiten).  Alle  Streitig¬ 
keiten  zwischen  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 
und  dem  Veräußerer  über  die  Lieferung,  die  Auf¬ 
bewahrung  und  den  Eigentumsübergang  entscheidet  end¬ 
gültig  ein  Ausschuß. 

Dieser  besteht  aus  einem  Vorsitzenden  und  vier  Mit¬ 
gliedern  sowie  deren  Stellvertretern,  die  sämtlich  vom 
Reichskanzler  ernannt  werden. 

Der  Reichskanzler  kann  allgemeine  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  die  der  Ausschuß  bei  seinen  Entscheidungen  be¬ 
folgen  soll. 

Der  Ausschuß  soll  bestimmen,  wer  die  baren  Auslagen 
des  Verfahrens  zu  tragen  hat. 

§  7.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  soll  bei 
Verteilung  der  erworbenen  Buttermengen  die  Bestim¬ 
mungen  des  Reichskanzlers  (Reichsamtes  des  Innern) 
innehalten. 

§  8.  Ausgenommen  von  diesen  Bestimmungen  sind 
geringfügige  Mengen,  die  als  Reiseproviant  oder  im 
Grenzverkehr  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sofern 
die  Einfuhr  nicht  zu  Handelszwecken  erfolgt. 

Inwieweit  im  übrigen  Ausnahmen  von  diesen  Bestim¬ 
mungen  zugelassen  werden,  bleibt  besonderer  Anordnung 
Vorbehalten. 

§  9.  Als  Ausland  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  gilt 
nicht  das  besetzte  Gebiet 

§  IO.  Diese  Bestimmungen  treten  am  16.  November  In 
Kraft. 


Verwaltungsstelle  für  private  Schwefelwirt¬ 
schaft.  Der  Bundesrat  hat  am  13.  1.  M.  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

Der  Kriegschemikalienaktiengesellschaft  in  Berlin 
wird  eine  ,, Verwaltungsstelle  für  private  Schwefelwirt¬ 
schaft“  angegliedert,  der  es  obliegt,  die  Versorgung  des 
deutschen  Wirtschaftslebens  mit  den  für  andere  als 
Heeres-  und  Marinezwecke  erforderlichen  Mengen  von 
Schwefelsäure  und  Oleum  zu  sichern,  insbesondere  deren 
Gewinnung  aus  heimischen  Rohstoffen  zu  fördern.  Die 
Mittel,  deren  die  Verwaltungsstelle  für  Durchführung 
ihrer  Aufgaben  bedarf,  werden  im  Wege  einer  Plmlage 
auf  Schwefelsäure  und  Oleum,  einschließlich  Abfall¬ 
säure,  aufgebracht.  Die  Umlage  ist  zu  entrichten: 
r.  hinsichtlich  der  mit  Beginn  des  16.  November  1915 
vorrätigen  Mengen  von  dem  Eigentümer;  haben  die  \^or- 
räte  eines  Eigentümers  insgesamt  einen  Schwefelinhalt 
\-on  weniger  als  10.000  kg,  so  ist  eine  Umlage  nicht  zu 
entrichten;  2.  hinsichtlich  der  nach  dem  15.  November 
1915  erzeugten  Mengen  von  dem  Erzeuger.  Die  LTmlage 
wird  von  der  Verwaltungsstelle  nach  näherer  Bestim¬ 
mung  des  Reichskanzlers  festgesetzt.  Wird  die  LImlage 
nicht  binnen  zwei  Wochen  nach  der  Bekanntgabe  der 
Festsetzung  entrichtet,  so  wird  sie  von  der  zuständigen 
Behörde  nach  den  für  die  Betreibung  öffentlicher  Ab¬ 
gaben  geltenden  Wrschriften  beigetrieben.  Die  zur  Ent¬ 
richtung  der  Lhnlage  Verpflichteten  haben  nach  näherer 
Bestimmung  des  Reichskanzlers  über  die  zur  Berech¬ 
nung  der  LTmlage  erforderlichen  Rechnungsgrößen  Aus¬ 
kunft  zu  erteilen,  und  zwar  die  Eigentümer  bis  zum 
15.  Januar  1910,  die  Erzeuger  bis  zum  15.  jeden  Monats 
hinsichtlich  der  im  V^ormonat  erzeugten  Mengen,  erst¬ 
malig  bis  zum  15.  Januar  1916  hinsichtlich  der  in  der 
Zeit  vom  16.  November  1915  bis  zum  31.  Dezember 
1915  einschließlich  erzeugten  Mengen.  Die  zuständige 
Behörde  ist  berechtigt,  zur  Nachprüfung  der  Angaben 
die  Geschäftsaufzeichnungen  des  Auskunftspflichtigen 
einsehen  zu  lassen.  Lieferungsverträge  über  Schwefel¬ 
säure  und  Oleum,  einschließlich  Abfallsäure,  die  im  In¬ 
land  erzeugt  sind,  treten  mit  dem  16.  November  außer 
Kraft,  soweit  die  Lieferung  nicht  schon  vor  diesem  Zeit¬ 
punkt  erfolgt  ist.  Der  Reichskanzler  ist  ermächtigt,  für 
Schwefel  sowie  für  schwefelhaltige  Rohstoffe  und  Er¬ 
zeugnisse  Höchstpreise  festzusetzen.  Schwefelkies, 
•Schwefelsäure  und  Oleum,  die  nach  dem  15.  November 
1915  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sind  an  die 
Kriegschemikalienaktiengesellschaft,  Verwaltungsstelle 
für  private  Schwefehvirtschaft,  zu  liefern.  Kommt  eine 
Einigung  über  die  Lieferungsbedingungen  nicht  zu 
Stande,  so  werden  sie  von  dem  Reichskanzler  festgesetzt. 
Der  Reichskanzler  kann  die  Vorschriften  dieser  Wr- 
Vrdnungen  auf  schwefelhaltige  Rohstoffe  und  Erzeug¬ 
nisse  jeder  Art  sowie  auf  Schwefel  ausdehnen  und  Aus¬ 
nahmen  von  den  \Torschriften  dieser  V^erordnung  er¬ 
lassen.  Die  V'’erordnung  findet  keine  Anwendung  auf 
Schwefelsäure  und  Oleum,  die  zur  Befriedigung  des 
Bedarfs  des  Heeres  oder  der  Marine  dienen.  Der 
Reichskanzler  bestimmt,  was  als  Bedarf  des  Heeres  und 
der  Marine  anzusehen  ist.  Alit  Geldstrafe  bis  zu  1500 
Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Monaten  wird 
bestraft:  i.  wer  die  im  §  3,  Abs.  i,  der  Verordnung 
vorgesehene  Auskunft  nicht  erteilt  oder  bei  der  Aus¬ 
kunftserteilung  wissentlich  unwahre  Angaben  macht; 
2.  wer  im  Falle  des  §  3,  Abs.  2,  die  Einsicht  in  die 
Geschäftsaufzeichnungen  verweigert;  3.  wer  der  Lie- 
feruugspflicht  nach  §  6  nicht  nachkommt.  Diese  Ver¬ 
ordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Wrkündung  in  Kraft. 
Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Ausführungsbestimmungen  zur  Bekannt¬ 
machung,  betreffend  die  private  Schwefelwirt¬ 
schaft.  §  I.  Die  Bekanntmachungen  der  militärischen 
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Behörden  über  beschlagnahmte  Chemikalien,  beziehungs¬ 
weise  die  im  Auftrag  der  Kriegsrohstoffabteilung  des 
königlich  preußischen  Kriegsministeriums  von  der 
Kriegschemikalienaktiengesellschaft  herausgegebenen  Er¬ 
läuterungen  besagen,  welche  Bedürfnisse  an  Schwefel¬ 
säure  und  Oleum  im  Sinne  des  §  7,  Absatz  2,  der  \^er- 
ordnung  als  Heeres-  und  Marinebedarf  anerkannt  und 
somit  von  der  Verordnung  und  ihren  Ausführungs¬ 
bestimmungen  ausgenommen  sind. 

§  2.  Die  Umlage  ist  zu  entrichten: 

a)  von  den  Erzeugern  von  Schwefelsäure  und  Oleum 
für  die  in  der  betreffenden  Rechnungsperiode  verarbei¬ 
teten  Mengen  von  Schwefel  und  schwefelhaltigen  Roh¬ 
stoffen  ; 

b)  von  denjenigen  Betrieben,  in  denen  Abfallsäure 
abfällt,  soweit  sie  aus  dem  Wirtschaftskreise  des  an¬ 
erkannten  Heeres-  und  Marinebedarfs  heraustritt  und  in 
die  private  Wirtschaft  übergeht,  und  zwar  für  die  in  der 
betreffenden  Rechnungsperiode  abfallenden  Mengen ; 

c)  von  den  Eigentümern  von  Schwefelsäure  und  Oleum 
einschließlich  Abfallsäuren  für  die  mit  Beginn  des 
16.  November  1915  vorrätigen  Mengen,  insoweit  die 
dem  einzelnen  Eigentümer  gehörige  Gesamtmenge 
10.000  feg  Schwefelinhalt  nicht  unterschreitet. 

§  3.  Die  \'erwaltungsstelle  für  private  Schwefelwirt¬ 
schaft  in  Berlin  bestimmt  für  jeden  Umlagepflichtigen 
auf  Grund  seiner  Auskünfte  eine  Rohstoffgrundzahl,  die 
dem  Werte  der  verarbeiteten  Rohstoffe  oder  abgefallenen 
Säuren  oder  vorrätigen  Mengen  von  Schwefelsäure  und 
Oleum  einschließlich  Abfallsäuren  angepaßt  ist  und  aus 
der  die  vom  Erzeuger,  beziehungsweise  Eigentümer  zu 
zahlende  Umlage  folgendermaßen  berechnet  wird: 

Als  Umlage  ist  zu  entrichten  das  Produkt  13013! 
A  mal  B,  wobei  bedeutet: 

A.  den  Schwefelinhalt  der  verarbeiteten  Rohstoff¬ 
menge,  beziehungsweise  der  abgefallenen  Säure,  be¬ 
ziehungsweise  der  vorrätigen  Mengen  Schwefelsäure  und 
Oleum  einschließlich  Abfallsäuren  (in  vollen  Tonnen  zu 
je  1000  feg) ; 

B.  den  L^nterschied  zwischen  I3'0  und  der  von  der 
\’erwaltungsstelle  bestimmten  Roh  Stoff  grundzahl  (in 
Pfennigen  mit  Zehntelpfenniggenauigkeit). 

§  4.  Gemäß  §  3  wird  für  Erzeuger  von  Säure  und 
Oleum  aus  Zinkblende  die  Rohstoffgrundzahl  2‘o  fest¬ 
gesetzt. 

§  5.  Gemäß  §  3  wird  für  Erzeuger  von  Säure  und 
Oleum  aus  Schwefelkies,  der  vor  Kriegsausbruch  nach 
Deutschland  eingeführt  oder  nach  Kriegsausbruch  im 
Inland  gefördert  war,  die  Rohstoffgrundzahl  6'0  fest¬ 
gesetzt. 

§  6.  Auf  Säure  und  Oleum,  die  aus  Gips  oder  Kieserit 
auf  Grund  von  Verträgen  mit  der  Verwaltungsstelle  ge¬ 
wonnen  werden,  ist,  insow^eit  sie  vertragsmäßig  von  der 
X’erwaltungsstelle  abgerufen  werden,  vom  Erzeuger  keine 
Umlage  zu  entrichten,  desgleichen  auf  Säure  und  Oleum, 
die  aus  Schwefelkies  gewonnen  werden,  den  der  Säure¬ 
erzeuger  seit  dem  i.  Oktober  1915  von  der  Verwaltungs¬ 
stelle  gekauft  hat. 

§  7.  Gemäß  §§  2  und  3  würd  für  Abfallsäuren,  die  aus 
dem  Wirtschaftskreise  des  anerkannten  Heeres-  und 
Marinebedarfs  heraustreten  und  in  die  private  Wirt¬ 
schaft  übergehen,  die  Rohstoffgrundzahl  8’o  festgesetzt. 

§  8.  Für  die  nicht  durch  die  §§  4  bis  7  betroffenen 
Fälle  bestimmt  der  Reichskanzler,  wieviel  Aufschlag  zu 
den  Rohstoffselbstkosten  die  Verwaltungsstelle  bei  Fest¬ 
setzung  der  Rohstoffgrundzahl  gewähren  darf,  be¬ 
ziehungsweise  welche  Umlage  auf  vorrätige  Erzeugnis¬ 
mengen  (siehe  §  2  c)  erhoben  wird. 

§  9.  Die  Umlage  ist  so  bemessen,  daß  die  Erzeuger  von 
Schwefelsäure  und  Oleum  einschließlich  Abfallsäure  für 
unverpackte  Ware  frei  Bahnstation  der  Erzeugungsstelle 


bei  angemessenem  Nutzen  unter  folgenden  X'erkaufs- 
preisen  bleiben  können; 

a)  Gloversäure:  330  M.  für  1000  kg  Schwefelinhalt 
im  Erzeugnis,  abzüglich  15  M.  für  1000  kg  Erzeugnis  in 
abgelieferter  Beschaffenheit. 

b)  Helle  Kammersäure  sowie  höhergradige  Säure  und 
Olenum:  470  AI.  für  1000  kg  Schwefelinhalt  im  Er¬ 
zeugnis,  abzüglich  45  AI.  für  1000  kg  Erzeugnis  in  ab¬ 
gelieferter  Beschaffenheit. 

c)  Sonderfälle:  Soviel  Zu-  oder  Abschlag  für  1000  kg 
Erzeugnis  gegenüber  den  unter  a  und  b  genannten  Richt¬ 
preisen,  wie  es  dem  Handelsbrauch  im  Frieden  ent¬ 
spricht. 

§  IO.  Gemäß  §  7,  Abs.  i,  der  A'erordnung  wird  be¬ 
stimmt,  daß  diejenigen  AVrträge  auf  Lieferung  von 
Schwefelsäure  zur  Herstellung  von  Superphosphat  und 
schwefelsaurem  Ammoniak  entgegen  der  Vorschrift  des 
§  4  der  Verordnung  bestehen  bleiben,  die  vor  dem 
20.  August  1915  geschlossen  worden  sind,  und  zwar  hin¬ 
sichtlich  derjenigen  Alengen  von  Schwefelsäure,  die  bis 
zum  31.  März  1916  geliefert  werden. 

Für  die  im  Abs.  i  genannte  Schwefelsäure  wird  eine 
Umlage  nicht  erhoben. 

§  II.  Im  Auftrag  des  Reichskanzlers  wird  die  Ver¬ 
waltungsstelle  Fragebogen  ausgeben,  die  nach  §  3  der 
A'erordnung  von  den  zur  Entrichtung  der  Umlage  A'er- 
pflichteten  auszufüllen  sind. 

Ausführungsanweisung  zur  Verordnung  zur 
Regelung  der  Preise  für  Schlachtschweine  und 
für  Schweinefleisch  vom  4.  November  1915.  Zu  §  1. 

Die  Höchstpreise  für  Schweine  gelten  nur  für  die  im 
§  I  aufgeführten  Gemeinden  mit  Schlachtviehmärkten 
(Absatz  i)  und  öffentlichen  Schlachthäusern  (Absatz  3). 
Im  übrigen  ist  die  Preisgestaltung  für  den  Schweine¬ 
handel  frei,  sie  wird  aber  tatsächlich  durch  die  Preis¬ 
festlegung  auf  den  Schlachtviehmärkten  und  dadurch, 
daß  die  im  §  5  festgesetzte  Grenze  der  Fleischpreise  auch 
außerhalb  der  im  §  i,  Absatz  i  und  3,  genannten  Ge¬ 
meinden  nicht  überschritten  w'erden  darf,  maßgebend  be¬ 
stimmt. 

In  Gemeinden  mit  öffentlichen  Schlachthäusern  (Ab¬ 
satz  3)  ist  von  der  Gemeindebehörde  der  durch  den 
nächsten  Schlachtviehmarkt  (Absatz  i)  bestimmte 
Höchstpreis  oder,  sofern  von  uns  ein  niedrigerer  Höchst¬ 
preis  festgesetzt  w’erden  sollte,  dieser  Höchstpreis  öffent¬ 
lich  bekanntzugeben. 

Zu  §  2.  Grundsätzlich  soll  der  Handel  nur  nach  Le¬ 
bendgewicht  erfolgen.  Es  ist  zulässig,  mehrere  Schweine 
zusammen  zu  einem  Einheitspreis  für  den  Zentner  Le¬ 
bendgewicht  zu  verkaufen  oder  zu  kaufen,  doch  müssen 
es  Schweine  gleicher  Gewichtsklasse  und  gleicher  Be¬ 
schaffenheit  sein. 

AVo  nicht  genügende  AViegeeinrichtungen  auf  einem 
Schlachtviehmarkte  vorhanden  sein  sollten,  um  alle 
Schw’eine  nach  Lebendgewdcht  handeln  zu  können,  kann 
von  uns  bis  auf  weiteres  ein  Handel  nach  Schlacht¬ 
gewicht  gestattet  werden,  dabei  darf  der  nach  §  i,  Ab¬ 
satz  I  und  3,  festgesetzte  Höchstpreis  für  50  kg  Lebend¬ 
gewicht,  beim  Kauf  nach  Schlachtgewicht  für  50  kg 
Schlachtgewicht  um  25  vom  Hundert  nicht  überschritten 
werden.  Die  Feststellung  des  Schlachtgewichts  hat  dabei 
zu  erfolgen  nach  den  Bestimmungen  der  Preisfeststel¬ 
lungsordnung  des  Marktes. 

Zu  §  3.  Zuständige  Behörde  ist  der  Gemeindevorstand. 

Die  Bestimmung  des  ersten  Satzes  bezweckt  eine  gleich¬ 
mäßige  Berücksichtigung  der  Käufer,  die  bisher  auf  dem 
Markt  ihren  Bedarf  gedeckt  haben.  Der  Gemeinde¬ 
vorstand  wird  auf  Grund  der  Feststellung,  welchen  Teil 
der  dem  Marktorte  zugeführten  Schweine  der  einzelne 
Käufer  bisher  erworben  hat,  die  Zuweisung  vorzunehmen 
haben.  Käufe  von  Schweinen  außerhalb  des  eigentlichen 
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T^Tarktes  sind  auf  die  den  Käufern  zum  Erwerb  zuzu¬ 
weisende  Stückzahl  anzurechnen.  Käufern,  denen  kein 
Erlaubnisschein  für  die  Ankäufe  ausgehändigt  wird,  kann 
der  Zutritt  zum  Markte  untersagt  werden. 

Die  Heeres-  und  Marineverwaltung  deckt  ihren  Be¬ 
darf  in  der  Regel  nicht  durch  Käufe  auf  dem  Markt. 
Sollte  sie  ausnahmsweise  dazu  genötigt  sein,  so  ist  die 
Gemeinde  des  Marktortes  verpflichtet,  der  Heeresverwal¬ 
tung  die  Erlaubnis  zum  Erwerb  von  soviel  Schweinen, 
als  sie  braucht,  zu  erteilen.  Erforderlichenfalls  ist  die 
für  die  anderen  Käufer  zugelassene  Ankaufsmenge  im 
X'erhältnis  zum  dann  noch  verfügbaren  Angebote  herab¬ 
zusetzen. 

Zu  §  4.  In  Gemeinden  mit  öffentlichen  Schlacht¬ 
häusern,  in  die  ausgeschlachtete  Schweine  und  frisches 
Schweinefleisch  von  außerhalb  eingeführt  werden,  kann 
dieser  Fleischgroßhandel  durch  den  Gemeindevorstand 
auf  bestimmte  Stellen  (Markthallen  u.  s.  w.)  beschränkt 
werden.  Erforderlichenfalls  kann  auch  hier  eine  Regelung 
des  Absatzes  nach  §  3,  Satz  i,  stattfinden. 

Eine  Beschränkung  des  Verkaufes  von  außerhalb  ein¬ 
geführten  Fleisches  im  Kleinverkauf  darf  nicht  statt¬ 
finden. 

Zu  §  5.  Die  Gemeindevorstände  der  Gemeinden,  in 
denen  Schweinefleisch  zum  Verkauf  gelangt,  sind  ver¬ 
pflichtet,  Höchstpreise  für  Fleisch  und  Fleischwaren  fest¬ 
zusetzen.  Sie  sind  dabei  verpflichtet,  die  im  Absatz  i 
vorgeschriebenen  Fleischgrenzen  für  frisches  (rohes) 
Schweinefleisch  und  frisches  (rohes)  Fett  innezuhalten. 

Für  die  Herabsetzung  der  Preisgrenzen  (Absatz  i, 
Satz  2)  sind  der  Regierungspräsident,  für  Berlin  der 
Oberpräsident  zuständig.  Die  Herabsetzung  wird  für 
den  ganzen  Bezirk  oder  für  Teile  desselben  vielfach  ge¬ 
boten  sein,  um  die  von  der  Gemeindebehörde  festzu¬ 
setzenden  Fleischpreise  in  ein  angemessenes  Verhältnis 
zu  den  örtlichen  Schweinepreisen  zu  bringen. 

Auch  bei  verschiedenen  Preisen  für  die  einzelnen 
Fleischsorten  (Absatz  2)  darf  der  Preis  die  Preisgrenze 
für  keine  Sorte  frischen  Fleisches  überschreiten.  Die 
Preise  für  zubereitetes  Fleisch  (gepöckeltes  und  geräu¬ 
chertes  Schweinefleisch),  für  gesalzenen  und  geräucherten 
Speck,  für  ausgelassenes  Schweinefett  und  für  Wurst¬ 
waren  sind  im  Verhältnis  zur  Preisgrenze  für  frisches 
Schweinefleisch  und  rohes  Schweinefett  festzusetzen. 
Die-  höhere  Verwaltungsbehörde  kann  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  nach  welchem  Verhältnis  die  Preise  für  zube¬ 
reitetes  Fleisch  und  Fett  sowie  für  Fett-  und  Fleisch¬ 
waren  die  Plüchstpreise  für  frisches  Fleisch  und  frisches 
Fett  überschreiten  dürfen. 

Zu  §  7.  Wer  als  Gemeinde  anzusehen  ist,  richtet  sich 
nach  den  Gemeindeverfassungsgesetzen.  Als  Gemeinden 
im  Sinne  der  Verordnung  gelten  auch  Gutsbezirke. 

Zu  §  TO.  Zuständige  Behörde  ist  die  Ortspolizei¬ 
behörde. 

Anordnung  für  das  Verfahren  vor  den  auf 
Grund  der  Verordnung  vom  11.  November  1915 
bestellten  Schiedsgerichten.  Fine  amtliche  Verlaut¬ 
barung  vom  15.  November  19x5  verfügt: 

Auf  Grund  des  §  5  der  Verordnung,  betreffend  Ein¬ 
wirkung  von  Höchstpreisen  auf  laufende  Verträge,  vom 
TT.  November  t9T5  wird  über  das  \^erfahren  vor  den 
durch  die  Landeszentralbehörden  bestellten  Scbieds- 
gerichten  folgendes  bestimmt: 

§  T.  Die  Schiedsgerichte  sind  berufen,  in  den  im  §  2 
der  Verordnung,  betreffend  die  Einwirkung  von  Höchst¬ 
preisen  auf  laufende  ^^erträge,  bezeichneten  Fällen  die 
^^ertragsbedingungen  endgültig  festzusetzen. 

§  2.  Der  Antrag  auf  schiedsgerichtliche  Entscheidung 
ist  an  das  Schiedsgericht  zu  richten,  in  dessen  Bezirke 
der  \'^erkäufer  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat. 


Der  Antrag  ist  schriftlich  oder  zu  Protokoll  des 
Gerichtsschreibers  eines  Amtsgerichtes  oder  des  Schrift¬ 
führers  des  Schiedsgerichtes  zu  stellen.  Er  soll  unter 
Darlegung  der  Sachlage  und  Angabe  der  Beweismittel 
kurz  begründet  werden ;  der  Antragsteller  soll  die  ihm 
zugänglichen  Beweisurkunden,  insbesondere  Vertrags¬ 
urkunden  und  Briefe  beifügen. 

§  3.  Das  Schiedsgericht  verhandelt  und  entscheidet  in 
nichtöffentlicher  Sitzung'.  Der  Vorsitzende  kann  an¬ 
ordnen,  daß  eine  mündliche  Wrhandlung  mit  den  Be¬ 
teiligten  stattfindet. 

Die  Beteiligten  sind  vor  der  Entscheidung  zu  hören. 
Es  ist  ihnen  gestattet,  den  ^Vrhandlungen  beizuwohnen. 
Der  Vorsitzende  kann  ihr  Erscheinen  anordnen. 

Beteiligte  im  Sinne  dieser  Bestimmungen  sind  die 
^Vrtragsparteien.  Der  Wrsitzende  kann  andere  Per¬ 
sonen,  die  ein  rechtliches  Interesse  an  der  Entscheidung 
haben,  als  Beteiligte  zulassen. 

§  4.  Die  Beteiligten  sind  von  Ort  und  Zeit  der  Sitzung 
-u  benachrichtigen.  Wird  mündliche  Verhandlung  an¬ 
geordnet,  so  sind  sie  zu  dieser  zu  laden. 

Die  Ladung  erfolgt  durch  eingeschriebenen  Brief  und, 
wenn  der  Wohnort  des  Beteiligten  nicht  bekannt  ist  oder 
die  schriftlicbe  Verständigung  mit  ihm  während  des 
Krieges  erschwert  oder  zeitraubend  ist,  durch  öffentliche 
Bekanntmachung  mittels  einmaliger  Einrückung  in  den 
,, Reichsanzeiger“.  Der  Vorsitzende  kann  eine  andere  Art 
der  Ladung  anordnen. 

Die  Beteiligten  können  sich  in  der  mündlichen  Ver¬ 
handlung  durch  eine  mit  schriftlicher  Vollmacht  ver¬ 
sehene  Person  vertreten  lassen;  sind  sie  oder  ihre  Ver¬ 
treter  trotz  rechtzeitiger  Ladung  nicht  erschienen,  so 
wird  gleichwohl  in  der  Sache  verhandelt  und  entschieden. 

§  5.  Das  Schiedsgericht  kann  den  Beteiligten  auf¬ 
geben,  binnen  einer  bestimmten  Frist  Tatsachen  zur 
weiteren  Aufklärung  des  Sachverhaltes  anzugeben  und 
Beweismittel,  insbesondere  ITkunden,  vorzulegen  oder 
Zeugen  zu  stellen. 

Bei  Versäumung  der  Frist  kann  das  Schiedsgericht 
nach  Lage  der  Sache  ohne  Berücksichtigung  der  nicht 
beigebrachten  Beweismittel  entscheiden. 

§  6.  Das  Schiedsgericht  kann  auf  Antrag  oder  von 
Amts  wegen  Beweise  erheben,  insbesondere  Zeugen  und 
Sachverständige  eidlich  vernehmen. 

Auf  die  Erledigung  des  Zeugen-  und  Sachverstän¬ 
digenbeweises  finden  die  Vorschriften  der  Zivilprozeß¬ 
ordnung  entsprechende  Anwendung.  Die  Zeugen  und 
Sachverständigen  erhalten  Gebühren  nach  Maßgabe  der 
Gebührenordnung  für  Zeugen  und  Sachverständige 
(Reichs-Gesetzblatt  1898,  S.  689:  T9T4,  S.  2x4). 

§  7.  Die  Befugnisse  aus  den  §§  5,  6  steben  außerhalb 
der  Sitzungen  dem  Vorsitzenden  zu. 

Der  Vorsitzende  kann  vorläufige  Anordnungen  über 
die  Verpflichtungen  der  Vertragsparteien  erlassen.  Aus 
ihnen  findet  die  Vollstreckung  nach  Maßgabe  der 
hierüber  von  den  Landeszentralbebörden  erlassenen  Be¬ 
stimmungen  statt. 

^  8.  Zu  den  Verhandlungen  wird  ein  Schriftführer  zu¬ 
gezogen,  der  vom  Vorsitzenden  durch  Handschlag  an 
Eidesstatt  zu  treuer  und  gewissenhafter  Führung  seines 
Amtes  verpflichtet  wird. 

t’lber  die  Verhandlungen  wird  eine  Niederschrift  auf¬ 
genommen,  die  von  dem  \^orsitzenden  itnd  dem  Schrift¬ 
führer  zu  unterzeichnen  ist.  Sie  soll  Ort  und  Tag  der 
Verhandlung,  die  Bezeichnung  der  mitwirkenden  Per¬ 
sonen  und  der  Beteiligten  sowie  das  Ergebnis  der  Ver¬ 
handlung  enthalten.  Sie  soll  den  anwesenden  Beteiligten 
vorgelesen  oder  zur  Durchsicht  vorgelegt  und  von  ihnen 
itnter schrieben  werden. 

§  9.  Das  Schiedsgericht  setzt  die  Vertragsbedingungen 
nach  freiem  Ermessen  fest.  Es  ist  an  die  Anträge  der 
Beteiligten  nicht  gebunden.  Die  Lieferungsfristen  können 
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nur  mit  Zustimmung  der  Vertragsparteien  geändert 
werden. 

Die  Entscheidung  erfolgt  durch  Beschluß.  Der  Be¬ 
schluß  enthält  die  Namen  der  Mitglieder  des  Schieds¬ 
gerichtes,  die  bei  der  Entscheidung  mitgewirkt  haben, 
und  ist  von  dem  \^orsitzenden  zu  unterschreiben. 

§  10.  Die  Beschlüsse  (§9)  und  die  Anordnungen  des 
\'orsitzenden  auf  Grund  des  §  7,  Abs.  2,  sind  von  dem 
Schriftführer  auszufertigen;  er  bescheinigt  die  Über¬ 
einstimmung  mit  der  Urschrift. 

Die  Beschlüsse  sind  den  Beteiligten,  soweit  sie  nicht 
in  deren  Gegenwart  verkündet  sind,  in  der  im  §  4, 
Abs.  2,  vorgeschriebenen  Weise  mitzuteilen. 

§  II.  Für  das  Verfahren  werden  Gebühren  nicht  er¬ 
hoben. 

Das  Schiedsgericht  bestimmt,  wer  die  baren  Auslagen 
des  \'erfahrens  zu  tragen  hat,  und  setzt  die  Höhe  der 
Auslagen  fest.  Die  Entscheidung  hierüber  ist  voll¬ 
streckbar.  Die  Vollstreckung  richtet  sich  nach  den  Vor¬ 
schriften,  die  die  Landeszentralbehörden  auf  Grund  des 
§  4  der  Verordnung,  betreffend  Einwirkung  der  Höchst¬ 
preise  auf  laufende  Verträge,  treffen. 

Die  Parteien  haben  keinen  Anspruch  auf  Erstattung 
ihrer  Auslagen. 

Änderung  der  Verordnung  über  das  Verbot  des 
Anstreichens  mit  Farben  aus  Bleiweiß  und  Leinöl. 

Der  Bundesrat  hat  am  ii.  November  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen : 

Artikel  i.  In  der  Bekanntmachung  über  das  Verbot  des 
Anstreichens  mit  Farben  aus  Bleiweiß  und  Leinöl  vom 
14.  Oktober  1915  (R.-G.-Bl.  S.  671)  werden  folgende 
.Ä.nderungen  vorgenommen : 

1.  In  der  Überschrift  werden  an  Stelle  der  Worte:  „aus 
Bleiweiß  und  Leinöl“  die  Worte  gesetzt: 

aus  pflanzlichem  oder  tierischem  öl. 

2.  Im  §  I  werden  die  Worte:  „Blei weiß  und  Leinöl 
verwendet  ist“  ersetzt  durch  die  Worte: 

pflanzliche  oder  tierische  öle  verwendet  worden  sind. 

Artikel  2.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Italien. 

Vorgehen  in  Prisenangelegenheiten.  Die  ,,Gazzetta 
ufficiale“  vom  14.  September  1915  enthält  folgende  Vor¬ 
schriften,  welche  einen  integrierenden  Bestandteil  der 
Geschäftsordnung  der  Prisenkommission  bilden. 

Art.  1.  Das  Verfahren  hinsichtlich  der  Feststellung 
der  Nationalität  jener  Waren,  welche  an  Bord  der  in 
den  Häfen  oder  Territorialwässern  des  Königreiches 
oder  der  Kolonien  mit  dem  Kriegsausbrüche  beschlag¬ 
nahmten  feindlichen  Handelsschiffe  gefunden  wurden, 
wird  vor  der  Prisenkommission  seitens  des  Regierungs¬ 
kommissärs  eingeleitet  und  nach  den  für  das  Ver¬ 
fahren,  betreffend  die  Rechtmäßigkeit  durch  die  Ge¬ 
schäftsordnung  der  Kommission  vom  26.  Juni  1915,  fest¬ 
gesetzten  Bestimmungen  mit  den  in  den  folgenden  Ar¬ 
tikeln  enthaltenen  Abänderungen  durchgeführt. 

Art.  II.  Die  im  Artikel  \TI  der  Geschäftsordnung 
vom  26.  Juni  1915  erwähnte  Frist  wird  mit  30  Tagen 
vom  Datum  der  Veröffentlichung  des  Dekrets  des  Vor¬ 
sitzenden  in  der  „Gazzetta  ufficiale“,  welche  die  erfolgte 
Hinterlegung  des  Ansuchens  des  Regierungskommissärs 
bekanntgibt,  festgesetzt. 

Art.  HL  Die  im  Artikel  VHI  der  Geschäftsordnung 
vom  26.  Juni  1915  vorgeschriebene  Erklärung,  betreffend 
die  Anmeldung  der  Partei  als  Privatbeteiligte  im  Ver¬ 
fahren,  muß  enthalten: 

a)  Namen  und  Zunamen  oder  Firma,  Geburtsort, 
Nationalität,  Aufenthalt  oder  Wohnsitz  der  Partei; 


b)  Angabe  der  Natur,  Qualität  und  Quantität, 
Marken  und  anderer  charakterisierender  Zeichen  der 
Ware,  deren  Freigebung  beantragt  wird; 

c)  Name  und  Nationalität  des  Schiffes,  auf  welches 
die  Ware  verladen  wurde,  Verlade-  und  endgültiger 
Bestimmungsort ; 

d)  Name  und  Zuname  oder  Firma,  Nationalität, 
Aufenthalt  oder  Wohnsitz  des  Verladers  und  Emp¬ 
fängers  oder  Kommissionärs ; 

e)  Die  Wahl  des  Wohnsitzes  in  Rom  unter  Namhaft¬ 
machung  der  Person  oder  des  Amtes,  für  welche  die 
Wahl  gilt. 

In  Ermanglung  einer  Wahl  des  Wohnsitzes  werden 
die  Kundmachungen  mittels  Hinterlegung  bei  dem 
Sekretariate  der  Prisenkommission  vorgenommen. 

Die  Erklärung  wird  seitens  der  Partei  oder  eines  bei 
einem  Appellationsgerichte  des  Königreiches  einge¬ 
tragenen  Advokaten,  welcher  mit  einem  besonderen  Man¬ 
date  versehen  sein  muß,  unterfertigt. 

Art.  IV.  Der  Erklärung  muß  die  Partei  das  Konosse- 
ment  über  die  Ware,  deren  Freigebung  beantragt  wird, 
sowie  ein  Zeugnis  der  zuständigen  Behörde  des  eigenen 
Staates,  welches  die  ursprüngliche  Nationalität  der 
Partei  nachweist,  beischließen. 

Dieses  Zeugnis  muß,  wenn  es  sich  um  Ausländer 
handelt,  seitens  der  italienischen  diplomatischen  oder 
Konsularbehörden  legalisiert  werden. 

Art.  V.  Lautet  das  Konossement  auf  Order  oder  auf 
len  Inhaber,  so  muß  der  Inhaber  der  Polizze,  welcher 
die  Freigebung  der  Ware  beantragt,  nachweisen,  wann  er 
las  Eigentum  an  der  Ware  erlangt  hat. 

Art.  VI.  Was  die  Wirkungen  der  Stempel-  und 
Registrierungsgesetze  auf  das  Verfahren,  betreffend  die 
Nationalität  der  Waren  anlangt,  wird  die  Bestimmung  des 
Artikels  22  der  in  der  Sitzung  vom  26.  Juni  1915  ge¬ 
nehmigten  Geschäftsordnung  angewendet  werden. 

Schadenersatzverfahren  der  Prisenkommission, 

Die  „Gazzetta  ufficiale“  vom  14.  September  1915  enthält 
folgende  Verordnung: 

Art.  1.  Das  Ansuchen  um  Geltendmachung  des  Klage¬ 
rechtes  wegen  Schadenersatzanspruches,  welches  durch 
Artikel  I  des  Dekrets  der  Statthalterschaft  vom 
I.  August  1915,  Nr.  1234,  gewährt  wird,  muß  ent¬ 
halten  : 

a)  Zunamen  und  Namen  oder  Firma,  Nationalität, 
Aufenthalt  oder  Wohnsitz  des  Gesuchstellers; 

b)  eine  gedrängte  Angabe  des  Tatbestandes,  auf 
welchen  sich  die  Schadenersatzklage  stützt ; 

c)  die  Summe,  welche  verlangt  wird; 

d)  die  Wahl  des  Wohnsitzes  in  Rom  unter  Namhaft¬ 
machung  der  Person  oder  des  Amtes,  für  welche  die 
Wahl  selbst  gelten  soll ; 

e)  das  Verzeichnis  der  Dokumente,  welche  zur  Be¬ 
gründung  des  Ansuchens  vorgewiesen  werden,  sowie 
die  Bekanntgabe  der  Beweismittel,  welche  der  Gesuch¬ 
steller  als  notwendig  erachtet ; 

f)  die  Lhiterschrift  eines  Advokaten,  welcher  bei 
einem  Appellationssprengel  des  Königreiches  einge¬ 
tragen  ist  und  mit  einem  Sondermandat  versehen  sein 
muß. 

In  Ermanglung  der  Wahl  des  \\^ohnsitzes  werden  die 
Kundmachungen  der  Partei  durch  Hinterlegung  bei  dem 
Sekretariate  der  Kommission  zugestellt. 

Art.  II.  Das  Marineministerium  übermittelt  das  An¬ 
suchen  mit  allen  einschlägigen  Dokumenten  dem  Re¬ 
gierungskommissär  bei  der  Prisenkommission  und  setzt 
dadurch  gleichzeitig  davon  den  Vorsitzenden  der  Kom¬ 
mission  in  Kenntnis. 

Der  Regierungskommissär  gibt  seine  Äußerung  über 
das  Ansuchen  ab,  weist  erforderlichenfalls  Dokumente 
vor  und  beantragt  die  Vorweisung  von  Beweismitteln. 
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Art.  TU.  Das  \"erfahren  hinsichtlich  des  Ansuchens 
wird  nach  den  für  die  Beurteilung  der  Rechtmäßigkeit 
festgesetzten  Normen  der  in  der  Sitzung  vom  26.  Juni 
1915  genehmigten  Geschäftsordnung  der  Prisen¬ 
kommission  durchgeführt  mit  folgenden  Ausnahmen; 

(7)  das  im  Artikel  VI  der  Geschäftsordnung  vor¬ 
gesehene  Dekret  des  Vorsitzenden  wird  nicht  in  der 
„Gazzetta  ufficiale“  kundgemacht,  noch  den  diplomati¬ 
schen  Agenten  mitgeteilt,  sondern  dem  Gesuchsteller  an 
dem  von  ihm  gewählten  Wohnsitze  bekanntgegeben ; 

b)  die  im  Artikel  VII  der  Geschäftsordnung  vor¬ 
gesehene  Frist  läuft  vom  Datum  der  Kundmachung  ab ; 

c)  es  erfolgt  keine  Kundmachung  der  im  Artikel  XI 
der  Geschäftsordnung  vorgesehenen  Verordnung  in  der 
„Gazzetta  ufficiale“. 

Art.  IV.  Wenn  das  Ansuchen  um  Entschädigung  mit 
jenen  Umständen  im  Zusammenhang  steht,  auf  Grund 
welcher  das  Verfahren  wegen  Rechtmäßigkeit  einge¬ 
leitet  wird  oder  in  Schwebe  ist,  und  wenn  die  im  Ar¬ 
tikel  VII  der  Geschäftsordnung  erwmhnte  Frist  noch 
nicht  abgelaufen  ist,  so  würd  das  Verfahren  hinsicht¬ 
lich  des  Ansuchens  mit  jenem,  betreffend  die  Recht¬ 
mäßigkeit,  vereinigt. 

Im  Falle,  daß  das  Ansuchen  nach  Ablauf  der  im 
Artikel  VII  der  Geschäftsordnung  erwähnten  Frist 
überreicht  wird,  steht  dem  Vorsitzenden  frei,  nach  An¬ 
hörung  des  Regierungskommissärs  mittels  einer  der 
gesuchstellenden  Partei  bekanntzugebenden  Verfügung 
die  Vereinigung  der  beiden  Verfahrensarten  anzuordnen. 

Wenn  jedoch  das  Ansuchen  nach  erfolgtem  Ab¬ 
schlüsse  der  Voruntersuchung  hinsichtlich  der  Recht¬ 
mäßigkeit  überreicht  wird,  so  kann  die  Vereinigung  der 
beiden  Verfahrensarten  nur  über  Antrag  der  Partei  er¬ 
folgen,  welche  in  diesem  Falle  keine  Bew'eismittel  ver¬ 
bringen  kann. 

Wenn  das  Ansuchen  um  Entschädigung  nach  Ablauf 
des  fünften  Tages  seit  dem  Abschlüsse  der  Vorunter¬ 
suchung  überreicht  wird,  kann  die  Vereinigung  beider 
Verfahren  nur  für  die  Ansuchen  der  bereits  im  Ver¬ 
fahren  wegen  Rechtmäßigkeit  als  Privatbeteiligte  an- 
gemeldeten  Parteien  angeordnet  werden. 

Art.  V.  Wenn  die  Kommission  die  Entscheidung 
trifft,  daß  der  Schadenersatzanspruch  zu  Recht  besteht, 
kann  sie  die  Parteien,  was  die  Entscheidung  anlangt, 
über  die  Fragen  der  Zugehörigkeit  der  seitens  der  Kom¬ 
mission  zugesprochenen  Beträge,  sowie  des  Bestandes 
der  Forderungsrechte,  welche  gegen  die  Berechtigten  in 
bezug  auf  die  Beträge  selbst  geltend  gemacht  werden, 
an  den  ordentlichen  Richter  verweisen. 

Art.  VI.  Das  Ansuchen,  das  Mandat  und  die  Ur¬ 
kunden,  welche  von  der  Partei  vorgewiesen  werden, 
sowie  die  von'  letzterer  im  Verfahren  verlangten  Akten 
unterliegen  den  Bestimmungen  der  Stempel-  und 
Registrierungsgesetze. 

Ebenso  unterliegen  diesen  Bestimmungen  die  Ver¬ 
fügungen  und  Beschlüsse  der  Prisenkommission,  be¬ 
treffend  die  Schadenersatzansprüche,  wenn  das  Ver¬ 
fahren  wegen  Schadenersatzes  nicht  mit  jenem  wegen 
Rechtmäßigkeit  vereinigt  wird. 

Bei  td^erreichung  des  Ansuchens  muß  die  Partei  zu 
Händen  des  Schriftführers  der  Kommission  die 
Stempelpapiere  für  die  auf  einen  Antrag  auszustellenden 
Akten  hinterlegen.  Wenn  das  Verfahren,  betreffend  den 
Schadenersatzanspruch,  nicht  mit  jenem  hinsichtlich  der 
Rechtmäßigkeit  vereinigt  wird,  muß  die  Partei  ebenso 
das  für  die  Verfügungen  und  Beschlüsse  der  Kommission 
erforderliche  Stempelpapier  hinterlegen.  Die  Partei 
selbst  ist  verpflichtet,  bei  t'iberreichung  des  Ansuchens 
zu  Händen  des  Schriftführers  den  ungefähren  Betrag 
der  Registergebühren  zu  hinterlegen,  welcher  die  Be¬ 
schlüsse  der  Kommission  unterliegen.  Die  Partei  wird 
schließlich  zu  Händen  des  Schriftführers  jenen  Betrag 


hinterlegen  müssen,  welchen  dieser  als  zur  Durch¬ 
führung  der  von  der  Partei  begehrten  Vorunter¬ 
suchungsakten  notwendig  erachten  wird. 

Art.  VII.  Im  Falle  der  Nichtbeobachtung  der  im 
letzten  Absätze  des  vorhergehenden  Artikels  enthaltenen 
Vorschrift  wird  die  Kommission  nach  dem  Stande  der 
Akten  urteilen.  Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  anderen 
in  demselben  Artikel,  sowie  der  im  Artikel  I  enthaltenen 
Bestimmungen  unterbricht  die  Kommission  in  der  Rats¬ 
kammer  das  Verfahren  bis  zur  Behebung  dieser 
Mängel. 

Die  Unterbrechungsanordnung  wird  der  gesuch¬ 
stellenden  Partei  an  dem  von  ihr  gewählteii  Wohnsitze 
bekanntgegeben. 

Art.  VIII.  Die  Komm  ission  kann  trotz  Stattgebung 
des  Ansuchens  um  Schadenersatz  teilweise  oder  ganz 
die  Gerichtskosten  aufrechnen. 

Bulgarien. 

Änderung  und  Ergänzung  des  Moratorium¬ 
gesetzes.  Eine  in  der  Bulgarischen  Staatszeitung  vom 

9.  Oktober  (n.  St.)  1915  veröffentliche  königliche  Ver¬ 
ordnung  vom  8.  Oktober  (n.  St.)  1915,  betreffend  Ab¬ 
änderung  und  Ergänzung  einiger  Artikel  des  Moratorium¬ 
gesetzes  vom  24.  Oktober  (a.  St.)  1915,  bestimmt  nach 
einem  Berichte  des  deutschen  Konsulates  in  Sofia: 

§  I.  Der  Artikel  i  erhält  folgenden  dritten  Absatz: 

Der  gleiche  Zahlungsaufschub  wird  auch  auf  Geschäfte 
ausgedehnt,  die  während  der  Zeit  vom  25.  Juli  (7.  August) 
1914  bis  10. /23.  September  1915  abgeschlossen  sind. 

§  2.  Der  dritte  Absatz  des  Artikels  2  wird  folgender¬ 
maßen  geändert: 

Der  vor  dem  10. /23.  September  1915  vereinbarte  Zins¬ 
satz  kann  während  der  Dauer  des  Moratoriums  unter 
keinen  Umständen  und  unter  keiner  Form  erhöht  werden. 
Jede  andere  Vereinbarung  ist  rechtsungültig. 

§  3.  Der  Artikel  3  wird  folgendermaßen  geändert; 

Während  der  Dauer  des  Moratoriums  wird  der  Lauf 
aller  Fristen  —  materielle  und  prozessuale  Fristen,  Ver¬ 
jährungsfristen  (in  Zivil-  und  Strafprozessen),  Gerichts¬ 
fristen,  peremptorische  und  andere  Fristen  —  gehemmt, 
wenn  er  vor  dem  10. /23.  September  1915  begonnen  hat. 

§  4.  Der  Artikel  6  erhält  folgende  Fassung: 

Für  alle  in  Artikel  i,  Absatz  i,  vorgesehenen  Geld¬ 
verbindlichkeiten  wird  ein  Zahlungsaufschub  gewährt  von 
so  viel  Tagen,  von  ihrer  Fälligkeit  ab  gerechnet,  als  Tage 
vom  25.  Juli  (a.  St.)  1914  bis  zum  Tage  der  Aufhebung 
des  Moratoriums  verflossen  sind.  Für  die  im  Absatz  3 
desselben  Artikels  vorgesehenen  Geldverbindlichkeiten 
wird  dagegen  ein  Zahlungsaufschub  gew'ährt  von  so  viel 
Tagen,  von  ihrer  Fälligkeit  ab  gerechnet,  als  Tage  vom 

10. /23.  September  1915  bis  zum  Tage  der  Aufhebung 
des  Moratoriums  verflossen  sind. 

Für  die  in  Artikel  i  vorgesehenen  unbefristeten  Geld¬ 
verbindlichkeiten  sowie  für  die  nach  dem  25.  Juli  (a.  St.) 
1914  eingegangenen  Geldverbindlichkeiten,  deren  Fällig¬ 
keitstermine  vor  dem  10. (23.  September  1915  eingetreten 
sind,  wird  ein  Zahlungsaufschub  gewährt  von  drei  Mo¬ 
naten  (90  Tagen),  vom  Tage  der  Aufhebung  des  Mo¬ 
ratoriums  ab  gerechnet. 

§  5.  Der  Artikel  7  wird  folgendermaßen  geändert: 

Ein  Zahlungsaufschub  wird  nicht  gewährt: 

H.  auf  alle  aus  der  Gewährung  von  ITnterhaltsmitteln 
herrührenden  Forderungen ; 

B.  auf  Forderungen  aus  Mietverträgen  über  unbeweg¬ 
liche  Güter  bis  zur  Hälfte  des  Mietbetrages,  falls  der 
Mieter  nicht  zum  Kriegsdienst  eingerückt  ist; 

C.  auf  Forderungen,  die  aus  Dienstverträgen  her¬ 
rühren  ; 

D.  auf  befristete  Einlagen,  die  am  10. ^23.  September 
7915  oder  nach  diesem  Tage  zurückzuzahlen  sind,  bis 
zur  Höhe  von  300  Lewa  für  Einlagen  bis  zu  300  Lewa. 
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Bei  höheren  Einlagen  kann  der  Einzahler  allmonatlich 
Beträge  bis  zu  folgender  Höhe  erheben: 

a)  Bei  Einlagen  bis  zu  looo  Lewa  lo  vom  Hundert 
des  300  Lewa  übersteigenden  Betrages ; 

h)  bei  Einlagen  von  looi  bis  2000  Lewa  6  vom  Hun¬ 
dert  des  300  Lewa  übersteigenden  Betrages ; 

c)  bei  Einlagen  von  2001  bis  5000  Lewa  4  vom  Hun¬ 
dert  des  300  Lewa  übersteigenden  Betrages,  mindestens 
jedoch  100  Lewa  im  Monat; 

d)  bei  Einlagen  von  5001  bis  10.000  Lewa  3  vom  Hun¬ 
dert  des  300  Lewa  übersteigenden  Betrages,  mindestens 
jedoch  150  Lewa  im  Monat; 

c)  bei  Einlagen  von  10.001  Lewa  und  darüber  2  vom 
Hundert  des  300  Lewa  übersteigenden  Betrages,  minde¬ 
stens  jedoch  200  Lewa  im  Monat. 

E.  Auf  unbefristete  Einlagen  bis  zum  Betrage  von 
300  Lewa. 

Bei  höheren  Einlagen  als  300  Lewa  kann  der  Einzahler 
monatlich  folgende  Beträge  abheben: 

a)  Bei  Einlagen  bis  zu  1000  Lewa  10  vom  Hundert 
des  300  Lewa  übersteigenden  Betrages ; 

b)  bei  Einlagen  von  1001  bis  2000  Lewa  8  vom  Hun¬ 
dert  des  300  Lewa  übersteigenden  Betrages : 

c)  bei  Einlagen  von  2001  bis  5000  Lewa  6  vom  Hun¬ 
dert  des  300  Lewa  übersteigenden  Betrages,  mindestens 
jedoch  100  Lewa  im  Monat; 

d)  bei  Einlagen  von  5001  bis  10.000  Lewa  4  vom  Hun¬ 
dert  des  300  Lewa  übersteigenden  Betrages,  mindestens 
jedoch  150  Lewa  im  Monat; 

e)  bei  Einlagen  von  10.001  Lewa  aufwärts  3  vom 
Hundert  des  300  Lewa  übersteigenden  Betrages,  minde¬ 
stens  jedoch  200  Lewa  im  Monat. 

F.  Auf  befristete  Einlagen,  die  fällig  geworden  sind 
und  auf  unbefristete,  in  der  vollen  Höhe  der  Ein¬ 
lage,  falls  der  Einzahler  Inhaber  eines  Landwirtschafts-, 
Handels-  oder  Gewerbebetriebes  ist  und  die  Beträge  zu 
den  nachstehenden  Zwecken  benötigt: 

a)  Zur  Auszahlung  von  Löhnen  und  Gehältern  an  das 
Betriebspersonal ; 

b)  zur  Zahlung  der  Mieten  für  die  Betriebsgebäude; 

c)  zur  Anschaffung  von  Materialien,  Brennstoffen 
u.  s.  w.,  die  zur  Durchführung  einer  ihm  als  Haupt-  oder 
Nebenunternehmer  übertragenen  staatlichen  oder  öffent¬ 
lichen  Unternehmung  oder  I^ieferung  notwendig  sind. 

Niederlande. 

Zum  Ausfuhrverbot  für  Flachs.  Nach  einer  Mit¬ 
teilung  vom  31.  Oktober  1915  soll  angeblich  das  Aus¬ 
fuhrverbot  für  Flachs  nur  eine  vorübergehende  Maß¬ 
regel  sein.  Sobald  die  holländischen  Spinnereien  ge¬ 
nügend  mit  Flachs  versorgt  seien,  werde  das  Ausfuhr¬ 
verbot  wieder  aufgehoben  werden. 

Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  Meldung  aus  Kopen- 
h.-igen  vom  14.  November  1915  hat  die  Regierung  ein 
Ausfuhrverbot  für  Stearinkerzen  und  Kresol- 
])  r  ä  ])  a  r  a  t  e  erlassen,  das  am  13.  November  in  Kraft 
getreten  ist. 

Ausfuhr  von  Käse.  Das  dänische  Justizministerium 
hat  am  4.  November  1915  eine  Bekanntmachung  über 
die  Ausfuhr  von  Käse  erlassen.  Darnach  dürfen  künftig 
nur  15  l’rozent  der  gesamten  Käseerzeugung  ausgeführt 
werden.  Ausfuhr  ist  nur  für  Käse  mit  mindestens 
20  Prozent  Süßmilchgehalt  =  23  Prozent  Fettstoff  vom 
Käsestoff  zugelassen.  Die  Ausfuhr  darf  nur  durch  die 
vom  Landwirtschaftsministerium  dazu  ermächtigten  Aus¬ 
führer  unter  den  für  die  Ausfuhr  besonders  vorgeschrie¬ 
benen  Bedingungen  mit  der  Maßgabe  erfolgen,  daß  dem 


Inlandkonsum  gehörig  Rechnung  getragen  wird.  Die 
vom  Kontor  für  Meiereistatistik,  welches  die  Kontrolle 
ausübt,  bisher  ausgefertigten  Bescheinigungen  können 
nur  bis  zum  5.  November  1915  verwendet  werden. 
Darnach  gelten  sie  nur  bei  der  Ausfuhr  von  Käse  mit 
mindestens  20  Prozent  Süßmilchgehalt. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  Meldung  aus  Stock¬ 
holm  vom  14.  November  1915  wurden  in  Schweden  Aus¬ 
fuhrverbote  erlassen  für:  Steinkohlenteer,  welcher  sich 
beim  Eintrocknen  wie  Asphaltlack  verhält,  ferner  Stein¬ 
kohlenteer  selbst  und  andere  aus  fossilen  Stoffen  herge¬ 
stellte  Teere,  ferner  Steinkohlenteer,  welcher  sich  durch 
Zusatz  von  Kalk,  Kreide,  Lehm  oder  anderen  ähnlichen 
mineralischen  Stoffen  zur  Dachimprägnierung  und  ähn¬ 
lichen  Zwecken  eignet,  ferner  für  Karbolineum,  Benzol, 
Kreosot,  Anthracen  und  parfümierte  Seife. 

Laut  einer  Meldung  aus  Stockholm  vom  8.  November 
19:5  ist  ferner  am  6.  November  in  Schweden  ein  Aus¬ 
fuhrverbot  für  gesalzenes  amerikanisches  Schweine¬ 
fleisch,  gesalzener  amerikanischer  Speck  hierunter  ein¬ 
begriffen,  erlassen  worden. 


Neuregelung  des  gesamten  Zoll-  und  Steuerwesens 
in  den  Niederlanden.  Der  niederländische  Finanzminister 
hat  der  Zweiten  Kammer  der  Generalstaaten  eine  Vor¬ 
lase  zugehen  lassen,  die  eine  vollständige  Neuregelung 
des  gesamten  niederländischen  Zoll-  und  Steuerwesens 
bezweckt.  Der  Minister  teilt  einem  Berichte  des  deutschen 
Generalkonsulats  in  Amsterdam  zufolge  die  Steuern  in 
vier  Gruppen  ein,  nämlich  sachliche,  persönliche,  Ver¬ 
kehrs-  und  Verzehrungssteuern.  Zu  den  sachlichen 
Steuern  gehören ; 

1.  Die  Grund-  und  Gebäudesteuer  (4  Promille  des 
Wertes) ; 

2.  eine  Dividenden  undTanti^mesteuer  von  6^2  Prozent; 

3.  eine  Effektensteuer,  die  für  die  ausländischen 
Papiere  auf  i  Promille  und  für  inländische  auf  '/g  Pro¬ 
mille  festgesetzt  werden  soll. 

Zu  den  persönlichen  Steuern  gehören : 

1.  Die  Einkommensteuer; 

2.  die  Vermögenssteuer  (o'6  Promille); 

3.  eine  Altersrentensteuer,  d.  h.  ein  neuer  Zuschlag 
zur  Einkommensteuer,  der  als  Beitrag  zu  einer  Alters¬ 
rente  dienen  soll; 

4.  eine  Wehrsteuer,  gleichfalls  neu,  zu  der  alle  die¬ 
jenigen  herangezogen  werden,  die  Einkommen-  oder 
Vermögenssteuer  entrichten  und  nicht  dienstpflichtig  sind; 

5.  die  Flottensteuer,  wiederum  ein  neuer  Zuschlag 
zur  Einkommen-  und  Vermögenssteuer; 

6.  eine  Steuer  auf  die  Besitzungen  der  toten  Hand, 
je  nachdem  3  oder  6  Promille  des  Vermögenswertes; 

7.  die  Nachlaßsteuer. 

Zu  den  Verkehrssteuern  gehören: 

1.  Die  Registrierungsabgabe; 

2.  die  Stempelabgabe,  wozu  auch  die  Börsensteuer 
gehört; 

3.  die  Einfuhrzölle ; 

4.  eine  neue  statistische  Abgabe  auf  die  gesamte  Ein- 
und  Ausfuhr  in  Höhe  von  i  Promille. 

Die  Verzehrungssteuern  umfassen: 

1.  Personalabgaben  (Mietsteuer,  Billardsteuer,  Auto¬ 
mobil-  und  Luxuswagensteuer,  Dienstbotensteuer);  (Herd¬ 
steuer  und  Fahrradsteuer  werden  aufgehoben) ; 

2.  eine  neue  Fahrkartensteuer  von  15  Prozent  für 
die  erste,  8  Prozent  für  die  zweite  und  3  Prozent  für 
die  dritte  Klasse ; 
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3.  Verbrauchsabgabe  für  Wein,  Bier,  Tabak,  Zucker, 
Salz  und  Fleisch; 

4.  Spielkartenstempel ; 

5.  Gebühr  für  die  Stempelung  von  Gold-  und  Silber¬ 
waren  ; 

6.  eine  Vornamensteuer  für  diejenigen,  die  mehr  als 
einen  Vornamen  führe  n  oder  ihre  Vornamen  später 
ändern. 

Nicht  aufgenommen  ist  in  den  Entwurf  die  Kriegs¬ 
gewinnsteuer,  die  zurzeit  von  einer  Kommission  beraten 
wird,  da  diese  Abgabe  nur  einen  vorübergehenden 
Charakter  haben  würde. 


ianlicl* 

Österreich-Ungarns  Außenhandel.  Das  Handelsmini¬ 
sterium  veröffentlicht  die  statistischen  Ergebnisse  des 
Außenhandelsverkehres  Österreich -Ungarns  im  dritten 
Jahresviertel  1915.  Die  Ein-  und  Ausfuhrziffern  gestalteten 
sich  in  den  Monaten  Juli  bis  September  dieses  Jahres, 
mit  den  gleichartigen  Ergebnissen  des  Vorjahres  1914 
verglichen,  folgendermassen : 


Ein 

fuhr 

A  u  s  f 

u  h  r 

1914 

1916 

19)4 

i9l5 

M  i 

i  1  1  i  0  n  e  n 

Krön 

e  n 

Juli  .  .  . 

•  296-4 

202-6 

241-4 

72*2 

August  .  . 

•  89-4 

188-5 

29-1 

69-4 

September  . 

•  ii4'9 

185-9 

62-5 

67-9 

Im  Monate  Juli  dieses  Jahres  blieben  Einfuhr  und 
Ausfuhr  naturgemäß  hinter  den  im  Juli  1914  erreichten 
Wertziffern  weit  zurück,  da  ja  im  Juli  des  Vorjahres  der 
Handelsverkehr  noch  durch  keinerlei  Kriegswirren  be¬ 
einträchtigt  war.  Dagegen  weisen  die  Monate  August 
und  September  dieses  Jahres  in  beiden  Verkehrs¬ 
richtungen  höhere  Umsatzziffern  auf  als  die  gleichen 
Monate  des  Jahres  1914,  in  welchen  nach  Ausbruch 
des  Krieges  der  Außenhandelsverkehr  eine  plötzliche 
Hemmung  erfahren  und  nur  einen  ganz  geringen  Um¬ 
fang  erreicht  hatte. 

In  den  ersten  drei  Quartalen  1915  zusammenge¬ 
nommen  hatte  die  Einfuhr  einen  Wert  von  1627  Mil¬ 
lionen  Kronen  gegenüber  rund  2354  Millionen  Kronen 
in  den  ersten  neun  Monaten  1914,  war  somit  um  727 
Millionen  Kronen  geringer,  die  Ausfuhr  belief  sich  auf 
735  Millionen  Kronen  gegenüber  1663  Millionen  Kronen, 
zeigt  also  eine  Abnahme  um  928  Millionen  Kronen. 
Der  Rückgang  der  Ausfuhr  übersteigt  somit  jenen  der 
Einfuhr  um  rund  200  Millionen  Kronen,  und  es  hat  sich 
daher  um  diesen  Betrag  auch  das  Passivum  unserer 
Handelsbilanz  erhöht,  welches  für  die  ersten  drei 
Jahresviertel  1915  nach  der  obigen  provisorischen  Wert- 
zififer  eine  Höhe  von  892  Millionen  Kronen  erreichte 
gegenüber  691  Millionen  Kronen  im  gleichen  Zeiträume 
1914. 

Nach  den  drei  Hauptverkehrsgruppen;  Rohstoffe, 
Halb-  und  Ganzfabrikate,  gliedern  sich  die  vorerwähnten 
Verkehrsziffern  in  den  ersten  neun  Monaten  1915  mit 
der  entsprechenden  Jahresperiode  1914  verglichen. 


folgendermaßen : 

E  i  n  f  u 

h  r 

Aus 

fuhr 

1914 

19J5 

1914 

1915 

Millione 

n  Krön 

e  n 

Rohstoffe  .  .  . 

•  1418-5 

850-3 

547-9 

352-4 

Halbfabrikate 

.  335-7 

207-8 

328-7 

1 18-4 

Ganzfabrikate 

■  599-5 

568-9 

786-4 

284-2 

In  der  Einfuhr  ist 

sonach  der  Rückgang 

am  stärksten 

bei  den  Rohstoffen 

und  am 

geringsten  bei  den  Ganz- 

fabrikaten,  während 

sich  in 

der 

Ausfuhr 

das  umge- 

kehrte  Bild  zeigt. 

Fast  80 

Prozent  des 

Einfuhrrück- 

ganges  entfallen  auf  die  Rohmaterialien,  und  zwar  ins¬ 
besondere  auf  Getreide,  Sämereien,  Baumwolle,  Wolle, 
Flachs  und  Jute,  Gefiügeleier,  Felle  und  Häute,  Chili¬ 


salpeter,  Kautschuk,  Tabak,  Schlacht-  und  Zugvieh, 
mineralische  Brennstoffe,  Erze  u.  s.  w.  Der  einzige 
Rohstoff,  welcher  eine  erhebliche  Importsteigerung  auf¬ 
weist,  ist  der  Kaffee.  An  der  Einfuhrabnahme  der 
Halbfabrikate  haben  die  Rohmetalle  den  stärksten  An¬ 
teil,  daneben  noch  Leder  und  Garne,  speziell  Woll¬ 
garne.  Bei  Ganzfabrikaten  blieb  die  Einfuhr  in  ihrer 
Gesamtziffer  nur  verhältnismäßig  wenig  zurück,  da  der 
bei  den  meisten  Industrieprodukten  verzeichneten  Minder¬ 
einfuhr  bei  einzelnen  Artikeln  eine  Mehreinfuhr  gegen¬ 
übersteht. 

Bei  der  Ausfuhr  sind  die  Ganzfabrikate  mit  mehr 
als  der  Hälfte  an  der  Abnahme  des  Ausfuhrwertes  be¬ 
teiligt.  Am  stärksten  hat  der  Zuckerexport  abgenommen, 
dann  die  Ausfuhr  von  Erzeugnissen  der  Textilindustrie, 
vor  allem  Baumwoll-,  Woll-  und  Leinenwaren.  Ein 
starker  Exportausfall  ergab  sich  auch  bei  Konfektions¬ 
waren,  Lederwaren,  Holz-,  Glas-,  Stein-  und  Tonwaren, 
Erzeugnissen  der  Eisen-  und  Metallwarenindustrie,  Ma¬ 
schinen,  Apparaten  und  elektrischen  Bedarfsartikeln,  Mi¬ 
neralölen,  Chemikalien,  Papierwaren  u.  s.  w.  Auch  bei  den 
Halbfabrikaten  ist  der  Ausfuhrrückgang  ziemlich  be¬ 
deutend.  Derselbe  betrifft  hauptsächlich  bearbeitetes 
Holz,  Garne,  Leder,  Fette,  chemische  Hilfsstoffe,  Papier¬ 
zeug  und  andere  Halbfabrikate.  Die  Minderausfuhr  an 
Rohstoffen  bezieht  sich  auf  alle  Artikel  unserer  Roh- 
stofifausfuhr,  so  insbesondere  auf  Schlacht-  und  Zugvieh 
und  tierische  Produkte,  wie  Geflügeleier,  Häute  und 
Felle,  Federn,  dann  auf  Rohholz,  Wolle,  Kohlen,  Ge¬ 
treide,  Hülsenfrüchte,  Sämereien  u.  s.  w.  Letztere  drei 
Gruppen  weisen  zwar  einen  etwas  höheren  Ausfuhrwert 
auf,  doch  ist  derselbe  lediglich  auf  die  höheren  Preise 
zurückzuführen,  da  die  Ausfuhrmenge  wesentlich  ver¬ 
ringert  war.  Der  einzige  Artikel,  welcher  eine  größere 
Ausfuhrmenge  aufweist,  ist  der  Hopfen,  bei  diesem  er¬ 
mäßigte  sich  aber  der  Wert  der  Ausfuhr  infolge  billigerer 
Preislage. 

Neuerrichtung  von  Paßvidierungsstellen  des  Armee¬ 
oberkommandos  {Etappenoberkommandos)  für  Reisen 
in  das  Okkupationsgeuiet  in  Lemberg  und  Rozwadow. 

Bei  Reisen  nach  den  in  österreichisch  ungarischer  Militär¬ 
verwaltung  stehenden  Gebieten  Polens  ist  nach  der  Ver¬ 
ordnung  des  Armeeoberkommandanten  vom  25.  August 
1915,  Nr.  35,  V.-Bl.,  die  Beibringung  eines  nach  den 
jüngsten  inländischen  Vorschriften  vom  Januar  dieses 
Jahres  ausgestellten  Reisepasses  (mit  Photographie  und 
eigenhändiger  Unterschrift)  vorgeschrieben,  der  aus¬ 
drücklich  für  Reisen  in  das  Okkupationsgebiet  aus¬ 
gestellt,  dann  Angabe  von  Ziel  und  Zweck  der  Reise 
enthalten  muß.  Überdies  muß  der  Paß  mit  dem  Visum 
einer  der  nachbenannten  Stellen  versehen  sein;  Armee¬ 
oberkommando  (Etappenoberkommando),  Kriegsmini¬ 
sterium,  Paßvidierungsstelle  des  Festungskommandos 
Krakau  oder  Paßvidierungsstelle  in  Szczakowa, 

Da  diese  Vidierungsstellen  namentlich  bei  Reisen  aus 
Ost-  und  Mittelgalizien  oder  aus  Ober-Ungarn  —  oftmals 
nicht  ohne  Umwege  und  ohne  wesentlichen  Aufenthalt 
zugänglich  sind,  hat  das  Armeeoberkommando  in  dem 
Bestreben,  den  wirtschaftlichen  Verkehr  der  Monarchie 
mit  dem  Okkupationsgebiete  intensiver  zu  gestalten  und 
die  Anknüpfung  von  Handelsbeziehungen  zu  fördern  — 
zwei  weitere  Paßvidierungsstellen  errichtet, 
nnd  zwar:  eine  beim  Stadtkommando  in  Lem¬ 
berg,  eine  in  Rozwadow. 


Scbweizeriscbe  Mascbinen-  und  Automobiiindu- 
strie.  Dem  Jahresberichte  des  Schweizerischen 
Handels-  und  Industrievereines  pro  1914  entnehmen 
wir  folgende  Ausführungen; 
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Die  drei  Zweige  des  Kraftmaschinenbaues :  Kraft¬ 
maschinen,  Wasserkiaftmaschinen  und  Pumpen  und  Ver 
brennungskraftmotoren  sind  wohl  am  empfindlichsten 
durch  die  in  der  zweiten  Hälfte  des  Berichtsjahres 
hereingebrochene  Krisis  in  Mitleidenschaft  gezogen 
worden.  Der  Kraftmaschinenbau  ist  zum  weitaus  über¬ 
wiegenden  Teil  Exportindustrie.  Die  Ausfuhr  von  Kraft¬ 
maschinen  ging  im  zweiten  Halbjahr  um  beinahe  ein 
Drittel  der  normalen  zurück,  wogegen  die  Gesamt¬ 
maschinenausfuhr  nur  um  40  Prozent  sank. 

Unter  den  Dampfkraftmaschinen  liefen  im  be- 
sondern  für  Dampfmaschinen,  speziell  für  Gleichstrom¬ 
dampfmaschinen,  im  ersten  Halbjahr  wesentlich  mehr 
Bestellungen  ein  als  in  der  gleichen  Periode  des  Vor¬ 
jahres,  wogegen  in  der  Dampfkesselabteilung  der  Um¬ 
satz  ein  geringerer  war.  Auch  der  Dampfturbinenbau 
halle  im  ersten  Halbjahr  reichliche  Beschäftigung.  Seit 
dem  Kriegsausbruch  stockte  das  Geschäft  in  diesem 
Zweig,  der  in  der  Hauptsache  auf  den  Export  ange¬ 
wiesen  ist. 

Auch  der  Bau  von  Wasserkraftmaschinen  und  Pumpen 
war  in  der  ersten  Jahreshälfte  gut  beschäftigt  und  die 
Preise  werden  als  auskömmlich  bezeichnet.  Nach  dem 
Beginn  des  Krieges  fehlten  dagegen  größere  Bestellungen 
fast  vollständig. 

D.  s  Pumpengeschäft  war  im  ersten  Halbjahr  ein 
ziemlich  lebhaftes. 

Von  Verbrennungskraftmotoren  wurden  Diesel-Motoren 
im  ersten  Halbjahr  zahlreich  bestellt.  Seit  Kriegsaus¬ 
bruch  blieb  den  meisten  Werken,  soweit  nicht  noch 
Restbestände  von  Aufträgen  Vorlagen,  nichts  anderes 
übrig,  als  in  kurrenten  Artikeln  auf  Vorrat  zu  arbeiten. 

Ein  Werk  der  Kleinmotorenbranche  bezeichnet  das 
Geschäft  im  ersten  Halbjahr  gegenüber  dem  Vorjahr 
als  etwas  flauer  für  Automobilmotoren,  dagegen  als 
merklich  günstiger  für  Industrie-  und  Schiffsmotoren. 

Bei  den  Arbeitsmaschinen  gestalteten  sich  für  die 
landwirlschaftlichen  Maschinen  die  ersten  Monate  des 
Berichtsjahres  normal.  Maschinen  für  die  Feldbestellung 
und  für  die  Heuernte  waren  ziemlich  begehrt,  doch  nur 
zu  gedrückten  Preisen.  Mit  dem  Ausbruch  des  Krieges 
und  mit  der  Mobilisation  geriet  aber  das  Geschäft  ins 
Stocken,  ganz  besonders  auch  das  Exportgeschäft. 

Auf  Müllereimaschinen  gingen  in  der  ersten  Hälfte  des 
Berichtsjahres  Bestellungen  aus  allen  Absatzgebieten  ein,  so 
daß  deren  Fabrikation  bis  Ende  Juli  voll  beschäftigt  war. 
Auch  die  Aussichten  für  die  zweite  Jahreshälfte  waren 
günstig,  wurden  jedoch  durch  den  Krieg  völlig  zer¬ 
stört.  Namentlich  fehlte  seither  jede  Verbindungsmög¬ 
lichkeit  mit  einem  der  größten  Absatzgebiete:  mit  Ruß¬ 
land.  Auch  aus  anderen  kriegführenden  Staaten  liefen 
nur  noch  vereinzelte  Bestellungen  ein. 

Der  Absatz  von  Textilmaschinen  war  sehr  schlecht 
und  da  auch  die  große  englische  Konkurrenz  schwach 
beschäftigt  war,  geschah  das  Preisunterbieten  in  ver¬ 
stärktem  Maße.  Der  Kriegsausbruch  verschlimmerte  die 
Lage  noch.  Erst  gegen  Ende  des  Berichtsjahres  liefen 
wieder  in  bescheidenem  Umfang  Aufträge  aus  dem 
Ausland  ein.  Die  Hauptabsatzgebiete  waren  wieder 
Deutschland,  Österreich  und  Italien,  ferner  Spanien  und 
Belgien. 

Für  die  Fabrikation  von  Webereimaschinen  hatten 
die  ansehnlichen  Aufträge,  welche  aus  dem  Jahr  1913 
herübergenommen  worden  waren,  sowie  die  in  den 
ersten  Monaten  des  Berichtsjahres  eingegangenen  Be¬ 
stellungen  ein  Rekordjahr  versprochen,  was  dann  aller 
dings  durch  den  Kriegsausbruch  vereitelt  wurde.  Frei¬ 
lich  klärte  sich  die  Lage  später  wieder  etwas  ab  und 
es  war  möglich,  den  Betrieb  bei  stark  reduzierter 
Arbeitszeit  wieder  regelmäßiger  aufzunehmen.  Gegen 
den  Schluß  des  Jahres  gingen  aus  neutralen  sowie  aus 
kriegführenden  Staaten  Aufträge  ein,  die  eine  noch 
stärkere  Wiederaufnahme  der  Arbeit  ermöglichten.  Ruß¬ 


land  stand  als  Abnehmer  an  erster  Stelle,  dann  folgten 
die  Schweiz,  Frankreich  und  Deutschland. 

Der  Tiefstand  der  Stickereiindustrie,  der  sich  vom 
Vorjahr  in  das  Berichtsjahr  hinein  fortsetzte,  wirkte 
auch  auf  die  Beschäftigung  im  Stickmaschinenbau. 
Doch  zeigte  sich  andauerndes  Interesse  für  Automaten, 
so  daß  —  mit  Ausnahme  der  ersten  zwei  Kriegsmonate 
—  in  diesem  Betriebszweig  das  etwas  verminderte 
Personal  bei  normaler  Arbeitszeit  beschäftigt  werden 
konnte. 

Der  vom  Anfang  des  Berichtsjahres  an  stark  dar¬ 
niederliegende  Nähmaschinenbau  stockte  seit  dem  Be¬ 
ginn  des  Krieges  völlig;  erst  vom  November  ab  hob 
sich  der  Verkauf  wieder  etwas. 

Von  Werkzeugmaschinen  hatten  infolge  des  Darnieder- 
liegens  der  Bautätigkeit  die  Holzbearbeitungsmaschinen 
nur  geringe  Aussicht  auf  Absatz  im  Inland.  Teilweise 
gelang  es,  dafür  Ersatz  im  Ausland  zu  finden,  und  wenn 
auch  einzelne  der  angeknüpften  Verbindungen  infolge 
des  Krieges  wieder  eingingen,  ließen  sich  neutrale  Staaten 
auch  während  des  Krieges  noch  Maschinen  liefern. 

Die  Fabrikation  von  Metallbearbeitungsmaschinen  war 
in  der  ersten  Jahreshälfte  schlecht  beschäftigt.  Die  ersten 
Monate  nach  dem  Kriegsausbruch  brachten  einen  Still¬ 
stand  des  Betriebs;  dagegen  setzte  in  den  letzten  Mo¬ 
naten  des  Jahres  eine  ziemlich  lebhafte  Nachfrage  ein 
nach  Werkzeugmaschinen  der  Metallbearbeitungsbranche, 
namentlich  nach  Drehbänken  und  Fassondrehautomaten. 

Über  den  Automobilbau  heißt  es  im  Bericht  des 
Vereines  schweizerischer  Maschinenindustrieller: 

»Die  Automobilindustrie  kann  wohl  mit  größerer  Be¬ 
friedigung  auf  die  Entwicklung  des  Geschäftsganges  im 
verflossenen  Jahre  zurückblicken  als  irgend  ein  anderer 
Zweig  des  Maschinenbaues.  Dies  betrifft  in  erster  Linie 
den  Motorlastwagenbau.  Das  erste  Halbjahr  weist  zwar 
eine  etwas  vermehrte  Einfuhr  an  ausländischen  Erzeug- 
nissen  auf,  doch  ist  die  Ausfuhr  nicht  viel  unter  der- 
jenigen  des  Vorjahres  geblieben.  Das  zweite  Halbjahr 
brachte,  nachdem  die  durch  den  Kriegsausbruch  be¬ 
wirkten  Störungen  behoben  waren,  nicht  nur  keine  Ver¬ 
minderung,  sondern  vielmehr  eine  Erhöhung  des  Be¬ 
schäftigungsgrades.  Die  Einfuhr  ausländischer  Fabrikate 
ging  auf  ein  Minimum  zurück,  und  das  Ausfuhrgeschäft 
entwickelte  sich,  der  Ausfuhrziffer  nach  zu  schließen, 
zusehends,  so  daß  das  Jahresergebnis  als  ein  günstiges 
bezeichnet  werden  muß.« 

Weniger  günstig  war  die  Lage  für  den  Luxusfahr¬ 
zeugbau.  Einer  recht  bedeutenden  Einfuhr  aus  dem 
Ausland  im  ersten  Halbjahr  steht  ein  starker,  mehr  als 
die  Hälfte  betragender  Rückgang  der  Ausfuhr  im  zweiten 
Halbjahr  gegenüber.  Allerdings  brachte  der  Krieg  durch 
Ausschaltung  eines  Teiles  der  ausländischen  Konkurrenz 
etwelche  Besserung. 

O 


Die  neue  Regelung  unserer  Nahrungsmittelwirtschaft.  Von 

K.  Adenauer,  ersten  Beigeordneten  der  Stadt  Köln.  (Con- 
cordia,  Deutsche  Verlagsanstalt,  Berlin  SW.  ii.)  38  Seiten. 
Preis  60  Pfg. 

Die  Schrift  gibt  den  Inhalt  der  Hauptgesetze,  die  zur 
Regelung  der  Nahiungsmittelwirtschaft  Deutschlands  im  zweiten 
Kriegsjahr  erschienen  sind,  in  zusammenhängender  Darstellung 
wieder.  Hiermit  verbindet  sie  einen  Rückblick  auf  die 
Regelung  im  ersten  Kriegsjahr  und  weist  auf  noch  auszu¬ 
füllende  Lücken  der  Gesetzgebung  hin.  Sie  unterrichtet  in 
knapper  Form  nicht  nur  den,  der  sich  von  Amts  wegen  mit 
der  Materie  befassen  muß,  sondern  jeden  Gebildeten  über  den 
gegenwärtigen  Stand  der  wichtigsten  Fragen  der  deutschen 
Nahrungsmittelwirtschaft  sowie  der  Fultermittelversorgung ;  diese 
letztere  hat  nicht  nur  der  Viehzucht  möglichst  billige  Futter¬ 
mittel  zu  beschaffen,  sondern  auch  gleichzeitig  im  Interesse  der 
nichtlandwirtschaftlichen  Bevölkerung  den  Gesichtspunkten  einer 
»Viehbestandspolitik«  Rechnung  zu  tragen,  wodurch  die  dauernde 
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Versorgung  der  genannten  Bevölkerung  mit  Fleisch  und  Milch 
sichergestellt  wird. 

B^'richt  von  Schimmol  &  Com*.  (Inhaber:  Emst,  Karl  und 
Hermann  Fritzsche)  in  Miltitz,  Bez.  Leip  ig,  über  Ätherische 
Öle,  Riechstoffe,  Chemische  Präparate  und  Drogen. 
Oktober  1914/April  1915.  114  Seiten. 

Dieser  Ende  März  1915  herausgekommene  Bericht  der  be¬ 
kannten  chemischen  Firma  reiht  sich,  was  seinen  Reichtum  an 
technischen  Mitteilungen  über  einzelne  Präparate,  Besprechungen 
von  Neuheiten,  Nachweisung  von  Verfälschungen  etc.  betrifft, 
seinen  rühmlich  bekannten  Vorgängern  in  früheren  Jahren, 
würdig  an.  Anderseits  weist  er  aber  mit  bewußter  Absicht  eine 
Lücke  auf,  die  auf  den  ersten  Blick  befremdet.  Man  war  näm¬ 
lich  durch  eine  Reihe  von  Jahren  gewohnt,  in  den  Berichten 
von  Schimmel  &  Comp,  ein  Nachschlagebuch  über  wirtschaft¬ 
liche  Statistik  und  gei^chäftliche  Vorgänge  hinsichtlich  zahl¬ 
reicher  Erzeugnisse  zu  sehen,  über  die  anderweitig  nur  schwer 
Mitteilungen  erlangbar  waren  und  bezüglich  deren  die  üblichen 
handeis-  und  produktionsstatistischen  Behelfe  zumeist  versagten. 
In  der  Ausgabe  von  Oktober  1914/April  1915  sind  derartige 
wirtschaftlich  interessante  Mitteilungen  überhaupt  nicht  zu  finden, 
da  die  herausgebende  Firma  den  Feinden  Deutschlands  keine 
für  diese  nützliche  Handhabe  bieten  wollte.  In  vieler  Hinsicht 
hätten  nämlich  die  Gegner  der  Zentralmächte  aus  wirtschaftlich¬ 
geschäftlichen  Mitteilungen  über  die  zahlreichen,  im  Berichte 
besprochenen  Drogen  Schlüsse  darauf  ziehen  können,  inwiefern 
das  Deutsche  Reich  mit  einzelnen  wichtigen  Waren  gut  oder 
schlecht  versorgt  sei.  Um  jede  derartige  Möglichkeit  abzu 
schneiden,  hat  die  Firma  von  derartigen  Mitteilungen  völlig 
abgesehen.  Nichtsdestoweniger  bietet  der  diesmalige  Bericht 
nicht  nur  dem  technischen  Fachmann,  sondern  auch  dem  Na¬ 
tionalökonomen  vielfache  Anregung  und  Belehrung.  Man  kann 
der  Firma  nur  Recht  geben,  wenn  sie  in  der  Einleitung  aus 
führt,  daß  während  der  schweren  Zeit  des  Weltkrieges  die  wirt¬ 
schaftliche  Berichterstattung  mit  größter  Vorsicht  geübt  werden 
müsse. 


Die  englische  Agrarenquele  von  1913.  Kurze  Darstellung  des 
Kommissionsberichtes  und  der  daran  geknüpften  Reformvor¬ 
schläge  nebst  Nutzanwendung  einiger  Ergebnisse  auf  unsere 
Verhältnisse.  Von  Dr.  Lothar  Meyer,  königlicher  Ökonomierat, 
Berlin  1914.  Verlag  Paul  Parey,  59  -'eiten.  Preis  2  M. 

Dieser  Bericht  enthält  eine  kurze  übersichtliche  Darstellung 
jener  olfiziösen  Agrarenquete,  die  im  Jahre  1913  über  die  land¬ 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  England  und  Wales  veranstaltet 
worden  ist,  worüber  Oktober  1913  ein  umfangreicher  Bericht  ver¬ 
öffentlicht  wurde.  Der  Verfasser  lenkt  die  Aufmerksamkeit  besonders 
auf  jene  Punkte,  hinsichtlich  deren  zwischen  den  englischen  und 
deutschen  Verhältnissen  grundlegende  Unterschiede  bestehen, 
und  weist  anderseits  auf  jene  Mitteilungen  des  Berichtes  hin, 
aus  denen  sich  für  die  deutsche  (und  für  die  vor  ähnlichen 
Schwierigkeiten  stehende  österreichische)  Agrarpolitik  fruchtbare 
Lehren  ergeben.  Der  Hauptunterschied  besteht  in  dem  starren 
Festhalten  der  englischen  Landbevölkerung  an  der  Rechtsform 
der  Pacht,  die  nur  zu  Gunsten  der  breiten  Massen  der  Land¬ 
bevölkerung  möglichst  sichergestellt  werden  soll;  dagegen  wird 
in  Deutschland  das  Hauptgewicht  auf  den  Erwerb  von  länd¬ 
lichem  Grundeigentum  gelegt.  Der  Verfasser,  der  im  Gegen¬ 
satz  zu  manchen  ande  en  Verbesserern  der  Landwirtschaftsver¬ 
fassung  dem  Großgrundbesitz  verhältnismäßig  freundlich  gegen¬ 
übersteht,  findet  den  besonderen  Eifer,  der  in  England  für  die 
Ansiedlung  von  Landarbeitern  besteht,  nachahmenswert;  in 
Deutschland  geht  aber  die  innere  Kolonisation  vorwiegend  auf 
Begründung  kleiner  selbständiger  Bauernwirtschaften  unter  Ab¬ 
lehnung  des  Pachtverhältnisses.  In  der  noch  vor  dem  Ausbruch 
des  Weltkrieges  abgeschlossenen  Schrift  fällt  einiges  nachträglich 
besonders  auf,  so  der  Hinweis  des  besprochenen  Berichtes  auf 
die  Gefährdung  der  britischen  Nahrungsmittelversorgung  im 
Kriegsfall  infolge  des  starken  Rückganges  der  Landbevölkerung 
und  Landwirtschaft;  sodann  die  Bedenklichkeiten  hinsichtlich 
einiger  hundert  Millionen  Kosten  für  wirtschaftlich  fruchtbarste 
Besserungsvorschläge,  nachdem  seit  Anfang  August  19I4  in  jedem 
Monat  Milliarden  auf  dem  Altar  des  Kriegsgottes  geopfert  wurden. 
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Exportverbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  HL  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika.  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs¬ 


und  Transportversicherung  solcher  Sendungen  inter¬ 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  ist,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi- 
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scheu  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 


Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 


PHteUun0ctt  hu 


Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

„In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Alahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  „War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind ;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (14.774.) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Östcrreivbisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  Handelsmuseuras  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museumct  reKelmäfJig'  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Zeitweilige  Ermäßigung,  beziehungsweise  Außer¬ 
kraftsetzung  der  Zölle  für  mehrere  Artikel.  Auf 
Grund  einer  Verordnung  des  Finanzministers  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  Handels-  und  Ackerbauminister  vom 
17.  November  1915  werden  die  Zölle  der  nachstehenden 
Tarifnummern  des  mit  dem  Gesetze  vom  30.  Dezember 
1907  kundgemachten  Vertragszolltarifes  der  beiden 
Staaten  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  bis  auf 
weiteres  ermäßigt,  beziehungsweise  außer  Kraft  gesetzt: 

Der  Zoll  für  Marmeladen  der  Tarif-Nr.  130a 
wird  auf  12  K  pro  100  kg  ermäßigt;  der  hierfür  be¬ 
stehende  Zollzuschlag  (8  K  pro  100  kg)  bleibt  aufrecht. 

Zu  eben  diesen  Sätzen  sind  auch  Marmeladen  in  her¬ 
metischer  Umschließung  der  Tarif-Nr.  131  abzufertigen, 
während  im  übrigen  die  Bestimmungen  der  Verordnung 
vom  19.  April  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  103,  betreffend  die 
Zölle  der  Tarif-Nr.  I31,  aufrecht  bleiben. 

Weiter  wird  die  bereits  verfügte  Zollaufhebung  für 
Mennige  auf  alle  Artikel  der  Tarif-Nr.  597  fe  und  l 
(Bleiglätte  in  Schuppen  und  Stücken  oder  gemahlen  in 
Pulverform,  Massikot)  ausgedehnt,  endlich  der  Zoll  für 
Nährhefe  (getrocknete,  nicht  mehr  gärungsfähige 
Hefe  mit  oder  ohne  Zusätze),  auch  in  Kleinpackung,  der 
Tarif-Nrn.  131I132,  615  und  616  bis  auf  weiteres  außer 
Kraft  gesetzt. 

Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Regelung  des  Verkehres  mit  Milch.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Ministers  des  Innern  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  vom  26.  November  1915  ver¬ 
fügt: 

§  I.  Die  Erzeugung  von  Schlagobers  (Schlagsahne), 
der  Verkauf  von  Schlagobers  und  Rahm  jeder  Art 
(Obers,  Schmetten,  Sahne)  sowie  die  Verwendung  von 
Vollmilch  zur  Verfütterung  an  Kälber  und  Schweine, 
die  älter  als  sechs  Wochen  sind,  würd  verboten.  Auf  den 
Verkauf  von  Rahm  an  Molkereien  zum  Zwecke  der  Ver¬ 
butterung  bezieht  sich  dieses  Verbot  nicht. 

§  2.  Zur  Erzeugung  von  Käse  in  den  bestehenden  Be¬ 
trieben  darf  Milch  nicht  in  einer  größeren  Menge  ver¬ 
wendet  werden,  als  im  entsprechenden  Zeiträume  des 
Jahres  1914.  Für  Betriebe,  in  denen  zu  dieser  Zeit  Käse 
nicht  erzeugt  wurde,  bestimmt  die  politische  Landes¬ 
behörde  und  mit  deren  Ermächtigung  die  politische  Be¬ 
zirksbehörde  nach  Anhörung  von  Sachverständigen  die 
Milchmenge,  die  zur  Erzeugung  von  Käse  verwendet 
werden  darf. 

Zur  Deckung  des  Bedarfes  an  Butter  und  Konsum¬ 
milch  kann  die  politische  Landesbehörde  nach  Anhörung 
von  Sachverständigen  auch  eine  weitergehende  Ein¬ 
schränkung  der  Erzeugung  von  Käse  verfügen. 

§  3.  Milch  und  Rahm  dürfen  zur  gewerbsmäßigen  Er¬ 
zeugung  von  Gefrorenem,  Schokoladen,  Zuckerwaren 
(wüe  Bonbons,  Karamelle)  und  Creme  aller  Art,  zur  Zu¬ 
bereitung  von  Farben  sowie  zur  Verarbeitung  für  techni¬ 
sche  Zwecke  anderer  Industrien  nicht  verwendet  werden. 

Auf  die  Erzeugung  von  Margarine  bezieht  sich  dieses 
Verbot  nicht.  .  - 
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Der  H^ndelsministcr  kann  im  Einvernehmen  mit  dem 
AJiniüter  des  Innern  Ausnahmen  von  dem  Verbot  der 
Verwendung  von  Milch  zur  Verarbeitung  für  technische 
Zwecke  der  Industrie  bewilligen. 

§  4.  Die  politische  Landesbehörde  kann  allgemein  oder 
in  einzelnen  Bezirken  oder  Gemeinden  für  Gast-  und 
Schankgewerbebetriebe  die  Verabreichung  von  Milch,  die 
Verwendung  von  Milch  zur  Zubereitung  von  Getränken 
und  die  \’erabreichung  von  solchen  Getränken  während 
bestimmter  Stunden  des  Tages,  insbesondere  der  Nach- 
mütagsstunden,  verbieten. 

Diese  Stunden  setzt  die  politische  Landesbehörde  und 
mit  deren  Ermächtigung  die  politische  Bezirksbehörde 
unter  Berücksichtigung  der  lokalen  Verhältnisse  einheit¬ 
lich  für  alle  Betriebe  in  einer  Gemeinde  fest. 

Für  Gast-  und  Schankgewerbebetriebe,  in  denen  un¬ 
bemittelte  Bevölkerungskreise  ihre  Nahrungsbedürfnisse 
befriedigen,  sind  seitens  dieser  Behörde  in  geeigneter 
Weise  Ausnahmen  von  dem  erwähnten  Verbote  zu 
treffen. 

§  5.  Die  politische  Landesbehörde  und  mit  deren  Er¬ 
mächtigung  die  politische  Bezirksbehörde  kann  Pro¬ 
duzenten,  die  bisher  Milch  zum  Verbrauche  in  Verkehr 
gebracht  haben,  nach  Maßgabe  ihrer  dermaligen  Lei¬ 
stungsfähigkeit  und  unbeschadet  des  notwendigsten 
Eigenbedarfes  zur  Abgabe  der  Milch  als  Konsummilch 
verhalten. 

Bei  Beurteilung  der  Leistungsfähigkeit  sind  Sach¬ 
verständige  zu  hören. 

§  6.  Die  politische  Landesbehörde  und  mit  deren  Er¬ 
mächtigung  die  politische  Bezirksbehörde  kann  Maß¬ 
nahmen  zur  Sicherung  des  Milchbedarfes  der  Kinder, 
stillenden  Mütter  und  Kranken,  insbesondere  in  größeren 
Städten  und  Konsumzentren  unter  Berücksichtigung  der 
örtlichen  Verhältnisse  treffen. 

§  7.  Milchproduzenten,  Milchhändler  und  Verkehrs¬ 
unternehmungen  sind  verpflichtet,  der  politischen  Bezirks¬ 
behörde  über  Aufforderung  die  erforderlichen  Auskünfte 
und  Nachweisungen  über  Milchvorräte,  Milchabnehmer 
und  Milchlieferanten  zu  geben. 

Die  politische  Bezirksbehörde  ist  auch  berechtigt,  in 
den  Betriebs-,  Vorrats-  und  sonstigen  Räumen  durch 
ihre  Beauftragten  jederzeit  Besichtigungen  vorzunehmen 
und  Wirtschafts-  und  Geschäftsaufzeichnungen  einzu¬ 
sehen. 

Der  Behörde  ist  der  Eintritt  in  diese  Räume  zu  ge¬ 
statten  und  sind  auf  Verlangen  alle  erforderlichen  Aus¬ 
künfte  zu  erteilen. 

§  8.  Die  Gemeinden  sind  zur  Mitwirkung  bei  der 
Durchführung  dieser  Verordnung  verpflichtet. 

§  9.  Unter  Milch  im  Sinne  des  §  3  dieser  Verordnung 
wird  Trockenmilch  und  kondensierte  Milch  nicht  ver¬ 
standen;  wird  jedoch  in  Anwendung  des  §  4,  Absatz  i, 
ein  Verbot  erlassen,  dann  erstreckt  es  sich  auch  auf  die 
Verwendung  dieser  Milcharten. 

§  10.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  der  auf 
ihrer  Grundlage  erlassenen  Vorschriften  werden  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  mit  Geld  bis  zu  5000  K  oder 
Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft,  sofern  die  Hand¬ 
lung  nicht  nach  den  bestehenden  Gesetzen  einer  stren¬ 
geren  Strafe  unterliegt. 

§  II.  Diese  Verordnung  tritt  drei  Tage  nach  dem  Tage 
der  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Ungarn. 

Verordnung  gegen  Preistreibereien.  Das  Amts¬ 
blatt  veröffentlicht  am  25.  November  I.  J.  die  folgende 
unter  Zahl  4207/1915  M.-E.  erlassene  Verordnung  des 
königlich-ungarischen  Ministeriums  über  die  Versor¬ 
gung  der  Bevölkerung  mit  Lebensbedarfsartikeln  und 
über  die  preisverteuernden  Mißbräuche: 


Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  auf 
Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen,  betreffend  die 
Ausnahmsverfügungen  für  den  Kriegsfall  folgendes  an: 

1.  Zur  Verfügung  berechtigte  Be¬ 
hörden  und  ihrRechtskreis.  §1.  Der  Minister 
des  Innern  und  auf  Grund  seiner  Ermächtigung  die  Ver¬ 
waltungsbehörde  niederer  Instanz  hat  die  in  dieser  Ver¬ 
ordnung  festgestellten  Ausnahmsverfügungen  zu  treffen, 
um  die  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  Lebensbedarfs¬ 
artikeln  zu  einem  der  Billigkeit  entsprechenden  Preise 
zu  sichern. 

Gegen  die  Verfügungen  der  Verwaltungsbehörde 
niederer  Instanz  ist  ein  stufenweiser  Rekurs  zulässig. 

1  Der  Minister  des  Innern  entscheidet  endgültig.  Der 
Rekurs  hat  nur  in  den  in  dieser  Verordnung  fest¬ 
gestellten  Fällen  eine  aufschiebende  Wirkung. 

Der  Minister  kann  die  auf  Grund  dieser  Verordnung 
getroffenen  Verfügungen  der  Verwaltungsbehörde  nie¬ 
derer  Instanz  auch  von  Amts  wegen  wann  immer  über¬ 
prüfen  und  ändern  oder  außer  Kraft  setzen. 

Der  Minister  des  Innern  kann  das  auf  Grund  dieser 
\^erordnung  der  Verwaltungsbehörde  niederer  Instanz 
übertragene  Verfügungsrecht  wann  immer  zurückziehen. 

§  2.  Der  Minister  des  Innern  kann  behufs  Versorgung 
der  Bevölkerung  mit  Lebensbedarfsartikeln  zu  einem  der 
Billigkeit  entsprechenden  Preise  im  Einvernehmen  mit 
den  interessierten  Ministern  und  ohne  die  besonders  ge¬ 
troffenen  Verfügungen  des  Ministeriums  zu  berühren, 
auch  alle  jene  sonstigen  Verfügungen  anordnen,  zu 
welchen  die  Gesetze  über  die  Verfügungen  für  den 
Kriegsfall  das  Ministerium  berechtigen. 

§  3.  In  dieser  Verordnung  sind  unter  Lebensbedarfs¬ 
artikeln  die  zur  Befriedigpmg  der  Lebensbedürfnisse 
ersten  Ranges  des  Menschen  unmittelbar  bestimmten 
Mobilien  sowie  die  zu  ihrer  Erzeugung  unmittelbar  oder 
mittelbar  erforderlichen  beweglichen  Sachen  zu  ver¬ 
stehen. 

2.  Anmeldung  der  Vorräte.  §  4.  Die  Ver¬ 
waltungsbehörde,  das  ist  der  Minister  des  Innern  oder 
auf  Grund  seiner  Ermächtigung  die  Verwaltungsbehörde 
niederer  Instanz  (§  i),  kann  hinsichtlich  der  Lebens¬ 
bedarfsartikel,  ohne  Berührung  der  vom  Ministerium  be¬ 
züglich  einzelner  Artikel  getroffenen  besonderen  Ver¬ 
fügungen,  mit  Anberaumung  einer  entsprechenden  Frist 
die  Besitzer  der  auf  dem  Territorium  ihrer  eigenen  Be¬ 
hörde  befindlichen  Vorräte  verpflichten,  ihre  in  den 
eigenen  oder  in  einer  fremden  Lokalität  verwahrten  Vor¬ 
räte  bei  der  Behörde  anzumelden.  Derjenige,  der  den 
Vorrat  für  andere  verwahrt,  kann  auch  verpflichtet 
werden,  jene  Person  namhaft  zu  machen,  welcher  der 
Vorrat  gebührt. 

Die  königlich  ungarische  Post,  sowie  die  dem  öffent¬ 
lichen  Verkehr  dienenden  Eisenbahn-  und  Schiffahrts¬ 
unternehmungen  kann  nur  der  Handelsminister  zur  An¬ 
meldung  der  ihnen  zum  Transport  übergebenen  Gegen¬ 
stände  verpflichten. 

Die  Verwaltungsbehörde  (§  i)  kann  die  Anmeldung 
für  einen  oder  mehrere  Artikel  und  dem  Bedarf  ent¬ 
sprechend,  sowohl  im  allgemeinen  wie  für  einzelne  Per¬ 
sonen  oder  Unternehmungen,  oder  auch  für  gewisse 
Gruppen  von  Personen  oder  Unternehmungen  anordnen, 
je  nachdem  bei  diesen  mit  Rücksicht  auf  ihre  Wirtschaft 
oder  ihren  Betrieb  ein  größerer  Vorrat  vorauszu¬ 
setzen  ist. 

Die  Behörde  oder  ihr  Vertreter  ist  berechtigt,  die  Vor¬ 
räte,  Lager  und  Geschäftsbücher  der  zur  Anmeldung 
verpflichteten  Personen  zu  überprüfen. 

3.  Auf  die  Preise  bezügliche  Verfü¬ 
gungen.  §  5.  Die  Verschleißer  von  Lebensbedarfs¬ 
artikeln  sind  verpflichtet,  die  Preisliste  der  vom  Äfinister 
des  Innern  bezeichpeten  Lebensbedarfsartikel  in  ihren 
Verschleißlokalen  auszuhängen. 
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Die  Verwaltungsbehörde  kann  die  Verschleißer 
außerdem  verpflichten,  die  behördlich  vidimierte  Liste  der 
für  bestimmte  Lebensbedarfsartikel  im  Detailverkehr  ge¬ 
forderten  Preise  in  ihren  Verschleißgeschäftslokalitäten 
in  auffallender  Weise  und  von  den  Käufern  gut  lesbar 
auszuhängen. 

Zur  Vidimierung  der  Liste  ist  die  Polizeibehörde 
erster  Instanz,  in  Budapest  die  Bezirksvorstehung  be¬ 
rufen.  Die  Behörde  ist  verpflichtet,  die  Vidimierung 
solcher  Listen  zu  verweigern,  in  denen  der  Preis  ein¬ 
zelner  Lebensbedarfsartikel  höher  als  der  behördlich  fest¬ 
gestellte  Maximalpreis  oder  wenn  ein  solcher  nicht  fest¬ 
gestellt  ist,  unverhältnismäßig  höher  als  der  Verkehrs¬ 
preis  bezeichnet  ist. 

Der  ausgehängte  Verkaufspreis  ist  als  der  für  den 
betreffenden  Artikel  geforderte  Preis  anzusehen. 

Der  Verschleißer  ist  verpflichtet,  den  betreffenden  Ar¬ 
tikel  für  den  ausgehängten  Preis  ohne  jede  nicht  zu 
dem  Geschäft  gehörende  Bedingung  in  der  im  Detail¬ 
handelsverkehr  üblichen  Menge  gegen  Barzahlung  aus¬ 
zufolgen. 

Die  Verwaltungsbehörde  kann  für  einzelne  Lebens¬ 
bedarfsartikel  die  größte  Menge,  die  ausgefolgt  werden 
darf,  feststellen  und  die  Kaufsberechtigung  von  einer 
entsprechenden  behördlichen  Legitimation  oder  einer 
anderen  Bedingung  abhängig  machen. 

§  6.  Die  Verwaltungsbehörde  kann  für  die  Lebens¬ 
bedarfsartikel  unter  Intervention  von  Experten  jenen 
Höchstpreis  feststellen,  den  die  Verschleißer  für  sie  auf 
dem  Gebiete  ihrer  Behörde  in  dem  den  Zwecken  des 
unmittelbaren  Konsums  dienenden  (Detail-)  Verkehr 
fordern  dürfen. 

Wenn  das  Ministerium  den  Höchstpreis  für  einen 
Artikel,  sei  es  für  das  ganze  Land  oder  sei  es  für  das 
Gebiet  einer  einzelnen  Behörde,  bereits  geregelt  hat, 
so  ist  diese  Regelung  maßgebend.  Wenn  die  Verordnung 
des  Ministeriums  gestattet,  daß  der  im  Detailhandels¬ 
verkehr  zulässige  Preis  auch  höher  sein  kann  als  der 
festgestellte  Maximalpreis,  kann  die  Verwaltungsbehörde 
jenes  Maß  feststellen,  um  welches  der  in  solchem  Ver¬ 
kehr  zulässige  Preis  den  vom  Ministerium  festgestellten 
Maximalpreis  übersteigen  darf. 

Die  festgestellten  Maximalpreise  sind  in  den  inter¬ 
essierten  Gemeinden  den  lokalen  Gepflogenheiten  ent¬ 
sprechend  kundzumachen. 

§  7.  Die  Verwaltungsbehörde  kann  im  Interesse  der 
Sicherung  der  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  Lebens¬ 
bedarfsartikeln  einzelne  Verfügungen  der  Marktordnung 
modifizieren.  Sie  kann  namentlich  den  Beginn  und  den 
Schluß  des  Landes-,  Wochen-  oder  Tagesmarktes,  sowie, 
ohne  die  auf  den  Ort  des  Viehmarktes  bezügliche  Ver¬ 
fügung  zu  berühren,  den  Ort  des  Marktes  feststellen.  Sie 
kann  anordnen,  daß  dieVerschleißer  an  den  Wochen- oder 
Tagesmärkten  den  für  bestimmte  Lebensbedarfsartikel  ge¬ 
forderten  Preis  zur  Zeit  des  Verschleißes  auf  dem  Markt¬ 
platze  in  augenfälliger  Weise  und  von  den  Käufern 
lesbar  aushängen.  Sie  kann  verbieten,  daß  man  an 
Wochen-  oder  Tagesmärkten  bestimmte  Lebensbedarfs¬ 
artikel  zu  industrieller  Verarbeitung  oder  zum  Weiter¬ 
verschleiß  vor  einem  bestimmten  Zeitpunkte  persönlich 
oder  durch  einen  Bevollmächtigten  kaufe.  Sie  kann  ver¬ 
bieten,  daß  man  bestimmte  Lebensbedarfsartikel  zu  in¬ 
dustrieller  Verarbeitung  oder  zum  Weiterverschleiß 
während  der  Marktzeit  oder  außerhalb  derselben  auf 
of¥enen  Straßen  oder  öffentlichen  Plätzen,  die  nicht  als 
Marktplatz  bezeichnet  sind,  persönlich  oder  durch  Be¬ 
vollmächtigte  kaufe  oder  verkaufe. 

Die  Modifikation  kann  die  festgestellten  Markt-  oder 
Platztarife  nicht  berühren  und  ist  unverzüglich  dem 
Minister  des  Innern  zu  unterbreiten. 

4.  Fürsorge  für  die  Versorgung  der  Be¬ 
völkerung.  §  8.  Jene  Behörde,  auf  deren  Gebiet  die 


entsprechende  Versorgung  der  Bevölkerung  mit  irgend 
einem  Lebensbedarfsartikel  nicht  gesichert  ist,  kann  den 
Minister  des  Innern  um  die  Ermächtigung  bitten,  daß 
die  Gemeinde  (die  Stadt)  die  Beschaffung  und  Inverkehr¬ 
setzung  des  fehlenden  Artikels  in  erforderlicher  Menge 
sachgemäß  selbst  sichere.  Die  Gemeinde  (die  Stadt) 
kann  für  die  Anschaffung  und  Inverkehrsetzung  des 
erforderlichen  Vorrates  unmittelbar  selbst  oder  im  Wege 
eines  besonders  damit  betrauten  Unternehmers  (Kauf¬ 
mannes,  Institutes,  Unternehmens  u.  s.  w.)  sorgen. 

§  9.  Die  Verwaltungsbehörde  kann  behufs  zweck¬ 
entsprechender  Sicherung  der  öffentlichen  Approvisio- 
nierung  die  Vermittlung  des  Verkehrs  bestimmter 
Lebensbedarfsartikel  regeln,  namentlich  solche  Per¬ 
sonen,  die  sich  bis  dahin  mit  der  Inverkehrsetzung 
solcher  Artikel  gewerbsmäßig  bisher  nicht  beschäftigt 
oder  ohne  ordnungsgemäße  gewerbliche  Berechtigung 
ader  nicht  berufsmäßig  beschäftigt  haben,  von  der  Ver¬ 
mittlung  ausschließen  oder  sie  von  einer  vorhergängigen 
behördlichen  Bewilligung  abhängig  machen.  Solche  Per¬ 
sonen  aber,  die  sich  auch  bisher  auf  Grund  einer 
ordnungsgemäßen  gewerblichen  Berechtigung  mit  der 
Inverkehrsetzung  solcher  Artikel  beschäftigt  haben, 
kann  die  Verwaltungsbehörde  verpflichten,  daß  sie  ihr 
Geschäft  auf  die  durch  die  Behörde  in  dieser  Verordnung 
festgestellte  Weise  betreiben,  und  sie  kann  jenen,  die 
der  Anordnung  der  Behörde  nicht  entsprechen,  ver¬ 
bieten,  den  betreffenden  Artikel  in  Verkehr  zu  setzen. 
Die  Behörde  kann  dieses  Verbot  wann  immer  zurück¬ 
ziehen. 

§  IO.  Der  Minister  des  Innern  kann  die  Eigentümer 
jener  Betriebe,  die  sich  mit  der  Herstellung  oder  In¬ 
verkehrsetzung  der  Lebensbedarfsartikel  beschäftigen, 
im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsminister  verpflichten, 
ihren  Betrieb  bis  auf  weitere  Verfügung  fortzusetzen. 

§  ir.  Die  Verwaltungsbehörde  kann  den  Produzenten, 
den  Kaufmann  oder  welche  andere  Person  immer,  die 
laut  Feststellung  der  Behörde  einen  den  eigenen  häus¬ 
lichen  und  wirtschaftlichen  Bedarf  übersteigenden 
Vorrat  in  irgend  einem  Lebensbedarfsartikel  besitzen, 
verpflichten,  daß  sie  den  ihren  eigenen  Bedarf  überstei¬ 
genden  Teil  ihres  Vorrates  der  Instruktion  der  Behörde 
gemäß  an  diese  oder  an  eine  von  ihr  bezeichnete  natür¬ 
liche  oder  juristische  Person  (Firma,  Institut,  Genossen¬ 
schaft  u.  s.  w.)  gegen  Barzahlung  überlassen.  (Behörd¬ 
liche  Inanspruchnahme,  Requisition.) 

Wenn  der  Übernehmer  den  Verkaufspreis  nicht  sofort 
zu  erlegen  vermag,  kann  die  Behörde  die  Übergabe  auch 
unter  der  Bedingung  der  Deponierung  einer  entspre¬ 
chenden  Kaution  anordnen.  Die  Behörde  selbst  kann 
einen  15  Tage  nicht  überschreitenden  Warenkredit  in 
Anspruch  nehmen. 

Jene  Menge,  die  für  den  eigenen  häuslichen  und  wirt¬ 
schaftlichen  Bedarf  zurückbehalten  werden  darf,  stellt 
unter  billiger  Berücksichtigung  sämtlicher  Umstände  die 
die  Inanspruchnahme  anordnende  Behörde  fest.  In  dieser 
Frage  ist  innerhalb  dreier  von  der  Mitteilung  des  Be¬ 
scheides  gerechneter  Tage  ein  stufenweiser  Rekurs  zu¬ 
lässig,  der  für  die  Inanspruchnahme  der  strittigen  Menge 
von  aufschiebender  Wirkung  ist.  In  letzter  Instanz  ent¬ 
scheidet  im  Einvernehmen  mit  dem  interessierten  Fach¬ 
minister  der  Minister  des  Innern. 

Das  Munizipium,  auf  dessen  Gebiet  in  irgend  einem 
Lebensbedarfsartikel  ein  Mangel  herrscht,  kann  sich, 
um  diesem  abzuhelfen,  an  jenes  Munizipium  wenden, 
das  in  dem  betreffenden  Artikel  Überfluß  hat.  Wenn 
dieses  Vorgehen  nicht  den  entsprechenden  Erfolg  hat, 
darf  das  anfordernde  Munizipium  die  Verfügung  des 
Ministers  des  Innern  einholen. 

Die  Verwaltungsbehörde  kann  den  in  Anspruch  ge¬ 
nommenen  Vorrat  an  Lebensmitteln  für  eine  15  Tage 
nicht  übersteigende  Zeit  beim  Besitzer  unter  Sperre 
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nehmen.  Diese  Sperre  hat  die  Wirkung,  daß  der  Besitzer 
über  den  in  Anspruch  genommenen  Vorrat  nicht  ver¬ 
fügen  darf,  sondern  verpflichtet  ist,  ihn  bis  zur  Über¬ 
nahme,  beziehungsweise  bis  zum  Ablauf  der  Zeit  der 
Sperre  auf  eigene  Gefahr  aufzubewahren.  Bei  lebenden 
Tieren  und  rasch  verderblichen  Artikeln  ist  eine  solche 
Sperre  nicht  am  Platze. 

Die  in  diesem  Paragraphen  festgestellte  Verfügung  ist 
nicht  zulässig  hinsichtlich  jener  Artikel,  welche  das 
Ministerium  für  Zwecke  des  öflfentlichen  Bedarfes  in 
Anspruch  oder  unter  Sperre  genommen  hat,  sowie  für 
solche  Vorräte,  die  der  Militärverwaltung,  dem  Staate, 
den  öffentlichen  Behörden,  öffentlichen  Instituten,  zur 
Versorgung  des  öffentlichen  Bedarfes  den  vom  Mini¬ 
sterium  organisierten  oder  unterstützten  Institutionen 
gehören  oder  für  sie  gebunden  sind. 

Die  in  Anspruch  genommenen  Artikel  sind  für  die 
Zwecke  des  öffentlichen  Konsums  auf  die  von  der  Be¬ 
hörde  festgestellte  Weise  und  unter  den  von  ihr  fest- 
gestellten  Bedingungen  in  Verkehr  zu  bringen. 

§  12.  Jener  Preis,  der  für  den  behördlich  in  Anspruch 
genommenen  Artikel  zu  bezahlen  ist,  stellt  die  Ver¬ 
waltungsbehörde  erster  Instanz  nach  Anhörung  von  Ex¬ 
perten  unter  Berücksichtigung  des  Anschaffungs-  oder 
Herstellungspreises  und  der  Kosten  sowie  auch  noch 
der  Qualität  und  Brauchbarkeit  der  Ware  fest.  Bei  der 
Feststellung  des  Preises  sind  solche  Verträge,  deren 
Zweck  es  offenkundig  war,  daß  der  Käufer  sich  im  Falle 
der  Inanspruchnahme  einen  höheren  Übernahmspreis 
sichere,  nicht  zu  berücksichtigen. 

Als  Übernahmspreis  eines  solchen  Artikels,  dessen 
Maximalpreis  durch  eine  Ministerialverordnung  fest¬ 
gestellt  ist,  ist  der  den  Verfügungen  der  Ministerial¬ 
verordnung  entsprechend  berechnete  Maximalpreis  fest¬ 
zustellen. 

Der  Übernahmspreis  jener  Artikel,  die  aus  dem  Zoll- 
auslande  eingeführt  wurden,  ist  unter  Berücksichtigung 
des  im  Zollauslande  bezahlten  Anschaffungspreises,  sowie 
der  mit  der  Einfuhr  verbundenen  Kosten  festzustellen. 
Ausnahmsweise  kann  der  Minister  des  Innern  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  dem  interessierten  Minister  als  Über¬ 
nahmspreis  eines  solchen  Artikels  auch  einen  höheren 
Preis  feststellen,  als  den  für  den  betreffenden  Artikel 
behördlich  festgestellten  Maximalpreis. 

§  13.  Das  Eigentumsrecht  jener  Artikel,  dessen  Be¬ 
sitzer  die  Behörde  zur  Überlassung  verpflichtet  hat 
(Alinea  i,  §  ii),  geht  sofort  auf  denjenigen  über,  zu 
dessen  Gunsten  die  Inanspruchnahme  erfolgt  ist. 

In  der  Frage  der  behördlichen  Preisfeststellung  ist 
innerhalb  dreier  Tage  von  der  Mitteilung  des  Bescheides 
ein  für  die  tatsächliche  Übergabe  eine  aufschiebende 
Wirkung  besitzender  Rekurs  an  den  Minister  des  Innern 
zulässig,  der  in  dieser  Frage  im  Einvernehmen  mit 
dem  Handelsminister  endgültig  entscheidet.  Wenn  die 
Verwaltungsbehörde  findet,  daß  die  tatsächliche  Über¬ 
gabe  ohne  Gefährdung  der  Versorgung  der  Bevölkerung 
bis  zur  rechtskräftigen  Feststellung  des  Preises  nicht 
verschoben  werden  kann,  darf  sie  die  sofertige  Über¬ 
gabe  des  Artikels  gegen  Entrichtung  des  geforderten 
Preises  oder  Deponierung  einer  entsprechenden  Kaution 
anordnen.  Die  Behörde  selbst  kann  einen  15  Tage  nicht 
übersteigenden  Warenkredit  (Alinea  2,  §  ii)  auch  in 
diesem  Falle  in  Anspruch  nehmen,  und  diese  Zeit  ist 
in  solchen  Fällen  von  der  rechtskräftigen  Feststellung 
des  Preises  an  zu  berechnen. 

§  14.  Die  Verwaltungsbehörde  kann  die  Eigentümer 
der  Lebensbedarfsartikel  verpflichten,  jenen  Teil  ihrer 
Vorräte,  der  ihren  eigenen  (häuslichen,  wirtschaftlichen 
oder  Betriebsbedarf)  übersteigt,  in  Verkehr  zu  bringen. 
Im  Bedarfsfälle  kann  sie  im  Sinne  der  §§  ii  bis  13 
Vorgehen. 


5.  Strafbestimmungen.  §  15.  In  dem  Falle, 
wenn  die  Handlung  keiner  schwereren  Strafbestimmung 
unterliegt,  begeht  eine  Übertretung  und  ist  auf  Grund 
der  §§  9  und  17,  G.-A.  L/1914  mit  Arrest  bis  zu  zwei 
Monaten  und  mit  einer  Geldbuße  bis  zu  600  K  zu  be¬ 
strafen  ; 

1.  Derjenige,  der  die  von  der  Behörde  gewünschten 
Daten  innerhalb  der  festgestellten  Frist  nicht  anmeldet 
oder  nicht  der  Wahrheit  entsprechend  anmeldet,  die 
Vorräte  verheimlicht,  verbirgt  oder  die  behördliche  Kon¬ 
trolle  vereitelt  (§  4). 

2.  Derjenige,  der  die  in  den  §§  5  bis  9  und  ii  bis  13 
enthaltenen  Bestimmungen  oder  die  auf  Grund  dieses 
Paragraphen  erlassenen  Verfügungen  der  Behörden  ver¬ 
letzt  oder  umgeht. 

3.  Der  Eigentümer  oder  Angestellte  des  landwirt¬ 
schaftlichen  oder  industriellen  Betriebes,  der  einer  von 
der  Zivil-  oder  Militärbehörde  zu  der  in  dem  betreffenden 
Betriebe  zu  verrichtenden  Arbeit  beorderten  Person  die 
pflichtgemäße  Versorgung  nicht  entsprechend  ausfolgt 
oder  ihr  keine  entsprechende  Behandlung  zu  teil  werden 
läßt. 

§  16.  Wenn  die  Handlung  nicht  einer  schwereren 
Strafbestimmung  unterliegt,  begeht  eine  Übertretung  und 
kann  im  Sinne  der  §§  9  und  17  des  G.-A.  L/1914  mit 
Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und  mit  einer  Geldbuße  bis 
zu  600  K  derjenige  bestraft  werden: 

1.  Der  irgend  einen  Lebensbedarfsartikel  (§3)  über  den 
behördlich  festgestellten  Höchstpreis  oder  mangels  eines 
behördlich  festgestellten  Höchstpreises  —  mit  Rücksicht 
auf  die  Marktlage  —  zu  unverhältnismäßig  hohem  Preis 
in  Verkehr  setzt; 

2.  der  mit  der  Absicht  auf  einen  Gewinn  einen  Lebens¬ 
bedarfsartikel,  ohne  daß  er  sich  berufsmäßig  oder  um 
seines  Berufes  willen  mit  dessen  Inverkehrsetzung  be¬ 
faßt  oder  zur  Beschaffung  dieses  Artikels  behufs  In¬ 
verkehrsetzung  desselben  eine  behördliche  Bewilligung 
erhalten  hätte,  in  einem  den  eigenen  häuslichen,  Wirt¬ 
schafts-  oder  Betriebsbedarf  unverhältnismäßig  über¬ 
steigender  Menge  anschafft  oder  entgegen  der  Verfügung 
der  Behörde  dem  Verkehre  vorenthält; 

3.  der  seinen  zur  Herstellung  (Produktion)  oder  In¬ 
verkehrsetzung  von  Lebensbedarfsartikeln  dienenden 
Betrieb  entgegen  den  Verfügungen  der  Behörde  ohne 
einen  in  den  Verhältnissen  liegenden  Zwang  einstellt 
oder  beschränkt; 

4.  der  den  behufs  Inverkehrsetzung  hergestellten  (pro¬ 
duzierten)  Lebensbedarfsartikel  ohne  Grund  absichtlich 
vernichtet,  in  seinem  Werte  wesentlich  vermindert,  un¬ 
brauchbar  macht,  für  einen  von  seiner  Bestimmung 
wesentlich  abweichenden  Zweck  verwendet,  umformt 
oder  umändert ; 

5.  der  an  einer  solchen  Verabredung  oder  Vereinigung 
teilnimmt,  deren  Zweck  eine  der  in  den  Punkten  i  bis  4 
des  gegenwärtigen  Paragraphen  erwähnten  Hand¬ 
lungen  ist. 

§  17.  Wenn  die  Handlung  nicht  einer  schwer¬ 

wiegenderen  Strafbestimmung  unterliegt,  begeht  eine 
Übertretung  und  ist  im  Sinne  des  §  17  des  G.-A.  XI/1914 
mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und  mit  einer  Geldbuße 
bis  zu  600  K  zu  bestrafen  derjenige: 

1.  der  zu  dem  Zwecke,  daß  er  die  Menge  der  auf 
den  Markt  (Platz)  gelangenden  Lebensbedarfsartikel 
vermindere  und  dadurch  deren  Preis  verteuere,  einen 
anderen  davon  abredet  oder  zurückhält,  daß  er  seine 
Lebensbedarfsartikel  zu  Markte  (auf  den  Platz)  bringe 
oder  dort  feilbiete; 

2.  derjenige  Verkäufer,  der  den  auf  den  Platz  Lebens¬ 
bedarfsartikel  befördernden  Verkäufer  vor  seiner  An¬ 
kunft  auf  dem  Lebensmittelplatz  aufhält  und  von  ihm 
die  Lebensbedarfsartikel  ankauft; 
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3.  derjenige  Verkäufer,  der  die  auf  den  Platz  ge¬ 
brachten  Lebensbedarfsartikel  vor  Beginn  der  Markt¬ 
zeit  dort  verkauft  oder  ankauft; 

4.  derjenige  Verkäufer,  der  beim  Ankauf  von  Lebens¬ 
bedarfsartikeln  auf  dem  Platz,  der  Straße  oder  von  Haus 
zu  Haus  dem  Verkäufer  einen  höheren  als  den  gefor¬ 
derten  Preis  oder  in  Ermanglung  eines  geforderten 
Preises  einen  unverhältnismäßig  höheren  als  den  bis 
dahin  üblichen  Preis  zu  dem  Zwecke  bietet  oder  anlegt, 
damit  er  sich  die  Beschaffung  der  Ware  vor  anderen 
sichere ; 

5.  der  andere  durch  die  Verbreitung  von  falschen 
Nachrichten  oder  auf  andere  Weise  zu  dem  Zwecke  irre¬ 
führt,  damit  er  dadurch  die  Verteuerung  des  Preises  der 
Lebensbedarfsartikel  hervorrufe. 

§  18.  Das  Verfahren  betreffend  die  gegen  diese  Ver¬ 
ordnung  verstoßenden  Übertretungen  gehört  in  die  Kom¬ 
petenz  der  Verwaltungsbehörde  als  politisches  Straf¬ 
gericht,  auf  dem  Gebiete  der  Wirksamkeit  der  Staats¬ 
polizei  der  Haupt-  und  Residenzstadt  aber  in  die  Kom¬ 
petenz  der  königlich  ungarischen  Staatspolizei. 

Hinsichtlich  jenes  Vorrates,  in  bezug  auf  den  die 
Übertretung  begangen  wurde,  ist  im  Laufe  des  polizei¬ 
lichen  Strafverfahrens  die  Konfiskation  zulässig-; 

o 

In  den  Fällen  der  gegen  §  i6  verstoßenden  Über¬ 
tretungen  kann,  wenn  die  Veröffentlichung  des  Urteiles 
im  öffentlichen  Interesse  wünschenswert  ist,  das  Polizei¬ 
strafgericht  anordnen,  daß  der  dispositive  Teil  des  Ur¬ 
teiles,  in  schwereren  Fällen  das  Urteil  samt  der  Be¬ 
gründung,  auf  Kosten  des  Verurteilten  in  irgend  einem 
an  dem  Orte  der  Verübung  erscheinenden  oder  dort  ver¬ 
breiteten  periodischen  Blatte  einmal  veröffentlicht  werde. 
Eventuell  kann  auch  die  öffentliche  Affichierung  des 
Urteils  an  dem  Orte  des  Vergehens  angeordnet  werden. 

6.  Gemischte  und  S  c  h  1  u  ß  b  e  s  t  i  m  m  u  n- 
g  e  n.  §  19.  Behufs  Unterstützung  der  Verwaltungs¬ 
behörden  in  den  auf  Grund  der  gegenwärtigen  Verord¬ 
nung  auftauchenden  Preisfragen  können  ständige  Preis¬ 
sachverständigenkommissionen  gebildet  werden. 

Die  Verwaltungsbehörde  ist  verpflichtet,  in  jenen 
Preisfragen,  in  welchen  sie  im  Sinne  der  gegenwärtigen 
Verordnung  nach  Anhörung  von  Sachverständigen  ent¬ 
scheidet,  nach  Errichtung  der  Preissachverständigen¬ 
kommission  diese  Kommission  anzuhören. 

§  20.  Die  Verwaltungsbehörden  und  die  Polizeistraf¬ 
gerichte  gehen  in  Angelegenheiten,  welche  der  Wirksam¬ 
keit  der  gegenwärtigen  Verordnung  unterliegen,  außer- 
tourlich  vor. 

§  21.  Diese  Verordnung  berührt  die  Wirksamkeit 
jener  besonderen  Verordnungen  nicht,  welche  auf  Grund 
der  Gesetze  über  die  Ausnahnisverfügungen  für  den 
Kriegsfall  erlassen  wurden. 

§  22.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft.  Ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auf 
Kroatien-Slawonien  nicht. 

Deutschland. 

Abänderung  der  Aus-  und  Durchfuhrverbote. 

Durch  Verordnung  des  Reichskanzlers  vom  17.  No¬ 
vember  1915  wurde  folgendes  verfügt: 

I.  Es  wird  verboten  die  Aus-  und  Durchfuhr  von: 
Rindviehhaaren  der  Nummern  145  c,  413^  und  415  des 
statistischen  W arenverzeichnisses, 

Linoleum  und  ähnlichen  Stoffen  der  Nummern  508 
und  509  des  Zolltarifs  (508  a,  508  5  und  509  des  statisti¬ 
schen  Warenverzeichnisses), 

Analysen  wagen. 

II.  In  Änderung  der  Ziffer  IH  der  Bekanntmachung 
vom  IO.  September  1915  wird  verboten  die  Aus-  und 
Durchfuhr  von: 


Thymol  (Thymiankampfer)  der  Nr.  354  des  statisti¬ 
schen  Warenverzeichnisses. 

HL  Das  Verbot  unter  1.  der  Bekanntmachung  vom 
10.  September  1915  erstreckt  sich  nicht  auf 
folgende  Waren  und  Nummern  des  statistischen  Waren¬ 
verzeichnisses  : 

Bernstein,  roh,  der  Nr.  242  a, 

ßernsteinabfälle,  -staub,  -masse  (Preßbernstein,  Am- 
broid),  geschmolzenen  Bernstein;  Jet  (Gagat),  unbear¬ 
beitet,  der  Nr.  242  b, 

Bernsteinsäure  der  Nr.  3175, 

Bernsteinöl  der  Nr.  353  c. 

IV.  Das  Verbot  der  Aus-  und  Durchfuhr  von  Fellen 
zur  Pelzwerk-  (Rauchwaren-)  Bereitung  und  Pelzwaren 
(Bekanntmachungen  des  Reichskanzlers  vom  7.  August 
und  vom  6.  September  1914,  vom  3.  März  und  16.  Ok¬ 
tober  1915)  wird  beschränkt  auf: 

Schaf-,  Lamm-,  Murmeltierfelle  und  Teile  von  solchen 
Fellen  und  die  daraus  gefertigten  Pelzwaren  der  Num¬ 
mern  155,  563,  564  und  565  des  Zolltarifs. 

Das  Verbot  erstreckt  sich  nicht  auf  Tibetlammfelle 
und  auf  fertige  Frauen-  und  Kinderpelz  waren. 

Verbot  der  Durchfuhr  von  Tieren  und  tieri¬ 
schen  Erzeugnissen.  Eine  kaiserliche  Verordnung 
vom  25.  November  1915  verfügt: 

§  I.  Die  Durchfuhr  von  Tieren  und  tierischen  Er¬ 
zeugnissen  über  die  Grenzen  des  Deutschen  Reiches  ist 
bis  auf  weiteres  verboten. 

§  2.  Der  Reichskanzler  wird  ein  Verzeichnis  der 
Gegenstände  veröffentlichen,  deren  Durchfuhr  nach  §  i 
verboten  ist. 

Er  ist  ermächtigt,  von  den  Bestimmungen  im  §  i  Aus¬ 
nahmen  zu  gestatten  und  die  etwa  erforderlichen  Siche¬ 
rungsmaßregeln  zu  treffen. 

§  3.  Gegenwärtige  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
ihrer  Verkündung  in  Kraft. 

Durchfuhrverbote.  Eine  Bekanntmachung  vom 
26.  November  d.  J.  bringt  zur  öffentlichen  Kenntnis, 
daß  die  folgenden  Gegenstände  unter  das  Verbot  fallen: 

Lebende  Tiere,  und  zwar: 

Rindvieh, 

Schafe,  Ziegen  und  Schweine ; 

Fleisch  und  Fleischwaren  aller  Art ; 

Butter  und  Butterschmalz. 

Vornahme  einer  Viehzählung.  Der  Bundesrat  hat 
am  15.  November  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Die  auf  Grund  der  Bekanntmachung  des  Reichs¬ 
kanzlers  vom  4.  Dezember  1912  (,, Zentralblatt  für  das 
Deutsche  Reich“  1912,  S.  855)  am  i.  Dezember  1915  im 
Deutschen  Reiche  vorzunehmende  kleine  Viehzählung 
erstreckt  sich  auf  Pferde,  Rindvieh,  Schafe,  Schweine 
und  Ziegen.  Sie  erfolgt  nach  Maßgabe  des  beiliegenden 
Erhebungsmusters. 

§  2.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung. 

§  3.  Dem  kaiserlichen  Statistischen  Amte  ist  nach  bei¬ 
liegendem  Zusammenstellungsmuster  eine  vorläufige, 
sämtliche  Unterabteilungen  des  Zusammenstellungs¬ 
musters  enthaltende  Übersicht  der  Zählungsergebnisse 
nebst  den  von  den  Bundesstaaten  erlassen  Ausführungs¬ 
vorschriften  bis  zum  15.  Dezember  1915,  die  endgültige 
Zusammenstellung  bis  zum  15.  Januar  1916  einzusenden. 

§  4.  Wer  vorsätzlich  eine  Anzeige,  zu  der  er  auf 
Grund  dieser  Verordnung  oder  der  nach  §  2  erlassenen 
Ausführungsbestimmungen  aufgefordert  wird,  nicht  er¬ 
stattet  oder  wissentlich  unrichtige  oder  unvollständige 
Angaben  macht,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu  10.000  M.  bestraft; 
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auch  kann  \heh,  dessen  \'orhandensein  verschwiegen 
worden  ist,  im  Urteil  für  dem  Staate  verfallen  erklärt 
werden. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Anordnung  zur  Ausführung  der  Verordnung 
über  den  Verkehr  mit  Stroh  und  Häcksel,  Auf 
Grund  der  §§  3,  4  und  15  der  Verordnung  über  den 
Verkehr  mit  Stroh  und  Häcksel  vom  8.  November  1915 
wird  folgendes  bestimmt: 

I.  Das  Stroh,  das  gemäß  §  3  der  Wrordnung  zu  über¬ 
lassen  ist,  ist  so  zu  verladen,  daß  es  während  der  Be¬ 
förderung  gegen  Nässe  geschützt  ist. 

II.  In  den  Fällen  des  §  4,  Abs.  2,  Satz  4,  der  Ver¬ 
ordnung  hat  der  zur  Überlassung  Verpflichtete  durch  die 
Ortspolizeibehörde  bescheinigen  zu  lassen,  in  w’elchem 
Zustand  sich  das  Stroh  im  Zeitpunkt  des  Gefahrüber¬ 
ganges  befindet.  Die  Bescheinigung  hat  er  unverzüglich 
der  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte,  Ge¬ 
nossenschaft  mit  beschränkter  Haftung  in  Berlin  W.  9, 
Potsdamer  Straße  36,  zu  übersenden. 

III.  Für  den  Kleinverkauf  von  Stroh  wird  eine  Aus¬ 
nahme  von  den  §§  2  bis  6,  9,  für  den  Kleinverkauf  von 
Häcksel  eine  Ausnahme  von  §  10  der  Verordnung  be¬ 
willigt. 

Als  Kleinverkauf  gilt  der  Absatz  unmittelbar  an  Ver¬ 
braucher  in  Mengen  von  nicht  mehr  als  täglich  15  9 
unter  der  Voraussetzung,  daß  zur  Beförderung  des 
Strohes  oder  Häcksels  bis  zum  Verbrauchsort  die  Eisen¬ 
bahn  oder  der  Wasserweg  nicht  benutzt  wird. 

IV.  Diese  Anordnung  tritt  am  19.  November  1915  in 
Kraft. 

Bekanntmachung  über  die  Wiederholung  der 
Anzeige  der  Bestände  von  Verbrauchszucker.  Auf 
Grund  des  §  i,  Abs.  4,  der  Bekanntmachung  über  Ver¬ 
brauchszucker  vom  27.  Mai  1915  wird  unterm  17.  No¬ 
vember  1.  J.  bestimmt: 

Wer  Wrbrauchszucker  mit  Beginn  des  i.  Dezember 
1915  in  Gewahrsam  hat,  ist  verpflichtet,  die  vorhandenen 
Mengen  getrennt  nach  Arten  und  Eigentümern  unter 
Nennung  der  Eigentümer  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  b.  H.  in  Berlin  anzuzeigen.  Zu  diesem  Zwecke  haben 
die  Berechtigten,  deren  Zucker  in  fremdem  Gewahrsam 
liegt,  den  Lagerhaltern  nach  dem  i.  Dezember  1915  un¬ 
verzüglich  die  ihnen  zustehenden  Mengen  anzuzeigen. 
Die  Anzeigen  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 
sind  bis  zum  10.  Dezember  1915  abzusenden.  Anzeigen 
über  Mengen,  die  sich  mit  Beginn  des  i.  Dezember  1915 
auf  dem  Transport  befinden,  sind  unverzüglich  nach  dem 
Empfange  von  dem  Empfänger  zu  erstatten. 

Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht: 

1.  auf  Mengen,  die  im  Eigentum  des  Reiches,  eines 
Bundesstaates  oder  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  im 
Eigentum  der  Heeresverwaltungen  oder  der  Marinever¬ 
waltung  sowie  auf  Mengen,  die  im  Eigentum  eines 
Kommunalverbandes  stehen; 

2.  auf  Mengen,  die  insgesamt  weniger  als  50  q  be¬ 
tragen. 

Festsetzung  der  Preise  für  Wild.  Auf  Grund  der 
Verordnung  des  Bundesrates  vom  28.  Oktober  1915 
w'ird  über  die  Regelung  der  Wildpreise  folgendes  be¬ 
stimmt: 

1.  Der  Preis  für  Wild  darf  beim  ersten  Verkaufe  für 
beste  Ware  folgende  Sätze  nicht  überschreiten: 


Mark 

bei  Rot-  und  Damwild  für  0'5  kg  mit  Decke . 0‘6o 

»  Rehwild  für  0’5  kg  mit  Decke . 070 

»  Wildschweinen  für  O’S  kg  mit  Decke  (Schwarte)  .  .  .  0'55 

j>  Hasen  für  das  Stück  mit  Fell  (Balg)  . . 375 

»  Kaninchen  für  das  Stück  mit  Fell  (Balg) . i' — 

51  Fasanenhähnen  für  das  Stück  mit  Federn . 2‘50 

»  Fasanenhennen  »  »  »  s  »  . 175 


Diese  Preise  gelten  nicht  für  den  Verkauf  an  Ver¬ 
braucher,  soweit  er  nicht  Mengen  von  mehr  als  10  kg 
zum  Gegenstände  hat. 

11.  Insoweit  für  Wild  gemäß  §  4  der  Verordnung  des 
Bundesrates  vom  28.  Oktober  1915  (Reichs-Gesetzblatt, 
S.  716)  Höchstpreise  für  die  Abgabe  im  Kleinhandel  an 
den  Verbraucher  festgesetzt  werden,  dürfen  sie  für  beste 
Ware  folgende  Sätze  nicht  überschreiten: 

Mark 


bei  Rot-  und  Damwild  für  0'5  kg . 1-40 

»  Rehwild  für  O'j  kg . i-8o 

»  Wildschweinen  für  0'5  kg . i'io 

»  Hasen  für  das  Stück  ohne  Fell  .  . . 4-50 

»  »  »  »  j)  mit  » . 5' — 

»  Kaninchen  für  das  Stück  ohne  Fell . i’30 

»  »  »  I)  j)  mit  » . i'6o 

»  Fasanenhähnen  für  das  Stück  mit  Federn . 370 

»  Fasanenhennen  »  »  »  »  »  270 


Bei  abw^eichender  Anordnung  der  Grundpreise  gemäß 
§  3  der  \^erordnung  des  Bundesrates  vom  28.  Oktober 
1915  (Reichs-Gesetzblatt,  S.  716)  tritt  eine  ent¬ 
sprechende  Änderung  dieser  Sätze  ein. 

IH.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  i.  Dezember  in 
Kraft. 

Abänderung  der  Verordnung  über  die  Regelung 
des  Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kartoffel¬ 
trocknerei  und  der  Kartoffelfabrikation.  Der 
Bundesrat  hat  am  25.  November  1915  folgende  Ver¬ 
ordnung  erlassen: 

Artikel  1.  Die  Verordnung  über  die  Regelung  des 
Absatzes  von  Erzeugnissen  der  Kartofifeltrocknerei  und 
der  Kartofifelstärkefabrikation  vom  16.  September  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  585)  wird  dahin  geändert: 

1.  Der  §  14  erhält  die  Fassung: 

Der  Reichskanzler  kann  den  Verkehr  mit  Erzeug¬ 
nissen  der  Kartoffeltrocknerei  und  der  Kartoffelstärke¬ 
fabrikation,  die  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden, 
regeln ;  insbesondere  kann  er  anordnen,  daß  diese  Er¬ 
zeugnisse  an  die  Trockenkartoffel- Verwertungsgesell¬ 
schaft  in  Berlin  zu  liefern  sind.  Er  setzt  die  Bedingungen 
und  Preise  für  die  Lieferung  und  den  weiteren  Absatz 
fest.  Er  kann  bestimmen,  daß  Zuwiderhandlungen  mit 
Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geldstrafe  bis 
zu  10.000  M.  bestraft  werden. 

2.  Im  §  15  unter  Nr.  i  werden  die  Worte  „§§  i,  7 
oder  14“  ersetzt  durch  „§§  i  oder  7“. 

Artikel  H.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Änderung  der  Bekanntmachung  über  die  Sicher¬ 
stellung  von  Kriegsbedarf.  Der  Bundesrat  hat  am 
25.  November  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  I.  Der  §  i,  Absatz  i,  der  Bekanntmachung 
über  die  Sicherstellung  von  Kriegsbedarf  vom  24.  Juni 
1915  (R.-G.-Bl.  S.  357  erhält  folgende  Fassung: 

Während  der  Dauer  des  gegenwärtigen  Krieges  kann 
das  Eigentum  an  Gegenständen  des  Kriegsbedarfs  und 
an  Gegenständen,  die  bei  der  Herstellung  oder  dem  Be¬ 
triebe  von  Kriegsbedarfsartikeln  zur  Verwendung  ge¬ 
langen  können,  unbeschadet  der  Zuständigkeit  der  Mi¬ 
litärbefehlshaber,  auch  durch  Anordnung  der  Kriegs¬ 
ministerien  oder  des  Reichsmarineamts  oder  der  von 
ihnen  bezeichneten  Behörden  auf  eine  in  der  Anordnung 
zu  bezeichnende  Person  übertragen  werden. 

Artikel  H.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 
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Anwendung  der  Vertragszollsätze  auf  russisches 
Bau-  und  Nutzholz.  Der  Bundesrat  hat  am  25.  No¬ 
vember  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

I.  Auf  in  Rußland  erzeugtes  Bau-  und  Nutzholz  der 
Nrn.  74  bis  76,  80,  83,  84,  85  des  Zolltarifs  finden  bei 
unmittelbarer  Einfuhr  aus  den  besetzten  Teilen  Ruß¬ 
lands  bis  auf  weiteres  die  Vertragszollsätze  Anwendung. 

II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den 
Zeitpunkt  des  Außerkrafttretens. 

Gerste-  und  Hafernährmittelpreise.  Eine  Bekannt¬ 
machung  der  Reichsfuttermittelstelle  vom  26.  November 
1915  lautet: 

Die  Bekanntmachung  über  Errichtung  von  Preis¬ 
prüfungsstellen  und  die  Versorgungsregelung  vom 
25.  September  läßt  es  uns  wünschenswert  erscheinen, 
die  Preise  bekanntzugeben,  zu  deren  Einhaltung  einzelne 
Gruppen  der  Gerste  verarbeitenden  Betriebe  sowie  die 
Hafernährmittelfabriken  für  die  Abgabe  der  von  ihnen 
hergestellten  Erzeugnisse  an  Verbraucher  sich  uns  gegen¬ 
über  verpflichtet  haben. 

Solche  Höchstpreise  sind  festgesetzt  für  Gersten-  und 
Malzkaffee,  für  Graupen  und  Grütze  sowie  für  Hafer¬ 
flocken,  Hafergrütze  und  Hafermehl. 

I.  Mit  dem  Verband  der  deutschen  Getreidekaffee¬ 
fabrikanten  ist  vereinbart  worden,  daß  für  den  Verkauf 
an  Verbraucher  folgende  Höchstpreise  nicht  über¬ 
schritten  werden  dürfen: 


Lager,  in  Kommission  u.  s.  w.)  l:)efindet.  Anmelde¬ 
pflichtig  sind  hiernach  insbesondere:  Weingroßhand¬ 
lungen,  große  Gasthöfe  und  Lebensmittelhandlungen, 
Warenhäuser,  Kasinogesellschaften,  Logen,  Vereins¬ 
häuser  und  ähnliche  Unternehmungen,  Konsumvereine 
und  ähnliche  Genossenschaften,  schließlich  auch  Privat¬ 
personen,  welche  Vorräte  von  10.000  l  oder  mehr  im 
Eigentum  haben,  sofern  diese  nicht  ausschließlich  für 
den  Verbrauch  im  eigenen  Haushalt  bestimmt  sind.  Be¬ 
freit  sind  nur  Privatpersonen,  welche  ihre  Vorräte  aus¬ 
schließlich  für  den  Verbrauch  im  eigenen  Haushalt  be¬ 
sitzen. 

Die  Anmeldungen  sind  auf  besonderen  Anmeldebogen, 
die  von  den  Hauptzollämtern  anzufordern  sind,  zu  er¬ 
statten  und  an  diese  Stellen  bis  zum  5.  Dezember  1915 
ausgefüllt  zurückzuliefern.  Auf  den  Anmeldebogen  ist 
eine  Anleitung  enthalten,  die  bei  der  Ausfüllung  der 
Bogen  genau  zu  beachten  ist. 

Eine  besondere  Aufforderung  an  die  einzelnen  zur 
Anmeldung  Verpflichteten  ergeht  nicht.  Jeder  Eigen¬ 
tümer  einer  Mindestmenge  von  10.000  l  muß  sich  daher 
selbst  melden,  rechtzeitig  den  Anmeldebogen  anfordern 
und  ausgefüllt  zurücksenden.  Wer  die  rechtzeitige 
Anmeldung  unterläßt,  macht  sich  nach  §§  2,  3  und  5 
der  Bekanntmachung  vom  2.  Februar  1915  strafbar; 
auch  können  Vorräte,  die  verschwiegen  sind,  für  dem 
Staate  verfallen  erklärt  w'erden. 

Niederlande. 


für  Gerstenkaffee  lose  in  Säcken  40  Pfg.  für  i  Pfd., 

„  Malzkaffee  .,  „  „  50  „  „  i  „ 

„  ,,  in  geschl.  Paketen  55  „  „  i  Pfd.-Paket. 

2.  Mit  der  Graupenzentrale,  G.  m.  b.  H.  in  Charlotten¬ 
burg,  ist  vereinbart,  daß  als  Kleinhandelspreise  für  den 
Verkauf  an  Verbraucher  zu  gelten  haben: 


für  Grütze  und  Graupen  Nr.  6 
„  Graupen  „  5 


40  Pfg.  für  I  Pfd. 
42  ,,  „  I  „ 


4— -3  43 

2—1  45 

o— ®/o  49 


Für  Gerstenmehl  ist  ein  Höchstpreis  von  29  Pfennig 
für  das  Pfund  für  den  Kleinhandel  festgesetzt. 

3.  Mit  der  Hafereinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  ist  ver¬ 
einbart  worden,  daß  bei  dem  Verkauf  der  Erzeugnisse 
der  Hafernährmittelfabriken  an  Verbraucher  folgende 
Höchstpreise  einzuhalten  sind: 

für  Haferflocken  und  Hafergrütze  lose  in  Säcken 
55  Pfennig  für  i  Pfund, 

für  Haferflocken  und  Hafergrütze  in  Paketen 
65  Pfennig  für  das  i  Pfund-Paket, 

für  Hafermehl  lose  in  Säcken  66  Pfennig  für 
I  Pfund, 

für  Hafermehl  in  Paketen  37  Pfennig  für  das 
Pfund-Paket. 


Bekanntmachung,  betreffend  Aufnahme  des  Be¬ 
standes  an  ausländischen  Rotweinen  am  i.  De¬ 
zember  1915.  Auf  Grund  der  Bekanntmachung  über 
Vorratserhebungen  vom  2.  Februar  1915  findet  am 
I.  Dezember  1915  eine  Aufnahme  des  Bestandes  an  aus¬ 
ländischen  Rotweinen,  die  sich  innerhalb  des  Gebietes 
des  Deutschen  Reiches  befinden,  statt.  Außer  den  aus¬ 
ländischen  Rotweinen  sind  auch  Verschnitte  mit  solchen 
Rotw'einen,  dagegen  nicht  die  roten  Dessertweine  (Süd-, 
Süßweine)  anzumelden.  Es  ist  gleichgültig,  ob  sich  der 
Wein  in  Fässern  oder  Flaschen  befindet.  Anmeldepflichtig 
ist  jeder,  der  von  ausländischen  Rotweinen  einschließlich 
der  Verschnitte  10.000  l  oder  mehr  im  Eigentum  hat, 
einerlei,  oh  er  den  Wein  selbst  in  Gewahrsam  hat  oder 
ob  sich  der  Wein  im  Gewahrsam  eines  Dritten  (auf 


Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  Meldung  aus  Amsterdam 
wurde  die  Ausfuhr  von  nassen  Rübenschnitzeln,  Torf 
und  Torfstreu,  Kaffee-Extrakt  und  Flachsabfällen  ver¬ 
boten. 

Ausfuhr  von  Käse.  Der  Minister  für  Ackerbau, 
Industrie  und  Handel  hat  sich,  mit  Bezug  auf  den  könig¬ 
lichen  Beschluß  vom  26.  Oktober  1914,  betreffend  das 
Ausfuhrverbot  von  Käse,  bestimmt  gefunden,  seine  Ver¬ 
ordnung  vom  22.  April  1915,  abgeändert  durch  Verord¬ 
nung  vom  22.  Oktober  1915,  ab  18.  November  1915  zu 
widerrufen  und  nachstehendes  anzuordnen: 

Artikel  i.  Die  mit  der  Aufsicht  der  Verfügung  und 
Ausfuhr  von  Käse  betraute  Reichskommission,  ernannt 
durch  Ministerialverfügung  vom  16.  Oktober  1915,  wird 
mit  der  Aufsicht  sämtlicher  Verrichtungen  —  im  Zu¬ 
sammenhänge  mit  dem  königlichen  Beschluß  vom  26.  Ok¬ 
tober  1914  —  und  der  Ausführung,  welche  auf  die  Re¬ 
gelung  des  betreffenden  Beschlusses  Bezug  haben  sowie 
mit  den  Maßregeln,  die  für  die  Aufsicht  notwendig  er¬ 
achtet  werden,  betraut. 

Artikel  2.  Die  Ausfuhr  von  Käse  kann  bloß  auf  Grund 
einer  von  der  genannten  Reichskommission  erteilten  Be¬ 
willigung  stattfinden. 

Artikel  3.  Diese  Ausfuhrbewilligungen  werden  von 
der  Reichskommission  nur  an  Personen,  Firmen  oder 
Vereinigungen  erteilt,  die  als  Käseexporteure  bei  ihr 
eingetragen  sind. 

Artikel  4.  Die  Erteilung  von  Ausfuhrbewilligungen 
erfolgt  auf  Grund  der  vom  Minister  für  Ackerbau,  In¬ 
dustrie  und  Handel  festgesetzten  Regeln. 

Artikel  5 — 13.  Durchführungsbestimmungen. 

Ausfuhr  von  Hülsenfrüchten.  Der  Minister  für 
Ackerbau,  Industrie  und  Handel  hat  —  bezugnehmend 
auf  den  königlichen  Beschluß  vom  3.  August  1914  und 
6.  November  1915  — ■  folgendes  beschlossen: 

I.  Unter  den  Bestimmungen,  welche  in  der  obge¬ 
nannten  Verfügung  enthalten  sind,  wird  Erlaubnis  zur 
Ausfuhr  von  nachstehend  genannten  Sorten  Hülsen- 
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fruchten  erteilt  unter  Berücksichtigung  nachstehend  fest¬ 
gesetzter  Bedingungen: 

2.  Die  Ausfuhr  von  grünen  Erbsen,  Kron-Schokker- 
Erbsen,  braunen  Bohnen  und  weißen  Bohnen  und  Ka¬ 
puziner  der  Ernte  1914,  soweit  sie  nicht  zur  Verfügung 
des  Militärkommandos  der  Stellung  Amsterdam  zu  halten 
sind,  wird  zugestanden  bis  spätestens  5.  Dezember  1915 
unter  der  Bedingung,  daß  gegenüber  200  kg  auszufüh¬ 
renden  Hülsenfrüchten  von  obgenannten  Sorten  für  den 
inländischen  Gebrauch  100  kg  braune  Bohnen  und  100  kg 
grüne  Erbsen  zur  Verfügung  gestellt  werden  müssen. 

3.  Die  Ausfuhr  von  Pferdebohnen  der  Ernte  1914  ist 
bis  spätestens  5.  Dezember  1915  erlaubt,  unter  der  Be¬ 
dingung,  daß  für  400  kg  auszuführende  Pferdebohnen 
für  den  inländischen  Gebrauch  100  kg  braune  Bohnen 
und  100  kg  kleine  grüne  Erbsen  zur  Verfügung  gestellt 
werden  müssen. 

4-  Vom  19.  Nov^ember  ab  bis  zu  einem  näher  zu  be¬ 
stimmenden  Datum  ist  die  Ausfuhr  von  Abfallerbsen 
aller  Sorten  erlaubt,  jedoch  unter  der  Bedingung,  daß 
für  200  kg  auszuführender  Abfallerbsen  für  den  inländi¬ 
schen  Gebrauch  100  kg  braune  Bohnen  und  100  kg 
kleine  grüne  Erbsen  zur  Verfügung  gestellt  werden 
müssen. 

5.  Die  Ausfuhr  von  Meer-,  Pferde-,  Schaf-  und  Waal- 
sche-  (Garten-)  Bohnen  ist  unter  der  Bedingung  ge¬ 
stattet,  daß  für  die  Ausfuhr  von  500  kg  dieser  Bohnen 
für  den  inländischen  Verbrauch  150  kg  braune  Bohnen 
und  150  kg  kleine  grüne  Erbsen  zur  Verfügung  gestellt 
werden  müssen.  Diejenigen,  welche  vor  dem  15.  De¬ 
zember  1915  sich  zu  dieser  besprochenen  Verfügungs¬ 
stellung  bereit  erklären,  g'enießen  die  Begünstigung, 
90  Prozent  von  den  oben  erwähnten  Mengen  zu  de¬ 
ponieren. 

6.  Alle  für  den  inländischen  Verbrauch  zur  Verfügung 
gestellten  braunen  Bohnen  und  kleinen  grünen  Erbsen 
müssen  von  der  Ernte  1915,  von  guter  maschinell  ge¬ 
reinigter  Qualität  und  weich  kochend  sein,  gemäß  dem 
Urteil  der  Verpflegskommission  der  Stellung  Amsterdam. 

Dänemark. 

Teilweiser  Ablauf  des  Moratoriums.  Das  Mora¬ 
torium  für  gewöhnliche  Schulden  ist  nicht  verlängert 
worden.  Dagegen  ist  eine  Vorlage  eingebracht  worden, 
wonach  das  Moratorium  für  Pfandschulden  bis  zum 
31.  Dezember  1916  verlängert  werden  soll. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  königliche  Kund¬ 
machung  ist  vom  6.  November  1915  ab  die  Ausfuhr  von 
Harz,  auch  sogenanntem  abgebrannten  Brauereiharz,  der 
statistischen  Nr.  1178  A  verboten  worden. 

Laut  Meldung  aus  Stockholm  vom  24.  November 
1915  wurden  in  Schweden  Ausfuhrverbote,  gültig  ab 
25.  November  1915,  für  folgende  Artikel  erlassen: 
Branntwein  und  Spiritus  mit  Ausnahme  von  Whisky, 
Fuselöl,  Arrak  und  Rum,  ferner  für  Watte,  Garn  und 
Nähgarn  aus  Baumwolle. 

Norwegen. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Ein  Rundschreiben  des  De¬ 
partements  des  Äußern  verbietet  vom  12.  November  1915 
ab  die  Ausfuhr  von  wollenen  und  baumwollenen,  kaut- 
schukierten  Stoffen  sowie  von  Bekleidungsstücken 
daraus. 

Türkei. 

Verlängerung  des  Moratoriums.  Ein  vorläufiges 
türkisches  Gesetz  vom  30.  September/13.  Oktober  1915 
bestimmt  den  Berliner  „Nachrichten  für  Handel  und  In¬ 
dustrie“  zufolge  folgendes : 


Artikel  i.  Das  durch  die  Gesetze  vom  20.  Juli 
(2.  August)  1914,  18./31.  August  1914,  18.  September 
(i.  Oktober)  1914,  21.  Dezember  1914/3.  Januar  1915, 
26.  März/8.  April  1915  und  29.  Juni/12.  Juli  1915  vor¬ 
gesehene  Moratorium,  das  sich  auf  jede  Art  von 
Schulden,  Geldverpflichtungen  und  Bankguthaben  be¬ 
zieht,  wird  abermals  bis  zum  31.  Dezember  191 5/1 3.  Ja¬ 
nuar  1916  verlängert. 

Die  Schuldner  sind  indes  gehalten,  außer  den  Zah¬ 
lungen,  die  sie  gemäß  den  vorgenannten  Gesetzen  zu 
leisten  haben,  eine  Abzahlung  von  5  vom  Hundert  am 
1./14.  Oktober  1915  und  eine  weitere  von  5  vom  Hundert 
am  15. /28.  November  1915  zu  leisten. 

Artikel  2.  Von  den  im  Laufe  der  ersten  beiden  Monate 
nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  fällig  werdenden 
Schulden  sind  5  vom  Hundert  bei  der  Fälligkeit,  weitere 
5  vom  Hundert  erst  einen  Monat  später  einklagbar;  der 
Rest  der  Schulden  wird  bis  zum  31.  Dezember  1915 
(iß-  Januar  1916)  gestundet.  Von  den  im  dritten  Monat 
fällig  werdenden  Schulden  sind  5  vom  Hundert  bei  der 
I'älligkeit  einklagbar;  der  Rest  wird  bis  zum  31.  De¬ 
zember  1915/13.  Januar  1916  gestundet. 

Artikel  3.  Die  seit  dem  21.  Juli/3.  August  1914  auf 
gestundete  Schulden  geleisteten  Zahlungen  werden  von 
den  gemäß  dem  vorliegenden  Gesetz  einklagbaren  Be¬ 
trägen  abgerecbnet.  Jedoch  müssen  die  als  Aktiengesell¬ 
schaften  gegründeten  Banken  ihren  Gläubigern  ohne 
Rücksicht  auf  die  Höhe  der  vorher  bereits  erhobenen 
Beträge  einen  Betrag  von  10  türkischen  Pfund  am 
1./14.  Oktober  1915  zahlen,  selbst  wenn  die  5  vom  Hun¬ 
dert  der  Guthaben  weniger  als  10  türkische  Pfund  be¬ 
tragen,  und  weitere  10  türkische  Pfund  am  15. /zß.  No¬ 
vember  1915. 

Artikel  4.  Die  Nichtanmeldung  von  Protesten  bis  zum 
31.  Dezember  1915/13.  Januar  1916  mangels  Annahme 
oder  Zahlung,  die  bis  zum  30.  September/13.  Oktober 

1915  und  15. /zß.  Oktober  1915  gemäß  Artikel  4  des  Ge¬ 
setzes  vom  29.  Juni/12.  Juli  1915  abzufassen  und  an¬ 
zumelden  waren,  über  die  gemäß  den  Gesetzen  vom 
26.  März/8.  April  und  29.  Juni/12.  Juli  1915  fälligen 
Teilbeträge  von  kaufmännischen  Papieren,  wie  auch  von 
Protesten  über  die  gemäß  vorliegendem  Gesetze  fälligen 
Teilbeträge  kaufmännischer  Schuldpapiere  berührt  in 
keiner  Weise  die  Rechtsansprüche  der  Beteiligten. 

Das  Recht,  zur  Wahrung  des  Regresses  hinsichtlich 
der  gemäß  den  Gesetzen  vom  26.  März/8.  April  1915, 
vom  29.  Juni/12.  Juli  1915  und  dem  vorliegenden  Ge¬ 
setze  fälligen  Teilbeträge  kaufmännischer  Schuldpapiere 
vor  Gericht  zu  erscheinen,  wird  bis  zum  15./28.  Januar 

1916  aufrecht  erhalten.  Die  Protestfrist  für  kaufmänni¬ 
sche  Papiere,  die  am  31.  Dezember  1915/13.  Januar  1916 
fällig  werden,  wird  bis  zum  15./28.  Januar  1916  ver¬ 
längert.  Wird  eine  der  nach  diesem  Gesetz  einklagbaren 
Zahlungen  protestiert,  so  sind  weitere  Proteste  für  später 
fällig  werdende  Zahlungen  nicht  mehr  erforderlich.  Die 
Protestgebühren  werden  indes  nach  Maßgabe  des  ge¬ 
samten,  nicht  protestierten  Betrages  des  Papieres  er¬ 
hoben. 

Artikel  5.  Die  Gerichte  dürfen  bis  zum  15./28.  Januar 
1916  aus  eigenem  Antragsrecht  oder  auf  Anspruch  der 
Gläubiger  Konkurseröffnungen  für  die  nach  diesen  Ge¬ 
setzen  einklagbaren  Schuldbeträge  nicht  beschließen. 
Diese  Schulden  werden  im  Wege  des  gewöhnlichen  Ge¬ 
richtsverfahrens  eingeklagt  und  beigetrieben.  Beschlag¬ 
nahmen  und  Verkäufe,  die  von  den  Gerichten  dieserhalb 
angeordnet  werden,  sollen  sich  auf  die  einklagbaren 
Summen  beschränken.  Indes  wird  die  Frist  für  Ver¬ 
steigerung  der  Grundstücke  so  w-eit  hinausgeschoben,  bis 
der  Preis  zwei  Drittel  des  wirklichen  Grundstückwertes 
erreicht.  Beruht  die  Forderung  auf  einem  Vollstreckungs¬ 
urteil,  so  veranlaßt  das  Gericht  die  Beschlagnahme,  ohne 
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eine  Sicherstellung  zu  fordern.  Für  diesen  Fall  bedarf 
es  einer  Klage  zur  Bestätigung  der  Pfändung  nicht.  Ist 
aber  das  Gericht  der  Überzeugung,  daß  der  Schuldner 
sich  zum  Nachteil  des  Gläubigers  seiner  Habe  zu  ent- 
äußern  versucht,  so  trifft  die  Pfändung  den  Teil  des 
Vermögens,  welcher  dem  Gesamtbeträge  der  Schuld  ent¬ 
spricht.  In  bezug  auf  unbewegliches  Vermögen  ist  jedoch 
eine  vollständige  Beschlagnahme  zulässig. 

Artikel  6.  Vom  Mietzins  für  Grundstücke,  die  zu 
Wohnzwecken  gemietet  sind,  sind  50  vom  Hundert  ein¬ 
klagbar,  der  Rest  wird  bis  zum  31.  Dezember  1915/13.  Ja¬ 
nuar  1916  gestundet.  Miete  für  Grundstücke,  die  anderen 
als  Wohnzwecken  dienen,  unterliegt  nicht  dem  Mora¬ 
torium.  Indes  sind  5  vom  Hundert  der  Mieten  für  Grund¬ 
stücke  zu  anderen  als  Wohnzwecken,  deren  Zahlung  ge¬ 
mäß  dem  Moratoriumsgesetze  bis  zum  30.  September 
(13.  Oktober)  1915  gestundet  ist,  am  1./13.  Oktober  1915 
und  ein  weiterer  Teil  von  5  vom  Hundert  am  15./28.  No¬ 
vember  1915  einklagbar.  Der  Rest  der  Schuld  wird  bis 
zum  31.  Dezember  1915/13.  Januar  1916  gestundet. 

Artikel  7.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  finden 
keine  Anwendung  auf  die  nach  dem  21.  Juli/3.  August 
1914  eingegangenen  Schulden,  Verträge  und  Verbindlich¬ 
keiten. 

Artikel  8.  Die  Bestimmungen  der  Artikel  4  und  7  des 
Gesetzes  vom  21.  Dezember  1914/3.  Januar  1915  sowie 
des  Artikels  6  des  Gesetzes  vom  26.  März/8.  April  1915 
bleiben  in  Geltung. 

Artikel  9.  Das  vorliegende  Gesetz  tritt  mit  dem  1./13. 
Oktober  1915  in  Kraft. 

Artikel  10.  Mit  der  Ausführung  des  vorliegenden  Ge¬ 
setzes  werden  der  Justizminister,  der  Finanzminister  und 
der  Minister  für  Handel  und  Landwirtschaft  beauftragt. 


^anbd* 

Norwegens  Holzausfuhr.  Das  deutsche  Konsularamt 
in  Christiania  berichtet : 

Das  norwegische  Holzausfuhrgeschäft  litt  schon  seit 
einiger  Zeit  unter  einem  Preisrückgang,  da  die  Holz¬ 
lager  im  Ausland  groß  waren.  Bei  Kriegsausbruch  trat 
zunächst  ein  völliger  Stillstand  ein.  Dann  aber  wurde 
das  norwegische  Geschäft  bei  steigenden  Preisen  leb¬ 
haft,  zumal  da  der  Ausfuhr  aus  der  Ostsee  infolge  des 
Krieges  insofern  Schwierigkeiten  entgegentraten,  als  Holz 
als  bedingte  Konterbande  erklärt  wurde.  Hinderlich 
waren  allerdings  die  hohen  Frachten  nach  Großbritannien 
bei  Mangel  an  Schiffsraum.  Als  Käufer  traten  nament¬ 
lich  Großbritannien,  das  starken  Bedarf  an  Kriegsmaterial 
hatte,  und  die  Niederlande  auf,  die  ihren  Bedarf  bisher 
aus  Rußland  und  Schweden  gedeckt  hatten  und  sich  nun 
auf  Norwegen  angewiesen  sahen.  Im  allgemeinen  ist  die 
Holzausfuhr  aus  Norwegen  in  den  letzten  Jahren  fort¬ 
dauernd  im  Fallen  begriffen.  Im  Jahre  1913  betrug  sie 
1,044.326  also  51.400  weniger  als  1912,  da 
sie  sich  auf  1,095.752  belief.  Ihr  Wert  war  jedoch 
1913  etwas  bedeutender  und  betrug  rund  34  Millionen 
Kronen  gegen  32 Millionen  im  Jahre  1912.  Für  das 
Jahr  1914  stellt  sich  die  Holzausfuhr  auf  951. 941  m'^ 


Inbttßine) 


Die  Lage  der  deutschen  Seidenindustrie.  Wenn 

auch  der  Beschäftigungsgrad  in  der  Krefelder  Seiden¬ 
industrie  in  letzter  Zeit  etwas  nachgelassen  hat,  so  darf 
daraus  doch  nicht  auf  eine  Ungunst  im  Seidengeschäft 
geschlossen  werden.  Ganz  im  Gegenteil ;  die  Verwertung 
der  vorrätigen  und  noch  hinzukommenden  Seidenstoffe 


ist  in  diesem  Jahre  überaus  günstig.  Man  kann  sagen, 
daß  in  dieser  Beziehung  die  Beteiligten  noch  nie  ein 
so  glänzendes  Jahr  gehabt  haben  wie  1915  Zunächst 
ist  zu  beachten,  daß  die  Vorräte  aus  der  Friedenszeit 
her  schon  sehr  groß  waren.  Diese  Vorräte  waren  noch 
zu  den  Gestehungskosten  während  des  Friedens  her¬ 
gestellt.  Im  Anfänge  des  Krieges  war  Seide  noch  etwas 
vernachlässigt  gegenüber  Baumwolle,  aber  schon  im 
Laufe  des  Jahres  1914  machte  sich  ein  starker  Wechsel 
in  der  Bedarfsrichtung  geltend ;  die  Nachfrage  nach 
seidenen  Stoffen  nahm  zu,  die  Preise  konnten  fort¬ 
gesetzt  anziehen,  und  es  kam  die  Zeit,  da  die  vor¬ 
handenen  Vorräte  mit  sehr  hohem  Gewinne  verkauft 
werden  konnten.  Es  wurden  Vorräte  noch  gewinn¬ 
bringend  verwertet,  die  in  Friedenszeiten  weit  unter 
den  Herstellungskosten  hätten  losgeschlagen  werden 
müssen.  Und  solche  weniger  gangbare  Ware  war  in 
den  Lagern  der  Detalllisten  vor  allem  reichlich  vor¬ 
handen.  Selbstverständlich  verteilte  sich  der  Segen,  der 
über  das  Seidengeschäft  niederging,  keineswegs  gleich¬ 
mäßig  über  die  Schicht  der  Interessenten,  vielmehr 
hing  der  Ausfall  des  Geschäftes  von  der  jeweiligen 
Höhe  der  Vorräte  ab.  Hier  hat  der  Krieg  oft  Wunder 
gewirkt.  Geschäfte,  die  mit  Vorräten  in  Friedenszeiten 
festsaßen  und  bange  in  die  Zukunft  blickten,  hatten 
plötzlich  die  Entdeckung  zu  machen,  daß  die  bisher 
gescholtenen  Vorräte  sich  noch  sehr  gewinnbringend 
verwerten  ließen.  Die  Nachfrage  hielt  auch  gegenüber 
den  hohen  Preisen  durchaus  stand ;  die  besten  wie  die 
leichten  Qualiäten  fanden  fortgesetzt  Käufer.  Die 
besseren  Geschäfte  machte  der  Seidenhandel,  während 
die  Herstellung  von  Seidenstoffen  nicht  im  nämlichen 
Grade  an  der  Hochkonjunktur  teilnahm.  Die  Herstel¬ 
lungskosten  erfuhren  eben  im  Laufe  des  Krieges  eine 
steigende  Verteuerung.  Vor  allem  gilt  dies  für  die  Roh¬ 
materialien,  die  auch  an  den  für  die  Preisbildung  maß¬ 
gebenden  amerikanischen  und  japanischen  Märkten  un¬ 
gewöhnlich  hoch  im  Preise  stehen.  Daß  die  Ausfuhr 
deutscher  Seidenwaren  sehr  stark  getroffen  worden  ist, 
das  ergab  sich  aus  der  ganzen  Art  nnd  Weise  der 
englischen  Kriegführung  auf  wirtschaftlichem  Gebiet. 
Aber  all  die  Ware,  die  Deutschland  dem  Weltmärkte 
nicht  mehr  zuführen  konnte,  wurde  im  laufenden  Jahre 
zum  größten  Teil  vom  deutschen  Verbrauch  aufge¬ 
nommen.  Es  ist  fraglich,  ob  im  Ganzen  gesehen  die 
Schädigung  durch  die  Unterbindung  der  Ausfuhr  nicht 
mehr  als  ausgeglichen  wurde  durch  die  steigende  Auf¬ 
nahmsfähigkeit  des  Inlandmarktes.  Daß  aber  auch  das 
konkurrierende  Ausland  nicht  in  der  Lage  war,  die 
deutschen  Seidenwaren  ersetzen  zu  können,  lehrt  ein 
Blick  auf  Italien,  auf  die  Schweiz  und  auf  Frankreich. 
Der  Bericht  der  Zürcherischen  Seidenindustriegesellschaft 
für  das  Jahr  1914  stellt  fest,  daß  die  Ausfuhr  an  ganz- 
und  halbseidenen  Geweben  und  Tüchern  in  den  ersten 
fünf  Kriegsmonaten  um  etwa  25  Prozent  zurückgegangen 
sei.  Zwar  habe  England  mehr  Ware  bezogen,  aber  das 
sei  hauptsächlich  darauf  zurückzuführen  gewesen,  daß 
die  Lyoner  Seidenstoffweberei  seit  dem  Kriege  nur  in 
sehr  beschränktem  Maße  lieferungsfähig  gewesen  sei. 
Dagegen  sei  die  Ausfuhr  von  Seidenwaren  nach  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  erheblich  zurück¬ 
gegangen.  Selbst  wenn  aber  die  Möglichkeit  bestehen 
würde,  Ware  zu  liefern,  die  bisher  von  Krefeld  bezogen 
wurde,  so  sei  es  keineswegs  so  leicht,  diese  Möglich¬ 
keit  aaszunützen.  Der  Bericht  der  genannten  Gesellschaft 
sagt:  »Der  Bedarf  an  Seidenwaren  ist  eben  in  Kriegs¬ 
zeiten  an  sich  nicht  groß,  und  die  Möglichkeit,  Artikel, 
die  als  Spezialität  der  Lyoner  und  Krefelder  Seiden¬ 
weberei  gelten,  aufzunehmen,  ist  beschränkt,  denn  es 
bedarf  für  die  Herstellung  solcher  Waren  nicht  nur 
genauer  Fachkenntnisse,  sondern  auch  geeigneter  Ma¬ 
schinen,  besonderen  Rohmaterials  und  der  Mitwirkung 
einer  auf  diese  Artikel  eingeschulten  Hilfsindustrie.« 

A.  C. 
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Unstimmigkeiten  in  der  deutschen  Porzellan- 

Industrie.  Zwischen  den  Einkaufsgenossenschaften  der 
Porzellangeschäfte  und  dem  Reichsverband  deutscher 
Spezialgeschäfte  für  Porzellan,  Glas,  Haus-  und  Küchen¬ 
geräte  e.  V.  (Berlin)  einerseits  und  dem  Verband  deutscher 
Porzellanfabriken  zur  Wahrung  keramischer  Interessen, 
G.  m.  b.  H.  (Berlin)  anderseits  sind,  wie  die  »Frank¬ 
furter  Zeitung«  berichtet,  Unstimmigkeiten  entstanden. 
Die  Hätidlerverbände  weisen  darauf  hin,  daß  zwischen 
den  Preisen  des  Verbandes  und  denen  vieler  a  ißen- 
stehender  Werke  große  Unterschiede  entstanden  sind, 
welche  die  Wettbewerbsfähigkeit  der  durch  Unterschrift 
zur  ausschließlichen  Berücksichtigung  der  Verbands¬ 
fabriken  verpflichteten  Kunden  in  Frage  stellen.  Andere 
Beschwerden  dieser  Kunden  sind  abgelehnt  oder  nicht 
behandelt  worden,  weil  während  des  Krieges  keine 
Änderungen  der  Verkaufsbedinyungen  vorgenommen 
werden  sollen.  Der  Reichsverband  ist  daher  beauftragt 
worden,  die  Verpflichtungsscheine  zurückzufordern.  In 
München  haben  bereits  lange  Verhandlungen  über  eine 
neue  Festsetzung  der  Mindestpreise  stattgefunden.  Es 
muß  aber  zweifelhaft  erscheinen,  ob  jetzt  noch  Verband 
lungen  zu  einem  befriedigenden  Ergebnis  führen  werden. 
Denn  auch  unter  den  Mitgliedern  des  Verbandes  ist 
eine  große  Zahl  mit  dem  jetzigen  Zustande  nicht  zu¬ 
frieden.  Diejenigen  Fabriken  näml  ch,  die  auf  die  Her¬ 
stellung  von  billigen  Massenwaren  eingerichtet  sind, 
würden  gern  den  Ausfall  im  Ausfuhrgeschäft  durch  den 
Absatz  bei  den  deutschen  Warenhäusern  ausgleichen. 
Das  ist  ihnen  aber  zurzeit  nicht  möglich,  weil  viele  von 
diesen  Firmen  den  Vertrag  nicht  unterschrieben  haben. 
Im  übrigen  haben  die  meisten  Porzellaiifabriken,  die 
Gebrauchsware  herstellen,  für  ihre  verm  nderte  Arbeiter¬ 
zahl  gute  Beschäftigung,  während  die  vorwiegend  auf 
die  Ausfuhr  angewiesenen  Luxusporzellanfabriken  über 
schlechten  Geschäftsgang  klagen.  Einige  dieser  Betriebe 
sind  ganz  geschlossen,  andere  haben  sich  der  Herstel¬ 
lung  anderer  Waren  zugewandt,  der  Rest  arbeitet  mit 
wenigen  Arbeitern  und  beschränkter  Arbeitszeit.  Die 
Fabriken  von  Gebrauchsporzellan  dürften  mindestens 
50  Prozent  ihres  gewöhnlichen  Umsatzes  erreichen,  einige 
kommen  bis  auf  70 — 80  Prozent.  In  allerletzter  Zeit 
wollen  einige  Fabriken  sogar  den  Versand  der  gleichen 
Zeit  vor  dem  Kriege  erreicht  haben.  Sollte  also  die 
Aufhebung  des  Verbandes  erfolgen,  so  düiften  sich  die 
meisten  Preise  bei  der  steigenden  Nachfrage  auf  der 
jetzigen  Höhe  halten.  Sobald  aber  erst  mit  einiger 
Sicherheit  auf  Frieden  zu  rechnen  ist,  dürften  die  er¬ 
höhten  Löhne  und  Rohstoffpreise,  ganz  gleichgültig,  ob 
der  Verband  dann  noch  besteht  und  wirksam  ist  oder 
nicht,  eher  einen  neuen  Aufschlag  bedingen,  als  daß 
infolge  des  freien  Wettbewerbs  ein  Preissturz  zu  er 
warten  wäre. 


^Üfl|eritn|et0cn« 


Di«  geographischrn  Grundlagen  der  Ö8terrpi8ehi8ch-ungari«chpn 
Monarch  e  und  ihrer  -ußenpulitlk  Von  Professor  R.  Sieger. 
Verlag  von  B.  G.  Teubner.  Leipzig  und  Berlin  1915.  56  .Seiten. 

Diese  kleine,  aber  ungemein  reichhaltige  Schrift  sucht  teils 
durch  vergleichende  Nebeneinanderstellung  der  über  ihren  Ge 
genstand  vorliegenden,  nicht  geringen  Literatur,  teils  durch  Ent¬ 
wicklung  eigener  Gesichtspunkte  Österreich-Ungarn  als  welt¬ 
politisches  Gebilde  vom  geographischen  Standpunkt  aus  zu  er¬ 
klären.  Die  Geschichte  dieses  nicht  leicht  zu  begreifenden  Reiches 
ist  nach  Sieger  dann  am  besten  zu  verstehen,  wenn  man  es  als  einen 
durch  natürliche  Grenzen  sicher  umschriebenen  Raum  auffaßt 
der  ohne  mancherlei  politische,  militärische  und  wirtschaftliche 
Störungen  nicht  in  Händen  mehrerer  verschiedener  Staaten  sein 
könne.  Bemerkenswert  ist  Siegers  Nachweis,  daß  auch  Tirol,  utid 
zwar  sowohl  Nord-  als  auch  Südtirol,  diesem  Raum  angehört, 
dessen  Hauptglieder  die  Sudetenländer,  Innerösterreich  und 
Ungarn,  dessen  Nebengebiete  Vorarlberg,  das  Restland  Öster¬ 


reichisch- -»chlesien,  Galizien,  Bukowina  sowie  Bosnien  und  Her- 
cegovina  und  Dalmatien  sind.  Dem  unzerreißbaren  Kern  haben 
Glück  oder  Mißgeschick  sowie  mancherlei  Veränderungen  der 
gesamteuropäischen  Verhältnisse  im  Laufe  der  Jahrhunderte  bald 
d  eses  bald  jenes  Nebenland  eingefügt  oder  entrissen.  Mag  auch 
Sieger  in  erster  Linie  politisch-militäri'che  Gesichtspunkte  ent¬ 
wickeln,  so  bringt  er  doch  außerdem  mancherlei  bemerkenswerte 
wirtschaftliche  Streiflichter  über  die  Bedeutung  der  schiffbaren 
Ströme  Österreich-Ungarns,  über  die  Wirkung  der  trennenden 
G<  birgsriegel  und  verbindenden  Völkerpforten  zwischen  den  Ge¬ 
birgszügen;  über  die  Beckenbildungen  der  Donau,  über  die  Ver¬ 
längerung  der  Donaustraße  von  Belgrad  nach  Nisch,  Sofia  bis 
Konstantinopel.  über  die  vom  Meer  im  allgemeinen  abseits  ge¬ 
legene  L.ige  Österreich-Ungarns  etc.  Diese  Schrift  ist  gerade 
derzeit,  da  auf  den  Schlachtfeldern  über  die  künftigen  Grenzen 
und  Lebensmöglichkeiten  unserer  alten  Monarchie  von  neuem  für 
lange  Zeit  entschieden  wird,  von  denkbar  größtem  Interesse. 

Da8  Au8lan08l(apifa'  wählend  de8  Weltkrieges.  Von  A.  Sar¬ 
torius  Freiherrn  V.  Waltershause  n.  15.  Heft  der  »Finanz¬ 
wirtschaftlichen  Zeitfragen«.  Verlag  von  Ferdinand  Enne  in 
Stuttgart,  tQiS.  53  Seiten.  Preis  2  M. 

Diese  Schrift  wendet  sich  gegen  die  seit  Beginn  des  Welt¬ 
krieges  vielfach  vernommene  Ansicht,  daß  der  Besitz  ausländi¬ 
scher  Wertpapiere  für  einen  großen  europäischen  Krieg  eine  weit 
geringere  Hilfe  darstelle,  als  vor  dem  \Veltkrieg  in  der  Literatur 
behauptet  wurde.  Sartorius  weist  darauf  hin,  daß  Deutschland 
nicht  geringe  Beträge  aus  seinem  großen  Vorrat  auslä  ndischer 
Werte  mit  Erfolg  im  neutralen  Ausland  verkaufen  konnte.  Er 
bedauert  nur,  daß  vor  dem  Weltkrieg  die  deutschen  Kapitalisten 
von  der  eigenen  Regierung  ungenüg  nde  oder,  wie  sich  schließ¬ 
lich  herausstellte,  unricQiige  Hinweise  bezüglich  jener  Länder 
empfangen  hatten,  wo  sie  ihre  verfügbaren  Gelder  zugleich  sicher 
lind  gemeinnüt  ig  anlegen  sollten  und  daher  von  russischen  Werten 
viel  zu  viel,  von  -kandinavischen  und  schweizerischen  zu  wenig  er¬ 
warben.  Anderseits  gibt  aber  der  Verfasser  selbst  zu,  daß 
es  ungemein  schwierig  sei,  auf  einigermaßen  längere  Frist  hinaus 
jene  Ausland-sta  iten  unbedingt  verläßlicher  politischer  Freund¬ 
schaft  zu  bezeichnen,  die  als  Empfänger  von  Kapitalsanlagen  ins 
Auge  zu  fassen  seien,  wobei  er  insbesondere  auf  die  mit  I'alien 
erlebten  Enttäuschungen  hinweist.  Übrigens  haben  auch  Groß¬ 
britannien  und  Frankreich  während  des  Weltkrieges  von  ihrem 
Besitz  an  nordamerikanischen  Werten  umfassenden  und  verteilhaften 
Gebrauch  gemacht.  Die  Frage,  ob  sich  die  Vereinigten  Staaten 
infolge  des  Weltkrieges  aus  einem  Schuldnerland  in  ein  Gläubiger¬ 
land  verwandeln  würden,  das  gleichzeitig  Mitte  punkt  des  inter¬ 
nationalen  Finanzgeschäftes  wäre,  beantwortet  Sartorius  dahin, 
daß  wohl  eine  weitgehende  Entschuldung  der  Union  als  sicher 
anzunehmen  sei,  daß  aber  die  Vereinigten  Staaten  nach  wie  vor  zur 
Entwicklung  ihres  großen  Gebietes  größerer  Mengen  ausländischen 
Kapitals  bediirfen  werden;  er  setzt  aber  mit  guten  Gründen  aus¬ 
einander,  daß  die  herrschende  Stellung,  die  Großbritannien  im 
internationalen  Finanzgeschäft,  namentlich  seit  dem  Deutsch- 
französi-chen  Krieg  von  1870/71  einnahm,  übernaupt  keinem 
einzigen  Staat  mehr  verbleiben  werde.  Diese  vorherrschende  Stellung 
dürfte  vielmehr  von  London  nur  zum  Teil  behauptet  werden  und 
teilweise  auch  auf  Berlin,  Paris  und  New  York  übergehen. 

Alle  diese  Einzelheiten  scheinen  aber  dem  Verfasser  nicht  so 
sehr  am  Herzen  zu  liegen,  als  die  Bekämpfung  der  mancherseits 
geäußerten  Ansicht,  Deutschland  habe  nach  Beendigung  des 
Weltkrieges  hinsichtlich  auswärtiger  Kapitalsanlagen  überhaupt 
sehr  vorsichtig  zu  sein  und  sich  auf  ein  .Mindestmaß  zu  be¬ 
schränken.  Er  fuhrt  demgegenüber  aus,  daß  zwar  eine  vorsichtige 
Auswahl  hinsichtlich  jener  Länder,  denen  Deutschland  weiter¬ 
hin  Kapital  borgen  könne,  durchaus  notwendig  sei.  Doch  die 
auswärtigen  Kapitalsanlagen  an  und  für  sich  dürfen  durchaus 
nicht  gedrosselt  werden,  da  hierdurch  der  Ausfuhrhandel  großen 
Stils  und  die  bedeutende  weit  Aiirtschaf  liehe  Stellung  Deutschlands 
gefährdet  wären.  Deutschland  würde  auf  diese  Weise  freiwillig 
jene  Verkleinerung  vornehmen,  wozu  Großbritannien  und  seine 
Verbündeten  die  deutsche  Volkswirtschaft  seit  Sommer  1914  mit 
Waffengewalt  zwingen  wollten.  Die  gedankenreiche,  eine  Reihe 
von  Fragen  aufwerfende  und  mehr  oder  minder  eingehend  be¬ 
antwortende  Schrift  ist  jedermann,  der  weltwirtschattlichen  Zu¬ 
sammenhängen  nachzugehen  liebt,  wärmstens  zu  empfehlen. 

Tabak  ii'bau.  Handel  und  Verbreitung.  Von  Jakob  Wolf.  Mit 
17  Abbildungen  im  Text.  Verlag  von  B.  G.  Teubner.  Leipzig- 
Berlin  1915.  416.  Bändchen  aus  »Natur  und  Geisteswelt«.  103 
Seilen.  Preis  geb.  M.  l'Zj. 

Dieses  Büchlein  ist  als  Auszug  aus  einem  im  Jahr  1912  er¬ 
schienenen  größeren  Werk  des  Verfassers  entstanden.  Es  belehrt 
in  knapper,  über.sichtlicher  Weise  über  die  geschichtliche  Ver¬ 
gangenheit  des  derzeitigen  Tabakgenusses,  über  einschlägige 
botanisch  -  chemische,  landbautechnische  und  wirtscha  tliche 
Fragen.  Auch  Erzeugung  von  und  Handel  in  Rohtabak  werden 
besprochen.  Hierbei  legt  der  Verfasser  dis  Hauptgewicht  auf 
jene  Länder,  die  auch  große  Mengen  für  die  Ausfuhr  herstellen; 
hierdurch  kommt  ein  so  großer  Produzent  wie  Österreich-Ungarn, 
der  aber  hauptsächlich  nur  für  den  Eigenbedarf  liefert,  zu  kurz. 
Die  Darstellung  der  verschiedenen  Tabakfa  rikate  sowie  der 
Handel  mit  diesen  Industrieerzeugnissen,  ferner  die  staats¬ 
finanzielle  .Seite  des  Verbrauches  von  Tabakwaren  werden 
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gleichfalls  erörtert.  Zum  Schluß  kommen  noch  ein  kurzer  Hin¬ 
weis  auf  die  geschäftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  der  deutschen 
Tabakindustrie  sowie  einige  Bemerkungen  über  die  Hygiene  des 
Tabakgenusses 

»Die  i  ternationa'e  S  h’ed.«Qe’’ichtsbarkeit.  Zwei  Vorträge  zur 
E  nführung.«  Von  Dr.  Karl  Strupp.  Beiheft  Nr.  13  für  die 
Mitglieder  der  Internationalen  Vereinigung  für  Rechts-  und 
Wirtschaftsphilosophie  samt  den  Ge^etzgebungsfragen.  Verlag 
Dr.  Walter  Rothschild.  Berlin  und  Leipzig  1914.  lOl  Seiten. 
Preis  3  M. 

Man  kann  diese  im  Frühjahr  19I4  beendete  Schrift  nicht  ohne 
ein  wehmütiges  Gefühl  lesen.  Man  entnimmt  aus  ihr,  daß  in  den 
an  der  Entwicklung  des  internationalen  Gedankens  und  des  Völker¬ 
rechts  interessierten  Kreisen  unmittelbar  vor  Beginn  des  Welt- 
krie  es  ein  sehr  verfeinertes  Gefühl  für  internationale  Rechts¬ 
fragen  und  ein  au  erordenllich  lebhaftes  Bestreben  nach  einer 
brauchbaren  Lösung  dieser  Fragen  bestand.  Dies  gilt  insbesondere 
für  die  zugleich  schwierigste  und  bedeutsamste  dieser  Fragen, 


die  der  internationalen  Schiedsgerichtsbarkeit.  Der  Verfasser  liefert 
eine  ungemein  klare  und  übersichtliche  Darstellung  der  Ent 
Wicklung  der  internationalen  Schiedsgerichtsbarkeit,  die,  abge¬ 
sehen  von  älteren  Vorläufern,  insbesondere  die  Zeit  von  der 
ersten  Haager  Friedenskonferenz  im  Jahre  t8q9  bis  in  die  letzten 
Monate  vor  dem  Weltkrieg  umfaßt.  Er  erwähnt  noch  die  für  den 
Sommer  1914  geplante  dritte  internationale  Friedenskonferenz 
samt  völkerrechtlichen  Lehrkursen  in  Haag.  Er  spricht  auch  von 
der  Möglichkeit  eines  internationalen  Gerichtshofes  in  Haag,  der 
über  Klagen  von  Privatpersonen  gegen  fremde  Regierungen  zu 
entscheiden  hätte,  ja  sogar  von  einem  internationalen  Gerichts¬ 
hof  zur  Entscheidung  strittiger  Zollfiagen.  Mag  dies  alles  auch 
derzeit  wie  eine  Kunde  aus  längst  vergangenen,  mit  der  Gegen¬ 
wart  kaum  mehr  zusammei  hängenden  Tagen  klingen,  so  bleibt 
doch  die  vorliegende  Schrift  als  Vorbereitung  für  die  Zeit  nach 
dem  FriedenS'chluß  von  großem  Wert,  da  man  gewiß  wiederum 
versuchen  wird,  sich  jenem  Geist  internationaler  Verständigung 
allmählich  zu  nähern,  wie  er  vor  dem  Krieg,  zumindest  im  Kreis 
der  völkerrechtlichen  Wissenschaft,  geherrscht  hat. 


PittelIun0en  ^U^emetnen  dBryartfektbit  beö  k»  k»  oflem!d|ifd)en 

^ankel9inu6eutn9» 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Exportverbindungen  nach  dem  Kriege,  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  III.  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika.  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs¬ 
und  Transportversicherung  solcher  Sendungen  inter¬ 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  i^t,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 


Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Landern,  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens¬ 
werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba),  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
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(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 


Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 


Plitteihmgctt  htv  ©Itfmtdiirdj-PulTtrrfKtt  öekttan*') 


Vollversammlung  der  Österreichisch-Russischen 
Sektion.  Unter  zahlreicher  Beteiligung  von  Vertretern 
der  Industrie  und  des  Handels  fand  am  24.  November 
im  Anschlüsse  an  eine  Vorstandssitzung  eine  Voll¬ 
versammlung  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums  statt.  Der  Ob¬ 
mann  der  Sektion,  Sektionschef  Dr.  Brosche,  be¬ 
richtete  über  die  bisherige  Tätigkeit  des  Vorstandes, 
der  sich  für  die  Verbesserung  der  Post-  und  Verkehrs¬ 
verhältnisse  sowie  für  die  Niederlassung  österreichi¬ 
scher  Banken  im  Okkupationsgebiete  eingesetzt  hat. 
Über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  in  Großpolen  be¬ 
richtete  sodann  aus  eigener  Anschauung  Herr  Doktor 
Friedrich  Stransky  in  längerem  Vortrage,  der  bei¬ 
fälligst  aufgenommen  wurde.  Hierauf  ergriff  Geheimer 
Rat  Dr.  Baernreither  das  Wort,  der  heimischen 
Industrie  und  dem  Handel  die  Notwendigkeit  darzulegen, 
die  gebotenen  Chancen  mit  aller  Energie  zu  verfolgen, 
dies  umsomehr,  als  der  wirtschaftliche  Anteil  Öster¬ 
reichs  am  Okkupationsgebiete  auch  für  die  Lösung  dar¬ 
über  hinausgehender  Fragen  von  Bedeutung  sein  könne. 
In  seiner  Eigenschaft  als  Präsident  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums  sicherte  Exzellenz  Dr.  Baern¬ 
reither  allen  diesbezüglichen  wirtschaftlichen  Bestre¬ 
bungen  die  vollste  Unterstützung  dieses  Institutes  zu. 

(18.229.) 

Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  InkaSso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 


Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be- 
i'echnen.  (14.662/E.) 

Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  „War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind ;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (14.774,) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  .  (15.700.) 

')  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  irlandelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäüig  zugeht^  wird  von  einer  beson  Jeren  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  Stand  gen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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BRENNESSELN,  GINSTER,  HOPFEN  UND 
ANDERE  EINHEIMISCHE  PFLANZEN  ALS 
ROHSTOFFE  DER  TEXTILINDUSTRIE. 

Von  Dr.  Hermann  Leiter. 

Der  Plan  Englands  und  Frankreichs,  die  verbündeten 
Mittelmächte  durch  die  Absperrung  der  überseeischen 
Zufuhr  niederzuringen,  ist  dank  der  straffen  Organisation 
ebensowenig  möglich  wie  die  Bezwingung  durch  Waffen¬ 
gewalt.  Doch  macht  sich  der  Ausfall  der  großen  Baum- 
woll-  und  Wollimporte  in  der  Textilindustrie  sehr  stark 
fühlbar  und  im  Bestreben,  auch  hier  mit  den  vorhan¬ 
denen  Mitteln  das  Auslangen  zu  finden,  griff  man  wieder 
auf  einige  Fasergut  liefernde  Pflanzen  zurück,  die  in  den 
letzten  Jahrzehnten  fast  in  Vergessenheit  geraten  waren, 
deren  neuerliche  Verarbeitung  jedoch  auch  schon  vor 
dem  Kriege  unsere  Spinnereifachleute  in  Erwägung  ge¬ 
zogen  hatten  und  dank  deren  unablässigen  Bemühungen 
jetzt  eigentlich  keine  neuen  Probleme  zu  lösen  sind,  son¬ 
dern  der  derzeit  leichter  zu  beschaffende  Rohstoff 
zur  Verarbeitung  gelangt^).  Man  hatte  dabei  auch  be¬ 
reits  gelernt,  die  Maschinen  auf  diese  Gespinste  ein¬ 
zurichten. 

Nach  dem  Kriege  werden  sich  die  Verhältnisse  wieder 
rasch  ändern,  es  werden  neue  Gebiete  für  die  Versor¬ 
gung  unserer  Textilindustrie  mit  Rohstoffen  in  Betracht 
kommen,  deren  Eignung  dazu  durch  hohe  Kultur  in 
früheren  Jahrhunderten  erwiesen  ist;  diese  Länder  haben 
keineswegs  durch  eine  Klimaänderung  (stärkere  Hitze, 
geringeren  Niederschlag),  sondern  nur  durch  starkes 
Nachlassen  der  Anbauintensität  gelitten.  Durch  leichtere 
Zufuhrmöglichkeiten  zum  Meere,  günstigeres  Klima  für 
Europäer,  als  wir  es  in  den  Tropen  begegnen,  werden 
weite  Gebiete  Vorderasiens  für  den  Baumwollanbau  in 
Betracht  kommen  und  uns  von  Amerika  und  Indien  un¬ 
abhängig  machen,  aus  welchen  Ländern  infolge  der 
eigenen  stark  anwachsenden  Industrie  der  Textilrohstoff 
mit  jedem  Jahre  teurer  zu  uns  kam. 

Derzeit  gelangt  viel  zu  wenig  Baumwolle  zu  uns  und 
die  Erträgnisse  des  Flachs-  und  Hanfanbaues  der  letzten 
Jahre  sind  für  unsere  hochentwickelte  Textilindustrie 
viel  zu  gering,  als  daß  sie  der  heimischen  Industrie 
genügen  könnten,  trotzdem  unsere  Monarchie  sowohl  im 
Flachs-  wie  im  Hanfanbau  an  dritter  Stelle  unter  den 
diese  Pflanzen  anbauenden  Ländern  steht.  Würden  heute 
in  der  Monarchie  mit  der  jetzt  größeren  Intensität 
auf  denselben  Flächen  wie  im  dritten  Viertel  des 
vorigen  Jahrhunderts  diese  beiden  Textilrohstoffe  an¬ 
gebaut,  könnte  dadurch  die  Baumwollnot  zu  einem 
kleinen  Teil  beseitigt  werden,  aber  um  2^4  Mil¬ 
lionen  q  Baumwolle  zu  ersetzen,  müßten  die  Felder  weit 
mehr  vergrößert  werden.  Ob  dies  aber  ohne  empfindliche 
Schädigung  der  anderen  Feldfrüchte  möglich  ist,  kann 
hier  nicht  entschieden  werden.  Die  bisher  meist  ver¬ 
wendeten  Textilrohstoffe  haben  sich  aber  vor  den  hier 
zu  nennenden  doch  durch  viele  Vorzüge,  nicht  zuletzt 
durch  ihre  größere  Festigkeit  ausgezeichnet,  so  daß  sie 
auch  in  Zukunft  wieder  zumindest  im  selben  Maße  zur 
Verarbeitung  kommen  werden. 

Unser  Interesse  wendet  sich  jetzt  jenen  heimischen 
Pflanzen  zu,  aus  denen  Rohstoff  für  die  Textilindustrie 
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gewonnen  werden  kann,  die  dazu  noch  ohne  eigenen 
Anbau  vorhanden  sind. 

Hierher  gehört  in  erster  Linie  die  gewöhnliche  große 
europäische  Brennessel  (Urtica  dioica),  die, 
wenn  sie  durch  sehr  dichten  Stand  gezwungen  ist, 
schlank  in  die  Höhe  zu  wachsen  und  ohne  sich  stark  zu 
verästeln,  eine  ausgezeichnete  Textilfaser  aus  reiner 
Zellulose  von  weißer  Farbe  und  großer  Festigkeit 
liefert.  Außer  dieser  zweijährigen,  bis  2  m  Höhe  er¬ 
reichenden,  wäre  auch  die  Kleinnessel  (Urtica  urens)  zu 
nennen,  die  gleichfalls  überall  vorkommt. 

Die  Nesselfaser  wurde  bereits  im  alten  Ägypten  und 
ebenso  im  Römerreiche  verwendet,  ja,  sie  ist  nach¬ 
gewiesenermaßen  selbst  Völkern  niederster  Kulturstufe 
im  Altertum  bekannt  gewesen  und  von  ihnen  statt  Hanf 
verwendet  worden.  Im  Mittelalter  wurde  die  große  Brenn¬ 
nessel  in  Norwegen  als  Gespinstpflanze  angebaut  und  bis 
ins  XVIII.  Jahrhundert  wurden  hier  aus  ihren  Fasern 
Gewebe  verfertigt.  An  diese  Gewebe  erinnert  auch  das 
dänische  Wort  Netteldug  (,, Nesseltuch“).  Der  Name  der 
Pflanze  scheint  auch  mit  dem  Worte  Netz,  altnordisch 
„net“,  in  Verbindung  zu  stehen.  Auch  in  Schottland  wurde 
die  Nessel  früher  allgemein  als  Gespinstpflanze  verwendet 
und  noch  zu  Beginn  des  XIX.  Jahrhunderts  hatte  man 
dort  Tücher  aus  Nesselflachs.  In  Island,  wo  die  Brenn¬ 
nessel  wohl  nach  botanischen  Untersuchungen  ursprüng¬ 
lich  nicht  wildwachsend  vorgekommen,  sondern  durch 
die  Normannen  dahin  verpflanzt  worden  sein  dürfte,  ist 
der  Anbau  von  Nesselflachs  als  Gespinstpflanze  weit  all¬ 
gemeiner  als  der  des  Flachses  gewesen.  In  Deutschland 
erreichte  dieser  Industriezweig  besonders  in  Sachsen  und 
Thüringen  eine  nicht  unbedeutende  Blüte,  um  dann  mit 
dem  Siegeszug  der  Baumwolle  durch  die  Welt  (seit  etwa 
200  Jahren)  immer  mehr  in  Vergessenheit  zu  geraten. 
1820  war  noch  in  Leipzig  eine  Nesselzwirnfabrik  in  Be¬ 
trieb.  In  Österreich  hat  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten 
neuerdings  besonders  A.  Kubelka  aus  Butschowitz  in 
Mähren  durch  mehr  als  ein  Menschenalter  bemüht,  die 
Verwendbarkeit  der  Brennesselfaser  in  der  Textilindu¬ 
strie  wieder  darzutun  und  Karl  v.  Faltis  hatte  ihm  an¬ 
fangs  der  Achtziger)  ahre  des  verflossenen  Jahrhunderts 
einen  größeren  Betrag  für  die  nötigen  Versuche  ge¬ 
widmet.  Neuere  Versuche  an  der  k.  k.  Untersuchungs¬ 
anstalt  für  Textilanbau  in  Reichenberg  durch  den  Di¬ 
rektor  der  Textilschule  Reinhardt  und  Direktor  Mirus 
der  Spinnerei  zu  Lambach  (Stadlpaura)  in  Oberösterreich 
ergaben,  daß  die  Faser  der  Nessel  ebenso  fest  als  die  des 
Flachses  ist  und  daraus  die  feinsten  Garnnummern  ge¬ 
sponnen  werden  können.  Die  Erzeugung  von  solchem 
Nesselgarn  in  der  Spinnerei  zu  Komorn  und  deren  Ver¬ 
arbeitung  zu  Geweben  geben  recht  gute  Resultate,  so 
daß  die  Brennesselfaser  statt  Baumwoll-  und  Leinen¬ 
garnen  Verwendung  finden  kann.  Reine  Nesselgewebe 
wurden  auch  jetzt  schon  zu  Spezialzwecken  hergestellt 
und  eine  starke  Produktionssteigerung  kann  jederzeit  ein- 
treten.  Bemerkenswert  ist  die  Tatsache,  daß  Wollen¬ 
gewebe,  zu  deren  Herstellung  Wolle  und  Nesselfasern 
gemischt  wurden,  sich  nicht  verfilzen,  weshalb  sich  eine 
solche  Mischung  zur  Erzeugung  von  Kleiderstoffen  be¬ 
sonders  eignet. 

Um  die  Faser  zu  gewinnen,  kann  man  sowohl  frisch 
geschnittene  oder  auch  bereits  getrocknete  aber  vor  ihrer 
Bearbeitung  etwa  — 2  Stunden  in  Wasser  geweichte 
Brennesseln  verwenden,  die  nach  einer  Röstung  in  ent¬ 
sprechenden  Maschinen  gebrochen  und  gehechelt  werden. 
Nach  einem  von  Oswald  Richter  empfohlenen  Verfahren 
spielt  das  kurze  (etwa  i — 2  Stunden)  Auf  quellenlassen 
der  Pflanze  im  Wasser,  wodurch  die  Rinde  rascher  als  das 
Holz  aufquillt,  sich  lockert  und  so  leicht  abtrennen  läßt, 
eine  wichtige  Rolle.  Durch  diese  feuchte  Verarbeitung 
wird  auch  die  für  die  Gesundheit  bestehende  Gefahr  des 
Verstaubens  der  Schäben  gemindert  und  bereits  eine  ver¬ 


spinnbare  Faser  gewonnen.  Läßt  man  diese  noch  etwa 
[ — 3  Stunden  in  Seifenwasser  kochen,  so  können  sie 
auf  eine  der  Seide  ähnliche  Feinheit  gebracht  werden. 
Brennesselfasern  haben  derzeit  einen  Wert  von  700  bis 
1000  K  pro  t,  gelten  also  etwa  gleichviel  wie  gute  Hanf¬ 
fasern.  Die  weitere  Verarbeitung  ist  ähnlich  der  des 
Flachses  und  Hanfes.  Die  Brennessel  kann  uns  so  in 
der  durch  die  Kriegsverhältnisse  bedingten  Baumwollnot 
einen  Ersatz  bieten,  umsomehr  als  die  Pflanze  für  ihr 
Gedeihen  auch  nicht  die  geringsten  Ansprüche  stellt  und 
überall  zu  finden  ist.  Sie  tritt  uns  an  Waldrändern  und 
Lichtungen,  an  Wegrainen,  Gartenzäunen  und  auf  Ab¬ 
lagerungsplätzen  entgegen  und  erreicht  in  feuchten, 
schattigen  Gebieten  oder  auch  bei  dichtem  Stande  eine 
sehr  bedeutende  Höhe.  Gut  verwendbare  Brennesselarten 
gedeihen  z.  B.  in  der  Gegend  von  Lundenburg  und  Eis¬ 
grub,  Ravensburg,  Hohenau-Nikolsburg  (an  der  nieder¬ 
österreichisch-mährischen  Grenze),  in  den  Auwäldern 
mit  ihrem  vorzüglichen  Boden  und  den  vielen  Teichen; 
ja  überall,  wo  Örtlichkeiten  mit  ähnlichen  Bedingungen 
zu  finden  sind,  treffen  wir  Brennesseln  in  ungeheuren 
Mengen,  z.  B.  in  den  Donauauen  im  Prater.  Der  Vor¬ 
schlag,  die  Brennessel  im  Karst  anzupflanzen,  hat  wegen 
der  Wasserarmut  der  Gebiete  wenig  Aussicht  auch  auf 
nur  mittelmäßigen  Erfolg.  Die  Ernte  fällt  in  die  Monate 
Juli  und  August.  Wegen  ihres  ausgedehnten  Vor¬ 
kommens  braucht  für  normale  Zeiten  ein  Mangel  an 
dieser  Faserpflanze  nicht  befürchtet  werden,  und  es  wird 
wohl  niemals  nötig  sein,  für  die  Kultur  derselben  eigene 
Felder  anzulegen.  Für  die  Verwendbarkeit  als  Gespinst¬ 
faser  kommt  freilich  mit  in  Betracht,  ob  die  Pflanzen  auf 
trockenem  oder  feuchtem  Standorte  gewachsen  sind.  Es 
dürften  in  der  Monarchie  400.000  q  trockene  Brennesseln 
zu  haben  sein,  aus  denen  etwa  40.000  q  Fasermaterial  zu 
erwarten  ist,  also  nur  ein  kleiner  Teil  der  Menge  der 
bisher  verwendeten  Baumwolle. 

Die  Heeresverwaltung  unserer  Monarchie  hat  heuer 
die  Einsammlung  der  Brennesseln  angeordnet.  Diese  Art 
der  Ernte  scheint  auch  in  anderen  Jahren  die  billigste 
zu  sein. 

Die  Kriegsrohstoffabteilung  beim  königlich  ■  preußi¬ 
schen  Kriegsministerium  ließ  durch  eine  ihrer  Unter¬ 
abteilungen,  die  „Kriegskommission  zur  Gewinnung  neuer 
Textilfasern“,  Anordnungen  treffen,  die  Brennesseln  zu 
sammeln  und  in  dafür  eingerichteten  Jute-  und  Hanf¬ 
spinnereien  zu  verarbeiten.  In  Deutschland  war  vor 
Kriegsausbruch  in  Gadeland  bei  Neumünster  (Holstein) 
eine  Eabrik  in  Betrieb,  die  täglich  2000  kg  Nesselfasern 
produzierte.  Ein  englisches  Syndikat  war  vor  dem  Kriege 
mit  den  deutschen  Erfindern  in  Verbindung  getreten  und 
hatte  die  Patente  für  England  und  seine  Kolonien  (aber 
mit  Ausschluß  Kanadas)  für  375.000  K  erworben. 

Bei  der  Brennessel  kommen  auch  noch  eine  Reihe 
anderer  Verwendungsmöglichkeiten  in  Betracht,  so  die 
der  Abfälle  beim  Brechprozeß  als  sehr  gesuchtes  Vieh¬ 
futter,  Samen  und  Blätter  in  der  Pharmacie,  die  Blätter 
und  jungen  Sprossen  als  Nahrungsmittel  (Salat). 

Eine  andere,  ebenfalls  schon  früh  bekannte  vegetabile 
Faser,  die  seither  häufig  in  Verbindung  mit  Alfa-  oder 
Spartgras  genannt  wurde,  ist  die  Ginsterfaser, 
welche  sehr  der  Hanffaser  ähnelt.  Bei  Gewinnung  der¬ 
selben  kommen  insbesondere  die  behaarten  Ginsterarten 
(Genista  pilosa,  Genista  germanica  und  Genista  anglica) 
in  Betracht.  Der  Ginster  gedeiht  auf  weiten  Flächen  in 
trockenen  Wäldern,  auf  Hügeln,  Sandböden,  torfigen 
Heiden  und  ist  in  den  Mittelgebirgen  der  Monarchie 
verbreitet.  Im  Mittelmeergebiet  dient  die  Pflanze  als 
Stütze  für  die  Weinreben,  wie  Verfasser  unter  anderem 
auf  den  Liparischen  Inseln  beobachten  konnte.  Die  Faser 
wird  aus  der  Rinde  der  Zweige  gewonnen,  welche  zu 
diesem  Zwecke  einer  Röstung  unterzogen  werden,  der 
ein  Brechen  und  Hecheln  (Kämmen)  folgt. 
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Die  aus  den  Stengeln  und  Zweigen  des  Besenginsters 
(Sarothamus  scoparius)  gewonnene  Faser  ist  ziemlich 
fest,  flachsartig,  gelblich  und  glanzlos.  Die  Verwendung 
der  Ginsterfaser  zu  Flechtwerken  war  bereits  im  Alter¬ 
tum  überall,  wo  die  Pflanze  gedieh,  bekannt.  So  waren 
z.  B.  die  Seile  auf  den  homerischen  Schiffen  aus  Ginster¬ 
fasern.  1913  hat  Rudolf  Sütterlin  in  Mannheim  auf  die 
Gewinnung  feiner  Gespinstfasern  aus  Ginster  ein  Patent 
genommen.  Die  praktische  Verwendung  im  großen  muß 
erst  abgewartet  werden. 

In  unserer  Heimat  gedeiht  ferner  in  bedeutenden 
Mengen  der  Hopfen  (Humulus  lupulus)  aus  der  Fa¬ 
milie  der  Hanfpflanzen  (Canabineen).  Auf  dem  Boden 
der  Monarchie  haben  vor  allem  Böhmen,  Steiermark,  Ost¬ 
galizien,  Mähren  und  Niederösterreich  starken  Hopfen¬ 
anbau.  In  Südsteiermark,  Kroatien,  Slawonien,  Bosnien 
und  Serbien  kommt  er  auch  in  großen  Mengen  wild¬ 
wachsend  vor.  Die  Stengel  des  Hopfens  enthalten  ein 
sehr  zähes  Fasermaterial.  Man  erzeugt  aus  denselben  ein 
grobes  Gespinst,  das,  weil  es  viel  fester  als  Hanfgarn  ist, 
besonders  in  der  Seilerei  Verwendung  findet.  Es  wird 
aber  auch  zu  Geweben  verarbeitet.  Der  ungebleichte 
Hopfenstoff  unterscheidet  sich  von  der  gewöhnlichen 
Leinwand  nur  durch  einen  gelben  Ton,  doch  läßt  er  sich 
schnell  und  leicht  bleichen.  Das  Verdienst,  die  Ver¬ 
spinnung  von  Hopfenfasern  in  der  letzten  Zeit  wieder 
angeregt  zu  haben,  kommt  dem  Gutsverwalter  J.  Schag 
zu  Kronach  in  Oberfranken  zu.  Auf  seinen  Vorschlag 
wurde  auf  dem  Gute  des  Freiherrn  von  Beck-Pecoz  die 
mechanische  Verspinnung  von  Hopfenfasern  in  Angriff 
genommen,  die  in  mancher  Beziehung  an  Stelle  von  Jute 
verwendet  werden  können.  Die  grünen,  sehr  geschmei¬ 
digen  und  zähen  Stengel  kann  auch  die  Landwirtschaft 
als  Bindemittel  sehr  wohl  verwenden.  Getrocknet  genügt 
es,  sie  vor  Gebrauch  einige  Stunden  im  Wasser  weichen 
zu  lassen,  um  sie  elastisch  zu  machen.  Die  großen 
Mengen  dieser  Pflanzenfaser,  die  bisher  vielfach  ver¬ 
brannt  wurden,  können  sehr  gut  die  Garbenbinder  aus 
Sisal  und  anderen  ausländischen  Fasern  ersetzen,  für  die 
die  Monarchie  1913  Millionen  Kronen  in  das  Aus¬ 
land  sandte. 

Auch  der  Korbweide,  aus  deren  Fasern  ein  in 
der  Textilindustrie  brauchbarer  Rohstoff  gewonnen 
werden  kann,  wendet  sich  als  Juteersatz  heute  unser 
Interesse  zu.  Die  Korbweide  ist  überaus  anspruchslos 
und  sie  könnte  auf  sonst  unproduktiven  Flächen  mit 
Erfolg  angebaut  werden.  Während  schon  früher  die  Bast¬ 
fasern  der  Rinde  so  wie  die  Hopfenstengel  zu  landwirt¬ 
schaftlichen  Bindemitteln  Verwendung  fanden,  aber 
durch  die  Raffiafaser  verdrängt  wurden,  ist  jetzt  die 
Fasergewinnung  für  Textilzwecke  bereits  in  den  Bereich 
der  Möglichkeit  gerückt.  Aber  die  fabrikmäßige  wirt¬ 
schaftliche  Ausnützung  und  die  Brauchbarkeit  der  Faser 
wird  noch  erprobt  werden  müssen,  so  insbesondere  ihre 
Teilbarkeit  und  die  Reißfertigkeit,  um  eventuell  mit  der 
Jute  die  Konkurrenz  auf  nehmen  zu  können. 

Während  des  Krieges  hat  man  in  Deutschland  neuer¬ 
dings  Proben  mit  Weidenröschen  (Epilobium 
hirsutum  und  angustifolium)  gemacht  und  hofft  aus 
diesen  Stengelfasern  einen  brauchbaren  Juteersatz  zu 
erhalten.  Die  Beschaffung  einer  größeren  Fasermenge 
kann  nicht  schwierig  sein,  da  die  Stengel  bis  1^/2  nt  Höhe 
erreichen  und  die  Pflanze  für  ihr  Gedeihen  keine  be¬ 
sonderen  Ansprüche  stellt. 

Auf  dem  Boden  der  österreichisch-ungarischen  Mon¬ 
archie  gedeiht  in  den  sumpfigen  Gegenden  Dalmatiens 
eine  Phormiumart  (Phormium  tenax  =  Neusee¬ 
ländischer  Flachs),  die  auch  in  den  Flußniederungen 
Südungarns  mit  Erfolg  angebaut  werden  könnte;  aus 
ihren  Blättern  läßt  sich  eine  gute  Textilfaser  gewinnen, 
von  der  aber  bisher  in  der  Monarchie  wenig  verbraucht 


wurde^).  Die  Faser  wird  durch  Abschaben  der  fleischigen 
Bestandteile  aus  den  frischen  Blättern,  die  dann  ge¬ 
waschen  und  getrocknet  werden,  gewonnen.  Die  Faser 
ist  besonders  in  der  Seilerei  und  zu  groben  Geweben,  wie 
Segel  u.  a.,  zu  verwenden.  Phormiumfasern  werden  jetzt 
in  den  Torfmooren  Skandinaviens  ausgegraben  und  mit 
Wolle  zugleich  versponnen. 

Auch  aus  den  Stengeln  des  Rohr-  und  Teich¬ 
kolbens  lassen  sich  Fasern  gewinnen,  die  den  Jute¬ 
fasern  ähneln  und  als  Typhafaser  bezeichnet  werden. 

An  dieser  Stelle  sei  auch  noch  das  durch  Weich¬ 
kochen,  Zerteilen  und  Bleichen  aus  grün  gesammelten 
Kiefern-  und  Föhrennadeln  gewonnene  werg¬ 
artige  Fasermaterial,  das  als  Waldwolle  bezeichnet  wird, 
genannt. 

Ferner  liefern  Weiden  und  Pappeln,  analog  der 
Baumwolle  mit  Wollhaaren  versehene  Samen,  wenn  sich 
auch  das  Material  derselben  mit  dem  der  Baumwolle 
nicht  auch  nur  anähernd  messen  kann.  Zur  Zeit  der 
Samenreife  liegen  diese  mit  feiner  Haarwolle  um¬ 
gebenen  Samen  in  großen  Mengen  auf  dem  Boden.  Im 
XVHI.  Jahrhundert  soll  in  München  durch  Herzer  ein 
Versuch  gemacht  worden  sein,  die  Wolle  der  Pappel¬ 
samen  in  Verbindung  mit  Baumwolle  zu  Watten, 
Strümpfen  u.  dgl.  zu  verwenden  und  zu  zwei  Dritteln 
mit  Hasenwolle  vermischt  zu  Filzhüten  zu  verarbeiten. 
Ähnlichen  Zwecken  konnten  auch  die  Wolle  der  Weiden, 
der  Weidenröschen  und  das  Wollgras  dienstbar  gemacht 
werden,  insbesondere  vermischt  mit  Baumwolle  oder 
Wolle,  wodurch  größere  Haltbarkeit  der  Gespinste  er¬ 
zielt  wird.  So  erfahren  wir  aus  dem  Hofamtsprotokoll 
im  Archiv  der  Salzburger  Landesregierung  von  den  Ver¬ 
handlungen  des  Schulmeisters  Philipp  Schmidhuber  des 
salzburgischen  (jetzt  bayerischen)  Städtchens  Tittmoning 
an  der  Salzach  mit  der  salzburgischen  Landesregierung, 
betreffend  die  Erwirkung  eines  Patents  zur  Erzeugung 
inländischer  Baumwolle,  das  ist  die  Verarbeitung  der 
Wolle  der  Weidenkätzchen,  besonders  der  Salweide 
(Salix  caprea)  und  der  Felberpappeln  zu  Hüten,  Socken, 
Watten.  1791  kündigte  er  seine  Erzeugnisse  das  Stück 
(2  Ellen  lang  zu  Breite)  zu  i  fl.  20  kr.  an. 

Philipp  Schmidhuber  verarbeitete  die  Weidenwolle  teils 
rein,  teils  mit  Baumwolle  gemischt. 

Die  Papiererzeugung  aus  Holz  führte  weiter  zu  dem 
Gedanken,  Holz  auch  für  Spinnzwecke  dienstbar  zu 
machen.  Die  Holzfaser  bietet  allerdings  die  Schwie¬ 
rigkeit,  daß  sie  im  Verhältnis  zu  anderen  Fasern  ver¬ 
hältnismäßig  kurz  und  dick  ist.  Sie  ist  3 — ^5  mm  lang 
und  o'3  mm  dick.  Solche  kurze  Fasern  sind  von  den  in 
der  Textilindustrie  verwendeten  Maschinen  nicht  zu  be¬ 
handeln. 

Die  reine  Holzfaser  ( Zellulose)  gewinnt  man,  indem  man 
Nadelhölzer  mittels  Chemikalien  in  der  Wärme  behandelt, 
um  jene  Stoffe,  welche  die  Holzzellen  umgeben  und  ver¬ 
kleben,  zur  Lösung  zu  bringen.  Statt  Anwendung  des  für 
diese  Faser  ungeeigneten  Krempelverfahrens  wird  nun,  wie 
bei  der  Papierfabrikation,  das  Fasermaterial  mit  Wasser 
zu  einem  dünnflüssigen  Brei  vermengt,  dann  in  gewissen 
Mengen  auf  ein  Sieb  gegossen,  so  daß  das  Wasser  ab¬ 
tropft  und  die  Fasern  sich  zu  einer  lockeren  Haut  Zu¬ 
sammenlegen,  welche  durch  Absaugen  der  Flüssigkeit 
und  Pressen  zwischen  Filzen  zu  einem  nassen  Papier¬ 
blatt  verdichtet  wird.  Dieses  gibt  getrocknet  und  neuer¬ 
dings  gepreßt  das  fertige  Papier.  (Maschinelles  Ver¬ 
fahren.)  Nun  wird  das  Blatt  in  Streifen  von  einigen 
Zentimeter  Breite  geschnitten,  gerollt  und  zum  Zwecke 
der  Verdichtung  zusammengedreht.  So  erhält  man  Fäden, 
und  in  weiterer  Bearbeitung  Garn. 

Die  Papiergarne,  die  die  Schutznamen  „Silvalin“, 
,,Licella“,  „Textilose“,  „Textilit“  etc.  führen,  sind  um 

*)  Der  Verbrauch  an  neuseeländischem  Flachs  kann  in  den  letzten  Jahren 
auf  400  q  mit  einem  Wert  von  27.000  K  geschätzt  werden. 
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so  leistungsfähiger,  je  stärker  sie  gedreht  werden  oder 
wenn  sie  aus  mehreren  feinen  Fäden  gebildet  werden. 
Das  Garn  ist  bedeutend  fester  als  das  Papier,  woraus 
es  gesponnen  wurde,  doch  verlieren  die  Papiergarne  in 
der  Nässe  ihre  Brauchbarkeit.  Wenn  auch  die  Zellstoff¬ 
garne  nicht  so  fest  sind  wie  jene  aus  den  anderen  Ge¬ 
spinstfasern,  so  haben  sie  doch,  besonders  in  Verbin¬ 
dung  mit  diesen,  bereits  große  Verwendung  bei 
Herstellung  von  Geweben  gefunden.  Gewebe,  deren  Kette 
oder  Schuß  aus  Jute-,  Flachs-  oder  Baumwollgarn  be¬ 
stehen,  und  so  mit  Papierstoffgarn  wechseln,  zeigen  auch 
bei  Nässe  größere  Haltbarkeit,  ja  sie  sind  sogar  wieder¬ 
holt  waschbar. 

Gewebe  mit  Hanf-  oder  Leinenkette  und  Silvalin¬ 
schuß  dienen  bereits  zu  Bett-  und  Tischwäsche,  Möbel- 
und  Vorhangstoffen,  Matratzen-  und  Packleinen,  welch 
letzteres,  da  es  nicht  wie  die  Jutestoffe  aushaart,  be¬ 
sonders  zur  Verpackung  von  Wollen  und  Tuchen  be¬ 
vorzugt  wird.  Dabei  stellen  sie  sich  sehr  billig  im  Preise. 
Steiferes  Papiergarn  in  dickeren  Nummern  schützt  die 
Wolle  bei  Teppichen  vor  dem  starken  Zusammentreten. 

Der  Preis  des  kg  Rohstoffes  stellt  sich  hierbei  auf 
20  h  gegenüber  i — 1-20  K  für  Flachs.  Gelingt  es,  nur 
25  Prozent  des  gegenwärtigen  Bedarfes  in  Flachs,  Hanf, 
Baumwolle  und  Jute  durch  Holz  zu  ersetzen,  so  können 
wir  den  derzeitigen  Fasermangel  schon  leichter  über¬ 
winden. 

Deutschland,  wo  mehrere  große  Unternehmungen  be¬ 
stehen,  verarbeitete  vor  dem  Kriege  mehr  wie  i  Mil¬ 
lion  t  Holz  zu  Zellstoff.  Die  vereinigten  österreichischen 
und  ungarischen  Jutefabriken  haben  mit  der  Textillose- 
Gesellschaft  in  Berlin  ein  Übereinkommen  getroffen  und 
sich  an  deren  Gründung  mit  etwa  5  Millionen  Kronen 
Kapital  beteiligt.  Textillosegarne  als  Juteersatz  fanden 
in  Österreich  auch  vor  dem  Krieg  schon  eine  ziemlich 
ausgedehnte  Verwendung. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Inanspruchnahme  und  Ablieferung  von  Metall¬ 
geräten.  Eine  Verordnung  des  Ministeriums  für  Landes¬ 
verteidigung  vom  30.  November  1915,  mit  der  im  Ein¬ 
verständnisse  mit  dem  Kriegsministerium  und  den 
übrigen  beteiligten  Ministerien  die  Ministerialverordnung 
vom  23.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  283,  betreffend 
die  Inanspruchnahme  und  Ablieferung  von  Metallgeräten, 
teilweise  abgeändert  wird,  lautet: 

§  I.  Die  im  §  5,  erster  Absatz,  der  Ministerialver¬ 
ordnung  vom  23.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  283, 
vorgesehene  Frist,  bis  zu  der  die  Besitzer  der  in  An¬ 
spruch  genommenen  Gegenstände  diese  an  die  Metall¬ 
zentrale  A.-G.  in  Wien  oder  an  die  zum  Ankäufe  dieser 
Gegenstände  besonders  bevollmächtigten  Einkaufsstellen 
der  genannten  Gesellschaft  freihändig  veräußern  können, 
wird  bis  zum  31.  Januar  1916  erstreckt. 

Durch  diese  Erstreckung  wird  die  Verpflichtung  zur 
Ablieferung  der  in  Anspruch  genommenen  Gegenstände, 
soweit  für  diese  Ablieferung  besondere  Anordnungen  er¬ 
lassen  werden,  nicht  berührt. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  sofort  nach  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Ausnahmsbestimmungen  für  die  im  Pariser 
Unionsvertrag  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  festgesetzten  Prioritätsfristen  zu 
gunsten  der  Angehörigen  ausländischer  Staaten. 
Eine  Kundmachung  des  Ministers  für  öffentliche  Ar¬ 
beiten  vom  I.  Dezember  1915  lautet: 

Auf  Grund  des  §  i,  Absatz  3,  und  des  §  2,  Absatz  5, 
der  Verordnung  vom  i.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl. 


Nr.  349,  über  Ausnahmsbestimmungen  für  die  im 
Pariser  Unionsvertrag  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  festgesetzten  Prioritätsfristen  anläßlich  des 
Kriegszustandes  wird  kundgemacht: 

1.  Daß  die  Prioritätsfristen  derzeit  zu  gunsten  der 
Angehörigen  folgender  Staaten  in  dem  unten  ange¬ 
gebenen  Umfange  in  Österreich  verlängert  sind,  und 
zwar  zu  gunsten  der  Angehörigen: 

von  Brasilien  für  Patent-  und  Markenanmel¬ 
dungen,  soweit  die  Fristen  nicht  vor  dem  i.  August  1914 
abgelaufen  sind,  bis  zu  einem  später  kundzumachenden 
Tage; 

von  Dänemark  für  Patentanmeldungen,  soweit  die 
Fristen  nicht  vor  dem  i.  August  1914  abgelaufen  sind, 
bis  zum  I.  Januar  1916; 

des  Deutschen  Reiches  für  Patent-,  Muster- 
und  Markenanmeldungen,  soweit  die  Fristen  nicht  vor 
dem  31.  Juli  1914  abgelaufen  sind,  bis  zu  einem  später 
kundzumachenden  Tage; 

der  Schweiz  für  Patentanmeldungen,  deren  erste 
Hinterlegung  im  Auslande  nach  dem  31.  Juli  1913  ge¬ 
schehen  ist,  und  für  Musteranmeldungen,  deren  erste 
Hinterlegung  im  Auslande  nach  dem  31.  März  1914 
geschehen  ist,  vorläufig  bis  zum  31.  Dezember  1915. 

2.  Daß  derzeit  in  folgenden  Staaten  österreichischen 
Staatsangehörigen  eine  den  Bestimmungen  des  §  2  der 
oben  angeführten  Verordnung  gleichartige  Begünstigung 
gewährt  wird,  und  zwar: 

in  Brasilien  für  Patent-  und  Markenanmeldungen, 

in  Dänemark  für  Patentanmeldungen, 

im  Deutschen  Reiche  für  Patent-,  Muster-  und 
Markenanmeldungen, 

in  der  Schweiz  für  Patent-  und  Musteranmel¬ 
dungen. 

Verlängerung  der  im  Ausgleichsvertrag  festge¬ 
setzten  Prioritätsfrist  für  Patentanmeldungen  an¬ 
läßlich  des  Kriegszustandes.  Eine  Verordnung  des 
Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  vom  i.  Dezember  1915 
verfügt: 

§  I.  Die  im  Artikel  XVI,  Punkt  3,  des  Vertrages 
ddo.  Budapest,  8.  Oktober  1907,  betreffend  die  Regelung 
der  wechselseitigen  Handels-  und  Verkehrsbeziehungen 
zwischen  den  im  Reichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern  und  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen 
Krone  (Gesetz  vom  30.  Dezember  1907,  R.-G.-Bl. 

Nr.  278,  §  I,  I)  festgesetzte  Prioritätsfrist  für  Patent¬ 
anmeldungen  wird,  soweit  sie  nicht  vor  dem  26.  Juli 
1914  abgelaufen  ist,  bis  zum  Ablaufe  von  drei  Monaten 
nach  dem  seinerzeit  durch  eine  Verordnung  festzu¬ 
setzenden  Tage  verlängert. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  an  dem  Tage  in  Wirk¬ 
samkeit,  an  dem  auch  in  den  Ländern  der  heiligen  un¬ 
garischen  Krone  eine  übereinstimmende  Vorschrift 
wirksam  wird. 

Ausnahmsbestimmungen  für  die  im  Ausgleichs¬ 
vertrag  und  im  Pariser  Unionsvertrag  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums  festgesetzten  Prio¬ 
ritätsfristen  zu  gunsten  der  Angehörigen  der 
Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone.  Eine  Kund¬ 
machung  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  vom 
I.  Dezember  1915  lautet: 

I.  Mit  Beziehung  auf  §  2  der  Verordnung  vom  i.  De¬ 
zember  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  351,  über  die  Verlängerung 
der  im  Ausgleichsvertrag  festgesetzten  Prioritätsfrist 
für  Patentanmeldungen  anläßlich  des  Kriegszustandes 
wird  kundgemacht,  daß  am  3.  Dezember  1915  in  den 
Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone  eine  mit  der 
angeführten  Verordnung  übereinstimmende  Vorschrift 
wirksam  wird. 

II.  Ferner  wird  auf  Grund  des  §  i,  Absatz  3,  und  des 
§  2,  Absatz  5,  der  Verordnung  vom  i.  Dezember  1915, 
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R.-G.-Bl.  Nr.  349,  über  Ausnahmsbestimmungen  für  die 
im  Pariser  Unionsvertrag  zum  Schutze  des  gev'erblichen 
Eigentums  festgesetzten  Prioritätsfristen  anläßlich  des 
Kriegszustandes  kundgemacht, 

1.  daß  die  Prioritätsfristen  für  Patent-,  Muster-  und 
Markenanmeldungen,  soweit  sie  nicht  vor  dem  26.  Juli 

1914  abgelaufen  sind,  zu  gunsten  der  Angehörigen  der 
Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone  in  Österreich 
bis  zu  einem  später  kundzumachenden  Tage  verlängert 
sind ; 

2.  daß  in  den  Ländern  der  heiligen  ungarischen  Krone 
österreichischen  Staatsangehörigen  eine  den  Bestim¬ 
mungen  des  §  2  der  Verordnung  vom  i.  Dezember  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  349,  gleichartige  Begünstigung  für  Pa¬ 
tent-,  Muster-  und  Markenanmeldungen  gewährt  wird. 

Ergänzung  der  Verordnung  vom  2.  September 
1914,  betreffend  die  Verlängerung  der  Frist  zur 
Beibringung  der  zum  Nachweise  des  Prioritäts¬ 
rechtes  bei  Patent-,  Muster-  und  Markenan¬ 
meldungen  erforderlichen  Belege.  Eine  Verordnung 
des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten  vom  i.  Dezember 

1915  bestimmt: 

§  I.  Die  Verordnung  vom  2.  September  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  233,  wird  durch  folgende  Bestimmungen 
ergänzt : 

„Wenn  der  Anmelder  durch  die  Kriegsereignisse  ge¬ 
hindert  war,  die  Prioritätsbelege  für  eine  Patentanmel¬ 
dung  rechtzeitig  beizubringen,  so  ist  auf  Ansuchen 
Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  zu  bewilligen. 
Dies  gilt  auch  für  Fristen,  die  schon  vor  dem  Beginn 
der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  abgelaufen  sind. 

Die  Bewilligung  der  Wiedereinsetzung  hat  die  Wir¬ 
kung,  daß  die  Prioritätsbelege  als  rechtzeitig  beigebracht 
gelten. 

Das  Wiedereinsetzungsgesuch,  mit  dem  die  Prioritäts¬ 
belege  vorzulegen  sind,  ist  vor  der  rechtskräftigen  Be¬ 
endigung  des  Erteilungsverfahrens  zu  überreichen. 

Über  das  Wiedereinsetzungsgesuch  entscheidet  die  Ab¬ 
teilung  des  Patentamtes,  bei  der  das  Erteilungsverfahren 
anhängig  ist.“ 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Ausnahmsbestimmungen  für  die  im  Pariser 
Unionsvertrag  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums  festgesetzten  Prioritätsfristen  anläßlich 
des  Kriegszustandes.  Eine  Verordnung  des  Ministers 
für  öffentliche  Arbeiten  vom  i.  Dezember  1915  be¬ 
stimmt  : 

§  I.  (i)  Die  im  Artikel  4  des  Pariser  Unionsvertrages 
vom  20.  März  1883  zum  Schutze  des  gewerblichen 
Eigentums,  revidiert  zu  Brüssel,  den  14.  Dezember  1900, 
und  zu  Washington,  den  2.  Juni  1911,  festgesetzten  Prio¬ 
ritätsfristen  für  Patent-,  Muster-  und  Markenanmel¬ 
dungen  werden,  soweit  sie  nicht  vor  dem  26.  Juli  1914 
abgelaufen  sind,  bis  zum  Ablaufe  von  drei  Monaten  nach 
dem  seinerzeit  durch  eine  Verordnung  festzusetzenden 
Tage  verlängert. 

(2)  Diese  Bestimmung  gilt  zu  gunsten  der  Ange¬ 
hörigen  anderer,  der  Internationalen  Union  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums  angehörender  Staaten  nur 
dann,  wenn  diese  Staaten  österreichischen  Staatsange¬ 
hörigen  eine  Verlängerung  von  Prioritätsfristen  ge¬ 
währen.  Wenn  jedoch  einer  dieser  Staaten  diese  Be¬ 
günstigung  österreichischen  Staatsangehörigen  in  einem 
geringeren  als  dem  im  Absatz  i  vorgesehenen  Umfange 
gewährt,  so  gilt  die  gleiche  Einschränkung  für  die  An¬ 
gehörigen  dieses  Staates. 

(3)  Durch  eine  Kundmachung  im  Reichsgesetzblatte 
wird  festgestellt,  inwieweit  nach  der  Vorschrift  des  Ab- 
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Satzes  2  die  Prioritätsfristen  zu  gunsten  der  Angehörigen 
anderer  Staaten  in  Österreich  verlängert  sind. 

§  2.  (i)  Wenn  der  Anmelder  durch  die  Kriegsereig¬ 
nisse  gehindert  war,  eine  der  im  Artikel  4  des  Pariser 
Unionsvertrages  vom  20.  März  1883  zum  Schutze  des 
gew'erblichen  Eigentums,  revidiert  zu  Brüssel,  den 
14.  Dezember  1900,  und  zu  Washington,  den  2.  Juni 
1911,  festgesetzten  Prioritätsfristen  für  Patent-,  Muster- 
und  Markenanmeldungen  einzuhalten,  so  ist  auf  An¬ 
suchen  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  zu  be¬ 
willigen.  Dies  gilt  auch  für  Fristen,  die  schon  vor  dem 
Beginn  der  Wirksamkeit  dieser  Verordnung  abgelaufen 
sind. 

(2)  Die  Bewilligung  der  Wiedereinsetzung  in  den 
vorigen  Stand  hat  die  Wirkung,  daß  die  Anmeldung  als 
rechtzeitig  innerhalb  der  Prioritätsfrist  überreicht  gilt. 

(3)  Um  die  Wiedereinsetzung  ist  innerhalb  dreier 
Monate  nach  Wegfall  des  Hindernisses  oder,  wenn  das 
Hindernis  vor  dem  Tage  der  im  Absätze  5  vorgesehenen 
Kundmachung  weggefallen  ist,  innerhalb  dreier  Monate 
nach  diesem  Tage  anzusuchen.  In  jedem  Falle  ist  je¬ 
doch  das  Wiedereinsetzungsgesuch  spätestens  bis  zum 
Ablaufe  von  drei  Monaten  nach  dem  seinerzeit  durch 
eine  Verordnung  festzusetzenden  Tage  zu  überreichen. 
Zugleich  mit  dem  Wiedereinsetzungsgesuche  ist  die  An¬ 
meldung  zu  bewirken. 

(4)  Über  das  Wiedereinsetzungsgesuch  entscheidet  bei 
Patentanmeldungen  die  Anmeldeabteilung  des  Patent¬ 
amtes,  bei  Muster-  und  Markenanmeldungen  der  Minister 
für  öffentliche  Arbeiten,  dem  das  bei  der  Handels-  und 
Gewerbekammer  zu  überreichende  Gesuch  von  dieser 
vorzulegen  ist. 

(5)  Diese  Bestimmungen  gelten  zu  gunsten  der  Ange¬ 
hörigen  anderer,  der  Internationalen  Union  zum  Schutze 
des  gewerblichen  Eigentums  angehörender  Staaten  für 
solche  Anmeldungen,  für  die  nach  einer  im  Reichsgesetz¬ 
blatte  zu  verlautbarenden  Kundmachung  in  diesen 
Staaten  österreichischen  Staatsangehörigen  eine  gleich¬ 
artige  Begünstigung  gewährt  wird. 

§  3.  Wenn  der  Anmelder  nicht  eine  andere  Staats¬ 
angehörigkeit  nachweist,  die  ihm  eine  günstigere  Be¬ 
handlung  sichert,  gilt  er  als  Angehöriger  des  Staates, 
in  dessen  Gebiet  er  seinen  Wohnsitz  (Sitz)  hat. 

§  4.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Einschränkung  der  Biererzeugung.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Finanzministers  im  Einvernehmen  mit  den 
beteiligten  Ministern  vom  25.  November  1915  wegen 
Beschränkung  der  Biererzeugung  trifft  nachstehende  An¬ 
ordnungen  : 

§  I.  In  Bierbrauereien,  welche  die  Biersteuer  voll  ent¬ 
richten,  dürfen  in  jedem  der  Monate  Dezember  1915  Ns 
einschließlich  März  1916  höchstens  55  Prozent  jener 
Bierwürzemenge  (§  2)  erzeugt  werden,  die  sich  als 
Durchschnitt  der  finanzamtlich  erhobenen  Erzeugung 
der  gleichen  Monate  der  Betriebsperioden  1911/12  und 
1912/13  ergibt.  Für  Brauereien,  die  in  einer  dieser  Be¬ 
triebsperioden  während  der  Monate  Dezember  bis  ein¬ 
schließlich  März  durch  mehr  als  zehn  aufeinander¬ 
folgende  Tage  nicht  in  Betrieb  gestanden  sind,  ist  zur 
Ermittlung  der  vorstehenden  Vergleichsgröße  an  Stelle 
der  Erzeugung  dieses  Monates  jene  des  gleichen  Mo¬ 
nates  der  Betriebsperiode  1910/11,  falls  die  Brauerei 
auch  damals  durch  mehr  als  zehn  aufeinander  folgende 
Tage  nicht  in  Betrieb  gestanden  sein  sollte,  jene  des 
betreffenden  Monates  der  Betriebsperiode  1913/14  maß¬ 
gebend.  Brauereiunternehmungen,  welche  in  der  Be¬ 
triebsperiode  1915/16  den  fünfprozentigen  Biersteuer¬ 
nachlaß  (§  I  des  I.  Teiles  der  kaiserlichen  Verordnung 
vom  17.  Juli  1899,  R.-G.-Bl.  Nr.  120)  genießen,  dürfen 
die  nach  Absatz  i  maßgebende  Vergleichsgröße  bis  zu 
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6o  Prozent,  jene,  welche  den  zehn-  und  jene,  welche  den 
fünfzehnprozentigen  Nachlaß  genießen,  dürfen  diese 
Vergleichsgröße  bis  zu  65  Prozent  erreichen. 

§  2.  Für  die  Berechnung  der  zulässigen  Höchst¬ 
erzeugung  (Brauberechtig^ng)  ist  die  Steuerbemessungs¬ 
grundlage,  das  ist  der  Hektolitergrad  Extrakt,  maß¬ 
gebend.  Wenn  eine  Brauerei  nach  dem  i.  Dezember  1911 
eine  andere  Brauerei  aufgekauft  und  stillgelegt  hat,  so 
kann  auf  Einschreiten  vom  Finanzministerium  die  Brau¬ 
berechtigung  unter  Berücksichtigung  der  Erzeugung  der 
übernommenen  Brauerei  in  den  für  die  Berechnung  der 
Brauberechtigung  maßgebenden  Monaten  entsprechend 
erhöht  werden. 

§  3.  Brauereiunternehmer,  welche  die  ihnen  nach  §  i 
dieser  Verordnung  zustehende  Brauberechtigung  nicht 
oder  nicht  voll  ausnützen,  können  den  nicht  in  Anspruch 
genommenen  Teil  auf  den  nächstfolgenden  Monat  mit 
der  Wirkung  übertragen,  daß  sich  ihre  Brauberechtigung 
für  diesen  Monat  um  die  übertragene  Menge  erhöht.  Die 
während  der  Monate  Dezember  1915  bis  einschließlich 
März  1916  nicht  ausgenützten  Teile  von  Brauberechti¬ 
gungen  können  auch  an  eine  andere  Brauereiunter¬ 
nehmung  übertragen  werden.  Der  Erwerb  (Übertragung) 
von  nicht  ausgenützten  Teilen  der  Brau[berechtigung 
anderer  Brauereiunternehmungen  ist  jedoch  nur  in  einem 
solchen  Umfang  zulässig  und  wirksam,  daß  durch  die 
Übertragungen  die  Brauberechtigung  der  erwerbenden 
Brauerei  bis  zu  20  Prozent  der  ihr  nach  §  i  dieser  Ver¬ 
ordnung  zustehenden  Brauberechtigung  erhöht  wird. 
Diese  Bestimmung  findet  auch  auf  die  Finanzbehörde 
erster  Instanz  auf  Grund  der  Verordnung  vom  27.  August 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  250,  bereits  angezeigten  Über¬ 
tragungen  fremder  Brauberechtigungen  des  Monates  De¬ 
zember  1915  Anwendung.  Der  Erwerb  und  die  Aus¬ 
nützung  von  Brauberechtigungen  über  das  vorbezeichnete 
Ausmaß  kann  nur  vom  Finanzministerium  beim  Vor¬ 
handensein  eines  nachgewiesenen  besonderen  Bedarfes 
fallweise  bewilligt  werden.  Jede  Übertragung  einer  Brau¬ 
berechtigung  ist  der  Finanzbehörde  erster  Instanz 
vorher,  spätestens  aber  bei  sonstigem  Verlust  der  Über- 
tragungsberechtigung  am  letzten  Tage  des  betreffenden 
Monates  schriftlich  und  unter  Bezeichnung  der  Brauerei, 
an  welche  die  Übertragung  erfolgt,  anzuzeigen.  Die  Fi¬ 
nanzbehörde  erster  Instanz  hat  das  Überwachungsorgan 
der  Brauerei,  an  welche  die  Übertragung  erfolgt,  sowie 
die  hierfür  zuständige  Finanzbehörde  erster  Instanz  so¬ 
gleich  von  der  Übertragung  in  Kenntnis  zu  setzen. 

§  4.  Sobald  eine  Brauerei  die  ihr  nach  den  vor¬ 
stehenden  Bestimmungen  zustehende  Brauberechtigung 
erschöpft  hat,  wird  eine  Anmeldung  des  steuerbaren 
Verfahrens  zur  Biererzeugung  nicht  mehr  angenommen, 
und  es  fällt  jede  Mehrerzeugung  unter  die  Bestimmungen 
des  Strafgesetzes  über  Gefällsübertretungen. 

§  5.  Diese  Verordnung  gilt  für  alle  österreichischen 
Länder,  mit  Ausnahme  Galiziens  und  der  Bukowina. 
Mit  I.  Dezember  1915  tritt  diese  Verordnung  in  Kraft, 
dagegen  die  Verordnung  vom  27.  August  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  250,  außer  Wirksamkeit. 

Höchstpreise  für  Schweinefett,  Schweinespeck 
und  Schweinefleisch.  Eine  Verordnung  des  Handels¬ 
ministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
vom  29.  November  1915,  enthalten  in  dem  am  i.  De¬ 
zember  1915  ausgegebenen  CLXIV.  Stücke  des  R.-G.-Bl. 
unter  Nr.  348,  betreffend  die  Festsetzung  von  Höchst¬ 
preisen  für  Schweinefett,  Schweinespeck  und  Schweine¬ 
fleisch  besagt: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Ok¬ 
tober  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  274,  wird  verordnet  wie  folgt: 

§  I.  Beim  Verkaufe  von  Schweinefett  und  Schweine¬ 
speck  durch  den  Erzeuger  an  Wiederverkäufer  darf  der 
Höchstpreis  für  100%  Nettogewicht  betragen: 


1.  In  der  Zeit  vom  16.  Dezember  1915  bis  einschließ- 
15.  Januar  1916: 

für  geschmolzenes  Fett  (Schmalz)  .  .  .  721  Kronen 

„  ungeschmolzenes  Rohfett  (Schmer, 

Filz) . 680  „ 

,,  Rohspeck . 639  „ 

2.  in  der  Zeit  vom  16.  Januar  1916  bis  einschließ¬ 
lich  15.  Februar  1916: 

für  geschmolzenes  Fett  (Schmalz)  .  .  .  670  Kronen 

,,  ungeschmolzenes  Rohfett  (Schmer, 

Filz) . 628  „ 

„  Rohspeck . 608  „ 

3.  in  der  Zeit  vom  16.  Februar  1916  bis  15.  März 
1916: 

für  geschmolzenes  Fett  (Schmalz)  .  .  .  618  Kronen 


,,  ungeschmolzenes  Rohfett  (Schmer, 

Filz .  577  .. 

„  Rohspeck . 556 

4.  nach  dem  15.  März  1916  bis  auf  weiteres: 
für  geschmolzenes  Fett  (Schmalz)  .  .  .  567  Kronen 

,,  ungeschmolzenes  Rohfett  (Schmer, 

Filz) . 525  „ 

„  Rohspeck . 505  „ 


§  2.  Der  Höchstpreis  versteht  sich  für  den  Fall  des 
Barverkaufes,  ohne  Verpackung  und  für  die  Lieferung 
ab  Bahn-  oder  Schiffsstation  des  Verkäufers.  Falls  der 
Kaufpreis  kreditiert  wird,  dürfen  über  den  Höchstpreis 
nur  Zinsen  gefordert  werden,  welche  den  beim  Abschlüsse 
des  Geschäftes  gültigen  Wechseleskontzinsfuß  der 
Österreichisch-ungarischen  Bank  um  nicht  mehr  als 
2  Prozent  übersteigen. 

§  3.  Für  zugerichteten,  gesalzenen,  geräucherten, 
paprizierten  und  abgebrühten  Speck  sowie  für  andere 
Dessertspecksorten  hat  die  politische  Landesbehörde  den 
Verkaufspreis  für  die  Abgabe  durch  den  Erzeuger  an 
Wiederverkäufer  festzusetzen.  Ebenso  hat  die  politische 
Landesbehörde  die  Verkaufspreise  dieser  sowie  der  in 
§  I  genannten  Fett-  und  Specksorten  im  Kleinhandel, 
das  ist  bei  der  unmittelbaren  Abgabe  an  den  Ver¬ 
braucher,  gleichgültig  ob  sie  durch  den  Erzeuger  oder 
den  Wiederverkäufer  erfolgt,  festzusetzen.  Die  Fest¬ 
setzung  dieser  Preise  hat  entsprechend  den  in  §  i  an¬ 
geführten  Zeitabschnitten  und  Preisstufen  zu  erfolgen. 
Die  politische  Landesbehörde  kann  auch  für  den  Ver¬ 
kauf  von  frischem  Schweinefleisch  und  von  Waren  aus 
Schweinefleisch  (Räucherfleisch  und  Wurstwaren)  durch 
Erzeuger  an  Wiederverkäufer  sowie  im  Kleinhandel 
Höchstpreise  festsetzen. 

§  4.  Die  politische  Landesbehörde  hat  die  von  ihr  fest¬ 
gesetzten  Höchstpreise  (§  3)  öffentlich  kundzumachen. 
Das  Handelsministerium  kann  diese  Preise  im  Einver¬ 
nehmen  mit  dem  Ministerium  des  Innern  und  dem 
Ackerbauministerium  abändern. 

§  5-  Wer  für  eine  Ware,  für  die  in  der  gegenwärtigen 
Verordnung  oder  in  den  auf  Grund  dieser  Verordnung 
erlassenen  Vorschriften  ein  Höchstpreis  festgesetzt  ist, 
einen  höheren  Preis  oder  eine  im  Sinne  dieser  Verord¬ 
nung  oder  der  auf  ihrer  Grundlage  erlassenen  Vor¬ 
schriften  nicht  anrechenbare  Nebenleistung  welcher  Art 
immer  für  sich  oder  eine  dritte  Person  fordert,  ver¬ 
spricht,  leistet  oder  annimmt,  wird,  soferne  die  Hand¬ 
lung  nicht  einer  strengeren  Strafe  unterliegt,  von  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  6.  Derselben  Strafe  unterliegt:  wer  wissentlich  oder 
durch  Unterlassung  der  gebotenen  Sorgfalt  irgendwie 
dazu  mitwirkt,  daß  durch  einen  mit  dem  Verkaufe  be¬ 
trauten  Angestellten  oder  durch  eine  den  Verkauf  ver¬ 
mittelnde  Person  dieser  Verordnung  oder  den  auf  ihrer 
Grundlage  erlassenen  Vorschriften  zuwidergehandelt 
wird,  wer  ein  Zuwiderhandeln  gegen  die  Bestimmungen 
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dieser  Verordnung  und  der  auf  ihrer  Grundlage  er¬ 
lassenen  Vorschriften  durch  wen  und  auf  welche  Weise 
immer  unterstützt  oder  verheimlicht. 


von  farbigem  (z.  B.  gelbem,  schwarzem,  blauem,  grauem 
und  dergleichen]  Glas  für  Schutzbrillen  und  aus  diesen 
Gläsern  gefertigten  Schutzbrillen  verboten. 


§  7.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Transportbescheinigung  für  Futtermittel.  Eine 
Verordnung  des  Ackerbauministers  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  des  Innern,  dem  Handelsminister  und 
dem  Eisenbahnminister  vom  2.  Dezember  1915  bestimmt; 

§  I.  Die  Bestimmung  des  §  27  der  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  vom  21.  Juni  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  167,  findet 
auf  Sendungen  von  Kleie  keine  Anwendung. 

§  2.  Sendungen  von  Kleie,  Rapskuchen  sowie  von 
Futtermitteln  der  im  §  i  der  Minister ialverordnung  vom 
14.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  238,  angeführten  Arten 
dürfen  von  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffahrtsunter¬ 
nehmungen  nur  dann  zur  Beförderung  angenommen 
werden,  wenn  den  Frachtdokumenten  für  jede  Sendung 
eine  Transportbescheinigung  der  Futtermittelzentrale  bei¬ 
gegeben  ist. 

Für  Sendungen  der  Militärverwaltung  sowie  für  Sen¬ 
dungen  aus  dem  Zollauslande  und  aus  Ungarn  sind  der¬ 
artige  Transportbescheinigungen  nicht  erforderlich. 

Sendungen  von  Kleie,  die  der  Transportanstalt  am 
Tage  des  Inkrafttretens  der  Verordnung  bereits  aufge- 
liefert  sind,  werden  durch  diese  Bestimmungen  nicht 
getroffen. 

§  3.  Die  Futtermittelzentrale  kann  die  in  den  Ländern 
für  den  Verkehr  mit  Futtermitteln  geschaffenen  Stellen 
ermächtigen,  Transportbescheinigungen  für  die  im  §  2 
angegebenen  Futtermittel  auszustellen.  Die  Ausstellung 
erfolgt  im  Namen  der  Futtermittelzentrale. 

§  4.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu 
5000  K  oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu  sechs 
Monaten  bestraft. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft.  Mit  dem  gleichen  Zeitpunkte  wird 
der  §  8  der  Ministerialverordnung  vom  14.  August  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  238,  außer  Wirksamkeit  gesetzt. 


Aufhebung  von  Ausfuhrverboten.  Das  in  der  Be¬ 
kanntmachung  vom  22.  Oktober  1915  enthaltene  Verbot 
wird  für  nachstehende  Waren  unter  den  unten  näher 
aufgeführten  Bedingungen  aufgehoben:  Sprech¬ 
maschinen  (Phonographen,  Grammophone  u.  s.  w.), 
einschließlich  der  mit  ihnen  in  fester  Verbindung 
stehenden  elektrischen  Maschinen  der  Nr.  891  h  des 
Statistischen  Warenverzeichnisses;  feine  Zink¬ 
waren  der  Nr.  8596  des  Statistischen  Warenverzeich¬ 
nisses  ;  Aluminiumgepinste  sowie  Tressenwaren 
der  Nr.  848  des  Zolltarifs;  Rosenkränze  der 
Nr.  885  b  des  Statistischen  Warenverzeichnisses;  Glas- 
b  e  h  ä  n  g  e  zu  Leuchtern  und  Glasköpfe  der  Nr.  758  des 
Zolltarifs;  Kunstguß  und  andere  feine  Bleiwaren 
der  Nr.  854  c  des  Statistischen  Warenverzeichnisses; 
Taschnerwaren  der  Nr.  560  f  des  Statistischen 
Warenverzeichnisses;  Stöcke,  Reitpeitschen  imd  der¬ 
gleichen  Waren  der  Nr.  558  des  Zolltarifs;  Taschen¬ 
uhren  der  Nr.  929  des  Zolltarifs;  Klaviere  aller 
Art  und  Teile  von  solchen  der  Nr.  939  des  Zolltarifs; 
mechanische  Spiel  werke,  fertige  Spieldosen 
sowie  Vorrichtungen  zur  mechanischen  Wiedergabe  von 
Tonstücken  (Phonola,  Pianola  u.  s.  w.)  und  Teile  davon, 
sowie  Musiknoten  für  mechanische  Spielwerke  oder  für 
Vorrichtungen  zur  mechanischen  Wiedergabe  von  Ton¬ 
stücken  der  Nr.  943  &  des  Statistischen  Warenverzeich¬ 
nisses  ;  Mundharmonikas  und  Ziehharmonikas ; 
Photographierahmen  in  V erbindung  mit  Me¬ 
tallen.  Die  Ausfuhr  dieser  Waren  ist  frei,  wenn  sie  vor 
dem  22.  Oktober  1915  angefertigt,  tatsächlich  verkauft, 
die  Adresse  des  Käufers  angegeben  und  die  Sendungen 
bis  zum  15.  Dezember  1915  bei  einem  Postamt  oder 
Bahnamt  aufgeliefert  worden  sind. 

Schneeschuhe.  Durch  Bekanntmachung  des  deut¬ 
schen  Reichskanzlers  vom  28.  November  1915  wurde 
die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Schneeschuhen  in 
fertigem  und  halbfertigem  Zustande  verboten. 


Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Bekanntmachung  des 
Reichskanzlers  vom  i.  Dezember  1915  wird  das  am 
16.  Oktober  1915  erlassene  Aus-  und  Durchfuhrverbot 
für  Postkarten  durch  nachstehende  Bestimmung  ersetzt: 

Es  wird  verboten  die  Aus-  und  Durchfuhr  von: 

Postkarten  mit  Abbildung  von  Städten,  Stadtteilen, 
geographisch  genau  bestimmbaren  Ortschaften  und  Land¬ 
schaften,  besonders  hervorragenden  Baulichkeiten  und 
Denkmälern  Deutschlands,  Österreich-Ungarns,  der 
Türkei,  Bulgariens  und  der  von  den  verbündeten 
deutschen,  österreichisch-ungarischen,  türkischen  und 
bulgarischen  Heeren  besetzten  feindlichen  Gebiete. 

Das  Verbot  umfaßt  auch  die  zu  Postkarten  vorge¬ 
richteten  Drucke  (halbfertige  Postkarten,  auch  in  ganzen 
Bogen). 

Ausnahmen:  Postkarten  mit  Abbildungen  von  Städten, 
Stadtteilen,  geographisch  genau  bestimmbaren  Ort¬ 
schaften  und  Landschaften,  besonders  hervorragenden 
Baulichkeiten  und  Denkmälern  Österreich-Ungarns 
können  nach  Österreich-Ungarn,  der  Türkei  in  die 
Türkei,  Bulgariens  nach  Bulgarien,  der  von  deutschen 
oder  den  mit  Deutschland  verbündeten  Truppen  besetzten 
feindlichen  Gebiete  nach  diesen  Gebieten  ausgeführt 
werden. 

Nicht  unter  das  Verbot  fallen  Sendungen  im  Feld¬ 
postverkehr  und  an  Truppenkörper  oder  Militärbehörden 
in  feindlichen  Gebieten. 

Durch  Verordnung  des  deutschen  Reichskanzlers  vom 
3.  Dezember  1915  wurde  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr 


Höchstpreise  für  Leder;  Beschlagnahme  ein¬ 
zelner  Lederarten.  Gleichzeitig  mit  der  Bekannt¬ 
machung,  welche  die  Höchstpreise  für  Großviehhäute 
und  Kalbfelle  regelt,  trat  am  i.  Dezember  1915  eine 
weitere  Bekanntmachung  in  Kraft,  die  Höchstpreise  für 
Leder  festsetzt  und  eine  Beschlagnahme  bestimmter  für 
Militärzwecke  zu  verwendender  Ledersorten  ausspricht. 
Diese  Höchstpreise  betreffen  Leder  jeder  Herkunft,  jeder 
Gerbart  und  jeder  Zurichtungsart.  Eine  Preistafel  ver¬ 
zeichnet  die  Preise  für  die  einzelnen  Arten  und  Sorten 
von  Leder.  Der  Verkaufspreis  im  Großhandel  darf  den 
festgesetzten  Grundpreis  um  nicht  mehr  als  3  Prozent, 
der  Verkaufspreis  im  Kleinhandel  um  nicht  mehr  als 
10  Prozent  überschreiten.  Die  festgesetzten  Preise  sind 
für  Leder  bester  Beschaffenheit  angenommen.  Beschlag¬ 
nahmt  wurden  bestimmte  Lederarten,  soweit  sie  sich  im 
Eigentum,  Besitz  oder  Gewahrsam  einer  Gerberei,  Zu¬ 
richterei  oder  Gerbervereinigung  befinden.  Die  Ver¬ 
äußerung  und  Ablieferung  derartigen  beschlagnahmten 
Leders  ist  nur  auf  unmittelbaren  schriftlichen  Antrag 
einer  amtlichen  Beschaffungsstelle  der  Heeres-  oder 
Marineverwaltung  oder  gemäß  einem  von  der  Melde¬ 
stelle  der  Kriegsrohstoffabteilung  für  Leder  und  Leder¬ 
rohstoffe  ausgestellten  Freigabeschein  erlaubt.  Alle 
übrigen  Ledersorten  unterliegen  keiner  Verfügungs¬ 
beschränkung. 

Bestandsaufnahme  von  Kaffee,  Tee  und  Kakao. 

Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom  29.  November  1915 
bestimmt: 
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§  I.  Am  3.  Januar  1916  findet  eine  Aufnahme  der 
Vorräte  von  Kaffee  (Bohnenkaffee  und  Bohnenkafifee- 
mischungen),  roh,  gebrannt  oder  geröstet,  Tee  und 
Kakao,  roh,  gebrannt  oder  geröstet,  statt. 

§  2.  Wer  mit  dem  Beginn  des  3.  Januar  1916  Vor¬ 
räte  der  im  §  I  bezeichneten  Art  in  Gewahrsam  hat, 
ist  vorbehaltlich  der  Vorschriften  im  §  3  verpflichtet, 
sie  auf  dem  vorgeschri ebenen  Anzeigevordruck  der  zu¬ 
ständigen  Behörde  anzuzeigen,  in  deren  Bezirke  die 
X^orräte  lagern. 

Vorräte  von  Kaffee  und  Tee,  die  zum  Verbrauch  im 
eigenen  Haushalt  bestimmt  sind,  sind  nur  anzuzeigen, 
wenn  sie  bei  Kaffee  10  kg,  bei  Tee  2'5  kg  übersteigen. 

Vorräte  in  Gewahrsam  von  Gemeinden  und  sonstigen 
öffentlich-rechtlichen  Körperschaften  und  Verbänden  sind 
gleichfalls  anzuzeigen. 

§  3.  Vorräte,  die  in  fremden  Speichern,  Lagern, 
Schiffsräumen  u.  dgl.  lagern,  sind  vorbehaltlich  der  Vor¬ 
schriften  im  Absatz  2  und  3  vom  Verfügungsberechtigten 
anzugeben,  wenn  er  die  Vorräte  unter  eigenem  Ver¬ 
schlüsse  hat.  Ist  letzteres  nicht  der  Fall,  so  sind  die  Vor¬ 
räte  von  dem  Verwalter  der  Lagerräume  anzuzeigen. 

Vorräte,  die  sich  mit  dem  Beginn  des  3.  Januar  1916 
unterwegs  befinden,  sind  von  dem  Empfänger  unver¬ 
züglich  nach  dem  Empfang  anzuzeigen. 

X^orräte,  die  sich  in  den  unter  Zollaufsicht  stehenden 
Niederlagen  (öffentliche  Niederlagen,  Privatlagern  mit 
oder  ohne  amtlichen  Mitverschluß)  mit  Beginn  des 
3.  Januar  1916  befinden,  werden  von  den  Zollbehörden, 
Vorräte,  die  sich  zu  diesem  Zeitpunkt  in  Zollausschlüssen 
und  Freibezirken  befinden,  werden  von  den  durch  die 
Landeszentralbehörden  bestimmten  Behörden  nachge¬ 
wiesen.  Die  Nachweisungen  sind  bis  zum  10.  Januar 
1916  den  Landeszentralbehörden  oder  den  von  ihnen  be¬ 
stimmten  Behörden  unmittelbar  einzureichen. 

§  4.  Die  Anzeigepflicht  erstreckt  sich  nicht  auf 

a)  Vorräte,  die  im  Eigentume  des  Reichs,  eines  Bundes¬ 
staats  oder  Elsaß-Lothringens,  insbesondere  einer  Heeres¬ 
verwaltung  oder  der  Marineverwaltung,  stehen; 

b)  Vorräte,  die  im  Eigentume  der  Zentraleinkaufs¬ 
gesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  stehen. 

§  5.  Die  Erhebung  der  Vorräte  erfolgt  gemeindeweise. 
Die  Ausführung  der  Erhebung  liegt  den  Gemeinde¬ 
behörden  ob.  Die  Aufforderung  zur  Erstattung  der  An¬ 
zeige  erfolgt  durch  öffentliche  Bekanntmachung.  Bei 
der  Erhebung  sind  die  als  Anlagen  I  und  II  beigefügten 
Muster^)  zu  verwenden.  Sie  sind  für  die  Ausführung  der 
Erhebung  hinsichtlich  des  Inhalts  maßgebend. 

§  6.  Die  Herstellung  und  Versendung  der  Druck¬ 
sachen  erfolgt  durch  die  mit  der  Durchführung  der  Er¬ 
hebung  betrauten  Landesbehörden.  Die  durch  die  Her¬ 
stellung  und  Versendung  der  Drucksachen  entstehenden 
Kosten  werden  den  Landesbehörden  ersetzt. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen 
bestimmten  Behörden  haben  die  Zusammenstellung  über 
die  ermittelten  Vorräte  (nach  größeren  Verwaltungs¬ 
bezirken  getrennt)  bis  zum  25.  Januar  1916  beim  kaiser¬ 
lichen  statistischen  Amte  einzureichen. 

§  8.  Die  zuständige  Behörde  oder  die  von  ihr  beauf¬ 
tragten  Beamten  sind  befugt,  zur  Ermittlung  richtiger 
Angaben  Vorrats-  und  Betriebsräume  oder  sonstige  Auf¬ 
bewahrungsorte,  wo  Vorräte  der  im  §  i  genannten  Art 
zu  vermuten  sind,  zu  untersuchen  und  die  Bücher  des 
zur  Anzeige  X^erpflichteten  zu  prüfen. 

§  9.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  zur  Aus¬ 
führung  der  Erhebung  erforderlichen  Anordnungen  und 
Bekanntmachungen. 

§  IO.  Wer  die  im  §  2  vorgeschriebene  Anzeige  nicht 
erstattet  oder  unrichtige  oder  unvollständige  Angaben 
macht,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder 

•)  Die  Anlagen  sind  hier  nicht  mitabgedruckt. 


mit  Geldstrafe  bis  zu  15.000  M.  bestraft;  auch  können 
im  Urteil  Vorräte,  die  bei  der  Bestandsaufnahme  ver¬ 
schwiegen  worden  sind,  für  dem  Staate  verfallen  erklärt 
werden. 

§  IT.  Diese  XTrordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  X^er- 
öfifentlichung  in  Kraft. 

Bekanntmachung  über  eine  weitere  Abänderung 
der  Bekanntmachung  über  die  Regelung  der  Kar¬ 
toffelpreise  vom  28.  Oktober  1915.  Der  Bundesrat 
hat  am  29.  November  1915  folgende  Verordnung  er¬ 
lassen  : 

Artikel  1.  In  der  Bekanntmachung  über  die  Regelung 
der  Kartoffelpreise  vom  28.  Oktober  1915  (R.-G.-Bl. 
S.  760)  wird  folgende  weitere  Änderung  vorgenommen: 

Der  §  7  erhält  folgende  Fassung: 

Die  auf  Grund  dieser  Verordnung  festgesetzten  Preise 
sind  Höchstpreise  im  Sinne  des  Gesetzes,  betreffend 
Höchstpreise,  vom  4.  August  1914  in  der  Fassung  der 
Bekanntmachung  vom  17.  Dezember  1914  in  Verbindung 
mit  den  Bekanntmachungen  vom  21.  Januar  1915  und 
vom  23.  September  1915.  Die  Befugnisse  aus  §  2  und 
§  4  des  Gesetzes,  betreffend  Höchstpreise,  erleiden  jedoch 
gegenüber  den  Kartoffelerzeugern  folgende  Einschrän¬ 
kungen  : 

1.  Die  Anordnung  wegen  Übertragung  des  Eigentums 
und  die  Aufforderung  zum  Verkauf  ist  nur  zulässig 
gegenüber  Kartoffelerzeugern  mit  mehr  als  i  ha  Kar¬ 
toffelanbaufläche.  Die  Landeszentralbehörden  oder  die 
von  ihnen  bezeichneten  Behörden  können  bestimmen,  daß 
die  Anordnung  wegen  Übertragung  des  Eigentums  und 
die  Aufforderung  zum  Verkauf  auch  gegenüber  Kar¬ 
toffelerzeugern  mit  einer  geringeren  Kartoffelanbau¬ 
fläche  zulässig  ist. 

2.  Durch  die  Übertragung  des  Eigentums  und  die  Auf¬ 
forderung  zum  Verkaufe  darf  höchstens  über  20  vom 
Hundert  der  gesamten  Kartoffelernte  eines  Kartoffel- 
erzeugers  verfügt  werden.  Die  Landeszentralbehörden 
oder  die  von  ihnen  bezeichneten  Behörden  können  be¬ 
stimmen,  daß  über  einen  größeren  Teil  der  Kartoffel¬ 
ernte  durch  Übertragung  des  Eigentums  und  Aufforde¬ 
rung  zum  Verkaufe  verfüg  werden  kann. 

Auf  die  Mengen,  die  hiernach  in  Anspruch  genommen 
werden  können,  sind  die  Mengen  anzurechnen,  die  der 
Landwirt  bereits  nachweislich  nach  dem  10.  Oktober 
1915  als  Speisekartoffeln  verkauft  und  geliefert  hat. 
Der  Anordnung,  durch  die  enteignet  wird,  hat  eine  Auf¬ 
forderung  an  den  Besitzer  vorauszugehen,  die  zu  ent¬ 
eignende  Menge  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  auszu¬ 
sondern.  Kommt  er  dieser  Aufforderung  nicht  nach,  so 
kann  die  zuständige  Behörde  die  Aussonderung  auf  seine 
Kosten  vornehmen.  Das  gleiche  gilt  von  der  Anlieferung 
der  enteigneten  Kartoffeln  von  der  Niederlassung  des 
Landwirtes  bis  zum  nächsten  Güterbahnhofe. 

Artikel  11.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Regelung  der  Kartoffelpreise.  Eine  Anordnung 
der  Landeszentralbehörden  vom  i.  1.  M.  bestimmt: 

1.  Durch  die  Übertragung  des  Eigentums  und  die  Auf¬ 
forderung  zum  Verkauf  darf  vorbehaltlich  der  Ein¬ 
schränkungen  der  Ziffer  2  über  die  gesamte  Kartoffel¬ 
ernte  eines  Kartoffelerzeugers  verfügt  werden. 

2.  Dem  Kartoffelerzeuger  sind  jedoch  in  allen  Fällen 
zu  belassen: 

a)  die  zur  Fortführung  der  eigenen  Wirtschaft,  ins¬ 
besondere  auch  zur  Verwertung  in  eigenen  oder  in  ge¬ 
nossenschaftlichen  Brennereien,  Stärkefabriken,  Trock¬ 
nungsanlagen  und  ähnlichen  Betrieben,  zur  Fütterung 
des  eigenen  X^iehs  und  zur  Aussaat  erforderlichen  Kar¬ 
toffeln, 

b)  die  auf  Grund  von  Verträgen,  die  vor  dem  30.  No¬ 
vember  1915  geschlossen  sind,  an  Brennereien,  Stärke- 
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fabriken,  Trocknungsanlagen  und  ähnliche  Betriebe  zu 
liefernden  Kartoffeln, 

c)  zum  Verkauf  als  Saatgut  bestimmte  Kartoffeln  in 
solchen  Wirtschaften,  die  sich  in  den  letzten  zwei  Jahren 
mit  dem  V ertrieb  von  Saatkartoffeln  befaßt  haben. 

Bekanntmachung  über  die  Einfuhr  von  Erzeug¬ 
nissen  der  Kartoffeltrocknerei  und  der  Kartoffel¬ 
stärkefabrikation,  Auf  Grund  der  Vorschriften  des 
§  14  der  Bekanntmachung  über  die  Regelung  des  Ab¬ 
satzes  von  Erzeugnissen  der  Kartoffeltrocknerei  und  der 
Kartoffelstärkefabrikation  vom  i6.  September  1915  in 
der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  25.  November 
1915  wurde  unterm  30.  November  1915  bestimmt; 

§  I.  Erzeugnisse  der  Kartoffeltrocknerei  oder  der  Kar¬ 
toffelstärkefabrikation,  die  nach  dem  Inkrafttreten  dieser 
Bestimmungen  aus  dem  Ausland  eingeführt  werden,  sind 
an  die  Trockenkartoffel- Verwertungsgesellschaft  m.  b.  H. 
in  Berlin  zu  liefern. 

§  2.  Wer  die  in  §  i  bezeichneten  Erzeugnisse  einführt, 
ist  verpflichtet,  die  empfangenen  Mengen  getrennt  nach 
Arten  und  Eigentümern,  unter  Nennung  der  Eigentümer 
der  Trockenkartoffel-Verwertungsgesellschaft  in  Berlin 
mittels  eingeschriebenen  Briefes  anzuzeigen.  Die  Anzeige 
ist  binnen  einer  Woche  nach  dem  Empfange  zu  er¬ 
statten.  Geht  der  Gewahrsam  der  angezeigten  Mengen 
nach  Erstattung  der  Anzeige  an  einen  anderen  über,  so 
hat  der  Anzeigepflichtige  und  jeder  spätere  Inhaber  des 
Gewahrsams  binnen  einer  Woche  den  Verbleib  der 
Mengen  der  Trockenkartoffel-Verwertungsgesellschaft 
mittels  eingeschriebenen  Briefes  anzuzeigen. 

§  3.  Die  Besitzer  der  in  §  i  bezeichneten  Erzeugnisse 
haben  diese  bis  zur  Abnahme  durch  die  Trockenkartoffel- 
Verwertungsgesellschaft  aufzubewahren,  pfleglich  zu  be¬ 
handeln  und  in  handelsüblicher  Weise  zu  versichern. 
Sie  haben  der  Gesellschaft  auf  Anfordern  Auskunft  zu 
geben,  Proben  gegen  Erstattung  der  Portokosten  ein¬ 
zusenden,  die  Besichtigung  zu  gestatten  und  die  Erzeug¬ 
nisse  auf  Abruf  zu  verladen. 

§  4.  Die  Trockenkartoffel-Verwertungsgesellschaft 
m.  b.  H.  hat  binnen  zwei  Wochen  nach  Eingang  der 
Anzeige  zu  erklären,  welche  bestimmt  zu  bezeichnenden 
Mengen  sie  übernehmen  will.  Soweit  die  Gesellschaft 
diese  Erklärung  innerhalb  der  Frist  nicht  abgibt,  erlischt 
die  Lieferungspflicht. 

Sobald  die  Trockenkartoffel-Verwertungsgesellschaft 
m.  b.  H.  die  Erklärung  abgegeben  hat,  daß  sie  die  Ware 
käuflich  übernehmen  will,  ist  der  Besitzer  der  Erzeug¬ 
nisse  befugt,  die  Gesellschaft  schriftlich  aufzufordern, 
die  Erzeugnisse  innerhalb  zweier  Wochen  nach  Eingang 
der  Aufforderung  abzunehmen.  Nach  Ablauf  dieser 
Frist  geht  die  Gefahr  der  zufälligen  Verschlechterung 
und  des  zufälligen  Unterganges  auf  die  Trockenkartoffel- 
Verwertungsgesellschaft  über;  der  Kaufpreis  ist  von 
diesem  Zeitpunkt  ab  mit  i  vom  Hundert  über  Reichs¬ 
bankdiskont  zu  verzinsen. 

§  5.  Die  Trockenkartoffel-Verwertungsgesellschaft 
hat  dem  Verkäufer  für  die  abgenommenen  Mengen  einen 
angemessenen  Übernahmspreis  zu  zahlen,  wobei  auf  Art 
und  Güte  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Der  von  der  Trockenkartoffel-Verwertungsgesellschaft 
zu  zahlende  Preis  soll  regelmäßig  die  in  §  2,  Absatz  2, 
der  Bekanntmachung  über  die  Höchstpreise  für  Erzeug¬ 
nisse  der  Kartoffeltrocknerei  sowie  der  Kartoffelstärke-  ^ 
fabrikation  vom  16.  September  1915  (R.-G.-Bl.  S.  588) 
für  das  dritte  Preisgebiet  und  die  nach  §  5  dieser  Be¬ 
kanntmachung  bestimmten  Höchstgrenzen  nicht  über¬ 
steigen. 

§  6.  Ist  der  Verkäufer  mit  dem  von  der  Trocken-  ^ 
kartoffel-Verwertungsgesellschaft  festgesetzten  Preise 
nicht  einverstanden,  so  erfolgt  die  endgültige  Entschei-  1 


düng  über  den  Preis  durch  einen  Ausschuß.  Dieser  be¬ 
steht  aus  einem  Vorsitzenden  und  vier  Mitgliedern  sowie 
deren  Stellvertretern,  die  sämtlich  vom  Reichskanzler 
ernannt  werden.  Die  Mitglieder  und  ihre  Stellvertreter 
werden  je  zur  Hälfte  aus  Sachverständigen  des  Handels 
und  der  Landwirtschaft  auf  Vorschlag  des  Deutschen 
Handelstages  und  des  Deutschen  Landwirtschaftsrates 
entnommen. 

Die  Trockenkartoffel-Verwertungsgesellschaft  ist  von 
den  Sitzungen  des  Ausschusses  zu  benachrichtigen;  sie 
ist  befugt,  zu  den  Sitzungen  Vertreter  ohne  Stimmrecht 
zu  entsenden. 

Der  Reichskanzler,  kann  allgemeine  Grundsätze  auf¬ 
stellen,  an  die  der  Ausschuß  bei  seinen  Entscheidungen 
gebunden  ist. 

Der  Ausschuß  darf  von  den  Bestimmungen  des  §  5, 
Absatz  2,  abweichen,  soweit  die  Anwendung  dieser  Be¬ 
stimmungen  zu  offenbaren  Unbilligkeiten  führen  würde. 

Der  Ausschuß  bestimmt,  wer  die  baren  Auslagen  des 
Verfahrens  zu  tragen  hat. 

§  7.  Der  Verkäufer  hat  ohne  Rücksicht  auf  die  end¬ 
gültige  Festsetzung  des  Übernahmspreises  zu  liefern,  die 
Trockenkartoffel- Verwertungsgesellschaft  vorläufig  den 
von  ihr  festgesetzten  Preis  zu  zahlen. 

Die  Zahlung  erfolgt  spätestens  vierzehn  Tage  nach 
Abnahme.  Für  streitige  Restbeträge  beginnt  diese  Frist 
mit  dem  Tage,  an  dem  die  Entscheidung  des  Ausschusses 
der  Trockenkartoffel-Verwertungsgesellschaft  zugeht. 

§  8.  Erfolgt  die  Überlassung  nicht  freiwillig,  so  wird 
das  Eigentum  auf  Antrag  der  Trockenkartoffel-Verwer¬ 
tungsgesellschaft  durch  Anordnung  der  zuständigen  Be¬ 
hörde  auf  die  Gesellschaft  oder  die  von  ihr  in  dem  An¬ 
trag  bezeichnete  Person  übertragen.  Die  Anordnung  ist 
an  den  Besitzer  zu  richten.  Das  Eigentum  geht  über, 
sobald  die  Anordnung  dem  Besitzer  zugeht. 

§  9.  Soweit  nicht  nach  §  6  der  Ausschuß  zuständig 
ist,  entscheidet  die  höhere  Verwaltungsbehörde  endgültig 
über  alle  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  den  Beteiligten 
aus  der  Aufforderung  zur  käuflichen  Überlassung  sowie 
aus  der  Überlassung  ergeben. 

§  10.  In  den  Fällen  der  §§  8  und  9  bestimmt  die  Be¬ 
hörde  zugleich  darüber,  wer  die  baren  Auslagen  des  Ver¬ 
fahrens  zu  tragen  hat. 

§  II.  Die  Landeszentralbehörden  bestimmen,  wer  als 
zuständige  Behörde  und  als  höhere  Verwaltungsbehörde 
im  Sinne  dieser  Bestimmungen  anzesehen  ist. 

§  12.  Mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  Geld¬ 
strafe  bis  zu  10.000  M.  wird  bestraft: 

1.  wer  der  Lieferungspflicht  nach  §  i  nicht  nach¬ 
kommt  ; 

2.  wer  die  ihm  nach  §  2  obliegende  Anzeige  innerhalb 
der  vorgeschriebenen  Frist  nicht  erstattet  oder  wissent¬ 
lich  unvollständige  oder  unrichtige  Angaben  macht; 

3.  wer  den  ihm  nach  §  3,  Satz  i,  obliegenden  Ver¬ 
pflichtungen  nicht  nachkommt. 

§  13.  Diese  Bestimmungen  treten  am  i.  Dezember  1915 
in  Kraft. 

Bekanntmachung,  betreffend  erweiterte  Be¬ 
schlagnahme  von  Schlafdecken,  Haardecken  und 
Pferdedecken  (Woilachs).  Nachstehende  Bekannt¬ 
machung  wird  auf  Grund  der  Bekanntmachung  über  die 
Sicherstellung  von  Kriegsbedarf  vom  24.  Juni  1915  in 
AVrbindung  mit  den  Bekanntmachungen  vom  9.  Oktober 
und  vom  25.  November  1915  zur  allgemeinen  Kenntnis 
gebracht  mit  dem  Bemerken,  daß  jede  Zuwiderhandlung 
gegen  diese  Bekanntmachung,  soweit  nicht  nach  den  all¬ 
gemeinen  Strafgesetzen  höhere  Strafen  verwirkt  sind, 
nach  §  6  der  Bekanntmachung  über  die  Sicherstellung 
von  Kriegsbedarf  bestraft  wird: 
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Artikel  1.  In  der  Bekanntmachung  Nr.  W.  M. 
231/9.  15.  K.-R.-A.,  betreffend  Beschlagnahme  von 
Schlafdecken,  Haardecken  und  Pferdedecken  (Woilachs) 
—  ,, Reichsanzeiger“  Nr.  232  —  erhält  §  2,  Buchstabe  b 
folgende  Fassung: 

b)  Decken  zu  i — 4,  die  nicht  ein  Mindestgewicht  von 
850  g  sowie  eine  Mindestgröße  von  170  X  120  cm  (d.  h. 
Mindestlänge  von  170  und  Mindestbreite  von  120  cm) 
haben. 

Artikel  II.  Es  sind  demnach  beschlagnahmt: 

Die  im  §  2  der  Bekanntmachung  W.  M.  231/9.  15. 
K.-R.-A.  genannten  Decken  und  Deckenstoffe,  und  zwar: 

1.  die  Decken  zu  i — 4,  sow'eit  sie  vor  dem  i.  Oktober 
1915  hergestellt  sind,  sofern  sie  ein  Mindestgewicht  von 
850  g  sowie  eine  Mindestgröße  von  170  X  120  cm  haben. 

2.  Bezüglich  der  am  i.  Oktober  1915  in  der  Herstellung 
befindlich  gewesenen  oder  später  hergestellten,  oder  noch 
künftig  herzustellenden  Decken  und  Deckenstoffe  behält 
es  bei  dem  letzten  Absätze  des  §  2  der  genannten  Be¬ 
kanntmachung  sein  Bewenden.  Darnach  kommt  für  diese 
Gegenstände  ein  Mindestgewicht  sowie  eine  Mindest¬ 
größe  überhaupt  nicht  in  Betracht. 

Artikel  III.  Die  im  §  2  der  Bekanntmachung 
Nr.  W.  M.  231/9.  15.  K.-R.-A.  aufgeführten  Decken  und 
Deckenstoffe  sollen,  soweit  sie  gemäß  der  vorgenannten 
beziehungsweise  nach  der  vorliegenden  Bekanntmachung 
der  Beschlagnahme  unterliegen,  möglichst  umgehend, 
mittels  des  bei  dem  Webstoffmeldeamt  erhältlichen 
Meldescheins  8  für  Decken  dem  Webstoffmeldeamt  an¬ 
gemeldet  w'erden,  soweit  sie  nicht  bereits  nach  dem 
I.  Oktober  1915  dem  Webstoffmeldeamt  angemeldet 
worden  sind,  und  soweit  das  Webstoffmeldeamt  noch 
nicht  über  sie  verfügt  hat. 

Artikel  IV.  Die  Bekanntmachung  tritt  mit  ihrer  Ver¬ 
kündung  (i.  1.  M.)  in  Kraft. 

Abänderung  der  Verordnung  zur  Regelung  der 
Preise  der  Schlachtschweine  und  für  Schweine¬ 
fleisch  vom  4.  November  1915.  Der  Bundesrat  hat 
am  29.  November  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  I.  Der  Verordnung  zur  Regelung  der  Preise 
für  Schlachtschweine  und  für  Schw'einefleisch  vom 
4.  November  1915  (R.-G.-Bl.  S.  725)  wird  als  §  8  a 
eingefügt: 

Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  finden  keine  An¬ 
wendung  auf  aus  dem  Auslande  eingeführte  Schweine 
und  auf  frisches  (rohes)  Schweinefleisch  und  auf  frisches 
(rohes)  Fett,  das  aus  dem  Ausland  enigeführt  wird. 

Die  Landeszentralbehörden  erlassen  Bestimmungen 
über  den  Vertrieb  dieser  Waren.  Sie  können  bestimmen, 
daß  Zuwiderhandlungen  mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  oder  Geldstrafe  bis  zu  1500  M.  bestraft  werden. 

Artikel  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündung  in  Kraft. 

Frankreich. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  französisches  Dekret 
vom  22.  November  1915  wird  die  Ausfuhr,  wie  auch 
die  Wiederausfuhr  nach  erfolgter  Einlagerung,  die 
Durchfuhr,  die  Hafenumladung  und  die  zeitweilige  Zu¬ 
lassung  zur  Ausfuhr  von  nachstehenden  Artikeln  unter¬ 
sagt:  Weintrebern,  Nüsse,  Haselnüsse  und  Mandeln, 
Steinfrüchte,  Schellack,  Glimmer  in  Blättern  oder  Platten 
und  Mikanit,  Vaselin,  Säcken  aller  Art.  In  besonderen 
Fällen  können  Ausnahmen  dieser  Verfügung  unter  den 
vom  Finanzminister  bestimmten  Bedingungen  gewährt 
werden. 

Silbererz  und  Silberabfall.  Durch  ein  Dekret  vom 
18.  November  1915  wmrde  die  Ausfuhr  sowie  die  Wieder¬ 


ausfuhr  und  jede  Umladung  von  Silbererz  in  Blöcken, 
Barren,  Stangen,  Pulver  und  Silberabfall  verboten. 

Großbritannien  und  Irland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  Verordnung  vom 
25.  November  1915  wurde  die  Ausfuhr  von  roher  Baum¬ 
wolle,  in  Ballen  und  als  Watte,  von  Eisenerzen  jeder 
Art  ohne  Ausnahme  unbedingt  verboten.  Die  Ausfuhr 
von  rollendem  Material,  Seife,  sowie  nicht  geriffelten 
Jagdfeuerwaffen  wurde  nach  allen  Ländern,  mit  Aus¬ 
nahme  der  englischen  Dominions,  verboten. 

Dänemark. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  Meldung  aus  Kopen¬ 
hagen  vom  23.  November  1915  wurde  die  Ausfuhr  von 
Baumwollwaren  aller  Art  und  von  Koffein  in  fester 
Form  verboten. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Regierung  hat  mit 
22.  November  1915  die  Ausfuhr  nachstehend  bezeichneter 
Waren,  mit  Geltung  von  und  mit  dem  25.  November 
1915  verboten: 

Branntwein  und  Spirit,  mit  Ausnahme  von  Whisky, 
Fuselöl,  Arrak  und  Rum,  ferner  Baumwollwatte,  Baum¬ 
wollgarn  und  Nähgarn  aus  Baumwolle, 

Waren  vorgenannter  Art,  welche  vor  12  Uhr  nachts 
zwischen  dem  24.  und  25.  November  1915  mit  Bestim¬ 
mung  nach  dem  Auslande  in  Fahrzeug  oder  Eisenbahn 
eingeladen  worden  sind,  können  noch  ausgeführt  w'erden. 

Rumänien. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Die  Ausfuhr  von  Sonnen¬ 
blumensamen  und  -öl,  von  Hanfsamen  und  -öl,  sowie  von 
allen  pflanzlichen  Speiseölen  wurde  durch  Erlaß  vom 
22.  Oktober  a.  St.  1915  verboten.  Nicht  unter  das  Ver¬ 
bot  fallen  Lein-  und  Rüböl,  deren  Ausfuhr  durch  könig¬ 
liche  Verordnung  vom  13.  August  1915  gestattet  wurde. 

Bulgarien. 

Maisausfuhrverbot.  Am  27.  November  (n.  St.)  1915 
erging  vom  bulgarischen  Finanzministerium  an  sämt¬ 
liche  Zollämter  im  Königreich  die  Anordnung,  die  Ver¬ 
frachtung  von  Mais  aus  Bulgarien  nach  dem  Ausland 
nicht  zuzulassen,  da  die  Ausfuhr  von  Mais  verboten  sei. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Das  Finanzministerium  hat 
durch  Erlaß  vom  26.  Oktober  1915  die  Ausfuhr  von 
rohen  Schaf-,  Ziegen-,  Zickel-  und  Lammfellen  ver¬ 
boten. 

Durch  Erlaß  des  bulgarischen  Finanzministeriums  vom 
5.  November  1915  wurde  ferner  die  Ausfuhr  von  Sumach 
verboten. 


Verlängerung  des  italienisch-brasilianischen  Handels¬ 
abkommens.  Das  brasilianisch-italienische  provisorische 
Handelsabkommen  ist  mittels  Notenaustausches  zwischen 
der  italienischen  Gesandtschaft  in  Rio  de  Janeiro  und 
dem  brasilianischen  Ministerium  des  Äußern  unter  den 
bisherigen  Modalitäten  auf  zwei  weitere  Jahre,  d.  i.  bis 
zum  31.  Dezember  1917,  verlängert  worden. 
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Zum  Export  nach  Brasilien  nach  dem  Kriege.  Aus 

Para  wird  uns  geschrieben ; 

Die  Einfuhr  aus  Deutschland  und  Österreich  ist  in 
den  letzten  Jahren  vor  Kriegsausbruch  eine  stetig 
steigende  gewesen,  liegt  aber  jetzt  natürlich  ganz  dar¬ 
nieder.  Was  die  Rückeroberung  des  Handels  in  Parä 
und  Manäos  durch  deutsche  und  österreichische  Expor¬ 
teure  betrifft,  so  kann  der  österreichische  und  deutsche 
Exporthandel  darüber  beruhigt  sein  und  schon  jetzt 
damit  rechnen,  daß  —  sowie  die  Transportverhältnisse 
sich  gebessert  haben  —  eine  Flut  von  Aufträgen,  wie 
aus  dem  übrigen  Südamerika,  auch  aus  dem  Amazonas¬ 
gebiet  hereinbrechen  wird,  zu  deren  Bewältigung  man 
rechtzeitig  Vorkehrungen  wird  treffen  müssen.  England 
und  Frankreich  sind  nicht  im  stände  gewesen,  den  Aus¬ 
fall  österreichischer  und  deutscher  Waren  hier  zu  er¬ 
setzen  und  der  Export  aus  Nordamerika  ist  mit  Aus¬ 
nahme  weniger  Stapelartikel  ein  ganz  notdürftiger  Be¬ 


helf  gewesen,  der  zum  Verschwinden  verurteilt  ist, 
einesteils  wegen  der  höheren  Preise,  andernteils  aber 
auch  wegen  der  Unkenntnis,  Passivität  und  des  Mangels 
an  Anpassungsvermögen  nordamerikanischer  Firmen  an 
brasilianische  Verhältnisse  und  Bedürfnisse. 


Die  Benzolfrage  in  Deutschland.  Nachdem  es  in 
Deutschland  gelungen  ist,  die  Erzeugung  von  Benzol 
namhaft  zu  steigern,  hat  sich  die  Reichsregierung  ent¬ 
schlossen,  mehr  als  bisher  für  solche  Zwecke  freizu¬ 
geben,  für  die  nach  den  ursprünglichen  Kriegsvor¬ 
schriften  Benzol  nicht  verfügbar  war.  Hierfür  kommen 
namentlich  jene  Gewerbszweige  in  Betracht,  denen  Er¬ 
satzstoffe  nicht  zur  Verfügung  stehen  und  die  deshalb 
beim  Fehlen  von  Benzol  stilliegen  müßten. 


Ptitteilttn0en  llUgcmclnctt  tiw  k*  k*  Sptcmidjifdjen 
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Export  Verbindungen  nach  dem  Kriege.  Un¬ 
zweifelhaft  bemühen  sich  kaufmännische  Kreise  in 
den  feindlichen  Ländern  schon  jetzt,  den  Krieg  zu 
einer  Verschärfung  der  Konkurrenz  auszunützen.  Wir 
hören,  daß  die  englisch-französischen  und  englisch¬ 
russischen  Handelsbeziehungen  neu  ausgestaltet  werden 
sollen  und  fast  alle  Industrien  der  feindlichen  Länder 
beabsichtigen,  nach  den  Äußerungen  dortiger  führender 
Persönlichkeiten,  methodisch  den  Handel  mit  den 
Zentralmächten  selbst  und  den  Export  Österreich- 
Ungarns  und  Deutschlands  nach  neutralen  Märkten 
soweit  als  möglich  zu  verdrängen.  Tatsächlich  senden 
vielfach  ausländische  Firmen  an  ihre  den  feindlichen 
Staaten  angehörigen  Korrespondenten  Berichte  über  Ar¬ 
tikel,  welche  sie  früher  von  uns  bezogen  haben  und  die 
nunmehr  durch  Produkte  jener  Länder  ersetzt  werden 
sollen. 

Es  erscheint  daher  außerordentlich  wünschenswert, 
unsere  Industriellen  schon  Jetzt  für  Absatzgebiete  zu 
interessieren,  durch  welche  sie  einen  möglichen  Ausfall 
in  ihrem  bisher  nach  den  feindlichen  und  nach  neu¬ 
tralen,  unter  dem  Einflüsse  der  feindlichen  Agitation 
stehenden  Ländern  bestandenen  Export  wettmachen 
können. 

Die  allgemeine  Exportsektion  des  k.  k.  österreichi¬ 
schen  Handelsmuseums,  Wien,  III.  Lothringerstraße  12, 
ladet  sohin  heimische  Firmen  ein,  ihr  etwaige  Wünsche 
hinsichtlich  einzelner  Länder  und  bestimmter  Artikel 
schon  jetzt  bekannt  zu  geben,  damit  die  nötigen  Vor¬ 
arbeiten  eingeleitet  und  eventuell  erforderliche  Infor¬ 
mationen  rechtzeitig  beschafft  werden  können. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika.  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 


Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs- 
imd  Transportversicherung  solcher  Sendungen  inter¬ 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  ist,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Friedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens- 
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werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi¬ 
schen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts¬ 
verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel,  i 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen  j 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der  ' 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu ' 


senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowde  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 
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Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13-606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  ,, War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind ;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (i4-774) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (i5-700.) 

1)  Da  sämtlichen  Mitgfliedern  der  Österreirhisch-Russlschen  Sektion  des 
k.  k  Öste’reichischeil  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  reKölmäüig’ zugeht,  wird  von  einer  besonleren  Verständigui^g  dec 
P.  T-  Mitglieder  abgesehen  und  die^  B^chtung '  dieser  Stand' g^n  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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DAS  GERICHTLICHE  AUSGLEICHS¬ 
VERFAHREN  IN  UNGARN. 

Von  Professor  Dr.  Rudolf  Pollak. 

I. 

Österreich,  Ungarn  und  Deutschland  standen  durch 
viele  Jahre  vor  der  Frage,  ob  sie  neben  dem  Konkurs¬ 
verfahren  ein  außergerichtliches  Ausgleichsverfahren  ein¬ 
führen  sollten.  Das  Problem  bot  ebenso  viele  wirtschaft¬ 
liche  als  juristische  als  ethische  Schwierigkeiten.  Führte 
man  ein  solches  gerichtliches  Ausgleichsverfahren  ein, 
so  hieß  dies  entweder  auf  die  Garantie  einer  sicheren 
Passiva-  und  Aktivafeststellung  verzichten,  wenn  man 
das  Ausgleichsverfahren  leicht,  billig,  expeditiv  haben 
wollte,  oder  es  hieß  das  neue  Verfahren  entwerten,  wollte 
man  es  so  gewissenhaft  durchgeführt  sehen  wie  ein 
Konkursverfahren;  im  ersten  Falle  erleichtert  man  un¬ 
solide  Ausgleichsverhandlungen,  im  zweiten  Falle  gab 
man  unter  einem  anderen  Namen  lediglich  ein  zweites 
Konkursverfahren.  Eine  andere  Schwierigkeit  bot  die 
Rechtsstellung  des  Schuldners;  entzog  man  ihm  wie  im 
Konkursverfahren  die  Verfügungsbefugnis  über  sein 
Vermögen,  so  benahm  man  dem  Schuldner  einen  der 
wichtigsten  Antriebe,  das  Ausgleichs-  statt  des  Konkurs¬ 
verfahrens  zu  wollen ;  beließ  man  aber  dem  Schuldner 
diese  Verfügung,  so  konnte  er,  während  des  Ausgleichs¬ 
verfahrens  vor  Exekutionen  geschützt,  seine  Aktiven 
verschleudern.  Eine  dritte  sehr  erhebliche  Schwierigkeit 
lag  endlich  in  dem  Problem,  ob  die  Gläubigerherrschaft 
oder  die  Gerichtsmacht  oder  welche  Kombination  von 
beiden  sich  empfehle.  Mit  dem  Grundsätze  der  Gläubiger¬ 
herrschaft  hatte  man  in  Österreich  durch  mehr  als  vierzig 
Jahre  die  denkbar  schlechtesten  Erfahrungen  gemacht; 
das  System  der  Gerichtsmacht  aber  war  bei  den  Kauf¬ 
leuten  wenig  beliebt  und  belastete  die  Gerichte  sehr. 
Über  allen  einzelnen  Schwierigkeiten  aber  türmte  sich 
die  Erage  auf:  ob  es  sich  überhaupt  empfehle,  den 
Schuldnern  von  vorherein  die  Aussicht  auf  eine  derart 
bequeme  Art  der  Schuldentilgung  zu  eröffnen?  Ob  das 
nicht  einen  Anreiz  zur  leichtsinnigen  Gründung  kapitals¬ 
schwacher  Unternehmungen  oder  solcher  Betriebe  bilden 
werde,  denen  der  Gründer  nicht  gewachsen  sei?  Wie 
schwerwiegend  Erwägungen  der  zuletzt  genannten  Art 
sein  können,  ergibt  sich  aus  §  27  der  österreichischen 
Ausgleichsordnung.  Dort  sind  Geldstrafen  (z.  B.  Steuer¬ 
strafen)  wohl  gerade  darum  aus  dem  Konkursverfahren 
ausgeschieden  worden,  damit  nicht  etwa  der  Bestrafte 
deshalb  den  Konkurs  über  sein  Vermögen  eröffnen  lasse, 
um  nur  eine  Quote  seiner  Strafe  bezahlen  zu  müssen. 

Es  gab  genug  der  warnenden  Stimmen,  die  von  der 
Einführung  des  Ausgleichsverfahrens  abrieten.  Der  Krieg 
hat  sie  in  Österreich  zum  Schweigen  gebracht;  mit  einer 
kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Dezember  1914  ist  die 
Ausgleichsordnung  kundgeniacht  worden  und  steht 
seit  dem  i.  Januar  1915  in  Kraft.  Nunmehr  folgt  Un¬ 
garn  mit  einer  auf  Grund  von  gesetzlichen  Ermächti¬ 
gungen  erlassenen  Verordnung  vom  15.  November  1915, 
Z.  4070/1915,  nach.  Die  Verordnung  umfaßt  72  Para- 
graphe  in  elf  Abschnitten;  sie  ist  am  i.  Dezember  1915 
in  Kraft  getreten. 

Man  sieht  ihren  Bestimmungen  die  Sorge  an,  ob  das 
Problem  des  gerichtlichen  Ausgleichsverfahrens,  das  kein 
Konkurs  sein,  aber  dessen  Sicherheiten  bieten  soll,  ob 
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dieses  Problem  sich  in  einer  praktisch  brauchbaren  Weise 
lösen  lasse;  die  Verfasser  haben  sich  dafür  entschieden; 
die  Lösung  in  der  Annäherung  des  gerichtlichen  Aus¬ 
gleichsverfahrens  an  das  Konkursverfahren  zu  suchen, 
also  in  der  A^erstärkung  der  Gewähr  für  redliche 
A'erniögensermittlungen  und  redliche  Ausgleichsanbote, 
und  mit  der  Reserve,  die  ein  des  ungarischen  Wirtschafts¬ 
lebens  Unkundiger  sich  auferlegen  muß,  glaube  ich,  daß 
die  Verordnung  dabei  den  licbtigen  Weg  eingeschlagen 
hat. 

Sie  bevorzugt  an  und  für  sich  das  Ausgleichsverfahren 
vor  dem  Konkurse.  Das  zeigt  sich  insbesondere  darin, 
daß  der  Schuldner  durch  seinen  Antrag  auf  die  Einleitung 
des  Ausgleichsverfahrens  wie  in  Österreich  die  Konkurs¬ 
eröffnung  verhindert;  „ein  vorher  eingelegtes  Konkurs¬ 
verfahren  ist  auszusetzen“.  Mehr  noch  als  in  Österreich 
ist  der  Abschluß  des  Ausgleichs  erleichtert,  indem  auf 
die  Erzielung  der  Kopfmajorität  der  Gläubiger  ganz  ver¬ 
zichtet  und  auch  keine  Forderungsmehrheit  von  drei 
A'ierteln,  sondern  nur  eine  solche  von  zwei  Dritteln  der 
stimmberechtigten  Forderungen  gefordert  wird.  Aber 
nicbt  nur  die  formelle  Leitung  des  Verfahrens  ist  dem 
Ausglcichsgericht  anvertraut,  sondern  es  ist  die  Ver¬ 
fügungsbefugnis  des  Schuldners  zwar  nicht  ganz  auf 
jene  eines  Gemeinschuldners  herabgedrückt,  aber  dieser 
lecbt  nahe  gebracht;  und  schließlich  ist  dem  Ausgleichs- 
geiicht  ebenso  wie  in  Österreich  die  Prüfung  nicht  nur 
der  Gesetzmäßigkeit,  sondern  auch  der  Zweckmäßigkeit 
des  Ausgleichs  überlassen  und  es  ist  ihm  zwar  nicht  an¬ 
befohlen,  aber  anheimgegeben,  dem  mit  der  erforderlichen 
Gläubigermehrheit  angenommenen  Ausgleich  die  gericht¬ 
liche  Bestätigung  nicht  nur  wegen  Sonderbegünstigungen, 
sondern  auch  wegen  eines  auffallenden  Mißverhältnisses 
der  angebotenen  Quote  mit  den  Vermögensverhältnissen 
zu  versagen.  Im  einzelnen  war  begreiflicherweise  ebenso 
vielfach  die  österreichische  Ausgleichsordnung  das 
Muster;  aber  selbständige,  fein  erwogene  Bestimmungen 
finden  sich  in  der  sorgfältig  gearbeiteten  Verordnung  in 
einer  erheblichen  Anzahl,  in  der  Regel  zu  gunsten  einer 
Erleichterung  des  Ausgleichs.  Nicht  allen  Abweichungen 
könnte  ich  zustimmen,  so  z.  B.  nicht  jener  über  die  Zu¬ 
lässigkeit  einer  schriftlichen  Abstimmung  und  über  die 
Mindestquote.  Aber,  sieht  man  ein  Ausgleichsverfahren 
als  nötig  und  durchführbar  an,  so  scheinen  mir  die 
Grundsätze  der  ungarischen  Ausgleichsordnung  passend 
zu  sein. 

11. 

Das  Ausgleichsverfahren  ist  dem  Gerichtshöfe 
Vorbehalten;  einer  seiner  Richter  (nicht  auch  wie  in 
Österreich  ein  Bezirksrichter)  leitet  es  als  Einzelrichter. 
Gläubiger  sind  zur  Antragstellung  nicht  befugt;  nur 
der  Schuldner  ist  es,  aber  jeder  überschuldete  oder 
zahlungsunfähige  Schuldner,  sei  es  eine  physische 
Person,  eine  Gesellschaft  oder  eine  juristische  Person. 
Der  Antrag  des  Schuldners  muß  den  Ausgleichsinhalt 
vollständig  enthalten,  widrigenfalls  die  Einleitung  des 
Verfahrens  untersagt  ist ;  auch  ist  dann,  abweichend  vom 
österreichischen  Recht,  der  Schuldner  an  seinen  gestellten 
Ausgleichsantrag  gebunden,  darf  ihn  weder  zurückziehen 
noch  zum  Gläubigernachtei]  ändern.  Grundsätzlich  steht 
es  dagegen  im  Ermessen  des  Schuldners,  welchen  I  n- 
halt  er  seinem  Ausgleichsantrag  geben  wolle;  ins¬ 
besondere  ist  hervorzuheben,  daß  ihm  keine  Mi¬ 
ni  m  a  1  q  u  o  t  e  vorgeschrieben  ist,  wenn  schon  dem 
Justizminister  die  Vorschreibung  einer  solchen  für  die 
Zukunft  Vorbehalten  ist.  Doch  erleidet  der  Satz,  daß  der 
Schuldner  den  Inhalt  des  Ausgleichsantrages  frei  be¬ 
stimme,  erhebliche  Einschränkungen:  der  Ausgleich  darf 
nämlich  die  Rechte  der  Aussonderungsberechtigten  (z.  B. 
auch  die  Zurückforderung  des  Kommissionsgutes)  und 
der  Absonderungsberechtigten  (z.  B.  auf  die  Geltend¬ 


machung  des  Pfandrechtes)  nicht  beeinträchtigen,  ebenso¬ 
wenig  die  Gläubigerrechte  gegen  einen  Bürgen  oder  So- 
lidarschuldner  (z.  B.  gegen  die  Ehefrau)  des  Ausgleichs¬ 
schuldners;  auch  sind  etwa  dieselben  Forderungen  in 
Ungarn  im  Ausgleiche  bevorrechtet  wie  in  Österreich. 
Gleich  ist  auch  da  und  dort  das  Verbot  von  Sonder¬ 
begünstigungen  einzelner  Ausgleichsgläubiger. 
Der  §  50  der  ungarischen  Ausgleichsordnung  kennt  dabei 
zum  offenkundigen  Vorteil  des  ungarischen  Rechtes  den 
Unterschied  zwischen  erlaubten  und  unerlaubten  Sonder¬ 
begünstigungen  gleichgestellter  Ausgleichsgläubiger  nicht, 
den  der  §  47  der  österreichischen  Ausgleichsordnung 
macht ;  ist  derart  Ungarn  vor  Österreich  im  Vorteil,  so 
steht  es  in  der  Schärfe  der  Reaktion  gegen  Sonderbegün¬ 
stigungen  allerdings  wieder  gegen  Österreich  zurück. 
Denn  hier  muß,  liegen  unerlaubte  Sonderbegünstigungen 
vor,  dem  Ausgleiche  die  gerichtliche  Bestätigung  ver¬ 
sagt  werden,  während  dies  in  Ungarn  dem  Ermessen  des 
Gerichts  überlassen  ist,  so  daß,  sollten  diese  sich  schwach 
zeigen,  Sonderbegünstigungen  wuchern  können. 

Schon  mit  der  Einbringung  des  Antrages  beginnen 
wie  in  Österreich  auch  in  Ungarn  Verfügungsbeschrän¬ 
kungen  des  Schuldners  hinsichtlich  seines  Vermögens. 
Zwar  ist  ihm  der  Fortbetrieb  des  Geschäftes  gestattet, 
aber  Liegenschaften  darf  er  nicht  veräußern  oder  belasten 
und  auch  sonst  kein  Absonderungsrecht  bestellen ;  in 
Österreich  bedeutet  dies  auch  ein  Verbot  des  Buchforde- 
rungseskontgeschäftes  in  dieser  Zeit,  ob  auch  in  Un¬ 
garn,  ist  zweifelhaft.  Ist  das  Ausgleichsverfahren  ein¬ 
geleitet,  so  wird  ein  Ausgleichsverwalter  be¬ 
stellt  —  ein  Turnus  hierfür  scheint  erfreulicherweise 
nicht  vorgesehen  zu  sein.  Der  Verwalter  wird  also  vom 
Gerichte  nach  dessen  Ermessen  ausgewählt  und  hat, 
allenfalls  unterstützt  durch  Gebarungsprüfer  und  einen 
Prüfungsausschuß  aus  der  Reihe  der  Gläubiger  (welche 
letztgenannten  Organe  ihr  Amt  unentgeltlich  zu  ver¬ 
walten  haben),  den  Wirtschaftsbetrieb  des  Schuldners 
derart  aufrecht  zu  erhalten,  daß  der  Schuldner  zwar  nach 
außen  hin  nach  wie  vor  als  der  Geschäftsherr  erscheint, 
anscheinend  selbständig  handelt,  daß  er  aber  nach  Innen 
hin  zu  allen  Geschäften,  die  nicht  zum  ordentlichen  Wirt¬ 
schaftsbetrieb  gehören,  der  Erlaubnis  des  Ausgleichsver¬ 
walters  bedarf,  und  daß  jener  auf  einen  Widerspruch  des 
Verwalters  hin  selbst  die  Geschäfte  des  täglichen  Wirt¬ 
schaftslebens  unterlassen  muß.  Fügt  sich  der  Schuldner 
nicht,  so  sind  seine  Handlungen  den  Gläubigern  gegen¬ 
über  unwirksam;  die  Praktikabilität  dieser  der  öster¬ 
reichischen  Ausgleichsordnung  entnommenen  Vorschrift 
wird  sich  freilich  noch  zu  erproben  haben.  Immerhin 
kann  man  wohl  voraussetzen,  daß  mit  der  Verfahrens¬ 
einleitung  die  Vermögensmasse  des  Schuldners  vor 
Verschleuderungen  gesichert  ist;  nach  Bedarf 
darf  übrigens  das  Gericht  durch  Sicherungsmaß¬ 
regeln  und  durch  die  Androhung  der  Einstellung  des 
Ausgleichsverfahrens  nachhelfen.  Dafür  sind  von  da  an 
Exekutionen  gegen  den  Schuldner  unzulässig;  Zurück¬ 
behaltüngsrechte  dürfen  nicht  mehr  ausgeübt  werden 
und  neue  Pfandbestellungen  sind  unwirksam.  Unwirksam 
werden  nun  auch  die  exekutiven  Pfandrechte  der  letzten 
sechzig  Tage  vor  der  Konkurseröffnung;  durch  die  Über¬ 
nahme  dieser  wichtigen  Vorschrift  gegen  Umtriebe  hat 
Ungarn  die  Parität  mit  Österreich  in  erfreulicher  Weise 
hergestellt. 

Die  Ausgleichsgläubiger  haben  ihre  Forderungen 
schriftlich  anzumelden;  auf  die  Rechtzeitigkeit  der  An¬ 
meldungen  innerhalb  der  Anmeldungsfrist  dringt 
Ungarn  mit  Recht  mehr  als  Österreich.  Eine  Prüfung 
des  Forderungsbestandes  findet  weder  da  noch  dort  statt; 
das  ist  ja  einer  der  Unterschiede  zwischen  dem  Aus¬ 
gleichs-  und  dem  Konkursverfahren,  daß  es  in  diesem 
ein  Verfahren  zur  Forderungsprüfung  gibt,  in  jenem 
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nicht.  Im  Ausgleichsverfahren  gibt  es  nur  eine  Stimm¬ 
rechtsprüfung  und  die  ungarische  Ausgleichsordnung 
muß  sich  hierbei  ebenso  wie  die  österreichische  mit  einer 
Wahrscheinlichkeit  des  Forderungsbestandes  abfinden; 
die  Stimmrechtsentscheidung  schließt  es  denn  auch  nicht 
aus,  daß  der  anmeldende  Gläubiger  trotz  des  erteilten 
Stimmrechts  später  im  Zivilprozesse  mit  seinem  Klage¬ 
hegehren  abgewiesen  wird.  Die  Stimmrechtsentscheidung 
steht  beim  Gericht.  Die  Vorschriften  über  die  Stimm¬ 
rechtsprüfung  sind  mir  nicht  ganz  klar  geworden, 
scheinen  aber  eine  Verstärkung  der  amtlichen  Stimm¬ 
rechtsprüfung  gegenüber  der  österreichischen  zu  be¬ 
zwecken.  Bei  uns  darf,  kommen  nicht  die  sogenannten 
Ausfallgläubiger  in  Frage,  also  grundsätzlich  das 
Stimmrecht  eines  Ausgleichsgldubigers  nicht  von  Amts 
wegen,  sondern  nur  auf  Widerspruch  geprüft  werden; 
sollte  das  in  Ungarn  anders  sein,  so  bedeutete  es  eine 
starke  Belastung  der  Arbeit  und  der  Verantwortlichkeit 
der  Gerichte.  Die  Stimmberechtigten  dürfen  dann  über 
den  Ausgleichsantrag  abstimmen ;  dem  angenommenen 
Ausgleich  sind  aber  auch  die  nicht  stimmberechtigten, 
ja  selbst  jene  Gläubiger  unterworfen,  die  ihre  Forde¬ 
rungen  nicht  angemeldet  haben. 

Die  A  b  s  t  i  m  m  u  n  g  darf  mündlich  oder  schriftlich 
erfolgen;  eine  schriftliche  darf  bis  zur  Beendigung  der 
mündlichen  Abstimmung  zurückgenommen  werden.  Diese 
Vorschriften  über  die  Zulässigkeit  einer  schriftlichen 
Abstimmung  und  ihre  Zurücknahme  halte  ich  für  recht 
bedenklich,  da  sie  einen  Anreiz  bieten,  rechtzeitig  er¬ 
kannten  Opponenten  ihre  Sinnesänderung  abzukaufen; 
die  Gerichte  werden  von  der  Möglichkeit,  angenommenen 
Ausgleichen  die  gerichtliche  Bestätigung  zu  versagen, 
einen  energischen  Gebrauch  machen  müssen,  um  diesen 
Gefahren  der  schriftlichen  Abstimmung  zu  begegnen. 
Das  ist  freilich  nach  der  Ausgleichsordnung  möglich. 
Denn  nur  an  die  Ablehnung  des  Ausgleichsantrages 
durch  die  Gläubiger  ist  das  Gericht  gebunden.  Hat  der 
Antrag  aber  die  Zustimmung  von  wenigstens  zwei  Dritt- 
teilen  der  Forderungen  der  stimmberechtigten  Gläubiger 
gefunden,  dann  bedarf  er  zur  Gültigkeit  des  Ausgleichs 
noch  der  Bestätigung  durch  den  Richter. 
Dieser  Bestätigung  hat  eine  Prüfung  nicht  nur  der  Ge¬ 
setzmäßigkeit,  sondern  auch  der  Zweckmäßigkeit  des 
Ausgleiches  für  die  Ausgleichsgläubiger  voranzugehen. 
Nicht  der  Wille  der  Gläubigermehrheit  bestimmt,  son¬ 
dern  die  Prüfung  des  Gerichtes ;  nur  wenn  ihr  Ergebnis 
günstig  ist,  darf  der  Ausgleich  bestätigt  werden.  Die  Not¬ 
wendigkeit  dieser  Sätze  hat  Österreich  aus  den  harten 
Erfahrungen  geschöpft,  die  man  durch  mehr  als  vierzig 
Jahre  mit  dem  System  der  Gläubigerherrschaft  im 
Zwangsausgleichsverfahren,  mit  der  Beschränkung  der 
Prüfungsbefugnis  der  Gerichte  auf  die  Gesetzmäßigkeit 
des  Ausgleiches  gemacht  hatte;  Ungarn  ist  glücklich 
daran,  daß  es  aus  den  österreichischen  Erfahrungen 
lernen  konnte,  daß  es  den  Gemeinsinn  bei  den  Gläubigern 
nicht  selbst  zu  erproben  nötig  hatte.  Wie  Töne  aus 
Münchhausens  Posthorn  klingen  uns  die  Rufe  von  der 
alleinig  seligmachenden  Gläubigerherrschaft  im  Kon¬ 
kurs-  oder  Ausgleichsverfahren.  Die  Gefahr  einer  Über¬ 
spannung  der  Gerichtsmacht,  mit  der  diese  Rufer 
schrecken  w'ollen,  besteht  für  die  Kenner  der  österreichi¬ 
schen  Gerichte  nicht ;  schwerlich  werden  die  ungarischen 
schärfer  als  diese  dreingehen  und  man  darf  wohl  gewüß 
sein:  der  Ausgleich,  dem  österreichische  oder  ungarische 
Gerichte  die  Bestätigung  entgegen  der  Zustimmung  der 
Gläubigermehrheit  versagen,  der  Ausgleich  wird  sicher¬ 
lich  nicht  beifallsw’ürdig  gewesen  sein;  dagegen  habe  ich 
schon  recht  viele  Zwangsausgleiche  gesehen,  die  von  der 
Gläubigermehrheit  angenommen,  aber  durchaus  nicht 
empfehlenswert  w’aren. 


DER  ARGENTINISCHE  DEVISENMARKT. 

Aus  Buenos  Aires  geht  uns  folgender  Bericht  zu: 

Die  außerordentlichen  Schwierigkeiten,  mit  welchen 
Argentinien  infolge  seiner  Verschuldung  an  das  Aus¬ 
land  und  seiner  finanziellen  Abhängigkeit  zu  kämpfen 

hatte,  sind  in  dem  Augenblicke  wieder  stärker  zur  Gel- 
I  ^  ® 

tung  gekommen,  als  die  ausnahmsweise  rege  Ausfuhr- 
'  tätigkeit  der  ersten  sechs  Monate  dieses  Jahres  in  der 
letzten  Zeit  nachließ ;  es  ist  ganz  natürlich,  daß  auch  die 
ganz  außerordentlich  günstigen  Ergebnisse  des  argentini¬ 
schen  Außenhandels  im  ersten  Semester  1915  die  jetzt 
eingetretene  Entwertung  des  Goldpesos  nicht  zu  ver¬ 
hindern  vermochten,  da  ja  einem  Aktivsaldo  der  Handels¬ 
bilanz  des  ersten  Halbjahres  von  ca.  210  Millionen  Gold¬ 
pesos  ein  Passivsaldo  des  auswärtigen  Zahlungsverkehres 
von  ca.  270  Millionen  Goldpesos  gegenübergestellt  werden 
muß;  und  da  nun  bei  den  jetzigen  abnormalen  Verhält¬ 
nissen  der  Ausgleich  nicht  durch  neue  Investitionen 
fremder  Kapitalien  in  Hypotheken,  Bahnbauten  etc.  be¬ 
wirkt  w'erden  konnte,  verschlechterte  sich  nach  dem 
Schlüsse  der  eigentlichen  Exportsaison  der  argentinische 
Devisenkurs  auf  London  und  New  York  ganz  außer¬ 
ordentlich,  ein  Umstand,  w'elcher  auf  die  Einfuhr  störend 
einwdrkte,  die  Warenpreise  in  die  Höhe  trieb  und  schließ¬ 
lich  auch  die  Stabilität  des  Staatshaushaltes,  die  vom 
Ertrage  der  Einfuhrzölle  und  der  Konsumsteuern  ab¬ 
hängig  ist,  ernstlich  bedrohte.  Demgegenüber  haben  sich 
allerdings  die  Kursnotierungen  auf  Deutschland,  Belgien, 
Italien  und  in  letzter  Linie  auch  auf  Frankreich  noch 
weiter  gebessert;  diese  Verschlechterung  der  kontinen¬ 
talen  Devisenkurse  bringt  der  argentinischen  Regierung 
einen  w'esentlichen  Vorteil,  wenn  sie  ihre  Verbindlich¬ 
keiten  in  den  betreffenden  Ländern  tilgt. 

Die  Kursnotierungen  auf  die  wichtigsten  Handelsplätze 
des  Auslandes  um  die  Mitte  August  1915  sind  aus  fol¬ 
gender  Tabelle  ersichtlich: 


Sicht  Telegr.  Überweisung 

London . 47  —  47^  U  4(>^l» —  47 

Paris .  5-36—  5-40  5'34—  5‘38 

Deutschland  .  .  .  4-51 —  4-53  4'50 —  4'S2 

Italien  .  —  S'88—  5-92 

New  York  ...  107  — 107-20  107-40 — 107-50 


Das  Sinken  der  Wechselkurse  auf  die  beiden  zur  Zeit 
w'ichtigsten  Zentren  des  argentinischen  Zahlungs¬ 
verkehres,  London  und  New  York,  welches  sich  natürlich 
auch  in  früheren  Jahren  vielfach  geltend  machte,  ist 
diesmal  für  die  Stabilität  dieses  Geldmarktes  von  er¬ 
höhter  Bedeutung,  weil  durch  die  Schließung  der  Kon¬ 
versionskasse  die  dort  angehäuften  Goldreserven  von  der 
freien  Zirkulation  ferngehalten  und  dadurch  auch  der 
wichtigste  Faktor  eliminiert  wurde,  welcher  sonst  eine 
allzu  große  Entwertung  der  Landeswährung  zu  verhindern 
pflegte. 

Die  Kontrolle  des  Devisenmarktes,  insbesondere  was 
die  Verhinderung  von  übermäßigen  Schwankungen  der 
Wechselkurse  betrifft,  wurde  in  früheren  Jahren,  vor  dem 
Ausbruche  des  europäischen  Krieges,  durch  die  Opera¬ 
tionen  der  argentinischen  Nationalbank  und  die  Eunk- 
tionen  der  Konversionskasse  besorgt;  zunächst  ver¬ 
wendete  die  Nationalbank  alljährlich  zur  Zeit  der  regen 
Exportsaison  und  der  dabei  sich  ergebenden  Anhäufung 
von  Exporttratten  auf  ausländische  Plätze  in  den  Porte¬ 
feuilles  der  argentinischen  Banken,  ihre  überschüssigen 
Kapitalien  zu  Ankäufen  in  Europa;  bei  diesen  Trans¬ 
aktionen  pflegte  die  Bank  zeitweilig  bis  25  Millionen 
Goldpesos  in  Paris  und  London  anzulegen.  Diese  Gold¬ 
reserven  in  Europa  bildeten  ein  Gegengewicht,  welches 
in  den  Jahren  großer  Exporttransaktionen  mit  Europa 
ein  allzu  starkes  Steigen  des  argentinischen  Devisen¬ 
kurses  verhindern  sollte.  Als  dann  nach  dem  Abschlüsse 
der  Exportsaison  (in  der  Zeit  von  Juni  bis  September) 
der  Devisenmarkt  die  entgegengesetzte  Tendenz  zeigte. 
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wurden  diese  Reserven  herangezogen,  um  bei  Ermange¬ 
lung  der  Nachfrage  nach  argentinischen  Wechseln  in 
Europa  die  Tilgung  von  Verbindlichkeiten  dieses  Landes 
dem  Auslande  gegenüber  ohne  gröbere  Kursverluste  zu 
ermöglichen.  Diese  Tätigkeit  der  argentinischen  Na¬ 
tionalbank  als  Regulator  der  auswärtigen  Kursbewe¬ 
gungen  schützte  daher  diesen  Markt  gegen  die  aus 
gröberen  Kursschwankungen  sich  ergebenden  Nachteile; 
sie  verhinderte  aber  zu  gleicher  Zeit  bis  zu  einem  ge¬ 
wissen  Punkte  die  Entnahme  von  Gold  aus  der  Kon¬ 
versionskasse  und  die  Goldausfuhr,  welche  stets  ein¬ 
zutreten  pflegte,  wenn  nach  Erschöpfung  der  hierfür 
verfügbaren  Fonds  der  Nationalbank  und  der  übrigen 
Privatbanken  die  Erreichung  des  Goldpunktes  nicht 
mehr  zu  vermeiden  war.  Mitunter  wurde  freilich  der 
Goldbedarf  des  Marktes  durch  auberor deutliche  Zu- 
llüsse,  wie  z.  B.  durch  Aufnahme  von  fremden  Anleihen 
oder  durch  Investitionen  von  in  Argentinien  etablierten 
fremden  Industrie-  und  Verkehrsunternehmungen  zum 
Teile  gedeckt.  Da  aber  der  argentinische  Zahlungsverkehr 
mit  dem  Auslande  trotz  alldem  alljährlich  zur  Tilgung 
des  Passivsaldos  eine  weitere  Deckung  erforderte,  so 
war  man  gezwungen,  wollte  man  weitergehende  Ent¬ 
wertung  der  Nationalvaluta  vermeiden,  die  in  der  Kon¬ 
versionskasse  angehäuften  Goldreserven  heranzuziehen. 
Erfahrungsgemäb  kamen  dann  Entnahmen  von  Gold  vor, 
welche  in  den  letzten  Jahren  zwischen  ii  und  47  Mil¬ 
lionen  Goldpesos  schwankten  und  den  Goldbestand  der 
Kasse  in  den  Monaten  Januar  und  Februar  auf  ein 
Minimum  reduzierten.  Das  Festlegen  der  Goldreserven 
in  der  Konversionskasse  und  die  spätere  gesetzliche  Ver¬ 
fügung,  nach  welcher  die  argentinischen  Gesandtschaften 
im  Ausland  zur  Übernahme  von  Golddepots  autorisiert 
worden  sind,  deren  Gegenwert  hier  in  Banknoten  zur 
Auszahlung  kommt,  verfolgten  den  Zweck  bei  der  augen¬ 
blicklichen  nach  dem  Kriegsausbrüche  folgenden  Ver¬ 
wirrung  den  Geldmarkt  gegen  grobe  Kursschwankungen 
zu  schützen  und  die  Papiergeldzirkulation  und  dadurch 
auch  die  Abwicklung  der  Exportgeschäfte  zu  ermög¬ 
lichen.  Diese  auberordentlichen  Mabnahmen  waren  mit 
Rücksicht  auf  die  damaligen  abnormalen  Verhältnisse 
gerechtfertigt  und  haben  auch  ihre  Aufgabe  vollständig 
erfüllt.  Die  Fortdauer  dieses  abnormalen  Zustandes 
mußte  aber  anderseits  für  die  Stabilität  der  Landes¬ 
währung  nachhaltige  Folgen  zeitigen,  da  das  Festhalten 
des  Goldes  im  Lande  und  die  Emission  des  Papier¬ 
geldes  gegen  die  Goldscheine,  welche  den  Golddepots 
der  argentinischen  Legationen  im  Auslande  entsprechen, 
nur  Zwangsmaßregeln  sind,  welche  die  Wirkungen  der 
Gesetze  über  die  freie  Preisbildung  nach  dem  Angebote 
und  der  Nachfrage  nicht  ändern  können;  so  daß  auch 
jede  Verfügung,  welche  dieses  Gold  seiner  eigentlichen 
Bestimmung,  den  Anforderungen  des  Geldmarktes 
dienlich  zu  sein,  entzieht,  nur  eine  Entwertung  der 
nationalen  Valuta  zur  Folge  haben  konnte,  da  das  vor¬ 
handene  Metall,  w'elches  normalerweise  ins  Ausland 
fließen  sollte,  künstlich  zurückgehalten  wurde.  Aus 
diesen  Gründen  haben  die  Werte  des  amerikanischen 
Dollars  und  des  Pfund  Sterling  in  der  letzten  Zeit  stark 
angezogen;  daß  demgegenüber  der  Wert  der  deutschen, 
belgischen  und  italienischen,  ja  in  der  allerletzten  Zeit 
sogar  auch  jener  der  Pariser  Francs  gesunken  ist,  kann 
nur  auf  die  mit  dem  Kriege  zusammenhängenden  Ver¬ 
hältnisse,  auf  internationale  Moratorien,  die  fast  gänz¬ 
liche  Unterbindung  der  deutschen  Einfuhr  zurückgeführt 
werden ;  Italien  ist  bekanntlich  seit  längerer  Zeit  Schuld¬ 
nerin  der  argentinischen  Republik.  Das  Fallen  des  argen¬ 
tinischen  Goldpesos  in  seiner  Relation  zum  Pfund 
Sterling  und  dem  amerikanischen  Golddollar  wurde 
außerdem  noch  durch  andere  Umstände,  wie  durch  Wert¬ 
papierverkäufe  seitens  der  fremden  Banken,  durch  Über¬ 


weisungen  sämtlicher  Erträgnisse  fremder  Bahnen  und 
Industrieunternehmungen  nach  Europa,  sowie  durch 
anderweitige  Einziehungen  von  hierzulande  ange¬ 
legten  Kapitalien  der  ausländischen  Unternehmungen 
und  Geldinstitute  in  der  letzten  Zeit  verschärft. 
Es  ergibt  sich  daher  die  Notwendigkeit  einer  Revision 
der  infolge  des  Krieges '  erlassenen  finanziellen  Not¬ 
gesetze;  denn  die  auf  Grund  einer  Fiktion  vorgenom¬ 
menen  Papiergeldemissionen  haben  eine  große  An¬ 
häufung  von  Depositengeldern  bei  den  argentinischen 
Banken  zur  Folge  gehabt,  während  die  künstliche  Zu¬ 
rückziehung  der  Goldreserven  aus  der  freien  Zirkulation 
eine  beständige  Bedrohung  der  Stabilität  der  argen¬ 
tinischen  Devisenkurse  bedeuten.  Eine  Reaktion  dieses 
Marktes  gegen  die  zur  Zeit  vorherrschende  Tendenz 
des  Devisenmarktes  könnte,  wie  man  annimmt,  erst 
während  der  diesjährigen  Wollausfuhrsaison,  d.  h.  erst 
gegen  das  Ende  Oktober  eintreten;  bis  dahin  müßte 
aber  das  lokale  Geschäft  unter  der  Unsicherheit  der 
jetzigen  Verhältnisse  des  Geldmarktes  leiden.  Es  wird 
daher  sowohl  in  der  argentinischen  Presse  als  auch  in 
den  Interessentenkreisen  eine  gesetzliche  Verfügung 
verlangt,  durch  welche  die  Abgabe  von  Gold  durch  die 
argentinischen  Gesandtschaften  im  Auslande  gegen 
Einzahlung  des  Gegenwertes  bei  der  Caja  de  Conversion 
in  Buenos  Aires  autorisiert  wird;  auf  diese  Weise 
könnte  der  überschüssige  Teil  des  seinerzeit  ausgegebenen 
Papiergeldes  aus  dem  Umlaufe  zurückgezogen  und  die 
drohende  Entwertung  der  Valuta  abgewendet  werden. 
Den  ersten  Schritt  in  dieser  Richtung  soll  übrigens  die 
argentinische  Regierung  selbst  bereits  unternommen 
haben,  indem  zur  Einlösung  der  in  der  letzten  Zeit 
fällig  gewesenen  Coupons  der  argentinischen  Schuld¬ 
verschreibungen  im  Auslande  die  Golddepots  der  argen¬ 
tinischen  Gesandtschaften  verw'endet  worden  sind,  so 
daß  angeblich  nur  zwei  Drittel  der  ganzen  Depots,  die 
bis  ca.  77  Millionen  Goldpesos  erreicht  hätten,  mehr 
übrig  bleiben. 

Der  Goldbestand,  mit  welchem  die  argentinische 
Republik  rechnete,  setzte  sich  am  10.  August  d.  J.  fol¬ 
gendermaßen  zusammen: 

Goldpesos 

Der  Goldbestand  der  Konversionskasse  .  .  .  232,291. 204*25 
der  immobilisierte  Teil  der  Konversionsfonds 

in  der  Banco  de  la  Nacion . io,ooo.ooo' — 

das  in  den  argentinischen  Gesandtschaften  im 
Auslande  deponierte  Gold .  72,549.723*i6 

Summe  .  .  .  314,840.927-41 
Demgegenüber  waren  Noten  im  Umlauf  für  den 
Totalbetrag  von  Papierpesos  985,838.522-54,  welcher 
Betrag  ä  44  Goldcentavos  i  $  m/1  Goldpesos 
4331768.949-92  ausmacht;  die  Goldreserve  des  Landes 
betrug  sohin  theoretisch  genommen  72-58  Prozent. 

Das  Gold  in  der  Konversionskasse  am  2.  August  1914 
betrug  Goldpesos  194,452.621-66. 

Die  Kommission,  welche  die  Regierung  nach  dem 
ursprünglichen  Gesetze  auf  alle  bei  den  argentinischen 
Legationen  deponierten  Gelder  berechnete,  und  gegen 
welche  sie  hier  den  Gegenwert  in  Banknoten  auszahlen 
läßt,  ist  am  19.  Juni  von  ^2  Prozent  auf  2  Prozent  er¬ 
höht  worden. 

Die  während  der  einzelnen  Monate  bei  den  Gesandt¬ 
schaften  erlegten  Summen  betrugen: 

Goldpesos 

im  Januar . 16,452.831-10 

..  Februar . 18,279.536-37 

,,  März  . 22,751.146-82 

„  April  . 11,899.484-01 

..  Mai . 4,692.953-71 

..  Juni . .  3.548.058-39 

Im  ganzen  .  .  .  77,624.010-40 

im  Juli  sind  zurückgezogen  worden  .  .  3,446.287-24 

Saldo  Ende  Juli  .  .  .  74,177.723-16 
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.  Der  starke  Rückgang  der  Depositen  seit  April  ist 
hauptsächlich  dadurch  zu  erklären,  daß  die  Ausfuhr 
bereits  im  Abnehmen  begriffen  war,  daß  die  europäischen 
Kurse  schwankten  und  schließlich,  daß  die  argentinische 
Regierung  ihre  Kommission  im  Juni  auf  zwei  Prozent  er¬ 
höht  hat.  Die  von  den  Gesandtschaften  zurückgezogenen 
Beträge  wurden  in  Buenos  Aires  als  telegraphische  Über¬ 
weisungen  verkauft  und  von  den  betreffenden  Käufern 
hier  in  Gold  bezahlt. 

Die  obige  Summe  von  Goldpesos  74,i77.723‘i6  ver¬ 
teilt  sich  auf  die  einzelnen  Legationen  wie  folgt;  in 
Stockholm  sind  ii  Prozent,  in  Washington  6  Prozent, 
in  Rom  und  Paris  je  Y-j  Prozent  und  in  London  8i  Pro¬ 
zent  deponiert. 

KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Vorratserhebung  von  Baumwolle  und  Beschrän¬ 
kung  der  Verarbeitung  von  Baumwolle.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Handelsministers  und  Ministers  für  Landes¬ 
verteidigung  vom  6.  Dezember  1915,  betreffend  Abände¬ 
rung  der  Ministerialverordnung  vom  15.  September  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  268^),  über  die  Vorrats erhebung  von  Baum¬ 
wolle  lind  baumwollenen  Gespinsten  und  Beschränkung 
der  Verarbeitung  von  Baumwolle,  bestimmt: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Ok¬ 
tober  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  274,  wird  angeordnet,  wie 
folgt: 

§  I.  Der  Punkt  3  des  der  Ministerialverordnung  vom 
15.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  268,  angeschlossenen 
Wrzeichnisses  der  Artikel,  für  welche  Baumwollgarne 
im  Sinne  des  §  4  dieser  Verordnung  außer  zur  Erfüllung 
von  Aufträgen  der  Militärverwaltung  hergestellt  werden 
dürfen,  hat  zu  lauten: 

„3.  Baumwollstoffe  zur  Herstellung  von  Getreide-, 
Mehl-  und  Zuckersäcken,  insofern  es  sich  um  die  Er¬ 
füllung  von  Schlüssen  handelt,  die  vor  dem  15.  No¬ 
vember  1915  getätigt  wurden,  und  der  Nachweis  über 
den  Zeitpunkt  der  Auftragserteilung  der  Vereinigten 
österreichischen  und  ungarischen  Baumwollzentrale  in 
Wien,  1.  Maria  Theresienstraße  32 — 34,  innerhalb  fünf 
Tagen  nach  dem  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  er¬ 
bracht  wird.“ 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Vorratserhebung  von  Militärtuchen,  anderen 
reinwollenen,  halbwollenen  und  manipulierten 
Stoffen  (Kommerzware),  konfektionierten  Mänteln 
für  Männer  und  Männeranzügen  sowie  Decken. 

Eine  Verordnung  des  Handelsministers  und  Ministers 
für  Landesverteidigung  vom  6.  Dezember  1915  verfügt: 

§  I.  Der  Vorratserhebung  unterliegen: 

A.  Reinwollene,  halbwollene  und  manipulierte  Stoffe: 

a)  vorschriftsmäßige  feldgraue  und  hechtgraue 
Militärtuche,  und  zwar  sowohl  reinwollene  als  auch 
manipulierte  (Anmeldeschein  I) ; 

b )  bunte  Militärstoffe  in  Eriedensfarben,  nach  nicht 
der  Vorschrift  entsprechenden  Mustern  erzeugte  Militär- 
und  Marinestoffe,  bei  Heereslieferungen  als  nicht  vor¬ 
schriftsmäßig  befundene,  zurückgewiesene  Waren  (An¬ 
meldeschein  H)  ; 

c)  für  Offiziersuniformierung  bestimmte  Stoffe  (An¬ 
meldeschein  IH)  ; 

d)  reinwollene  Kommerzware  in  der  Breite  von  136 
bis  142  cm  zwischen  den  Leisten  und  im  Mindestgewicht 
von  500  g  pro  laufendes  ni  (Anmeldeschein  IV)  ; 

e )  halbwollene  und  manipulierte  Kommerzware  in  der 
Breite  von  136  bis  142  cm  zwischen  den  Leisten  und  im 

1)  Vgl.  Nr.  88  des  »Handelsmuseumsa  vom  23.  September  1.  J.,  Seite  589. 


Mindestgewichte  von  500  g  pro  laufendes  in  Anmelde¬ 
schein  V)  ; 

B.  Männerkonfektion: 

f)  Kommerzmäntel  aller  Art  (Anmeldeschein  VI); 

g)  Männerzivilanzüge  (Anmeldeschein  VII;) 

C.  Decken: 

h)  Mannschafts(Bett)decken  in  der  Mindestgröße  von 
120  X  180  cm  und  im  Mindestgewichte  von  900  g  pro 
Stück  und  Pferdedecken  in  der  Größe  von  iio  bis 
155  X  170  bis  240  cm,  im  Mindestgewichte  von  2000  g 
(Anmeldeschein  VIII). 

Wer  in  den  sub  h  angeführten  Decken  Aufträge  seitens 
einer  k.  u.  k.  Militär-,  k.  k.  Landwehr-,  k.  u.  Landwehr¬ 
oder  k.  u.  k.  Marinebehörde  hat,  ist  außerdem  gehalten, 
diejenigen  Mengen  bekanntzugeben,  zu  deren  Lieferung 
er  am  31.  Dezember  1915  noch  verpflichtet  ist  (Anmelde¬ 
schein  IX). 

Als  noch  zu  liefernd  gelten  jene  Mengen,  welche  der 
Lieferant  am  31.  Dezember  1915  noch  nicht  einer  Trans¬ 
portanstalt  zur  Beförderung  an  die  bestellende  Behörde 
übergeben  hat. 

§  2.  Nicht  anzeigepflichtig  sind  bei  den  in  §  i  a  bis  c 
angeführten  Stoffen  Vorräte  einer  und  derselben  Art 
und  Farbe  unter  100  m,  bei  den  in  §  i  d  und  e  ange¬ 
führten  Stoffen  Vorräte  einer  und  derselben  Art  und 
Farbe  unter  300  m,  bei  den  in  §  i  f  angeführten  Mänteln 
(Überröcken)  und  bei  den  in  §  i  g  angeführten  Männer¬ 
kleidern  Vorräte  unter  50  Stück,  beziehungsweise 
Garnituren  der  einzelnen  Gattungen  ohne  Rücksicht  auf 
die  Größe  (siehe  Anmeldeschein  VI  und  VII),  bei  den 
im  §  I  /i  angeführten  Decken  Vorräte  unter  100  Stück 
einer  Qualität  (ohne  Rücksicht  auf  die  Größe)  in  Mann¬ 
schafts  (Bett)  decken  oder  unter  200  Stück  in  sämtlichen 
der  Anzeigepflicht  unterliegenden  Decken. 

§  3.  Personen,  Firmen,  Vereine  und  autonome  Körper¬ 
schaften,  welche  die  im  §  i  bezeichneten  Gegenstände 
gewerbsmäßig  oder  zu  gemeinnützigen  Zwecken  erzeugen, 
verwenden,  verarbeiten  oder  in  Verwahrung  haben,  sind 
verpflichtet,  die  am  31.  Dezember  1915  in  ihrem  Besitze 
oder  ihrer  Verwahrung  befindlichen  Mengen  bis  längstens 
5.  Januar  1916  unter  Benützung  der  vor  geschriebenen 
Anmeldescheine  jener  Handels-  und  Gewerbekammer  an¬ 
zuzeigen,  in  deren  Sprengel  der  Aufbewahrungsort  der 
Ware  gelegen  ist. 

Die  Handels-  und  Gewerbekammer  hat  die  überprüften 
Anmeldescheine  unter  Anschluß  eines  Summariums  bis 
längstens  15.  Januar  1916  dem  Handelsministerium  vor¬ 
zulegen. 

In  der  Folge  sind  die  Anmeldungen  nach  dem  Stande 
vom  31.  März,  30.  Juni  und  30.  September  bis  zum  5. 
des  darauffolgenden  Monats  an  die  Handels-  und  Ge¬ 
werbekammern  zu  erstatten.  Die  Vorlage  an  das  Handels¬ 
ministerium  erfolgt  seitens  der  Handels-  und  Gewerbe¬ 
kammern  in  der  gleichen  Weise  und  unter  Einhaltung 
der  gleichen  Termine  wie  bei  der  ersten  Vorratserhebung. 

§  4.  Die  Anzeigen  haben  auf  den  amtlichen,  bei  den 
Handels-  und  Gewerbekammern  zu  beziehenden  Scheinen 
—  oder  nach  dem  Muster  derselben  — ,  die  in  allen 
Rubriken  genau  auszufüllen  sind,  zu  erfolgen. 

Bei  den  in  §  i  a  bis  e  genannten  Stoffen  sind  Muster¬ 
abschnitte  den  Anmeldescheinen  beizuheften.  Es  ist 
daher  für  jede  Stoffgattung  ein  besonderer  Anmelde¬ 
schein  zu  verwenden.  Bei  den  Anmeldungen  sub  §  i  f 
und  g  (Mäntel  und  Männerkleider)  ist  der  Anschluß  von 
Stoffmustern  nicht  obligatorisch,  hat  aber  nach  Möglich¬ 
keit  zu  erfolgen.  Bei  Decken  sind  Muster  anläßlich  der 
Anmeldung  nicht  beizubringen. 

Die  Anzeigepflichtigen  haben  ihren  ungefähren  Bedarf 
an  Anmeldescheinen  der  verschiedenen  Nummern  bis 
längstens  10.  Dezember,  beziehungsweise  10.  März, 
10.  Juni,  IO.  September  der  zuständigen  Handels-  und 
Gewerbekammer  schriftlich  bekanntzugeben. 
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§  5.  Jeder  Anzeigepflichtige  hat  ein  Lagerbuch  zu 
führen,  aus  dem  die  angemeldeten  Vorrcäte  sowie  jeder 
Abgang  und  Zuwachs  ersichtlich  sein  muß.  Sofern  die 
bereits  geführten  kaufmännischen  Aufschreibungen 
(Warenkonten)  darüber  Aufschluß  geben,  entfällt  die 
Pflicht  zur  Führung  eines  besonderen  Lagerbuches. 

§  6.  Zur  Sicherung  der  Einhaltung  der  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  kann  das  Handelsministerium  Kon¬ 
trollorgane  bestellen,  die  zu  allen  von  dieser  Verordnung 
betroffenen  Unternehmungen  jederzeit  Zutritt  haben  und 
denen  über  Verlangen  Einsicht  in  alle  Geschäftsbücher, 
Korrespondenzen  und  sonstige  geschäftliche  Aufschrei¬ 
bungen  zu  gewähren  ist. 

§  7.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Vereitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen,  von  den 
politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  Arreststrafen  bis  zu  sechs  Monaten  be¬ 
straft. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Ausnahmsbestimmungen  zur  Erleichterung  des 
Antrittes  und  der  Fortführung  von  Gewerben.  Eine 
kaiserliche  Verordnung  vom  7.  Dezember  1915  verfügt: 

§  I.  Bei  Berechnung  der  für  den  Antritt  eines  Ge¬ 
werbes  oder  für  die  Erlangung  einer  gewerblichen 
Dispens  vorgeschriebenen  Verwendungs-  oder  Betä¬ 
tigungszeit  ist  die  Zeit  des  während  des  gegenwärtigen 
Krieges  im  gemeinsamen  Heere,  in  der  Kriegsmarine,  in 
der  Landwehr  oder  im  Landsturm  geleisteten  Militär¬ 
dienstes  einzurechnen,  wenn  der  Bewerber  vor  seiner 
Einrückung  in  einer  Art  beschäftigt  war,  die  für  die 
Erbringung  des  Befähigungsnachweises  oder  für  die  Er¬ 
langung  der  Dispens  in  Betracht  kommt. 

Die  Bestimmungen  des  vorstehenden  Absatzes  finden 
auf  die  zu  persönlichen  Dienstleistungen  für  Kriegs¬ 
zwecke  herangezogenen  sowie  die  zu  freiwilligen 
Arbeits-  oder  Dienstleistungen  für  Kriegszwecke  ver¬ 
wendeten  Zivilpersonen  sinngemäße  Anwendung. 

§  2.  Die  von  Kriegsbeschädigten  in  einer  von  der  ge¬ 
werblichen  Unterrichtsverwaltung  eingerichteten  oder 
ausdrücklich  anerkannten  Invalidenschule  verbrachte  Zeit 
ist  als  Verwendung  im  Gewerbe  anzusehen. 

§  3.  Die  politische  Landesbehörde  wird  ermächtigt, 
Kriegsbeschädigten  die  Nachsicht  von  der  Beibringung 
des  zum  Antritt  eines  handwerksmäßigen  Gewerbes  vor¬ 
geschriebenen  Befähigungsnachweises  zu  erteilen,  und 
zwar; 

1.  Kriegsbeschädigten,  die  vor  der  Einrückung  ein 
anderes  handwerksmäßiges  oder  ein  an  den  Nachweis 
einer  besonderen  Befähigung  gebundenes  konzessioniertes 
Gewerbe  als  Inhaber,  Pächter  oder  Stellvertreter  (Ge¬ 
schäftsführer)  betrieben  haben,  gegen  Nachweis  der  zur 
Ausübung  des  anzutretenden  Gewerbes  ausreichenden 
Fertigkeiten;  dieser  Nachweis  entfällt  bei  Gesuchen  um 
Dispens  für  ein  verwandtes  handwerksmäßiges  Gewerbe; 

2.  Kriegsbeschädigten,  die  vor  der  Einrückung  durch 
mindestens  vier  Jahre  ein  freies  Produktionsgewerbe 
oder  ein  an  den  Befähigungsnachweis  gebundenes  Han¬ 
delsgewerbe  als  Inhaber,  Pächter  oder  Stellvertreter  (Ge¬ 
schäftsführer)  betrieben  haben,  gegen  Nachweis  der  zur 
Ausübung  des  anzutretenden  Gewerbes  ausreichenden 
Fertigkeiten ; 

3.  sonstigen  Kriegsbeschädigten  gegen  Nachweis  der 
zur  Ausübung  des  anzutretenden  Gewerbes  ausreichenden 
Fertigkeiten  und  einer  mindestens  vierjährigen  Tätigkeit 
in  einem  handwerksmäßigen  oder  einem  an  den  Nach¬ 
weis  einer  besonderen  Befähigung  gebundenen  konzes¬ 
sionierten  Gewerbe. 


Der  Nachweis  der  zur  Ausübung  des  anzutretenden 
Gewerbes  ausreichenden  Fertigkeiten  kann  erbracht 
werden: 

durch  ein  Zeugnis  über  die  vor  der  Einrückung  er¬ 
folgte  Absolvierung  einer  einschlägigen  staatlichen  oder 
mit  dem  Öffentlichkeitsrechte  versehenen  gewerblichen 
Lehranstalt 

oder  durch  ein  Zeugnis  über  den  erfolgreichen  Besuch 
eines  von  der  gewerblichen  Llnterrichtsverwaltung  ein¬ 
gerichteten  oder  ausdrücklich  anerkannten  Unterrichts¬ 
kurses 

oder  durch  genossenschaftlich  bestätigte  Zeugnisse  be¬ 
fugter  Gewerbetreibender. 

§  4.  Erblindete  Kriegsbeschädigte  sind  beim  Antritte 
des  Korbflechter-  und  des  Bürstenbindergewerbes  von  der 
Erbringung  des  Befähigungsnachweises  befreit. 

§  5-  öie  politische  Landesbehörde  wird  ermächtigt, 
Kriegsbeschädigten  die  Nachsicht  von  der  Beibringung 
des  Befähigungsnachweises  für  konzessionierte  Gewerbe 
mit  Ausnahme  der  Baugewerbe  in  sinngemäßer  An¬ 
wendung  der  Bestimmungen  des  §  3  zu  erteilen. 

§  6.  Die  Gewerbebehörde  erster  Instanz  kann  Kriegs¬ 
beschädigten  behufs  Antrittes  eines  an  den  Befähigungs¬ 
nachweis  gebundenen  Handelsgewerbes  Nachsicht  des 
Befähigungsnachweises  erteilen,  wenn  der  Bewerber 
durch  mindestens  drei  Jahre  in  einer  Art  tätig  war,  die 
für  die  Erbringung  des  für  Handelsgewerbe  vorge¬ 
schriebenen  Befähigungsnachweises  oder  für  die  Er¬ 
langung  einer  Dispens  von  diesem  Befähigungsnachweise 
in  Betracht  kommt. 

Die  politische  Landesbehörde  wird  ermächtigt,  Kriegs¬ 
beschädigten  ausnahmsweise  die  Dispens  von  der  Bei¬ 
bringung  des  für  Handelsgewerbe  vorgeschriebenen  Be¬ 
fähigungsnachweises  zu  erteilen,  wenn  der  Bewerber 
durch  ein  Zeugnis  über  die  vor  der  Einrückung  erfolgte 
Absolvierung  einer  staatlichen  oder  mit  dem  Öffentlich¬ 
keitsrechte  beliehenen  kommerziellen  Lehranstalt  oder 
über  den  erfolgreichen  Besuch  eines  von  der  Unterrichts¬ 
verwaltung  eingerichteten  oder  ausdrücklich  anerkannten 
Unterrichtskurses  die  zum  Betriebe  des  anzutretenden 
Gewerbes  ausreichenden  Fachkenntnisse  nachweist. 

§  7.  In  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen  kann  das 
Handelsministerium  über  Antrag  der  politischen  Landes¬ 
behörde  Kriegsbeschädigten,  die  den  in  den  §§  3,  5  und 
6  vorgesehenen  Bedingungen  nicht  entsprechen  können, 
Dispensen  von  der  Erbringung  des  gewerblichen  Be¬ 
fähigungsnachweises  erteilen. 

§  8.  Vor  Erteilung  der  in  den  §§  3,  5  und  6  vorge¬ 
sehenen  Dispensen  sind  die  Handels-  und  Gewerbe¬ 
kammer  und  die  betreffende  Genossenschaft  aufzufordern, 
binnen  längstens  acht  Tagen  sich  zu  äußern. 

Die  Bestimmungen  des  §  1160  der  Gewerbeordnung 
über  das  Rekursrecht  der  Genossenschaften  finden  bei 
Erteilung  von  Dispensen  gemäß  dieser  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  keine  Anwendung. 

§  9.  Als  Kriegsbeschädigte  sind  jene  zur  aktiven 
Dienstleistung  im  gemeinsamen  Heere,  in  der  Kriegs¬ 
marine,  in  der  Landwehr  oder  im  Landsturm  verwendeten 
Personen  anzusehen,  die  während  oder  infolge  der  Aus¬ 
übung  des  Militärdienstes  im  gegenwärtigen  Kriege  eine 
die  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigende  Krankheit  oder 
ein  derartiges  körperliches  Gebrechen  sich  zugezogen 
haben.  Der  Nachweis  der  Kriegsbeschädigung  ist  durch 
ein  militär-  oder  staatsärztliches  Zeugnis  zu  erbringen. 

Gleich  den  Kriegsbeschädigten  sind  jene  zu  persön¬ 
lichen  Dienstleistungen  für  Kriegszwecke  heran¬ 
gezogenen  sowie  jene  zu  freiwilligen  Arbeits-  oder 
Dienstleistungen  für  Kriegszwecke  verwendeten  Zivil¬ 
personen  zu  behandeln,  die  während  oder  infolge  dieser 
Leistungen  eine  die  Erwerbsfähigkeit  beeinträchtigende 
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Krankheit  oder  ein  derartiges  körperliches  Gebrechen 
sich  zugezogen  haben. 

§  IO.  Die  Bestimmungen  des  §  56,  Absatz  4  und  5, 
der  Gewerbeordnung,  betreffend  die  Fortführung  des 
Gewerbes  für  Rechnung  der  Witwe  oder  der  erbberech¬ 
tigten  minderjährigen  Deszendenten  eines  Gewerbe¬ 
treibenden,  sind  sinngemäß  auch  dann  anzuwenden,  wenn 
der  Ehegatte  oder  Aszendent  nach  Zurücklegung  seines 
Gewerbes  während  oder  infolge  des  im  gegenwärtigen 
Kriege  geleisteten  Militärdienstes  (§  i,  Absatz  i)  ge¬ 
storben  ist. 

Die  Gewerbebehörde  erster  Instanz  kann  in  rücksichts¬ 
würdigen  Fällen  Aszendenten  solcher  Militärpersonen,  die 
vor  der  Einrückung  ein  konzessioniertes,  ein  handwerks¬ 
mäßiges  oder  ein  an  den  Befähigungsnachweis  ge¬ 
bundenes  Handelsgewerbe  betrieben  haben  und  während 
oder  infolge  des  im  gegenwärtigen  Kriege  geleisteten 
Militärdienstes  (§  i,  Absatz  i)  gestorben  sind,  zum  Be¬ 
triebe  des  Gewerbes  des  verstorbenen  Deszendenten  zu¬ 
lassen,  wenn  keine  zur  Fortführung  berechtigten  Per¬ 
sonen  vorhanden  sind  oder  wenn  diese  Personen  von  dem 
ihnen  nach  den  Bestimmungen  des  §  56,  Absatz  4  und 
5,  der  Gewerbeordnung  oder  den  Bestimmungen  des  vor¬ 
stehenden  Absatzes  zustehenden  Rechte  keinen  Gebrauch 
machen  wollen. 

Die  Bestimmungen  der  vorstehenden  Absätze  finden 
Anwendung  auch  auf  die  Witwen,  die  erbberechtigten 
minderjährigen  Deszendenten  und  die  Aszendenten  der 
zu  persönlichen  Dienstleistungen  für  Kriegszwecke  heran¬ 
gezogenen  sowie  der  zu  freiwilligen  Arbeits-  oder  Dienst¬ 
leistungen  für  Kriegszwecke  verwendeten  Zivilpersonen, 
die  während  oder  infolge  dieser  Leistungen  gestorben 
sind. 

§  II.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  im  Verordnungs¬ 
wege  zu  bestimmen,  ob  und  inwiefern  die  Bestimmungen 
dieser  kaiserlichen  Verordnung  auf  Angehörige  einer 
anderen  bewaffneten  Macht  Anwendung  finden  sollen. 

§  12.  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage 
der  Kundmachung  in  Kraft. 

Mit  dem  Vollzüge  ist  der  Handelsminister  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  beauftragt. 

Verkehr  mit  Schweinefett,  Schweinespeck  und 
Schweinefleisch.  Eine  Verordnung  des  k.  k.  Handels¬ 
ministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
vom  13.  Dezember  1915  lautet: 

§  I.  Wer  Schweinefett,  Schmer,  Speck  und  Schweine¬ 
fleisch  jeder  Art,  ferner  geschlachtete  Schweine  mit  oder 
ohne  Speck  aus  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  zu 
beziehen  beabsichtigt,  hat  dies  mittels  bei  den  Handels¬ 
und  Gewerbekammern  erhältlichen  Formularen  beim 
k.  k.  Handelsministerium  anzumelden,  welches  sodann 
über  die  Ausfolgung  der  für  solche  Bezüge  gemäß  den 
Vereinbarungen  mit  der  königlich  ungarischen  Re¬ 
gierung  erforderlichen  Transportscheine  entscheidet. 

§  2.  Jenen  Personen,  welchen  ein  Transportschein  ge¬ 
mäß  §  I  dieser  Verordnung  ausgefolgt  wird,  sind  ver¬ 
pflichtet,  selbst  oder  durch  den  Absender  der  Ware: 

a )  bei  der  Aufgabe  der  Sendung  in  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  in  jedem  Falle  die  bahnamtliche  Fest¬ 
stellung  des  Gewichtes  der  Ware  zu  verlangen; 

b )  bei  diesem  Anlasse  die  Ausstellung  eines  Fracht¬ 
briefduplikates  oder  eines  Aufnahmescheines  zu  fordern; 

c)  das  Frachtbriefduplikat  oder  den  Aufnahmeschein 
längstens  am  Tage  nach  der  Aufgabe  des  Gutes  als  re¬ 
kommandierte  Sendung  an  das  k.  k.  Handelsministerium 
abgehen  zu  lassen; 

dj  in  den  Frachtbrief  und  in  das  Frachtbriefduplikat, 
und  zwar  in  der  für  besondere  Erklärungen  bestimmten 
Rubrik,  die  Nummer  des  Transportscheines  einzutragen; 

e)  nicht  benutzte  Transportscheine  binnen  acht  Tagen 
nach  Ablauf  ihrer  Geltungsdauer  dem  Handelsministerium 


persönlich  oder  mittels  rekommandierter  Sendung  zurück¬ 
zustellen. 

§  3.  Der  Vorgang  bei  Absendung  der  in  §  i  dieser 
Verordnung  genannten  Waren  aus  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  im  Wege  anderer  Transportmittel  als 
der  Eisenbahn  wird  gesondert  geregelt  werden. 

§  4.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  dieser 
Verordnung  und  jeder  Mißbrauch  mit  den  ausgefolgten 
Transportscheinen  werden,  sofern  sie  nicht  der  straf¬ 
gerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  der  politischen 
Behörde  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis  zu  500°  ^ 
oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Unwirksamkeit  von  Lieferungsverträgen  über 
Spirituosen.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im 
Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  13.  De¬ 
zember  1915,  wodurch  Lieferungsverträge  über  Spiri¬ 
tuosen  unwirksam  erklärt  werden,  bestimmt: 

§  I.  Alle  vor  dem  13.  November  1915  abgeschlossenen 
Kauf-,  Verkaufs-  und  Lieferungsverträge  über  aus 
Spiritus  erzeugte,  gebramjte  geistige  Getränke,  Franz¬ 
branntwein,  alkoholhältige  Essenzen  und  alle  aus 
Spiritus  hergestellten  Äther  werden,  insoweit  sie  bis  zum 
Tage  des  Inkrafttretens  dieser  Verordnung  nicht  erfüllt 
wurden,  aufgehoben,  ohne  daß  den  Vertragsteilen  ein 
Recht  auf  Nachlieferung  oder  Ersatz,  beziehungsweise 
eine  Pflicht  zur  Nachlieferung  oder  zum  Ersätze  er¬ 
wächst. 

§  2.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Ungarn. 

Änderung  des  Ausmahlungsverhältnisses  des 
Weizens  und  des  Roggens  sowie  des  Höchstpreises 
für  Roggenmehl.  Das  Amtsblatt  veröffentlicht  unter 
Z.  4343/1915  M.-E.  die  folgende  Verordnung  vom  4.  De¬ 
zember  über  die  Abänderung  des  Ausmahlungsverhält¬ 
nisses  des  Weizens  und  des  Roggens  sowie  des  Höchst¬ 
preises  für  Roggenmehl. 

Das  königlich  ungarische  Ministerium  ordnet  auf 
Grund  der  gesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Aus¬ 
nahmeverfügungen  für  den  Kriegsfall  unter  Änderung 
der  unter  Z.  2726/1915  und  2727/1915  M.-E.  erlassenen 
Verordnungen  folgendes  an: 

§  I.  Mühlenunternehmungen  —  mit  Ausnahme  der 
Lohnmühlen  —  können  aus  Weizen  und  Roggen  nur  die 
in  den  nachfolgenden  §§2  und  3  festgesetzten  Qualitäten 
an  Mehlsorten  erzeugen  und  hinsichtlich  des  Mehls  aus 
diesen  Getreidearten,  für  die  Zeit  der  Wirksamkeit  der 
gegenwärtigen  Verordnung,  nur  für  die  Lieferung  der 
hier  festgestellten  Qualitäten  von  Mehlsorten  Verpflich¬ 
tungen  übernehmen. 

§  2.  Weizen,  der  mehr  als  2  Prozent  fremden  Besatz 
nicht  enthält  und  und  pro  hl  ein  Qualitätsgewicht  von 
7S  kg  auf  weist,  muß,  nach  dem  Auszug  von  Kleie  einer 
Sorte  und  der  Abfälle,  unter  Berücksichtigung  dessen, 
daß  die  Erzeugung  von  Futtermehl  untersagt  ist,  auf 
82  Prozent  ausgemahlen  werden  und  es  dürfen  hieraus 
höchstens  die  folgenden  dreierlei  Arten  von  Mehl  her¬ 
gestellt  werden: 

1.  Feines,  das  heißt  der  Qualität  des  Nullermehls  alten 
Typs  entsprechendes  Backmehl,  höchstens  bis  zur  Höhe 
von  14  Prozent  des  Gesamtgewichts  des  zur  Vermahlung 
gelangenden  Weizenquantums,  in  welche  Mehlmenge 
auch  der  durch  die  Mühle  eventuell  erzeugte  Grieß  ein¬ 
zurechnen  ist ; 

2.  Backmehl,  welches  nicht  gröber  ist  als  das  mit  Nr.  2 
bezeichnete  Mehl  alten  Typs,  bis  zur  Höhe  von  weiteren 
20  Prozent  des  Gesamtgewichtes  des  zur  Vermahlung 
gelangenden  Weizenquantums ; 

3.  Brotmehl  einer  Sorte  in  solchen  Mengen,  daß  die 
in  den  Punkten  i,  2  und  3  bezeichneten  Mehlsorten  ins- 


DAS  HANDELSMUSEUM.  [i6.  DEZEMBER  1915 


gesamt  82  Prozent  des  Gesamtgewichts  des  zur  Ver¬ 
mahlung  gelangenden  Weizenquantums  ergeben. 

Die  Erzeugung  von  Mehl  einer  Qualität  (Gleichmehl) 
ist  anderen  als  Lohnmühlen  verboten. 

§  3.  Aus  Roggen,  dessen  Hektolitergewicht  (Qualitäts¬ 
gewicht)  70  kg  ist,  muß  nach  dem  Auszug  von  Kleie 
einer  Sorte  und  der  Abfälle,  unter  Berücksichtigung 
dessen,  daß  die  Erzeugung  von  Futtermehl  untersagt  ist, 
ein  Mehl  einheitlicher  Qualität  erzeugt  werden,  das 
85  Prozent  des  vermahlenen  Quantums  entspricht. 

§  4.  Die  Kriegsproduktenaktiengesellschaft,  die  auf 
Grund  des  §  6  der  unter  Z.  2072/1915  M.-E.  erlassenen 
Verordnung  zum  unmittelbaren  Einkauf  berechtigten 
Komitats-  und  städtischen  Munizipien,  die  Städte  mit 
geordnetem  Magistrat  sowie  all  diejenigen,  die  auf  Grund 
der  erwähnten  Verordnung  Weizen-  und  Roggenmehl  zu 
Zwecken  des  unmittelbaren  Konsums  verschleißen, 
können  ihre  vor  dem  Inslebentreten  der  gegenwärtigen 
Verordnung  auf  Grund  der  unter  Z.  2726/1915  M.-E. 
erlassenen  Verordnung  aus  Weizen  und  Roggen  er¬ 
zeugten  und  auf  Lager  befindlichen  Mehlvorräte  auch 
weiterhin  in  Verkehr  bringen. 

§  5.  Für  das  im  Sinne  dieser  Verordnung  aus  Weizen 
hergestellte  feine  Backmehl  und  Brotmehl  sind  die  in 
der  unter  Z.  2727/1915  M.-E.,  für  das  Kochmehl  aber  die 
in  der  unter  Z.  4080/1915  M.-E.  erlassenen  Verordnung 
festgestellten  Höchstpreise  gültig. 

§  6.  Der  für  das  im  Sinne  des  §  3  dieser  Verordnung 
hergestellte  Roggenmehl  zulässige  Höchstpreis  wird 
pro  q  —  100  kg  Nettogewicht  —  folgendermaßen  fest¬ 
gestellt: 

Es  beträgt  der  zulässige  höchste  Preis:  a)  Am  rechten 
Donauufer:  in  den  Komitaten  Baranya,  Fejer,  Györ, 
Komärom,  Moson,  Somogy,  Sopron,  Tolna,  Vas,  Vesz- 
prem  und  Zala;  in  den  Städten  Györ,  Komärom,  Pecs, 
Sopron  und  Szekesvehervär  K  40‘88.  b )  Am  linken 
Donauufer:  in  den  Komitaten  Bars,  Esztergom,  Hont, 
Nögräd,  Nyitra  und  Pozsony;  in  der  Stadt  Pozsony 
K  40’88.  In  den  Komitaten  Ärva,  Liptö,  Trencsen, 
1  uröcz  und  Zölyom;  in  den  Städten  Selmeczbänya  und 
Belabanya  K  41-47.  c)  Zwischen  Donau  und  Theiß:  in 
den  Komitaten  Bäcs-Bodrog,  Csongräd  und  Jäsz-Nagykun- 
Szolnok;  in  den  Städten  Baja,  Hödmezöväsarhely,  Sza- 
badka,  Szeged,  Ujvidek  und  Zombor  K  40-29.  In  den 
Komitaten  Heves  und  Pest-Pilis-Solt-Kiskun ;  in  der 
Stadt  Kecskemet  K  39-71.  In  der  Haupt-  und  Residenz¬ 
stadt  Budapest  K  40-88.  d)  Am  rechten  Theißufer:  in 
den  Komitaten  Abauj -Torna,  Bereg,  Borsod,  Gömör, 
Kishont,  Ung  und  Zemplen;  in  den  Städten  Kassa  und 
Miskolcz  K  40-29.  In  den  Komitaten  Säros  und  Szepes 
K  41-47.  e)  Am  linken  Theißufer:  in  den  Komitaten 
Bekes,  Hajdu  und  Szabolcs ;  in  der  Stadt  Debreczen 
K  39-71-  In  den  Komitaten  Bihar,  Märamaros,  Szatmär, 
Szilägy  und  Ugocsa;  in  den  Städten  Nagyvärad  und 
Szätmärnemeti  K  40-29.  f)  ln  der  Theiß-Maros-Ecke: 
in  den  Komitaten  Arad,  Krassö-Szöreny,  Csanäd,  Temes 
und  Torontäl;  in  den  Städten  Arad,  Temesvär,  Versecz 
und  Pancsova  K  40-88.  g)  Jenseits  des  Königssteiges: 
in  den  Komitaten  Alsö-Feher,  Beszterze-Naszöd,  Brassö, 
Csik,  Fogaras,  Häromszek,  Hunyad,  Kis-Küküllö,  Kolozs, 
Maros-Torda,  Nagy-Küküllö,  Szeben,  Szolnok-Doboka, 
Torda-Aranyos  und  Udvarhely;  in  den  Städten  Ko- 
lozsvär  und  Marosväsärhely  K  40-88.  h)  In  Stadt  und 
Bezirk  Fiume  K  42-06. 

Alle  diejenigen,  die  im  Sinne  des  §  4  berechtigt  sind, 
die  Vorräte  ihres  auf  Grund  der  Verordnung  Zahl 
2726/1915  M.-E.  erzeugten  und  auf  Lager  befindlichen 
Roggenmehles  in  Verkehr  zu  bringen,  können  hierbei 
bis  inklusive  19.  Dezember  1915  die  in  der  Verordnung 
Z.  2727/1915  M.-E.  für  Roggenmehl  festgestellten 
Höchstpreise  anrechnen. 


Für  die  Kriegsproduktenaktiengesellschaft  sowie  ein¬ 
zelne  Munizipien  kann  der  Handelsminister  die  vor¬ 
erwähnte  Frist  in  motivierten  Fällen  im  Einvernehmen 
mit  dem  Minister  des  Innern  verlängern. 

§  7.  Der  für  Weizenkleie  und  Roggenkleie  —  alle  son¬ 
stigen  Weizen-  und  Roggenabfälle  (Spreu  u.  s.  w.)  mit¬ 
inbegriffen  —  zulässige  Höchstpreis  wird  pro  100  kg 
Nettogewicht  mit  K  17-50  festgestellt. 

§  8.  Mit  dem  Inslebentreten  dieser  Verordnung  ver¬ 
lieren  §  2  und  das  erste  Alinea  des  §  4  der  Verordnung 
Z.  2726/1915  M.-E.  sowie  die  durch  die  unter  Zahl 
2727/1915  erlassene  Verordnung  für  Weizenkleie  und 
Roggenkleie  festgestellten  Höchstpreise  ihre  Gültigkeit. 
Alle  anderen  Verfügungen  der  erwähnten  Verordnungen 
bleiben  auch  weiter  in  Kraft. 

§  9.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Verlaut¬ 
barung  in  Kraft  und  ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich 
mit  Ausnahme  der  §§  5  und  6  —  auf  das  ganze 
Gebiet  der  Länder  der  heiligen  ungarischen  Krone.  In 
Kroatien-Slawonien  vollstreckt  diese  Verordnung  —  in¬ 
sofern  ihre  Durchführung  in  den  Kreis  der  dortigen 
Autonomie  gehört  —  der  Banus. 

Deutschland. 

Abänderung  des  Spinnverbotes.  Mit  dem  7.  De¬ 
zember  1915  tritt  eine  neue  Bekanntmachung,  be¬ 
treffend  Verarbeitung,  Veräußerung  und  Beschlagnahme 
von  Baumwolle,  Baumwollabgängen,  Baumwollabfällen 
und  Baumwollgespinsten  in  Kraft.  Die  neuen  Bestim¬ 
mungen  lauten: 

Von  der  Bekanntmachung  betroffene 
Gegenstände.  Von  der  Bekanntmachung  betroffen 
sind:  Baumwolle,  Baumwollabgänge,  von  den  Baumwoll¬ 
abfällen  Stripse  und  Kämmlinge  (Peigneuses  und  Com- 
bers)  und  Baumwollgespinste ;  andere  Baumwollabfälle 
sowie  Kunstbaumwolle  nur  gemäß  §  6.  Unter  Baum¬ 
wollabgängen  werden  nur  die  im  Spinnverfahren  an¬ 
fallenden  sogenannten  Spinnwickel,  die  Abgänge  von 
den  Cardenbändern  und  Vorgarnfäden  verstanden.  Un¬ 
berührt  durch  die  Anordnungen  dieser  Bekanntmachung, 
abgesehen  von  der  Bestimmung  des  §  6,  bleiben  die¬ 
jenigen  Mengen  von  Baumwolle,  Baumwollabgängen, 
Baumwollabfällen  und  Kunstbaumwolle,  welche  nach 
dem  15.  Juni  1915  aus  dem  Ausland  (nicht  Zollausland) 
nach  Deutschland  eingeführt  worden  sind,  und  die  aus 
ihnen  hergestellten  Baumwollgespinste.  Die  von  der 
deutschen  Heeresmacht  besetzten  Gebiete  gelten  nicht 
als  Ausland  im  Sinne  dieser  Anordnung. 

Beschlagnahme  von  Rohstoffen.  Die  im 
§  2  bezeichneten  Gegenstände  werden  hiermit  beschlag¬ 
nahmt.  Trotz  der  Beschlagnahme  ist  die  Veräußerung 
und  Verarbeitung  von  Baumwollabfällen  (mit  Ausnahme 
von  Stripsen  und  Kämmlingen)  sowie  von  Kunstbaum¬ 
wolle  gestattet;  jedoch  unterliegt  ihre  Verarbeitung  der 
Arbeitseinschränkung  des  §  6.  Die  Veräußerung  von 
Baumwolle,  Baumwollabgängen,  Stripsen  und  Kämm¬ 
lingen  ist  nur  von  Selbstverarbeitern  an  Selbstverarbeiter 
gestattet. 

Verarbeitungsverbot.  Das  Mischen,  Blei¬ 
chen,  Färben,  Verspinnen  und  sonstiges  Verarbeiten  von 
Baumwolle,  Baumwollabgängen,  Stripsen  und  Kämm¬ 
lingen  ist  verboten,  soweit  es  nicht  erforderlich  ist  zur 
Herstellung  von  Halb-  und  Ganzerzeugnissen  zwecks 
Erfüllung  von  unmittelbaren  oder  mittelbaren  Aufträgen 
der  Heeres-  oder  Marineverwaltung  oder  zur  Herstellung 
von  Erzeugnissen,  deren  Anfertigung  von  der  Heeres¬ 
verwaltung  durch  besondere  Anordnung  genehmigt  ist. 
Gestattet  bleibt  die  Verarbeitung  von  Stripsen  und 
Kämmlingen  zur  Erfüllung  solcher  Verträge  auf  Liefe¬ 
rung  von  Abfallgarnen,  welche  in  der  Zeit  vom  1.  August 
bis  zum  Inkrafttreten  dieser  Anordnungen  abgeschlossen 
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worden  sind.  Ferner  bleibt  gestattet  die  Herstellung  von 
Baumw'ollseilen  und  Spindelschnüren  für  den  Bedarf 
des  eigenen  Betriebes. 

Der  Nachweis  der  Verwendung  zur  Erfüllung  von 
Aufträgen  der  Heeres-  oder  Marineverwaltung  ist  zu 
führen.  Er  gilt  nur  als  geführt,  wenn  der  Abnehmer 
der  Halb-  oder  Ganzerzeugnisse  dem  Lieferer  einen 
amtlichen  Belegschein  (Belegschein  Nr.  3),  ordnungs¬ 
mäßig  ausgefüllt  und  unterschrieben  sowie  von  der  mili¬ 
tärischen  Beschaffungsbehörde  vollzogen  und  von  der 
Kriegsrohstoffabteilung  des  königlich  preußischen  Kriegs¬ 
ministeriums  genehmigt,  übergibt.  Die  amtlichen  Beleg¬ 
scheine,  die  doppelt  ausgefertigt  werden  müssen,  sind 
erhältlich  bei  dem  Webstoffmeldeamt  des  königlich 
preußischen  Kriegsministeriums,  Berlin  SW  48,  Ver¬ 
längerte  Hedemannstraße  11.  Der  Lieferer  hat  die  ihm 
übergebene  Ausfertigung  des  genehmigten  Belegsclieines 
als  Beleg  aufzubewahren. 

Ausnahmen  vom  Verarbeitungsver¬ 
bot.  Den  Baumwollspinnereien  wird  gestattet,  in  der 
Zeit  vom  7.  Dezember  1915  bis  29.  Eebruar  1916  auch 
ohne  Belegschein  Baurnwmlle,  Baumwollabgänge,  Stripse 
und  Kämmlinge  zu  folgenden  Gespinsten  zu  verarbeiten: 
Garnnummern  englisch:  6,  8,  10,  12,  16  und  18  Kette 
oder  Schuß;  20,  24,  30  und  36  Kette;  40,  42  und  50 
für  Nähfadenfabrikation;  42  und  44  als  Schußgarn; 
60  und  aufwärts.  Zu  den  Nummern,  6,  8,  10,  12,  16, 
18  und  20  darf  nur  solche  Baumwolle  verarbeitet  werden, 
welche  nicht  nordamerikanischer  oder  ägyptischer  Her¬ 
kunft  ist,  dagegen  ist  eine  geringe  Beimischung  von 
amerikanischer  Baumwolle  gestattet.  Die  Beimischung 
von  Baumwollabfällen  aller  Art  ist  unzulässig.  Als 
Baumwollspinnereien  im  Sinne  dieser  Bekanntmachung 
sind  diejenigen  Betriebe  anzusehen,  deren  Spinnstoff 
im  Spinnprozeß  seit  1.  Januar  1915  dem  Gewichte  nach 
zu  mehr  als  50  vom  Hundert  aus  Baumwolle,  Baumwoll- 
abgängen,  Baumwollabfällen  oder  Kunstbaumwmlle  be¬ 
stand.  Die  im  ersten  Absatz  festgesetzte  Frist  kann  durch 
IVrfügung  des  königlich  preußischen  Kriegsministeriums, 
Kriegsrohstoffabteilung,  abgekürzt  werden. 

Arbeitseinschränkung.  Soweit  den  Baum¬ 
wollspinnereien  das  Verarbeiten  von  Baumwolle,  Baum- 
wollabgängen,  Baumwollabfällen  jeder  Art  und  Kunst¬ 
baumwolle  gestattet  ist,  dürfen  sie  monatlich  nicht  mehr 
als  30  vom  Hundert  derjenigen  Rohstoffmenge  ver¬ 
spinnen,  welche  die  Betriebe  in  der  Zeit  vom  i.  April  bis 
30.  Juni  1914  im  monatlichen  Durchschnitt  verarbeitet 
haben.  Bei  denjenigen  Baumwollspinnereien,  die  aus¬ 
schließlich  Baumwollabfälle  —  ohne  Stripse  oder  Kämm¬ 
linge  —  oder  Kunstbaumwolle  verarbeiten,  beträgt  die 
zur  Verarbeitung  zugelassene  Rohstoffmenge  60  vom 
Hundert.  Die  durch  besondere  Ausnahmebewilligungen 
der  Kriegsrohstoffabteilung  freigegebene  Baumwolle  ist 
auf  den  nach  vorstehenden  Bedingungen  zur  Verspinnung 
gestatteten  Hundertsatz  von  Rohstoffmenge  anzurechnen. 
Die  Bekanntmachung  des  Bundesrats  vom  7.  November 
1915,  betreffend  die  Einschränkung  der  Arbeitszeit  in 
Spinnereien,  Webereien  und  Wirkereien  u.  s.  w.,  wird 
durch  diese  Bekanntmachung  nicht  berührt. 

Beschlagnahme  von  Gespinsten.  Die  in 
der  Zeit  vom  7.  Dezember  1915  bis  29.  Eebruar  1916 
ohne  Belegschein  gesponnenen  Garne  sind  beschlag¬ 
nahmt.  Diese  Garne  dürfen  an  eigene  oder  fremde 
Webereien,  an  Lohnw'ebereien,  Veredelungsbetriebe, 
Händler  und  an  andere  Käufer  nur  gegen  ordnungs¬ 
mäßigen  Belegschein  (vgl.  §  4,  Absatz  2)  ausgeliefert 
werden.  Nicht  beschlagnahmt  sind  Garne,  die  aus 
Kunstbaumwolle  oder  aus  Baumwollabfällen  mit  Aus¬ 
nahme  von  Stripsen  und  Kämmlingen  oder  aus  in  der 
Flocke  gebleichter  oder  gefärbter  Baumwolle  —  mit 
Ausnahme  der  grauen,  graumelierten  und  makoimitat¬ 


gefärbten  —  hergestellt  sind;  ihre  Ablieferung  ist  ohne 
Belegschein  zulässig.  Das  gleiche  gilt  für  Gespinste,  die 
auf  Grund  besonderer,  vor  Inkrafttreten  gegenwärtiger 
Bekanntmachung  erteilter  Ausnahmebewilligungen,  in 
denen  eine  Beschlagnahme  nicht  verfügt  war,  hergestellt 
worden  sind. 

V  e  r  e  d  e  1  u  n  g  s  V  e  r  b  o  t.  In  den  Fällen  des  §  5 
ist  das  Bleichen  und  Färben  von  Baumwolle,  Baum- 
wollabgängen,  Stripsen  und  Kämmlingen  in  der  Flocke 
verboten,  soweit  es  sich  nicht  um  Herstellung  von  Ge¬ 
spinsten  handelt,  für  welche  Belegschein  Nr.  3  vorliegt. 
Das  Bleichen,  Färben,  Zwirnen  und  sonstige  Veredeln 
fler  beschlagnahmten  Garne  im  eigenen  oder  fremden 
Betriebe  ist,  solange  nicht  durch  Belegschein  Nr.  3  der 
Nachweis  erbracht  ist,  daß  die  betreffenden  Garne  zur 
Erfüllung  von  Lieferungen  an  die  Heeres-  oder  Marine¬ 
verwaltung  bestimmt  sind,  verboten. 

Meldung,  e  r  w  a  h  r  u  n  g  und  Aufzeich¬ 
nung  von  Gespinsten.  Am  Ende  eines  jeden 
Monats  ist  über  die  Menge,  Art  und  Nummer  der  im 
Laufe  des  Monats  mit  oder  ohne  Belegschein  erzeugten 
Gespinste  Anzeige  zu  erstatten.  Die  hierzu  erforder¬ 
lichen  A^ordrucke  —  Belegschein  Nr.  5  —  sind  beim 
AVebstoffmeldeamt  durch  Postkarte  anzufordern;  die 
erste  Meldung  ist  am  31.  Dezember  1915  an  das  königlich 
preußische  Kriegsministerium,  Kriegsrohstoffabteilung, 
abzusenden.  Uber  Menge,  Art  und  Nummer  der  be¬ 
schlagnahmten  Gespinste  sind  besondere  Verzeichnisse 
zu  führen.  Ihre  Packungen  (Kisten  u.  s.  w.)  sind  mit 
der  Aufschrift  ,, Beschlagnahmte  Gespinste“  zu  versehen. 

Bestehen  bleiben  früherer  Beschlag¬ 
nahmen.  Die  bisher  in  Geltung  gewesene  Bekannt¬ 
machung,  betreffend  Veräußerung,  Verarbeitung  und  Be¬ 
schlagnahme  von  Baumwolle,  Baumwollabgängen  und 
Baumwollgespinsten  vom  13.  August  1915,  bleibt  inso¬ 
weit  in  Kraft,  als  sie  betrifft: 

a)  die  Beschlagnahme  von  Baumwolle  und  Baumwmll- 
.'ibgängen,  welche  sich  im  Besitze  von  Nichtverarbeitern 
I'efinden  und  deren  Veräußerung  an  Selbstverarbeiter 
nicht  bis  zum  Ablauf  des  28.  August  1915  erfolgt  war ; 

h)  die  Beschlagnahme,  Verwahrung  und  Aufzeichnung 
der  in  den  Baumwollspinnereien  in  der  Zeit  vom 
14.  August  1915  bis  4.  September  1915  aus  Baumwolle 
und  Baumwollabgängen  hergestellten  Gespinste,  soweit 
ihre  Herstellung  nicht  gegen  Belegschein  oder  auf  Grund 
besonderer  Freigabe  erfolgt  war. 

Im  übrigen  wird  die  bisherige  Bekanntmachung  auf¬ 
gehoben. 

Ausnahmebewilligung.  Für  die  Bewilligung 
\-on  Ausnahmen  von  den  vorstehenden  Vorschriften  ist 
das  königlich  preußische  Kriegsministerium,  Kriegsroh¬ 
stoffabteilung,  zuständig. 

Bekanntmachung  über  die  Festsetzung  von 
Preisen  für  Buchweizen  und  Hirse  und  deren  Ver¬ 
arbeitungen.  Auf  Grund  der  Verordnung  des  Bundes¬ 
rates  über  die  Regelung  der  Preise  für  Buchweizen  und 
Hirse  und  deren  Verarbeitungen  vom  ii.  November  1915 
wird  folgendes  bestimmt: 

1.  Beim  Verkauf  durch  den  Erzeuger  oder  Hersteller 
an  den  Handel  dürfen  für  50  frei  nächste  Verlade¬ 
stelle  (Bahn  oder  Schiff)  einschließlich  Verpackung 
folgende  Preise  nicht  überschritten  werden: 


Mark 

Für  ungeschälten  Buchweizen  . 30 

„  Buchweizenfuttergrütze . 40 

„  Buchweizenspeisegrütze,  -grieß  oder  -mehl  .  45 

„  ungeschälte  Hirse . 30 

„  geschälte  Hirse . 35 

,,  polierte  Hirse  . 38 

„  Hirsegrütze,  -grieß  oder  -mehl . 41 

H.  Insoweit  für  Buchweizen  und  Hirse  und  deren 


Verarbeitungen  gemäß  §  3  der  Verordnung  des  Bundes- 
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rates  vom  ii.  November  1915  (R.-G.-Bl.  S.  750)  Höchst¬ 
preise  für  die  Abgabe  im  Kleinhandel  an  den  Ver¬ 
braucher  festgesetzt  werden,  dürfen  sie  folgende  Sätze 
für  0‘5  kg  beste  Ware  nicht  überschreiten: 

Mark 


Für  geschälten  Buchweizen . 0'50 

„  Buchweizenfuttergrütze  . O’SO 

„  Buchweizenspeisegrütze,  -grieB  oder  -mehl  0’6o 

„  geschälte  Hirse . 0-47 

„  polierte  Hirse . 0'50 

„  Hirsegrütze,  -grieß  oder  -mehl . o'öß 


Bei  einer  Änderung  der  Erzeuger  oder  Hersteller¬ 
preise  gemäß  §  2  der  Verordnung  vom  ii.  November 
1915  (R.-G.-Bl.  S.  750)  tritt  eine  entsprechende  Herab¬ 
setzung  dieser  Sätze  ein. 

HI.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  15.  Dezember 
1915  in  Kraft. 

Festsetzung  von  Preisen  für  Gemüse,  Zwiebeln 
und  Sauerkraut.  Eine  amtliche  Bekanntmachung  vom 
4.  Dezember  1915  bestimmt: 

1.  Beim  Verkaufe  durch  den  Erzeuger  oder  Hersteller 
an  den  Handel  dürfen  für  50  kg  frei  nächste  Verlade¬ 
stelle  (Bahn  oder  Schiff)  einschließlich  Verpackung 
folgende  Preise  nicht  überschritten  werden: 


Mark 

für  Weißkohl  (Weißkraut) . 2‘50 

„  Rotkohl  (Blaukohl) . 4-50 

„  Wirsingkohl  (Savoyerkohl)  . 4-50 

„  Grünkohl  (Braun-  oder  Krauskohl)  .  .  .  3-00 
„  Kohlrüben  (Steckrüben,  Wruken)  ....  2’50 
„  Mohrrüben  (rote  und  gelbe  Speisemöhren, 

auch  gelbe  Rüben  genannt) . S'oo 

„  Zwiebeln . 6'00 

„  Sauerkraut  (Sauerkohl) . 12-00 


II.  Insoweit  für  Gemüse,  Zwiebeln  und  Sauerkraut 
gemäß  §  3  der  Verordnung  des  Bundesrats  vom  ii.  No¬ 
vember  1915  (R.-G.-Bl.  S.  752)  Höchstpreise  für  die 
Abgabe  im  Kleinhandel  an  den  Verbraucher  festgesetzt 
werden,  dürfen  sie  folgende  Sätze  für  0-5  kg  beste  Ware 


nicht  überschreiten: 

Mark 

für  Weißkohl  (Weißkraut)  . 0-05 

,,  Rotkohl  (Blaukohl)  . 0-07 

„  Wirsingkohl  (Savoyerkohl)  und  Grünkohl 

'  (Braun-  oder  Krauskohl) . O'OÖ 

„  Kohlrüben  (Steckrüben,  Wruken)  ....  O'OS 
„  Mohrrüben  (rote  und  gelbe  Speisemöhren, 

auch  gelbe  Rüben  genannt) . O'oS 

„  Zwiebeln . 0-15 

„  Sauerkraut  (Sauerkohl) . o-i6 


Bei  einer  Änderung  der  Erzeuger-  oder  Hersteller¬ 
preise  gemäß  §  2  der  Verordnung  vom  ii.  November 
1915  (R.-G.-Bl.  S.  752)  tritt  eine  entsprechende  Herab¬ 
setzung  dieser  Sätze  ein. 

III.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  13.  Dezember 
1915  in  Kraft.  Sie  gilt  bis  auf  weiteres  nicht  für  das 
Gebiet  von  Elsaß-Lothringen. 

Festsetzung  von  Preisen  für  Süßwasserfische. 

Unterm  5.  Dezember  1915  wurde  bestimmt: 

I.  Beim  Verkaufe  von  Süßwasserfischen  im  Großhandel 
am  Berliner  Markte  dürfen  für  50  kg  Reingewicht  ein¬ 
schließlich  Verpackung  folgende  Preise  nicht  über¬ 
schritten  werden  (Grundpreise): 

Mark 


bei  Karpfen . 105 

„  Schleien . 125 

,,  Hechten . iio 

„  Bleien  oder  Brachsen  von  i  kg  und  darüber  80 

„  „  „  „  unter  i  kg . 60 

„  Plötzen  und  Rotaugen  von  0-5  kg  und 

darüber  . 60 

„  Plötzen  und  Rotaugen  unter  0‘5  kg  .  .  .  .  50 


II.  Insoweit  für  Süßwasserfische  gemäß  §  4  der  Ver¬ 
ordnung  des  Bundesrats  vom  28.  Oktober  1915  (R.-G.-Bl. 
S.  716)  Höchstpreise  für  die  Abgabe  im  Kleinhandel 


an  den  Verbraucher  festgesetzt  werden,  dürfen  sie  für 
0-5  kg  folgende  Sätze  nicht  übersteigen: 

Mark 

bei  Karpfen . 1-30 

„  Schleien . 1-50 

„  Hechten . 1-25 

„  Bleien  oder  Brachsen  von  i  kg  und  darüber  i-oo 

..  „  „  unter  1  kg . 0-75 

„  Plötzen  und  Rotaugen  von  0-5  kg  und 

darüber . 0-75 

„  Plötzen  und  Rotaugen  unter  O'S  kg  .  .  .  .  0-65 

Bei  abweichender  Anordnung  der  Grundpreise  gemäß 
§  3  der  Verordnung  des  Bundesrats  vom  28.  Oktober 
1915  (R.-G.-Bl.  S.  716)  tritt  eine  entsprechende  Änderung 
dieser  Sätze  ein. 

HI.  Die  unter  I  und  II  festgesetzten  Sätze  ermäßigen 
sich  bei  Fischen  in  totem  Zustand  um  20  vom  Hundert. 

IV.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  13.  Dezember 
1915  in  Kraft. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  ausländischer  Butter. 

Lhiterm  4.  Dezember  1915  wurde  bestimmt: 

I.  Wer  von  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H. 
in  Berlin  ausländische  Butter  zu  einem  höheren  Preis 
als  dem  Höchstpreis  bezieht,  darf  beim  Weiterverkäufe 
den  Höchstpreis  entsprechend  überschreiten. 

Die  Landeszentralbehörden  können  Bestimmungen  über 
den  Vertrieb  und  die  Preisstellung  dieser  Butter  im 
Kleinhandel  erlassen. 

II.  Die  zuständige  Behörde  kann  Betriebe  schließen, 
deren  Unternehmer  oder  Leiter  sich  in  Befolgung  der 
Pflichten  unzuverlässig  zeigen,  die  ihnen  auf  Grund  der 
Nr.  I,  Absatz  2,  auferlegt  sind. 

Gegen  die  Verfügung  ist  Beschwerde  zulässig.  Über 
die  Beschwerde  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig.  Die  Beschwerde  bewirkt  keinen  Auf¬ 
schub. 

III.  Diese  Bestimmung  tritt  mit  dem  Tage  der  Ver¬ 
kündung  in  Kraft. 

Verkehr  mit  ausländischem  Schweinefleisch  und 
ausländischer  Butter.  Eine  Anordnung  der  Landes¬ 
zentralbehörden  vom  8.  1.  M.  bestimmt: 

§  I.  Der  Verkauf  ausländischer  Butter,  die  von  der 
Zentraleinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  in  Berlin  zu  einem 
höheren  Preise  als  dem  inländischen  Höchstpreis  be¬ 
zogen  ist,  an  den  Verbraucher  und  der  Verkauf  von 
ausländischem  rohen  oder  zubereiteten  Schweinefleisch 
und  Schweinefett,  Schweinefleischwaren  und  Schweine¬ 
fettwaren  an  den  Verbraucher  unterliegt  den  nach¬ 
stehenden  Beschränkungen,  wenn  höhere  Preise  als  die 
für  die  Inlandsware  festgesetzten  Preise  gefordert 
werden.  Als  ausländisches  Schweinefleisch  u.  s.  w.  gilt 
auch  die  aus  ausländischen  Schweinen  bei  der  Aus¬ 
schlachtung  im  Inlande  gewonnene  Ware. 

§  2.  Wer  die  im  §  i  genannten  Waren  an  den  Ver¬ 
braucher  zu  erhöhten  Preisen  verkaufen  will,  bedarf  dazu 
der  Genehmigung  des  Gemeindevorstandes. 

§  3.  Die  Gemeindevorstände  haben  auf  Grund  der 
§§  12  ff.  der  Verordnung  über  die  Errichtung  von  Preis¬ 
prüfungsstellen  und  die  Versorgungsregelung  vom 
25.  September/4.  November  1915  Preise  für  ausländische 
Butter  festzusetzen.  Ob  sie  Preise  für  die  übrigen  im 
§  I  erwähnten  Waren  festsetzen  wollen,  bleibt  ihnen 
überlassen. 

Sie  haben  auf  Grund  der  §§  12  ff.  a.  a.  O.  ferner  für 
den  Vertrieb  der  Waren  die  erforderlichen  Anordnungen 
zu  treffen,  um  eine  Trennung  der  aus  dem  Auslande 
bezogenen  Waren  von  der  Inlandsware  in  einer  für  die 
Käufer  leicht  erkennbaren  Weise  sicherzustellen.  Als 
Maßnahmen  kommen  insbesondere  in  Betracht:  Ein¬ 
richtung  besonderer  Läden,  Verkaufsstellen  und  Markt¬ 
stände  für  Auslandsware;  die  Vorschrift  besonderer 
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Verpackung  der  Waren  (Banderolen  u.  s.  w.) ;  die 
Trennung  der  Verkaufsräume  für  inländische  und  aus¬ 
ländische  Ware;  Anschläge  für  die  Käufer  in  den  Läden; 
Vorschriften  über  die  Buchführung  wegen  der  Auslands¬ 
waren  ;  häufige  Kontrolle  der  Buchführung  und  des  Be¬ 
triebs  der  Läden.  Welche  Mittel  zur  Anwendung  zu 
bringen  sind,  wird  sich  nur  auf  Grund  der  örtlichen 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  entscheiden  lassen. 

§  4.  Soweit  es  sich  bei  der  hiernach  zu  treffienden 
Regelung  um  Anordnungen  handelt,  die  gemäß  §  12, 
ZifYer  2  und  4,  der  Verordnung  vom  25.  September/4.  No¬ 
vember  1915  ergehen  und  die  in  der  vorliegenden  Ver¬ 
ordnung  erwähnten  Waren  betreffen,  werden  die  Re¬ 
gierungspräsidenten,  in  Berlin  der  Oberpräsident,  in  Ab¬ 
änderung  der  Ausführungsanweisung  vom  10.  November 
1915  ermächtigt,  ihre  Zustimmung  ohne  vorherigen  Be¬ 
richt  zu  erteilen.  Bezüglich  der  Anordnungen  auf  Grund 
des  §  13,  Ziffer  2  h,  der  Verordnung  vom  25.  Sep¬ 
tember/4.  November  1915  behält  es  bei  den  Vorschriften 
der  Ausführungsanweisung  vom  10.  November  1915  sein 
Bewenden. 

§  5.  Die  Verordnung  vom  4.  Dezember  1915  über  die 
Regelung  des  Verkehrs  mit  ausländischer  Butter  sieht 
in  Artikel  II  die  ausdrückliche  Möglichkeit  vor,  den  Be¬ 
trieb  zu  schließen.  Bei  den  Betrieben,  die  mit  den  anderen 
in  §  I  erwähnten  Waren  handeln,  ist  die  gleiche  Möglich¬ 
keit,  auf  Grund  der  Verordnung  vom  23.  September 
1915  über  die  Fernhaltung  unzuverlässiger  Personen 
vom  Handel,  gegeben.  Auch  bleibt  es  den  Gemeinde¬ 
vorständen  überlassen,  bei  der  Erteilung  der  Erlaubnis 
(§3  der  vorliegenden  Anordnung)  sich  den  jederzeitigen 
Widerruf  vorzubehalten. 

§  6.  Zuständige  Behörde  im  Sinne  des  Artikels  II  der 
Verordnung  vom  4.  Dezember  1915  über  die  Regelung 
des  Verkehrs  mit  ausländischer  Butter  ist  die  Ortspolizei¬ 
behörde,  höhere  Verwaltungsbehörde  der  Regierungs¬ 
präsident,  in  Berlin  der  Oberpräsident. 

Die  in  dieser  Anordnung  den  Gemeindevorständen 
übertragenen  Befugnisse  stehen  mit  den  aus  §  15  der 
Verordnung  vom  25.  September/4.  November  1915  er¬ 
gehenden  Maßgaben  auch  den  Regierungspräsidenten,  für 
Berlin  dem  Oberpräsidenten  und  für  die  Landkreise  den 
Kreisausschüssen,  beziehungsweise  Landräten  zu. 

§  7.  Die  Übertretung  dieser  Anordnung  und  der  von 
den  Gemeinden  zu  erlassenden  Anordnungen  ist  auf 
Grund  des  §  17  der  Verordnung  vom  25.  September/4.  No¬ 
vember  1915  zu  bestrafen. 

Italien. 

Ausfuhr  von  Knöpfen.  Die  Ausfuhr  von  Knöpfen 
ist  nach  allen  Ländern,  mit  Ausnahme  der  feindlichen, 
gestattet,  auch  wenn  die  Knöpfe  aus  Rohstoffen  an¬ 
gefertigt  sind,  deren  Ausfuhr  verbotien  ist.  Ausge¬ 
schlossen  von  der  Ausfuhr  sind  Knöpfe,  welche  für  die 
Uniformen  der  italienischen  Armee  gebraucht  werden, 
sowie  Knöpfe  aus  edlen  Metallen. 

Ausfuhr  von  Asphalt.  Nach  einer  Mitteilung  vom 
30.  November  1915  hat  das  italienische  Einanzmini¬ 
sterium  die  Zollämter  ermächtigt,  die  Ausfuhr  von  un¬ 
verpacktem  (a  la  rinfusa)  Asphalt  nach  England, 
Frankreich  und  deren  Kolonien,  Amerika,  Rußland  und 
den  Ländern  über  dem  Suez-Kanal  zu  gestatten.  Für 
Sendungen  nach  anderen  Ländern  muß  die  Bewilligung 
des  italienischen  Finanzministeriums  eingeholt  werden. 
Die  Ausfuhr  von  Asphalt  in  Säcken  ist  an  eine  Spezial¬ 
bewilligung  des  Finanzministeriums  gebunden. 

Ausfuhr  von  Flachserzeugnissen.  Laut  Meldung 
vom  2.  Dezember  1915  sind  Flachserzeugnisse  bei  der 
Ausfuhr  den  Hanferzeugnissen  gleichgestellt,  somit  auf 


Grund  der  den  Zollbehörden  erteilten  Anweisungen  ohne 
besondere  Bewilligung  zur  Ausfuhr  zuzulassen. 

Ausfuhr  von  Baumwollabfällen  und  chirur¬ 
gischer  Scharpiebaumwolle.  Laut  Verordnung  des 
italienischen  Finanzministeriums  ist  die  Ausfuhr  von 
Baumwollabfällen  bis  zur  Hälfte  der  im  Lande  befind¬ 
lichen  Vorräte  erlaubt.  Die  Zollbehörden  haben  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  den  interessierten  Eirmen  den  Lager¬ 
bestand  festzusetzen. 

Zur  Ausfuhr  von  entfetteter  chirurgischer  Scharpie¬ 
baumwolle  haben  die  Interessenten  die  Genehmigung  des 
Finanzministeriums  einzuholen,  wobei  das  Quantum, 
das  Bestimmungsland  und  das  Grenzzollamt,  bei  welchem 
die  Ausfuhr  erfolgt,  anzugeben  sind.  Außerdem  muß 
eine  Bescheinigung  vorliegen,  wonach  die  Ware  einer 
chirurgischen  Watte  vollkommen  entspricht.  Die  ein¬ 
zelnen  Pakete  dürfen  das  Gewicht  von  5  kg  nicht  über¬ 
steigen.  Das  Gesuch  muß  von  einem  amtlichen  Zerti¬ 
fikate  des  Präfekten  der  Provinz,  in  welcher  sich  die 
Fabrik  befindet,  begleitet  sein,  woraus  ersichtlich  ist, 
daß  in  der  Fabrik  ein  solches  Quantum  von  Ware, 
seien  es  Rohstoffe  oder  fertiges  Material,  vorrätig  ist, 
daß  es  einer  fünfzehntägigen  normalen  Bearbeitung  der 
Industrie  entspricht.  Die  Fabrik  muß  sich  außerdem  ver¬ 
pflichten,  diesen  Bestand  aufrechtzuerhalten. 

Ausfuhr  von  Salami.  Laut  Meldung  vom  2.  De¬ 
zember  1915  wurden  die  bestehenden  Vorschriften  zur 
Ausfuhr  von  Salami  aufgehoben.  Salami  und  Selch¬ 
waren  jeder  Art  und  Verpackung  bedürfen  von  nun  an 
einer  besonderen  Genehmigung  des  Finanzministeriums, 
welche  von  Fall  zu  Fall  Vorbehalten  wird. 

Schweiz. 

Befristung  der  allgemeinen  Betreibungsstun¬ 
dung.  Gestützt  auf  Artikel  3  des  Bundesbeschlusses  vom 
3.  August  1914,  betreffend  Maßnahmen  zum  Schutze 
des  Landes  und  zur  Aufrechterhaltung  der  Neutralität 
und  in  teilweiser  Abänderung;  der  Verordnung  vom 
28.  September  1914,  betreffend  Ergänzung  und  Ab¬ 
änderung  des  Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs  für  die  Zeit  der  Kriegswirren,  sowie  des 
Bundesratsbeschlusses  vom  30.  März  1915,  betreffend 
Befristung  der  allgemeinen  Betreibungsstundung,  hat 
der  Bundesrat  am  23.  November  folgenden  Beschluß 
gefaßt; 

Artikel  i.  Weist  sich  ein  Schuldner,  dem  vor  dem 
I,  Januar  1916  eine  allgemeine  Betreibungsstundung 
bewilligt  worden  ist,  darüber  aus,  daß  die  Gründe,  die  zu 
ihrer  Bewilligung  führten,  ohne  sein  Verschulden  noch 
f ortdauern,  so  kann  er  bei  der  Nachlaßbehörde  die  Ver¬ 
längerung  der  Stundung  bis  längstens  30.  Juni  1916 
verlangen. 

Eür  den  Entscheid  über  das  Gesuch  sind  die  Bestim¬ 
mungen  der  Artikel  12  bis  16  der  Verordnung  vom 
28.  September  1914  entsprechend  anw'endbar. 

Die  Nachlaßbehörde  kann  die  Verlängerung  von  der 
Leistung  von  Abschlagszahlungen  abhängig  machen,  auch 
wenn  solche  im  früheren  Entscheid  nicht  festgesetzt 
waren. 

Artikel  2.  Die  Geltungsdauer  einer  nach  Inkrafttreten 
dieses  Beschlusses  bewilligten  allgemeinen  Betreibungs¬ 
stundung  kann  sich  bis  30.  Juni  1916  erstrecken. 

Artikel  3.  Vom  i.  Januar  1916  hinweg  gilt  eine  all¬ 
gemeine  Betreibungsstundung  nicht  für  rückständige 
Zinse  grundpfändlich  versicherter  Kapitalien,  soweit 
diese  Zinse  seit  zwei  Jahren  oder  länger  verfallen  sind. 

Artikel  4.  Vom  i.  Januar  1916  hinweg  gilt  eine  all¬ 
gemeine  Betreibungsstundung  nicht  für  fällige  Zinse 
eines  Kapitals,  für  das  ein  Faustpfandrecht  an  einer 
verzinslichen  Forderung  oder  an  einer  Forderung  mit 
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anderen  zeitlich  wiederkehrenden  Nebenleistungen  be¬ 
stellt  worden  ist,  sofern  nicht  die  fälligen  Zinse  oder 
Nebenleistungen  der  verpfändeten  Forderung  kraft 
Gesetz  oder  \^ertrag  der  Pfandhaft  unterliegen  oder 
nachträglich  als  Pfand  bestellt  werden. 

Artikel  5.  Solange  die  Betreibungsstundung  dauert, 
kann  der  Pfandgläubiger  für  die  in  Artikel  3  und  4 
erwähnten  Zinse  nur  die  Betreibung  auf  Pfandver¬ 
wertung  anheben  oder  fortsetzen. 

Wird  in  einer  solchen  Betreibung  während  der  Dauer 
der  Stundung  ein  Pfandausfallschein  ausgestellt,  so  be¬ 
ginnt  die  Monatsfrist,  während  der  die  Betreibung  ohne 
neuen  Zahlungsbefehl  auf  dem  Wege  der  Pfändung 
oder  des  Konkurses  fortgesetzt  werden  kann  (Artikel  158, 
Absatz  2,  des  Bundesgesetzes  über  Schuldbetreibung  und 
Konkurs),  erst  mit  dem  Ablauf  der  Stundung. 

Artikel  6.  Will  der  Schuldner  die  Zulässigkeit  einer 
gestützt  auf  Artikel  3  oder  4  geführten  Betreibung  be¬ 
streiten,  so  hat  er  unter  Angabe  des  Grundes  Rechts¬ 
vorschlag  zu  erheben. 

Ober  die  Begründetheit  des  Einwandes  entscheidet  der 
Rechtsöffnungsrichter  im  summarischen  Verfahren. 

Artikel  7.  Während  der  dem  Hauptschuldner  er¬ 
teilten  Stundung  kann  der  einfache  Bürge  nicht  belangt 
■werden.  Die  ihm  gemäß  Artikel  502  und  503  des  schwei¬ 
zerischen  Obligationsrechts  zustehenden  Rechte  sind  ein¬ 
gestellt. 

Der  einfache  Bürge  haftet  für  die  w'ährend  der 
Stundung  auflaufenden  Zinsen  auch  dann,  wenn  seine 
Haftung  gemäß  Artikel  499,  Absatz  3,  des  Obligationen¬ 
rechts  beschränkt  ist.  Von  dieser  Haftung  kann  er  sich' 
jederzeit  durch  Bezahlung  der  Forderung  samt  Zinsen 
befreien. 

Artikel  8.  Dieser  Beschluß  tritt  am  i.  Dezember  1915 
in  Kraft. 

Verkauf  von  Butter  und  Käse.  Ein  Bundesrats¬ 
beschluß  vom  27.  November  1915  lautet; 

Artikel  i.  Eür  Butter,  Käse  und  Schabzieger  (Kräuter¬ 
käse)  werden  Höchstpreise  festgesetzt,  die  beim  Verkaufe 
nicht  überschritten  werden  dürfen.  Vorbehalten  bleibt 
die  Festsetzung  der  Preise  für  den  durch  die  Genossen¬ 
schaft  schweizerischer  Käseexportfirmen  auszuführenden 
Käse  und  die  Ausfuhr  von  Schabzieger. 

Artikel  2.  Die  in  den  Beilagen  I  und  H  aufgestellten 
Höchstpreise  und  Verkaufsbedingungen  gelten  vom 
I.  Dezember  1915  an. 

Das  Volkswirtschaftsdepartement  wird  ermächtigt,  für 
die  in  Artikel  1  nicht  erwähnten  Milchprodukte,  gesottene 
Butter  inbegriffen,  Höchstpreise  festzusetzen. 

Artikel  3.  Verträge  über  die  Lieferung  von  Käse, 
Schabzieger  (Kräuterkäse)  und  Butter,  die  zu  höheren 
als  den  Höchstpreisen  abgeschlossen  worden  sind,  gelten 
als  zu  den  Höchstpreisen  abgeschlossen,  soweit  die  Lie¬ 
ferung  noch  nicht  erfolgt  ist. 

Diese  Folge  tritt  ein  für  Verträge,  die  nach  dem 
15.  November  1915  abgeschlossen  w'orden  sind,  mit  dem 
Inkrafttreten  dieses  Beschlusses  und  für  Verträge,  die 
vor  dem  16.  November  1915  abgeschlossen  wurden,  mit 
dem  I.  Januar  1916. 

Die  Lieferung  gilt  als  erfolgt,  wenn  die  Ware  am 
Tage  vor  dem  betreffenden  Zeitpunkte  abgeliefert  oder 
einer  öffentlichen  Transportanstalt  zur  Ablieferung  über¬ 
geben  worden  ist. 

Artikel  4.  Der  Abschluß  von  Käufen  und  Verkäufen 
über  Milchprodukte  jeder  Art,  sowde  Speisefette,  zum 
Zwecke  der  Ausfuhr  ist,  solange  nicht  eine  Ausfuhr¬ 
bewilligung  des  Volkswirtschaftsdepartements  erteilt  ist, 
verboten. 

Artikel  5.  Das  ämlkswirtschaftsdepartement  wird  er¬ 
mächtigt,  ^Mrschriften  über  die  Art  der  Verwendung  der 


Milch  im  allgemeinen  oder  in  einzelnen  Betrieben  zu  er¬ 
lassen. 

Artikel  6.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Bundesrats¬ 
beschlusses,  den  in  den  Beilagen  I  und  II  enthaltenen 
oder  den  nach  Artikel  2  und  5  vom  Volkswirtschafts¬ 
departement  erlassenen  Vorschriften  zuwiderhandelt, 
wird  mit  Buße  von  25  bis  5000  Francs  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  einem  Monat  bestraft.  Die  beiden  Strafen 
können  verbunden  werden. 

Als  Täter  sind  bei  Übertretung  der  Höchstpreise  für 
den  Großhandel  Verkäufer  und  Käufer  strafbar,  für  Über¬ 
tretungen  im  Kleinhandel  nur  die  Verkäufer. 

Die  Verfolgung  und  Beurteilung  dieser  Übertretungen 
liegt  den  Kantonen  ob.  Der  erste  Abschnitt  des  Bundes¬ 
gesetzes  vom  4.  Februar  1853  über  das  Bundesstrafrecht 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  findet  An¬ 
wendung. 

Artikel  7.  Dieser  Bundesratsbeschluß  tritt  am  i.  De¬ 
zember  1915  Kraft.  Das  Volkswirtschaftsdepartement 
wird  mit  seinem  Vollzüge  beauftragt. 

Beilage  1. 

Höchstpreise  für  Butter. 

1.  Großhandelspreise. 

Die  Höchstpreise  für  Butter,  die  die  Produzenten  beim 
Verkauf  im  Großhandel,  franko  Abgangsstation  ge¬ 
liefert,  für  I  kg  fordern  dürfen,  sind  folgende:  Für  Zen¬ 
trifugen-,  Rahm-  oder  Nidelbutter,  1.  Qualität  Francs 
4’2o;  für  Zentrifugen-Molken-,  Rahm-  oder  Nidelbutter, 
H.  Qualität  Francs  4’ — ;  für  Käserei-,  beziehungsweise 
Vorbruchbutter  Francs  3'8o. 

Wiederverkäufer  dürfen  für  Butter,  die  sie  zu  den 
obgenannten  Preisen  gekauft  haben,  darauf  10  Rappen 
für  I  kg  Zuschlägen. 

Für  das  Formen  der  Butter  und  besondere  Verpackung 
der  einzelnen  Stücke  bis  zu  i  kg  ist  für  Produzenten 
und  Händler  außerdem  ein  Preiszuschlag  von  20  Rappen 
für  I  kg  zulässig. 

2.  Kleinhandelspreise. 

Im  Kleinhandel  dürfen  für  i  kg  nicht  höhere  als  die 
n.achstehenden  Preise  gefordert  werden: 

InStückf“n  InFormen 
von  ^Ukfj  von  mehr  1°  Formen 
tind  mehr  als  250  bis 
vom  Stürk  1000  g"  250^ 

Francs 

Zentrifugen-,  Rahm-  oder  Nidel¬ 
butter,  I.  Qualität . 4-60  4'8o  5’ — 

Zentrifugen-Molken-,  Rahm-  oder 

Nidelbutter,  II.  Qualität  .  .  .  4’4o  4-60  4'8o 

Käserei-,  beziehungsweise  Vor¬ 
bruchbutter  . 4-20  4'40  4-60 

Die  Kantone  sind  ermächtigt,  für  Städte  und  städtische 
Verhältnisse,  sowie  für  Kurorte  auf  den  vorstehenden 
Kleinhandelspreisen  Zuschläge  bis  zu  20  Rappen  für 
I  kg  zu  bewilligen.  Sie  können  dieses  Recht  an  die  Ge¬ 
meinden  abtreten. 

Beilage  H. 

Höchstpreise  für  Käse. 

A.  Verkauf  in  ganzen  Laiben  (Abgabe  an  Wiederver¬ 
käufer  und  Konsumenten). 

Bei  Bezüpfen  von 

2500X’.(7  _ _  einzelnen 

und  mehr  2500^^  Laiben 


Emmentaler-,  Greyerzer-  und 
Spalen-Schnittkäse,  vollfett 

P  r  e 
Francs 

s  für 
Francs 

1  kfj 

Francs 

I.  Qualität 

2‘i6 

2*20 

2-25 

II.  „ 

Halbfette  Käse  der  obgenannten 

2-o6 

2-10 

2-lS 

Sorten  . 

Viertelfette  Rund-,  beziehungs- 

1-82 

1-85 

1-90 

weise  Hartkäse . 

— 

1-65 

170 
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Handmagerkäse . 

ca.  10  —  12  Stück 
in  Rollen, 
bezw.  Fässern 

.  .  .  —  1-30 

i‘40 

Zentrifugenmagerkäse  .  . 

i-io 

Spalen-Reibkäse . 

.  .  .  -  2-6o 

270 

Tilsiter,  vollfett . 

.  •  .  —  1-95 

2'10 

,,  halbfett  .... 

.  .  .  —  1-65 

i-8o 

„  viertelfett  .  .  . 

.  .  .  —  i‘40 

1-50 

Die  Preise  verstehen  sich  ab  Lager,  beziehungsweise 
nächste  Poststelle  oder  Eisenbahnstation  des  Lieferanten, 
bei  Abnahme  von  wenigstens  einem  ganzen  Laibe,  gegen 
Barzahlung.  Für  besondere  Verpackung,  wo  eine  solche 
nötig  ist,  dürfen  die  Selbstkosten  berechnet  werden. 

Die  Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  ganze  Mulchen 
ist  dem  Volkswirtschaftsdepartement  übertragen. 

B.  Verkauf  im  Ausschnitt  (Detailladenpreise). 

Bei  Bezügeo  von 
4  Ic^  weniger  als 
und  mehr  4  kg 


Francs 

Emmentaler-,  Greyerzer-  und  Spalen- 

Schnittkäse,  vollfett,  I.  Qualität  ....  2’6o  2‘8o 

11.  Qualität  . 2'50  270 

Halbfette  Käse  der  übgcaannteii  Sorten  .  .  2- 10  2'20 

Viertelfette  Rund-,  beziehungsweise  Hart¬ 
käse  . 1-90  2‘ — • 

Handmagerkäse  . 170  i'8o 

Zentrifugenmagerkäse  . . 1-40  1-50 

Spalen-Reibkäse  . 3-10  3‘30 

Tilsiter,  vollfett,  laibvveise  . 2-30  2’40 

„  halbfett,  „  . 2' —  2' 10 

„  viertelfett,  „  . 170  i-8o 


In  den  Verkaufsstellen  ist  jede  vorhandene  Käsesorte 
mit  einer  Aufschrift  zu  versehen,  auf  welcher  Sorte, 
Qualität  und  Preis  für  i  kg  genau  angegeben  sind. 
Mangelhafte  und  unrichtige  Bezeichnungen  werden  be¬ 
straft. 

Die  als  Fettkäse  verkaufte  Ware  muß  wenigstens 
40  Prozent  Fett  in  der  Trockenmasse  enthalten,  die  halb¬ 
fette  wenigstens  20  Prozent  und  die  viertelfette  min¬ 
destens  IO  Prozent. 

C.  Schabzieger  (Kräuterkäse). 

I  Bei  Abgabe  an  Wiederverkäufer  Francs  i'35  für 
I  kg  ab  Lager,  beziehungsweise  Poststelle  oder  Bahn¬ 
station  des  Lieferanten. 

2.  Ladenpreise  für  Detailverkauf  Francs  170  für  i  kg. 

3.  Hausierpreise.  Für  je  100  g  20  Rappen. 

Niederlande. 

Ausfuhr  von  Leinsamen.  Der  Minister  für  Land¬ 
wirtschaft,  Industrie  und  Handel  hat  —  mit  Bezug  auf 
den  königlichen  Beschluß  vom  24.  September  1915  — 
unterm  25.  November  1915  angeordnet,  daß  für  an¬ 
erkannte  Exporteure  und  Händler  von  in  den  Nieder¬ 
landen  kultivierten  Säleinsamen  Bewilligungen  für  die 
Ausfuhr  einer  beschränkten  Menge  dieser  Samen  erteilt 
werden. 

Bulgarien. 

Ausfuhrverbot.  Durch  Ukas  vom  5./ 18.  Oktober  1915 
wurde  die  Ausfuhr  von  gedruckten  Büchern  in  jedweder 
Sprache  aus  dem  Gebiete  des  Königreiches  verboten. 


Argentinien.  (Zolltechnisclie  Behandlung  von  Petro¬ 
leum.)  Angesichts  der  Erschwerung  der  Kohlenzufuhr  infolge 
des  Krieges,  sowie  der  steten  Zunahme  der  Verwendung  von 
Rohölmotoren  zur  Erzeugung  mechanischer  Kraft,  gewinnt 
Petroleum  für  Argentinien  ständig  an  Bedeutung.  Den  Bedarf 
an  Rohöl  vermag  die  Produktion  der  patagonischen  staatlichen 
Quellen  —  trotz  deren  Steigerung  in  jüngster  Zeit  auf  rund 
10.000  t  monatlich  —  nicht  zu  decken,  so  daß  eine  regelmäßige 
Einfuhr  mexikanischen  Rohöls  über  Tampico  sich  entwickelte. 
Sonstige  Erdölprodukte  (Benzin,  Ligroin,  Gasöl,  Brennöl,  Vaselin, 


Paraffin)  werden  auch  in  relativ  bedeutenden  Mengen  zur  Ein¬ 
fuhr  gebracht.  Bei  ihrer  Verzollung  auf  Grund  des  aus  1906 
stammenden  Tarifes  ergaben  sich  nun  vielfach  Schwierigkeiten, 
weil  über  die  Abgrenzung  der  damals  für  die  vielerlei  Produkte 
statuierten  Tarifnummern  Zweifel  entstanden.  Eine  endgültige, 
den  derzeit  herrschenden  technischen  Grundsätzen  angepaßte 
Klassifikation  wurde  zudem  zur  Anwendung  der  im  Artikel  9 
des  Zollgesetzes  für  »petroleo  impuro«  (unreines  Erdöl)  oder 
»nafta«,  beziehungsweise  »carburina«,  sowie  für  bituminöse,  zur 
Gaskarburation  bestimmte  Öle  (»aceites  de  esquistosa)  gewährten 
Zollfreiheit  benötigt. 

Nach  der  diesbezüglichen  Verordnung  vom  17.  Juli  1.  J.  dürfen 
von  nun  an  zollfrei  eingeführt  werden: 

1.  Gänzlich  unraffiniertes  Rohöl;  nur  Ausscheidung  von  Wasser 
und  fremdartigen  Verunreinigungen  ^Sand  etc.)  ist  zulässig; 

2.  Leichtöle  mit  größter  Dichte  0730  bei  15“  C,  welche  bis 
120“  C  mindestens  90  Prozent  Volumen  destillieren; 

3.  Von  Gasanstalten  zur  Einfuhr  gebrachte,  zur  Karburation 
bestimmte,  unraffinierte  Gasöle  (Bitumenöle)  mit  Dichte  von  0'830 
bis  O'o,  welche  bis  300"  C  höchstens  20  Prozent  Volumen 
destillieren  mit  Flammpunkt  unter  150“  C. 

In  dem  Artikel  2,  §§  2 — 8,  werden  sodann  die  nach  der  Ale- 
thode  Engler  sowie  bei  Gebrauch  des  Apparates  »Abel«  fest¬ 
zustellenden  Charakteristika  der  eineinen  Tarifnummern  (argen¬ 
tinische  Zolltarif  -  Nr.  3270  (Rückstände),  3183  (Ligroine),  194 
(Brennöl),  2701  (sonstige  Mineralöle),  3326  (flüssiges  Vaselin), 
2779  (unreine  Vaselinöle),  3215  (Paraffin),  3325  und  3327  (Vaselin) 
festgelegt,  und  für  sonstige,  in  diese  Kategorien  nicht  fallende 
Produkte  eine  Verzollung  mit  25  Prozent  von  dem  auszuweisenden 
Handelswert  nach  Artikel  15  des  Zollgesetzes  bestimmt. 

Zum  Zwecke  der  Durchführung  dieser  Bestimmungen  müssen 
ab  I.  Oktober  1.  J.  den  Verschiffungspapieren  für  unraffiniertes 
Erdöl  Proben  beigegeben  werden,  welche  von  der  staatlichen 
chemischen  Untersuchungstelle  (oficina  quimica  nacional)  klassi¬ 
fiziert  werden;  auch  ist  zur  Bewilligung  zollfreier  Einfuhr  ein 
legalisiertes  Ursprungszeugnis  der  Sendungen  von  nun  ab  er¬ 
forderlich. 

(Analyse  importierter  vegetabilischer  Konserven.) 
Gemäß  Artikel  42  des  argentinischen  Zollgesetzes  sind  zur  Ein¬ 
fuhr  angemeldete  Nahrungsmittel,  falls  sie  verfälscht  oder  mit 
gesundheitsschädlichen  Stoffen  versetzt  erscheinen,  zu  vernichten, 
wofern  der  Bezugsberechtigte  nicht  binnen  drei  Tagen  deren 
Reexport  veranlaßt.  Die  Anwendung  dieser  Bestimmung  auf 
vegetabilische  Konserven  wurde  durch  ein  argentinisches  Re¬ 
gierungsdekret  vom  28.  August  1.  J.  neu  geregelt.  Hiernach 
werden  solche  von  nun  an  nur  nach  Untersuchung  durch  die 
chemischen  Ämter  der  Nation  zur  Abfertigung  durch  die  Zoll¬ 
ämter  zugelassen.  Als  gesundheitsschädlich  werden  jene  Kon¬ 
serven  erklärt,  welche  gefälscht,  verdorben  oder  mit  Konser- 
vierungs-,  Gift-  oder  Farbstoffen  versetzt  sind. 

Im  besonderen  werden  jedoch  folgende  Ausnahmen  für  zu¬ 
lässig  erklärt : 

1.  Konzentrierte  Konserven  (weniger  als  60  Prozent  Wasser¬ 
gehalt)  mit  weniger  als  100  mg  Borsäure  auf  das  kg  der  Ware; 

2.  Würzen  (Saucen  mit  mehr  als  60  Prozent  Wasser)  und 
Konserven  im  allgemeinen  mit  Zusatz  wie  unter  l.; 

3.  Konserven  mit  weniger  als  30  7ng  Kupfer  auf  das  kg  Ware. 


fjanitei. 


Die  Umsätze  der  großen  russischen  Messen  im 
Jahre  1915.  Die  Berliner  »Nachrichten  für  Handel  und 
Industrie«  (zusammengestellt  im  Reichsamt  des  Innern) 
entnehmen  einer  russischen  Zeitung  folgende  Aus¬ 
führungen  : 

Der  Messe  von  Nishnij-Nowgorod  hat  das 
Kriegsjahr  eine  Reihe  tiefeinschneidender  Veränderungen 
gebracht.  Besonders  schroff  ist  das  Fehlen  von  bearbei¬ 
teten  Häuten,  Tuchen,  sowohl  der  russischen  (Armee¬ 
tuche)  als  auch  der  feinen,  und  der  Leinengewebe.  Auf 
dem  Manufakturwarenmarkte  machte  sich  starker  Mangel 
in  Kleiderstoffen  und  schwarz  gefärbten  Stoffen  bemerkbar 
infolge  des  Aufhörens  der  Einfuhr  von  schwarzer  Farbe, 
die  früher  aus  Deutschland  bezogen  wurde.  In  den 
ersten  Messetagen  war  der  Zustrom  der  Käufer  außer¬ 
ordentlich  groß,  und  die  Preise  stiegen  bis  auf  eine 
noch  nicht  dage.vesene  Höhe.  Von  Rauchwaren  wurden 
einzelne,  wie  Polarfuchs  und  Eichhörnchen,  die  nach 
Amerika  und  Großbritannien  gingen,  gut  verkauft;  im 
Vergleiche  zu  den  Preisen  im  Juni  1914  stiegen  die 
Preise  auf  der  diesjährigen  Messe  um  20  Prozent  für 
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den  auswärtigen  und  um  lo — 15  Prozent  für  den 
inneren  Markt.  Der  Handel  mit  Schaffellen  entwickelte 
sich  sehr  still,  weil  es  einerseits  an  Waren  für  den 
Bedarf  der  Armee  mangelte,  und  anderseits  die  Waren, 
wonach  seitens  der  Armee  keine  Nachfrage  vorhanden 
war,  keinen  Absatz  fanden,  infolge  des  Fehlens  einer 
Nachfrage  des  Westens  und  der  Preissteigerung  bis  zu 
50  Prozent.  Von  Leder  hatte  nur  die  Zufuhr  von  Kalb¬ 
leder  zugenommen,  infolge  der  Sendungen  aus  Riga  und 
Dwinsk  (Dünaburg).  Die  Nachfrage  nach  Lederwaren 
aller  Art  überstieg  bedeutend  das  Angebot,  infolgedessen 
wurden  sie  nur  an  die  alten  ständigen  Käufer,  und  zwar 
durch  Verteilung  verkauft.  Die  Preise  waren  sehr  hoch. 
Auf  dem  Gebiete  der  Drogenwaren  hat  der  Krieg  be¬ 
sonders  merklich  auf  die  aus  dem  Ausland  kommenden 
Drogen  eingewirkt ;  es  macht  sich  aber  auch  Mangel 
an  Waren  bemerkbar,  die  im  Königreich  Polen  ge¬ 
wonnen  werden,  wie  Zinkweiß,  Englischrot,  Ocker  u.  a.  m. 
Was  die  Metallfabrikate  anlangt,  so  hat  ihre  Anfuhr 
auf  die  diesjährige  Messe  nur  etwa  ein  Drittel  der  An¬ 
fuhr  des  Vorjahres  der  Menge  nach,  und  etwas  mehr 
als  die  Hälfte  dem  Werte  nach  erreicht,  und  ungefähr 
600.000  Rubel  im  ganzen  betragen.  Die  Preise  für  Klein¬ 
eisenwaren  waren  bis  auf  50  Prozent  gestiegen,  ihre 
Anfuhr  war  gering  (etwa  ein  Drittel  der  sonstigen  Zu¬ 
fuhr),  aber  auch  die  Nachfrage  darnach  hatte  bedeutend 
abgenommen.  Emaillierte  Geräte  waren  um  das  Doppelte 
höher  im  Preise.  Auch  die  Herstellung  der  verschiedenen 
kleinen  Gegenstände  aus  Holz,  wie  Bast,  Matten  zu 
Säcken  (bis  20  Prozent)  hat  bedeutend  abgenommen. 

Im  ganzen  hat  sich  die  Warenzufuhr  zur  Messe  im 
Vergleich  zum  Vorjahr  1914  der  Menge  nach  annähernd 
um  40  Prozent  vermindert;  dem  Werte  nach  erreichte 
der  Handel  infolge  der  starken  Steigerung  der  Nach¬ 
frage  und  der  bedeutenden  Steigerung  der  Preise  für 
alle  Waren  fast  die  normale  Höhe. 

Die  Zufuhr  der  Waren  zur  Irbiter  Messe  ist  im 
laufenden  Jahre  im  ganzen  um  9,300.000  Rubel 
(13,490.000  Rubel  gegen  22,790.000  Rubel  im  Jahre 
1914)  geringer  gewesen.  Hinsichtlich  der  Rauchwaren, 
die  den  Hauptgegenstand  des  Handels  auf  dieser  Messe 
ausmachten,  läßt  sich  die  geringere  Zufuhr  durch  die 
Verminderung  der  Jagden  in  Sibirien  in  der  verflossenen 
Saison  erklären,  unter  anderem  auch  durch  das  Verbot 
der  Jagd  auf  Zobel;  außerdem  sind  zahlreiche  große 
Rauchwarenhändler  auf  der  Messe  nicht  erschienen  und 
haben  ihre  Ware  zurückgehalten  bis  zu  einer  besseren 
Stimmung  des  Rauchwarenmarktes.  Der  Umsatz  darin 
hat  2,435.000  Rubel  gegen  7,503.000  Rubel  im  Jahre 
1914  betragen.  Den  Haüptteil  bildeten  Eichhörnchen¬ 
felle,  wovon  für  899.400  Rubel  (gegen  2,280.000  Rubel 
im  Jahre  1914)  verkauft  worden  sind.  Der  Handel  mit 
anderen  Waren  hat  nachfolgende  Ziffern  aufzuweisen : 
von  europäischen  Waren  (Manufaktur-,  Leder-,  Eisen¬ 
waren,  fertigen  Kleidern  u.  dgl.  m.)  waren  der  Messe 
für  9,450.000  Rubel  zugeführt  und  für  9,169.000  Rubel 
verkauft;  von  sibirischen  Waren  (Rauchwaren,  ver¬ 
schiedene  Rohmaterialien  u.  s.  w.)  waren  zugeführt  für 
3>532  000  Rubel,  verkauft  für  3,527.000  Rubel,  und 
endlich  von  asiatischen  Waren  (Tee,  Seidenstoffen, 
Teppichen  u.  dgl.  m.)  waren  zugeführt  für  508  000  Rubel, 
verkauft  für  427.000  Rubel. 

Die  Messe  am  Tage  der  heiligen  Dreikönige  in 
Charkow  ist  in  diesem  Jahre  infolge  des  Krieges 
unter  sehr  ungünstigen  Verhältnissen  verlaufen.  Die  Zahl 
der  erschienenen  Käufer  war  gering.  Im  ganzen  ist  der 
Umsatz  der  Messe  um  3,279.400  Rubel  gegen  das 
Vorjahr  geringer  gewesen  (10,591.900  Rubel  gegen 
I3>87I-3oo  Rubel  im  Jahre  1914);  ihre  Ergebnisse 
müssen  als  durchaus  unbefriedigend  bezeichnet  werden. 
Hauptgegenstände  des  Handels  waren  :  Manufakturwaren 
(Ausfuhr:  5,305.000  Rubel,  Verkauf:  3,740.000  Rubel) 
und  Wolle,  woran  wegen  großer  Nachfrage  Mangel  war 


(zugeführt  waren  für  4,630.000  Rubel  und  alles  war  zu 
hohen  Preisen  verkauft). 

Auf  der  Kiew  er  Kontraktenmesse  verlief  der  Klein¬ 
handel  mittelmäßig.  Die  Zahl  der  Handelsstellen  war 
bedeutend  geringer  als  im  vorigen  Jahre,  hauptsächlich 
infolge  der  Schwierigkeiten  bei  der  Anfuhr  der  Waren, 
bedingt  durch  die  Schwierigkeiten  der  Warentransporte 
auf  den  Eisenbahnen.  Belebt  war  nur  der  Handel  mit 
Fischwaren  und  Erzeugnissen  der  Hausindustrie.  Auch 
der  Börsenhandel  hatte  in  diesem  Jahre  keine  besonderen 
Erfolge  zu  vermerken.  Was  die  Zuckererzeugung  an¬ 
betrifft,  so  war  man  um  die  Versorgung  der  Zucker¬ 
industrie  mit  Rohmaterial  besorgt.  Gut  arbeiteten  während 
der  Kontraktenmesse  die  technischen  Kontore  der  Zucker¬ 
fabriken.  Die  Preise  für  fast  alle  Maschinenteile,  Ma¬ 
terialien  und  chemische  Produkte,  die  früher  aus  Deutsch¬ 
land  bezogen  zu  werden  pflegten,  waren  stark  gestiegen ; 
die  Fabrikanten  machten  indes  Bestellungen,  ohne  sich 
durch  die  Teuerung  abschrecken  zu  lassen. 

Förderung  russisch-dänischer  Handelsbeziehungen. 

Aus  Kopenhagen  wird  uns  geschrieben: 

Die  Petersburger  Exportkammer  hat  durch  den  russi¬ 
schen  Generalkonsul  in  Kopenhagen  ein  Schreiben  an 
dänische  Exporteure  und  Importeure  gerichtet,  die  Ver¬ 
bindung  mit  russischen  Handelskreisen  suchen.  Sie  werden 
aufgefordert,  sich  ehestens  an  die  Kammer  in  Petersburg 
zu  wenden.  Auch  sollen  Proben,  Kataloge  und  Preis¬ 
angaben  dorthin  gesandt  werden.  Die  Proben  werden 
in  einem  neuerrichteten  Museum  der  Kammer  für  die 
russischen  Interessenten  ausgestellt.  Weiters  wird  die 
Aufmerksamkeit  darauf  gelenkt,  daß  der  Kammer  ein 
eigenes  Auskunftsbureau  angegliedert  sei,  das  jedem 
Kammermitglied  gratis,  anderen  Anfragenden  gegen 
geringes  Honorar  die  gewünschten  Auskünfte  erteilt. 
Den  gleichen  Bestrebungen,  den  russisch  -  dänischen 
Handelsverkehr  zu  fördern,  dient  die  Neueinrichtung 
einer  russischen  Exportausgabe  der  dänischen,  sehr  ver¬ 
breiteten  »Berlingske  Tidende«.  Diese  russische  Ausgabe 
soll  einmal  monatlich  in  ungefähr  10.000  Exemplaren 
erscheinen,  in  Artikeln  die  Möglichkeiten  dänischen 
Exportes  nach  Rußland  besprechen,  neue  Verbindungen 
hersteilen  und  überhaupt  als  instruktives  Bindeglied 
zwischen  dänischen  Produzenten  und  russischen  Ab¬ 
nehmern  fungieren. 

Griechisch -italienisches  Abkommen  bezüglich  der 
Behandlung  der  Muster  von  Handelsreisenden.  Bezüglich 

der  Behandlung  der  Muster  von  Handelsreisenden  ist 
zwischen  Griechenland  und  Italien  unter  dem  8./21.  Sep¬ 
tember  1915  ein  Abkommen  abgeschlossen  worden,  das 
folgende,  beide  vertragschließenden  Teile  bindende 
wichtigere  Bestimmungen  enthält,  und  zwar : 

1.  Die  Muster  von  Handelsreisenden  genießen  die 
Zollfreiheit  unter  der  Bedingung,  daß  dieselben  binnen 
einem  Jahre  wieder  zur  Ausfuhr  gelangen. 

2.  Zur  Erlangung  der  Zollfreiheit  muß  sich  der  Han¬ 
delsreisende  als  solcher  legitimieren  können. 

3.  Zur  Sicherstellung  des  Zolles  für  den  Fall,  daß 
die  Muster  binnen  der  angegebenen  Frist  nicht  ausge¬ 
führt  werden  sollten,  muß  der  Handelsreisende  einen 
bürgfähigen  Garanten  beistellen.  Es  kann  aber  auch  dafür 
in  Bargeld  eine  Kaution  geleistet  werden. 

4.  Die  Merkzeichen  und  Plomben  werden  gegenseitig 
anerkannt.  Doch  kann  die  Zollbehörde  des  Einfuhr¬ 
hafens  zur  besseren  Unterscheidung  der  Muster  eigene 
Merkzeichen  anbringen,  und  dies  ohne  die  Muster  zu 
beschädigen  und  ohne  hierfür  eine  Gebühr  einzuheben. 

5.  Die  Wiederausfuhr  der  Muster  kann  über  einen 
beliebigen  Hafen  erfolgen,  dieselbe  ist  somit  nicht  an 
den  Einfuhrhafen  gebunden. 

6.  Die  Zollbehörde  des  Einfuhrhafens  folgt  dem 
Reisenden  einen  Schein  aus,  welcher  folgendes  zu  ent¬ 
halten  hat: 
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a)  das  Verzeichnis  der  eingeführten  Warenmuster  unter 
Bezeichnung  der  Gattung  der  Waren,  dann  der  Identitäts¬ 
merkzeichen,  eventuell  des  Gewichtes  und  der  Anzahl 
der  Warenmuster; 

S)  die  genaue  Angabe  der  Zollsätze,  die  die  Muster 
belasten,  und  ob  dieselben  durch  Beistellung  eines 
Garanten  oder  durch  Erlegung  einer  Kaution  sicher¬ 
gestellt  wurden; 

c)  Beschreibung  der  Merkzeichen,  mit  welchen  die 
Muster  versehen  wurden; 

(/)  die  Festsetzung  des  Termines,  binnen  welchem  die 
Muster  wieder  ausgeführt  werden  sollen; 

e)  bei  der  Wiederausfuhr  der  Muster  oder  bei  der 
Einlagerung  derselben  in  die  Transitmagazine  bestätigt 
dies  die  betreffende  Zollbehörde  auf  dem  sub  Nr.  6  an¬ 
geführten  Scheine,  und  wird  auf  Grund  dieser  Bestätigung 
die  eventuell  erlegte  Kaution  wieder  behoben,  beziehungs¬ 
weise  der  Garant  devinkuliert. 


Die  Kupfermine  in  Bor.  Wie  die  »Bulg.  Handels-Ztg.« 
meldet,  wurden  bulgarische  Mineningenieure  nach  den 
neueroberten  Gebieten  entsendet,  um  einige  Bergwerke 
in  Augenschein  zu  nehmen.  Die  Ingenieure  haben  u.  a. 
das  berühmte  Kupferwerk  »Bor«  besichtigt,  welches  als 
die  an  Kupfererzen  reichste  Mine  auf  der  Balkanhalb¬ 
insel  gilt.  Betrieb  und  Exploitierung  waren  an  eine 
französische  Unternehmung  vergeben.  Die  Serben  ver¬ 
suchten  es,  die  Installation  und  Maschinen,  welche  als 
modern  und  vollkommen  zweckentsprechend  gerühmt 
werden,  zu  zerstören,  doch  ist  der  angerichtete  Schaden 
ziemlich  geringfügig  und  verhältnismäßig  leicht  wieder 
auszubessern,  so  daß  der  Betrieb  in  wenigen  Tagen 
wieder  aufgenommen  werden  kann. 


Jier  ^U0emeine}t  >«0  b*  b» 
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Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfiagen.) 


Konstituierung  der  Allgemeinen  Exportsektion 
des  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseums,  Unter 
dem  Vorsitze  Seiner  Exzellenz  Dr.  J.  M.  Baern- 
r  eit  her  fand  am  7-  d.  M.  die  konstituierende  Ver¬ 
sammlung  der  Allgemeinen  Exportsektion  des  k.  k.  öster¬ 
reichischen  Handelsmuseums  statt.  Geheimer  Rat 
Dr.  Baernreither  entwickelte  in  längerer  Rede  die  Not¬ 
wendigkeit  der  Vorsorge  für  den  Außenhandel  und  be¬ 
sprach  die  voraussichtlichen  Schwierigkeiten  und  die 
programmatischen  Ziele  der  künftigen  Handelspolitik. 
Der  Leiter  der  Direktion  des  k.  k.  österreichischen 
Handelsmuseums  Sektionsrat  Dr.  K  a  r  m  i  n  s  k  i  er¬ 
stattete  das  Referat  über  die  Vorarbeiten  zur  Begrün¬ 
dung  der  Allgemeinen  Exportsektion  und  erläuterte  den 
vorgelegten  Entwurf  einer  provisorischen  Geschäfts¬ 
ordnung. 

In  der  hierüber  eröffneten  Diskussion  wurden  einige 
Abänderungsvorschläge  besprochen  und  hierauf  die  vor¬ 
geschlagene  Geschäftsordnung  mit  Abänderungen  zu  §  3 
angenommen,  dahingehend,  daß  der  Vorstand  bei  An¬ 
wesenheit  der  Hälfte  der  Vorstandsmitglieder  beschluß¬ 
fähig  sein  soll.  Auch  wurde  die  Zahl  der  Beiräte  in 
Abänderung  des  ursprünglichen  Vorschlages  von  12  auf 
14  erhöht  und  die  zwei  neuen  Stellen  den  Exporteuren 
und  den  Kleinindustriellen  Vorbehalten.  Im  übrigen  fand 
der  erstattete  Wahlvorschlag  die  einhellige  Billigung  der 
Versammlung,  worauf  der  zum  Obmann  der  Sektion  ge¬ 
wählte  kaiserliche  Rat  und  k.  k.  Kommerzialrat  Friedrich 
Eisinger  mit  Dankesworten  für  seine  Wahl  den 
Vorsitz  übernahm  und  die  Sitzung  schloß. 

Der  gewählte  Vorstand  setzt  sich  nunmehr  folgender¬ 
maßen  zusammen:  Obmann:  kaiserlicher  Rat  und 
Kommerzialrat  Friedrich  E  1  s  i  n  g  e  r ;  Obmannstell¬ 
vertreter:  Kommerzialrat  Karl  Thonet,  Generalrat 
Adolf  V.  W  i  e  s  e  n  b  u  r  g,  Direktor  Gustav  Korner; 
Vorstandsmitglieder:  die  Herren  Adolf  A  n  d  e  r  1, 
Dr.  Jakob  B  i  a  c  h,  Franz  Georg  B  u  j  a  1 1  i,  Kom¬ 
merzialrat  Eduard  Ritter  v.  Doctor,  kaiserlicher 
Rat  Max  Duschnitz,  kaiserlicher  Rat  Ernst 
Krause,  Dr.  Friedrich  Leiter,  kaiserlicher  Rat 
Artur  Lern  berge  r,  Isidor  Edmund  Meyer,  Kom- 


I  merzialrat  Leopold  S  i  m  o  n,  Julius  Spiro,  kaiserlicher 
I  Rat  Josef  Vinzl  jun. 

Die  Vertreter  der  Exporteure  und  Kleinindustriellen 
werden  nachträglich  nominiert  werden. 

Beförderung  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika,  Firmen,  welche 
sich  für  die  Expedition  von  Postpaketen  nach  Spanien, 
Portugal,  Nord-  und  Südamerika  sowie  für  die  Kriegs¬ 
und  Transportversicherung  solcher  Sendungen  inter¬ 
essieren,  wird  auf  Wunsch  im  Bureau  der  allgemeinen 
Exportsektion  des  k.  k.  österreichischen  Handels¬ 
museums  die  Adresse  eines  Wiener  Speditionsagenten 
mitgeteilt,  der  durch  seine  Verbindung  mit  Hamburg 
in  der  Lage  ist,  Expeditionen  nach  den  genannten 
Staaten  über  neutrale  Staaten  durchzuführen. 

(A.  E.  709.) 

Vertreter  für  keramische  und  Spielwarenindu¬ 
strien  in  Argentinien.  Wenn  auch  gegenwärtig  der 
Export  nach  Argentinien  auf  direktem  Wege  erschwert 
ist,  so  ist  doch  nach  Eriedensschluß  eine  Wieder¬ 
belebung  der  Ausfuhr  nach  Argentinien  zu  erwarten, 
insbesondere  da  nach  zugekommenen  Berichten  die 
dortigen  Geschäftsleute  schon  jetzt  den  Mangel  an 
österreichischen  und  deutschen  Importwaren  empfinden. 
Zur  Anknüpfung  von  Verbindungen  in  der  kerami¬ 
schen  und  Spielwarenindustrie  kann  ein  Vertreter  emp¬ 
fohlen  werden,  über  den  eine  gute  Auskunft  vorliegt 
und  der  im  Viertel  der  Großhändler  von  Buenos  Aires 
ein  geräumiges  Musterlager  eingerichtet  hat.  Es  be¬ 
stehen  gute  Absatzmöglichkeiten  besonders  für  Kristall¬ 
glaswaren,  Terrakotta,  Porzellan,  Majolika,  Fayence, 
Metallwaren,  Bronzen,  Phantasiegegenstände,  ferner  für 
Puppen  und  Spielwaren  sowie  für  alle  Artikel  der  er¬ 
wähnten  Branchen,  die  durch  Qualitätseigenschaften, 
guten  Geschmack  und  gute  Ausführung  in  Betracht 
kommen.  Der  Exportsektion  liegen  auch  Angaben  über 
die  Geschäftsorganisation  des  empfohlenen  Vertreters 
vor.  (A.  E.  708.) 

Geschäftsverbindung  mit  den  skandinavischen 
Ländern.  Ein  in  Berlin  ansässiger,  sehr  empfehlens- 
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werter  Kaufmann,  welcher  durch  mehr  als  20  Jahre! 
Skandinavien  ständig  bereist  und  nur  mit  der  erst¬ 
klassigen  Kundschaft  arbeitet,  bietet  sich  österreichi-  j 
sehen  Interessenten  zur  Anbahnung  von  Geschäfts-  j 
Verbindungen  mit  diesem  Gebiete  an.  In  Frage  kommen  J 
ausschließlich  Textil-  und  Modewaren  sowie  verwandte 
Branchen.  (A.  E.  707.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vorliegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 


senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 
Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 
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Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

,,In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  „War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind ;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (i4774) 

Firmen  im  Kreis  Pinezow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinezow  ansässigen  Firmen 


Einsicht  nehmen. 


(15700.) 


Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handeis- 
rauseuma  regelmäüig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  d^ 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  ständigen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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NEUE  RICHTLINIEN  IM  EISENBAHNVER¬ 
KEHR. 

Von  Staatsbahnrat  Dr.  Viktor  Krakauer. 

Schon  in  einem  vor  mehreren  Monaten  im  ,, Handels¬ 
museum“  veröffentlichten  Aufsätze^)  konnte  auf  die 
zahlreichen  und  teilweise  wesentlichen  Veränderungen 
hingewiesen  werden,  die  der  gegenwärtige  Krieg  im 
Eisenbahnwesen  und  zumal  im  internationalen  Bahn¬ 
verkehre  zur  Folge  haben  dürfte.  Mit  der  zunehmenden 
Dauer  des  Feldzuges  haben  sich  dessen  Wirkungen  nur 
gesteigert;  der  uns  dadurch  vermittelte  Lehrstoff  ist  im 
Bahnbetriebsdienste  immer  beachtenswerter,  immer  um¬ 
fangreicher  geworden.  Ihn  gegenwärtig  irgendwie  er¬ 
schöpfend  behandeln  zu  wollen,  würde  den  hier  zur  Ver¬ 
fügung  stehenden  Raum  weit  überschreiten.  Es  können 
daher  an  dieser  Stelle  nur  einige  besonders  wichtige  Neu¬ 
erscheinungen  des  zukünftigen  Eisenbahnbetriebes  er¬ 
örtert  werden. 

Eine  wesentliche  Erleichterung  bei  Abwicklung  des 
Bahnverkehres  ist  sowohl  für  die  großen  Verfrächter 
als  auch  für  die  Eisenbahnen  aus  der  zunehmenden  Ver¬ 
wendung  von  Lastkraftwagen  (Lastautomobilen)  nach 
dem  Kriege  zu  gewärtigen.  Die  Zahl  der  jetzt  für  die 
Zwecke  des  Heeres  arbeitenden  und  bei  Wiederkehr  des 
Friedens  entbehrlich  werdenden  Fahrzeuge  ist  so  groß^), 
daß  der  Übergang  von  ihrer  militärischen  Dienstleistung 
zu  friedlicher  Arbeit  schon  jetzt  vorbereitet  wird.  Einen 
Teil  der  Wagen  glaubt  man  nun  zur  Förderung  des 
Güteraustausches  für  Handel  und  Gewerbe  derart  ver¬ 
wenden  zu  können,  daß  man  mit  ihrer  Hilfe  Z  u- 
bringerstrecken  einrichtet,  auf  denen  die  Güter 
von  und  zu  den  Bahnhöfen  zugeführt  werden 
sollen.  Die  gewerblichen  Anlagen  wären  dann  nicht  mehr 
wie  heute  an  die  Eisenbahnen  gebunden  und  während 
gegenwärtig  neue  Betriebe,  eben  wegen  der  Verbindung 
mit  den  Eisenbahnen,  meist  da  geschaffen  werden,  wo 
sich  bereits  andere  derartige  Anlagen  befinden,  könnte 
man  beim  Vorhandensein  von  Zubringerstrecken  bei 
deren  Errichtung  auch  bisher  stiefmütterlich  behandelte 
Gegenden  aufsuchen.  Diese  Gebiete  würden  dadurch  eine 
erwünschte  Befruchtung  und  neue,  ihnen  bisher  fehlende 
Entwicklungsmöglichkeiten  erlangen,  während  die  In¬ 
dustrie  zu  ihrer  Entfaltung  einen  viel  weiteren  Spielraum 
als  bisher  zur  Verfügung  hätte.  Allerdings:  im  Stück- 
gu  trollbetrieb  ist,  wie  Spieß  mit  Recht  darauf 
hinweist,  eine  ausgedehnte  Verwendung  von  Lastkraft¬ 
wagen  nicht  zu  erwarten.  Das  viele  Anfahren  und 
Anhalten,  das  Behandeln  einzelner  Stückgüter,  wie  dies 
der  Stückgutrollbetrieb  mit  sich  bringt,  entsprechen  nicht 
dem  Wesen  des  Automobils.  Sein  größter  Vorteil  dem 
Pferdefuhrwerk  gegenüber  ist  die  überlegene  Ge¬ 
schwindigkeit.  Diese  vermag  aber  nur  bei  glatter  Durch¬ 
fahrt  einer  einheitlichen  Transportstrecke  von  Ziel  zu 
Ziel  voll  entwickelt  zu  werden.  Einen  zweiten  großen 
Vorsprung  des  Lastkraftwagens  vor  dem  Pferdefuhrwerk 
ist  darin  zu  suchen,  daß  er  bei  geringerer  Vergrößerung 
der  Ladefläche  ein  unverhältnismäßig  größeres  Lade- 

*)  Vgl.  den  Aufsatz  »Der  internationale  Eis'^nbahnverkehr  nach  dem 
Kriege«  in  Nr.  28  des  »Handelsmu'eums«  vom  10.  Juni  1.  J. 

’)  Die  Franzosen  und  Engländ*'r  sollen  auf  dem  w  stl'chen  Kriegs- 
echaup’atze  üb..r  luO.OOO  K*afc\vagen  ve  füjien;  es  darf  wohl  ang^-nommen 
werden,  dtß  Österreich-Ungarn  und  Deutschland  an  allen  Fronten  nicht 
weniger  Automobile  verwenden. 
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gewicht  als  die  von  Pferden  gezogenen  Wagen  bewältigen 
kann.  Auch  dieser  Vorteil  wird  nur  in  Ausnahmefällen 
im  Stiickgutrollbetrieb  zur  Wirkung  kommen  können; 
in  der  Regel  steht  beim  Stückgut  (wenigstens  im  Ver¬ 
gleich  mit  den  Massengütern)  das  Gewicht  zu  dem  be¬ 
anspruchten  Laderaum  im  Mißverhältnis.  Dement¬ 
sprechend  ist  auch  in  den  letzten  Friedensjahren,  in  denen 
im  übrigen  der  Lastkraftwagen  sich  schon  einen  von 
Tag  zu  Tag  breiteren  Raum  im  Leben  der  Großstadt¬ 
straßen  eroberte,  ein  Rollbetrieb  mittels  Kraftwagen 
wohl  noch  nirgends  im  erheblicheren  Umfange  aufge¬ 
nommen  worden.  Anders  verhält  es  sich  mit  der  Frage 
der  Verwendbarkeit  der  Lastkraftwagen  für  das  Zu¬ 
bringen  und  für  die  Abfuhr  von  Wagenladungen, 
besonders  bei  den  Transporten  von  Massengütern.  Hier¬ 
bei  sichert  die  nach  Ladegewicht,  Fassungsraum  und  er¬ 
reichbarer  Höchstgeschwindigkeit  bedeutend  gesteigerte 
Leistungsfähigkeit  dem  Kraftwagen  einen  großen  Vor¬ 
sprung  gegenüber  dem  Pferdefuhrwerk.  Dazu  treten 
noch  die  weiteren  Vorteile,  daß  die  Lastkraft¬ 
wagen  mit  Anhängewagen  von  gleichfalls  hoher  Trag¬ 
fähigkeit  und  Fassungskraft  verkehren  und  mit  den 
später  zu  erwähnenden  Selbstentladevorrichtungen  ver¬ 
sehen  werden  können.  Es  war  nur  eine  selbstverständliche 
Folge  dieser  Vorzüge,  daß  geschäftliche  Unterneh¬ 
mungen,  in  deren  Betrieb  der  Massengütertransport  eine 
große  Rolle  spielt,  z.  B.  Kohlenfirmen,  Brauereien  u.  s.  w. 
schon  bisher  in  größerem  Maße  zur  Verwendung  von 
Lastkraftwagen  übergegangen  sind.  Andere  weniger 
kapitalkräftige  Unternehmungen,  die  nur  gelegentlich 
Massengüterladungen  erhalten,  sind  hingegen  derzeit 
wohl  noch  nirgends  in  der  Lage,  einen  Lastkraftwagen 
etwa  mietweise  für  die  Abfuhr  der  an  ihre  Adresse  an- 
kommenden  Massengüter  zu  gewinnen.  Es  wird  daher 
sehr  sorgfältig  zu  prüfen  sein,  ob  nicht  die  bei  der  Ab¬ 
rüstung  sich  bietende  sehr  günstige  Gelegenheit  zum  Er¬ 
werbe  einer  großen  Zahl  von  Lastkraftwagen  von  den 
Bahnen  ergriffen  werden  sollte,  um  dort,  wo  Zubringer¬ 
strecken  nicht  errichtet  werden  können  (die  auch  vor¬ 
nehmlich  für  das  flache  Land  in  Betracht  kämen), 
wenigstens  den  Güterabfertigungen  der  Großstädte  und 
der  Industriezentren  jeweils  einen  oder  mehrere  Last¬ 
kraftwagen  mit  Anhängern  zur  Verfügung  zu  stellen 
und  den  Empfängern  von  Massengutladungen  die  b  a  h  n- 
seitige  Abfuhr  des  angekommenen  Gutes  über 
Wunsch  zu  ermöglichen.  Die  weitgehende  Verwendung 
des  Kraftwagens  für  die  Güterzufuhr  und  Güterabfuhr 
wird  auch  infolge  des  nach  dem  Kriege  zu  gewärtigenden 
anhaltenden  Mangels  an  schweren  Zugtieren 
notwendig  sein;  diese  werden  daher  im  Preise  steigen, 
während  umgekehrt  die  Automobile  im  Preise  sinken 
und  zu  ihrer  Bedienung  überdies  ein  sehr  zahlreiches, 
aus  dem  während  des  Feldzuges  zu  Kraftwagenführern 
ausgebildeten  Mannschaften  sich  rekrutierendes  Personal 
vorhanden  sein  wird.  Auch  die  bei  der  Post  mit  der  Ein¬ 
führung  von  Kraftwagenlinien  erzielten  sehr  guten  Er¬ 
fahrungen  werden  zur  Verwirklichung  des  im  vor¬ 
stehenden  dargelegten  Gedankens  führen;  hat  doch  die 
Betriebslänge  der  der  k.  k.  Generalpostdirektion  im  Jahre 
1913  unterstellten  Automobillinien  in  Österreich  bereits 
2000  km  überschritten.  Im  Zusammenhänge  damit  steht 
die  Frage  der  Errichtung  zahlreicher  Schnellen  t- 
la  deanlagen,  die  nur  bei  Vorhandensein  eines 
raschen  Abrolldienstes  von  den  Güterbahnhöfen  zur 
vollen  Nutzwirkung  kommen  können.  Das  gleiche  gilt 
für  die  Verwendung  von  GüterwagenmitSelbst- 
entlade  Vorrichtungen,  woraus  sich  nach 
Schwabe  dreierlei  orteile  ergeben:  i.  die  Verbilligung 
der  Beförderungs-  und  Entladekosten,  die  sich  aus  der 
Erhöhung  der  Nutzleistung  der  Wagen  infolge  Ein¬ 
schränkung  der  Entladezeit  ergibt;  2.  die  Verringerung 


der  Betriebsleistungen  im  Zugsdienst  durch  Einschrän¬ 
kung  der  Leerläufe  und  schließlich  3.  die  Verringerung 
der  laufenden  Betriebsauslagen  infolge  Minderbedarfes 
an  Wagen. 

Die  neuen  Ziele,  die  im  Exekutivdienste  der  Eisen¬ 
bahnen  zu  erblicken  sind,  können  in  ihrer  allge¬ 
meinen  Bedeutung  nicht  hoch  genug  gewertet 
werden.  Nur  aus  einer  wesentlichen  Verbilligung  haupt¬ 
sächlich  dieses  Dienstzweiges  lassen  sich  größere  Netto¬ 
einnahmen,  die  nach  Kriegsende  unbedingt  gefordert 
werden  dürften,  herausgeschlagen  und  nicht  etwa  bloß 
aus  Tariferhöhungen,  welche  besonders  hinsichtlich  des 
Exportverkehrs  mit  größter  Behutsamkeit  vorzunehmen 
wären.  In  dessen  und  im  allgemeinen  wirtschaftlichen 
Interesse  ist  aber  auch  eine  wesentliche  Be¬ 
schleunigung  des  Wagen  laufes  zu 
wünschen,  da  nach  Beendigung  des  Feldzuges  die  Aus¬ 
nützung  der  Konj unktur  rechtzeitig  erfolgen  muß. 
Wer  auf  dem  Weltmärkte  nicht  zeitig  genug  erscheinen 
kann,  dem  werden  politische  Freundschaften  wenig 
fruchten;  und  umgekehrt,  wer  infolge  glatter  und 
schneller  Bewältigung  des  zu  gewärtigenden  Massen¬ 
verkehres  sofort  leistungsfähig  ist,  der  wird  auch  bei 
den  bisherigen  Gegnern  Abnehmer  finden,  finden  müssen. 
In  diesem  Falle  sind  dann  die  Eisenbahnen,  die  sich  bei 
uns  als  strategisches  Mittel  so  vorzüglich  bewährt  haben, 
auch  befähigt,  die  politischen  Feindschaften  zu  über¬ 
winden,  zum  ,, Abbau  des  Hasses“  das  Ihrige  beizutragen. 

Eine  wesentliche  Verbilligung  des  Bahnbetriebes  ist 
auch  auf  Grund  der  im  Verlaufe  des  Krieges  gewonnenen 
Erfahrungen  im  Werkstättendienste  der 
Eisenbahnen  zu  gewärtigen.  Schon  in  der  „Denk¬ 
schrift  über  die  von  der  k.  k.  Regierung  aus  Anlaß  des 
Krieges  getroffenen  Maßnahmen“  ist  auf  die  vielen 
Schwierigkeiten  hingewiesen  worden,  den  der  stets  fühl¬ 
barer  werdende  Mangel  an  Werkstättenmaterial  bereitet 
hat;  ihm  konnte  nur  durch  Verwendung  anderer  Kon¬ 
struktionsmittel  oder  verschiedener  Surrogate  aus  fast 
ausschließlich  inländischen  Erzeugnissen  begegnet 
werden,  was,  nach  Ansicht  der  Regierung,  „in  Friedens¬ 
zeiten  die  Verwertung  vielfach  unterschätzter  inlän¬ 
discher  Naturprodukte  und  Waren  im  weiteren  Umfange 
zur  Folge  haben  wird“.  Eben  wegen  dieser  weit  über  das 
Eisenbahngebiet  hinausreichenden  Bedeutung  der  neuen 
Ersatzstoffe  sei  aus  der  großen  Fülle  des  schon  jetzt 
Vorhandenen  auf  zwei  wichtige  Erzeugnisse  hingewiesen, 
über  deren  Brauchbarkeit  bereits  offizielle  Berichte  ver¬ 
lautbart  worden  sind. 

Der  eine  Fall  betrifft  den  Ersatz  der  aus  Gummi 
angefertigten  Heizschläuche  (mittelst  welcher  die  Eisen¬ 
bahnwagen  miteinander  verbunden  werden)  durch  bieg¬ 
same  Metallheizschläuche.  Sie  werden  so¬ 
wohl  außen  wie  innen  gegen  Rost  ganz  besonders  ge¬ 
schützt  und  sind,  da  jedes  Stück  nur  2^2  kg  wiegt  und 
eine  glatte  Oberfläche  aufweist,  im  Gebrauche  sehr 
handlich.  Die  Schläuche  sind  derart  ineinandergefalzt, 
daß  sie  nicht  aufgerollt  werden  können ;  sie  vermögen 
einem  Drucke  von  25  Atmosphären  Widerstand  zu 
leisten.  Auch  sind  sie  gegen  Wärmeausstrahlung  gut 
isoliert  und  bleiben  durch  den  über  der  Isolierung  be¬ 
sonders  angebrachten  Schutzschlauch  vor  Beschädi¬ 
gungen  bewahrt.  Im  Gegensatz  zum  Gummischlauch  be¬ 
hält  der  Metallschlauch  das  lichte  Maß  von  30  mm  Innen¬ 
durchmesser  unter  allen  Umständen  bei,  so  daß  eine 
Querschnittsverminderung  niemals  eintreten  kann.  Die 
Metallschläuche  können  auch  für  zahlreiche 
andere  Zwecke  an  Stelle  von  Gummischläuchen 
Verwendung  finden,  z.  B.  zum  Bespritzen  von  Kohlen, 
zum  Auswaschen  von  Kesseln,  für  Preßluft  und  nicht 
zuletzt  als  Ersatz  für  die  teuren  Gasabfüllschläuche. 

\'^on  beinahe  noch  größerer  Bedeutung  als  dieses  Kon- 
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struktionsmittel  ist  der  Ersatz  der  bisher  zur  Schmierung 
von  Eisenbahnfahrzeugen  verwendeten,  seit  langen 
Jahren  zumeist  von  Amerika  bezogenen  Mineralschmier¬ 
öle  durch  T  e  e  r  f  e  1 1  ö  1.  Es  ist  dies  ein  Erzeugnis  aus 
Steinkohle,  bei  deren  Destillation  (u.  zw.  aus  den  damit 
gewonnenen  Anthrazenölen)  nach  einem  sorgfältig  er¬ 
probten  Verfahren  hergestellt.  Das  Teerfettöl  wird  je 
nach  dem  Verwendungszweck  in  verschiedenen  Zähig¬ 
keitsgraden  geliefert  und  ist  für  die  Schmierung  von 
Eisenbahnwagenachsen  ganz  besonders  geeignet.  Es  be¬ 
sitzt  große  Schmierfähigkeit  und  kann  selbst  bei  hohen 
Lagerdrucken  verwendet  werden.  Nach  seiner  dunklen 
Farbe  ist  es  durchaus  nicht  als  minderwertig  anzusehen; 
diese  entspricht  vielmehr  seiner  Herkunft  vom  ,, schwarzen 
Diamanten“  und  hat  mit  seiner  Verwendungsfähigkeit 
als  Schmiermittel  nichts  zu  tun.  Das  neue  Erzeugnis 
ist  billig  und  ökonomisch  im  Betriebe.  Der  Übergang 
von  Mineralöl  auf  Teerfettöl  erfordert  keine  Umänderung 
der  Schmiervorrichtungen;  es  kann  ohneweiters  wie  vor¬ 
dem  das  Mineralschmieröl  auf  die  Lager  gegeben  werden, 
und  bei  aufmerksamer  Wartung  vollzieht  sich  der  Über¬ 
gang  ohne  Störung.  Mit  der  Verwendung  von  Teerfett- 
öl  fördert  man  gleichzeitig  mittelbar  die  Verwertung  der 
bei  der  Gewinnung  von  Teerfettöl  entstehenden  Neben¬ 
erzeugnisse,  wie  Leichtöle,  Benzol  u.  s.  w.,  die  für  die 
Landesverteidigung  wichtig  sind.  Da  das  Teerfettöl  aus 
inländischen  Rohstoffen  hergestellt  wird,  so  macht  es 
uns  in  der  Schmiermittelversorgung  vom  Auslande  voll¬ 
kommen  unabhängig,  zumal  es  auch  sonst,  ganz 
abgesehen  vom  Eisenbahnbetriebe,  erfolgreichver¬ 
wendet  werden  kann,  beispielsweise  bei  Dampf¬ 
maschinen,  Transmissionen,  Elektromotoren  u.  s.  w. 

Die  vorstehenden  Beispiele  lassen  erkennen,  daß  die 
Blockade  der  Engländer,  die  , .umgekehrte  Kontinental¬ 
sperre“,  wohl  mehrfache  Unbequemlichkeiten,  aber  zum 
großen  Teile  gerade  das  Umgekehrte  des  angestrebten 
Zweckes  bewirkt  hat.  Die  neugewonnenen  Ersatzstoffe 
W'erden  in  Zukunft  die  Einfuhr  zahlreicher  Produkte 
einschränken  oder  ganz  überflüssig  machen.  Dagegen 
werden  sich  bei  den  Mittelmächten  ganz  neue  und 
leistungsfähigelndustrien  entwickeln,  eben¬ 
so  wie  dies  zufolge  der  Kontinentalsperre  Napoleons  der 
Fall  war,  die  zugleich  wichtige  Exportartikel 
herstellen  und  wegen  deren  Billigkeit  viele  bisher  aus 
fernen  Erdteilen  nach  Europa  gelangende  Produkte  ganz 
oder  teilw'eise  verdrängen  werden.  Die  feindlichen  Ab¬ 
sperrungsmaßregeln  erweisen  sich  somit  als  ein  wirk¬ 
samer  Pionier  einer  aktiven  Handels-  und  Zahlungs¬ 
bilanz. 

Aber  auch  im  Verwaltungsdienste  der  Eisenbahnen 
zeigen  sich  neue  Richtlinien.  Um  auch  hierfür  ein  Bei¬ 
spiel  anzuführen:  Die  bereits  erwähnte  Denkschrift  der 
österreichischen  Regierung  über  die  Kriegsmaßnahmen 
des  ersten  Jahres  weist  ausdrücklich  darauf  hin,  daß 
behufs  Deckung  des  Kohlenbedarfes  militärisch  wichtiger 
Unternehmungen  „eine  Rangordnung  der  zu 
versorgenden  Betriebe  hinsichtlich  der  Wagen¬ 
beistellung  festgesetzt  und  nach  Maßgabe  der  Verfüg¬ 
barkeit  der  Wagen  die  bevorzugte  Beistellung  durch¬ 
geführt  worden  ist“.  Daraus  werden  sich  auch  in 
Friedenszeiten  neuartige  Grundsätze  entwickeln.  Bei 
etwaigem,  besonders  nach  Friedensschluß  kaum  zu  ver¬ 
meidenden  Wagenmangel,  bei  Überfüllung  der  Linien 
werden  zuerst  jene  Industrien  bevorzugt  werden,  die  für 
die  Allgemeinheit  von  Wichtigkeit  sind.  Es  wird  sich 
auch  nach  Friedensgrundsätzen  eine  Rangordnung  der 
Betriebe  herausbilden  und  das  bisherige  Prinzip  der  An- 
ziennität  teilw'eise  verdrängen.  Und  daß  zu  den  bevor¬ 
zugten  Unternehmungen  auch  die  für  das  Ausland  arbei¬ 
tenden  schon  mit  Rücksicht  auf  unsere  zukünftige  Valuta 
zu  zählen  sein  werden,  ist  selbstverständlich,  da  uns  der 


Krieg  auch  deutlich  bewiesen  hat,  daß  schließlich  und 
endlich  alle  Schulden  der  Staaten  hauptsächlich  mit  Sach¬ 
gütern  ausgeglichen  werden  müssen. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich 

Fristen  und  Rechtsverfahren.  Eine  Verordnung  des 
Justizministers  vom  30.  November  1915  über  den  Ein¬ 
fluß  des  Krieges  auf  Fristen  des  bürgerlichen  Rechtes 
und  des  Verfahrens  in  bürgerlichen  Rechtsangelegen¬ 
heiten  bestimmt: 

Artikel  i.  §  3  der  Verordnung  des  Justizministers 
vom  8.  Oktober  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  271,  hat  zu  lauten: 

„Die  Zeit,  während  der  ein  Gericht  (Schiedsgericht) 
infolge  des  Krieges  seine  Amtstätigkeit  eingestellt  hat 
oder  während  der  infolge  des  Krieges  der  Verkehr  mit 
dem  Gerichte  unmöglich  war,  wird  in  die  Frist,  in  der 
bei  diesem  Gerichte  eine  Klage  zu  erheben,  ein  Antrag 
zu  stellen  oder  eine  Erklärung  abzugeben  ist,  nicht  ein¬ 
gerechnet.“ 

Artikel  2.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  und  findet  auf  alle  Eälle 
Anwendung,  die  noch  nicht  durch  rechtskräftige  Ent¬ 
scheidung  oder  Vereinbarung  der  Parteien  geordnet  sind. 

Änderung  der  Vorschriften  über  Geschäftsauf¬ 
sicht.  Eine  kaiserliche  Verordnung  vom  17.  Dezember 
1915,  betreffend  eine  Änderung  der  Vorschriften  über  die 
Geschäftsaufsicht,  verfügt: 

Artikel  1.  (i)  Die  §§  i,  2,  3,  4,  7,  10,  12  und  15 
der  kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  September  1914. 
R.-G.-Bl.  Nr.  247,  über  die  Einführung  einer  Geschäfts¬ 
aufsicht  werden  abgeändert;  die  übrigen  Bestimmungen 
bleiben  unberührt. 

(2)  Die  kaiserliche  Verordnung  vom  17.  September 
1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  247,  erhält  demnach  nachstehende 
Fassung; 

§  I.  (i)  Ein  Schuldner,  dessen  Zahlungsunfähigkeit 
durch  die  kriegerischen  Ereignisse  entstanden  oder  bei 
diesem  Anlasse  hervorgetreten  ist  und  voraussichtlich 
nach  Beendigung  des  Krieges  behoben  wird,  kann  bei 
dem  für  die  Konkurseröffnung  zuständigen  Gerichtshöfe 
zur  Abwendung  des  Konkurses  die  Anordnung  einer  Auf¬ 
sicht  über  seine  Geschäftsführung  beantragen. 

(2)  Ein  Gläubiger  kann  die  Anordnung  der  Geschäfts¬ 
aufsicht  beantragen,  wenn  er  an  der  Geltendmachung 
seiner  bescheinigten  Forderung  durch  Gesetz  oder  richter¬ 
lichen  Ausspruch  gehindert  ist  und  wenn  er  bescheinigt, 
daß  infolge  der  Gebarung  des  Schuldners  dessen  Gläu¬ 
biger  gefährdet  sind. 

§  2.  (i)  Der  Schuldner  hat  mit  dem  Antrag  ein  Ver¬ 
zeichnis  der  Gläubiger,  soweit  tunlich  unter  Angabe 
ihrer  Adressen,  eine  Übersicht  des  Vermögensstandes 
in  Form  einer  Gegenüberstellung  der  einzeln  aufzu- 
führ^nden  Aktiven  und  Passiven  und,  wenn  er  Kaufmann 
ist,  auch  die  letzte  Bilanz  vorzulegen. 

(2)  Das  Gericht  kann  dem  Schuldner  auftragen,  den 
Offenbarungseid  zu  leisten,  daß  seine  Angaben  über  den 
Aktiv-  und  Passivstand  richtig  und  vollständig  seien  unc 
daß  er  von  seinem  Vermögen  nichts  verschwiegen  habe. 

(3)  Verweigert  der  Schuldner  die  Ablegung  des  Offen¬ 
barungseides,  so  ist  dessen  Antrag  auf  Anordnung  der 
Geschäftsaufsicht  abzuweisen. 

§  3.  Das  Gericht  kann  zur  Vorbereitung  seiner  Ent¬ 
scheidung  Auskunftspersonen  und  Sachverständige  ein- 
vernehmen  und  andere  Erhebungen  pflegen.  Der  Schuld¬ 
ner  ist,  wenn  tunlich,  vor  der  Entscheidung  einzuver¬ 
nehmen. 
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§  4.  (i)  Wird  dem  Anträge  stattgegeben,  so  hat  das 
Gericht  eine  oder  mehrere  Personen  zur  Beaufsichtigung 
der  Geschäftsführung  des  Schuldners  zu  bestellen. 

(2)  Zur  Aufsichtsperson  ist  eine  unbescholtene,  ver¬ 
läßliche  und  geschäftskundige  Person  zu  bestellen.  Die 
Aufsichtsperson  soll  kein  Angestellter,  kein  naher  An¬ 
gehöriger  (§32  K.-O.)  und  kein  Konkurrent  des  Schuld¬ 
ners  sein. 

(3)  Der  Schuldner  und  jeder  Gläubiger  können  inner¬ 
halb  acht  Tagen  nach  Bestellung  der  Aufsichtsperson 
unter  Darlegung  der  Gründe  beim  Konkursgerichte  die 
Bestellung  einer  anderen  oder  einer  weiteren  Aufsichts¬ 
person  beantragen. 

(4)  Die  Anordnung  der  Geschäftsaufsicht  und  die 
Aufsichtspersonen  sind  öfifentlich  bekanntzumachen.  Auf 
die  Bekanntmachung  ist  die  Vorschrift  des  S  117  Abs.  2 
Z.-P.-O.  anzuwenden. 

i  5-  (i)  Dem  Schuldner  ist  nicht  gestattet,  Liegen¬ 
schaften  zu  veräußern  oder  zu  belasten,  Absonderungs¬ 
rechte  an  seinem  Vermögen  zu  bestellen,  Bürgschaften 
einzugehen  und  unentgeltliche  Verfügungen  zu  treffen. 
Derartige  Rechtshandlungen  sind  den  Gläubigern  gegen¬ 
über  unwirksam. 

(2)  Der  Schuldner  bedarf  zur  Vornahme  von  Ge¬ 
schäften,  die  nicht  zum  gewöhnlichen  Geschäftsbetriebe 
gehören,  der  Zustimmung  der  Aufsichtspersonen.  Er  muß 
aber  auch  eine  zum  gewöhnlichen  Geschäftsbetriebe  ge¬ 
hörende  Handlung  unterlassen,  wenn  die  Aufsichtsperson 
dagegen  Einspruch  erhebt.  Diese  kann  verlangen,  daß 
alle  einlaufenden  Gelder  von  ihr  übernommen  werden  und 
vorkommende  Zahlungen  nur  von  ihr  zu  leisten  sind. 

(3)  Rechtshandlungen,  die  der  Schuldner  entgegen  den 
Bestimmungen  des  Abs.  2  ohne  Zustimmung  oder  gegen 
Einspruch  der  Aufsichtsperson  vorgenommen  hat,  sind 
den  Gläubigern  gegenüber  unwirksam,  wenn  der  Dritte 
wußte  oder  wissen  mußte,  daß  sie  über  den  gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb  hinausgehen  und  daß  die  Aufsichts¬ 
person  ihre  Zustimmung  nicht  erteilt  oder  daß  sie  Ein¬ 
spruch  gegen  die  Vornahme  erhoben  hat. 

§  6.  Nach  Anordnung  der  Geschäftsaufsicht  kann 
wegen  einer  Forderung  gegen  den  Schuldner  über  sein 
Vermögen  weder  der  Konkurs  eröffnet,  noch  kann  an  den 
dem  Schuldner  gehörigen  Sachen  ein  richterliches  Pfand¬ 
oder  Befriedigungsrecht  erworben  werden. 

§  7-  (i)  Die  Aufsichtsperson  hat  die  Geschäftsführung 
des  Schuldners  zu  unterstützen  und  zu  überwachen.  Zu 
diesem  Zwecke  kann  sie  die  entsprechenden  Maßnahmen 
treffen.  Sie  kann  erforderlichenfalls  auch  die  Geschäfts¬ 
führung  ganz  oder  teilweise  an  sich  ziehen  oder  einer 
anderen  Person  übertragen. 

(2)  Der  Schuldner  ist  verpflichtet,  auf  Verlangen  der 
Aufsichtsperson  sich  an  der  Führung  des  Geschäftes  zu 

eteihgen,  ihr  Einsicht  in  seine  Geschäftsbücher  und 
sonstigen  Aufzeichnungen  zu  gewähren  und  Auskunft 
Uber  den  Stand  seines  Vermögens  und  über  seine  Ge¬ 
schäfte  zu  geben. 

(3)  Der  Aufsichtsperson  ist  eine  urkundliche  Beschei¬ 
nigung  über  die  Bestellung  vom  Gerichte  zu  erteilen, 
.-le  ist  für  die  Erfüllung  der  ihr  obliegenden  Pflichten 
allen  Beteiligten  verantwortlich.  Im  Falle  der  Vernach¬ 
lässigung  der  Pflichten  kann  sie  vom  Gerichte  mit  Ord- 
nuiigsstrafen  bis  zu  200  K  bestraft  oder  ihres  Amtes 
enthoben  werden. 

(4)  Die  Aufsichtsperson  hat  gegen  den  Schuldner  An¬ 
spruch  auf  Erstattung  der  angemessenen  Barauslagen 
und  auf  \  ergutung  für  ihre  Geschäftsführung.  Die  Aus¬ 
lagen  und  che  \  ergütung  setzt  das  Gericht  fest. 

Aufsichtsperson  hat  über  die  geschäftlichen 
\  erhaltnisse  des  Schuldners  unverzüglich  dem  Gerichte 
zu  erichten,  sobald  sie  die  nötige  Übersicht  erlangt  hat. 

In  der  Folge  ist  über  die  geschäftlichen  Verhältnisse 


sowie  darüber,  ob  die  \'^oraussetzungen  für  den  Fort¬ 
bestand  der  Geschäftsaufsicht  noch  vorliegen,  monatlich 
Bericht  zu  erstatten.  Bei  Vernachlässigung  dieser  Pflicht 
ist  die  Aufsichtsperson  zu  entheben. 

§  8.  Die  vorhandenen  Mittel  sind  zunächst  zur  Fort¬ 
führung  des  Geschäftes  und  zur  Bestreitung  der  Kosten 
einer  bescheidenen  Lebensführung  des  Schuldners  und 
seiner  Familie  zu  verwenden.  Ein  allfälliger  Überschuß 
ist  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  unter  sinngemäßer 
Anwendung  der  Grundsätze  der  Konkursordnung  zu  ver¬ 
wenden. 

§  9.  In  Streitfällen,  die  sich  aus  der  Bestellung  und 
den  Anordnungen  der  Aufsichtsperson  ergeben,  ent¬ 
scheidet  das  Gericht  mit  Beschluß.  Das  Gericht  kann  die 
erforderlichen  Aufklärungen  auch  ohne  Vermittlung  der 
Beteiligten  einholen  und  zum  Zwecke  der  erforderlichen 
Feststellungen  von  Amts  wegen  alle  hierzu  geeigneten 
Erhebungen  pflegen  und  Beweise  aufzunehmen. 

§  10.  (i)  Die  Geschäftsaufsicht  ist  aufzuheben,  wenn 
die  Voraussetzungen,  die  für  die  Anordnung  maßgebend 
VI  aren,  weggefallen  sind,  insbesondere  wenn  nicht  zu 
erwarten  ist,  daß  die  Zahlungsunfähigkeit  des  Schuldners 
nach  Beendigung  des  Krieges  behoben  wird,  ferner 
wenn  ein  Schuldner,  auf  dessen  Antrag  die  Geschäfts¬ 
aufsicht  angeordnet  wurde,  die  Leistung  des  Offen¬ 
barungseides  verweigert,  oder  wenn  andere  wichtige 
Gründe  vorliegen. 

(2)  Ergibt  sich  der  Verdacht,  daß  die  Geschäftsauf¬ 
sicht  mißbräuchlich  in  Anspruch  genommen  wurde,  so 
hat  das  Gericht,  wenn  es  nicht  sogleich  die  Aufhebung 
der  Geschäftsaufsicht  beschließt,  die  erforderlichen  Er¬ 
hebungen  zu  pflegen,  insbesondere  wenn  es  sich  um 
Handels-,  Industrie-  oder  Gewerbebetriebe  handelt,  eine 
Äußerung  der  zuständigen  Handels-  und  Gewerbekammer 
einzuholen. 

§  II.  (i)  Gegen  die  Bewilligung  und  Aufhebung  der 
Geschäftsaufsicht  oder  die  Abweisung  eines  Antrages 
auf  Anordnung  oder  Aufhebung  der  Geschäftsaufsicht 
findet  mit  Ausschluß  eines  weiteren  Rechtsmittels  der 
Rekurs  statt. 

(2)  Andere  Entscheidungen  des  Gerichtes  können 
durch  ein  Rechtsmittel  nicht  angefochten  werden. 

§  12.  Die  Aufsichtsperson  genießt  in  dieser  ihrer 
Eigenschaft  die  dem  Konkursmasseverwalter  eingeräumte 
persönliche  Gebührenfreiheit. 

§  13.  Von  dem  Verfahren  werden  nicht  betroffen: 

1.  Gläubiger,  deren  Anspruch  auf  Rechtshandlungen 
des  Schuldners  beruht,  die  dieser  nach  der  Anordnung 
der  Geschäftsaufsicht  mit  Zustimmung  der  Aufsichts¬ 
person  vorgenommen  hat  oder  ohne  solche  Zustimmung 
vornehmen  durfte; 

2.  Gläubiger,  denen  nach  §  44  K.-O.  im  Falle  des 
Konkurses  ein  Anspruch  auf  Aussonderung  zusteht; 

3.  Gläubiger,  soweit  sie  im  Falle  des  Konkurses  ’  ab¬ 
gesonderte  Befriedigung  beanspruchen  können; 

4-  die  in  den  §§  51,  Z.  2,  und  52  K.-O.  bezeichneten 
Gläubiger  wegen  der  dort  angegebenen  Forderungen, 
auch  soweit  sie  nach  der  Anordnung  der  Geschäftsauf¬ 
sicht  fällig  werden. 

§  14.  Die  in  den  bestehenden  Gesetzen  begründete 
Verpflichtung  eines  Schuldners,  die  Eröffnung  des  Kon¬ 
kurses  zu  beantragen,  entfällt,  solange  die  angeordnete 
Geschäftsaufsicht  dauert. 

§  15.  Der  Justizminister  ist  ermächtigt,  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  Vorschriften  zur 
Durchführung  der  Geschäftsaufsicht  durch  Verordnung 
zu  erlassen  und  diese  kaiserliche  Verordnung  im  geeig¬ 
neten  Zeitpunkte  ganz  oder  teilweise  außer  Kraft  zu 
setzen. 

Artikel  11.  (i)  Diese  kaiserliche  Verordnung 
tritt  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  in  Wirksamkeit 
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Die  Verordnung  vom  29.  Dezember  1914,  R.-G.-Bl. 

Nr.  357,  ist  aufgehoben. 

(2)  Mit  dem  Vollzüge  dieser  kaiserlichen  Verordnung 
ist  der  Justizminister  betraut. 


Regeluitg  des  Verkehres  mit  Mineralöl¬ 
produkten,  Benzol  und  Teerölen.  Eine  Verordnung 
des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  den  be¬ 
teiligten  Ministern  vom  18.  Dezember  1915  bestimmt; 

§  I.  Der  Anzeigepflicht  nach  Maßgabe  der  folgenden 
Bestimmungen  unterliegen  die  vorhandenen  und  die 
weiter  hinzukommenden  Mengen  an  Rohöl  (Erdöl),  an 
daraus  gewonnenen  Produkten,  an  Benzol  jeder  Art 
sowie  an  Teerölen  jeder  Art. 

Die  Anzeigepflicht  umfaßt  alle  den  Anzeigepflich¬ 
tigen  gehörigen  Mengen  dieser  Stoffe  in-  oder  aus¬ 
ländischer  Herkunft,  mögen  sie  in  eigenen  oder  fremden 
Lagerräumen  aufbewahrt  sein. 

§  2.  Unternehmungen  zur  Erzeugung  von  Mineralöl¬ 
produkten  haben  ihre  Vorräte  (§  i,  Absatz  2)  an  Mi¬ 
neralölprodukten  und  an  Rohöl  nach  dem  Stande  vom 
I.  Januar  1916  anzuzeigen.  In  der  Folge  haben  diese 
Unternehmungen  nach  dem  Stande  vom  15.  Januar  und 
vom  I.  und  15.  jedes  weiteren  Monats  den  Zuwachs 
und  den  Abgang  seit  dem  Stichtage  für  die  letzte 
Nachweisung  sowie  die  verbleibenden  Vorräte  an  Mi¬ 
neralölprodukten  und  an  Rohöl  anzuzeigen. 

Die  gleiche  Anzeigepflicht  obliegt  den  Unter¬ 
nehmungen  zur  Gewinnung  von  Benzol  oder  Teerölen 
hinsichtlich  ihrer  Vorräte  an  Benzol  und  an  Teerölen. 

Der  Handelsminister  kann  bestimmte  Arten  von 
Unternehmungen  von  der  Anzeigepflicht  entheben. 

Handelsunternehmungen  und  Unternehmungen  für 
gemeinsamen  Bezug  (Genossenschaften  u.  dgl.),  die 
sich  mit  dem  Vertrieb  von  Benzin,  Leuchtpetroleum, 
Gasöl,  Schmieröl,  Benzol  oder  Teerölen  befassen,  haben 
ihre  Vorräte  an  diesen  Stoffen  nach  dem  Stande  vom 
I.  Januar  1916  anzuzeigen,  sofern  die  Vorräte  an 
Schmieröl  jeder  Art  insgesamt  10  q  oder  mehr,  an  den 
anderen  Stoffen  von  jedem  einzelnen  50  q  oder  mehr 
betragen.  In  der  Folge  haben  diese  Unternehmungen 
nach  dem  Stande  vom  15.  Januar  und  vom  i.  und  15. 
jedes  weiteren  Monats  den  Zuwachs  und  den  Abgang 
seit  dem  Stichtage  für  die  letzte  Nachweisung  sowie 
die  verbleibenden  Vorräte  an  den  genannten  Stoffen 
anzuzeigen.  Diese  Anzeige  hat  auch  dann  zu  erfolgen, 
wenn  das  Ausmaß  der  Vorräte  seit  der  letzten  Anzeige 
unter  10,  beziehungsweise  50  q  gesunken  ist. 

Außer  den  in  den  Absätzen  i,  2  und  4  genannten 
Unternehmungen  hat  jeder,  der  Vorräte  an  Leucht¬ 
petroleum  oder  Schmieröl  besitzt,  diese  Vorräte  nach 
dem  Stande  vom  i.  und  15.  jedes  Monats  anzuzeigen, 
wenn  diese  an  den  betreffenden  Tagen  bei  Leucht¬ 
petroleum  50  q  oder  mehr,  bei  Schmieröl  jeder  Art 
insgesamt  10  q  oder  mehr  betragen. 

§  3.  Die  Anzeigen  sind  für  jede  Betriebs-  und  Lager¬ 
stätte  gesondert  längstens  am  fünften  Tage  nach  den 
im  §  2  angegebenen  Stichtagen  unmittelbar  an  die  Mi¬ 
neralölabteilung  des  Handelsministeriums  zu  erstatten 
und  bei  Einsendung  im  Wege  der  Post  spätestens  am 
letzten  Tage  der  Frist  aufzugeben. 

Die  Anzeigen  sind  ausschließlich  und  genau  nach 
den  in  den  Beilagen  A  bis  G  dieser  Verordnung  ent¬ 
haltenen  Mustern^)  zu  halten. 

§  4.  Für  die  im  Besitze  der  Militärverwaltung,  des 
Staates,  insbesondere  der  staatlichen  Betriebe  und  An¬ 
stalten,  und  der  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Eisenbahn-  und  Schiffahrtsunternehmungen  befind¬ 
lichen  Vorräte  gelten  besondere  Bestimmungen. 


§  5.  Die  vorhandenen  und  neu  hinzukommenden 
Mengen  an 

1.  Benzin  jeder  Art, 

2.  Gasöl  (Motorenöl)  jeder  Art, 

3.  Zylinderöl, 

4.  Vulkanöl, 

5.  Motorenbenzol, 

6.  Teerölen 

sind  unter  Sperre  gelegt. 

Die  Sperre  hat  die  Wirkung,  daß  diese  Stoffe  nur  auf 
Grund  einer  auf  den  Namen  des  Käufers  lautenden 
Bezugsbewilligung  und  nur  in  der  Menge  und  Qualität 
abgegeben  werden  dürfen,  auf  die  diese  Bewilligung 
lautet. 

Die  Bezugsbewilligung  wird  vom  Handelsmini¬ 
sterium,  sofern  es  sich  aber  um  den  Bezug  von  Benzin 
oder  Benzol  für  Motoren  handelt,  die  im  Betriebe  einer 
Landwirtschaft  verwendet  werden  (Pflüge,  Dresch¬ 
maschinen  u.  dgl.),  vom  Ackerbauministerium  erteilt. 

Die  Bezugsbewilligung  dient  nur  für  den  Bezug 
innerhalb  des  darin  festgesetzten  Zeitraumes. 

Das  Handelsministerium,  beziehungsweise  das  Acker¬ 
bauministerium  kann  bei  Erteilung  der  Bezugsbewilli¬ 
gung  gestatten,  daß  die  auf  Grund  der  Bewilligung  be¬ 
zogenen  Stoffe  ohne  eine  weitere  Bezugsbewilligung 
weiter  verkauft  werden,  und  kann  hierbei  ein  Höchst¬ 
ausmaß  für  die  auf  einmal  abzugebenden  Mengen  fest¬ 
setzen.  Diese  Bestimmung  findet  in  der  Regel  keine 
Anwendung  auf  den  steuerfreien  Bezug  von  Benzin, 
doch  können  solche  Bezugsbewilligungen  vom  Acker¬ 
bauministerium,  insofern  es  sich  um  den  Bezug  von 
steuerfreiem  Benzin  für  Motoren  handelt,  welche  in  land¬ 
wirtschaftlichen  Betrieben  verwendet  werden,  aus¬ 
nahmsweise  zugestanden  werden. 

Abgaben,  die  unmittelbar  an  die  Militärverwaltung 
erfolgen,  bedürfen  keiner  Bezugsbewilligung,  können 
jedoch  nur  auf  Grund  einer  Bestellung  der  militärischen 
Behörde  erfolgen.  Derartige  Abgaben  sind  in  den 
gemäß  §  2,  Absatz  i,  2  und  4,  zu  erstattenden  Anzeigen 
besonders  auszuweisen.  Die  Bestellungsdokumente  sind 
vom  Verkäufer  aufzubewahren. 

§  6.  Um  die  Bezugsbewilligung  ist  vom  Bewerber 
bei  der  Mineralölabteilung  des  Handelsministeriums, 
wenn  es  sich  jedoch  um  den  Bezug  von  Benzin  oder 
Benzol  für  Motoren  handelt,  die  im  Betriebe  einer 
Landwirtschaft  verwendet  werden,  beim  Ackerbaumini¬ 
sterium  unmittelbar  anzusuchen. 

Die  Ansuchen  sind  ausschließlich  und  genau  nach 
dem  in  der  Beilage  H  dieser  Verordnung  enthaltenen 
Muster  zu  verfassen. 


i)  Die  Muster  A  bis  G  sind  in  dem  am  21.  1.  M.  ausgegebenen  CLXXVI. 
Stücke  des  Reichsgesetzblattes  unter  Nr.  377  enthalten. 


Die  Angaben  des  Gesuchstellers  bedürfen  bei  Be¬ 
zügen  von  Betriebsstoffen  für  landwirtschaftliche  Mo¬ 
toren  der  Bestätigung  der  Gemeinde,  bei  Bezügen 
solcher  Stoffe  für  Bergbaue  auf  vorbehaltene  Mine¬ 
ralien  und  zur  Erdharzgewinnung  der  Bestätigung  des 
Revierbergamtes,  bei  sonstigen  Bezügen  der  Bestäti¬ 
gung  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  oder  des 
Gewerbeinspektors.  Staatliche  Betriebe  bedürfen  für 
ihre  Bezüge  einer  solchen  Bestätigung  nicht. 

§  7.  Der  Handelsminister  kann,  wenn  es  öffentliche 
Rücksichten  erfordern,  die  im  §  2,  Absatz  i  und  2, 
genannten  Unternehmungen  verpflichten,  bestimmte 
Mengen  und  Arten  der  im  §  i  genannten  Stoffe  aus 
ihren  Betrieben  zu  liefern.  Die  gleiche  Verpflichtung 
kann  unter  dieser  Voraussetzung  auch  anderen  Unter¬ 
nehmungen  und  Personen  rücksichtlich  ihrer  Vorräte 
auferlegt  werden. 

Die  angemessene  Schadloshaltung  für  die  gemäß 
Absatz  I  angeforderten  Stoffe  ist  mangels  eines  güt¬ 
lichen  Übereinkommens  unter  Zuziehung  jener,  für 
welche  die  Stoffe  beansprucht  werden,  und  womöglich 
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der  zur  Lieferung  Verpflichteten  vom  Gerichte  im 
außerstreitigen  \  erfahren  nach  Anhörung  von  be¬ 
eideten  Sachverständigen  innerhalb  der  Grenzen  der 
etwa  festgesetzten  Höchstpreise  zu  bestimmen. 

Zur  Entscheidung  ist  das  Bezirksgericht  zuständig, 
in  dessen  Sprengel  sich  der  Sitz  der  Unternehmung, 
beziehungsweise  der  Wohnsitz  jener  Person  befindet, 
die  zur  Lieferung  verpflichtet  wurde.  Die  Entscheidung 
kann  binnen  acht  Tagen  mit  Rekurs  angefochten 
werden.  Die  Verpflichtung  zur  Lieferung  wird  durch 
die  Rekursführung  nicht  aufgeschoben.  Gegen  die  Ent¬ 
scheidung  der  zweiten  Instanz  ist  ein  Rechtsmittel  nicht 
zulässig. 

Sofern  nicht  ein  anderes  Übereinkommen  zu  stände 
kommt,  ist  der  Preis  vor  der  Übergabe  der  Stoffe  bar 
zu  bezahlen  oder  die  binnen  vierzehn  Tagen  vom  Tage 
der  Übergabe  zu  leistende  Zahlung  sicherzustellen. 

In  Fällen  besonderer  Dringlichkeit  kann  der  Handels¬ 
minister  anordnen,  daß  die  Lieferung  der  angeforderten 
Stoffe  auch  vor  Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens 
über  die  Preisfestsetzung  gegen  Leistung  einer  gleich¬ 
zeitig  zu  bestimmenden  Sicherstellung  zu  erfolgen  habe. 

§  8.  Der  Handelsminister  kann  im  Falle  drohenden 
Mangels  an  den  im  §  i  genannten  Produkten,  wenn  es 
öffentliche  Rücksichten  erfordern,  im  Einvernehmen  mit 
dem  Finanzminister  die  hierzu  geeigneten  Betriebs¬ 
unternehmungen  verpflichten,  nach  Maßgabe  ihrer 
Leistungsfähigkeit  solche  Produkte  in  der  zur  Beseiti¬ 
gung  des  Mangels  erforderlichen  Menge  herzustellen, 
insoweit  dies  für  die  betreffende  Unternehmung  ohne 
V'erlust  durchführbar  ist. 

Kommt  eine  solche  Betriebsunternehmung  der  ihr 
auferlegten  Verpflichtung  nicht  nach,  so  ist  der  Han¬ 
delsminister  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzminister 
berechtigt,  die  Herstellung  solcher  Produkte  auf  Kosten 
und  Gefahr  der  säumigen  Betriebsunternehmung  zu  ver¬ 
anlassen. 

Der  Handelsminister  kann  ferner  bei  den  im  §  2, 
Absatz  I  und  2,  genannten  Unternehmungen  einen  be¬ 
stimmten  Teil  ihrer  Erzeugnisse  und  bei  den  im  §  2 
genannten  Unternehmungen  einen  bestimmten  Teil  ihrer 
\  orräte,  insofern  diese  Erzeugnisse,  beziehungsweise 
Vorräte  nicht  schon  gemäß  §  5  unter  Sperre  stehen,  für 
eine  bestimmte  Zeit  unter  Sperre  legen. 

§  9.  Die  bisher  vom  Kriegsministerium  und  vom 
Ackerbauministerium  ausgestellten  Bezugsbewilligungen 
berechtigen  noch  durch  einen  Monat  nach  dem  Tage 
der  Kundmachung  dieser  Verordnung  zu  jenen  Bezügen, 
auf  die  sie  lauten. 

Wurde  bei  Erteilung  einer  solchen  Bezugsbewilligung 
der  Weiterverkauf  der  auf  Grund  dieser  Bewilligung 
bezogenen  Stoffe  ohne  weitere  Bezugsbewilligung  ge¬ 
stattet,  so  gilt  diese  Gestattung  gleichfalls  noch  durch 
einen  Monat  nach  dem  Tage  der  Kundmachung  dieser 
Verordnung. 

§  IO.  Bestehende  Schlüsse  stehen  der  Erfüllung  der 
durch  die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  oder  durch 
die  auf  Grund  derselben  erlassenen  Verfügungen  auf- 
erlegten  \’^erpflichtungen  nicht  entgegen. 

§  ir.  Behufs  Überwachung  der  Einhaltung  der  Be¬ 
stimmungen  dieser  Verordnung  und  der  auf  Grund  der¬ 
selben  erlassenen  Verfügungen  kann  das  Handelsmini¬ 
sterium  in  Betriebs-  und  Lagerräumen  Besichtigungen 
^ornehmen  und  Geschäftsaufzeichnungen  einsehen 
lassen.  Den  hierzu  Beauftragten  sind  auf  Verlangen  alle 
erforderlichen  Auskünfte  zu  erteilen  und  es  ist  ihnen 
der  Eintritt  in  die  Betriebs-  und  Lagerräume  zu  ee- 
statten.  ^ 

§  12.  t  bertretungen  dieser  Verordnung  und  der  auf 
irund  derselben  erlassenen  Verfügungen  sowie  jede 
Mitwirkung  an  der  \'ereitlung  der  darin  festgesetzten 


Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht  der  straf¬ 
gerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  den  politischen 
Behörden  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu  5000  K  oder 
nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten 
bestraft. 

§  13.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  Tage  der  Kund¬ 
machung  in  Wirksamkeit. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  einige  Mi¬ 
neralölprodukte.  Eine  Verordnung  des  Handelsmini¬ 
sters  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern 
vom  18.  Dezember  1915  lautet: 

Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  Ok¬ 
tober  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  274,  wird  für  den  Bereich 
der  im  Reichrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
mit  Ausnahme  des  Königreiches  Dalmatien  verordnet, 
wie  folgt: 

1.  Höchstpreise  beim  Verkauf  von  Mi¬ 
neralölprodukten  in  Mengen  von  min 
destens  einer  ganzen  Waggonladung 
durch  Raffinerien.  Grundpreise.  §  i.  Beim  Ver 
kauf  von  Mineralölprodukten  in  Mengen  von  mindestens 
einer  ganzen  Waggonladung  seitens  einer  Raffinerie 
dürfen  die  nachstehend  angeführten  Grundpreise  nicht 
überschritten  werden: 


I.  für  Benzin  im  spezifischen  Gewichte 
von  640  bis  660 . 3o 
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2.  für  Leuchtpetroleum  . 32- _ 

3-  für  Gasöl  (Motorenöl)  jeder  Art . 20- _ 

4  für  Vulkanöl,  und  zwar: 

a)  für  Winteröl  (Flammpunkt  mindestens 

140  Grad  C,  Viskosität  5  bis  6  Grad  bei 
50  Grad  E,  Stockpunkt  mindestens 
—  IO  Grad  C,  frei  von  Säuren  und  un¬ 
löslichen  Bestandteilen) . 32- _ 

b)  für  Sommeröl  (Viskosität  mindestens  6  bis 
7  bei  50  Grad  E,  Stockpunkt  ±  o  Grad  C, 

sonst  wie  a . 30- _ 

Diese  Grundpreise  verstehen  sich  für  je  100  kg  Rein¬ 
gewicht  der  verkauften  Ware,  Bahnstation  Drohobycz, 
ohne  Behälter,  gegen  sofortige  Barzahlung  ohne  Abzug, 
und  zwar  für  Petroleum  einschließlich  Verbrauchs¬ 
steuer,  für  Benzin  und  Gasöl  ausschließlich  Verbrauchs¬ 
steuer.  Gelangen  Benzin  oder  Gasöl  versteuert  zur  Ab¬ 
gabe,  so  erhöhen  sich  die  unter  Ziffer  i  und  3  ange¬ 
führten  Grundpreise  um  den  Betrag  der  Verbrauchs¬ 
steuer,  das  ist  um  13  K  für  je  100  kg  Reingewicht  der 
verkauften  Ware. 

Zuschläge.  §  2.  Zu  den  Grundpreisen  sind,  wenn 
frachtfrei  Bahnstation  des  Empfängers  geliefert  wird, 
nur  folgende  Zuschläge  gestattet: 

1.  Bei  Lieferung  in  Kesselwagen  darf  als  Frachtver¬ 
gütung  der  auf  100  kg  Reingewicht  der  verfrachteten 
Ware  entfallende  Frachtsatz  berechnet  werden,  der  bei 
Aufgabe  von  oder  bei  Frachtzahlung  für  mindestens 
10.000  kg  dieser  Ware  für  den  Frachtbrief  und  Wagen 
im  Verkehr  von  Drohobycz  nach  der  Bahnstation  des 
Empfängers  gilt. 

Im  Falle  der  Beistellung  des  Kesselwagens  durch  den 
Verkäufer  kann  eine  angemessene  Erhöhung  desjenigen 
Preises  eintreten,  der  sich  aus  der  Summierung  des 
Grundpreises  und  der  Frachtvergütung  gemäß  Abs.  i 
dieses  Punktes  ergibt.  Das  Ausmaß  der  Erhöhung  bleibt 
der  freien  A’ereinbarung  der  Parteien  überlassen. 

2.  Bei  Lieferung  in  Fässern  sowie  bei  Lieferung  in 
Kisten  amerikanischer  Type,  enthaltend  zwei  Kannen 
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mit  zusammen  rund  29  kg  Reingewicht,  beträgt  die 
Frachtvergütung  für  100  kg  Reingewicht  der  verfrach¬ 
teten  Ware  125  Prozent  der  gemäß  Ziffer  i,  Abs.  i,  an¬ 
rechenbaren  Frachtvergütung. 

3.  Nebst  der  Frachtvergütung  darf  berechnet  werden: 

a)  Bei  Lieferung  in  Verkäufers  Holzfässern  für  das 
mitverkaufte  Faß  ein  Betrag  von  8  K  für  je  100  kg 
Reingewicht  der  verkauften  Ware. 

Wird  in  diesem  Falle  der  Rückkauf  des  Fasses  be¬ 
dungen,  so  darf  der  Rückkaufspreis  nicht  geringer  sein 
als  K  4’50  für  je  100  kg  Reingewicht  der  verkauften 
Ware.  Dieser  Rückkaufspreis  versteht  sich  in  der  Be¬ 
triebsstätte  (Wohnung)  des  Käufers  der  Ware. 

b)  Bei  Lieferung  in  Käufers  Holzfässern  für  die  Her¬ 
richtung  des  Fasses  eine  Vergütung  bis  zu  K  i'So  für 
je  100  kg  Reingewicht  der  verkauften  Ware.  Hierbei 
versteht  es  sich,  daß  das  Faß  dem  Verkäufer  der  Ware 
frachtfrei  zu  seiner  Verladestation  gestellt  wird. 

c)  Bei  Lieferung  in  Verkäufers  Eisenfässern  bis  zu 
50  K  pro  Faß.  Der  Verkäufer  ist  verpflichtet,  das  Faß 
zu  demselben  Preis  zurückzunehmen;  er  darf  jedoch  für 
dessen  Benützung,  falls  die  Rückstellung  innerhalb  eines 
Monats  nach  Empfang  der  Ware  erfolgt,  eine  Ver¬ 
gütung  bis  zu  50  fälls  aber  die  Rückstellung  später 
erfolgt,  für  jeden  angefangenen  Monat  eine  weitere  Ver¬ 
gütung  bis  zu  K  i'50  berechnen.  Die  Rückstellung  des 
Fasses  versteht  sich  frachtfrei  zur  Verladestation  des 
Verkäufers. 

d)  Bei  Lieferung  in  Käufers  Eisenfässern  darf  eine 
besondere  Vergütung  nicht  berechnet  werden.  Hierbei 
versteht  es  sich,  daß  das  Faß  dem  Verkäufer  der  Ware 
frachtfrei  zu  seiner  \^erladestation  gestellt  wird. 

e)  Bei  Lieferung  in  Kisten  für  die  mitverkaufte  Kiste 
samt  Kannen  ein  Betrag  von  K  4-50. 

§  3.  Wird  nicht  frachtfrei  Bahnstation  des  Emp¬ 
fängers,  sondern  von  der  Verladestation  des  Verkäufers 
aus  geliefert,  so  ist  der  Preis  der  Ware  so  zu  erstellen, 
daß  er  zuzüglich  der  auf  100  kg  Reingewicht  der  ver¬ 
kauften  Ware  entfallenden  Frachtkosten  für  den  waggon¬ 
weisen  Bezug  der  Ware  von  der  Verladestation  des 
Verkäufers  nach  der  Bahnstation  des  Empfängers  nicht 
mehr  beträgt  als  der  gemäß  §  2  für  Lieferung  frachtfrei 
Bahnstation  des  Empfängers  zulässige  Preis. 

11.  Höchstpreis  beim  Verkauf  von 
Benzin  aus  einem  Zwischenlager  für 
steuerfreie  Einlagerung.  §  4-  Beim  Verkauf 
von  Benzin  aus  einem  Zwischenlager  für  steuerfreie  Ein¬ 
lagerung  darf  außer  dem  im  §  i,  Ziffer  i,  entsprechend 
den  spezifischen  Gewichten  festgesetzten  Grundpreis  und 
außer  der  gemäß  §  2,  Ziffer  i,  anrechenbaren  Fracht¬ 
vergütung  nur  ein  Zuschlag  bis  zu  3  K  für  je  100  kg 
Reingewicht  der  verkauften  Ware  berechnet  werden. 

Hinsichtlich  der  Vergütung  für  das  Faß  gelten  die 
Bestimmungen  des  §  2,  Ziffer  3,  Buchstabe  c  und  d. 

HL  Höchstpreis  beim  Verkauf  von 
Leuchtpetroleum  in  Mengen  von  min¬ 
destens  einem  Faß  oder  einer  Kiste 
durch  Händler.  §  5.  Für  den  Verkauf  von  Leucht¬ 
petroleum  in  Mengen  von  mindestens  einem  Faß  oder 
einer  Kiste  durch  Händler  gelten  folgende  Bestim¬ 
mungen  : 

a)  Wird  die  Ware  durch  den  Händler  unmittelbar 
aus  einer  Raffinerie  in  die  Bahnstation  seines  Ab¬ 
nehmers  geliefert,  so  darf  außer  dem  Grundpreis  (§  i, 
Ziffer  2),  der  nach  §  2,  Ziffer  2,  für  die  Strecke  Droho- 
1,ycz — Bahnstation  des  Abnehmers  anrechenbaren  Fracht¬ 
vergütung,  endlich  der  nach  §  2,  Ziffer  3»  anrechenbaren 
Vergütung  für  das  Faß  oder  die  Kiste  nur  ein  weiterer 
Betrag  bis  zu  3  K  für  je  100  kg  Reingewicht  der  ver¬ 
kauften  Ware  berechnet  werden. 

Findet  die  Verfrachtung  nicht  in  ganzen  Waggon¬ 
ladungen  statt,  so  dürfen  überdies  bei  Lieferung  von 


5000  kg  aufwärts  bis  zu  50  h  und  bei  Lieferung  unter 
5000  kg  bis  zu  I  K  für  je  100  kg  Reingewicht  der  ver¬ 
kauften  Ware  zugeschlagen  werden. 

b )  Erfolgt  die  Lieferung  durch  den  Händler  nicht  un¬ 
mittelbar  aus  einer  Raffinerie,  sondern  wird  die  Ware 
von  dem  Lager  des  Händlers  aus  in  die  Bahnstation 
des  Empfängers  geliefert,  so  darf  der  Händler  außer 
den  nach  Buchstabe  a  anrechenbaren  Beträgen  nur  einen 
Zuschlag  für  die  Kosten  der  Zufuhr  der  Ware  von  seiner 
Bahnstation  in  sein  Lager  und  der  Abfuhr  von  seinem 
Lager  zu  seiner  Bahnstation  berechnen. 

c)  Erfolgt  der  Verkauf  vom  Lager  des  Händlers  aus, 
ohne  daß  dieser  die  Versendung  übernimmt,  so  darf  er 
außer  dem  Grundpreis  (§  i,  Ziffer  2),  der  nach  §  2, 
Ziffer  2,  anrechenbaren  Eracht  für  den  Transport  bis 
zu  seiner  Bahnstation,  der  nach  §  2,  Ziffer  3,  anrechen¬ 
baren  Vergütung  für  das  Faß  oder  die  Kiste  und  endlich 
dem  Zuschlag  von  3  K  Buchstabe  a  nur  einen  Zuschlag 
für  die  Kosten  der  Zufuhr  der  Ware  von  seiner  Bahn¬ 
station  in  sein  Lager  aufrechnen. 

Die  Höhe  der  nach  Buchstabe  b  und  c  aufrechen¬ 
baren  Zuschläge  für  die  Fuhrkosten  ist  von  der  politi¬ 
schen  Behörde  erster  Instanz  festzusetzen  und  kund¬ 
zumachen. 

Die  nach  den  vorhergehenden  Bestimmungen  dieses 
Paragraphen  gestatteten  Zuschläge  jeder  Art  dürfen 
auch  im  Falle  wiederholter  Verkäufe  nur  einmal  be¬ 
rechnet  werden. 

IV.  Höchstpreis  beim  Verkauf  von 
Leuchtpetroleum  in  Mengen  von  weni¬ 
ger  als  einem  Faß  oder  einer  Kiste.  §  6. 
Beim  V erkauf  von  Leuchtpetroleum  in  Mengen  von 
weniger  als  einem  Faß  oder  einer  Kiste  darf  kein  höherer 
Preis  gefordert  werden,  als  er  sich  aus  folgenden  Zu¬ 
schlägen  zum  Grundpreis  (§  i,  Ziffer  2)  ergibt:^ 

1.  Aus  der  in  der  angeschlossenen  Tabelle^)  für  die 
Bahnstation  oder  den  Seehafen  des  Verkäufers  aus¬ 
gewiesenen  Frachtvergütung.  Ist  für  diese  Station  oder 
diesen  Seehafen  in  der  Tabelle  eine  Frachtvergütung 
nicht  ausgeworfen,  so  ist  die  für  die  nächstgelegene 
Station  oder  den  nächsten  Seehafen  festgesetzte  Fracht¬ 
vergütung  zu  berechnen. 

2.  Aus  einem  Zuschlag  bis  zu  K  3'5o  für  je  100  kg 
Reingewdcht  der  verkauften  W^are  (Differenz  zwischen 
dem  Kaufpreis  und  dem  Rückverkaufspreis  für  das 
Faß,  §  2,  Ziffer  3,  Buchstabe  a).  In  Orten,  nach 
welchen  der  Transport  von  Leuchtpetroleum  ausschließ¬ 
lich  in  Kisten  erfolgt,  hat  an  die  Stelle  dieses  Zuschlages 
ein  solcher  von  12  K  für  je  100  kg  Reingewicht  der 
verkauften  Ware  zu  treten  (Differenz  zwischen  dem 
Kaufpreis  und  dem  Gebrauchswert  der  Kisten  samt 
Kannen). 

3.  Aus  dem  im  §  5i  Buchstabe  n,  festgesetzten  Zu¬ 
schlag  im  Betrage  von  3  K. 

4.  Aus  einem  weiteren  Zuschlag  bis  zu  ii  K  für  je 
100  kg  Reingewicht  der  verkauften  Ware. 

^  Orten,  die  von  der  nächsten  Bahnstation,  be¬ 
ziehungsweise  dem  nächsten  Seehafen  mehr  als  3  km 
entfernt  sind,  noch  aus  einem  Zuschlag^  für  die  Kosten 
(^gj.  Zufuhr  der  M^are  von  der  Bahnstation,  beziehungs¬ 
weise  dem  Seehafen  in  diesen  Ort.  Die  Höhe  dieses  Zu¬ 
schlages  ist  von  der  politischen  Behörde  erster  Instanz 
festzusetzen. 

§  7.  Die  Höchstpreise,  die  sich  gemäß  der  Vorschrift 
des  §  6  ergeben,  sind  von  der  politischen  Behörde  erster 
Instanz  für  je  i  kg  und  für  je  i  1  zu  errechnen  und 
bekanntzumachen.  Sie  gelten  für  den  Verkauf  im  Laden 
ohne  Zustellung  und  sind  in  den  den  Kunden  zugäng¬ 
lichen  ^Vrkaufslokalitäten  an  augenfälliger  Stelle  deut¬ 
lich  ersichtlich  zu  machen. 

>)  Hier  nicht  abgedruckt.  Der  Frachtzuschlag  für  Leuchtpetroleum  für 
1(0 Reingewicht  beträgt  für  Wien  41J5  b. 
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V.  Straf-  und  Schlußbestimmungen.  §  8. 
Übertretungen  dieser  Verordnung  werden,  sofern  sie 
nicht  der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von 
den  politischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geldstrafen 
bis  zu  5000  K  oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis 
zu  sechs  Monaten  bestraft. 

§  9.  Die  Bestimmungen  der  §§  4  und  5  treten  am 
27.  Dezember  1915,  jene  der  §§  6  und  7  am  2.  Januar 
1916  in  W'^irksamkeit.  Alle  übrigen  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  treten  mit  dem  Tage  der  Kundmachung  der¬ 
selben  in  Wirksamkeit. 

Die  in  den  §§  i  bis  3  festgesetzten  Höchstpreise  gelten 
auch  für  jene  Ware,  die  vor  dem  Tage  der  Kundmachung 
dieser  Verordnung  gekauft,  aber  an  diesem  Tage  noch 
nicht  in  der  Bahnstation  des  Empfängers  eingelangt  ist. 

Der  im  §  5  festgesetzte  Höchstpreis  gilt  auch  für  jene 
Ware,  die  vor  dem  27.  Dezember  1915  gekauft,  aber  an 
diesem  Tage  noch  nicht  in  der  Bahnstation  des  Emp¬ 
fängers  eingelangt  ist. 

Festsetzung  von  Höchstpreisen  für  verarbeiteten 
(nicht  gehechelten)  Hanf.  Eine  Verordnung  des 
Handelsministers  im  Einvernehmen  mit  den  beteiligten 
Ministern  vom  18.  Dezember  1915  bestimmt: 

§  I.  Als  Höchstpreise  für  verarbeiteten,  lufttrockenen, 
lagerfähigen  Hanf  (gereinigt,  gebrochen)  und  für  Hanf¬ 
werg  werden  bestimmt; 

pro  100  kg 
Klonen 

für  gerösteten,  gebrochenen  Primaschwunghanf,  der 


nicht  mehr  als  5®/o  Abfall  enthält . 380 

„  gerösteten,  gebrochenen  Schwunghanf  (secunda)  350 

„  geröstetes  Schwungwerg  (prima) . 310 

„  ungerösteten  Primahanf . 310 

„  gerösteten  Bauernhanf,  welcher  nicht  mehr  als 

io'’/o  Abfall  enthält . 300 

„  ungerüstetes  Primawerg . 220 

„  bei  der  Verarbeitung  des  Bauernhanfes  gewon¬ 
nenes,  durch  die  Handhechel  gezogenes  Werg  90 


§  2.  Für  Ware  geringerer  als  der  im  §  i  bezeichneten 
Qualitäten  darf  nur  ein  entsprechend  niedrigerer  Preis 
gezahlt  werden.  Eine  Vereinbarung,  die  von  dieser  An¬ 
ordnung  zum  Nachteile  des  Käufers  abweicht,  ist  un¬ 
gültig. 

§  3.  Die  im  §  i  festgesetzten  Höchstpreise,  die  auch 
die  Kosten  des  Transportes  zur  Verladestation  ein¬ 
schließen,  gelten  netto  Kasse  gegen  Barzahlung. 

§  4.  Im  Zwischenhandel  dürfen  bei  Verkäufen  bis  zu 
500  kg  über  den  festgesetzten  Höchstpreis  hinaus 
höchstens  um  8  Prozent,  bei  Verkäufen  von  500  bis  zu 
5000  kg  höchstens  um  5  Prozent,  beim  Verkaufe  größerer 
Quantitäten  höchstens  um  3  Prozent  höhere  Preise  ge¬ 
fordert  werden. 

§  5.  Die  im  §  I  festgesetzten  Höchstpreise  treten  am 
20.  Dezember  1915  in  Kraft. 

Verarbeiteten  (nicht  gehechelten),  gereinigten,  ge¬ 
brochenen  Hanf  und  Hanfwerg  zu  einem  höheren  als 
dem  bestimmten  Höchstpreis  zu  verkaufen,  ist  von  diesem 
Tage  an  während  der  Geltungsdauer  dieser  Verordnung 
verboten. 

§  6.  Diese  Verordnung  findet  keine  Anwendung  auf 
Hanfbezüge  aus  dem  Zollauslande. 

§  7.  Übertretungen  der  Bestimmung  dieser  Verordnung 
werden  von  den  politischen  Behörden  erster  Instanz  mit 
Geldstrafen  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arreststrafen  bis  zu 
sechs  Monaten  geahndet,  insoferne  die  Handlungen  nicht 
unter  eine  strengere  Strafbestimmung  fallen. 

§  8.  Diese  Verordnung  tritt  am  20.  Dezember  1915 
in  Wirksamkeit. 

Verkehr  mit  Milch.  Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statt¬ 
halters  im  Erzherzogtum  Österreich  unter  der  Enns  vom 
16.  Dezember  1915,  Z.  W— 3197/1,  mit  welcher  Durch¬ 
führungsbestimmungen  zur  Ministerialverordnung  vom 
26.  November  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  345,  betreffend  die 


Regelung  des  Verkehres  mit  Milch  erlassen  werden,  be¬ 
stimmt: 

§  I.  In  allen  Gast-  und  Schankgewerbebetrieben  dürfen 
Milch  und  Getränke,  die  unter  Verwendung  von  Milch 
zubereitet  werden,  in  der  Zeit  von  2  Uhr  nachmittags  bis 
7  Uhr  abends  nicht  verabreicht  werden. 

Dieses  Verbot  erstreckt  sich  auch  auf  die  Verwendung 
von  Milchpräparaten  wie  Trockenmilch  und  kondensierte 
Milch. 

Für  kleinere  Gast-  und  Schankgewerbebetriebe  (Volks¬ 
cafes  u.  dgl.),  in  denen  unbemittelte  Bevölkerungskreise 
Milch  oder  Milchkaffee  als  notwendiges  Nahrungsmittel 
einzunehmen  pflegen,  kann  die  politische  Landesbehörde 
fallweise  Ausnahmen  vom  vor.stehenden  Verbote  gegen 
Widerruf  bewilligen.  Diese  Ausnahmen  dürfen  sich  in 
der  Regel  nur  auf  die  Zeit  von  2  bis  3  Uhr  nachmittags 
und  von  6  bis  7  E^hr  abends  beziehen. 

§  2.  Die  politischen  Bezirksbehörden  werden  er¬ 
mächtigt,  Maßnahmen  zur  Sicherung  des  Milchbedarfes 
von  stillenden  Müttern,  Kindern  bis  zu  sechs  Jahren  und 
von  in  Anstaltspflege  befindlichen  Kranken  unter  Be¬ 
rücksichtigung  der  örtlichen  Verhältnisse  zu  treffen. 

Diese  Regelung  kann  durch  die  amtliche  Ausgabe  von 
Milchbezugsanweisungen  (Milchkarten)  oder  in  anderer 
Weise  erfolgen. 

Erfolgt  die  Regelung  durch  Ausgabe  von  Milchbezugs¬ 
anweisungen,  so  ist  den  Inhabern  der  Milchkarte  der 
tägliche  Bezug  der  ihnen  nach  Maßgabe  dieser  Milch¬ 
karte  gebührende'n  Milchmenge  entweder  bei  eigens 
hierzu  bestimmten  \  erschleißstellen  oder  gegen  vorherige 
Anmeldung  bei  einer  beliebigen  Milchverschleißstelle, 
eventuell  v'or  Beginn  der  allgemeinen  Verkaufsstunden, 
zu  sichern.  Zu  diesem  Zwecke  können  die  Inhaber  von 
Betrieben,  in  denen  Milch  im  Kleinhandel  gewerbsmäßig 
^Egegeben  wird,  von  der  politischen  Bezirksbehörde  ver¬ 
pflichtet  werden,  die  rechtzeitig  seitens  der  Karten¬ 
inhaber  erfolgte  Anmeldung,  soweit  die  angemeldeten 
Mengen  im  Betriebe  geliefert  werden  können,  rechtsver¬ 
bindlich  entgegenzunehmen  und  die  angemeldete  Milch 
an  den  festgesetzten  Tagen  und  innerhalb  der  festge¬ 
setzten  Verkaufsstunden  an  die  Inhaber  der  Milchkarte 
gegen  Barzahlung  abzugeben. 

Als  Bedarf  für  stillende  Mütter  oder  für  Kinder  bis 
zu  einem  Jahr  ist  täglich  höchstens  i  l,  für  Kinder  im 
Alter  von  ein  bis  zwei  Jahren  8/4  I  und  für  Kinder  im 
Alter  von  zwei  bis  sechs  Jahren  ^  festzusetzen. 

Der  Bedarf  für  in  Anstaltspflege  befindliche  Kranke 
richtet  sich  nach  der  Natur  ihrer  Erkrankung.  Vor  der 
Festsetzung  der  Bedarfsmenge,  die  auf  das  unumgänglich 
notwendige  Ausmaß  zu  beschränken  ist,  ist  ein  amtsärzt¬ 
liches  Gutachten  einzuholen. 

§  3.  Übertretungen  dieser  Verordnung  und  der  auf 
Grund  derselben  erlassenen  Vorschriften  werden  von  der 
politischen  Bezirksbehörde  nach  den  Bestimmungen  des 
§  IO  der  Ministerialverordnung  vom  26.  November  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  345,  bestraft. 

§  4-  Diese  Verordnung  tritt  am  27.  Dezember  1915 
in  Kraft. 

Gleichzeitig  tritt  die  Statthaltereiverordnung  vom 
29.  Juli  1915,  L.-G.-  und  V.-Bl.  Nr.  86,  außer  Wirk¬ 
samkeit. 

Einschränkung  der  Rinder-  und  Schweine¬ 
schlachtung.  Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statthalters 
im  Erzherzogtum  östereich  unter  der  Enns  vom  16.  De¬ 
zember  1915,  Z.  W — 2697/9,  iiiit  welcher  Durchführungs¬ 
bestimmungen  zur  Ministerialverordnung  vom  8.  Mai 
^9^5»  R.-G.-Bl.  Nr.  114,  betreffend  Einschränkung  der 
Schlachtung  von  Rindern  und  Schweinen,  erlassen 
werden,  bestimmt: 
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§  I.  Melk-  und  Zuchtkühe  dürfen  nur  mit  Bewilligung  I 
der  politischen  Bezirksbehörde  zwecks  Schlachtung  ver-  I 
kauft  oder  geschlachtet  werden.  | 

§  2.  Übertretungen  dieser  Verordnung  werden  von  der 
politischen  Bezirksbehorde  nach  den  Bestimmungen  des 
§  II  der  Ministerialverordnung  vom  8.  Mai  1915, 
R.-G.-Bl.  Nr.  114,  bestraft. 

§  3.  Diese  \Vrordnung  tritt  am  22.  Dezember  1915  in 
Kraft. 

Regelung  des  Verkehrs  mit  Schweinefleisch  und 
-fett.  Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  15.  De¬ 
zember  1915,  betreffend  die  Inkraftsetzung  der  Mini¬ 
sterialverordnung  vom  13.  Dezember  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  366,  verfügt: 

Die  Verordnung  des  Handelsministers  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  beteiligten  Ministern  vom  13.  Dezember 
I9i5>  R.-G.-Bl.  Nr.  366,  betreffend  den  Verkehr  mit 
Schweinefett,  Schweinespeck  und  Schweinefleisch,  tritt 
am  16.  Dezember  1915  in  Kraft. 

Höchstpreise  für  Schweinefett,  -speck  und 
-fleisch.  Eine  Verordnung  des  k.  k.  Statthalters  im  Erz¬ 
herzogtum  Österreich  unter  der  Enns  vom  18.  Dezember 
1915,  Z.  W — 3288,  mit  welcher  Durchführungsbestim¬ 
mungen  zu  der  Ministerialverordnung  vom  29.  November 
1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  348,  betreffend  die  Festsetzung  von 
Höchstpreisen  für  Schweinefett,  Schweinespeck  und 
Schweinefleisch,  erlassen  werden,  verfügt; 

§  I.  Beim  Verkaufe  von  zugerichtetem  (Tafel-  und 
Rückenspeck),  gesalzenem,  geräuchertem,  papriziertem 
und  abgebrühtem  Speck  sowie  von  anderen  Dessert¬ 
specksorten  durch  den  Erzeuger  an  Wiederverkäufer  darf 
der  Höchstpreis  für  100  kg  Nettogewicht  bis  einschließ¬ 
lich  15.  Januar  1916  betragen: 

für  zugerichteten  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Speck, 
und  zwar: 

Kronen 


für  Tafelspeck  samt  Schwarte  (sogenannter  Wiener 

Schnitt)  . 650 

„  Täfelspeck  ohne  Schwarte  (sogenannter  Speck¬ 
filz)  . 700 

„  Rückenspeck . 703 

,,  gesalzenen  Rohspeck  . 639 

für  geräucherten  Speck,  und  zwar: 
für  geräucherten  Rohspeck  (sogenannter  ungarischer 

Landspeck) . 690 

„  geräucherten  Tafelspeck  samt  Schwarte  .  .  .  702 

„  geräucherten  Rückenspeck . 759 

für  paprizierten  Speck  (Brot-  oder  Streifenspeck), 
und  zwar : 

für  ungeräucherten  Streifenspeck  . 671 

„  geräucherten  oder  paprizierten  Streifenspeck  .  724 

,,  abgebrühten  Speck . 724 

„  Dessertspeck  wie  Frühstück-,  Tiroler-,  Ham¬ 
burger-,  Siebenbürger-,  Fleischspeck  u.  s.  w.  800 


§  2.  Die  in  §  I  der  Verordnung  festgesetzten  Höchst¬ 
preise  verstehen  sich  für  den  Fall  des  Barverkaufes,  ohne 
Verpackung  und  für  die  Lieferung  ab  Bahn-  oder  Schiffs¬ 
station  des  Verkäufers. 

Falls  der  Kaufpreis  kreditiert  wird,  dürfen  über  den 
Höchstpreis  nur  Zinsen  gefordert  werden,  die  den  beim 
Abschlüsse  des  Geschäftes  gültigen  Wechseleskontzinsfuß 
der  Österreichisch-ungarischen  Bank  um  nicht  mehr  als 
2  Prozent  übersteigen. 

§  3.  Beim  Verkaufe  von  Schweinefett  und  Schweine¬ 
speck  im  Kleinhandel,  das  ist  bei  der  unmittelbaren  Ab¬ 
gabe  an  die  Verbraucher,  gleichgültig,  ob  sie  durch  den 
Erzeuger  oder  den  Wiederverkäufer  erfolgt,  darf  der 
Höchstpreis  für  i  kg  bis  einschließlich  20.  Januar  1916 
betragen: 

Kl  onen 


für  geschmolzenes  Fett  (Schmalz)  . 8' — 

„  ungeschmolzenes  Rohfett  (Schmer,  Bauchfiilz)  7‘8o 

„  Rohspeck  . 7’io 

,,  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Tafelspeck  samt 

Schwarte  (Wiener  Schnitt) . 7’20 


Kronen 

,,  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Tafelspeck  ohne 


Schwarte  (Speckfilz)  . 7-60 

„  (gesalzenen  oder  ungesalzenen)  Rückenspeck  .  7-80 

„  gesalzenen  Rohspeck  . 7-10 

„  geräucherten  Rohspeck  (ungarischer  Land- 

•speck) . 7-60 

,,  geräucherten  Tafelspeck  samt  Schwarte  ....  7‘8o 

,,  geräucherten  Rückenspeck . 8'40 

„  ungeräucherten  Streifenspeck  . 7‘40 

„  geräucherten  oder  paprizierten  Streifenspeck  .  8' — 

„  abgebrühten  Speck . 8*. — 


„  Dessertspeck  (Frühstück-,  Tirolerspeck  u.  s.  w.)  9- — 

bür  nicht  an  einer  Bahn-  oder  Schiffsstation  gelegene 
Orte  kann  bei  besonderen  örtlichen  Verhältnissen  von 
der  politischen  Bezirksbehörde  ein  angemessener  Zuschlag 
für  Zufuhrspesen  bestimmt  werden. 

Bruchteile  von  (o'5)  h  oder  darüber,  die  sich  bei 
der  auf  Grundlage  des  Kilogrammpreises  vorzunehmen¬ 
den  Berechnung  der  Höchstpreise  für  Mengen  unter  i  kg 
ergeben,  haben  für  einen  ganzen  Heller  zu  gelten. 

§  4.  Wer  für  eine  Ware,  für  die  in  dieser  Verordnung 
ein  Höchstpreis  festgesetzt  ist,  einen  höheren  Preis  oder 
eine  im  Sinne  dieser  Verordnung  nicht  anrechenbare 
Nebenleistung  welcher  Art  immer  für  sich  oder  eine  dritte 
Person  fordert,  verspricht,  leistet  oder  annimmt,  wird, 
sofern  die  Handlung  nicht  einer  strengeren  Strafe  unter¬ 
liegt,  von  der  politischen  Behörde  erster  Instanz  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

Derselben  Strafe  unterliegt 

wer  wissentlich  oder  durch  Unterlassung  der  gebotenen 
Sorgfalt  irgendwie  dazu  mitwirkt,  daß  durch  einen  nlit 
dem  Verkaufe  betrauten  Angestellten  oder  durch  eine  den 
Verkauf  vermittelnde  Person  dieser  Verordnung  zuwider¬ 
gehandelt  wird, 

wer  ein  Zuwiderhandeln  gegen  die  Bestimmungen 
dieser  Verordnung  durch  wen  und  auf  welche  Weise 
immer  unterstützt  oder  verheimlicht. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Erzeugung  und  Vertrieb  von  Brot  und  Gebäck. 

Eine  Verordnung  des  Handelsministers  im  Einver¬ 
nehmen  mit  den  Ministern  des  Innern,  des  Ackerbaues 
und  der  Finanzen  vom  20.  Dezember  1915  verfügt; 

§  I.  Weizenbackmehl  und  Weizenkochmehl  dürfen  zur 
Broterzeugung  nicht  verwendet  werden. 

Der  Minister  des  Innern  kann  Ausnahmen  hiervon 
für  Länder,  Bezirke  oder  Gemeinden  über  Antrag  der 
Kriegsgetreideverkehrsanstalt  fallweise  bewilligen. 

§  2.  Die  politischen  Landesbehörden  haben  unter  Be- 
dachtnahme  auf  die  zur  Erzeugung  verwendeten  Mehl¬ 
sorten,  die  Beschaffenheit  und  das  Gewicht  des  Brotes 
und  unter  Berücksichtigung  der  bestehenden  Verhältnisse 
den  Verkaufspreis  festzusetzen. 

§  3.  Die  gewerbsmäßige  Erzeugung  und  der  \'erkauf 
von  Kleingebäck  jeder  Art  ist  verlioten. 

§  4.  Die  gewerbsmäßige  Erzeugung  von  uugezuckerteni 
Zwieback  (Wasserzwieback)  ist  nur  mit  Bewilligung  der 
politischen  Landesbehörde  gestattet. 

§  5.  Die  politischen  Landesbehörden  sind  ermächtigt, 
in  ganz  besonders  rücksichtswürdigen  Fällen,  insbeson¬ 
dere  bei  der  Brotbereitung  für  Heilanstalten  sowie  zu 
diätetischen  und  religiösen  Zwecken,  Ausnahmen  von 
den  Vorschriften  der  §§  i  und  3  fallweise  über  An¬ 
suchen  zu  bewilligen. 

§  6.  Händler  und  sonstige  Verkäufer  dürfen  nur 
solches  Brot  inländischer  Erzeugung  in  Verkehr  bringen, 
welches  den  Vorschriften  dieser  Verordnung  entspricht. 

§  7.  Die  Bäcker,  Händler  und  sonstigen  Biotverkäufer 
sind  verpflichtet,  den  Käufern  Brot  auch  geschnitten  in 
Stücken  in  jeder  verlangten  Menge  zu  verabfolgen. 
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§  8.  Zur  gewerbsmäßigen  Erzeugung  von  Zucker¬ 
bäckerwaren  aller  Art  darf  Weizen-  und  Roggenmehl 
nicht  verwendet  werden. 

Die  Erzeugung  von  Zuckerbäckerwaren  aller  Art 
unter  \’erwendung  von  anderen  als  im  vorstehenden 
Absätze  genannten  Mehlen  ist  nur  an  zwei  Tagen  der 
Woche  gestattet.  Der  Gemeindevorsteher  hat  diese  zwei 
Tage  den  örtlichen  Gewohnheiten  entsprechend  fest¬ 
zusetzen  und  öffentlich  bekaniitzugeben. 

Zur  gewerbsmäßigen  Erzeugung  von  Keks  darf 
Weizen-  und  Roggenmehl  nur  in  einer  Menge  verwendet 
werden,  welche  30  Prozent  des  Gesamtgewichtes  der 
Teigmenge  nicht  übersteigt.  Die  politische  Landes¬ 
behörde  kann  die  Erzeugung  von  Keks  zeitlich  ein¬ 
schränken  oder  gänzlich  verbieten. 

Die  gewerbsmäßige  Erzeugung  von  Zuckerbäcker¬ 
waren  aus  Butter-  (Blätter-)  und  Germteig  ist  ver¬ 
boten. 

Als  gewerbsmäßig  gilt  jede  Erzeugung  zu  Zwecken 
der  entgeltlichen  Verabfolgung  an  Dritte. 

§  9.  Bäckern  und  Zuckerbäckern  ist  verboten,  von 
Dritten  zubereiteten  Teig  zum  Ausbacken  zu  übernehmen. 

§  IO.  Bäcker-  und  Zuckerbäckerwaren  dürfen  bei  Er¬ 
zeugern  und  Händlern  sowie  in  Gast-  und  Schank¬ 
gewerbebetrieben  aller  Art  den  Kunden  nur  über  Ver¬ 
langen  oder  Bestellung  verabreicht  werden.  Das  Auf¬ 
stellen  von  Behältern  mit  diesen  Erzeugnissen  auf  den 
Tischen  sowie  das  Herumreichen  in  Behältern  zur  freien 
Auswahl  ist  verboten. 

§  II.  Bäcker,  Zuckerbäcker,  sonstige  Verkäufer  von 
Backware  sowie  Gast-  und  Schankgewerbetreibende  aller 
Art  haben  einen  Abdruck  dieser  Verordnung  in  ihren 
Verkaufs-  und  Betriebsräumen  an  einer  jedermann 
sichtbaren  Stelle  anzuschlagen. 

§  12.  Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sowie 
die  Polizeibehörden  sind  befugt,  durch  ihre  Organe 
oder  durch  hierzu  eigens  bestellte  und  hinsichtlich  der 
Wahrung  der  Geschäftsgeheimnisse  in  Eid  genommene 
Sachverständige  in  den  Räumen,  in  denen  Backware 
bereitet,  aufbewahrt,  feilgehalten  oder  verpackt  wird, 
jederzeit  Besichtigungen  vorzunehmen,  Geschäftsauf¬ 
zeichnungen  einzusehen  und  nach  ihrer  Auswahl  Proben 
zum  Zwecke  der  Untersuchung  zu  entnehmen. 

Die  Betriebsunternehmer  und  ihre  Stellvertreter  sind 
verpflichtet,  den  behördlichen  Organen  und  den  Sach¬ 
verständigen  jede  von  ihnen  verlangte  Auskunft  zu  er¬ 
teilen. 

Die  politischen  Behörden  erster  Instanz  sowie  die 
Polizeibehörden  sind  ermächtigt,  zu  diesen  Amtshand¬ 
lungen  auch  die  Organe  der  Einanzwache,  der  Lebens¬ 
mittelpolizei  und  der  gemeindeamtlichen  Marktpolizei 
heranzuziehen. 

§  13.  Übertretungen  dieser  Wrordnung  und  der  auf 
Grund  derselben  erlassenen  Vorschriften  werden,  sofern 
nicht  die  strafgerichtliche  Ahndung  eintritt,  von  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  mit  Geldstrafen  bis 
zu  5000  K  oder  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Monaten  ge¬ 
ahndet. 

Falls  die  Übertretung  von  einem  Gewerbetreibenden 
begangen  wird,  kann  außerdem,  sofern  die  Voraus¬ 
setzungen  des  §  133  i»,  Abs.  i,  lit.  a,  der  Gewerbeordnung 
zutreffen,  die  Entziehung  der  Gewerbeberechtigung  ver¬ 
fügt  werden. 

§  14.  Diese  Verordnung  bezieht  sich  nicht  auf  die 
Erzeugung  von  Brot  und  Gebäck  der  Militärverwaltung. 

§  15.  Diese  Verordnung  tritt  an  Stelle  der  Ministerial- 
verordnung  vom  ii.  August  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  231, 
am  23.  Dezember  1915  in  Wirksamkeit. 

Ungarn. 

Höchstpreise  für  Hanfsamen  und  Requirierung 
der  Vorräte  an  Reps-,  Lein-  und  Hanfsamen.  Das 


Amtsblatt  veröffentlichte  am  10.  1.  M.  eine  Regierungs¬ 
verordnung,  durch  welche  der  Maximalpreis  von  Hanf¬ 
samen  mit  54  K  pro  100  kg  Nettogewücht,  exklusive 
Sack,  franko  Verladestation,  gegen  Kassezahlung  fest¬ 
gesetzt  wird.  Dieser  Maximalpreis  tritt  am  10.  d.  M. 
in  Kraft.  Auf  Bezüge  aus  dem  Zollauslande  bezieht  sich 
dieser  Preis  nicht.  Für  Saatkorn  kann  der  Ackerbau¬ 
minister,  in  Kroatien-Slawonien  der  Banus  eine  Aus¬ 
nahme  von  dieser  Verfügung  gewähren.  Eine  zweite 
Verordnung  verfügt  die  Sperre  und  den  Anmeldungs¬ 
zwang  der  Hanfsamenölvorräte  und  ordnet  ferner  an, 
daß  Hanfsamen  und  Hanfsamenöl  nur  auf  Grund  von 
Transportzertifikaten  versendet  werden  dürfen.  Die 
dritte  A’erordnung  verfügt,  daß  die  Vorräte  von 
Kohlreps-,  Rübsen-,  Wildreps-,  Lein-  und  Hanfsamen, 
ob  sie  sich  beim  Produzenten  befinden  oder  nicht,  nach 
dem  Stande  vom  24.  d.  M.  bis  spätestens  den  28.  d.  M. 
bei  der  Gemeindevorstehung  (Bürgermeisteramt)  anzu¬ 
melden  sind.  Vom  15.  Dezember  1.  J.  bis  inklusive  10.  Ja¬ 
nuar  1916  dürfen  diese  Vorräte  nur  die  Kriegsprodukten- 
A.-G.  oder  deren  Kommissionäre  erwerben.  Nach  dem 
IO.  Januar  1916  ist  ein  Verkauf  oder  eine  sonstige  Ent¬ 
eignung  verboten ;  die  Wrräte  sind  sodann  als  requiriert 
zu  betrachten.  Für  die  requirierten  Vorräte  wird  ein  um 
4  K  niedrigerer  Preis  bezahlt  als  der  Maximalpreis 
zum  Zeitpunkt  der  Übernahme  beträgt.  Eine  Vergütung 
für  Lagerung  wird  nicht  gewährt.  Die  Strafbestimmungen 
sehen  eine  Arreststrafe  bis  zu  zwei  Monaten  und  eine 
Geldbuße  bis  zu  600  K  vor.  Diese  Verordnungen  beziehen 
sich  auf  das  ganze  Landesgebiet. 

Requisition  der  Maisvorräte.  Das  Amtsblatt  ver¬ 
öffentlicht  unter  Z.  89900/1915  folgende  Verordnung 
des  Ackerbauministers  vom  9.  1.  M.  über  die  Anmeldung 
der  Maisvorräte: 

§  I.  Jedermann  ist  verpflichtet,  den  am  20.  Dezember 
1915  in  seinem  Besitze  (in  seiner  Verwahrung)  befind¬ 
lichen  gesamten  Maisvorrat  bis  zum  26.  d.  bei  jener 
Gemeindevorstehung  (beim  Polizei-Stadthauptmann,  bei 
dem  vom  Magistrat  betrauten  Beamten)  anzumelden,  auf 
deren  Gebiet  sich  der  Vorrat  befindet,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  der  Mais  seine  eigene  Fechsung  ist  oder 
nicht  und  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Vorrat  für 
Zwecke  des  öffentlichen  Bedarfes  in  Anspruch  genommen 
(requiriert)  wurde  oder  nicht. 

Diese  Anmeldungsverpflichtung  belastet  nicht  bloß  die 
privaten,  sondern  auch  die  Rechtspersonen,  die  Industrie- 
und  Handelsunternehmungen,  die  öffentlichen  Körper¬ 
schaften,  die  öffentlichen  Behörden  und  Institute  u.  s.  w. 

Die  Vorräte  der  Militärverwaltung  und  die  im  Besitze 
der  Kriegsproduktenaktiengesellschaft  befindlichen  Vor¬ 
räte  unterliegen  dieser  Anmeldepflicht  nicht.  Diese  Aus¬ 
nahme  bezieht  sich  auch  auf  die  Kommissionäre  der 
Kriegsproduktenaktiengesellschaft. 

§  2.  Jene  Vorräte,  die  am  20.  Dezember  1915  per  Achse, 
Kraftwagen,  Eisenbahn  oder  Schiff  unter  Transport 
stehen,  hat  der  Adressat  nach  Anlangen  an  ihrem  Be¬ 
stimmungsort  unverzüglich  anzumelden. 

§  3.  Über  die  Anmeldung  der  Maisvorräte  ist  ge¬ 
meindeweise  eine  besondere  Konskriptionsliste  mit  fol¬ 
genden  Rubriken  zu  führen:  i.  Name  und  Wohnort  der 
anmeldenden  Partei;  2.  Bezeichnung  des  Hauses,  der 
Tanya,  der  Meierei  u.  s.  w.,  wo  sich  der  Mais  befindet; 
3.  die  Menge  des  gesamten  Maisvorrates  in  q  und  auf 
gerebelten  Mais  umgerechnet;  4.  die  Menge  des  hiervon 
für  die  behördliche  Inanspruchnahme  bereits  designierten 
(requirierten)  Vorrates  in  q  und  auf  gerebelten  Mais 
umgerechnet;  5.  insofern  der  Vorrat  oder  ein  Teil  des¬ 
selben  nicht  Eigentum  des  Anmelders  bildet,  ist  der 
Name  und  Wohnort  des  Eigentümers  in  der  Rubrik  „Be¬ 
merkung“  zu  verzeichnen.  In  derselben  Rubrik  ist  auch 
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die  eventuell  nicht  vollkommen  gereifte  oder  mangel¬ 
hafte  Quantität  des  V'orrates  anzugeben. 

Die  Gemeindevorstehung  ist  verpflichtet,  die  mit  obigen 
Rubriken  versehene  Liste  der  Anmeldungen  in  zwei 
Exemplaren  anzufertigen  und  das  eine  Exemplar  mit 
der  betreffenden  Konskription  bis  31.  Dezember  der 
Kriegsproduktenaktiengesellschaft  (Budapest,  V.,  Nädor- 
gasse  9)  verschlossen  einzusenden,  das  andere  Exemplar 
aber  aufzubewahren. 

§  4.  Wenn  der  Vorrat  schon  früher  behördlich  in  An¬ 
spruch  genommen  (requiriert)  wurde,  kann  der  Eigen¬ 
tümer  über  den  Vorrat  nicht  verfügen,  sondern  er  ist 
verpflichtet,  mit  der  Sorgfalt  des  ordentlichen  Landwirtes 
darauf  zu  achten,  daß  die  Qualität  des  in  Anspruch  ge¬ 
nommenen  Vorrates  bis  zur  Übernahme  nicht  verderbe 
und  in  einem  für  die  menschliche  Approvisionierung 
geeigneten  Zustande  verbleibe.  Wenn  der  Vorrat  bisher 
behördlich  nicht  in  Anspruch  genommen  (requiriert) 
wurde  und  irgendeine  Veränderung  in  ihm  eintritt,  ist 
der  Eigentümer  verpflichtet,  die  im  Vorrat  eingetretene 
Änderung  zu  Ende  eines  jeden  Monats  bei  der  Wr- 
stehung  (beim  Polizeistadthauptmann,  bei  dem  vom  Ma¬ 
gistrat  bezeichneten  Beamten)  anzumelden.  Die  Ge¬ 
meindevorstehung  (der  Polizeistadthauptmann,  der  vom 
Magistrat  betraute  Beamte)  ist  verpflichtet,  die  bezüg¬ 
liche  Liste  entsprechend  richtigzustellen. 

§  5.  Die  Verwaltungsbehörde  ist  berechtigt,  behufs 
Feststellung  der  Richtigkeit  der  angemeldeten  Daten,  die 
Vorräte  und  Lager  der  zur  Anmeldung  Verpflichteten 
im  Sinne  des  §  2,  G.-A.  V/1914  zu  prüfen.  Die  Vor¬ 
räte  werden  auch  von  den  Finanzorganen  erhoben  werden. 

§  6.  Eine  Übertretung  begeht  und  im  Sinne  des 
G.-A.  IVy'1914  mit  Arrest  bis  zu  zwei  Monaten  und 
einer  Geldstrafe  bis  zu  600  K  ist  derjenige  zu  strafen, 
der  seinen  Maisvorrat  bis  zu  dem  bezeichneten  Termin 
nicht  anmeldet,  ihn  verbirgt  und  die  Kontrolle  vereitelt. 
Hinsichtlich  der  Vorrates,  mit  bezug  auf  welchen  eine 
ilbertretung  begangen  wurde,  ist  im  Laufe  des  Polizei¬ 
strafverfahrens  im  Sinne  des  Gesetzes  die  Konfiskation 
am  Platze. 

, Kontrolle  der  Getreiderequirierung  durch  die 
Finanzwache.  Das  Amtsblatt  veröffentlicht  eine  Re¬ 
gierungsverordnung  über  die  Kontrolle  der  Getreide¬ 
requirierungen  durch  Organe  der  Finanzwache.  Die  Ver¬ 
ordnung  ermächtigt  den  Finanzminister,  die  entgegen 
der  Regierungsverordnungen  nicht  angemeldeten,  ver¬ 
steckten  oder  verheimlichten  Bestände  an  Weizen, 
Roggen,  Halbfrucht,  Gerste,  Hafer  und  Mais,  sowie  an 
aus  diesen  erzeugtem  Mehl  und  Grieß,  ferner  an  Bohnen, 
Erbsen  und  Linsen,  endlich  an  Reps-,  Lein-  und  Hanf¬ 
samen  durch  die  Finanzwache  ermitteln,  unter  Sperre 
nehmen  und  requirieren  zu  lassen.  Ferner  wird  der 
Finanzminister  ermächtigt,  die  gegen  die  Regierungs¬ 
verfügungen  verstoßende  Inverkehrsetzung  obiger  Waren 
und  namentlich  die  Ausfuhr  über  die  Landesgrenzen 
durch  die  Finanzwache  verhindern  zu  lassen.  Hinsichtlich 
der  Modalitäten  des  Verfahrens  und  der  Höhe  der  Pro¬ 
visionen  der  Finanzwache  wird  der  Finanzminister  im 
eigenen  Wirkungskreise  verfügen.  Diese  Verordnung 
tritt  am  Tage  ihrer  Verlautbarung  (ii.  1.  M.)  in  Kraft 
und  ihre  Wirksamkeit  erstreckt  sich  auch  auf  Kroatien- 
Slawonien. 

Mehl-  und  Gebäckverkehr  in  Budapest.  Der  Buda- 
pester  Magistrat  erließ  am  12.  1.  M.  folgende  Kund¬ 
machung  über  den  Verschleiß  von  Mehl,  Brot  und  Ge¬ 
bäck,  sowie  über  die  Änderung  der  Preise  dieser  Artikel: 

I.  Im  Sinne  einer  Regierungsverordnung  werden  die 
Maximalpreise  des  Kochmehls  im  Engrosverschleiß  von 
60  auf  52  K  pro  q,  im  Detailverschleiß  von  66  auf  58  h 


pro  kg  reduziert.  Die  reduzierten  Preise  treten  am 
19.  d.  M.  in  Kraft. 

2.  Der  Höchstpreis  des  Weißbrotes  wird  von  66  auf 
60  h  pro  kg  reduziert.  Dieser  Höchstpreis  tritt  ebenfalls 
am  19.  d.  M.  in  Kraft. 

3.  Auf  Grund  einer  Wrordnung  des  Ministers  des 
Innern  wird  der  Verkauf  von  Brotmehl  an  das  große 
Publikum  eingestellt,  doch  können  die  Kaufleute  (Spe¬ 
zereihändler,  Greißler,  Bäcker)  ihre  Vorräte  an  Brot¬ 
mehl  bis  31.  d.  M.  gegen  die  Coupons  der  für  den  lau¬ 
fenden  Monat  ausgegebenen  Brotmehlkarten  verkaufen. 
Die  Gültigkeit  der  Brotmehlkarten  hört  am  31.  d.  auf. 
Die  Kaufleute  haben  die  Coupons  der  eingelösten  Brot¬ 
mehlkarten  bis  5.  Januar  dem  Zentralmehlamte  einzu¬ 
liefern. 

4.  Vom  10.  d.  M.  an  ist  die  gewerbsmäßige  Erzeugung 
von  Semmeln,  Kipfeln  oder  anderem  Kleingebäck  aus 
Weizen,  Roggen,  Gerste  und  deren  Mischungen  verboten. 
Solches  Gebäck  darf  niemand  in  Verkehr  bringen. 

Das  Wrbot  erstreckt  sich  jedoch  nicht  auf  Zucker¬ 
bäckereien,  zu  deren  Herstellung  weniger  Mehl  als  die 
Hälfte  der  übrigen  Ingredienzien  verwendet  wird. 

Vom  10.  d.  M.  an  dürfen  also  nur  halbbraunes  und 
weißes  Brot  von  der  festgestellten  einheitlichen  Sorte  zu 
Zwecken  des  öffentlichen  Konsums  erzeugt  werden, 
während  die  Erzeugung  der  verschiedenen  Brotspezia¬ 
litäten  (Milchbrot,  Salonbrot,  Jourbrot,  Pariser  Brot 
u.  s.  w.),  sowie  die  Erzeugung  von  Kuchen,  Guglhupf 
oder  ähnlichem  Backwerk  zu  Zwecken  des  öffentlichen 
Konsums  verboten  ist. 

Die  sub  4  angeführten  Bestimmungen  beziehen  sich 
nicht  auf  die  in  Privathaushaltungen  erzeugten  und  kon¬ 
sumierten  Brot-  und  Gebäcksarten. 

Wer  die  in  der  Kundmachung  enthaltenen  Bestim¬ 
mungen  nicht  beachtet,  macht  sich  einer  Übertretung 
schuldig  und  wird  mit  Haft  bis  zu  zwei  Monaten  und 
an  Geld  bis  zu  600  K  bestraft. 

Bosnien  und  Hercegovina. 

Pflaumenausfuhr.  Die  bosnisch-hercegovinische  Lan¬ 
desregierung  hat  mit  Erlaß  vom  19.  November  1915. 
Z.  201. 080/1 V,  die  über  die  gedörrten  Pflaumen  in 
Bosnien  verfügte  Sperre  aufgehoben  und  wurde  mit 
diesem  Tage  der  Verkehr  und  Verkauf  sowie  die  Aus¬ 
fuhr  gedörrter  Pflaumen  freigegeben.  Der  Handel  mit 
Pflaumenmus  bleibt  auch  weiterhin  gesperrt. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Mit  Verfügung  vom  12.  De¬ 
zember  1915  wird  verboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr 
von: 

Künstlicher  Seide  der  Nr.  394  des  statistischen  Waren¬ 
verzeichnisses  ; 

Baumwollenzwirn  aller  Art  in  Aufmachungen  für  den 
Einzelverkauf  auf  Holzrollen,  in  Knäueln,  Strähnen, 
Wickeln  u.  s.  w.  der  Nrn.  444  a  und  b  des  statistischen 
Warenverzeichnisses,  Eisengarn; 

Ramie-Kämmlingen  und  -Zug  der  Nr.  470  c  des  stati¬ 
stischen  Warenverzeichnisses; 

allen  Arten  von  Taschen  für  Spaten,  Beile,  Beilpicken 
und  Drahtscheren  der  Nrn.  560  g  des  statistischen  Waren¬ 
verzeichnisses. 

Der  deutsche  Reichskanzler  hat  zur  Behebung  von 
Zweifeln  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  Kali¬ 
asche  (Flugasche  aus  Hochöfen)  unter  Nr.  237  j  des 
deutschen  statistischen  Warenverzeichnisses,  beziehungs¬ 
weise  unter  Abschnitt  II  des  deutschen  Zolltarif  es  fällt 
und  somit  gemäß  der  Bekanntmachung  im  Reichsanzeiger 
Nr.  215,  vom  ii.  September  1915  dem  Ausfuhrverbot 
unterliegt.  Die  Ausfuhr  von  Kaliasche  ist  daher  nur  mit 
Ausfuhrbewilligung  statthaft,  die  beim  Reichsamt  des 
Innern  zu  beantragen  ist. 
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Auf  Grund  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  31.  Juli 

1914  hat  der  deutsche  Reichskanzler  am  14.  Dezember 

1915  folgendes  beschlossen: 

Die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von  Sprechmaschinen- 
( Phonographen-,  Grammophon-  u.  s.  w.)  Platten  und 
Walzen  aus  Hartkautschuk  der  Ausfuhrnummer  263  b 
des  statistischen  Warenverzeichnisses  wird  verboten. 

Durch  \’erfügung  des  deutschen  Reichskanzlers  vom 
17.  Dezember  1915  wurde  —  auf  Grund  des  §  2  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  31.  Juli  1914  ■ —  die  Aus¬ 
fuhr  und  Durchfuhr  von  zur  Herstellung  lichtempfind¬ 
licher  Papiere  dienendem  Papier  (roh  oder  präpariert) 
und  Textilosefäden,  Geweben  und  Säcken  aus  Textilose 
verboten. 

Höchstpreise  für  Gersten-  und  Malzkaffee, 
Graupen,  Grütze,  Haferflocken,  Hafergrütze  und 
Hafermehl.  Eine  Bekanntmachung  der  Reichsfutter¬ 
mittelstelle  vom  26.  November  1915  lautet: 

Die  Bekanntmachung  über  Errichtung  von  Preis- 
priifungsstellen  und  die  Versorgungsregelung  vom 
25.  September  (R.-G.-Bl.  S.  607)  läßt  es  uns  wünschens¬ 
wert  erscheinen,  die  Preise  bekanntzugeben,  zu  deren 
Einhaltung  einzelne  Gruppen  der  Gerste  verarbeitenden 
Betriebe  sowie  die  Hafernährmittelfabriken  für  die  Ab¬ 
gabe  der  von  ihnen  hergestellten  Erzeugnisse  an  Ver¬ 
braucher  sich  uns  gegenüber  verpflichtet  haben. 

Solche  Höchstpreise  sind  festgesetzt  für  Gersten-  und 
Malzkaffee,  für  Graupen  und  Grütze  sowie  für  Hafer¬ 
flocken,  Hafergrütze  und  Hafermehl. 

1.  Mit  dem  Verband  der  deutschen  Getreidekaffee¬ 
fabrikanten  ist  vereinbart  worden,  daß  für  den  Verkauf 
an  Verbraucher  folgende  Höchstpreise  nicht  überschritten 
werden  dürfen: 

für  Gerstenkaffee,  lose  in  Säcken  40  Pfg.  für  i  Pfund, 

„  Malzkaffee  „  „  „  50  „  „  i 

„  ,,  in  geschl.  Paketen  55  „  „  i  Pfundpaket. 

2.  Mit  der  Graupenzentrale  G.  m.  b.  H.  in  Charlotten¬ 
burg  ist  vereinbart,  daß  als  Kleinhandelspreise  für  den 
Verkauf  an  Verbraucher  zu  gelten  haben: 

für  Grütze  und  Graupen  .  Nr.  6  40  Pfg.  für  i  Pfund 

Graupen .  „5  42  „  „  i  „ 

**  . .  ,,  ^  3  43  it  II  I  )) 

”  . .  Ji  ^  ^  45  I»  II  I  II 

”  ”  . o — 6®/o  49  „  „  I  „ 

P'ür  Gerstenmehl  ist  ein  Höchstpreis  von  29  Pfg.  für 
das  Pfund  für  den  Kleinhandel  festgesetzt. 

3.  Mit  der  Hafereinkaufsgesellschaft  m.  b.  H.  ist  ver¬ 
einbart  worden,  daß  bei  dem  Verkauf  der  Erzeugnisse 
der  Hafernährmittelfabriken  an  \'erbraucher  folgende 
Höchstpreise  einzuhalten  sind: 

für  Haferflocken  und  Hafergrütze,  lose  in  Säcken, 
55  Pfg.  für  I  Pfund. 

für  Haferflocken  und  Hafergrütze  in  Paketen  65  Pfg. 
für  das  i-Pfundpaket, 

für  Hafermehl,  lose  in  Säcken,  66  Pfg.  für  i  Pfund, 

für  Hafermehl  in  Paketen  37  Pfg.  für  das  ^j^-Piund- 
paket. 

Verkehr  mit  Butter.  Der  Bundesrat  hat  am  8.  De¬ 
zember  1915  folgende  Verordnung  erlassen: 

§  I.  Unternehmer  von  Molkereien,  die  im  Jahre  1914 
mindestens  500.000  l  Milch  oder  eine  entsprechende 
Menge  Rahm  verarbeitet  haben,  sind  verpflichtet,  mo¬ 
natlich  bis  zu  15  vom  Hundert  der  im  Vormonate  her¬ 
gestellten  Buttermenge  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
m.  b.  H.  in  Berlin  nach  Maßgabe  der  §§  2  ff.  zu  über¬ 
lassen. 

Bei  der  Berechnung  der  Menge,  von  der  bis  zu  15  vom 
Hundert  zu  überlassen  sind,  sind  von  der  im  Vormonate 
hergestellten  Menge  die  Mengen  abzuziehen,  die  im 
laufenden  Monat  auf  Grund  von  Verträgen  an  die 


Heeresverwaltungen  und  die  Marineverwaltung  zu 
liefern  sind. 

§  2.  Die  im  §  i  bezeichneten  Unternehmer  haben  am 
ersten  Tage  jedes  Monats  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
anzugeben : 

1.  wieviel  Butter  in  ihrem  Betriebe  während  des  V'or- 
monats  hergestellt  worden  ist; 

2.  wieviel  Butter  sie  am  ersten  Tage  des  laufenden 
Monats  vorrätig  haben ; 

3.  wieviel  Butter  sie  auf  Grund  der  bestehenden  Ver¬ 
träge  im  laufenden  Monat  zu  liefern  haben  und  an  wen. 

Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  mit  möglichster 
Beschleunigung  zu  erklären,  welche  Buttermengen  sie 
nach  §  I  in  Anspruch  nimmt.  Geht  ihre  Erklärung  dem 
Unternehmer  nicht  spätestens  am  12.  des  Monats  zu,  so 
erlischt  die  Lieferungspflicht  für  diesen  Monat. 

Die  Unternehmer  haben  die  angeforderten  Mengen 
nach  Weisung  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  an  die  von 
ihr  bezeichnete  Stelle  zu  versenden.  Weigert  sich  der 
Unternehmer,  der  Weisung  nachzukommen,  so  kann  die 
zuständige  Behörde  den  Versand  auf  seine  Kosten  mit 
Mitteln  seines  Betriebs  durch  einen  Dritten  vornehmen 
lassen. 

§  3.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  soll  zunächst  nur 
solche  Buttermengen  in  Anspruch  nehmen,  über  die  der 
Unternehmer  noch  keine  Lieferungsverträge  abge¬ 
schlossen  hat.  Ist  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  ge¬ 
nötigt,  auf  Butter  zurückzugreifen,  über  die  Lieferungs¬ 
verträge  abgeschlossen  sind,  so  sind  die  Unternehmer  be¬ 
rechtigt,  ihre  Lieferungsverpflichtungen  aus  bestehenden 
V'erträgen  mit  Ausnahme  der  mit  den  Heeresverwal¬ 
tungen  und  der  Marineverwaltung  geschlossenen  Ver¬ 
träge  insoweit  verhältnismäßig  zu  kürzen,  als  es  zur  Er¬ 
füllung  ihrer  Lieferungspflicht  gegenüber  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  erforderlich  ist. 

§  4.  Sind  Molkereien  zu  gemeinsamer  Verwertung  der 
Butter  zusammengeschlossen,  so  finden  die  Vorschriften 
der  §§  I  bis  3  nicht  auf  die  einzelnen  Molkereien,  sondern 
auf  ihre  Verbände  (Genossenschaften,  Gesellschaften 
u.  s.  w.)  mit  der  Maßgabe  Anwendung,  daß  die  im  §  2 
vorgesehene  Meldung  am  dritten  Tage  jedes  Monats  zu 
erfolgen  hat. 

§  5.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  hat  für  die  nach 
§  2  versandte  Butter  einen  angemessenen  tlbernahme- 
preis  zu  zahlen.  Dieser  darf  den  Grundpreis,  der  für  den 
Ort  der  Niederlassung  des  in  Anspruch  genommenen 
Unternehmers  gilt,  nicht  übersteigen.  Die  Kosten  der  Be¬ 
förderung  trägt  der  LInternehmer.  Eine  Vergütung 
hierfür  darf  ihm  nur  bis  zur  Höhe  des  Betrags  gewährt 
werden,  um  den  der  Übernahmepreis  hinter  dem  Grund¬ 
preis  des  Ortes  zurückbleibt,  nach  dem  die  Butter  gemäß 
der  Weisung  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  von  dem 
Unternehmer  zu  versenden  ist. 

Ist  der  Unternehmer  mit  dem  ihm  von  der  Zentral¬ 
einkaufsgesellschaft  gebotenen  Preise  oder  der  Pracht¬ 
vergütung  nicht  einverstanden,  so  entscheidet  darüber 
ein  Schiedsgericht  endgültig;  es  bestimmt,  wer  die  baren 
Auslagen  des  Verfahrens  zu  tragen  hat.  Der  Unternehmer 
hat  ohne  Rücksicht  auf  die  endgültige  Festsetzung  des 
Übernahmepreises  zu  liefern,  die  Zentraleinkaufsgesell¬ 
schaft  hat  den  von  ihr  für  angemessen  erachteten  Preis 
zu  zahlen. 

Das  Nähere  über  das  Schiedsgericht  bestimmt  der 
Reichskanzler. 

§  6.  Die  Zentraleinkaufsgesellschaft  darf  die  Butter 
nur  an  Gemeinden  oder  an  die  vom  Reichskanzler  be¬ 
stimmten  Stellen  nach  den  Weisungen  des  Reichskanzlers 
abgeben. 

§  7.  Das  im  §  5,  Absatz  2,  bezeichnete  Schiedsgericht 
entscheidet  endgültig  über  Streitigkeiten,  die  sich  bei 
Durchführung  dieser  \'Trordnung  zwischen  Unternehmer, 
Zentraleinkaufsgesellschaft  und  Erwerber  ergeben. 
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§  8.  Die  Gemeinden  sind  berechtigt  und  auf  Anord¬ 
nung  der  Landeszentralbehörden  verpflichtet,  den  Verkehr 
und  den  Verbrauch  von  Butter  in  ihrem  Bezirk  zu  regeln, 
insbesondere  zu  bestimmen,  daß  Butter  gewerbsmäßig 
nur  an  Personen  oder  Unternehmer  abgegeben  werden 
darf,  die  sich  im  Besitze  von  Butterkarten  befinden.  Sie 
können  für  Butter,  die  über  dem  Höchstpreis  verkauft 
wird,  besondere  Butterkarten  ausgeben  und  die  andere 
Butter  vorzugsweise  der  minderbemittelten  Bevölkerung 
zuführen. 

Die  Gemeinden  sind  berechtigt  und  auf  Anordnung  der 
Landeszentralbehörden  verpflichtet,  diese  Regelung  auf 
Butterschmalz,  Margarine,  Kunstspeisefett  sowie  auf 
tierische  und  pflanzliche  öle  und  Fette  aller  Art  auszu¬ 
dehnen. 

Die  Bestimmungen  finden  keine  Anwendung  gegen¬ 
über  den  Heeresverwaltungen,  der  Marineverwaltung  und 
denjenigen  Personen,  die  von  diesen  Verwaltungen  mit 
Butter  versorgt  werden. 

§  g.  Die  zuständige  Behörde  kann  Geschäfte  schließen, 
deren  Inhaber  oder  Betriebsleiter  sich  in  Befolgung  der 
Pflichten,  die  ihm  durch  diese  Verordnung  oder  die  dazu 
erlassenen  Ausführungsbestimmungen  auferlegt  sind,  un¬ 
zuverlässig  erweist. 

Gegen  die  Verfügung  ist  Beschwerde  zulässig.  Über 
die  Beschwerde  entscheidet  die  höhere  Verwaltungs¬ 
behörde  endgültig.  Die  Beschwerde  bewirkt  keinen  Auf¬ 
schub. 

§  10.  Die  Befugnisse,  die  in  dieser  Verordnung  den 
Gemeinden  übertragen  sind,  stehen  auch  Kommunal¬ 
verbänden  sowie  Vereinigungen  von  Kommunalver¬ 
bänden,  Gemeinden  und  Gutsbezirken  zu. 

Die  Landeszentralbehörden  können  Kommunalver¬ 
bände,  Gemeinden  und  Gutsbezirke  zur  Regelung  des 
Verkehrs  und  Verbrauchs  von  Butter  vereinigen  und 
ihnen  die  Befugnisse  der  Gemeinden  übertragen  oder  die 
Regelung  selbst  vornehmen. 

Soweit  der  Verkehr  und  Verbrauch  für  einen  größeren 
Bezirk  geregelt  ist  oder  wird,  ruhen  die  Verpflichtungen 
und  Befugnisse  der  zu  dem  Bezirke  gehörenden  Kom¬ 
munalverbände,  Gemeinden  und  Gutsbezirke. 

§  II.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  können 
vorschreiben,  daß  die  in  den  §§  8,  lo  vorgesehenen  An¬ 
ordnungen  anstatt  durch  die  Gemeinden  und  Kommunal¬ 
verbände  durch  deren  Vorstand  erfolgen.  Sie  bestimmen, 
wer  als  höhere  Verwaltungsbehörde,  als  zuständige  Be¬ 
hörde,  als  Kommunalverband,  als  Gemeinde  oder  als 
Vorstand  im  Sinne  dieser  Verordnung  anzusehen  ist. 

§  12.  In  Bundesstaaten,  in  denen  eine  allgemeine  Re¬ 
gelung  des  Verkehrs  mit  Butter  besteht  oder  eingeführt 
w'ird,  kann  die  Landeszentralbehörde  bestimmen,  daß  an 
die  Stelle  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  die  Landes¬ 
verteilungsstelle  tritt.  In  diesem  Falle  hat  die  Landes¬ 
verteilungsstelle  aus  der  von  ihr  gemäß  §§  i  ff.  zu  über¬ 
lassenden  Buttermenge  für  den  Bedarfsausgleich  inner¬ 
halb  ihres  Bezirkes  zu  sorgen  und  den  Überschuß  der 
Zentraleinkaufsgesellschaft  auf  Erfordern  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Die  Landesverteilungsstelle  darf  auf  die  Ein¬ 
forderung  der  ihr  von  den  Molkereien  gemäß  §  i  zu 
überlassenden  Buttermenge  ganz  oder  teilweise  nur  im 
Einvernehmen  mit  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  ver¬ 
zichten.  Der  Reichskanzler  kann  bestimmen,  wieviel 
mindestens  an  die  Zentraleinkaufsgesellschaft  abzu¬ 
liefern  ist. 

Im  Falle  des  Absatzes  i,  Satz  i,  kann  die  Landes¬ 
zentralbehörde  an  Stelle  des  nach  §  5  eingesetzten 
Schiedsgerichts  ein  besonderes  Schiedsgericht  bestellen 
und  das  Nähere  darüber  bestimmen.  Dieses  Schieds¬ 
gericht  entscheidet  endgültig  über  die  in  §§  5,  7  be- 
zeichneten  Streitigkeiten,  die  sich  zwischen  Unter¬ 


nehmer,  Landesverteilungsstelle  und  Erwerber  ergeben. 
Über  Streitigkeiten  zwischen  der  Landesverteilungsstelle 
und  der  Zentraleinkaufsgesellschaft  entscheidet  end¬ 
gültig  das  nach  §  5  eingesetzte  Schiedsgericht. 

Im  Falle  des  Absatzes  i,  Satz  i,  trifft  an  Stelle  des 
Reichskanzlers  die  Landeszentralbehörde  die  im  §  6 
vorgesehenen  Anordnungen. 

§  13.  Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  oder  mit 
Geldstrafe  bis  zu  1500  M  wird  bestraft, 

1.  wer  den  Verpflichtungen  aus  §  2,  Absatz  i,  oder 
Absatz  3,  Satz  i,  zuwiderhandelt; 

2.  wer  nach  den  §§  8,  ii,  Satz  i,  erlassenen  Bestim¬ 
mungen  zuwiderhandelt. 

§  14.  Der  Reichskanzler  kann  die  Rechte  und  Pflichten, 
die  in  dieser  Verordnung  der  Zentraleinkaufsgesellschaft 
übertragen  sind,  auf  eine  andere  Stelle  übertragen.  Er 
kann  die  erforderlichen  Übergangsbestimmungen  treffen. 

Der  Reichskanzler  kann  Ausnahmen  von  den  Vor¬ 
schriften  dieser  Verordnung  zulassen. 

§  15.  Die  Verordnung  tritt  am  i.  Januar  1916  in  Kraft. 
Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt  des  Außer¬ 
krafttretens. 

Bekanntmachung  über  die  Preise  von  Marme¬ 
laden.  Unterm  14.  Dezember  1915  wurde  verordnet: 

1.  Im  Sinne  dieser  Bekanntmachung  gelten  als: 

Sorte  I:  Marmeladen,  die  aus  nur  einer  Fruchtart  her¬ 
gestellt  werden,  mit  Ausnahme  von  Apfelmarmeladen; 

Sorte  II:  Marmeladen,  die  aus  höchstens  vier  Frucht¬ 
arten  hergestellt  werden,  sofern  sie  nicht  unter  Sorte  I 
fallen  und  nicht  eine  Apfeleinwage  von  mehr  als  der 
Hälfte  der  Gesamtmenge  enthalten; 

Sorte  HI:  Reine  Apfelmarmeladen  sowie  Marmeladen 
aus  Früchten  aller  Art,  sofern  sie  nicht  unter  die  Sorten 
I  und  II  fallen  und  nicht  eine  Einwage  aus  Fruchtrück¬ 
ständen  von  mehr  als  ein  Viertel  der  Gesamtmenge  ent¬ 
halten  ; 

Sorte  IV:  Marmeladen  aus  Früchten  oder  Fruchtrück¬ 
ständen  ohne  Zusatz  von  Rüben  und  Kartoffeln,  sofern 
sie  nicht  unter  Sorte  I  und  H  fallen  (Kunstmarmeladen)  ; 

Sorte  V:  Marmeladen  mit  Zusatz  von  Rüben  und  Kar¬ 
toffeln. 

H.  Der  Preis  für  50  kg  darf  beim  Verkaufe  durch  den 
Hersteller  folgende  Sätze  nicht  überschreiten: 

bei  Sorte  II  Sorte  III  Sorte  IV  Sorte  V 


I.  bei  Verpackung  in  Fässern 
oder  in  sonstigen  Gefäßen 
über  15  kg  einschließlich 
Verpackung . 

45-00 

M  a 

35’00 

r  k 

30*00 

25-00 

2.  bei  Verpackung  in  Blech¬ 
eimern  oder  in  sonstigen 
Gefäßen  (außer  Fässern) 
von  über  10  bis  ein¬ 
schließlich  IS  kg  .  .  .  . 

43‘00 

34-00 

29-00 

25-00 

von  5  bis  einschließlich 
^0  kg . 

47-00 

37-00 

32-00 

27-50 

unter  5  kg . 

51-00 

41-00 

35-00 

30-00 

Die  Preise  schließen  die  Kosten 

der  Verpackung,  die 

Beförderung  zur  nächsten 

Verladestelle 

(Bahn- 

oder 

Wasserweg)  des  Herstellers  und  die  Verladung  daselbst 
ein.  Sie  werden  in  den  Fällen  unter  i  nach  dem  Rein¬ 
gewicht,  in  den  Fällen  unter  2  nach  dem  Rohgewicht 
(brutto  für  netto)  berechnet. 

Die  Preise  gelten  nicht  für  den  Verkauf  durch  den 
Hersteller  an  den  Verbraucher. 

Für  Sorte  I  werden  Höchstpreise  vorläufig  nicht  fest¬ 
gesetzt. 

HL  Insoweit  für  Marmeladen  gemäß  §  3  der  Ver¬ 
ordnung  vom  II.  November  1915  Höchstpreise  für  die 
Abgabe  im  Kleinhandel  an  den  Verbraucher  festgesetzt 
werden,  dürfen  sie  für  o‘5  kg  folgende  Sätze  nicht  über¬ 
schreiten: 
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bei 

beim  Verkaufe  von  pfund- 

Sorte  II  Sorte  III 
M  a  r 

SortelV  ; 
k 

Sorte  V 

weise  ausgewogener  Ware 
beim  Verkauf  m  ganzen 
Blecheimern  oder  son¬ 

stigen  Gefäßen  von  über 
IO  bis  einschließlich 

o-6o 

0-50 

0-40 

0-35 

15  . 

von  5  bis  einschließlich 

0-55 

0-45 

0-36 

0-32 

^0  kg . 

o'6o 

0-50 

0-40 

0-35 

unter  5  kg  . 

0-65 

0-55 

0-44 

0-38 

Die  Preise  werden  in  den 

Fällen 

unter 

I  nach 

dem 

Reingewicht,  in  den  Fällen  unter  2  nach  dem  Rohgewicht 
(brutto  für  netto)  berechnet. 

Bei  einer  Herabsetzung  der  Herstellerpreise  gemäß  §  2 
der  \''erordnung  vom  ii.  November  1915  ermäßigen  sich 
diese  Sätze  entsprechend. 

IV.  Diese  Bestimmungen  treten  mit  dem  i.  Januar  1916 
in  Kraft. 

Herstellung  von  Süßigkeiten  und  Schokolade. 

Der  Bundesrat  hat  am  16.  1.  M.  folgende  Verordnung 
erlassen: 

§  I.  Gewerbliche  Betriebe,  in  denen  Süßigkeiten  her¬ 
gestellt  werden,  dürfen  im  Jahre  1916  nur  noch  die  Hälfte 
der  Zuckermengen  zu  Süßigkeiten  verarbeiten,  die  sie 
in  der  Zeit  vom  i.  Oktober  1914  bis  30.  September  1915 
hierzu  verarbeitet  haben.  Die  näheren  Bestimmungen  er¬ 
läßt  der  Reichskanzler. 

§  2.  Milch  und  Sahne  jeder  Art  sowie  Fett  dürfen  zur 
gewerbsmäßigen  Herstellung  von  Süßigkeiten  und 
Schokolade  nicht  verarbeitet  werden. 

§  3.  Als  Schokolade  im  Sinne  dieser  Verordnung  gelten 
alle  Zubereitungen  aus  Kakaomasse  und  Zucker,  auch 
unter  Zusatz  von  Kakao,  Fettkakao,  Butter,  Gewürz¬ 
stoffen  sowie  von  Nußkernen,  Mandeln  u.  dgl. 

Als  Süßigkeiten  im  Sinne  dieser  Verordnungen  gelten 
Zuckerwaren  jeder  Art,  insbesondere  Bonbons,  Drages, 
Pralines,  Fondants,  Marzipansachen,  Christbaumzucker¬ 
sachen,  Osterzuckersachen.  Als  Fett  im  Sinne  dieser  Ver¬ 
ordnung  gelten  Butter,  Schmalz,  Margarine,  Kunstspeise¬ 
fett  sowie  tierische  und  pflanzliche  öle  und  Fette  aller 
Art,  mit  Ausnahme  von  Kakaofett  und  Kakaobutter. 

§  4.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  zu¬ 
ständigen  Behörde  beauftragten  Sachverständigen  sind 
befugt,  in  die  Räume  der  Betriebe,  die  von  den  Vor¬ 
schriften  der  §§  I  und  2  betroffen  werden,  jederzeit  ein¬ 
zutreten,  daselbst  Besichtigungen  vorzunehmen,  Ge¬ 
schäftsaufzeichnungen  einzusehen  und  nach  einer  Aus¬ 
wahl  Proben  zur  Untersuchung  gegen  Empfangsbestäti¬ 
gung  zu  entnehmen. 

Die  Unternehmer  sowie  die  von  ihnen  bestellten  Be¬ 
triebsleiter  und  Aufsichtspersonen  sind  verpflichtet,  den 
Beamten  der  Polizei  und  den  Sachverständigen  Auskunft 
über  das  Verfahren  bei  Herstellung  der  Erzeugnisse,  über 
die  zur  Verarbeitung  gelangenden  Stoffe,  insbesondere 
auch  über  deren  Menge  und  Herkunft  zu  erteilen. 

§  5.  Die  Sachverständigen  sind  vorbehaltlich  der 
dienstlichen  Beratung  und  der  Anzeigen  von  Gesetz¬ 
widrigkeiten  verpflichtet,  über  die  Einrichtungen  und  Ge¬ 
schäftsverhältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht  zu  ihrer 
Kenntnis  kommen,  Verschwiegenheit  zu  beobachten  und 
sich  der  Mitteilung  und  Verwertung  der  Geschäfts-  und 
Betriebsgeheimnisse  zu  enthalten.  Sie  sind  hierauf  zu 
vereidigen. 

§  6.  Die  Unternehmer  der  von  den  Vorschriften  der 
§§  I  und  2  betroffenen  Betriebe  haben  einen  Abdruck 
dieser  Wrordnung  in  ihren  Betriebsräumen  auszuhängen. 

§  7.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Der  Reichs¬ 
kanzler  kann  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  dieser 
Verordnung  zulassen. 

§  8.  Mit  Geldstrafen  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Gefäng¬ 
nis  bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft: 


1.  Wer  den  Vorschriften  des  §  i,  Abs.  i,  des  §  2  oder 
des  §  4,  Abs.  2,  zuwiderhandelt. 

2.  Wer  der  Vorschrift  des  §  5  zuwider  Verschwiegen¬ 
heit  nicht  beobachtet,  oder  der  Mitteilung  oder  Ver¬ 
wertung  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  sich 
nicht  enthält. 

3.  Wer  den  in  §  6  vorgeschriebenen  Aushang  unter¬ 
läßt. 

4.  Wer  den  auf  Grund  des  §  i,  Abs.  2,  oder  des  §  7, 
Abs.  I,  erlassenen  Bestimmungen  zuwiderhandelt.  In  dem 
Falle  der  Nummer  2  tritt  die  Verfolgung  nur  auf  An¬ 
trag  ein. 

§  9.  Die  zuständige  Behörde  kann  Betriebe  schließen, 
deren  Unternehmer  oder  Leiter  sich  in  Befolgung  der 
Pflichten  unzuverlässig  zeigen,  die  ihnen  durch  diese 
Verordnung  oder  die  dazu  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  auf  erlegt  werden.  Gegen  diese  Verfügungen  ist 
Beschwerde  zulässig.  Über  die  Beschwerde  entscheidet  die 
höhere  Verwaltungsbehörde  endgültig.  Die  Beschwerde 
bewirkt  keinen  Aufschub. 

§  10.  Die  Verordnung  tritt  mit  dem  18.  Dezember 
1915  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt 
des  Außerkrafttretens. 

Bereitung  von  Kuchen.  Eine  Verordnung  des 
Bundesrates  vom  16.  1.  M.  bestimmt: 

§  I.  In  gewerblichen  Betrieben,  insbesondere  in  Bäcke¬ 
reien,  Konditoreien,  Keks-,  Zwieback-  und  Kuchen¬ 
fabriken  aller  Art,  in  Gast-,  Schank-  und  Speisewirt¬ 
schaften,  Stadtküchen  und  Erfrischungsräumen  sowie  in 
Vereinsräumen  dürfen  zur  Bereitung: 

1.  von  Kuchenteig  keine  Eier  oder  Eierkonserven  und 
auf  500  g  Mehl  oder  mehlartige  Stoffe  nicht  mehr  als 
100  g  Fett  und  100  g  Zucker, 

2.  von  Tortenmassen  auf  500  g  Mehl  oder  mehlartige 
Stoffe  nicht  mehr  als  150  g  Eier  oder  Eierkonserven, 
150  g  Fett  und  150  g  Zucker, 

3.  von  Rohmasse  für  Makronen  auf  500  g  Mandeln 
nicht  mehr  als  150  g  Zucker  und  auf  500  g  Rohmasse 
nicht  mehr  als  500  g  Zucker  vervvendet  werden.  Die  Ver¬ 
wendung  von  Backpulver  als  Triebmittel  ist  gestattet. 
Die  Verwendung  von  Hefe  ist  verboten. 

In  den  in  Abs.  i  genannten  Betrieben  und  Räumen 
dürfen  nicht  bereitet  werden:  Backwaren  in  siedendem 
Fett,  Backwaren  unter  Verwendung  von  Mohn,  Baum¬ 
kuchen,  Creme  unter  Verwendung  von  Eiweiß,  Fett,  Milch 
oder  Sahne  jeder  Art,  Fettsträußel ;  Teige  und  Massen, 
die  außerhalb  der  genannten  Betriebe  und  Räume  her¬ 
gestellt  sind,  dürfen  in  diesen  Betrieben  und  Räumen 
nicht  ausgebacken  werden. 

§  2.  Im  Sinne  dieser  Verordnung  gelten  alle  Back¬ 
waren,  zu  deren  Bereitung  mehr  als  10  Gewichtsteile 
Zucker  auf  90  Gewichtsteile  Mehl  oder  mehlartige  Stoffe 
verwendet  werden  als  Kuchen  oder  Torten. 

Als  Fett  im  Sinne  dieser  Verordnung  gelten  Butter 
und  Butterschmalz,  Margarine,  Kunstspeisefett  sowie 
tierische  und  pflanzliche  Fette  und  öle  aller  Art. 

§  3.  Die  Beamten  der  Polizei  und  die  von  der  Polizei 
beauftragten  Sachverständigen  sind  befugt,  in  die  Ge¬ 
schäftsräume  der  dieser  Verordnung  unterliegenden 
Personen  jederzeit  einzutreten,  daselbst  Besichtigungen 
vorzunehmen,  Geschäftsaufzeichnungen  einzusehen  und 
nach  einer  Auswahl  Proben  zur  Untersuchung  gegen 
Empfangsbestätigung  zu  entnehmen. 

Die  Unternehmer  und  die  von  ihnen  bestellten  Be¬ 
triebsleiter  und  Aufsichtspersonen  sind  verpflichtet,  den 
Beamten  der  Polizei  und  den  Sachverständigen  Auskunft 
über  das  Verfahren  bei  Herstellung  der  Erzeugnisse  und 
über  die  zur  Verarbeitung  gelangenden  Stoffe,  insbe¬ 
sondere  auch  über  deren  Mengen  und  Herkunft  zu 
erteilen. 
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§  4.  Die  Sachverständigen  sind  vorbehaltlich  der  dienst¬ 
lichen  Beratung  und  der  Anzeigen  für  Gesetzwidrigkeiten 
verpflichtet,  über  die  Einrichtungen  und  Geschäftsver¬ 
hältnisse,  welche  durch  die  Aufsicht  zu  ihrer  Kenntnis 
kommen,  Verschwiegenheit  zu  beobachten  und  sich  der 
Mitteilung  und  Verw-ertung  der  Geschäfts-  und  Betriebs¬ 
geheimnisse  zu  enthalten.  Sie  sind  hierauf  zu  vereidigen. 

§  5.  Die  Unternehmer  haben  einen  Abdruck  dieser 
Verordnung  in  ihren  Verkaufs-  und  Betriebsräumen  aus¬ 
zuhängen.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  finden 
auch  auf  Verbrauchervereinigungen  Anw'endung. 

§  6.  Die  Landeszentralbehörden  erlassen  die  Bestim¬ 
mungen  zur  Ausführung  dieser  Verordnung.  Sie  können 
w'eitergehende  Anordnungen  zur  Besprechung  der  Fett-, 
Eier-  und  Zuckerverwendung  treffen.  Der  Reichskanzler 
kann  Ausnahmen  von  den  Vorschriften  dieser  Verordnung 
zulassen. 

§  7.  Mit  Geldstrafen  bis  zu  1500  M.  oder  mit  Ge¬ 
fängnis  bis  zu  drei  Monaten  wird  bestraft: 

1.  Wer  den  Vorschriften  des  §  i  oder  des  §  3,  Abs.  2, 
zuwüderhandelt. 

2.  Wer  der  Vorschrift  des  §  4  zuwider  Verschwiegen¬ 
heit  nicht  beobachtet  oder  der  Mitteilung  oder  Ver¬ 
wertung  von  Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimnissen  sich 
nicht  enthält. 

3.  Wer  den  in  §  5  vorgeschriebenen  Aushang  unter¬ 
läßt. 

4.  Wer  den  auf  Grund  des  §  7,  Abs.  i,  erlassenen  Be¬ 
stimmungen  zuwiderhandelt. 

In  dem  Falle  der  Nr.  2  tritt  die  Verfolgung  nur  auf 
Antrag  des  Unternehmers  ein. 

§  8.  Die  zuständige  Behörde  kann  Betriebe  schließen, 
deren  Unternehmer  oder  Leiter  sich  in  Befolgung  der 
Pflichten  unzuverlässig  zeigen,  die  ihnen  durch  diese  Ver¬ 
ordnung  oder  die  dazu  erlassenen  Ausführungsbestim¬ 
mungen  auferlegt  sind.  Gegen  die  Verfügung  ist  Be- 
schw^erde  zulässig.  Über  die  Beschw'erde  entscheidet  die 
hohe  Verwaltungsbehörde  endgültig.  Die  Beschwerde  be¬ 
wirkt  keinen  Aufschub. 

§  9.  Die  Vorschriften  dieser  Verordnung  finden  keine 
Anwendung  auf  Keks-,  Zwieback-,  Honig-,  Pfeffer-  und 
Lebkuchenfabriken,  soweit  sie  zu  Keks-,  Zwdeback, 
Honig-,  Pfeffer-  oder  Lebkuchen  Getreide  oder  Mehl 
verarbeiten,  das  ihnen  von  der  Reichsgetreidestelle,  von 
den  Heeresverwaltungen  oder  der  Marineverwaltung  ge¬ 
liefert  ist.  Sie  gelten  ferner  nicht  für  Zwieback,  der  für 
Rechnung  der  Heersverwaltungen,  der  Marineverwaltung 
oder  der  Vereinslazarette  der  freiwilligen  Krankenpflege 
hergestellt  wird. 

§  IO.  Die  Vorschriften  der  Verordnung  über  die  Be¬ 
reitung  von  Backware  in  der  Fassung  vom  31.  März  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  204),  die  Vorschriften  in  den  §§  47  bis  49 
der  Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Brotgetreide  und 
Mehl  aus  dem  Erntejahr  1915  vom  28.  Juni  1915  (R.-G.- 
Bl.  S.  363)  bleiben  unberührt. 

§  II.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  18.  Dezember 
1915  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt 
des  Außerkrafttretens. 

Verkehr  mit  Zucker.  Der  Bundesrat  hat  am  16.  De¬ 
zember  1.  J.  folgende  Verordnung  erlassen: 

Artikel  i.  Die  Verordnung  über  den  Verkehr  mit 
Zucker  im  Betriebsjahr  1915/16  vom  26.  August  1915 
(R.-G.-Bl.  S.  516)  wird  wie  folgt  ergänzt: 

Im  §  5,  Satz  .i,  ist  hinter  „50  kg“  einzusetzen:  „und 
daß  von  jeder  Rüben  verarbeitenden  Verbrauchszucker¬ 
fabrik  für  im  eigenen  Betriebe  erzeugten  und  auf 
Fabrikzucker  verarbeiteten  Rohzucker  sowüe  für  den  im 
eigenen  Betriebe  aus  Rüben  hergestellten  Verbrauchs¬ 
zucker  eine  Gebühr  von  Pfennig  für  je  50  kg  Roh¬ 
zuckerwert  (Verbrauchszucker  im  Verhältnis  von  9  :  10 
auf  Rohzucker  umgerechnet).“ 


Artikel  2.  Diese  Wrordnung  tritt  mit  dem  Tage  der 
Verkündigung  in  Kraft. 

Zeitungsanzeigen.  Eine  amtliche  Bekanntmachung 
bestimmt: 

§  I.  Anzeigen,  in  denen  Gegenstände  des  täglichen  Be¬ 
darfs,  insbesondere  Nahrungs-  und  Futtermittel  aller  Art 
sowie  Rohnaturerzeugnisse,  Heiz-  und  Leuchtstoffe, 
Düngemittel  oder  Gegenstände  des  Kriegsbedarfes  an¬ 
geboren  werden  oder  in  denen  zur  Abgabe  von  Angeboten 
über  solche  Gegenstände  aufgefordert  wird,  dürfen  in 
periodischen  Druckschriften  nur  mit  Angabe  des  Namens 
oder  der  Firma  sowie  der  Wohnung  oder  der  Geschäfts¬ 
stelle  des  Anzeigenden  zum  Abdruck  gebracht  werden. 
Die  Landeszentralbehörden  oder  die  von  ihnen  be¬ 
stimmten  Behörden  können  Ausnahmen  zulassen. 

§  2.  Zuwiderhandlungen  w'erden  mit  Geldstrafen  bis 
zu  1000  M.  oder  mit  Haft  oder  mit  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  bestraft. 

§  3.  Diese  Verordnung  tritt  mit  dem  18.  Dezember 
1915  in  Kraft.  Der  Reichskanzler  bestimmt  den  Zeitpunkt 
des  Außerkrafttretens. 

Schweiz. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Durch  Bundesratsbeschluß 
vom  II.  Dezember  1915  wurden  folgende  neue  Aus¬ 
fuhrverbote  erlassen: 

Artikel  i.  Die  am  18.  September,  20.  und  27.  Oktober, 
27.  November,  i.  und  14.  Dezember  1914,  22.  Januar, 
5.  und  16.  Februar,  2.  und  16.  März,  6.  und  23.  April, 
14.  Juni,  2.  und  16.  Juli,  9.  und  19.  Oktober  und  5.  No¬ 
vember  1915  erlassenen  Ausfuhrverbote  w'erden  auf 
folgende  Artikel  ausgedehnt: 

Faserstoffe  zur  Papierfabrikation  (Holzschliff,  Holz¬ 
mehl,  Zellulose  u.  dgl.)  (aus  Nr.  289,  Nrn.  290  und 
291  des  Zolltarifs); 

Pappen,  graue,  sowie  Holz-,  Stroh-  und  Lederpappen 
u.  s.  w.  (Nr.  292) ; 

Packpapiere  aller  Art,  mit  Einschluß  der  Pappen  im 
Gewüchte  von  400  g  und  darunter  pro  m^,  Wellpapiere, 
Teerpapiere  und  Patentpacking  etc.  (Nrn.  293  bis  297); 

Zeitungsdruckpapier,  holzhaltiges,  einfarbig,  im  Ge¬ 
wichte  von  45  bis  und  mit  55  g  pro  (Nr.  300)  ; 

Baumwollgewebe,  glatt  oder  geköpert,  in  der  Breite 
von  35  cm  und  darüber;  roh,  auch  gesengt,  vorgebleicht 
oder  angefärbt  (Nrn.  360  bis  363)  ; 

Elastische  Gewebe  aller  Art  aus  Kautschuk  in  Ver¬ 
bindung  mit  Baumwolle,  Wolle,  Seide  etc.  (Nr.  527) ; 

Dachpappe  (Asphalt-  und  Teerpappe)  (aus  Nr.  641); 

Werkzeugmaschinen  aller  Art,  neue  und  gebrauchte, 
zur  Bearbeitung  von  Metallen,  Holz,  Stein  etc.;  Be¬ 
standteile  solcher  Maschinen,  soweit  deren  Ausfuhr  nicht 
bereits  verboten  ist  (aus  den  Nrn.  894  c  bis  898 
M.  6  und  9)  ; 

Silbernitrat  (Höllenstein,  salpetersaures  Silber),  ge¬ 
gossen,  kristallisiert  oder  in  Stiften  (aus  den  Nrn.  974  b 
und  981); 

Hydrosulfite  (aus  den  Nrn.  1028  und  1048); 

Natriumhydrosulfitformaldehyd  (aus  Nr.  1053); 

Chromoxyd  und  Chromoxydhydrat,  auch  in  Wasser¬ 
teig;  Chromrückstände  aus  chemischen  Fabriken 
(Nr.  1106,  aus  den  Nrn.  1018  a,  1041  und  iiii); 

Farbstoffe  und  Farben,  in  öl  abgerieben  oder  auch 
bloß  mit  öl  vermischt  (aus  den  Nrn.  1107,  1109  und 
iiio) ; 

Kitte  (Nr.  1112). 

Artikel  2.  Dieser  Beschluß  tritt  am  ii.  Dezember  1915 
in  Kraft. 

Beschränkte  Ausfuhrerlaubnis  für  Baumwoll¬ 
gewebe.  Die  durch  Bundesratsbeschluß  vom  ii.  De- 
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zember  1915  dem  Ausfuhrverbot  unterstellten  Baum- 
wollgewebe,  glatt,  geköpert,  in  der  Breite  von  35  cm  und 
darüber,  roh,  auch  gesengt,  vorgebleicht  oder  angefärbt 
dürfen  von  schweizerischen  Häusern,  die  von  der 
Handelsabteilung  des  politischen  Departements  allen¬ 
falls  Ausfuhrbewilligungen  erhalten,  nur  über  nach¬ 
folgende  Zollämter  ausgeführt  werden:  Buchs,  Romans¬ 
horn,  Singen,  \'errieres,  Genf  und  Chiasso. 

Verkauf  von  Zucker.  Ein  Bundesratsbeschluß  vom 
27.  November  1915  verfügt: 

Artikel  i.  Für  den  Großhandel  mit  Zucker  (Liefe¬ 
rungen  von  mindestens  10.000  kg  Ware  in  einem  Posten 
und  von  gleicher  Sorte)  werden  die  in  der  Beilage  zu 
diesem  Beschlüsse  verzeichneten  Höchstpreise  festgesetzt, 
die  beim  Verkaufe  nicht  überschritten  werden  dürfen. 

Artikel  2.  Im  Migroshandel  (Lieferungen  sack-  oder 
kistenweise,  in  Posten  unter  10.000  kg)  dürfen  die  gemäß 
Artikel  i  festgesetzten  Engrospreise  höchstens  um 
2  Francs  für  100  kg  erhöht  werden.  Die  Lieferungen 
erfolgen  ab  Magazin  des  Verkäufers.  Alle  Kosten  (Ca¬ 
mionnage,  Frachten  und  Zinsverluste  bei  Stundung) 
fallen  zu  Lasten  des  Käufers. 

Artikel  3.  Im  Kleinverkauf  (bei  kiloweiser  Abgabe 
in  Posten  unter  100  kg)  ist  ein  Zuschlag  zu  den  nach 
Artikel  i  festgesetzten  Preisen  von  höchstens  20  Prozent 
zulässig.  Die  kantonalen  Regierungen  sind  befugt,  diesen 
Höchstzuschlag  nach  den  örtlichen  Verhältnissen  herab¬ 
zusetzen. 

Artikel  4.  Das  Militärdepartement  wird  mit  der  Aus¬ 
führung  dieses  Beschlusses  beauftragt.  Die  Kontrolle 
über  die  Einhaltung  der  Höchstpreise  ist  Sache  der 
Kantone. 

Artikel  5.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Bestim¬ 
mungen  dieses  Beschlusses  oder  gegen  allfällige,  noch 
vom  Militärdepartement  zu  erlassende  Vorschriften  im 
Sinne  des  Artikels  4  hiervor,  werden  mit  Buße  von  25  bis 
5000  Francs  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Monat 
bestraft.  Die  beiden  Strafen  können  verbunden  werden. 

Als  Täter  ist  strafbar  für  die  Übertretung  der  Höchst¬ 
preise  im  Großhandel  und  Migroshandel  der  Verkäufer 
und  der  Käufer,  im  Kleinhandel  der  Verkäufer. 

Die  Verfolgung  und  Beurteilung  dieser  Übertretungen 
liegt  den  kantonalen  Gerichten  ob.  Der  erste  Abschnitt 
des  Bundesgesetzes  vom  4.  Februar  1853  über  das 
Bundesstrafrecht  der  Schweizerischen  Eidgenossenschaft 
findet  Anwendung. 

Artikel  6.  Dieser  Beschluß  tritt  am  i.  Dezember  1915 
in  Kraft. 

Beilage. 

Höchstpreise  für  Zucker. 

Die  Höchstpreise  für  Zucker  bei  Lieferungen  von  min¬ 
destens  10.000  kg  Ware  in  einem  Posten  und  von  gleicher 


Sorte  werden  wie  folgt  festgesetzt: 

Francs 

1.  Grobkörniger  Kristallzucker  (Sandzucker)  ....  54‘ — 

2.  Grobkörniger  Kristallzucker  (raffiniert) . 55'SO 

3.  Feinkörniger  Kristallzucker,  sowie  gemahlener 

Zucker  . 55'SO 

4-  Pile  . 57-50 

5.  Zucker  in  Broden  (Stockzucker) . 59* — 

6.  Würfelzucker  und  Cubes  in  Säcken  oder  Kisten, 

sowie  Puderzucker . 6o’ — 

7.  Würfelzucker  in  Paketen . 62' — 


für  100  kg  brutto  für  netto  (Kisten  netto)  franko  schwei¬ 
zerische  Bahnstation  des  Empfängers  gegen  Barzahlung. 

Betreffend  Höchstpreise  im  Migros-  und  im  Klein¬ 
handel  wird  auf  die  Artikel  2  und  3  des  vorgenannten 
Bundesratsbeschlusses  verwiesen. 

Niederlande. 

Ausfuhrverbot.  Durch  königlichen  Beschluß  vom 
25.  November  1915  wurde  die  Ausfuhr  von  Heringen 
in  jeder  Form  ab  26.  November  1915  verboten.  Zeit¬ 


weilige  Aufhebung  und  Aufhebung  in  besonderen  Fällen 
wird  Vorbehalten. 

Durch  königlichen  Beschluß  vom  10.  Dezember  1915 
wurde  die  Ausfuhr  von  Graphit  und  daraus  angefertigten 
Artikeln,  als  Grundstoff  und  bearbeitet,  es  sei  denn  als 
Bestandteil  in  einem  angefertigten  Artikel,  in  welchem 
Graphit  nicht  den  Hauptbestandteil  bildet,  vom  10.  De¬ 
zember  1915  an  verboten.  Ob  Graphit  in  einem  ange¬ 
fertigten  Artikel  den  Hauptbestandteil  bildet  oder  nicht, 
wird  vom  Finanzminister  entschieden.  Zeitweilige  Auf¬ 
hebung  und  Aufhebung  in  besonderen  Fällen  wird  Vorbe¬ 
halten. 

Schweden. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Laut  telegraphischer  Mel¬ 
dung  aus  Stockholm  vom  17.  Dezember  1915  wurden  in 
Schweden  ab  17.  Dezember  1915  Ausfuhrverbote  er¬ 
lassen  für  Eigelb,  flüssiges  Eiweiß,  Wollgarn  mit 
weniger  als  10  Prozent  Wollgehalt,  desgleichen 
Phantasiegarn,  Kitt,  Türkischrotöl,  flüssige  oder  seifen- 
hältige  Appreturmittel,  nicht  dextrin-  und  stärkehältig, 
desgleichen  in  fester  Form,  Dextrin,  flüssigen  Leim, 
Gummi  und  Albumin. 

Handhabung  der  Ausfuhrverbote.  Nach  einer 
Meldung  des  „Stockholms  Dagblad“  ist  die  Kontrolle 
der  Befolgung  der  Ausfuhrverbote  nunmehr  einem  in 
der  staatlichen  Handelskommission  gebildeten  Bureau 
übertragen  worden.  Diesem  Bureau  werden  alle  könig¬ 
lichen  Verordnungen  über  Ausfuhrbewilligungen  von 
der  staatlichen  Handelskommission  überwiesen.  Das 
Bureau  leitet  dann  die  Bewilligungen  an  sämtliche  Zoll¬ 
stellen  innerhalb  und  außerhalb  Stockholms  weiter. 

Bestimmungen  über  die  Ausfuhr  von  Renntier¬ 
fleisch.  „Stockholms  Dagblad“  berichtet,  daß  die 
schwedische  Regierung,  um  eine  Verminderung  der  Zahl 
der  Renntiere  in  den  nördlichen  Teilen  des  Landes  zu 
erzielen,  die  Ausfuhr  von  insgesamt  43.500  geschlachteten 
Renntieren  mit  den  Häuten  gestattet  hat.  Davon  entfallen 
3500  auf  die  Provinz  Jämtland  und  je  20.000  .auf  die 
Provinzen  Västerbotten  und  Norrbotten.  In  jeder  der 
drei  Provinzen  wird  ein  Provinzialausschuß  von  minde¬ 
stens  zwei  Mitgliedern  gebildet,  der  die  Ordnung  des 
Verkaufes  nach  dem  Ausland  und  die  mit  der  Ausfuhr 
zusammenhängenden  Angelegenheiten  aufrecht  zu  er¬ 
halten  hat. 

Norwegen. 

Ausfuhrverbote.  Das  norwegische  Landwirtschafts¬ 
ministerium  hat  für  Lichte  aller  Arten  ein  Ausfuhr¬ 
verbot  erlassen. 

Durch  ein  Rundschreiben  des  Landwirtschaftsdeparte¬ 
ments  vom  IO.  Dezember  1915  wurde  die  Ausfuhr  von 
getrocknetem,  gesalzenem  oder  mit  Borsäure  behandeltem 
Eigelb  sowie  von  Eialbumin  verboten. 

Niederländisch-Indien. 

Ausfuhrverbot  für  Kautschuk.  Die  Nederlandsche 
Overzee  Trustmaatschappy  (N.  O.  T.)  hat  den  nieder¬ 
ländischen  Schiffahrtsgesellschaften  mitgeteilt,  daß  vor¬ 
läufig  kein  Gummi  aus  Niederländisch-Ostindien  an  die 
N.  O.  T.  konsigniert  werden  kann.  Die  Ausfuhr  von 
Gummi  aus  Niederländisch-Ostindien  ist  daher  einst¬ 
weilen  lahmgelegt. 


Einführung  des  Zündhölzchen-,  Spielkarten-  und 
Zigarettenpapiermonopols  auf  Kreta.  Zufolge  Re¬ 
gierungsverordnung  wurde  am  1./14.  November  1.  J.  das 
—  in  Alt-Griechenland  schon  bestehende  —  staatliche 
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Zündhölzchen-,  Spielkarten-  und  Zigarettenpapiermonopol 
auch  auf  Kreta  (sowie  auch  in  den  übrigen  zuletzt 
annektierten  Gebieten)  eingeführt.  Die  bis  zum  gedachten 
Tag  eingeführten  Zündhölzchen-,  Spielkarten-  und 
Zigarettenpapiersorten  können  —  nach  erfolgter  behörd¬ 
licher  Genehmigung,  welche  innerhalb  zehn  Tagen  (bis 
zum  10/24.  November)  einzuholen  war  —  bis  31./14. 
Januar  1916  noch  frei  verkauft  oder  —  unter  Resti¬ 
tution  des  Einfuhrzolles  —  reexportiert  werden.  Nach 
Ablauf  der  erwähnten  zehntägigen  Frist  müssen  die  vom 
Staatsmonopole  betroffenen  Waren,  gegen  die  gesetzlich 
normierte  Entschädigung,  der  Regierung  überlassen 
werden. 

Die  Frage  der  Erneuerung  des  Getreideein- 
fuhrscheinsystems  in  Deutschland.  Aus  Berlin 

wird  uns  geschrieben:  Professor  Dr.  August  S  k  a  1  w  e  i  t 
(Gießen)  hat  in  Nr.  43  der  Mitteilungen  der  Deutschen 
Landwirtschaftsgesellschaft,  in  einem  „Weltwirtschaft 
oder  Nationalwirtschaft“  betitelten  Aufsatze  sich  auch 
eingehend  mit  der  Frage  des  Getreideeinfuhrschein¬ 
systems  befaßt.  Zusammenfassend  lassen  sich  seine 
Ausführungen  in  folgendem  wiedergeben: 

Das  Brotgetreide  betreffend  hat  Deutschland  Roggen 
zwar  genug,  aber  Weizen  pflegte  es  in  beträchtlicher 
Menge  (etwa  200  Millionen  q)  alljährlich  mehr  ein- 
als  auszuführen.  Roggen  wurde  dagegen  in  den  letzten 
Jahren  exportiert,  wenn  auch  im  Verhältnis  zur  Pro¬ 
duktion  nur  in  geringen  Mengen.  Diese  Roggenausfuhr, 
an  deren  Möglichkeit  bei  Schaffung  des  deutschen 
Schutzzollsystems  nicht  gedacht  worden  war,  fand  ihre 
Ursache  in  einer  relativen  Verminderung  des  Roggen¬ 
brotgenusses,  ihre  Ermöglichung  und  Förderung  in  dem 
Getreideeinfuhrscheinsystem.  Seine  Wiedereinführung 

zumindest  in  der  bisherigen  Form  —  kann  nach  den 
Erfahrungen  des  Weltkrieges  als  ausgeschlossen  gelten. 
Man  hat  dieses  System  seinerzeit  geschaffen,  um  dem 
ostdeutschen  Getreide  einen  Abzugsweg  über  See  zu 
verschaffen,  einmal,  weil  dieser  Weg  der  gewohnte, 
bequemste  und  für  den  Handel  der  vorteilhafteste 
war,  anderseits,  weil  in  Südwestdeutschland  das  ost¬ 
deutsche  Getreide  ungern  gesehen  und  abgenommen 
wurde.  Man  tat  so  böiden  Teilen  einen  Gefallen  und 
schädigte  eigentlich  niemanden,  denn  daß  schließlich 
etwas  mehr  Roggen  aus-  als  eingeführt  wurde,  und  die 
Einfuhrscheine  hie  und  da  als  Exportprämie  ausge¬ 
beutet  wurden,  war  zwar  unerwünscht,  stand  aber  in 
keinem  Verhältnis  zu  den  Vorteilen,  die  das  System  im 
großen  und  ganzen  zu  haben  schien.  Die  bedenkliche 
Schattenseite,  die  ihm  anhaftete,  war  nur  die,  daß  es 
im  Kriege  verhängnisvoll  werden  konnte.  Diesmal  ist 
das  zwar  nicht  geschehen,  aber  wäre  der  Krieg  in  einem 
Zeitpunkte  ausgebrochen,  z.  B.  im  Spätherbst,  wo  das 
ostdeutsche  Getreide  abgeführt  worden  war,  ohne  daß 
entsprechende  Mengen  ausländischen  Getreides  schon 
hereingekommen  waren,  so  konnte  Deutschland  in  eine 
schwierige  Lage  kommen.  Diese  Gefahr  war  zwar  nicht 
ganz  unbeachtet  geblieben,  aber  doch  auf  die  leichte 
Achsel  genommen  worden.  Zurzeit  wird  anders  darüber 
gedacht.  Der  W^unsch,  die  Versorgung  der  Bevölkerung 
mit  Brotgetreide  möglichst  aus  eigenem  zu  bewirken,  ist 
zu  einer  so  allgemein  anerkannten  Forderung  geworden, 
daß  es  weniger  denn  je  verstanden  werden  würde,  wollte 
man  auch  in  Zukunft  guten  deutschen  Roggen  ausführen, 
um  amerikanischen  Weizen  dagegen  einzutauschen.  Mag 
das  Getreideeinfuhrscheinsystem,  vom  rein  ökonomischen 
Standpunkt  aus  gesehen,  noch  so  vorteilhaft  sein,  aus 
jenen  Gründen  und  aus  denen  der  militärischen  Sicher¬ 
heit  wird  man  fordern  müssen,  daß  die  dadurch  be¬ 
förderte  Ausfuhr  aufhört,  und  den  deutschen  Überschuß¬ 
gebieten  durch  Transporterleichterungen  aller  Art  eine 
unmittelbare  Abfuhr  nach  den  westdeutschen  Bedarfs¬ 
gebieten  ermöglicht  wird. 


Im  Hinblick  darauf,  daß  Professor  Skaiweit  agra¬ 
rischen  Kreisen  nahesteht  und  seine  vorbesprochenen 
Artikel  gerade  in  dem  Organ  der  Deutschen  Landwirt¬ 
schaftsgesellschaft  veröffentlicht  wurde,  vermutet  die 
Berliner  Tagespresse  nicht  mit  Unrecht,  daß  seit  Kriegs¬ 
beginn  mit  Rußland  sich  auch  in  den  deutschen  agrarischen 
Kreisen  die  Ansicht  über  das  deutsche  Einfuhrschein¬ 
system  geändert  hat.  Letzteres  ist  umsomehr  anzu¬ 
nehmen,  als  einerseits  Rußland  nach  Friedensschluß 
kaum  geneigt  sein  dürfte,  die  in  diesem  System  für 
die  deutsche  Landwirtschaft  liegenden  Begünstigungen 
zuzugestehen,  anderseits  der  gegenwärtige  Krieg 
gezeigt  hat,  daß  auch  Deutschland  diese  auf  die 
Einfuhrscheine  nach  Rußland  exportierten  Roggen¬ 
mengen  für  die  Versorgung  der  regeren  Bevölkerung 
nicht  entbehren  könne.  Ein  hervorragender  deutscher 
Agrarpolitiker,  Freiherr  von  W  a  n  g  e  n  h  e  i  m,  hat 
erst  kürzlich  in  einer  Veröffentlichung  darauf  verwiesen, 
um  wieviel  ungünstiger  sich  die  Roggen-  und  Brotver¬ 
sorgung  Deutschlands  gestaltet  hätte,  wenn  der  Welt¬ 
krieg  etwas  später,  d.  h.  nach  Beendigung  der  Ernte  und 
der  vollzopnen  Roggenausfuhr  nach  Rußland  ausge¬ 
brochen  wäre. 


Export  von  Milchprodukten  aus  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Einem  Berichte  der  schweizeri¬ 
schen  Gesandtschaft  in  Washington  vom  21.  Oktober 
1915  entnehmen  wir:  Es  wurde  bereits  früher  ange¬ 
deutet,  daß  der  europäische  Krieg  eine  vermehrte  Aus¬ 
fuhr  von  amerikanischem  Käse  zur  Folge  habe.  Diese 
Tatsache  ist  durch  die  eben  vom  »Bureau  of  Foreign 
and  Domestic  Commerce«  veröffentlichte  Zusammen¬ 
stellung  über  den  Export  von  Milchprodukten  im  Fiskal¬ 
jahr  Juli  1914  bis  Juni  1915  bewiesen  worden.  Die 
überseeische  Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  von  Butter 
und  Käse  hat  im  beendigten  Fiskaljahre  denn  in  der 
Tat  auch  einen  ganz  bemerkenswerten  Aufschwung  er¬ 
fahren.  Die  B  u  1 1  e  r  ausfuhr ,  die  sich  bis  dahin  auf 
durchschnittlich  37^  Millionen  Pfund  jährlich  belief, 
erreichte  heuer  10  Millionen  Pfund.  Während  dieser 
Periode  hat  sich  die  Einfuhr  von  Butter  mehr  als  zur 
Hälfte^  verringert,  indem  sie  von  etwas  weniger  als 
8  Millionen  Pfund  in  19 13/14  auf  weniger  als  4  Mil¬ 
lionen  Pfund  im  letzten  Jahre  gefallen  ist.  England 
übernahm  von  der  Totalausfuhr  der  Butter  Millionen 
Pfund;  andere  Käufer  waren  Kanada,  Kuba,  Panama, 
Australien  und  Venezuela. 

Die  Ausfuhr  von  Käse  nahm  überraschend  stark  zu. 
Hatte  sie  in  den  letzten  Jahren  etwa  2Y2  Millionen 
Pfund  und  einen  Wert  von  ca.  440.000  Dollar  erreicht, 
so  stieg  sie  jetzt  auf  54  Millionen  Pfund  an,  die  einen 
Wert  von  8'2  Millionen  Dollar  repräsentieren.  Hier 
sowohl  als  auch  bei  der  Butter  hat  sich  die  Handels¬ 
bilanz  auf  Seite  der  Ausfuhr  gestellt,  denn  im  letzten 
Jahre  waren  nur  50  Millionen  Pfund  Käse  eingeführt 
worden,  was  gegenüber  dem  Vorjahre  einer  Minderein¬ 
fuhr  von  137^  Millionen  Pfund  gleichkommt.  Von  den 
ausgeführten  54  Millionen  Pfund  Käse  nahm  England 
allein  48^/2  Millionen  Pfund  auf;  andere  wichtige  Ab¬ 
nehmer  waren  Panama  und  Westindien. 

Der  Export  von  kondensierter  Milch,  deren 
Wert  sonst  jährlich  i — 2  Millionen  Dollar  erreicht 
hatte,  hat  sich  im  verflossenen  Fiskaljahre  verdoppelt 
und  betrug  3  Millionen  Dollar  (37-2  Millionen  Pfund). 
England  hat  von  dieser  Ausfuhr  4  Millionen  Pfund  auf¬ 
gekauft;  ferner  bezogen  Kuba,  Belgien,  die  Niederlande, 
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China,  Japan,  Hongkong,  Rußland,  Panama  und  Brasilien 
größere  Quantitäten  dieses  Artikels. 

Die  Kaffee-Ausfuhr  von  Santos  im  Jahre  1914. 

Die  Kaffee-Ausfuhr  von  Santos  des  ersten  Halbjahres 
1914  betrug,  nach  einem  Berichte  des  deutschen  Kon¬ 
sulats  in  Santos,  4,004  o  1 6  Sack,  die  des  zweiten  Halb¬ 
jahres  4,500.903  Sack,  zusammen  8,504.919  Sack  zu 
60  kg.  Davon  sind  befördert  mit  Schiffen  der  regel¬ 
mäßigen  Linien  unter  deutscher  Flagge  1,229122,  briti¬ 
scher  Flagge  2,558.874,  niederländischer  Flagge  793600, 
brasilianischer  Flagge  1,254.931,  schwedischer  Flagge 
404.235,  italienischer  Flagge  441.843,  österreichisch¬ 
ungarischer  Flagge  255.948,  amerikanischer  Flagge 
43.592,  spanischer  Flagge  93.715,  französischer  Flagge 
687  367,  norwegischer  Flagge  42.198,  belgischer  Flagge 
3985  und  mit  Dampfern  auf  wilder  Fahrt,  welche 
größtenteils  dänische  und  nordamerikanische  Flaggen 
führten,  695.508  Sack. 

Persiens  Außenhandel  1913/14.  Der  Wert  der  Ein 

fuhr  nach  Persien  belief  sich,  nach  den  Berliner  »Nach¬ 
richten  für  Handel  und  Industrie«,  im  Jahre  1913/14 
(21.  März  1913  bis  20.  März  1914)  auf  647,164.841 
Kran^)  gegen  567.575.639  Kran  im  vorhergehenden 
Jahre.  Die  persische  Ausfuhr  im  Jahre  1913/14  bewertete 
sich  auf  455,839635  Kran  gegen  436,333.271  Kran 
im  Tahre  1912/13.  Auf  die  hauptsächlichsten  Ein-  und 
Ausfuhrländer  verteilen  sich  die  Werte  in  der  folgenden 
Weise : 


Herkunfts-  und 

E  i  n  f  L 

h  r 

A  u  s  f 

u  h  r 

Bestimmiings- 

1918/14 

1912/13 

1913  14 

1912/13 

länder 

i  n  K 

ran 

Afghanistan 

4,885.875 

4,3594‘57 

2,971-379 

2,443.291 

Deutschland 

30,372.663 

21,387.831 

2,953-315 

2,928.42  t 

Österreich- 

Ungarn 

8,921.565 

8,042.380 

718.274 

566.659 

Belgien  .  . 

15,392.018 

7,928.806 

224  320 

408.001 

China  .  . 

534-322 

786  437 

1,141.850 

3.474-043 

Ägypten  . 

12.832 

591-475 

5,019.762 

i,573-9'o 

Verein.  Staaten 

von  Amerika 

223.538 

947153 

10,209.601 

6,374  530 

Großbritannien 

97,596.290 

86,382.201 

33,318.999 

34,348.140 

Britisch-Indien 

80,358.318 

66,798.873 

23,79'-783 

22,270.354 

Zus.  Brit.  Reich 

I77.954-6-'8 

153,181.074 

57,110.782 

56,618.494 

Spanien  .  . 

2.755 

5-392 

306 

— 

Frankreich  und 

Kolonien  .  . 

19,629.020 

11,031.457 

4,589.203 

4,828.744 

Griechenland  . 

66.370 

5.126 

222.690 

221.810 

Italien  .  .  . 

5,598-078 

2,737-923 

10,473-565 

8,003.720 

Japan  .  . 

4-335 

2.1 14 

220 

215  430 

Norwegen  . 

50 

54 

— 

Niederlande  und 

Kolonien 

i,37'-326 

1,274.470 

13,764-538 

2,147.693 

Rußland  . 

Schweden 

Schweiz  .  .  . 

Türkei  .  .  . 

Maskat  .  .  . 

Oman  .  .  .  . 

Zanzibar  .  .  . 

Insgesamt  (ein¬ 
schließlich 
ai. derer  Län¬ 
der)  .  .  .  . 


355,888.133 

690.331 

900.260 

22.338.545 

154.484 

2,166.845 

49.605 


566.565 

1,033.411 

23,388.648 

272.817 

1,046.785 


6.321 

57,627 

36,876.079 
226. 144 
7,205.880 
12.900 


1,348 

128.327 

37,926.835 

212.784 

7,37L5i3 


647,164.841  567,575  639  455,839-633  436,333  271 
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Schweizerische  Schuhwarenindustrie.  Dem  Jahres 
berichte  des  Schweizerischen  Industrievereines  pro  19^4 
entnehmen  wir:  »Die  Schuhwarenfabrikation  hatte  sich 
in  der  ersten  Hälfte  des  Berichtsjahres  erfreulich  ent¬ 
wickelt  und  es  lagen  noch  Aufträge  für  mehrere  Mo¬ 
nate  vor.  Mit  dem  Kriegsausbruch  änderten  sich  die 


')  DurchschnittUcber  Wart  das  Kran;  1912/13  —  0'4b045  Francs,  1913/14 
=  0  45126  Francs. 


Verhältnisse  sehr  wesentlich.  Auch  wo  nicht,  wie  in 
einzelnen  Betrieben,  eine  fast  vollständige  Beschäftigungs 
losigkeit  um  sich  griff,  trat  eine  starke  Einschränkung 
der  Arbeit  ein,  hauptsächlich  dadurch  hervorgerufen, 
daß  die  Fabrikanten  nicht  wagen  durften,  die  früher 
erhaltenen  Bestellungen  auch  nur  zum  größeren  Teil 
auszuführen.  Denn  durch  den  Krieg  waren  die  finan¬ 
ziellen  Verhältnisse  vieler  ausländischer  Kunden  un¬ 
günstig  beeinflußt  worden.  Die  Ausfuhr  von  Männer¬ 
schuhen  litt  zum  Teil  unter  einem  Ausfuhrverbot.  Auf 
der  anderen  Seite  bewirkten  die  Bestellungen  von  Militär¬ 
schuhen  für  die  schweizerische  Armee,  daß  der  Betrieb 
teilweise  aufrechterhalten  werden  konnte.  Im  Hinblick 
auf  diese  Beschäftigung  wurde  auch  eine  Anzahl  von 
Arbeitern  vom  Militärdienst  beurlaubt,  da  sonst  der 
Betrieb  unter  der  Abwesenheit  zahlreicher  Spezialarbeiter 
litt.  Immerhin  bestand  kein  eigentlicher  Mangel  an 
Arbeitskräften.  Die  Schwierigkeit,  Guthaben  einzutreiben, 
war  in  der  ersten  Zeit  nach  dem  Kriegsausbruch  eine 
außerordentliche;  auch  die  schweizerische  Kundschaft 
verschanzte  sich  vielfach  hinter  dem  beschlossenen 
Rechtsstillstand,  um  selbst  Tratten  von  kleinstem  Betrag 
unbezahlt  zurückgehen  zu  lassen.  Nach  den  ersten 
Kriegsmonaten  trat  freilich  wieder  etwelche  Beruhigung 
ein;  der  Handel  belebte  sich  wieder  etwas.  Trotzdem 
sich  die  Käufer  anfänglich  große  Einschränkungen  in 
ihren  persönlichen  Bedürfnissen  auferlegt  hatten,  folgte 
mehr  oder  weniger  bald  ein  Umschwung.  Die  Händler 
äußerten  sich  gegen  Schluß  des  Jahres  befriedigt  über 
den  Gang  ihrer  Geschäfte  und  waren  nur  insofern  ent¬ 
täuscht,  als  ihre  Hoffnung,  die  alten  Lagerwaren  nun¬ 
mehr  loszuwerden,  sich  nicht  erfüllte,  da  trotz  der 
Krisis  die  Käufer  nur  Waren  der  neuesten  Mode  kaufen 
wollten,  auch  wenn  sie  diese  Waren  bedeutend  teurer 
bezahlen  mußien  als  die  ihnen  angebotenen  Lagerposten. 
Auch  das  Geschäft  mit  dem  Auslamle  entwickelte  sich 
befriedigend.  Die  ausländische  Konkurrenz  war  infolge 
der  Verhältnisse  nicht  nur  im  Export  nach  der  Schweiz 
mehr  oder  weniger  gehemmt,  sondern  trat  auch  im 
Auslande  als  Konkurrent  weniger  hervor,  weil  die 
leistungsfähigen  Fabriken  sich  mit  der  Lieferung  von 
Kriegsmaterial  befaßten.  D  is  neue  Jahr  wurde  unter 
diesen  Umständen  mit  befriedigenden  Aufträgen  und 
mit  ordentlichen  Aussichten  angetreteii.  Dagegen  machten 
sich  sehr  unangenehm  fühlbar  die  Schwierigkeiten,  be¬ 
treffend  den  Bezug  der  nötigen  Rohstoffe.  Da  die  die 
Schweiz  umgebenden  Staaten  die  Aus-  und  Durchfuhr 
aller  möglichen  Artikel  verboten  haben,  bedarf  es  je¬ 
weilen  langer  Unterhandlungen,  um  Ausnahmen  zu 
gunsten  der  schweizerischen  Industrie  zu  erlangen.  Diese 
Verhältnisse  scheinen  sich  eher  noch  zu  verschlimmern.« 

Die  Zuckerproduktion  Argentin'ens.  Die  Zucker¬ 
erzeugung  Argentiniens  hat  in  den  letzten  fünf  Jahren 
betragen  1910  146.000  t,  1911  175. OOO  t,  1912 
148.000/,  1913  280.000/,  1914  333000/.  Der  Ver¬ 
brauch  im  Inland  beträgt,  nach  einem  Berichte  des 
deutschen  Generalkonsulats  in  Buenos  Aires,  jährlich 
etva  200.000  bis  210.000  /  (etwa  26  kg  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung,  diese  zu  etwa  8,000. 000  Einwohner 
gerechnet).  Dieser  Verbrauch  wird  von  der  auf  besonders 
günsüge  klimati.sche  Verhältnisse  zurückzuführenden  Er¬ 
zeugung  der  beiden  letzten  Jahre  (wozu  auch  noch  eine, 
wenn  auch  geringe  Einfuhr  aus  dem  Ausland  hinzu¬ 
kommt)  so  sehr  übertroffen,  daß  die  Zuckererzeuger 
schon  in  die  größte  Verlegenheit  geraten  waren  und 
gar  nicht  gewußt  haben  würden,  wohin  mit  dem  Segen, 
wenn  ihnen  nicht  der  Krieg  zu  Hilfe  gekommen  wäre. 
In  der  Zeit  vom  i.  Juli  1914  bis  30.  Juni  1915  s'^d 
eiwa  106000/  ausgeführt  worden,  d  h.  etwa  33  Pro¬ 
zent  der  Erzeugung  von  333.000  /.  Ein  geringer  Teil 
dieser  Ausfuhr  ist  nach  Uruguay  und  anderen  Ländern 
gegangen,  aber  den  weitaus  größten  Teil  haben  die 
Regierungen  von  Großbritannien  und  Frankreich  bezogen. 
Die  diesjährige  Zuckerernte  hat  nach  Menge  und  Güte 
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durch  Nachtfröste  stark  gelitten  und  wird  auf  nicht 
mehr  als  150.000  t  geschätzt.  Rechnet  man  dazu  die 
aus  dem  Vorjahr  verbliebenen,  auf  etwa  105.000  t  ge¬ 
schätzten  Bestände,  so  würden  für  das  Jahr  1915/16 
insgesamt  etwa  255.000  t  zur  Verfügung  stehen.  Davon 
würden  nach  Abzug  des  Verbrauchs  im  Inland  (200.000 
bis  210.000/)  nur  etwa  50000/  für  die  Ausfuhr  zur 
Verfügung  bleiben.  Ob  diese  Menge  genügen  oder  ob 
Argentinien  nicht  vielmehr  wieder  genötigt  sein  wird, 
erhebliche  Mengen  Zucker  einzuführen,  hängt  davon  ab, 
wie  lange  der  Krieg  noch  dauert  und  ob  Großbritannien 
und  Frankreich  —  wie  bisher  —  noch  länger  fort¬ 
fahren  werden,  argentinischen  Zucker  zu  beziehen. 


^örmmunikrttiaitömittci,  f djifiiljirt  ic. 


Eine  neue  niederländische  Dampferlinie  nach  der 
Westküste  von  Südamerika.  Nach  einem  Berichte  des 
deutschen  Generalkonsulats  in  Valparaiso  ist  in  der 
dortigen  Tagespresse  ein  von  dem  chilenischen  Ge¬ 
sandten  im  Haag  an  den  Staatspräsidenten  gerichtetes 
Telegramm  vom  25.  Juli  veröffentlicht,  inhalts  dessen 
sich  unlängst  ein  finanzkräftiges  niederländisches  Syndikat 
gebildet  hat,  um  eine  regelmäßige  Schiffsverbindung 
zwischen  den  Niederlanden  und  Chile  über  Panama 
herzustellen.  Das  Syndikat  werde  gebildet  von  der 
Rotterdamschen  Bankvereinigung,  der  Holland-Amerika- 
Linie,  der  Reederei  W.  H.  Müller  &  Co.  und  der  hol¬ 
ländischen  Zementgesellschaft.  Der  Gesandte  fügt  schließ¬ 
lich  noch  die  weitere  Mitteilung  hinzu,  daß  er  selbst 
um  die  Vertretung  der  Syndikatsinteressen  in  Chile  ge¬ 
beten  worden  sei  und  zu  diesem  Zwecke  binnen  kurzem 
die  Reise  dorthin  antreten  werde.  Nach  einem  Berichte 
des  deutschen  Generalkonsulats  in  Amsterdam  sollen 
an  der  deutschen  Dampferlinie  zwischen  den  Nieder¬ 
landen  und  Südamerika  die  Königlich  Westindische 
Mail,  der  Königlich  Holländische  Lloyd  und  die  König¬ 
liche  Paketvaartmaatschappy  beteiligt  sein.  Expediert 
werde  monatlich  ein  Frachtdampfer,  und  zwar  durch 
die  Magelhaensstraße,  da  der  Panamakanal  zurzeit  nicht 
befahrbar  sei. 


Der  Warenaustausch  zwischen  Rußland  und  Deutschland, 

wie  er  tatsächlich  vor  dem  Krieg  war  und  wie  er  in  Zukunft 
zu  sein  verspricht.  In  12  farbigen  Tafeln  mit  russischem  und 
deutschem  Text.  Gezeichnet  und  erläutert  von  S.  Zucker¬ 
mann.  Preis  5  M.  Verlag  Russischer  Kurier,  Berlin  NW.  52. 

1915- 

Die  Vertrauenswürdigkeit  dieser  Arbeit  wird  dadurch  erhöht, 
daß  sich  der  bekannte  Erforscher  der  russischen  Volkswirtschaft, 
Professor  Ballod,  der  Mühe  unterzogen  hat,  die  vom  Ver¬ 


fasser  angefertigten  Tafeln  zu  prüfen  und  ihren  wissenschaft¬ 
lichen  Wert  anerkannte.  In  der  trotz  ihrer  Knappheit  recht 
lehrreichen  Einleitung  zu  den  Tafeln  vertritt  Zuckermann  die 
Ansicht,  Rußland  sei  nach  seinen  Wirtschaftsverhältnissen  gar 
nicht  imstande,  nach  Beendigung  des  Weltkrieges  den  Wirt¬ 
schaftskrieg  gegen  die  Zentralmächte  jene  Plänen  auch  nur 
annähernd  ähnlich  durchzuführen,  wie  sie  seit  Sommer  1914  von 
Wirtschaft  Politikern  des  Vierverbandes  vielfach  der  öffentlichen 
Meinung  ihrer  Länder  unterbreitet  wurden.  Der  Verfasser  meint 
auch,  daß  nach  den  schweren  Opfern  des  Weltkrieges  für  die 
dringend  notwendige  Verbesserung  des  sehr  rückständigen  russi¬ 
schen  Verkehrswesens  nur  unzulängliche  Geldmittel  zur  Ver¬ 
fügung  stehen  werden.  Mit  Bedauern  entnimmt  man  den  Ta¬ 
bellen,  wie  sehr  Ös  t  e r  r  e  ich- U  n  ga  r  n  s  Handelsverkehr  mit 
Rußland  im  allgemeinen  und  besonders  unsere  Ausfuhr  land¬ 
wirtschaftlicher  Maschinen  nach  Rußland  hinter  den  bezüglichen 
Anteilen  Dentschlands  am  russischen  Handelsverkehr  zurück¬ 
bleibt.  Diese  Arbeit  ist  auch  österreichischen  Interessenten  am 
Handelsverkehr  mit  Rußland  wärmstens  zu  empfehlen. 

Schweizerisches  Finanzjahrbuch  1915,  redigiert  von  Professor 
Dr.  J.  Steiger  in  Bern.  Verlag  Neukamm  &  Zimmermann. 
Berlin  I915.  640  Seiten. 

Die  neue  Ausgabe  des  Schweizerischen  Finanzjahrbuches 
bringt  Angaben  über  die  Banken  und  Kassen  sowie  die  indu¬ 
striellen  Aktienunternehmungen  der  Eisengenossenschaft,  ferner 
die  Rechnungsergebnisse  der  Eisenbahn-  und  Versicherungsunter¬ 
nehmungen.  Außerdem  enthält  das  Buch  wieder  eine  Reihe 
wertvoller  Aufsätze  und  statistischer  Zusammenstellungen,  die 
infolge  der  weitgehenden  Berücksichtigung  der  durch  den  Welt¬ 
krieg  hervorgerufenen  außerordentlichen  Verhältnisse  besonderes 
Interesse  beanspruchen  und  einen  über  den  Tag  hinausreichenden 
historischen  Wert  besitzen.  So  erörtert  Dr.  T.  Geering  die 
Stellung  der  Schweiz  auf  dem  Weltmarkt  und  die  Lage  des 
Geldmarktes,  Dr.  A.  Meyer  die  Edelmetall-  und  Währungs¬ 
verhältnisse  und  der  Herausgeber  des  Jahrbuches  Prof.  Dr.  J. 
Steiger  die  Finanzmaßnahmen  des  Bundes  zur  Herstellung  des 
finanziellen  Gleichgewichtes.  Aus  den  in  dem  Werk  mitgeteilten 
statistischen  Material  seien  erwähnt  die  Handels-  und  Zoll¬ 
statistik,  die  .Statistik  der  wichtigsten  Aktien  des  Börsenhandels 
und  die  Finanzstatistik  der  Kantone  und  des  schweizerischen 
Städteverbandes.  Prof.  Steiger  hat  wiederum  eine  Finanzchronik 
des  Bundes  und  der  Kantone  für  1914/15  zusammengestellt. 
Auch  berichtet  das  Werk  wieder  in  .sorgfältiger  Weise  über 
Emissionen,  Neugründungen  und  Kapitalserhöhungen.  Auffällig 
gering,  aber  unter  den  Weltkriegverhältnissen  begreiflich  ist  die 
Zahl-  und  Wertziffer  der  ausländischen  Emissionen, 
woran  die  Schweiz  im  Jahre  I9t4/l5  beteiligt  war.  Allerdings 
sind  hier  nur  die  öffentlich  bekanntgegebt-nen  und  nicht  jene 
Emissionen  (so  z.  B.  in  hochverzinslichen  ausländischen  Kriegs¬ 
anleihen)  bekanntgegeben,  woran  sich  schweizerische  Kapitalisten 
rein  privat  beteiligten. 

Deutuch-persisches  Konversationswörterbuch  nebst  einem 
Abriß  der  Formen-  und  Satzlehre.  Aus  dem  Nachlaß  des 
Dr.  med.  J.  E.  P  o  1  a  k,  bearbeitet  und  herausgegeben  von 
Dr.  phil.  F.  S  ä  t  1 1  e  r.  13  Bogen.  Oktav.  Gebunden  K  2‘20 
=  2  M.  Verlag  R.  Hartlcben,  Wien  und  Leipzig.  III.  Teil 
der  »Bibliothek  der  Sprachenkunde«. 

Das  bisher  einzige  in  deutscher  Sprache  hier  vorliegende 
persische  Konversationswörterbuch  behandelt  in  einem  Abriß 
die  Formen-  und  Satzlehre  der  neupersischen  Sprache,  da  der 
richtige  Gebrauch  eines  jeden  Konversationswörterbuches  ein 
gewisses  Maß  von  grammatikalischer  Kenntnis  voraussetzt.  Die 
Grundzüge  der  persichen  Formen-  und  Satzlehre  sind  nur  auf 
das  Wichtigste  iDeschränkt.  Das  deutsch-persische  Wörterver¬ 
zeichnis  ist  mit  einer  erklärenden  Anleitung  zur  richtigen  Aus¬ 
sprache  versehen,  sowie  auch  jedes  einzelne  Wort  die  zum  Ver¬ 
ständnis  nötigen  Betonungszeichen  trägt.  Diesem  Wörterverzeich¬ 
nisse  schließen  sich  einige  Überset /.ungsstücke  an.  Es  ist  mit 
diesem  Bande  ein  wohlfeiler  -Sprachbehelf  für  das  Persische  ge¬ 
schaffen,  der  nicht  nur  dem  Philologen,  sondern  auch  den  im 
Verkehr  mit  Persien  stehenden  Geschäftskreisen  gute  Dienste 
leisten  mag. 


Ptitteilun^en  Jldgemeinen  k»  k» 

^itnkel$mu9eitm$« 

(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfragen.) 


Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  Vertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
Vertretungen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen, 
deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 
nicht  unterliegen.  (A.  E.  710.) 


Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 
wünscht.  (A.  E.  711.) 
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Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur-  j 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit  ^ 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vor  liegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel.  ^ 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  Österreich!-  j 
sehen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische , 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche  j 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster- | 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 


Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen:  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 


PUti^Uungctt  htv 


Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

„In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  werden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  w'eitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  werden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  „War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (i4774) 

Firmen  im  Kreis  Pinezow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinezow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (15.700.) 

•)  Da  sämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russischen  Sektion  des 
k.  k  österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels- 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  hesonleren  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  stand  gen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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DER  HANDELSVERKEHR  MIT  DEN  BE¬ 
SETZTEN  GEBIETEN  POLENS. 

Das  k.  u.  k.  Armeeoberkommando  hat  an  das  k.  u.  k. 
Militärgeneralgouvernement  in  Lublin  unterm  12.  1.  M. 
folgenden  Erlaß  gerichtet : 

»Der  einen  erfreulichen  Fortschritt  aufweisende 
Handelsverkehr  nach  den  besetzten  Gebieten  macht  das 
Bedürfnis  nach  einer  weiteren  Ausgestaltung  der  zur 
Förderung  der  Handelsbeziehungen  geschaffenen  Ein¬ 
richtung  der  Auskunftsstellen  fühlbar.  Dieses  Bedürfnis 
besteht  zunächst  hinsichtlich  der  Aufstellung  weiterer 
Auskunftstellen  für  den  durch  Einbeziehung  neuer  Gebiete 
wesentlich  erweiterten  Verwaltungsbereich  des  Mil.-Gen.- 
Gouvernements.  Mit  der  Vermehrung  der  Auskunftsstellen 
ergibt  sich  aber  die  Notwendigkeit  einer  einheitlichen 
Leitung  ihrer  Tätigkeit  durch  eine  Zentralstelle,  die  — 
bei  tunlichster  Entlastung  vom  unmittelbaren  Parteien¬ 
verkehr  —  in  die  Lage  gesetzt  sein  soll,  sich  auch 
initiativ  den  allgemeinen  Fragen  auf  dem  Gebiete  des 
Handels  zu  widmen.  Da  sich  der  Grundgedanke  der 
bisherigen  Organisation  durch  die  praktischen  Erfah¬ 
rungen  bewährt  hat,  empfiehlt  es  sich,  für  die  neu  zu 
schaffende  Zentralstelle,  ebenso  wie  für  die  Auskunfts¬ 
stellen,  den  Charakter  militärischer  und  amtlicher  Ein¬ 
richtungen  beizubehalten.  Für  die  planmäßige  Verwertung 
der  Produktionsüberschüsse  aller  Art  (ausgenommen  die 
Produktion  des  Kohlen-  und  Erzbergbaues)  sorgt  der 
Wirtschaftsausschuß  des  Mil.-Gen.-Gouvernements.  Waren¬ 
verkehrszentrale  und  Wirtschaftsausschuß  sind  demnach 
als  einander  ergänzende  Stellen  gedacht,  denen  im 
engsten  Zusammenwirken,  als  wichtigste  Aufgabe,  die 
Auswertung  der  Hilfsmittel  des  Landes  im  Interesse  der 
Armee  und  der  Monarchie  und  anderseits  die  Förde¬ 
rung  des  wirtschaftlichen  Anschlusses  des  besetzten 
Gebietes  zufällt.  Durch  diese  Organisation  soll  die  Ini¬ 
tiative  der  Geschäftswelt  keinesfalls  unterbunden,  sondern 
mit  fachgemäßem  Rat  durch  Überbrückung  der  in  mili¬ 
tärischen  Rücksichten  bedingten  PIrschwernisse  und 
durch  Wahrung  der  Handelsinteressen  der  Monarchie, 
in  ihrer  freien  Tätigkeit  möglichst  gefördert  werden. 
Die  Einzelheiten  der  Neuorganisation  lassen  die  folgen¬ 
den  »provisorischen  Bestimmungen«  entnehmen.  Die  neu 
zu  errichtende  Warenverkehrszentrale  und  der  Wirt¬ 
schaftsausschuß  haben  nach  Regelung  der  Personalver¬ 
hältnisse  mit  I.  Januar  1916  ihre  Tätigkeit  aufzunehmen.« 

Die  p r  o  V i s o r  is c h e n  B e s t i m  m u n g en  für  die 
Warenverkehrszentrale,  Auskunftsstellen 
und  den  Wirtschaftsausschuß  des  General¬ 
gouvernements  in  Lublin  lauten : 

Als  Organe  des  Generalgouvernements  für  die  Ver¬ 
mittlung,  Regelung  und  Förderung  des  Handelsverkehres 
zwischen  dem  Okkupationsgebiete  und  der  Monarchie 
und  für  die  wirtschaftliche  Ausnützung  des  Okkupations¬ 
gebietes  dienen: 

A.  die  »k.  u.  k.  Warenverkehrszentrale«  mit 
den 

B.  die  »Auskunftsstellen  für  Wareneinfuhr«, 

C.  der  »Wirtschaftsausschuß  des  General¬ 
gouvernements«. 

A.  K.  u.  k.  Warenverkehrszentrale  (WVZ). 
Die  k.  u.  k.  Warenverkehrszentrale  (WVZ)  in  Krakau 
steht  unter  der  Leitung  eines  vom  AOK.  ernannten 
Chefs  und  gliedert  sich  in  eine  Einfuhr-  und  eine  Aus¬ 
fuhrabteilung. 
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In  ökonomisch-administrativer  Beziehung  bildet  die 
Warenverkehrszentrale  eine  selbständige  Unterabteilung, 

In  den  Wirkungskreis  der  Einfuhrabteilung  gehört 
insbesondere : 

1.  Die  Ermittlung  und  fortlaufende  Evidenthaltung 
des  Einfuhrbedarfes  der  besetzten  Gebiete  an  Handels¬ 
artikeln,  nach  Gattung  und  Menge,  auf  Grund  der  Be¬ 
richte  der  Auskunftsstellen  und  der  durch  persönliche 
Fühlungsnahme  mit  den  Handelskreisen  gewonnenen 
Informationen. 

2.  Die  Erwirkung  der  Bewilligung  des  k.  k.  oder  des 
k.  ung.  Finanzministeriums,  im  Wege  des  Kriegs¬ 
ministeriums,  zur  Ausfuhr  solcher  für  die  Versorgung 
der  besetzten  Gebiete  erforderlichen  Waren,  die  in  der 
Monarchie  Ausfuhrverboten  unterliegen,  durch 

a)  Erwirkung  der  gänzlichen  Ereigabe  bestimmter 
Warengattungen, 

Erwirkung  periodisch  sich  erneuernder  Kontigente, 

c)  Erwirkung  der  einmaligen  Freigabe  bestimmter 
Waren  in  bestimmten  Mengen. 

3.  Die  Verteilung  der  nach  Punkt  2  erwirkten,  auf 
bestimmte  Warengattungen  und  Mengen  beschränkten 
Ausfuhrkontingente  auf  die  Auskunftsstellen,  sowie  der 
zur  gleichmäßigen  Befriedigung  des  Einfuhrbedürfnisses 
erforderliche  fallweise  Ausgleich,  durch  Regelung  (Er¬ 
höhung  oder  Kürzung)  der  den  Auskunftsstellen  zuge¬ 
wiesenen  Teilkontingente. 

Die  Ausfuhrabteilung  wird  vom  Wirtschaftsausschuß 
des  Generalgouvernements  über  Gattung,  Menge  und 
Verteilung  der  Vorräte  des  Okkupationsgebietes  an 
landwirtschaftlichen  und  Industrieprodukten,  die  das 
besetzte  Gebiet  im  Wege  des  Exportes  abzugeben  ver¬ 
mag,  fortlaufend  orientiert. 

Auf  Grund  dieser  Mitteilungen  erteilt  die  Ausfuhr¬ 
abteilung  der  Warenverkehrszentrale  den  Interessenten 
Aufschlüsse  über  die  Ausfuhrmöglichkeiten,  nimmt  die 
Gesuche  um  Bewilligungen  zum  Einkauf  und  zur  Ausfuhr 
aus  dem  Okkupationsgebiete  entgegen,  setzt  sich  mit 
dem  Wirtschaftsausschüsse  des  Generalgouvernements  ins 
Einvernehmen,  fertigt  auf  Grund  der  Entscheidung  des 
Generalgouverneurs  die  formelle  Ausfuhrbewilligung  aus 
und  übermittelt  diese  den  Bewerbern. 

Im  übrigen  obliegt  der  Warenverkehrszentrale: 

1.  Das  Studium  der  Produktions-  und  der  Handels¬ 
verhältnisse  des  Okkupationsgebietes  zum  Zwecke  der 
initiativen  Anregung  von  Maßnahmen  zur  Erweiterung, 
Erleichterung  und  zum  Zwecke  von  Verbesserungen  im 
Personen-,  Post-  und  Frachtenverkehr,  dann  die  Begut¬ 
achtung  der  Entwürfe  gesetzlicher  und  verwaltungsrecht¬ 
licher  Verfügungen  der  Militärverw'altungsbehörden 
(AOK.,  Generalgouvernement)  auf  dem  Gebiete  des 
Handels. 

2.  Die  Führung  der  Handels-  (Einfuhr-  und  Ausfuhr-) 
und  Industriestatistik.  Evidentführung  jener  Firmen  aus 
Österreich-Ungarn,  die  Waren  nach  dem  Okkupations¬ 
gebiete  verkaufen,  jener  Firmen  im  Okkupationsgebiete, 
die  Waren  aus  der  Monarchie  beziehen  wollen  und 
schließlich  jener  Firmen  im  Okkupationsgebiete,  die 
Waren  zu  verkaufen  haben.  Die  Evidenzen  sind  alpha¬ 
betisch  und  nach  Geschäftszweigen  anzulegen. 

3.  Orientierung  der  Öffentlichkeit,  der  Zentralstellen 
und  der  Handelskorporationen  der  Monarchie  über  die 
Handelsverhältnisse  in  den  besetzten  Gebieten,  durch 
Verlautbarung  von  einschlägigen  Informationsbehelfen, 
Ausgabe  von  periodischen  Druckschriften  und  durch 
Verlautbarung  in  der  Tagespresse. 

4.  Schriftliche  und  mündliche  Erteilung  von  Aus¬ 
künften  an  Interessenten  über  Paß-,  Fracht-,  Personen-, 
Postveikehrs-  und  Zollangelegenheiten,  Bezugsquellen, 
Absatzmöglichkeiten  etc. 

Diese  Auskünfte  dienen  allgemeiner  Orientierung, 
während  die  Erteilung  von  Informationen  spezieller  Natur 
den  Auskunftsstellen  Vorbehalten  bleibt. 


5.  Erstattung  von  Anträgen  und  Berichten  an  das 
Generalgouvernement  zur  Förderung  einer  einheitlichen 
Preispolitik,  Begutachtung  der  diesfalls  zu  erlassenden 
Verfügungen. 

6.  Teilnahme  an  Beratungen  des  Wirtschaftsausschusses 
über  prinzipielle  Fragen,  eventuell  Stellung  von  Initiativ¬ 
anträgen,  betreffend  Industrieförderung. 

7.  Ausgestaltung  der  Organisation  der  Auskunfts¬ 
stellen. 

8.  Mitwirkung  bei  Einziehung  von  Außenständen 
österreichisch-ungarischer  Kaufleute  im  Okkupations¬ 
gebiete. 

Auskunftsstellen  für  Wareneinfuhr  (ASt). 
Die  Zahl  der  Auskunftsstellen  und  ihr  jeweiliger  Standort 
werden  nach  Bedarf  vom  Generalgouvernement  mit  Ge¬ 
nehmigung  des  AOK.  bestimmt. 

Außer  den  bereits  bestehenden  Auskunftsstellen  in 
Krakau  und  Piotrköw,  wird  je  eine  Auskunftsstelle  in 
Rzeszöw  und  in  Lemberg  errichtet. 

Gewiesen  sind ; 

An  die  Auskunftsstelle  in  Krakau  die  Kreise  Kielce, 
Miechöw,  Olkusz,  Dabrowa,  Jedrzejöw,  Pinczöw,  Busk, 
Wloczczowa,  Opatöw,  Sandomierz. 

An  die  Auskunftsstelle  in  Piotrköw  die  Kreise  Piotrkow, 
Noworadomsk,  Opoczno,  Kohsk,  Kozienice,  Radom, 
Wierzbnik. 

An  die  Auskunftsstelle  in  Rzeszöw  die  Kreise  Janöw, 
Bilgoraj,  Krasnostäw,  Zamosc,  Lublin,  Lubartöw,  Nowo- 
Alexandria. 

An  die  Auskunflsstelle  in  Lemberg  die  dem  1.  und 

4.  AEK.  unterstehenden  Kreise  der  Armee  -  Etappen¬ 
bereiche. 

Bis  zur  Errichtung  der  Auskunftsstelle  in  Lemberg 
bleibt  deren  Bereich  an  die  Auskunftsstelle  in  Rzeszöw 
gewiesen. 

In  ökonomisch-administrativer  Beziehung  bilden  die 
Auskunftsstellen  selbständige  Unterabteilungen. 

An  der  Spitze  einer  jeden  Auskunftsstelle  steht  der 
vom  Generalgouvernement  ernannte  »Kommandant«,  dem 
das  nötige  Personal  beigegeben  ist. 

Die  Auskunftsstellen  unterstehen  der  Warenverkehrs¬ 
zentrale  und  haben  nach  deren  Weisungen  die  Einfuhr 
von  Waren  aus  der  Monarchie  in  dem  ihnen  zuge¬ 
wiesenen  Bereiche  im  Einvernehmen  mit  den  Kreis¬ 
kommanden  zu  vermitteln,  zu  regeln  und  zu  überwachen. 

Insbesondere  obliegt  den  Auskunftsstellen  : 

I.  Die  Entgegennahme  und  Erledigung  von  Gesuchen 
um  Ausfuhrbewilligung  aus  der  Monarchie,  durch  Aus¬ 
fertigung  der  Ausfuhrzertifikate,  beziehungsweise  Ansuchen 
um  diese  (Ungarn),  nach  den  hierüber  von  der  Waren¬ 
verkehrszentrale  und  dem  Generalgouvernement  erhaltenen 
Weisungen  und  innerhalb  der  ihnen  von  der  Waren¬ 
verkehrszentrale  zugewiesenen  Kontingente. 

In  Angelegenheit  der  formellen  Ausfertigung  der  Aus¬ 
fuhrzertifikate  auf  ungarische  Waren  stehen  die  Auskunfts¬ 
stellen  im  direkten  Verkehre  mit  dem  hierfür  kompetenten 
königlich  ungarischen  Finanzministerium. 

Ausfuhrbewilligungen  dürfen  nur  soliden,  leistungs¬ 
fähigen  Firmen  erteilt  werden.  In  der  Monarchie  an¬ 
sässige  Ausfuhrbewerber  haben  als  Nachweis  einen  bei 
sämtlichen  Handels-  und  Gewerbekammern  und  Aus¬ 
kunftsstellen  erhältlichen  Auskunftsbogen,  der  von  der 
zuständigen  Handels-  und  Gewerbekammer  beglaubigt 
ist,  beizubringen.  Uber  die  im  Okkupationsgebiete  an¬ 
sässigen  Ausfuhrbewerber  sind  Informationen  nach  Punkt  3 
einzuholen. 

Über  den  Warenverkehr  haben  die  Auskunftsstellen 
der  Zentrale  am  letzten  jeden  Monats  eine  Kontingents¬ 
abrechnung  als  Auszug  aus  dem  Kreiskontingentbuch 
einzusenden,  aus  der  ersichtlich  zu  sein  hat : 

Das  zugewiesene  Kontingent  nach  Warengattung  und 
Menge,  die  für  Rechnung  des  zugewiesenen  Kontingents 
erteilten  Ausfuhr-,  beziehungsweise  Einfuhrbewilligungen 
und  das  darnach  erübrigte  Restkontingent.  Auf  Grund 
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der  Kontingentabrechnung  veranlaßt  die  Warenverkehrs¬ 
zentrale  die  fallweise  Ergänzung  und  den  Ausgleich  der 
Kontingente  nach  Abschnitt  A. 

2.  Ermittlung  und  Evidenthaltung  des  Einfuhrbedarfes 
ihres  Bereiches  in  gleicher  Weise  wie  die  Warenverkehrs¬ 
zentrale. 

3.  Einholung  und  Erteilung  von  Informationen  über 
Solidität,  Leistungsfähigkeit,  den  geschäftlichen  Ruf  und 
die  Kreditfähigkeit  der  im  Bereiche  ansässigen  Handels¬ 
firmen,  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  In¬ 
dustrieunternehmungen  u.  s.  w.,  wobei  sie  mit  den  Kreis¬ 
kommanden  ihres  Bereiches  und  mit  den  Handels-  und 
Gewerbekammern  direkt  verkehren. 

Die  Kreiskommandos  geben  den  Bedarf  ihrer  Kreise 
den  Auskunftsstellen  an  und  empfehlen  diejenigen  Firmen 
(Genossenschaften,  Behörden),  welchen  Ausfuhrzertifikate 
auf  bestimmte  Mengen  bestimmter  Waren,  auszustellen 
wären.  Diese  Empfehlungen  dienen  den  Auskunftsstellen 
als  Anhaltspunkte  bei  Erteilung  der  Bewilligungen. 

4.  Mitwirkung  bei  Einziehung  von  Außenständen  öster¬ 
reichisch-ungarischer  Firmen  etc.  im  okkupierten  Gebiete. 

Im  übrigen  fallen  den  Auskunftsstellen  hinsichtlich 
des  Studiums  der  Produktions-,  Handels-  und  Verkehrs¬ 
verhältnisse,  Anregung  von  Maßnahmen  zur  Erleichterung 
und  für  Verbesserungen  im  Handelsverkehr,  Mitwirkung 
bei  der  Preispolitik,  als  beratende  Organe  der  Kreis¬ 
kommandos  ihres  Bereiches,  die  gleichen  Obliegenheiten 
zu  wie  der  Warenverkehrszentrale. 

Eine  ihrer  Hauptaufgaben  ist  die  Erteilung  von  Aus¬ 
künften  im  schriftlichen  und  mündlichen  Parteienverkehr. 

Über  ihre  Tätigkeit  im  abgelaufenen  Monate  haben 
die  Auskunftsstellen  in  jeder  ersten  Monatswoche  der 
Warenverkehrszentrale  zusammenfassend  zu  berichten. 

C.  tVirtschaftsausschuß  (WA).  Der  Wirtschafts¬ 
ausschuß  ist  das  Organ  des  Generalgouvernements  für 
die  planmäßige  Verwertung  der  Überschüsse  der  land¬ 
wirtschaftlichen,  gewerblichen  und  industriellen  Pro¬ 
duktion  des  besetzten  Gebietes  (ausgenommen  Produktion 
des  Kohlen-  und  Erzbergbaues). 

An  der  Spitze  des  Wirtschaftsausschusses  steht  der 
vom  Generalgouvernement  ernannte  »Vorstand«,  dem 
das  nötige  Personal  beigegeben  ist.  Der  Vorstand  des 
Wirtschaftsausschusses  ist  dem  Generalstabschef  des 
Generalgouvernements  unmittelbar  unterstellt.  Er  hat 
sich  im  ständigen  Verkehr  und  nach  Bedarf  in  gemein¬ 
samen  Beratungen  mit  den  Referenten  und  Ämtern  des 
Spezialressorts  des  Generalgouvernements,  d.  i.  dem 
landwirtschaftlichen,  dem  Handels-  und  Gewerbereferenten, 
der  Forstdirektion,  der  Bahn-  und  Postbehörden  und 
dem  Chef  der  Warenverkehrszentrale  sowie  im  regen 
Verkehr  mit  den  Kreiskommandos  und  dem  Militär¬ 
bergamt  einen  zuverlässigen  Überblick  über  die  wirt¬ 
schaftlichen  Verhältnisse  im  Verwaltungsbereiche  des 
Generalgouvernements  zu  verschaffen,  besonders  die  Ver¬ 
wertung  der  Produktionsüberschüsse  des  besetzten  Ge¬ 
bietes  in  erster  Linie  für  Zwecke  der  Heeresverwaltung 
und  soweit  sie  hierfür  nicht  benötigt  werden,  durch 
Ausfuhr  in  die  Monarchie  zu  organisieren,  dem  General¬ 
gouvernement  die  darauf  bezughabenden  Anordnungen 
vorzuschlagen  und  nach  Genehmigung  der  Anträge  im 
Einvernehmen  mit  der  Warenverkehrszentrale  ,  die  Maß¬ 
nahmen  für  die  Durchführung  zu  bearbeiten. 

Nebst  der  planmäßigen  und  vollen  Ausnützung  der 
Hilfsquellen  des  Landes,  hat  der  Wirtschaftsausschuß 
ein  ständiges  Augenmerk  der  Hebung  ihrer  Leistungs¬ 
fähigkeit  zuzuwenden.  In  diesem  Sinne  obliegt  ihm  auch 
die  Stellung  von  Anträgen  zur  Förderung  der  Industrie 
und  der  Landwirtschaft. 

Im  einzelnen  fällt  dem  Wirtschaftsausschuß  zu : 

1.  Die  Ermittlung  der  vorhandenen  Bestände  an  Roh¬ 
stoffen  (auch  Metallen)  und  Industrieprodukten  ; 

2.  Prüfung  der  Bestände  auf  etwaige  Verwertung  für 
militärische  Zwecke,  für  den  Bedarf  des  Hinterlandes 
oder  des  okkupierten  Gebietes ; 


3.  Antragstellung  auf  Beschlagnahme  oder  auf  Frei¬ 
gabe  beschlagnahmter  Güter ; 

4.  Leitung  des  Abtransportes ; 

5.  Abgabe  von  Gutachten  in  Ausfuhrangelegenheiten. 

Mil  Genehmigung  des  Generalstabschefs  können  den 

Beratungen  des  Wirtschaftsausschusses  Angehörige  der 
okkupierten  Gebiete  als  Vertreter  der  Landwirtschaft, 
des  Handels,  der  Industrie  und  Gewerbe  zur  Abgabe 
von  Meinungsäußerungen  zugezogen  werden. 

Der  Wirtschaftsauschuß  informiert  die  Warenverkehrs¬ 
zentrale  durch  regelmäßige  Mitteilungen  über  Gattung, 
Menge  und  Verteilung  der  für  die  Ausfuhr  in  die  Mo¬ 
narchie  verfügbaren  Produkte. 

Bezüglich  der  ihm  von  der  Warenverkehrszentrale  zu¬ 
kommenden  Gesuche  und  Anträge  um  Ausfuhrbewilli¬ 
gungen  bestimmt  er,  in  welchem  ümfange  den  An¬ 
suchen  stattzugeben  wäre  und  verständigt,  nach  Ge¬ 
nehmigung  der  diesbezüglichen  Vorschläge  durch  das 
Generalgouvernement,  das  Kreiskommando,  aus  dessen 
Bereich  die  Ausfuhr  stattfindet  sowie  die  Warenverkehrs¬ 
zentrale  zwecks  Ausstellung  von  Ausfuhrbewilligungen. 

Alle  Stellen  haben  sich  eines  raschen,  möglichst  ver¬ 
einfachten  Geschäftsverkehres  zu  bedienen  (telephonisch). 


DER  EINFUHRHANDEL  NIEDER- 
LÄNDISCH-INDIENS  IM  ERSTEN  HALB¬ 
JAHR  1915. 

Batavia,  Ende  September  1915. 

Der  Einfulirhandel  Niederländisch-Indiens  hat  in  der 
Berichtsperiode  im  allgemeinen  mit  großen  Schwierig¬ 
keiten  zu  kämpfen  gehabt.  Eine  große  Anzahl  euro¬ 
päischer  Industrieprodukte  war  entweder  gar  nicht  oder 
nur  gegen  höhere  Preise  —  verursacht  durch  Steigerung 
der  Herstellungskosten  und  Frachten  —  zu  bekommen. 
Manche  dieser  Artikel,  deren  V'orräte  hierzulande  abzu¬ 
nehmen  begannen,  konnten  mit  sehr  erheblichem  Profit 
abgesetzt  werden.  Andere  dagegen  blieben  in  den  Maga¬ 
zinen  der  Importeure,  weil  die  Kaufkraft  der  inländischen 
Bevölkerung  infolge  des  schwierigen  Absatzes  vieler 
ihrer  Kulturerzeugnisse  stark  abgenommen  hatte. 

Obwohl  Fallimente  von  Zwischenhändlern  mehr  als 
früher  vorkamen,  wurde  im  großen  und  ganzen  beim 
Eingehen  der  Gelder  weniger  Schwierigkeiten  begegnet 
als  anfänglich  erwartet  wurde. 

Von  großer  Bedeutung  war  der  Umstand,  daß  es  im 
April  1.  J.  der  ,,Nederlandschen  Overzee  Trust  Maat- 
schappij“  glückte,  die  Regierungen  der  Ententemächte 
zu  bewegen,  deutsche  und  österreichische  Industrie¬ 
produkte,  welche  hierzulande  dringend  benötigt  werden, 
nach  Niederländisch-Indien  ungehindert  durchzulassen. 
Aus  holländischen  Häfen  sollen  fortan  verschifft  werden 
können ; 

a)  Waren  deutschen,  österreichischen,  ungarischen  oder 
türkischen  Ursprungs,  welche  vor  dem  1.  März  1.  J.  be¬ 
zahltes  neutrales  Eigentum  waren. 

b)  Waren  deutschen,  österreichischen,  ungarischen  oder 
türkischen  Ursprungs,  welche  zum  Gebrauch  in  den  nieder¬ 
ländischen  Kolonien  bestimmt  und  auf  Grund  eines  vor 

I.  März  1.  J.  abgeschlossenen  Kontraktes  gekauft  wurden, 
wobei  die  Erfüllung  beider  Bedingungen  der  Beurteilung 
der  unten  genannten  Kommission  überlassen  bleibt. 

c)  I.  W'aren  niederländischen  Ursprungs  auf  Grund  eines 
durch  die  Zollbehörde  ausgestellten  Ursprungszertifikates 
(für  Waren,  welche  für  englische  oder  französische  Häfen, 
respektive  englische  oder  französische  Kolonien  bestimmt 
sind,  müssen  diese  Ursprungszertifikate  durch  englische 
oder  französische  Konsuln  legalisiert  werden). 

2.  Die  nachfolgenden  Waren,  für  welche  kein  Ur¬ 
sprungszertifikat  verlangt  wird:  Blumenzwiebel,  Käse, 
Butter,  kondensierte  Milch,  Eier,  Fische,  Kerzen,  Brannt¬ 
wein. 

3.  Niederländische  Fabrikate,  welche  für  nicht  mehr 
als  25  Prozent  ihres  Wertes  aus  Materialien  oder  Arbeit 

deutschen,  österreichischen,  ungarischen  oder  türkischen 
Ursprungs  bestehen. 
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d)  Waren  deutschen,  österreichischen,  ungarischen  oder 
türkischen  Ursprungs,  die  für  Fabriken,  Industrien  oder 
öffentliche  Arbeiten  in  den  niederländischen  Kolonien  be¬ 
stimmt  sind  und  entweder  aus  anderen  Ländern  nicht  er¬ 
halten  werden  können  oder  deren  Lieferung  keinen  Auf¬ 
schub  gestattet. 

e)  Waren,  für  deren  Export  die  Autoritäten  der  Entente¬ 
mächte  einen  „permit“  gewährt  haben. 

f)  Die  folgenden  Waren  für  „bona  fide“  Verbrauch  in 
den  niederländischen  Kolonien,  von  welchen  die  nötigen 
Quantitäten  allein  aus  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
erhalten  werden  können:  Mineralwasser,  Arzneimittel  und 
pharmazeutische  Präparate. 

Für  die  unter  o,  b,  cs  und  d  genannten  Waren  werden 
auf  Verlangen  der  Verschiffer  durch  die  „Commissie 
voor  de  Nederlandsche  Overzeesche  Belangen“  im  Haag 
Zertifikate  ausgegeben  und  werden  diese  Waren  durch 
die  Schiffahrtsgesellschaften  auch  nur  dann  zur  Ver¬ 
schiffung  angenommen,  wenn  sie  von  solchen  Zertifikaten 
begleitet  sind. 

Im  nachfolgenden  wird  eine  Übersicht  der  Marktlage 
der  wichtigsten  Einfuhrartikel  gegeben. 

Der  Handel  in  Manufakturwaren  ist  schon 
seit  August  1914  stark  zurückgegangen.  Die  Vorräte 
in  Fancygoods  und  bedruckten  Kattunen  von  1914  und 
in  vielen  Fällen  sogar  jene  von  1913  sind  noch  un¬ 
verkauft.  Dies  ist  außer  auf  den  geringeren  Umsatz  im 
Produktenhandel  auf  das  Stillstehen  verschiedener 
Werke  zurückzuführen,  wodurch  ebenfalls  viel  weniger 
Geld  in  die  Hände  der  inländischen  Bevölkerung  kommt. 
Trotz  der  Tatsache,  daß  in  1914  nur  kleine  Bestellungen 
für  die  Verkaufsaison  1915  gemacht  worden  sind,  lassen 
die  Preise  stark  zu  wünschen  übrig  und  warten  noch 
erhebliche  Vorräte  in  den  Lagerhäusern  der  Importeure 
auf  Absatz. 

Was  neue  Bestellungen  betrifft,  so  werden  die  Ge¬ 
schäfte  durch  den  Mangel  an  Farbstoffen  in  der  eng¬ 
lischen  Textilindustrie  stark  beeinträchtigt,  weswegen 
sich  die  Fabrikanten  weigern,  die  Lieferung  von  Zeug 
in  den  gewünschten  Farben  zu  garantieren. 

Der  Handel  in  Schirtings  und  unge¬ 
bleichten  Baumwollstoffen  liegt  etwas 
besser.  Zwar  ist  auch  hier  ein  starker  Rückgang  zu 
verzeichnen,  aber  die  alten  Vorräte  sind  wenigstens 
beinahe  ganz  ausverkauft  und  die  neuen  Zufuhren  er¬ 
gaben  in  vielen  Fällen  einigen  wenn  auch  geringen  Ge¬ 
winn. 

Sehr  groß  sind  die  Vorräte  an  gewebten  Sa¬ 
rongs  sowohl  auf  Java  als  in  Singapore.  Für  diesen 
Artikel  wurden  die  Preise  stark  erniedrigt,  ohne  daß 
es  gelungen  wäre,  die  Vorräte  zum  Schwinden  zu  bringen. 
In  Batavia  scheint  der  Zustand  etwas  besser  werden 
zu  wollen,  so  daß  die  Importeure  beginnen,  den  Artikel 
mehr  im  Preise  zu  halten. 

Mehr  als  schlecht  ist  der  Zustand  im  Handel  in 
C  a  m  b  r  i  c  s,  hauptsächlich  infolge  des  Stillstandes  der 
Batikindustrie,  welche  unter  dem  Mangel  an  deutschen 
synthetischen  Farbstoffen  schwer  leidet.  Die  Nachfrage 
nach  diesen  war  so  stark,  daß  die  Preise  für  künstlichen 
Indigo  und  Alizarin  um  800 — 1000  Prozent  stiegen.  Die 
Vorräte  an  Cambrics  sind  nicht  groß  und  die  Zufuhren 
viel  geringer  als  in  früheren  Jahren,  doch  scheint  ein 
Mangel  für  die  zweite  Hälfte  1915  noch  nicht  be¬ 
fürchtet  werden  zu  müssen. 

Die  Einfuhrwerte  von  gebleichten  Baum¬ 
wollstoffen  betrugen  in  den  ersten  fünf  Monaten 
von  1915,  1914  und  1913:  10,264.000  fl.,  beziehungs¬ 
weise  15,209.000  fl.  und  12,318.000  fl. 

Garn  wurde  statt  aus  Belgien  aus  England  im¬ 
portiert,  doch  in  ungenügenden  Quantitäten,  so  daß  — 
da  die  Nachfrage  gut  ist  —  befriedigende  Preise  er¬ 
zielt  wurden.  Die  Vorräte  an  Stickwolle  —  einem 
deutschen  Artikel  —  sind  infolge  des  in  Deutschland 
erlassenen  Ausfuhrverbotes  gänzlich  ausgegangen. 


Gilt  das  Obige  für  den  Handel  in  Manufaktur  waren 
auf  Java,  so  ist  die  Lage  in  den  Außenbesitzungen  dies¬ 
bezüglich  durchaus  nicht  besser.  Die  Importeure  in  Ma- 
kassar  (Celebes)  haben  ebenfalls  über  mangelhaften  Ab¬ 
satz  ihrer  Waren  schwer  zu  klagen  infolge  Verminderung 
der  Kaufkraft  der  inländischen  Bevölkerung,  welche 
wiederum  auf  den  Rückgang  im  Ausfuhrhandel  von 
Kopra,  Mais,  Rotang,  Kopalharz,  Gewürzen,  Muscheln 
u.  s.  w.  zurückzuführen  ist.  Die  Preise  für  Sandelholz 
aus  Timor  sind  schlecht,  der  Handel  in  Vogelbälgen, 
Perlen  und  Perlmutterschalen  aus  Neuguinea  und  Ternate 
steht  so  gut  wie  ganz  still,  so  daß  das  zum  Ankauf  von 
Baumwollwaren  notwendige  Geld  beinahe  vollkommen 
fehlt.  So  nahm  Timor,  das  in  normalen  Zeitläuften 
große  Mengen  von  Rohköper  kauft,  während  dieser 
Saison  noch  nicht  einmal  25  Prozent  der  gewöhnlichen 
Menge  auf. 

Dank  den  großen  Vorräten  von  belgischem  und  deut¬ 
schem  Gußeisen  kann  der  Nachfrage  in  diesem 
Artikel  noch  immer  entsprochen  werden.  Die  Preise 
stiegen  um  60 — 70  Prozent,  von  4  fl.  auf  fl.  6'50;  der 
Preis  von  schwedischem  Eisen  stieg  von  fl.  8'50  auf 
12 — 13  fl. 

Drahtnägel  kommen  jetzt  beinahe  ausschließlich 
aus  Amerika.  Die  Preise  erhöhten  sich  von  6 — 8  fl.  auf 
II — 13  fl.  pro  Faß. 

Trotzdem  England  und  Amerika  auf  dem  Markt  in 
g  a  1  V  a  n  i  s  i  e:  r  t  e  m  Eisen  ziemlich  scharf  kon¬ 
kurrieren,  stieg  der  Preis  dieses  Artikels,  vermutlich 
infolge  von  Zinkmangel,  welches  Metall  beim  Galvani¬ 
sierungsprozeß  gebraucht  wird.  Dachblech,  dessen  Preis 
vor  dem  Kriege  10 — ii  fl.  betrug,  sollte  auf  der  Basis 
der  heutigen  Notierung  in  Europa  hier  jetzt  fl.  i8’50 
kosten.  Es  ist  jedoch  noch  nicht  gelungen,  dafür  mehr 
als  fl.  i6’5o  zu  lösen,  was  dem  Umstand  zugeschrieben 
werden  muß,  daß  die  Preissteigerung  mit  Veranlassung 
wurde,  beabsichtigte  Bauten  und  Reparaturen  zu  ver¬ 
schieben,  wodurch  die  Nachfrage  im  Verhältnis  zum 
Angebot  abnahm. 

Die  Einfuhr  von  galvanisiertem  Dachblech  betrug 
in  den  Monaten  Januar  bis  inklusive  Mai  1915.  19^4  und 
1913;  4603,  beziehungsweise  7875  und  9083  t. 

Kleinere  Eisenwaren  werden  nun  aus 
Sheffield  und  Amerika  bezogen,  doch  ist  deren  Preis  viel 
höher  als  jener  der  deutschen  Fabrikate.  Die  Preise  für 
Emailwaren  sind  ebenfalls  infolge  des  Verschwindens 
deutscher  und  österreichischer  Produkte  vom  Markte 
gestiegen. 

Kupfer  ist  im  Zusammenhang  mit  den  in  Europa 
erlassenen  Ausfuhrverboten  viel  schwieriger  zu  be¬ 
kommen.  Dasselbe  gilt  für  Alpakkadraht  und  -blech 
sowie  für  Zinkblech. 

Die  Einfuhr  von  gelbem  Kupfer  in  Platten  betrug  in 
den  Monaten  Januar  bis  inklusive  Mai  1915.  19^4  und 
1913  21.574,  beziehungsweise  62.116  und  15-257 
von  rotem  Kupfer  in  Platten:  133.642,  beziehungsweise 
218.708  und  185.428  kg;  endlich  jene  von  gelbem  Kupfer¬ 
draht;  5175,  beziehungsweise  20.592  und  16.141  kg. 

Inwieferne  dank  den  Bemühungen  des  ,,Nederlandschen 
Overzee  Trust“  die  Zufuhren  deutscher  Maschinen 
und  Maschinenteile  möglich  sein  werden,  muß  die  Praxis 
lehren.  Bisher  wurde  der  Maschinenhandel  hierzulande 
stark  durch  den  Umstand  in  Mitleidenschaft  gezogen, 
daß  Werkzeugmaschinen,  wie  Drehbänke,  Punzier-, 
Hobelmaschinen  etc.,  welche  hauptsächlich  aus  Deutsch¬ 
land  stammten,  nicht  länger  importiert  werden  konnten. 
Zwar  war  Zufuhr  der  viel  teueren  amerikanischen  Ma¬ 
schinen  möglich,  doch  da  die  Händler  jetzt  Barzahlung 
fordern  und  Bargeld  knapp  ist,  warten  viele  Unter¬ 
nehmungen  mit  der  Erteilung  neuer  Bestellungen  auf 
bessere  Zeiten.  Überdies  sahen  sich  die  amerikanischen 
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und  auch  die  englischen  Lieferanten  genötigt,  ihre  Preise 
zu  erhöhen  und  sehr  lange  Lieferungstermine  zu  be¬ 
dingen. 

Was  Motoren  und  ähnliche  Kraftmaschinen  betrifft, 
so  ist  man  nicht  so  sehr  auf  die  deutsche  Industrie  an¬ 
gewiesen  und  kann  seinen  Bedarf  auch  anderswo  decken, 
aber  wieder  viel  teurer. 

Der  Handel  in  Lebensmitteln  und  Ge¬ 
tränken  hat  wohl  am  wenigsten  unter  den  Folgen  des 
Kriegszustandes  zu  leiden  gehabt.  Im  allgemeinen  ist 
durch  die  Importeure  seit  Ausbruch  des  Krieges  hierin 
gut  verdient  worden,  und  obschon  die  Umsätze  geringer 
sind  als  früher,  wird  dieser  Nachteil  wieder  durch  die 
besseren  Preise  wettgemacht.  Die  Zufuhr  war  im  großen 
und  ganzen  keinen  Schwierigkeiten  unterworfen.  Die 
Vorräte  von  Milch,  Mehl,  Gemüse-  und  sonstigen  Kon¬ 
serven  sowie  von  Getränken  waren  stets  hinreichende. 

Mehl,  das  vor  Ausbruch  des  Krieges  ausschließlich 
aus  Australien  bezogen  wurde,  ist  infolge  des  Ausfuhr¬ 
verbotes  von  dort  nicht  mehr  erhältlich.  Als  dieses  Aus¬ 
fuhrverbot  erlassen  wurde,  waren  indessen  die  Vorräte 
sehr  groß  und  erst  zu  Beginn  von  1915  begannen  die 
Importeure  sich  nach  anderen  Lieferanten  umzusehen. 
Jetzt  kommt  hier  nur  amerikanisches  Mehl  auf  den  Markt, 
das  vorwiegend  aus  Hongkong  zugeführt  wird,  wo  große 
amerikanische  Mehlhändler  von  Kalifornien  und  Oregon 
riesige  Vorräte  aufgestapelt  zu  haben  scheinen  (das  Korn 
wird  in  Hongkong  gemahlen).  Die  Mehlpreise  sind  er¬ 
heblich  gestiegen.  Wurde  das  bessere  australische  Mehl 
hier  früher  mit  ca.  3  fl.  pro  Sack  zu  49 — 50  engl.  Pfund 
verhandelt,  so  ist  jetzt  der  Preis  für  Mehl  amerikanischen 
LUsprungs,  das  in  Qualität  dem  australischen  nachsteht, 
ca.  fl.  4'5o — 5‘ —  pro  Sack.  Eine  große  Schwierigkeit 
liegt  überdies  darin,  daß  dieser  Artikel  lange  Lagerung 
nicht  vertragen  kann  und  schnell  hart  wird.  Die  Einfuhr 
von  Weizenmehl  betrug  in  den  ersten  fünf  Monaten 
des  Jahres  9402  t  gegenüber  16.463  t  in  derselben  Periode 
von  1914  und  16.932  t  in  jener  von  1913. 

Die  Steigerung  der  Preise  verschiedener  Lebensmittel 
muß  teilweise  —  abgesehen  von  der  Preissteigerung  in 
Europa  und  der  Erhöhung  der  Frachten  —  der  Steigerung 
des  Eisenblechpreises  zugeschrieben  werden.  Butter, 
die  hier  in  großen  Mengen  aus  Australien  zugeführt  wird, 
ist  um  ungefähr  40  Prozent  im  Preise  gestiegen,  während 
auch  die  niederländischen  Lieferanten  sich  genötigt 
sahen,  die  Preise  um  20 — 30  Prozent  zu  erhöhen. 

Die  Zufuhren  fanden,  da  die  Nachfrage  andauerte, 
einen  leichten  Absatz;  doch  die  Neigung  zur  Sparsam¬ 
keit  brachte  es  mit  sich,  daß  in  vielen  Fällen  mit  minder¬ 
wertigen  Qualitäten  vorliebgenommen  wurde;  so  fanden 
z.  B.  Importe  von  mittelmäßigen  Milchsorten  in  großem 
LTmfange  statt. 

Infolge  der  erhöhten  Steuern  auf  Spirituosen 
ist  der  Konsum  von  alkoholhaltigen  Getränken  merklich 
zurückgegangen. 

Was  den  Handel  in  ausländischem  Reis  be¬ 
trifft,  so  herrschte  anfangs  1915  Bestürzung  infolge  des 
Gerüchtes,  daß  Cochinchina  für  die  Ausfuhr  nach  Nieder- 
ländisch-Indien  geschlossen  werden  sollte.  Tatsächlich 
wurde  gegen  Ende  Januar  Saigon  geschlossen  und  sogar 
die  Erlaubnis  zur  Ausfuhr  der  schon  kontraktlich  ge¬ 
kauften  Quantitäten  (ca.  75.000  Q  nach  Java  verweigert. 
Glücklicherweise  wurde  das  Ausfuhrverbot  kurz  darauf 
aufgehoben,  nachdem  die  niederländisch-indische  Re¬ 
gierung  ein  Verbot  des  Reexportes  des  importierten 
Reises  erlassen  hatte.  Infolge  des  erwähnten  Ausfuhr¬ 
verbotes  für  Reis  nach  Niederländisch-Indien  stieg  der 
Preis  von  Saigonreis  ein  wenig.  Der  Markt  in  Rangoon 
w'ar  flau,  und  die  Preise  daselbst  sanken,  so  daß  während 
im  Januar  für  Januar-Februar-Verschiffungen  fl.  5'I4 
pro  Pikul,  cif  Java,  angeboten  wurde,  die  Notierung 


anfangs  März  fl.  4'8o  betrug.  Mangel  an  Schiffsraum 
war  Ursache,  daß  die  Offerten  aus  Rangoon  zurückgingen. 
Da  die  Vorräte  hierzulande  reichlich  waren  und  überdies 
noch  Kontrakte  für  Lieferung  großer  Mengen  bestanden, 
während  die  Frachtpreise  außerdem  erhöht  wurden, 
machte  sich  die  sinkende  Preistendenz  —  mit  einer 
kurzen  Unterbrechung  in  der  zweiten  Hälfte  des  März  — 
weiter  geltend.  Doch  schon  im  Mai  begannen  die  Preise 
wieder  zu  steigen  und  waren  im  Juni  so  hoch,  daß 
keine  Geschäfte  mehr  gemacht  werden  konnten.  In  der 
zweiten  Hälfte  desselben  Monats  sanken  dagegen  die 
Preise  dermaßen,  daß  Rangoon  es  für  vorteilhaft  fand, 
die  mit  Java  abgeschlossenen  Kontrakte  größtenteils 
wieder  zurückzukaufen.  Die  Preise  für  Saigonreis  blieben 
unter  jenen  für  das  Rangoonprodukt.  Nach  Bekannt¬ 
werden  der  Aufhebung  des  Ausfuhrverbotes  nach  Nieder- 
ländisch-Indien  wurde  im  März  die  Marktstimmung  flau. 
Da  nun  Gewißheit  bestand,  daß  die  kontraktlich  gekauften 
Quantitäten  importiert  werden  würden,  wünschten  die 
Kaufleute  nur  noch  für  späte  Lieferung  zu  kaufen,  was 
jedoch  durch  die  Verkäufer  in  vielen  Fällen  abgelehnt 
wurde.  Es  wurde  im  April  für  nicht  zu  späte  Lieferung 
pro  Pikul  fob  fl.  4‘65  gefordert,  aber  die  Nachfrage 
wollte  nicht  mehr  als  fl.  4*60  bieten.  Im  Mai  und  Juni 
nahmen  die  Kaufleute  im  allgemeinen  eine  abwartende 
Haltung  ein  in  der  Hoffnung,  daß  durch  dringendes  An¬ 
gebot  infolge  des  Mangels  an  Verschiffungsgelegenheit 
von  Saigon  nach  Niederländisch-Indien  die  Preise  sinken 
würden.  Die  Einfuhr  von  britisch-indischem  Reis  betrug 
in  den  ersten  fünf  Monaten  1915,  1914  und  1913; 
50.792,  beziehungsweise  15.620  und  48.754  t;  jene  von 
Saigonreis  100.503,  beziehungsweise  59.604  und  40.812  t; 
endlich  jene  von  Siamreis  37.739,  beziehungsweise  12.096 
und  26.784  t. 

Kurzwaren  kamen  vor  August  1914  für  weitaus 
den  größten  Teil  aus  Deutschland  und  Österreich,  von 
wo  seither  die  Importe  aufgehört  haben.  Die  Import¬ 
firmen,  die  sich  mit  dem  Handel  in  diesen  Artikeln  be¬ 
schäftigen,  hatten  daher  auch  einen  schweren  Stand. 
Zwar  kommen  Zufuhren  aus  Japan,  doch  gehen  diese 
beinahe  ausschließlich  direkt  auf  chinesische  Händler 
über,  während  der  durch  die  Chinesen  auf  Java  veran¬ 
staltete  Boykott  japanischer  Produkte  naturgemäß  den 
Zufuhren  am  allerwenigsten  zu  gute  kommt.  Versuche 
von  seiten  Amerikas,  das  Manko  in  diesen  Artikeln  zu 
ergänzen,  hatten  bisher  nur  wenig  Erfolg. 

Der  Handel  in  Baumaterialien  ist  sehr  be¬ 
schränkt,  als  eine  natürliche  Eolge  der  Tatsache,  daß 
wenig  gebaut  wird,  während  gleichzeitig  für  die  Mate¬ 
rialien  hohe  Preise  bezahlt  werden  müssen.  Zement, 
der  früher  aus  Belgien  und  Deutschland  kam,  ist  stark 
im  Preis  gestiegen.  Als  neue  Lieferanten  treten  jetzt  in 
den  Vordergrund  Cochinchina  und  Japan.  Der  Durch¬ 
schnittspreis  von  Leinöl  betrug  in  1914  ungefähr 
15  fl.  pro  Kiste,  jetzt  24  fl.  Zinkweiß  ist  um  weniger 
als  30  fl.  pro  Faß  nicht  zu  bekommen,  während  der 
Preis  früher  21  fl.  betrug. 

Artikel  für  die  Seifenfabrikation,  wie  Harz, 
Natronlauge,  Alkali  etc.,  sind  ebenfalls  stark 
im  Preise  gestiegen,  was  auf  die  geringe  Zufuhr  zurück¬ 
zuführen  ist.  Für  Harz  wurde  vor  einiger  Zeit  18 — 20  fl. 
pro  Pikul  bezahlt  (in  Samarang  sogar  30  fl.)  im  Gegen¬ 
satz  zu  nur  fl.  9 — 9’5o  im  Januar.  Die  Einfuhr  von 
Januar  bis  inklusive  Mai  1915  betrug  nur  1508  t  gegen 
4008  in  der  gleichen  Periode  von  1914  und  4299  t  in 
jener  von  1913.  Ätznatron,  dessen  Preis  vergangenes 
Jahr  ungefähr  fl.  7'5o  pro  Pikul  betrug,  ist  jetzt  nicht 
für  unter  16  fl.  zu  bekommen:  der  Preis  zeigt  übrigens 
Neigung  zu  weiterer  Steigerung,  was  daraus  zu  erklären 
ist,  daß  in  Europa  eine  Preiserhöhung  von  80  Prozent 
nngekündigt  wurde. 
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Die  Zufuhr  von  Automobilreifen  nahm  seit 
August  1914  so  stark  ab,  daß  die  Regierung  es  für  rat¬ 
sam  erachtete,  deren  Ausfuhr  zu  verbieten,  um  zu  ver¬ 
hindern,  daß  das  Manko  noch  größere  Dimensionen  an¬ 
nehmen  würde  und  um  einer  eventuell  bei  den  Re¬ 
gierungen  der  Ententemächte  herrschenden  Sorge  wegen 
Wiederausfuhr  nach  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  jeden  Grund  zu  nehmen.  Die  Zufuhr  ist  jetzt 
zwar  hinreichend,  aber  doch  nicht  groß  genug,  um  einen 
\’ürrat  von  einiger  Bedeutung  zu  bilden. 

Infolge  der  Verminderung  der  Kaufkraft  der  inlän¬ 
dischen  Bevölkerung  nahm  die  Einfuhr  von  Ö  Iwan  d- 
lampen  und  Petroleumlampen  stark  ab.  Die 
Einfuhrwerte  bezifferten  sich  in  den  ersten  fünf  Mo¬ 
naten  1915  mit  27.808  fl.  gegen  290.200  fl.  in  der  korre¬ 
spondierenden  Periode  1914  und  425.220  fl.  in  jener 
von  1913. 

Die  Zufuhr  von  Glas  und  G  1  a  s  w  a  r  e  n  ist  in 
nur  unzureichendem  Maße  möglich  gewesen,  namentlich 
was  Fensterglas  betrifft,  das  zwar  durch  niederländische 
Fabriken  geliefert  wird,  doch  in  einer  so  schlechten 
Verpackung,  daß  großer  Bruch  das  Angebot  verringert 
und  den  Preis  erhöht. 

Die  Vorräte  an  Steingut  und  Porzellan  sind 
ziemlich  groß.  Die  Preise  sind  infolge  einer  20prozentigen 
Erhöhung  durch  die  niederländischen  Fabrikanten  sowie 
durch  die  Steigerung  der  Frachten  etc.  so  sehr  in  die 
Höhe  gegangen,  daß  die  Nachfrage  sehr  gering  geworden 
ist. 

Die  Zufuhr  von  Zündhölzchen  aus  Japan  blieb 
sich  ungefähr  gleich;  die  von  schwedischen  nahm  ab.  Der 
Verkauf  des  japanischen  Produktes  hat  jedoch  infolge 
der  Boykottbewegung  an  Umfang  abgenommen.  Die 
Preise  schwedischer  Zündhölzchen  stiegen  um  40  Prozent 
und  wird  eine  weitere  Steigerung  erwartet. 

Die  Leder  preise  sind  infolge  der  starken  Nachfrage 
in  Europa  und  des  in  Australien  bestehenden  Ausfuhr¬ 
verbotes  beträchtlich  gestiegen. 


KRIEGSMASSNAHMEN  UND  KRIEGSWIR¬ 
KUNGEN. 

Österreich. 

Bilanzierung  während  des  Krieges.  Eine  Ver¬ 
ordnung  des  Gesamtministeriums  vom  18.  Dezember 
1915  über  Bilanzen  und  Abweichungen  von  statutari¬ 
schen  Bestimmungen  während  des  Krieges  verfügt: 

§  I.  (i)  Kaufleute,  Handelsgesellschaften,  Erwerbs¬ 
und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  sonstige  der 
öffentlichen  Rechnungslegung  unterworfene  Unter¬ 
nehmungen,  die  in  Galizien,  in  der  Bukowina,  in  Dal¬ 
matien,  im  Küstenlande  oder  in  den  Kreisgerichts- 
sprengeln  Rovereto  und  Trient  ihren  Wohnsitz  (Sitz) 
haben,  mit  Ausnahme  der  Eisenbahnunternehmungen, 
sind  von  der  Pflicht  zur  Aufstellung  des  Rechnungs¬ 
abschlusses  (Bilanz)  für  die  Geschäftsjahre,  die  seit 
dem  I.  Januar  1914  abgelaufen  sind  oder  ablaufen,  bis 
30.  Juni  1916  befreit. 

(2)  Die  Verwaltungsbehörde  kann  auf  begründeten 
Antrag 

I.  Kaufleute  und  Unternehmungen  der  in  Absatz  i 
bezeichneten  Art,  die 

a)  in  den  in  Absatz  i  genannten  Gebieten  zwar  nicht 
ihren  Wohnsitz  (Sitz),  jedoch  eine  Hauptbetriebsstätte 
haben  oder 

b)  in  einem  anderen  dem  Kriegsschauplätze  benach¬ 
barten  Gebiete  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  eine  Haupt¬ 
betriebsstätte  haben  oder 

c)  ihre  Geschäfte  zum  großen  Teile  im  oder  mit  dem 
Zollauslande  betreiben  oder  dort  erhebliche  Teile  ihres 
N'ermögens  haben. 


2.  Eisenbahnunternehmungen,  die  in  den  in  Absatz  i 
genannten  Gebieten  ihren  Sitz  haben  oder  bei  denen  die 
Wraussetzungen  der  Z.  i  zutreffen, 

von  der  Pflicht  zur  Aufstellung  des  Rechnungs¬ 
abschlusses  (Bilanz)  für  die  Geschäftsjahre,  die  seit 
dem  I.  Januar  1914  abgelaufen  sind  oder  ablaufen,  bis 
längstens  30.  Juni  1916  entheben.  Zur  Bewilligung 
dieser  Enthebung  ist  für  Versicherungsgesellschaften 
das  Ministerium  des  Innern,  für  Banken  und  andere 
Kreditinstitute  das  Finanzministerium,  für  Unter¬ 
nehmungen  des  Berg-  und  Hüttenbetriebes  das  Mini¬ 
sterium  für  öffentliche  Arbeiten,  für  Eisenbahnunter¬ 
nehmungen  das  Eisenbahnministerium,  für  sonstige 
Unternehmungen  und  für  Kaufleute  das  Handelsmini¬ 
sterium  einberufen. 

§  2.  (i)  Wenn  infolge  der  Verschiebung  des  Rech¬ 
nungsabschlusses  (§  i)  dieser  für  zwei  Geschäftsjahre 
aufzustellen  ist,  kann  die  Verwaltungsbehörde  (§  i, 
Absatz  2)  auf  begründeten  Antrag  die  Aufstellung  nur 
eines  Rechnungsabschlusses  für  beide  Geschäftsjahre 
bewilligen.  Der  Gewinn  oder  Verlust,  der  sich  hierbei 
ergibt,  ist  auf  beide  Geschäftsjahre  gleichmäßig  zu  ver¬ 
teilen. 

(2)  Auf  Versicherungsgesellschaften,  Eisenbahnunter¬ 
nehmungen  und  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen¬ 
schaften  finden  die  vorstehenden  Bestimmungen  keine 
Anwendung. 

§  3.  Zur  Beschlußfassung  über  den  Rechnungs¬ 
abschluß  durch  das  hierzu  berufene  Organ  steht  Aktien¬ 
gesellschaften,  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung, 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  und  son¬ 
stigen  der  öffentlichen  Rechnungslegung  unterworfenen 
Unternehmungen,  sofern  nicht  schon  das  Statut  hierfür 
eine  längere  Frist  bestimmt,  eine  Frist  von  sechs  Mo¬ 
naten  nach  Ablauf  des  Geschäftsjahres  offen.  Ist  die 
Einhaltung  dieser  Frist  infolge  des  Krieges  unmöglich, 
so  kann  die  Verwaltungsbehörde  (§  t,  Absatz  2)  auf 
begründeten  Antrag  eine  Verlängerung  bis  längstens 

30.  Juni  1916  bewilligen. 

§  4.  Das  Ministerium  des  Innern  kann  im  Ein¬ 
vernehmen  mit  den  beteiligten  Ministerien  auf  begrün¬ 
deten  Antrag  Unternehmungen  der  in  §  3  bezeichneten 
Art  gestatten,  von  den  statutarischen  Bestimmungen  über 
die  Art  der  Berufung,  über  Ort  und  Zeit  des  Zusammen¬ 
trittes  und  die  Beschlußfähigkeit  der  Organe,  über  die 
Form  ihrer  Bekanntmachungen  u.  dgl.  abzuweichen,  so¬ 
weit  die  Einhaltung  dieser  Bestimmungen  infolge  des 
Krieges  unmöglich  geworden  ist. 

§  5.  Diese  Verordnung  tritt  am  t.  Januar  1916  in 
Kraft. 

Erleichterungen  bei  der  Erfüllung  privatrecht¬ 
licher  Geldforderungen.  Eine  kaiserliche  Verordnung 
vom  22.  Dezember  1915  verfügt: 

Richterliche  Stundung.  §  : .  ( i )  Das  Pro¬ 
zeßgericht  kann  für  privatrechtliche,  vor  dem  i.  August 
1914  entstandene  Geldforderungen,  soweit  §  3  nicht 
etwas  anderes  bestimmt,  auf  Antrag  des  Beklagten, 
wenn  dessen  wirtschaftliche  Lage  es  rechtfertigt  und 
der  Gläubiger  dadurch  keinen  unverhältnismäßigen 
Nachteil  erleidet,  im  L'rteil  eine  längere  als  die  ge¬ 
setzmäßige  Leistungsfrist  bestimmen. 

(2)  Eine  solche  Frist  kann  für  die  ganze  Forderung 
oder  einen  Teil,  jedoch  nicht  über  den  31.  Dezember 
1916  hinaus,  gewährt  werden.  Eine  auf  Grund  der 
kaiserlichen  Wrordnung  vom  25.  Mai  I9r5,  R.-G.-Bl. 
Nr.  138,  bis  einschließlich  31.  Dezember  1915  gewährte 
richterliche  Stundung  gilt  als  bis  einschließlich 

31.  März  1916  verlängert.  Das  Gericht  kann  auf  Antrag 
nach  Einvernehmung  des  Gegners  (§  56  E.-O.)  eine 
weitere  Verlängerung  bis  längstens  einschließlich 
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31.  Dezember  1916  bewilligen  oder  die  gesetzlicbe  \'er- 
lilngcrung-  abkürzen. 

(3)  Der  Beklagte  bat  die  tatsächlichen  Behauptungen, 
auf  die  er  seinen  Antrag  stützt,  glaubhaft  zu  machen. 

(4)  Das  Gericht  kann  die  Bewilligung  der  Frist  von 
einer  Sicherheitsleistung  abhängig  machen. 

(5)  Gegen  die  Bewilligung  der  richterlichen  Stun¬ 
dung,  ferner  gegen  deren  V erweigerung  durch  das  Ge¬ 
richt  zweiter  Instanz  findet  kein  Rechtsmittel  statt. 

§  2.  ( I )  Der  Schuldner  kann  bei  dem  Bezirksgerichte, 
in  dessen  Sprengel  der  Gläubiger  seinen  Wohnsitz  hat, 
unter  Anerkennung  der  Forderung  des  Gläubigers 
die  Bestimmung  einer  Zahlung-sfrist  beantragen.  Einen 
solchen  Antrag  kann  der  Schuldner  auch  dann  stellen, 
wenn  seine  \'erbindhchkeit  in  einem  exekutionsfähigen 
Notariatsakte  festgestellt  ist.  Ist  gegen  den  Schuldner 
ein  Zahlungsbefehl  im  Mahnverfahren  erlassen  worden, 
so  kann  er  innerhalb  der  Frist  zum  Widerspruche  beim 
Gerichte,  das  den  Zahlungsbefehl  erlassen  hat,  unter 
Anerkennung  der  Forderung  des  Gläubigers  die  Be¬ 
stimmung  einer  Zahlungsfrist  beantragen. 

(2)  Das  Gericht  hat  vor  der  Entscheidung  über  den 
Antrag  den  Gläubiger  einzuvernehmen  (§  56  E.-O.)  und 
sodann  durch  Beschluß  zu  erkennen.  Im  Beschlüsse, 
womit  die  Zahlungsfrist  bewilligt  wird,  ist  die  Pflicht 
des  Schuldners  zur  Zahlung  der  anerkannten  Forderung 
auszusprechen.  Ist  gegen  den  Schuldner  ein  Zahlungs¬ 
befehl  im  Mahnverfahren  erlassen  worden,  so  hat  der 
Richter  unter  Änderung  der  im  Zahlungsbefehle  ge¬ 
setzten  Frist  die  neue  Zahlungsfrist  durch  Beschluß  zu 
bestimmen. 

(3)  Die  Kosten  der  Einvernehmung  hat  der  Schuldner 
dem  Gläubiger  zu  ersetzen,  es  sei  denn,  daß  der  Gläu¬ 
biger  das  außergerichtlich  vom  Schuldner  gestellte  und 
offenbar  begründete  Begehren  um  Stundung  abge¬ 
lehnt  hat. 

(4)  Die  Bestimmungen  des  §  i  finden  entsprechende 
Anwendung. 

Von  der  richterlichen  Stundung'  a  u  s- 
g  e  n  o  m  mene  F  o  r  d  e  r  u  n  g  e  n.  §  3.  Die  Bestim¬ 
mungen  der  §§  I  und  2  finden  keine  Anwendung  auf 
Forderungen  aus  Wechseln  und  Schecks,  ferner  auf: 

1.  Forderungen  aus  Dienst-  und  Lohnverträgen 
(§§  1151— ”63  a.  b.  G.-B.)  ; 

2.  Forderungen  aus  Miet-  und  Pachtverträgen: 

3.  Forderungen  der  Vereinskrankenkassen  (§  60  des 
Gesetzes  vom  30.  März  1888,  R.-G.-Bl.  Nr.  33)  und  der 
Ersatzinstitute  (§  65  des  Gesetzes  vom  16.  Dezember 
1906,  R.-G.-Bl.  Nr.  I  von  1907,  und  der  kaiserlichen 
\'erordnung  vom  25.  Juni  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  138)  auf 
Zahlung  der  Beiträge  zur  Kranken-  und  Pensionsver¬ 
sicherung: 

4.  Ansprüche  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  Annui¬ 
täten; 

a)  auf  Grund  von  Forderungen,  die  als  vorzugsweise 
Deckung  von  Pfandbriefen  und  fundierten  Bankschidd- 
verschreibungen  dienen, 

h )  auf  Grund  bücherlich  sichergestellter  Forde¬ 
rungen  der  Sparkassen  und  gemeinschaftlichen  Waisen¬ 
kassen, 

c )  auf  Grund  von  Forderungen  der  Sparkassen  gegen 
Gemeinden  oder  andere  öffentliche  Körperschaften ; 

5.  Rentenforderungen  und  Ansprüche  auf  Leistung 
<les  F’nterhaltes : 

6.  Forderungen  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  auf 
Kapitalsrückzahlungen  aus  Staatsschulden  und  staats¬ 
garantierten  Wrpflichtungen ; 

7.  Forderungen  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  auf 
Kapitalsrückzahlungen  aus  Pfandbriefen,  fundierten 
Bankschnkh'erschreibungen  und  Teilschuldverschrei¬ 
bungen  ; 


8.  b'orderungen  gegen  Landes-  und  .A.klienbanken, 
Sparkassen,  Kreditgenossenschaften  und  andere  Kredit¬ 
stellen  auf  Grund  laufender  Rechnung,  aus  Einlagen 
gegen  Kassenscheine  oder  Einlagebücher; 

9.  b'orderungen  aus  Versicherungsverträgen. 

Richterliche  .Stundung  f  ü  r  Aus  f  u  h  r- 

h  ä  n  d  1er  u  n  d  1'  r  e  m  d  e  n  v  e  r  k  e  h  r  s  i  n  t  e  r- 
e  s  s  e  n  t  e  11.  §  4.  Gewerbe-  und  Handeltreibenden,  die 
durch  ein  Zeugnis  der  Handels-  und  Gewerbekammer 
nachweisen,  daß  sie  vorwiegend  Waren  liefern  oder  be¬ 
ziehen,  die  zur  Ausfuhr  in  das  Zollausland  bestimmt 
sind,  ferner  Personen  und  Ihiternehmnngen,  die  be¬ 
scheinigen,  daß  sie  vorwiegend  auf  den  Erwerb  oder 
auf  Einkünfte  aus  dem  Fremdenx-erkehr  angewiesen 
sind,  kann  richterliche  Stundung  (§§  r  und  2)  auch 
für  die  im  §  3,  Z.  1,  2  und  4,  bezeichneten,  vor  xlem 
I.  August  1914  entstandenen  b’orderungen,  ferner  für 
b'orderungen  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  auf  Kapitals¬ 
rückzahlungen  aus  Teilschuldverschreibungen,  die  vor 
diesem  Tage  ausgegeben  wurden,  gewährt  werden;  für 
Forderungen  aus  Miet-  und  Pachtverträgen  ist  richter¬ 
liche  Stundung  auch  dann  zulässig,  wenn  diese  Ver¬ 
träge  nach  dem  31.  Juli  1914  stillschweigend  erneuert 
wurden. 

Richterliche  Stundung  im  Exekutions- 
\'  e  r  f  a  h  r  e  n.  §  5.  (i  )  Das  Exekutionsgericht  kann  auf 
Antrag  des  Wrpflichteten  die  Exekution  bis  längstens 
31.  Dezember  1916  aufschieben,  soweit  es  sich  nicht 
um  die  Pfändung  x  on  Gegenständen  des  beweglichen 
Wrmögens  oder  um  die  zxx-angsweise  Pfandrechts¬ 
begründung  handelt.  Eine  solche  Aufschiebung  ist  un¬ 
zulässig,  wenn  bereits  gemäß  §§  L  2  oder  4  eine 
Zahlungsfrist  liexvilligt  xvorden  ist. 

(2)  Anf  die  Bewilligung  der  Aufschiebung  finden  die 
Bestimmungen  des  §  i,  Abs.  i  und  3  bis  5,  entsprechende 
Anxx'endung. 

(3)  Eine  gemäß  §  23  der  kaiserlichen  Wrordnung 
x'om  23.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  138,  aufgeschobene 
Exekution  kann,  xvenn  die  Aufschiebungsfrist  nicht  be¬ 
reits  vor  dem  31.  Dezember  1915  abgelaufen  ist,  unter 
den  Wraussetzungen  des  §  i,  Abs.  i,  auf  Antrag  des 
Wrpflichteten  weiter  bis  längstens  31.  Dezember  1916 
auf geschoben  werden. 

(4)  Die  Aufschielning-  der  Exekution  ist  auch  bei 
Forderungen  aus  Wechseln  oder  Schecks  zulässig.  In 
den  im  §  4  bezeichneten  Fällen  kann  die  Aufschiebung 
der  Exekution  auch  für  die  im  §  3,  Z.  1,2  und  4,  be¬ 
zeichneten,  vor  ilem  i.  August  1914  entstandenen  b'or¬ 
derungen  bewilligt  werden. 

(5)  Der  betreibende  Gläubiger  hat  keinen  Anspruch 
auf  Ersatz  der  für  die  aufgeschobene  Exekution  auf¬ 
gelaufenen  Exekutionskosten,  wenn  er  das  außergericht¬ 
lich  vom  Schuldner  gestellte  und  offenbar  begründete 
Begehren  um  Stundung  abgelehnt  hat. 

Richterliche  Stundung  f  ü  r  d  e  n  K  r  i  e  g  s- 
Schauplatz.  §  6.  (1)  Personen,  die  ihren  Wohnsitz 
(Sitz)  oder  ihre  ständige  geschäftliche  Niederlassung 
in  einem  Gebiete  haben,  in  dem  das  Bezirksgericht  in¬ 
folge  der  kriegerischen  Ereig'iiisse  zeitxveise  seine  Tätig¬ 
keit  eingestellt  oder  seinen  Standort  verlegt  hat,  oder 
in  einem  Gebiete,  das  zufolge  behördlichen  Auftrages 
xon  einem  erheblichen  Teile  der  Bevölkerung  verlassen 
XX  erden  mußte,  kann  das  angerufene  Gericht  für  Wr¬ 
pflichtungen  aller  Art  und  ohne  Rücksicht  anf  die  Zeit 
ihrer  Entstehung  Stundung  gexvähren  (§§  r  und  2)  und 
ebenso  anssprechen,  daß  Rechtsnachteile,  die  für  den 
Fall  nicht  rechtzeitiger  Erfüllung  vereinbart  xvorden 
sind,  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von  Wr- 
zugszinsen  8)  nicht  eintreten  oder  aufgehoben 

xx'erden.  Die  Bestimmungen  des  §  5  finden  auf  solche 
Personen  ohne  Rücksicht  auf  die  Art  der  Forderung 
Anwendung,  zu  deren  Gunsten  Exekution  geführt  wird. 
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(2)  Unter  den  im  Absatz  i  bezeichneten  Voraus¬ 
setzungen  kann  das  Gericht  ferner  erkennen,  daß  die 
Rechtsfolgen  des  Nichteintrittes  einer  Bedingung  nach¬ 
gesehen  oder  aufgehoben  werden,  wenn  der  Eintritt  der 
Bedingung  durch  die  kriegerischen  Ereignisse  unmög¬ 
lich  geworden  ist.  Erforderlichenfalls  ist  für  die  Er¬ 
füllung  der  Bedingung  eine  neuerliche  Frist  zu  setzen. 

Einfluß  der  höheren  Gewalt  auf 
Wechsel  und  Schecks.  §  7.  Steht  bei  Wechseln 
oder  Schecks,  ohne  Unterschied  des  Zahlungsortes  und 
des  Ausstellungstages,  der  Präsentation  oder  der  Pro¬ 
testerhebung  ein  infolge  der  kriegerischen  Ereignisse 
eingetretenes  unüberwindliches  Hindernis  (höhere  Ge¬ 
walt)  entgegen,  so  wird  die  Zahlungszeit,  die  Frist  für 
die  Präsentation  zur  Annahme  oder  zur  Zahlung  und 
für  die  Protesterhebung  um  so  viel  hinausgeschoben, 
als  erforderlich  ist,  um  nach  Wegfall  des  Hindernisses 
die  wechselrechtliche  Handlung  vorzunehmen,  min¬ 
destens  aber  bis  zum  Ablaufe  von  zehn  Werktagen  nach 
Wegfall  des  Hindernisses.  Im  Protest  ist  das  Hindernis 
und  dessen  Dauer,  soweit  als  tunlich,  festzustellen. 

Z  i  n  s  e  n  V  e  r  g  ü  t  u  n  g.  §  8.  Für  die  Zeit,  um  die 
infolge  der  Stundung  die  Zahlung  hinausgeschoben 
wird,  sind  die  gesetzlichen  oder  die  nach  dem  Vertrage 
für  die  Zeit  bis  zur  Fälligkeit  der  Forderung  gebühren¬ 
den  höheren  Zinsen  zu  entrichten. 

Vereinbarte  Rechts  nach  teile.  §  9.  Das 
dem  Gläubiger  für  den  Fall  nicht  rechtzeitiger  Zahlung 
von  Zinsen,  Annuitäten  oder  Raten  privatrechtlicher, 
vor  dem  i.  August  1914  entstandener  Geldforderungen 
vertragsmäßig  eingeräumte  Recht  zur  Kündigung  oder 
sofortigen  Rückforderung  von  Kapitalsbeträgen  oder 
sonstige  für  den  bezeichneten  Fall  vereinbarte  Rechts¬ 
nachteile  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von 
Verzugszinsen  (§  8)  können  nicht  geltend  gemacht 
werden,  wenn  der  Schuldner  nur  mit  Zinsen,  Annui¬ 
täten  oder  Raten  im  Rückstand  ist,  die  spätestens  am 
31.  August  1915  fällig  geworden  sind. 

Aufrechnung.  §  10.  Der  Umstand,  daß  eine 
Forderung  nach  den  Bestimmungen  dieser  kaiserlichen 
Verordnung  gestundet  wird,  steht  ihrer  Aufrechnung 
gegen  eine  andere  Forderung  nicht  entgegen. 

Sonderbestimmungen  für  den  süd¬ 
lichen  Kriegsschauplatz.  §  11.  (i)  Hat  eine 
der  im  folgenden  genannten  Kreditstellen  ihren  Sitz  in 
Dalmatien,  im  Küstenland  oder  in  den  Kreisgerichts- 
sprengeln  Rovereto  und  Trient,  so  kann  innerhalb  eines 
Kalendermonats  nur  begehrt  werden: 

a)  von  Aktienbanken,  deren  Grundkapital  nicht  mehr 
als  eine  Million  Kronen  beträgt,  auf  Grund  vor  dem 
21.  Mai  1915  entstandener  Forderungen  aus  laufender 
Rechnung  und  aus  Einlagen  gegen  Kassenscheine 
Zahlung  bis  zur  Höhe  von  3  Prozent  der  am  21.  Mai 
1915  bestandenen  Forderung,  mindestens  aber  von  400  K 
und  höchstens  von  1000  K,  ferner  auf  Grund  von  For¬ 
derungen  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch,  die  vor  dem 
21.  Mai  1915  gemacht  wurden,  Zahlung  bis  zur  Höhe 
von  200  K  aus  jeder  Einlage; 

b )  von  Sparkassen  auf  Grund  von  Forderungen  aus 
Einlagen  gegen  Einlagebuch,  die  vor  dem  21.  Mai  1915 
gemacht  wurden,  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  200  K  aus 
jeder  Einlage; 

c )  von  Kreditgenossenschaften  mit  Ausnahme  der 
Raiffeisenkassen  auf  Grund  vor  dem  21.  Mai  1915  ent¬ 
standener  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  Zahlung 
bis  zur  Höhe  von  2  Prozent  jener  Forderung,  min¬ 
destens  aber  von  200  K  und  höchstens  von  500  K,  ferner 
auf  Grund  von  Forderungen  aus  Einlagen  gegen  Ein¬ 
lagebuch,  die  vor  dem  21.  Mai  1915  gemacht  wurden, 
Zahlung  bis  zur  Höhe  von  100  K  aus  jeder  Einlage; 

d)  von  Raiffeisenkassen  auf  Grund  vor  dem  21.  Mai 
1913  entstandener  Forderungen  aus  laufender  Rechnung 


oder  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch,  die  vor  dem 
21.  Mai  1915  gemacht  wurden,  Zahlung  bis  zur  Höhe 
von  50  K  aus  jeder  Einlage. 

(2)  Gegen  das  Begehren  um  Überweisung  von  For¬ 
derungen  aus  laufender  Rechnung  auf  bestehende  oder 
neu  zu  eröffnende  Konti  bei  derselben  Kreditstelle  kann 
die  Stundung  nicht  eingewendet  werden;  doch  kann  die 
Auszahlung  der  überwiesenen  Beträge  während  der 
Dauer  der  Stundung  nicht  gefordert  werden. 

(3)  Hat  eine  Kreditstelle  auf  Grund  laufender  Rech¬ 
nung  auf  eine  Einlage  gegen  Kassenschein  oder  gegen 
Einlagebuch  mehr  gezahlt,  als  nach  Artikel  HI,  §  240, 
der  Ministerialverordnung  vom  28.  Juni  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  184,  und  dieser  kaiserlichen  Verordnung  zurück¬ 
gefordert  werden  konnte,  so  kann  sie  den  Mehrbetrag 
bei  einem  neuen  Zahlungsbegehren  einrechnen. 

(4)  Solange  eine  Kreditstelle  für  Forderungen  aus 
laufender  Rechnung  oder  aus  Einlagen  gegen  Kassen¬ 
schein  oder  Einlagebuch  infolge  einseitiger  Herab¬ 
setzung  des  Zinsfußes  eine  geringere  Verzinsung  ge¬ 
währt  als  am  21.  Mai  1915,  kann  sie  sich  gegenüber 
einem  Begehren  um  Rückzahlung  einer  solchen  Forde¬ 
rung  nicht  auf  die  gesetzliche  Stundung  berufen.  Diese 
Bestimmung  findet  keine  Anwendung,  wenn  die  Herab¬ 
setzung  des  Zinsfußes  nur  die  rechnungsmäßige  Durch¬ 
führung  des  vereinbarten  Wrhältnisses  des  Zinsfußes 
und  des  jeweiligen  Bankzinsfußes  darstellt. 

§  12.  (i)  Gewerbetreibenden  und  Händlern,  die  in  der 
Stadt  Triest  samt  Gebiet  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  stän¬ 
dige  geschäftliche  Niederlassung  haben  und  deren  Be¬ 
trieb  den  im  Absatz  2  bezeichneten  Umfang  nicht  über¬ 
schreitet,  ist  für  privatrechtliche,  vor  dem  21.  Mai  1915 
entstandene  Geldforderungen  richterliche  Stundung 
(§§  I,  2  und  5)  auch  ohne  Nachweis  der  im  §  i,  Abs.  i, 
bezeichneten  Voraussetzungen  zu  gewähren ;  diese  Be¬ 
stimmung  findet  keine  Anwendung  auf  die  im  §  3  be¬ 
zeichneten  Forderungen,  ferner  auf  Forderungen  für 
verkaufte  Sachen  oder  gelieferte  Waren  auf  Grund  von 
Verträgen,  die  vor  dem  21.  Mai  1915  abgeschlossen 
worden  sind,  wenn  die  Übergabe  oder  Lieferung  erst 
nach  dem  20.  Mai  1915  bewirkt  worden  ist  oder  be¬ 
wirkt  wird,  es  sei  denn,  daß  sie  vor  dem  21.  Mai  1915 
vorzunehmen  war. 

(2)  Die  Bestimmung  des  Absatzes  i  gilt  für  Händler, 
die  Waren  im  kleinen  verkaufen  und  nicht  mehr  als 
zwei  Hilfsarbeiter  beschäftigen,  und  für  andere  Ge¬ 
werbetreibende,  die  nicht  mehr  als  fünf  Hilfsarbeiter 
beschäftigen. 

(3)  Der  Schuldner  hat  das  Vorhandensein  dieser  Vor¬ 
aussetzungen  durch  ein  Zeugnis  der  Handels-  und  Ge- 
werbekanimer  nachzuweisen,  in  dem  die  Zahl  der  Hilfs¬ 
arbeiter  angegeben  sein  muß. 

§  13.  Bei  Wechseln  oder  Schecks,  die  in  einem  der  im 
§  1 1  bezeichneten  Gebiete  zahlbar  sind,  wird  vermutet, 
daß  eine  wechselrechtliche  Handlung,  die  nach  dem 
21.  Mai  1915  vorzunehmen  war  oder  vorzunehmen  ist, 
■infolge  eines  unüberwindlichen  Hindernisses  (höhere 
Gewalt)  unterblieben  ist,  wenn  sie  nicht  tatsächlich 
rechtzeitig  vorgenommen  wurde. 

§  14.  Banken,  Sparkassen,  andere  Kreditstellen  und 
Versicherungsanstalten,  die  in  einem  der  im  §  ii  be¬ 
zeichneten  Gebiete  ihren  Sitz  oder  eine  Zweignieder¬ 
lassung  haben  und  infolge  des  Krieges  den  Kassendienst 
zum  überwiegenden  Teile  von  dort  in  das  Hinterland 
verlegt  haben,  sind  nicht  verpflichtet,  Verbindlichkeiten 
an  dem  Ort  ihrer  früheren  Kassengebarung  zu  erfüllen, 
sondern  können  sie  an  dem  Orte  leisten,  in  den  sie  ihren 
Kassendienst  verlegt  haben. 

Gegenseitigkeitsrecht.  §  15.  Insoweit  Gläu¬ 
biger,  die  im  Inlande  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  haben,  in 
einem  anderen  Staate  privatrechtliche  Forderungen  nur 
unter  Beschränkungen  geltend  machen  können,  unter- 
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liegen  die  Forderungen  von  Gläubigern,  die  in  diesem 
Staat  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  haben,  den  gleichen  Ein¬ 
schränkungen. 

S  c  h  1  u  ß  b  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n.  §  1 6.  ( i )  Die  Re¬ 

gierung  wird  ermächtigt,  durch  Verordnung  die  Bestim¬ 
mungen  dieser  kaiserlichen  Verordnung  abzuändern  oder 
zu  ergänzen,  soweit  die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse 
dies  erfordern. 

(2)  Insbesondere  wird  die  Regierung  ermächtigt,  von 
den  Bestimmungen  dieser  kaiserlichen  Verordnung  ab¬ 
weichende  Vorschriften  über  die  Stundung  privatrecht¬ 
licher  Forderungen  gegen  Schuldner,  die  ihren  Wohn¬ 
sitz  (Sitz)  oder  ihre  ständige  geschäftliche  Nieder¬ 
lassung  in  Galizien  oder  in  der  Bukowina  haben,  zu  er¬ 
lassen  und  hierbei  für  den  Fall  wiederholter  Protest¬ 
erhebung  Gebührenbegünstigungen  anzuordnen. 

§  17.  (i)  Diese  kaiserliche  Verordnung  tritt  am 

I.  Japuar  1916  in  Wirksamkeit.  Gleichzeitig  treten  die 
kaiserliche  Verordnung  vom  25.  Mai  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  138,  insoweit  sie  Bestimmungen  über  Gegenstände 
enthält,  die  in  dieser  kaiserlichen  Verordnung  geregelt 
sind,  und  die  Verordnung  vom  28.  Juni  1915,  R.-G.-Bl. 
Nr.  184,  außer  Kraft. 

(2)  Mit  der  Durchführung  dieser  kaiserlichen  Ver¬ 
ordnung  ist  der  Justizminister  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  beauftragt. 

Die  Stundung  privatrechtlicher  Geldforderungen 
gegen  Schuldner  in  Galizien  und  in  der  Bukowina. 

Eine  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  22.  De¬ 
zember  1915  bestimmt; 

Umfang  der  Stundung.  §  i.  (i)  Schuldnern, 
die  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  ihre  ständige  geschäft¬ 
liche  Niederlassung  in  Galizien  oder  in  der  Bukowina 
haben,  wird  Stundung  nach  folgenden  Bestimmungen 
gewährt. 

(2)  Vor  dem  i.  August  1914  entstandene  privatrecht¬ 
liche  Geldforderungen,  einschließlich  der  Forderungen 
aus  Wechseln  und  Schecks,  ferner  Geldforderungen  aus 
Versicherungsverträgen,  die  vor  diesem  Tage  abge¬ 
schlossen  wurden,  sind,  wenn  sie  vor  dem  i.  Januar  1917 
fällig  geworden  sind  oder  fällig  werden,  vorläufig  bis 
einschließlich  31.  Dezember  1916  gestundet. 

(3)  Für  die  vor  dem  i.  Oktober  1915  ausgestellten 
gezogenen  Wechsel  oder  Schecks,  deren  Bezogener,  und 
für  die  vor  demselben  Tage  ausgestellten  eigenen 
Wechsel,  deren  Aussteller  in  dem  im  Absatz  i  bezeich- 
neten  Gebiete  seinen  Wohnsitz  hat,  wird  der  Zahlungs¬ 
tag,  wenn  der  Wechsel  oder  Scheck  zwischen  dem 
I.  August  1914  und  dem  31.  Dezember  1916  fällig  ge¬ 
worden  ist  oder  fällig  wird,  vorläufig  auf  den  i.  Januar 
1917  hinausgeschoben. 

(4)  Für  die  vor  dem  i.  Oktober  1915  ausgestellten 
Wechsel  und  Schecks,  deren  Bezogener,  und  bei  eigenen 
Wechseln,  deren  Aussteller  außerhalb  des  genannten 
Gebietes  seinen  Wohnsitz  hat,  die  aber  in  Galizien  oder 
in  der  Bukowina  zahlbar  sind,  wird  der  Zahlungstag, 
wenn  der  Wechsel  oder  Scheck  vor  dem  31.  Januar  1916 
fällig  geworden  ist  oder  fällig  wird,  auf  den  i.  Februar 
1916  hinausgeschoben.  Wird  ein  solcher  Wechsel  oder 
Scheck  später  fällig,  so  tritt  eine  Hinausschiebung  des 
Zahlungstages  nicht  ein. 

(5)  Entsprechend  der  Hinausschiebung  des  Zahlungs¬ 
tages  verschiebt  sich  auch  die  Frist  für  die  Protest¬ 
erhebung. 

(6)  Bei  Wechseln  und  Schecks,  die  nach  dem  30.  Sep¬ 
tember  1915  ausgestellt  wurden  oder  ausgestellt  werden, 
findet  unbeschadet  der  Bestimmungen  des  §  8  eine  ge¬ 
setzliche  Stundung  nicht  statt. 

(7)  Für  die  Anwendung  dieser  Verordnung  gilt  bei 
gezogenen  Wechseln  und  Schecks  der  bei  dem  Namen 
oder  der  Firma  des  Bezogenen  angegebene  Ort  als  der 


Wohnsitz  des  Bezogenen,  bei  eigenen  Wechseln  der  Ort 
der  Ausstellung  als  der  Wohnsitz  des  Ausstellers. 

Von  der  Stundung  a  u  s  g  e  n  o  m  rn  e  n  e  F  or- 
d  e  r  u  n  g  e  n.  §  2.  Von  der  im  §  I  festgesetzten  Stundung 
sind  ausgenommen: 

1.  Forderungen  aus  Dienst-  und  Lohnverträgen 
(§§  1151  bis  1163  a.  b.  G.-B.); 

2.  Forderungen  aus  Miet-  und  Pachtverträgen; 

3.  Forderungen  für  verkaufte  Sachen  oder  gelieferte 
Waren  auf  Grund  von  Verträgen,  die  vor  dem  i.  August 
1914  abgeschlossen  worden  sind,  wenn  die  Übergabe  oder 
Lieferung  erst  nach  dem  31.  Juli  1914  bewirkt  worden 
ist  oder  bewirkt  wird,  es  sei  denn,  daß  sie  vor  dem 
I.  August  1914  vorzunehmen  war; 

4.  Forderungen  der  Vereinskrankenkassen  (§  60  des 
Gesetzes  vom  30.  März  1888,  R.-G.-Bl.  Nr.  33)  und  der 
Ersatzinstitute  (§  65  des  Gesetzes  vom  16.  Dezember 
1906,  R.-G.-Bl.  Nr.  I  von  1907,  und  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  25.  Juni  1914,  R.-G.-Bl.  Nr.  138)  auf 
Zahlung  der  Beiträge  zur  Kranken-  und  Pensions¬ 
versicherung  ; 

5.  Ansprüche  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  Annui¬ 
täten 

a)  auf  Grund  von  Forderungen,  die  als  vorzugsweise 
Deckung  von  Pfandbriefen  und  fundierten  Bankschuld¬ 
verschreibungen  dienen, 

b)  auf  Grund  von  Forderungen  der  Sparkassen  gegen 
Gemeinden  oder  andere  öffentliche  Körperschaften, 

U  den  Pfandschuldner  auf  Grund  anderer 

bücherlich  sichergestellter  Forderungen; 

6.  Rentenforderungen  und  Ansprüche  auf  Leistung  des 
Unterhaltes ; 

7.  Forderungen,  die  der  Gesellschaft  vom  Roten 
Kreuze,  ferner  einem  Fonds  zur  Unterstützung  der  An¬ 
gehörigen  von  Mobilisierten  oder  zu  sonstiger  Hilfe¬ 
leistung  aus  Anlaß  des  Krieges  unmittelbar  oder  auf 
Grund  einer  Anweisung  (§  1408  a.  b.  G.-B.)  zustehen; 

8.  Forderungen  auf  Zahlung  von  Zinsen  und  auf  Ka¬ 
pitalsrückzahlungen  aus  staatsgarantierten  Verpflich¬ 
tungen. 

Forderungen  aus  Versicherungsver¬ 
trägen.  §  3.  (i)  Von  der  gesetzlichen  Stundung  sind 
ferner  ausgenommen  Ansprüche: 

1.  aus  Lebensversicherungsverträgen  auf  Rückkauf 
oder  Gewährung  von  Darlehen  bis  zur  Höhe  von  300  K 
und  auf  Zahlung  der  Versicherungssumme  bis  zur  Höhe 
von  3000  K ; 

2.  aus  Versicherungsverträgen,  die  für  den  Todesfall 
im  Kriege  besonders  abgeschlossen  worden  sind,  bis  zur 
vollen  Höhe  der  Versicherungssumme; 

3.  in  allen  anderen  Versicherungszweigen  bis  zur  Höhe 
von  2000  K  und,  wenn  die  Entschädigungssumme  2000  K 
übersteigt,  auf  2000  K  und  12  Prozent  des  2000  K  über¬ 
steigenden  Betrages  der  Entschädigungssumme,  keines¬ 
falls  aber  auf  mehr  als  zusammen  5000  K; 

4.  auf  Zahlung  von  Versicherungsprämien,  und  zwar 

a)  wenn  die  Prämie  nach  dem  31.  Dezember  1915 
fällig  wird,  für  jede  Prämie  bis  zur  Höhe  von  30  K, 

b)  wenn  die  Prämien  vor  dem  i.  Januar  1916  fällig 
waren,  bis  zur  Höhe  von  je  50  K  der  Rückstandssumme 
zahlbar  am  i.  April  und  am  i.  Oktober  1916. 

(2)  Für  die  im  Absatz  i,  Z.  4,  lit.  b,  erwähnten 
Prämienforderungen  gelten  nicht  die  vereinbarten  ab¬ 
gekürzten  Klagefristen. 

(3)  Die  im  Vertrage  an  die  nicht  rechtzeitige  Zahlung 
einer  Versicherungssumme  geknüpften  Rechtsnachteile 
können  vom  V ersicherer  nicht  geltend  gemacht  werden, 
wenn  nur  die  im  Absatz  i,  Z.  4,  lit.  a,  bezeichnete  Zah¬ 
lung  geleistet  wird.  Der  Versicherungsnehmer,  der  eine 
Teilzahlung  geleistet  hat,  bleibt  zur  Zahlung  des  rest¬ 
lichen  Teiles  der  Prämie  verpflichtet. 
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(4)  Der  Versicherer  ist  verpflichtet,  Lebensversiche¬ 
rungsverträge,  die  infolge  nicht  rechtzeitiger  Zahlung 
von  der  Stundung  ausgenommener  Prämien  (Absatz  i, 
Z.  4,  lit.  a)  ohne  Rückkauf  erlöschen  oder  in  prämien¬ 
freie  Versicherungen  mit  verminderter  Versicherungs¬ 
summe  umgewandelt  werden,  binnen  sechs  Monaten  nach 
dem  Fälligkeitstage  gegen  Nachzahlung  der  von  der 
Stundung  ausgenommenen  Rückstände  samt  Verzugs¬ 
zinsen  ohne  neuerliche  ärztliche  Untersuchung  wieder¬ 
herzustellen. 

Forderungen  aus  laufender  R  e  c  h  n  u  n  g, 
Kassenscheinen  und  E  i  n  1  a  g  e  b  ü  c  h  e  r  n. 
§4.  (1)  Forderungen  aus  laufender  Rechnung  und  aus 
Eiidagcn  gegen  Kassenscheine  sind  mit  der  Einschrän¬ 
kung  gestundet,  daß  innerhalb  eines  Kalendermonates 
bei  Landes-  und  Aktienbanken  Zahlung  bis  zur  Hohe 
von  3  Prozent  der  am  i.  August  1914  bestandenen  For¬ 
derung,  mindestens  aber  400  K  und  höchstens  3000  K, 
bei  anderen  Kreditstellen  mit  Ausnahme  der  Raiffeisen- 
Kassen  (Gesetz  vom  i.  Juli  1889,  R.-G.-Bl.  Nr.  91) 
Zahlung  bis  zur  Höhe  von  2  Prozent  jener  Forderung, 
mindestens  aber  von  200  K  und  höchstens  von  500  K, 
und  bei  Raift’eisen-Kassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von 
50  K  begehrt  werden  kann. 

(2)  Gegen  das  Begehren  um  Überweisung  von  Forde¬ 
rungen  aus  laufender  Rechnung  auf  bestehende  oder  neu 
zu  eröffnende  Konti  bei  derselben  Kreditstelle  kann  die 
Stundung  nicht  eingewendet  werden ;  doch  kann  die 
Auszahlung  der  überwiesenen  Beträge  während  der  Dauer 
der  Stundung  nicht  gefordert  werden. 

§  5.  Forderungen  aus  Einlagen  gegen  Einlagebuch, 
die  vor  dem  i.  August  1914  gemacht  wurden,  sind  mit 
der  Einschränkung  gestundet,  daß  von  derselben  Einlage 
innerhalb  eines  Kalendermonates  bei  Landes-  und  Ak¬ 
tienbanken  sowie  Sparkassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von 
200  K,  bei  anderen  Kreditstellen  mit  Ausnahme  der 
Raiffeisen-Kassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von  100  K 
und  bei  Raiffeisen-Kassen  Zahlung  bis  zur  Höhe  von 
50  K  begehrt  werden  kann. 

§  6.  Hat  eine  Kreditstelle  auf  Grund  laufender  Rech¬ 
nung,  auf  eine  Einlage  gegen  Kassenschein  oder  gegen 
Einlagebuch  mehr  gezahlt,  als  jeweils  nach  den  früheren 
Stundungsverordnungen  und  nach  dieser  Verordnung 
zurückgefordert  werden  konnte,  so  kann  sie  den  Mehr¬ 
betrag  bei  einem  neuen  Zahlungsbegehren  einrechnen. 

Ersatzansprüche  aus  der  Bezahlung 
bevorrechteter  Forderungen.  §  7.  Forde¬ 
rungen  auf  Ersatz  der  für  einen  Dritten  bezahlten  Schuld 
an  Steuern  oder  öffentlichen  Abgaben  unterliegen  der 
Stundung  nach  den  Bestimmungen  des  §  i,  genießen 
aber  im  Exekutionsverfahren  das  Vorrecht  der  berich¬ 
tigten  Forderung.  Die  Bestimmungen  des  §  54  K.-O. 
und  des  §  24  Ausgl.-O.  bleiben  unberührt. 

Einfluß  der  höheren  Gewalt  auf 
Wechsel  und  Schecks.  §  8.  (i)  Steht  bei 

Wechseln  oder  Schecks,  ohne  LTnterschied  des  Zahlungs¬ 
ortes  und  des  Ausstellungstages,  der  Präsentation  oder 
der  Protesterhebung  ein  infolge  der  kriegerischen  Er¬ 
eignisse  eingetretenes  unüberwindliches  Hindernis 
(höhere  Gewalt)  entgegen,  so  würd  die  Zahlungszeit, 
die  h'rist  für  die  Präsentation  zur  Annahme  oder  zur 
Zahlung  und  für  die  Protesterhebung  um  so  viel  hinaus¬ 
geschoben,  als  erforderlich  ist,  um  nach  Wegfall  des 
Hindernisses  die  wechselrechtliche  Handlung  vorzu¬ 
nehmen,  mindestens  aber  bis  zum  Ablaufe  von  zehn 
W'^erktagen  nach  Wegfall  des  Hindernisses.  Im  Protest 
ist  das  Hindernis  und  dessen  Dauer,  soweit  als  tunlich, 
festzustellen. 

Zinsen  Vergütung  und  Kassen  Skonto. 
§  9.  (i)  P'ür  die  Zeit,  um  die  infolge  der  Stundung 
(§§  3>  4>  5  und  8)  die  Zahlung  hinausgeschoben  wird, 

sind  die  gesetzlichen  oder  die  nach  dem  \'^ertrage  für 


die  Zeit  bis  zur  Fälligkeit  der  Forderung  gebührenden 
höhren  Zinsen  zu  entrichten. 

(2)  Bei  Berechnung  des  Betrages,  der  aus  einer  ge¬ 
stundeten  Forderung  nach  Ablauf  der  Stundung  zu 
leisten  ist,  darf  im  Zweifel  der  Kassenskonto  nicht  ab¬ 
gezogen  werden. 

V  e  r  j  ä  h  r  u  n  g  s-  und  K  1  a  g  e  f  r  i  s  t  e  n.  §  10. 
Die  Dauer  der  Stundung  wird  bei  der  Berechnung  der 
Verjährungsfrist  und  der  gesetzlichen  Fristen  zur  Er¬ 
hebung  der  Klage  nicht  eingerechnet. 

Kündigung  und  vereinbarte  Rechts¬ 
nachteile.  §  II.  (i)  Von  einer  Geldforderung,  die 
durch  eine  zwischen  dem  i.  August  1914  und  dem  31.  De¬ 
zember  1916  erklärte  Kündigung  fällig  geworden  ist 
oder  fällig  wird,  können  während  der  Zeit,  um  die  durch 
die  Stundung  die  Zahlung  des  fälligen  Betrages  hinaus¬ 
geschoben  wird,  nur  die  nach  dem  Vertrage  für  die  Zeit 
bis  zur  Fälligkeit  der  Forderung  gebührenden  Zinsen 
gefordert  werden. 

(2)  Eine  in  den  Jahren  1915  und  1916  erklärte  Kün¬ 
digung  des  Geschäftsanteiles  einer  Erwerbs-  und  Wirt¬ 
schaftsgenossenschaft  ist  so  zu  behandeln,  wie  wenn  sie 
am  I.  Januar  1917  erklärt  würde. 

(3)  Das  dem  Gläubiger  für  den  Fall  nicht  rechtzeitiger 
Zahlung  von  Zinsen,  Annuitäten  oder  Raten  privatrecht¬ 
licher,  vor  dem  i.  August  1914  entstandener  Geldforde¬ 
rungen  vertragsmäßig  eingeräumte  Recht  zur  Kündigung 
oder  sofortigen  Rückforderung  von  Kapitalsbeträgen  oder 
sonstige  für  den  bezeichneten  Fall  vereinbarte  Rechts¬ 
nachteile  mit  Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von 
Verzugszinsen  (§  9,  Absatz  i)  können  nicht  geltend  ge¬ 
macht  werden,  wenn  der  Schuldner  nur  mit  Zinsen,  An¬ 
nuitäten  oder  Raten  im  Rückstände  ist,  die  vor  dem 
I.  Januar  1917  fällig  geworden  sind  oder  fällig  werden. 

Aufrechnung.  §  12.  Der  Umstand,  daß  eine 
l'orderung  nach  den  Bestimmungen  dieser  Verordnung 
gestundet  ist,  steht  ihrer  Aufrechnung  gegen  eine  andere 
Forderung  nicht  entgegen. 

Prozeßrechtliche  Vorschriften.  §  13. 
(i)  Das  gerichtliche  Verfahren  über  Klagen,  mit  denen 
die  Zahlung  gestundeter  Forderungen  begehrt  wird,  ist 
bis  zum  Ablaufe  der  Stundungsfrist  nicht  fortzusetzen, 
es  sei  denn,  daß  der  Beklagte  die  Aufnahme  des  unter¬ 
brochenen  Verfahrens  beantragt.  Wenn  jedoch  schon  vor 
dem  I.  August  1914  die  erste  Tagsatzung  im  Sinne  des 
§  239  Z.-P.-O.  oder  eine  mündliche  Streitverhandlung 
stattgefunden  hat,  ist  das  gerichtliche  Verfahren  fort¬ 
zusetzen  und  im  Urteile  die  Frist  für  die  Leistung  ein¬ 
schließlich  der  Prozeßkosten  derart  zu  bestimmen,  daß 
sie  vom  letzten  Tage  der  Stundungsfrist  (§  i)  beginnt. 
Wurde  dieser  Tag  in  einem  vor  dem  Beginne  der  Wirk¬ 
samkeit  dieser  Verordnung  gefällten  Urteile  kalender¬ 
mäßig  angegeben,  so  verschiebt  sich  der  Beginn  der 
Leistungsfrist  auf  den  Tag,  an  dem  nach  den  Bestim¬ 
mungen  dieser  Verordnung  Zahlung  zu  leisten  ist. 

(2)  Neue  Klagen  auf  Zahlung  gestundeter  Forde¬ 
rungen  sind  zurückzuweisen. 

Exekution.  §  14.  (i)  Exekutionshandlungen,  ein¬ 
schließlich  der  Exekution  zur  Sicherstellung,  zu  gunsten 
gestundeter  Forderungen  sind  während  der  Stundungs¬ 
frist  nicht  zu  bewilligen,  bereits  bewilligte  nicht  zu  voll¬ 
ziehen.  Ein  anhängiges  Exekutionsverfahren  mit  Aus¬ 
nahme  der  Zwangsverwaltung  und  Zwangsverpachtung 
ist  nicht  fortzusetzen.  Schon  zugestellte  Überweisungs¬ 
beschlüsse  bleiben  wirksam.  Durch  Exekution  einge- 
brachte  Beträge  sind  zu  verteilen. 

(2)  Exekutionshandlungen,  die  vorgenommen  wurden, 
bevor  die  kaiserliche  Verordnung  vom  13.  August  1914, 
R.-G.-Bl.  Nr.  216,  beim  Exekutionsgerichte  bekannt  ge¬ 
worden  ist,  bleiben  wirksam. 

(3)  Einstweilige  \'^erfügungen  zu  gunsten  gestundeter 
Forderungen  können  bewilligt  und  vollzogen  werden. 
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Richterliche  Stundung.  §  15.  ( i )  Den  im 
§  I,  Absatz  I,  bezeichneten  Personen  kann  das  angerufene 
Gericht  für  Verpflichtungen  aller  Art  nach  folgenden 
Bestimmungen  (§§  16  bis  19)  Stundung  gewähren  und 
ebenso  aussprechen,  daß  Rechtsnachteile,  die  für  den  Fall 
nicht  rechtzeitiger  Erfüllung  vereinbart  worden  sind,  mit 
Ausnahme  der  Pflicht  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen 
(§9,  Absatz  i)  nicht  eintreten  oder  aufgehoben  werden. 

(2)  Das  Gericht  kann  ferner  erkennen,  daß  die  Rechts¬ 
folgen  des  Nichteintrittes  einer  Bedingung  nachgesehen 
oder  aufgehoben  werden,  wenn  der  Eintritt  der  Bedin¬ 
gung  durch  die  kriegerischen  Ereignisse  unmöglich  ge¬ 
worden  ist.  Erforderlichenfalls  ist  für  die  Erfüllung  der 
Bedingung  eine  neuerliche  Frist  zu  setzen. 

§  16.  (i)  Das  Prozeßgericht  kann  auf  Antrag  des  Be¬ 
klagten,  wenn  dessen  wirtschaftliche  Lage  es  rechtfertigt 
und  der  Gläubiger  dadurch  keinen  unverhältnismäßigen 
Nachteil  erleidet,  hinsichtlich  von  Forderungen,  die  von 
der  gesetzlichen  Stundung  ausgenommen  sind,  im  Urteil 
eine  längere  als  die  gesetzmäßige  Leistungsfrist  be¬ 
stimmen. 

(2)  Eine  solche  Frist  kann  für  die  ganze  Forderung 
oder  einen  Teil,  jedoch  nicht  über  den  31.  Dezember  1916 
hinaus,  gewährt  werden.  Eine  bis  einschließlich  31.  De¬ 
zember  1915  gewährte  oder  nach  §  16  der  Verordnung 
vom  17.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  273,  bis  zu  diesem 
Tage  verlängerte  richterliche  Stundung  gilt  als  bis  ein¬ 
schließlich  31.  März  1916  verlängert.  Das  Gericht  kann 
auf  Antrag  nach  Einvernehmung  des  Gegners  (§  56 
E.-O.)  eine  weitere  Verlängerung  bis  längstens  ein¬ 
schließlich  31.  Dezember  1916  bewilligen  oder  die  ge¬ 
setzliche  Verlängerung  abkürzen. 

(3)  Der  Beklagte  hat  die  tatsächlichen  Behauptungen, 
auf  die  er  seinen  Antrag  stützt,  glaubhaft  zu  machen. 

(4)  Das  Gericht  kann  die  Bewilligung  der  Frist  von 
einer  Sicherheitsleistung  abhängig  machen. 

(5)  Gegen  die  Bewilligung  der  richterlichen  Stundung, 
ferner  gegen  deren  Verweigerung  durch  das  Gericht 
zweiter  Instanz  findet  kein  Rechtsmittel  statt. 

(6)  Diese  Bestimmungen  finden  auf  Forderungen  aus 
Wechseln  und  Schecks  keine  Anwendung. 

§  17.  (i)  Der  Schuldner  kann  bei  dem  Bezirksgerichte, 
in  dessen  Sprengel  der  Gläubiger  seinen  Wohnsitz  hat, 
unter  Anerkennung  der  Forderung  des  Gläubigers  die 
Bestimmung  einer  Zahlungsfrist  für  eine  von  der  ge¬ 
setzlichen  Stundung  ausgenommene  Forderung  be¬ 
antragen.  Einen  solchen  Antrag  kann  der  Schuldner 
auch  dann  stellen,  wenn  seine  Verbindlichkeit  in  einem 
exekutionsfähigen  Notariatsakte  festgestellt  ist.  Ist  gegen 
den  Schuldner  ein  Zahlungsbefehl  im  Mahnverfahren 
erlassen  worden,  so  kann  er  innerhalb  der  Frist  zum 
Widerspruche  beim  Gerichte,  das  den  Zahlungsbefehl 
erlassen  hat,  unter  Anerkennung  der  Forderung  des 
Gläubigers  die  Bestimmung  einer  Zahlungsfrist  be¬ 
antragen. 

(2)  Das  Gericht  hat  vor  der  Entscheidung  über  den 
Antrag  den  Gläubiger  einzuvernehmen  (§56  E.-O.)  und 
sodann  durch  Beschluß  zu  erkennen.  Im  Beschlüsse, 
womit  die  Zahlungsfrist  bewilligt  wird,  ist  die  Pflicht 
des  Schuldners  zur  Zahlung  der  anerkannten  Forderung 
auszusprechen.  Ist  gegen  den  Schuldner  ein  Zahlungs¬ 
befehl  im  Mahnverfahren  erlassen  worden,  so  hat  der 
Richter  unter  Änderung  der  im  Zahlungsbefehle  gesetzten 
Frist  die  neue  Zahlungsfrist  durch  Beschluß  zu  be¬ 
stimmen. 

(3)  Die  Kosten  der  Einvernehmung  hat  der  Schuldner 
dem  Gläubiger  zu  ersetzen,  es  sei  denn,  daß  der  Gläu¬ 
biger  das  außergerichtlich  vom  Schuldner  gestellte  und 
offenbar  begründete  Begehren  um  Stundung  abgelehnt 
hat. 

(4)  Die  Bestimmungen  des  §  16  finden  entsprechende 
Anwendung. 


§  18.  (i)  Wenn  durch  richterliche  Stundung  die  Be¬ 
zahlung  von  Bestandzinsen  in  Raten  bewilligt  wurde, 
treten  Rechtsnachteile,  die  für  den  Fall  nicht  recht¬ 
zeitiger  Erfüllung  vereinbart  worden  sind,  nur  bei  nicht 
rechtzeitiger  Entrichtung  dieser  Raten  ein. 

(2)  Wird  eine  solche  Rate  nicht  rechtzeitig  entrichtet, 
so  kann  der  Bestandgeber  dem  Bestandnehmer  mit  Wirk¬ 
samkeit  für  den  nächsten  Kündigungstermin  kündigen. 

§  W-  (i)  Das  Exekutionsgericht  kann  auf  Antrag  des 
Verpflichteten  unter  den  im  §  16,  Absatz  i,  bezeichneten 
Voraussetzungen  die  Exekution  zu  gunsten  einer  For¬ 
derung,  die  von  der  gesetzlichen  Stundung  ausge¬ 
nommen  ist,  bis  längstens  31.  September  1916  auf¬ 
schieben  und  die  Aufhebung  bereits  vollzogener  Exeku¬ 
tionsakte  auch  ohne  die  in  §  43,  Absatz  2,  E.-O.,  ver¬ 
langte  Sicherheitsleistung  anordnen.  Eine  solche  Auf¬ 
schiebung  ist  unzulässig,  wenn  das  Prozeßgericht  be¬ 
reits  gemäß  §§  16  oder  17  eine  Zahlungsfrist  bewilligt 
hat. 

(2)  Auf  die  Bewilligung  der  Aufschiebung  finden  die 
Bestimmungen  des  §  16,  Absatz  3  bis  5,  entsprechende 
Anwendung. 

(3)  Eine  nach  den  Bestimmungen  der  früheren  Stun¬ 
dungsverordnungen  aufgeschobene  Exekution  kann,  wenn 
die  Aufschiebungsfrist  nicht  bereits  vor  dem  31.  De¬ 
zember  1915  abgelaufen  ist,  unter  denselben  Voraus¬ 
setzungen  auf  Antrag  des  Verpflichteten  weiter  bis  läng¬ 
stens  31.  Dezember  1916  aufgeschoben  werden. 

(4)  Der  betreibende  Gläubiger  hat  keinen  Anspruch 
auf  Ersatz  der  für  die  aufgeschobene  Exekution  auf¬ 
gelaufenen  Exekutionskosten,  wenn  er  das  außergericht¬ 
lich  vom  Schuldner  gestellte  und  offenbar  begründete 
Begehren  um  Stundung  abgelehnt  hat. 

Aufhebung  der  gesetzlichen  Stundung 
durch  richterlichen  Ausspruch,  a)  AVr- 
fahren.  §  20.  (i)  Der  Gläubiger  kann  bei  dem  Bezirks¬ 
gerichte,  in  dessen  Sprengel  der  Schuldner  seinen  Wohn¬ 
sitz  (Sitz(  hat,  beantragen,  daß  für  seine  Forderung  die 
gesetzliche  Stundung  aufgehoben  werde.  Ein  solcher 
Antrag  kann  bei  einem  Gerichte  der  Gerichtshofsprengel 
Krakau,  Wadowice  und  Neusandec  nicht  vor  dem  i.  Fe¬ 
bruar  1916,  bei  einem  anderen  Gerichte  in  Galizien  oder 
in  der  Bukowina  nicht  vor  dem  i.  Mai  1916  gestellt 
werden. 

(2)  Über  den  Antrag  ist  der  Schuldner  zu  einer  münd¬ 
lichen  Verhandlung  (§  56  E.-O.)  zu  laden.  Die  Ladung 
ist  ihm  nach  den  Vorschriften  über  die  Zustellung  von 
Klagen  zuzustellen. 

(3)  Vor  der  Entscheidung  hat  der  Richter  erforder¬ 
lichenfalls  Auskunftspersonen,  die  über  die  wirtschaft¬ 
liche  Lage  des  Schuldners  unterrichtet  sind,  einzuver¬ 
nehmen. 

(4)  Gegen  die  Abweisung  des  Antrages  findet  kein 
Rechtsmittel  statt. 

(5)  Dem  Gläubiger  steht  kein  Anspruch  auf  Ersatz 
der  Kosten  dieses  Verfahrens  zu,  wenngleich  seinem  An¬ 
träge  stattgegeben  wird.  Der  Gläubiger  hat  dem 
Schuldner  die  Kosten  dieses  Verfahrens  zu  ersetzen, 
wenn  sein  Antrag  offenbar  unbegründet  war  oder  wenn 
er  den  Schuldner  nicht  vor  der  Stellung  des  Antrages 
zur  Zahlung  aufgefordert  hat  und  der  Schuldner  sich 
sofort  vor  Gericht  zur  Zahlung  der  Beträge  bereit  er¬ 
klärt  hat,  für  welche  die  Aufhebung  der  gesetzlichen 
Stundung  ausgesprochen  wird. 

b)  Voraussetzungen  und  LTmfang  der  Aufhebung  der 
gesetzlichen  Stundung.  §  21.  (i)  Dem  Anträge  ist  mit 
Beschluß  stattzugeben,  wenn  der  Gläubiger  glaubhaft 
macht,  daß  die  wirtschaftliche  Lage  des  Schuldners  die 
gesetzliche  Stundung  nicht  oder  nicht  im  vollen  Lhn- 
fange  rechtfertigt.  Hierbei  ist  insbesondere  auf  die  Fort¬ 
führung  des  Wirtschaftsbetriebes  des  Schuldners  und 
darauf  Bedacht  zu  nehmen,  inwiefern  der  Schuldner  ohne 
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Beeinträchtigung  seiner  Wirtschaft  die  zur  Zahlung  er¬ 
forderlichen  Mittel  beschaffen  kann. 

(2)  Im  Beschlüsse  des  Gerichtes  ist  auszusprechen, 
für  welchen  Betrag  der  Forderung  und  mit  welchem 
Tage  die  gesetzliche  Stundung  aufgehoben  wird.  Hierbei 
dürfen  keine  früheren  als  die  im  folgenden  bezeichneten 
Tage  und,  wenn  die  Forderung  mehr  als  30  K  beträgt, 
keine  höheren  als  die  nachstehend  bezeichneten  Teil¬ 
beträge  samt  den  auf  sie  entfallenden  Zinsen  bestimmt 
werden. 


In  den  Gerichts- 

In  den  übrigen 

hofsprengeln 

Teilen  von 

Krakau,  Wadowice 

Galizien  und  in 

und  Neusandec 

der  Bukowina 

31.  März  1916  .  .  . 

_ 

30.  Juni  1916  .  .  . 

...  15 

IO 

30.  September  1916  . 

.  .  .  .  15 

IO 

31.  Dezember  1916  . 

,  ...  20 

IO 

c)  Gerichtliche  Geltendmachung  der  nicht  mehr  ge¬ 
stundeten  Forderung.  §  22.  (i)  Nach  Rechtskraft  des 
Beschlusses,  womit  die  gesetzliche  Stundung  aufgehoben 
wird,  kann  der  Gläubiger  seine  Forderung  unter  Vor¬ 
lage  dieses  Beschlusses  gerichtlich  geltend  machen. 

(2)  Mit  der  Klage  auf  Zahlung  des  Betrages,  für  den 
die  gesetzliche  Stundung  aufgehoben  wurde,  kann  auch 
die  Zahlung  des  anderen  Teiles  der  Forderung  begehrt 
werden.  Die  Verurteilung  zu  einer  Leistung,  für  die  dem 
Schuldner  zur  Zeit  der  Urteilsfällung  noch  die  gesetz¬ 
liche  Stundung  zukommt,  ist  zulässig;  jedoch  ist  die 
Frist  für  die  Leistung,  einschließlich  der  Prozeßkosten, 
in  Übereinstimmung  mit  dem  Beschlüsse  über  die  Auf¬ 
hebung  der  gesetzlichen  Stundung,  für  die  von  diesem 
Beschlüsse  nicht  betroffenen  Beträge  aber  derart  zu  be¬ 
stimmen,  daß  sie  vom  letzten  Tage  der  gesetzlichen 
Stundungsfrist  beginnt. 

(3)  Zu  gunsten  einer  vollstreckbaren  Forderung,  für 
welche  die  gesetzliche  Stundung  aufgehoben  ist,  kann 
Exekution  geführt  werden. 

(4)  Wenn  das  Gericht  für  eine  Forderung  die  gesetz¬ 
liche  Stundung  aufgehoben  hat,  ist  die  richterliche  Stun¬ 
dung  (§§  16  bis  19)  nicht  zulässig. 

d)  Wechsel  und  Schecks.  §  23.  (i)  Die  Bestimmungen 
der  §§  20  und  21  finden  auf  Wechsel  mit  der  Änderung 
entsprechende  Anwendung,  daß  bei  Wechseln  mit  höherer 
Wechselsumme  der  Betrag,  für  den  die  gesetzliche  Stun¬ 
dung  aberkannt  wird,  mindestens  je  50  K  erreichen  muß. 
Von  dem  Inhalte  des  Beschlusses,  womit  für  einen 
Wechsel  die  gesetzliche  Stundung  aufgehoben  wird,  soll 
cler  Gläubiger  die  Rückgriffsverpflichteten,  soweit  deren 
Adresse  bekannt  ist,  benachrichtigen. 

(2)  Die  Aufhebung  der  gesetzlichen  Stundung  wirkt 
nur  gegenüber  dem  Schuldner,  gegen  den  sie  ausge¬ 
sprochen  wurde. 

§  24.  (i)  Durch  die  rechtskräftige  Aufhebung  der  ge¬ 
setzlichen  Stundung  wird  ein  Wechsel,  der  nicht  schon 
vor  dem  i.  August  1914  fällig  geworden  ist,  mit  dem 
von  der  Stundung  ausgenommenen  Betrage  bei  der  Vor¬ 
zeigung  zahlbar.  Die  Vorzeigung  ist  nicht  vor  dem  im 
gerichtlichen  Beschlüsse  bestimmten  Tage  zulässig.  Zu¬ 
gleich  mit  dem  Wechsel  ist  der  gerichtliche  Beschluß 
vorzuweisen. 

[2)  Gegen  Rückgriffsverpflichtete  aus  Wechseln  der 
im  Absatz  i  bezeichneten  Art  kann  der  Antrag  auf  Auf¬ 
hebung  der  gesetzlichen  Stundung  nur  gestellt  werden, 
soweit  die  gesetzliche  Stundung  gegenüber  dem  Akzep¬ 
tanten  (Aussteller  des  eigenen  Wechsels)  rechtskräftig 
aufgehoben  worden  ist. 

(3)  Wird  Teilzahlung  geleistet,  so  ist  auf  dem  Wechsel 
zu  vermerken,  wann,  von  wem  und  in  welcher  Höhe  sie 
geleistet  worden  ist.  Dem  Zahlenden  ist  auf  einer  Ab¬ 
schrift  des  Wechsels  Quittung  zu  erteilen. 

§  25.  (i)  Leistet  ein  Rückgriffsverpflichteter  auf  einen 
Wechsel,  der  vor  dem  i.  August  1914  fällig  geworden  ist, 
Teilzahlung  (§§  21  und  23),  so  kann  er  außer  dem  Ver¬ 


merk  nach  §  24,  Absatz  3,  und  der  Quittung  eine  be¬ 
glaubigte  Abschrift  des  Protestes  verlangen.  Die  Aus- 
folgung  der  beglaubigten  Abschrift  ist  auf  dem  Proteste 
zu  vermerken.  Ein  Duplikat  oder  mehr  als  eine  beglau¬ 
bigte  Abschrift  des  Protestes  für  je  eine  Teilzahlung 
darf  nicht  ausgefolgt  werden.  Die  Unterschrift  der  öster¬ 
reichisch-ungarischen  Bank  auf  einer  Abschrift  des  Pro¬ 
testes  ersetzt  deren  Beglaubigung. 

(2)  Macht  ein  Rückgriffsverpflichteter  den  Ersatz  der 
von  ihm  geleisteten  Teilzahlung  gegen  die  Vormänner 
oder  den  Akzeptanten  geltend,  so  ist  bei  Wechseln,  die 
vor  dem  i.  August  1914  fällig  geworden  sind,  die 
Quittung  und  die  beglaubigte  Abschrift  des  Protestes, 
wenn  jedoch  der  Protest  erlassen  worden  ist,  die  Quittung 
und  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Wechsels  beizu¬ 
bringen. 

§  26.  (i)  Bei  Wechseln,  die  vor  dem  i.  August  1914 
ausgestellt  worden  sind  und  zwischen  dem  i.  August 
1914  und  dem  31.  Dezember  1916  fällig  geworden  sind 
oder  fällig  werden,  ist  die  Nichtleistung  der  Teilzahlung 
(§§  21  und  23)  durch  Protest,  und  zwar  auch  dann  fest¬ 
zustellen,  wenn  der  Protest  erlassen  worden  ist.  Die  V'^or- 
männer  sind  gemäß  Artikel  45  bis  47  W.-O.  zu  benach¬ 
richtigen. 

(2)  Bei  den  im  Absatz  i  bezeichneten  Wechseln  kann 
der  Protest  wegen  Nichtleistung  einer  Teilzahlung  er¬ 
setzt  werden: 

a)  durch  eine  Erklärung  des  Akzeptanten  (Bezogenen), 
des  Ausstellers  des  eigenen  Wechsels  oder  des  Domi- 
ziliaten ; 

h)  durch  eine  Erklärung  des  Wechselinhabers,  wenn 
auf  ihn  gemäß  §  i  des  Gesetzes  vom  3.  April  1906, 
R.-G.-Bl.  Nr.  84,  ein  Scheck  gezogen  werden  kann,  aus¬ 
genommen  den  Fall,  daß  das  Geschäftslokal  oder  in  Er¬ 
manglung  eines  solchen  die  Wohnung  der  Person  nicht 
zu  ermitteln  ist,  der  zu  präsentieren  war. 

(3)  Die  Erklärung  muß  auf  den  Wechsel  oder  ein  mit 
ihm  verbundenes  Blatt  (Allonge)  gesetzt  und  vom  Er¬ 
klärenden  unterschrieben  werden.  Sie  hat  den  Tag  der 
Präsentation  und  die  Bemerkung  zu  enthalten,  daß  die 
Zahlung  nicht  geleistet  oder  daß  die  Person,  der  zu 
präsentieren  war,  nicht  angetroffen  wurde.  Zur  Erhaltung 
der  Wechselrechte  muß  ferner  innerhalb  der  für  die 
Protesterhebung  festgesetzten  Frist  die  Beglaubigung 
einer  Abschrift  des  mit  der  Erklärung  versehenen 
Wechsels  bewirkt  werden.  Die  Beglaubigung  der  Ab¬ 
schrift  ist  auf  dem  Wechsel  zu  vermerken.  Mehr  als  eine 
Abschrift  des  Wechsels  für  je  eine  Teilzahlung  darf  nicht 
beglaubigt  werden.  Die  Unterschrift  der  österreichisch¬ 
ungarischen  Bank  auf  einer  Abschrift  des  Wechsels  er¬ 
setzt  deren  Beglaubigung. 

(4)  Leistet  ein  Rückgriffsverpflichteter  Teilzahlung  auf 
einen  der  im  Absätze  i  bezeichneten  Wechsel,  so  kann 
er  außer  dem  Vermerk  nach  §  24,  Absatz  3,  und  der 
Quittung  die  Ausfolgung  des  Protestes  über  die  nicht 
geleistete  Teilzahlung  oder,  wenn  der  Protest  durch  eine 
der  im  Absätze  2  bezeichneten  Erklärungen  ersetzt 
wurde,  die  nach  Vorschrift  des  Absatzes  3  beglaubigte 
Abschrift  des  Wechsels  verlangen. 

(5)  Macht  ein  Rückgriffsverpflichteter  den  Ersatz  der 
von  ihm  geleisteten  Teilzahlung  gegen  die  Vormänner 
oder  den  Akzeptanten  geltend,  so  ist  bei  den  im  Ab¬ 
satz  I  bezeichneten  Wechseln  die  Quittung  und  der  Pro¬ 
test  oder  die  nach  Vorschrift  des  Absatzes  3  beglaubigte 
Abschrift  des  Wechsels  beizubringen. 

§  27.  Auf  Grund  von  Wechseln,  für  welche  die  gesetz¬ 
liche  Stundung  teilweise  aufgehoben  wurde,  sind  Klagen 
nur  bezüglich  des  zahlbar  gewordenen  Betrages  zulässig. 

§  28.  Die  Bestimmungen  der  §§  23  bis  27  finden  auf 
Schecks,  die  vor  dem  i.  August  1914  fällig  geworden 
sind,  sinngemäße  Anwendung. 
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e)  Anzuwendende  allgemeine  Verfahrensvorschriften. 
§  29.  Auf  das  in  den  §§  20  bis  28.  geregelte  Verfahren 
finden  die  Bestimmungen  über  das  Verfahren  in  bürger¬ 
lichen  Rechtsstreitigkeiten  Anwendung. 

f)  Ausnahmen.  §  30.  (i)  Die  Bestimmungen  der  §§  20 
bis  29  finden  keine  Anwendung  auf  Forderungen 

1.  gegen  öffentliche  Körperschaften,  gegen  Landes-  und 
Aktienbanken,  Sparkassen,  Kreditgenossenschaften  und 
sonstige  Kreditstellen  sowie  gegen  Versicherungs¬ 
anstalten  ; 

2.  gegen  Schuldner,  die  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder 
ihre  ständige  geschäftliche  Niederlassung  im  engeren 
Kriegsgebiete  haben. 

(2)  Wenn  nach  dem  Beginn  der  Wirksamkeit  dieser 
Verordnung  das  weitere  Kriegsgebiet  auf  Teile  des  en¬ 
geren  Kriegsgebietes  ausgedehnt  wird,  finden  auf 
Schuldner,  die  in  diesen  neuen  Teilen  des  weiteren 
Kriegsgebietes  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  oder  ihre  ständige 
geschäftliche  Niederlassung  haben,  die  Bestimmungen 
der  §§  20  bis  29  vom  ersten  Tage  des  auf  die  Verlaut¬ 
barung  der  Kundmachung  des  Ministeriums  des  Innern 
folgenden  Kalendervierteljahres  Anwendung.  Es  darf 
jedoch  die  Aufhebung  der  gesetzlichen  Stundung  für 
keinen  früheren  Tag  als  den  letzten  Tag  dieses  Kalender¬ 
vierteljahres  ausgesprochen  werden. 

Gegenseitigkeitsrecht.  §  31.  Insoweit 

Gläubiger,  die  im  Inland  ihren  Wohnsitz  (Sitz)  haben, 
in  einem  anderen  Staate  privatrechtliche  Forderungen 
nur  in  geringerem  Ausmaße  oder  unter  weitergehenden 
Beschränkungen  geltend  machen  können  als  in  dieser 
Verordnung  bestimmt  ist,  unterliegen  die  Forderungen 
von  Gläubigern,  die  in  diesem  Staate  ihren  Wohnsitz 
(Sitz)  haben,  den  gleichen  Einschränkungen. 

Gebührenrechtliche  Bestimmungen. 
§  32.  (i)  Wenn  die  Gebühr  für  den  Protest  bereits  bei 
der  Erhebung  des  Protestes  wegen  Nichtleistung  einer 
Teilzahlung  auf  einen  Wechsel  entrichtet  wurde,  ist  der 
Protest  wegen  Nichtleistung  einer  weiteren  Zahlung  von 
der  Gebühr  nach  T.-P.  116,  lit.  g,  des  Gesetzes  vom 
13.  Dezember  1862,  R.-G.-Bl.  Nr.  89,  befreit.  Die  näheren 
Bestimmungen  werden  durch  besondere  Verordnung  ge¬ 
troffen. 

(2)  Die  im  §  26  bezeichnete  Erklärung  des  Akzep¬ 
tanten  (Bezogenen),  Ausstellers  des  eigenen  Wechsels 
oder  Domiziliaten  oder  des  Inhabers  des  Wechsels  ist 
kein  Gegenstand  der  Gebühr. 

§  33.  Diese  Verordnung  tritt  am  i.  Januar  1916  in 
Wirksamkeit.  Gleichzeitig  tritt  die  Verordnung  vom 
17.  September  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  273,  außer  Kraft. 

Beschlagnahme  aller  Arten  von  Glyzerin,  Gly¬ 
zerinwässern  und  Seifensiederunterlaugen.  Eine 
Verordnung  des  Handelsministers  im  Einvernehmen  mit 
den  beteiligten  Ministern  und  im  Einverständnisse  mit 
dem  k.  u.  k.  Kriegsminister  vom  23.  Dezember  T915  be¬ 
stimmt; 

§  r.  Alle  vorhandenen  Mengen  von  Roh-,  Destillat- 
ünd  Raffinadeglyzerin,  ferner  von  bei  der  Verarbeitung 
von  Neutralfetten  auf  Kernseifen  abfallenden  glyzerin¬ 
haltigen  Seifensiederunterlaugen  sowie  von  Glyzerin¬ 
wässern  aller  Art  sind  mit  dem  Tage  der  Kundmachung 
dieser  Verordnung  zu  gunsten  des  Staates  beschlagnahmt. 
Hinsichtlich  der  in  diesem  Zeitpunkte  noch  nicht  er¬ 
zeugten  Mengen  von  Roh-,  Destillat-  und  Raffinade¬ 
glyzerin,  von  Seifensiederunterlaugen  und  Glyzerin¬ 
wässern  tritt  die  Beschlagnahme  mit  dem  Zeitpunkte 
ihrer  Fertigstellung  ein. 

Ausgenommen  von  der  Beschlagnahme  sind  Vorräte, 
welche  in  der  Hand  eines  Besitzers  an  Roh-,  Destillat- 
und  Raffinadeglyzerin  zusammen  30  kg,  an  Seifensieder¬ 
unterlaugen  und  Glyzerinwässern  zusammen  je  500  kg 
nicht  übersteigen,  ferner  jene  Mengen  von  Destillat-  und 


Raffinadeglyzerin,  deren  Freigabe  für  pharmazeutische 
und  industrielle  Zwecke  bei  Inkrafttreten  dieser  Ver¬ 
ordnung  vom  k.  u.  k.  Kriegsministerium  bereits  verfügt 
war,  und  endlich  jene  Vorräte,  die  sich  im  Besitze  des 
Staates  oder  der  Heeresverwaltung  befinden. 

§  2.  Die  Beschlagnahme  hat  die  Wirkung,  daß  die  be¬ 
schlagnahmten  Mengen  der  im  §  i  genannten  Stoffe 
weder  verbraucht  noch  verarbeitet,  freiwillig  oder 
zwangsweise  veräußert  oder  vernichtet  werden  dürfen, 
sofern  nicht  in  dieser  Verordnung  oder  durch  besondere 
Verfügung  des  Handelsministers  im  Einverständnisse 
mit  dem  k.  u.  k.  Kriegsminister  andere  Anordnungen 
getroffen  werden. 

Es  ist  jedoch  den  Erzeugern  von  Seifensiederunter¬ 
laugen  und  Glyzerinw'ässern  gestattet,  diese  Stoffe  in 
ihren  Betrieben  selbst  einer  sofortigen  Weiterverarbeitung 
auf  Roh-,  Raffinade-,  Dynamit-  und  andere  Destillat- 
glyzerine  zu  unterwerfen.  Die  Erzeugung  von  Raffinade- 
und  Destillatglyzerin  (mit  Ausnahme  von  Dynamit¬ 
glyzerin)  kann  unter  Bedachtnahme  auf  die  Betriebs¬ 
verhältnisse  des  betreffenden  Unternehmens  durch  fall¬ 
weise  Verfügung  des  Handelsministers  im  Einverständ¬ 
nisse  mit  dem  k.  u.  k.  Kriegsminister  eingeschränkt 
werden. 

Zur  Übernahme  der  beschlagnahmten  Mengen  von 
Glyzerinen,  Glyzerinwässern  und  Seifensiederunterlaugen 
ist  die  österreichische  öl-  und  Fettzentrale-A.-G.  in  Wien 
bestimmt,  die  unter  den  in  §§  6  bis  9  festgelegten  Be¬ 
dingungen  die  beschlagnahmten  Warenmengen  zu  über¬ 
nehmen  und  zu  bezahlen  verpflichtet  ist. 

§  3.  Rechtsgeschäfte,  welche  gegen  die  Bestimmungen 
des  §  2  dieser  Verordnung  geschlossen  werden,  sind 
nichtig.  Dies  gilt  auch  für  solche  Rechtsgeschäfte,  die 
vor  Kundmachung  dieser  Verordnung  abgeschlossen 
wurden,  sofern  die  Übergabe  der  Ware  noch  nicht  er¬ 
folgt  ist. 

§  4.  Die  Wirkung  der  Beschlagnahme  endigt: 

1.  mit  einer  gemäß  dieser  Verordnung  zulässigen  Ver¬ 
äußerung, 

2.  mit  der  zwangsweisen  Abnahme, 

3.  in  den  in  den  §§  8  und  ii  vorgesehenen  Fällen  der 
Aufhebung  der  Beschlagnahme. 

§  5.  Wer  die  gemäß  §  i  beschlagnahmten  Stoffe  vor¬ 
rätig  oder  in  Verwahrung  hält,  hat  die  am  Tage  der 
Kundmachung  dieser  Verordnung  vorhandenen  Mengen 
unter  Nennung  des  Eigentümers  längstens  binnen  acht 
Tagen  nach  diesem  Zeitpunkte  der  österreichischen  öl- 
und  Fettzentrale-A.-G.  in  Wien,  I.  Stubenring  8/10, 
schriftlich  anzuzeigen.  Bezüglich  der  auf  dem  Transporte 
befindlichen  Mengen  trifft  die  Anzeigepflicht  den  Emp¬ 
fänger.  Die  Erzeuger  der  hier  erwähnten  Stoffe  sind 
weiter  verpflichtet,  die  in  ihren  Betrieben  am  letzten 
Tage  eines  jeden  Monats  jeweilig  vorhandenen  Mengen 
aufzunehmen  und  innerhalb  der  nächsten  acht  Tage,  nach 
Sorten  getrennt,  der  österreichischen  Öl-  und  Fettzentrale 
anzuzeigen.  Die  Anzeigepfiicht  bezieht  sich  auch  auf 
jene  am  Monatsende  vorhandenen  Vorräte  an  Seifen¬ 
siederunterlaugen,  Glyzerinwässern  und  Rohglyzerin, 
welche  in  den  betreffenden  Betrieben  auf  Rohglyzerin, 
beziehungsweise  Raffinade-,  Dynamit-  und  andere  De- 
stillatglyzerine  weiterverarbeitet  werden  (§  2). 

In  den  Vorratsanzeigen  ist  jede  versandbereite  Partie 
\on  Dynamitglyzerin,  Rohglyzerin,  LTnterlaugenroh- 
glyzerin,  Seifensiederunterlauge  und  Glyzerinwässern 
gesondert  anzuführen.  Von  solchen  versandbereiten  Par¬ 
tien  sind  sachkundig  gezogene,  die  Qualität  der  be¬ 
treffenden  Waren  verläßlich  wiedergebende  Ausfall¬ 
muster  im  Gewichte  von  wenigstens  100  g  durch  die 
Post  (als  Muster  ohne  Wert)  zugleich  mit  den  Vorrats¬ 
anzeigen  an  die  Österreichische  Öl-  und  Fettzentrale  ein¬ 
zusenden.  Die  Zugehörigkeit  der  Muster  zu  den  einzelnen 
angezeigten  Warenpartien  ist  durch  einen  auf  dem 
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Muster  und  den  Behältern,  in  denen  sich  die  Sendung' 
l')efindet,  anznbringenden  gleichlautenden  \’erinerk  aus¬ 
reichend  zu  kennzeichnen. 

Ferner  sind  die  Erzeuger  der  gemäl.1  §  i  l)eschlag- 
nahinten  Stoffe  verpdichtet,  innerhalb  der  ersten  acht 
Tage  eines  jeden  Monats  die  aus  ihren  Betrieben  während 
des  abgelaufenen  Monats  zum  Versand  gelangten  Mengen 
nach  Sorten  getrennt  der  Österreichischen  Öl-  und  Fett¬ 
zentrale  anzuzeigen.  Diese  Anzeigepflicht  bezieht  sich 
für  den  Monat,  in  dem  diese  Verordnung  kundgemacht 
wurde,  nur  auf  jene  Mengen,  die  nach  der  angeordneten 
ersten  Voiratsaufnahme  zum  Wrsand  gelangt  sind.  In 
allen  durch  die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  an- 
geordneten  Anzeigen  ist  den  Mengenangaben  der  unge¬ 
fähre  Gehalt  einer  jeden  Sorte  an  Rohglyzerin  beizu- 
fügen. 

§  6.  Der  Eigentümer  des  beschlagnahmten  Roh-,  De¬ 
stillat-  und  Raffinadeglyzerins  ist  verpflichtet,  dieses  der 
österreichischen  Öl-  und  I^ettzentrale  zu  den  fest¬ 
gesetzten  Preisen  und  Bedingungen  (§  7)  käuflich  zu 
überlassen  und  an  die  von  ihr  zu  bezeichnenden  Stelle 
zu  liefern.  Bis  zur  Übernahme  sind  die  beschlagnahmten 
Mengen  von  den  Besitzern  sachgemäß  aufzubewahren. 

Die  Österreichische  Öl-  und  Fettzentrale  kann  Er¬ 
zeugern  gegenüber  die  Übernahme  von  Rohglyzerin  jeder 
Art  und  von  Dynamitglyzerin  bis  zur  erfolgten  F'ertig- 
und  Bereitstellung  von  mindestens  10.000  kg  einer  ein¬ 
zelnen  Sorte  hinausschieben;  sie  ist  auch  berechtigt,  con 
jenen  Erzeugern,  die  sich  mit  der  Flerstellung  von 
Dynamitglyzerin,  sonstigem  Destillat-  oder  Raffinade¬ 
glyzerin  befassen,  die  Ablieferung  ihrer  Erzeugnisse  in 
F'orm  ^■on  Dynamitglyzerin  oder  sonstigem  Destillat-  und 
Raffinadeglyzerin  bestimmter  Grädigkeit  zu  verlangen. 

§  7.  Die  t'bernahmspreise  betragen  in  Kronen; 


I.  für  Saponifikat-Rohglyzerin  von 

28®  Be. 

-  ,  ,  bis  zu 

von  0*51 

von  101 

von  i‘5i 

Mit  t  inem  Aschengehalt  I^ro- 

bis  I  Pro- 

b’s  I  '50  Pro- 

bis  2  Pro- 

''on  zent 

zent 

z^nt 

zent 

ür  je  I  kg  Rein- 

glyzerin  in  100  kg 

Rohglyzerin . 2‘26 

2-23 

2*19 

2-14 

2.  für  Acidifikations-Rohglyzerin  von  28®  Be. 

.  Al  1  ZU  von  0*51  von  i*oi  von  1*51 

Mit  einem  Aschengehalt  o'5o  Pro-  bis  i  Pro-  bis  1*50  Pro-  bis  2  Pr o- 
zent  zent  zent  zent 

l'ür  je  I  Rein¬ 

glyzerin  in  100  kg 

Rohglyzerin . 2-20  2' 17  2-13  2’o8 

3.  für  Unterlaugen-Rohglyzerin  von  mindestens  78  Pro¬ 


zent  Reinglyzeringehalt 


Mit  einem  Aschen¬ 

bis  zu 

9  Pro¬ 

von  9*01 
bis  IO  Pre 

von  ii’OI 

»-  bis  II 

von  1  i‘üi 
bis  12 

von  12 ‘01 
bis  13 

gehalt  von 

zent 

zent 

Prozent 

Prozent 

Prozent 

Für  je  I  kg  Rein¬ 
glyzerin  in  100  kg 
Rohglyzerin  .  . 

2*04 

2-01 

T*92 

1-82 

17I 

Die  Preise  für  Rohglyzerine, 

welche  den  unter 

T  bis  3 

genannten  Qualitäten  nicht  entsprechen,  bleiben  der 
freien  Wreinbarung  zwischen  der  Österreichischen  Öl- 
und  F'ettzentrale  und  dem  Verkäufer  überlassen.  Im  F'alle 
des  Nichtzustandekommens  einer  Wreinbarung  bestimmt 
der  Handelsminister  den  Übernahmspreis. 

4.  F'ür  100  kg  Dynamitglyzerin  260  K. 

Das  Dynamitglyzerin  muß  den  nachstehenden  An¬ 
forderungen  entsprechen : 

a)  Das  spezifische  Gewicht  bei  15®  G  —  entweder  mit 
dem  Aräometer  oder  Pyknometer  bestimmt  —  soll  min¬ 
destens  f26o  betragen. 

h)  Auf  den  Chlorgehalt,  welcher  nicht  mehr  als  ü'04 
Prozent  auf  Chlornatrium  (Na CI)  umgerechnet  werden 
darf,  wird  das  Glyzerin  in  folgender  Weise  ge])rüft: 

1.  lü  cm^  Glyzerin  werden  mit  der  gleichen  Menge 
Wasser  verdünnt  und  dürfen  bei  Zusatz  von  Salpeter¬ 
säure  und  Silbernitrat  höchstens  ein  schwaches  Opali¬ 
sieren,  keineswegs  aber  einen  Niederschlag  zeigen. 

2.  WVrden  50 — 60  g  Glyzerin  verbrannt  und  die  re- 
stierende  Kohle  mit  Wasser  ausgelaugt,  in  dem  Filtrate 


das  Chlor  bestimmt,  so  darf  dasselbe  auf  Chlornatrium 
(NaCl)  umgerechnet,  wie  oben  angegeben,  nicht  mehr 
als  0’04  Prozent  betragen. 

3.  Auf  Zusatz  von  Silbernitrat  (AgNO^,)  allein  (5  cm'^ 
Glyzerin  mit  2  an^  einer  5prozentigen  AgNO^-Lösung 
versetzt)  darf  innerhalb  12  Minuten  keine  Reduktion  von 
Silber  eintreten ;  eine  Bräunung  ohne  Niederschlag  ist 
toleriert. 

c)  Der  Aschengehalt,  nach  Vizern  (Benedikt,  3.  Auf¬ 
lage,  pag.  328)  bestimmt,  darf  höchstens  o'3  Prozent  be¬ 
tragen. 

d)  Das  Glyzerin  muß  eine  neutrale  Reaktion  aufweisen 
und  frei  von  Kalk  und  Arsen  und  sonstigen  Fremd¬ 
körpern  sein. 

e)  Der  Gehalt  an  nicht  flüchtigen  organischen  Sub¬ 
stanzen  darf  ü'i  Prozent  nicht  übersteigen. 

f)  Der  Glyzeringehalt  (nach  Benedikt-Azetinverfahren 
oder  nach  Hehner-Bichromat-Methode)  muß  mindestens 
97  Prozent  betragen. 

g)  Eine  Probenitrierung  mit  loo  kg  Glyzerin  und 
740  kg  Mischsäure  (280  kg  HNO^  von  48®  Be  und 
460  kg  HgSO^  von  66®  Be)  muß  eine  Mindestausbeute 
von  205  kg  Nitroglyzerin  geben,  wobei  die  Scheidung 
desselben  von  der  Abfallsäure  nicht  länger  als  höchstens 
28  Minuten  dauern  darf. 

5.  Für  sonstiges  Destillat-  und  Raffinadeglyzerin  vom 
spezifischen  Gewichte  T26  bei  15®  C: 

für  100  kg 


a)  chemisch  rein,  doppelt  destilliert,  den  öster¬ 
reichischen  .Arzneivorschriften  entsprechend  .  .  275’ — 

b)  einfach  destilliert . 272' — 

c)  prima  raffiniert,  wasserhell,  kalk-  und  säure¬ 
frei  . 265- — 

d)  Sekunda  raffiniert,  gelblich,  kalk-  und  säure¬ 
frei  . 262-— 


Die  unter  5  a  bis  d  genannten  Preise  ermäßigen  sich 
bei  einem  spezifischen  Gewichte  des  Destillat-  und  Raffi¬ 
nadeglyzerins 

Kronen 


von  1-25 

für  100  kg  um  . 

. IO- 

„  I’23 

,,  100 . 

. 25- 

..  r2i 

„  100 

I-I9 

„  100 . 

. 45- 

1-17 

,,  100 . 

. SO- 

„  i’i6 

„  TOO . 

. 57- 

I-I5 

„  100 . 

ri4 

„  100 . 

. 65- 

„  I'I2 

„  100 . 

Alle  unter  i 

bis  5  genannten 

Preise  verstehen 

Verkäuferstation,  netto  Kasse,  ohne  Skonto, 


sich  ab 
für  Ware 


in  vom  Wrkäufer  zu  stellenden,  zwei  Monate  zinsfreien 
Leiheisenfässern.  Bei  A’erpackung  der  unter  5  genannten 
Destillat-  und  Raffinadeglyzerine  in  anderen  Behältern 
sind  nachstehende  Zuschläge  in  Rechnung  zu  stellen,  und 


zwar : 


pro  100  kg 
Glyzerin 
Kronen 


für  Holzbarrels . 3 

,,  Korblechballons  zu  100  kg . 6 

,)  „  «  . . ^ 

,,  Doppelbleclikarnistcr  in  einer  Ilolzkiste  ...  12 


Die  Übernahme  und  Abrechnung  zwischen  der  Öster¬ 
reichischen  Öl-  und  l'ettzentrale  und  den  Wrkäufern  er¬ 
folgt  auf  Grund  des  in  der  Bestimmungsstation  bahnamt¬ 
lich  festgestellten  Gewichtes  und  der  von  der  k.  k.  land- 
w’irtschaftlich-chemischen  A'ersuchsstation  in  When  aus¬ 
geführten  W'arenanalysen.  Die  hierfür  benötigten  Muster 
werden  bei  der  l'bernahme  der  AVare  in  der  Bestim¬ 
mungsstation  durch  Bevollmächtigte  der  Österreichischen 
Öl-  und  F'ettzentrale  gezogen:  es  steht  dem  Verkäufer 
oder  dessen  Beauftragten  frei,  dieser  Musterentnahme 
beizuwohnen. 


§  8.  Die  beschlagn.ahmten  A’orräte  an  Seifensieder¬ 
unterlaugen  und  Glyzerinwässern  sind,  sofern  sie  nicht 
in  den  betreffenden  Betrieben  sofort  auf  Glyzerin  w'eiter- 
verarbeitet  werden  (§  2),  von  deren  Besitzern,  be- 
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ziehiingsweise  Erzeugern  sachgemäß  aufzubewahren.  Die 
Österreichische  Öl-  und  Fettzentrale  ist  verpflichtet,  über 
die  Abnahme  versandbereiter  Partien  binnen  längstens 
30  Tagen  nach  Einlangen  der  betreffenden  Vorrats¬ 
anzeigen  und  Muster  (§  5)  zu  entscheiden;  für  die  inner¬ 
halb  dieses  Zeitraumes  von  der  österreichischen  Öl-  und 
Fettzentrale  nicht  übernommenen  Mengen  tritt  die  Be¬ 
schlagnahme  außer  Kraft  und  der  Besitzer  kann  über 
dieselben  frei  verfügen. 

Die  Eigentümer  der  von  der  Österreichischen  Öl-  und 
Eettzentrale  in  Anspruch  genommenen  Vorräte  an  Seifen¬ 
siederunterlaugen  und  Glyzerinwässern  sind  verpflichtet, 
diese  Vorräte  der  österreichischen  Öl-  und  Fettzentrale 
zu  den  festgesetzten  Preisen  und  Bedingungen  (§  9) 
zu  verkaufen  und  sie  an  die  von  der  genannten  Zentrale 
zu  bezeichnende  Stelle  zu  liefern. 

§  9.  Die  Übernahmspreise  betragen  in  Kronen; 

r.  Für  100  kg  Seifensiederunterlauge 


o**  i-,  •  BeieinerFracht 

Be.  einem  Gehalte  an  kein-  vonKr.^o  vonKa’So  von  4  K 

g  yzerin  von  ^  Ks’gg  und  darüber 

4  Prozent . r6o  —  _  _ 

5  . 370  2-50  —  _ 

6  . 570  4-60  2-8o  — 

7  ..  . 7'8o  6‘6o  4-90  2'5o 

Für  jedes  weitere  Prozent  an  Glyzerin  wird  für  je 

loo  kg  Unterlauge  K  1-50  vergütet. 

2.  Für  100  kg  Saponifikat-Glyzerinwässer : 


Bei  einem  Gehalte  an 
Reinglyzerin  von 

5  Prozent  .  .  . 

6  „  .  .  . 

7  .  .  . 

8  „ 


Bei  e 

i  n  e  r  F 

r  a  c  b  t 

unt  r 

von  K  1*50 

vor  K  2  50 

von  4 K 

vonöK  und 

K  I  50 

bis  K  2’49 

bis  K3'99 

bis  K  5 '99 

darüber 

6-70 

5-50 

370 

— 

— 

8-90 

770 

5’90 

3-50 

— 

ir — 

9-80 

8-— 

5 '60 

3-80 

13-10 

11-90 

lO-IO 

7-70 

5-90 

Für  jedes  weitere  Prozent  an  Glyzerin  wird  für  je 
lOü  kg  Saponifikat-Glyzerinwasser  K  f90  vergütet. 

Zwischen  den  vollen  Prozenten  liegende  Glyzerin¬ 
gehalte  werden  auf  das  nächstniedrigere  Zehntel  abge¬ 
rundet  und  die  Preise  durch  Teilung  der  Unterschiede 
zwischen  den  zunächst  liegenden  ganzen  Prozenten  er¬ 
mittelt. 

Die  vorstehend  festgesetzten  Preise  verstehen  sich  ab 
Verkäuferstation,  netto  Kasse,  ohne  Skonto,  für  Ware 
in  guten  Eichenholzbarrels,  die  dem  Verkäufer  auf  seine 
Kosten  zurückgesendet  oder  nach  zu  vereinbarenden 
Preisen  von  der  österreichischen  Öl-  und  Fettzentrale 
übernommen  werden. 

Die  Übernahme  und  Abrechnung  zwischen  der  Öster¬ 
reichischen  Öl-  und  Fettzentrale  und  den  Verkäufern  er¬ 
folgt  auf  Grund  des  in  der  Bestimmungsstation  bahn¬ 
amtlich  festgestellten  Gewichtes  und  der  von  der  k.  k. 
landwirtschaftlich-chemischen  Versuchsstation  in  Wien 
ausgeführten  Warenanalysen.  Die  hierfür  benötigten 
Muster  werden  bei  der  Übernahme  der  Ware  in  der  Be¬ 
stimmungsstation  durch  Bevollmächtigte  der  Österreichi¬ 
schen  Öl-  und  Fettzentrale  gezogen;  es  steht  dem  Ver¬ 
käufer  oder  dessen  Beauftragten  frei,  dieser  Muster¬ 
entnahme  beizuwohnen. 

§  IO.  Weigert  sich  der  Eigentümer,  die  beschlag¬ 
nahmten  Vorräte  an  die  Österreichische  Öl-  und  Fett¬ 
zentrale  zu  verkaufen,  so  hat  die  politische  Behörde  erster 
Instanz,  in  deren  Gebiet  sich  die  Wrräte  befinden,  über 
die  Wrpflichtung  zur  Abgabe  der  Wrräte  zu  erkennen 
und  erforderlichenfalls  deren  zwangsweise  Übergabe  zu 
verfügen.  Im  Falle  der  zwangsweisen  übergäbe  sind  von 
dem  Übernahmspreis  (§§  7  und  9)  10  Prozent  in  Abschlag 
zu  bringen.  Die  zwangsweise  abgenommenen  Vorräte  sind 
von  dem  letzten  Besitzer  bis  zum  Abtransporte  sachgemäß 
aufzubewahren. 

§  II.  Für  pharmazeutische  und  solche  industrielle 
Zwecke,  für  welche  Glyzerin  nicht  durch  ein  anderes 
Produkt  ersetzt  werden  kann,  kann  der  Handelsminister 
im  Einverständnisse  mit  dem  k.  u.  k.  Kriegsminister  die 
Freigabe  von  Glyzerin  bewilligen.  Diesbezügliche  An¬ 


suchen  sind  unter  genauer  Angabe  und  unter  Nachweis 
des  \  erwendungszweckes  im  Wege  des  gewerblichen 
I  nternehmens,  welchem  die  Lieferung  übertragen  werden 
soll,  beim  Handelsministerium  einzubringen. 

Für  die  freigegebenen  Mengen  hat  das  abliefernde 
Unternehmen  an  die  Österreichische  Öl-  und  Fettzentrale 
einen  Spesenbeitrag  von  50  Heller  für  je:  i  kg  darin  ent¬ 
haltenen  Reinglyzerins  zu  bezahlen. 

§  12.  Sendungen  von  Roh-,  Destillat-  und  Raffinade¬ 
glyzerin,  von  Seifensiederunterlaugen  und  Glyzerin¬ 
wässern  dürfen  von  Eisenbahnen  und  Schiffahrtsunter- 
r.ehniungen  nur  dann  zur  Beförderung"  angenommen 
werden,  wenn  den  Frachtpapieren  für  jede  Sendung  eine 
lon  der  Österreichischen  Öl-  und  Fettzentrale  ausgestellte 
Bescheinigung  beigegeben  ist.  Auf  Sendungen,  die  von 
den  Transportunternehmungen  im  Zeitpunkte  des  In¬ 
krafttretens  dieser  Verordnung  bereits  zur  Beförderung 
übernommen  wurden,  findet  die  vorstehende  Bestimmung 
keine  Anwendung. 

Sendungen  inländischer  Ware  in  Glasballons  sind  un¬ 
zulässig. 

Für  Sendungen  der  Militärverwaltung  sowie  aus  dem 
Zollauslande  und  aus  Ungarn  sind  derartige  Bescheini¬ 
gungen  nicht  erforderlich;  diese  Sendungen  dürfen  auch 
in  Glasballons  verfrachtet  werden. 

§  13.  tTbertretungen  dieser  Wrordnung  und  jede  Mit¬ 
wirkung  bei  der  Wreitlung  der  in  dieser  Verordnung 
festgesetzten  Verpflichtungen  werden,  sofern  sie  nicht 
der  strafgerichtlichen  Ahndung  unterliegen,  von  den  po¬ 
litischen  Behörden  erster  Instanz  mit  Geld  bis  zu  5000  K 
oder  nach  deren  Ermessen  mit  Arrest  bis  zu  sechs  Mo¬ 
naten  bestraft. 

§  14.  Diese  Verordnung  tritt  am  Tage  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Abänderung  des  Rinder-  und  Schweineschlach¬ 
tungsverbotes.  Eine  Verordnung  des  Ackerbauministers 
im  Einvernehmen  mit  den  Ministern  des  Innern  und 
des  Handels  vom  21.  Dezember  1915,  womit  die  Mini- 
sterialverordnung  vom  8.  Mai  1915,  betreffend  Ein¬ 
schränkungen  der  Schlachtung  von  Rindern  und 
Schweinen,  abgeändert  wird,  verfügt: 

§  I.  Die  das  Erfordernis  der  behördlichen  Bewilligung 
zur  Schlachtung  oder  zum  Abverkaufe  zw"ecks  Schlach¬ 
tung  betreffenden  Bestimmungen  der  Ministerialverord- 
nung  vom  8.  Mai  1915,  R.-G.-Bl.  Nr.  114,  werden,  in- 
soferne  es  sich  um  Kälber  im  Alter  von  weniger  als 
sechs  Monaten  handelt,  außer  Kraft  gesetzt. 

Es  ist  sonach  ohne  behördliche  Bewilligung  gestattet, 
Kälber,  welche  die  Merkmale  der  Kälberreife,  das  sind 
acht  vollständig  durchgebrochene,  von  derbem  Zahn¬ 
fleische  umschlossene  Schneidezähne  und  abgeheilten 
Nabel  aufweisen,  zu  schlachten  oder  zwecks  Schlach¬ 
tung  zu  verkaufen. 

§  2.  Diese  V^erordnung  tritt  mit  dem  Tag'e  ihrer  Kund¬ 
machung  in  Kraft. 

Deutschland. 

Neue  Ausfuhrverbote.  Auf  Grund  der  kaiserlichen 
Verordnung  vom  31.  Juli  1914  wurde  am  23.  Dezember 
1915  vom  deutschen  Reichskanzler  folgendes  verfügt: 

Es  wird  \-erboten  die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  von: 

Formmaschinen, 

Preßluft-  und  elektrischen  Sandstampfern, 

Sandaufbereitungsanlagen  und  Teilen  davon  (Trocken¬ 
trommeln,  Kollergängen,  Siebtrommeln,  Saldwalwerken, 
Magnetscheidern,  Mischmaschinen  u.s.w.)  für  Gießerei¬ 
zwecke, 

Gebläsen  aller  Art, 

Kompressoren  aller  Art, 

Kältemaschinen, 
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Anlagen  und  Apparaten  zur  Herstellung  verdichteter 
oder  verflüssigter  Gase, 

Zerkleinerungsmaschinen  aller  Art  (Schlagmühlen, 
Desintegratoren,  Kugelmühlen,  Kollergängen,  Pulve¬ 
risiermühlen  u.  s.  w.), 

hydraulischen  Pressen  (ohne  Rücksicht  auf  den  Ver¬ 
wendungszweck)  , 

autogenen,  Oxybenz-  und  elektrischen  Schneide-  und 
Schweißapparaten, 

Glühöfen  und  Härteöfen  für  Waffen-,  Munitions-  und 
W  erkzeugherstellung. 

Festsetzung  von  Einheitspreisen  für  zucker¬ 
haltige  Futtermittel  und  Zuschläge  dazu.  Eine 
amtliche  Bekanntmachung  vom  19.  Dezember  1915  be¬ 
stimmt  : 

§  I.  Für  die  Abgabe  zuckerhaltiger  Futtermittel  durch 
die  Bezugsvereinigung  der  deutschen  Landwirte,  G.  m. 
b.  H.,  gelten  bei  Bestellungen  auf  prompte  Lieferung 
vom  20.  Dezember  1915  bis  19.  Januar  1916  einschließ¬ 


lich  die  nachstehenden  Einheitspreise : 

für  je 
50  kg 
Mark 

Rohzuckererstprodukt . . ohne  Sack  I2’50 

»  . mit  »  I3'~~ 

Rohzuckernachprodukt . ohne  »  II.50 

»  .  ...  .  mit  »  12' — 

Trockenschnitzel . ohne  «  8’ — 

»  .  ...  mit  »  9'7S 

Zuckerschnitzel  nach  dem  Steffenschen  Briihver- 

fahren  ....  ■  .  .  .  .  ■  .  .  ohne  »  9  5^ 

Zuckerschnitzel  nach  dem  Steffenschen  Briihver- 

fahren . . mit  »  II '25 

Melassetrockenschnitzel . ohne  »  8‘ — 

»  . mit  »  975 

Getrocknete  Rüben  .  . . ohne  »  lO' — 

»  »  . mit  »  II’50 

Häckselmelasse  mit  mindestens  33  Prozent  Zucker  ohne  »  S'go 

I)  »  *  33  ®  *  ^'55 

i>  »  ®  35  ”  ®  ohne  »  6'05 

»  »  *  35  ”  "  *  6’8o 

B  B  B  40  B  B  ohne  B  670 

B  B  B  40  B  B  mit  B  7 '55 

Torfmelasse  mit  mindestens  35  Prozent  Zucker  .  ohne  b  470 
B  B  *  35  B  .  mit  B  5  25 

B  B  B  37 '/a  ®  "  •  ohne  b  5' — 

B  B  B  37'/,  B  B  .  mit  B  5-55 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens  30  Prozent 

Zucker .  .  .  .  ohne  ”  6‘I0 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens  30  Prozent 

Zucker . .  ...  mit  »  675 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens  33  Prozent 

Zucker  ...  . ohne  b  6'55 

Kartoffelpülpemelasse  mit  mindestens  33  Prozent 

Zucker  .  . mit  »  7'25 

Rohmelasse  ohne  Füllmasse .  4'40 


§  2.  Bei  Lieferung  frei  Empfangsstelle  des  Empfängers 
ist  für  bare  Auslagen  und  Transportkosten  ein  Zuschlag 
zulässig  von  18  M.  für  die  t  bei  Ladungen  von  min¬ 
destens  10  /  und  von  27  M.  für  die  t  bei  Ladungen 
von  weniger  als  10,  aber  mindestens  5  t. 

Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln.  Eine  amtliche  Be¬ 
kanntmachung  vom  19.  d.  M.  über  die  Ausdehnung  der 
Verordnung  über  den  Verkehr  mit  Kraftfuttermitteln 
vom  28.  Juni  1915  auf  weitere  Futtermittel  bestimmt: 

Den  im  §  I  der  Verordnung  genannten  Gegenständen 
treten  hinzu: 
unter  A:  Peluschken, 

Hülsenfrüchte,  die  für  die  menschliche  Er¬ 
nährung  nicht  geeignet  sind,  Gemenge  von 
Gerste  mit  Hülsenfrüchten; 

,,  B:  Abfälle  der  Buchweizenmülierei  (Buchweizen- 
schalen  und  Kleie); 

,,  E:  Rizinusmehl,  entgiftet; 

,,  G:  Futter,  das  durch\^erarbeitung  des  Heidekrauts 
auf  Futtermehl  hergestellt  ist. 

Weitere  Ausführungsbestimmungen  zu  der  Ver¬ 
ordnung  über  den  Verkehr  mit  Zucker  im  Betriebs¬ 


jahr  1915/16.  Auf  Grund  der  §§  5,  12  der  Verordnung 
über  den  Verkehr  mit  Zucker  im  Betriebsjahre  1915/16 
vom  26.  August  1915  in  Verbindung  mit  der  Bekannt¬ 
machung  vom  16.  Dezember  1915  wurde  unterm  22.  d.  M. 
bestimmt: 

§  I.  Die  Verteilungsstelle  für  Rohzucker  wird  er¬ 
mächtigt,  den  Rest  des  im  Betriebsjahre  1915/16  ge¬ 
wonnenen  oder  noch  zu  gewinnenden  Rohzuckers  (Erst¬ 
produkt)  in  den  Monaten  Januar  bis  Mai  1916  auf  die 
Verbrauchszuckerfabriken  zu  verteilen,  und  zwar  in  an¬ 
nähernd  gleichen  Mengen  in  jedem  Monat. 

§  2.  Jede  rübenverarbeitende  Verbrauchszuckerfabrik 
hat  für  den  im  Betriebsjahre  1915/16  im  eigenen  Betrieb 
erzeugten  und  auf  Verbrauchszucker  verarbeiteten  Roh¬ 
zucker  sowie  für  den  im  eigenen  Betrieb  aus  Rüben  her¬ 
gestellten  Rohzucker  eine  Gebühr  von  ^2  Pfennig  für 
je  50  kg  Rohzuckerwert  (Verbrauchszucker  im  Verhältnis 
von  9  :  IO  auf  Rohzucker  umgerechnet)  an  den  „Verein 
der  deutschen  Zuckerindustrie  zu  Berlin“  zu  zahlen. 

Polen. 

Moratorium,  Eine  Verordnung  des  Armeeober¬ 
kommandanten  vom  4.  November  1915  über  die  gesetz¬ 
liche  und  richterliche  Stundung  sowie  den  Exekutions¬ 
aufschub  für  die  in  österreichisch-ungarischer  Militär¬ 
verwaltung  stehenden  Gebiete  Polens  lautet: 

I.  Abschnitt.  Gesetzliche  Stundung.  A.  Umfang 
und  Gegenstand.  §  i.  Gestundete  Forderungen.  Geld¬ 
forderungen,  die  auf  Vertrag  beruhen,  vor  dem  31.  Juli 
1914  entstanden  und  am  31.  Juli  1914  oder  später  zahl¬ 
bar  sind,  sind  gestundet,  wenn  sie: 

a)  auf  Liegenschaften  sichergestellt  sind,  oder  sich 
gründen  auf 

h )  laufende  Rechnung,  Einlagescheine  oder  Einlage¬ 
bücher, 

c)  Versicherungsverträge, 

d)  Wechsel,  Reserve  oder  notarielle  Schuldverschrei¬ 
bungen. 

B.  Ausnahmen.  §  2.  Zinsen-  und  Ratenzahlung.  An¬ 
sprüche  auf  Zahlung  der  Zinsen  von  den  in  §  i  unter 
a  und  h  bezeichneten  Forderungen  sowie  auf  Zahlung 
der  Raten  von  den  Darlehen  der  Bodenkreditanstalt  in 
Warschau  und  der  städtischen  Kreditanstalten  sind  von 
der  Stundung  ausgenommen. 

§  3.  Kleinere  Kapitalsrückzahlungen.  Ansprüche  des 
Inhabers  einer  laufenden  Rechnung  oder  einer  Einlage 
(§  I,  lit.  b)  sind  von  der  Stundung  im  Ausmaße  von 
monatlich  5  Prozent  der  am  30.  Juli  1914  bestandenen 
Forderung,  jedoch  mit  der  Einschränkung  ausgenommen, 
daß  der  Mindestbetrag,  den  der  Schuldner  auf  \'er- 
langen  zahlen  muß,  und  der  Höchstbetrag,  den  der 
Gläubiger  fordern  kann,  beträgt: 

bei  Eorderungen  aus  laufender  Rechnung  und  Ein¬ 
lagescheinen  300  und  1000  K, 

bei  Eorderungen  aus  Einlagebücbern  100  und  300  K, 

bei  Eorderungen  an  Anstalten  des  Kleinkredits  höch¬ 
stens  100  K. 

Hat  der  Schuldner  nach  dem  30.  Juli  1914  mehr  als 
das  geleistet,  wozu  er  nach  den  jeweiligen  Stundungs¬ 
vorschriften  verpflichtet  war,  so  kann  er  den  Überschuß 
bei  den  späteren  Monatszahlungen  in  Anrechnung 
bringen. 

§  4.  Größere  Kapitalsrückzahlungen.  Ansprüche  des 
Inhabers  einer  laufenden  Rechnung  oder  einer  Einlage 
(§  I,  lit.  b')  sind  von  der  Stundung  im  Ausmaße  bis  zu 
50  Prozent  der  am  30.  Juli  1914  bestandenen  Forderung 
ausgenommen,  wenn  die  Rückzahlung  notwendig  ist: 

a)  zur  Berichtigung  von  Steuern  oder  sonstigen 
öffentlichen  Abgaben, 

b)  zur  Berichtigung  nicht  gestundeter  Zinsen  und 
Raten  von  den  in  §  i,  lit.  a,  bezeichneten  Forderungen, 
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c)  zur  Auszahlung  von  Gehalten  oder  Löhnen  der  im 
eigenen  Betriebe  angestellten  Personen, 

il)  zur  Wiederaufnahme  oder  Aufrechthaltung  des 
eigenen  gewerblichen  oder  landwirtschaftlichen  Be¬ 
triebes, 

e)  zur  Berichtigung  der  laufenden  Auslagen  einer  Ge¬ 
meinde  oder  einer  gemeinnützigen  Körperschaft. 

Eine  weitere  Zahlungspflicht  besteht  erst  nach  Ablauf 
von  30  Tagen  seit  der  letzten  Zahlung. 

Der  Schuldner  kann  die  Bescheinigung  der  Not¬ 
wendigkeit  der  unter  a  bis  e  bezeichneten  Zahlungen 
verlangen  und  die  Beträge  unmittelbar  den  ausge¬ 
wiesenen  Gläubigern  auszahlen. 

Die  Überweisung  von  Forderungen  aus  laufender 
Rechnung  auf  eine  andere  Rechnung  bei  derselben 
Kreditstelle  unterliegt  keiner  Beschränkung,  doch  wird 
dadurch  das  in  den  §§  3  und  4  bezeichnete  Ausmaß  der 
Teilzahlungen  nicht  berührt. 

§  5.  Forderungen  aus  Versicherungsverträgen.  Auf 
jene  Ansprüche  aus  Versicherungsverträgen,  die  dem 
Versicherten  nach  dem  30.  Juli  1914  zugefallen  sind 
oder  die  als  Darlehen  gegen  Verpfändung  der  Polizze 
gebühren,  finden  bis  zum  Betrage  von  4000  K  die  §§  3 
und  4  in  der  Weise  Anwendung,  wie  sie  für  Forde¬ 
rungen  aus  Einlagebüchern  gelten. 

§  6.  Einschränkung  der  Ausnahmen.  Wenn  der  In¬ 
haber  einer  laufenden  Rechnung  aus  diesem  Titel  am 
30.  Juli  1914  Schuldner  der  betreffenden  Kreditstelle 
war,  so  ist  nur  die  Zinsenzahlung  (§2)  von  der  Stun¬ 
dung  ausgenommen. 

Ein  Anspruch,  daß  Zahlungen  auf  Grund  des  §  3  und 
des  §  4  innerhalb  desselben  Monats  nebeneinander  ge¬ 
leistet  werden,  besteht  nicht. 

§  7.  Aberkennung  der  Stundung  einer  Wechsel¬ 
forderung.  Das  Gericht  kann  die  Stundung  einer 
Wechselforderung  (§1,  lit.  d)  aufheben  und  die  Wechsel¬ 
schuldner  verpflichten,  die  Schuld  auf  einmal  oder  in 
Raten  und  längstens  innerhalb  eines  Jahres  vom  Tage 
der  Verlautbarung  des  Urteiles  erster  Instanz  an  ge¬ 
rechnet  zu  zahlen,  wenn  der  Gläubiger  die  Zahlung 
außergerichtlich  gefordert  hat  und  bescheinigt,  daß  der 
Schuldner  oder  einer  von  mehreren  Schuldnern  die 
Zahlung  ohne  Beeinträchtigung  seiner  Wirtschaft  leisten 
kann. 

Die  gerichtliche  Klage  ersetzt  in  diesem  Falle  den 
Protest  wegen  Nichtzahlung. 

II.  Abschnitt.  Richterliche  Stundung  und  Exe¬ 
kutionsaufschub.  §  8.  Umfang  und  Gegenstand.  Das 
Gericht  kann  auf  Antrag  des  Schuldners  die  nicht  in 
§  I  bezeichneten  Forderungen  sowie  die  Ansprüche  auf 
Zahlung  der  Zinsen  der  auf  Liegenschaften  sicher¬ 
gestellten  Forderungen  (§  2)  längstens  für  ein  Jahr  vom 
Tage  der  Verlautbarung  des  Urteiles  erster  Instanz  an 
gerechnet  stunden,  wenn  die  wirtschaftlichen  Verhält¬ 
nisse  des  Schuldners  dies  erfordern  und  der  Gläubiger 
durch  die  Stundung  eine  unverhältnismäßige  Einbuße 
nicht  erfährt. 

In  demselben  Umfange  und  unter  denselben  Bedin¬ 
gungen  kann  das  Gericht  nach  Vernehmung  des  Gläu¬ 
bigers  die  Einleitung  und  den  Vollzug  der  Exekution 
längstens  für  ein  Jahr  vom  Tage  der  Exekutions¬ 
bewilligung  an  gerechnet  aufschieben. 

§  9.  Antrag  auf  Stundung  bei  Gericht.  Der  Antrag 
des  Schuldners  muß  im  Falle  des  §  8,  Abs.  i,  vor  Fällung 
des  Urteiles  erster  Instanz,  im  Falle  des  §  8,  Abs.  2, 
innerhalb  sieben  Tagen  nach  Zustellung  des  ersten  Exe¬ 
kutionsauftrages  gestellt  werden. 

Der  Schuldner  hat  die  zur  Begründung  dienenden 
Tatsachen  zu  bescheinigen. 

§  10.  Antrag  auf  Stundung  beim  Gläubiger.  Wenn 
der  Schuldner  vor  Einbringung  der  Klage  beim 
Gläubiger  Stundung  verlangt  und  nach  Erfordernis  eine 


angemessene  Sicherstellung  angeboten  hat  und  der 
Gläubiger  trotzdem  die  Klage  einbringt,  hat  er,  wenn 
das  Gericht  im  Sinne  des  Vorschlages  des  Schuldners 
auf  Stundung  erkennt,  dem  Schuldner  die  Prozeßkosten 
zu  ersetzen. 

§  II.  Gerichtliche  Entscheidung.  Das  Gericht  kann 
auf  Stundung  erkennen,  die  Leistung  in  Raten  gestatten 
oder  den  Antrag  abweisen.  Bei  Verweigerung  der  Stun¬ 
dung  kann  gleichwohl  der  vorhergegangene  Wrzug,  in 
den  der  Schuldner  nach  dem  30.  Juli  1914  geraten  ist, 
als  gerechtfertigt  anerkannt  werden. 

Die  Stundung  kann  von  einer  Sicherstellung  gemäß 
Artikel  602 — 652  der  Zivilprozeßordnung  abhängig  ge¬ 
macht  werden. 

Im  Falle  des  §  8,  Abs.  i,  entscheidet  das  Gericht  mit 
Urteil.  Im  Urteil  werden  Bestimmungen  für  den  Fall 
getroffen,  daß  der  Schuldner  die  Bedingungen  der 
Stundung  nicht  erfüllen  sollte.  Die  Entscheidung  über 
die  Stundung  kann  zusammen  mit  anderen  Bestim¬ 
mungen  des  Urteiles  durch  Berufung,  sonst  mit  Inzi¬ 
dentalklage  (Rekurs)  angefochten  werden. 

Im  Falle  des  §  8,  Abs.  2,  finden  die  Bestimmungen 
der  Artikel  loi^®  bis  161^®  der  Zivilprozeßordnung  An¬ 
wendung.  Das  Nichterscheinen  einer  oder  beider  Par¬ 
teien  hemmt  die  Entscheidung  nicht.  Der  gerichtliche 
Beschluß,  mit  dem  der  Exekutionsaufschub  bewilligt 
wurde,  kann  vom  Gläubiger  angefochten  w'erden. 

§  12.  Änderung  der  Voraussetzungen  der  Stundung. 
Wurde  die  Leistung  in  Raten  gestattet  (§  ii,  Abs.  i), 
so  wird  bei  Nichteinhaltung  der  Frist  die  ganze  er¬ 
übrigende  Forderung  fällig. 

Wenn  die  Umstände,  auf  Grund  deren  die  Forderung 
gestundet  wurde,  eine  Änderung  erfahren  oder  wenn  die 
vom  Schuldner  gegebene  Sicherstellung  gefährdet  ist, 
ohne  daß  er  sofort  eine  andere  ausreichende  Sicher¬ 
stellung  leistet,  kann  die  Stundung  auf  Antrag  des 
Gläubigers  und  nach  Vernehmung  des  Schuldners  auf¬ 
gehoben  oder  gekürzt  werden.  Das  Nichterscheinen 
einer  oder  beider  Parteien  hemmt  die  Entscheidung 
nicht. 

§  13.  Ausnahmen  von  der  richterlichen  Stundung.  Von 
der  richterlichen  Stundung  sind  ausgenommen: 

a)  Forderungen  der  in  §  i  unter  a,  b  oder  c  bezeich¬ 
neten  Art,  die  nach  dem  30.  Juli  1914  entstanden  sind; 

b)  Wechselforderungen,  die  nach  dem  31.  Oktober 
1915  entstanden  sind; 

c)  Forderungen  aus  einer  durch  eine  strafbare  Hand¬ 
lung  begründeten  Schadenersatzpflicht; 

d)  Forderungen,  die  schon  früher  gerichtlich  oder 
vom  Gläubiger  selbst  entsprechend  gestundet  wurden; 

e)  Forderungen  an  physische  oder  juristische  Per¬ 
sonen,  die  einem  feindlichen  Staate  angehören  und  ent¬ 
weder  ihren  ständigen  Wohnsitz  (Sitz)  außerhalb  der 
österreichisch-ungarischen  Monarchie,  des  österreichisch¬ 
ungarischen  und  des  deutschen  Okkupationsgebietes 
haben  oder  sich  außerhalb  dieser  Gebiete  aufhalten,  ohne 
aus  denselben  zwangsw'eise  entfernt  worden  zu  sein. 

III.  Abschnitt.  Allgemeine  Bestimmungen.  §  14. 
Wirkung  der  Stundung.  Die  gesetzliche  oder  richter¬ 
liche  Stundung  bewirkt,  daß  während  ihrer  Dauer  die 
gestundete  Forderung  nicht  gerichtlich  geltend  gemacht 
werden  kann.  Die  Stundung  hindert  aber  die  Aufrech¬ 
nung  nicht  (Artikel  1292  Zivilgesetz). 

Durch  die  gesetzliche  oder  richterliche  Stundung 
einer  Forderung  sowie  durch  die  richterliche  Aner¬ 
kennung  eines  Verzuges  als  gerechtfertigt  (§11)  werden 
alle  Verzugsfolgen  ausgeschlossen,  doch  sind  die  ver¬ 
tragsmäßigen  und  mangels  einer  Vereinbarung  die  ge¬ 
setzmäßigen  Zinsen  zu  entrichten. 

Bei  Wechselverpflichtungen  sind  mangels  anderer 
Vereinbarung  die  Zinsen  nach  dem  Zinsfüße  zu  be¬ 
rechnen,  nach  dem  der  Wechsel  diskontiert  worden  ist. 
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§  15.  Fristenlauf.  Die  Stundungsfrist  wird  in  die  Ver¬ 
jährungsfrist  und  in  die  Fristen  zur  Erhel)ung  der 
Klagen  und  zu  anderen  Handlungen  im  Exekutions¬ 
verfahren  nicht  eingerechnet. 

Wechsel  können  auch  nach  Ablauf  der  im  Handels¬ 
gesetze  bestimmten  Fristen  ohne  \’erlust  des  Re¬ 
gresses  und  anderer  Wechselrechte  zur  Zahlung  prä¬ 
sentiert  und  protestiert  werden. 

§  16.  Zwangsvollstreckung  auf  Liegenschaften. 

Liegenschaften  dürfen  zur  Hereinbringung  einer  pri¬ 
vaten  (ieldforderung  nicht  zwangsweise  verkauft  werden. 

Die  N'ornahme  der  Exekutionshandlungen,  die  der 
Anberaumung  und  Durchführung  der  ^Vrsteigerung 
vorausgehen,  ist  zulässig. 

§  17.  Wirksamkeitsbeginn.  Diese  \'erordnung  tritt 
mit  dem  i.  November  1915  in  Kraft. 

Die  bisherigen  Verordnungen  über  die  Stundung 
sowie  das  Landtagsgesetz,  Gesetzblatt  IV,  412,  und 
die  Artikel  136,  137,  Zivilprozeßordnung,  sind  aufge¬ 
hoben. 

Italien. 

Requisition  ausländischer  Schiffe.  Ein  Dekret  der 
Statthalterschaft  vom  ii.  November  1915,  Nr.  1605, 
durch  welches  das  Dekret  der  Statthalterschaft  vom 
17.  Juni  1915,  Nr.  957,  betreffend  die  Requisition  der 
ausländischen  Schiffe  auf  andere  Schiffe  ausgedehnt  wird 
(,,Gazzetta  Llfficiale“  \'om  15.  November  1915),  lautet; 

Artikel  I.  Die  durch  das  Dekret  der  Statthalterschaft 
vom  17.  Juni  T913  festgesetzten  Bestimmungen  werden 
auf  die  Requisition  der  Handelsschiffe  sowie  Jachten  aus¬ 
ländischer  F'lagge  und  auf  die  Leichterschiffe  ausländi¬ 
schen  Eigentums,  welche  sich  in  den  Häfen  und  Terri¬ 
torialgewässern  des  Königreiches  und  der  Kolonien  be¬ 
finden,  abgesehen  von  den  in  den  folgenden  Artikeln  ent¬ 
haltenen  Bestimmungen,  ausgedehnt 

Artikel  11.  Die  Zahlung  der  Requisitionsentschädigung, 
welche  auf  Grundlage  des  Artikels  \'  des  genannten  Ge¬ 
setzdekretes  zu  berechnen  sein  wird,  wird  in  Monatsraten, 
welche  im  Nachhinein  an  die  Schiffseigentümer  oder  an 
deren  gesetzliche  Vertreter  entrichtet  werden,  erfolgen. 
Der  königlichen  Regierung  ist  jedoch  das  Recht  Vor¬ 
behalten,  die  Zahlung  aufzuschieben,  wenn  es  besondere 
l^mstände  ratsam  erscheinen  lassen  sollten. 

Artikel  III.  Die  den  Bestimmungen  des  vorliegenden 
Gesetzdekretes  unterliegenden  und  requirierten  Schiffe 
werden  in  ein  besonderes  Register  bei  der  maritimen  Ab¬ 
teilung  in  Genua  eingetragen  werden  und  ermächtigt  sein, 
flie  italienische  Elagge  auf  Grund  eines  besonderen  provi¬ 
sorischen  Schiffspapieres  zu  tragen 

Rußland. 

Die  Durchführung  der  Liquidation  von  Handels¬ 
unternehmungen  feindlicher  Staatsangehöriger. 

tTer  die  Durchführung  der  Liquidation  von  Handels¬ 
unternehmungen  feindlicher  Staatsangehöriger  in  Ruß¬ 
land  teilt  der  Deutsche  Handelsvertragsverein  folgende 
neue  Instruktionen  mit,  welche  das  russische  Einanz¬ 
ministerium  in  l'bereinstimmung  mit  dem  Ministe¬ 
rium  für  Handel  und  Industrie  und  dem  Justiz¬ 
ministerium  anläßlich  verschiedener  Anfragen  von  Ka- 
meralhöfen  und  wirtschaftlichen  Organisationen  ausge¬ 
arbeitet  hat; 

I.  Da  flie  Einführung  und  Ernennung  von  Liquida¬ 
toren  laut  Gesetz  vom  10.  Mai  den  Handelsgerichten  zu¬ 
kommt,  wobei  sich  deren  Zuständigkeit  jeweils  nicht 
weiter  als  auf  den  Kreis  und  die  Stadt  ihres  Sitzes  er¬ 
streckt,  so  sind  die  Kameralhöfe  verpflichtet,  denselben 
\  erzeichnissc  der  in  ihrem  Bezirke  zu  liquidierenden 


Ünternehmungen  zu  schicken.  Über  alle  sonstigen  Unter¬ 
nehmungen  haben  sie  dem  Kreisgericht  Mitteilung  zu 
machen. 

2.  Beschwerden  über  falsche  Eintragungen  in  die  Li¬ 
quidationsverhältnisse  und  Aufträge  auf  Streichung 
daraus  sind  bei  dem  zuständigen  Kameralhof  einzu¬ 
bringen  mit  dem  Rechte  eventueller  weiterer  Berufung 
an  das  Einanzministerium. 

3.  Die  einem  feindlichen  Untertan  —  allein  oder  als 
Mitbesitzer  —  gehörenden  Handelsunternehmungen  sowie 
die  der  zur  Rechnungslegung  verpflichteten  oder  auf 
Grund  von  Gesetzen  feindlicher  Staaten  errichteten  und 
in  Rußland  zum  Geschäftsbetrieb  zugelassenen  Gesell¬ 
schaften  unterliegen  dann  nicht  der  Wirkung  der  Ver¬ 
ordnungen  über  die  Liquidation  feindesländischer  Han¬ 
delsunternehmungen,  wenn  sie  vor  dem  i.  Juni  d.  J.  — 
aber  nicht  nur  zeitweilig,  pachtweise  oder  in  irgend 
welcher  sonstiger  Form  —  in  das  Eigentum  von  Unter¬ 
tanen  Rußands  oder  verbündeter  oder  neutraler  Staaten 
übergegangen  sind. 

Handelsunternehmungen  solcher  Handelsgesellschaften, 
zu  deren  Gesellschaften  feindliche  Untertanen  gehören, 
unterliegen  dann  nicht  der  .Liquidation,  wenn  letztere  vor 
dem  I.  April  aus  dem  Mitgliederbestände  ausgeschieden 
sind,  dieser  Austritt  unzweifelhaft  notariell  durch  die  bis 
dahin  abgeschlossenen  Verträge  nachgewiesen  werden 
kann  und  offiziell  bekanntgegeben  worden  ist,  somit  kein 
Geschäftsanteil  des  feindlichen  Untertanen  mehr  vor¬ 
handen  ist. 

4.  WVnn  die  Alleininhaber  oder  Mitbesitzer  von  Han¬ 
delsunternehmungen  oder  die  vollen  Gesellschaften,  denen 
Handelsunternehmungen  gehören,  feindliche  Llntertanen 
slawischen,  französischen  oder  italienischen  Ursprungs 
oder  Türken  christlichen  Glaubens  sind,  so  unterliegen 
diese  LTnternehmungen  nicht  der  Liquidation. 

5.  Das  Gesetz  vom  10.  Mai  setzt  die  Regeln  für  die 
Liquidation  lediglich  für  Handelsunternehmungen  fest. 
Wenn  jedoch  den  feindlichen  Untertanen  nicht  allein 
Handels-,  sondern  auch  industrielle  LTnternehmungen  an¬ 
gehören,  so  unterliegen  die  letzteren  nicht  der  Liquida¬ 
tion;  ebensowenig  auch  Kontore  und  Anstalten,  die 
diesen  industriellen  Etablissements  dienen. 

6.  Die  Liquidatoren  haben  das  Recht,  die  Unter¬ 
nehmungen  —  in  vollem  Betrieb  oder  auch  in  Teilen  ■ — 
zu  verkaufen  oder  auch  das  Eigentum  zu  realisieren.  In 
keinem  Falle  jedoch  dürfen  die  Unternehmungen  während 
der  Liquidation  ihre  reguläre  Handelstätigkeit  fortsetzen. 
Im  Zusammenhang  damit  ist  die  Furage  nach  der  Ver¬ 
pflichtung  der  zu  liquidierenden  Handelsunternehmungen 
zur  Zahlung  der  Staatssteuern  für  die  Periode  ihrer  Li¬ 
quidation  zu  verneinen. 

Türkei. 

Regelung  der  Einfuhr  bestimmter  Artikel.  Das 

türkische  Parlament  hat  am  18.  d.  M.  folgendes  Gesetz 
angenommen ; 

1.  Die  Einfuhr  von  Getreide,  Mehl,  Stroh  und  X'ieh 
in  der  Türkei  ist  bis  zum  Kriegsende  zollfrei. 

2.  Die  erwähnten  Artikel  können  nicht  requiriert 
werden. 

3.  Bei  anderen  Waren  kann  die  Requisition  3  Prozent 
der  Sendung  umfassen.  Der  Rest  bleibt  jeglicher  Requi¬ 
sition  entzogen. 

4.  Auch  die  aus  anderen  Landesteilen  der  Türkei  nach 
der  Hauptstadt  gebrachten  Nahrungsmittel  und  wichtigen 
Bedarfsartikel  unterliegen  nicht  der  Requisition. 

5.  b'ür  Getreide  und  Mehl,  das  in  der  Zeit  vom  i.  Ok¬ 
tober  d.  J.  bis  zur  Publikation  dieses  Gesetzes  im  Vilajet 
von  Adrianopel  eingeführt  und  für  welches  noch  kein  Zoll 
bezahlt  worden  ist,  ist  auch  nachträglich  kein  Zoll  zu 
entrichten. 
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6.  Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Verlaut- 
I)arung  in  Kraft. 

/.  Mit  seiner  Durchfnhrnng  sind  der  Kriegs-  nnd  Fi¬ 
nanzminister  betraut. 

Das  fiesetz  bedarf  noch  der  Bestätigung  durch  den 
Senat  und  der  kaiserlichen  Sanktion,  die  in  kurzer  Zeit 
zu  gewärtigen  sind. 


Warenverkehr  zwischen  Österreich  und  Ungarn. 

Das  Handelsministerium  veröffentlicht  die  statistischen 
Ergebnisse  des  Warenverkehres  zwischen  Österreich  und 
Ungarn  im  dritten  Jahresviertel  1915.  Die  Ein-  und 
Ausfuhrziffern  gestalteten  sich  in  den  Monaten  Juli  bis 
.  September,  mit  den  gleichartigen  Ergebnissen  des  Vor- 
.  Jahres  verglichen,  folgendermaßen  : 


Einfuhr  Ausfulir 

.-lus  Ungarn  nach  Ungarn 

Millionen  Kronen 

1914  19  uS  1914  1915 

Juli . 978  86‘i  1377  ii6‘2 

August  . 6, -9  I09'q  36'3  128-8 

September . .  .  104-9  101-7  ßl'i  I44'3 


Im  Monat  Juli  dieses  Jahres  blieben  die  Ein-  und 
Ausfuhr  naturgemäß  hinter  den  im  Juli  1914  ereichten 
Wertziffern  zurück,  da  ja  der  Juli  des  Vorjahres  noch 
in  eine  Zeit  ungestörter  Verkehrsentwicklung  fiel.  Die 
Monate  August  und  September  zeigen  hingegen  im  all¬ 
gemeinen  größere  Umsatzziffern  als  die  gleichen  Vor¬ 
jahrmonate,  in  welchen  sich  die  nach  Kriegsausbruch 
eingetretene  allgemeine  Verkehrsstockung  auch  im 
Warenaustausche  mit  Ungarn  ziemlich  stark  fühlbar 
gemacht  hatte. 

In  den  ersten  drei  Jahresvierteln  1915  zusammen¬ 
genommen  erreichte  die  Einfuhr  aus  Ungarn  einen 
Wert  von  888-6  Millionen  Kronen  gegen  873-3  Millionen 
Kronen  in  den  ersten  neun  Monaten  1914  Die  Aus 
fuhr  belief  sich  auf  922-2  Millionen  Kronen  gegen 
979'9  Millionen  Kronen.  Diesen  provisorischen  Wert¬ 
ergebnissen  liegen  —  insoweit  nicht  bei  einzelnen  wich¬ 
tigeren  Artikeln  fürs  laufende  Jahr  neue  Werte  erhoben 
wurden  —  im  allgemeinen  die  Handelswerte  des  Jahres 

1914  zu  gründe,  und  hieraus  erklärt  sich  auch  die 
teilweise  Abweichung  vorstehender  Verkehrsziffern  von 
den  bisher  bezüglich  des  Zwischenverkehrs  im  laufenden 
Jahre  veröffentlichten  Ergebnissen,  denen  noch  die 
Handelswerte  des  Jahres  1913  zu  gründe  gelegen 
waren.  Es  ist  selbstredend,  daß  sich  bei  vollständiger 
Durchrechnung  mit  neuen,  der  Marktlage  des  Jahres 

1915  entsprechenden  Werten  für  die  Ein-  und  Ausfuhr 
wesentlich  höhere  Werte  ergeben  würden  als  die  obigen, 
provisorisch  festgestellten  Ergebnisse.  Das  vorläufige 
Bilanzergebnis  aus  unserem  Waren  verkehre  mit  Ungarn 
für  die  ersten  neun  Monate  des  Jahres  1915  ist  ein 
Aktivum  von  337  Millionen  Kronen  gegen  ein  solches 
von  io6’6  Millionen  Kronen  im  gleichen  Zeiträume 
1914. 


Nach  den  drei  Hauptgruppen:  Rohstoffe,  Halb  und 
Ganzfabrikate  gliedern  sich  die  Verkehrsziffern  dei 
ersten  neun  Monate,  mit  der  entsprechenden  Jahres 
Periode  1914  verglichen,  folgendermaßen; 

Einfuhr  Ausfuhr 


aus 

Ungarn 

nach  Ungarn 

in  Millionen 

Kronen 

1914 

1915 

1914 

1915 

Rohstoffe . 

621-3 

115-8 

138-1 

Halbfabrikate  .  . 

.  •  .  .  67-0 

80-5 

141-6 

127-1 

Ganzfabrikate  .  .  . 

•  ■  •  ■  303-4 

186-8 

722-S 

652-0 

In  der  Einfuhr  ergibt  sich  darnach  eine  wesentlich 
höhere  Wertziffer  bei  den  Rohstoffen.  Dieselbe  beruht 
aber  nicht  auf  einer  tatsächlichen  Mehreinfuhr,  da  bei 
den  meisten  Rohmaterialien  ein  starker  Rückgang  der 
Einfuhr  zu  verzeichnen  ist,  sondern  nur  auf  der  wesent¬ 
lich  höheren  Preislage,  die  bei  einer  Reihe  wichtiger 
aus  Ungarn  zur  Einfuhr  gelangender  Rohstoffe  bereits 
Berücksichtigung  gefunden  hat.  Die  auffällige  Wert¬ 
abnahme  der  Einfuhr  von  Ganzfabrikaten  betrifft  in 
erster  Linie  die  starke  Mindereinfuhr  an  Mehl.  In  der 
Ausfuhr  nach  Ungarn  ergeben  sich  bemerkenswertere 
Steigerungen  in  der  Gruppe  der  Rohstoffe  hauptsächlich 
bei  der  Ausfuhr  von  Kaffee  und  von  Kohlen  und  bei 
den  Ganzfabrikaten  bei  Zucker,  Wein,  Baumwollwaien 
und  bei  Erzeugnissen  der  Papierindustrie.  Bei  den 
übrigen  Industrieartikeln  blieb  die  Ausfuhr  vorläufig 
noch  hinter  jener  im  gleichen  Vorjahrszeitraume  zurück. 

Internationaler  kaufmännischer  Verband  in  Paris. 

Zeitungsmeldungen  zufolge  hat  sich  in  Paris  und  London 
ein  internationaler  kaufmännischer  Verband  gebildet.  Als 
Zweck  wird  die  Anknüpfung  von  Verbindungen  zwischen 
Fabrikanten  und  Konsumenten,  Käufern  und  Verkäufern 
angegeben.  Die  Tendenz  ist  jedenfalls  eine  ententen¬ 
freundliche.  Das  monatlich  einmal  erscheinende  Organ 
des  Verbandes,  »Mercure«  betitelt,  wird  in  französischer, 
englischer  und  italienischer  Sprache  erscheinen. 


Zuckerindustrie  und  Zuckerhaidel  im  Kriegsjahr  1914/15.  Von 

Dr.  Paul  Jacobs,  Verlag  Duncker  &  Humblot,  München  und 
Leipzig,  1914,  54  .Seiten.  Preis  M.  I-30. 

Diese  kleine  .Schrift  ist  ein  Sonderabdruck  aus  Schinollers 
Jahrbuch.  Sie  erörtert  jene  Maßregeln,  welche  die  deutsche 
Regierung  seit  Beginn  des  Weltkrieges  teils  zur  Sicherung  der 
Zuckerindustrie  und  des  Rübenanbaues  gegenüber  der  Gefahr 
der  Absperrung  wichtiger  auswärtiger  Absatzgebiete,  teils  zum 
Schutz  des  Verbrauchers  gegenüber  übermäßig  hohen  Preisen 
ergriffen  hat.  Man  könnte  glauben,  daß  die  Erreichung  des 
zweiten  Zieles  keiner  besonderen  Hilfsmaßnahmen  bedurft  hätte, 
wenn  die  Regierung  auf  das  erste  Ziel  einfach  verzichtet  hätte. 
Der  Verfasser  sucht  aber  nachzuweisen,  daß  schließlich  auch 
der  Verbrauch  im  Verlauf  des  ungeahnt  langen  Weltkrieges 
schwer  getroffen  worden  wäre,  wenn  Zuckerindustrie  und  Rüben¬ 
anbau  ohne  staatliche  Unterstützung  sich  selbst  überlassen  ge¬ 
blieben  wären.  Im  großen  und  ganzen  seien  beide  Ziele  ver¬ 
hältnismäßig  befriedigend  erreicht  worden,  wenn  auch  die  Inter¬ 
essenten  d-  r  Produktion  für  sich  einen  weit  wirksameren  und 
nutzbringenderen  Schutz  durchsetzen  konnten,  als  es  jene  des 
Verbrauches  vermochten.  Der  Zuckerhandel  habe  am  wenigsten 
Berücksichtigung  gefunden,  könne  aber,  da  er  zumeist  aus 
kapitalskräftigen,  leistungsfähigen  Firmen  besteht,  sich  auch 
anderweitig  behelfen. 


(Nähere  Details  sind  daselbst,  Wien,  III.,  Lothringerstraße  12,  unter  den  beigesetzten  Geschäftszahlen  persönlich  oder  schriftlich 

zu  erfragen.) 

Geschäftsverbindung  mit  der  Schweiz.  Der  lang¬ 
jährige  \  ertreter  einer  Mitgliedsfirma  in  Zürich  sucht 
\  erlretimgen  österreichischer  Firmen  zu  übernehmen. 


deren  Erzeugnisse  gegenwärtig  einem  Ausfuhrverbote 


nicht  unterlieg' 


en. 


(A.  E.  710.) 


Zigarettenpapier.  Eine  Agenturfirma  in  Konstanti¬ 
nopel  übermittelt  Muster  dort  gangbarer  Zigaretten¬ 
papiere  (in  Bogen),  für  welche  Artikel  sie  die  Ver¬ 
tretung  einer  leistungsfähigen  Fabrik  zu  übernehmen 


wünscht. 


(A.  E.711.) 
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Bedruckte  Velvets.  Eine  gut  empfohlene  Agentur¬ 
firma  in  Amsterdam  sucht  Vertretungen  österreichischer 
H<äus‘er  für  Uni-  und  bedruckte  Velvets.  (A.  E.  712.) 

Exportvertreter  in  Habana  (Kuba).  Ein  seit 
Jahren  in  Kuba  tätiger  Exportvertreter,  über  den  gute 
Auskünfte  vor  liegen,  sucht  Vertretungen  österreichischer 
Häuser  für  die  auf  der  Insel  Kuba  gangbaren  Artikel. 
Durch  die  rechtzeitige  Anknüpfung  von  Verbindungen 
wäre  es  jetzt  möglich,  den  Anstrengungen  entgegen  zu 
treten,  welche  England  zur  Verdrängung  des  österreichi¬ 
schen  wie  des  deutschen  Exportes  in  Kuba  macht.  Der 
großbritannische  Gesandte  in  Kuba  hat  die  heimische 
Industriellen  aufgefordert,  auch  von  Artikeln,  welche 
bisher  nicht  dahin  exportiert  worden  waren,  Muster  zu 
senden,  um  auf  diese  Weise  der  Nachfrage  nach  öster¬ 
reichischen  und  deutschen  gegenwärtig  nicht  erhältlichen 


Artikeln  entsprechen  und  diese  ein-  für  allemal  ersetzen 
zu  können.  Als  die  wichtigsten  im  Jahre  1913  zur  Ein¬ 
fuhr  gebrachten  Artikel  sind  zu  nennen;  Eisenwaren 
(Eßbestecke,  Messerschmiedwaren  aus  Weißblech,  Quin- 
caillerien  etc.,  insbesondere  Küchen-  und  Emailgeschirre, 
Pfannen,  Krüge,  ferner  Scheren,  Federmesser  und 
sonstige  Kleineisenwaren  zu  billigen  Preisen).  Infolge 
der  zunehmenden  Verwendung  von  elektrischem  Licht 
und  Elektromotoren  in  Kuba  herrscht  nach  einschlägigen 
Artikeln  eine  steigende  Nachfrage. 

Unter  den  Stahlwaren,  die  zur  Einfuhr  gelangen, 
stehen  Scheren  in  vernickeltem,  lackiertem  und  sonstigem 
vor  Rost  schützenden  Zustande  in  erster  Linie. 

Große  Nachfrage  herrscht  nach  Ledergürteln  in 
eleganter  und  luxuriöser  Ausführung  sowie  sonstigen 
Lederwaren,  ferner  nach  Geldbörsen  aus  Leder  für  Hart¬ 
geld  und  Brieftaschen.  (A.  E.  706.) 


PUteiluitgen  ^tv  ®|tnTci4|irdf-i^«irtrrfKtt  §ehti<nt/) 


Geltendmachung  von  Forderungen  in  Russisch- 
Polen.  Für  Fälle  der  Geltendmachung  von  Forde¬ 
rungen  in  Russisch-Polen  wird  auf  den  nachfolgenden 
Erlaß  des  kaiserlich  deutschen  Obergerichtes  für  Polen, 
links  der  Weichsel,  aufmerksam  gemacht,  welcher  u.  a. 
besagt: 

„In  dem  unter  deutscher  Verwaltung  stehenden  Ge¬ 
biete  von  Polen  links  der  Weichsel  sind  deutsche  Be¬ 
zirksgerichte  und  Friedensgerichte  tätig.  Die  gericht¬ 
liche  Tätigkeit  ist  in  vollem  Umfange  aufgenommen. 
Die  Gerichtsbarkeit  ist  dieselbe  wie  in  Deutschland. 
Anwaltszwang  besteht  nicht.  In  Lodz  sind  ein  Bezirks¬ 
gericht  und  Friedensgericht  tätig.  Die  Tätigkeit  als 
Rechtsanwälte  üben  dort  die  deutschen  Justiz¬ 
kommissäre  Justizräte  Lüdiche  und  Krochmann  aus. 
Vor  Erhebung  der  Klage  empfiehlt  es  sich,  eine 
Mahnung  nebst  den  Unterlagen  an  das  zuständige  Ge¬ 
richt  mit  dem  Ersuchen  zu  richten,  den  Schuldner  vor¬ 
zuladen  und  zur  Zahlung  aufzufordern.  In  den  meisten 
Fällen  erfolgt  auf  Grund  solcher  Mahnungen  Zahlung. 
Geeignete  Anträge  sind  hierher  zur  Weitergabe  an  das 
zuständige  Gericht  einzureichen.  Im  übrigen  wird  auf 
die  im  Verordnungsblatte  der  kaiserlich  deutschen  Ver¬ 
waltung  in  Polen  erlassenen,  Gerichte  und  Verfassung 
betreffenden  Verordnungen  vom  21.  März  1915  u.  s.  w. 
verwiesen. 

Nach  dieser  Verlautbarung  wäre  es  möglich,  Forde¬ 
rungen  gegen  Schuldner  im  deutscherseits  verwalteten 
Gebiete  links  der  Weichsel  behördlich  einmahnen  und 
klagen  zu  lassen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  gegen 
Schuldner  im  österreichisch-ungarischen  Okkupations¬ 
gebiete  sind  derzeit  noch  Erhebungen  in  Schwebe,  deren 
Resultat  mitgeteilt  w'erden  wird.  Außerdem  ist  eine 
Aktion  zwecks  Inkasso  von  Forderungen  geplant, 
worüber  weitere  Mitteilungen  Vorbehalten  werden. 

(13.606.) 

Deutsche  Handelszentrale  in  Warschau.  Nach 
privaten  Mitteilungen  aus  Berlin  ist  eine  durch  die 
deutsche  Regierung  geförderte  Handelsorganisation 
zum  Zwecke  der  Beförderung  des  Warenverkehres  mit 
Russisch-Polen  geschaffen  worden.  Die  Zentrale  soll  in 
Warschau,  Agenturen  in  einigen  größeren  Städten  er¬ 
richtet  w'erden.  Die  Organisation  beruht  auf  einer  Ver¬ 
einigung  mehrerer  deutscher  Handelskammern.  Es  ist 
geplant,  für  Geschäftsvermittlungen  und  Banktrans¬ 
aktionen  eine  dreiprozentige  Provision  in  Anrechnung 
zu  bringen  und  für  Inkassi  ein  halbes  Prozent  zu  be¬ 
rechnen.  (14.662/E.) 


Reisen  in  das  von  Deutschland  besetzte  Gebiet. 
Zur  Reise  in  das  vom  Deutschen  Reiche  besetzte  Gebiet 
von  Russisch-Polen  ist  bekanntlich  die  Genehmigung 
des  kaiserlich  deutschen  Generalgouvernements  (Zivil¬ 
verwaltung)  in  Warschau  erforderlich.  Aus  Berlin  wird 
mitgeteilt,  daß  die  Gesuche  zweckmäßigerweise  bei  der 
königlichen  Kommandantur  in  Berlin,  Platz  am  Zeug¬ 
haus  Nr.  I,  einzubringen  sind.  Der  Paß  ist  anzu¬ 
schließen  und  sind  in  dem  Gesuche  Anlaß  und  Reise¬ 
zweck  ausführlich  anzugeben  und  zu  motivieren.  Die 
Erlaubnis  wird  nur  in  wichtigen  Fällen  erteilt. 

(14.661/E.) 

Postverkehr  mit  Warschau.  Die  amtliche  „War¬ 
schauer  Zeitung“  veröffentlicht  folgende  Mitteilung: 
Am  20.  September  um  8  Uhr  morgens  erfolgte  die  Er¬ 
öffnung  des  deutschen  Postamtes.  Es  sind  zulässig:  Post¬ 
sendungen  von  und  an  deutsche  Militär-  und  Zivilbeamte 
und  deren  Verwandte,  die  nach  Russisch-Polen  ent¬ 
sendet  worden  sind;  der  Privatpostverkehr  mit  Deutsch¬ 
land  und  mit  deutschen  Ämtern  in  Russisch-Polen.  Die 
Sendungen  müssen  offen  und  frankiert  sein  und  können 
umfassen  entweder  einfache  oder  rekommandierte  Briefe, 
Postkarten,  Drucksorten,  Aktenstücke  in  deutscher 
Sprache,  Warenproben,  Postanweisungen  bis  800  M. 
sowie  Bestellungen  von  Zeitungen.  Auf  den  Post¬ 
anweisungen  dürfen  keine  schriftlichen  Mitteilungen 
stehen.  Es  dürfen  nur  deutsche  Postwertzeichen  benutzt 
werden.  Andere  Länder  dürfen  am  Postverkehre  keinen 
Anteil  nehmen;  auch  Österreich-Ungarn  und  jener  Teil 
Russisch-Polens,  der  unter  seiner  Verwaltung  steht, 
bilden  keine  Ausnahme.  Rekommandierte  Briefe  und 
Postanweisungen  müssen  persönlich  am  Postschalter  ab¬ 
geholt  werden,  nachdem  der  Empfänger  durch  eine 
Karte  hiervon  verständigt  worden  ist.  Als  Legitimation 
dient  der  Paß  oder  der  Passierschein,  welcher  vom 
Polizeipräsidenten  oder  seinem  Stellvertreter  ausgestellt 
wird.  Die  einfachen  Sendungen,  die  in  Warschau  ein¬ 
langen,  werden  dem  Bürgerkomitee  übergeben,  das  sie 
den  Adressaten  zustellt  und  das  Recht  hat,  eine  Zustell¬ 
gebühr  zu  verlangen.  (i4774) 

Firmen  im  Kreis  Pinczow.  österreichische  Firmen 
können  im  k.  k.  österreichischen  Handelsmuseum  in 
eine  Liste  der  im  Kreis  Pinczow  ansässigen  Firmen 
Einsicht  nehmen.  (iS700.) 

*)  Da  s’ämtlichen  Mitgliedern  der  Österreichisch-Russisclien  Sektion  des 
k.  k.  Österreichischen  Handelsmuseums  die  Wochenschrift  »Das  Handels¬ 
museum«  regelmäßig  zugeht,  wird  von  einer  besonderen  Verständigung  der 
P.  T.  Mitglieder  abgesehen  und  die  Beachtung  dieser  Stand  gen  Rubrik 
ihrer  Aufmerksamkeit  empfohlen. 
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List  of  Austrian  Manufacturers  &  Exporters. 

Alphabetical  List  of  Industrial  Lines. 


Austrian  Banks. 

Bent-wood  furniture. 

Blouses. 

Buttons. 

Carpet  and  Rüg  factories. 
Ceramics  for  Building  purposes. 
Collars  and  Cutfs. 

Export,  Import  and  Commission 
Merchants. 

Fez  Manufacturers. 

Glass-ware. 

Glove  manufacturers. 

Hardware. 

Hats. 

Laces,  Embroideries,  Underwear. 
Machinery  makers. 

Microscopes. 


Military  outfits. 

Mineral  Water. 

Mining  products. 

Musical  Instruments. 

Paper  Works. 

Printing  Blocks.  Cliches. 

Printing  Works  (Textile  goods). 
Rubber  Works. 

Ship-building  yard. 

Smokers’  Requisites. 

Spirits,  Essences,  Wines,  Cordials  &c. 
Steel-works  and  utensil-factories. 
Textile  goods:  Cotton. 

Textile  goods  :  Linen  and  jute. 
Textile  goods:  Wool  and  Half-Wool. 
Tinned  meat. 


Shmple-Stock 

of  the  Niederösterr. 
Landes = Gewerbeförderung 
VI  EN  NH,  I.  Giselastraße  2.  Cable» 
address:  LHNDESEXPORT  (during 
tbe  Fair  at  Leipzig,  Reicbsstraße  4  — 6, 
Meßpalast  »Specksbof«  Passage,  Room 
No.  26)  öfter  tbeir  Services  to  Exporters, 
Importers  and  otber  firms,  for  tbe  me* 
diation  of  tenders,  placing  of  Orders 
for  commercial  and  export  goods  of  all 
brancbes  of  industry  in  Lower  FSustria, 
stating  tbe  places  of  origin.  HU  free 
of  Charge!  615 

Permanent  Exhibition  of  Samples! 


Austrian  Banks. 

Anglo  Austrian  Bank 
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VIENNA, 

I.  Strauchgasse  1. 

(london,  £.  Z.  31  bombard  Street. 

Joint  Stock:  100,000.000  Kronen. 
Reserve  Fund:  30,000.000  Kronen. 
Branohes:  Aussig,  Bodenbaoh,  Brünn,  Brüx,  Budapest, 
Czernowitz,  Eger,  Fallcenau,  Franzensbad,  Graz,  Inns¬ 
bruck,  Johannisbad,  Karlsbad,  Karbitz,  Klattau,  Kor- 
neuburg,  Linz,  Lobositz,  Marburg,  Marienbad,  Pardu¬ 
bitz,  Pilsen,  Pirano,  Prague,  Prague- Karolinenthal, 
Prossnitz,  Saaz,  St.  Pölten,  Teplitz,  Tetschen,  Thum, 
Trautenau,  Trieste,  Wels,  Znaim. 

Zivnostenskä  Banka 
V  Praze. 

HEHD  OFFICE  HT  PRHGUE. 
Joint  Stock  K  80,000.000,  Reservefund 
over  K  25,000.000.  Brancbes:  Hbbazia 
(Expositur),  Brünn,  Budweis,  Friedek* 
Mistek,  Grado  (Expositur  of  tbe  batb* 
season),  Iglau,  Karlsbad,  Klattau, Kolin, 
Köiiiggrätz,  Krakau,  Lemberg,  Mäbr.= 
Ostrau,  Melnik,  Olmütz,  Pardubic, 
Pisek,  Pilsen,  Prossnitz,  Reicbenberg, 
Tabor,  Triest  and  Vienna  I.  Herren* 
gasse  12.  6i7 

Bent-wood  furniture. 

The  First  Austrian  ßentwood  Furniture 
Manufacturing  Co.  Ltd. 

Jacob  Si  Josef  Kobn 
Vienna. 

Bentwood  Fur¬ 
niture  for 
Hotels,  Cafes, 
Restaurants, 
Theatres  & 
Concert-Halls. 
Ordinary  and 
rieh  furniture  in 
the  best  quality. 


Bent-wood  furniture. 

Thonet  Brothers 

Vienna,’ I.  Brandstätte  Nr.  2,  Stephansplatz. 

Hamburgh,  Paris,  London,  Amsterdam  and  New  Vork.  Besides  own  Brancbes 
in  most  tapitals  of  Europe. 

First  dass  Bentwood 
Furniture. 

Furniture  for  every-day 
use  and  comfort  for  Dra- 
wing-rooms,  Dining-rooms,  Bed- 
rooms.  Nurseries  etc.  of  uniform 
quality  and  at  all  prizes. 
Fnrnisbings  for  Theatres, 
Gonoert-Halls,  Walting - rooms, 
Cafös,  Restaurants,  Offices, 
Sanatoriums  etc. 

All  kinds  of  Garden- 
Furniture. 


Blouses. 

Ignaz  Bittmann 

By  appointment  to  the  I.  &  R.  Court 

Ladies’  clothing  Department 

VIENNA,  I.  Kärntnerstraße  20 

Childrens’ clothing  Department 

VIENNA,  I.  Kärntnerstraße  12 
Xrleste  Export !  Abbazia 

.  MODELS.  - 


Buttons. 


BUTTONS  OF  METAL 

snap  fasteners  for  sewIng  and  rivetfing  on 
ladies  dresses,gloves  and  leathergoods  etc. 


TROUSERBUTTONS  (Bachelorbuttons).  HOOKS  &  EYES. 
FANCYBUTTONS,  CUFF  LINKS.  LEADING  MAKE. 

WALDES  &  CO. 

Greatest  snap  fastener  manufacturers  of  the  worid 
FACTORIES  FOR  METALGOODS 

PRAGUE-W.,  DRESDE-A.,  PARIS,  WARSAW. 

Brancbes:  PARIS,  VIENNA,  BARCELONA,  MILAN, 
LONDON  E.  C.,  NEW  YORK,  MONTREAL,  CHICAGO. 


Max  Quittner 

Vienna,  I.  Tuchlauben  18. 

Specialities  of 

Ladies’  blouses. 

Export  to  all  countries. 

Buttons. 

Gebrüder  Redibammer,  (labloiiz  o.  N. 

Perles  orientales  (Oriental  beads),  fancy  boads  and 
collar  buttons,  agate  and  Imitation  at  bone  an  corozo 
buttons  for  liosiery  and  linen  articlcs.  Fxport. 


Carpet  and  Rüg  factories. 

^  I.  r.  priv.  Carpet  & 
w  blanket  manufactories 

J.  GINZKEY 

MAFFERSDORF. 

Depots: 

Vienna,  I,  Rotenturmstraße  lo; 

Paris,  13,  ruo  d’Uzes; 

Berlin  SW.  68,  Hollmannstraße  27. 
X-unxlon,  14,  Pbland  Street. 

New  Vorli,  Union  34,  Square,  East,  Bollentin 
&  Thompson.  . 

Wholesale  only. 


Für  die  Zeitschrift 

f  it« 

übernimmt  Anzeigen  öster¬ 
reichischer  Exportfirmen  für 
den  Inseratenteil  die  Anzeigen¬ 
verwaltung: 

CHRISTOPH  REISSERS  SÖHNE 

WIEN,  V.  ARBEITERGASSE  1—7. 


P/VTENrnNWAlJS-BUREADÄ/lCfORTISCHbER^'^^Ö^Ä 

WIEN-V  l/2:fSrEfeENSTBRNGASS£;39  -fr^LEGRAMME:  SYNDICUS  WIEN-T^iusteR"  üso  modellschdf 
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Ceramics  for  Building  purposes. 


Glass-wape. 


Wlachinery  makens. 


HIQHEST  AWARD  GOLD  MEDAL 

CHICAGO  1893.  BRUSSELS  1897.  j 

Veitscher  Magnesitwerke - 
Actien  -  Gesellschaft 

Head  Office :  VIENNA,  I.  Renngasse  6. 

WORKS  at  Veitsch,  Eichberg,  Bretanau  and  Trieben. 

OPENED  IN  1881.  iy2 

Majfnesite,  raw;  Masriieslte,  sinter- 
burnt;  Najfliesite,  caustically  buriit,  in  jueces, 
assoited  in  a  (rranulated  and  pulvRrized  state. 
Majjneslte  iiiortar;  magiieslte 
StOllCK  l)urnt  to  the  highest  degree  ot  causticity, 
Standard  size  and  special  shapes;  Majjliesite 
StonCK  fiir  Martin  furnaces,  for  electric  furnaces, 
for  pig-iron  mixers,  for  blast-fiirnace  linings. 
Maifliesite  stones  for  basic  Converters. 
Telegram  address:  MAGNESIT  WIEN. 


Collars  and  Cuffs. 


F.  PETER’S  Successors 

Prop.  L.  DENHOF. 

Manufacturers 
of  collars 
and  cuffs. 

Vienna,  VII.  Neustiftgasse  73. 

Export  to  all  countries. 


Export,  Import  and  Comiiiission  Merchants. 

Alo  is  Schweiger  &  Co. 

Gesellschaft  m.  b.  H. 

Vienna. 

EXPÜRTERS  AND  IMPORTERS- 


Fez  manufacturers. 

Aktien-Gesellschaft 
der  Österr.  Fezfabriken 

VIENNA,  VI.  Getreidemarkt  1. 

Turkish-caps,  Woollen-,  Flannel-,  Camel- 
haii-blankets,  Rugs  and  carpets.  Feit  for 
paper  making,  sporting  articles  west-coo.ts. 

Purveyors  to  the  Army,  Municipal  Authorities  etc. 

Rzport  to  all  countries. 


Giass-ware. 

Erste  Böhmische  Glasindustrie-Actiengesellschaft 

VIENNA,  I.  Maria  TheresienstraBe  16 

Export  of  Moulded,  Crate  and  Picture  glass. 
Speciality  white  &  coloured  glass  for  Ornaments. 

Glasfabriken  S.  Fischmann  Söhne 

G.  tn.  b.  H. 

Teplitz-Schönau. 

Glass  Works  Teplitz- Waldthor,  Elobwald 
&  Tlsohau  (Bohemla) 

Address  for  letters :  Glasfabriken  S.  Fischmann  Söhne, 
G.  m.  b.  H.,  Teplitz-Schönau.  191 

Manufacturers  &  exporters  of  all  kinds  of 

Heavy  Glass  Botiles 

especialiy  for  beer,  wine,  cognac,  mineral  &  aerated  waters  &c. 

Oesterreichisch- Ungarische 

GLASHÜTTENGESELLSCHAFT 

(AUSTRO-HUNGARIAN  GLASS  WORKS  COMPANY] 

PRAG  (Bohemia). 

Works:  Settenz,  Hostomitz,  Kleinaugezd,  Aussig  and 
Sa)g6tarjan.  Branoh  Establishments:  Vienna  and 
Budapest.  Telegram  address:  ,,V1TREA**.  Export 
to  the  Balkans,  ibe  Levant,  North  aud  South  America, 
Asia,  Afrtca.  England  and  hai  Cok>nies.  Mann- 
faotura:  Wholesale  productioo  of  Window  Glass, 
l-^ttles  of  every  desciiption,  Ballons,  Lamp  Cb'nn- 
neys  (»MonopoU-Hartglas).  Speolallty:  Chimneys 
for  Incandescent  Gas  Light. 


Glassworks,  late  J.  Schreiber&  Neffen 

Vienna,  IX.  Liechtensteinstraße  22. 

Dep6t.s  of  sainples  Berlin:  Alexandrinen- 
straße  22;  London:  Kiesow  &  Co  ,  E.  C. 
Fore  Street  Avenue  25;  Hamburg:  Mayer  & 
Biengräber.  All  kinds  of  glasswares  &  table 
Services,  all  glasswares  for  petroleum,  gas 
&  electric  light.  Pressed  glass,  cast  glass, 
fancy  glassware. 


Glove  manufacturers. 


Franz  &  Max  Stiasny 

Vienna,  VII.  Mariahilferstraße  12. 

Manufacturers  of  Kid,  Suede,  Wabh-leatlier,  Does¬ 
kin  and  Regulation  gloves.  SpeciaUties :  Nap 
Riding  and  Driving  gloves.  All  kinds  of  linedwinter 
gloves.  Glove  makers^requisites.  Glove  leather. 

Hardware. 

JOSEF  BERAN 

Metal  and  Plated  silver  wäre  factory 

Vienna,  VII.  Neustiftgasse  84. 

Glass-setting  in  English  methods. 


BRüDEii  imim 

Hardware  Manufacturers 

Vienna,  XIII/2.  LinzerstraBe  80. 

Speciality:  Brass,  tonibac,  alu- 
minium  and  nickel  thimbles. 
Aluminium  and  tomhac  ihiiiibles  witb  adve  tisements, 
Disks,  ferrules  and  patei  t  springs  for  umbrellas 
&  parasols.  Walking- Stick  ierrnles. 
Kxport  to  all  countries» 


Hais. 


Brüder  Böbm 

Hat  manufacturers  to  the  I.  &  R.  Court. 
VIENNH,  PRHGUE  and  NEUTITSCHEIN. 
Wool',  fett-  and  Velour.Hats.  —  Bodies  and  forms. 

Export  to  atl  countries. 607 


Kaiser!,  und  königl.  Hof-Hutfabrikanten 

J.  HUckel’s  Söhne 

Neutitschein  -  Wien. 

Prämiiert  mit  höchsten  Auszeichnungen. 

Größte  und  älteste  Haarhut¬ 
fabrik  Österreich  -  Ungarns. 

Gegründet  1799.  2700  Arbeiter. 

Jahrespreduktion  oa.  3  Mlllicnen  Stück. 
Welch  und  steif,  Stumpen,  Fache.  Haar- 
filzhüte.  Spezialität:  Hüokels  Velour. 


Laces,  Embroideries,  Underwear. 


TETRA  WORKS 

for  the  manufacture  of  hygienic  textile 
Fabrics  (Robitschek’s  Patent) 


Factories  at  Chotzen  (Bohemia)  and  Vienna. 

Head  Office :  IX  Rossauergasse  3—5. 
»TETRA«,  Sport,  tourist’s  and  bathing  linen; 
hygienic  swathing  clothes,  elastic  bandages 
»CR£pE  TETRA«  (ideal  bandages). 


Fuchs,  Meindl  &  Horn 


Imp.  Royal  Privileged  Manufac- 
tories  of  Laces,  Embroi¬ 
deries,  Linen  Drapery. 


Gpaslitz  (Bohemia)  and 
Plauen  (Saxony). 

Depots:  Vienna,  I.  Hoher  Markt  1. 

IiOndon  R.  C.,  9,  Goldsmith-Street. 
Mechaniral  Embroideries.  Laces,  Application- 
and  Ki^bon-Curtains,  Ladies’  Dress  Goods.  Hlou- 
ses,  Articles  for  Hables’  Wear,  Ladies’  and  Cbil- 
drens’  body  lineo. 


ELEVATORS  &  GRANES 

#A,  FREISSLER 

MACHINE  &  ELEVATOR  MAKER 
CO'Oper.  soc.  limtd. 
VIENNA  2.n9  BUDAPEST 
X.  Erlachplatz  4.  VI.  Davidgasse  2. 

G.  Josepiiy’s  Erben 

Bielitz  (Austrian  Silesia). 

Estabiislied  1851.  More  than  900  workmen. 

Spinning  machinery 

Twisting,  reeling  &  finishing  machinery. 
Hat,  (eit,  wadding  making  &  asbestos 
spinning  machinery. 

Raw  material  &  piece-goods  drying  & 
carbonising  machinery. 

THE  BREITFELD -DANEK 
ENGINEERING  COMPANY 

PRAGUE.  200 

Brauches  ln  Aussig;  o.  E.  (Bohemia), 
Schlau  and  Blansko  (Moravia). 

Sugar  factories  and  retineries  bullt  and  fitted. 
Appllanees  and  machinery  of  every  desorlptlon  für 
mines,  Iren  and  Steel  works.  Mlll  engines  of  the  most 
up-to-date  construction.  Gas  engines  for  the  use  of 
blast-furnace  gas,  oeke-oven  er  producer  gas.  Blast 
engines  driven  by  gas  er  steam.  Hydraulic  and  pneu- 
matio  rivetting  plants  for  all  purposes.  All  classes  of 
hydraulic  presses.  Steam  turblnes  and  electric  turbo- 
generators.  All  classes  of  bollers  and  superheaters. 


IWicposcopes. 

MICROSCOPES 

for  all  scientific  and  technical  works 

OPTISCHE  WERBE 

■reicher; 

WIENVIII/2 


IWilHany  outfUs. 

Brüder  Czeezowiezka 

Head  Office :  Vienna,  IX.TÜPkenslraße  15. 

Ready  made  olotbing 
Military  body  linen  and  equipments. 


Mineral  Water. 


MATTONI  WATER  the  Empreit  of  natural  Table  Watert. 


Mining  produces. 

BERNFELD  &  ROSENBERG,  WIEN  IX/3,  AUTRIGHE  | 

PI.OHBA.OINE  TAEC 

KAOLIN  ASPHALTE  | 

B ■■■■■■■■■■■■■■■■■ 

B 

Eduard  Elbogen,  Wien 

111/2,  Dampfschiffstraße  10. 

Besitzer  von  4  Talkum- (Federweiß-)Gruben 
und  S  Talkummahlwerken.  —  Graphit,  Kaolin, 
China-Clay,  Schwerspat,  Kreide. 

Tolagtion  9222.  Telegrammadresse:  Edelbogeo. 

1 
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DAS  K.  K.  ÖSTERREICHISCHE 

HANDELSMUSEUM 

in 


WIEN,  IX.  BERGGASSE  Ki 


ein  dern  k.  k.  Handelsministerium  unterstehendes  Exportförderungsinstitut,  stellt  im  Interesse 
der  Forderung  des  österreichischen  Außenhandels  den  an  demselben  interessierten  heimischen 
rirmen  seinen  ausgebreiteten  kommerziellen  Informationsdienst  zur  Verfügung. 

Im  Rahmen  desselben  werden  Bezugsquellen  und  Absatzgelegenheiten  für  österreichische 
Produkte  namhaft  gemacht,  über  die  Absatzfähigkeit  einzelner  Artikel  auf  einzelnen  auswärtHen 
Platzen  die  Marktlage,  Usancen,  Aufmachung  etc.  Detailinformationen  gegeben,  Warenmuster 
eschaitt,  Agentur-,  Kommissions-  und  sonstige  direkte  Exportverbindungen  nachgewiesen  über 
Vertrauens-  und  Kreditwürdigkeit  auswärtiger  Firmen  Auskünfte  erteilt,  über  Lieferungsaus¬ 
schreibungen  und  ähnliche  konkrete  Absatzgelegenheiten  Mitteilungen  gemacht,  über  Handels- 
bewegung  und  Statistik,  Musterschutz-  und  Patentgesetzgebung,  technische  Fortschritte,  Verkehrs- 
und  Tarifwesen,  ausländische  Rechtsverfolgung  und  Gesetzgebung  und  sonstige  kommerziell 
wichtige  Aufschlüsse  erteilt,  fallweise  Übersetzungen  fremdsprachiger  Korrespondenz  besorgt  u.  s.w. 

..  vollständige  Sammlung  der  Zolltarife  aller  Länder  und  der  zugehörigen  Quellen 

ermöglicht  eine  rasche  und  zuverlässige  Auskunftserteilung  über  alle  Details  der  Zollgesetz¬ 
gebung  aller  Staaten.  Alle  gebräuchlichen  Telegraphen-Codes  sowie  Adreßbücher  über  alle 
Staaten  liegen  im  kommerziellen  Bureau  zur  Benützung  auf. 


D  ..  ausbreitendes  Netz  von  Exposituren  in  Deutschland,  in  der  Türkei,  in 

Rumänien,  Bulgarien,  Bosnien  und  der  Herzegowina,  in  Asien  und  in  Amerika  sowie  seine 
zahlreichen  I^rrespondenzstellen  in  den  meisten  Staaten  ist  das  k.  k.  österreichische  Handels- 
museum  m  FühHr^  mit  den  kommerziellen  Kreisen  der  betreffenden  Gebiete  und  vermag- 
unrnittelbar  für  die  Entwicklung  von  Exportbeziehungen  tätig  zu  sein  sowie  in  konkreten  Fällen 
im  Interesse  des  heimischen  Absatzes  und  seiner  Abwicklung  einzuschreiten. 

Dieser  gesamte  umfassende  Außenhandels-  und  Informationsdienst  steht 
österreichischen  Firmen  unentgeltlich  zur  Verfügung.  Nur  für  die  Beschaffung 
von  Kreditauskünften  werden  zum  teilweisen  Ersätze  der  Selbstkosten  mäßige 
Gebühren  eingehoben. 


Dazu  kommt  noch  ein  vielseitiger  Publikationsdienst  des  k.  k.  österr.  Handelsmuseums. 
Die  Wochenschrift 


„DAS  HANDELSMUSEUM“ 

bietet  eine  Revue  über  alle  für  den  internationalen  Handel  wichtigen  Ereignisse,  wirtschaft- 
iche  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  die  Bewegung  in  Industrie  und  Handel  sowie  deren 
Urganisation,  technische  Neuerungen,  allgemeine  Absatzgelegenheiten  u.  s.  w. 

^  wirtschaftliche  Entwicklung  der  überseeischen  Staaten,  insbesondere  des  Orients, 

nndet  eine  besondere  Behandlung  gleichfalls  in  der  vom  k.  k.  österr.  Handelsmuseum  heraus¬ 
gegebenen 

•  * 

„Österreichischen  Monatsschrift  für  den  Orient“. 

Die  vom  k.  k.  österr.  Handelsmuseum  herausgegebene  und  dreimal  wöchentlich 
erscheinende 

•  • 

„Österreichisch-Ungarische  Consular-Correspondenz“ 

Ht  nimmehr  das  einzige  Organ^  für  die  rasche  und  regelmäßige  Vermittlung  der  kommerziellen 
Berichte  der  k.  u  k.  Konsularämter  und  enthält  nebst  dem  wichtigen  konsularischen  kommer¬ 
ziellen  Informationsmaterial  eine  regelmäßige  und  vollständige  Übersicht  der  auswärtigen 
Insolvenzen  sovvie  die  ausländischen  Lieferungsausschreibungen,  berichtet  fortlaufend  und  in 
rezentester  Weise  über  die  geschäftlichen  Konjunkturen  und  gibt  Winke  für  den  Export 
sowie  zur  Anknüpfung  von  Handelsbeziehungen  im  Auslande.  Die  ,,Consular-Correspondenz“ 
wird  als  Manuskript  gedruckt  und  nur  im  Inlande  abgegeben. 

Außerdem  werden  in  zwangloser  Folge 

„KOMMERZIELLE  BERICHTE“ 

monographischer  Darstellung  wichtige  und  umfassendere  Themen  und 
Materien  von  kommerziellem  Interesse  behandeln. 
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Musical  instruments. 


Bohland  &  Fuchs 

Graslitz,  Bohemia. 

Manufacture  of  Musical  Instruments  of 

all  Systems  orcbestras  and  military  baiids.  Spe- 
ciality;  Kine  Urass  Wind  Instruments  witli  rotary 
and  piston  valves.  Signal  instruments  for  the  army. 
llnims,  kettledrums,  cymbals,  clarionet«,  fliites, 
saxophones,  lyres  (glockenspiels)  etc.  Exportation 
to  every  country  of  the  world.  Kepresentatives  in 
New-York,  London,  Hamburg,  Mailrid,  (.  onstanti- 
nople,  Stockholm.  Catalogues  gratis  and  post-free. 
T.argest  establisbment  in  this  line. 


Paper  Works. 


Leykam -Josefsthal 

ActiBn-Gesellsdiaft  für  Papier-  und  Drudiindustrie 

Annual  production  50.800  t.  papers  of  all  descrip- 
tions,  fine  cardboards,  paste-boards,  36.000  t.  Sul- 
phite  Pulp.  Export  to  all  parts  of  the  world. 

United  Enterprises:  2S4 

HEINRICHSTHAL  PAPER  MILLS  COY.  LD. 

LATE:  MARTIN  KINK  &,  CO. 

THE  I.  4  R.  PRIV.  PITTEN  PAPER  MILLS  CO.  LD. 

GALICIAN  PÄPER  MILLS  CO,  LD„  LATE:  GEBR.  FIÄLKOWSKI. 
HEAD  OFFICE:  Vienna,  I.  Kaiser-Wilhelm-Ring  2. 


Printing  Works.  (Textile  goods.) 


Cotton  -  uiiil  'rücl»er<Iruckfat>riU 

ARNOLD  ROSENTHAL 

WIEWr,  I.  SALZORIES  II  — 13. 


Rubber  Works. 


l  PIETTE 

Paper-Mill  Freiheit: 

Superfinest  Digaretle-  and  Pectoralpapers,  Tissue-,  Copying- 
flower  and  crinkled  papers, Carbon-, Condenser-.Stereolype- 
Cotton-,  BIble  and  porcelainsllkpapers 

Wall-paper  Mül  Bubentsch: 

Wall'papers  of  all  Uinds.  375 

Exportation!  Highest  Awards! 

Theresienthaler  Papierfabrik 

von 

ELLISSEN  ROEDER  &  CO. 

Aktiengesellschaft 

WIEN. 

Papierfabriken  in  Hausmening  und 
Kematen,  N.-Ö. 

Zellulosefabriken  in  Kematen,  N.-Ö. 
und  Weißenbach  a.  d.  Enns,  Steiermark. 
Vertretungen  : 

Berlin,  Hamburg,  Dresden,  Brüssel,  Paris, 
London,  Konstantinopel,  Kairo. 

Printing  blocks.  Cliches. 


Lurie  &  Bauer 

Branch:  Vienna,  VII.  Burggasse  83. 

Factory:  Brüsau. 

Specialities;  Elastic  webs  for  garters  and 
braces.  —  Export  to  all  countries. 


The  „Semperit“  Austro- 
American  RubberWorks  Ltd. 

VIENNA  XIII/3.  —  India  Rubber  Goods  for 
Mechanical  Purposes,  High  Pressure  Jointings 
(It-Platten),  Asbestos  Rubber  Goods,  Asbestos 
Goods  .Motor  Car  Tyres,  Bicycle-Tyres,  Solid  Tyres 
for  cars  of  every  kind,  I.  R.  Balls,  Heels,  Tennis 
Balls  (Eagle  Brand),  Bed  Sheetings,  Waterproof. 
Represented  in  all  important  places  of  the  world. 
WORKS  in:  Vienna- Breitensee,  Traiskirchen, 
Wysocan  near  Prague. 

Ship»building  yard. 

The  Ship-building  yard 

at  LINZ  on  the  Danube 

of  the  Stabilimento  Tecnico  Triestino 

undertakes  the  construction  of  beuziue  and  Oil 
motors,  Steamers,  motorboats,  steam-tng:s, 
ferry-boats,  dredgers  and  also  river  and 
lake-vessels  of  all  sorts.  283 

■  Own  foundry.  ■ 


Textile  goods.  Cotton. 

Brüder  Czeczowiczka 

Cotton  spinnin^  and  Ready  made  clothing 

Head  office:  VIKXNA  IX,  TürkenstraÜe  15. 
Kxports:  American  Drill,  Shirtings,  Cabots  and 
unbleacbed  Linens  and  Calicos  Khaki  and  blue  coats 
forsoldiers.  UnderclothingforsolJiersand  workmen 

F.  M.  HWMMERLE 

53,  Franz- Josef -Kai,  Vienna  I. 

Cotton  Mills,  Weavers,  Bleachers 
&•  Dyers,  Finishers  &  Dressers  etc. 
DORNBIRN,  Vorarlberg,  Austria. 
Eirst  Rate  Cioods  only. 

Chiei  Manufacture:  Coloured  Webs  for 
Clothes  &  Linen.  Cepliyrs.  Fancy  Stuffs,  Wool  & 
Silk  Mixtures.  Cloth  for  making  Dresses,  Fustians, 
Linen  Goods,  Linings. 


Textile  goods.  Linen  and  jute. 

Heinrich  Klingen 

Head  office:  Vienna,  I.  Rudolfsniatz  Nr.  13a. 
Depots:  Budapest,  Prague,  Briinn,  Trieste. 
Factorles:  Zwittau,  Trautenau,  Pressburg, 
Liptösztmildos,  Sepsisztgyörgy.  —  Speclall- 
tles:  Sail  cloths.  Teilt  canvas,  Sliip  canvas, 
Jute  cloths,  Tarpaulings,  Hoses,  Military 
equipment  &  Railway  articles,  leather  and 
wax-cloths  &c. 


Vereinigle  Jule-Fabriken: 

Erste  österreichische  3ute«Spinnerei  und  Weberei, 
Hctien. Gesellschaft  der  Grsten  Ungarischen  Gute. 
Spinnerei  und  Weberei  und  Consorten. 
Earjfest  Jute  worfes. 


Smokers’  Requisites. 


Factorles:  Simmering  and  Floridsdorf  near 
Vienna,  Budapest,  Lajta-Ujfalu,  Eipel,  Traulenau, 
Jaromef,  Königinhof,  Würbenthal,  Pressbourgh, 
Zwitiau,  Troppau,  Hohenelbe,  Golö-Jenikau,  Hie- 
litz,  Topkowitz-Kartitz,  Hlinsko,  Arnau,  Bninn. 
Selling  Offices:  Vienna,  I.  Börsegasse  18. 

Budapest,  V.  Aullchgasse  8. 
Prague,  Bredauergasse  10. 
Buoarest,  Strada  Luccaol  6. 
Zürich,  Sihiquai  268. 

Furnish  all  kinds  of  bags  andpack- 
cloth  of  cotton  and  other  Substi¬ 
tutes  for  jute  at  lowest  prices. 


MC.  FRISCHER,  VIENNA,  VI.  Millergasse  48. 

Exporter  of  Smokers’  requisites,  Wooden  ar¬ 
ticles,  Trays,  Garden  furniture,  Kitchen  Uten¬ 
sils  etc. 


Adolf  &  Alexander  Jacobi 

Vienna,  Vlll.  Sopron  CHungary]. 

Cigarette  papers  and  holders.  Papercigar  holders 
with  quill  inouth  piece. 

Export  and  Import  to  Spain,  Norlli  America. 
France  and  Russia. 

Agents  in  Spain  and  North  America. 


Spirits,  Essence8,Wines,Cortiials&c. 


C.  ANGERER  &  GOSCHL 

Photo-Chemigraphs  to  the  I.  &  R.  Court 
VIEMMA  XVi;i. 

The  best  printing  blocks.  242 

Printing  Works.  (Textile  goods.) 

K.k.  priv.  Neunkirchner 
Druckfabriks- 
Actien  -  Gesellschaft 

Bleaohing,  Printing,  Dyeing  &  Finishing 
of  Cotton,  Woollen  &  Silk  goods. 

FACTORIES:  Neunkirch.-n  (I  ^ower  Austria), 
MuUlweiÜenburg  (Hungaryj. 

P£FOT:  Vienna,  I.  Vorlaufstraße  Nr.  1. 


BRÜDER  JANOU^EK 

Steam-factorles  of  volatlle  olls  and  Chemical 
,,5,.,  Products,  PRAGUE-KAROLINENTHAL. 
Branoh-offloe:  VIENNA,  IX.  Alserstraße  54. 
Plantügesfor  feeds  and  vegetables  at  Liboch  o.  Elbe. 

Branch-faotory :  Prato  near  Florenc  (Italia). 
Founded  1883.  Export  to  all  oountries. 

Volatlle  olls,  free  from  terpene,  hlghly  concen- 
trated!  Essences  of  liqueurs,  rum  and  cognac. 
Essences  of  frult-lemonades  made  of  fresh  fruit. 
Special  fabricatlon  of  all  kinds  of  aromatic 
olls.  196 


Steel-works  and  utensil-factories. 


Böhler  Steel. 


603 


The  Bobler  Steel  Co.  control  tbe  manufacture 
ot  tbeir  steels  from  mine  to  market  tbus  en- 
suring  unvarying  uniform! ty  and  highest  quality. 
VIENNR  (I,  12,  Elizabetbstr.).r Sheffield,  Paris, 
Berlin  and  oll  otber  places  of  importance. 


RUDOLF  SCHMIDT  &  CO.,  WIEN 

X.  Favoritenstraße  213. 

Gullstahl-  u.  Martinstahlwerk,  Walz-,  Hämmer-  u. 
Prellwerk,  Feilenfabrik. 

Spezialitäten:  Schnelldreh-Revolverstahl  5  0. 

Qualitäts-Werkzeugstähle.  GeschoBstähle. 
Stahl  für  die  verschiedensten  Vcr.\veiidungszwecke. 
Feilen  und  Raspeln  bester  Qualitüt. 

„AJA  X“  Patent  -  Blattfederhämmer. 


Textile  goods.  Wool  and  Half-Wool. 

William  Beck  &  Sons 


VIENNA,  VI. 
Mannfacturers  of  armyoloth.  uniformes 
and  covers. 


lg.  Klingel,  Exporl,  Wien. 

Fabriken  in  Neustadt  a.  X.,  Junjf- 
bunzlau,  Kratzau ,  Niemes. 

Modestoffe  für  Damenkleider,  -kostüme, 
mäntel;  Damentuche,  Anzug-  und  Mantel¬ 
stoffe  für  Herren,  Orienttuche,  Hemden¬ 
stoffe,  Futterstoffe,  bedruckte  Wollkasch- 
mire  und  Tücher. 


The  Troppau  cloth  and  Woollen  Factorles  Ltd. 

Jacob  Quittner  &  Söhne 

Vienna,  I.  Wipplingerstraße  30. 

Manufacturers  of  Military  cloth  and  all  kinds  ot 
pure  wool  goods.  Army  contractors. 


Tinned  meat. 


Erste  böhmische  Actien-Gesellschaft  orienta¬ 
lischer  Zuckerw^ren-  u.  Chocoladen-Fabriken 

formerly  A.  MÄRST"  uweetmeats  and  Chocolale),  Kgl.  Weinberge. 
Bränches-  PRAGUE,  BRUNN.  VIENNA. 

Manufacturers  of  Oriental  confeotionery, 
Chocolate,  The  oelebrated  effervesoent 
Lernen  Crystals,  Cocoa,  Blsonits  for  tea 
and  wine. 

Exporters  to  the  Orient,  Asia,  Africa,  U.  S.  of 
Amerika. 

Agencies  m  Egypt,  Turkey,  Servia,  Bulgaria, 
Greece. 


iravian  l\m  üeiineinoüely. 

(Verein  Mährischer  Zuckerfabriken.) 

Olmütz  (Mora via). 

Export:  Sugar,  Spirits,  Potash. 


VERANTWORTLICHER  REDAKTEUR; 
DR.  EMIL  LOE  W 


DRUCK  UND  ANZEIG ENVERWALTUNG: 
CHRISTOPH  REISSEK’S  SÖHNE,  WIEN  V. 
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